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Die  Ergebnisse  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung 
während  der  Jahre  1901  bis  1908. 

Seiner  Majestät  dem  Kaiser  ist  im  vergangenen  Jahre  wiederum  ein 
Bericht  über  die  'Ergebnisse  der  Reichs -Post-  und  Telegraphen  Verwaltung 
während  des  verflossenen  fünfjährigen  Zeitraums  erstattet  worden.  Der  darauf- 
hin ergangene,  in  Nr.  70  des  Amtsblatts  des  Reichs-Postamts  für  1906  ver- 
öffentlichte Allerhöchste  Erlaß,  in  welchem  Seine  Majestät  der  Kaiser  Aller- 
höchstseiner Befriedigung  über  die  stetig  fortschreitende  Entwicklung  des 
Post-  und  Telegraphenwescns  im  Deutschen  Reiche  in  anerkennenden  Worten 
Ausdruck  verliehen  und  den  Herrn  Reichskanzler  ermächtigt  hat,  dem 
Staatssekretär  des  Reichs- Postamts  und  den  Beamten  seiner  Verwaltung  für 
ihre  erfolgreiche  Arbeit  Allerhöchstseinen  Dank  auszusprechen,  wird  bei 
allen  Angehörigen  der  Verwaltung  lebhafteste  Freude  und  Genugtuung 
hervorgerufen  haben. 

In  den  einzelnen  Abschnitten  des  Berichts,  der  den  Zeitraum  vom 
1.  April  1901  bis  zum  31.  März  iqoö  umfaßt,  ist  dargelegt,  wie  die  vor- 
handenen Einrichtungen  der  Post  und  Telegraphie  erweitert  und  verbessert 
worden  sind,  was  an  Neuem  entstanden  ist,  und  wie  die  Fürsorge  für  das 
zahlreiche  Personal  in  wirtschaftlicher  und  gesundheitlicher  Beziehung  die 
Verwaltung  unausgesetzt  beschäftigt  hat.  Das  in  Post  und  Telegraphie 
verkörperte  Verkehrswesen  verdankt,  wie  es  in  den  Vorbemerkungen  zu 
dem  Berichte  heißt,  die  ungestörte  Entwicklung  im  Innern  und  in  den 
auswärtigen  Beziehungen  den  gefestigten  Reichseinrichtungen  und  dem 
mächtigen  Schutze,  den  das  Reich  nach  außen  gewährt.  Dadurch,  daß  die 
Arbeit  in  den  Laboratorien  -1er  Gelehrten,  in  den  Werkstätten  der  Industrie 
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und  in  den  Kontoren  der  Kauflcute  dem  Wirtschattsieben  immer  neue 
Antriebe  gegeben  hat,  sind  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Post  und  Tele- 
graphie  immer  größere  Anforderungen  gestellt  worden.  Die  Verwaltung 
hat  aber  diesen  Ansprüchen  Rechnung  getragen  und  ihre  Einrichtungen  nach 
innen  und  außen  ausgebaut;  auch  ist  sie  ihrer  Aufgabe  nach  Kräften  treu 
geblieben,  den  Interessen  von  Stadt  und  Land  gleichmäßig  zu  dienen  und 
verkehrsschwache  Gegenden  wirtschaftlich  zu  beleben.  Besonders  erstaunlich 
ist  beim  Rückblick  auf  die  letzten  fünf  Jahre  der  außerordentliche  Auf- 
schwung, den  das  Fernsprechwesen  genommen  hat. 

Wir  entnehmen  dem  Berichte  die  nachstehenden  bemerkenswertesten 
Einzelheiten. 

Die  Zahl  der  Postanstalten  ist  in  den  5  Berichtsjahren  von  32045 
auf  32999,  die  Zahl  der  Reichs-Telegraphenanstalten  von  16419 
auf  22255  gestiegen,  21495  von  diesen  haben  Fernsprechbetrieb.  Außerdem 
waren  1905  noch  vorhanden:  20  selbständige  Fernsprechämter  und  85  öffent- 
liche Fernsprechstellen.    Es  entfielen: 

auf  je  eine  Postanstalt    auf  je  eine  Telegraphenanstalt 
qkm  Einwohner  qkm  Einwohner 

I900   13,9  I498  27,1  2924 

i9°5   13.5  1570  20,0  2327. 

Hierbei  muß  berücksichtigt  werden,  daß  die  Einwohnerzahl  in  den  letzten 
Jahren  um  3  787  933  Seelen  gewachsen  ist,  und  die  Dichtigkeit  der  Be- 
völkerung beständig  zunimmt. 

Bei  der  Erweiterung  des  Telegraphennetzes  haben,  wie  in  den  vorher- 
gehenden Jahren,  die  Verkehrsbedürfnisse  der  Landbewohner  besondere 
Berücksichtigung  gefunden.  Auch  ist  wiederum  den  Interessen  der  Landes- 
verteidigung und  der  allgemeinen  Wohlfahrt  durch  Einrichtung  neuer  Tele- 
graphenanstalten in  den  Grenz-  und  Küstengebieten  sowie  in  den  Über- 
schwemmungsgebieten Rechnung  getragen  worden. 

Den  bestehenden  See-Telegraphenanstalten  sind  weitere  fünf,  näm- 
lich die  in  Außenjade-Feuerschiff,  Cuxhaven,  Elbe-Feuerschiff  Eins,  Schillig 
und  Leuchtschiff  Weser  hinzugetreten,  so  daß  gegenwärtig  insgesamt  15  See- 
Telegraphenanstalten  im  Betriebe  sind,  davon  10  mit  Funkentelegraphen- 
apparaten ausgerüstete 

Auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  wurde  durch  das  eine  Ergänzung 
des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873  bildende  Gesetz  vom  23.  Mai 
1903  dem  Übclstand  abgeholfen,  daß  den  in  tropischen  und  subtropischen 
Ländern  bei  Postanstalten  außerhalb  der  deutschen  Schutzgebiete,  wie  in 
Peking.  Schanghai,  Tientsin  usw.  beschäftigten  deutschen  Post-  und  Tele- 
graphenbeamten  bisher  die  in  diesen  Ländern  verbrachte  Dienstzeit  nicht  in 
gleicher  Weise  wie  den  gesandtschaftlichen  und  Konsulatsbeamten  und  den 
in  den  deutschen  Schutzgebieten  beschäftigten  Kaiserlichen  Beamten  doppelt 
angerechnet  werden  konnte.  Wir  verweisen  bezüglich  dieses  Gesetzes  auf 
unsere  Besprechung  im  Archiv  1903,  S.  399  ff-  Ferner  sind  die  wesent- 
lichsten Bestimmungen  des  Gesetzes  über  das  Telegraphcnwesen  des  Deutschen 
Reichs  vom  6.  April  1892  durch  die  Allerhöchste  Verordnung  vom  16.  Oktober 
1901  auf  das  Kiautschougebiet  übertragen  worden.  Für  die  übrigen  Kolonien 
ist  das  Telegraphenregal ,  wie  der  Vollständigkeit  halber  vorweg  bemerkt 
wird,  durch  die  Allerhöchste  Verordnung  vom  15.  Juni  1906  ebenfalls  fest- 
gelegt worden. 

Welche  Ansprüche  durch  die  sozialpolitische  Gesetzgebung  an  die 
Post  gestellt  werden,   ergibt  sich   daraus,   daß   in  den  letzten   5  Jahren 
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durch  die  Postanstalten  auf  Grund  der  Unfallversicherungsgesetze  und  des 
Invalidenversicherungsgesetzes  Betrage  von  mehr  als  einer  Milliarde  Mark 
ausgezahlt,  und  an  den  Postschaltern  21  4  Milliarden  Stück  Versicherungs- 
marken  im  Werte  von  nahezu  600  Millionen  Mark  verkauft  worden  sind. 

Für  die  Auszahlung  der  Unfallentschädigungcn  und  Invalidenbezüge  am 
Monatsanfange  sind  wegen  der  zunehmenden  Zahl  der  Empfänger  bei  den 
Postämtern  nach  Bedarf  besondere  Zahlstellen  eingerichtet,  und,  wo  die  vor- 
handenen Diensträumc  nicht  ausreichten,  andere  Räume  für  Rechnung  der 
Postkasse  gemietet  worden.  Um  gebrechlichen  Leuten  das  Warten  auf 
Abfertigung  zu  erleichtern,  sind  in  den  Zahlräumen  Sitzgelegenheiten  auf- 
gestellt worden.  Zur  Zahlung  von  Renten  wird  neuerdings  auch  das  Land- 
bestellpersonal herangezogen. 

Die  Personalverhältnisse,  die  für  die  Beamten  der  mittleren  Lauf- 
bahn im  Jahre  1900  neu  geregelt  worden  waren,  haben  durch  den 
Allerhöchsten  Erlaß  vom  3.  Februar  1902  für  die  Beamten  der  höheren 
Laufbahn  eine  Gestaltung  erfahren,  wie  sie  bei  den  übrigen  Reichs- 
behörden üblich  ist.  Die  künftigen  Anwärter  der  höheren  Laufbahn  sollen 
sich  nach  einer  einjährigen  Elevcnzeit  einem  dreijährigen  akademischen 
Studium  unterziehen  und  werden  sodann  nach  Ablegung  der  ersten  Prüfung 
zu  Postreferendaren  ernannt  werden.  Nach  Verlauf  von  drei  weiteren 
Jahren  ist  die  zweite  Prüfung  abzulegen,  nach  deren  Bestehen  die  Er- 
nennung zum  Postassessor  und  später  je  nach  Befähigung  usw.  und  Ge- 
legenheit die  Beförderung  in  die  oberen  Stellen  der  Verwaltung  erfolgen 
wird.  Anwärter  der  neuen  höheren  Laufbahn  sind  bekanntlich  noch  nicht 
angenommen  worden,  weil  der  Bedarf  durch  die  vorhandenen  Anwärter  der 
bisherigen  Laufbahn  vorläufig  noch  gedeckt  ist. 

Mit  Rücksicht  auf  die  gesteigerte  Wichtigkeit  des  Vcrwaltungs-  und 
Aufsichtsdienstes  sind  im  Jahre  1902  bei  den  Ober- Postdirektionen 
100  Stellen  für  Hilfsreferenten  neu  eingerichtet,  und  ferner  seit  dieser 
Zeit  die  Kassierer  bei  den  Post-  und  Telegraphenämtern  I  durch  Orts- 
au fs  i  ch  tsbeam  te  ersetzt  worden,  die  ebenso  wie  die  Hilfsreferenten  den 
Titel  Inspektor  führen.  Die  im  Zusammenhange  mit  der  Umgestaltung 
der  Beamtenverhältnisse  erfolgten  Änderungen  in  den  Amtsbezeich- 
nungen (Einführung  der  Titel  Ober- Postpraktikant ,  Ober- Postinspektor, 
Ober- Postassistent,  Ober-Telegraphenassistent,  Verleihung  des  Titels  Post- 
sekretär oder  Teiegraphensckretär  an  Beamte  der  mittleren  Laufbahn  sogleich 
nach  dem  Bestehen  der  Sekretärprüfung  und  an  Oberassistenten  und  voll- 
beschäftigte Postvcrwalter ,  die  die  Sekretärprüfung  nicht  abgelegt  haben, 
20  Jahre  nach  der  ersten  etatmäßigen  Anstellung,  Verleihung  des  Titels 
Kanzleisekretär  an  die  Kanzlisten)  sind  unseren  Lesern  hinreichend  bekannt 
und  können  daher  hier  übergangen  werden.  Erwähnt  sei  indes  noch ,  daß 
die  Sekretärprüfung  in  den  5  Berichtsjahren  von  2675  Assistenten  aus  der 
Klasse  der  Zivilanwärter  und  von  234  Assistenten  aus  der  Klasse  der 
Militäranwärter  mit  Erfolg  abgelegt  worden  ist. 

Die  fortgesetzt  wachsende  Ausdehnung  des  Fernsprech-  und  Telegraphen- 
betriebs  hat  es  notwendig  gemacht,  die  Matcrialienvcrwaltungen  am  Sitze 
der  Ober- Postdirektionen  mit  den  Apparatwerkstätten  zu  vereinigen;  den 
vereinigten  Dienststellen,  welche  die  Bezeichnung  Telegraphenzeugamt 
führen,  sind  besondere  Beamte  mit  dem  Titel  Lagervcr walter  beigegeben 
worden,  die  aus  der  Klasse  der  Telegraphenmechaniker  entnommen  werden. 

Auch  in  den  Titeln  und  Uniformen  der  Unterbeamten  sind 
Änderungen  eingetreten,  z.  B.  die  Einführung  der  Titel  Ober-PostschafTner, 
Ober-Briefträger  und  Ober  Lei tung>aut'seher  und  die  Verleihung  von  goldenen 
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Schulter- Plattschnüren  an  etatmäßig  angestellte  Unterbeamte  nach  einer 
Gesamtdienstzeit  von  15  Jahren. 

Weibliche  Personen  sind  im  Fernsprechdienst  und  in  größeren 
Telegraphenbetrieben  weiter  mit  Krfolg  verwendet  worden;  dagegen  werden 
sie  im  Postdienste  nur  noch  in  beschränktem  Umfange  zugelassen.  Im 
März  1906  waren  12  581,  darunter  1794  etatmäßig  angestellte,  Post-  und 
Telegraphengehilfinnen  beschäftigt. 

Zur  Befriedigung  des  dienstlichen  Bedürfnisses  und  zur  Verbesserung  der 
Anstellungsverhältnisse  der  Beamten  und  Unterbeamten  sind  die  etatmäßigen 
Stellen  aller  Klassen  erheblich  vermehrt  worden.  Im  Berichtszeiträume 
sind  insgesamt  28165  etatmäßige  Stellen,  darunter  allein  10700  für  Assistenten 
und  15223  für  Unterbeamte,  neu  geschaffen  worden.  Auch  die  Gehalts- 
verhältnisse verschiedener  Beamten-  und  Unterbeamtenklassen  sind  ver- 
bessert worden.  Die  Postagenten  bei  großen  Postagenturen  haben  dadurch 
eine  Aufbesserung  erfahren,  daß  im  Jahre  1905  150000  Mark  zu  Ent- 
schädigungen für  Dienstunkosten  der  Postagenten  neu  in  den  Etat  eingestellt 
worden  sind. 

Unter  Aufwendung  recht  bedeutender  Mittel  ist  das  Arbeitsmaß  der  Be- 
amten und  Unterbeamten  weiter  vermindert  und  allmählich  bei  großen  Verkehrs- 
ämtern und  sonstigen  schwierigen  Betriebstellen  durchweg  auf  das  Mindest- 
maß (für  männliche  Beamte  48,  für  weibliche  Beamte  42,  für  Unterbeamte 
60  Stunden  wöchentlich)  herabgesetzt  oder  diesem  nahe  gebracht  worden. 

Das  Gesamtpersonal  ist  von  202587  Köpfen  (darunter  82861  Beamten) 
im  Jahre  1901  auf  243766  (darunter  97  698  Beamte)  im  Jahre  1905  an- 
gewachsen. 

Hinsichtlich  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  der  Beamten  wird 
erwähnt,  daß  die  am  31.  März  1905  geschlossene  Post-  und  Telegraphen- 
schule während  ihres  zwanzigjährigen  Bestehens  zahlreiche  Beamten  in 
ihrer  fachwissenschaftlichen  Ausbildung  nachhaltig  gefördert,  den  Sinn  für 
wissenschaftliche  Arbeit  gestärkt  und  somit  den  mit  ihrer  Begründung  be- 
absichtigten Zwecken  in  jeder  Beziehung  entsprochen  hat.  Ferner  wird  auf 
das  befriedigende  Ergebnis  hingewiesen,  das  mit  den  seit  dem  Herbste  1904 
bei  dem  Telegraphen -Versuchsamt  in  Berlin  eingerichteten  Kursen  erzielt 
worden  ist,  zu  denen  alljährlich  vierzig  höhere  Beamte  auf  die  Dauer  von 
a/4  Jahren  einberufen  werden.  Die  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  der 
Beamten  dienende  Bücher-  und  Karten  Sammlung  des  Reichs-Postamts 
umfaßte  Ende  März  1906  45000  Bände  und  29000  Kartenblätter.  Die 
Büchersammlungen  der  Ober -Postdirektionen  wiesen  einen  Bestand  von 
66000  Werken  mit  124000  Bänden  auf,  die  jährlich  von  96000  Lesern 
(40  000  Beamten  und  56  000  Unterbeamten)  gegenüber  nur  42  000  im  letzten 
Berichtszeiträume  benutzt  wurden. 

Der  alljährliche  Erholungsurlaub  ist  weiter  ausgedehnt  worden;  die 
Erreichung  des  Endziels  der  Verwaltung,  allen  Beamten  und  Unterbeamten 
ohne  Ausnahme  Urlaub  zu  gewähren,  steht  in  sicherer  Aussicht.  Während 
früher  die  etatmäßig  angestellten  Beamten  und  die  Gehilfinnen  14  Tage  bis 

3  Wochen,  die  nicht  etatmäßig  angestellten  Beamten  und  die  Unterbeamten  bis 
zu  10  Tagen  beurlaubt  wurden,  können  seit  1905  im  Sommer  die  älteren 
Beamten  bis  auf  4  Wochen,  die  älteren  Unterbeamten  bis  auf  14  Tage  und  in 
den  Wintermonaten  etatmäßig  angestellte  Beamte  und  die  Gehilfinnen  bis  zu 

4  Wochen,  die  nicht  etatmäßig  angestellten  Beamten  bis  auf  18  Tage  zur 
Erholung  beurlaubt  werden.    Im  Jahre  1905  sind 

93.5  v.  H.  aller   etatmäßig  angestellten  männlichen   Beamten  durch- 
schnittlich K), 8  Tage. 
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95, j  v.  H.  aller  nicht  etatmäßig  angestellten  männlichen  Beamten  durch- 
schnittlich 12,7  Tage, 

90,8  v.  H.  aller  Gehilfinnen  durchschnittlich  15,4  Tage. 

97,5  v.  H.  aller  etatmäßig  angestellten  Unterbeamten  durchschnittlich 
10,3  Tage  und 

65,1  v.  H.  aller  nicht  etatmäßig  angestellten  Unterbeamten  durchschnitt- 
lich 6,5  Tage 

zur  Erholung  beurlaubt  gewesen.  Die  Sonntagsruhe  ist  für  das  gesamte 
Betriebspersonal  nach  dem  Grundsatze  durchgeführt  worden,  daß  jeder 
Beamte  und  Unterbeamte  in  einem  Zeiträume  von  2  Wochen  für  einen 
Sonntag,  sei  es  für  den  ganzen  Tag  oder  für  zwei  halbe  Sonntage,  vom 
Dienste  befreit  wird;  ein  ganz  freier  Sonntag  ist,  soweit  es  sich  nicht  öfter 
ermöglichen  läßt,  mindestens  in  je  4  Wochen  zu  gewähren.  Zahlreiche 
Beamten  und  Unterbeamten  genießen  Sonntagsruhe  weit  über  das  grund- 
sätzlich festgelegte  Maß  hinaus. 

Die  41  Post- Krankenkassen  zählten  Ende  1905  36384  Mitglieder 
(gegen  24  844  Ende  1900).  Die  Kassenbeiträge  der  Mitglieder  waren  Ende  11)05 
im  Durchschnitt  auf  2.35  v.  H.  des  Diensteinkommens  festgesetzt.  Von  den  ver- 
sicherungspflichtigen Mitgliedern  werden  a/3  des  Beitrags  eingezogen,  während 
auf  die  Postkasse  übernommen  wird;  freiwillige  Mitglieder  zahlen  den  vollen 
Beitrag.  Die  Krankenunterstützung  wird  seit  dem  1.  April  1906  bei  38  Kassen 
(statt  17  am  I.  April  1901)  für  39  Wochen  gewährt;  nur  bei  3  Kassen 
(gegen  24  am  I.  April  1901)  ist  ihre  Dauer  auf  26  Wochen  beschränkt. 
Die  Gesamtausgabe  der  Kassen  hat  1905  740822  Mark  (gegen  379016  Mark 
im  Jahre  1900)  betragen.  Ihr  Vermögen  ist  von  378  161  Mark  Ende  1900 
ai,f  595  374  Mark  und  der  Reservefonds  von  368342  Mark  Ende  1900 
auf  576  144  Mark  am  Schlüsse  des  Jahres  1005  angewachsen. 

Das  Vermögen  der  Kaiser-Wilhelm-Stiftung  für  die  Angehörigen 
der  Reichs-Post-  und  Telegraphcnverwaltung  hat  sich  durch  Zuwendungen 
und  Geschenke  auf  671  500  Mark  (gegen  634  700  Mark  Ende  März  1901) 
in  Hypotheken  und  Wertpapieren  erhöht,  abgesehen  von  den  zum  Vermögen 
der  Stiftung  noch  gehörenden  32600  Mark  in  Dokumenten  über  2  Freistellen 
im  Zivil -Waisenhause  zu  Potsdam  und  weiteren  50000  Mark  in  Dokumenten 
über  die  Erwerbung  von  5  Freistellen  im  Wilhelmsstifte  zu  Charlottenburg. 
Aus  den  Einkünften  der  Stiftung  sind  137 164  Mark  gewährt  worden,  nämlich  : 

an  Reisestipendien  für  20  Beamte   11  900  Mark, 

an  Studienstipendien  für  Angehörige  von  Beamten  und 

Unterbeamten  in  233  Fallen   40900 

an  Unterstützungen  für  Beamte  und  Unterbeamte  und 

deren  Hinterbliebene  in  995  Fällen   84364     -  . 

Das  Vermögen  der  Post  - Unterstütz  ungskasse  betrug  Ende  März  1906 
9<>o  150  Mark;  aus  dieser  Kasse  wurden  1905  8422  Personen  unterstützt. 

Den  Post-Spar-  und  Darlehns vereinen  für  Angehörige  der  Reichs- 
Post-  und  Telegraphcnverwaltung  gehören  mehr  als  neun  Zehntel  der  Beamten 
und  Unterbeamten  an.  Um  die  Wohltaten  dieser  Vereine  auch  weiteren  Kreisen 
zugänglich  zu  machen,  sind  auch  die  zur  Verwaltung  im  Arbeiterverhält- 
nisse stehenden  Personen  zur  Mitgliedschaft  zugelassen  worden.  Im  Be- 
richtszeiträume sind  gestiegen: 

die  Mitgliederzahl  von  138854  auf  175  713. 

die  Summe  der  Jahresbeiträge  von  10954833  Mark  auf  16400796  Mark, 
das  Gesamt -Sparguthaben  der  Mitglieder  von  35777521  Mark  auf 
50  627  268  Mark, 

das  gesamte  Vereinsvermögen  von  36808407  Mark  auf  51  623354  Mark 
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An  Darlehen  wurden  im  Jahre  1901  in  38445  Fällen  zusammen 
5006023  Mark,  im  Jahre  1905  in  49045  Fällen  zusammen  6704846  Mark 
bewilligt.  An  Zinsen  und  Gewinnanteilen  der  Mitglieder  kamen  1901 
1  375885  Mark,  1905  1  837425  Mark  auf.  Die  Spareinlagen  wurden  durch- 
schnittlich mit  3,9*.  v.  H.  verzinst.  Der  Reservefonds  bei  sämtlichen  Vereinen 
betrug  Ende  1905  063  339  Mark. 

Von  der  Möglichkeit,  Lebensversicherungen  abzuschließen,  für  welche 
die  Einziehung  und  Abführung  der  Versicherungsbeiträge  durch  die  Ver- 
waltung vermittelt  wird,  haben  wiederum  zahlreiche  Beamten  und  Unter- 
beamten Gebrauch  gemacht.  Bis  Ende  März  1900  waren  8768  Versicherungen 
von  Unterbeamten  unter  Gewährung  eines  Prämienzuschusses  aus  der  Post- 
kasse über  11  128450  Mark  und  29338  Versicherungen  von  Beamten  und 
Unterbeamten  ohne  Prämienzuschuß  aus  Postmitteln  über  85  835  630  Mark 
abgeschlossen.  Der  Zuwachs  während  der  5  Berichtsjahre  betrug  2037  Ver- 
sicherungen der  ersten  Art  mit  2939450  Mark  und  1 1  501  Versicherungen 
der  zweiten  Art  mit  32  507  556  Mark.  Neu  eingeführt  ist  seit  1905  die 
Einziehung  von  Prämien  durch  die  Reichs-Postverwaltung  bei  der  Militär- 
dienst Versicherung  von  Söhnen  der  Beamten  und  Unterbeamten.  Der 
Bestand  an  solchen  Versicherungen  belief  sich  Ende  März  1906  auf  510  Stück 
mit  634400  Mark. 

Der  Unfallversicherung  nach  dem  Gewerbe-Unfall  Versicherungsgesetze 
vom  30.  Juni  1900  unterlagen  in:  Betriebe  der  Reichs-Post-  und  Tclegraphen- 
verwaltung  Ende  1905  36500  im  Arbeiterverhältnisse  stehende  Personen. 
Von  der  für  die  Verwaltung  bestehenden  Ausführungsbehörde,  der  Post- 
Versicherungskommission,  sind  in  dem  fünfjährigen  Zeiträume  für  343  Be- 
triebsunfälle Entschädigungen  in  Hohe  von  497030  Mark  angewiesen  worden. 

Nach  den  Gesetzen  vom  15.  März  1886  und  vom  18.  Juni  iqoi,  be- 
treffend die  Unfallfürsorge  für  Beamte  usw.  infolge  von  Betriebs- 
unfällen, sind  in  den  Jahren  von  1901  bis  1905  im  ganzen  492  Unfälle 
behandelt  worden. 

Die  im  Jahre  1897  begonnene  Woh  nu  ngsfürsorge  für  die  Unter- 
beamten an  kleinen  Landorten  und  allein  gelegenen  Bahnhöfen  ist  seit 
1902  in  besonders  dringenden  Fällen  auch  auf  Unterbeamte  in  Städten 
und  auf  geringer  besoldete  Beamte  ausgedehnt  worden.  Im  Berichts- 
zeiträume wurden  4550000  Mark  zum  Ankauf  und  424  500  Mark  zur  An- 
mietung von  Wohnhäusern  aufgewendet.  Insgesamt  sind  bis  Ende  März 
1906  an  mehr  als  700  Orten 

515  Häuser  mit  1365  Familien wohnungen  und  93  Zimmern   für  Un- 
verheiratete angekauft  sowie 
215  Häuser  mit  545  Familienwohnungen  und  67  Zimmern  für  Unver- 
heiratete gemietet  worden. 

In  gesundheitlicher  P)eziehung  hat  die  Verwaltung  eine  Reihe 
wichtiger  Maßnahmen  und  Anordnungen  zur  Verhütung  von  Krankheiten 
und  besonders  zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  getroffen,  die  namentlich 
eine  ausreichende  Lüftung  der  Diensträume,  die  Verminderung  der  Staub- 
entwicklung und  die  Staubbeseitigung  auf  feuchtem  Wege  zur  Verhinderung 
der  Weiterverbreitung  von  Tuberkelbazillen  zum  Zwecke  haben. 

Aus  dem  Abschnitt  über  Postkurse  und  Postwagen  sei  hervorge- 
hoben, daß  die  im  Jahre  1898  begonnenen  Versuche  mit  der  Verwendung 
von  Kraftfahrzeugen  zur  Postsachenbeförderung  zunächst  wenig  befrie- 
digende Ergebnisse  geliefert,  und  erst  die  seit  IQ04  eingestellten  Wagen 
den  hinsichtlich  der  Betriebssicherheit  zu  stellenden  Anforderungen  im  all- 
gemeinen genügt  haben.    Ende  März  iqo6  waren  acht  ausschließlich  Post- 
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zwecken  dienende  Kraftwagen  in  Berlin  und  Cöln  im  Betriebe.  Die  Ein- 
stellung von  zwei  weiteren  rcichscigcncn  Wagen  wird  demnächst  in  Mann- 
heim erfolgen.  Außerdem  sind  im  letzten  Sommer  (1906)  die  ersten  beiden 
Personenposten  mit  reichseigenen  Kraftwagen  in  den  Bezirken  der  Ober- 
Postdirektionen  in  Cassel  und  Darmstadt  eingerichtet  worden.  Auf 
mehreren  anderen  Postkursen  ist  die  Einrichtung  des  Kraftwagenbetriebs 
sowohl  zur  Personen-  als  zur  Postsachenbeförderung  angebahnt.  Von 
Gemeinden  und  Privatunternehmern  für  den  Personen-  und  Güterverkehr 
eingerichtete  Kraftwagenlinien  werden  in  acht  Fällen  zur  Postsachenbe- 
förderung mitbenutzt;  auch  eine  von  der  Großherzoglich  Mecklenburgischen 
General-Eiscnbahndirektion  eingerichtete  Kraftwagenverbindung  dient  neben 
der  Personen-  und  Güterbeförderung  dem  Postsachenaustausche.  In  Berlin 
werden  in  Kürze  ferner  vier  reichseigene  Kraftdreiräder  zur  Briefkasten- 
leerung, Briefbeutelbeförderung  und  Eilpaketbestellung  in  Dienst  gestellt 
werden. 

Dem  Abschnitt  über  die  Postdampfschiff  Verbindungen  entnehmen 
wir,  daß  die  Postverbindungen  mit  Helgoland  und  Sylt  wesentlich  ver- 
bessert worden  sind.  Die  Postdampfschiffahrten  zwischen  Helgoland  und 
dem  Festlande  während  des  Winters  wurden  von  wöchentlich  zwei  auf 
wöchentlich  drei  vermehrt.  Eine  auf  Anregung  der  Reichs-Postverwaltung 
im  Jahre  1901  für  die  Dauer  der  Badezeit  ins  lieben  gerufene  Dampfer- 
linie von  Helgoland  nach  Hörnum  (Südspitze  der  Insel  Sylt)  führt  auf  Ver- 
langen der  Postverwaltung  einzelne  Fahrten  auch  im  Winter  aus.  Hier- 
durch ist  die  Winterverbindung  mit  Sylt  sichergestellt  worden;  denn  während 
derjenigen  Zeit  des  Winters,  in  der  die  Postverbindung  zwischen  Munk- 
marsch und  dem  Festland  auch  durch  die  Eisboote  nicht  bewirkt  werden 
kann,  bietet  der  Weg  über  Helgoland-Hörnum  die  einzige  Möglichkeit,  den 
Verkehr  mit  der  Insel  Sylt  aufrechtzuerhalten. 

Von  einschneidender  Bedeutung  für  den  Verkehr  mit  den  nordischen 
Königreichen  ist  der  Dampffährenbetrieb  auf  der  Linie  Warnemünde- 
Gedser,  der  am  1.  Oktober  1903  eröffnet  worden  ist.  Die  Umgestaltung 
des  Betriebs  hat  einen  gewaltigen  Verkehrsaufschwung  zur  Folge  gehabt. 
Für  die  Postverbindung  bietet  der  Fährenbetrieb  den  Vorteil,  daß  die  Bahn- 
postwagen von  Berlin  bis  Kopenhagen  durchlaufen  können,  und  daß  die 
Beamten  während  der  Fahrt  auf  den  Fähren  ihre  Arbeit  nicht  zu  unter- 
brechen brauchen.  Trotz  der  starken  Zunahme  des  Verkehrs  auf  der  Linie 
Warnemünde-Gcdser  sind  die  beiden  Dampfschifflinien  Kiel-Korsör  und 
Saönitz-Trelleborg  in  ruhiger  Entwicklung  vorwärts  geschritten.  Die 
deutsche  Tages-Postdampfcrvcrbindung  Kiel-Korsör  konnte  am  1.  April  1905 
auf  ein  fünfundzwanzigjähriges  Bestehen  zurückblicken.  Die  Linie  Saßnitz- 
Trelleborg  hat  ihre  Betriebsmittel  durch  Einstellung  neuer  deutscher  Dampfer 
vervollkommnet.  Die  zwischen  der  deutschen  und  der  schwedischen  Post- 
verwaltung bestehenden  Verträge  sind  bis  zum  Jahre  191 7  verlängert  wor- 
den; dabei  hat  Deutschland  die  Bedingung  gestellt,  daß  auch  schwedischerseits 
im  Jahre  1907  ein  Dampfer  neuster  Bauart  in  die  Linie  eingestellt  werde. 

Die    Reichs-Postdampfcrlinien   haben   ihren   alten   Ruf  gewahrt. 
Durch  geschickte  Geschäftsführung,  Verbesserung  des  Dampferbestandes  in 
Zahl  und  Güte,  wie  durch  Vermehrung  der  Fahrten  haben  sie  den  Wett- 
bewerb mit  den  gut  subventionierten  Linien  des  Auslandes  erfolgreich  be 
standen  und  einen  großen  Teil  des  Reiseverkehrs  an  sich  gezogen. 

Die  im  Jahre  1899  unter  Mitbeteiligung  der  Hamburg-Amerika  Linie  an 
dem  Subventionsvertrag  eingerichteten  vierzehntäglichen  Fahrten  auf  der 
ostasiatischen    Linie    sowie    die    Ausdehnung   der    Verbindung  über 
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Schanghai  hinaus  nach  Japan  unter  Wegfall  der  Nebenlinie  Hongkong- 
Yokohama  haben  wesentlich  dazu  beigetragen,  die  Handelsbeziehungen 
Deutschlands  mit  China  und  Japan  zu  steigern.  Eine  einschneidende 
Änderung  im  Rcichs-Postdampferdienste  nach  Ostasien  brachte  das  Jahr  10,03 
dadurch,  daß  die  Hamburg- Amerika  Linie  auf  Grund  eines  mit  dem  Nord- 
deutschen Lloyd  getroffenen  und  vom  Reichskanzler  gebilligten  Uberein- 
kommens aus  der  Betriebsgemeinschaft  ausschied.  Der  Norddeutsche  Lloyd 
übernahm  danach  den  Betrieb  der  ostasiatischen  Linie  wieder  für  alleinige 
Rechnung.  Gleichzeitig  verzichtete  er  auf  seine  Teilnahme  an  der  bisher 
gemeinsam  unterhaltenen,  nicht  subventionierten  Frachtlinie  nach  Ostasien, 
die  in  den  alleinigen  Betrieb  der  Hamburg- Amerika  Linie  überging. 

Im  Anschluß  an  die  ostasiatische  Hauptlinie  hat  der  Norddeutsche  Lloyd 
einen  indo-chinesischen  Küstendienst  eingerichtet,  in  dem  48  Dampfer  ver- 
kehren, die  18  regelmäßige  Verbindungen  unterhalten.  Dadurch  ist  eine 
Verbindung  zwischen  Deutschland  und  allen  wichtigeren  Häfen  des  fernen 
Ostens  ausschließlich  durch  deutsche  Schiffe  hergestellt. 

Neben  der  Reichs- Postdampf  er  Ii  nie  nach  Australien  hat  der 
Norddeutsche  Lloyd  dahin  noch  eine  besondere  Frachtlinie  mit  sechs  neu 
erbauten  Dampfern  eingerichtet.  Die  Linie  geht  durch  den  Suezkanal, 
über  die  Sundahäfcn  Padang,  Batavia,  Soerabaja  nach  Townsville,  Brisbane. 
Sydney  und  Melbourne.  Die  Dampfer  werden  in  vierwöchentlichen  Fristen 
abgefertigt,  und  zwar  abwechselnd  mit  den  Reichs-Postdampfern,  so  daß 
für  den  Frachtverkehr  nach  Australien  eine  regelmäßige  vierzehntägliche 
Verbindung  von  Bremen  aus  besteht. 

Die  Neuguinea-Zweiglinie  ist  weiter  ausgestaltet  worden.  Es 
wurde  zwar  die  neben  der  zwölfwöchentlichen  Verbindung  Singaporc- Neu- 
guinea-Sydney durch  einen  zweiten  Dampfer  eingerichtete  Hongkong-Jap- 
Sydney-Linie  wegen  der  wenig  befriedigenden  Betriebsergebnisse  wieder  auf- 
gegeben, dafür  aber  eine  sechswöchentliche  Verbindung  Singapore-Neu- 
guinea-Sydney  eingerichtet.  An  Stelle  von  Singapore  ist  später  Hongkong 
als  Anlaufhafen  getreten.  Außerdem  ist  diese  Zweiglinic  von  Hongkong 
über  Kobe  nach  Yokohama  verlängert  worden,  so  daß  sie  jetzt  die  End- 
punkte der  ostasiatischen  und  australischen  Hauptlinie  miteinander  verbindet. 
Schließlich  ist  die  Zweiglinie,  die  den  Namen  Austral- Japan- Linie 
führt,  dadurch  weiter  verbessert  worden,  daß  durch  Einstellung  eines  dritten 
Dampfers  die  sechswöchentlichen  Fahrten  in  vierwöchentliche  umgewandelt 
worden  sind.  Das  Neuguinea-Schutzgebiet  hat  dadurch  alle  4  Wochen 
zweimal  Verbindung  nach  Europa  erhalten.  Gleichzeitig  ist  in  dem  in  der 
Blanchebucht  gelegenen  Simpsonhafen  ein  Verkchrsmittelpunkt  für  das 
Schutzgebiet  geschaffen  worden,  mit  dem  zwei  dort  eingestellte  Dampfer  des 
Norddeutschen  Lloyd  alle  Hafenplätze  von  Neuguinea  in  Verbindung  bringen. 

Nach  Ostafrika  werden  von  der  deutschen  Ostafrika-Linie  in  Ham- 
burg seit  dem  Jahre  1901  auf  der  Hauptlinie  zwei  wöchentlich  Rundfahrten 
um  Afrika,  abwechselnd  eine  östliche  und  eine  westliche,  und  daneben 
auf  einer  Zwischenlinie  vierwöchentlich  Fahrten  von  Hamburg  durch  den 
Suezkanal  nach  Beira  und  zurück  ausgeführt.  Die  Einbeziehung  der 
wichtigeren  kapländischen  Häfen  in  den  Fahrplan  der  Hauptlinie  brachte 
Deutschland  und  Deutsch-Ostafrika  in  regelmäßige  direkte  Verbindung  mit 
dem  Kaplande.  Außerdem  unterhält  die  deutsche  Ostafrika- Linie  wie 
bisher  Dampferfahrten  zwischen  Ostafrika  und  Bombay,  die  seit  1903  alle 
14  Tage  unternommen  werden  und  im  Anschluß  an  die  Schiffe  der  Haupt- 
oder Zwischenlinien  unter  den  Küstenorten  des  deutsch-ostafrikanischen  Ge- 
biets eine  regelmäßige  Verbindung  herstellen. 
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Auch  auf  den  zwar  nicht  vom  Reiche  unterstützten,  aber  auf  Grund 
besonderer  Verträge  mit  der  Reichs- Postverwaltung  von  deutschen  Gesell- 
schaften unterhaltenen  Dampferlinien,  die  zu  Postzwecken  benutzt  werden, 
sind  zahlreiche  Verbesserungen  eingetreten. 

Das  Schutzgebiet  von  Kiautschou  hat  jetzt  durch  die  von  der 
Hamburg- Amerika  Linie  übernommene  Linie  Schanghai-Tsingtau- 
Tientsin  wöchentlich  zweimal  mit  Schanghai  und  einmal  mit  Tschifu  und 
Tientsin  Verbindung. 

Die  Postdam  p fschi  f  f Verbindung  der  Jaluit  -  Gesellschaft 
zwischen  Sydney,  den  M  arshall- Inseln ,  Karolinen  und  Palau-Inseln 
wurde  vom  1.  Januar  1902  ab  bis  Hongkong  durchgeführt.  Die  dreimal 
jährlich  von  Sydney  über  Jaluit.  Kusaie,  Ponape,  Ruck  und  Jap  nach 
Hongkong  ausgeführten  Fahrten  berührten  anfangs  auch  die  Häfen  des 
Bismarck -Archipels ;  an  deren  Stelle  erhielten  Anfang  1903  die  bisher  nur 
durch  japanische  Segler  von  Yokohama  aus  bedienten  Marianen  Anschluß 
an  die  Dampferlinie.  Dem  Verkehrsbedürfnisse  der  Palau-Inseln  wird 
durch  Segelschiffe  Rechnung  getragen. 

Die  Dampfer  Verbindungen  nach  Deutsch-Südwestafrika  wurden 
durch  die  1901  und  1903  mit  der  Wörmann-Linie  abgeschlossenen  Verträge 
in  der  Weise  geregelt,  daß  zwischen  Hamburg-Swakopmund-Lüderitzbucht 
und  zwischen  Kapstadt  -  Lüderitzbucht  -  Swakopmund  eine  regelmäßige  ein- 
monatliche Fahrt  stattfand.  Ende  1903  legte  die  Wörmann-Linie  eine 
weitere  regelmäßige  Fahrt  monatlich  von  Hamburg  nach  Swakopmund  ein. 
Infolge  der  LJnruhen  im  Schutzgebiete  wurde  der  deutschen  Ostafrika-Linie 
im  Jahre  1904  aufgegeben,  ihre  Reichs- Postdampfer  sowohl  auf  der  öst- 
lichen als  auf  der  westlichen  Rundfahrt  Swakopmund  anlaufen  zu  lassen. 
Neuerdings  sind  zwischen  Deutsch -Südwestafrika  und  Kapstadt  anstatt  der 
einmonatlichen  Fahrten  vierzehntägliche  eingerichtet  worden,  die  in  Kapstadt 
den  Anschluß  an  die  britischen  Postdampfer  von  und  nach  Europa  her- 
stellen. Das  südwestafrikanische  Schutzgebiet  hat  hierdurch  monatlich  eine 
fünfmalige  Postverbindung  mit  der  Heimat  erhalten. 

Von  den  sonst  gegenwärtig  für  Postzwecke  benutzten,  von  deutschen 
Gesellschaften  unterhaltenen  Dampferlinien  fahren: 

1.  der  Norddeutsche  Lloyd  in  Bremen 

wöchentlich  dreimal  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

(New  York  und  Baltimore), 
zweiwöchentlich  nach  Brasilien. 

zweiwöchentlich  nach  dem  La  Plata  (Montevideo  und  Buenos 

Aires)  und 
monatlich  nach  Cuba: 

2.  die  Hamburg-Amerika  Linie  in  Hamburg 

wöchentlich    drei-    bis    viermal   nach    den  Vereinigten  Staaten 
(New  York,  Baltimore.  Boston.  New  Orleans  und  Philadelphia), 
monatlich  viermal  nach  Mexiko, 

monatlich  sechsmal  nach  Westindien  und  Mittelamerika  und 
monatlich  dreimal  nach  Ostasien; 

3.  die   Hamburg- Südamerikanische    Dampfschiffahrts-  Gesellschaft  in 
Hamburg  in  Gemeinschaft  mit  der  Hamburg -Amerika  Linie 

monatlich  zweimal  nach  Nordbrasilien  ( Amazonenstrom), 
wöchentlich  einmal  nach  Mittelbrasilien  bis  Santos, 
monatlich  zweimal  nach  Südbrasilicn  und 
monatlich  sechsmal  nach  dem  La  Plata; 
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io      Ergebnisse  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung  von  iqoi  bis  1905. 

4.  die  DampfschifTahrts- Gesellschaft  »Kosmos«   in  Hamburg  (unter 
Beteiligung  der  Hamburg -Amerika  Linie) 

wöchentlich  nach  Chile, 

mit  Verlängerung  in  4  Wochen  dreimal  nach  Peru, 
zweiwöchentlich    über   Mittelamerika    und    Mexiko   nach  San 

Francisco  und 
vierwöchentlich  nach  dem  Puget  Sound; 

5.  die  Wörmann-Linie  in  Hamburg 

monatlich  zehnmal  nach  Westafrika,  darunter  viermal  nach  Togo, 
zweimal  nach  Kamerun  und  zweimal  nach  Deutsch  -  Südwest- 
afrika ; 

6.  die  DampfschifTahrts- Gesellschaft  »Hansa«  in  Bremen 

zwei  wöchentlich  nach  dem  La  Plata  und 
wöchentlich  nach  Britisch  Indien; 

7.  die  Roland -Linie  in  Bremen 

vierwöchentlich  nach  Chile  und  Peru; 

8.  die  Oldenburg- Portugiesische   Dampfschiffsreederei   in  Oldenburg 
(Grhzgt.) 

monatlich  zweimal  nach  Marocco; 

9.  die  deutsche  Levante-Linie  in  Hamburg 

dreimal  monatlich  nach  dem  Piräus,  Constantinopel  und  dem 

Schwarzen  Meere, 
zweimal  monatlich  nach  Alexandrien, 
mit  Verlängerung  einmal  monatlich  nach  Syrien. 
Jm  Mittelmeere  läßt  neben  der  deutschen  Levante-Linie  jetzt  auch  die 
Bremer  Atlas-Linie  Schiffe  nach  Constantinopel  und  Odessa  sowie  nach 
Ägypten  und  Syrien  fahren.    Der  Norddeutsche  Lloyd  verrichtet  wöchent- 
liche Fahrten  zwischen  Marseille,  Neapel  und  Alexandrien  und  in  Gemein- 
schaft mit  der  deutschen   Levante-Linie   wöchentliche   Fahrten  zwischen 
Marseille  oder  Genua,   Griechenland,  Constantinopel  und  dem  Schwarzen 
Meere. 

Die  seit  1891  eingerichteten  deutsch-amerikanischen  Seeposten  zwischen 
Bremen  und  Hamburg  einerseits  und  New  York  anderseits  nehmen  von 
Jahr  zu  Jahr  an  Bedeutung  zu.  Der  Dampfer  »Kaiser  Wilhelm  der  Große« 
beförderte  auf  seiner  Reise  am  4.  Januar  1906  2839  Säcke  mit  Briefen  und 
Drucksachen,  die  bis  jetzt  stärkste  Post,  zu  deren  Bearbeitung  ein  Seepost- 
personal von  5  Beamten  und  3  Unterbeamten  erforderlich  war. 

Seit  der  vor  25  Jahren  erfolgten  Neuordnung  des  Landpostdienstes 
sind  durchschnittlich  in  jedem  Jahre  1000  neue  Poststellen  eingerichtet 
worden.  Ende  1905  waren  27921  Landpoststellen  (9671  Postagenturen  und 
18250  Posthilf  stellen)  vorhanden.  Die  Zahl  der  Landbriefträger  ist  von 
30498  im  Jahre  1900  auf  33798  im  Jahre  1905,  diejenige  der  fahrenden 
Landbriefträger  von  2381  im  Jahre  1900  auf  7406  im  Jahre  1905  ange- 
wachsen. Die  Zahl  der  Landbriefkasten  belief  sich  auf  49  107  (gegen 
45  701  im  Jahre  1900).  65  091  Landorte  haben  eine  werktäglich  zweimalige, 
1361  eine  werktäglich  dreimalige  Bestellung.  In  328  Orten  wird  noch 
öfter  bestellt.  ischioß  folgt.) 


Digitized  by  Google 


Versicherung  der  Landbriefträgerpferde  usw. 


Versicherung  der  Landbriefträgerpferde  während 
des  Zeitraums  1880  bis  1905. 

Als  die  Reichs- Postverwaltung  im  Jahre  1880  dazu  überging,  zur  Er- 
weiterung und  Verbesserung  des  Landpostdienstes  Landbriefträger  mit 
Fuhrwerk  auszurüsten,  wurde  diese  Einrichtung  bekanntlich  in  der  Weise 
getroffen,  daß  die  Landbriefträger  auf  Grund  besonderer  Abkommen  sich 
verpflichteten,  gegen  eine  bestimmte  jährliche  Vergütung  die  erforderliche 
Zugkraft  zu  stellen  und  zu  diesem  Zwecke  ein  geeignetes  Pferd  unter  Auf- 
sicht und  Genehmigung  der  ihnen  vorgesetzten  Dienstbehörde  anzuschaffen, 
in  gutem  Zustande  zu  erhalten  und  nach  Bedarf  zu  erneuern.  Um  den 
Landbriefträgern  die  Aufbringung  der  Kosten  für  die  Anschaffung  des 
Pferdes  zu  erleichtern,  wurde  ihnen  von  Anfang  an  auf  Wunsch  ein  zins- 
freier Vorschuß  aus  der  Postkasse  unter  der  Bedingung  der  Rückzahlung 
in  monatlichen  Teilbeträgen  bewilligt.  Außerdem  wurden  die  für  Hergabe 
der  Zugkraft  zu  zahlenden  Vergütungen  derart  bemessen,  daß  für  die 
regelmäßige  Abnutzung  des  Pferdes  ein  angemessener  Betrag  in  Anschlag 
gebracht  wurde,  um  die  Landbriefträger  in  den  Stand  zu  setzen,  sich  durch 
fortlaufende  Ersparnisse  seinerzeit  aus  eigenen  Mitteln  ein  neues  Pferd 
anzuschaffen.  Unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  konnten  die  Landbriefträger 
bei  Anschaffung  oder  Erneuerung  ihrer  Pferde  in  keine  finanzielle  Verlegen- 
heiten geraten.  Es  durften  indes  auch  diejenigen  Fälle  nicht  unberück- 
sichtigt bleiben,  in  denen  den  Landbriefträgern  außergewöhnliche  Einbußen 
dadurch  entstehen,  daß  die  Pferde  infolge  von  Unglücksfällen  usw.  vor- 
zeitig dienstuntauglich  werden.  Um  die  fahrenden  Landbriefträger  auch 
für  derartige  Fälle  zu  sichern,  wurde  von  der  Postbehörde  darauf  gehalten, 
daß  die  Landbriefträger  ihre  Pferde  bei  geeigneten  Gesellschaften  versicherten. 
Wenn  die  Postverwaltung  diese  Bestimmung  trotz  der  im  Laufe  der  Jahre 
hin  und  wieder  gemachten  Versuche  einzelner  Landbriefträger,  ausnahms- 
weise die  Berechtigung  zu  erhalten,  von  der  Versicherung  ihres  Pferdes 
Abstand  zu  nehmen,  bisher  streng  durchgeführt  hat,  so  hat  sie  hierbei  nur 
im  wohlverstandenen  Interesse  der  mit  Fuhrwerk  ausgerüsteten  Landbrief- 
träger gehandelt,  da  nur  die  Versicherung  ein  geeignetes  Mittel  darbietet, 
die  Landbriefträger  bei  Unglücksfällen  ihrer  Pferde  vor  Verlegenheiten 
und  wirtschaftlichen  Nachteilen  zu  bewahren. 

Zwar  bestanden  bereits  zu  Beginn  der  achtziger  Jahre  zahlreiche,  zum 
Teil  große,  leistungsfähige  und  vertrauenswürdige  Vieh-Versicherungs-Gesell- 
schaften, so  daß  den  fahrenden  Landbriefträgern  hinreichend  Gelegenheit 
zur  Versicherung  ihrer  Pferde  gegen  Unglücksfälle  geboten  war;  immerhin 
hielt  es  die  Postverwaltung  doch  für  ihre  Pflicht,  den  mit  Fuhrwerk  aus- 
gerüsteten Landbriefträgern  bei  einer  solchen  Versicherung  hilfreich  zur 
Seite  zu  stehen  und  ihnen  sowohl  möglichste  Sicherheit,  als  auch  tunlichste 
Erleichterungen  durch  Ermäßigung  der  Versicherungsgebühren  usw.  zu 
verschaffen.  Diese  Frage  gewann  um  so  größere  Bedeutung,  als  die  mit 
den  Landpostfahrten  gemachten  günstigen  Erfahrungen  dazu  führten,  diese 
Einrichtung  immer  weiter  auszubauen  und  auszudehnen.  Während  nämlich 
im  Jahre  1880  nur  in  11  Ober- Postdirektionsbezirken  im  ganzen  40  Land- 
briefträger zunächst  versuchsweise  mit  Fuhrwerk  ausgerüstet  worden 
waren,  stieg  die  Zahl  der  Landpostfahrten  im  nächsten  Jahre  bereits  auf 
rund  300. 
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Eine  geeignete  Gelegenheit,  derartige  Einrichtungen  ohne  Belastung 
der  Postkasse  zu  treffen,  bot  sich  bereits  im  Jahre  1882  dar,  als 
eine  der  größten  damals  bestehenden  Vieh  -  Versicherungs- Gesellschaften, 
der  Ländliche  Vieh-Versicherungs verein  zu  Schwaan,  sich  geneigt 
zeigte,  mit  der  Postverwaltung  ein  Abkommen  zu  treffen,  durch  welches 
die  Postverwaltung  bei  Abschließung  und  Ausführung  der  Versicherungen 
Leistungen  geschäftlicher  Art  übernehmen  sollte,  während  die  Gesellschaft 
hinsichtlich  der  zu  stellenden  Bedingungen  den  Landbriefträgern  besondere 
Vorteile  einzuräumen  bereit  war.  Die  Vorzüge  eines  derartigen  Abkommens 
lagen  auf  der  Hand.  Wahrend  die  Verwaltung  in  den  Stand  gesetzt  wurde, 
die  Versicherung  der  Landbriefträgerpferde  in  gehöriger  Weise  zu  über- 
wachen und  die  einseitige  Auflösung  des  Versicherungsverhältnisses  durch 
die  Landbriefträger,  sei  es  durch  nicht  rechtzeitige  Erneuerung  der  Ver- 
sicherung oder  durch  verspätete  oder  ganz  unterlassene  Zahlung  der  Beiträge, 
wirksam  zu  verhindern,  konnten  für  die  Landbriefträger  zum  Teil  lästige 
Versicherungsbedingungen  gemildert  und  daneben  noch  beträchtliche  wirt- 
schaftliche Vorteile  erzielt  werden. 

Unter  diesen  Umständen  trug  die  Postverwaltung  keine  Bedenken,  mit 
der  genannten  Gesellschaft  bereits  im  Jahre  1882  ein  Abkommen  zu  treffen, 
das  zunächst  nur  für  den  Bezirk  der  Ober  -  Postdirektion  Schwerin  Geltung 
hatte,  bald  aber  auf  die  Obcr-Postdircktionen  Bremen,  Köslin.  Hamburg 
und  Stettin  ausgedehnt  wurde. 

Wenn  die  Gesellschaft  die  Übernahme  von  Versicherungen  zunächst  auf 
diese  Bezirke  beschränkte,  so  lag  dies  daran,  daß  sie  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse und  gemäß  ihren  Grundsätzen  die  Übernahme  von  Versicherungen 
in  anderen  Bezirken  noch  von  einer  zuvorigen  Prüfung  der  die  Sterblichkeit 
der  Pferde  betreffenden  und  der  sonstigen  für  die  Versicherung  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  abhängig  machen  mußte.  Bereits  gegen  Ende  des 
Jahres  1883  konnte  sich  indes  die  Gesellschaft  dazu  bereit  erklären,  die 
Versicherung  der  Pferde  der  mit  Fuhrwerk  ausgerüsteten  Landbriefträger 
innerhalb  des  gesamten  Reichspostgebiets  zu  übernehmen. 

Dem  mit  der  genannten  Gesellschaft  vereinbarten  Übereinkommen 
schlössen  sich  dann  bald  gleichartige  Verträge  mit  der  Vieh-Ver- 
sichcrungsbank  für  Hannover  in  Uelzen  und  mit  der  Rheinischen 
Vich-Versieherungs-Gesellschaft  inCöln  an.  Den  Landbriefträgern 
war  es  aber  von  Anfang  an  überlassen,  ob  sie  bei  Versicherung  ihrer 
Pferde  von  den  getroffenen  Einrichtungen  Gebrauch  machen  wollten  oder 
nicht,  und  bei  welcher  Gesellschaft  sie  ihre  Pferde  versichern  wollten; 
ebenso  wurde  ihnen  die  Wahl  unter  mehreren  Vieh -Versicherungs- Gesell- 
schaften,  die  zur  Gewährung  von  Erleichterungen  usw.  in  bezug  auf  die 
allgemeinen  Versicherungs -Bestimmungen  bereit  waren,  offen  gehalten. 

Die  mit  den  drei  Gesellschaften  abgeschlossenen  Verträge,  die  im  Laufe 
der  Jahre  mehrfachen  Abänderungen  und  Verbesserungen  unterzogen  ge- 
wesen sind,  haben  im  wesentlichen  folgenden  Inhalt. 

Die  Ober- Postdirektionen  übernehmen  es,  für  die  Versicherung  der  Pferde 
der  innerhalb  ihrer  Verwaltungsbezirke  mit  Fuhrwerk  ausgerüsteten  Land- 
briefträger bei  den  genannten  Gesellschaften  vermittelnd  einzutreten.  Die 
Anmeldung  der  Pferde  zur  Versicherung  erfolgt  durch  die  Landbriefträger 
unmittelbar  bei  dem  Vorsteher  der  ihnen  vorgesetzten  Postanstalt.  Dieser 
übernimmt  den  Gesellschaften  gegenüber  unentgeltlich  die  Geschäfte  einer 
Vertrauensperson .  indem  er  die  ausgefüllten  Antragsformulare  und  die 
sonstigen  für  den  Abschluß  der  Versicherung  beizubringenden  Bescheinigungen, 
ebenso  wie  in  Schadenfällen  die  auf  die  Ermittlung  und  Festsetzung  der 
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Entschädigung  bezüglichen  Schriftstücke,  den  Direktionen  der  Gesellschaften 
übersendet  sowie  den  sonst  noch  erforderlichen  Schriftwechsel  erledigt. 
Weiter  vermittelt  der  Postamtsvorsteher  auch  die  Anzeige  von  der  Erkrankung 
oder  von  dem  Tode  eines  versicherten  Pferdes  an  die  Gesellschaft  und 
wohnt  in  Todesfällen  der  Sektion  des  Tieres  bei,  sofern  die  Vornahme  einer 
solchen  von  der  Versicherungs- Gesellschaft  ausnahmsweise  verlangt  werden 
sollte. 

Die  Uberweisung  der  Policen,  der  Prämien-  und  Prolongations-Quittungen 
sowie  der  genehmigten  Veränderungs- Anzeigen  an  die  Versicherungsnehmer 
erfolgt  durch  die  Ober- Postdircktionen ,  die  Einziehung  der  vierteljährlich 
zahlbaren  Heiträge  von  den  Versicherungsnehmern  durch  die  Ober- Post- 
kassen. Die  Zahlung  der  Entschädigungen  in  Verlust-  und  Schadenfällcn 
hat  tunlichst  bald  nach  der  endgültigen  Festsetzung  des  Schadens,  und  zwar 
an  dasjenige  Postamt  zu  erfolgen,  das  dem  zu  entschädigenden  Landbrief- 
träger vorgesetzt,  und  durch  dessen  Vermittlung  der  Entschädigungsanspruch 
angemeldet  worden  ist. 

Der  bei  Abschließung  der  Versicherungen,  Abführung  der  Versicherungs- 
beiträge und  bei  Auszahlung  der  Entschädigungssummen  entstehende  Schrift- 
wechsel wird  portofrei  befördert,  wogegen  der  sonst  noch  erforderliche 
Schriftwechsel  zwischen  den  Versicherungs- Gesellschaften  und  den  Ver- 
sicherten selbst  portopflichtig  ist. 

Demgegenüber  gewähren  die  Gesellschaften  im  wesentlichen  folgende 
V  ergünstigungen : 

Die  von  den  Landbriefträgern  für  die  Versicherung  ihrer  Pferde  zu  ent- 
richtenden Prämien  werden  nach  einem  möglichst  niedrigen  Beitragsfuß 
erhoben;  das  sonst  von  den  Versicherungsnehmern  nach  den  allgemeinen 
Versicherungsbedingungen  zu  zahlende  Eintrittsgeld  oder  der  statt  dessen 
in  den  ersten  Jahren  der  Versicherung  zu  zahlende  Zuschlag  zur  Prämie 
wird  von  den  Landbriefträgern  nicht  erhoben.  Dagegen  sind  die  Landbrief- 
träger verpflichtet,  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  die  Jahresprämien  zur 
Ausgleichung  der  Gewinn-  und  Verlustkontos  nicht  ausreichen,  den  von  dem 
Verwaltungsrat  oder  der  Direktion  der  Versicherungs- Gesellschaft  festge- 
setzten Nachschuß  zu  zahlen,  sofern  sie  sich  von  dieser  Pflicht  nicht  durch 
Rückversicherung  befreit  haben.  In  letztem  Falle  wird  ein  geringer  Zu- 
schlag zur  Prämie  entrichtet. 

Die  Gesellschaften  gewähren  den  versichernden  Landbriefträgern  außer- 
dem einen  festen  Nachlaß  von  10  bis  20  v.  H.  auf  die  Jahresprämien 
und  gestatten  die  Zahlung  der  Prämien  in  vierteljährlichen  Teilbeträgen  am 
Ende  des  Kalendervierteljahrs.  Policekosten  und  Prolongationsgebühren 
kommen  bei  der  Versicherung  von  Landbriefträgerpferden  nicht  in  Ansatz. 
Die  Zahlung  der  Prämien  soll  übrigens  in  den  Fällen,  in  denen  ein  ver- 
sichertes Pferd  nicht  mehr  im  Postdienste  verwendet  wird,  mit  Ablauf  des 
Monats  oder  Vierteljahrs,  in  dem  das  Pferd  aus  dem  Postdienste  zurück- 
gezogen worden  ist,  aufhören. 

Zu  den  alljährlich  stattfindenden  ordentlichen  Generalversammlungen 
sowie  zu  den  etwaigen  außerordentlichen  Generalversammlungen  sind  die 
Ober -Postdirektionen  berechtigt,  einen  Bevollmächtigten  zu  entsenden,  der 
den  Verhandlungen  mit  beratender  Stimme  beiwohnt. 

Wie  hoch  die  auf  diese  Weise  von  den  drei  Gesellschaften  eingeräumten 
Vergünstigungen  in  den  Kreisen  der  fahrenden  Landbriefträger  angeschlagen 
werden,  geht  daraus  hervor,  daß,  obschon  die  Postverwaltung,  wie  bereits 
erwähnt,  in  das  freie  Sclbstbestimmungsrccht  der  Landbriefträger  hinsicht- 
lich der  Wahl  einer  Versicherungs  -  Gesellschaft  niemals  eingegriffen  hat.  die 
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Zahl  der  bei  den  drei  genannten  Gesellschaften  versicherten  Pferde  von  Jahr 
zu  Jahr  ganz  erheblich  gestiegen  ist,  während  die  bei  anderen  Ge- 
sellschaften eingegangenen  Versicherungen  immer  mehr  zurückgegangen 
sind. 

Noch  im  Jahre  1885,  als  zum  ersten  Male  von  der  Postverwaltung 
nähere  Ermittlungen  über  die  Art  und  den  Umfang  der  von  den  Land- 
briefträgern eingegangenen  Pfcrdcvcrsicherungen  angestellt  wurden,  haben 
sich  die  damals  abgeschlossenen  Versicherungen  auf  insgesamt  56  ver- 
schiedene Gesellschaften  verteilt.    Ks  waren  nämlich  damals  versichert  bei; 

1.  der  Rheinischen   Vieh  -Versicherungs  -  Gesellschaft  in 

Cöln   520  Pferde 

2.  dem  Ländlichen  Vieh -Versicherungsverein  in  Schwaan  257 

3.  der  Vieh-Versicherungs-Gesellschaft  »Vcritas«  in  Berlin  113 

4.  der  Vieh -Versicherungsbank  für  die  Provinz  Hannover 

in  LIelzen   78 

5.  der  Sächsischen  Vieh  -Versicherungsbank  in  Dresden  .  59 

6.  der   Ostpreußischen  Vieh -Versicherungs -Gesellschaft 

in  Königsberg  (Preußen)   56 

7.  der  Vieh -Versicherungsbank  für  Deutschland  von  1861 

in  Berlin   53 

8.  der  Badischen  Pferde -Versicherungsanstalt  in  Karls- 
ruhe (Baden)   46 

9.  der  Braunschweigischen   allgemeinen  Vieh -Versiche- 
rungs-Gesellschaft  in  Braunschweig   44 

10.  der     National  -  Vieh -Versicherungs  -  Gesellschaft  in 
Cassel   42 

11.  dem  Central -Vieh -Versicherungsverein  in  Berlin....  33 

12.  der  Oberhessischen  Vieh- Versicherungsanstalt  in  Lieh 

(Bz.  Darmstadt)   17 

13.  dem  Erfurter  Vieh -Versicherungsverein  in  Erfurt...  16 

14.  der  Union,  gegenseitige  Vieh -Versicherungs -Gesell- 
schaft in  Berlin   13 

15.  der  Hessen- Nassauischen  Vieh -Versicherungs -Gesell- 
schaft in  Marburg  (Bz.  Cassel)   7 

16.  dem  Harzer  Vieh -Versicherungsverein  in  Quedlinburg  6 

17.  dem  Pfälzischen  Vieh-Versicherungsvercin  in  Speyer  4 

18.  dem  Vieh -Versicherungsverein  für  den  Kreis  Bieden- 
kopf in  Biedenkopf   4 

19.  dem  Vieh -Versicherungsverein  für  den  Kreis  Wetzlar  4 

20.  der  Ellerbekschen  Pferde-Versicherungsgilde  in  Ellerbek  3 

21.  der   Priegnitzer    Vieh -Versicherungs -Gesellschaft  in 
Wittenberge   3 

22.  der  Stuttgarter  Pferde -Versicherungs -Gesellschaft  in 
Stuttgart   3 

23.  der  Zeitzer  Vieh -Versicherungs -Gesellschaft  in  Zeitz  3 

Summa.  ...  1  384  Pferde. 

Ferner   bei    8   verschiedenen   Vieh -Versicherungs -Gesell- 
schaften je  2  Pferde   16 

und   bei    25   verschiedenen  Versicherungs  -  Gesellschaften  je 

1  Pferd  .  /.   25 

Gesamtsumme ....   1  425  Pferde. 
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Es  waren  somit 

1.  bei  der  Rheinischen  Vieh  -  Versicherung  -  Gesellschaft 

in  Cöln   36,5  v.  H. 

2.  dem  Ländlichen  Vieh -Versicherungsverein  in  Schwaan  18,0 

3.  der  Vieh -Versicherungsbank  für  die  Provinz  Hannover 

in  Uelzen   5,4 

samtlicher  Pferde  versichert. 

Diese  Zahlen  haben  sich  im  Laufe  der  Jahre  immer  mehr  zu  Gunsten 
der  drei  Versicherungs-Gesellschaften,  mit  denen  die  Postverwaltung  Über- 
einkommen getroffen  hat.  verschoben. 

Die  Zahl  der  versicherten  Landbriefträgerpferde  hat  nämlich  betragen: 


Im 
Jahre 

Bei  der 
Rhein.  Vieh-Vers.- 
Gescllschaft 
in  Cöln 

Bei  dem 
Lflndl.  Vieh  -Vers.- 
Verein 
in  Schwaan 

Bei  der 
Vieh-Vcrs.-Bank 
für  Hannover 
in  Uelzen 

Bei  anderen 
Gesellschaften 

Stück 

y.  H. 

Stück           v.  H. 

Stück 

v.  H. 

Stuck 

v.  H. 

1885 
1890 

'895 
1900 

1905 

520 
1 162 

'435 
1450 

«534 

36><» 

55>»° 
62,61 

6o,»i 

62,7, 

1 

257  i8,c, 
448  21,5p 
477  20,«. 

527  22,CJ 
509  2Cyi. 

170 

25Q 
313 
3OO 

s,«s 
8,40 

'3i°* 

12,,. 

570 
298 
121 
102 

97 

40,<> 
I4,lo 

5,.i 

4,,6 

3»*- 

Die  Versicherungen  können  nach  zwei  Richtungen  hin  abgeschlossen 
werden:  1.  gegen  die  Verluste  durch  Tod  und  notwendig  gewordenes 
Töten  allein;  2.  gegen  die  Verluste  durch  Tod  und  notwendig  gewordenes 
Töten  einschließlich  des  dauernden  Minderwertes,  der  durch  Huf-  und 
Beinleiden  während  der  Versicherungsdauer  entsteht. 

Gerade  bei  den  Landbriefträgerpferden,  die  mehr  als  andere  Pferde  der 
Gefahr  ausgesetzt  sind,  durch  Huf-  und  Beinleiden  für  die  Zwecke  der 
Landpostfahrten  unbrauchbar  zu  werden,  hat  die  zweite  Art  der  Ver- 
sicherung ganz  besonderen  Wert.  Wenn  trotzdem  gegen  Mitte  der 
achtziger  Jahre  nur  verhältnismäßig  wenig  Pferde,  nämlich  im  Jahre  1886  z.  B. 
von  insgesamt  1668  versicherten  Landbriefträgerpferden  nur  524  oder 
31,4  v.  H.  auch  gegen  Wertverminderung  durch  Huf-  und  Beinleiden  ver- 
sichert waren,  so  beruht  dies  einmal  darauf,  daß  die  meisten  Landbrief- 
träger in  Verkennung  ihrer  wahren  Interessen  zunächst  geneigt  waren,  mit 
Rücksicht  auf  die  ihnen  erwachsenden  Kosten  die  billigere  Art  der  Ver- 
sicherung (gegen  den  Verlust  durch  Tod  und  notwendig  gewordenes  Töten 
allein)  zu  wählen,  dann  aber  vor  allem  auch  darauf,  daß  damals  nur  eine 
verhältnismäßig  geringe  Anzahl  der  Versicherungs- Gesellschaften  Versiche- 
rungen auch  gegen  den  durch  Huf-  und  Beinleiden  entstehenden  Minderwert 
anzunehmen  bereit  war.  So  ist  z.  B.  der  bereits  im  Jahre  1873  gegründete 
Ländliche  Vieh -Versicherungsverein  in  Schwaan  erst  im  Jahre  1887  dazu 
übergegangen,  auch  diese  Art  der  Versicherung  zu  übernehmen. 

Die  im  Laufe  der  Jahre  von  der  Postverwaltung  wiederholt  an  die 
Landbriefträger  erlassene  Mahnung,  für  ihre  Pferde  tunlichst  die  erweiterte 
Art  der  Versicherung  einzugehen,  hat  gute  Erfolge  gehabt.  Die  Land- 
briefträger sind  sich  der  Vorteile,  deren  sie  sich  beim  Nicht -Eingehen 
einer  erweiterten  Pferde-Versicherung  begeben,  mehr  und  mehr  bewußt 
geworden   und   haben   von   der  Versicherung  gegen  Verluste  auch  durch 
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Huf-  und  Beinleiden  in  immer  größerem  Umfange  Gebrauch  gemacht. 
Dies  veranschaulicht  am  besten  die  nachstehende  Ubersicht. 


Es  sind  versichert  gewesen 


Davon 

Das  sind  v.  H. 

im 
Jahre 

insgesamt  Pferde 

auch  gegen  Wert- 
verminderung usw. 

aller  versicherten 
Pferde 

1885 
1886 
1890 
.895 
1900 
1905 

1425 
1668 
2084 
2292 
2392 
1440 

524 
'454 
2160 
2318 
2394 

3',« 

7°>° 

97,8. 

Es  ist  in  letzter  Zeit  sowohl  in  Fachzeitschriften  als  in  der  Tages- 
presse —  auch  im  Reichstag  ist  die  Angelegenheit  in  der  58.  Sitzung  am 
6.  März  1906  gelegentlich  der  Beratung  des  Postetats  berührt  worden  — 
wiederholt  die  Frage  erörtert  worden,  ob  es  im  Hinblick  auf  die  an- 
geblich hohen  Prämiensätze  und  ungünstigen  Bedingungen  der  bestehenden 
Versicherungs- Gesellschaften  nicht  zweckmäßiger  und  den  Interessen  der 
Landbriefträger  entsprechender  wäre,  die  sämtlichen  fahrenden  Landbrief- 
träger zu  einer  gemeinsamen  Ver.-tcherungs-Gesellschaft  zusammenzuschließen. 
Die  Einrichtung  einer  derartigen  Genossenschaft  wäre  etwa  folgendermaßen 
zu  denken.  Es  wird  amtlich  eine  Versicherungskasse  für  Landbriefträger 
ins  Leben  gerufen,  der  alle  fahrenden  Landbriefträger  angehören  müssen. 
Die  Geschäftsführung  wird  der  Post-Versichcrungskommission  in  Berlin 
übertragen,  die  Kassengeschäfte  besorgt  die  General -Postkassc.  Die  Ober- 
Postdirektionen,  über- Postkassen  und  Postämter  vermitteln  den  Verkehr 
mit  den  Versicherten.  Die  Beiträge  werden  so  bemessen ,  daß  die  Ent- 
schädigungszahlungen davon  bestritten  werden  können,  und  zwar  werden 
die  Beiträge  nachträglich  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahrs  von  den  Land- 
briefträgern eingezogen.  Bei  Schadenfällen  würden,  wie  dies  auch  jetzt 
bei  den  meisten  Versicherungs  -Gesellschaften  geschieht,  75  v.  H.  des 
Schadens  vergütet.  Im  übrigen  würden  die  Versicherungs- Bedingungen 
im  allgemeinen  nach  dem  Muster  der  bei  den  bestehenden  Versicherungs- 
Gesellschaften  üblichen  einzurichten  sein. 

Es  muß  ohne  weiteres  zugegeben  werden,  daß  dieser  Gedanke  auf  den 
ersten  Blick  etwas  Bestechendes  hat. 

Der  Vorschlag  ist  übrigens  nicht  neu.  Bereits  im  Jahre  1885  hatte 
eine  Ober-Postdirektion  im  Hinblick  auf  die  erhebliche  Ausdehnung,  welche 
die  Landpostfahrten  genommen  hatten,  die  Frage  aufgeworfen,  ob  es  nicht 
zweckmäßig  sein  möchte,  die  Versicherungen  der  Landbriefträgerpferde 
derart  zusammenzufassen,  daß  sämtliche  im  Reichs-Postgebiete  mit  Fuhrwerk 
ausgerüsteten  Landbriefträger  für  eintretende  Schadenfälle  ihrer  Pferde 
einen  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  eigenen  Versicherungsverein  bilden 
würden,  dessen  Leitung  einer  Zentralstelle,  die  u.  U.  bei  einer  hierzu 
besonders  geeigneten  Ober- Postdirektion  einzurichten  wäre,  zu  übertragen 
sei.  Es  wurde  von  dieser  Ober -Postdirektion,  wie  es  auch  jetzt  in  der 
Presse  und  im  Reichstage  der  Fall  gewesen  ist,  die  Ansicht  vertreten,  daß 
die  Verwaltungskosten  eines  solchen  Vereins,  wenn  die  Postverwaltung  ihm 
förderlich  zur  Seite  stehe,  sehr  gering  sein  würden;  nach  den  bei  den 
Versicherungen    der    Landbriefträgerpferde   gemachten    Erfahrungen  wäre 
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nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  die  Versicherungsbeiträge  der  Landbriefträger 
eine  wesentliche  Verminderung  würden  erfahren  können. 

Wenn  die  Post  Verwaltung  damals  dieser  Anregung  eine  weitere  Folge 
noch  nicht  gab,  so  lag  dies  wohl  daran,  daß  die  mit  den  Versicherungen 
der  Landbriefträgerpferde  gemachten  Erfahrungen ,  die  erst  wenige  Jahre 
umfaßten,  noch  kein  abschließendes  Urteil  zuließen,  und  weil  die  Post- 
verwaltung zunächst  noch  abwarten  wollte,  in  welcher  Weise  sich  die  Ver- 
hältnisse weiter  gestalten  würden.  Nachdem  indes  nunmehr  25  Jahre  seit 
der  Einrichtung  der  Landpostfahrten  verstrichen  sind,  und  die  Frage  der 
Versicherung  der  Landbriefträgerpferde  gerade  in  letzter  Zeit  lebhaft  und 
mehrfach  erörtert  worden  ist,  dürfte  es  sich  verlohnen,  der  Anregung 
näher  zu  treten. 

Die  ganze  Frage  ist,  wie  schon  angedeutet,  in  der  Hauptsache  eine 
finanzielle.  Die  Landbriefträger  werden  naturgemäß  bei  einer  solchen  Ver- 
sicherungs- Gesellschaft  am  liebsten  ihre  Pferde  versichern,  die  neben  sonst 
vorteilhaften  und  günstigen  Bedingungen  die  niedrigsten  Prämien  erhebt. 
Es  wird  also  zu  untersuchen  sein,  wie  in  dieser  Beziehung  bisher  von  den 
einzelnen  Gesellschaften  verfahren  worden  ist,  wieviel  Beiträge  erhoben, 
wieviel  Entschädigungen  gezahlt  worden  sind,  und  wieviel  Uberschuß  hier- 
nach die  einzelnen  Gesellschaften  erzielt  haben. 


Es 

hat   b  e  t  r 

a  g  e  n 

im 

die  Versicherungssumme 
für  das  Pferd 

die  Summe  der  gezahlten 
Beiträge  für  das  Pferd  . 

Das  sind  v.  H. 
der 

Versicherungs- 
summe 

Jahre 

im  ganzen 

durch- 
schnittlich 

im  ganzen 

durch- 
schnittlich 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1885 
1886 
1887 
1888 
1S80 
i8»jö 
1801 
1892 
1803 
1894 
i8«>5 
1 8«yi 

is.')8 
1899 
1900 
1901 

I<J02 
I9O3 
I9O4 
I9O5 

438  382 
508  186 

57'  737 
007  378 

Ü45  0<>2 
693  04! 

75'  552 
7Ö3  3'4 

783  288 

8 1 2  069 
862974 
894(124 
923  280 
94«  49' 

957  4'5 
981  493 

1  010  907 

1  005  85 1 

1  012816 

1  029  173 

1  064  81 1 

307,6, 

3°4»'7 
3"»n 

320,00 

322,00 

33*,« 
347»'« 
354,°* 
358,^8 
364,48 

3/0,5- 

383>J° 
3**9»:i 
395.5« 
402,6, 

410,1. 
416,,. 
420,1? 
425,., 
426,45 

434,9« 

20  710,61 
22  433,50 
2481 1,57 
28  803,66 
30  279,36 

3'  «3°>» 
33  735." 
3^277,»4 

39  '9V> 

41  520,64 

42  840,0* 

43  5&M? 

43  920,»! 

44  4'4>s- 

45  5 

40  544,,! 

48  IOI,7J 

47  626,44 

48223^, 
488X4,4, 
50  927,'* 

'4,51 

'3.« 

>3,<« 
l5,t, 

15,4, 

'4,»4 

l|,5l 

I0,8J 

IT*, 
18/.4 
18,70 
18,07 
•  8,s4 
18,66 

K,,.4 
.9,4» 

'9,»7 
19,5, 

.20,.  8 

20,io 

20,6, 

4r« 
4,41 

4,1« 

4,8« 

4,*» 
1.4, 

4,4» 

4.  - 

5,  * 

5," 
4»t 
4,»- 

4,7* 

4,:« 

4,-5 

4,-4 

4r» 

4. 

4,7« 

4,-4 

4,-4. 

Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  allerdings  hervor,  daß  der  für  ein 
Pferd  im  Durchschnitte  zu  zahlende  Beitrag,  von  geringen  und  unwesent- 
lichen Ausnahmen  abgesehen,  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen  ist  und  im 
Jahre  1905  20  Mark  65  Pf.  gegenüber  14  Mark  53  Pf.  im  Jahre  1885 
betragen  hat.  Es  beruht  dies  aber  nicht  etwa  darauf,  daß  die  einzelnen 
Vt-rsu-hcrungs -Gesellschaften  im  Laufe  der  Jahre  die  zu  erhebenden  Prämien- 
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sätze  erhöht  hätten,  sondern  darauf,  daß  die  Landbriefträger,  die  in  den 
ersten  Jahren  des  Bestehens  der  Landpostfahrten  öfter  noch  geneigt 
waren,  ihre  Pferde  nicht  zum  vollen  Wertbetrage  zu  versichern,  auch  in 
dieser  Beziehung  den  Ermahnungen  der  Postverwaltung,  die  Pferde  zum 
vollen  Wertbetrage  zu  versichern,  mehr  und  mehr  gefolgt  sind.  So  hat  sich 
die  durchschnittliche  Versicherungssumme  für  ein  Pferd  von  Jahr  zu  Jahr 
gehoben,  und  hat  im  Jahre  1905  434  Mark  92  Pf.  gegenüber  307  Mark  64  Pf. 
im  Jahre  1885  betragen.  Daß  übrigens  die  Versicherungs- Gesellschaften 
tatsächlich  im  Laufe  der  Jahre  keine  höheren  Prämiensätze  erhoben  haben, 
und  daß  die  von  den  Landbriefträgern  für  ein  Pferd  im  Durchschnitte  zu 
zahlende  Prämiensumme  lediglich  nur  der  höheren  Durchschnitts -Versiche- 
rungssumme entspricht,  geht  auch  daraus  hervor,  daß  der  Prozentsatz  der 
erhobenen  Beiträge  im  Vergleiche  zur  Versicherungssumme  im  großen  und 
ganzen  gleich  geblieben  ist.  Auch  zeigt  die  obige  Ubersicht,  daß  die  viel- 
fach verbreitete  Ansicht,  die  Versicherungs  -Gesellschaften  erhöben  einen 
Prämiensatz  von  6  v.  H.  der  Versicherungssumme,  wenigstens  für  die 
versicherten  Landbriefträgerpferde  nicht  zutrifft.  Der  Prämiensatz  hat 
vielmehr  nur  in  zwei  Jahren  bisher  5  v.  H.  der  Versicherungssumme  und 
darüber  betragen ;  in  allen  übrigen  Jahren  ist  er  unter  5  v.  H.  geblieben 
und  stellte  sich  seit  dem  Jahre  1895,  von  geringen,  unbedeutenden  Ab- 
weichungen abgesehen,  im  Durchschnitt  auf  etwa  48/4  v.  H. 

Uber  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Jahren  eingetretenen  Unglücksfälle, 
in  denen  die  Gesellschaften  Ersatz  leisten  mußten,  sowie  über  die  Höhe 
der  von  den  Versicherungs -Gesellschaften  gezahlten  Entschädigungen  gibt 
die  nachstehende  Ubersicht  Aufschluß. 


Es  hat  betragen 


im 
Jahre 


die  Zahl 
der 
ver- 
sicherten 
Pferde 


der  Gesamtbetrag  der 
den  Landbrieftragern 

zugeflossenen  Ent- 
schädigungen [einschl. 
der  Erlöse  beim  Ver- 
kaufe; 


in  Fallen 


Mark 


Das  sind  v.  H. 


der  Ver- 
siche- 
rungs- 
summe 


der 
Beitrage 


Der  Gesamt- 
betrag der 
von  Ver- 
sicherungs- 

gesell- 
schaften  bar 
geleisteten 
Entschädi- 
gungen 
Mark 


Das  sind 
v.  H. 
der  er- 
hobenen 
Beiträge 


1885 
1886 
1887 
188S 
1889 
1890 
i8qi 
18Ö2 
1893 

1804 
»8q5 

i8*y> 

1807 
1808 
1899 
1900 
1901 
iqo2 
1903 
1904 
1905 


1*37 
1898 
2005 
2084 
2165 
2 1 56 
2185 
2228 
2292 

2334 

2369 

2380 

237« 
2392 

2413 

2  394 
2405 
2425 
i44<j 


,5° 
63 

90 
9' 

,Ü 

126 
1 19 

158 

'45 

I2S 

t 

'74 
107 

•73 
1Ö4 

'5' 

"97 
190 

209 


9  75-,6s 
12  079,.s 
19605,05 
18824,57 
17072,10 

23  73Ä-" 
28  500,05 

28  994,4« 

37  '48,9. 

35  48i,n 
31  500,-« 

47  439,v 

43  3y°>5- 

49  333»»« 
40  852,70 

43  57M 
45  9°7i«» 
42  10/2,11 
55  380,0, 

54 

58; 


7.4-' 


2,  * 
3»* 

3>' 

3* 

3.  » 
3,* 
4-- 

4,5 

3>7 
5»i 
4T 
5,' 
4,o 

4,4 

4-s 
4»- 

5ii 
5,J 

5* 


47 
54 

79 

os 

59 
1° 
80 

85 
74 
109 

99 
1 1 1 

103 

93 

IS 

"5 
1 1 1 

..6 


nicht  mehr  zu 
ermitteln 


13801,., 

»7  <77>-- 
19  700,0. 

22  029,,« 

29  280,7  j 
24  720,-6 

21  575,«7 
31  390,6, 

29492,94 

33  °9°,»9 

33  "3.» 

30  889,6, 

31  005,57 
28  334,0, 
30  029,00 
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Die  Ubersicht  läßt  erkennen ,  nicht  nur  wie  schwankend  die  Zahl  der 
in  den  einzelnen  Jahren  von  den  Versicherungs-Gesellschaften  zu  leistenden 
Ersatzfälle  und  dementsprechend  auch  der  Gesamtbetrag  der  zu  zahlenden 
Entschädigungen  gewesen  ist,  sondern  auch,  daß  die  Gesellschaften,  von 
zwei  Jahren  abgesehen,  weit  über  die  Hälfte,  meist  etwa  3/4,  im  vergangenen 
Jahre  sogar  84  v.  H.  der  erhobenen  Beiträge  in  Form  von  Entschädigungen 
den  Landbriefträgern  wieder  haben  zurückzahlen  müssen. 

Läßt  sich  schon  hieraus  der  Schluß  ziehen,  daß  die  Vieh -Versicherungs- 
Gesellschaften  im  allgemeinen  mit  nicht  allzu  großen  Gewinnen  abschließen, 
so  wird  man  in  dieser  Annahme  noch  bestärkt,  wenn  man  bedenkt,  mit 
welch  hohen  Verwaltungsunkosten  die  Gesellschaften  arbeiten.  Von  Interesse 
ist  in  dieser  Beziehung  ein  Bericht  des  Preußischen  Ministers  für  Landwirt- 
schaft, Domänen  und  Forsten  aus  dem  Jahre  1886.*)  Danach  haben  im 
Jahre  1883  bei  den  sieben  größten  damals  vorhandenen  deutschen  Vieh- 
Versicherungs-Gesellschaften  betragen:  die  gezahlten  Entschädigungssummen 
zusammen  69132g  Mark,  die  Verwaltungskosten  304386  Mark. 

Die  Verwaltungskosten  stellten  also  im  Durchschnitte  44  v.  H.  der 
Schäden  dar;  das  günstigste  Verhältnis  bei  einer  Gesellschaft  war  24  v.  H., 
das  ungünstigste  72  v.  H.  Der  Gewinn,  den  die  Vieh -Versicherungs- 
Gesellschaften  aus  der  Versicherung  der  Landbriefträgerpferde  gezogen 
haben,  muß  hiernach  als  ein  recht  bescheidener,  durchaus  angemessener 
bezeichnet  werden. 

Wie  hoch  der  von  den  Versicherungs- Gesellschaften  in  [den  einzelnen 
Jahren  erzielte  Uberschuß,  sowie  der  von  ihnen  im  Durchschnitte  für  ein 
Pferd  erhobene  Prämiensatz  gewesen  ist,  und  wie  sich  dieses  Verhältnis 
gestaltet  haben  würde,  wenn  eine  Verteilung  der  in  den  verschiedenen 
Jahren  erzielten  Uberschüsse  auf  die  Landbriefträger  stattgefunden  hätte, 
mithin  der  für  ein  Pferd  im  Durchschnitte  zu  erhebende  Prämiensatz  lediglich 
nach  den  Entschädigungssummen  berechnet  worden  wäre,  möge  die  um- 
stehende Ubersicht  (S.  20)  veranschaulichen. 

Die  Ubersicht  läßt  erkennen,  daß  die  wirtschaftlichen  Vorteile,  die  bei 
Gründung  der  angeregten  amtlichen  Versicherungskasse  für  Landbriefträger- 
pferde den  Landbriefträgern  erwachsen  würden,  durchaus  nicht  so  hoch 
sind,  wie  sie  von  verschiedenen  Seiten  veranschlagt  wurden.  Das  Ergebnis 
läßt  sich  vielmehr  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  17  Jahre  dahin 
zusammenfassen,  daß,  während  die  Landbriefträger  bisher  einen  Betrag  von 
18  Mark  43  Pf.  an  Versicherungsgebühren  für  ein  Pferd  im  Durchschnitte 
jährlich  gezahlt  haben,  bei  Einrichtung  der  amtlichen  Versicherungskasse 
sich  dieser  Betrag  auf  12  Mark  26  Pf.  ermäßigt  hätte.  Im  Verhältnisse  zur 
Versicherungssumme  wären  alsdann  3,15  v.  H.  gegenüber  den  bisher  von 
den  einzelnen  Gesellschaften  im  Durchschnitt  erhobenen  Prämien  von 
4,77  v.  H.  zu  zahlen  gewesen. 

Muß  die  Frage,  ob  es  zweckmäßig  wäre,  die  mit  Fuhrwerk  ausgerüsteten 
Landbriefträger  amtlich  zu  einem  gemeinsamen  Versicnerungsvercine  zusammen- 
zuschließen, schon  hiernach  —  von  der  der  Verwaltung  entstehenden  Mühe 
und  Arbeitslast  ganz  abgesehen  —  verneint  werden,  so  kommt  weiter  noch 
in  Betracht,  daß  die  zur  Zeit  bestehenden  Versicherungs -Gesellschaften,  vor 
allem  diejenigen,  mit  denen  die  Postverwaltung  Abkommen  getroffen  hat, 
in  den  weitaus  meisten  Fällen,  in  denen  aus  Anlaß  von  Unglückställen 
Entschädigungen  zu  zahlen  waren,  sich  sehr  entgegenkommend  gezeigt  und 

*'i  Zu  vergl.:  Preußens  Landwirtschaftliche  Verwaltung  in  den  Jahren  1884  bis  18^7. 
Band  1.    Berlin,  Verlag  von  Paul  P.irey.  18XS. 
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den  Anträgen  auf  Schadensersatz  fast  durchweg  ohne  weiteren  Einspruch 
Folge  gegeben  haben.  Nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen  haben  die  Gesell- 
schaften die  Verpflichtung  zur  Ersatzleistung  entweder  nicht  ohne  weiteres 
anerkannt  oder  ganz  zurückgewiesen.  Im  letzten  Falle  ist  die  Ablehnung 
der  Ersatzansprüche  fast  durchweg  von  den  Landbriefträgern  selbst  ver- 
schuldet worden,  weil  sie  sich  bei  Erkrankung  usw.  ihrer  Pferde  nicht  an 
die  in  den  Satzungen  genau  festgelegten  Bestimmungen  gehalten  hatten. 
In  einigen  anderen  Fällen  wiederum,  in  denen  die  Verpflichtung  der  Gesell- 
schaften zur  Ersatzleistung  nicht  ganz  klar  lag,  haben  sich  die  Gesellschaften 
bereit  gefunden ,  über  ihre  satzungsmäßige  Verpflichtung  hinaus  entweder 
im  Wege  des  gütlichen  Vergleichs,  oder  aus  Billigkeitsrücksichten  ent- 
sprechende Entschädigungssummen  zu  zahlen. 

Jedenfalls  liegt  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  für  die  Postverwaltung 
kein  ausreichender  Grund  vor,  in  dem  zur  Zeit  hinsichtlich  der  Pferde- 
Versicherung  der  fahrenden  Landbriefträger  bestehenden  Verfahren  eine 
Änderung  eintreten  zu  lassen. 

*)  Kür  die  Zeit  vor  dem  Jahre  1889  haben  nicht  mehr  alle  hier  in  Betracht 
kommenden  Zahlen  ermittelt  werden  können. 
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Der  Baumwollhandel  Bremens. 
Von  Postrat  Weise  in  Bremen 

Seit  mehr  als  2000  Jahren  ist  die  Baumwolle  bekannt;  sie  wurde  schon 
lange  vor  unserer  Zeitrechnung  in  Indien  und  Syrien  zu  Bckleidungsstoffen 
verwendet.  Dagegen  ist  ihre  Verbreitung  in  großem  Maßstabe  im 
Gegensatze  zu  Seide  und  Schafwolle,  zu  Flachs  und  Hanf  —  verhältnismäßig 
neueren  Ursprunges.  Selbst  in  China,  dem  größten  Baumwollverbrauchslande 
nach  Indien,  ging  die  Masse  der  Bevölkerung  erst  vor  etwa  600  Jahren 
zur  Baumwollbeklcidung  über.  Nach  Europa  kam  die  Baumwolle  schon 
zu  den  Zeiten  der  römischen  Kaiser  von  Klcinasien  aus:  eine  größere 
Ausdehnung  des  Verbrauchs  wurde  jedoch  erst  durch  die  Araber  und  infolge 
der  Kreuzzüge  in  Spanien  und  in  Italien  angebahnt.  Im  16.  Jahrhunderte 
nahm  Deutschland  in  der  Verarbeitung  der  Baumwolle  die  erste  Stelle  ein: 
Konstanz,  Ulm,  Augsburg,  Nürnberg,  Chemnitz  und  Plauen  spannen  und 
verwebten  große  Mengen  und  trieben  einen  schwunghaften  Handel  mit 
Baumwollstoffen.  Leider  ging  dieser  erfreuliche  Vorsprung  des  deutschen 
Baumwollgewcrbes  bald  an  Holland  verloren,  dem  England  dann  folgte, 
das  seinen  Vorrang  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  verflossenen  Jahrhunderts 
unbestritten  behauptete.  Jetzt  stehen  in  bezug  auf  die  Höhe  der 
verarbeiteten  Menge  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  an  der 
Spitze;  ihnen  folgt  der  europäische  Kontinent  und  erst  an  dritter  Stelle 
England. 

Die  Baumwolle  als  Bekleidungsmittel  ist  für  die  Menschheit  von  ganz 
hervorragender  Bedeutung.  Wolle,  Seide  und  Leinen  genügten  für  den 
Massenverbrauch  nicht,  zum  mindesten  wären  diese  Stoffe  zu  teuer  geworden. 
Die  Baumwolle  ist  daher  eine  der  wichtigsten  Gaben,  welche  die  Erde 
ihren  Bewohnern  geschenkt  hat. 

Die  Verarbeitung  der  Baumwolle  zu  Gespinsten  und  Geweben  bezeichnet 
nicht  nur  einen  Wendepunkt  in  der  Bekleidungsfrage,  sondern  auch  einen 
großen  technischen  Fortschritt.  Die  Spinnereien  und  Webereien  für  Baum- 
wolle waren  die  Anfangsstufen  der  jetzigen  auf  den  Gebrauch  der  Maschinen 
und  der  Kraftanlagen  aufgebauten  Großindustrie. 

Der  Bedarf  an  Rohbaumwolle  ist  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen,  da  der 
Nachfrage  entsprechend  die  Zahl  der  Spindeln  für  Verarbeitung  der  Baum- 
wolle sich  stetig  vermehrte.    Auf  der  ganzen  Erde  gab  es 

1890   83  Millionen  Spindeln, 

1900   105         -  -  und 

1905   "5         -  - 

was  einer  jährlichen  Zunahme  von  2  Millionen  entspricht.     Rechnet  man 

den  Jahresbedarf  einer  Spindel  auf  35  kg  Baumwolle,  so  steigt  der  Jahres- 
bedarf insgesamt  um  70  Millionen  Kilogramm.  Die  Baumwollernten  der 
Welt  betragen  jetzt  rund  17  Millionen  Ballen  zu  200  kg  netto,  welche  — 
das  Kilogramm  zu  1  Mark  berechnet  —  einen  Wert  von  3400  Millionen 
Mark,  zuzüglich  der  Nebenerzeugnisse,  wie  Baumwollsaat,  Baumwollsaatöl, 
Linters  usw.  etwa  3600  Millionen  Mark  darstellen.  Die  Gesamternten 
würden,  da  ein  Hektar  durchschnittlich  einen  halben  Ballen  hervorbringt, 
eine  Gesamtanbaufläche  von  340000  qkm  beanspruchen,  was  etwa  der 
Fläche  des  Königreichs  Preußen  entspricht.  Ungefähr  15  Millionen 
Menschen  sind  mit  dem  Anbau  der  Baumwolle  beschäftigt;  bei  dem  Bestände 
von  115  Millionen  Spindeln  und  3  Millionen  Webstühlen  haben  etwa 
2\\  Millionen  Menschen  mit  der  Verarbeitung  Befassung,  zu  denen  die  in 
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der  stark  entwickelten  Hausindustrie  Chinas.  Japans  und  Indiens  Beschäftigten 
hinzutreten.  Berücksichtigt  man  noch  die  im  Handel  und  bei  der  Ver- 
frachtung von  Baumwolle  und  Baumwollfabrikaten  tätigen  Personen,  so 
wird  man  mit  der  Annahme  nicht  fehlgehen,  daß  der  60.  Teil  der  Erd- 
bevölkerung sich  in  der  Hauptsache  durch  die  Baumwolle  den  Lebens- 
unterhalt verdient. 

Die  Industrie  der  leitenden  europäischen  Staaten  ist  bekanntlich  darauf 
angewiesen,  den  von  ihr  zu  verarbeitenden  Rohstoff  zu  einem  erheblichen 
Teile  aus  fremden  Erdteilen  zu  beziehen.  Nirgends  ist  aber  die  Abhängig- 
keit so  groß  und  tiefgreifend,  wie  bei  der  Baumwolle.  Denn  während 
Europa  heute  keine  irgendwie  nennenswerte  Menge  dieses  ungemein  wich- 
tigen Spinnstoffs  hervorbringt,  erfordern  seine  Fabriken  alljährlich 
ungeheure  Mengen  davon,  jedenfalls  bedeutend  mehr  als  die  Produktions- 
länder selbst  verarbeiten.  Da  ferner  die  europäische  Industrie  nicht  nur 
für  die  Ausfuhr,  sondern  auch  für  den  Eigenbedarf  arbeitet,  so  ist  es 
schon  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  nicht  gleichgültig,  zu  welchem  Preise 
die  Rohstoffe  beschafft  werden  können  und  namentlich,  ob  sie  stets 
in  genügenden  Mengen  zur  Verfügung  stehen.  Dies  ist  nicht  immer  der 
Fall  gewesen.  In  dieser  Beziehung  wird  an  die  Kontinentalsperre  erinnert, 
durch  die  einst  Napoleon,  ein  ebenso  gewandter  Handelspolitiker  als 
genialer  Feldherr,  England  an  seiner  verwundbarsten  Stelle,  dem  Monopol 
für  die  Versorgung  des  Kontinents  mit  Baumwolle,  treffen  wollte  und 
auch  getroffen  hat.  Was  für  schlimme  Folgen  Mangel  an  Rohmaterial 
für  die  beteiligte  Industrie  und  die  damit  zusammenhängenden  Volkskreise 
nach  sich  zu  ziehen  vermag,  bezeugt  die  Cotton  Famine,  die  Baumwoll- 
Hungersnot,  in  England  während  des  nordamerikanischen  Bürgerkriegs. 
Im  März  1860  wurde  ein  Pfund  Baumwolle  noch  mit  1  */2  d  (12V0  Pf  ) 
verkauft;  der  Preis  stieg  in  den  Jahren  1861/63  auf  durchschnittlich  22l/fl  d 
(1  Mark  9!  Pf.)  und  1864  sogar  auf  3 13/4  d  (2  Mark  70  Pf.).  Von 
1678  Baumwollfabriken  Lancashires  und  Chessires  blieben  nur  497  voll  im 
Betriebe,  278  feierten  ganz.  Mehr  als  \U  Million  Menschen  waren  erwerbs- 
und  brotlos  und  mußten  durch  private  und  öffentliche  Mildtätigkeit  vor  dem 
Hungertode  bewahrt  werden.  Die  baren  Geldverluste  der  drei  Jahre 
betrugen  rund  1400  Millionen  Mark. 

Die  Hauptproduktionsländer  für  Baumwolle  sind  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Britisch  Indien,  Ägypten,  Russisch  Asien,  Brasilien  und 
China. 

In  Nordamerika  hat  der  Baumwollbau  hinsichtlich  der  dazu  verwendeten 
Flächen,  der  jährlichen  Erntemengen  sowie  der  vervollkommneten  Technik 
die  höchste  Stufe  aller  Zeiten  und  Länder  erklommen.  Hier  wurde  nicht 
nur  die  Maschine  erfunden,  mit  deren  Hilfe  ein  rasches  Entkernen  vor  sich 
gehen  konnte,  sondern  auch  die  Methode  des  Anbaus  und  der  Pflege  nach 
allen  Seiten  hin  verbessert  und  den  örtlichen  Verhältnissen  angepaßt.  Der 
nordamerikanische  Baumwollbau  steht  mit  einer  Erzeugung  von  etwa 
11  Millionen  Ballen  turmhoch  über  dem  indischen,  der  etwa  3  Millionen 
liefert.  Die  Jahresausfuhr  der  amerikanischen  Häfen  betrug  im  verflossenen 
Jahre  nach  den  Haupthandelshäfen 

Liverpool   2,48  Millionen, 

Bremen   1,61 

Havre   0,76 

Genua   0,41 

Manchester   0,3 1 

Barcelona   0,35 
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insgesamt  6,73  Millionen  Ballen,  von  denen  verladen  wurden  in  Galveston 
2,25.  in  New  Orleans  1,57  und  in  Savannah  i.n  Millionen  Ballen. 

Indien,  das  Ursprungsland  des  Anbaus  und  der  Verarbeitung  der  Baum- 
wolle, und  darin  Jahrtausende  lang  unübertroffen,  war  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten durch  den  übermächtigen  Wettbewerb  stark  ins  Hintertreffen  geraten, 
so  daß  seine  Ausfuhr  wesentlich  zurückging.  Der  indische  Landmann  blieb 
in  der  Pflege  der  Pflanze  zurück  und  machte  sich  die  gewaltigen  Fortschritte 
der  Union  nur  zum  kleinsten  Teile  zunutze.  Außerdem  ist  er  fast  durchweg 
auf  die  Monsunregen  angewiesen,  deren  Eintritt  und  Dauer  sich  sehr 
unregelmäßig  gestalten. 

Ägypten  verdankt  den  Baumwollbau  dem  Unternehmungsgeiste  des  Vizc- 
königs  Mehemed  Ali  (1822).  Der  Anbau  ist  dermaßen  gefördert  worden, 
daß  die  Baumwolle  gegenwärtig  als  das  wichtigste  Landeserzeugnis  dasteht. 
Sie  liefert  etwa  7/ö  der  Gesamtausfuhr  und  bedeckt  mehr  als  \\  des  anbau- 
fähigen Landes,  spielt  also  die  wichtigste  Rolle  in  der  Volkswirtschaft  des 
alten  Pharaonenreichs.    Die  Ernte  beträgt  etwa  i.a  Millionen  Ballen. 

In  Mittelasien,  wo  die  Baumwolle  seit  mehr  als  zwei  Jahrtausenden 
angebaut  wird,  unterliegen  Anbaufläche  und  Ernte  von  Jahr  zu  Jahr 
ansehnlichen  Schwankungen;  der  Ertrag  ist  auf  0,6  Millionen  zu  ver- 
anschlagen. 

Während  Brasilien  vor  100  und  mehr  Jahren  viel  Spinnstoff  nach 
Europa  lieferte,  ging  die  Ausfuhr  im  1 1).  Jahrhundert  sehr  zurück,  teils 
weil  das  Gewächs  an  Güte  viel  zu  wünschen  übrig  ließ,  teils  weil  der 
Landesbedarf  infolge  Einrichtung  großer  Spinnereien  lebhaft  stieg.  China 
verbraucht  seine  nicht  unbeträchtliche  Baumwollerzeugung  (1,1  Millionen) 
zum  größten  Teile  in  seiner  vielseitigen  Hausindustrie. 

Von  den  Verbrauchsländern  nimmt  Nordamerika  mit  4,3  Millionen  Ballen 
die  erste  Stelle  ein;  ihm  am  nächsten  folgen  der  europäische  Kontinen. 
(ohne  Rußland)  und  Großbritannien  mit  einem  Verbrauche  von  je  3,2  Millionent 

Über  den  Umfang  der  Baumwollindustrie  Deutschlands  und  ihre  Ent- 
wicklung dürften  nachfolgende  Vergleichszahlen  von  Interesse  sein. 


Gebiet 

Zahl  der  Spindeln 

Jahresverbrauch  an  Baumwolle 
(Ballen! 

1887 

1905 

1887 

1905 

984  194 
I  001  569 

924312 
1  375  OOO 

354  548 
398  172 
17  OOO 

2  595  664 

1  949  313 
1  578  084 

1  5 1 1  586 

706  585 

468  784 

20  000 

2  000 

284  810           632  150 
1 92  705           388  085 
IÖI  516           300  OOO 
250  000          240  000 
54390            115  OOO 

58562  80134 

5  000             6  000 

Elsaß   

Württemberg  .  .  . 

Mecklenburg  .  .  . 

zusammen  

5  054  795 

8  832  016 

1  006  983 

1  761  369. 

Alle  Kontinentstaaten  mit  Ausnahme  von  Rußland  befinden  sich  in  der 
gleichen  Lage  völliger  Abhängigkeit  ihrer  Baumwollversorgung  von  Amerika 
einerseits,    Ägypten  und  Indien  und  damit  von  England  anderseits.    I  >k- 
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Erkenntnis  dieser  gefährlichen  Lage  bricht  überall  hervor,  und  es  werden  in 
dieser  Hinsicht  Anstrengungen  gemacht,  durch  Anbauversuche  in  den  beherrsch- 
ten Kolonialgebieten  allmählich  zur  l'nabhängigkeit  zu  kommen.  Frankreich 
unternimmt  nach  fehlgeschlagenen  Versuchen  auf  den  Antillen  und  in  Algier 
solche  mit  besserem  Erfolg  im  französischen  Sudan  und  in  Hinterindien; 
Italien  hat  in  Ervthrea  den  Hau  begünstigt;  Deutschland  hat  namentlich  in 
Mittel-  und  Südtogo,  neuerer  Zeit  auch  in  1  >eutsch  -  Ostafrika  den  Baum- 
wollbau mit  aller  Kraft  und  mit  gutem  Erfolge  zu  heben  versucht. 

Ein  weiterer  wichtiger  Schritt  auf  dem  Wege  der  Befreiung  von  dem 
fremden  Markte  hat  Deutschland  unternommen  durch  die  Schaffung  der 
Bremer  Baumwollbörse.  Zur  Stärkung  deutschen  Ansehens  im  Aus- 
lände, zur  Hebung  deutschen  Handels  und  deutscher  Industrie  im  Wett- 
kampfe, zur  Belebung  unserer  Schiffahrt  hat  sie  in  nicht  hoch  genug  anzu- 
erkennender Weise  beigetragen. 

Der  Baum  Wollhandel  war  schon  vor  Gründung  der  Bremer  Baumwoll- 
börse ein  bedeutender  Geschäftszweig  des  bremischen  Gesamthandels.  Bereits 
in  der  Mitte  des  letzten  Jahrhunderts  waren  die  unmittelbaren  Zufuhren  von 
Baumwolle  nach  Bremen  nicht  unerheblich  und  in  steter  Steigerung 
begriffen,  bis  der  nordamerikanische  Bürgerkrieg  auch  hier  den  unheilvollsten 
Einfluß  ausübte.  Zu  Beginn  der  sechziger  Jahre  hörten  die  Zufuhren  nach 
Bremen  fast  vollständig  wieder  auf.  Das  Baumwollgeschäft  drängte  sich  zu 
jener  Zeit  ausschließlich  in  Liverpool  zusammen;  selbst  Schiffe,  die  für 
bremische  Rechnung  Baumwolladungen  beförderten,  wurden  nach  Liverpool 
geleitet,  so  daß  die  bremischen  Händler  sich  gezwungen  sahen,  ihre  in- 
ländischen Käufer  vom  Liverpooler  Markte  aus  mit  Baumwolle  zu  versorgen. 
Dadurch  wurde  zum  Nachteile  Bremens  die  Abhängigkeit  von  Liverpool 
bedeutend  gefördert.  Doch  schon  Ende  der  sechziger  Jahre  machte  Bremen 
kräftige  und  erfolgreiche  Anstrengungen,  sich  dieser  Abhängigkeit  zu  entziehen. 
Die  unmittelbaren  Beziehungen  mit  Amerika  wurden  wieder  angeknüpft, 
und  diese  Bestrebungen  hatten  den  Erfolg,  daß  nach  wenigen  Jahren  die 
Bezüge  von  Amerika  der  bremischen  Einfuhr  aus  England  annähernd  gleich- 
kamen. Auch  andere  Umstände  trugen  dazu  bei ,  diesen  Bestrebungen 
den  Erfolg  zu  sichern,  insbesondere  die  zunehmende  Ausdehnung  des  Dampfer- 
verkehrs und  die  Herstellung  der  telegraphischen  Verbindung  zwischen 
Amerika  und  Europa.  Zudem  wirkte  auch  der  ganz  bedeutend  gesteigerte 
Verbrauch  von  Baumwolle  in  Deutschland  belebend  auf  den  Handel  Bremens. 

In  der  richtigen  Erkenntnis,  daß  die  Bemühungen  des  bremischen  Baum- 
wollhandels, sich  von  fremden  Ländern  immer  unabhängiger  zu  machen, 
dauernd  nur  auf  Erfolg  rechnen  konnten,  wenn  den  heimischen  Platzverhält- 
nissen angepaßte  Geschäftsregeln  und  nicht  die  sonst  üblichen  Liverpooler 
Usancen  dem  deutschen  Handel  •  zugrunde  gelegt  würden,  vereinigte  sich 
Ende  187 1  eine  Anzahl  bremischer  Baumwollimporteure,  Händler  und  Makler 
zu  dem  Entschluß,  unter  der  Bezeichnung:  »Bremer  Baumwoll  -  Usancen« 
die  Bedingungen  für  den  bremischen  Baumwollhandel  zusammenzufassen. 
Von  den  Beteiligten  wurde  ein  »Komitee  für  den  Bremer  Baumwollhandel« 
gebildet,  das  im  Laufe  der  Zeit  in  wirkungsvollster  Weise  die  Interessen 
des  bremischen  Baumwollhandels  vertrat.  Es  eröffnete  seine  Wirksamkeit 
damit,  daß  es  auf  Grund  einer  Verständigung  mit  den  Maklern,  die  bis 
dahin  für  die  Parteien  die  Klassierung  und  Abschätzung  der  Baumwolle 
besorgten,  deren  Probenzimmer  käuflich  übernahm  und  Beamte  anstellte, 
welche  auf  eine  gewissenhafte  und  unparteiische  Abschätzung  eidlich  ver- 
pflichtet wurden.  Mit  dieser  Einrichtung  der  »Arbitration« ,  die  im 
Gegensatze  zu  dem  Verfahren  an  anderen  Börsen  eine  durchaus  unparteiische 
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Behandlung  durch  von  Parteien  unabhängige  Personen  verbürgte,  wurde 
ein  Grundgedanke  durchgeführt,  der  nicht  zum  wenigsten  zu  dem  gewaltigen 
Aufschwünge  des  bremischen  Baumwollhandels  und  zur  Blüte  der  späteren 
Bremer  Baumwollbörse  beigetragen  hat. 

Der  Umstand,  daß  in  Havre  wie  in  Liverpool  die  Baumwolle  last  stets 
am  Markte  zu  kaufen  war,  ermöglichte  es  dem  dortigen  Händler,  die  Ware 
ohne  eigenes  großes  Risiko  den  Verbrauchern  anzustellen,  ohne  sie  seiner- 
seits vorher  zu  kaufen.  Der  Bremer  Händler  war  dagegen  gezwungen,  die 
Baumwolle  zuvor  zu  kaufen,  ehe  er  sie  den  Spinnern  anbot,  wollte  er 
sich  nicht  der  Gefahr  aussetzen,  infolge  geringen  Angebots  mehrere  Prozente 
über  den  Marktwert  zahlen  zu  müssen.  Dazu  kam  weiter,  daß  der  Bremer 
Händler  den  Spinnern  ein  offenes  Ziel  von  3  Monaten  gewähren  mußte. 
Hier  konnte  nur  Wandel  geschaffen  werden,  wenn  mit  aller  Kraft  dahin 
gearbeitet  wurde,  in  Bremen  einen  wirklich  großen  Baumwollmarkt  zu  schaffen, 
in  dem  wie  in  Liverpool  und  Havre  stets  eine  hinreichende  Menge  Baum- 
wolle am  Lager  und  auf  Lieferung  zu  haben  war.  In  einem  großen  Kreise 
war  die  Überzeugung  vertreten,  daß  dieses  Ziel  .nur  durch  die  Einführung 
der  Barzahlung  erreicht  werden  könne.  Ein  weiteres  Erfordernis  zur 
Erreichung  des  Zieles  erblickte  man  in  der  Schaffung  eines  zweckmäßigen 
Lagerhaus-  und  Warrantsystems.  Mit  unermüdlichem  Eifer  ist  in  den  Jahren 
1876  77  für  die  Durchführung  der  Ideen  gearbeitet  worden,  die  den  Erfolg 
hatten,  daß  an  Stelle  des  genannten  Komitees  eine  Organisation  der  am 
Bremer  Baumwollhandcl  beteiligten  Kaufleute  ins  Leben  trat.  Es  bildete 
sich  »die  Bremer  Baumwollbörse«,  ein  Verein,  dem  Importeure.  Händler, 
Agenten,  Makler,  Spediteure  und  Bankiers  als  Mitglieder  beitreten  konnten, 
und  der  die  obenerwähnten  Pläne  durchführte. 

Das  Hauptaugenmerk  richtete  der  Verein  auch  ferner  darauf,  daß  die 
Arbitrationen  im  Probezimmer  mit  der  peinlichsten  Sorgfalt  und  der  voll- 
kommensten Unparteilichkeit  ausgeführt  wurden.  Der  Erfolg  blieb  nicht 
aus.  Die  Bremer  Arbitrationen  fanden  nicht  nur  in  Bremen  volle  Anerkennung, 
sondern  auch  unter  den  deutschen  und  österreichischen  Spinnern,  so  daß 
diese  schon  nach  Verlauf  einiger  Jahre  beschlossen,  nicht  mehr  nach  Liver- 
pooler, sondern  nach  Bremer  Arbitrage  und  Klasse  zu  kaufen.  Dadurch, 
daß  im  Jahre  1887  auch  Spinner  in  den  Vorstand  aufgenommen  wurden, 
und  so  eine  fortdauernde  Eühlung  des  Handels  mit  der  Industrie  herbei- 
geführt wurde,  gelang  es,  zum  Segen  beider  Kreise,  Bremen  zu  einem 
großen  nationalen  Baumwollmarkte  zu  erheben. 

Eine  Zeit  der  regsten  Tätigkeit  begann  in  den  neunziger  Jahren.  Ins- 
besondere wurde  unermüdlich  darauf  hingearbeitet,  eine  Herabsetzung  der 
Eisenbahnfrachten  von  den  Nordseehäfen  nach  den  verschiedenen  Absatz- 
gebieten Deutschlands,  Österreichs,  Rußlands  und  der  Schweiz  zu  erzielen. 
Die  kostenfreie  Domizilierung  der  von  überseeischen  Plätzen  in  deutscher 
Reichswährung  gezogenen  Wechsel  bei  den  Reichsbankanstalten  in  Berlin, 
Bremen,  Hamburg,  Frankfurt  (Main)  wurde  zugelassen.  Während  im 
Jahre  vor  dem  Beitritte  der  Spinner  zur  Bremer  Baumwollbörse  in  Bremen 
430  ckx)  Ballen  eingeführt  und  151  000  Ballen  arbitriert  wurden,  stiegen  1887 
die  Einfuhr  schon  auf  658000  Ballen  und  die  Arbitrationen  auf  300000. 
1897  betrug  die  Einfuhr  1400000,  1905  sogar  1933754  Ballen.  Diese 
namhaften  Erfolge  wurden  höchst  beachtenswerter  Weise  erreicht,  ohne  daß 
Bremen  eine  Terminbörse  für  Baumwolle  besitzt.  Ein  Beweis  für  das  stetig 
zunehmende  Vertrauen  ist  auch  die  von  Jahr  zu  Jahr  anwachsende  Mit- 
gliederzahl der  Bremer  Baumwollbörse.  Ende  1905  zählte  sie  161  Bremer 
und  42t)  inländische  Mitglieder.     Im  April  I o( hat  die  Bremer  Baumwoll- 
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börse  ihr  nach  dem  preisgekrönten  Entwürfe  des  Architekten  Joh.  Poppe 
erbautes  neues  Geschäftshaus  bezogen,  das  einschließlich  des  Grunderwerbs 
einen  Kostenaufwand  von  über  41/a  Millionen  Mark  erforderte,  und  das 
durch  seinen  wirkungsvollen  Aufbau  und  seine  gediegene  Ausstattung  der 
Stadt  Bremen  zur  besonderen  Zierde  gereicht. 

Die  Baumwollbörse  hat  mit  allen  Kräften  dahin  gewirkt,  daß  dem 
zunehmenden  Verkehr  entsprechend  die  Hafenanlagen  in  Bremen  erweitert 
wurden.  Am  i.  Oktober  1906  wurde  der  zweite  Freihafen  eröffnet.  Vor 
1888,  dem  Jahre  der  Inbetriebnahme  des  ersten  Freihafens,  besaß  Bremen 
nur  4  kleine  Häfen.  Im  Juli  1887  wurde  mit  der  Korrektion  der  Unter- 
weser begonnen,  worüber  im  Archiv  iqw  S.  209  ff.  ausführlich  berichtet 
worden  ist.  Der  erste  Freihafen,  zu  dessen  Anlage  das  Deutsche  Reich 
12  Millionen  Mark  bewilligte,  hat  eine  Länge  von  2000  m  und  eine  Breite 
von  120  m.  Schon  1896  trat  das  Bedürfnis  nach  Vermehrung  der  nutz- 
baren Kailänge  immer  deutlicher  hervor.  Der  Schiffsverkehr  war  von  1889 
bis  1896  von  1  031  118  auf  2  862Ö30cbm  gestiegen  und  nahm  auch  in  den 
folgenden  Jahren,  namentlich  auch  infolge  der  glänzenden  Entwicklung  des 
Norddeutschen  Lloyd,  stetig  zu.  Im  Laufe  des  Winters  1896/97  erreichte 
die  Zahl  der  angemeldeten  Dampfer  zeitweilig  eine  solche  Höhe,  daß  der 
Freihafen  keinen  Platz  für  sie  hatte,  und  mancher  Dampfer,  insbesondere 
Baumwolldampfer,  zurückgewiesen  werden  mußte.  Das  Bassin  des  neuen 
Hafens  ist  zunächst  in  einer  Länge  von  600  m  ausgebaut,  100  m  breit  und 
1 1  m  tief.  Von  der  Weser  aus  führt  eine  60  m  breite  Einfahrt  zu  einem 
Vorhafen ,  der  in  einer  Länge  von  350  m  und  in  einer  Breite  von  242  m 
vor  dem  neuen  Becken  liegt.  Bei  der  Anlage  ist  in  erster  Linie  Rücksicht 
auf  die  Schaffung  einer  bequemen  und  gefahrlosen  Wendestelle  für  große 
Schiffe  genommen,  die  im  eigentlichen  Hafenbecken  nicht  drehen  können. 
An  den  Vorhafen  schließt  sich  nach  Norden  zu  unmittelbar  der  etwa  1200  m 
lange  und  140  m  breite  Werfthafen  der  Aktiengesellschaft  »Weser«  an. 
Der  neue  Hafen  soll  in  erster  Linie  dem  Massengüterverkehr,  insbesondere 
dem  Baumwollverkchre,  dienen  und  wird  für  die  fernere  Entwicklung  des 
bremischen  Handels  von  weittragender  Bedeutung  werden. 

Nicht  minder  eifrig  hat  die  Bremer  Baumwollbörse  es  als  ihre  Haupt- 
aufgabe betrachtet,  das  Depeschenwesen  praktisch  und  in  einer  den  Wün- 
schen ihrer  Mitglieder  entsprechenden  Weise  auszugestalten.  Welchen  Wert 
man  diesem  Zweige  der  Wirksamkeit  beimißt,  ergibt  sich  daraus,  daß  der 
Verein  allein  für  Telegramme  usw.  in  den  letzten  Jahren  zwischen  40000  bis 
50000  Mark  jährlich  ausgegeben  hat. 

In  erster  Linie  galt  es,  eine  Verbesserung  der  tel egraph ischen 
Verbindung  Bremens  mit  dem  Hauptbaumwollplatze  der  Welt  Liverpool 
zu  erreichen.  Die  Abwicklung  der  Geschäfte  findet  in  der  Weise  statt,  daß 
die  Bremer  Händler  den  inländischen  Spinnern  täglich  den  Bedarf  an  Roh- 
material telegraphisch  in  Festofferten  anstellen,  die  aber  häufig  nach  den 
schnell  wechselnden,  von  Angebot,  Nachfrage  und  vom  Saatenstande  wesent- 
lich beeinflußten  Preisen  der  Liverpooler  und  New  Yorker  Terminbörsen 
geändert  werden  müssen.  Fast  alle  Zufuhren  in  Baumwolle  werden  durch 
Verkäufe  in  Terminmärkten  gedeckt;  der  reelle  Fachhandel  hat  aus  lang- 
jähriger Erfahrung  die  Notwendigkeit  erkannt,  sein  Konjunkturrisiko  auf 
ein  Mindestmaß  zu  beschränken.  Dies  können  die  Bremer  Händler  nur 
dadurch  erreichen,  daß  sie  einen  beschleunigten  und  verläßlichen  Telegramm- 
austausch mit  den  Orten  der  Terminmärkte,  besonders  Liverpool  und 
New  York,  unterhalten.  Der  naturgemäße  Zug  geht  seit  Jahren  nach 
Liverpool,   wo  die  Inhaber  der  ausgedehnten  Baunnv  ollplantagen   in  den 
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Südstaaten  Nordamerikas  ihren  Sitz  haben.  Bremen  besaß  bis  1903  keine 
direkte  telegraphische  Verbindung  mit  Liverpool,  die  Telegramme  mußten 
vielmehr  in  London  umtelegraphiert  werden.  Das  beste  Verfahren  zur  Be- 
schleunigung der  Markttelegramme,  nämlich  die  Auflieferung  als  dringende, 
war  damals  und  ist  auch  jetzt  noch  nicht  durchführbar,  weil  die  englische 
Verwaltung  allen  Vorschlägen  auf  Einführung  dringender  Telegramme  stets 
ablehnend  gegenüber  getreten  ist.  Diese  beiden  Umstände  wirkten  in  den 
neunziger  Jahren,  in  denen  der  stärkste  Aufschwung  im  Bremer  Baumwoll- 
handel einsetzte,  nachteilig  auf  den  Bremer  Verkehr;  die  Interessenten 
konnten  nicht  auf  den  Liverpooler  Markt  in  dem  gebotenen  Umfange 
zurückgreifen,  weil  auf  Überkunft  der  Telegramme  innerhalb  einer  bestimmten 
Zeit  wegen  der  starken  Belastung  der  Anstalten  namentlich  während  der 
Börsenzeit  nicht  zu  rechnen  war.  Bei  verspäteter  Ankunft  der  Telegramme 
in  Liverpool  hatte  sich  die  Marktlage  zuweilen  wesentlich  verändert,  so  daß 
die  Geschäftsabschlüsse  für  den  Bremer  Händler  zum  Teil  große  Nachteile 
im  Gefolge  hatten. 

Nach  den  im  Jahre  1899  angestellten  Ermittlungen  kamen  die  Telegramme 
aus  Liverpool  für  Bremen  unter  normalen  Betriebsverhältnissen  erst  1  bis 
2  Stunden  nach  der  Aufgabe  bei  dem  Telegraphenamt  in  Bremen  an,  nicht 
selten  ging  die  Beförderungsdauer  jedoch  über  2  bis  3  Stunden  hinaus. 
Selbstverständlich  traten  noch  größere  Verspätungen  ein ,  wenn  die  Ver- 
bindungen, wie  es  bei  den  langen,  in  England  durch  weite  Industriebezirke  ge- 
führten oberirdischen  Leitungen  Bremen-London-Liverpool  unausbleiblich  ist. 
Störungen  erlitten,  und  die  direkte  Leitung  Bremen  -London  zur  Beförderung 
der  Telegramme  anderer  Gebiete  mitbenutzt  oder  die  Bremer  Korrespondenz 
umgeleitet  werden  mußte.  Der  Grund  der  Verzögerung  lag  aber  weniger 
in  der  Überbürdung  der  Leitungen,  als  vielmehr  darin,  daß  die  Umarbeitung 
in  London  zuviel  Zeit  beanspruchte.  Selbst  als  der  Telegrammverkehr 
zwischen  Deutschland  und  England  durch  die  erweiterte  Einführung  des 
Duplexbetriebs  allgemein  eine  Beschleunigung  erfuhr,  blieb  diese  Betriebs- 
verbesserung für  den  Verkehr  Bremen-Liverpool  nahezu  unwirksam,  da  nach 
wie  vor  die  Telegramme  in  London  sich  verzögerten.  Vor  Einführung  des 
Duplexbetriebs  in  der  Leitung  61  Bremen-London  war  die  höchste  Leistung 
in  einer  Stunde  47  Telegramme;  sie  stieg  auf  136  infolge  der  Betriebs- 
änderung. Die  durchschnittliche  Beförderungszeit  der  Telegramme  von 
Liverpool  nach  Bremen  betrug  nunmehr  für  48  v.  H.  bis  zu  45  Minuten, 
für  25  v.  H.  45  Minuten  bis  1  Stunde  und  für  27  v.  II.  1  bis  1 Stunden.  In 
dem  Bemühen,  die  von  Jahr  zu  Jahr  unzureichender  werdenden  Verbindungen 
zwischen  Deutschland  und  England  den  Verkehrsbedürfnissen  anzupassen, 
wurde  auch  aus  Anlaß  der  Stockungen  im  Bremen-Livcrpoolcr  Verkehre  von 
der  deutschen  Verwaltung  die  Auslegung  eines  weiteren  deutsch -englischen 
Kabels  nochmals  angeregt.  Hierdurch  sollte  Bremen  eine  zweite  Verbindung 
mit  London  und  wenn  tunlich  auch  eine  unmittelbare  Verbindung  nach 
Liverpool  erhalten.  Inzwischen  hatte  die  englische  Verwaltung  im  Februar 
1900  eine  besondere  Leitung  London-Liverpool  geschaffen,  die  ausschließlich 
für  den  Kontinentverkehr  Liverpools  bestimmt  war.  Einen  günstigen  Einfluß 
übte  auch  diese  Maßnahme  auf  die  Abwicklung  des  Bremen-Liverpooler 
Telegrammverkehrs  nicht  aus,  weil  die  Zahl  der  zu  verarbeitenden  Tele- 
gramme allgemein  stieg,  anderseits  aber  auch  die  Duplexschaltung  Bremen- 
Ixmdon  wegen  der  häutigen  Störungen  in  den  Außenleitungen  einen  nach- 
haltigen Erfolg  nicht  mit  sich  brachte. 

Die  Bremer  Baumwollbörse  sah  sich  daher  veranlaßt,  sich  die  besonders 
wichtigen  Kröffnungs-  und  Schbißkursc  des  Liverpneler  Marktes  nicht  mehr 
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auf  dem  Wege  über  London,  sondern  auf  dem  Umwege  über  New  York 
übermitteln  zu  lassen,  obgleich  die  Kosten  sich  um  das  achtfache  erhöhten, 
weil  hierdurch  nicht  nur  eine  wesentliche  Beschleunigung,  sondern  auch 
eine  zeitlich  gleichbleibende  Ankunft  in  Bremen  gesichert  war.  Diese  Tele- 
gramme, aufgeliefert  in  Liverpool  bei  der  Commercial  Co.  an  eine  ver- 
abredete Adresse  in  New  York,  wurden  in  dem  direkten  Kabel  Liverpool- 
New  York  befördert,  von  Beauftragten,  wahrscheinlich  einem  Kabelbeamten, 
in  New  York  in  Empfang  genommen  und  als  neue  Telegramme  an  die 
Bremer  Baumwollbörse  über  Emden  weitergegeben.  Die  Aufgabe  und  Be- 
förderung der  Telegramme  fällt  in  die  Zeit  von  1 1  1  V.  bis  I  0  N.  Green- 
wicher  Zeit  (5—  V.  bis  7  "  V.  amerikanischer  [Lastern]  Zeit),  in  der  die 
atlantischen  Kabel  nur  ganz  gering  belastet  sind,  während  die  englisch- 
deutschen Leitungen  wegen  der  Börsenzeit  besonders  stark  in  Anspruch 
genommen  werden.  Es  kann  daher  nicht  wundernehmen,  daß  die  Be- 
förderungsart trotz  ihrer  Kostspieligkeit  Vorzug  fand. 

Ein  wesentlicher  Fortschritt  in  dem  Telegratnmverkehre  zwischen  Bremen 
und  Liverpool  wurde  mit  der  Legung  des  fünften  deutsch-englischen  Kabels 
geschaffen,  die  im  April  1900  zwischen  den  beiden  Telegraphenverwaltungen 
beschlossen  und  im  Mai  igoi  beendet  worden  war.  Eine  der  vier  Adern 
diente  zur  Herstellung  einer  zweiten  direkten  Leitung  Bremen-London.  Diese 
Maßnahme  ermöglichte  zwar  eine  weitere  Ermäßigung  der  Beförderungsdauer ; 
sie  war  aber  doch  nicht  durchgreifend  genug,  weil  der  immer  wieder  beklagte 
Übelstand  bestehen  blieb,  daß  die  Telegramme  in  London  umgearbeitet 
werden  mußten.  In  Erwägung  dieser  Tatsache  schlug  die  deutsche  Ver- 
waltung vor  und  die  englische  stimmte  zu,  daß  unter  Verwendung  der  neu 
geschaffenen  Leitung  Bremen -London  eine  unmittelbare,  mit  Hughes  zu 
betreibende  Verbindung  Bremen- Liverpool  hergestellt  werden  sollte.  Am 
1.  Januar  1903  wurde  diese  Verbindung  in  Betrieb  genommen.  Die  durch- 
schnittliche Beförderungsdauer  ermäßigte  sich  nunmehr  auf  24  Minuten;  sie 
war  allerdings  immer  noch  um  12  Minuten  länger,  als  die  der  über  New  York 
geleiteten  Markttelegramme.  Die  Bremer  Baumwollbörse  ist  daher  bei  dieser 
Beförderungsart  geblieben,  ein  Beweis,  welch  außerordentliche  Wichtigkeit 
der  schnellen  Ubermittelung  des  Marktberichts  durch  die  beteiligten  Kreise 
beigemessen  wird.  Der  Versuch,  die  neue  Liverpooler  Leitung  mit  Duplex 
zu  betreiben,  mußte  leider  aufgegeben  werden,  da  die  Isolation  der  langen 
Landleitungen  so  schwankend  war,  daß  ein  gesicherter  Duplexbetrieb  nicht 
aufrecht  erhalten  werden  konnte. 

Die  deutsche  Verwaltung  hatte  in  Würdigung  der  Wichtigkeit  des 
Bremen-Liverpooler  Verkehrs  nicht  unterlassen,  eine  weitere  Verbesserung 
in  der  Weise  anzuregen,  daß  die  Leitung  1075  Bremen -Liverpool  un- 
mittelbar zwischen  den  beiden  Börsen  betrieben  und  daß  sie  auf  dem 
kürzesten  Wege  von  der  englischen  Küste  nach  Liverpool  geführt  würde. 
Diese  Bemühungen  sind  bezüglich  des  ersten  Teiles  insofern  von  Erfolg 
gekrönt  worden,  als  die  englische  Verwaltung  sich  im  August  1906  damit 
einverstanden  erklärte,  daß  die  vorhandene  Leitung  Bremen  -  Liverpool 
während  der  Börsenstunden  von  io:'  V.  bis  5'"  N.  (M.  E.  Z.)  von  Börse  zu 
Börse  betrieben  werde.  Die  Verbindung  der  beiden  Börsen  mit  dem  Orts- 
Telegraphcnamte  soll  durch  Rohrpost  erfolgen,  damit  die  in  der  Leitung  an- 
kommenden und  die  für  sie  bestimmten  Durchgangstelegramme  usw.  ohne 
wesentliche  Verzögerung  den  Hauptämtern  zugeführt  werden  können.  Die 
Inbetriebnahme  der  Börscn-Telegraphenbetriebstellen  wird  binnen  kurzem  mit 
Fertigstellung  des  neuen  Börsengebäudes  in  Liverpool  erfolgen.  Die  Bremer 
Baumwollbörse  hat  die  Räume  für  die  Telegraphenbetriehstelle.  die  nicht  nur 


1 


Digitized  by  Google 


Der  Baumwollhandel  Bremens. 


29 


dem  Börsenverkehre,  sondern  auch  dem  allgemeinen  öffentlichen  Verkehre  zu 
dienen  hat,  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  und  hergerichtet.  Sie  über- 
nimmt  ferner  die  Erleuchtung  und  Heizung  und  gibt  auch  den  Strom  zum 
Antriebe  der  Hughes-  und  Rohrpostmotoren  unentgeltlich  her.  Zwischen 
dem  Telegraphenamt  und  dem  Börsengebäude  kommt  ein  vieradriges  Faserstoff- 
erdkabel zur  Verlegung,  von  dem  zwei  Adern  zur  Zuführung  der  Leitung 
und  als  Zuleiter  des  elektrischen  Betriebsstroms  aus  der  beim  Tclegraphen- 
amte  befindlichen  Sammlerbatterie  dienen;  zwei  Adern  bleiben  als  Vorrat. 

Die  Bremer  Baumwollinteressenten  lassen  sich  die  eingegangenen  Tele- 
gramme meist  durch  Fernsprecher  übermitteln  und  liefern  einen  großen 
Teil  ihrer  Telegramme  in  gleicher  Weise  auf.  Die  Zahl  der  übermittelten 
Telegramme  ist  von  118  100  im  Jahre  1003  auf  133400  im  Jahre  IQ05 
gestiegen;  die  vereinnahmte  Zusprechgebühr  hat  22800  Mark  betragen.  Zur 
Bewältigung  dieses  beträchtlichen  Verkehrs,  der  je  nach  den  Markt- 
verhältnissen lebhaften  Schwankungen  unterliegt,  sind  die  bei  der  Tele- 
grammaufnahme vorhandenen  acht  Arbeitsplätze  mit  Klinkenstreifen  und  Vcr- 
bindungsstöpscln  versehen .  so  daß  sich  die  Beamten  in  jede  Verbindungs- 
leitung nach  dem  Vcrmittelungsamt  einschalten  können.  Als  Aufnahme- 
apparate werden  Brustmikrophone  mit  Doppelfernhörern  verwendet.  Ver- 
schiedene Firmen  versenden  die  Kurstelegramme  mit  gleichlautendem  Texte 
regelmäßig  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Interessenten;  zur  Beschleunigung 
der  Ausfertigung  haben  die  Firmen  Telegramm- Aufgabeformulare  in  Block- 
form mit  vorgedruckter  Aufschrift  geliefert.  Das  aufgenommene  Telegramm 
wird  mittels  Durchdruckpapiers  vervielfältigt.  Eine  gleiche  Aufnahmestellc 
wird  in  der  neuen  Telegraphenanstalt  in  der  Baumwollbörse  geschaffen. 

Die  Verbreitung  der  Kursberichte  erfolgt  seitens  einiger  Firmen  auch 
an  die  Bremer  Interessenten  in  den  Fernsprechanschlußleitungen.  Da  die 
Einzelübermittlung  nicht  nur  erhebliche  Mühe  und  —  was  das  Wichtigste 
ist  —  auch  viel  Zeit  in  Anspruch  nehmen  würde,  sind  Einrichtungen  ge- 
troffen worden,  die  es  ermöglichen,  eine  Teilnehmerleitung  gleichzeitig  mit 
einer  größeren  Anzahl  Sprechstellen  (bis  zu  zehn)  zu  verbinden.  Zu  dem 
Zweck  sind  die  Leitungen  der  Gebestellen  von  dem  Tischumschalter  (Viel- 
fachumschalter System  Siemens  &  Halske  für  Z-B-Betrieb  mit  Glühlampcn- 
anruf),  an  dem  sie  liegen,  an  den  Vorschaltetisch  des  Systems  verlegt  und 
die  mit  jenen  zu  verbindenden  Leitungen  der  Empfangstellen  vom  Zwischen- 
verteiler aus  je  an  eine  weitere  neu  eingesetzte  Klinke  des  Vorschaltetisches 
geführt.  Bei  zwei  gewöhnlichen  Vielfachklinken  haben  die  beiden  Buchsen 
und  die  beiden  Leitungsfedern  je  miteinander  leitende  Verbindung.  Ein 
Stöpsel,  dessen  Spitze  mit  der  Spitze  von  zehn  anderen  Stöpseln,  und  dessen 
Körper  mit  dem  Körper  dieser  Stöpsel  verbunden  ist,  wird  zur  Herstellung 
der  Zusammenschaltungen  benutzt.  Der  gleichzeitige  Anruf  der  Stellen  er- 
folgt vom  Amte  aus.  Zu  dem  Zwecke  ist  an  dem  Arbeitsplatz  eine  Taste 
zum  Kurzschließen  des  Batterierelais  angebracht,  wodurch  die  volle  Klemmen- 
spannung der  Läutemaschine  benutzt  werden  kann. 

Zur  weiteren  Verbesserung  der  Aufnahme  und  Abgabe  der  Tele- 
gramme im  Ortsbereiche  wird  auch  die  für  Bremen  geplante  Fern- 
druckeranlage  dienen  ,  die  zunächst  zur  Vereinfachung  und  Be- 
schleunigung des  Schiffsmeldedienstes  hergestellt  und  in  den  nächsten 
Monaten  in  Betrieb  genommen  werden  wird.  Vorläufig  werden  30  Teil- 
nehmer mit  Ferndruckern  (zum  Geben  und  zum  Nehmen)  und  25  Teil- 
nehmer mit  Börsendruckern  (nur  zum  Empfangen)  angeschlossen.  Die 
Vermittlungstelle  wird  so  eingerichtet,  daß  zunächst  bis  zu  50  Teil- 
nehmer   mit   Ferndruckern    und   die  gleiche   Anzahl   mit  Börsendruckern 
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herangeführt  werden  können.  Die  Schaltung  läßt  zu,  daß  die  an  die  Teil- 
nehmer mit  Börsendruckern  von  der  Vermittlungstelle  aus  abzugebenden  Schiffs- 
nachrichten gleichzeitig  an  Ferndruckerstcllen  übermittelt  werden  können. 
Ferner  ist  sowohl  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  Ferndruckerstellen  un- 
mittelbar miteinander  oder  mit  der  Vermittlungstcllc  in  Verkehr  treten, 
als  auch,  daß  sie  an  mehrere  Teilnehmer  gleichzeitig  Mitteilungen  über- 
senden. Die  Anschaltung  der  Ferndrucker  erfolgt  durch  besondere  An- 
schlußleitungen, die  der  Börsendrucker  (zum  Empfang  der  SchifTsmeldungen) 
durch  drei  Zirkularstromkreise,  in  denen  zunächst  je  6.  7  und  10  Stellen 
liegen.  An  Gebühren  für  die  Überlassung  eines  Anschlusses  mit  Fern- 
drucker werden  erhoben: 

a)  wenn  nur  Schiffsmeldungen  empfangen  werden  jährlich  150  Mark, 

b)  wenn  nur  sonstige  Nachrichten  mit  anderen  Teil- 
nehmern und  mit  der  Vermittlungstcllc  ausge- 
tauscht werden    -  325 

c)  wenn  der  Anschluß  den  Zwecken  zu  a  und  b  dient       -      380     -  ; 

daneben  sind  für  die  Beförderung  von  Nachrichten  vom  und  zum  Ver- 
mittlungsamte die  allgemein  für  den  Ferndrucker  festgesetzten  Sätze  zu 
zahlen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Eine  neue  Eisenbahnverbindung  von  Ozean  zu  Ozean  wird 
jetzt  in  Costa  Rica  geschaffen.  Die  Regierung  ist  dort  nach  langem  Zögern 
an  die  Vollendung  der  Eisenbahn  Punta  Arenas -San  Jose  herangetreten. 
Die  Bauten  sollten,  wie  das  Archiv  für  Eisenbahnwesen  mitteilt,  so  kräftig 
gefördert  werden ,  daß  in  Aussicht  genommen  werden  konnte,  noch  vor  Ende 
des  Jahres  1906  den  Betrieb  zu  eröffnen. 

Die  ziemlich  in  der  Mitte  des  Landes  liegende  Stadt  San  Jose  ist  durch 
die  in  amerikanischen  Händen  befindliche  sogenannte  atlantische  Eisenbahn 
mit  dem  Hafen  Puerto  Limön  am  Karibischen  Meere  verbunden.  Diese 
Bahn,  die  in  rein  privatwirtschaftlichem  Sinne  betrieben  wird,  gibt  dem 
Ausfuhrhandel  des  Landes,  vor  allem  den  Kaffeepflanzern,  Anlaß  zu  be- 
rechtigten Klagen.  Durch  den  Ausbau  der  Bahn  von  San  Jose  nach  dem 
pazifischen  Hafen  Punta  Arenas  hofft  man  Abhilfe  zu  schaffen  und  die  atlan- 
tische Bahn  zur  Einführung  vernünftiger  Tarife  zu  zwingen,  wenn  sie  nicht 
die  Frachten  ganz  verlieren  will.  Allerdings  liegt  der  Hafen  Limön  günstiger 
als  Punta  Arenas,  weil  er  häufigere  und  kürzere  Dampferverbindungen  mit  den 
Handelsplätzen  Amerikas  und  Europas  hat;  anderseits  aber  ist  Punta  Arenas 
von  den  Kaffeebezirken  nicht  so  weit  entfernt,  und  seine  Bedeutung  wird 
durch  die  Eröffnung  des  Panamakanals  sehr  gewinnen. 

Von  der  Eisenbahn  San  Jose-Punta  Arenas  sind  die  Strecken  Punta  Arenas- 
Esparta  und  Santo  Domingo- San  Jose  bereits  fertiggestellt.  Es  muß  also 
noch  das  fehlende  Zwischenstück  Santo  Domingo  -Esparta  gebaut  und  außer- 
dem die  betriebsunfähig  gewordene  Strecke  Esparta- Barranca  ausgebessert 
werden.  Nach  Vollendung  dieser  Arbeiten  wird  eine  Verbindung  von  Ozean 
zu  Ozean  mit  einer  Gesamtlänge  von  275  km  hergestellt  sein.    Da  die  Bahn 
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schmalspurig  ist  und  bedeutende  Steigungen  hat,  so  wird  sie  mit  den  Rahnen 
von  Panama  und  Tehuantepec  für  den  internationalen  Verkehr  wohl  kaum 
in  ernsthaften  Wettbewerb  treten  können.  Anderseits  wird  sie  den  Durch- 
gangsbahnen, deren  Bau  von  Nicaragua,  Honduras  und  Guatemala  beab- 
sichtigt wird,  überlegen  sein,  weil  sie  kürzer  ist,  und  die  Reise  von  Ozean 
zu  Ozean  durch  reizvolle  Gegenden  in  einem  Tage  zurückgelegt  werden  kann, 
und  weil  ihr  Endpunkt  im  Osten,  der  Hafen  Limön,  bedeutend  leistungs- 
fähiger ist  als  die  Häfen ,  die  durch  die  anderen  Bahnen  bedient  werden 
sollen. 


LITERATUR. 

Lehrbuch  der  französischen  Sprache  für  die  deutschen  Post- 
und  Telegraphenbeamten  von  O.  Sieblist,  Kaiserlicher  Ober- 
Postrat.  In  zwei  Teilen  nebst  einem  alphabetischen  (Fach-) Wörter- 
buche. Erster  (einführender)  Teil.  Zweite  verbesserte  Auflage. 
Leipzig  und  Berlin,  Druck  und  Verlag  von  B.  G.  Teubner.  1906. 
Ladenpreis  3  Mark. 

Von  dem  zuerst  im  Jahre  1901  erschienenen  Sieblistschen  Lehrbuche  der 
französischen  Sprache  ist  der  erste  Teil  jetzt  in  neuer  Auflage  heraus- 
gegeben worden.  Dieser  umfaßt  denjenigen  Lehrstoff,  den  ein  Beamter  der 
mittleren  l^aufbahn  des  Reichs- Post-  und  Telegraphendienstes  bei  der 
Assistentenprüfung  und,  wenn  bei  der  Sekretärprüfung  das  Englische  die 
Hauptprüfungssprache  bildet,  auch  bei  dieser  beherrschen  muß.  Der  Inhalt 
der  vorliegenden  neuen  Auflage  ist  gegenüber  der  ersten  Auflage  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  hin  erweitert  worden.  Wichtig  ist  vor  allem, 
daß  die  Regeln  über  die  Aussprache  weiter  ausgebaut  worden  sind.  Während 
der  Verfasser  in  der  früheren  Auflage  der  Einfachheit  wegen  eine  etwas 
summarische  Bezeichnung  der  Aussprache  gewählt  hatte,  finden  wir  in  der 
Neuauflage  ein  bis  in  alle  Einzelheiten  sorgfältig  ausgearbeitetes  System  der 
Aussprachebezeichnung,  das  auch  demjenigen,  der  das  Lehrbuch  ohne  Lehrer 
benutzt,  die  Aneignung  einer  guten  Aussprache  ermöglicht.  In  den  ersten 
neun  Lektionen  ist  die  Aussprache  durchweg  angegeben ,  in  den  folgenden 
Aktionen  nur  bei  den  schwierigeren  Stellen  und  Vokabeln.  Bei  den  im 
Anhang  enthaltenen  Lesestücken  ist  auf  die  Angabe  der  Aussprache  über- 
haupt verzichtet  worden,  so  daß  diese  bei  den  mündlichen  Prüfungen  als 
Lese-  und  UbersetzungsstofT  benutzt  werden  können. 

Die  Einteilung  des  vorliegenden  ersten  Teiles  des  Lehrbuchs  ist  im  ganzen 
dieselbe  geblieben  wie  bei  der  ersten  Auflage.  Nachdem  unter  der  Über- 
schrift »Wie  muß  ich  lernen?«  beherzigenswerte  Regeln  für  die  Art  des 
Arbeitens  gegeben  worden  sind,  folgen  32  Lektionen,  die  nach  Art  der 
Schulgrammatiken  vom  einfacheren  zum  schwereren  fortschreiten  und  dem 
Lernenden  die  Erreichung  des  gesteckten  Zieles  leicht  machen.  Die  in  den 
einzelnen  Lektionen  enthaltenen  Beispiele  und  Obungssätzc  sind  vermehrt 
worden;  sie  sind  so  gewählt,  daß  der  Lernende  außer  mit  den  Ausdrücken 
des  täglichen  Lebens  auch  mit  denjenigen  Ausdrücken  und  Redewendungen 
vertraut  wird,  die  im  Schalterverkehr  oder  im  Schriftwechsel  der  Post-  und 
Telcgrnphenanstalten  und  bei  ähnlichen  Gelegenheiten  vorzukommen  prlr^i-n. 
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Ein  Anhang  enthält  außer  »zusammenhängenden  Übungen« ,  die  aus  dem 
Deutschen  ins  Französische  zu  übersetzen  sind,  ein  »Lesebuch«  mit  französi- 
schen Lesestücken  zur  Ubersetzung  in  die  deutsche  Sprache.  Endlich  ist 
ein  »Briefsteller«  vorhanden,  der  Kegeln  über  den  französischen  Briefstil 
sowie  eine  größere  Zahl  von  Musterbriefen  in  französischer  Sprache  enthält. 
Die  Ubungs-  und  Lesestückc,  deren  Zahl  ebenfalls  vermehrt  worden  ist, 
behandeln  zum  großen  Teile,  die  Musterbriefe  sämtlich,  Angelegenheiten  des 
Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechdienstes,  so  daß  das  Lehrbuch  nicht  nur 
als  Studienmittel,  sondern  auch  als  Hilfs-  und  Nachschlagebuch  bei  Erledigung 
dienstlicher  Schriftstücke  gute  Dienste  zu  leisten  vermag.  Tu  den  Lese- 
stücken ist  verschiedentlich  auf  die  französchen  Post-  und  Telegraphen- 
einrichtungen eingegangen,  so  daß  das  Interesse  des  Lernenden  auch  durch 
den  Stoff  selbst  gefesselt  wird.  Die  Musterbriefe  sind  in  Anlehnung  an 
amtliche  Schriftstücke  französischer  oder  belgischer  Postbehörden  bearbeitet 
und  dürfen  daher  als  mustergültig  gelten.  Ein  dem  Lchrbuche  beigegebener 
Schlüssel,  der  die  französische  Übersetzung  der  deutschen  Ubungs-  und 
Lesestücke  enthält,  ermöglicht  dem  Lernenden,  zu  prüfen,  welche  Fehler 
ihm  bei  der  Übertragung  aus  der  deutschen  in  die  fremde  Sprache  unter- 
laufen sind. 

Im  ganzen  genommen  ist  die  vorliegende  Neuauflage  des  ersten  Teiles 
des  Lehrbuchs  mit  großer  Sorgfalt  bearbeitet.  Kleine  Unstimmigkeiten 
und  Druckfehler  sind  uns  nur  an  wenigen  Stellen  aufgestoßen.  Je  wichtiger 
bei  den  sich  immer  lebhafter  gestaltenden  internationalen  Verkehrs- 
beziehungen für  die  deutschen  Post-  und  Telegraphenbeamten  die  Kenntnis 
der  französischen  Sprache  geworden  ist,  umsomehr  darf  man  dem  Ver- 
fasser für  sein  treffliches  Lehrbuch  Dank  wissen,  das  seinen  Zweck,  den 
Beamten  der  deutschen  Post-  und  Telegraphenverwaltungen  als  Hilfsmittel 
zum  Selbstunterricht  in  der  französichen  Umgangs-,  Schrift-  und  Amts- 
sprache sowie  namentlich  zur  Vorbereitung  auf  die  Assistenten-  und 
Sekretärprüfungen  zu  dienen,  aufs  beste  zu  erfüllen  geeignet  ist. 


.IHli  IN      <,fr>IM  <  KI    IN   DI  H  HHCMSniTf  Kl  Ktl. 
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INHALT:  Die  Ergebnisse  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung  wahrend  der 
Jahre  1901  bis  1905  (Schluß),  S.  33.  —  Die  Kaliindustrie  und  ihre  Bedeutung  für 
das  Verkehrswesen,  S.  47.  —  Das  neue  französische  Starkstromgesetz,  S.  54. 

Kleine  Mitteilungen:  Das  endgültige  Ergebnis  der  Volkszählung,  S.  61.  —  Vorrichtung 
zur  selbsttätigen  Abgabe  und  Empfangnahme  von  Gütern  für  in  Fahrt  befindliche 
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Die  Ergebnisse  der  Reiehs-Post-  und  Telegraphenverwaltung 
während  der  Jahre  1901  bis  1908. 

(Schluß.) 

Die  Entwicklung  des  Telegraphen-  und  namentlich  auch  des  Fern- 
sprechwesens in  den  fünf  Berichtsjahren  ist  sehr  erfreulich  gewesen. 

Mit  seinen  22  255  Telegraphenanstalten  steht  das  Reiehs-Postgebiet  an 
der  Spitze  der  Länder  Europas.  Hei  dem  Ausbaue  des  Telegraphen- 
und  Fernsprechnetzes  strebte  die  Verwaltung  hauptsächlich  nach  der 
dichteren  Anschließung  der  Landorte  an  das  Netz.  In  Forstdienstgehöften 
ist  für  Zwecke  des  Wald  feuerlösch  wesens  eine  größere  Zahl  von  Tele- 
graphenanstalten neu  eingerichtet  worden,  die  gleichzeitig  dem  öffentlichen 
Verkehre  dienen. 

Ferner  sind  die  zwischen  den  größeren  Verkchrsmittelpunkten  vorhan- 
denen Telegraphenverbindungen  bedeutend  vermehrt  worden.  Der  Haupt- 
anteil ist  dem  Haupt-Telegraphenamt  in  Herlin  zugefallen,  das  jetzt  fast 
mit  allen  Ländern  Europas  unmittelbare  Verbindung  hat.  L.  a.  ist  es  mit 
Constantinopcl  in  unmittelbaren  Telegrammaustausch  getreten;  einen  Teil 
der  Verbindung  nach  Constantinopel  bildet  das  von  einer  deutschen  Gesell- 
schaft, der  Osteuropäischen  Telegraphengesellschaft,  zwischen  Constantza  und 
Constantinopel  verlegte  Unterseekabel. 

Die  am  großen  Verkehr  ebenfalls  hervorragend  beteiligten  Ämter  Ham- 
burg. Frankfurt  (Main),  Cöln,  Düsseldorf,  Leipzig  und  Finden  haben  teils  für 
den  inländischen,  teils  für  den  auslandischen  Verkehr  neue  Leitungen  er- 
halten. Das  Telegraphenamt  in  Emden  ist  durch  ein  zweites  Kabel,  das  wie 
das  erste  über  Horta  auf  Fayal  (Azoren)  führt,  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  verbunden  worden.  Uber  eine  neue  Verbindung  mit  Italien 
verfügt  das  Telegraphcnamt  in  Frankfurt  (Main)  nach  der  kürzlich  erfolgten 
Herstellung  der   unmittelbaren   Leitung  nach   Genua.     Durch   diese  neue 
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Leitung  ist  gleichzeitig  eine  leistungsfähige  und  schnelle  Verbindung 
zwischen  dem  Norden  Italiens  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
auf  dem  Wege  über  Emden  geschaffen  worden. 

Im  Reichs-Tclcgraplicngebicte  hat  die  Länge  der  oberirdischen  Tele- 
graphenlinien in  den  letzten  5  Jahren  um  55862  km  zugenommen;  sie 
betrug  Linie  1905  223  188  km.     Davon  kommen: 

a)  auf   die    dem    allgemeinen    Verkehre   dienenden  Telegraphen- 
linien   106  419  km, 

b)  auf  Linien  der  Orts-Fernsprechnetze   75618  - 

c)  auf  Linien  der  Fernsprech -Verbindungsanlagen ..  .      40093  - 

d)  auf  Linien  der  besonderen  Anlagen   I  017  - 

e)  auf  Linien  der  Neben-Telegraphenanlagen   41 

Die  Länge  der  oberirdischen  Telegraphenleitungen  betrug  einschließlich 
der  Vorratsleitungen  für  den  Fernsprechdienst  Ende  1905  I  419778,  das 
sind  282  102  km  mehr  als  Ende  1900. 

Die  Vermehrung  der  oberirdischen,  dem  allgemeinen  Verkehre  dienenden 
Telegraphenlinien  in  den  letzten  5  Jahren  beträgt  rund  10  v.  H.,  die  der 
zugehörigen  Leitungen  rund  12  v.  H.  Dagegen  beträgt  die  Vermehrung 
der  Linien  der  Orts- Fernsprechnetze  rund  91  v.  H.  und  die  Vermehrung  der 
Leitungen  rund  09  v.  H.,  ferner  bei  den  Fernsprech-Verbindungsanlagen  für 
die  Linien  rund  49  v.  H.  und  für  die  Leitungen  rund  166  v.  H.  gegen  den 
Bestand  Ende  1900. 

Dem  beträchtlichen  Wachstume  der  oberirdischen  Lcitungsanlagen  ent- 
spricht ein  gesteigerter  Bedarf  an  Materialien.  Innerhalb  des  fünfjährigen 
Zeitraums  sind  zu  beschaffen  gewesen: 

1300000  Stück  hölzerne  Stangen, 
34  400     -      eiserne  Ständer, 
1 3  900  000     -      Porzellan  - 1  )oppelglocken, 
13300000     -  Stützen, 
6700000  kg  Eisendraht, 
25200000  -  Bronzedraht. 
Der  Gesamtwert  dieser  Materialien,  die  ausschließlich  deutsche  Erzeug- 
nisse sind,  beziffert  sich  auf  rund  68  Millionen  Mark.     Die  Höhe  dieses 
Betrags  ist  wesentlich  durch  die  immer  noch  andauernde  Steigerung  des 
Kupferpreises  auf  dem  Weltmärkte  beeinflußt  worden,  die  umsomehr  ins 
Gewicht  fällt,  als  die  Menge  des  beschafften  Bronzedrahts,  der  neuerdings 
außer  zu  Fernsprechleitungen  auch  vielfach  zu  Telegraphenleitungen  ver- 
wendet wird,  sich  gegenüber  dem  vorigen  Berichtszeitraum  ungefähr  ver- 
doppelt hat. 

Reichseigene  Stangcn-Zubereitungsan  stalten,  in  denen  die  hölzernen 
Telegraphenstangen  mit  fäulniswidrigen  Stoffen,  in  der  Regel  mit  Kupfer- 
vitriol, getränkt  werden,  waren  im  Jahre  1905  15  im  Betriebe  mit  einer 
Leistung  von  257  102  zubereiteten  Hölzern.  Im  Westen  und  Südwesten, 
wo  frisch  geschlagene  Hölzer  zur  Selbstzubereitung  mit  Kupfervitriol  nicht 
zu  haben  sind,  werden  vorzugsweise  fertig  hergerichtete,  mit  Quecksilber- 
sublimat getränkte  Stangen  beschafft,  und  zwar  fast  ausschließlich  von 
süddeutschen  Firmen.  Mit  der  Teeröltränkung  sind  in  einigen  Bezirken 
neue  Versuche  eingeleitet  worden,  nachdem  es  gelungen  ist.  durch  ein  ver- 
ändertes Verfahren  die  Übelstände  wesentlich  zu  verringern,  die  dieser 
Zubereitungsart  anhafteten.  Nach  den  letzten  beiden  Zubereitungsarten 
behandelte  Stangen  sind  1905  95975  Stück  bezogen  worden,  während 
der  Gesamtverbrauch  an  Telegraphenstangen  sich  in  diesem  Jahre  auf 
402  999  Stück  belief. 


Digitized  by  Google 


Ergebnisse  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung  von  1901  bis  1905.  35 


Um  die  heimische  Forstwirtschaft  durch  Zuwendung  staatlicher  Aufträge 
zu  fördern,  ist  beim  Ankaufe  roher  Hölzer  zu  Telegraphenstangcn  unter 
Mitwirkung  der  Forstbehörden  und  Landwirtschaftskammern  der  Zwischen- 
handel möglichst  eingeschränkt  worden. 

In  Doppelgestänge  sind  in  den  letzten  5  Jahren  mit  einem  Kosten- 
autwande  von  etwa  2300000  Mark  rund  4500  km  Linie  ausgebaut  worden. 
Ende  1905  waren  13  386  km  Doppelgestänge  vorhanden.  Die  Aufnahme- 
fähigkeit der  Doppelgestänge  wird  jetzt  durch  engere  Gruppierung  der 
Leitungen  erhöht.  In  vielen  Fällen  ist  auch  im  Einverständnisse  mit  der 
Eisenbahnverwaltung  die  zweite  Bahnseite  zur  Errichtung  besonderer  Fern- 
sprechgestänge benutzt  worden.  Solcher  Linien  an  der  zweiten  Rahnseite 
waren  Ende  1905  rund  1260  km  vorhanden. 

Für  den  Doppelleitungs betrieb  sind  zahlreiche  größere  Orts-Fcrn- 
sprechnetze  umgebaut  worden.  Die  Kosten  hierfür  haben  rund  25  Millionen 
Mark  betragen.  Voraussichtlich  wird  in  etwa  3  Jahren  der  Doppelleitungs- 
betrieb in  den  Orts- Fernsprechnetzen  des  Reichs -Telegraphengcbicts  durch- 
geführt sein. 

Außerdem  waren  an  Geldmitteln  für  die  Erweiterung  und  Vervoll- 
ständigung des  Reichs -Telcgraphennetzes  einschließlich  der  Kosten  für  die 
Herstellung  der  Linien  und  Leitungen  in  den  Orts-Fernsprecheinrichtungen 
und  der  Verbindung  solcher  Einrichtungen  untereinander,  ferner  einschließlich 
der  Kosten  für  die  zugehörigen  Apparate  und  technischen  Betriebseinrich- 
tungen in  den  letzten  5  Jahren  183754000  Mark  erforderlich;  hiervon 
wurden  113  683  000  Mark  aus  den  laufenden  Einnahmen  und  70071  000  Mark 
aus  Anleihemitteln  gedeckt. 

Die  Instandhaltung  und  die  Umlegung  einzelner  Teile  des  ober- 
irdischen, unterirdischen  und  unterseeischen  Liniennetzes  haben  91646000 
Mark  erfordert. 

In  den  deutschen  Kolonialgebieten  ist  das  Telegraphcnnetz  allmählich 
von  der  Küste  nach  dem  Innern  vorgeschoben  worden.  In  Deutsch-Ost- 
afrika begannen  ioxx)  die  Vorbereitungen  zum  Baue  einer  Linie  von  Dares- 
salam  nach  dem  Tanganjika.  1901  wurde  die  Teilstrecke  Daressalam- 
Mpapua,  im  nächsten  Jahre  die  Strecke  Mpapua-Kilimatindc  fertiggestellt. 
1903  erreichte  der  Telegraph  Tura  und  1904  den  882  km  von  Daressalam 
entfernten,  wichtigen  Handelsplatz  Tabora.  Inzwischen  hatte  die  Linie  der 
African  Transcontinental  Telegraph  Co.,  die  Kapstadt  mit  Kairo  auf  dem 
I^andwege  verbinden  soll,  über  Bismarckburg  das  452  km  nördlich  davon 
am  Tanganjika  gelegene  Udjidji  erreicht.  Die  ursprünglich  in  Aussicht 
genommene  Verlängerung  der  Linie  Daressalam -Tabora  nach  Udjidji  wurde 
aufgeschoben  und  statt  dessen  mit  Rücksicht  auf  die  erhöhte  Bedeutung, 
die  die  am  Viktoria -Njansa  liegenden  Bezirke  nach  Fertigstellung  der 
Ugandabahn  gewonnen  hatten,  zunächst  Tabora  mit  dem  320  km  entfernten 
Muansa  am  Viktoria-Njansa  verbunden.  Die  Arbeiten  kamen  im  März  1905 
zum  Abschlüsse. 

Auf  der  Küsten -Telegraphenlinic  zwischen  Daressalam  und  Tnnga  wurde 
ig03  und  1904  eine  zweite  Leitung  hergestellt,  die  auch  in  Bagamojo  und 
I'angani  zum  Betrieb  eingeführt  ist.  Zur  Anschließung  des  Usambara- 
gebiets  an  die  Küsten -Telegraphenlinie  wurde  1903  zwischen  Tanga.  Muhesa 
und  Korogwe  am  Telegraphengestänge  der  Usambarabahn  auf  Kosten  des 
Reichs  eine  Leitung  mit  Abzweigungen  nach  Amani  und  Wugiri  hergestellt. 
1905  wurde  sie,  ebenfalls  unter  Benutzung  des  Bahntelegraphengestanges. 
bis  Mombo  verlängert  und  von  da  an  besonderem  Gestänge  bis  Wilhclmstal 
weitergeführt.     Ihre  Gesamtlänge   beträgt    178  km.     Die  Linie   soll  von 
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Mombo  nach  dem  220  km  entfernten  Moschi  ausgebaut  werden ,  um  das 
Kilimandscharogebiet  dem  Tclegraphennetz  einzuverleiben. 

Das  Kolonialgebiet  Deutsch -Süd  westaf  rika  erhielt  die  erste  tele- 
graphische Verbindung  in  den  Jahren  1901  und  1902  durch  eine  am  Tele- 
graphengestänge  der  Eisenbalm  von  Swakopmund  nach  Windhuk  angebrachte 
Leitung  zur  Verbindung  der  Anstalten  in  Swakopmund,  Karibib,  Okahandja 
und  Windhuk.  Für  1904  war  dann  als  Anfang  einer  Südlinie  die  Her- 
stellung einer  Verbindung  zwischen  Windhuk  und  dem  90  km  südwärts 
belegenen  Rehoboth  geplant.  Die  Ausführung  verzögerte  sich  durch  den 
Ausbruch  des  Aufstandes;  erst  im  April  ig<»5  konnte  die  Telegraphenanstalt 
in  Rehoboth  eröffnet  werden.  Seitdem  ist  die  Linie  bis  Keetmanshoop  ver- 
längert worden.  Ihre  gesamte  Länge  beträgt  450  km.  Von  Keetmanshoop 
wird  die  Linie  einerseits  nach  Warmbad,  anderseits  nach  Lüderitzbucht 
weitergeführt  werden.  Auch  an  dem  Telegraphengestänge  der  Otavibahn 
ist  von  der  Reichs -Telegraphenverwaltung  eine  Leitung  angebracht  worden, 
die  Swakopmund  über  Lisakos  und  Karibib  mit  Omaruru  verbindet  und  bis 
Tsumeb  durchgeführt  werden  soll. 

In  Kamerun  ist  Duala  in  den  Jahren  1901  bis  1904  der  Mittelpunkt 
eines  Telegraphennctzcs  geworden ,  das  sich  westlich  über  Buea  und  das 
Plantagengebiet  am  Kamerunberge  bis  Viktoria,  nordöstlich  über  Bonambasi 
bis  Jabassi  und  südlich  über  Lobetal  bis  Edea,  Kribi  und  Malimba  erstreckt. 
Es  umfaßt  425  km  Linie.  Im  Jahre  1905  ist  eine  telegraphische  Verbindung 
zwischen  Kribi  und  dem  120  km  landeinwärts  belegenen  Lolodorf  hinzu- 
getreten.   Die  Linie  soll  um  160  km  bis  nach  Jaunde  verlängert  werden. 

In  Togo,  das  1900  nur  die  Küsten -Telegraphenlinie  aufzuweisen  hatte, 
ist  damit  begonnen  worden,  das  Innere  des  Landes  dem  telegraphischen 
Verkehre  zu  erschließen.  1902  wurde  zwischen  Lome  und  Agome  Palime 
eine  120  km  lange  Telegraphcnlinie  hergestellt.  Geplant  sind  ferner  die 
Linien  Lome- Atakpame  (166  km)  und  Anecho-Tokpli  (65  km). 

Die  großen  unterirdischen  Telegraphenlinien,  von  denen  die 
älteste  (Berlin -Halle)  jetzt  30  Jahre  im  Betrieb  ist,  entsprechen  nach  wie 
vor  allen  Anforderungen.  Mit  der  L'mwandlung  oberirdischer  Telegraphen- 
linien in  unterirdische  in  Städten  und  auf  Bahnwegen  und  mit  der  Ver- 
mehrung der  Kabel  in  den  unterirdischen  Linien  ist  daher  fortgefahren 
worden. 

Die  unterirdischen  Fernsprechanlagen  sind  in  außerordentlicher 
Weise  vermehrt  worden.  lTnterirdische  Fernsprechlinien  sind  jetzt  4366 
und  Leitungen  1370000  km  vorhanden,  gegen  573  und  230000  km  Ende 
1900.  Im  allgemeinen  enthält  ein  Kabel  bis  zu  250  Aderpaare.  Um  Be- 
schädigungen der  Kabel  durch  Feuchtigkeit  schnell  beseitigen  zu  können, 
denen  die  in  Zementkanälen  untergebrachten  Kabel  weniger,  die  lose  in  die 
Erde  gebetteten  Kabel  dagegen  mehr  ausgesetzt  sind,  wurden  in  Berlin, 
Chemnitz  und  Hamburg  Anlagen  hergestellt,  mittels  deren  die  Kabel  einem 
Trocknungsprozesse  durch  Einblasen  erwärmter  Luft  unterworfen  werden 
können.  Die  Anlagen  sind  fahrbar  und  können  auch  nach  anderen  Orten 
versandt  werden.  Für  den  Fernsprechverkehr  von  Stadt  zu  Stadt  besitzt 
die  Verwaltung  zur  Zeit  erst  drei  unterirdische  Linien  von  zusammen  95  km 
Länge  mit  10405  km  Adern  zwischen  Berlin  und  Potsdam,  Coln  und 
Düsseldorf  sowie  Düsseldorf  und  Elberfeld.  Die  Frage,  auf  welche  Ent- 
fernungen im  Sprechverkehre  die  unterirdische  Führung  der  Leitungen 
benutzbar  ist,  steht  noch  offen.  Gegenwärtig  werden  Versuche  gemacht, 
ob  durch  Einschaltung  von  Selbstinduktionsspulen  nach  dem  von  Professor 
Pupin  in  Amerika  angegebenen  Verfahren  in  den  unterirdischen  Leitungen 
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bessere  Verständigung  zu  erzielen  ist.  Ausführliches  über  die  Pupinspuleu 
befindet  sich  im  Archiv  1903,  S.  161  ff. 

Zur  Unterbringung  der  Kabel  in  den  Städten  sind  seit  1899  Zement- 
kanälc  in  Gebrauch.  Daneben  sind  in  beschränktem  Umfang  auch  Kanäle 
aus  Steinzeugröhren,  eisernen  Röhren  und  sogenannten  Normalkabelsteinen 
hergestellt  worden.  Die  Gesamtlänge  der  Kabellager  in  Kanalanlagen  betrug 
am  31.  März  1906  rund  7045  km,  davon  3612  besetzt  und  3433  frei.  Der 
weitere  Ausbau  der  unterirdischen  Anlagen  stößt  in  Städten  mit  engen 
Straßen  bereits  auf  Schwierigkeiten.  Dies  hat  in  Cöln,'  Düsseldorf  und 
Frankfurt  (Main)  zur  Verwendung  von  350-paarigen  Kabeln  geführt,  mit 
denen  die  vorhandenen  Kanäle  noch  weiter  als  bisher  ausgenutzt  werden 
sollen. 

Der  Preis  der  Kabel  war  schwankend;  in  einem  250-paarigen  Kabel 
kostet  das  Kilometer  Doppelleitung  gegenwärtig  annähernd  51  Mark.  Der 
Wert  der  im  Jahre  190s  bestellten  Kabel  belief  sich  auf  rund  121/.,  Millionen 
Mark. 

Der  Ausbau  des  deutschen  unterseeischen  Kabelnetzes  hat  wesent- 
liche Fortschritte  gemacht.  Auf  Anregung  der  Verwaltung  ist  von  der 
Deutsch  -  Atlantischen  Tel egraphenge Seilschaft  in  Cöln  ein 
zweites  Kabel  von  Emden  nach  New  York  gelegt  worden.  Im 
Sommer  1903  wurde  die  Strecke  von  Emden  bis  Horta,  im  Mai  1904 
die  Strecke  von  Horta  nach  New  York  fertiggestellt.  Das  am  2.  Juni  1904 
dem  Verkehr  übergebene  Kabel  hat  eine  Länge  von  7897  km  und  ist 
das  erste  in  Deutschland  hergestellte  große  Seekabel.  Es  wurde  von 
den  Norddeutschen  Seekabelwerken  in  Nordenham  geliefert.  Der  von 
der  Deutsch- Atlantischen  Telegraphengesellschaft  zwischen  Emden  und 
New  York  vermittelte  Verkehr  ist  von  343  292  Telegrammen  mit  3070674 
Wörtern  im  Jahre  1901  auf  543  711  Telegramme  mit  4893  594  Wortern  im 
Jahre  1905,  also  um  rund  59  v.  H.  gestiegen.  Das  Netz  der  Deutsch- 
Atlantischen  Telegraphengesellschaft,  die  Ende  1904  auch  das  Kabel  Emden- 
Vigo  der  Deutschen  See  Telegraphengesellschaft  angekauft  hat,  umfaßt  jetzt 
17  632  km. 

Die  1899  gegründete  Osteuropäische  Telegraphengesellschaft 
in  Berlin,  ebenfalls  eine  deutsche  Gesellschaft,  hat  im  Mai  1905  ein  Kabel 
zwischen  Constantza  und  Constantinopel  gelegt,  das  —  wie  schon 
erwähnt  —  als  Zwischenglied  einer  unmittelbaren  telegraphischen  Verbindung 
zwischen  Berlin  und  Constantinopel  dient. 

Auch  im  fernen  Osten  ist  ein  wichtiger  Zuwachs  zu  verzeichnen.  Die 
auf  gemeinsame  Veranlassung  der  deutschen  und  der  niederländischen 
Regierung  1904  gegründete  Deutsch- Niederländische  Telegraphen- 
gesellschaft in  Cöln  hat  im  Jahre  1905  im  Anschluß  an  das  neue 
amerikanische  Pacific- Kabel,  das  San  Franzisko  über  Honolulu  und  Guam 
mit  den  Philippinen  verbindet,  Kabel  zwischen  Menado  auf  Celebes, 
der  deutschen  Insel  Jap  und  der  amerikanischen  Insel  Guam,  sowie 
zwischen  Jap  und  Schanghai  gelegt.  Dieses  6330km  lange  Kabelnetz, 
das  sich  seit  dem  1.  November  1905  im  Betriebe  befindet,  ermöglicht  es, 
den  tclegraphischen  Verkehr  mit  unseren  Besitzungen  im  fernen  Osten  über 
die  nordamerikanischen  Landlinien  auf  die  deutschen  atlantischen  Kabel  zu 
leiten.  In  Schanghai  ist  das  neue  Kabel  in  das  deutsche  Postgebäude  ein- 
geführt und  steht  dadurch  in  Verbindung  mit  den  deutschen  Kabeln  nach 
Tsingtau  und  Tschifu. 

Das  Kabel  Constantza-Constantinopel  und  die  Kabel  der  Deutsch-Nieder- 
ländischen Telegraphengesellschaft  sind  ebenfalls  von  den  Norddeutschen 
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Seekabelwerken  in  Nordenham  hergestellt  und  auch  verlegt  worden. 
Diese  haben  damit  den  erfreulichen  Beweis  geliefert,  daß  Deutschland  jetzt 
in  der  Herstellung  und  Legung  von  Seekabeln  unabhängig  vom  Ausland  ist. 
Die  Legung  des  Kabels  von  Jap  nach  Schanghai  vollzog  sich  in  der  über- 
raschend kurzen  Zeit  vom  12.  bis  20.  Oktober  1905,  obgleich  auf  einer 
Strecke  von  50  Seemeilen  Länge  eine  bei  früheren  Kabcllegungen  noch  nie 
erreichte  Tiefe  von  7300  m  überwunden  werden  mußte.  Die  Norddeutschen 
Seekabelwerke  besitzen  zur  Zeit  zwei  in  Deutschland  hergestellte  Kabel- 
dampfer: den  Dämpfer  »Stephan«  mit  5000  Tonnen  Ladefähigkeit  (vgl. 
Archiv  1003,  S.  395  ff.)  und  den  neuen  Dampfer  »Großherzog  von  Olden- 
burg« mit  1300  Tonnen  Ladefähigkeit. 

Seit  dem  Jahre  1900  hat  die  Länge  der  deutschen  Unterseeleitungen, 
einschließlich  der  deutsch-niederländischen  Kabel,  um  15  187km  zugenommen; 
sie  beträgt  mit  Ausschluß  der  gemieteten  Kabel  für  die  Schutzgebiete  gegen- 
wärtig 29801  km. 

Die  deutschen  Fernsprech  -  Seekabel .  die  den  Anschluß  der 
deutschen  Nord-  und  Ostseeinseln  an  das  allgemeine  Fernsprechnetz  ver- 
mitteln,  sind   im   Archiv  19.05,   S.  284  ff.,  eingehend  besprochen  worden. 

Line  gewaltige  Entwicklung  ist  im  Fernsprech wesen  zu  verzeichnen. 
Deutschland,  das  in  diesem  Betriebszweige  von  Anfang  an  voraus  war.  hat 
nachgerade  alle  anderen  l^änder  Europas  weit  hinter  sich  gelassen.  Wir 
haben  bereits  im  Archiv  1906,  S.  161  ff.,  einen  ausführlichen  Aufsatz  über 
die  Ausdehnung  des  Fernsprechwesens  im  Reichs -Telegraphengebiete  gebracht 
und  können  uns  daher  darauf  beschränken,  dem  Abschnitt  über  das  Fern- 
sprechwesen folgende,  den  Umfang  der  Entwicklung  in  der  Berichtszeit  ver- 
anschaulichende Angaben  zu  entnehmen. 

A.  Orts-Femsprec  heinrichtun  gen. 


Im  Reichs -Telegraphengebiete  waren  vorhanden: 


Ende 

Zunahme 

1900 

1905 

v.  H. 

Orte   mit   Fernsprech -Vermittlungstelle 

2  157 

4  062 

88.3 

öffentliche    Fernsprechstellen    in  Ver- 

bindung mit  dem  allgemeinen  Fern- 

12  951 

21  987 

69,8 

247  676 

510  831 

IO(),2 

250  778 

537  198 

114.»- 

Hiernach  sind  durchschnittlich  in  den  letzten  5  Jahren  täglich  I  Orts- 
netz hergestellt,  5  öffentliche  Fernsprechstellen  an  das  allgemeine  Fernsprech- 
netz angegliedert  und  144  Sprechstellen  eingerichtet  worden.  Die  neuen 
Ortsnetze  und  öffentlichen  Fernsprechstellen  entfallen  in  der  Hauptsache 
auf  die  kleinen  Städte  und  das  flache  Land.  Gleichzeitig  haben  sich  auch 
die  Fernsprechnetze  in  den  größeren  Orten  in  stetig  steigendem  Maße  ent- 
wickelt. An  der  Spitze  stehen  Berlin  und  Hamburg,  deren  Netze  sich  von 
48000  und  19000  Sprechstellen  im  Jahre  1900  auf  77  000  und  32000 
Ende  1905  erweitert  haben. 


Digitized  by  Google 


Ergebnisse  der  Reichs-Post-  und  Telegraphcnverwaltung  von  1901  bis  1905.  39 

Die  Zahl  der  Gespräche  hat  im  Jahre  1905  zum  ersten  Male  die  Milliarde 
erreicht;  täglich  werden  im  Durchschnitte  nahezu  3  Millionen  Verbindungen 
ausgeführt.  Voller  Nachtdienst  wird  in  29  Orten,  Fernsprechdienst  während 
eines  Teiles  der  Nacht  in  55  Orten  abgehalten. 

Alle  öffentlichen  Fernsprechstellen  des  flachen  Landes,  die  von  der  zu- 
gehörigen Vermittlungstelle  nicht  weiter  als  5  km  in  der  Luftlinie  entfernt 
liegen,  sind  in  den  Ortsbereich  der  Vermittlungstelle  einbezogen  worden. 
Dadurch  ist  den  Bewohnern  der  Orte,  wo  sich  solche  öffentliche  Sprech- 
stellen befinden,  der  Sprechverkehr  in  gleichem  Umfang  ermöglicht,  wie  den 
an  dieselbe  Vermittlungstelle  angeschlossenen  Teilnehmern.  Die  Zahl  der 
in  den  Ortsbereich  von  Vermittlungstellen  einbezogenen  öffentlichen  Sprech- 
stellen beträgt  8752. 

B.  Bezirks-Ferns p rechein  richtungen. 

Von  den  Bezirks-Fernsprechnetzen,  die  für  Bezirke  mit  gleichartigen 
Erwerbszweigen  und  stark  entwickeltem  Verkehre  bestimmt  sind,  wurden 
zwei  kleinere  Netze  in  Ortsnetze  aufgelöst.  Gegenwärtig  bestehen  nur  noch 
5  Bezirksnetze  (im  oberschlesischen  und  im  niederrheinisoh- westfälischen 
Industriebezirk,  in  der  sächsischen  und  preußischen  Oberlausitz,  im  Kreise 
Halberstadt  und  in  Frankfurt  [Main]  und  Umgebung)  mit  53  378  Sprech- 
stellen gegen  25  312  im  Jahre  1900. 

C.  F c r n  s  p  r  e  c  h  -  Ve  r b  i  n  d  u  n  g s  1  e  i  t  u  n g e  n. 


Es  haben  betragen: 


Ende 
1900  1905 

Zunahme 

v.  H. 

Bemerkungen 

die  Zahl  der  Verbindungs- 

die    Länge    der  Verbin- 
dungsleitungen (Kilo- 

die  Zahl  der  täglich  ge- 
führten Gespräche  

2  423  *) 

1 89  092 
270519 

5  234  *) 

503  4<>4 
481  065 

I  16,0 

166,3 
77.« 

"1  Außerdem  sind 
zahlreiche  kleinere 

Ortsnetze  durch 
TelCRrjphcnlemin- 
gen  mit  Fernsprech- 
betrieb an  da*  allge- 
meine Fernsprech- 
netz angeschlossen. 

Hiernach  hat  sich  die  Länge  der  Fcrnsprech  Verbindungsleitungen  inner- 
halb der  letzten  5  Jahre  nahezu  verdreifacht. 

Die  internationalen  Sprechbeziehungen  sind  im  Verkehre  mit 
den  Ländern,  nach  deren  Gebiete  bereits  Verbindungsleitungen  bestanden, 
wesentlich  erweitert  und  auf  Schweden ,  Norwegen  und  Luxemburg  neu 
ausgedehnt  worden.  Von  den  Nachbarländern  Deutschlands  steht  gegen- 
wärtig nur  Rußland  noch  nicht  im  Sprechverkehre  mit  Orten  des  Deutschen 
Reichs.  Unter  den  in  der  Berichtszeit  hergestellten  internationalen  Leitungen 
sind  hervorzuheben:  je  eine  Leitung  von  Düsseldorf,  Cöln  und  Duisburg 
nach  Antwerpen,  von  Trier  und  Metz  nach  Luxemburg,  von  Cöln  nach 
Amsterdam  und  von  Düsseldorf  nach  Rotterdam  sowie  zwei  Leitungen  von 
Hamburg  nach  Kopenhagen. 

Die  am  Tage  zugelassenen  Verbindungen  zwischen  solchen  Orten,  deren 
Vermittlungstellen  während  der   Nachtzeit   Dienst  abhalten ,  werden  dem 
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Publikum  im  inländischen  Verkehre  sämtlich,  im  Auslandsverkehre  zum 
größeren  Teile,  auch  während  der  Nacht  zur  Verfügung  gestellt.  Die 
Zeitungen  erhalten  jetzt  während  der  Nachtstunden  viele  Nachrichten,  deren 
Übermittlung  durch  Fernsprecher  oder  Telegraphen  früher  nicht  lohnte. 
Von  den  Berliner  Teilnehmern  werden  beispielsweise  jede  Nacht 
102  Abonnementsgespräche  geführt,  davon  11  mit  ausländischen  Orten 
(Paris  und  Kopenhagen). 

Zur  Erhöhung  der  Aufnahmefähigkeit  der  Vermittlungstellen  ist  in 
den  größeren  Orten  das  Zentralbatteriesystem  eingeführt  worden. 
Der  Zentralbatteriebetrieb  ist  in  Bremen.  Stettin,  Braunschweig.  Crefeld, 
Mannheim.  Breslau,  Plauen  (Vogtland),  Erfurt.  Wiesbaden,  Leipzig  und  bei 
einem  Teile  der  Vermittlungsanstalten  in  Berlin  durchgeführt.  Bei  diesen 
Ämtern  sind  Vielfachumschalter  mit  einer  Aufnahmefähigkeit  von  10 000 
oder  20000  Anschlüssen  aufgestellt. 

Der  Kostenaufwand  für  die  Herstellung  und  Erweiterung  der  Fern- 
sprechanlagen  des  Orts-  und  Bezirksverkehrs  sowie  der  Verbindungsleitungen 
beläuft  sich  für  die  Zeit  vom  I.  April  1901  bis  Ende  März  1906  auf 
168  389  680  Mark  und  von  Anfang  an  auf  insgesamt  321  981  658  Mark. 

Die  besonderen  und  Neben-Telegraphenanlagen  sind  infolge  der 
Ausdehnung  des  allgemeinen  Fernsprechnetzes  zurückgegangen,  die  Privat- 
Telegraphenanlagen  dagegen  von  7099  mit  23647  km  Leitung  Ende 
1900  auf  8834  mit  35  140  km  Leitung  Ende  1905  angewachsen. 

Um  die  Entwicklung  der  Funkentelegr aphie  haben  sich  deutsche 
Wissenschaft  und  Technik  hervorragende  Verdienste  erworben.  Während 
man  früher  für  den  Bezug  leistungsfähiger  Funkentelegraphenstationeh  aus- 
schließlich auf  die  Marconi-Gesellschaft  angewiesen  war,  befassen  sich  jetzt 
mehrere  Gesellschaften  mit  der  geschäftlichen  Ausbeutung  verschiedener 
Systeme.  Unter  ihnen  ist  in  erster  Linie  die  deutsche  Gesellschaft  für 
drahtlose  Telcgraphie  mit  ihrem  aus  der  Vereinigung  der  Systeme  Slaby- 
Arco  und  Braun  -  Siemens  hervorgegangenen  System  »Tele  funken«  zu 
nennen.  Ferner  bestehen  in  Amerika  zwei  große  Gesellschaften  (System 
Fessenden  und  System  de  Forest)  und  in  England  das  Lodge- Muirhead 
Wireleß  Syndicatc.  Die  verschiedenen  Systeme  sind  im  Archiv  1904, 
S.  1  ff.,  eingehend  besprochen  worden. 

Soweit  bis  jetzt  bekannt  geworden  ist,  sind  eingerichtet: 


• 

nach  dem  System 

zu- 
sammen 

Tele- 
funken 

Marconi 

Kessenden 

de  Forest 

Lodge- 
Muirhead 

Küstenstationen  . 

99 

74 

7 

37 

3 

220 

Stationen  auf 

Handelsschiffen 

13 

76 

8 

16 

113 

Für  deutsche  und  fremde  Kriegsschiffe  hat  die  Gesellschaft  Tele- 
f unken  bisher  im  ganzen  309  Stationen  geliefert.  Besonders  hat  diese 
Gesellschaft  aber  die  drahtlose  Telegraphie  für  militärische  Zwecke  in  fahr- 
baren Stationen  ausgebildet,  von  denen  sie  bis  jetzt  für  Deutschland  und 
für  fremde  Armeen  48  hergestellt  hat.  Bei  den  Unruhen  in  Südwestafrika 
haben  sich  diese  Stationen  als  sehr  brauchbar  erwiesen. 
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Zur  internationalen  Regelung  aller  die  Funkentelegraphie  betreffenden 
Fragen  wurde  im  August  1903  auf  eine  Einladung  Deutschlands  hin  in 
Berlin  eine  Vorkonferenz  abgehalten  (vgl.  Archiv  1904,  S.  65  ff  );  dieser 
folgte  bekanntlich  im  vergangenen  Herbste  die  Hauptkonferenz,  über  deren 
Ergebnisse  wir  unsern  Lesern  ebenfalls  besonders  berichten  werden. 

Im  Besitze  der  Reichs -Telegraphen  Verwaltung  befinden  sich  die  beiden 
Fnnkentelegraphenstationen  auf  dem  Leuchtturme  Borkum  und  dem  Feuer- 
schiffe Borkumriff.  Außerdem  bestehen  an  der  deutschen  Küste  noch 
weitere  6  Küstenstationen  für  den  öffentlichen  Verkehr  (Bremerhaven  Lloyd- 
halle, Cuxhaven.  Helgoland,  Marienleuchte.  Bülk  und  Arcona)  und  weitere 
4  Stationen  auf  Feuerschiffen  (  Weser-Feuerschiff,  Feuerschiff  Elbe  Eins.  Eider- 
Feuerschiff  und  Außenjade-Feuerschiff).  Die  Küstenstationen  sind  im  all- 
gemeinen für  eine  Reichweite  von  150  km,  tlie  Feuerschiffsstationen  für  eine 
solche  von  65  km  eingerichtet  ;  in  Wirklichkeit  werden  aber  in  der  Regel 
wesentlich  größere  Entfernungen  erreicht.  Tm  Rechnungsjahre  1905  sind 
von  den  deutschen  Küstenstationen  8445  Telegramme  mit  119  138  Wörtern 
befördert  worden.  Von  den  deutschen  Schiffahrtsgcsellschaften  sind  bisher 
16  Dampfer  (und  zwar  5  vom  Norddeutschen  Lloyd,  6  von  der  Hamburg- 
Amerika  Linie,  2  von  der  Hamburg- Südamerikanischen  Dampfschiffahrts- 
gesellschaft und  3  von  der  Linie  Kicl-Korsör)  mit  Funkentelegraphen- 
apparaten ausgerüstet  worden.  In  nächster  Zeit  soll  eine  Funkentelegraphen- 
station mit  großer  Reichweite  in  Norddeich  in  Betrieb  genommen  werden, 
die  im  Auftrage  des  Reichs  -  Postamts  von  der  Gesellschaft  für  drahtlose 
Telegraphie  errichtet  worden  ist  und  ausschließlich  durch  Personal  der 
Reichs -Telegraphenverwaltung  bedient  werden  wird. 

Der  telegraphische  Wetterdienst  ist  neu  geordnet  und  über  das  ganze 
Reich  ausgedehnt  worden.  Von  den  Landesbehörden  sind  für  enger  begrenzte 
Gebiete  Wetterdienststellen  eingerichtet  worden,  bei  denen  die  einlaufenden 
W:etternachrichten  zusammengestellt  und  in  eine  Wettervorhersage  für  ihre 
Bezirke  zusammengefaßt  werden.  Diese  Vorhersagen  werden  telegraphisch 
an  alle  Telegraphenanstalten  weiter  verbreitet  und  an  den  Posthäusern  aus- 
gehängt. Es  steht  zu  erwarten,  daß  dieser  Wetterdienst  für  die  Land- 
wirtschaft, namentlich  in  der  Erntezeit,  besondere  praktische  Bedeutung 
erlangt;  daneben  werden  aber  auch  andere  Berufskreise,  insbesondere  ge- 
werbliche Betriebe,  Vorteil  davon  haben. 

Zu  den  Stadtrohrposten  in  Berlin,  Hamburg  und  Frankfurt  (Main) 
ist  eine  neue  in  Bremen  hinzugetreten.  Die  Rohrpostanlage  in  Berlin  um- 
faßt jetzt  69  Rohrpostanstalten.  Die  Länge  der  Fahrleitungen  ist  von  76 
auf  125  km  gestiegen;  die  Zunahme  hat  mithin  rund  64. s  v.  H.  betragen. 
Mit  der  Berliner  Rohrpost  wurden  im  Jahre  1905  9066512  Sendungen 
gegen  7425985  Sendungen  im  Jahre  1900  befördert. 

Aus  dem  Abschnitt  über  den  technischen  Post-  und  Telegraphen- 
dienst sei  nur  erwähnt,  daß  Ende  1905  43  elektrisch  betriebene  Stempel- 
maschinen  und  4804  ausschließlich  aus  deutschem  Material  und  durch 
deutsche  Arbeit  hergestellte  Postfahrräder  (und  zwar  4266  Zweiräder 
und  538  Dreiräder)  im  Betriebe  waren. 

Die  Post-  und  Telegrapheneinrichtungen  in  den  deutschen 
Kolonialgebietcn  und  bei  den  deutschen  Pos  tan  st  alten  im  Aus- 
lande sind  im  Archiv  1903,  S.  33  ff.,  eingehend  besprochen  worden. 
Wir  können  uns  daher  auf  die  nachstehenden  statistischen  Angaben  be- 
schränken. 
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Es  waren  Ende  1905  vorhanden: 


deutsche 

Post- 
anstalten 

1  An- 
deutsche     Orts-      Schlüsse  Fach- 

Tele-        Fern-       a"  die  beamte 

„~            r               Urls"  einschl. 
graphen-    Sprech-      Fcrn.  Umer_ 

anstalten      netze      sprech-  beamte) 

netze 

Bemerkungen 

A. 

in  den 

deutschen  Kolonialgebieten: 

I . 

in  Deutsch- 

Ostafrika  .  .  . 

32 

24 

4 

6s 

20 

2. 

in  Deutsch- 

Südwestafrika 

36*) 

14 

5 

83 

3- 

in   Kamerun . 

23 

1 1 

9 

133 

IO 

4- 

in  Togo  .  .  . 

3 

4 

4 

5« 

in      Deutsch  - 

Neuguinea  .  . 

8 

-**) 

2 

6. 

auf  den  Mar- 

shall-Inseln .  . 

1 

7- 

auf  den  Karo- 

linen ,  Maria- 
nen und  den 

Palau-lnseln . 

4 



8. 

in  Samoa  .  . 

6 

-**) 

0. 

in  Kiautschou 

8 

I 

1 

153 

,0 

')  In  Deutsch-Süd- 
wesiafnka  beatchen 
außerdem  iK  Post- 
hilfstellen. 

**)  Die  Einrich- 
tung von  Orts-Fern- 

sprechneizen  in 
Herbertshöhe  und 

Simn*onhafcn 
(Deutsch-Neuguinea* 
unJ  in  Apis  iSamoa) 
ist  im  Werte. 

—)  Auf  der  Insel 
Jap  befindet  (ich 
cincK»belsiation  der 
Deutsch -Niederlän- 
dischen 

I  cle^raphengeaell- 


B.  im  Ausland: 


5 

19 

(und 

2  Zweig- 

stellen Hl 

Constanti- 

nopel» 

14 

2 

205 

20 

I  I 

4 

1.  in  der  Türkei 


2.  in   China  .  .  . 

3.  in  Marocco  . 


Der  Weltpostverein  hat  während  der  letzten  5  Jahre  folgenden  Zu- 
wachs erhalten:  die  Cook-Inseln,  Britisch  Somaliland,  Süd-Nigeria  und  die 
italienischen  Kolonien  Benadir  und  Erythrea,  ferner  die  neuen  Staaten  Cuba, 
Kreta  und  Panama.  Er  umfaßt  jetzt  ein  Gebiet  von  113  Millionen  Quadrat- 
kilometern mit  1 1 34  Millionen  Einwohnern.  Noch  nicht  beigetreten  sind: 
Abessinien,  Afghanistan,  Arabien,  Belutschistan ,  China,  I^adakh  (Tibet), 
Marocco  und  von  britischen  Besitzungen:  Britisch  Zentralafrika,  Nord- 
Nigeria,  Nordost-  und  Nordwest  -  Rhodesia  und  einige  australische  Insel- 
gruppen. Der  Briefverkehr  der  meisten  dieser  Länder  wickelt  sich  jedoch 
in  Anlehnung  an  die  Weltpostvereinsvorschri  ften  ab.  Dies  gilt 
insbesondere  für  Marocco,  wo  Deutschland,  England.  Frankreich  und 
Spanien  Postanstalten  unterhalten,  die  als  zum  Weltpostvereine  gehörig 
angesehen  werden,  ferner  für  China,  wo  ebenfalls  eine  große  Zahl  von 
Vercins-Postanstalten  besteht.  Die  Postbeziehungen  zwischen  Deutschland 
und  China  sind  neuerdings  durch  einen  deutsch -chinesischen  Post  - 
vertrag dahin  verbessert  worden,  daß  China  sich  verpflichtet  hat.  die 
Zuschlagtaxen  fallen  zu  lassen,  die  es  früher  für  die  nach  den  Portosätzen 
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des  Weltpostvereins  frankierten  Briefe  und  Postkarten  nach  allen  Orten 
Chinas  erhob. 

Von  der  Befugnis,  mit  anderen  Vereinsländern  besondere  Verein- 
barungen zu  treffen,  um  die  Taxen  herabzusetzen,  hat  Deutschland  in 
der  Berichtszeit  dadurch  Gebrauch  gemacht,  daß  für  den  Brief  verkehr 
zwischen  Deutschland  und  Luxemburg  der  Tarif  des  inneren 
deutschen  Verkehrs  eingeführt  worden  ist. 

Zu  den  Ländern,  mit  denen  Wertbriefe  unter  den  Bedingungen  des 
Vereins-Wertbrief- Übereinkommens  ausgewechselt  werden  können,  sind  die 
Türkei,  Japan,  Korea,  Montenegro,  das  deutsche  Togogebiet,  Niederländisch- 
indien, die  portugiesischen  Kolonien  und  verschiedene  britische  Kolonien 
(u.  a.  Malta,  Goldküste,  Süd-Nigeria)  hinzugetreten.  Der  Geltungsbereich 
des  Wertbrief -Ubereinkommens  erstreckt  sich  jetzt  auf  ganz  Europa  mit 
alleiniger  Ausnahme  von  Gibraltar  und  auf  eine  Anzahl  außereuropäischer 
Gebiete.  Immerhin  stehen  noch  verhältnismäßig  viele  Länder  dem  Wert- 
dienste fern,  so  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  meisten  Länder 
Süd-  und  Mittelamerikas,  die  britischen  Kolonien  Australasiens ,  die  Kap- 
kolonie und  andere  Gebiete. 

Sehr  erfreuliche  Fortschritte  haben  die  Einrichtungen  für  die  Über- 
mittlung kleiner  Geldbeträge  aufzuweisen.  Mit  den  deutschen  Schutz- 
gebieten der  Karolinen,  Marianen  und  Marshall-Inseln  hat  der  Postanweisungs- 
verkehr eingeführt  werden  können,  für  den,  soweit  es  sich  um  den  Verkehr 
zwischen  Deutschland  und  diesen  Schutzgebieten  handelt,  die  Taxen  des 
inneren  deutschen  Verkehrs  gelten.  Außerdem  ist  der  Vereins- Post- 
anweisungsdienst auf  den  Verkehr  mit  Bolivien,  Brasilien,  Kreta,  Korea, 
Montenegro  und  mehreren  ottomanischen  Postanstalten  ausgedehnt  worden. 
Zu  den  Ländern,  die  sich  zwar  dem  Vereins -Ubereinkommen  nicht  an- 
geschlossen haben,  mit  denen  aber  Postanweisungen  auf  Grund  be- 
sonderer Vereinbarungen  ausgetauscht  werden,  sind  Costa  Rica,  Mexiko, 
die  französischen  Kolonien  in  Westafrika,  die  portugiesischen  Kolonien  und 
vor  allem  Rußland  hinzugetreten.  Der  neue  Postanweisungsverkehr  mit 
Rußland  besteht  seit  Mitte  April  1904  und  hat  bereits  einen  recht  bedeutenden 
Umfang  gewonnen.  Der  Meist  betrag  einer  Postanweisung  hat  im  Ver- 
kehre mit  Rußland  auf  216  Mark  (100  Rubel)  und  im  Verkehre  mit  Mexiko 
auf  200  Mark*)  beschränkt  werden  müssen.  Anderseits  ist  für  den  Verkehr 
mit  Großbritannien  und  den  meisten  britischen  Kolonien ,  mit  Deutsch-Neu- 
guinea, Samoa,  Liberia,  Siam  und  Serbien  der  Meistbetrag  auf  eine  dem 
Betrage  von  800  (statt  bisher  400)  Mark  entsprechende  Summe  erhöht 
worden.  Von  sonstigen  Erleichterungen  des  Postanweisungs- 
verkehrs ist  die  Zulassung  telegraphischer  Postanweisungen  nach  und  aus 
Bosnien-Herzegowina  und  Niederländisch-Indien  zu  erwähnen,  ferner  die  Fest- 
setzung eines  festen  Einzahlungskurses  für  Postanweisungen  nach  Österreich- 
Ungarn,  die  früher  wegen  häufiger  Kursschwankungen  nicht  möglich  war. 

Der  Vereins-Postpaket-Ubereinkunft  haben  sich  Bosnien-Herze- 
gowina, Japan,  Korea,  Persien,  die  portugiesischen  Kolonien,  San  Domingo 
und  die  Türkei  neu  angeschlossen;  zu  den  von  der  Reichs -Postverwaltung 
vereinbarten  besonderen  Postpaket- Abkommen  sind  solche  mit  Cuba 
und  Panama  hinzugetreten.  Der  Postpaketdienst  ist  auch  auf  einen  Teil 
des  asiatischen  Rußlands  (Transkaspien)  sowie  auf  den  Verkehr  mit  Hawai, 
den  Philippinen  und  Porto  Rico  ausgedehnt  worden.  Die  Beschränkung 
des  Meistgewichts  der  Postpakete  auf  3  kg  ist  im  Verkehre  mit  Bulgarien 


•)  Neuerdings  auf  400  Mark  erhöht. 
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und  Britisch-Betschuanaland  weggefallen.  Dagegen  hat  die  Postverwaltung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  leider  das  Meistgewicht  der  Post- 
pakete im  Verkehre  mit  Deutschland  von  5  auf  2  kg  herabgesetzt;  durch 
Einführung  einer  von  deutschen  Spediteuren  vermittelten,  dem  Postpaket- 
dienste möglichst  angepaßten  Beförderung  von  Paketen  bis  zu  5  kg  nach 
den  Vereinigten  Staaten  haben  indes  dem  deutschen  Publikum  annähernd 
die  Vorteile  erhalten  werden  können,  die  ihm  vorher  der  Austausch  von 
Postpaketen  bis  zu  5  kg  gewahrt  hatte.  Nicht  unwesentlich  ist  der  inter- 
nationale Postpaketverkehr  erweitert  worden  durch  die  Zulassung  von 
Wertangabe  oder  Nachnahme  bei  Postpaketen  nach  verschiedenen 
Ländern,  durch  Erhöhung  der  Meistbeträge  der  Wertangabe  oder  Nachnahme 
sowie  durch  die  Festsetzung  veränderter  G  rö ß en  verh ä 1 1 n  i  ss e  für  die  mit 
England  und  den  meisten  britischen  Kolonien  ausgetauschten  Postpakete. 
Auch  sind  vielfach  neue  Leitwege  für  Postpakete  hinzugekommen. 

Für  die  nicht  den  Bedingungen  für  Postpakete  entsprechenden  Pakete 
(Po  st  fr  acht  stücke)  haben  manche  Erleichterungen  eingeführt  werden 
können.  Namentlich  sind  für  den  Verkehr  mit  Spanien  neue  Beförderungs- 
gelegenheiten geschaffen  worden;  ferner  haben  mehrere  deutsche  Schiffs- 
gcsellsc haften  die  Beförderung  von  Paketen  bis  zum  Gewichte  von  10 
oder  20  kg  nach  ihren  überseeischen  Anlegeplätzen  übernommen ,  so  daß 
Postfrachtstücke  nach  den  meisten  von  deutschen  Dampfern  berührten  Orten 
jetzt  auch  ohne  Vermittlung  von  Spediteuren  versandt  werden  können. 

Die  Vorschriften  über  die  Ausfertigung  der  den  Paketen  nach  dem  Aus- 
lande beizugebenden  Zollinhaltserklärungen  sind  auf  Grund  des  am 
1.  März  10,06  in  Kraft  getretenen  neuen  Gesetzes  über  die  Warenverkehrs- 
statistik nach  verschiedenen  Richtungen  hin  vereinfacht  worden,  wie  aus 
dem  Aufsatz  über  dieses  Gesetz  im  Archiv  1006,  S.  273  ff.,  ersichtlich  ist. 

Der  Umfang  des  Postverkehrs  des  Reichs-Postgebiets  mit  an- 
deren Ländern  hat  sich  unter  der  Einwirkung  der  durch  den  Postkongreß 
in  Washington  beschlossenen,  sowie  der  seitdem  durchgeführten  weiteren 
Erleichterungen  und  Verbesserungen  vom  Jahre  1898  ab  wie  folgt  entwickelt: 
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Wesentliche  Erleichterungen  und  Verbesserungen  sind  durch  den  im 
vergangenen  Jahre  in  Rom  abgehaltenen  Postkongreß  herbeigeführt  worden, 
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über  dessen  Verhandlungen  und  Beschlüsse  die  Leser  durch  den  Aufsat/ 
auf  S.  433  ff.  des  Archivs  1906  unterrichtet  worden  sind. 

Auch  die  Beschlüsse  der  1903  in  London  abgehaltenen  Internationalen 
Telegraphenkonferenz  haben  mit  Wirkung  vom  I.  Juli  1904  ab 
wichtige  Verkehrserleichterungcn  gebracht.  Besonders  hervorzuheben  sind: 
der  Wegfall  der  Beschränkung,  daß  in  den  Telegrammen  in  verabredeter 
Sprache,  die  im  überseeischen  Verkehre  fast  ausschließlich  angewandt  wird, 
nur  wirkliche  Wörter  aus  bestimmten  Sprachen  benutzt  werden  dürfen,  die 
Zulassung  von  Buchstaben  in  Ziffer-Telegrammen,  die  Ausdehnung  der 
Gebührenerstattung  im  Falle  der  Verzögerung  oder  der  Entstellung  der 
Telegramme.  Ferner  ist  die  Telegraphenabrechnung  vereinfacht,  und  für  die 
Entwicklung  des  internationalen  Fernsprechdienstes  durch  eingehende  Be- 
stimmungen eine  gemeinsame  Grundlage  geschaffen  worden.  Außerdem 
sind  die  Gebühren  in  zahlreichen  Verkehrsbeziehungen,  namentlich  im  außer- 
europäischen Verkehre,  herabgesetzt  worden. 

Wie  der  Tclegrammverkehr  mit  den  außereuropäischen  Ländern  zu- 
genommen hat,  ergibt  sich  aus  folgenden  Zahlen. 

Es  betrug  die  Zahl  der  Telegramme: 
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Seit  1900  sind  dem  internationalen  Telegraphenvertrage  beigetreten: 
Französisch  Indo-China.  Kreta.  Madagaskar,  die  Oranjefluß-Kolonie.  Trans- 
vaal und  Uruguay  sowie  die  Deutsch-Niederländische  Telegrnphengcsellschaft, 
die  Eastern  Extension  Australasia  and  China  Telegraph  Company  und  die 
Osteuropäische  Telcgraphengesellschaft. 

Aus  dem  Abschnitt  über  Post-  und  Tel egr aphend i en st  rä  ume  sei 
hervorgehoben,  daß  während  der  Jahre  1901  bis  1905  102  neue  Grund- 
stücke erworben  und  55  reichseigene  Grundstücke  durch  Hinzukauf  von 
Nachbarland  vergrößert  worden  sind.  Die  Zahl  der  reichseigenen  Post- 
grundstücke, nach  Abrechnung  der  als  entbehrlich  veräußerten  Liegenschaften, 
ist  auf  554  gestiegen.  Außerdem  besitzt  die  Reichs-Postverwaltung  an 
43  Grundstücken  ein  Superficiesrccht  (Erbbaurecht)  und  an  5  Grundstücken 
aus  früherer  Zeit  ein  dauerndes  Nutzungsrecht.  Neubauten  sind  seit 
Anfang  190J  auf  57.  größere  Erweiterungsbauten  zum  Einzelbetrage  von 
mehr  als  10000  Mark  auf  86  reichseigenen  Postgrundstücken  aufgeführt 
worden. 

Die  Kosten  für  Grundstückserwerbungen  sowie  für  Neu-  und  Erweiterungs- 
bauten sind  sämtlich  aus  den  etatmäßigen  Einnahmen  der  Verwaltung  be- 
stritten worden.  Im  ganzen  haben  dafür  in  den  Jahren  1901  bis  1905  rund 
68  Millionen  Mark  durch  die  Etats  zur  Verfügung  gestellt  werden  können. 

Nachdem  das  neue  Gebäude  für  die  Ober-Postdirektion  in  Chemnitz 
1902  fertiggestellt  worden  ist,  sind  nunmehr  sämtliche  Ober- Postdirektionen 
in  reichseigenen  Gebäuden  untergebracht.  Mit  der  Errichtung  besonderer 
Fernsprechgebäude,  besonderer  Postverladestellcn  auf  großen  Bahnhöfen 
und  reichseigener  Gebäude  für  große  Stadtpostämter  in  Berlin,  mit  der 
bereits  im  vorigen  Berichtszeiträume  begonnen  worden  war,  ist  fortgefahren 
worden. 
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Die  Zahl  der  für  unmittelbare  Rechnung  der  Postkasse  angemieteten, 
durch  Privatunternehmer  hergestellten  Mietpostgebäude  ist  von  387  auf 
432  gestiegen ;  die  Zahl  der  in  kleinen  Orten  errichteten,  von  den  Postamts- 
vorstehern angemieteten  Postgebäude  hat  um  453  zugenommen,  sie  betrug 
Ende  März  1906  15 15.  An  Miete  für  Post-  und  Telegraphendiensträume 
sind  in  den  letzten  5  Jahren  39  116  393  Mark  aufgewendet  worden. 

Der  Verbesserung  der  Diensträume  in  gesundheitlicher  Beziehung 
hat  die  Postverwaltung  auch  weiter  ihre  Fürsorge  zugewendet.  Auf  die 
Beschaffung  heller  und  luftiger  Räume  wird  besonderes  Augenmerk  gerichtet. 
Mit  der  Ersetzung  des  Petroleumlichts  oder  des  gewöhnlichen  Gaslichts 
durch  elektrisches  Licht  oder  Gasglühlicht  ist  fortgefahren  worden.  Die 
Zahl  der  Dienstgebäude,  in  denen  elektrisches  Licht  benutzt  wird,  ist  von 
144  auf  392  gestiegen.  Die  Erfrischungsräume,  die  Vorrichtungen  zur  Be- 
reitung warmer  Getränke  sowie  die  Badeeinrichtungen  (Wannen-  und  Brause- 
bäder) sind  vermehrt  worden.  Die  Einrichtungen  zur  Zubereitung  warmer 
Getränke  in  den  Diensträumen  werden  dem  Personale  jetzt  nicht  nur  während 
des  Abend-,  Nacht-  oder  Frühdienstes,  sondern  auch  während  der  Tages- 
zeit zur  Verfügung  gestellt 

Für  die  Dienstwohnungen  in  den  Posthäusern  sind  im  Jahre  1903 
neue  Vorschriften  erlassen  worden,  die  den  Wohnungsinhabern  gegenüber 
den  früheren  Bestimmungen  weitgehende  Erleichterungen  gewähren. 

Die  Gesamtzahl  der  durch  die  Postanstalten  im  Reichs- 
Postgebiete  beförderten  Sendungen  ist  von  5094  Millionen  im 
Jahre  1900  auf  6606  Millionen  im  Jahre  1905  gestiegen,  der  Gesamt- 
betrag der  Wertsendungen  und  des  vermittelten  baren  Geldverkehrs  von 
261/2  auf  29  Milliarden  Mark.  Die  Zahl  der  verarbeiteten  Telegramme 
ist  um  5  Millionen  gewachsen  und  hat  im  Jahre  1905  47 V2  Millionen  be- 
tragen. Im  Fernsprechverkehre  sind  1905  1081  Millionen  Gespräche  ver- 
mittelt worden  gegen  630  Millionen  im  Jahre  1900.  Die  Gesamtstückzahl 
der  im  Reichs- Postgebiet,  in  den  Schutzgebieten  und  bei  den  deutschen 
Postanstalten  im  Auslande  verbrauchten  Postwertzeichen  ist  von  1900 
bis  1905  von  2948  Millionen  im  Werte  von  272  Millionen  Mark  auf 
3806  Millionen  im  Werte  von  342  Millionen  Mark  gestiegen. 

Die  finanziellen  Ergebnisse  in  den  letzten  5  Verwaltungsjahren 
sind  befriedigend  gewesen.  Das  Jahr  1901  hat  zwar  noch  unter  dem  Ein- 
flüsse zu  leiden  gehabt,  den  die  ungünstige  wirtschaftliche  Lage  im  all- 
gemeinen und  im  besonderen  der  Einnahmeausfall  verursacht  hatte,  der 
durch  die  am  I.  April  1900  eingetretenen  Portoermäßigungen  herbeigeführt 
worden  war.  Die  folgenden  Jahre,  insbesondere  das  Rechnungsjahr  1905, 
weisen  aber  infolge  des  allgemeinen  Aufschwungs  in  Handel  und  Industrie 
sowie  der  Vermehrung  und  Verbesserung  der  Post-  und  Telegraphenanlagen 
eine  sehr  hohe  Einnahmesteigerung  auf.  Naturgemäß  haben  auch  die  Aus- 
gaben beträchtlich  zugenommen,  die  durch  Erweiterung  der  Betriebsein- 
richtungen und  durch  Vermehrung  und  Verbesserung  des  Betriebsmaterials  usw. 
sowie  durch  Aufwendungen  im  Interesse  des  Personals  herbeigeführt 
worden  sind. 

Der  aus  den  laufenden  Einnahmen  und  Ausgaben  in  den  letzten 
5  Rechnungsjahren  erzielte  Rein  Überschuß  hat  eine  Höhe  von  zusammen 
rund  228  Millionen  Mark  erreicht  und  somit  den  Uberschuß  der  vorher- 
gegangenen 5  Jahre  mit  151  Millionen  Mark  um  76 ';2  Millionen  Mark 
überholt. 
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Die  Kaliindustrie  und  ihre  Bedeutung 
für  das  Verkehrswesen. 

Von  Ober -Postinspektor  E.  F.  Lewerenz  in  Erfurt. 

Es  war  im  Januar  1856,  also  vor  51  Jahren,  als  man  in  der  Nähe 
von  Staßfurt  beim  Abteufen  eines  Schachtes  zur  Erschließung  eines  Stein- 
salzlagers zum  ersten  Male  ein  Kalisalzlager  entdeckte.  Inzwischen  hat 
man  auch  in  anderen  Gegenden  Deutschlands  Kalisalzlager  aufgeschlossen 
und  festgestellt,  daß  Deutschland  Kalisalze  in  einer  Menge  und  Güte  wie 
kein  anderes  Land  der  Erde  besitzt.  Die  Kalisalzvorräte  Deutschlands 
bilden  also  einen  einzigartigen  nationalen  Schatz.  Da  sie  nach  den  Be- 
rechnungen der  Geologen  in  absehbarer  Zeit  nicht  erschöpft  werden  können, 
und  der  Verbrauch  an  Kalisalzen  von  Jahr  zu  Jahr  zunimmt,  bieten  sich 
der  Kaliindustrie,  die  schon  jetzt  einen  wichtigen  Faktor  im  deutschen 
Wirtschaftsleben  darstellt,  die  günstigsten  Aussichten.  Es  ist  daher  mit 
Bestimmtheit  anzunehmen,  daß  auch  der  seit  einigen  Jahren  sehr  stark  her- 
vortretende Einfluß  der  Kaliindustrie  auf  das  Verkehrswesen  im  Laufe 
der  Zeit  noch  erheblich  an  Bedeutung  gewinnen  wird.  Zum  besseren  Ver- 
ständnisse dieses  Einflusses  erscheint  es  erforderlich,  zunächst  auf  die  Ent- 
wicklung der  Kaliindustrie  im  allgemeinen  einzugehen. 

Entstehen  und  Vorkommen  der  Kalisalze. 

Die  Kalisalzlager  sind  durch  Verdunsten  von  Meerwasser  entstanden, 
jedoch  nicht  etwa  durch  einfaches  Austrocknen  der  Meere,  denn  die  jetzt 
gewöhnlich  im  Meerwasser  vorhandene  Salzmenge  ist  auch  in  der  bisher 
ermittelten  größten  Tiefe  des  Meeres  so  gering,  daß  sie  zur  Abscheidung 
eines  Lagers  von  so  großer  Mächtigkeit,  wie  sie  bei  den  Kalisalzlagern 
festgestellt  ist,  längst  nicht  hinreichen  würde.  Man  erklärt  sich  vielmehr 
die  Bildung  der  Salzlager  so,  daß  in  Meeresbuchten  ein  stärkeres  Ver- 
dunsten des  Wassers  vor  sich  ging,  und  daß  diesen  Buchten  durch  das  Meer 
stets  neue  Mengen  salzhaltigen  Wassers  zugeführt  wurden,  während  eine 
Barre  das  Zurückfließen  der  gesättigten  Laugen  in  das  Meer  verhinderte. 
Einen  ähnlichen  Vorgang  kann  man  noch  jetzt  an  der  Bucht  Karabugas  im 
Kaspischen  Meere  beobachten,  deren  Wasser  in  erstaunlichem  Maße  ver- 
dunstet und  durch  Zufluß  vom  Kaspischen  Meere  durch  eine  Meerenge 
etwa  350  000  Tonnen  Salz  täglich  neu  erhält.*) 

Die  Kalisalze  kommen  stets  in  Verbindung  mit  gewöhnlichem  Steinsalze 
vor,  sie  haben  sich  wie  dieses  auf  dem  Meeresgrund  überall  gleichmäßig 
abgesetzt  und  daher  ursprünglich  eine  horizontale  Lage  gehabt.  Gegen- 
wärtig befinden  sie  sich  nur  sehr  selten  in  diesem  Zustand;  in  den  aller- 
meisten Fällen  sind  sie  in  ihrer  Lage  verändert  worden.  Die  Durch- 
brechung der  Erdrinde  durch  vulkanische  Erhebungen  und  die  Zusammen- 
ziehung der  Erdkruste  haben  sie  in  alle  nur  denkbaren  Lagerungsverhältnisse 
gebracht;  vielfach  liegen  die  einzelnen  Kalilager  schollenartig  nebeneinander, 
bisweilen  auch  gekröseartig,  wodurch  bei  Laien  der  Eindruck  hervorgerufen 
wird,  daß  die  Aufschlußbohrungen  zwei,  drei  und  mehr  Kalilager  anget rotten 
haben,  während  es  in  Wirklichkeit  nur  ein  einziges  Kalilager  gibt. 


*)  Dr.  Ernst  Jünecke,  »Über  die  Theorie  des  Entstehens  der  Kalilager  aus  dem 
Meerwasser«  in  der  Zeitschrift  für  angewandte  Chemie  iyoö,  S.  7. 
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Kalisalze  sind  bisher  in  abbauwürdiger  Menge  nur  in  Nord-  und  Mittel- 
deutschland gefunden  worden;  die  in  Kalusz  in  Galizien  vorkommenden 
Kalisalze  sind  ihrer  Beschaffenheit  nach  mit  den  deutschen  Kalisalzen  nicht 
vergleichbar.  Man  nimmt  an,  daß  die  Ablagerung  der  Kalisalze  zur  Zech- 
steinzeit erfolgt  ist. 

Der  Vorrat,  den  Deutschland  an  Kalisalzen  birgt,  läßt  sich  auch  nicht 
annähernd  bestimmen.  Wie  gewaltig  er  ist,  geht  schon  daraus  hervor, 
daß  ein  einziges  Kaliwerk,  nämlich  das  vom  preußischen  Staate  kürzlich  er- 
worbene Werk  Hercynia  bei  Vienenburg,  rund  100  Millionen  Tonnen  ge- 
winnbarcr  Kalisalze  aufgeschlossen  hat,  so  daß  es  bei  den  jetzigen  Absatz- 
verhältnissen in  der  Lage  wäre,  den  gesamten  Bedarf  an  Kalisalzen  auf 
20  Jahre  allein  zu  decken.  Durch  die  gegenwärtig  fördernden  39  Kaliwerke 
könnte  die  ganze  Erde,  auch  wenn  der  Verbrauch  an  Kalisalzen  im  Laufe 
der  Zeit  erheblich  zunehmen  sollte,  für  mehrere  hundert  Jahre  versorgt 
werden.*) 

Gewinnung  der  Kalisalze. 

Sobald  durch  sogenannte  Aufschlußbohrungen  (Meißel-  oder  Diamant- 
bohrungen) festgestellt  ist,  daß  das  Gebiet,  auf  dem  ein  Kaliwerk  errichtet 
werden  soll,  ein  abbauwürdiges  Kalisalzlager  enthält,  wird  mit  dem  Ab- 
teufen des  Schachtes  begonnen.  Der  Schacht  erhält  einen  lichten  Durch- 
messer von  etwa  5  m;  er  wird  bis  zum  Wasserabschluß  unter  Verwendung 
sogenannter  Tübbings  mit  Eisen  ausgekleidet,  darauf  unter  gleichzeitigem 
Abteufen  durch  Zementmauerwerk  ausgebaut.  Steigt  der  Wasserzufluß 
nicht  über  etwa  3  cbm  in  der  Minute,  so  kann  das  Wasser  mit  Pumpen 
gehoben  werden,  andernfalls  benutzt  man  beim  Abteufen  das  auch  bei 
Schwemmsand  gebräuchliche  Gefrierverfahren.  Die  Tiefe  der  Kalischächte 
beträgt  400  bis  800  m. 

Gleichzeitig  mit  dem  Abteufen  des  Schachtes  erfolgt  die  Herstellung 
der  Bauten  über  Tage;  dazu  gehören:  Verwaltungs-,  Werkstätten-  und 
Fördermaschinengebäude,  Dampfkesselanlage,  Pumpwerk,  elektrische  Kraft- 
zentrale,  Chlorkalium  fabrik,  Rohsalzmühle,  Beamten  Wohnhäuser ,  Arbeiter- 
häuser, Magazin  und  Pferdestall. 

Die  Kosten  für  die  Herstellung  der  Schächte  sind  außerordentlich  ver- 
schieden; manche  Schachtanlagen  haben  große  Summen  verschlungen,  während 
man  einen  Schacht  mittlerer  Tiefe  für  1  bis  2  Millionen  Mark  abteufen 
kann,  wenn  besondere  Schwierigkeiten  nicht  auftreten**). 

Der  Abbau  der  Kalisalze  erfolgt  in  den  einzelnen  Kalibergwerken  je 
nach  der  Stärke  der  Ablagerung  und  nach  dem  Einfallen  der  Lagerstätte 
in  verschiedener  Weise.  Die  durch  den  Abbau  entstehenden  Hohlräume 
werden  zur  Vermeidung  von  Erdsenkungen  mit  Asche,  Schutt  oder  Steinsalz 
wieder  ausgefüllt. 

Die  Errichtung  privater  Kaliwerke  geschieht  entweder  durch  einen 
einzelnen  Unternehmer  oder  durch  eine  Gewerkschaft  oder  durch  eine 
Aktiengesellschaft.  Der  Geschäftsanteil  der  einzelnen  Gewerke  oder 
Aktionäre  wird  durch  die  Zahl  der  ihnen  gehörigen  Kuxe  oder  Aktien  be- 
stimmt.    Kux   und   Aktie  gewähren  einen   verhältnismäßigen   Anteil  am 


*l  Prof.  Dr.  Rinne,  »Die  geologischen  Verhältnisse  der  Kalisalzlagerstatten«, 
Hannover  1906;  ferner  Ochsenius,  «Wieviel  Kali  haben  wir  in  Norddeutschlands  Unter- 
grund'« in  der  Kuxenzeitung  1906,  Nr.  37. 

**;  H.  Precht,  »Die  norddeutsche  Kaliindustrie.  <>.  Aufl.,  herausgegeben  von  Dr.  Ehr- 
hardt, Staßfurt  190(1. 
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Reingewinn  (Ausbeute)  und  einen  Anspruch  auf  Mit  Verwaltung  des  Unter- 
nehmens. Der  Unterschied  zwischen  Kux  und  Aktie  besteht  hauptsächlich 
darin,  daß  der  Aktionär  nur  zur  Einzahlung  des  Betrags  genötigt  werden 
kann,  auf  den  die  Aktie  lautet,  während  dem  Inhaber  des  Kuxes  die  Ver- 
pflichtung zu  Zuschüssen  (Zubußen)  je  nach  Bedürfnis  obliegt. 

Verwertung  der  Kalisalze. 

Die  geförderten  Kalisalze  werden  in  den  Salzmühlen  gemahlen  und 
entweder  roh  als  Düngemittel  verwendet  oder  zu  den  verschiedensten 
Kaliverbindungen  verarbeitet.    Die  wichtigsten  Rohsalze  sind: 

a)  Carnallit  (nach  dem  verstorbenen  Berghauptmann  von  Carnall  be- 
nannt), bestehend  aus  Chlorkalium,  Chlormagnesium  und  Wasser  = 
K  Cl  +  Mg  Cl%  +  6  H.,  0. 

b)  Sylvinit,  ein  Gemenge  von  reinem  Sylvin  (Chlorkalium)  und  Chlor- 
natrium. 

c)  Kainit  (von  »xaivoc,  neu«  abgeleitet),  eine  Kristallisation  von  Chlor- 
kalium mit  Magnesiumsulfat  —  K  Cl  -f  Mg  5  04  -f  3  O. 

d)  Hartsalz,  durch  Steinsalz  und  Kieserit  verunreinigter  Sylvin. 

Die  fabrikmäßige  Verarbeitung  der  Kalisalze  findet  teils  in  den  Kali- 
werken selbst,  teils  in  gesondert  bestehenden  chemischen  Fabriken  statt; 
als  Haupterzeugnisse  werden  dabei  gewonnen:  Chlorkalium,  schwefelsaures 
Kali  und  schwefelsauere  Kalimagnesia,  als  Nebenerzeugnisse:  Glaubersalz, 
Bittersalz  und  Kieseritsteine.  Chlormagnesium,  Brom  und  Bromverbindungen, 
Natriumsulfat,  Soda  und  Pottasche.  Auch  von  den  fabrikmäßig  gewonnenen 
Erzeugnissen  werden  viele  für  die  Landwirtschaft  in  erheblichem  Umfange 
verwendet,  insbesondere  die  vorerwähnten  Hauptcrzeugnissc,  ferner  Dünge- 
salze mit  20,  30  und  40  v.  H.  Kali*). 

Die  Verwendung  der  Kalisalze  als  Düngemittel  beruht  auf  den 
Forschungen  des  Altmeisters  der  Argrikulturchemie  Justus  von  Liebig,  der 
nachwies,  daß  außer  Phosphorsäure  und  Stickstoff  das  Kali  zu  den  not- 
wendigen Pflanzennährstoffen  gehört.  Die  Untersuchungen  der  Aschen- 
bestandteile der  meisten  Kulturpflanzen  haben  ergeben,  daß  bei  diesen 
Pflanzen  die  Aufnahme  an  Kali  viel  größer  ist  als  die  Aufnahme  an 
Phosphorsäure.  Trotzdem  findet  das  Kali  für  Düngungszwecke  erheblich 
weniger  Anwendung  als  die  Phosphorsäurc.  Es  ist  dies  darin  begründet, 
daß  das  Kali  in  der  Ackererde,  in  den  natürlichen  Gesteinen  in  weit  größerer 
Menge  sich  befindet  als  die  Phosphorsäure,  und  daß  es  nicht,  wie  die 
Phosphorsäure  und  der  Stickstoffdünger,  verbraucht,  sondern  durch  den 
Stalldünger  zum  größten  Teile  der  Ackererde  wieder  zugeführt  wird;  während 
sich  nämlich  z.  B.  beim  Getreidebau  die  Phosphorsäure  und  der  Stickstoff 
in  den  Körnern  finden  und  bei  der  Ernährung  von  Menschen  und  Vieh  zur 
Bildung  der  Knochen-  und  Fleischbestandteile  verbraucht  werden,  häuft  sich 
das  Kali  im  Strohe  an  und  kehrt  durch  den  Stalldünger  in  den  Boden 
zurück**). 

Leichten  Boden  düngt  man  nur  mit  Kali  und  Phosphorsäure;  der 
gleichzeitigen  Verwendung  künstlichen  Stickstoffdüngers  bedarf  es  hier 
nicht,  da  nach  den  von  Schultz-Lupitz  ums  Jahr  1K80  in  seinem  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  gemachten  Erfahrungen,  die  später  durch  Professor 

•)  H.  Precht,  »Die  Entwicklung  der  Kaliindustrie«  in  der  Zeitschrift  für  ange- 
wandte Chemie  1906,  Heft  1. 

**)  H.  Precht,  »Die  norddeutsche  Kaliindustrie..,  0.  Auflage,  herausgegeben  von 
Dr.  Ehrhardt,  Staßfurt  1906. 
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Hellriegel  in  Bernburg  wissenschaftlich  bestätigt  worden  sind,  die  Pflanzen 
bei  reichlicher  Düngung  mit  Kali  und  Phosphorsäure  den  freien  Stickstoff 
der  Luft  aufzunehmen  und  für  ihre  Lebenszwecke  nutzbar  zu  machen  ver- 
mögen. 

Der  Kalidünger  ist  hiernach  geeignet,  den  Stickstoffdünger  unter  ge- 
wissen Bedingungen  zu  ersetzen,  was  mit  Rücksicht  darauf,  daß  Stickstoff- 
dünger etwa  fünf-  bis  sechsmal  so  viel  wie  Kalidünger  kostet,  von  der 
größten  Bedeutung  für  die  Landwirtschaft  ist. 

Entwicklung  der  Kaliindustrie. 

Die  Erschließung  des  Staßfurter  Kalisalzlagers  im  Jahre  1856  veranlaßte 
bald  darauf  die  anhaltische  Regierung,  in  der  Nähe  des  Staßfurter  Kali- 
werks das  Kaliwerk  Leopoldshall  zu  errichten.  Den  beiden  staatlichen 
Werken  gesellten  sich  15  Jahre  später  zwei  private  Kaliwerke  zu,  nämlich 
die  Kaliwerke  Douglashall  bei  Westeregeln  und  Neu-Staßfurt.  Von  der 
ursprünglichen  Kalifundstätte  bei  Staßfurt  ging  man  zur  weiteren  Auf- 
schließung der  Kalisalzlager  am  Nordrande  des  Harzes  entlang;  1883  kam 
das  Kaliwerk  Aschersleben  in  Betrieb  und  1887  wurde  zuerst  in  der  Provinz 
Hannover  bei  Vienenburg  von  der  Gewerkschaft  Hercynia  Kalisalz  gefördert. 
Die  Deutschen  Solvaywerke  errichteten  im  Herzogtum  Anhalt  ein  neues 
Kaliwerk,  das  sie  1891  fertig  stellten,  und  in  demselben  Jahre  wurde  im 
Herzogtume  Braunschweig  das  erste  Kaliwerk,  Thiederhall  bei  Wolfenbüttel, 
betriebsfertig.  Die  weiteren  Gründungen  von  Kaliwerken  fanden  vorzugs- 
weise nördlich  und  westlich  vom  Harze  statt;  südlich  vom  Harze  wurde 
zu  jener  Zeit,  vor  1 1  Jahren ,  nur  ein  Werk  betriebsfertig,  nämlich  die 
Gewerkschaft  Glückauf  bei  Sondershausen.  Auch  südwestlich  vom 
Thüringer  Walde,  an  der  Werra,  wurden  Kalisalze  erbohrt  und  eine  Anzahl 
Werke  begründet,  die  aber  erst  in  diesem  Jahrhunderte  den  Betrieb  eröffnet 
haben.  Das  Gebiet  der  Kalisalzablagerungen  hat  sich  somit  als  sehr  umfang- 
reich erwiesen  und  erstreckt  sich  gegenwärtig  von  der  Werra  bis  Mecklen- 
burg, wo  neben  dem  Kaliwerk  in  Jessenitz  kürzlich  ein  zweites  Kaliwerk 
in  Lübtheen  in  Betrieb  genommen  worden  ist. 

Zur  Zeit  gibt  es  in  Mitteldeutschland  39  fördernde  Kaliwerke,  deren 
geographische  Lage  auf  der  nebenstehenden  Karte  durch  schraffierte  Kreise 
gekennzeichnet  ist. 

Die  Zahl  der  Kaliwerke  wird  sich  voraussichtlich  in  den  nächsten 
10  Jahren  mindestens  um  das  Doppelte  erhöhen;  zählt  man  doch  gegenwärtig 
außer  20  schachtbauenden  Werken  nicht  weniger  als  30  Unternehmungen, 
deren  Aufschlüsse  derartige  Ergebnisse  geliefert  haben ,  daß  sie  als  schacht- 
reif anzuerkennen  sind  und  für  eine  frühere  oder  spätere  Zukunft  als 
fördernde  Werke  in  Anschlag  gebracht  werden  müssen. 

Unter  den  schachtbauenden  Werken  verdienen  besondere  Beachtung  die- 
jenigen, die  in  den  preußischen  Kreisen  Grafschaft  Hohenstein  und  Worbis 
sowie  in  den  angrenzenden  Thüringischen  Staaten  errichtet  werden,  und 
zwar  nicht  nur  deswegen,  weil  die  vorzüglichen  Deckgebirge  in  jener 
Gegend  das  Abteufen  der  Schächte  sehr  erleichtern,  daher  mit  Bestimmtheit 
anzunehmen  ist,  daß  der  Bau  dieser  Werke  in  kurzer  Zeit  gut  vollendet 
werden  wird,  sondern  vor  allem  auch,  weil  die  von  den  Werken  nieder- 
gebrachten Aufschlußbohrungen  mächtige  Lager  wertvoller  Sylvinite  ergeben 
haben,  die  an  Hochwertigkeit  die  Aufschlüsse  der  meisten  anderen  Gegenden 
weit  übertreffen. 

Das  im  Kalibergbau  gegenwärtig  angelegte  Volksvermögen  wird  auf 
rund  400  Millionen  Mark  geschätzt. 
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Kalisyndikat. 

Bis  1880  wurden  die  Erzeugnisse  der  Kaliwerke  im  freien  Wettbewerbe 

verkauft.    Als  aber  neben  den   beiden   staatlichen  Werken  Staßfurt  und 

Leopoldshall   die  beiden   Privatwerke   Douglashall  und   Neu -Staßfurt  in 


Betrieb  gekommen  waren,  stellte  sich  die  Notwendigkeit  heraus,  die  Absatz- 
und  Preisverhältnisse  durch  ein  Syndikat  zu  regeln,  um  einer  Verschleude- 
rung der  wertvollen  Salze  vorzubeugen.  Es  wurden  Syndikate  gebildet: 
1880  auf  4,  1884  auf  5,  1889  auf  10,  1899  auf  3,  1902  auf  3  und  1905 
auf  5  Jahre. 
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Das  Syndikat  mit  dem  Sitze  in  Leopoldshall  hat  seit  1905  die  Form 
einer  »Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung«. 

Gegenwärtig  gehören  dem  Syndikat  35  Werke  an;  vier  andere  stehen 
teils  in  Unterhandlung  mit  dem  Kalisyndikat,  teils  haben  sie  vorläufige 
Abkommen  mit  ihm  getroffen.  Der  Anteil  der  einzelnen  Syndikats- 
werke an  der  Gesamtförderung  wird  ausgedrückt  in  Tausendsteln  des  auf 
Rechnungseinheiten  zurückgeführten  Gesamtabsatzes ;  die  BeteiligungszifFer 
wird  also  mit  dem  Eintritte  neuer  Werke  in  das  Syndikat  immer  geringer. 
Wie  segensreich  das  Syndikat  während  der  26-jährigen  Dauer  seines  Be- 
stehens für  die  Kaliindustrie  gewirkt  hat,  geht  am  deutlichsten  aus  der 
von  Jahr  zu  Jahr  zunehmenden  Steigerung  des  Absatzes  an  Kalierzeug- 
nissen hervor. 

Während  der  Verkaufswert  aller  Kalierzcugnisse  im  Jahre  1879  nur 
17  Millionen  Mark  betrug,  stieg  er  bis  zum  Jahre  1905  auf  rund 
83  Millionen  Mark*)  und  hat  in  den  ersten  8  Monaten  1906  wieder  rund 
9  Millionen  Mark  mehr  als  in  dem  gleichen  Zeiträume  des  Jahres  1905 
betragen.  Dem  Verkaufswerte  von  1905  entspricht  eine  abgesetzte  Menge 
von  rund  4  820  229  dz  reinen  Kalis. 

Die  erhebliche  Zunahme  des  Verbrauchs  an  Kalisalzen  hat  fast  aus- 
schließlich in  der  Landwirtschaft  stattgefunden;  etwa  80  v.  H.  des  Gesamt- 
absatzes werden  gegenwärtig  für  Düngezwecke  verwendet.  Der  Verbrauch 
an  Kalisalzen  für  die  Industrie  ist  verhältnismäßig  gering;  er  beträgt  nur 
etwa  20  v.  H.  des  Gesamtabsatzes  und  hätte  bereits  durch  die  vor  25  Jahren 
vorhandenen  Kaliwerke  vollständig  gedeckt  werden  können. 

Die  Ausfuhr  von  Kalidüngesalzen  erreichte  im  Jahre  1905  die  bis 
dahin  noch  nie  dagewesene  Höhe  von  rund  8  Millionen  Doppelzentnern. 
Von  diesen  Salzen  ist  mehr  als  die  Hälfte  nach  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  gegangen.  Auch  für  andere  Kalierzeugnisse  weist  die  Statistik 
vom  Jahre  1905  wesentlich  erhöhte  Ausfuhrmengen  auf. 

Der  große  Aufschwung  in  dem  Verbrauche  von  Kali  als  Pflanzcnnähr- 
stotf  ist  nicht  zum  mindesten  der  zielbewußten  Werbetätigkeit  des 
Syndikats  zu  verdanken.  Die  Agrikulturabteilung  des  Syndikats,  der  das 
Werbegeschäft  übertragen  ist,  beschränkt  sich  nicht  darauf,  die  aus 
den  Untersuchungen  bedeutender  Agrikulturchenüker  gesammelten  Erfah- 
rungen im  Wege  der  Reklame  durch  Schriften  und  Bilder,  durch  Bro- 
schüren und  Flugblätter  in  22  Sprachen,  durch  Beschickung  von  Aus- 
stellungen, durch  Feldversuche,  durch  Vorführung  photographischer  Auf- 
nahmen von  Düngeversuchen  u.  dgl.  im  In-  und  Auslande  zu  verbreiten, 
sondern  sie  hat  auch  Agenten  angestellt,  die  das  Ausland  bereisen,  und 
außerdem  in  den  abgelegenen  Gegenden  Deutschlands  und  im  Auslande, 
namentlich  in  Amerika,  Versuchstationen  und  Auskunftstellen  eingerichtet 
und  kostenlos  mit  Hilfsmitteln  ausgestattet,  um  auch  das  fernerstehende 
Publikum  mit  den  neusten  Ergebnissen  der  Agrikulturchemie  vertraut  zu 
machen.  Die  Werbetätigkeit  des  Syndikats  erstreckt  sich  auf  alle  fünf 
Erdteile;  sie  verursacht  bedeutende  Kosten.  Für  das  Jahr  1906  waren  für 
diesen  Zweck  rund  2  Millionen  Mark  vorgesehen. 

Eine  weitere  Steigerung  des  Absatzes  an  Kalidüngesalzen  sucht  das 
Syndikat  durch  eine  Reihe  von  Vergünstigungen  zu  erreichen,  die  es  be- 
sonders der  deutschen  Landwirtschaft  gewährt.    Hier  kommen  namentlich 

•)  »Verfassung  und  Politik  des  K.ilisyndikats«,  Vortrag,  gehalten  vom  General- 
direktor Paul  Graessner  in  der  Vereinigung  Hannoverscher  Handelskammern,  am 
11.  April  1906. 
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die  Vorteile  in  Betracht,  die  das  Syndikat  der  deutschen  Landwirtschafts- 
gesellschaft zubilligt,  die  dagegen  die  Verpflichtung  übernommen  hat,  daß 
ihre  Mitglieder  die  zu  landwirtschaftlicher  Verwendung  benötigten  Kalisalze 
ausschließlich  vom  Syndikat  beziehen.  Den  Händlern,  die  sich  mit  dem 
Vertriebe  der  Kalidüngesalze  befassen,  und  die  früher  den  landwirtschaft- 
lichen Abnehmern  gegenüber  stark  benachteiligt  waren,  werden  seit  dem 
i.  Januar  1905  ähnliche  Vergünstigungen  gewährt.  Zu  einer  vollständigen 
Gleichstellung  der  Händler  mit  den  landwirtschaftlichen  Verbänden  hat 
sich  das  Syndikat  jedoch  bisher  nicht  entschließen  können,  da  es  einen  zu 
großen  Einnahmeausfall  befürchtet. 

Die  preußische  Regierung  hat  als  größter  Kaliindustrieller  im  Syndikat 
von  jeher  eine  führende  Stellung  gehabt;  ihr  sind  auch  von  den  Vertretern 
der  Kaliindustrie  von  vornherein  bedeutsame  Sonderrechte,  insbesondere 
bei  der  Festsetzung  der  Warengrundpreise,  eingeräumt  worden.  In  der 
Erkenntnis,  daß  die  Auflösung  des  Syndikats  nicht  nur  die  Kaliindustric 
allein,  sondern  auch  die  gesamte  Volkswirtschaft  in  empfindlichster  Weise 
in  Mitleidenschaft  ziehen  muß,  hat  die  preußische  Regierung  sich  stets 
aufs  eifrigste  um  die  Erhaltung  und  Erneuerung  des  Syndikats  bemüht  und 
immer  von  neuem  zwischen  den  streitenden  Parteien  zu  vermitteln  gesucht. 
Sie  ist  auch  stets  parlamentarischen  und  sonstigen  Einflüssen  entgegen- 
getreten ,  die  in  Verfolgung  selbstsüchtiger  Interessen  die  Kaliindustrie 
schädigende  Maßnahmen  erstrebten;  es  sei  hier  nur  an  die  ablehnende 
Stellung  der  preußischen  Regierung  und  auch  der  Reichsregierung  gegen 
die  Einführung  eines  Kaliausfuhrzolls  erinnert,  den  landwirtschaftliche 
Kreise  so  dringend  verlangten,  mit  der  Begründung,  daß  ein  solcher 
Zoll  nicht  nur  im  Interesse  der  Erhaltung  der  Salzlager  liege,  sondern 
auch  gegenüber  dem  Schleuderwettbewerb  im  Auslande,  wie  er  nament- 
lich nach  einem  etwaigen  Zusammenbruche  des  Syndikats  eintreten  werde, 
nötig  sei.*) 

Wenn  der  preußische  Staat  bei  seinem  Bestreben,  das  Syndikat  zu  er- 
halten, bisher  in  den  Kreisen  der  Kaliwerkbesitzer  im  allgemeinen  Ver- 
ständnis und  Entgegenkommen  gefunden  hat,  so  dankt  er  diesen  Erfolg 
zum  großen  Teile  dem  Umstände,  daß  er  am  Kalibergbau  selbst  als  größter 
Unternehmer  beteiligt  und  dadurch  in  der  Lage  ist,  bei  wichtigen  Ent- 
scheidungen ein  ausschlaggebendes  Gewicht  in  die  Wagschalc  zu  werfen. 
Der  Anteil  des  preußischen  Staates  an  der  Kalisalzgewinnung  hat  indes  in 
den  letzten  Jahrzehnten  infolge  der  ununterbrochenen  Errichtung  neuer 
Kaliwerke  und  deren  Eintritts  in  das  Syndikat  eine  solche  Minderung 
erfahren ,  daß  man  befürchten  muß ,  der  Einfluß  des  Staates  in  der  Kali- 
industrie würde  bei  weiterer  Verminderung  des  Förderanteils  eine  beträcht- 
liche Einbuße  erleiden.  Die  preußische  Regierung  ist  daher  bestrebt,  ihre 
Beteiligung  an  der  Kalisalzförderung  wieder  derart  zu  erhöhen,  daß  ihre 
stets  behauptete  Vorzugstellung  in  der  Kaliindustrie  auch  durch  eine 
starke  geschäftliche  Grundlage  gestützt  wird.  Zur  Erreichung  dieses  Zieles 
hat  sie  kürzlich  das  Kaliwerk  Hcrcynia  bei  Vienenburg  für  30  Millionen 
Mark  erworben  und  ferner  damit  begonnen,  ihren  im  Laufe  der  Zeit  durch 
Mutung  erworbenen  umfangreichen  Besitz  an  Kalifeldern  durch  Errichtung 
weiterer  staatlicher  Kaliwerke  aufzuschließen.  (Schluß  folgt.) 

*)  Ausführliches  Ober  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Kalisyndikats  siehe 
in  Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  usw.,  190(1,  Heft  4,  S.  218  ff. 
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Das  neue  französische  Starkstromgesetz. 

Die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Anlagen  zur  Übertragung  und  Ver- 
teilung elektrischer  Energie  sind  in  Frankreich  durch  ein  unterm  15.  Juni 
1906  erlassenes  Gesetz  »Loi  sur  les  distributions  d'energic«  unter  Auf- 
hebung des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1895  (vgl.  Archiv  1895,  S.  597)  neu 
geregelt  worden. 

Grundlegend  für  die  Ausarbeitung  des  neuen  Gesetzes  war  das  Bestreben, 
die  Herstellung  elektrischer  Starkstromanlagen  angesichts  der  stets  zu- 
nehmenden Bedeutung  der  elektrotechnischen  Industrie  für  das  gesamte 
wirtschaftliche  Leben,  soweit  irgend  tunlich,  zu  erleichtern.  Bei  dem  bis- 
herigen Rechtszustande  hatten  die  Unternehmer  von  Starkstroraanlagen  zur 
Benutzung  öffentlicher  Wege  die  Erlaubnis  der  Wegebehörden  einzuholen, 
die  ihre  Zustimmung  stets  nur  unter  dem  Vorbehalte  des  Widerrufs  erteilten. 
Soweit  die  Benutzung  von  Privatgelände  oder  von  Privatgebäuden  in  Frage 
kam,  mußten  die  Unternehmer  versuchen,  sich  mit  den  Eigentümern  güt- 
lich zu  einigen.  Die  Errichtung  der  Starkstromanlagen  hatte  daher  häufig 
mit  beträchtlichen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  und  der  Bestand  der  An- 
lagen war  rechtlich  zu  wenig  gesichert. 

Zur  Vermeidung  dieser  Ubelstände  sieht  das  neue  Gesetz  die  Erteilung 
von  Konzessionen  vor,  die  den  Unternehmern  die  Benutzung  der  öffent- 
lichen Wege  für  eine  längere  Reihe  von  Jahren  sichern.  Ferner  können 
konzessionierten  Anlagen  von  besonderer  Wichtigkeit  dieselben  Vorrechte 
beigelegt  werden,  die  sonst  nur  den  öffentlichen  Arbeiten  des  Staates  zu- 
stehen, insbesondere  das  Recht,  unter  gewissen  Voraussetzungen  Privat- 
gebäude und  Privatgelände  zu  benutzen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  den  An- 
lagen eine  sogenannte  Erklärung  des  öffentlichen  Interesses  erteilt.*) 

Konzessionierten  Anlagen,  die  ihrer  Hauptbestimmung  nach  Beleuchtungs- 
zwecken  dienen,  kann  außerdem  von  Gemeinden  oder  Gemeindeverbänden 
das  Recht  der  alleinigen  Benutzung  der  Gemeindewege  verliehen  werden. 
Diese  Möglichkeit  soll  namentlich  kleineren  Gemeinden,  in  deren  Bereiche 
mehrere  gleichartige  Unternehmungen  nebeneinander  nicht  bestehen  könnten, 
und  die  daher  ohne  Erteilung  eines  Monopols  nur  schwer  einen  Unter- 
nehmer zu  gewinnen  vermöchten,  die  Errichtung  von  Beleuchtungsanlagen 
erleichtern. 

Als  Ausgleich  für  die  verliehenen  Rechte  haben  die  Konzessionäre 
gewisse  Verpflichtungen  zu  übernehmen.  So  müssen  sie  die  Bedingungen 
eines  ihnen  auferlegten  Lastenheftes  erfüllen.  Ferner  bedarf  ihr  Tarif  für 
die  Stromlicferungspreise  der  staatlichen  Genehmigung.  Vollständige  Tarif- 
freiheit, wie  sie  die  Starkstromunternehmer  angestrebt  hatten,  ist  nicht  zu- 
gestanden worden,  um  einem  ungerechtfertigten  Hochschrauben  der  Strom- 
preise vorbeugen  zu  können. 

Den  Unternehmern  steht  es  frei,  für  ihre  Anlagen  die  Erteilung  einer 
Erlaubnis  der  Wegebehörde  nach  dem  seither  üblichen  Verfahren  oder  aber 
die  Verleihung  einer  Konzession  zu  beantragen. 

Das  neue  Gesetz  befaßt  sich  lediglich  mit  Anlagen  zur  Übertragung 
und  Verteilung  der  elektrischen  Energie;    Bestimmungen  über  die  Errich- 


')  Seither  war  eine  solche  förmliche  Erklärung  des  öffentlichen  Interesses  nur 
vereinzelt  durch  besonderes  Gesetz  ausgesprochen  worden,  so  durch  ein  Gesetz  vom 
<>  Juli  1892  für  eine  Anlage  zur  Verteilung  der  durch  ein  Wasserwerk  an  der  Rhone 
bei  Lyon  erzeugten  elektrischen  Energie. 
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tung  und  den  Betrieb  von  Stromerzeugungsanlagen  sind  ausgeschlossen 
worden.  Wegen  Erlasses  eines  Sondergesetzes  über  die  Nutzbarmachung 
der  Wasserkräfte  zur  Erzeugung  elektrischer  Energie  schweben  zur  Zeit 
noch  Erwägungen. 

Uber  das  Verhältnis  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  zu  den 
Starkstromanlagen  enthält  das  Gesetz  eingehende  Bestimmungen.  Die 
genannte  Verwaltung  hat  sich  im  Falle  von  Störungen  des  Telegraphcn- 
und  Fernsprechbetriebs  durch  Starkstrornanlagen  an  die  zu  deren  Uber- 
wachung  einzurichtenden  Aufsichtstellen,  nicht  unmittelbar  an  den  Unter- 
nehmer zu  wenden. 

Nachstehend  folgt  der  wesentliche  Inhalt  des  Gesetzes. 

Titel  I. 

Einteilung  der  Anlagen  zur  Übertragung  und  Verteilung 

elektrischer  Energie. 

Art.  i.  Die  Errichtung  und  der  Betrieb  der  Anlagen  zur  Übertragung 
und  Verteilung  elektrischer  Energie,  die  nicht  zur  Übermittlung  von 
Zeichen  oder  der  Sprache  bestimmt  sind,  und  auf  die  das  Gesetz  vom 
27.  Dezember  185 1  keine  Anwendung  findet,  unterliegen  den  folgenden 
allgemeinen  Bestimmungen. 

Art.  2.  Ohne  Anmeldung  und  Genehmigung  können  Anlagen  errichtet 
und  betrieben  werden,  die  in  ihrem  ganzen  Verlaufe  nirgends  öffentliche 
Wege  berühren,  sofern  die  Starkstromleitungen  von  den  vorhandenen  Tele- 
graphen- und  Fernsprechleitungen  überall  mindestens  10  m  —  in  Horizontal- 
projektion —  entfernt  bleiben.  Wird  dieser  Abstand  nicht  innegehalten,  so 
bedürfen  die  Anlagen  einer  Genehmigung,  deren  Bedingungen  unter  Titel  II 
aufgeführt  sind.*) 

Art.  3.  Benutzen  die  Anlagen  in  ihrem  Verlaufe  durchweg  oder  teil- 
weise öffentliche  Wege,  so  können  sie  errichtet  und  betrieben  werden 

1.  auf  Grund  einer  widerruflichen  Erlaubnis  der  Wegebehörde  unter 
den  Bedingungen  des  Titels  III**)  oder 

2.  auf  Grund  von  Konzessionen,  die  für  eine  bestimmte  Zeit  erteilt 
werden  unter  Auferlegung  der  Bedingungen  eines  Lastenhefts  und 
unter  Festsetzung  eines  Höchsttarifs.  Die  Verleihung  der  Kon- 
zession geschieht, 

a)  falls  die  Anlage  die  Erklärung  des  allgemeinen  Interesses 
nicht  besitzt,  nach  den  Bestimmungen  des  Titels  IV  (einfache 
Konzession)  oder 

b)  wenn  eine  solche  Erklärung  erfolgt  ist,  gemäß  den  Bestim- 
mungen des  Titels  V  (Konzession  mit  Erklärung  des  öffent- 
lichen Interesses). 

Die  Anlage  kann  auf  Wunsch  des  Unternehmers  im  Bereiche  ver- 
schiedener Gemeinden  verschieden  behandelt  werden,  indem  auf  dem  einen 
Teile  ihres  Verlaufs  die  Erlaubnis  der  Wegebehörde,  auf  den  andern  Teilen 
die  einfache  Konzession  oder  die  Konzession  mit  Erklärung  des  öffentlichen 
Interesses  Anwendung  findet. 

•)  Vgl.  Art.  i  und  2  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1895. 

••)  Vgl.  Art.  4  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1895.  Die  Erlaubnis  regelt  nur  das 
Verhältnis  der  Starkstromanlage  zu  der  Wegebehörde.  Das  Verfahren  ist  auf  Wunsch 
der  Starkstromunternchmer  beibehalten  worden,  da  es  sieh  für  eine  große-  Zahl  von 
Anlagen  als  völlig  ausreichend  erwiesen  hat. 
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Titel  II. 

Anlagen  auf  Privatgelände,  die  der  Genehmigung  bedürfen. 

Art.  4.  Die  Genehmigung  (Art.  2)  wird  durch  den  Präfekten  innerhalb 
einer  Frist  von  drei  Monaten  nach  Stellung  des  Antrags  erteilt.  Der  Präfekt  hat, 
bevor  er  Entscheidung  trifft,  die  Post-  und  Telegraphenverwaltung  zu  hören. 

Die  Einrichtungen  der  Anlagen  müssen  den  technischen  Anforderungen 
der  im  Art.  19  erwähnten  Beschlüsse  entsprechen. 

Die  Anlagen  sind  so  zu  betreiben  und  zu  unterhalten ,  daß  sie  den 
Betrieb  der  vorhandenen  Telegraphen-  und  Fernsprechleitungen  nicht  durch 
Induktion,  Stromablcitung  oder  auf  andere  Weise  stören. 

Wird  behufs  Vermeidung  oder  Beseitigung  solcher  Störungen  die  Um- 
legung oder  Abänderung  der  vorhandenen  Telegraphen-  oder  Fernsprech- 
leitungen beansprucht,  und  kommt  hierbei  eine  Einigung  mit  dem  Unter- 
nehmer nicht  zustande,  so  bestimmt  der  Minister  für  Handel,  Industrie, 
Post  und  Telegraphie  nach  Anhörung  des  im  Art.  20  vorgesehenen  Elek- 
trizitätsausschusses die  Art  der  auszuführenden  Arbeiten.  Die  Kosten  der 
Umlegung  usw.  trägt  in  allen  Fällen  der  Unternehmer. 

Titel  III. 

Anlagen,  die  einer  Erlaubnis  der  Wegebehörde  unterliegen. 

Art.  5.  Die  Erlaubnis  der  Wegebehörden  (Art.  3,  1)  wird  durch  den 
Präfekten  oder  den  Bürgermeister  erteilt,  je  nachdem  der  eine  oder  der 
andere  zuständig  ist.  Dem  Antragsteller  werden  die  für  die  Benutzung  der 
Wege  üblichen  Bedingungen  auferlegt. 

Die  Erlaubnis  darf  an  keine  Bedingungen  geknüpft  werden,  welche  die 
geschäftliche  Seite  des  Unternehmens  (Verkauf  des  Stromes  usw.)  betreffen, 
auch  ist  es  nicht  zulässig,  dem  Unternehmer  andere  als  die  im  Art.  18  vor- 
gesehenen Geldabgaben  abzuverlangen.*) 

Die  wegebehördliche  Erlaubnis  schließt  nicht  aus,  daß  für  dieselben 
Wege  an  Wettbewerbsunternehmungen  eine  gleiche  Erlaubnis  oder  eine  Kon- 
zession erteilt  wird. 

Titel  IV. 

Einfache  Konzcssionen. 

Art.  6.  Die  Konzession  wird  nach  vorgängiger  Prüfung  durch  die 
Gemeinde  oder  den  Gemeindeverband  verliehen,  je  nachdem  der  Antrag 
sich  auf  das  Gebiet  nur  der  Gemeinde  oder  des  Verbandes  erstreckt,  in 
allen  andern  Fällen  durch  den  Staat. 

Jedem  Konzessionär  werden  die  Bestimmungen  eines  Lastenhefts  auf- 
erlegt, dessen  Inhalt  einem  vom  Staatsrate  gebilligten  Muster  entsprechen 
muß.    Abänderungen  können  jedoch  in  einzelnen  Fällen  zugelassen  werden. 

Art.  7.  Gehört  die  Konzession  zur  Zuständigkeit  des  Staates  und 
betrifft  sie  nur  das  Gebiet  eines  Departements,  so  wird  sie  vom  Präfekten 
erteilt.  Kommen  mehrere  Departements  in  Frage,  so  erfolgt  die  Verleihung 
durch  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten,  der  zu  dem  Zwecke  mit  dem 
Minister  des  Innern  in  Benehmen  tritt. 

Ist  eine  Gemeinde  zuständig,  so  fertigt  der  Bürgermeister  die  Kon- 
zession auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Gemeinderats  aus. 

Für  einen  Gemeindeverband  geschieht  die  Ausfertigung  durch  den  Ver- 
bandsvorsitzenden in  Ausführung  eines  Beschlusses  des  Vcrbandsausschusses 
und  nach  Zustimmung  der  beteiligten  Gemeinden. 

*)  Vgl.  die  Fußnote  zu  Art.  9. 
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Die  von  Gemeinden  oder  Gemeindeverbänden  erteilten  Konzessionen 
bedürfen  der  Bestätigung  durch  den  Präfekten. 

Ist  in  den  vorerwähnten  Fällen,  in  denen  der  Minister,  der  Präfekt,  der 
Bürgermeister  oder  der  Vorsitzende  des  Gemeindeverbandes  die  Konzession 
erteilt,  eine  Abänderung  des  allgemein  vorgeschriebenen  Lastenhefts  vor- 
gesehen, so  bedarf  die  Konzession  der  Bestätigung  durch  den  Staatsrat. 

Art.  8.  Die  Verleihung  einer  Konzession  hindert  nicht,  daß  eine  wege- 
bchördliche  Erlaubnis  oder  eine  Konzession  einem  Wettbewerbsunternehmen 
erteilt  wird,  sofern  diesem  keine  günstigeren  Bedingungen  zugestanden  werden. 

Es  ist  jedoch  zulässig,  daß  eine  Gemeinde  oder  ein  Gemeindeverband 
bei  der  Konzessionierung  einer  elektrischen  Anlage,  die  ihrem  Hauptzwecke 
nach  zur  Beleuchtung  dient,  dem  Unternehmer  das  Recht  der  alleinigen 
Benutzung  der  Gemeindewege  verleiht.  Elektrischen  Anlagen .  die  in  der 
Hauptsache  für  andere  Zwecke  bestimmt  sind,  darf  eine  solche  Ver- 
günstigung nicht  zuerkannt  werden.*) 

Einem  Monopol  der  angegebenen  Art  müssen  die  Wegebehörden  oder 
die  sonst  zuständigen  Staatsbehörden  bei  der  Zulassung  neuer  Unterneh- 
mungen Rechnung  tragen. 

Art.  9.  Dem  Konzessionär  sind  keine  anderen  als  die  im  Art.  18  vor- 
gesehenen Geldabgaben  aufzuerlegen,  auch  darf  die  Konzession  dem  Staate 
oder  der  Gemeinde  keine  andern  Vorteile  als  ermäßigte  Abonnementspreisc 
gewähren ,  wie  solche  den  Behörden  von  andern  Unternehmern  auch  be- 
willigt werden.**) 

Art.  10.  Die  Konzession  verleiht  dem  Unternehmer  das  Recht,  auf 
den  öffentlichen  Wegen  alle  zur  Errichtung  und  zur  Unterhaltung  der  An- 
lage erforderlichen  Arbeiten  auszuführen,  vorausgesetzt,  daß  er  die  ihm 
durch  das  Lastenheft,  die  Wegebehörden  und  die  öffentliche  Verwaltung 
auferlegten  Bedingungen  (Art.  18)  erfüllt. 

Der  Behörde,  welche  die  Konzession  erteilt  hat,  steht  jederzeit  das 
Recht  zu,  aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses  die  Beseitigung  eines  Teiles 
der  Anlage  oder  deren  Abänderung  zu  verlangen. 

Uber  die  dem  Konzessionär  in  solchen  Fällen  u.  U.  zu  gewährende  Ent- 
schädigung entscheiden,  wenn  nicht  von  vornherein  ein  entsprechendes  Ab- 
kommen getroffen  worden  ist,  die  Gerichte. 

Titel  V. 

Konzessionen  mit  Erklärung  des  öffentlichen  Interesses. 

Art.  11.  Auf  die  Konzessionen  mit  Erklärung  des  öffentlichen  Interesses 
finden  die  Art.  6,  7  (Abs.  1  bis  3)  und  Art.  8  bis  10,  betreffend  die  ein- 
fachen Konzessionen,  Anwendung. 

Die  Erklärung  des  öffentlichen  Interesses  wird  auf  den  Bericht  der 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  und  des  Innern  durch  einen  Erlaß  des 

*)  Ausgeschlossen    sind   sonach    elektrische  Bahnen,  Anlagen    für  Elektro- 
chemie usw. 

•*)  Diese  Bestimmung  soll  verhindern,  daß  sich  der  Staat  und  die  Gemeinden 
bei  Erteilung  von  Konzessionen  unberechtigte  finanzielle  Vorteile  zum  Schaden  der 
Konzessionäre  und  folglich  auch  der  Abonnenten  sichern.  Die  Höhe  der  zulässigen 
Abgaben  richtet  sich  gegenwärtig  in  der  Regel  für  oberirdische  Linien  nach  der  Zahl 
der  auf  öffentlichem  Boden  vorhandenen  Stützpunkte,  für  unterirdische  Linien  nach 
deren  Länge.  Bestimmte  Höchstbetrüge  sind  wegen  der  Schwierigkeit  einer  allge- 
meinen Festsetzung  in  das  Gesetz  nicht  aufgenommen  worden.  In  der  Kommission 
wurde  der  Satz  von  10  Frcs.  für  das  Kilometer  vielleicht  für  unterirdische,  nicht  aber 
in  allen  Fällen  für  oberirdische  Linien  als  ausreichend  erachtet. 
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Staatsrats  ausgesprochen.  Dem  Handelsminister  und  dem  Ackerbauminister 
wird  vorher  Gelegenheit  gegeben,  sich  zu  dem  Plane  gutachtlich  zu 
äußern.  Durch  den  Erlati  des  Staatsrats  wird  zugleich  die  Konzession 
bestätigt. 

Art.  12.  Die  Erklärung  des  öffentlichen  Interesses  verleiht  dem  Kon- 
zessionär im  Bereiche  seines  Unternehmens  alle  Rechte,  die  der  Verwaltung 
auf  Grund  von  Gesetzen  und  Verordnungen  für  die  Ausführung  der  öffent- 
lichen Arbeiten  zustehen.  Der  Konzessionär  hat  anderseits  auch  die  mit 
diesen  Rechten  verbundenen  Verpflichtungen  zu  übernehmen. 

Findet  eine  Enteignung  statt,  so  erfolgt  sie  im  Namen  der  Behörde, 
welche  die  Konzession  erteilt  hat.  und  zwar  auf  Kosten  des  Unternehmers. 
Das  Enteignungsverfahren  regelt  sich  nach  den  bestehenden  gesetzlichen 
Bestimmungen. 

Im  weiteren  erlangt  der  Konzessionär  durch  die  Erklärung  des  öffent- 
lichen Interesses  das  Recht 

1.  Stützen  und  Verankerungen  für  oberirdische  Leitungen  an  der 
Außenseite  von  Mauern  und  Fassaden  an  öffentlichen  Wegen  sowie 
auf  den  Dächern  von  Gebäuden  anzubringen,  vorausgesetzt,  daß  die 
Mauern  usw.  von  außen  zugänglich  sind.*) 

Der  Konzessionär  hat  jedoch  alle  von  der  öffentlichen  Verwal- 
tung im  Interesse  der  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  der  Einwohner 
erlassenen  Anordnungen  (vgl.  Art.  18)  zu  beachten.  Hierdurch  sind 
insbesondere  für  den  Fall  einschränkende  Bestimmungen  getroffen, 
daß  die  Führung  der  elektrischen  Leiter  in  der  Nähe  von  Ge- 
bäuden auch  bei  Anwendung  der  vorgeschriebenen  Schutzmaß- 
nahmen mit  erheblichen  Gefahren  für  Gebäude  und  Personen  ver- 
bunden sein  würde; 

2.  elekrische  Leitungen  unter  den .  im  Abs.  l  vorgesehenen  Bedin- 
gungen und  Vorbehalten  über  Privatgrundstücke  zu  führen; 

3.  unterirdische  Anlagen  oder  Stützen  für  oberirdische  Linien  auf  un- 
bebauten, nicht  durch  Mauern  oder  sonstige  Einfriedigungen  abge- 
schlossenen Privatgrundstücken  zu  errichten; 

4.  Bäume,  deren  Zweige  durch  Berührung  Betriebstörungen  hervor- 
rufen könnten,  ausästen  zu  lassen. 

Die  Arbeiten  unter  Abs.  1  bis  4  sind  im  Benehmen  mit  den  Interessenten 
und  den  beteiligten  Gemeinden  auszuführen ;  sie  dürfen  nicht  vor  der  Be- 
stätigung der  Einzelheiten  des  Planes  durch  den  Präfekten  in  Angriff  ge- 
nommen weiden. 

Durch  die  Befugnisse  des  Unternehmers  werden  die  Besitzrechte  der 
Eigentümer  in  keiner  Weise  geschmälert,  diese  behalten  vielmehr  das  Recht, 
die  benutzten  Gebäude  abzureißen  ,  instandzusetzen  oder  zu  erhöhen, 
unbebautes  Gelände  einzufriedigen  oder  zu  bebauen.  Die  Eigentümer  sind 
jedoch  verpflichtet,  einen  Monat  vor  dem  Beginne  solcher  Arbeiten  den 
Konzessionär  mittels  eingeschriebenen  Briefes  zu  benachrichtigen. 

Die  den  Eigentümern  aus  Anlaß  der  Arbeiten  unter  1.  bis  4.  zu 
zahlenden  Entschädigungen  werden  in  erster  Instanz  durch  den  Friedens- 
richter festgesetzt.  Erforderlichenfalls  kann  dieser  einen  Sachverständigen 
hinzuziehen. 


*)  Mangels  einer  solchen  Bestimmung  könnte  z.  B.  die  Herstellung  elektrischer 
Bahnen  in  engen  Straßen,  wo  Mnsten  keinen  Raum  haben,  durch  Hauseigentümer 
unmöglich  gemacht  werden,  die  sich  weigern,  Haken  für  die  Spanndrahte  der  Ober- 
leitung an  ihren  Hausern  befesügen  zu  lassen. 
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Titel  VI. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  13.  Für  die  Anlagen  unter  Titel  III,  IV  und  V  gelten  die  nach- 
folgenden allgemeinen  Bestimmungen. 

Art.  14.  Die  Prüfung  der  Pläne  erfolgt  in  einer  Sitzung  von  Ver- 
tretern der  beteiligten  Dienstzweige  unter  Hinzuziehung  von  Beamten 
der  Post-  und  Telegraphcnverwaltung.  Kommt  ein  Einverständnis  nicht 
zustande,  so  wird  die  Sache  dem  Elektrizitätsausschuß  unterbreitet.  Er- 
scheinen dessen  Vorschläge  einzelnen  der  beteiligten  Minister  nicht  annehmbar, 
so  entscheidet  ein  Beschluß  des  Ministerrats. 

Art.  15.  Der  Eröffnung  des  Betriebs  geht  eine  Abnahme  voran,  bei 
der  Vertreter  der  Aufsichtsbehörden  (Art.  16)  und  der  sonst  beteiligten 
Verwaltungen  zugegen  sind.  Die  Erlaubnis  zur  Unterstromsetzung  wird 
vom  Präfekten  erteilt. 

Art.  16.  Die  Überwachung  der  Anlagen  in  technischer  Hinsicht  und 
die  Beaufsichtigung  des  Betriebs  geschieht  im  Namen  des  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten.  Die  Aufsichtstcllen  bestehen  aus  Beauftragten  dieses 
Ministers,  wenn  es  sich  um  eine  staatliche  Konzession  oder  um  eine  Er- 
laubnis der  VVegebehörden  für  eine  solche  Anlage  handelt,  die  auf  ihrem 
Verlaufe  ganz  oder  zum  Teil  das  große  Wegenetz  berührt.  Dagegen  ist 
die  Aufsicht  durch  Beauftragte  der  Gemeinden  auszuführen,  wenn  solche 
oder  Gemeindeverbände  die  Konzcssion  erteilt  haben,  oder  wenn  von 
den  Wegebehörden  erlaubte  Anlagen  nur  Gemeinde-  oder  Feldwege  be- 
nutzen.*) 

Art.  17.  Die  Post-  und  Telegraphenverwaltung  wendet  sich  im  Falle 
von  Störungen  des  Betriebs  der  Telegraphen-  und  Fernsprechleitungen 
durch  Starkstromanlagen  mit  dem  Ersuchen  um  Abhilfe  an  die  im  Art.  16 
erwähnten  Aufsichtstellen.  Diese  sind  verpflichtet,  auf  baldige  Beseitigung 
der  zur  Sprache  gebrachten  Ubelstände  hinzuwirken.  Bei  Meinungsver- 
schiedenheiten greift  das  im  Art.  14  angegebene  Verfahren  Platz. 

Art.  18.  Die  zur  Ausführung  des  vorliegenden  Gesetzes  erforderlichen 
Förmlichkeiten  und  Maßnahmen,  die  Organisation  der  Aufsichtstellen  (Art.  16), 
die  den  Starkstromanlagen  aufzuerlegenden  allgemeinen  Bedingungen  und 
die  Abgaben  an  den  Staat  für  die  Benutzung  des  öffentlichen  Bodens 
werden  im  Verordnungswege  geregelt.  Soweit  technische  Fragen  be- 
rührt werden,  wird  vor  Erlaß  der  Verordnungen  der  Elektrizitätsausschuß 
gehört. 

Art.  19.  Die  technischen  Bedingungen,  denen  die  Starkstromanlagen 
im  Interesse  der  Sicherheit  der  Personen  und  des  öffentlichen  Dienstes 
und  zum  Schutze  der  Landschaft  entsprechen  müssen,  werden  nach  An- 
hörung des  Elektrizitätsausschusses  durch  Beschlüsse  des  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten  und  des  Handelsministers  festgesetzt.  Die  Bedin- 
gungen unterliegen  einer  jährlichen  Nachprüfung. 

Titel  VII. 

Verschiedenes. 

Art.  20.  Der  Elektrizitätsausschuß  wird  aus  30  Mitgliedern  gebildet, 
und  zwar  zur  einen  Hälfte  aus  Vertretern  der  elektrotechnischen  Industrie, 
zur  andern  Hälfte  aus  Beamten  der  Ministerien  des  Innern,  der  öffent- 
lichen Arbeiten,  des  Handels,  des  Krieges  und  des  Ackerbaus  (drei  Beamte 

•)  Die  Kosten  der  Überwachung  fallen  den  Unternehmern  zur  Last. 
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aus  jedem  Ministerium).  Die  Vertreter  der  Privatindustrie  werden  nach 
den  Vorschlägen  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  und  des  Handcls- 
ministers  durch  Erlaß  des  Staatsrats  ernannt. 

Der  Ausschuß  wird  in  den  durch  dieses  Gesetz  vorgesehenen  Fällen 
und,  soweit  es  die  Minister  sonst  für  erforderlich  erachten,  zu  Gutachten 
herangezogen.*) 

Art.  21  behandelt  staatliche  und  andere  öffentliche  Starkstromanlagen 
(z.  B.  von  Gemeinden). 

Art.  22.  Alle  Streitigkeiten  über  Maßnahmen  zum  Schutze  der  Tele- 
graphen- und  Fernsprechanlagen  werden  durch  den  Präfekturrat  entschieden, 
unbeschadet  des  Rechtes  der  Berufung  an  den  Staatsrat. 

Art.  23.  Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  nach  Maßgabe  der  Be- 
stimmungen des  Titels  II  erteilten  Genehmigungen  wird,  nach  voran- 
gegangener erfolgloser  Warnung,  mit  den  im  Art.  2  des  Gesetzes  vom 
27.  Dezember  1851  festgesetzten  Strafen  belegt. 

Art.  24.  Verstößt  ein  Konzessionär  oder  der  Inhaber  einer  Erlaubnis 
der  Wegebehörden  gegen  die  ihm  im  Interesse  der  Schiffahrt,  der  Eisen- 
bahnen oder  Straßenbahnen,  der  öffentlichen  Wege,  des  Telegraphen-  und 
Fernsprechbetriebs  auferlegten  Bedingungen,  so  wird  durch  vereidigte  Be- 
auftragte des  beteiligten  Dienstzweigs  über  das  Vorkommnis  ein  Protokoll 
aufgenommen.  Die  Zuwiderhandlungen  werden  in  gleicher  Weise  verfolgt 
und  abgeurteilt,  wie  Übertretungen  der  Vorschriften  der  Wegepolizei.  Als 
Strafe  kann  eine  Geldbuße  von  16  bis  300  Frcs.  festgesetzt  werden,  außerdem 
ist  u.  U.  der  entstandene  Schaden  zu  ersetzen. 

Die  Aufsichtstellen  können  ohne  weiteres  alle  vorläufigen  Maßnahmen 
zur  Beseitigung  des  verursachten  Schadens  anordnen.  Die  Kosten,  die 
den  Aufsichtstellen  und  den  beteiligten  Verwaltungen  entstehen,  fallen  dem 
Unternehmer  zur  Last. 

Art.  25.  Übertretungen  der  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit 
erlassenen  Bestimmungen  (Art.  19)  werden  gerichtlich  mit  Geldbuße  von 
16  bis  3000  Frcs.  bestraft,  soweit  nicht  außerdem  auf  Grund  des  Strafgesetz- 
buchs wegen  etwa  verursachter  Unfälle  weitere  Strafen  verwirkt  sind. 

Die  Feststellung  der  Zuwiderhandlungen  geschieht  durch  Protokolle, 
die  durch  die  Beamten  der  Kriminalpolizei,  der  Wegebehörden,  der  Berg- 
behörden, der  Telegraphenverwaltung,  sowie  ferner  durch  die  Aufsichtstellen 
der  Gemeinden  und  die  von  Konzessionären  eingesetzten  Privataufseher 
aufgenommen  werden.  Die  Privataufseher  müssen  von  der  Verwaltung 
bestätigt  und  vereidigt  sein. 

Die  Protokolle  gelten  als  glaubwürdig,  solange  nicht  das  Gegenteil 
nachgewiesen  wird.  Falls  sie  durch  Privataufseher  aufgenommen  sind, 
müssen  sie  zur  Vermeidung  der  Ungültigkeit  innerhalb  dreier  Tage  vom 
Friedensrichter  oder  Bürgermeister  beglaubigt  werden. 

Art.  26.  Das  vorliegende  Gesetz  findet  auf  bestehende  Konzessionen 
keine  Anwendung.**) 

Art.  27.  Das  Gesetz  vom  25.  Juni  1895  und  alle  dem  gegenwärtigen 
Gesetz  entgegenstehenden  Anordnungen  werden  aufgehoben. 

•)  Ein  ähnlicher  Ausschuß  bestand  bereits  bei  dem  Ministerium  für  Handel, 
Industrie,  Post  und  Telegraphic.  Er  war  gleichfalls  zur  Hälfte  aus  Vertretern  der 
elektrotechnischen  Industrie  zusammengesetzt  (Art.  6  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1895). 

*\i  Die  Bestimmungen  Über  die  Öffentliche  Sicherheit  treten  indes  auch  für  die 
bestehenden  Konzessionen  in  Kraft. 
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KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Das  endgültige  Ergebnis  der  Volkszählung  vom  i.  Dezember  1905 
ist  im  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  nunmehr  zusammengestellt.  Wir 
geben  nachstehend  eine  Übersicht,  aus  der  nach  dem  Stande  vom  1.  De- 
zember 1905  die  Bevölkerungszahlen  für  die  Provinzen  des  Königreichs 
Preußen  und  für  die  übrigen  Bundesstaaten  des  Reichs  ersichtlich  sind. 


Staaten  und  Landesteile 


Ortsanwesende  Bevölkerung 
am  1.  Dezember  1905 


Münnlich 


Weiblich 


Zusammen 


Prov.  Ostpreußen  

Westpreußen  

Stadt  Berlin   

Prov.  Brandenburg  

Pommern   

Posen   

Schlesien  

Sachsen  

Schleswig-Holstein.... 

Hannover  

Westfalen  

Hessen-Nassau  

Rheinland  

Hohcnzollern  

Preußen  

Bayern  rechts  des  Rheines... 
Bayerische  Pfalz  

Bayern   

_______ ——— — 

Sachsen   

Württemberg  

Baden   

Hessen  

Mecklenburg-Schwerin  

Sachsen -Weimar  

Mecklenburg-Strelitz  

Oldenburg  

Braunschweig  

Sachsen-Meiningen  

Seite.  . 


981  671 
806  632 
984  804 

1  729  063 
824  074 

954  083 

2  364  01 1 
1  456  149 

767  652 
1  384  494 
I  858  276 
1  013  270 

3  242  041 

32  683 


1  048 

835 

1  802 
860 

1  032 

2  578 
1  523 

736 
1  375 
1  759 
1  056 

3  194 

35 


505 
114 

344 
843 
252 

554 
600 
072 
596 
050 
814 
782 
296 

599 


18398903  18894421 


2  030  176 

1  641  746 

2  040  1 48 

3  53i  906 
1  684  326 

1  986  637 

4  942  61 1 

2  979  221 

1  5<>.|  248 

2  759  544 
3618  090 
2  070  052 

6  436  337 
68  282 


37  293  324 


2  758  106 
438  541 


3  196647 


2  880  433 
447  292 


3  327  725 


5  638  539 
885  833 


6  524  372 


2  179  108 
1  122914 
996  934 
604  078 
309  150 
189  422 

51  484 
219  768 

239  135 
132  064 


2  329  493 
1  179265 

1  013  794 

605  097 

3 1 5  895 
198673 

51  967 
2 1 9  088 
246  823 
136  852 


4  508  601 
2  302  1 79 
2  010  728 
1  209  175 
625  045 
388  005 
»03  451 
438  856 

485  958 
268  916 


27  639  607 


28519093  56158700 
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Staaten  und  Landesteile 

Ortsanwesende  Bevölkerung 
am  1.  Dezember  1905 

Männlich 

Weiblich 

Zusammen 

Ubertrag.  .  .  . 

27  639  607 

28519093 

56  158  700 

mc  006 

206  coft 

1  17  ■->  ->  A 

1  1  /  --4 

T  9  c  -?rift 

Oll 

242  43  2 

ICO  CTi 

1  5v  5/3 

1  v >o  4 

3  20  U29 

Schwarzburg-Sondershausen .  .  .  . 

41  444 

43  7°8 

85  152 

47  241 

49  594 

96  835 

28  789 

30  33« 

59  !27 

Reuß  älterer  Linie  

33  677 

36  926 

70  603 

69  436 

75  14« 

144  584 

22  437 

22  555 

44  992 

70  767 

74  810 

145  577 

5 1  922 

53  935 

105  857 

131  761 

131  679 

263  440 

Hamhurp" 

433  5*<4 

441  294 

874  878 

035  807 

878  757 

1  814  564 

Dagegen  nach  der  Zählung  von 

29  884  681 

27  737  247 

30  756  597 

28  629  93 1 

60  641  278 

56367  178 

Mithin  1905  gegen  1900  mehr.  .  . 

2  147  434 

2  126666 

4  274  100. 

I 

I   

I 

Vorrichtung  zur  selbsttätigen  Abgabe  und  Empfangnahme 
von  Gütern  für  in  Fahrt  befindliche  Eisenbahnwagen.  Bekannt- 
lich ist  das  Bestreben  der  Eisenbahnverwaltungen  in  neuerer  Zeit  immer 
mehr  darauf  gerichtet,  den  Fernverkehr  vom  Lokal  verkehre  zu  trennen  und 
durch  Vermeidung  der  durch  das  wiederholte  Anhalten  und  Anfahren  ent- 
stehenden Zeitverluste  eine  Vergrößerung  der  Reisegeschwindigkeit  für  die 
auf  längeren  Strecken  verkehrenden  Züge  zu  erzielen.  Die  Durchführung 
dieses  Grundsatzes  bringt  für  manche,  an  sich  nicht  unbedeutende  Orte  eine 
mitunter  recht  empfindliche  Verschlechterung  ihrer  Verkehrsverhältnisse  mit 
sich.  Unter  diesen  Umständen  gewinnt  das  besonders  in  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geübte  Verfahren ,  eilige  Beförderungs- 
gegenstände, z.  B.  Bricfbeutel  und  Zeitungspakete,  abzuwerfen  und  aufzu- 
nehmen, ohne  daß  die  Züge  zum  Anhalten  genötigt  werden,  erhöhte 
Bedeutung.  Bis  jetzt  hafteten  dem  Verfahren  jedoch  noch  große  Mängel 
an,  da  das  mit  der  Hand  erfolgende  Abwerfen  und  ebenso  das  Auf- 
nehmen nicht  selten  zu  Beschädigungen  der  Baulichkeiten,  Betriebsmittel 
und  Sendungen  führte  sowie  die  damit  betrauten  Beamten  gefährdete.  Aus 
diesen  Gründen  hat  auch  die  Reichs-Post  Verwaltung,  die  in  früheren  Jahren 
von  dem  Verfahren  Gebrauch  machte,  auf  dessen  weitere  Verwendung  ver- 
zichtet.   Den  bezeichneten  Übelständen  soll  nun  eine  Erfindung  abhelfen, 
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mit  der  man  sich  den  Meldungen  englischer  Blätter  zufolge  zur  Zeit  in 
dortigen  Eisenbahnkreisen  lebhaft  beschäftigt. 

Bei  der  neuen  Einrichtung  wird  die  Abgabe  wie  auch  die  Empfang- 
nahme in  allen  Teilen  selbsttätig  bewirkt.  Zu  dem  Zwecke  ist  oben  durch 
den  Wagen  eine  in  dessen  Längsrichtung  verlaufende,  mit  Spurrinne  ver- 
sehene Führungsschiene  angebracht,  an  welcher  sich  der  mit  einem  elektrischen 
Motor  ausgerüstete  Abwurfapparat  vom  vorderen  nach  dem  hinteren  Ende 
des  Wagens  entlang  bewegen  kann.  In  Verbindung  mit  dem  Apparate 
steht  ein  durch  die  Decke  des  Wagens  nach  außen  ragender  Sperrhaken. 
Ist  der  Motor  des  Abwurfsapparats  in  Tätigkeit  gesetzt,  so  wird  der 
Apparat  durch  den  Sperrhaken  so  lange  festgehalten,  bis  dieser  Haken 
ausgelöst  ist.  In  geringer  Entfernung  von  der  Abwurfstelle  sind  auf  beiden 
Seiten  des  Gleises  senkrechte  Träger  aufgestellt,  die  ein  das  Gleis  über- 
spannendes Verbindungstück  tragen.  Der  Vorgang  beim  Abwerfen  von 
Gegenständen  ist  nun  folgender.  Einige  Augenblicke  vor  der  Ankunft  des 
Zuges  an  der  Abwurfstelle  wird  das  abzuwerfende  Gepäckstück  an  den 
Apparat  angehängt  und  der  Motor  in  Betrieb  gesetzt.  Beim  Durchfahren 
durch  das  beschriebene  Gestell  wird  der  Sperrhaken  ausgelöst  und  der  Ab- 
wurfapparat mit  dem  Gepäckstück  vom  vorderen  nach  dem  hinteren  Teile 
des  WTagen  mit  derselben  Geschwindigkeit  geführt,  mit  welcher  der  Zug 
fährt.  Diese  Anordnung,  gleiche  Geschwindigkeiten  in  entgegengesetzter 
Richtung  wirken  zu  lassen,  hat  zur  Folge,  daß  das  Gepäckstück ,  sobald 
das  Ende  der  Führungsschiene  erreicht  ist,  durch  eine  im  Wagen  ange- 
brachte Öffnung,  lediglich  durch  sein  eigenes  Gewicht  getrieben,  zur  Erde 
fällt. 

Um  Güter  dem  fahrenden  Zuge  zuzuführen,  windet  man  sie  auf  das 
erwähnte  Gestell  auf.  Fährt  der  Zug  unter  diesem  hindurch,  so  ergreift 
ein  an  der  Aufnahmevorrichtung  befestigter  Haken  die  Gepäckstücke  und 
zieht  sie  in  den  Wagen  hinein;  gleichzeitig  bewegt  sich  der  Apparat  in 
der  Fahrrichtung,  so  daß  auch  das  Aufnehmen  ohne  Stöße  oder  sonstige 
schädliche  Einwirkungen  vonstatten  geht.  Wenn  nötig,  kann  das  Abwerfen 
und  Aufnehmen  auch  gleichzeitig  erfolgen.  t 

Die  Größe  der  Ozean  wellen.  Die  Höhen  und  Längen  der  Ozean- 
wellen werden  im  allgemeinen  sehr  überschätzt.  Das  zuverlässigste  Ver- 
fahren, die  Länge  der  Wellen  zu  bestimmen,  besteht  nach  den  Ausführungen 
des  bekannten  französischen  Schiffbau- Ingenieurs  Bertin,  die  wir  einer  Mit- 
teilung der  »Hansa.  Deutsche  nautische  Zeitschrift«  entnehmen,  darin,  die 
Wellenlänge  aus  der  Wellendauer  abzuleiten,  da  es  zwischen  der  Länge  einer 
Welle  und  der  Zeitdauer  einer  vollständigen  Schwingung  von  Tal  zu  Tal 
oder  von  Berg  zu  Berg  der  Welle,  eine  einfache  Beziehung  gibt.  Die  längste 
Welle,  die  Bertin  bekannt  geworden  ist,  hatte  eine  Länge  von  800  m  von 
Kamm  zu  Kamm,  ihre  Dauer  betrug  23  Sekunden.  Diese  lange  Welle  soll 
nicht  sehr  hoch  gewesen  sein.  In  tiefem  Wasser  wird  im  allgemeinen  die 
Höhe  einer  800  m  langen  Welle  16  m,  also  '/so  'nr("r  Länge,  nicht  über- 
steigen. Viel  größere  Wellcnhöhen  sind  besonders  von  kleineren  Fahrzeugen 
aus  beobachtet  worden;  diese  Beobachtungen  sind  indes  recht  unzuverlässig, 
weil  kleinere  Fahrzeuge  Schwimmlagcn  parallel  zu  den  Wellcnkrümmungen 
annehmen,  genaue  Wellenbcobachtungcn  aber  nur  von  möglichst  wagerecht 
liegenden  Ebenen  aus  anzustellen  sind.  Die  höchste,  unter  allen  erdenklichen 
Vorsichtsmaßregeln  gemessene  Wellenhöhe  in  offenem  Wasser  soll  vom  Tale 
bis  zum  Kamme  der  Welle  nur  13  m  betragen  haben.    Bertin  nimmt  aber 
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an,  daß  vielleicht  in  der  Südsce  Wcllenhöhen  von  16  m  vorkommen.  In 
flacherem  Wasser  werden  die  Wellen  verhältnismäßig  höher  und  kürzer, 
etwa  so,  daß  eine  Welle,  die  in  offenem,  tiefem  Wasser  13  m  hoch  ist,  in 
seichterem  Wasser  auf  16  m  anwachsen  würde.  Trifft  eine  Welle  auf  ein 
mehr  oder  weniger  senkrechtes  Hindernis,  so  kann  sie  als  volle,  grüne 
Welle  bis  zur  doppelten  Höhe  aufschießen:  Seen  am  Eddystone-Leuchtturme 
haben  Höhen  bis  zu  32  m  erreicht.  Wellen  von  800  m  Länge  sind 
sehr  selten,  weil  die  Wellendauer  10  Sekunden  nicht  oft  überschreitet, 
welcher  Zeit  eine  Wellenlänge  von  160  m  entsprechen  würde.  Am  häufigsten 
ist  eine  Dauer  von  6  und  8  Sekunden,  die  Wellenlängen  von  50  und  100  m 
ergibt.  Bertin  vertritt  die  Ansicht,  daß  es  bei  den  Ozeanwellen  ebenso  ein 
Mindest-  wie  ein  Höchstmaß  an  Größe  gebe,  weil  zwischen  der  Größe  der 
Wellen  und  der  Windgeschwindigkeit  eine  unverkennbare  Abhängigkeit 
bestehe.  Der  kleinsten  gemessenen  Welle  von  2  cm  Höhe  entspricht  eine 
Windgeschwindigkeit  von  o,t.  m  in  der  Sekunde;  wahrscheinlich  hat  ein  noch 
leichterer  Wind  nicht  mehr  die  Kraft,  irgendwelche  Wellen  aufzuwerfen. 


LITERATUR. 

Werner  v.  Siemens,  Die  elektrische  Telegraphie.  Zweite  er- 
weiterte Auflage,  herausgegeben  von  Dr.  L.  Graetz,  Professor 
a.  d.  Universität  München.  Berlin  1906.  Konrad  W.  Meklenburg, 
vormals  Richterscher  Verlag.  (Geb.  1  Mark  50  Pf. ;  brosch.  1  Mark 
20  Pf.) 

Das  vorliegende  Büchlein  ist  eine  Bearbeitung  und  Erweiterung  der  im 
Jahre  1866  verfaßten  und  in  der  Rudolf -Virchowschen  Sammlung  gemein- 
verständlicher wissenschaftlicher  Vorträge  erschienenen  Schrift  von  Werner 
v.  Siemens,  dem  Mitbegründer  der  Elektrotechnik  und  des  telegraphischen 
Weltverkehrs.  Das*  Wcrkchen  bildet,  wie  früher  in  seiner  ursprünglichen 
Gestalt,  so  auch  in  der  Bearbeitung  von  Graetz  ein  Muster  gemein- 
verständlicher Darstellung.  In  einfacher,  ansprechender  Weise  sind  die 
Wege,  die  zum  Ziele  führten,  und  auch  die  vergeblichen  Versuche,  die 
den  Erfolg  vorbereiten  halfen,  auseinandergesetzt.  Trotz  seines  geringen 
Umfanges  bringt  das  Büchlein  doch  alles  für  den  Laien  Wissenswerte 
über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Telegraphie  und  die  jetzt  ge- 
bräuchlichen Betriebsweisen.  Die  neueren  Fortschritte  sind  gebührend  be- 
rücksichtigt worden;  neben  den  automatischen  und  Schnelltelegraphen, 
den  Mitteln  zur  Ausnutzung  der  Leitungen  durch  die  Mehrfachtelegraphie 
wird  die  neuste  Errungenschaft,  die  drahtlose  Telegraphie,  besprochen. 
Allen  Gebildeten,  die  sich  für  das  Verständnis  der  elektrischen  Telegraphie 
interessieren  und  sich  näher  mit  ihr  beschäftigen  wollen,  ohne  gerade  ein 
Studium  daraus  zu  machen,  kann  das  Büchlein  empfohlen  werden;  sie  werden 
ohne  besondere  Mühe  einen  Einblick  iti  die  Mittel  und  Wege  dieser 
Technik  gewinnen. 
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WohlfuhrtseinrichtLingen  der  Reichsdruckerei. 
Von  techn.  Sekretär  in  der  Reichsdruckerei  Wüst. 

I.    Krankenunterstützungs-  und  I  n  val  i  den  f  onds. 

Die  Fürsorge  für  die  Arbeiterschaft  hat  in  der  Königlich  Preußischen 
Staatsdruckerei,  aus  der  die  Reichsdruckerei  hervorgegangen  ist,  bereits  mit 
der  am  I.  Juli  1852  erfolgten  Gründung  der  Anstalt  begonnen.  Denn 
als  der  Schöpfer  und  erste  Direktor  der  Staatsdruckerei  .  der  Geheime 
Regierungsrat  Wedding,  erkannt  hatte,  daß  mehrere  seiner  Untergebenen  sich 
in  Not  befanden,  beantragte  er  die  Errichtung  eines  Kranken  11  ntcr- 
stützungs-  und  Invalidenf onds.  Darauf  genehmigte  der  Minister  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  am  26.  November  1852  die  Bil- 
dung eines  derartigen  Fonds  aus  den  Erlösen  für  unbrauchbare  Materialien 
und  Abgänge,  aus  den  Zinsen  etwa  dafür  angeschaffter  Wertpapiere,  aus 
Schenkungen  bei  größeren  Druckaufträgen  und  aus  außerordentlichen  Ein- 
nahmen an  Geldstrafen  usw.  Dieser  Fonds  sollte  die  Mittel  bieten,  Beamte, 
Werkleute  und  Gehilfen  in  Not-  und  Krankheitsfällen  zu  unterstützen; 
durch  Ansammlung  etwaiger  Einnahmeüberschüsse  sollte  zugleich  ein  Kapital 
geschaffen  werden,  aus  dessen  Zinsen  im  Dienste  der  Staatsdruckerei  ver- 
unglückte und  dadurch  ganz  oder  teilweise  arbeitsunfähig  gewordene  Werk- 
leute und  Gehilfen  kleine  Entschädigungen  erhalten  könnten. 

Der  Nachweis  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Krankenuntcr- 
stützungs-    und    Invalidenfonds   beginnt   am    18.  Oktober  1852;   die  erste 
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Ausgabe  beträgt  36  M.  für  die  ärztliche  Behandlung  eines  am  1.  Oktober 
1852  beschädigten  Burschen.  Jahrelang  wurden  aus  diesem  Fonds  auch 
die  gewerb.süblichen  Beiträge  zu  den  (lewerkskassen  der  Buchdrucker,  Stein- 
drucker usw.  gezahlt.  1857  erhielt  er  von  der  Königlichen  Hauptbank  die 
ansehnliche  Schenkung  von  2250  M. 

Der  schon  im  Dezember  TS52  unternommene  Versuch,  für  die  Ange- 
hörigen der  Staatsdruckerei  eine  Krauken  -  und  l  ntcrstützungskasse  zu 
gründen,  scheiterte  an  dem  Widerstande  der  Buchdrucker.  Kupferdrucker 
und  Lithographen,  die  zu  ihren  Lnterstützungskassen  bereits  wöchentliche 
Beiträge  von  ungefähr  <><>  Pf.  zu  leisten  hatten,  weitere  Beitrage  aber  nicht 
zahlen  wollten. 

Infolge  Allerhöchsten  Friasscs  vom  iS.  April  1859  erhielt  der  Kranken- 
unterstützungs-  und  Invalidenfonds  aus  Staatsmitteln  einen  jährlichen  Zu- 
schuU  von  1500  M.  ;  es  fielen  jedoch  die  Kinnahmen  aus  Fahrikahgängcn 
und  Ordnungsstrafen  weg.  Per  Zuschuß  wurde  1809  auf  2400  M..  1873 
auf  3000  M.  und  1875  auf  4000  M.  erhöht.  Die  Beitrage  zu  den  L'ntcr- 
stützungskassen  der  Buchdrucker  usw.  wurden  auch  fernerhin  dem  Fonds 
entnommen. 

Die  nachstehende  Zusammenstellung  bietet  einen  Oberblick  über  die 
Leistungen  des  Fonds  von  1864  bis  1878. 


Kalenderjahr 
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Am  1.  April  1 87«)  wurde  flie  Staatsdruckerei  mit  der  vormaligen 
Geheimen  Obcr-Hnfbuchdruckerci  (K.  v.  Decker)  zur  Reichsdruckerei  ver- 
einigt und  deren  obere  Leitung  dem  Staatssekretär  des  Keichs-Postamts  über- 
tragen. Vom  selben  Zeitpunkte  ab  wurden  zur  Unterstützung  notleidender 
Angehöriger  der  Reichsdruckerei  besondere  Mittel  zur  Verfügung  gestellt. 
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auch  wurde  demnächst  angeordnet,  daß  dem  Krankenunterstützungs- 
und Invalidenfonds,  dessen  Aufgaben  sich  nun  wesentlich  änderten  und 
einschränkten,  etatmäßige  Mittel  nicht  mehr  zufließen  sollten.  Das  Ver- 
mögen des  Fonds,  das  damals  (»000  M.  in  Wertpapieren  betrug,  sollte  bis 
auf  weiteres  unberührt  bleiben.  Die  aus  dem  Vermögen  aufkommenden 
Zinsen  wurden  dazu  bestimmt,  solchen  Hinterbliebenen  von  Werkleuten 
und  Arbeitern  der  vormaligen  preußischen  Staatsdruckerei,  für  die  das 
Reich  im  Vertrage  mit  Preußen  über  die  Abtretung  der  Staatsdruckerei 
keine  Verpflichtungen  übernommen  hatte,  außerordentliche  Unterstützungen 
zu  bewilligen  und  beim  Ableben  von  gegen  Tagelohn  in  der  Reichsdruckerei 
beschäftigten  Werkleuten  und  Arbeitern  usw.  ein  Sterbegeld  zu  gewähren. 
Die  Unterstützungen  und  die  Sterbegelder  werden  von  der  Direktion  be- 
willigt.    In  den  letzten  fünf  Jahren  sind  gezahlt  worden: 

1901   400  M.       •      1903   315  M. 

IQ02   470  -  1904   420  - 

1905   420  M. 

Das  Vermögen  des  Fonds  ist  durch  ein  Geschenk  von  3000  M.  und 
durch  die  Strafgelder,  die  ihm  gemäß  der  Arbeitsordnung  seit  1892  wieder 
zufließen,  inzwischen  auf  18500  M.  gestiegen;  im  Jahre  1906  waren  an 
Zinsen  rund  700  M.  verfügbar. 

Wenn  die  Leistungen  des  Fonds  auch  heute  nicht  beträchtlich 
erscheinen,  so  ist  die  Gründung  dieser  ältesten  Wohlfahrtseinrichtung 
der  Reichsdruckerei  doch  ein  bedeutsames  Zeichen  sozialer  Fürsorge  in 
einer  Zeit,  wo  derartige  Einrichtungen  noch  selten  waren. 

2.   Georg-  Jacob-Decker-Sti  ftung. 

Eine  andere  Wohlfahrtseinrichtung  war  am  26.  Oktober  1863  von 
Rudolf  Ludwig  Decker,  dem  damaligen  Besitzer  der  Königlichen 
Geheimen  Ober  -  Hofhuchdruckcrei  (R.  v.  Decker)  als  Georg- Jacob  - 
Decker-Sti  ftung  mit  einem  Stiftungskapitale  von  Oooo  M.  begründet 
worden.  Vom  1.  Januar  1883  ab  wurde  die  Verwaltung  dieser  Stiftung 
von  der  Reichsdruckerei  übernommen.  Durch  Allerhöchsten  Erlaß  vom 
12.  November  1884  erhielt  sie  die  landesherrliche  Genehmigung  und  auf 
Grund  des  Statuts  vom  Ii.  März  1884  die  Rechte  einer  juristischen  Person. 

Die  Stiftung  gewährt  arbeitsunfähig  gewordenen,  in  der  Deckcrschen 
Druckerei  beschäftigt  gewesenen  Personen  und  deren  Witwen  monatlich 
3  M.  Die  Witwen  brauchen  Arbeitsunfähigkeit  nicht  nachzuweisen,  die 
Eheschließung  muß  vor  dem  1 .  Juli  1877  stattgefunden  haben.  Die  Zahl 
der  Bezugsberechtigten  ist  zunächst  auf  diejenigen  Angehörigen  der 
Deckerschen  Druckerei,  die  am  1.  Juli  1877  beschäftigt  waren,  und  deren 
Witwen  beschränkt.  Nach  dem  Aussterben  dieser  Berechtigten  sind  die 
Einkünfte  zur  Unterstützung  von  Angehörigen  der  Reichsdruckerei  und 
deren  Hinterbliebenen  zu  verwenden. 

Die  Stiftung  ist  von  den  v.  Deckerschen  Erben  mit  einem  Kapitale  von 
45  000  M.  in  Schuldverschreibungen  der  Königl.  Preuß.  konsol.  vier- 
prozent.  Staatsanleihe  ausgestattet  worden.  Das  Stiftungsvermögen  darf 
nur  insoweit  vorübergehend  angegriffen  werden,  als  die  Zinsen  für  den 
festgesetzten  Zweck  nicht  ausreichen,  und  ist,  wenn  sich  demnächst 
Zinsüberschüsse  ergeben,   wieder  zu  ergänzen.     Die  Stiftung  wird  von 
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einem  Vorstande  verwaltet,  der  aus  dem  Direktor  der  Reichsdruckerei  als 
Vorsitzendem,  dem  Rendanten  der  Reichsdruckerei  und  einem  vom  Vor- 
sitzenden aus  der  Zahl  der  Stiftungsberechtigten  zu  wählenden  Schriftführer 
besteht. 

Das  Vermögen  der  Stiftung  beträgt  jetzt  nur  noch  26  200  M.  Die 
Leistungen  der  letzten  fünf  Jahre  haben  sich  in  folgender  Weise  ge- 
staltet: 

1901  an  16  Männer  576  M.  und  40.  Witwen  I  704  M.r  zusammen  2280  M. 
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3.   Sterbekassen  verein  von  Angehörigen 
der  Reichsdruckerei. 

Die  weiter  zu  besprechenden  Einrichtungen  beruhen  auf  dem  freiwilligen 
Zusammenschluß  einer  großen  Zahl  von  Angehörigen  der  Anstalt,  die  unter 
Förderung  durch  die  Vorgesetzten  für  ihre  Familien  zu  sorgen  und  deren 
Zukunft  günstiger  zu  stellen  suchen.  Als  erste  dieser  auf  dem  Grundsatze 
der  Selbsthilfe  beruhenden  neuen  Einrichtungen  wurde  am  21.  Juni  1896 
der  »  Sterbekassen  verei  n  von  Angehörigen  der  Reichsdruckerei« 
gegründet.  Er  hat  den  Zweck,  den  Hinterbliebenen  verstorbener  Mitglieder 
eine  sofortige  einmalige  Beihilfe  zur  Bestreitung  der  durch  den  Sterbefall 
entstehenden  Kosten  zu  gewähren. 

Jedes  Mitglied  kann  ein  Sterbegeld  von  150  M.  oder  von  300  M.  ver- 
sichern. Die  ganze  Summe  wird  erst  nach  vierjähriger  Mitgliedschaft  ge- 
zahlt. Tritt  der  Tod  früher  ein,  so  werden  je  nach  der  Dauer  der  Mitglied- 
schaft mindestens  ein  Fünftel  und  höchstens  vier  Fünftel  der  versicherten 
Summe  ausgezahlt. 

Es  waren  abgeschlossen : 


Ende 
des  Kalender- 
jahrs 

Versicherungen 
über  je  300  M. 

Versicherungen 
über  je  150  M. 

zusammen 

1896  

055  ~  '9°  5 00 

171  =  25  650  M. 

826 

—  222  150  M. 

1897  

689  —  206  700  - 

167  =  25  050  - 

856 

=  231750  - 

1898  

746  —  223  800  - 

169  =  25350  - 

9'5 

=  249150  - 

I899   

799  =  239  700  - 

166^24900  - 

965 

=  264  600  - 

849  =^254  700  - 

164  =  24  600  - 

1  013 

=  279  3OO  - 

1901  

886  =  205  800  - 

1 66  —  24  900  - 

1  052 

290  7OO  - 

1902  

906  —  271  800  - 

163  =  24450  - 

1  069 

~  296  25O 

I9f3  

936  —  280  800  - 

159^.23850  - 

I  <K)5 

—  3°4  650  - 

I904  

969  ~  290  700  - 

160-24000  - 

1  129 

=  314700  - 

1905  

104 1  —  312  300  - 

160  =  24000  - 

1  201 

-  33°  3°°  - 

Sehr  erfreulich  ist  das  stete  Wachsen  des  Vereins;  am  31.  Dezember  1905 
gehörten  ihm  59  v.  H.  aller  Angehörigen  der  Reichsdruckerei  an. 

Der  Verein  hat  im  Laufe  der  Jahre  manche  schätzbare  Zuwendung  er- 
halten ;   davon   sei   hier  das   2000  M.  betragende  Geschenk  des  früheren 
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Direktors  der  Reichsdruckerei,  Geheimen  Ober  -  Regierungsrats  Busse,  be- 
sonders erwähnt. 

Die  Einnahmen  des  Vereins  setzen  sich  zusammen  aus  den  Eintritts- 
geldern und  Beiträgen  der  Mitglieder,  den  Zinsen  vom  Kapitalvermögen 
und  aus  Geschenken  und  Zuwendungen ;  die  Ausgaben  bestehen  im  wesent- 
lichen in  den  Sterbegeldern  und  in  erstatteten  Beiträgen  an  ausgeschiedene 
Mitglieder. 

Die  geschäftliche  Entwicklung  des  Vereins  ergibt  folgendes  Bild: 


Kinnahme 

Ausgabe 

Vermögen 

M. 

Pf. 

M. 

M. 

i>f 

1896 

6561 

20 

408 

— 

42 

6  152 

78 

1897  

8  437 

4i 

535 

13 

14055 

6 

1898  

9  1 1 1 

99 

853 

99 

22313 

6 

l899   

9  521 

7 

1  9<;9 

70 

29  834 

43 

10458 

72 

4  154 

34 

3('  138 

81 

lf>775 

3 

1  41 1 

66 

45  502 

18 

1902  

II  245 

84 

3  OÖl 

21 

53  086 

81 

'9°3  

1 1  493 

"7 

2317 

23 

62863 

25 

1904  

1 2  097 

27 

2  970 

27 

71  99° 

25 

I9°5  

12  767 

18 

1 1  900  36 

72  857 

7 

Der  Verein  hat  sich  in  seinen  sämtlichen  Einrichtungen  durchaus  be- 
währt: seine  Sicherheit  und  Lebensfähigkeit  ist  von  Zeit  zu  Zeit  durch 
Versicherungstechniker  geprüft  worden.  Die  Ende  1904  vorgenommene 
Prüfung  ergab,  daß  das  Vereinsvermögen  die  rechnungsmäßige  Prämien- 
reserve um  22659  M.  32  Pf-  überstieg:  daher  konnten  1905  ais  Dividende 
10  391  M.  —  das  sind  15.  v.  H.  der  gezahlten  Beiträge  —  an  die  Mitglieder 
verteilt  werden. 

Bisher  sind  gezahlt  worden: 


1896   4  Sterbefälle  —      240  M.  —  Pf. 

1897   7  -  =  5i(>  

1898   5  -  =  780  

1899   o  -  =1  650  -     -  - 

1900   6  -  ~    1  200  -    —  - 

1901   5  -  =.1  200  -    —  - 

1 902   11  -  —   2  790  -    —  - 

1903   9  -  =1  980  -    —  - 

1904   10  -  =   2642  -    59  - 

19°5   2  -  =     837  -    41  - 


Zusammen          68  Sterbefälle  =  13829  M.  —  Pf. 

Der  Vorstand  besteht  aus  sieben  Mitgliedern;  ihm  steht  ein  aus  neun 
Mitgliedern  bestehender  Verwaltungsrat  zur  Seite.  Sämtliche  Vereins- 
beamten und  sechs  Vertreter,  im  ganzen  22  Personen,  werden  von  der 
Hauptversammlung  gewählt;  sie  erhalten  keine  Entschädigung.  Nur  zu 
Entschädigungen  auf  Kassenausfälle  kann  der  Vorstand  jährlich  bis  zu 
30  M.  verausgaben. 
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4.   Spar-  und  Da rlehns verein. 


Während  die  Errichtung  des  Sterbekassenvereins  ohne  erhebliche  Schwierig- 
keiten vor  sich  gegangen  war,  weil  die  Angehörigen  der  Reichsdruckerei 
dem  Unternehmen  von  vornherein  vertrauensvoll  gegenüberstanden,  fand  die 
Gründung  eines  Spar-  und  Darlehnsvereins  zuerst  wenig  Anklang. 

Die  erste  Anregung  war  von  Angehörigen  der  Anstalt  ausgegangen, 
und  zwar  schon  1894,  wo  im  engeren  Kreise  der  Plan  aufgetaucht  war, 
zur  Beschaffung  billiger  und  gesunder  Wohnungen  einen  Hauverein  zu 
gründen.  Als  diese  Bestrebungen  auf  erhebliche  Schwierigkeiten  stießen, 
einigte  man  sich  dahin,  an  Stelle  eines  Bauvereins  eine  Sparkasse  zu 
errichten.  Die  Direktion  hat  die  Ausführung  dieses  Gedankens  unaus- 
gesetzt gefördert,  weil  sie  in  der  segensreichen  Tätigkeit  der  postalischen 
Spar-  und  Darlehnsvereine  und  ähnlicher  Hinrichtungen  ein  Vorbild  hatte, 
und  weil  sie  wußte,  daß  ihre  Wochenlöbner  beim  Sparen  auf  die  nicht 
leicht  zugänglichen  öffentlichen  Sparkassen,  und  wenn  sie  Geld  brauchten, 
leider  fast'  nur  auf  solche  Personen  usw.  angewiesen  waren ,  die  das  Dar- 
leihen von  Geld  gewerbsmäßig  betreiben.  Viele  Jahre  hindurch  war  die 
Zahl  der  Sparkassengegner  größer  als  die  der  Freunde  des  Gedankens. 
Nach  und  nach  verschob  sich  aber  dieses  Verhältnis.  Nach  einigen  fehl- 
geschlagenen Versuchen  sprach  sich  dann  1902  eine  geringe  Mehrheit  der 
Angehörigen  der  Reichsdruckerei  für  die  Errichtung  eines  Spar-  und 
Darlehnsvereins  aus,  und  am  9.  Oktober  1902  genehmigte  der  Staats- 
sekretär de-  Reichs-Postamts  dessen  Gründung. 

Der  Verein  will  die  Ersparnisse  seiner  Mitglieder  sicher  verzinslich  an- 
legen und  diesen  Darlehen  gewähren.  Die  Mitglieder  sind  zu  regelmäßigen 
Einlagen  verpflichtet  und  zu  außerordentlichen  berechtigt.  Das  Mindest- 
guthaben ist  auf  20  M.  und  das  Meistguthaben  auf  1000  M.  festgesetzt. 
Die  Mindcsteinlage  beträgt  10  Pfg.  wöchentlich  oder  50  Pf.  monatlich  oder 
1  M.  50  Pf.  vierteljährlich.  Die  ordentlichen  Einlagen  werden  bei  der 
Lohnzahlung  einbehalten.  Die  Spareinlagen  werden  mit  jährlich  3  v.  H. 
verzinst  und  u.  U.  durch  Gewinnanteil  erhöht.  Soweit  die  Mittel  es  ge- 
statten, können  denjenigen  Mitgliedern,  die  die  nötige  Sicherheit  bieten, 
Darlehen  bis  zu  einem  Viertel  ihres  jährlichen  Diensteinkommens  gegen 
5  v.  H.  Zinsen  gewährt  werden.  Der  Vorstand  besteht  aus  dem  Direktor 
und  dem  Rendanten  der  Reichsdruckerei,  einem  Schriftführer  und  vier  Bei- 
sitzern. Der  Schriftführer  wird  vom  Vorstande,  die  Beisitzer  und  ihre  Er- 
satzmänner werden  von  der  Mitgliederversammlung  auf  drei  Jahre  gewählt. 
Der  Vorstand  hat  über  die  Spar-  und  Darlehensangelegenheiten  der  einzelnen 
Mitglieder  Verschwiegenheit  zu  bewahren. 

Am  1.  Januar  1903  begann  der  Spar-  und  Darlehnsverein  seine  Tätig- 
keit.   Die  Beteiligung  stieg  in  folgender  Weise: 


Männliche 
Mitglieder 


Weibliche 
Mitglieder 


Gesamtzahl 


1 .  Januar  1903 
31.  Dezember  1903.  . 
31.  1904  . 

31.        -  1905.. 


717 

901 
1  036 

1  loh 


191 

228 

267 

288 
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Der  Verein  hat  sich  bisher  günstig  entwickelt.  Die  folgende  Übersicht 
ergibt  den  Betrag  des  in  den  einzelnen  Jahren  erzielten  Reingewinns  und 
das  Verhältnis  des  Gewinnanteils  zu  den  Spareinlagen. 


Reingewinn 
M.  I'f. 

Gewinnanteil 

i6<>3  

397 

1,7*  v.  H. 

28 

[,13    -  - 

i<>' »5  

582 

35 

<».5      "  - 

Das  Verhältnis  der  Spareinlagen  zu  den  aligehobenen  Guthaben  hat  sich 
in  folgender  Weise  gestaltet: 


Spareinlagen 

Abgehobene 

ordentliche 

außerordentliche 

zusammen 

Guthaben 

M 

Pf 

M  Pf. 

M.  Pf. 

IL 

Pf. 

»9* '3  

3()2(>I 

25 

21  050  35 

51  341  60 

II  371 

62 

3" 

;VS,S(,8      1 0 

80427  40 

3°  "43 

87 

»l/>5  

53  4<»i 

45 

4/848  20 

ioi  309  74 

66  226 

25 

An  Darlehen  wurden  bewilligt: 


Zahl 

Betrag 

Zurückzahlung 

M. 

pf. 

M. 

Pf. 

i<)<>3  

I  230 

44  275 

72 

22  564 

22 

1904  

r3n5 

4°  871 

64 

40  24I 

24 

»005  

1364 

53  248 

23 

57  666 

5 

(Schluß  folgt.) 


Die  Kaliindustrie  und  ihre  Bedeutung 
für  das  Verkehrswesen. 

Von  Ober-Postinspektor  E.  E.  Lewerenz  in  Erfurt. 

(Schluß.) 

Zukunft  der  Kaliindustrie. 

Auf  der  am  15.  September  1006  auf  dem  Werke  der  Gewerkschaft 
Hohenfels  abgehaltenen  ordentlichen  Gcwerkenversammlung  hat  der  Vor- 
sitzende des  Vorstandes.  Dr.  jur.  Sauer  aus  Berlin,  die  Aussichten  der  Kali- 
industrie als  günstig  bezeichnet,  und  dies  damit  begründet,  daß  die  Ent- 
wicklung der  Kaliindustrie  bisher  derart  systematisch  und  so  regelmäßig 
fortschreitend  gewesen  sei.  daß  ihn  keiner  glauben  machen  könne,  daß  nun- 
mehr diese  Periode  der  Entwicklung  plötzlich  abgeschnitten  sein  solle. 
Hierzu  bemerkt  die  Berliner  Kuxenzeitung  mit  Recht: 
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»Auch  nehmen  wir  an,  daß  der  Kaliabsatz  sich  in  der  bisherigen  syste- 
matischen Weise  steigern  wird.  Wenn  wir  aber  berücksichtigen,  daß  den 
35  Syndikatswerken  gegenwärtig  50  neue  Unternehmungen  gegenüberstehen, 
die  aller  Voraussicht  nach  in  etwa  5  bis  <>  Jahren  betriebsfertig  dastehen 
werden,  so  kommen  wir  zu  dem  Schlüsse,  daß  das  bisherige  Steigerungs- 
system des  Kaliabsatzes  bei  weitem  nicht  ausreicht,  um  diese  Werke 
rentabel  zu  beschäftigen.  Im  letzten,  sehr  günstigen  Absatzjahre  1905  hat 
sich  der  Kaliabsatz  um  7,/a  Millionen  gesteigert.  Nehmen  wir  sogar  an,  er 
soll  sich  im  Durchschnitte  jedes  Jahr  um  10  Millionen  Mark  erhöhen,  so 
gibt  das  für  6  Jahre  eine  Zunahme  von  60  Millionen  Mark.  Eine  Betriebs- 
cinnahme  von  I '/4  Millionen  Mark  im  Jahre,  die  dann  auf  jedes  der  neuen 
Werke  kommen  würde,  reicht  aber  in  keinem  Falle  aus.  um  die  Kosten 
einer  Kaliwerkanlage  zu  decken,  wenn  man  erwägt,  daß  der  Betriebs- 
gewinn bei  einem  jüngeren  Werke,  wie  Alexandcrsball,  im  Jahre  1905 
1  750788  Mark,  bei  älteren  Werken,  wie  Aschersleben,  in  demselben  Jahre 
sogar  2582749  Mark,  bei  Wcsteregeln  sogar  3164485  Mark  betrug. 
Wird  also  das  Absat/.vermehrungssystem  nicht  ganz  außerordentlich  ge- 
steigert, so  werden  die  alten  Werke  ganz  beträchtliche  Mengen  von  ihren 
jetzigen  Quoten  an  die  jungen  Werke  abgeben  müssen,  damit  diese  über- 
haupt nur  auf  ihre  Kosten  kommen.  Oder  aber  das  Syndikat,  dessen  Existenz 
allerdings  Herr  Dr.  Sauer  nicht  als  Voraussetzung  für  die  Gesundheit  der 
Kaliindustrie  gelten  lassen  will,  ohne  daß  er  doch  sagt,  wie  sich  die  ge- 
sunde Fortentwicklung  der  Industrie  ohne  das  Syndikat  nacli  seiner  Ansicht 
gestalten  soll ,  geht  in  die  Brüche,  und  der  allgemeine  Konkurrenzkampf 
beginnt.« 

An  einer  anderen  Stelle  sagt  dasselbe  Blatt  bei  Besprechung  der 
preußischen  lex  Camp,  die  bekanntlich  den  Zweck  verfolgt,  den  privaten 
Mitbewerb  bei  Erlangung  von  Bergwerkseigentum  zugunsten  des  Staates 
tunlichst  auszuschalten,  die  aber  nur  für  die  altpreußischen  Provinzen,  nicht 
für  Hannover  und  auch  nicht  für  die  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  gilt: 

»Der  letzte  große  Versuch,  die  Konkurrenz  im  Kalibergbau*  einzu- 
schränken, die  preußische  lex  Gamp,  hat  vorläufig  gerade  —  und  zwar 
infolge  der  hannoverschen  Lücke  —  das  Gegenteil  seiner  beabsichtigten 
Wirkung  erreicht.  Späterhin,  wenn  die  überstürzt  gebauten  hannoverschen 
Werke  sich  allmählich  in  die  Produktion  eingeordnet  haben  werden,  wird 
die  lex  Gamp  wahrscheinlich  nützlich  und  segensreich  wirken  können.  In 
der  Zwischenzeit  indes  dürfte  es,  sofern  nicht  der  Absatz  sich  in  ganz  un- 
erwarteter Weise  steigern  sollte,  ohtie  Preisherabsetzungen  doch  kaum  abgehen. 

Solange  aber  der  Andrang  immer  neuer  hannoverscher  Werke  zur  Teil- 
nahme an  der  Kaliproduktion  andauert  -■-  und  er  dürfte  noch  jahrelang 
andauern  ,  solange  wird  mit  einer  Uberproduktion  in  der  Kaliindustrie 
immerhin  zu  rechnen  sein.  Diese  Erkenntnis  scheint  dem  Publikum  oder 
doch  dem  kapitalistisch  geschulteren  Teile  des  Publikums  infolge  des 
Sollstedtkonflikts  aufgegangen  zu  sein.  Der  Kalikapitalsanlage  wird  mit 
Recht  die  märchenhafte  Chance,  wie  etwa  noch  vor  einem  Jahre,  heute  nicht 
mehr  zugesprochen.  Die  Folge  davon  ist  die  Verengung  des  Kalimarktes, 
die  seit  einiger  Zeit  sich  bemerkbar  gemacht  hat.  Ist  sie  nicht  nur  vor- 
übergehend, so  tritt  die  kritische  Frage  auf:  WTenn  das  Publikum  sich 
zurückhält,  wie  wird  sich  die  Kapitalisierung  der  50  neuen  Kaliwerke,  für 
welche  der  größte  Teil  der  Kosten  noch  aufzubringen  ist.  gestalten?  Wie 
werden  diese  Kosten  aufgebracht  werden,  zumal  wenn  es  sich  bewahrheitet, 
daß  künftig  nach  Anordnung  der  Bergbehörde,  für  jedes  Werk  zwei  Schacht- 
anlagen anzulegen  und  zu  bezahlen  sind?« 
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Bei  dem  im  vorstehenden  erwähnten  Sollstedtkonflikt  handelt  es  sich  um 
den  Beitritt  des  seit  1905  fördernden  großen  Kaliwerks  in  Sollstedt  zum 
Syndikat,  den  dessen  Besitzer  Schmidtmann,  der  Mitbesitzer  des  Kaliwerks 
Aschersleben,  davon  abhängig  gemacht  hat,  daß  neben  der  üblichen 
12,4-prozentigen  Marke  der  Kalirohsalze  eine  16-prozentige  Marke  eingeführt 
würde,  zu  einem  Preise  proportional  dem  des  gewöhnlichen  Kainits;  außerdem 
sollte  für  das  Inland  —  also  nur  zugunsten  der  heimischen  Landwirtschaft 
—  eine  Preisherabsetzung  des  Kainits  um  18  Pf.  für  den  Doppelzentner, 
unter  Berücksichtigung  des  Wegfalls  der  jetzt  üblichen  Notstandsvcrgütung, 
stattfinden,  und  es  sollte  Ende  1907  ein  Schiedsgericht  darüber  befinden, 
ob  diese  Preisherabsetzung  noch  für  das  Inland  weitergeführt,  ob  sie  erhöht 
oder  erniedrigt  werden  sollte.  Schmidtmann  sucht  auf  diese  Weise  zu 
erreichen,  daß  die  fähigeren  Werke  an  Stelle  des  12.) -prozentigen  Kainits 
eine  16-er  Marke  liefern,  so  ihre  Lager  besser  ausnutzen  könnten  und  nicht 
mehr  gezwungen  wären,  ihre  guten  Salze  entweder  künstlich  zu  verschlechtern 
»»der  ohne  entsprechenden  Gegenwert  zu  verkaufen. 

Das  Syndikat  hat  die  von  Schmidtmann  gestellten  Bedingungen  bisher  abge- 
lehnt;  das  Kaliwerk  in  Sollstedt  ist  daher  dem  Syndikat  noch  nicht  beigetreten. 
Kommt  auch  ferner  eine  Kinigung  zwischen  Schmidtmann  und  dem  Syndikat 
nicht  zustande,  so  dürfte  dies  zur  baldigen  Auflösung  des  Syndikats  führen. 

Um  die  Rentabilität  des  Kalisalzbergbaucs  für  alle  Fälle  zu  sichern, 
sind  die  Kaliwerke  neuerdings  energisch  bestrebt,  ihre  »Machtbasis  zu  er- 
weitern« ;  fast  täglich  kann  man  in  neuester  Zeit  von  ausgeführten  oder 
geplanten  »Fusionen«  in  der  Kaliindustrie  lesen.  Das  bedeutendste  Unter- 
nehmen dieser  Art  ist  wohl  die  im  Juni  1906  beschlossene  V  ereinigung  der 
schachtbauenden  Südharzwerke:  Deutsche  Kaliwerke  Bernterode,  Neu- 
Bleicherode,  Nordhäuser  Kaliwerke,  Ludwigshall  und  der  demnächst  mit  dem 
Schachtbaue  beginnenden  Bohrgesellschaft  Felsenfest. 

Über  die  Vorteile  dieser  Vereinigung  in  technisch-wirtschaftlicher  Be- 
ziehung verbreitete  sich  Direktor  Kain  von  den  Deutschen  Kaliwerken  in 
der  am  28.  Juni  1906  in  Nordhausen  abgehaltenen  Generalversammlung  der 
Aktionäre  dieser  Werke  etwa  folgendermaßen: 

»Die  Vorteile  der  Vereinigung  liegen  in  der  günstigen  Lage  der 
einzelnen  Werke  zueinander,  den  günstigen  Aufschlüssen,  dem  günstigen 
Deckgebirge ,  dem  leichten  Abteufen,  der  großen  Anzahl  der  Felder  mit 
ihren  großen  Reserven  für  die  Zukunft,  der  Abgabefreiheit  der  Felder,  der 
leichten  Zentralisation  von  Kraft  und  fabrikatorischer  Verarbeitung,  der 
Möglichkeit  billigster  Gewinnung  und  Produktion  der  einzelnen  Marken, 
dem  Rückhalte  der  einzelnen  Werke  aneinander,  ihrer  starken  Stellung  zum 
Syndikat,  ihrer  Existenzmöglichkeit  auch  außerhalb  des  Syndikats  durch  die 
günstige  Ablagerung  und  den  zentralisierten  Betrieb  mit  modernsten  und 
sparsam  arbeitenden  Anlagen  und  Einrichtungen,  der  gegenseitigen  Unter- 
stützung, dem  Austausche  von  Erfahrungen,  einem  besseren  Zusammengehen  in 
der  Arbeiterfrage,  u.  U.  dem  günstigeren  Bezug  von  Kohlen  und  Materialien 
jeder  Art.  FZine  gleiche  Konzentration  gleich  günstig  situierter  Werke  dürfte 
in  unserem  Vaterlande  nicht  leicht  zum  zweiten  Male  vorkommen.« 

Markscheidenden  Werken,  soweit  diese  noch  nicht  über  zwei  getrennte 
fahrbare  Ausgänge  verfügen,  bietet  der  Zusammenschluß  auch  insofern 
wesentliche  Vorteile,  als  sie  dadurch  in  die  Lage  versetzt  werden,  der  von 
der  Bergbehörde  neuerdings  gestellten  Forderung  besonderer  Ausgangs- 
schächte durch  die  Anlage  gemeinsamer  Ausgangsschächte  an  mittleren 
Punkten  gerecht  zu  werden,  und  auf  diese  Weise  die  Hälfte  der  für  einen 
besonderen  Ausgangsschacht  aufzuwendenden  erheblichen  Kosten  zu  sparen. 
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Bei  der  Ungewißheit,  in  welcher  Weise  die  Schwierigkeiten,  vor  denen 
die  Kaliindustrie  steht,  ihre  Erledigung  rinden  werden,  leidet  der  Kalimarkt 
schon  seit  Monaten  unter  einem  schweren  Druck;  auf  keinem  Gebiete  des 
Marktes  regt  sich  irgend  welcher  Betätigungsdrang;  alle  Werte  weisen  teil- 
weise sehr  erhebliche  Kursrückgänge  auf. 

Rückwirkungen  der  Ka  Ii  i  ndustri  e  auf  das  Verkehrswesen. 
Sämtliche    Bestellungen  auf   Kalisalze  sind  von   den  Verbrauchern  an 
das  Kalisyndikat  zu  richten;  dieses  sammelt  die  Bestellungen  und  verteilt 
sie   unter    Berücksichtigung    der   günstigsten    Frachtgclcgenheiten    auf  die 
einzelnen  Werke.    Die  Werke  haben  die  Salze  nach  der  ihnen  am  nächsten 
gelegenen  Station   der  Königlichen  Eisenbalmverwaltung  zu   schaffen  und 
dort,  in  Eisenbalmwagen  verladen,  zur  Versendung  bereit  zu  stellen.  Die 
Versendung  selbst  erfolgt  durch  das  Syndikat,   und  zwar  bei  den  für  das 
Inland  bestimmten  Salzen   fast  ausschließlich  mit  der  Eisenbahn,  bei  den 
nach  dem  Auslände  zu  befördernden  Salzen  dagegen  nur  insoweit  mit  der 
Eisenbahn,  als  Wasserwege  nicht  vorhanden  oder  wegen  niedrigen  Wasser- 
standes oder  ungünstiger  Eisverhältnisse  nicht  benutzbar  sind.     Von  den 
Wasserwegen    Deutschlands    kommen    gegenwärtig    für   den   Versand  der 
Kalisalze  ins  Ausland  —  abgesehen  von  der  Oder,  die  in  ihrem  unteren 
Laufe   von   Stettin   ab  beim  Versande   der   Kalisalze   nach  Skandinavien, 
Finnland  und  Dänemark  mit  benutzt  wird  —  nur  die  Elbe  und  die  Weser 
in  Betracht.    Als  Umschlagsplätze  dienen  im  Stromgebiete  der  Elbe  Aken. 
Barby,   Schönebeck  und   Magdeburg,   im  Stromgebiete  der  Weser  Cassel. 
Hannoversch- Münden,  Hameln  und  Minden.  An  den  genannten  Orten  werden 
die  Kalisalze  aus  den  Eisenbahnwagen  in  die  Frachtschiffe  umgeladen,  um 
von  diesen  nach  Hamburg  und  Bremen  gebracht  zu  werden,   wo  ein  aber- 
maliges Umladen  der  Salze  in  die  überseeischen   Dampfer  der  Hamburg- 
Amerika  Linie,  des  Norddeutschen  Lloyd  oder  der  Roland  -  Linie  erfolgt. 
Wie  bedeutende    Mengen   von   Kalisalzen   in  den  letzten  Jahren  nach  dem 
Auslande  verschifft  worden  sind,  geht  aus  folgender  Übersicht  hervor: 


Ausfuhr  an  Kalisalzen 
Elbe  Weser 

über  die 

Oder 

1 900 

4  5  1  000 

41  OCX) 

8  000 

1 90 1 

485  000 

76  000 

I  I  OOO 

1902 

400  000 

102  000 

12  OOO 

1003 

4 1 4  000 

I  I  2  OOO 

9  000 

1904 

456  (XX) 

1 33  000 

I O  OOO 

1005 

626  000 

1 02  OOO 

I  2  OCX). 

Wesentlich  größer  als  die  auf  dem  Wasserwege  beförderten  Kalisalz- 
mengen sind  die  mit  der  Eisenbahn  beförderten  Mengen;  sie  haben  betragen: 


1900    2  273  470  t, 

IQOI    2  439  340  t, 

H)02    23  IO  490  t. 

I0O3    2  Ö39  453  t, 

1904    2017  935  t. 

i<)<>5    3  020454  t. 

1900    3  404  000  t. 
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Da  ein  Eisenbahnwagen  gegenwärtig:  nicht  mehr  als  15  Tonnen  laden 
darf,   waren   also  für  die   im  Jahre  1906  beförderte  Menge  im  ganzen 

3404000  _  226934  Wagen  oder  täglich  im  Durchschnitte  2*^4 

757  Wagen  erforderlich.    Tatsächlich  ist  der  tägliche  Wagenbedarf  nicht 
gleichmäßig,  sondern  zur  Zeit  der  Frühjahrs-  und  Herbstbestellung,  d.  i.  in 
den  Monaten  Februar  und  März  sowie  August,  September,  Oktober  und 
November  erheblich  größer,  in  den  übrigen  Monaten  dagegen  geringer  als 
der  für  den  Tag  berechnete  Mittelwert;  beispielsweise  wurden  im  März  1906 
in  den  Tagen  des  stärksten  Verkehrs  nicht  weniger  als  1600  Wagen  täglich 
gebraucht,  während  der  Wagenbedarf  in  den  verkehrsschwächsten  Tagen  des 
Mai  nur  etwa  400  Wagen  betrug.     Die  Folge  der  zeitweise  eintretenden 
bedeutenden  Verkehrssteigerung  ist,  daß  die  Fisenbahnverwaltung  die  be- 
stellten  Wagen  teilweise  nicht  rechtzeitig  stellen  kann.    Fs  entstehen  da- 
durch der  Kaliindustrie  regelmäßig  große  Nachteile;  denn  ein  verspätetes 
Eintreffen  der  Düngesalze  am  Bestimmungsorte  macht  oft  ihre  Verwendung 
für  die  nächste  Bestellungsperiode  unmöglich,  zumal  die  Zeit,  die  dem  Land- 
wirte zwischen  der  Ernte  und  dem  Ausstreuen  der  Düngemittel  bleibt,  häufig 
durch    Witterungseinflüsse,    insbesondere   durch    frühzeitigen   Eintritt  von 
Schnee-  und  Frostwetter,  sehr  verkürzt  wird.    Eine  unregelmäßige  Wagen- 
gestellung zwingt  ferner  die  Werke,  ihre  Verladeeinrichtungcn  und  Auf- 
stellungsgleise  mit   großem    Kostenaufwand   in    ganz  unverhältnismäßiger 
Weise  zu  erweitern,  um  die  durch  ungleiche  Wagcngestellung  an  einzelnen 
Tagen  oft  außerordentlich  gesteigerten  Verladungen  bewältigen  zu  können. 
Um  den  mit  dem  Wagenmangel  verbundenen  schweren  Ubelständcn  nach 
Möglichkeit   abzuhelfen,    hat    das   Kalisyndikat    die  Eiscnbahnverwaltung 
dringend  gebeten,  nicht  nur  den  Wagenpark,  die  Lokomotiven  sowie  die 
Lauf-  und  Aufstellungsgleise  erheblich  zu  vermehren,  sondern  auch  Gütcr- 
schncllzüge  und  Gütersonderzüge  in  größerem  Umfang,  als  bisher  geschehen 
ist,  einzulegen. 

Wie  der  Güterverkehr  a  u  f  d  en  Eisenbahnen  und  Wasserwegen, 
so  hat  auch  der  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr  unter 
der  Einwirkung  der  Kaliindustrie  eine  bedeutende  Steigerung  erfahren. 
Leider  läßt  sich  diese  Steigerung  nicht  zahlenmäßig  darstellen,  da  ent- 
sprechende Ermittlungen  bisher  amtlicherscits  nicht  angestellt  worden  sind. 
Um  den  Lesern  dennoch  zu  ermöglichen,  sich  von  der  durch  die  Kali- 
industrie hervorgerufenen  Steigerung  des  Post-,  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechverkehrs eine  Vorstellung  zu  machen,  sollen  im  folgenden  für  einige 
am  Verkehre  der  Kaliindustrie  hauptsächlich  beteiligte  Post-  und  Telegraphen- 
ämter der  Verkehrsunifang  und  die  finanziellen  Ergebnisse  der  letzten  fahre 
zusammengestellt  und  miteinander  verglichen  werden.  Die  umseitige  Uber- 
sicht enthält  zunächst  die  Angaben  für  das  Postamt  II  in  Blcicherode. 
Dort  ist  im  Jahre  1901  ein  staatliches  Kaliwerk  errichtet  worden;  1904  ist 
an  das  Orts-Fcrnsprcchnctz  in  Blcicherode  das  zum  Bcstellbczirke  des  Post- 
amts in  Sollstedt  gehörige  Kaliwerk  daselbst  angeschlossen,  und  1906  ist  die 
Verwaltung  des  im  Bestellbezirke  des  Postamts  in  Großbodungen  gelegenen 
Kaliwerks  in  Neu-Bleicherode  nach  Bleicherode  verlegt  worden.  Diese  Er- 
eignisse hatten  zur  Folge,  daß  die  etatmäßige  Einnahme  des  Postamts 
in  ßleichcrode,  die  bis  1900  alljährlich  nur  eine  verhältnismäßig  unbedeutende 
Zunahme  aufweist,  seit  1900  rasch  stieg,  und  zwar  von  50075  Mark  im 
fahre  1900  auf  84240  Mark  im  Jahre  1906,  also  in  6  Jahren  um  68. -i  v.  H. 
Noch  bedeutender  ist  die  Zunahme  der  etatmäßigen  Einnahme  bei  dem  in  der 
Übersicht  an  zweiter  Stelle  aufgeführten  Postamte  III  in  Wolkramshausen,  in 
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Vergleichende 

Ober  den  Verkehrsumfang  und  die  finanziellen  Ergebnisse  bei  den  Postämtern  In 

in  den  letzten 


Postamt  II  in  Bleie  herode 


ICIOO 

j  IQOI 

1002 

1903 

1004 

I9O5 

I906 

mithin 

1900 

durchschnittlich  taglich 

gegen 
1900 

j 

mehr 

Stück 

Stück 

Stuck 

Stück 

Stück 

Stück 

v.  H. 

i.  Briefsendungen, 

a"t  aufgegeben  .  .  . 

1  142,- 

1  i8;v 

1 261,, 

'  1  34<v 

1  1  421,: 

t  312,4 

32,4 

1  1  4  ■»  t 
1  14.,^ 

1    «  1  1 

1  373»s 

1  4»»i 

1  SO,,!. 

40,0 

2.  Pakete  ohne  Wert - 

anpabe, 

di  auigegtoen  .  .  • 

s- . 

y'?v  ■ 

102,» 

22,9 

hl  eintjeeantien . . 

TS,«1 

100,- 

3.  Briefe  und  Pakete 

mit  Wpi1  infFfirSr* 

Hill     *«  1.1  lill  l^ul'l  j 

a   aufgegeben  . .  . 

4,4 

4," 

5i° 

s.« 

8,4 

50,0 

bi  eingepanpen . . 

3»« 

2,9 

2,6 

2,, 

2,» 

«>3>» 

4.  Postnachnahme- 

sendunpen, 

1 1  ■ 

' ' »* 

14,, 

•4v 

t  4  f. 

■4/' 

1 6  1 

4|  1  . 

43»* 

ht  eineetzannen . . 

12, 1 

1 

'3- 

■5," 

1«»,, 

«8,<; 

I"> 

5.  Postanweisungen, 

a  Einzahlunpen. 

7'V 

ü 

94»° 

<>3ii 

100,1 

to8,4 

37,7 

b  Auszahlunpen 

(».. 

<>.). 

75- 

80,0 

80,, 

84/ 

ö.  1  elegramme, 

;i '    'Iii f('£M »<>iipn 

8  - 

-8,s 

IO,, 

10,-. 

bi  eingepanpen. . 

i", 

9." 

1'»', 

98,» 

7  Im     Orts  -  Kern- 

sprechbetriebe  her- 

pestellte  Verbin- 

84,. 

107,; 

226,, 

207,: 

48o,s 

650,4 

1 104,4 

j  ä  h  r  1  i  c 

h 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

8.  Etatmäßige  Ein- 

37810 

75  r>7» 

50  075 

53  23s 

<">'  554 

67045 

S4  240*) 

68,. 

9.  Darunter  Tele- 

•" 1 

grammgebühren  . . 

«  785 

2  002 

2  IOS 

2  423 

2  574 

3426* 

10.  Darunter  Kern- 

1 

sprechgebühren  . . 

2  368 

3728 

4  474 

5716 

7  275 

11  788 

14  70/  ) 

47^,» 

Stuck 

Mü.k 

St  ütk 

Sinei. 

Stück 

Stuck 

Stück 

1  1  Kernsprech- 

'4 

1 

33 

39 

53 

,, 

99 

Il8 

74-i,«» 

*    Schätzungsweise  nach  den  Ergebnissen  in  den  Monaten  April  bis  einschl. 
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Übersicht 

Bleicherode  und  Wolkramshausen  sowie  bei  dem  Telegraphenamt  in  Nordhausen 
Jahren. 


Postamt  III 
in  Wo  lkramshausen 


1904  1905 


1906    |  mithin 
1906 

durchschnittlich  taglich  ß.C'£f,n 

mehr 
v.  1 1. 


Stück 

Stück 

Stuck 

152 

169 

242 

'73 

202 

260 

8 

10 

10 

9 

12 

'7 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

3 

3 

5 

.1 

14 

.8 

4 

5 

6 

2 

3 

l 

2 

3 

30 

37 

98 

jährlich 

Mark 

Mark 

Mark 

9  201 

«3  358 

15  500*' 

440 

486 

1  068') 

l  900 

2877 

5  5'4*) 

Stück 

Stück 

Stück 

'7 

'9 

3« 

Telegraphenamt  in  Nordhausen 


i  i  I 

1901        1902        1903        1904  1905 

durchschnittlich  täglich 


Stuck  Stück 


Stück 


Stück  Stuck 


mithin 

'905 
gegen 

1901 

mehr 
v.  II. 


59v 
5<M 


2S,o 

00, i» 


UV.,; 


('3v 
50,0 


230,, 
200,0 


3 '-<»,- 


6H, 


»37- 


82, 


ICX) 
12  1 


94 
130 


104 

120 


102 
114 


140 


2084       3084       3779       3494  4214 
jährlich 


15,0 


Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

62  800 

Ö()  oto 

82  703 

94  73° 

1  1893c") 

89.. 

.3938 

13330 

1 0  293 

.7034 

19.68 

20,» 

46  9O1 

53  »MO 

t>3  702 

7<»  865 

98  666 

I  IO,i 

Stück 

Stück 

Stück 

Stücl- 

Stück 

329 

3*5 

453 

SO<> 

572 

73.» 

Dezemher  1906  berechnet. 
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dessen  Bcstellbezirke  gegenwärtig  drei  neue  Kaliwerke  errichtet  werden,  und 
zwar  seit  April  1905  das  Kaliwerk  Ludwigshall  und  seitdem  Sommer  1906- 
die  Nordhäuser  Kaliwerke  und  das  Kaliwerk  in  Immenrode;  während  nämlich 
die  etatmäßige  Einnahme  heim  Postamte  in  Bleicherode  in  6  Jahren  um 
68, 2  v.  II.  gestiegen  ist,  hat  sie  beim  I'ostamte  in  Wolkramshausen  bereits  in 
2  Jahren  um  68,»v.H.,  also  um  denselben  Prozentsatz,  zugenommen.  Die 
Zunahme  des  Post-  und  Telegraphenverkehrs  ist  nach  der  Übersicht  in 
Wolkramshausen  fast  in  allen  Teilen  stärker  als  in  Bleicherode.  Auffallend 
ist  bei  beiden  Ämtern  die  bedeutende  Zunahme  der  Fernsprechanschlüsse, 
ferner  der  im  Orts  -  Fernsprechbetriebe  hergestellten  Verbindungen  und  der 
Fernsprechgebühren;  sie  beweist,  daß  man  sich  in  der  Kaliindustrie  mit 
Vorliebe  des  Fernsprechers  sowohl  im  Ortsverkehr  als  auch  im  Fern  verkehre 
bedient.  Auch  beim  Telegraphenamte  in  Nordhausen  ist  gerade  die  Steigerung 
des  Fernsprechverkehrs  nach  der  vorseitigen  Ubersicht  recht  erheblich; 
allerdings  ist  diese  Steigerung  in  Nordhausen  nicht  allein  durch  die  am 
Südharze  gelegenen  Kaliwerke,  sondern  auch  durch  die  in  Nordhausen  be- 
findlichen vier  Banken  hervorgerufen,  die  in  Sonderheit  den  Handel  mit 
Kalikuxen,  Kaliakticn  und  Kalibohranteilen  betreiben  und  ihre  Geschäfte  so- 
weit als  möglich  mittels  Fernsprechers  erledigen.  Für  den  Verkehr  der  Nord- 
häuser Kuxenbanken  kommen  hauptsächlich  in  Betracht  Berlin,  Magdeburg, 
Hannover,  Dortmund,  Bochum,  Essen  und  Düsseldorf,  an  welchen  Orten 
sich  ebenfalls  Kuxenbanken  in  mehr  oder  minder  großer  Zahl  befinden. 
Der  Verkehr  der  Kaliwerke  ist  außer  nach  den  vorgenannten  Orten  auch 
nach  Staßfurt,  Frankfurt  (Main),  Hamburg  und  Bremen  gerichtet. 

Da  den  Kuxenhändlern  sehr  viel  daran  gelegen  ist,  ihre  Rücksprachen 
mittels  Fernsprechers  möglichst  schnell  zu  erledigen,  melden  sie  in  der 
Hauptverkehrszeit  ihre  Ferngespräche  zum  größten  Teile  als  dringend  an;  der 
gewöhnliche  Sprechverkehr  erleidet  infolgedessen  zuweilen  Verzögerungen. 

In  wie  hohem  Maße  der  Handel  mit  Kali  werten  den  Telegraphen-  und 
Fernsprechverkehr  beeinflußt,  läßt  sich  deutlich  aus  der  nachstehenden  Zu- 
sammenstellung über  den  Verkehr  beim  Telegraphenamte  in  Bochum  er- 
kennen; die  Verkehrssteigerung  ist  fast  ausschließlich  durch  ein  Bank- 
geschäft hervorgerufen,  das  bei  seinem  umfangreichen  Handel  mit  Kali- 
werten die  Telegraphen-  und  Fernsprecheinrichtungen  in  ausgiebigster  Weise 
benutzt. 


Teleg. 

aufgegeben 
Stück 

amme 

eingegangen 
Stück 

Ferngespräche 

abgegangen 
Stück 

Kinnahme  an 
Gebühren 
für  die 
Ferngespräche 
in  Sp.  3 
Mark 

1903 
1904 
1905 

69  551 
72  987 

86  164 

84  335 

9  2  575 
101  690 

6834I 
84  378 
I  I  I  481 

46  131 

71  363 
III  III. 

I 


Als  besonders  interessant  mögen  hier  noch  aufgeführt  werden  die  vom 
Kalisyndikat  in  Leopoldshall  seit  1901  verausgabten  Beträge*)  für  »Porti, 
Depeschen  und  Telephon«:   1901  20838  Mark;  1902  21  817  Mark;  1903 


*   Diese  Zahlen  beruhen  auf  Angaben  im  Etat  des  Kalisyndikats  für  1907. 
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18635  Mark;  1904  21  301  Mark:  1905  23035  Mark;  1906  25400  Mark. 
Für  1907  sind  für  den  gleichen  Zweck  vorgesehen  28  500  Mark;  1890  be- 
trug die  entsprechende  Ausgabe  nur  rund  2000  Mark,  also  kaum  den  14.  Teil 
der  für  1907  vorgesehenen  Summe. 

Von  den  39  fördernden  Kaliwerken  ist  etwa  je  in  den  Ober-Post- 
direktionsbezirken Magdeburg,  Braunschweig,  Hannover  und  Erfurt,  der 
Rest  in  den  Ober-Postdirektionsbezirken  Halle,  Schwerin  und  C  assel  gelegen; 
die  im  Entstehen  begriffenen  Werke  befinden  sich  zum  größten  Teile  in  den 
Ober-Postdirektionsbezirken  Braunschweig,  Hannover  und  Erfurt. 


Aus  dem  Bereiche  der  britischen  Postverwaltung. 

Die  Zahl  der  durch  die  britischen  Postanstalten  an  die  Empfänger  aus- 
gehändigten Briefsendungen  hat  im  Jahre  11)05/06  nach  dem  kürzlich 
veröffentlichten  52.  Geschäftsberichte  des  Generalpostmeisters  4584,5  Millionen 
Stück  ausgemacht,  das  sind  041,7  Millionen  Sendungen  oder  25. g  v.  H.  mehr 
als  im  Jahre  19<x>/oi.  Weitaus  die  stärkste  Zunahme  weisen  die  Postkarten 
auf,  deren  Zahl  von  410.»  auf  800,»  Millionen  Stück,  also  um  01,0  v.  II., 
in  die  Höhe  gegangen  ist.  Demzufolge  machen  die  Postkarten  jetzt  17,5  v.  H. 
der  Gesamtzahl  der  Briefsendungen  aus,  gegenüber  nur  11,5  V.  H.  im  Jahre 
1900/01.  Von  den  Postkarten  waren  1905/06  84...  v.  H.  von  der  Privat- 
industrie hergestellt.  An  der  Erhebung  eines  Zuschlags  für  die  amtlichen 
Postkarten  hält  die  britische  Postvcrwaltung  immer  noch  fest;  doch  ist  im 
letzten  Jahre  eine  allerdings  nicht  wesentliche  Verbilligung  der  amtlichen 
Postkarten  insofern  eingetreten,  als  für  6  Pence  jetzt  11  Postkarten,  d.h. 
eine  mehr  als  bisher,  abgegeben  werden.  Die  Zahl  der  arideren  Gat- 
tungen von  Brie  f  Sendungen  ist  bei  weitem  nicht  in  demselben  Umfange 
gewachsen  wie  die  Zahl  der  Postkarten.  Denn  während  im  Jahre  1900/01 
die  Briefe,  die  Halfpenny-Sendungen  (Drucksachen  und  Geschäftspapiere 
bis  zum  Gewichte  von  56  g)  und  die  Zeitungen  63.x,  20,!  und  4.1»  v.  H.  der 
Gesamtzahl  der  Briefsendungen  ausmachten,  stellen  sich  die  entsprechenden 
Zahlen  für  das  letzte  Jahr  auf  59,» ,  19,5  und  4,0  v.  H.  Bei  den  durch  die 
Londoner  Postanstalten  behandelten  Briefen  ist  im  letzten  Jahre  wieder 
eine  Yerkehrszunahme  (um  3,0  v.  H.)  zu  verzeichnen,  nachdem  ihre  Zahl 
in  den  letzten  Jahren  nicht  nur  nicht  zugenommen,  sondern  abgenommen 
hatte.  Die  jetzige  Zunahme  ist  nach  der  Ansicht  des  Generalpostmeisters 
hauptsächlich  darauf  zurückzuführen,  daß  sich  die  Handelsbeziehungen 
Londons  wieder  lebhafter  als  in  den  vorhergehenden  Jahren  gestaltet  halten. 

Eine  Verschiebung  in  dem  Verhältnisse  der  Zahl  der  Halfpenny-Sen- 
dungen zu  der  der  Briefe  wird  voraussichtlich  dadurch  eintreten,  daß  der 
Kreis  der  gegen  die  Hai  fpcnny-Taxc  zugelassenen  Sendungen 
(vgl.  Archiv  1904,  S.  304  und  305)  seit  dem  I.  Oktober  K)o6  wesentlich 
erweitert  worden  ist.  Als  Halfpenny-Sendungen  werden  in  England  im 
allgemeinen  solche  Schriftstücke  oder  Drucksachen  befördert,  die  nicht  die 
Eigenschaft  einer  brieflichen  Mitteilung  haben;  doch  werden  unter  gewissen 
Bedingungen  auch  Sendungen  gegen  die  ermäßigte  Taxe  zugelassen,  denen 
man  den  Charakter  einer  brieflichen  Mitteilung  nicht  absprechen  kann. 
Auf  die  Sendungen  der  letzten  Art  beziehen  sich  die  neuen  Bestimmungen, 
über  die  folgendes  anzuführen  ist. 
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1.  Die  Vorschrift,  daß  bestimmte  unter  Benutzung  von  For- 
mularen Ii  ergestellte  amtliche  Schriftstücke,  nämlich  von  Steuer- 
bcamten  ausgefertigte  Steuer-  und  Mahnzcttel  sowie  Berichte  und  Nach- 
weisungen, die  von  öffentlichen  Beamten,  Ortsbehörden  und  anderen  öffent- 
lichen Körperschaften  abgesandt  werden  oder  an  sie  gerichtet  sind,  als 
Halfpenny-Sendungen  versandt  werden  können,  wenn  sich  das  Geschriebene 
auf  die  übliche  Ausfüllung  oder  Verwendung  des  Formulars  beschränkt 
und  wenn  Höflichkeits-  oder  sonstige  übliche  Formeln  mit  nicht  mehr  als 
5  Worten  oder  Buchstaben  hinzugefügt  sind,  ist  auf  weitere  Schriftstücke 
amtlichen  Charakters  ausgedehnt  worden,  nämlich  auf  Meldungen  und  Be- 
scheinigungen ,  die  von  den  genannten  Beamten ,  Behörden  usw.  ausgehen 
oder  für  sie  bestimmt  sind ,  sowie  auf  Meldungen  über  die  Einschreibung 
von  Wählern  in  die  Listen.  Unter  denselben  Bedingungen  werden  künftig 
Listen  und  tabellarische  Aufstellungen  jeder  Art,  wie  Wetterberichte,  Ver- 
zeichnisse von  Warenlagerbcständen,  Nachweisungen  über  Instandsetzungs- 
arbeiten, Fahrpläne,  Schulberichte  und  dergl.  als  Halfpenny-Sendungen  zu- 
gelassen. 

2.  Bei  verschiedenen  im  kaufmännischen  Verkehre  vor- 
kommenden Schriftstücken,  nämlich  Rechnungen,  Warenbestellungen, 
Mitteilungen  über  die  Absendung  oder  den  Empfang  von  Waren  oder 
Geld.  Frachtscheinen.  Ladescheinen,  Quittungen  über  Waren  oder  Geld, 
Abrechnungen,  Preislisten  und  Marktberichten  waren  bisher  nur  bestimmte 
schriftliche  Zusätze  statthaft,  wenn  die  Schriftstücke  zur  Versendung  gegen 
die  Halfpenny-Taxe  geeignet  sein  sollten.  Künftig  werden  alle  diese  Schrift- 
stücke gleich  den  unter  i.  aufgeführten  immer  dann  als  Halfpenny-Sen- 
dungen zugelassen,  wenn  sie  unter  Benutzung  gedruckter  Formulare  ge- 
fertigt sind,  die  schriftlichen  Angaben  sich  auf  die  übliche  Ausfüllung  oder 
Verwendung  der  Formulare  beschränken,  und  Höflichkeits-  und  ähnliche 
Formeln  in  nicht  mehr  als  5  Worten  oder  Anfangsbuchstaben  hinzugefügt 
sind.  Unter  den  gleichen  Bedingungen  werden  nach  den  neuen  Vorschriften 
als  zur  Versendung  gegen  die  Halfpenny-Taxe  geeignet  angesehen  auch: 
Arbeitsaufträge,  Bestätigungen  von  Warenbestellungen  oder  Arbeitsaufträgen, 
Mitteilungen  über  Absendung  oder  Empfang  von  Briefen  oder  sonstigen 
Schriftstücken,  Preiskataloge.  Meldungen  über  Verschiffung  und  Abliefe- 
rung, Warenangebote  und  -anzeigen,  Preisnotierungen  von  Waren,  Nach- 
fragen nach  solchen  Preisnotierungen,  Vertragspapiere,  Bestätigungen  von 
Verträgen,  Mitteilungen  über  Überweisung  von  Guthaben. 

3.  Bei  gewissen  Dokumenten,  nämlich  Urkunden,  Abkommen,  Ent- 
würfen, Kostenanschlägen,  Versicherungspolicen.  Vollmachten,  Wahlakten, 
Erlaubnisscheinen,  Stimmzetteln,  Bescheinigungen  (z  B.  ärztlichen  Bescheini- 
gungen) waren  geschriebene  Angaben  bisher  insoweit  zulässig,  als  sie  zur 
rechtlichen  Gültigkeit  der  Urkunden  usw.  nötig  waren.  Diese  Vor- 
schrift ist  dahin  ergänzt  worden,  daß  auch  die  zur  formellen  Voll- 
ständigkeit der  Urkunden  erforderlichen  Angaben  handschriftlich  nieder- 
geschrieben werden  dürfen.  Ferner  sind  schriftliche  Angaben  der  erwähnten 
Art  fortan  außer  bei  Versicherungspolicen  auch  bei  allen  sonstigen  Ver- 
sicherungspapieren erlaubt. 

4.  Die  bei  Zirkularen  (gedruckten  oder  geschriebenen  Mitteilungen), 
gedruckten  Visitenkarten,  Weihnachts-,  Neujahrs-,  Oster-  und 
Geburtstagskarten  bei  der  Versendung  gegen  die  Halfpenny-Taxe  er- 
laubten handschriftlichen  Zusätze  sind  dahin  weiter  ausgedehnt  worden,  daß 
fortan  zulässig  sind:  Zeitangaben,  Name,  Adresse  und  nähere  Bezeichnung 
der  beteiligten  Personen,  nähere  Bezeichnung  von  Waren  und  Geldbeträgen, 
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Angaben  über  Art  der  Absendung  oder  Ablieferung  von  Waren  oder  Geld, 
Angabe  der  Geschäftsbedingungen,  Buchungsnummern  oder  Buchstaben, 
Berichtigungen  von  Druckfehlern.  Ort,  Eigenschaft  und  Gegenstände  von 
Versammlungen  oder  Zusammenkünften,  endlich  Höflichkeits-  oder  sonstige 
übliche  Formeln  mit  höchstens  5  Worten  oder  Buchstaben. 

5.  Die  Vorschriften  über  die  Zulassung  von  Manuskripten  und 
Korrekturbogen  mit  Korrekturen  und  Erläuterungen,  ferner  von 
Schülcrarbeiten  und  Prüfungspapieren  mit  Erläuterungen,  Ver- 
besserungen und  Anweisungen  gegen  die  Halfpenny-Taxe  bleiben  bestehen; 
neu  ist  jedoch  die  Bestimmung,  daß  unter  den  Begriff  »Schülerarbeiten 
und  Prüfungspapiere«  auch  Antworten  auf  Preisausschreiben  (jedoch  mit 
Ausschluß  der  Antworten  auf  Preisrätsel)  fallen  sollen.  Auch  die  sonstigen 
Vorschriften  über  Hai  f  penny  -  Sendungen  haben  keine  Änderung 
erfahren;  insbesondere  sind  Bilder.  Photographien,  Zeichnungen  und 
dergl.  allgemein,  dagegen  die  Vervielfältigungen  der  mit  der  Schreib- 
maschine hergestellten  Schriftstücke  nur  dann  zur  Versendung  gegen  die 
Halfpenny-Taxe  zugelassen,  wenn  sie  am  Postschaltcr  in  wenigstens 
20  gleichlautenden  Exemplaren  aufgeliefert  werden. 

Bei  Erlaß  der  neuen  Bestimmungen  ist  die  britische  Postverwaltung, 
wie  sich  aus  einer  Veröffentlichung  des  Generalpostmeisters  ergibt,  von  der 
Absicht  ausgegangen,  daß  alle  im  öffentlichen,  geschäftlichen  oder  privaten 
Leben  vorkommenden  teilweise  gedruckten  Schriftstücke  als  Halfpenny- 
Sendungen  sollen  versandt  werden  dürfen;  um  das  zu  ermöglichen,  sind 
die  oben  im  einzelnen  aufgeführten  sehr  weitgehenden  handschriftlichen 
Zusätze  gestattet  worden.  Da  nach  den  neuen  Vorschriften  sehr  viele 
Sendungen,  die  bisher  als  Briefe  einer  Taxe  von  einem  Penny  unterlagen, 
künftig  gegen  die  Hälfte  der  bisherigen  Taxe  werden  befördert  werden, 
darf  man  gespannt  sein,  wie  sich  die  finanzielle  Wirkung  der  Maßnahme 
äußern  wird. 

Eine  weitere,  zwar  minder  wichtige,  aber  auch  nicht  uninteressante 
neue  Vorschrift  ist  von  der  britischen  Postverwaltung  vor  kurzem  insofern 
getroffen  worden,  als  für  die  zum  Gebrauche  von  Blinden  be- 
stimmten Papiere  eine  außerordentlich  niedrige  Taxe  [bis  2  Unzen 
(56  g)  Vi  d,  über  2  Unzen  bis  2  Pfund  (007  g)  id.  über  2  bis  5  Pfund 
(2,208  kg)  1 '/2  d]  eingeführt  worden  ist.  Die  neue  Taxe  rindet  auf  alle  in 
Braille-Schrift  oder  einer  anderen  Blindenschrift  gedruckten  Bücher  und 
Zeitschriften  Anwendung;  Voraussetzung  ist  jedoch,  daß  die  Sendungen 
die  Aufschrift  »Literature  for  the  Blind«  tragen,  und  daß  ihre  Ausdehnungen 
über  2:1:1  Fuß  (60  :  30  :  30  cm)  nicht  hinausgehen. 

Der  Paketverkehr  der  britischen  Postanstalten  (1005/00  101,7  Millionen 
Sendungen)  hat  in  den  letzten  fünf  Jahren  ungefähr  in  demselben  Ver- 
hältnisse wie  der  Briefverkehr,  nämlich  um  25,5  v.  H.,  zugenommen.  Eine 
neuerdings  durchgeführte  Verbilligung  des  Paketportos  in  dem  Sinne,  daß 
das  Porto  für  alle  das  Gewicht  von  4  Pfund  (engl.)  überschreitenden  Sen- 
dungen um  1  oder  2  d  ermäßigt  worden  ist,  wird  ohne  Zweifel  zu  einer 
Hebung  des  Postpaketverkehrs  in  England  beitragen.  Das  Paketporto  be- 
trägt in  England  jetzt:  bis  1  Pfund  (453,0  g)  3  d.  über  1  bis  2  Pfund  4  d, 
über  2  bis  3  Pfund  5  d,  über  3  bis  5  Pfund  6  d.  über  5  bis  7  Pfund  7  d 
und  über  7  Pfund  für  jedes  weitere  Pfund  bis  zum  Meistgewichte  von 
1 1  Pfund  (5  kg)  1  d.  Beim  Postpaketverkehre  mit  dem  Auslande  stellt  sich 
die  Zunahme  für  die  letzten  fünf  Jahre  abgehend  (1005/06  2474000  Post- 
pakete) auf  23,5  v.  H.  und  ankommend  (1905/06  1  431  000  Postpakete)  auf 
28,0  v.  H.     Der  Wert  der  zwischen  England  und  anderen  Ländern  ausge- 
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tauschten  Postpakete  hat  1905/0O  nach  der  Handelsstatistik  114  Millionen 
Mark  betragen,  wovon  73.2  v.  H.  auf  die  Richtung  nach  dem  Ausland  ent- 
fallen. Die  britischen  Kolonien  sind  am  Auslandspaketverkehr  Englands 
abgehend  mit  etwa  50  v.  II.  und  ankommend  mit  nicht  ganz  25  v.  H.  be- 
teiligt. Im  einzelnen  sind  im  letzten  Jahre  abgegangen:  nach  Britisch-Süd- 
afrika  392725,  nach  Britisch  -  Indien  215744,  nach  Canada  172600,  nach 
Australien  einschließlich  Neuseeland  127  041  und  nach  den  übrigen  Kolonien 
im  ganzen  296374  Postpakete.  In  der  umgekehrten  Richtung  haben  Britisch- 
lndicn  mit  117  016,  Canada  mit  76402  und  Britisch-Südafrika  mit  64569 
Postpaketen  die  höchsten  Ziffern  aufzuweisen.  Von  fremden  Ländern  unter- 
hält Deutschland  nach  wie  vor  den  stärksten  Postpaketverkehr  mit  England. 
Bemerkenswert  ist.  daß  Deutschland,  das  1905/06  356423  Postpakete  aus 
England  empfangen  und  474  669  Postpakete  dahin  abgesandt  hat,  das 
einzige  Land  ist,  mit  dem  England  ausgehend  einen  minder  lebhaften 
Postpaketaustausch  unterhält  als  ankommend.  Nächst  Deutschland  tauscht 
Frankreich  die  meisten  Postpakete  mit  England  aus,  und  zwar  hat  sich  der 
französisch -englische  Postpaketverkehr  im  Jahre  1005/0O  in  der  Richtung 
aus  England  auf  275  074  und  in  der  entgegengesetzten  Richtung  auf 
254090  Postpakete  belaufen.  Es  schließen  sich  an:  Italien  mit  133  361 
und  76384,  die  Niederlande  mit  68958  und  56365  und  Belgien  mit 
63745  und  38351  Postpaketen.  Auffallend  gering  ist  im  Jahre  1905/06 
die  Zahl  der  aus  der  Schweiz  nach  England  abgesandten  Postpakete  (nur 
O444  Stück)  gewesen,  während  aus  England  nach  der  Schweiz  74627  Post- 
pakete zur  Versendung  gekommen  sind. 

Auf  Postbons  sind  im  Vereinigten  Königreich  im  letzten  Jahre  775,4  Mil- 
lionen Mark  ein-  und  ausgezahlt  worden,  was  gegenüber  dem  Jahre  1900/01 
eine  Zunahme  um  28, s  v.  H.  bedeutet.    Besonders  lebhaft  ist  der  Verkehr 
mit  Postbons  seit  dem  Jahre  1903  gewachsen,   in  dem  mehr  als  20  neue 
Sorten  Postbons  hinzugetreten   sind.    Zur  Zeit  werden  bei  den  britischen 
Postanstalten  41  Sorten  Postbons  ausgegeben,  die  über  Beträge  zwischen 
'/.j  und  21  Schilling  lauten.   Die  Gebühr  für  Postbons  beträgt,  nachdem  neuer- 
dings verschiedene  Gebührenherabsetzungen  durchgeführt  worden  sind,  für 
Summen  bis  21/.,  sh:  '/.,  d,  über  2'/2  bis  15  sh:  I  d  und  über  15  sh:  1 '/2  d. 
Demgegenüber  beträgt  die  Mindesttaxe  für  eine  inländische  Postanweisung 
2  d.    Die  Postbons  im  Werte  von  mehr  als  10  sh  werden  neuerdings  zur 
Verhütung  von  Mißbräuchen  in  Rotdruck  hergestellt,  während  die  niederen 
Werte  blau  gedruckt  sind.    Die  am  meisten  vorkommenden  Postbons  sind 
diejenigen   über  20  sh   (I  t),   von  denen   1905/06   13260000  ausgegeben 
worden  sind.    Nächstdcm  macht  das  englische  Publikum  am  meisten  Ge- 
brauch von  den  Postbons  zu  5  sh  (10081000),   10  sh  (8789000),  2'/2  sh 
(6879000),  2  sh  (6842000)  und  1  sh  (6769000).     In  den  britischen  Ko- 
lonien  sind  im  letzten  Jahre  658000  Postbons  über  73/4  Millionen  Mark 
und  auf  britischen  Kriegsschiffen  543000  Postbons  im  Werte  von  7'/2  Mil- 
lionen Mark  zur  Ausgabe  gelangt.  Ähnlich  hohe  Zahlen  sind  — •  außer  zur  Zeit 
des  südafrikanischen  Krieges  —  im  Kolonial-  und  Schiffsverkehr  Englands  noch 
niemals  erreicht  worden.    Beim  Kolonialverkehre  beträgt  die  Zunahme  allein 
von  1904/05  auf  1905/06  nicht  weniger  als  75  v.  H.    Diese  besonders  leb- 
hafte Steigerung  ist  darin  begründet,  daß  in  den  letzten  Jahren  eine  große 
Zahl  von  neuen  Gebieten,  insbesondere  die  Kolonien  Südafrikas  und  Britisch- 
Indien.  in  den  Verkehr  mit  Postbons  einbezogen  worden  sind.   Auf  die  Ge- 
staltung des  Postanweisungsdienstes  ist  das  erhebliche  Anwachsen  der 
Geldversendung  mittels  Postbons  erklärlicherweise  nicht  ohne  Einfluß  ge- 
wesen.   Dies  spricht  sich  darin  aus,  daß  der  inländische  Postanweisungs- 
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verkehr  Englands  gegenwärtig  ungefähr  dem  des  Jahres  1901/02  gleichkommt, 
und  daß  im  Postanweisungsaustausch  Englands  mit  seinen  Kolonien  seit  dem 
Jahre  1903/04  keine  nennenswerte  Zunahme  zu  verzeichnen  ist.  Im  Gegen- 
satze dazu  ist  der  Postanweisungsverkehr  Englands  mit  fremden  Ländern  in 
den  letzten  fünf  Jahren  um  rund  50  v.  H.  gewachsen.  Von  der  Gesamt- 
summe der  mit  dem  Ausland  ausgetauschten  Postanweisungen  (1905/06 
85  Millionen  Mark)  entfallen  33,2  v.  H.  auf  die  Richtung  nach  dem  Aus- 
land und  66,8  v.  H.  auf  die  entgegengesetzte  Richtung.  Den  lebhaftesten 
Postanweisungsverkehr  unterhält  England  mit  den  V  ereinigten  Staaten  von 
Amerika,  von  wo  England  im  letzten  Jahre  37  Millionen  Mark  mittels  Post- 
anweisung empfangen  hat,  denen  6  Millionen  Mark  bei  den  britischen  Post- 
anstalten gemachte  Einzahlungen  gegenüberstehen.  Aus  Deutschland  und 
Frankreich  sind  5,2  und  5,0  Millionen  Mark  im  Wege  der  Postanweisung 
nach  England  zur  Versendung  gekommen,  während  in  England  4,0  und 
40  Millionen  Mark  nach  diesen  Ländern  eingezahlt  worden  sind.  Der  Mindest- 
betrag der  Gebühr  für  Postanweisungen  nach  dem  Auslande,  der  in  Eng- 
land bisher  für  Postanweisungen  bis  zum  Betrage  von  20  Mark  (1  t)  4  d 
betrug,  ist  vor  kurzem  für  Postanweisungen  bis  zu  demselben  Betrag  auf 
3  d  herabgesetzt  worden. 

Bei  der  englischen  Postsparkasse  sind  im  Jahre  1905  (das  Geschäfts- 
jahr der  Postsparkasse  ist  das  Kalenderjahr)  846  Millionen  Mark  eingezahlt 
und  842  Millionen  Mark  abgehoben  worden.  Mit  Einschluß  der  den  Sparern 
für  1905  in  Höhe  von  72  Millionen  Mark  gutgeschriebenen  Zinsen  belief  sich 
das  Gesamtguthaben  der  Sparer  Anfang  1906  auf  mehr  als  3  Milliarden  Mark. 
Auf  telegraphischem  Wege  sind  im  Jahre  1905  168036  Abhebungen  erfolgt, 
gegenüber  21 1977  im  Jahre  zuvor.  Die  Abnahme  hängt  damit  zusammen, 
daß  seit  Anfang  Juli  1905  jeder  Inhaber  eines  Sparbuchs  Beträge  bis  zu 
20  Mark  bei  jeder  für  den  Sparkassendienst  geöffneten  Postanstalt  ohne 
jede  Förmlichkeit  abheben  kann.  Derartige  Abhebungen  sind  in  den  sechs 
Monaten  bis  Ende  1905  in  nahezu  2  Millionen  Fällen  bewirkt  worden,  und 
der  Generalpostmeister  hebt  mit  Befriedigung  hervor,  daß  die  Neuerung 
dazu  beigetragen  habe,  der  Postsparkasse  beim  großen  Publikum  eine  noch 
größere  Beliebtheit  zu  verschaffen  als  bisher.  Die  Förderung  des  Sparens 
bei  den  Kindern  und  bei  den  in  Reih  und  Glied  stehenden  Soldaten  hat  sich 
die  britische  Postverwaltung  in  den  letzten  Jahren  im  Einvernehmen  mit 
den  Schul-  und  Militärbehörden  lebhaft  angelegen  sein  lassen.  Diese  Be- 
mühungen sind  auch  sichtlich  von  Erfolg  begleitet  gewesen ,  denn  außer 
einer  erheblichen  Vermehrung  der  »Pfennigbanken«,  d.  h.  der  mit  der  Post- 
sparkasse in  Verbindung  stehenden  Schulsparkassen,  verzeichnet  der  Ge- 
schäftsbericht der  Postsparkasse  eine  Zunahme  der  von  den  kolonialen 
Truppen  überwiesenen  Spareinlagen  um  40  v.  H. 

Mit  der  Verwendung  von  Motorwagen  für  Postzwecke  sind  die 
Versuche  fortgesetzt  worden.  Zur  Zeit  sind  Motorwagen  außer  im  Lon- 
doner Stadtpostverkehr  auf  14  Postrouten  im  Gebrauche.  Der  längste  Auto- 
mobilpostkurs Englands  ist  derjenige  zwischen  London  und  Brighton ,  der 
seit  dem  I.  Juni  1905  besteht.  Auf  ihm  wie  auch  auf  den  anderen  mit 
Automobilen  betriebenen  Postkursen  sind  bisher  im  ganzen  befriedigende 
Erfahrungen  mit  den  Motorwagen  gemacht  worden.  Die  Postverwaltung 
wird  daher  auch  ferner  mit  der  Einrichtung  von  Automobilpostkurscn  vor 
gehen,  dabei  aber  doch,  da  die  Bauart  der  Automobile  noch  mannigfacher 
Verbesserungen  fähig  ist.  eine  gewisse  Zurückhaltung  bewahren.  Für  die 
nächste  Zeit  ist  die  Einrichtung  von  Automobilposten  zwischen  London 
und  Hastings,  London  und  Colchester,  London  und  Hitchin  sowie  Leeds 
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und  Huddersfield  in  Aussicht  genommen.  Wenn  sich  die  Postverwaltung 
von  der  Einrichtung  dieser  Motorwagenpostkurse  eine  wesentliche  Ersparnis 
an  J 'ostbeförderungskosten  verspricht,  so  beruht  das  darauf,  daß  die  Post- 
automobile in  England  in  der  Hauptsache  zur  Beförderung  von  Postpaketen 
dienen,  und  daß  mit  der  Einstellung  weiterer  Automobile  somit  eine  Ver- 
minderung der  hohen  Kosten  erreicht  wird,  die  die  britische  Postverwaltung 
für  Beförderung  der  Postpakete  an  die  Eisenbahnen  zu  zahlen  hat. 

Der  See  postdien  st  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  ist  im  letzten  Jahre  durch  Einrichtung  englisch -amerikanischer 
Seeposten  auf  den  Dampfern  der  White  Star- Line  und  der  American -Line 
verbessert  worden.  Dagegen  sind  die  Verhandlungen  mit  der  Cunard-Line 
wegen  der  Einrichtung  gleichartiger  Seeposten,  wie  der  Generalpostmeister 
mit  dem  Ausdrucke  des  Bedauerns  erwähnt,  noch  nicht  zum  Abschlüsse  ge- 
kommen. Der  Postverkehr  zwischen  England  und  Westindien  wurde  bis 
vor  nicht  langer  Zeit  durch  die  Royal  Mail  Steam  Packet  Company  bewirkt, 
die  dafür  eine  Postsubvention  von  422500  Mark  bezog;  123000  Mark 
hiervon  wurden  von  den  beteiligten  britischen  Kolonien  in  Westindien  ge- 
tragen. Nach  Ablauf  des  mit  der  genannten  Schiffsgesellschaft  abge- 
schlossenen Postsubventionsvertrags  (Ende  Juni  1905)  ist  ein  neuer  gleich- 
artiger Vertrag  bisher  nicht  zustande  gekommen,  weil  auf  die  Ausschreibung 
der  Postverwaltung  befriedigende,  auch  für  die  beteiligten  Kolonien  annehm- 
bare Angebote  nicht  abgegeben  worden  sind.  Die  Postsachen  zwischen  Eng- 
land und  Westindien  werden  daher  jetzt  ohne  Postsubvention  gegen  Zahlung 
der  üblichen  Beförderungsgebühren  mit  verschiedenen  Schiffen,  namentlich 
solchen  der  Royal  Mail  C  ompany  und  der  Eirma  Scrutton  und  Company, 
befördert.  Der  für  die  Postbeförderung  nach  und  aus  Indien ,  China  und 
Australien  von  der  britischen  Postverwaltung  mit  der  Peninsular  and  Oriental 
Steam  Navigation  Company  abgeschlossene  Subventionsvertrag  war  schon 
Ende  Januar  1905  abgelaufen,  ist  aber  durch  einen  vorläufigen  Vertrag 
vom  Jahre  1904  zunächst  bis  Ende  Januar  1908  verlängert  worden.  Wegen 
Abschlusses  eines  neuen  Vertrags  schweben  Ermittlungen.  Bemerkt  sei 
dazu,  daß  der  Vertrag,  den  die  australische  Regierung  wegen  Unterhaltung 
einer  vierzehntägigen  Postverbindung  nach  und  aus  England  mit  der 
Orient  Steam  Navigation  Company  abgeschlossen  hat,  ebenfalls  Ende 
Januar  1908  sein  Ende  erreicht,  und  daß  die  genannte  Regierung  bereits 
einen  neuen  Subventionsvertrag  mit  einer  neu  zu  bildenden  Gesellschaft 
abgeschlossen  hat. 

Die  Zahl  der  durch  die  britischen  Telegraphenanstalten  beförderten  Tele- 
gramme ist  im  Jahre  1902/03  mit  92.=.  Millionen  Stück  bisher  am  höchsten 
gewesen;  der  Teiegramtnverkehr  des  Jahres  1905/06  ist  mit  89,5  Millionen 
Telegrammen  zwar  um  o/.  v.  H.  stärker  als  der  des  Jahres  1004/05,  bleibt 
aber  hinter  dem  Verkehre  der  Jahre  1 000/01  bis  1003/04  zurück.  Die 
Verkehrsabnahme,  die  ohne  Zweifel  durch  das  rasche  Anwachsen  des  Fern- 
sprechverkehrs bedingt  ist.  erstreckt  sich  ausschließlich  auf  den  Inlands- 
verkehr.  Dagegen  ist  der  Auslandstelegrammverkehr  Englands  —  der  Ge- 
schäftsbericht des  Generalpostmeisters  erwähnt  nur  die  mit  Regierungskabeln 
nach  dem  europäischen  Festland  abgesandten  und  von  da  empfangenen 
Telegramme  -  seit  1000  01  von  5'/2  auf  ö1/.,  Millionen  Telegramme,  also 
um  etwa  15  v.  H.,  in  die  Höhe  gegangen.  Am  Telegrammverkehre  des 
Jahres  1905/06  ist  Deutschland  mit  2.\  Millionen  Telegrammen  (davon 
1,1  Millionen  in  der  Richtung  aus  England)  und  Frankreich  mit  1,7  Mil- 
lionen (davon  o.y  Millionen  in  der  Richtung  aus  England)  beteiligt.  Die 
Telegrammbestellungsgebühr  ist  vom  1.  Januar  1906  ab  anderweit 
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festgesetzt  worden.  Eine  solche  Gebühr  wird  nur  noch  dann  erhoben,  wenn 
die  Wohnung  des  Empfängers  mehr  als  3  Meilen  (4,s  km)  von  der  Tele- 
graphenanstalt entfernt  ist.  Sie  beträgt  für  jede  weitere  Meile  3  d  (rund 
25  Pf.)  Die  Umschalteeinrichtung  für  die  Stadt-Telegraphen  - 
an  st  alten  in  London,  die  sich  beim  Zentral -Telegraphenamte  befindet 
(vgl.  Archiv  1906,  S.  578),  ist  wesentlich  erweitert  worden.  Zwischen 
200  Stadt- Telegraphenanstalten  können  jetzt  die  Telegramme  unmittelbar 
ausgewechselt  werden ,  ohne  daß  eine  Umarbeitung  bei  der  Zentrale  not- 
wendig ist.  Mit  M  asch  inen  -Schnei  Itelegraphensy  steinen  sind  auf 
einigen  Leitungen  erfolgreiche  Versuche  angestellt  worden.  Zur  dauernden 
Einführung  für  den  Betrieb  haben  sich  diese  Apparate  jedoch  noch  nicht 
als  geeignet  erwiesen.  Zwischen  London  einerseits  und  Paris  und  Ant- 
werpen anderseits  ist  der  Betrieb  durch  Einführung  leistungsfähigerer 
Apparate  verbessert  worden. 

Die  1896  begonnene  Herstellung  einer  Kabellinie  von  London  nach 
Glasgow  ist  zu  Ende  geführt.  In  VVarrington  vereinigt  sich  diese  Linie 
mit  einer  zweiten,  von  Liverpool  kommenden  Kabellinie,  die  außerdem 
Manchester,  Bradford  und  Leeds  berührt.  Im  weiteren  ist  ein  Tclegraphen- 
kabel  von  London  nach  Chatham  ausgelegt,  und  die  Kabellinie  von  London 
nach  dem  Westen  ist  bis  Slough  fertiggestellt  worden;  Kabelröhren  sind 
bereits  bis  Reading  gelegt.  Im  laufenden  Rechnungsjahre  soll  der  Röhren- 
strang bis  Bristol  und  das  Kabel  zunächst  bis  Chippenham  verlängert 
werden.  Diese  westliche  Linie  soll  in  den  nächsten  Jahren  nach  Cornwall 
weitergeführt  werden ,  um  eine  gesicherte  Verbindung  zwischen  London  und 
den  Stationen  der  Uberseekabel  nach  dem  Atlantischen  Ozean  und  dem 
Mittelmeere  herzustellen.  Wegen  der  hohen  Kosten  kann  die  Postverwal- 
tung mit  dem  Ausbaue  des  lnlandskabelnetzes  nur  verhältnismäßig  langsam 
vorgehen.  Neue  Auslandskabel  sind  von  der  Regierung  im  letzten 
Jahre  nicht  ausgelegt  worden.  Dagegen  hat  die  Uommercial  Cable  Com- 
pany ein  weiteres  Kabel  zwischen  Waterville  (Irland)  und  Canso  (Neu- 
Schottland)  verlegt,  und  die  Große  Nordische  Telegraphengcsellschaft  hat  eine 
Seekabellinie  von  den  Shetlandsinscln  über  die  Faröer  nach  Island  hergestellt. 

Die  Schwierigkeiten,  die  Behörden  und  Private,  insbesondere  auch 
Verschönerungsvereine,  dem  weiteren  Ausbaue  des  oberirdischen 
Leitungsnetzes  bereiten,  werden  immer  größer.  Der  Geschäftsbericht 
des  Generalpostmeisters  erkennt  das  Verlangen,  daß  starke  Fernsprechlinien 
unterirdisch  verlegt  werden  sollen,  als  berechtigt  an,  erklärt  es  aber  für 
unmöglich,  für  vereinzelte  Anschlüsse  nach  entlegeneren  Vororten  Kabel  zu 
verwenden,  weil  sonst  außerordentlich  hohe  Zuschläge  zu  den  Fernsprech- 
vergütungen erhoben  werden  müßten.  Der  Zustand,  daß  der  Ausbau  des 
Telegraphennetzes  infolge  dieser  Schwierigkeiten  im  Rückstände  bleibt, 
und  wichtige  Orte  dadurch  benachteiligt  werden ,  ist  nach  der  Ansicht  des 
Generalpostmeisters  auf  die  Dauer  unhaltbar  und  bedarf  dringend  der  Abhilfe. 

Was  das  Gebiet  der  drahtlosen  Telegraphic  angeht,  so  hatte  die 
Wireless  Telegraphy  Act  von  1904,  dem  Geschäftsberichte  des  Generalpost- 
meisters zufolge,  hauptsächlich  den  Zweck,  1.  die  Funkentelegraphie  aus 
strategischen  Rücksichten  unter  die  Kontrolle  der  Regierung  zu  stellen, 
2.  die  Regierung  in  die  Lage  zu  setzen,  die  Beschlüsse  eines  internationalen 
Kongresses  durchzuführen,  3.  die  Errichtung  von  Stationen  derart  zu  regeln, 
daß  gegenseitige  Störungen  zwischen  benachbarten  Stationen  ferngehalten 
werden.  Das  Gesetz  hat  sich  bewährt;  seine  ursprünglich  auf  2  Jahre  be- 
messene Gültigkeitsdauer  ist  durch  ein  inzwischen  erlassenes  neues  Gesetz 
bis  Dezember  1909  verlängert   worden.     Auf  Grund   des  Gesetzes  vom 
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Jahre  1904,  das  die  Errichtung  von  Funkentelegraphenstationen  ohne  Ge- 
nehmigung des  Generalpostmeisters  untersagt,  sind  an  diesen  vielfache  Ge- 
suche wegen  Erteilung  von  Konzessionen  für  Funkentelegraphenanlagen 
gerichtet  worden.  Bei  Friedigung  dieser  Gesuche  ist,  wie  der  Generalpost- 
meister hervorhebt,  davon  ausgegangen  worden,  daß  es  erwünscht  sei,  einen 
Wettbewerb  der  verschiedenen  Systeme  für  drahtlose  Telegraphie  zu  be- 
günstigen. Im  ganzen  sind  bis  jetzt  mehr  als  100  Konzessionen  erteilt 
worden;  dabei  handelte  es  sich  teils  um  Stationen  für  Handelszwecke,  teils 
um  private  oder  Versuchsanlagen.  In  den  wenigen  Fällen,  in  denen  Kon- 
zessionsgesuche abgelehnt  worden  sind,  ist  dies  geschehen,  weil  befürchtet 
wurde,  daß  die  neu  zu  errichtenden  Stationen  den  Betrieb  älterer,  vor  Erlaß 
des  Gesetzes  von  1004  in  Betrieb  genommener  Stationen  stören  würden. 
Mit  der  Annahme  von  Telegrammen  zur  Beförderung  durch  die  Stationen 
der  Marconi  VVireless  Telegraph  Company  sowie  mit  der  Bestellung  der 
von  den  Stationen  dieser  Gesellschaft  überwiesenen  Telegramme  befassen 
sich  die  englischen  Telegraphenanstalten  seit  Anfang  1905.  Die  Tele- 
gramme unterliegen  zugunsten  der  englischen  Telegraphenverwaltung  der 
gewöhnlichen  Gebühr  für  Inlandstelegramme  ('/.>  d  für  das  Wort,  min- 
destens 6  d),  und  zugunsten  der  Marconi-Gcscllschaft  einer  Gebühr  von  6  d 
für  das  Wort  mit  einer  Mindesttaxe  von  6  sh.  Unter  diesen  Bedingungen 
sind  im  Jahre  1905/06  mit  der  Mareoni-Gesellschaft  1 1  094  nach  England 
bestimmte  Telegramme  ausgetauscht  worden ,  wogegen  sich  die  Zahl  der 
der  Mareoni-Gesellschaft  zur  Weiterbeförderung  überwiesenen  Telegramme 
auf  558  belaufen  hat.  Um  die  Verwendbarkeit  der  Funkentelegraphie  für 
die  Zwecke  eines  regelmäßigen  Telegraphenbetriebs  zu  erproben,  sollen 
funkentelegraphische  Verbindungen  einerseits  zwischen  Tobermory  (an  der 
schottischen  Küste)  und  Boisdale  (Hebriden)  und  anderseits  zwischen  den 
an  der  Ostküste  Englands  am  Wash-Busen  gelegenen  Orten  Hunstanton 
und  Skegness  in  Betrieb  genommen  werden.  Die  Stationen  sind  im  Baue 
begriffen;  ihre  Herstellung  ist  an  die  Marconi-  und  an  die  britische  De 
Forest-Gesellschaft  vergeben  worden. 

Die  Zahl  der  Fernsprechämter  für  den  Fernverkehr  betrug  am 
31.  März  1906  487;  im  letzten  Jahre  sind  44  neu  hinzugekommen.  151  neue 
Fernleitungen  wurden  in  Betrieb  genommen,  so  daß  am  Schlüsse  des  Be- 
richtsjahrs 1755  Fernleitungen  mit  103000  km  Doppelleitungen  vorhanden 
waren.  Das  auf  das  Fernleitungsnetz  bisher  verwendete  Kapital  beträgt 
58  Millionen  Mark,  wovon  7,2  Millionen  Mark  auf  das  letzte  Jahr  ent- 
fallen. Die  Zahl  der  Ferngespräche  hat  im  Jahre  1905/06  17974000  be- 
tragen (16,2  v.  H.  mehr  als  im  Vorjahre),  die  Gebühreneinnahme  aus  dem 
Fernverkehre  nicht  ganz  9  Millionen  Mark  (17,6  v.  H.  mehr  als  im  Vor- 
jahre). Die  durchschnittliche  Einnahme  für  das  einzelne  Gespräch  beläuft 
sich  auf  5,97  d  (51  Ff.).  Einen  internationalen  Fernsprechverkehr  unterhält 
England  nur  mit  Frankreich  und  Belgien,  und  zwar  sind  an  direkten  Fern- 
sprechlcitungen  vorhanden:  4  Leitungen  zwischen  London  und  Paris,  I  zwi- 
schen London  und  Lille  und  2  zwischen  London  und  Brüssel.  Im  Jahre 
1905/06  sind  zwischen  England  und  Frankreich  in  der  Richtung  aus  Eng- 
land 43  940  und  in  der  entgegengesetzten  Richtung  45  620  Gespräche,  zwi- 
schen England  und  Belgien  7257  und  0233  Gespräche  gewechselt  worden. 

In  56  Orten  hat  die  Postvcrwaltung  im  letzten  Jahre  Orts- Fernsprech  - 
netze  hergestellt,  und  zwar  in  10  Fällen  gegen  Übernahme  einer  Gewähr- 
leistung seitens  der  Interessenten.  An  Orten,  für  die  sich  die  Einrichtung 
von  Vertnittlungsanstalten  nicht  lohnt,  sollen  in  Zukunft  öffentliche  Fern- 
sprechstellen eingerichtet    werden.     An    die  Vermittlungsämter  der  Post- 
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Verwaltung  außerhalb  Londons  waren  am  31.  März  1906  8425  Teilnehmer 
angeschlossen  (gegenüber  6854  am  31.  März  1905)-  Die  Ämter  CardifT  und 
Newcastle  haben  Umschalteeinrichtungen  neuster  Art  erhalten. 

In  London  ist  die  Zahl  der  Teilnehmer  am  Fernsprechnetze  der  Post- 
verwaltung von  24351  auf  32879  gestiegen.  In  jeder  Woche  kommen  etwa 
160  Teilnehmer  hinzu.  In  den  Vorstädten  Epsom  und  Ealing  sind  Ver- 
mittlungsämter eingerichtet  worden.  Das  zunächst  für  15300  Teilnehmer 
eingerichtete  City -Vermittlungsamt  hat  eine  Aufnahmefähigkeit  von  18000 
Anschlüssen.  Das  Zentral -Vermittlungsamt  wird  gegenwärtig  nach  den 
neusten  Erfahrungen  umgebaut.  Nach  seiner  Fertigstellung  werden  diese 
beiden  Ämter  zusammen  32  000  Anschlüsse  fassen.  Die  Zahl  der  öffent- 
lichen Fernsprechstellen  der  Postverwaltung  beträgt  in  London  314, 
der  Zuwachs  im  letzten  Jahre  187.  Unterirdische  Kabelkanäle  waren 
im  Londoner  Stadtgebiet  am  31.  März  1906  in  einer  Länge  von  2584  km 
vorhanden,  davon  sind  571  km  im  letzten  Jahre  verlegt  worden.  Die  bisher 
eingezogenen  Fernsprechkabel  enthalten  330000  km  Leitung.  Davon  sind 
79000  km  an  die  National  Telephone  Co.  vermietet.  Vom  Reste  sind 
147000  km  bereits  für  Anschluß-  und  Verbindungsleitungen  eingeschaltet,  so 
daß  für  Erweiterungszwecke  noch  1 10000  km  verfügbar  sind. 

Die  durchschnittlichen  Kosten  für  die  Herstellung  eines  Fern- 
sprechanschlusses in  London  haben  im  Berichtsjahre  35  1  13  sh  10  d 
(736  Mark)  betragen  gegenüber  38  1  18  sh  od  im  vorhergehenden  Jahre. 
Dabei  sind  außer  den  Leitungen  und  der  technischen  Einrichtung  der  Sprech- 
stellen auch  anteilige  Kosten  der  Vermittlungsanstalt  in  Anrechnung  gebracht. 
Berücksichtigt  man  bei  der  Berechnung  jedoch  auch  die  im  Netze  und  bei 
den  Ämtern  vorhandenen  Vorräte  an  Kabeln,  Klinken  usw.,  mithin  das 
gesamte  auf  die  Fernsprecheinrichtung  verwendete  Kapital,  so  entfallen  auf 
jeden  Anschluß  54!  (rund  1100  Mark)  gegen  64!  im  Jahre  1904  und 
73  £  im  Jahre  1903.  Danach  werden  die  Kosten  um  so  geringer,  je  mehr 
von  den  reichlich  vorgesehenen  Vorratsleitungen  usw.  für  den  Betrieb  ver- 
braucht werden. 

Die  Einnahme  an  Lizenzgebühren  usw.  von  der  National  Teleph  one  Co. 
hat  im  Berichtsjahre  4.»  Millionen  Mark  betragen;  an  sonstigen  Lizenz- 
gebühren sind  gegen  190000  Mark  aufgekommen.  Das  1905  geschlossene 
Abkommen  mit  der  National  Telephone  Co.,  wonach  die  Einrichtungen 
dieser  Gesellschaft  191 2  in  den  Besitz  der  Postverwaltung  übergehen  sollen, 
hat  vorteilhafte  Wirkungen  gehabt.  An  allen  Orten  sind  jetzt  Verbindungen 
zwischen  Sprechstellen  der  beiden  Netze  zugelassen.  Um  bei  der  späteren 
Übernahme  der  Einrichtungen  auf  den  Staat  die  Kosten  in  mäßigen  Grenzen 
zu  halten  und  umfangreiche  Verlegungen  von  Linien  und  Ämtern  zu  ver- 
meiden, gestattet  die  Postverwaltung  schon  jetzt  der  Gesellschaft,  ihre  Ver- 
mittlungseinrichtungen und  öffentlichen  Sprechstellen  in  Nebenräumen  der 
Postanstalten  unterzubringen.  Auch  sorgt  sie  dafür,  daß  die  Gesellschaft 
bei  der  Auswahl  der  Diensträumc  für  große  Vermittlungsanstalten  die 
Interessen  der  Postvcrwaltung  berücksichtigt,  und  daß  überhaupt  auf  dem 
Gebiete  des  Fernsprechwesens  nicht  Einrichtungen  getroffen  werden,  die  bei 
der  Vereinigung  des  gesamten  Verkehrszweigs  in  einer  Hand  wieder  be- 
seitigt werden  müßten. 

Die  Zahl  der  Postanstalten  Englands  stellte  sich  Ende  März  iqoö 
auf  23293,  nämlich  881  Hauptpostämter,  die  zugleich  in  gewissem  Sinne 
als  Bezirksbehörden  zu  gelten  haben.  277  Zweigpostämter  und  22  135  Unter- 
postämter. London  besitzt  1027  Postanstalten,  darunter  11  Hauptpostämter. 
Von  den  Postanstalten   nehmen   14  921  (—  64  v.  H.  der  Gesamtzahl)  am 


Digitized  by  Google 


88 


Aus  dem  Bereiche  der  britischen  Postverwaltung. 


Postanweisung*-  und  Postsparkassendienste  teil.  Mit  Te  1  egr  a  p  h  e  n  a  n  s  t  a  1 1  e  n 
sind  10372  Postämter  vereinigt;  dazu  kommen  230,4  Eisenbahn-Telegraphen- 
stationen.  Bei  147  der  im  letzten  Jahre  neu  eingerichteten  240  Telegraphen- 
anstalten ist  von  den  Beteiligten  eine  Gewährleistung  übernommen  worden, 
und  zwar  in  70  Fällen  von  Behörden  und  in  71  Fällen  von  Privat- 
personen. Die  Zahl  der  Briefkasten  Englands  beträgt  40302.  Wenn  diese 
Zahl  im  Verhältnisse  zu  der  Zahl  der  Postanstaltcn  gering  erscheint,  so 
hängt  das  u.  a.  damit  zusammen,  daß  in  England  an  den  Postzügen  im 
allgemeinen  keine  Briefkasten  angebracht  zu  werden  pflegen.  Das  Personal 
der  britischen  Postanstalten  besteht  aus  105432  Köpfen.  Davon  sind 
86078  (—  34,8  v.  H.  der  Gesamtzahl)  etatmäßig  angestellt.  Weibliche 
Personen  befinden  sich  unter  dem  etatmäßigen  Personal  12055  und  unter 
dem  nicht  etatmäßigen  Personal  29020.  Von  den  weiblichen  Beamten 
sind  80  Vorsteherinnen  von  Hauptpostämtern  und  7334  Vorsteherinnen  von 
anderen  Postanstalten.  Die  nicht  etatmäßigen  Beamten  haben  im  Falle  der 
Dienstunfähigkeit  keinen  Anspruch  auf  Ruhegehalt;  doch  steht  dem  Ge- 
neralpostmeister ein  Fonds  zur  Verfügung,  aus  dem  nicht  etatmäßige  Be- 
amte, die  ihren  Dienst  nicht  mehr  zu  versehen  vermögen,  fortlaufende 
Unterstützungen  erhalten  können.  Im  letzten  Jahre  sind  mehr  als  100  der- 
artige Unterstützungen  im  Gesamtbetrage  von  32  000  Mark  bewilligt  worden. 
Eine  Gehaltsaufbesserung  der  im  Betriebsdienste  der  englischen  Post-  und 
Telegraphenanstalten  beschäftigten  Beamten  und  Unterbeamten  ist  zum 
1.  April  1905  erfolgt.  Wenngleich  es  sich  dabei  um  eine  dauernde  Mehr- 
belastung des  Post-  und  Telegraphenetats  mit  rund  7'/2  Millionen  Mark  im 
Jahre  handelt,  bleiben  die  bewilligten  Zulagen  doch  sowohl  hinter  den 
Wünschen  des  beteiligten  Personals  als  auch  hinter  den  Vorschlägen  zurück, 
die  das  vom  Parlament  eingesetzte  »Committee  on  Post  Office  Wages«  ge- 
macht hatte.  Wohl  mit  Rücksicht  hierauf  hat  das  Parlament  im  März  1906 
die  Einsetzung  einer  neuen  Kommission  beschlossen,  die  die  Gehalts-  und 
Dienstverhältnisse  der  hauptsächlichsten  Klassen  von  Post-  und  Tele- 
graphenbeamten  erneut  prüfen  und  sich  darüber  äußern  soll,  ob  die  Be- 
zahlung dieser  Beamten  ihren  Beschäftigungsbedingungen  sowie  der  Be- 
zahlung der  Angestellten  anderer  Berufe  entspricht  oder  ob  eine  ander- 
weitige Festsetzung  der  Gehälter  erforderlich  erscheint.  Der  postärztliche 
Dienst  ist  in  England  in  den  letzten  Jahren  in  bemerkenswerter  Weise 
weiter  ausgebaut  worden;  allein  im  Rechnungsjahre  1905/06  hat  die  Post- 
und  Telegraphen  Verwaltung  mehr  als  io<xi  neue  Stellen  für  Postärzte  ein- 
gerichtet, so  daß  jetzt  beinahe  3000  Postärzte  vorhanden  sind.  Die  Zahl 
der  Beamten  und  Unterbcamten,  denen  in  Fällen  der  Krankheit  unentgelt- 
liche Behandlung  durch  die  Postärzte  zuteil  wird,  beläuft  sich  jetzt  auf 
1  17858.  Uber  den  Gesundheitszustand  des  Personals  führt  der  Geschäfts- 
bericht des  Generalpostmeisters  an,  daß  im  Jahre  1905/06  in  den  ver- 
schiedenen Landesteilen  auf  100  Beamte  und  Unterbeamte 

beim  etatmäßigen  männlichen  Personal    35  bis  61  Erkrankungen, 

weiblichen  -        48-80  -  und 

beim  nicht  etatmäßigen  männlichen  Personal  32  bis  52  Erkrankungen, 

weiblichen         -       20    -  65 
gekommen  sind.    Die  Zahl  der  Krankheitstage  hat  für  jeden  Krankheitsfall 
durchschnittlich  betragen: 

beim  etatmäßigen  männlichen  Personal  il.s  bis  17,8  Tage. 

weiblichen         -  -    22, 2      -  und 

beim  nicht  etatmäßigen  männlichen  Personal   9,3  bis  12,7  Tage, 

weiblichen         -        10,0    -    24,8      -  . 
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Danach  steht  das  nicht  etatmäßige  Personal  in  bezug  auf  die  Zahl  und  im 
allgemeinen  auch  in  bezug  auf  die  Dauer  der  Krankheiten  günstiger  da  als 
das  etatmäßige.  Im  weiteren  sind  sowohl  beim  etatmäßigen,  wie  beim 
nicht  etatmäßigen  Personal  die  weiblichen  Angestellten  im  allgemeinen 
nicht  nur  häufiger,  sondern  auch  länger  krank  als  die  männlichen  Beamten 
und  Unterbeamten.  Was  die  Verteilung  der  Krankheiten  auf  die  verschie- 
denen Teile  des  Landes  angeht,  so  hat  London  zwar  die  meisten  Krankheits- 
fälle aufzuweisen,  doch  ist  die  Dauer  der  Krankheiten  bei  dem  Personal 
der  Londoner  Verkehrsanstaltcn  durchweg,  zum  Teil  erheblich,  kürzer  als 
außerhalb  Londons.  Im  übrigen  hat  Schottland  in  bezug  auf  die  Zahl  der 
Krankheitsfälle,  beim  nicht  etatmäßigen  Personal  auch  in  bezug  auf  die 
Dauer  der  einzelnen  Krankheitsfälle,  besonders  günstige  Zahlen  aufzuweisen. 
V  on  den  im  Jahre  1905/06  vorgekommenen  350  Todesfällen  von  Post-  und 
Telegraphenbcamten  ist  beinahe  der  dritte  Teil  durch  Schwindsucht  und 
Lungenleiden  hervorgerufen  worden. 

Die  Einnahmen  der  britischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  haben 
sich  im  Jahre  10.05/06  für  alle  Dienstzweige  zusammen  auf  424  Millionen 
Mark  belaufen.  Dieser  Summe  stehen  Ausgaben  in  Höhe  von  334  Millionen 
Mark  gegenüber,  so  daß  der  Überschuß  90  Millionen  Mark  beträgt.  Im 
einzelnen  stellt  sich  der  Uberschuß  der  Post  auf  105  Millionen  Mark,  während 
die  Telegraphie  (mit  Einschluß  des  Eemsprechwesens)  mit  einer  Unterbilanz 
von  15  Millionen  Mark  gearbeitet  hat.  Wenn  das  Defizit  der  Telegraphie 
1905/06  nicht  unwesentlich  niedriger  ist  als  in  den  vorhergehenden  Jahren, 
so  ist  das  hauptsächlich  auf  die  steigenden  Erträgnisse  der  staatlichen  Eern- 
sprechanlagen  zurückzuführen.  Die  Rentabilität  dieser  Anlagen  stellt  sich 
für  1905/06  wie  folgt. 

Es  haben  betragen: 

die  Einnahmen  die  Ausgaben 

beim  Londoner  Stadtfernsprechnetzc  5272900  Mark  2  291  94"  Mark, 
bei  den  in  Provinzorten  bestehenden 

Eernsprcchnetzen   1  141  320  861  980 

bei  den  Fernsprechverbindungsanlagen 

von  Ort  zu  Ort   8582300      -  3910  500 

zusammen  .  .  .     14  996  520  Mark       7  064  420  Mark. 

Werden  zu  den  Betriebsausgaben  die  Zinsen  für  das  Anlagekapital  und  die 
zu  dessen  Amortisierung  zu  verwendenden  Summen  hinzugerechnet,  so  stellen 
sich  die  Gesamtausgaben  des  Fernsprechwesens  auf  etwas  mehr  als  13  Mil- 
lionen Mark,  und  es  verbleibt  für  diesen  Dienstzweig  noch  ein  Uberschuß 
von  beinahe  2  Millionen  Mark. 


Arbeiterverhältnisse  bei  der  französischen 
Telegraphen  Verwaltung. 

Durch  Verfügung  des  Unterstaatssekretärs  der  französischen  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  vom  8.  August  1906  sind  die  Vorschriften  über  die 
Organisation,  Annahme  und  Besoldung  der  im  Fernsprechdienste  des 
Bezirks  Paris  beschä  ftigten  Arbeiter  einer  Neuregelung  im  folgenden 
Sinne  unterzogen  worden. 
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Die  Arbeiter  zerfallen  in  zwei  Gruppen,  von  denen  die  erste  —  ouvriers 
monteurs  —  die  Einrichtung  und  Unterhaltung  der  Fernsprechstellen  und 
die  Beseitigung  von  Störungen  im  allgemeinen  ausführt,  während  die 
zweite  ouvriers  pilistes  et  reparateurs  de  cordons  —  sich  nur  mit  der 
Herstellung  des  Gestänges,  Instandsetzung  der  Leitungen  und  überhaupt 
mit  Arbeiten  befaßt,  die  keine  besonderen  Kenntnisse  erfordern.  Die 
Arbeiter  beider  Gruppen  sind  entweder  fest  angestellt  oder  nicht  (ouvriers 
commissionnes  und  ouvriers  temporaires).  Die  Stellen  der  I.  Gruppe  werden 
mit  solchen  Telegraphenarbeitern  von  Paris  besetzt,  die  an  einem  eigens 
hierfür  eingerichteten  praktischen  Ausbildungskursus  mit  Erfolg  teil- 
genommen und  ihre  Befähigung  in  einer  Abgangsprüfung  nachgewiesen 
haben.  Die  Zulassung  zur  Teilnahme  am  Ausbildungskursus  wird  von 
dem  Bestehen  einer  Vorprüfung  abhängig  gemacht,  die  vor  einer  besonderen 
Kommission,  deren  Zusammensetzung  der  Unterstaatssekretär  bestimmt, 
abzulegen  ist.  In  Ermanglung  geeigneter  Telegraphenarbeitcr  können  auch 
nicht  zur  Verwaltung  gehörige  Arbeiter  herangezogen  werden,  soweit  sie 
nicht  über  30  Jahre  alt  sind,  die  erforderliche  Brauchbarkeit  besitzen  und 
sich  bisher  gut  geführt  haben.  Sie  werden  jedoch  nach  bestandener 
Prüfung  zunächst  als  ouvriers  temporaires  beschäftigt.  U.  U.  werden  die 
Stellen  der  I.  Gruppe  auch  mit  Monteuren  aus  den  Provinzen  besetzt. 

Hinsichtlich  der  Besoldung,  die  für  den  Tag  festgesetzt  wird,  zerfallen 
die  angestellten  Arbeiter  der  I.  Gruppe  in  folgende  13  Klassen:  I.  8,00  Eres., 
II.  7,75  Eres.,  III.  7,50  Eres.,  IV.  7,15  Eres.,  V.  7,00  Eres.,  VI.  6,75  Eres., 
VII.  6,50  Eres.,  VIII.  6,25  Eres.,  IX.  6,00  Eres.,  X.  5,75  Eres.,  XI.  5,50  Eres., 
XII.  5,25  Eres.,  XIII.  5.00  Eres. 

Die  Stellen  der  II.  Gruppe  sind  in  erster  Linie  den  schon  bei  der 
Telegraphenverwaltung  beschäftigten  Arbeitern  vorbehalten;  erst  in  Er- 
manglung solcher  wird  auf  andere  Arbeiter  zurückgegriffen ,  die  jedoch 
zunächst  nur  als  ouvriers  temporaires  eingestellt  werden.  Die  Tagelöhne 
der  angestellten  Arbeiter  der  II.  Gruppe  sind  nach  5  Klassen  geordnet: 
1.  o.ou  Eres.,  II.  5.7?  Eres.,  III.  5,50  Eres.,  IV.  5,25  Eres,  und  V.  5,00  Eres. 

Für  die  angestellten  Arbeiter  beider  Gruppen  gelten  die  Ministerial- 
erlasse  vom  23.  Januar  und  1.  Eebruar  hk>i  über  die  Anwendung  des 
Unfall- Versicherungsgesetzes  auf  die  Arbeiter  bei  der  Post-  und  Telegraphen- 
Verwaltung,  vom  2(>.  April  1902  über  den  Eortbezug  der  Besoldung  in 
Krankheitsfällen  der  Telegraphenarbeitcr.  vom  5.  Juli  1004  und  15.  Mai  1906 
über  Entschädigung  der  Telegraphenarbeitcr  bei  Beschäftigung  außerhalb 
ihres  Wohnorts.  Halt  sich  ein  Arbeiter,  außer  im  Falle  einer  gehörig 
nachgewiesenen  Erkrankung  oder  seines  jährlichen  Erholungsurlaubs, 
vom  Dienste  fern,  so  hat  er  für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit  keinen  An- 
spruch auf  Besoldung.  Vorn  Tagelohne  der  Arbeiter  werden  4  v.  H. 
einbehalten  und  zusammen  mit  einem  von  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung in  gleicher  Höhe  geleisteten  Zuschüsse  der  Pensionskasse  über- 
wiesen .  aus  der  die  Arbeiter  nach  Erreichung  eines  gewissen  Lebensalters 
eine  Rente  bezichen.  Die  Arbeiter  erhalten  ihren  Tagelohn  auch  für  Sonn- 
und  Feiertage,  an  denen  sie  in  der  Regel  nicht  beschäftigt  sind.  Werden 
sie  ausnahmsweise  zur  Ausfuhrung  dringlicher  Arbeiten  auch  an  Feiertagen 
herangezogen,  oder  werden  sie  werktags  über  die  übliche  Zeit  (8  Stunden) 
hinaus  beschäftigt,  so  haben  sie  außerdem  Anspruch  auf  eine  besondere  Ent- 
schädigung, die  für  jede  Stunde  mit  1  des  gewöhnlichen  Tagelohns  berechnet, 
für  Feiertage  aber  mindestens  auf  die  Hälfte  des  Tagelohns  festgesetzt 
wird.  Zur  Beseitigung  von  Leitungsstörungen  an  Sonn-  und  Feiertagen  werden 
die  Arbeiter  in  regelmäßigem  Wechsel  herangezogen.     Als  Entschädigung- 
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für  diese  Dienstleistungen  erhalten  sie  entweder  in  der  folgenden  Woche 
einen  freien  Tag  oder,  wenn  das  nicht  ausführbar  ist,  die  vorbezeichnete 
Geldvergütung.  Arbeiten  während  der  Nacht  (zwischen  q  Uhr  abends 
und  5  Uhr  vormittags)  werden  ebenfalls  mit  1  8  des  Tagelohns  für  die 
Stunde  besonders  bezahlt,  außerdem  wird  am  nächsten  Tage  die  Dienstzeit 
entsprechend  gekürzt.  Sobald  die  Arbeiter  außerhalb  ihres  dienstlichen 
Wohnorts  beschäftigt  sind,  wird  ihnen  für  die  Zeit,  die  sie  für  den  Weg 
von  ihrem  Wohnorte  zur  Arbeitsstelle  und  zurück  aufwenden  müssen,  eine 
besondere  Entschädigung  von  15  C  ts.  für  jede  halbe  Stunde  gewährt.  Alle 
angestellten  Arbeiter  beziehen  die  gewöhnliche  Vergütung  für  Beschaffung 
von  Dienstkleidung  und  Schuhwerk. 

Nicht  angestellte  Arbeiter  beziehen  ihren  Tagelohn  von  5  Frcs., 
soweit  nicht  Ausnahmen  besonders  verfügt  werden,  nur  für  die  eigentlichen 
Arbeitstage.  Sie  werden  bei  guter  Führung  nach  Zurücklegung  einer  zwei- 
jährigen Dienstzeit  mit  einem  Anfangslohne  von  5  Frcs.  täglich  fest  an- 
gestellt. Im  übrigen  gelten  für  sie  dieselben  Bestimmungen  wie  für  die 
angestellten  Arbeiter. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  Eisenbahnfähre  Stralsund  -  Rügen.  Bei  Gelegenheit  der 
Indienststellung  des  ersten  größeren  Fährdampfers  »Saßnitz«  —  am 
1.  Mai  1897  —  ist  bereits  (Archiv  1807,  S.  584  ff.)  die  Entwicklung  des 
Fährdienstes  zwischen  dem  deutschen  Festland  und  der  Insel  Rügen  und 
die  technische  Einrichtung  des  neuen  Fährdampfers  beschrieben  worden. 
Seit  jener  Zeit  hat  infolge  der  lebhaften  Entwicklung  des  Reiseverkehrs  mit 
Schweden  über  Saßnitz-Trelleborg  der  Fahrbetrieb  zwischen  Stralsund  und 
Altefähr  einen  viel  bedeutenderen  Umfang  angenommen  und  zur  Einstellung 
von  weiteren  drei  noch  größeren  und  besser  eingerichteten  Fährdampfern 
geführt.  Der  »Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen«.  Nr.  84 
vom  31.  Oktober  1906,  entnehmen  wir  darüber  folgende  Mitteilungen. 
Schon  innerhalb  zweier  Jahre  nach  ihrer  Einrichtung  mußte  die  Verbindung 
zwischen  Berlin  und  Stockholm  über  Saßnitz-Trellcborg  durch  Einrichtung 
eines  zweiten  Schnellzugpaars  Berlin -Saßnitzhafen  -  diesmal  mit  Benutzung 
der  Nordbahn,  über  Neustrelitz  und  Neubrandenburg  — -  zunächst  für  den 
Sommerverkehr  verdoppelt  werden.  Der  Dampfer  »Saßnitz«,  der  seiner 
Bauart  nach  allein  für  die  Überführung  der  Schnellzüge  in  Frage  kam,  hatte 
seit  seiner  Indienststellung  fast  ununterbrochen  täglich  zwölf  Stunden  unter 
Dampf  bleiben  müssen  und  konnte  daher  den  verstärkten  Anforderungen 
nicht  mehr  genügen.  Bei  der  Beschaffung  eines  zweiten  Fährschiffs  ent- 
schied man  sich  zugleich  für  eine  Steigerung  der  Nutzlänge.  »Saßnitz« 
konnte  bei  einer  Nutzlänge  von  6 1 ,55  m  nur  15  Achsen  aufnehmen,  von 
denen  zwei  auf  den  Post-,  drei  auf  den  Gepäck-  und  zehn  auf  drei  Durch- 
gangspersonenwagen entfielen.  Die  übrigen  Personen-  und  der  Speisewagen 
mußten  zurückbleiben.  Das  neue,  im  Frühjahr  1890  eingestellte  Fahrschiff 
»Putbus«  bot  bei  75.1,0  m  Nutzlänge  Raum  zur  Aufnahme  von  vier  langen, 
vierachsigen  D-Zugwagen  neuerer  Bauart,  nämlich  eines  vereinigten  Post- 
und  Gepäckwagens  (i8,«>  m).  eines  Speise-  und  Küchenwagens  ( 18,2g  m), 
eines  Personenwagens  I.  und  11.  (19,50  m)  und  eines  solchen  III.  Klasse 
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mit  64  Plätzen  (18.19  m)  von  zusammen  74/.;  m  Zuglänge.  Das  Schiff 
war,  ebenso  wie  der  »Saßnitz«,  bei  Schichau  in  Elbing  erbaut  worden.  Der 
Preis  stellte  sich  auf  442  000  Mark,  während  »Saßnitz«  nur  258  000  Mark 
gekostet  hatte.  Die  SchifTsform  des  »Putbus«  mit  200  t  Tragfähigkeit  und 
000  PS  hat  sich  so  bewährt,  daß  auch  die  in  den  folgenden  Jahren 
eingestellten  weiteren  Fährschiffe  »Rügen«  (Mai  1902  eingestellt)  und 
»Bergen«  (September  1906  eingestellt)  als  Schwestcrschiffe  des  »Put- 
bus« nach  demselben  Muster,  beide  ebenfalls  von  F.  Schichau  in  Elbing, 
und  zwar  »Rügen«  für  435  000  Mark,  »Bergen«  für  475000  Mark,  erbaut 
wurden. 

Die  Einstellung  dieser  beiden  Fährdampfer  war  notwendig  geworden, 
weil  der  Verkehr  auf  den  Rügenbahnen,  namentlich  auch  infolge  des  ge- 
steigerten Besuchs  und  der  zum  Teil  glänzenden  Entwicklung  der  Ostsee- 
bäder erheblich  zugenommen  hatte.  Das  früher  allgemein  üblich  gewesene 
und  seit  1897  nur  bei  Schnellzügen  durch  den  Fährbetrieb  vermiedene  Um- 
steigen der  Reisenden  aus  dem  Zuge  in  das  Fährschiff  in  Stralsundhafen 
und  vom  Schiffe  in  den  Zug  in  Altefähr  wurde  von  den  Reisenden  immer 
mehr  als  eine  schwere  Belästigung  angesehen  und  rief  viele  Beschwerden 
hervor.  Dazu  kam,  daß  die  Überführung  des  oft  umfangreichen  Hand- 
gepäcks vom  Zuge  auf  das  Schiff  und  umgekehrt  zahlreiche  Zugverspätungen 
verursachte,  die  sowohl  auf  Rügen  als  auf  dem  Festlande  die  Sicherheit 
des  Betriebs  beeinträchtigten.  Man  mußte  also  nach  und  nach  fast  sämt- 
liche Personenzüge  über  die  Fährverbindung  nach  und  von  Rügen  durch- 
führen und  sogar  während  des  stärksten  Badeverkehrs  die  sehr  belasteten 
Schnellzüge  in  zwei  Teilen,  also  auf  zwei  Fährschiffen  übersetzen.  Auch 
durch  den  Güterverkehr  war  die  Fährverbindung  wesentlich  stärker  in  An- 
spruch genommen  als  früher;  im  Jahre  1889  waren  17624,  im  Jahre  1904 
bereits  55  06 5  Güterachsen  überführt  worden.  Der  Personenverkehr,  der 
ohne  ein  Aussteigen  durch  die  Fähre  vermittelt  wurde,  umfaßte  1897  nur 
1 1  842,  1904  dagegen  82  005  Personen. 

Im  Sommer  190O  erforderte  der  Fährdienst  zur  Zeit  des  stärksten 
Verkehrs  20  Fahrten  für  Schnell-  und  Personenzüge,  6  Güterzugfahrten 
und  24  Leer-  und  Bedarfsfahrten,  zusammen  50  planmäßige  Fahrten  an 
einem  Tage.  Die  Entfernung  von  2,87  km  zwischen  den  Landstellen  wurde 
hierbei  in  16  Minuten  (einschl.  des  Anlegens)  zurückgelegt.  Die  erste 
Fahrt  begann  morgens  5  Uhr  55  Minuten,  die  letzte  endigte  nachts  1  Uhr 
15  Minuten. 

Diese  Leistungen  mußten  noch  von  den  drei  Fährdampfern  »Putbus«, 
»Rügen«  und  dem  14  m  kürzeren  »Saßnitz«  bewältigt  werden.  Die  Ein- 
stellung des  neuen  Dampfers  »Bergen«  war  demnach  dringend  notwendig. 

Über  den  Bau  und  die  Einrichtung  dieses  neuesten  Fährdampfers  ent- 
nehmen wir  der  erwähnten  Quelle  noch  folgende  Angaben.  Das  Schiff  ist,  wie 
seine  Schwesterschiffe,  an  jedem  Finde  mit  Steuer  und  je  zwei  Schrauben 
versehen,  so  daß  es  nicht  zu  wenden  braucht  und  nach  Bedarf  vor-  und 
rückwärts  fahren  kann.  Da  der  Stralsunder  Bodden  im  Winter  oft  zufriert, 
ist  das  Schiff  zugleich  als  Eisbrecher  und  deshalb  besonders  stark  gebaut. 
Es  kann  eine  höchste  Belastung  von  200  t  aufnehmen  und  erzielt  bei  rund 
180  minutlichen  Umdrehungen  der  vier  Schrauben  eine  Geschwindigkeit  von 
15  km'Std.  oder  8,j  Knoten.  Die  Hauptabmessungen  betragen:  Länge 
zwischen  den  Perpendikeln  81  m;  größte  Breite  über  den  Spanten  9,8  m: 
desgleichen  über  Scheuerleiste  io.^m;  Tiefgang  bei  voller  Belastung  2,1  m. 
Lichthöhe  der  Kajüten  mindestens  i,g«  m.  Das  Schiff  ist  durch  vier  wasser- 
dichte Schotten  in  fünf  Räume  geteilt.   Der  Kesselraum  enthält  zwei  zylin- 


Digitized  by  Google 


Kleine  Mitteilungen. 


93 


drische  Röhrenkessel  von  240  qm  Heizfläche,  die  mit  8  Atm.  Uberdruck 
arbeiten,  der  Maschinenraum  zwei  stehende  zweizylindrige  Verbundmaschinen 
von  zusammen  etwa  600  indizierten  Pferdestärken.  Der  Kohlenverbrauch 
soll  bei  gewöhnlicher  Fahrt  0,9  kg  für  die  Stunde  und  die  indizierte  Pferde- 
stärke nicht  übersteigen. 

In  der  Mitte  des  Schiffes,  in  der  Richtung  seiner  Längsachse  liegt  das 
Gleis  zur  Aufnahme  der  Wagen ;  es  ist  durch  ein  eisernes  Schutzgeländer 
mit  Durchlaßöffnungen  vom  Schiffsdeck  abgesperrt.  Zum  Festhalten  der 
Wagen  dienen  in  das  Deck  versenkte  Ringbolzen,  außerdem  sind  an  jedem 
Ende  zwei  Prellböcke  vorhanden,  zwischen  denen  eine  nutzbare  Gleislängc 
von  76  m  verbleibt.  An  jedem  Schiffsende  ist  ein  Rettungsboot  aufgehängt. 

Eine  elektrische  Beleuchtungsanlage  mit  Sammlerbatterie  zur  Beleuchtung 
aller  Schiffsräume  und  des  Deckes  umfaßt  46  Glühlampen  von  16  und  36 
von  10  Normalkerzen,  ferner  vier  Bogenlampen  von  6  Ampere  und  einen 
Scheinwerfer  von  35  Ampere  Stromstärke.  Letzter  ist  beim  Anlegen  zur 
Nachtzeit  unentbehrlich.  Die  Leistung  der  Lichtmaschine  beträgt  9100  Watt 
bei  240  Umdrehungen,  sie  erzeugt  einen  Strom  von  130  Ampere  bei  70  Volt 
mittlerer  Klemmenspannung.  Für  den  Notfall  ist  eine  Sammlcrbatterie  vor- 
handen, die  mindestens  30  Glühlampen  etwa  5  Stunden  lang  speisen  kann, 
außerdem  ist  für  eine  Notbeleuchtung  durch  Schiffslampen  und  Petroleum- 
hängelampen gesorgt. 

Das  Fährschiff  »Bergen«  ist  nach  Ausführung  der  vorgeschriebenen 
Probefahrten  in  See  am  18.  September  1906  mit  der  Uberführung  des 
Schnellzugs  13  in  den  regelmäßigen  Fährdienst  eingestellt  worden. 


Die  Verstaatlichung  der  Wasserkräfte  in  der  Schweiz.  Seit- 
dem die  Fortschritte  der  Technik  es  ermöglicht  haben ,  die  in  der  Natur 
vorhandenen  Wasserkräfte  nutzbringend  in  elektrische  Energie  umzusetzen 
und  diese  Energie  auf  große  Entfernungen  zu  übertragen,  hat  die  Öffent- 
lichkeit vieler  Kulturstaaten  sich  lebhaft  mit  der  Frage  der  zweckmäßigen 
Verwertung  dieser  Kräfte  befaßt.  Dabei  ist  auch  wiederholt  auf  die 
erheblichen  Gefahren  hingewiesen  worden,  die  mit  der  Überlassung  solcher 
Wasserkräfte  an  Privatunternehmer  zu  kapitalistischer  Ausbeutung  unter 
gewissen  Umständen  verbunden  sein  können.  Eine  Bewegung,  wie  sie  in 
Baden  vor  kurzem  zur  Vorlage  einer  ausführlichen  Denkschrift  durch 
die  Landesregierung  Veranlassung  gegeben  hat  (vgl.  Archiv  1906,  S.  670), 
ist  seit  längerer  Zeit  auch  in  der  Schweiz  im  Gange.  Dort  befinden 
sich  die  vorhandenen  Wasserkräfte  im  Eigentume  der  Kantone  und 
Gemeinden,  in  deren  Gebiete  sie  liegen.  Bei  der  Vergebung  von  Kon- 
zessionen zur  Ausnutzung  solcher  Gefälle  sind  früher  erfahrungsgemäß 
nicht  immer  die  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes  oder  der  Gemeinden 
in  dem  erforderlichen  Umfange  gewahrt  worden;  denn  wiederholt  sind 
Konzessionen  unentgeltlich  oder  gegen  eine  geringe  jährliche  Gebühr  ohne 
Festsetzung  einer  Konzessionsdauer  oder  sonstiger  einschränkender  Be- 
stimmungen veräußert  worden.  Die  in  weiten  Kreisen  gehegten  Befürch- 
tungen, daß  die  in  dem  Lande  noch  verfügbaren  Wasserkräfte  in  abseh- 
barer Zeit  nicht  zum  Vorteile  der  Allgemeinheit  in  Privatunternehmungen 
würden  festgelegt  werden,  sind  daher  nicht  ganz  unbegründet,  umsomehr, 
als  gerade  in  der  gegenwärtigen  Zeit  des  industriellen  Aufschwunges  einmal 
infolge  der  ständigen  öffentlichen  Hinweise  auf  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  Wasserkräfte  und  anderseits  infolge  der  immer  vielseitiger 
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hervortretenden  Verwendbarkeit  der  durch  Wasserkräfte  erzensten  Energie 
für  industrielle  Zwecke  (Elektrochemie,  Elektrometallurgie.  Gewinnung  von 
Stickstoff  usw.)  eine  förmliche  Jagd  nach  Wasserkraftkonzessionen  ent- 
standen ist.  Eine  allgemeine  gesetzliche  Regelung  des  Wasserrechts  und 
der  Verwendung  der  Wasserkräfte  erschien  unter  diesen  Umständen  er- 
wünscht. Das  er>te.  eine  Verstaatlichung  der  Wasserkräfte  anstrebende, 
bereits  im  Jahre  i<St)i  an  die  Bundesbehörde  eingereichte  Gesuch  der  Ge- 
sellschaft »Frei  Land«  fand  bei  dem  Mundesrate  keine  Zustimmung;  immer- 
hin führten  die  Erörterungen  dazu,  die  Aufmerksamkeit  der  Rehörden  auf 
die  Angelegenheit  hinzulenken  und  eine  Reihe  besonderer  Vorschriften  sowie 
Untersuchungen  technischer  und  wirtschaftlicher  Art  in  die  Wege  zu  leiten. 
Ungeachtet  des  ablehnenden  Verhaltens  der  Regierung  wurde  in  Wort  und 
Schrift  für  den  Gedanken  einer  Verstaatlichung  der  Wasserkräfte  energisch 
weitergearbeitet.  Inzwischen  war  man  auch  immer  mehr  zu  der  Über- 
zeugung gelangt,  da  Ii  die  Einfuhrung  des  elektrischen  Betriebs  auf  den 
schweizerischen  Mundesbahnen  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sei,  und  daß 
der  Staat  die  Aufgabe  habe,  die  für  den  elektrischen  Metrieb  der  Vollbahnen 
erforderlichen  Wasserkräfte  rechtzeitig  zu  sichern,  damit  man  nicht  dereinst, 
wie  seinerzeit  bei  der  Verstaatlichung  der  Dampfbahnen,  gezwungen  sein 
werde,  Millionen  für  Abfindungen  zu  zahlen.  Um  die  wichtige  Frage  der 
Ausnutzung  der  schweizerischen  Wasserkräfte  durch  den  Staat  zu  fördern, 
brachten  im  Dezember  10,02  mehrere  Abgeordnete  einen  Antrag  im  National- 
rat ein,  der  den  Mundesrat  aufforderte,  mit  Rücksicht  auf  die  stets  zu- 
nehmende Bedeutung  der  Wasserkräfte  für  die  gesamte  schweizerische 
Volkswirtschaft,  ferner  mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  der  allgemeinen 
Einführung  des  elektrischen  Betriebs  bei  den  Bundesbahnen  und  schließlich 
mit  Rücksicht  auf  die  große  wirtschaftliche  Gefahr  einer  mehr  oder  weniger 
unbeschränkten  Beschlagnahme  der  günstigsten  Wasserkräfte  der  Schweiz 
durch  in-  und  ausländische  Privatunternehmungen  die  Frage  zu  prüfen  und 
den  eidgenössischen  Räten  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  im  Wege 
der  Landesgesetzgebung  alsbald  geeignete  Maßnahmen  zu  treffen  sein 
möchten,  um  bei  der  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  die  öffentlichen 
Interessen  des  Landes  in  zweckmäßiger  Weise  zu  wahren.  Der  Bundesrat 
gab  dem  Antrage  Folge  und  stellte  die  erforderlichen  Untersuchungen  in 
Aussicht.  Seine  Stellungnahme  in  der  Angelegenheit  legte  er  sodann  in 
der  Botschaft  vom  4.  Dezember  1005  nieder.  Wie  die  Botschaft  ausführt, 
bilden  die  zahlreichen  in  der  Schweiz  vorhandenen  und  verhältnismäßig  leicht 
verwertbaren  Wasserkräfte  einen  erheblichen  Teil  des  Nationalvermögens. 
Ihr  Wert  sei  seit  der  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  zur  elektrischen 
Kraftübertragung  in  die  Ferne  erheblich  gestiegen  und  biete  die  Möglich- 
keit, sich  vom  Auslände,  das  jetzt  den  bedeutenden  Bedarf  an  Steinkohlen 
befriedige,  unabhängig  zu  machen.  Mit  Rücksicht  auf  die  große  wirt- 
schaftliche Bedeutung  habe  die  Landesbehörde  jetzt  die  Pflicht,  dafür  zu 
sorgen,  daß 

1.  wenn  die  Schweiz  zum  elektrischen  Betrieb  ihrer  Bahnen  über- 
gehen wolle,  die  erforderliche  Kraft  zur  Verfügung  stehe. 

2.  das  Gefälle  der  Flüsse  der  einheimischen  Produktion  und  dem  ein- 
heimischen Konsum  gesichert  werde,  und 

3.  eine  rationelle  Verwertung  der  einheimischen  Wasserkräfte  im  Inter- 
esse des  Volksganzen  stattfinde  und  einer  Verschleuderung  dieses 
Gemeinguts  vorgebeugt  werde,  damit  der  Staat  beim  Rückerwerh 
etwa  vergebener  oder  noch  zu  vergebender  Wasserkräfte  nicht  auf 
die  Zwangsenteignung  angewiesen  sei. 
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Der  ersten  der  drei  Aufgaben  (es  kommen,  wie  aus  den  Verhandlungen 
des  Nationalrats  in  der  außerordentlichen  I  Ierbsttagung  1905  zu  entnehmen 
ist,  rund  150000  bis  200000  Pferdekräftc  in  Betracht)  widme  der  Bund 
schon  seit  geraumer  Zeit  seine  ganze  Aufmerksamkeit.  I >ie  Erfüllung  der 
dritten  Aufgabe  biete,  soweit  sie  dem  Bunde  obliege,  insofern  große 
Schwierigkeiten,  als  dieser  sich  zunächst  mit  den  Kantonen  auseinanderzu-  * 
setzen  und  deren  berechtigten  Interessen  Rechnung  zu  tragen  habe.  Hin- 
sichtlich des  in  der  zweiten  Frage  erörterten  Punktes  gehe  der  Bundesrat 
von  der  Anschauung  aus.  daß  zwar  die  schweizerische  W  asserkraft,  solange 
sie  im  Inlande  keine  Verwendung  finde,  unbedenklich  an  das  benachbarte  Aus- 
land abgegeben  werden  könne,  daß  aber,  sobald  im  Inlande  Bedarf  sei.  in 
erster  Linie  dieser  Bedarf  gedeckt  werden  müsse.  Etwaige  Verträge  mit  dem 
Auslande  seien  auch  dann  aufzuheben,  wenn  die  an  das  Ausland  abgegebene 
Kraft  als  eine  WettbewcrbswafTe  gegen  die  einheimische  Industrie  benutzt 
werde.  Er  empfehle  daher  eine  baldige  gesetzliche  Regelung  dieser  Frage 
durch  Erlaß  eines  Bundesbeschlusses ,  zu  dem  ein  Entwurf  der  Botschaft 
beiliege. 

Dieser  Entwurf  eines  Bundesbeschlusses  über  die  Verwertung  in- 
ländischer Wasserkräfte  im  Ausland  ist  nach  mehrfachen  Beratun- 
gen mit  gewissen  sachlichen  und  redaktionellen  Änderungen  im  Frühjahre 
10/ >6  von  beiden  Räten  angenommen  und  vom  Bundesrat  in  Kraft  erklärt 
worden,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  der  Beschluß  vorläufig  nur 
drei  Jahre  Gültigkeit  haben  solle.  Die  allgemeine  Regelung  des  Wasser- 
rechts und  der  Verwertung  der  Wassergefälle  im  Wege  eines  Bundesgesetzes 
wurde  der  Zukunft  vorbehahen,  da  zuvor  eine  Änderung  der  Verfassung 
notwendig  erschien.  In  dieser  Hinsicht  wurde  der  Bundesrat  eingeladen, 
den  eidgenössischen  Räten  Vorschläge  zu  den  nötigen  Verfassungsgrundlagen 
zu  unterbreiten. 

Der  Bundesbeschluß  über  die  Verwertung  inländischer  Wasserkräfte  im 
Ausland  enthält  im  wesentlichen  folgende  Bestimmungen.  Die  Abgabe  von 
elektrischer  Energie,  die  aus  inländischer  Wasserkraft  gewonnen  wird,  ins 
Ausland  bedarf  der  bundesrätlichen  Bewilligung.  Staatsverträge  sind  vor- 
behalten. Das  Gesuch  ist  der  Kantonsregierung  einzureichen,  die  es  mit 
ihrem  Gutachten  versehen  an  den  Bundesrat  weiterleitet.  Der  Bundesrat 
wird  die  Bewilligung  erteilen,  insoweit  die  Wasserkraft  nicht  im  Inlande 
Verwendung  findet.  Die  Bewilligung  wird  auf  eine  bestimmte  Dauer  er- 
teilt, die  nicht  mehr  als  20  Jahre  beträgt,  und  kann  auf  Gesuch  des  In- 
habers abgeändert  oder  erneuert  werden.  Jede  Bewilligung  kann  vom 
Bundesrat  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  während  ihrer  Dauer  jeder- 
zeit gegen  Entschädigung  widerrufen  werden.  Für  die  Feststellung  der 
Entschädigung  ist  im  Streitfalle  das  Bundesgericht  zuständig.  Die  Steuer- 
hoheit und  die  Wasserrechtsgesetzgebung  der  Kantone  bleiben,  innerhalb 
der  Schranken  der  Bundesverfassung  und  dieses  Bundcsbeschlusses,  gewahrt. 
Die  Gültigkeit  dieses  Bundesbeschlusses  wird  auf  drei  Jahre  beschränkt.  Er 
wird  als  dringlich  erklärt  und  tritt  sofort  in  Kraft. 
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Hilfsbuch  für  die  Elektrotechnik.  Unter  Mitwirkung  namhafter 
Fachgenossen  bearbeitet  und  herausgegeben  von  Dr.  Karl  Strecker. 
Siebente  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.  Mit  675  Figuren 
im  Texte.  Berlin,  Verlag  von  Julius  Springer  1907.  Preis  geb. 
14  Mark. 

Das  Gebiet  der  noch  jungen  Elektrizitätslehre  und  der  Elektrotechnik 
hat  bereits  eine  außerordentliche  Ausdehnung  gewonnen  und  breitet  sich 
noch  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  aus.  Sich  darin  zurechtzufinden,  ist  dem  Ein- 
zelnen kaum  noch  möglich;  es  gibt  daher  wohl  keinen  Elektriker,  der  bei 
seinen  praktischen  oder  wissenschaftlichen  Arbeiten  nicht  in  die  Lage  käme, 
seinem  Gedächtnisse  durch  Einsichtnahme  des  einen  oder  anderen  Druck- 
werkes zu  Hilfe  kommen  zu  müssen.  Diesem  Bedürfnisse  trägt  das  in 
Fachkreisen  allgemein  bekannte  und  geschätzte  »Hilfsbuch  für  die  Elektro- 
technik« in  vollem  Maße  Rechnung. 

Seit  dem  Erscheinen  der  vorigen  Auflage  sind  6  Jahre  verflossen  (vgl. 
Archiv  1900,  S.  571).  Die  bedeutende  Entwicklung  der  Elektrotechnik  in 
diesem  Zeiträume  hat  eine  vollständige  Durcharbeitung  des  Werkes  und  eine 
erhebliche  Vermehrung  seines  Inhalts  notwendig  gemacht.  Das  Buch  enthält 
jetzt  966  Druckseiten  gegen  707  Seiten  der  vorigen  Auflage,  die  Zahl  der 
Abbildungen  ist  auf  das  Doppelte  gestiegen.  Den  größten  Teil  des  Werkes 
hatte  der  Herausgeber  bisher  allein  bearbeitet.  Da  dies  bei  dem  Umfang 
und  der  Vertiefung  des  Stoffes  nicht  mehr  angängig  war,  hat  er  für 
die  vorliegende  Auflage  zahlreiche  Mitarbeiter  gewonnen,  unter  denen  sich 
viele  in  der  Elektrotechnik  rühmlich  bekannte  Namen  finden.  Welche 
Kapitel  von  jedem  Einzelnen  verfaßt  worden  sind,  ist  in  einem  Verzeichnis 
angegeben. 

Den  Inhalt  des  Werkes  auch  nur  summarisch  anzuführen,  erscheint  ent- 
behrlich, es  sei  indes  hervorgehoben,  daß  das  verdienstvolle  Werk  alle 
wesentlichen  Angaben,  hormein,  tabellarischen  Zusammenstellungen  usw. 
aus  der  gesamten  Elektrizitätslehre  und  ihrer  praktischen  Anwendung  ent- 
hält und  sich  dadurch  als  ein  sicheres  Nachschlagcbuch  erweist.  In  dem 
Abschnitte  »Telegraphie«  ist  das  Fernsprechwesen  neu  bearbeitet  und  auch 
das  Fupinsche  Verfahren  zur  Verbesserung  der  Sprechfähigkeit  der  Fern- 
sprcchleitungen  aufgenommen  worden;  der  Telegraphie  ohne  Draht  ist  ein 
neuer  Abschnitt  gewidmet. 

Das  Hilfsbuch  kann  jedem  höheren  Telegraphenbeamten,  besonders  den 
Bezirksaufsichtsbeamten  für  den  Telegraphendicnst,  warm  empfohlen  werden. 


DERUN.     OEDHICKT  IN  HEH  HEICHSDHVCKEAEl. 
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Eine  Studienreise  der  Cölner  Vereinigung  für  rechts- 
und    staatswissenschaftliche    Fortbildung    nach  den 
belgisch  -  holländischen  Seehöfen. 


Im  März  1906  nahm  das  Reichs  -  Postamt  Veranlassung,  die  Aufmerksam- 
keit der  Beamten  der  höheren  Laufbahn  auf  die  von  den  »Vereinigungen 
für  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fortbildung«  veranstalteten  Lehrkurse 
zu  lenken.  Die  erste  Vereinigung  wurde  vor  einigen  Jahren  in  Herlin  zu 
dem  Zwecke  gegründet,  Juristen,  Yerwaltungsbeamten  und  anderen  Personen 
mit  ähnlicher  Vorbildung  und  Berufstätigkeit  Gelegenheit  zur  Erweiterung 
ihrer  Kenntnisse,  hauptsächlich  auf  dem  Gebiete  der  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften, zu  gewähren.  Der  große  Anklang,  welchen  die  in  Berlin 
seit  1902  veranstalteten  Kurse  fanden,  lieferte  den  Beweis,  daß  die  neue 
Einrichtung  einem  Bedürfnis  entsprach,  und  zeitigte  den  Gedanken,  auch 
für  Westdeutschland  eine  gleichartige  Vereinigung  ins  Leben  zu  rufen. 

Wie  hoch  man  an  maßgebender  Stelle  die  Bedeutung  dieser  Veranstal- 
tungen einschätzt,  beweist  der  Umstand,  daß  der  Herr  Reichskanzler  den 
Ehrenvorsitz  der  Vereinigungen  übernahm,  und  daß  die  Mitglicderverzeichnisse 
Namen  aus  den  höchsten  Kreisen  der  Unterrichts-,  Justiz-  und  Verwaltungs- 
behörden sowie  hervorragender  Vertreter  der  Industrie,  des  Handels  und 
der  Landwirtschaft  aufzuweisen  haben. 

Als  Sitz  der  Westvereinigung  wurde  Cöln  gewählt,  die  alte  Metropole 
des  Rheinlandes,  die  sich  gerade  auf  dem  Gebiete  moderner  Hochschul- 
einrichtungen in  jüngster  Zeit  einen  Namen  gemacht  hatte  durch  die  Neu- 
schöpfungen einer  Handelshochschule  und  einer  Akademie  für  praktische 
Medizin.    Durch  die  günstige  Entwicklung  dieser  Bildungsanstalten  war  die 
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Gewähr  geboten,  daß  auch  die  neueste  Einrichtung  in  Cöln  gute  Vor- 
bedingungen rinden  werde,  zumal  es  sich  hier  wie  da  um  ein  und  denselben 
Grundgedanken  handelte,  praktisches  Können  theoretisch  zu  vertiefen  und 
theoretisches  Wissen  durch  Einblick  in  die  Praxis  zu  ergänzen.  Zur  Lösung 
dieser  neuen  idealen  Aufgabe  wurden  von  der  weitblickenden  Cölner  Stadt- 
verwaltung und  von  hochherzigen  Bürgern  reichliche  Geldmittel  gespendet 
und  als  Hörsal  der  altehrwürdige  Gürzenich  zur  Verfügung  gestellt,  in 
dessen  Sälen  vor  Jahrhunderten  deutsche  Kaiser  tafelten. 

Am  i.X.  April  1906  wurde  daselbst  der  erste  Cölner  Frühjahrskursus  eröffnet. 

Als  Lehrkräfte  hatte  die  Vereinigung  höhere  Justiz-  und  Verwaltungsbeamte 
und  Professoren  (1er  Hochschulen  in  Bonn.  Münster,  Berlin  und  der  Handels- 
hochschule in  Cöln  sowie  auch  ein  Mitglied  der  Universität  Chicago  gewonnen. 
Der  Lehrplan  umfaßte  Vorlesungen  über  Rechts-  und  Staatswissenschaft  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  heutigen  Industrie-  und  Wirtschaftsgestaltung 
sowie  Einzelvorträge  aus  dem  Gebiete  der  Philosophie.  Geschichte  und 
Kunst.  Die  akademischen  Vorträge  wurden  durch  Ermöglichung  persön- 
lichen Einblicks  in  Wirtschaftsbetriebe  und  Wohlfahrtseinrichtungen  der 
modernen  Großstadt,  in  große  Unternehmungen  der  Industrie  und  des 
Handels  wirksam  unterstützt.  Daß  gerade  Cöln  mit  seiner  reichen  geschicht- 
lichen Vergangenheit,  seiner  hohen  Bedeutung  für  das  wirtschaftliche  Leben 
des  Westens,  insbesondere  für  die  RheinschifTahrt ,  mit  seinen  Verbindungen 
nach  dem  rheinisch -westfälischen  Industriegebiet  und  dem  Auslande  für 
solchen  Anschauungsunterricht  sehr  geeignet  ist.  bedarf  keiner  Erörterung. 

Zunächst  wurden  städtische  Einrichtungen  von  Cöln  besichtigt:  der  Schlacht- 
hof, die  Kanalisation,  die  Maschinerie  des  neuen  Stadttheaters,  eine  Feuer- 
wache und  die  Hafenanlagen.  In  den  Zentralen  des  Post-,  Telegraphen- 
und  Fernsprechbetriebs  übernahm  Herr  Postrat  Bruns  die  Führung  im 
Anschluß  an  seine  Vorlesungen  über  »die  deutsche  Reichs -Post-  und 
Tclegraphenverwaltung«.  Sodann  kamen  große  Industriewerke  in  Cöln  selbst 
und  der  näheren  Umgebung  an  die  Reihe,  z.  B.  die  weit  über  das  Rhein- 
land hinaus  bekannten  »Farbwerke,  vorm.  Bayer  u.  Co.«,  die  in  Leverkusen 
eine  Stadt  für  sich  bilden,  die  Braunkohlenwerke  im  Vorgebirge  bei  Cöln 
u.  a.  m.  Daran  schlössen  sich  Ausflüge  in  das  rheinisch -westfälische  Berg- 
und  Hüttenrevier,  nach  Aachen  (Stahlwerk  Rote  Erde),  nach  Gelsenkirchen 
und  nach  der  neuerdings  so  bekannt  gewordenen  Urfttalsperre  mit  ihren 
großen  elektrischen  Kraftanlagen. 

Den  Teilnehmern  der  Kurse  war  auch  Gelegenheit  geboten,  die  reich- 
haltigen Museen  von  Cöln  zu  besichtigen,  insbesondere  die  geschichtlichen 
Sammlungen  der  Stadt  mit  ihrer  Fülle  von  altcölnischen  Waffen,  Urkunden, 
Siegeln  und  Hausgeräten,  worunter  sich  Prachtstücke  des  altdeutschen  Kunst- 
gewerbes befinden. 

Den  Schluß  des  Frühjahrskursus  bildete  eine  Studienreise  über  die 
Grenzen  des  Vaterlandes  hinaus  zu  den  großen  Seehandelsplätzen  der 
Nachbarstaaten  Belgien  und  Holland.  Dieser  Ausflug  war  gerade  für 
Verkehrsbeamte  so  bedeutungsvoll,  daß  es  sich  lohnt,  etwas  näher  darauf 
einzugehen.  Eingeleitet  wurde  die  Reise  durch  Vorträge  des  Herrn  Pro- 
fessors Dr.  Wiedenfeld  von  der  Handelshochschule  in  Cöln,  »Die  Seehäfen 
der  Rheinmündung  im  Weltverkehr«  .  und  des  Herrn  Hofrats  Aldenhoven 
über  »Holländische  Malerei«,  zur  Vorbereitung  auf  den  Besuch  der  Galerien 
vom  Haag,  von  Amsterdam  und  Haarlem,  doppelt  bedeutsam  in  Anbetracht 
des  dreihundertjährigen  Kembrandt -Jubiläums. 

Sonntag,  den  27.  Mai,  begann  die  Fahrt.  Sie  führte  von  Cöln  zu- 
nächst  nach  Brüssel,   wo  nur  für  einige  Stunden  Aufenthalt  genommen 
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wurde.  Die  Zeit  reichte  aber  aus  zu  einem  Rundgange  durch  die  sehens- 
werten Teile  dieser  Stadt:  über  den  berühmten  Marktplatz  mit  der 
reich  verzierten  Maison  du  Roi .  den  alten  Gildenhäusern  und  dem 
gotischen  Rathause  zur  Kathedrale  St.  Guclule.  deren  Doppeltürme  an  Notre 
Dame  in  Paris  erinnern,  dann  zum  Justizpalastc,  zum  Stadtschloß  und  zum 
Petit  Sablon  mit  den  Denkmälern  der  Grafen  Egmont  und  Hoorn.  Wegen 
der  Sonntagsruhe  bekam  man  von  dem  Geschäfts-  und  Straßenleben  nur 
einen  unvollkommenen  Eindruck,  doch  zeigten  einige  unverhüllte  Schaufenster 
mit  reichen  Auslagen,  daß  Luxusgegenstände  und  Spitzenfabrikate  —  die  Aus- 
fuhr beträgt  jährlich  3  Millionen  Eranken  —  dort  eine  Hauptrolle  spielen. 

Auf  Brüssel  folgte  sogleich  Antwerpen.  Der  Empfang,  welcher  der 
Vereinigung  dort  zuteil  wurde,  war  äußerst  liebenswürdig  und  herzlich 
dank  der  großen  Freundlichkeit  des  Vorstandes  der  dortigen  deutschen 
Kolonie,  besonders  des  Herrn  Wilhelm  von  Mallinckrodt. 

Am  Bahnhofe  standen  etwa  20  Landauer  bereit,  welche  die  Reisegesell- 
schaft nach  einer  Rundfahrt  durch  die  schönsten  Stadtteile  zum  Hafen 
führten.  Gar  mancher  war  überrascht,  in  der  Hafen-  und  Eestungstadt 
so  schöne  breite  und  saubere  Straßen ,  baumbepflanzte  Avenuen  und  Boule- 
vards mit  prächtigen  Parkanlagen  zu  finden.  Drei  Umwallungen  sind  nach- 
einander —  im  Halbkreise  mit  der  Scheide  als  Grundlinie  —  um  die  Stadt 
gelegt  und  nacheinander  zu  eng  geworden;  die  beiden  ältesten  sind  jetzt  in 
Park-  und  Promenadenanlagen  verwandelt.  Die  dritte,  jetzige  Befestigungs- 
linie wird  über  kurz  oder  lang  ebenfalls  dem  Ausdehnungsbedürfnisse  der 
gewaltigen  Handels-  und  Hafenstadt  weichen  müssen.  Da  aber  Antwerpen 
zugleich  der  Hauptwatfenplatz  und  die  stärkste  Festung  des  Königreichs 
Belgien  ist,  so  geraten  hier  die  Handels-  und  die  militärischen  Interessen 
hart  aneinander.  Durch  die  teilweise  höchst  malerische  Altstadt  ging  es 
zum  Hafen,  wo  der  zur  Abfahrt  nach  Ostasien  bereit  liegende  Dampfer 
Bayern  (Norddeutscher  Lloyd)  unter  Führung  der  Schiffsoffiziere  eingehend, 
von  den  Kesselanlagen  bis  zur  Kommandobrücke,  besichtigt  wurde.  Außer 
der  Schiffsmannschaft  und  den  Fahrgästen  waren  auch  50  bis  60  Chinesen 
an  Bord,  die  als  Heizer.  Aufwärter  und  Küchenjungen  beschäftigt  wurden 
und  als  fleißige,  zufriedene  Arbeiter  galten.  Unter  den  Klängen  eines 
deutschen  Liedes  —  von  der  Schiffsmusik  als  Abschiedsgruß  gespendet  — 
verließen  die  Besucher  das  schöne  Schiff  und  fuhren  zum  Zoologischen 
Garten,  wo  ein  Abendessen  in  Gemeinschaft  mit  den  Herren  der  deutschen 
Kolonie  den  Tag  beschloß. 

Am  nächsten  Morgen  versammelte  man  sich  auf  Einladung  des  Herrn 
von  Mallinckrodt  in  seinem  Hansahuis.  von  dessen  Terrasse  sich  ein  herr- 
licher Uberblick  über  den  Hafen  und  die  Stadt  bot.  Alsdann  wurde  ein 
rlaggengeschmückter  Hafendampfer  bestiegen  und  eine  Fahrt  durch  die  6  km 
langen  Scheideanlagen  unternommen  in  Begleitung  des  Hafenkapitäns,  des 
deutschen  Generalkonsuls  u.  a.  m.  Die  Fahrt  war  vom  schönsten  Wetter 
begünstigt  und  gewährte  nicht  nur  einen  Einblick  in  die  einzelnen  Hafen- 
becken, deren  Bedeutung  später  erörtert  werden  wird,  sondern  bot  auch 
Gelegenheit,  die  große  Werft  von  Cockerill  (dem  belgischen  Krupp)  sowie 
ein  Schwimmdock  des  Vulcain  beige  zu  besichtigen.  Bei  Cockerill  war 
gerade  ein  Schiff  von  1500  Tonnen  im  Baue  begriffen,  das  für  eine  russische 
SchifFsgesellschaft  in  Odessa  bestimmt  war. 

Nach  der  Hafenfahrt  fand  ein  Empfang  durch  die  Stadtverwal- 
tung im  altehrwürdigen  Rathause  statt.  Die  Stadt  Antwerpen  hat,  ähnlich 
wie  unsere  Hansestädte,  eine  sehr  alte  mit  vielen  Vorrechten  ausgestattete 
Verfassung.     Der  städtischen  Verwaltung  untersteht  auch  fast  der  gesamte 
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Hafenbau  und  -betrieb.  Der  Bürgermeister  wird  vom  Könige  bestätigt  und 
hat  weitgehende  Befugnisse  -  z.  B.  darf  ohne  seine  Genehmigung  das  Militär 
nicht  einschreiten  — ,  ihm  zur  Seite  stehen  vier  durch  den  Gemeinderat  er- 
nannte Schöffen  für  die  einzelnen  Verwaltungszweige,  wie  Handel,  öffent- 
liche Arbeiten  usw.  Her  Gemeinderat  zählt  30  Mitglieder.  Der  Schöffe 
des  Handels  (echevin  du  commerce).  Verspreeuwen ,  hi^ß  die  deutschen, 
durch  den  Generalkonsul  eingeführten  Gäste  willkommen,  gedachte  in  an- 
erkennenden Worten  der  in  Antwerpen  sehr  zahlreichen  und  sehr  ange- 
sehenen deutschen  Kolonie  und  betonte  die  Wichtigkeit  guter  nachbarlicher 
Beziehungen,  da  Antwerpen  seine  Kraft  zum  großen  Teile  aus  Deutsch- 
land ziehe,  und  der  deutsche  Rheinstrom  mit  seinem  riesigen  Güterverkehr 
ein  Lebensnerv  des  Antwerpener  Hafens  sei.  Herr  Bürgermeister  Brugger 
aus  Cöln  dankte  für  die  gastfreundliche  Aufnahme. 

Das  Rathaus,  das  demnächst  besichtigt  wurde,  ist  im  Renaissancestil  1504 
erbaut  und  nach  der  »spanischen  Furie«  15K1  wieder  hergestellt  worden. 
Ks  enthält  ein  schönes  Treppenhaus  und  große,  mit  Wandgemälden  ge- 
schmückte Säle,  so  den  Empfangsaal,  Salle  I.eys,  mit  vier  Gemälden  von 
II.  Leys.  und  den  Saal  für  die  Ziviltrauungen  mit  Wandgemälden,  die 
Hochzeitspaare  aus  verschiedenen  Zeitaltern  darstellen,  und  einem  wunder- 
vollen Kamin .  der  den  häuslichen  Herd  versinnbildlicht.  Vor  dem  Rathausc 
dehnt  sich  der  »Große  Platz«  aus.  der  mit  dem  Brabo -  Brunnen  geschmückt 
ist.  Die  Brunnenfiguren  stellen  die  Gründungsagc  von  Antwerpen  dar. 
»»An  der  Scheide  hauste  einst  ein  Riese,  um  von  den  Schiffern  Zoll  zu  er- 
pressen. Wenn  einer  nicht  zahlen  wollte,  hieb  der  Unhold  ihm  die  rechte 
Hand  ab  und  warf  sie  in  die  Scheide.  Ein  römischer  Hauptmann  von  den 
Legionen  Casars,  namens  Brabo.  bereitete  dem  Plagegeistc  dasselbe  Schicksal.« 
Daß  die  Ableitung  des  Namens  Antwerpen  von  »Hand- Werfen«  von  den 
Geschichtsforschern  abgelehnt,  der  Name  vielmehr  auf  die  Lage  des  Ortes 
»an  den  Werften«  zurückgeführt  wird,  ist  begreiflich. 

Ganz  in  der  Nähe  des  Rathauses  liegt  der  »Grüne  Platz«  mit  dem  Haupt- 
postamte; von  diesem  aus  hat  man  den  schönsten  Blick  auf  die  berühmte 
gotische  Kathedrale  von  Antwerpen,  die  größte  Kirche  Belgiens.  Der  123  in 
hohe  Turm  läuft  in  eine  schlanke,  zierliche  Spitze  aus  und  überschaut  ganz 
Flandern  und  BrabanL  Er  trägt,  wie  die  meisten  Domtürme  in  den  belgi- 
schen und  holländischen  Städten,  ein  Glockenspiel.  Daß  die  Wirkung  des 
Spieles  schön  wäre,  kann  man  nicht  behaupten,  wenigstens  nicht  am  Tage, 
denn  da  verschlingt  der  Großstadtlärm  zuviel  von  den  Glockentönen,  und 
es  bleibt  nur  noch  ein  unmelodisches  Tongemenge  übrig.  Die  Kathedrale 
ist  auch  im  Innern  reich  verziert  und  enthält  Meisterwerke  von  Rubens  und 
seinen  Schülern,  u.  a.  die  bekannten  Altargemälde  Kreuzabnahme  und  Kreuz- 
aufrichtung. 

Antwerpen  enthält  eine  Fülle  von  Kunstschätzen,  denn  es  ist  ja  die 
Stadt  des  Rubens,  des  van  Dyck  und  anderer  Meister,  die  in  der  reichen 
Bürgerschaft  Verständnis  und  Förderung  fanden.  Ihre  Werke  sind  teils  in 
den  zahlreichen  Kirchen  zerstreut,  teils  im  Palais  des  Beaux-Arts  gesammelt 
untergebracht.  Eine  ganze  Reihe  von  Rubens- Bildern  befindet  sich  auch  in 
dem  in  mehrfacher  Beziehung  sehenswerten  Museum  Plantin  -  Moretus.  In 
diesem  ist  zunächst  die  ganze  Entwicklung  der  Buchdruckerkunst  in  seltener 
Vollständigkeit  veranschaulicht.  Außerdem  erhält  der  Besucher  ein  genaues 
Bild  von  der  Häuslichkeit  eines  400  Jahre  alten  Bürgergeschlechts.  Das 
jetzige  Muscumsgebäude  beherbergte  schon  im  16.  Jahrhundert  eine  berühmte 
Buchdruckerei,  die  dem  Christoph  Plantin  (geb.  zu  Tours  15 14.  gest.  zu 
Antwerpen  158»))  gehörte.    Sein  Schwiegersohn,  Jean  Moretus  und  dessen 
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Nachkommen  blieben  im  Besitze  des  Hauses  und  der  Druckerei  bis  1876. 
In  diesem  Jahre  kaufte  die  Stadt  Antwerpen  das  Haus  mit  allem  Druckerei- 
material, Bilderschmuck  und  Hausgerät  und  richtete  es  als  Museum  ein. 
Schon  die  alten  Giebel  geben  dem  Gebäude  ein  echt  mittelalterliches  Gepräge; 
in  dem  viereckigen  Hofe  steht  ein  uralter,  noch  von  Plantin  gepflanzter 
Weinstock ,  die  Pförtner  und  Diener  sind  in  die  malerische  Tracht  des 
10.  Jahrhunderts  gekleidet  und  bilden  eine  passende  Staffage  zu  den  prächtigen 
alten  Möbeln,  Tapeten  und  Bildern.  Die  kostbaren  Leuchter,  Vasen.  Kredenz- 
tische, Kamine.  Gobelins  in  den  Sälen  und  Zimmern  der  Privatwohnung 
zeigen ,  daß  hier  Reichtum  und  Geschmack  vereint  waren.  Vor  allem  läßt 
das  die  Fülle  von  Gemälden  erkennen,  meistens  Porträts  von  der  Familie 
Moretus  und  deren  Freunden;  17  Bilder  von  Rubens'  Hand  sind  darunter. 
Die  Moretus  gingen  aber  nicht  nur  mit  Künstlern  um .  sondern  leisteten 
selbst  Künstlerisches,  nämlich  in  der  Buchdruckerkunst.  Das  beweisen  die 
Sammlungen  ihrer  schönen ,  reichverzierten  Holzschnitte  mit  Initialen.  Tier- 
bildern  zu  einer  Naturgeschichte  usw.,  die  nach  den  Bildern  von  Rubens. 
Jordaens,  van  Dyck  u.  a.  gestochenen  Kupferplatten  .  die  kostbaren  Drucke  — 
eine  mehrsprachige  Bibel  ist  fast  unbezahlbar  — .  die  Globen.  Karten.  Hand- 
schriften und  Miniaturen.  Diese  Leistungen  wurden  auch  durch  zahlreiche 
Vorrechte  anerkannt  und  ausgezeichnet,  sogar  der  Herzog  Alba  ließ  seine 
Edikte  bei  Plantin  drucken  und  schrieb  eigenhändig  an  diese  vornehmen 
Buchdrucker.  In  den  Arbeitsälen  wird  übrigens  noch  heute  gedruckt,  aber 
mehr,  um  die  alte  Werkstätte  in  Tätigkeit  vorzuführen,  als  zu  Verkaufs- 
zwecken. Beim  Verlassen  dieser  altehrwürdigen  Räume  drängte  sich  wohl 
manchem  ein  Vergleich  auf  zwischen  den  eben  besichtigten,  künstlerisch  aus- 
geführten Druckwerken  und  den  billigen  Massenerzeugnissen  jetziger,  mit 
neuesten  Maschinen  arbeitender  Druckereien,  und  man  hätte  fast  zum  laudator 
tetnporis  acti  werden  mögen. 

Mitten  in  die  Neuzeit  und  die  moderne  Massenerzeugung  wurde  man 
durch  einen  Besuch  bei  der  Liebig- Kompagnie  versetzt.  Bei  der  großen 
Bedeutung,  die  Liebigs  Präparate  für  die  ganze  zivilisierte  Welt  haben,  ist 
es  vielleicht  angebracht,  an  der  Hand  der  Jubiläumsschrift  »La  Compagnie 
Liebig  1865  bis  1905«  etwas  näher  auf  dieses  Riesenunternehmen  einzugehen. 

Die  »Compagnie  Liebig«  wurde  1SÖ5  gegründet  und  bezweckte  die  Ver- 
wirklichung des  Gedankens  des  Justus  v.  Liebig,  den  Bewohnern  der  alten 
Welt  die  ungeheuren  Fleischreichtümer  der  neuen  Welt  die  großen 
Rinderherden  der  südamerikanischen  Pampas  —  zugänglich  und  nutz- 
bar zu  machen.  Nach  mannigfachen  vergeblichen  Versuchen  gelang  es, 
Kapitalisten,  meistens  in  Antwerpen,  für  den  Gedanken  zu  gewinnen, 
und  die  »Liebigs  Extract  of  Meat  Company  Limited«  bildete  sich  mit 
einem  Kapital  von  i2'/2  Millionen  Franken,  mit  dem  Hauptsitz  in  London, 
der  Hauptniederlage  in  Antwerpen  und  der  Fabrik  in  Fray-Bentos.  Der 
letztgenannte,  damals  fast  unbekannte  Ort  erlangte  bald  Weltruf,  seine 
Industrieanlagen  bedecken  heute  eine  Fläche  von  25  ha.  Tausende  von 
weiteren  Hektaren  dienen  als  Weideplätze,  auf  denen  die  zur  Schlachtung 
bestimmten  Rinderherden  so  lange  verbleiben,  bis  sie  in  die  »Corrales« 
<  Verschläge)  getrieben  werden,  die  sich  immer  mehr  verengen;  zuletzt  ist 
im  Todes  -Corral  eine  Gruppe  von  15  bis  20  Tieren  abgetrennt.  Da  wird 
dann  ein  Lasso  dem  Todeskandidaten  um  die  Hörner  geworfen  und  an 
einer  Dampfwinde  befestigt.  Die  Winde  zieht  an  und  bringt  das  Tier  in 
den  Bereich  des  »desnucadors«  (Abnickers).  Dieser  schlägt  dem  Opfer  mit 
einem  zweischneidigen  Hackmesser  das  Genick  durch.  Wie  vom  Blitz  ge- 
lallt .  sinkt  das  Rind  auf  ein  Wägelchen  nieder  und  wird  in  das  Schlacht- 
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haus  gefahren.  Nachdem  es  ausgeblutet  hat,  kommt  der  »dcsollador«  (Ab- 
häuter) ,  zieht  die  Haut  ab  und  zerteilt  den  Körper,  während  Gehilfen  fort- 
während Wasser  über  das  Tier  und  den  Fußboden  gießen,  um  die  pein- 
lichste Sauberkeit  zu  erreichen.  Das  Fleisch  wird  dann  durch  einen 
Veterinär  untersucht  und  kommt  in  den  Kühlraum,  wo  es  12  bis  24  Stunden 
gekühlt  wird.  Darauf  wird  es  durch  Sonderapparate  zerschnitten  und  in 
großen  Kesseln  gekocht.  Zunächst  entsteht  eine  Brühe,  die  durcli  weiteres 
Einkochen  und  Entfernen  aller  Fett-  und  Fleischteile  in  eine  braune  teigige 
Masse,  das  Liebig -Extrakt,  verwandelt  wird.  Diese  Masse  gelangt,  in 
Blechkisten  zu  50  kg  verpackt,  auf  dem  Seewege  nach  Antwerpen.  Im 
dortigen  Generaldepot  erfolgt  zunächst  eine  nochmalige  Untersuchung  in 
der  wissenschaftlichen  Abteilung  der  Compagnie.  Das  Depot  in  Antwerpen 
hat  sich,  wie  die  Fabrik  in  Fray-Bentos,  aus  kleinen  Anfängen  entwickelt. 
Seine  Gebäulichkeitcn  bedeckten  1865  einige  Hundert  Quadratmeter,  heute  be- 
trägt ihre  Grundfläche  über  3000  Quadratmeter.  Daselbst  wird  das  Roh- 
erzeugnis den  Blechkisten  entnommen,  nochmals  aufgekocht,  durchgesiebt  und 
in  die  bekannten  Töpfe  und  Flaschen  gefüllt.  Diese  werden  gewogen,  ge- 
schlossen, etikettiert  und  verpackt  unter  Beifügung  der  nötigen  Reklame- 
bildchen ,  für  die  es  bekanntlich  schon  besondere  »Sammler«  gibt.  Dann 
beginnt  der  Versand  der  fertigen  Ware  nach  allen  Kulturländern  der  Erde.  In 
dem  Depot  arbeiten  über  300  Personen ;  die  verhältnismäßig  geringe  Anzahl  wird 
erklärlich,  wenn  man  sieht,  wie  fast  für  jede  Arbeit,  Verkorken  der  Flaschen, 
Zunageln  der  Kisten  usw.,  sinnreiche  Sondervorrichtungen  benutzt  werden. 

Außer  dem  Fleischcxtrakte  gelangt  noch  eine  flüssige  und  mit  Suppen- 
würze versehene  Fleischbrühe,  Oxo  genannt,  zur  Versendung,  sodann  Corned- 
beef ,  Ochsenzungen  und  Fleischpepton.  Nun  noch  einige  Worte  über  die 
Verwertung  der  zahlreichen  Nebenerzeugnisse.  Alles  wird  ausgenutzt,  das 
Fett  wird  zu  Talg  eingeschmolzen,  die  Häute  werden  gegerbt,  die  Knochen 
und  Hornteile  wandern  in  Drechslereien,  die  Ohren  und  Sehnen  in  Leim- 
siedereien,  die  Därme  dienen  als  Hüllen  für  Bologner  Würste  und  italienische 
Salamis,  die  kleinen  Knochen  werden  gemahlen  und  zusammen  mit  den 
sonstigen  Abfällen  zu  Dünger  verarbeitet. 

Um  zu  erkennen,  um  welche  Massenerzeugung  es  sich  hier  handelt, 
vergegenwärtige  man  sich  folgendes.  Das  Kapital  der  Gesellschaft  ist  in 
40  Jahren  von  12500000  auf  25000000  Franken  gestiegen.  Die  Anlagen 
von  Fray-Bentos  reichten  nicht  mehr  aus,  weshalb  in  Colon  (Argentinien) 
neue  Werke  geschaffen  wurden.  In  beiden  Orten  werden  in  der  »Saison« 
(Dezember  bis  Juni)  täglich  1500  bis  2000  Rinder  geschlachtet.  Auf 
400000  ha.  einem  Flächenraume  fünfzigmal  so  groß  wie  Paris,  weiden 
durchschnittlich  175000  Tiere. 

Daß  ein  solches  Riesenunternehmen  seine  Rohstoffe  in  Südamerika  er- 
zeugt, die  Herstellung  und  Versendung  der  fertigen  Waren  aber  in  Ant- 
werpen vornimmt,  beweist,  I.  daß  für  die  heutige  Seeschiffahrt  Hunderte 
von  Seemeilen,  die  ohne  Umladung  zurückgelegt  werden  können,  keine 
Rolle  mehr  spielen,  2.  daß  Antwerpen  ein  Verkehrsmittclpunkt  ersten  Ranges 
ist.  Und  das  führt  wiederum  auf  die  Bedeutung  des  Antwerpener  Hafens 
für  den  Weltverkehr. 

Da  nun  außer  dem  Hafen  von  Antwerpen  noch  zwei  andere  Welthäfen. 
Rotterdam  und  Amsterdam,  auf  dieser  Reise  besucht  wurden  und  hier  be- 
sprochen werden  sollen,  sei  es  gestattet,  zuvor  einige  Ausführungen  über 
Welthäfcn  und  Welthandel  aus  dem  schon  erwähnten  Vortrage  des  Herrn 
Professors  Wiedcnfeld  und  aus  seinem  Buche  »Die  nordwesteuropäischen 
Welthäfen  in  ihrer  Verkehrs-  und  Handelsbedeutung«  wiederzugeben. 
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Die  Zahlenangaben  und  technischen  Einzelheiten  sind  diesem  Buche 
sowie  den  amtlichen  Schriften  der  Hafenverwaltungen  von  Antwerpen  und 
Amsterdam  »Notice  sur  le  port  d'Anvers  1895«  und  »Amsterdam-See-  und 
freier  Rheinhafen  1898a  entnommen. 

In  der  Entwicklung  des  internationalen  Güteraustausches  lassen  sich  drei 
Abschnitte  erkennen:  1.  der  uralte  Handel  von  Asien  nach  den  Mittelmeer- 
ländern bis  zur  Auffindung  des  Seewegs  nach  Ostindien  und  zur  Ent- 
deckung Amerikas,  2.  die  Zeit  von  da  bis  gegen  1870  und  3.  die  Jetzt- 
zeit. Die  Hauptrolle  spielte  in  dem  ersten  Zeitabschnitte  das  Mittel- 
meer, dessen  Hafenplätze  der  Reihe  nach  den  Welthandel  beherrschten.  Die 
Entdeckung  des  Seewegs  nach  Ostindien  verlegte  den  Schwerpunkt  des 
Welthandels  nach  der  Westküste  von  Europa,  zunächst,  in  der  Blütezeit 
Portugals,  nach  Lissabon,  dann,  als  die  Holländer  an  die  Spitze  der  See- 
mächte gelangten,  nach  Amsterdam,  und  endlich,  nach  Vernichtung  der 
holländischen  Seegewalt,  nach  London.  Aus  dieser  Zeit  rührt  die  Bedeu- 
tung der  Nordwestecke  Europas  her,  wo  die  Seewege  vom  Atlantischen 
Ozean  und  den  baltischen  Meeren  mit  der  Festlandstraße,  die  von  Südost- 
europa heraufführt,  zusammentreffen. 

Diese  Bedeutung  wurde  noch  erhöht,  als  der  Verkehr  mit  Amerika  in 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  im  Welthandel  an  die  erste  Stelle  zu 
treten  begann.  Infolge  Verbesserung  der  Beförderungsmittel,  Benutzung 
des  Dampfes,  Vergrößerung  der  Schiffe  nahm  zwar  der  Umfang  des 
Güteraustausches  gewaltig  zu,  aber  der  innere  Aufbau  blieb  derselbe,  und 
London  blieb  der  Umschlagsplatz,  an  dem  aus  allen  Richtungen  die  Er- 
zeugnisse der  verschiedensten  Länder  zusammenströmten,  um  von  da  aus 
wieder  nach  allen  Seiten  hin  verteilt  zu  werden. 

Erst  in  den  letzten  35  Jahren  ist  eine  Umwandlung  in  der  Gestaltung 
des  Weltverkehrs  durch  die  Eröffnung  des  Suezkanals  und  die  wirtschaft- 
liche Entfaltung  des  neuen  Deutschen  Reichs  erfolgt.  Infolge  des  Auf- 
schwunges der  mittel-  und  westeuropäischen  Industrie  —  nicht  zum 
wenigsten  der  deutschen  —  steigerte  sich  einerseits  das  Bedürfnis  der  Aus- 
fuhr von  fertigen  Waren  nach  den  östlichen  Erdteilen,  anderseits  ermöglichte 
die  Abkürzung  des  Seewegs  (von  Nordwesteuropa  nach  Bombay  um  4800, 
nach  Singapore  um  3900  Seemeilen)  den  Bezug  von  Rohstoffen  von  dort- 
her für  das  festländische  Gewerbe.  Die  nordwesteuropäischen  Schiffahrts- 
linien hatten  somit  Hin-  und  Rückfracht  gesichert,  ohne  daß  sie  London 
zu  berühren  brauchten.  So  trat  an  Stelle  des  L'mschlagsverkehrs  der  un- 
mittelbare Verkehr,  an  Stelle  des  Monopols  für  einen  bestimmten  Hafen 
der  Wettbewerb  aller  großen  Seehäfen. 

Für  London  erwuchsen  ebenbürtige  Nebenbuhler  in  den  westlichen  Seestädten 
des  Festlandes.  Der  Suezkanal  brachte  auch  das  Mittclmeer  und  seine  Häfen 
Marseille,  Genua,  Triest  wieder  zur  Geltung.  In  anderen  Erdteilen  machte  sich 
gleichfalls  das  Bestreben  geltend,  den  unmittelbaren  Verkehr  zwischen  den  Er- 
zeugung*- und  Verbrauchsorten  auszugestalten  und  die  großen  Umschlags-  und 
Stapelplätze  —  New  York  für  Nordamerika,  Hongkong  für  Ostasien,  Zanzibar 
für  Ostafrika  —  zu  umgehen.  Infolgedessen  sehen  wir  überall  kleinere,  neu 
emporblühende  Seeplätze  im  Wettstreite  mit  den  alten  Monopolhäfen. 

Von  größter  Bedeutung  sind  in  diesem  Wettbewerbe  das  Hinterland 
und  die  zu  den  einzelnen  Häfen  heraufführenden  Zufahrtswege.  Zunächst 
kamen  dafür  nur  Naturwege,  die  Ströme  und  die  in  ihren  Tälern  hin- 
führenden Straßen,  in  Betracht,  so  daß  der  an  der  Mündung  eines  Stromes 
gelegene  Hafen  das  Handelsmonopol  für  das  ganze  Stromgebiet  hatte.  Aber 
bald  wurden  dem  Verkehre  künstliche  Wege  eröffnet  in  den  Kunststraßen. 
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Kanälen  und  Eisenbahnen,  und  damit  trat  auch  hier  an  Stelle  des  Monopols 
der  Wettbewerb.  Es  wurde  einzelnen  Seehäfen  hauptsächlich  durch  das  dichte 
Schienennetz  sogar  möglich,  aus  dem  natürlichen  Bereich  anderer  Plätze  den 
Verkehr  an  sich  zu  ziehen,  wobei  die  Eisenbahntarifpolitik  ausschlaggebend  war. 

In  diesem  Wettstreit  um  den  Weltmarkt  bilden  die  großen,  auf  engem 
Räume  vereinigten  Häfen  Xordwesteuropas  -  London.  Liverpool.  Ham- 
burg. Bremen,  Amsterdam.  Rotterdam,  Antwerpen,  Havre —  eine  einheit- 
liche, sich  bekämpfende  und  doch  ergänzende  Gruppe,  in  welcher  der  Schwer- 
punkt des  Weltverkehrs  ruht.  Die  drei  belgisch -holländischen  Häfen,  die 
uns  hier  besonders  beschäftigen,  sind  hinsichtlich  ihrer  geographischen  Lage 
zur  See  und  zu  den  großen  Meeresstraßen  gleichmäßig  begünstigt.  Die  See- 
entfernung gibt  indes  heute  nicht  mehr  den  Ausschlag.  Entfernungsunter- 
schiede von  mehreren  hundert  Kilometern  sind  bei  längeren  Seefahrten  ohne 
Einfluß  auf  den  Frachtsatz.  Die  Postdampferlinien  erheben  z.  B.  für  Güter 
nach  Asien  dieselben  Frachtsätze,  mag  die  Auflieferung  in  Hamburg  oder 
dem  2625  Seemeilen  davon  entfernten  Neapel  erfolgen.  Die  Hauptsache 
für  einen  Hafen  ist  jetzt,  daß  er  häufige  und  regelmäßige  Verschiffungs- 
gelegenheiten bietet,  starken  Hintcrlandsverkehr  mit  billigen  Verbindungen 
hat  und  durch  seine  Einrichtungen  den  schnellen  und  bequemen  Ubergang 
von  der  See-  zu  der  Landbeförderung  ermöglicht. 

Die  Seeschiffe  müssen  ohne  Aufenthalt  in  den  Hafen  gelangen  und  mit 
größter  Beschleunigung  entladen  werden  können,  um  bald  zur  anderweitigen 
Verwendung  bereitzustehen.  Ein  moderner  Ozeandampfer,  der  untätig  im 
Hafen  liegt,  stellt  für  den  Besitzer  einen  täglichen  Ausfall  von  2000  bis 
4000  Mark  dar.  Daher  konnte  man  sich  in  der  Neuzeit  mit  den  natürlichen 
Landungsgelegenhciten  nicht  mehr  begnügen,  sondern  schuf,  oft  unter 
ungeheuren  Kosten  und  tiefgehenden  Umgestaltungen  der  Naturlage,  künst- 
liche Hafcnanlagen,  in  denen  das  Löschen  und  Laden  in  so  viel  Tagen 
bewirkt  wird,  als  früher  Wochen  nötig  waren. 

Eine  große  Rolle  spielt  dabei  der  Unterschied  von  Ebbe  und  Flut.  Um 
von  diesem  »Gezeitenwechsel«  unabhängig  zu  sein,  verlegte  man  früher  die 
Häfen  möglichst  tief  hinein  in  die  Mündungen  großer  Ströme  oder  in  tief 
einschneidende  Buchten:  so  entstanden  Hamburg.  Bremen,  Amsterdam. 
Rotterdam.  Antwerpen.  War  der  Wasserstandsunterschied  gering,  so  konnte 
das  Ladegeschäft  bequem  an  dem  durch  Mauerwerk  befestigten  Ufer  des 
Stromes  oder  der  Bucht  -  Kai.  Kade.  Kaje  genannt  -  abgewickelt  werden: 
war  er  größer,  so  mußte  man  große  Becken  anlegen  und  sie  durch  Schleusen- 
tore abschließen,  um  darin  einen  gleichmäßigen  Wasserstand  zu  erzielen, 
wenn  das  Schilf  bald  hoch  bald  tief  liegt,  wird  natürlich  das  Laden  und 
Löschen  von  und  nach  dem  Ufer  erschwert. 

Diese  Becken  —  Docks  genannt  -  haben  aber  den  Nachteil,  daß  sie 
nur  bei  Flut  geöffnet  werden  können  und  den  neuen  großen  Ozeandampfern 
zu  wenig  Bewegungsfreiheit  bieten.  Infolgedessen  sind  meistens  Docks  und 
Kais  gleichzeitig  angelegt  worden.  In  Häfen  mit  geringem  Gezeiten  Wechsel, 
z.  B.  Rotterdam  und  Amsterdam,  gibt  es  außerdem  noch  offene  Liegeplätze 
an  Ankerbojen  oder  Dükdalbcn,  das  sind  Pfahlbündel,  die  in  das  Hafenbett 
eingerammt  und  merkwürdigerweise  nach  dem  für  den  niederländischen  Sce- 
handel  so  verhängnisvollen  Herzoge  von  Alba  (duc  d'Albe)  benannt  sind. 

Die  Steigerung  der  Schiffsgröße  begann  in  der  zweiten  Hälfte  des 
H).  Jahrhunderts  und  hat  in  der  letzten  Zeit  einen  Umfang  angenommen, 
den  man  früher  nicht  für  möglich  gehalten  hätte.  Der  erste  regelmäßig 
verkehrende  Postdampfer  des  Atlantischen  Ozeans,  die  1840  in  Dienst  gestellte 
»Britannia«    der  Liverpooler  Uunardlinie.    hatte    folgende  Abmessungen: 
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Länge  63,1  m.  Breite  10,4  m.  Tiefe  6,s  m,  mittlere  Tauchtiefe  5,2  m,  Maschinen- 
kraft 740  PS.,  Geschwindigkeit  8,5  Knoten  in  der  Stunde;  ein  modernes 
Schiff,  die  »Deutschland«  der  Hamburg-Amerika  Linie,  zeigt  dagegen  folgende 
Verhältnisse:  Länge  208,5  m,  Breite  20,4  m,  Tiefe  13,4  m,  größte  Tauchtiefe 
!0  m.  Maschinenkraft  3601x3  PS.,  Geschwindigkeit  23,5  Knoten.  Das  größte 
Schiff  der  Welt,  die  »Celtic«  der  Liverpooler  White  Star  Line,  zu  20004 
Registertonnen  hat  sogar  1 1  m  größte  Tauchtiefe. 

Da  die  größten  Schiffe  die  billigste  Fracht  ermöglichen,  ist  die  Dar- 
bietung einer  guten  Zufahrt  für  sie  eine  Hauptaufgabe  der  Seehäfen.  Tn 
den  Westhäfen  des  Kontinents  ist  für  die  Fahrrinnen  die  Versandung  eine 
große  Gefahr.  Man  sucht  ihr  durch  Ausbaggern  der  alten  oder  Anlegung 
ganz  neuer  Wasserwege  zu  begegnen. 

Ist  das  Schiff  an  seinem  Liegeplatze,  so  treten  die  mechanischen  Lade- 
vorrichtungen in  Tätigkeit.  Sie  befinden  sich  teils  auf  dem  Schiffe  selbst  — 
Ladungsmasten  — .  teils  auf  der  Kai-  oder  Dockmauer  in  Gestalt  von  Lauf- 
kranen mit  hydraulischem  oder  elektrischem  Antrieb  und  einer  Tragkraft 
bis  zu  4000  kg.  Außerdem  hat  man  schwimmende  Getreideelevatoren  und 
Kohlenheber,  die  ganze  Eisenbahnwagenladungcn  auf  einen  Hub  bewegen. 
Aus  dem  Schiffe  kommt  die  Ladung,  wenn  sie  nicht  lediglich  für  einen 
Ort  bestimmt  ist  (Volladung)  in  den  »Schuppen«,  um  dort  nach  den  ver- 
schiedenen Warengattungen  und  Bestimmungsorten  sortiert  zu  werden.  In 
Hamburg  ist  daher  der  Schuppen  als  »Allonge  des  Schiffes«  bezeichnet 
worden.  Die  Schuppen  sind  leichtgebaute  Hallen ,  unmittelbar  an  den  Kais 
und  Docks,  im  Bereiche  der  Hebekrane  gelegen.  Ein  großer  Dampfer  der 
Hamburg- Amerika  Linie  hat  nicht  weniger  als  10400  qm  Schuppenflächc 
zur  Abstellung  seiner  Ladung  nötig. 

Von  dem  Schuppen  ist  wohl  zu  unterscheiden  der  »Speicher«.  In  diesem 
lagert  der  Großkaufmann  seine  Vorräte,  um  sie  an  die  Verbraucher  oder 
Zwischenhändler  weiterzugeben.  Kr  will  demgemäß  jederzeit  Proben  ent- 
nehmen, die  Ware  dem  Käufer  zeigen  usw.;  deshalb  müssen  die  Speicher 
stärker  gebaut  sein  und  mehr  in  der  Nähe  der  Kontore,  d.  h.  in  der  eigent- 
lichen Geschäftstadt  liegen.  Am  Hafen  selbst  werden  meistens  nur  Massen- 
güter, Erze.  Kohlen,  Getreide,  aufgespeichert.  In  den  großen  Seehäfen 
haben  sich  neuerdings  besondere  Lagerhausgesellschaften  gebildet,  welche  die 
privaten  Speicher  mehr  und  mehr  verdrängen.  In  den  Riesenspeichern  dieser 
Gesellschaften  können  auch  kleine  Kaufleute  Lagerräume  auf  Zeit  mieten; 
die  Güter  können  daselbst  verkauft  werden  und  weiter  lagern,  indem  lediglich 
der  vom  Lagerhaus  ausgestellte  »Lagerschein«  seinen  Besitzer  wechselt. 

Die  Beförderung  vom  Schiffe  oder  Schuppen  zum  Speicher  erfolgt  durch 
Lastwagen  oder,  wenn  Kanäle  zum  Speicherviertel  führen  —  in  Hamburg, 
Rotterdam.  Amsterdam  — .  durch  Leichterkähne.  Die  Eisenbahn  kommt 
für  diese  kurze  Überführung  nicht  in  Betracht.  Wenn  jetzt  in  allen  Häfen 
Wert  auf  eine  gute  Eisenbahnausstattung  des  unmittelbaren  Hafengebiets 
gelegt  wird,  so  hat  das  den  Zweck,  die  Ware  unmittelbar  vom  Schiffe  oder 
Schuppen  unter  Ausschaltung  des  Speichers  in  das  Hinterland  befördern  zu 
können.  Der  Eisenbahnwagen  muß,  ebenso  wie  das  Fluß-  und  Kanal- 
fnhrzeug.  möglichst  dicht  an  das  Seeschiff  herankommen  können,  dies  ist 
der  maßgebende  Grundsatz. 

Um  den  großen  Ozeandampfern  auch  Instandsetzungsarbeiten  ohne 
Zeitverlust  zu  ermöglichen,  sind  in  jedem  modernen  Hafen  Trockendocks 
vorhanden.  Fons«tzung  foigt.i 


Archi»  f.  Posi  u.  Telegr.    t.    \<p',.  8 
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Wohlfahrtseinrichtungen  der  Reichsdruekerei. 
Von  techn.  Sekretär  in  der  Reichsdruckerei  Wüst. 

(Schluß.) 

5.  Unterstützungswesen. 

Die  Wechselfälle  des  Lebens  und  die  schwierigen  großstädtischen  Ver- 
hältnisse bereiten,  wie  schon  aus  den  Darlehnsbewilligungen  (S.  71)  hervor- 
geht, zahlreichen  Angehörigen  der  Reichsdruckerei  ernste  Sorgen,  und  die 
Direktion  muß  häufig  helfend  eingreifen,  wozu  ihr  durch  den  Etat  die 
Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Die  nachfolgende  Zusammenstellung 
der  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  von  der  Direktion  der  Reichsdruckerei 
nicht  etatmäßig  angestellten  Personen  und  Hinterbliebenen  von  solchen 
gewährten  Krankcngcldzuschüssc ,  einmaligen  und  fortlaufenden  Unter- 
stützungen gibt  ein  Bild,  in  welcher  Weise  und  in  welchem  Umfange  die 
Direktion  versucht  hat,  Not  zu  lindern  und  Sorgen  zu  beseitigen. 
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Das  gesamte  Unterstützungswesen  ist  durch  die  Dienstordnung  für  die 
verschiedenen  Beschäftigungsverhältnisse  genau  geregelt.  Es  kommt  dabei 
in  Betracht,  daß  das  Personal  der  Reichsdruckerei  •  abgesehen  von  den 
Beamten  und  Unterbeamten  —  aus  Wochenlühncrn ,  Monatslöhnern  und 
aus  ständigen  Künstlern  und  Werkleuten  besteht.  In  der  vorstehenden 
Übersicht  handelt  es  sich  um  folgende  Zuwendungen. 

A.  Unterstützungen  der  Kranken. 

a.  Wochenlohner. 

In  Krankheitsfallen  wird  der  Lohn  nur  bis  zum  Tage  der  Arbeits- 
unterbrechung gezahlt.  Die  Direktion  kann  an  Stelle  des  Lohnes  längstens 
auf  26  Wochen  einen  Zuschuß  zu  dem  aus  der  Betriebskrankenkasse  gezahlten 
Krankengelde  bis  zur  Erreichung  von  zwei  Dritteln  des  Tagelohns  gewähren. 
Xach  13  Wochen  wird  geprüft,  ob  der  Krankengeldzuschuß  weiter  gewährt 
werden  kann;  dabei  wird  in  der  Regel  ein  ärztliches  Zeugnis  gefordert. 
Über  26  Wochen  hinaus  kann  der  Krankengeldzuschuß  nur  mit  Genehmigung 
des  Staatssekretärs  des  Reichs  -  Postamts  gezahlt  werden.  Es  kommt  nur 
sehr  selten  vor,  daß  der  Krankengeldzuschuß  versagt  werden  muß.  Die  von 
18X6  bis  1905  gezahlten  Krankengeldzuschüsse  von  rund  230000  M.  sind 
ausschließlich  den  im  Wochenlohne  beschäftigten  Personen  zugute  gekommen. 

b.  Monatslühncr. 

In  Krankheitsfällen  wird  die  monatliche  Vergütung  der  Monatslühncr 
bis  zu  26  Wochen  gezahlt;  darauf  ist  das  Krankengeld  anzurechnen,  das 
die  versicherungspflichtigen  Monatslöhner  aus  der  Betriebskrankenkasse 
beziehen.  Mit  Genehmigung  des  Staatssekretärs  des  Reichs-Postamts  kann 
die  Vergütung  auch  über  20  Wochen  hinaus  gezahlt  werden. 

Die  nicht  versicherungspflichtigen  Monatslöhner  haben  bei  Krankheiten, 
die  sie  länger  als  drei  Tage  dienstunfähig  machen,  ein  ärztliches  Zeugnis 
vorzulegen.  Auf  die  gegen  Tagegeld  beschäftigten  Bureauhilfsarbeiter  und 
Bureauhilfsarbeiterinnen  werden  in  Krankheitsfällen  dieselben  Vorschriften 
angewendet. 

c.  Ständige  Künstler  und  Werkleute. 

Die  für  die  Monatslöhner  aufgestellten  Grundsätze  gehen  auch  für  die 
ständigen  Künstler  und  Werkleute. 

B.    Einmalige  Unterstützungen. 

Die  Direktion  kann  den  unter  a.  bis  c.  bezeichneten  Personen,  wenn  sie 
ohne  ihr  Verschulden  in  Bedrängnis  geraten  und  einer  Unterstützung  würdig 
sind,  einmalige  Unterstützungen  bewilligen.  Solche  Unterstützungen  dürfen 
für  den  Einzelnen  im  Laufe  eines  Rechnungsjahrs  betragen 

a)  bei  Wochenlöhnern   50  M. 

b)  bei  Monatslöhnern,  ständigen  Künstlern  und  Wcrkleutcn     100  M. 

Wenn  damit  in  schweren  Fällen  noch  nicht  wirksam  genug  geholfen 
werden  kann,  so  werden  mit  Genehmigung  des  Staatssekretäfs  des  Reichs- 
Postamts  höhere  Unterstützungen  gewährt. 

Den  zu  diesen  Klassen  gehörenden  Personen,  die  dauernd  dienstunfähig 
geworden  sind,  sowie  Witwen  und  verwaisten  Töchtern  von  solchen  Personen 
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kann  die  Direktion  ebenfalls  einmalige  Unterstützungen  bewilligen.  Bei 
Töchtern  dürfen  diese  Unterstützungen  in  einem  Rechnungsjahre  nicht  mehr 
als  50  M.  betragen. 

C.    Fortlautende  Unterstützungen  und  Krzichungsgelder. 

Fortlaufende,  im  voraus  zahlbare  Unterstützungen  können  mit  Genehmi- 
gung des  Staatssekretärs  des  Reichs -Postamts  und  unter  Vorbehalt  des 
Widerrufs  gewährt  werden:  den  außerhalb  des  Beamtenverhältnisses  stehen- 
den Personen  bei  dauernder  Dienstunfähigkeit  und  den  Witwen  solcher 
Personen;  für  hinterbliebenc  Kinder  können  bis  zum  vollendeten  18.  Lebens- 
jahr Erziehungsgelder  bewilligt  werden,  auch  wenn  die  Witwe  sich  wieder 
verheiratet.  In  der  Regel  werden  die  nachstehend  angegebenen  Sätze  gezahlt. 
In  besonderen  Fällen  kann  darüber  hinausgegangen  werden. 

a.  Wochenlöhner 

Die  fortlaufende  Unterstützung  beträgt  in  der  Regel  die  Hälfte  des 
Ruhegehalts ,  das  sich  bei  Anwendung  des  Reichsbeamtengesetzes  ergeben 
würde;  in  besonderen  Fällen  kann  sie  bis  zu  drei  Vierteln  dieses  Ruhe 
gehalts  erhöht  werden.  Die  Invaliden-  und  Altersrente  wird  soweit  an- 
gerechnet, daß  die  fortlaufende  Unterstützung  unter  Hinzurechnung  der 
Rente  drei  Viertel  des  nach  dem  Reichsbeamtengesetze  bemessenen  Ruhe- 
gehaltssatzes nicht  übersteigt.  Wenn  ein  Wochenlöhner  nach  einer  Dienst- 
zeit von  mehr  als  25  Jahren  verstorben  ist,  so  kann  seine  Witwe  eine  jähr- 
liche Unterstützung  von  160  M.  erhalten,  bei  einer  15-  bis  25-jährigen 
Dienstzeit  144  M..  bei  einer  10-  bis  15-jährigen  Dienstzeit  108  M.  und  bei 
einer  5-  bis  10-jährigen  Dienstzeit  72  M.  Erziehungsgeld  kann  für  jedes 
Kind  monatlich  bis  zum  Betrage  von  4  M.  50  Pf.  gewährt  werden. 

b.  Monitslühner. 

In  der  Regel  werden  drei  Viertel  des  nach  dem  Reichsbeamtengesetze 
bemessenen  Ruhegehalts  gewährt,  es  kann  jedoch»  bis  zum  vollen  Ruhe- 
gehaltsbetrage der  Beamten  hinaufgegangen  werden.  Die  Invaliden-  und 
Altersrente  wird  auch  hierbei  so  weit  angerechnet,  daß  die  fortlaufende 
Unterstützung  mit  der  Rente  das  volle  Beamtenruhegehalt  nicht  übersteigt. 

Die  Witwenunterstützungen  betragen  je  nach  der  unter  a.  angegebenen 
Dienstzeit  jährlich  180  M. .  160  M.,  144X1.  und  108  M.  Das  monatliche 
Krziehungsgeld  beträgt  für  jedes  Kind  in  der  Regel  4  M.  50  Pf.,  dieser  Satz 
kann  jedoch  in  besonderen  Fällen  bis  auf  (»  M.  erhöht  werden. 

c.   Ständige  Künstler  und  Werklcute 

Fs  werden  die  für  die  Versetzung  der  Reichsbeamten  in  den  Ruhestand 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  angewendet.  Die  Witwenunterstützungen 
betragen  je  nach  der  unter  a.  bezeichnetet!  Dienstzeit  21O  M.,  180  M..  iöo  M. 
und  J44  M.  Erziehung^geld  wird  für  jedes  Kind  monatlich  bis  zum  Be- 
trage von  (>  M.  gewahrt. 

o.  Konsumverein 
von  Angehörigen  der  Reich  sd  rucker  ei. 

Die  Rücksicht  auf  die  Wohnungsverhältnisse  der  Großstadt  und  die 
Eigenart  des  Reichsdruckereihetncbs.   die  dazu  nötigte,   das  Verlassen  der 
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Anstalt  während  der  Pausen  möglichst  einzuschränken,  hat  vor  ungefähr 
2;  Jahren  die  Einführung  einer  durchgehenden  Arbeitszeit  veranlaßt.  Die 
Arbeitszeit  umfaßt  für  den  größten  Teil  der  Werkstätten  die  Stunden  von 
7  Uhr  morgens  bis  5  Uhr  nachmittags  und  schließt  eine  halbstündige  Früh- 
stücks- und  eine  einstündige  Mittagspause  ein.  Da  fremden  Personen  -- 
Händlern  usw.  —  der  Zutritt  zu  den  Werkstätten  aus  Sicherheitsgründen 
nicht  gestattet  werden  kann,  so  ist  eine  Einrichtung  nötig,  die  den  Ange- 
hörigen der  Reichsdruckerei  während  ihrer  Beschäftigung  in  der  Anstalt 
Gelegenheit  zum  Kaufe  guter  und  unverfälschter  Lebensmittel  zu  möglichst 
niedrigen  Preisen  bietet. 

Diese  Aufgabe  versucht  der  1882  gegründete  Konsumverein  von 
Angehörigen  der  Reichsdruckerei  zu  erfüllen.  Jeder  in  der  Reichs- 
druckerei Beschäftigte  kann  durch  eine  einmalige  Einlage  von  I  M.  50  Pf. 
Mitglied  werden.  Nach  Jahresschluß  wird  der  Gewinn  verteilt.  Während 
früher  Wert  auf  die  Erzielung  hoher  Gewinne  gelegt  wurde,  ist  heute 
das  Bestreben  hauptsächlich  auf  Festsetzung  niedriger  Verkaufspreise  ge- 
richtet. 

Zur  Regelung  des  ( Geschäftsganges  wählt  jede  Werkstatt  jährlich  einen 
Vertrauensmann.  Die  Vertrauensmänner  werden  vom  Vorstand  im  November 
zu  einer  Jahresversammlung  und  so  oft  als  nötig  zu  außerordentlichen  Ver- 
sammlungen einberufen. 

Der  Vorstand  besteht  aus  dem  Direktor  und  dem  Rendanten  der  Rcichs- 
druckerei,  einem  Schriftführer,  einem  Buchhalter  und  drei  Beisitzern;  Schrift- 
führer und  Buchhalter  werden  vom  Vorstande,  die  Beisitzer  von  den  Ver- 
trauensmännern auf  ein  Jahr  gewählt.  Die  Beisitzer  haben  den  gesamten 
Geschäftsgang  zu  überwachen. 

In  den  Verkaufsräumen  darf  nur  mit  Marken  bezahlt  werden.  Der 
Erlös  wird  täglich  an  die  Kassenverwaltung  abgeliefert.  An  Nichtmitglieder 
darf  nichts  verkauft  werden. 

Im  letzten  Geschäftsjahr  ist  der  Konsumverein  versuchsweise  dazu 
übergegangen ,  auf  vorherige  Bestellung  auch  ein  einfaches,  aus  einem 
Gerichte  bestehendes  warmes  Mittagessen  zum  Selbstkostenpreise  zu  liefern. 
Diese  Einrichtung  scheint  sich  zu  bewähren;  es  werden  durchschnittlich 
taglich  160  bis  200  Portionen  geliefert. 

7.    W  ärmschränke. 

Für  die  Angehörigen  der  Reichsdruckcrci  sind  in  den  Vorräumen 
der  Werkstätten  und  in  der  Nähe  der  Speiseräume  30  Wärmschränke 
Fig.  i).  in  denen  mitgebrachte  Speisen  erwärmt  werden  können,  zur 
unentgeltlichen  Benutzung  aufgestellt.  Die  Schränke  bestehen  aus  einem 
>chmiedecisernen  Gehäuse,  worin  zwei,  drei  oder  mehr  durch  Dampfrohre 
untereinander  verbundene  Wärmplatten  angebracht  sind.  Sie  werden 
eine  Stunde  vor  dem  Beginne  der  Mittagspause  mit  Wasserdampf  erhitzt ; 
wer  sie  benutzen  will,  übergibt  sein  mit  einem  Kennzeichen  versehenes  und 
gut  zugedecktes  Geschirr  dem  mit  der  Wartung  des  Wärmschrankes  Beauf- 
tragten. Die  ersten  Wärmschränke  sind  bereits  1882  aufgestellt  worden; 
die  stete  Vermehrung  ihrer  Zahl  beweist,  daß  sie  dem  Personal  unent- 
behrlich geworden  sind.  Die  Unterhaltungskosten  betragen  jährlich  unge- 
fähr 3000  M. 
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8.  Da  m  pfk  ochkesscl. 

Zur  Selbstbereitung  von  Kaffee.  Tee.  Kakao  usw.  sind  in  den  Vor- 
räumen der  Werkstätten  und  in  den  Speiseräumen  30  Dampf kochkessel 
(Fig.  2)  angebracht,  die  zum  Beginn  und  während  der  Pausen  unentgelt- 
lich kochendes  Wasser  liefern.    Jeder  Kessel  faßt  eine  Wassermenge  von 


Fig.  -i. 


Malis  lab  t  :  12. 


80  I.  die  mittels  einer  verzinnten  kupfernen  Dampfschlange  in  kurzer  Zeit  zum 
Sieden  gebracht  wird.  Die  Kosten  für  die  Wartung  der  Kessel  betragen 
jährlich  ungefähr  600  M.  Die  seit  einigen  Jahren  getroffene  Einrichtung 
erfreut  sich  besonderer  Beliebtheit. 

9.   Spei  sc  räume. 

Da  die  Bereitstellung  von  Speiseräumen  für  die  gesamte  fast  2400  Köpfe 
umfassende  Arbeiterschaft  weder  unbedingt  erforderlich  erscheint  noch  in 
absehbarer  Zeit  durchführbar  sein  würde,  so  sind  zunächst  derartige  Räume 
nur  dort  geschaffen  worden,  wo  es  die  Eigenart  des  Betriebs  erheischt,  und 
zwar  für  die  Kupferdrucker,  Schriftgießer,  Stereotypeurc,  Galvanoplastiker 
und  für  die  Hilfsarbeiter  mehrerer  großer  Buchdrucksäle. 

10.  Badeanstalten. 

Zwei  Badeanstalten  —  eine  für  männliche  und  eine  für  weibliche  Personen  — 
stehen  den  Angehörigen  der  Reichsdruckerei  von  S'/o  Uhr  morgens  bis  V/'o  Uhr 
nachmittags  unentgeltlich  zur  Verfügung.  Wer  innerhalb  dieser  Zeit  zu  baden 
wünscht,  meldet  sich  morgens  bei.  dem  Werkstättenvorsteher,  der  nach 
Rückfrage  feststellt,  wann  das  Bad  genommen  werden  kann  Die  Badezeit  für 
die  einzelne  Person  soll,  das  Aus-  und  Ankleiden  eingerechnet,  höchstens 
20  Minuten  betragen.  Badewäsche  (Handtuch,  Seiflappen,  Badekappe) 
und    Seife    werden    unentgeltlich    verabfolgt.     Beide  Anstalten   sind  mit 
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Brausezellen  ausgerüstet ,  weil  die  Brausebäder  sich  überall  als  Fabrik- 
bäder am  besten  bewährt  haben:  die  beiden  vorhandenen  Wannen  dürfen 
nur  von  den  einer  gründlichen  Reinigung  bedürfenden  Feuerarbeitern  — 
Heizern,  Schlossern,  Schriftgießern  —  und  von  den  Kupferdruckern,  die 
sich  bei  der  Arbeit  ebenfalls  stark  beschmutzen,  benutzt  werden. 

Es  wird  Wert  darauf  gelegt,  daß  von  den  Badeeinrichtungen,  soweit  es 
das  dienstliche  Interesse  gestattet,  ein  möglichst  reger  Gebrauch  gemacht 
wird.  Die  Werkstättenvorsteher  sind  beauftragt,  auf  das  Personal  nach 
dieser  Richtung  einzuwirken  und  darauf  zu  achten,  daß  das  Baden  unter 
dem  Personal  möglichst  regelmäßig  abwechselt. 

Die  folgende  Übersicht  enthält  die  Zahl  der  in  den  letzten  fünf  Jahren 
verabfolgten  Bäder  und  die  Kosten  für  Wasserverbrauch,  Seife,  Hand- 
tücher usw. : 


Männer 

Krauen 

Kosten 

Seife,  Hand- 

Rechnungs- 

Brause- 

Tages- 

Tages- 

Tages- 

tücher, 

jahr 

durch- 

Wannen- 

durch- 

Brause- 

durch- 

Wasserver- 

bäder 

schnitt 

,  Kidcr 

bader 

schnitt 

brauch  usw.'i 

schnitt 

ungefähr 

I  C  )0  I  .  .  .  , 

39  954 

133 

8260 

28 

1 5  890 

53 

2  loo  M. 

1 002  

34  867 

116 

7  3^3 

24 

14(113 

4«) 

2  600  - 

1903. .  .  . 

35  433 

Il6 

1  6  886 

23 

I5  905 

5- 

3  0I3  - 

1  g<  »4 .  .  .  . 

39  U7 

128 

3  3*5 

I  I 

1 6  990 

5* 

2958  - 

1 905 .... 

39  874 

137 

2095 

I 

7 

18  189 

04 

2234  - 

11.  Bücherei. 

Die  Reichsdruckerei  besaß  schon  seit  langer  Zeit  eine  Sammlung  von 
Büchern  und  Zeitschriften  technischen  und  belehrenden  Inhalts,  die  den 
Angehörigen  der  Anstalt  auf  Wunsch  zugänglich  gemacht  wurde,  sowie 
eine  Sammlung  von  mustergültigen  Druckwerken  und  von  Vorlagen- 
werken, die  hauptsächlich  für  die  kunstgewerblichen  und  technischen  Mit- 
arbeiter bestimmt  war.  Seit  1896  ist  der  ersten  Sammlung  durch  be- 
deutende Anschaffungen  von  schöngeistigen  Werken  eine  besondere  Unter- 
haltungsbücherei für  die  Arbeiterschaft  angegliedert  worden.  Hauptwert  ist 
dabei  auf  die  Verbreitung  guten  Lesestoffs  gelegt  worden.  Die  mannig- 
fachen Erfahrungen,  die  in  dieser  Hinsicht  bei  der  Reichs- Postverwaltung 
und  in  der  Kruppschen  Bücherhalle  gemacht  sowie  in  den  Schriften  der 
Zentralstelle  für  Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen  niedergelegt  worden  sind, 
wurden  dabei  sorgfältig  beachtet.  Da  außerdem  sowohl  von  technischen 
und  kunstgewerblichen  Werken  und  Zeitschriften  als  auch  von  Vorlagen- 
werken die  neueren  guten  Erscheinungen  angeschafft  worden  sind,  so  ist 
im  Laufe  der  Zeit  eine  Bücherei  entstanden,  die  in  ihrem  schöngeistigen 
wie  in  ihrem  technischen  und  kunstgewerblichen  Teile  wohl  auch  höheren 
Ansprüchen  genügen  kann.  Die  Gesamtzahl  der  Bände,  Mappen,  Bilder  usw. 
betrug  am  Schlüsse  des  Jahres  1905  ungefähr  25  000.  Für  Unterhaltungs- 
schriften sind  seit  1896  jährlich  100  bis  500  M.  aufgewendet  worden.  Die 
Benutzung  der  Bücherei  wird  in  jeder  Weise  erleichtert,  die  Beteiligung 
ist  recht  rege. 
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Für  die  Angehörigen  der  Anstalt  erscheint  in  zwangloser  Folge  ein 
Nachrichtenblatt,  das  neben  den  für  das  gesamte  Personal  bestimmten  amt- 
lichen Mitteilungen  auch  die  für  die  Arbeiterschaft  wichtigen  Nachrichten 
über  die  VVohlfahrtseinrichtungen  enthält.  Ferner  werden  darin  andere 
nützliche  Mitteilungen  —  z.  B.  Berichte  von  Baugenossenschaften  in  Berlin 
und  Umgegend,  die  Arbeiterwohnungen  bauen,  Veröffentlichungen  des  Ver- 
eins für  volkstümliche  Kurse  von  Berliner  Hochschullehrern  und  des  Aus- 
schusses zur  Veranstaltung  von  Volksaufführungen  (Zentralstelle  für  Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen), Nachrichten  über  Lebensversicherungsangelegen- 
heiten, Brennmaterialbeschaffung  usw.  —  abgedruckt.  Dieses  Nachrichten- 
blatt geht  sämtlichen  Angehörigen  der  Reichsdruckerei  unentgeltlich  zu. 


12.  Fortbildung. 

Durch  eine  Umfrage  wird  jährlich  zweimal  festgestellt,  wer  von  den 
Angehörigen  der  Reichsdruckerei  zu  seiner  weiteren  fachwissenschaftlichen 
Ausbildung  eine  Schule  besuchen  will.  Die  Meldungen  werden  darauf 
geprüft,  ob  und  inwieweit  die  von  den  Einzelnen  vorgeschlagenen  Schulen 
eine  im  Interesse  der  Anstalt  liegende  fachtechnische  oder  allgemeine  Aus- 
bildung erwarten  lassen.  Erscheint  der  Besuch  der  Anstalt  vom  Stand- 
punkte der  Reichsdruckerei  erwünscht,  so  wird  die  Zahlung  des  Schulgeldes 
auf  die  Kasse  der  Reichsdruckerei  übernommen;  es  sind  ausgegeben  worden: 

19m   557  M.  —  Pf. 

1902   293   -    —  - 

1903   259  -    50  - 

1904   3/1  

1005   449  "    5°  - 


13.  Erholungsurlaub. 

Seit  1897  haben  die  Wochenlöhncr  der  Reichsdruckerei  in  jedem  Jahre 
ohne  Lohnkürzung  einen  Erholungsurlaub  erhalten.  Diejenigen  Wochen- 
löhner,  die  mindestens  ein  Jahr  in  der  Anstalt  beschäftigt  und  über  25  Jahre, 
aber  noch  nicht  50  Jahre  alt  sind,  erhalten  einen  Urlaub  von  sechs  Lohn- 
tagen, die  älteren  einen  solchen  von  neun  Lohntagen.  Arbeiterinnen  erhalten 
schon  vor  dem  vollendeten  25.  Lebensjahr  einen  Erholungsurlaub  von  sechs 
Lohntagen,  wenn  sie  mindestens  ein  Jahr  der  Anstalt  angehört  haben. 

Es  sind  beurlaubt  worden : 


Rechnungs- 
jahr 

männliche  Personen 

weibliche  Personen 

1901  .... 

724  ■--  ungef.  67  v.  H. 

265  -  ungef.  88  v.  H. 

1902 .... 

756=            72  -  - 

261  —           88  -  - 

1 903 .... 

762=     -      73  -  - 

247  =     -     83  -  - 

IQ04. . . . 

726  _     -      66  -  - 

253=     -     81  -  - 

1 905 .... 

77»  --=     -      67  -  - 

266  —     -     73  -  - 

Den  gegen  Monatslohn  beschäftigten  Personen  ist  von  jeher  ebenso  wie 
den  Beamten  ein  angemessener  Urlaub  gewährt  worden. 
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14.   Kleiderablagen.  Wascheinrichtungen. 

Bei  jeder  größeren  Werkstatt  sind  für  männliche  und  weibliche  Personen 
besondere,  helle  und  luftige  Kleiderablagen  vorhanden,  die  meistens  von  den 


Fig.  3. 


Maßstab  1  :  30. 


Arbeitsräumen  durch  feste  Wände  getrennt  und  so  untergebracht  sind,  daß 
die  Arbeiter,  ehe  sie  an  ihre  Plätze  gelangen,  ihre  Straßenkleider  ablegen 
können.  Von  der  in  Fig.  3  dargestellten  Art  sind  in  den  letzten  Jahren 
ungefähr  400  Stück  angeschafft  worden.    Sie  sind  aus  Holz  hergestellt  und 


Fig.  4.  Fig.  5. 


Mal>;>tab  I  :  15  Maßstab  1  :  30. 


mit  durchbrochenen  Füllungen  versehen,  so  daß  die  Kleider  nicht  nur 
staubfrei  gehalten,  sondern  auch  gelüftet  werden.  Die  Schränke  enthalten 
zwei,  drei  und  vier  Abteile;  wo  es  irgend  möglich  ist,  erhält  jeder  Arbeiter 
ein  verschließbares  Abteil  für  sich. 

Die  Wascheinrichtungen  sind  so  zahlreich,  daß  ungefähr  je  fünf 
Personen  eine  besondere  Waschgelegenheit  haben.    Wo  es  die  Eigenart  der 
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Arbeit  erfordert,  wird  warmes  und  kaltes  Waschwasser  bereit  gehalten.  In 
der  Reichsdruckerei  sind  verschiedene  Arten  von  Waschgelcgenheiten  — 
Einzelbecken,  Kippwaschbecken,  Waschtröge,  Gruppenständer  —  erprobt 
worden.  Dabei  hat  sich  ergeben,  daß  bei  den  Waschständern  (Fig.  4)  und 
den  Waschtrögen  (Fig.  5)  das  Waschen  am  schnellsten  vor  sich  geht;  sie  sind 
daher  in  neuerer  Zeit  am  meisten  angeschafft  worden. 

Die  Kleiderablagen  und  Wascheinrichtungen  in  den  älteren  Werkstatt- 
gebäuden wurden  in  den  letzten  Jahren  wesentlich  verbessert.  Bei  einer 
jetzt  nahezu  durchgeführten  Verlegung  von  30  Werkstätten  sind  16  luftige 
große  Kleiderablagen  mit  einer  Grundfläche  von  ungefähr  800  qm  ge- 
schaffen und  zeitgemäß  ausgestattet  worden.  In  den  neuen  Gebäuden 
wurden  derartige  Hinrichtungen  von  vornherein  in  ausreichender  Größe  vor- 
gesehen. 

15.   Gartenanlagen  und  Sitzbänke. 

Zwischen  den  Gebäuden  der  Reichsdruckerei  befindet  sich  ein  30  a  großer 
Garten  mit  schönen  alten  Bäumen,  Ziersträuchern  und  Blumenbeeten.  Er 
ist  mit  Lauben  und  zahlreichen  Sitzgelegenheiten  ausgestattet  und  dient 
hauptsächlich  den  weiblichen  Angehörigen  der  Anstalt  in  den  Pausen  zur 
Erholung.  Den  Mannern  ist  neben  dem  Garten  der  Aufenthalt  im  Freien 
ermöglicht.  Auch  wo  sich  auf  den  Höfen  der  Anstalt  unter  Bäumen  oder 
sonstwo  ein  geeigneter  Platz  befindet,  sind  Sitzgelegenheiten  für  die  Männer 
angebracht  worden. 


16.   Erste  Hilfe  bei  Unglücksfällen. 

Eine  Anzahl  von  Angehörigen  der  Rciclisdruckerei  ist  im  Samariterdienst 
ausgebildet  worden.  Die  zur  ersten  Hdfeleistung  erforderlichen  Medikamente, 
Verbandstoffe  und  Geräte  werden  in  den  Zimmern  der  beiden  Hauswarte  in  leicht 
zugänglichen  Samariterkästen  aufbewahrt.  Bei  jedem  Kasten  und  außerdem 
in  den  größeren  Werkstätten  ist  in  Tafelform  die  Vorschrift  von  Professor 
Dr.  von  Esmarch  »Erste  Hilfeleistung-  bei  Unglücksfällen«  aufgehängt.  Ein 
besonderes,  entsprechend  ausgestattetes  Krankenzimmer  ist  vor  kurzem  ein- 
gerichtet worden. 


Fig.  6. 


17.  Allgemeines. 

Jeder  von  der  Arbeiterschaft  geäußerte  Wunsch  wird  geprüft  und,  so- 
weit es  das  dienstliche  Interesse  zuläßt,  erfüllt.  Als 
vor  einigen  Jahren  in  der  heißen  Jahreszeit  darüber 
geklagt  wurde,  daß  das  im  Rohrnetze  befindliche 
Trinkwasser  nicht  kühl  und  erfrischend  sei,  wurden 
42  Trinkwasserbehälter  mit  Eiskühlung  (Fig.  6)  ange- 
schafft. 

Damit  in  den  Sälen  mit  Überlicht  die  Temperatur  in 
der  heißen  Jahreszeit  nicht  zu  hoch  steigt,  werden  die 
<  )berlichtschciben  durch  Rasensprenger  berieselt.  Die 
Einrichtung  hat  sich  bewährt.  In  den  Werkstätten  be- 
finden sich  außerdem  unterhalb  der  Decke  Luftflügel, 
die  mit  der  Wellenleitung  verbunden  sind  und  ähnlich 
wie  Fächer  Kühlung  schaffen. 

Besonderer  Wert  wird  darauf  gelegt,  daß  alle  Werkstätten  gut  gelüftet 
werden.  Durch  jährlich  regelmäßig  wiederholte  Untersuchungen  wird  die 
Beschaffenheit  der  Luft  in  jedem  Arbeitsraume  morgens,  mittags  und  abends 
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geprüft.  Alle  sich  dabei  ergebenden  Mängel  werden  möglichst  sofort  beseitigt. 
Vor  einigen  Jahren  sind  in  Verfolg  einer  derartigen  Untersuchung  ungefähr 
30  Elektroventilatoren  angebracht  worden.  Im  ganzen  sind  jetzt  ungefähr 
70  Elektroventilatoren  vorhanden.  — 

In  den  letzten  20  Jahren  sind  für  die  Durchführung  der  Arbeiterschutz- 
gesetze folgende  Aufwendungen  gemacht  worden: 


._ 

— 

■j. 

= 

— 
— 
— 

'-J 

Arbeitgeber- 
bcitrug 
zu  den 
Kranken- 
kassen 

M.  Pf. 

Beitrag  zur 

Unfall- 
versicherung 

M.  Pf. 

Arbeitgeber- 
beitnig  zur 

Alters-  und 
InvaliJitäts- 

versicherung 

M.        •  Pf 

zusammen 

* 

M  Pf. 

Personenstand 
am  Schlüsse  des 
Geschäftsjahrs 

davon 

milnnl    weibl.      zus.  Bcamic 

Aut  jede 
nicht  zu 
den 

amu  n  t'c- 
hfircirdc- 

IVlsfU 

entt'allo:i 
d.iti.i.  Ii 
duu!)- 
-,  hu  ':- 
Ii.  , 

M.  PI. 
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6  440  7 

2  128  44 

8  568 

5< 

708   187  895 

10 

9 

98 

JN.X- 

6576  14 

2  45O 

18 

9  032 

32 

745  198  943 

»3 

9 

71 

]  <  S 

6815  1\ 

3  4<><s 

34 

10  224 

l  7 

769  199  9O8 

13 

10 

71 

1  >  N  , 

699}  70 

2  743 

v> 

'  9  737 

p5 

814  231  1  045 

15 

9 

45 

iXijn 

7  0 1 7  14 
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71 

1  674 

94 

1  2  59O 
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18 

M 

1  l 
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44 
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19  057 

8 
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20 

s 

18 

;  K<  )2 

9  (HO  98 
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8 

8 

33 
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39 
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24 

93 
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5" 

8  41 5 

2(> 
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25 
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20 

19 

0 
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52 
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33 
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59 

20 

52 

1 3  69 1  84 
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28 

9  009 

97 
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9 
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02 

-'I 

7 

l8(>6 

1 4  056  42 

4  659  06 
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00 

27  93  I 

öS 

I  107  299  I  373 

65 

21 

13 
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14  270  09 
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9  202 

39 

28  I38 

47 

I  161   301    I  462 

97 
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17 
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1 
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33 
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81 
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81 

19 

79 
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1  2  260  44 

5 799  90 
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73 

30  288 
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«4 

1« 

65 
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'5 
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18 
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42 
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97 
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39 
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«375 

5° 
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84 
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51 
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104 

20 
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Ii».  »3 

12  456  42 
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12  285 

8 

33  9i5 

55 

1  476  334  1810 

1 06 

19 

73 

MJO4 

13  342  92 

8  909  05 

13  182 

21 

35  4<  >4 

78 

1  543  382  1  925 

I  12 

19 

5« 

1905 

»5  984  55 

10086  30 

1 4  oo< ) 

<■ 

40  070 

94 

1  050  420  2  085 

1  i 

!  i 

121 

2C) 

40 

Zus. 

228059  90 1 105  100  34 

59 

|  4<)<>  7«)8 

Der  1900  eingetretene  Rückgang  des  Arbeitgeberbeitrags  zur  Kranken- 
kasse ist  auf  die  Errichtung  einer  besonderen  Betriebskrankenkasse  bei  der 
Reichsdruckerci  zurückzufuhren. 

Im  unmittelbaren  Zusammenhange  mit  den  geschilderten  Wohlfahrts- 
einrichtungen stehen  die  zum  Schutze  der  Gesundheit  und  des  Lebens  der 
Arbeiter  in  den  Werkstätten  getroffenen  Vorkehrungen.  Die  Maschinen 
sind  mit  den  vorgeschriebenen  Schutzvorrichtungen  verseben;  diese  haben 
durch  die  technischen  Beamten  der  Reichsdruckerci  manche  Verbesserung 
erfahren.  Hie  von  dem  früheren  Maschinenbauinspektor  der  Reichsdruckerei 
Tobelmann  erdachte  Schutzvorrichtung  für  Tiegeldruckpressen  ist  auch  in 
der  Privatindustrie  als  zweckmäßig  anerkannt  worden. 
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Die  Direktion  hat  auf  die  Durchführung  aller  zum  Schutze  der  Arbeiter- 
schaft getroffenen  Maßnahmen  von  jeher  den  größten  Wert  gelegt.  Trotz 
der  Zunahme  der  Kopfzahl  des  Personals  hat  sich  die  Zahl  der  entschädigungs- 
pflichtigen Unfälle  in  engen  Grenzen  gehalten;  schwere  Unfälle,  die  eine 
dauernde  schwere  Schädigung  der  Arbeitskraft  oder  den  Verlust  des  Lebens 
herbeigeführt  haben,  sind  erfreulicherweise  in  den  letzten  Jahren  nicht  vor- 
gekommen. In  den  Jahren  von  iqoi  bis  1005  sind  von  Unfällen  be- 
troffen wurden: 


Rechnungs- 
jahr 

mannliche 
Personen 

weibliche 
Personen 

zusammen 

3" 

3 

39 

1 902  

24 

3 

27 

35 

4 

39 

1  go4  

4* 

— 

5 

53 

1^5  

43 

10 

53 

Die  Zahl  der  Betriebsunfälle  ist  1904  gestiegen,  weil  seitdem  darauf 
gehalten  wird,  daß  auch  die  anscheinend  unbedeutenden  Verletzungen  usw.. 
die  früher  wenig  beachtet  wurden,  gemeldet  werden. 

Zur  Kesselreinigung,  zur  Wartung  der  Akkumulatorenbatterie  sowie  zu 
ähnlichen,  die  Kleider  verderbenden  Arbeiten  werden  Schutzanzüge  und 
Schürzen  aus  Leder  oder  Wachstuch  bereitgehalten.  Auch  werden  Schutz- 
masken gegen  Einatmung  schädlicher  Dämpfe.  Staub  usw.  und  Schutzbrillen 
geliefert. 

Damit  beim  Versagen  der  elektrischen  Lichtleitungen  das  Verlassen  der 
Werkstätten  und  Gebäude  ohne  Schädigung  von  Personen  geschehen  kann, 
sind  in  sämtlichen  Werkstätten  und  auf  allen  Treppen  und  Gängen  Not- 
lampen angebracht  worden. 

Die  Aufsichtsbeamten  sind  angewiesen,  die  in  der  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers,  betreffend  Einrichtung  und  Betrieb  der  Buchdruckereien 
und  Schriftgießereien,  vom  31.  Juli  i.Scj/  gegebenen  Vorschriften  genau 
zu  beachten.  Ob  diese  Anweisung  befolgt  worden  ist,  wird  regelmäßig 
nachgeprüft. 

Für  Arbeiten  in  der  Galvanoplastik  und  in  den  photographischen  Werk- 
stätten, bei  denen  Cyankalium  verwendet  werden  muß,  hat  die  Direktion 
IQ03  die  nachstehenden  Sondervorschriften  gegeben. 

»Arbeiten  mit  Cyankalium -Verbindungen  sind  in  einem  besonderen 
Räume  vorzunehmen,  der  mit  einem  Fenster  versehen  ist,  welches  geöffnet 
werden  kann  und  eine  ausreichende  Lufterneuerung  ermöglicht.  Auf  jede 
darin  beschäftigte  Person  müssen  mindestens  15  cbm  Luftraum  entfallen. 

Wände  und  Decken  dieses  Raumes  sind  mit  einem  Ölfarbenanstriche  zu 
versehen.  Der  Fußboden  muß  so  beschaffen  sein,  daß  er  kein  Wasser 
durchläßt  (Asphaltfußboden).  Der  Raum  ist  von  Verunreinigungen  jeder 
Art  freizuhalten  und  während  der  Arbeitszeit  genügend  zu  lüften.  Der 
Fußboden  muß  täglich  einmal,  und  zwar  nach  Beendigung  der  Arbeitszeit, 
feucht  gereinigt  werden.  Die  Verwendung  staubbindender  Üle  ist  unter- 
sagt. Zum  Ausspeien  muß  ein  mit  Wasser  gefüllter  und  täglich  zu  reini- 
gender Xapf  benutzt  werden.  Das  Ausspeien  auf  den  Fußboden  ist  ver- 
boten. 
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Cvanversilberungen  sind  nur  innerhalb  eines  das  Gesicht  des  Arbeiter? 
■schützenden  Glaskastens  vorzunehmen ,  aus  dem  ein  Exhaustor  die  aufge- 
wirbelten Cvangase  sofort  ins  Freie  entführt. 

Zum  Arbeiten  mit  Cvankalium  sind  nur  durchaus  zuverlässige  voll- 
jährige männliche  Arbeiter  zu  verwenden. 

Vorräte  an  Cvankalium  dürfen  nur  in  gut  schließenden  Gefäßen,  deren 
Inhalt  als  »»Cvankalium«  und  »Gift«  deutlich  bezeichnet  ist,  in  einem  be- 
sonderen, lediglich  diesem  Zwecke  dienenden  und  mit  der  gleichen  Aufschrift 
versehenen  Schranke,  unter  doppeltem  Verschlusse  des  Abteilungsvorstehers 
oder  seines  Stellvertreters  und  eines  Werkmeisters  aufbewahrt  werden.  In 
diesem  Schranke  dürfen  keine  anderen  Chemikalien,  insbesondere  keine 
Säuren  Aufnahme  finden.  Den  Arbeitern  darf  immer  nur  der  augenblick- 
liche, höchstens  der  für  den  Arbeitstag  erforderliche  Bedarf  an  Cvankalium 
verab folgt  werden. 

Jeder  mit  Cvankalium -Verbindungen  beschäftigte  Arbeiter  hat  wenigstens 
wöchentlich  einmal  ein  warmes  Bad  zu  nehmen,  öftere  gründliche  Reinigungen, 
namentlich  der  Hände,  sind  für  ihn  unbedingt  erforderlich.  Gefäße  zum 
Mundspülen.  Bürste  zum  Reinigen  der  Hände  und  Nägel  werden  geliefert. 
Jedesmal  bevor  er  Nahrungsmittel  zu  sich  nimmt  oder  die  Arbeit  verläßt, 
hat  er  die  vorhandene  Waschgelegenheit  zu  benutzen.  In  dem  Räume, 
worin  mit  cyankaliumhaltigen  Lösungen  gearbeitet  wird,  dürfen  Eßwaren 
weder  aufbewahrt  noch  genossen  werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  in  dem  Räume,  worin  mit  cyan- 
kaliumhaltigen Lösungen  gearbeitet  wird,  auszuhängen  und  allen  darin  be- 
schäftigten Personen  bekannt  zu  machen.  Jeder  einzelne  hat  auf  einem 
beim  Werkstättenvorsteher  aufzubewahrenden  Doppel  des  Aushangs  durch 
Namensunterschrift  zu  beglaubigen,  daß  er  von  den  Bestimmungen  Kenntnis 
erhalten  und  sie  verstanden  hat.« 


18.  Schlußwort. 

Im  Laufe  der  Zeit  ist  es  gelungen,  eine  solche  Stetigkeit  der  Arbeits- 
verhältnisse in  der  Reichsdruckerei  zu  schaffen,  daß  nur  selten  ein  Arbeiter 
wegen  Arbeitsmangels  ausgeschieden  ist.  Schon  seit  Jahren  bietet  der  Etat 
die  Mittel,  um  bewährten  Arbeitern  ein  Wartegeld  zu  zahlen,  wenn  sie 
einer  Betriebsstockung  wegen  zeitweise  entlassen  werden  müssen.  Diese 
fürsorgliche  Einrichtung  brauchte  indes  seit  langem  nicht  mehr  benutzt  zu 
werden,  und  wenn  in  seltenen  Fällen  bei  eiligen  und  umfangreichen  Arbeiten 
einige  Arbeiter  aushilfsweise  eingestellt  werden  mußten,  so  entwickelte  sich 
auch  hieraus  später  meistens  dauernde  Beschäftigung.  Die  dadurch  ge- 
gebene Sicherheit  der  Arbeitsverhältnisse  und  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter 
hat  nicht  am  wenigsten  auf  die  Wohlfahrt  der  Angehörigen  der  Reichs 
druckerei  günstig  eingewirkt. 

Die  Zahl  der  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahrs  1005  in  der  Reichs - 
druckerei  beschäftigten  nicht  etatmäßig  angestellten  Personen  verteilt  sich 
in  folgender  Weise  auf  die  einzelnen  Gruppen: 

1638  Wochcnlöhner,  und  zwar  1237  münnl.  und  401  wcibl.  Pers. 

•283  Monatslöhner,    -       -      255      -  2S 

43  standige  Künstler  und  Werkleute,  ...    -       -        43  — 


j</>4  Personen, 


und  zwar  1535  männl.  und  420  weibl.  Pers 
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Für  die  Lohnsätze  der  Wochcnlöhner  kommen  die  allgemeinen  Tarif- 
sätze, die  in  besseren  Privatbetrieben  gewahrten  Löhne  und  die  besonderen 
Verhältnisse  der  Reichsdruckerei  in  Betracht.  Gegen  Stücklohn  wird  nur 
ausnahmsweise  gearbeitet.  In  einem  wesentlichen  Punkte  unterscheiden  sich 
die  Lohnverhältnisse  der  Reichsdruckerei  vorteilhaft  von  denen  vieler  Privat- 
betriebe. Sämtliche  Wochenlöhner  und  Monatslöhner  erhalten  nämlich  bei 
durchweg  genügender  Führung  und  Verwendbarkeit  in  der  Regel  in  drei- 
jährigen Zwischenräumen  Lohnzulagen  nach  Art  der  Dienstaltersstufen  der 
Beamten. 

Bei  Arbeitsversäumnis  infolge  von  Einberufung  zu  militärischen  Übungen. 
Teilnahme  an  Kontrollvcrsammlungen .  Aushebungen .  Musterungen,  von 
Erfüllung  staatsbürgerlicher  Pflichten  (Schöffen-  und  Geschworenendienst, 
Wahrnehmung  von  Terminen  als  Zeuge,  Sachverständiger.  Vormund  usw.. 
Feuerlöschdienst  auf  Grund  öffentlich  -  rechtlicher  Verpflichtung,  Teilnahme 
an  Reichstags-,  Landtags-  und  Gemeindewahlen)  wird  der  Lohn  oder  die 
Vergütung  weiter  gewährt.  Die  etwa  für  den  Zeitverlust  anderweit  gezahlten 
Entschädigungen  sind  jedoch  anzurechnen. 

Zu  Monatslöhnern  werden  Wochenlöhner  ernannt,  wenn  ihre  Stellung 
im  dienstlichen  Interesse  gehoben  werden  soll,  oder  wenn  andere  Gründe 
dafür  vorliegen.  Außerdem  werden  Künstler,  Techniker  und  sonstige 
Personen  mit  besserer  Vorbildung  als  Monatslöhner  geführt,  deren  Einreihung 
unter  die  ständigen  Künstler  und  Werkleute  aus  irgend  einem  Grunde  nicht 
angängig  ist. 

Als  ständige  Künstler  und  Werkleute  werden  diejenigen  Angehörigen 
mit  tüchtiger  künstlerischer  oder  fachlicher  Vorbildung  bezeichnet,  deren 
etatmäßige  Anstellung  wegen  vorgerückten  Lebensalters  oder  aus  einem 
anderen  Grunde  nicht  erfolgen  kann. 


Die  höhere  Verwaltungsprüfung  für  Post  und  Telegraphie 

im  Jahre  1906. 

Zur  Prüfung  der  Befähigung  für  den  höheren  Postdienst  sind  nur 
(»  Beamte  zugelassen  worden.  Es  erklärt  sich  dies  daraus,  daß,  wie  all- 
gemein bekannt,  die  Laufbahn  für  den  höheren  Post-  und  Telegraphendienst 
umgestaltet  werden  soll,  und  deshalb  nach  dem  Jahre  i8<>S  Posteleven  auf 
Grund  der  bisherigen  Vorschriften  nicht  mehr  angenommen  worden  sind. 
Von  den  zugelassenen  Beamten  entfallen  je  einer  auf  die  Bezirke  Düsseldorf. 
Halle  (Saale),  Leipzig,  Metz,  Minden  (Westf.),  Münster  (Westf.),  Oppeln. 
Potsdam  und  Straßburg  (Eis  ).  Von  den  Zugelassenen  haben  3  die  Post- 
und  Telegraphenschulc  besucht.  Die  erstmaligen  Zulassungen  haben  betragen 
1005:  70,  1004:  93.  1003:  140.  Zur  Fortsetzung  oder  Wiederholung  der 
Prüfung  haben  sich  8cj  Beamte  gemeldet  f  10,05:  120,  1004:  161,  1903:  186). 
Die  Gesamtzahl  der  Zulassungen  und   Wiederzulassungen  beträgt  also  08 

(1005:  T09.  i9"4:  -?54.  1003:  3-(0- 

Im  Laufe  des  Jahres  sind  26  mündliche  Prüfungen  abgehalten  worden 
(1905:32.  1004:34,  1003:44).     Von  den  dazu  vorgeladenen  152  Beamten 
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haben  iif),  davon  29  in  erster  und  11  in  zweiter  Wiederholung:,  die  mündliche 
Prüfung  bestanden,  33,  davon  2  in  erster,  I  in  zweiter  Wiederholung;,  nicht 
genügt.  In  der  mtindlichen  Prüfung  ist  2  Beamten  das  Prädikat  »gut« 
erteilt  worden;  einer  dieser  Beamten  hat  auch  die  Gesamtprüfung  mit  »gut« 
bestanden;  im  übrigen  sind  die  Prüfungen  »genügend«  ausgefallen.  Von 
100  Beamten  haben  in  der  mündlichen  Prüfung  nicht  bestanden  21,7  (1905  :  23.1, 
1904:  34,.».  1903:  20.«).  Bei  den  zur  Post-  und  Telegraphenschule  ein- 
berufen gewesenen  Beamten  betragen  die  entsprechenden  Zahlen  12.7  v.  H. 
(1905:  20,0,  1904:  27.5,  1903:  15.6  v.  H.).  bei  den  übrigen  Beamten  28,0  v.  H. 
(1905:  24,8.  1904:  39.8,  1903:  23, t  v.  H.). 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  Beamten  beim  Bestehen  der  münd- 
lichen Prüfung  hat  30  Jahre  8  Monate  betragen  (1905:  30  Jahre  4  Monate, 
1904:  29  Jahre  11  Monate,  1903:  30  Jahre  1  Monat);  im  einzelnen  befanden 
sich  in  einem  Lebensalter  von 


26  bis 

Beamter  — 

0,8  V.  ] 

27  - 

  12 

Beamte  = 

10,0  - 

28  - 
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—  _ 

0,8  - 

37  - 

3«  "   
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1,7  " 

41  - 
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0.8  - 

im  ganzen.  .  .   11 9  Beamte   =  100,0  v.  H. 


Von  den  vorzugsweise  für  Telegraphie  ausgebildeten  Beamten 
sind  4  (1905:  41,  1904:  82,  1903:  104)  zur  höheren  Prüfung  zugelassen 
worden.  Davon  entfallen  auf  die  Ober- Postdirektionsbezirke  Danzig  2  Be- 
amte. Cöln  und  Metz  je  1  Beamter.  Von  den  Zugelassenen  haben  2  die 
Post-  und  Telegraphenschulc  besucht.  Zur  Fortsetzung  oder  Wiederholung 
der  Prüfung  haben  sich  27  Beamte  (1905:  64,  1004:  62,  1903:  32)  ge- 
meldet. Die  Gesamtzahl  der  Zulassungen  und  Wiederzulassungen  beträgt 
also  31  (1905:  105.  1904:  144.  1903:  136). 

Im  Laufe  des  Jahres  sind  17  mündliche  Prüfungen  abgehalten  worden 
(1905:  20,  1904:  18,  1903:  14).  Von  den  dazu  geladenen  101  Beamten 
haben  75,  darunter  23  in  erster  und  5  in  zweiter  Wiederholung,  die  münd- 
liche Prüfung  bestanden,  26,  darunter  6  in  erster  Wiederholung,  nicht 
genügt.  Über  das  Gesamtergebnis  hat  1  Beamter  das  Prädikat  »gut«  er- 
halten; im  übrigen  ist  die  Prüfung  »genügend«  ausgefallen. 

Von  100  Beamten  haben  in  der  mündlichen  Prüfung  nicht  bestanden 
25.7  (1905:  30,8,  1004:  28,0,  1903:  27,7).  Bei  den  zur  Post-  und  Telc- 
graphcnschule  einberufen  gewesenen  Beamten  betragen  die  entsprechenden 
Zahlen  25,5  v.  H.  (1905:  26,8,  1904:  20,9,  1903:  17,7  v.  H.),  bei  den  übrigen 
Beamten  35  v.  H.  (1905:  34,4.  1904:  32,8  1903:  34,7  v.  H.). 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  Beamten  beim  Bestehen  der  münd- 
lichen Prüfung  hat  29  Jahre  9  Monate  betragen  (1905:  29  Jahre.  1904: 
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28  Jahre  10  Monate,  1003:  20  Jahre);  im  einzelnen  befanden  sich  in  einem 
Lebensalter  von 
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■ — • 

,      ,.  LI 

2,7  \ .  ti. 

-1—  „O 
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im  ganzen .  .  . 

75  Beamte 

100,0  v.  H. 

Das  neue  Verkehrs-  und  Baumuseum  in  Berlin. 

Das  in  dem  ehemaligen  Berlin -Hamburger  Personenbahnhof,  Invaliden - 
Straße  50/51.  untergebrachte  neue  Verkehrs-  und  Baumuseum  in  Berlin  ist 
am  14.  Dezember  1906  in  Gegenwart  des  Kaiserpaars  und  zahlreicher 
Vertreter  von  preußischen  und  Reichsbehörden  feierlich  eröffnet  worden. 
Damit  ist  der  langgehegte  Wunsch  der  Eisenbahn-,  Wasserbau-  und 
Hochbauverwaltung  in  Erfüllung  gegangen,  eine  der  Allgemeinheit  zu- 
gängliche Sammlung  zu  besitzen,  die  es  ermöglicht,  einen  Uberblick  über 
den  gewaltigen  Umfang  zu  gewinnen,  den  die  Arbeit  auf  allen  Gebieten 
des  heutigen  Eisenbahn-,  Wasserbau-  und  Hochbauwesens  angenommen 
hat.  und  in  gleicher  Weise  Fachmännern  wie  Laien  reiche  Anregung  und 
Belehrung  zu  bieten. 

Das  ehemalige  Bahnhofsgebäude,  das  nach  dem  Ubergange  des  Berlin- 
Hamburger  Eisenbahnunternehmens  ins  Staatseigentum  außer  Betrieb  gesetzt 
worden  war,  ist  für  die  Museumszwecke  in  seinem  Erdgeschosse  vollständig  um- 
gebaut worden.  An  die  Stelle  der  früheren  Zugänge  für  Reisende  in  den  Flügeln 
des  Kopfbaues  sind  Fenstergruppen  getreten.  Der  neue  Haupteingang  des 
Gebäudes  befindet  sich  in  der  Mitte  der  Südfront,  wo  in  den  beiden  großen 
Mittclbogen,  die  einst  den  Lokomotiven  als  Durchfahrt  zu  einer  vor  dem 
Bahnhofe  liegenden  Drehscheibe  dienten,  Windfänge  eingerichtet  worden 
sind.  Links  und  rechts  von  der  Eingangshalle  im  Kopfgebäude  und  in  den 
Seitenflügeln  sind  mehrere  gut  beleuchtete  Säle  entstanden.  In  der  Mitte 
ist  eine  um  neun  Stufen  vertieft  liegende,  dreischiffige  Halle  geschaffen 
worden,  die  in  einer  Ausdehnung  von  20  zu  71  m  an  der  Stelle  der  ur- 
sprünglichen Bahnhofshalle  den  Hofraum  zwischen  den  Seitenflügeln  über- 
deckt Das  in  Eisen  überwölbte  breite  Mittelschiff  hat  im  Scheitel  ein 
großes  Oberlicht  und  außerdem  breite  hochliegende  Wandfenster  erhalten, 
während  bei  den  Seitenschiffen  fast  die  ganzen  ebenen  Decken  in  Ober- 
lichter aufgelöst  sind.  Die  Giebelseitc  der  Eingangshalle  ist  mit  einem 
Wandgemälde  von  der  Hand  des  Malers  H.  Koberstein  geschmückt,  in 
welchem  durch  versinnbildlichende  Darstellungen  auf  den  Inhalt  und  die  Be- 
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Stimmung  des  Museums  hingewiesen  wird.  Außer  den  Ausstellungsräumen 
berinden  sich  in  dem  Gebäude  noch  zur  Seite  der  Eingangshalle  eine  Kleider- 
ablage und  auf  der  Südwestecke  einige  Verwaltungsräume  und  ein  öffent- 
liches Lesezimmer.  Außerhalb  der  großen  Halle,  mit  ihr  durch  einen  ver- 
deckten Gang  verbunden,  hat  ein  Eisenbahn  -  Stellwerkshaus  nebst  den  zu- 
gehörigen Weichen-  und  Signalanlagen  Platz  gefunden.  Für  die  Umge- 
staltung des  Gebäudes  usw.  waren  in  den  Etats  der  preußischen  Eisenbahn- 
verwaltung für  i<)°5  und  1906  insgesamt  650  000  Mark  ausgeworfen. 

Das  neue  Museum  ist  in  drei  Hauptabteilungen  gegliedert: 
I.  Eisenbahnabteilung, 
II.   Wasserbauabteilung  und 
III.    Hochbauabteilung  (ausschließlich  der  Eisenbahn- Hochbauten). 

Die  Ausstellungsgegenstände  aus  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens 
nehmen  die  westliche  Hälfte  des  Vorderflügels,  den  westlichen  Seitenflügel 
und  den  größten  Teil  der  Mittelhalle  in  Anspruch,  während  die  Gegenstände 
aus  dem  Gebiete  des  Wasserbaues  im  östlichen  Seitenflügel  und  im  östlichen 
Seitenschiffe  der  Mittelhalle  und  diejenigen  aus  dem  Gebiete  des  Hochbaues 
in  der  östlichen  Hälfte  des  Vorderflügels  untergebracht  worden  sind.  Für 
die  Auswahl  der  ausgestellten  Gegenstände  war  der  Grundsatz  leitend,  daß 
das  Museum  vorwiegend  nützlichen  Zwecken  dienen,  das  Verständnis  für 
die  gegenwärtigen  Aufgaben  der  Verkehrs-  und  Bauverwaltung  vertiefen 
und  zu  Vervollkommnungen  auf  diesen  Gebieten  anregen  soll.  Aus  diesem 
Grunde  sind  in  erster  Reihe  Einrichtungen  der  Neuzeit  ausgestellt,  Gegen- 
stände aus  früherer  Zeit  dagegen  nur  insoweit  berücksichtigt  worden,  als 
sie  für  das  Verständnis  der  heutigen  Einrichtungen  nicht  entbehrt  werden 
können  oder  geschichtlich  besonderen  Wert  haben.  Die  Ausstellungsgegen- 
stände bestehen  teils  in  natürlichen  Stücken,  teils  in  aufklappbaren  Nach- 
bildungen, die  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprechend  dargestellt  sind, 
und  von  denen  viele  durch  Preßluft,  Elektrizität  oder  durch  die  Hand  der 
Angestellten  oder  der  Besucher  in  Betrieb  gesetzt  werden  können.  Erläuternde 
Beschreibungen,  Zeichnungen,  Pläne  und  zahlenmäßige  Übersichten  vervoll 
ständigen  die  Sammlung. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  den  einzelnen  Abteilungen  zu,  so  sehen  wir, 
daß  die  erste,  die  Eisenbahnabteilung  nicht  nur  nach  dem  einge- 
nommenen Räume,  sondern  auch  nach  der  Zahl  der  Schaustücke  (z.  Z. 
025 1  gegenüber  146  in  der  Wasserbau-  und  91  in  der  Hochbauabteilung) 
die  bei  weitem  umfangreichste  ist.     Sie  zerfällt  in  acht  Unterabteilungen : 

1.  Eisenbahnstreckenbau  und  Bahnunterhaltung. 

2.  Eisenbahn- Hochbauten.  Brücken  und  Tunnel, 

3.  Signal-   und   Sicherungswesen,  Telegraphen-    und  Fernsprech- 
anlagen, 

4.  Eisenbahn  -  Lokomotiven  und  -  Wagen, 

5.  Elektrische  Starkstromanlagen. 

6.  Eisenbahnwerkstätten  und  maschinelle  Bahnausrüstung, 

7.  Eisenbahnbetrieb,  Verkehrs-,  Abfertigungs-  und  Tarifwesen, 

8.  Eisenbahnverwaltungs-,  Eisenbahnfinanz-  und  Wohlfahrtswesen. 
In  der  Abteilung"  »Eisenbahnstreckenbau  und  Bahnunterhal- 
tung«, die  zwei  Säle  zur  Linken  der  Mittclhalle  einnimmt,  wird  die  Ent- 
wicklung des  Schienenwegs  in  allen  seinen  Teilen  (Eisenbahnschienen. 
Schienenunterlagen,  hölzerne  und  eiserne  Schwellen.  Weichen  und  Kreuzungen) 
von  der  Zeit  des  Beginns  der  Eisenbahnen  bis  auf  die  Neuzeit  zur  An- 
schauung gebracht.  Auch  von  den  für  die  Behandlung  und  bei  der  Unter- 
haltung der  Oberbauteile,  für  die  Imprägnierung  der  Schwellen  usw.  er- 
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forderlichen  Materialien  und  Ausrüstungsgegenständen  sind  Proben  vor- 
handen. Eine  Sammlung  von  Gesteinsarten  für  den  bei  der  Gleisbettung 
benutzten  Kleinschlag  veranschaulicht  die  großen  Verschiedenheiten  der 
Gleisbettung  in  den  einzelnen  Landesteilen.  Das  im  Maßstab  I  :  100  ge- 
fertigte Reliefmodell  eines  Wegeüberganges  zeigt  für  den  Streckenbau 
wichtige  Einzelheiten,  wie  Sicherungsschranken,  Feuerschutzstreifen  und  einen 
Entwässerungsgraben  mit  Durchlaß.  Wegeschranken  sind  außerdem  noch 
durch  mehrere  besondere  Modelle  in  größerem  Maßstabe  vertreten.  Auch 
Zeichnungen  von  Schneeschutzanlagen  und  Nachbildungen  von  Schnee- 
pflügen zum  Freilegen  der  Gleise  sind  vorhanden. 

In  der  Abteilung  »Eisenbahn -  Hochbauten,  Brücken  und  Tunnel« 
fesselt  das  im  Maßstab  1:333  7a  gefertigte  Reliefmodell  des  Bahnhofs 
Altona  (Elbe)  in  der  Mitte  der  Vorhalle  unsere  Aufmerksamkeit.  Die 
Schienenanlagc  dieses  Bahnhofs  gilt  als  ein  Muster  für  die  Durchführung 
des  Grundsatzes,  Kreuzungen  in  Schienenhöhe  zur  Erzielung  größter  Be- 
triebssicherheit und  glatter  Abwicklung  des  Verkehrs  möglichst  zu  ver- 
meiden. Weitere  Modelle,  Zeichnungen  und  Abbildungen  von  Bahnhofs- 
hallen für  den  Personenverkehr,  von  Schuppen  und  Umladehallen  für  den 
Güterverkehr,  von  Lokomotivschuppen,  Wassertürmen  usw.,  von  Eisenbahn- 
Verwaltungsgebäuden  und  von  Gebäuden  für  Wohlfahrtszwecke  geben  einen 
überblick  über  die  umfassende  Bautätigkeit  der  Eisenbahnverwaltung.  Eine 
Nachbildung  der  ersten  in  Deutschland  erbauten  großen  eisernen  Brücke, 
der  1857  vollendeten  Weichselbrücke  bei  Dirsehau.  hat  in  einem  Nebensaalc 
Platz  gefunden.  Aus  dem  Gebiete  des  Tunnelbaues  ist  besonders  erwähnens- 
wert das  Modell  der  Lüftungsanlage  für  den  Kaiser  Wilhelm -Tunnel  bei 
Cochem  (Mosel). 

Die  Abteilung  »Signal-  und  Sicherungs wesen-,  Telegraphen- 
und  Fernsprechanlagen«  ist  teils  im  Hofe  und  in  dem  besonderen 
Stellwerksgebäude,  teils  in  der  zweiten  Hälfte  der  Haupthalle  untergebracht. 
Ein  elektrisches  Stellwerk  von  Siemens  &  Halske  und  zwei  mechanische 
Stellwerke  von  anderen  Firmen  im  Stellwerkshause  befinden  sich  in  betriebs- 
fähigem Zustand  und  sind  mit  einer  im  Freien  liegenden  Gleisanlage  durch 
Weichen  und  Signale  verbunden.  In  der  Haupthalle  finden  wir  ein  Luft- 
druckstellwerk mit  elektrischer  Steuerung  und  eine  größere  Anzahl  alter 
und  neuer  Block-  und  Stellwerke  sowie  Hebel-,  Kurbel-  und  Verriegelungs- 
werke. Die  in  einem  Stationsdienstraum  erforderlichen  Einrichtungen  an  Block- 
werken, Telegraphen-  und  Fernsprechapparaten  sind  auf  einem  Podium  an 
der  Giebelwand  in  betriebsfähigem  Zustand  aufgestellt.  Durch  die  Gegen- 
überstellung der  älteren  und  neueren  Einrichtungen  läßt  sich  ihre  Entwicklung 
und  fortschreitende  Vervollkommnung  erkennen.  Eine  neue  Federweiche 
zeigt  den  gewaltigen  Unterschied  zwischen  ihr  und  einer  alten  Schlepp- 
weiche. Alte  Zeigertelegraphenapparate  stehen  neben  heutigen  Morse- 
schreibern. Ferner  sind  zahlreiche  Einzelteile  vorhanden,  wie  Signalrück- 
rnelder,  Fahrgeschwindigkeitsmesser,  selbsttätige  Warnungsläutewerke  usw. 

Die  Abteilung  »Eisenbahn-Lokomotiven  und  -Wagen«  ist  die 
räumlich  am  weitesten  ausgedehnte.  Sie  nimmt  fast  die  ganze  Haupthalle 
und  zwei  Seitenräume  ein  und  enthält  zahlreiche,  fast' durchweg  in  1  5  der 
wirklichen  Größe  gehaltene  Modelle  von  Lokomotiven  und  YVagen.  Die 
Lokomotivmodellc.  von  denen  die  meisten  mittels  Druckluft  in  Betrieb  ge- 
setzt werden  können,  sind  zum  größten  Teile  in  preußischen  Staatsbahn- 
werkstätten von  Lehrlingen  angefertigt  worden.  Darunter  befinden  sich 
Modelle  vier-  und  fünfachsiger  kurvenbeweglicher  Lokomotiven,  Modelle 
von   Verbund-    und   Heißdampf lokomotiven .  das   Modell    einer  Zahnrad- 
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lokomotive  und  der  in  wirklicher  Grüße  ausgeführte  Führerstand  einer 
Schnellzuglokomotive.  Von  den  Wagenmodellen  verdienen  Beachtung  die 
Modelle  der  Personen-  und  der  Spezialgüterwagen  zur  Beförderung  von 
besonderen  Gütern,  wie  z.  B.  von  Kohlen.  Langholz,  Kalk.  Vieh.  Fischen. 
Säuren  und  Geschützen.  In  der  Mittelhallc  sind  auch  Bauteile  von  Be- 
triebsmitteln, wie  Dampfregler,  Rauchverminderungsvorrichtungen,  Funken- 
langer, Sandstreuer,  Läutewerke  u.  a.  m.  ausgestellt.  Ein  aus  dem  Jahre 
1843  stammender  offener  Personenwagen  der  vormaligen  Breslau-Freiburger 
Eisenbahn  und  ein  ausgemusterter,  in  der  Längsrichtung  aufgeschnittener 
Lokomotivkessel  erregen  die  besondere  Aufmerksamkeit  der  Besucher. 
Ferner  werden  die  Fortschritte  in  den  Heizungs-,  Beleuchtungs-,  Lüftungs- 
und Schlafeinrichtungen  veranschaulicht-  An  sechs  paarweise  aufeinander- 
gestellten Wagenuntergestellen  werden  die  bei  den  preußischen  Staatsbahnen 
verwendeten  Bremsarten  im  Betriebe  vorgeführt.  Zwei  im  Seitenschiff  an- 
geordnete Bremsbatterien,  die  aus  je  20  Bremsvorrichtungen  nach  der  Bauart 
von  Carpenter  und  Westinghouse  bestehen,  gestatten,  das  Intätigkcittreten  der 
Zugbremsen,  wie  es  bei  einem  Zuge  von  20  W  agen  in  Wirklichkeit  statt- 
findet,  dem  Besucher  vor  Augen  zu  führen.  Bemerkenswert  sind  auch 
mehrere  Geschwindigkeitsmesser  für  Lokomotiven,  die  in  der  Haupthalle 
Aufnahme  gefunden  haben  und  durch  die  Besucher  in  Betrieb  gesetzt  werden 
können.  Von  den  bei  Betriebsunfällen  zur  Benutzung  kommenden  Wagen 
tu r  Arzte,  Verletzte  und  für  Hilfsgeräte  aller  Art  ist  je  ein  Modell  vor- 
handen. 

Aus  der  links  von  der  Haupthalle  untergebrachten  Gruppe  »Elektrische 
Starkstrom  an  lagen«,  die  sich  in  der  Hauptsache  aus  Schenkungen  der  be- 
teiligten Gesellschaften  und  Firmen  zusammensetzt  und  vorwiegend  Bestand- 
teile elektrischer  Bahnen  enthält,  sind  erwähnenswert  ein  Modell  des  von 
den  Siemenswerken  für  die  bis  jetzt  unübertroffenen  Schnell  fahrversuche 
auf  der  Berlin-Zossener  Strecke  gebauten  Triebwagens  und  der  erste  brauch- 
bare Einphasenmotor  für  Bahnzwecke.  Diese  nach  der  Bauart  Winter- 
Eichherg  eingerichtete  Maschine  ist  eines  der  wertvollsten  Stucke  des 
Museums,  insofern  sie  zum  ersten  Male  die  Möglichkeit  gezeigt  hat,  Haupt- 
bahnen in  vorteilhafter  Weise  mit  Wechselstrom  von  hoher  Spannung  von 
einem  einzigen  Fahrdraht  aus  zu  betreiben,  ein  Verfahren,  das  zu  einer 
früher  ungeahnten  Entwicklung  der  elektrischen  Zugbeförderung  führen 
<lürfte. 

Die  Abteilung  »Eisenbahn  Werkstätten  und  maschinelle  Bahn- 
ausrüstung« enthält  u.a.  Modelle  der  Ilauptwerkstätten  zu  Opladen  und 
Glciwitz  und  mehrere  im  Maßstab  I  :  5  gefertigte  Modelle  von  Werkzeug- 
maschinen. Eine  Lokomotivrädcrdrchbank  zeigt  das  Abdrehen  eines  Rad- 
satzes im  Betrieb;  ein  Lufthammer  und  andere  Werkzeugmaschinen  können 
gleichfalls  in  Bewegung  gesetzt  werden.  Die  ausgestellten  Lehrlingsarbeiteu 
beweisen,  welchen  Erfolg  die  preußischen  Staatsbahnwerkstätten  auf  dem 
<iebiete  des  Lehrlingswesens  erzielt  haben.  Zu  erwähnen  sind  ferner  Modelle 
von  Drehscheiben  und  Schiebebühnen,  die  Modelle  einer  Zugförderungs- 
anlage  für  die  geneigte  Ebene  Erkrath  -  Hochdahl,  eines  Kohlenwagenkippers, 
der  Eisenbahnfähranstalten  bei  Ruhrort  und  Stralsund  und  der  Breid- 
sprecherschen  Vorrichtung  zum  Wechseln  von  Radsätzen  deutscher  Spur 
gegen  solche  mit  russischer  Spur. 

In  der  Abteilung  »Eisenbahnbetrieb,  Verkehrs-,  Abfertigung*- 
und  Tarif  wesen«  ist  ein  vollständig  ausgerüsteter  Bahnhofsdienstraum 
am  Ende  der  Haupthalle  ausgestellt,  dessen  elektrische  Einrichtungen  mit 
den  Stellwerken  im  Stcllwerksbaus  in  Verbindung  stehen.     Durch  das  Zu- 
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samnienarbeiten  dieser  Apparate  wird  die  Tätigkeit  des  den  gesamten  Zug- 
und  Rangierdienst  eines  Bahnhots  regelnden  Fahrdienstleiters  praktisch  vor- 
geführt. Danehen  sind  Hinrichtungen  und  Ausrüstungsgegenstände  für  den 
Rangierdienst  und  eine  Sammlung  der  an  den  Zügen  nötigen  Signalvor- 
richtungen vorhanden.  Auch  ältere  und  neuere  Fahrpläne  und  Kursbücher 
haben  in  dieser  Abteilung  ihren  Platz  gefunden.  Ferner  sehen  wir  eine 
vollständige  Fahrkartenausgabe-  und  Güterabfertigungstelle  mit  allen  zur 
Verausgabung  der  Fahrkarten  und  Gepäckscheine  usw.  benutzten  Gegen- 
ständen, Fahrkartendruckmaschinen.  Fahrkartenautomaten  und  geschichtlich 
geordnete  Sammlungen  von  Fahrkarten,  Frachtbriefen,  Frachtkarten,  Kilo- 
metcrtafeln.  Frachttarifen,  Stationsbehelfen.  Eisenbahnmarken  usw. 

Die  Abteilung  >•  Fis  en ba h  n  v er  \v al  t  u  n  gs - .  E i  sen ba h n  f  i  n an z -  und 
Wohl  fa  h  rts  wesen«  umfaßt  eine  reichhaltige  Sammlung  von  Urkunden, 
die  sich  auf  die  Gründung,  Genehmigung,  Erbauung  und  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  beziehen,  von  Karten,  in  denen  die  Entwicklung  des  Schienen- 
netzes der  preußischen  Staatseisenbahnen,  der  preußisch -hessischen  Eisen- 
bahngemeinschaft und  der  Eisenbahnen  in  Preußen  und  Deutschland  dar- 
gestellt ist.  von  Verwaltungsvorschriften  und  Finanzordnungen,  von  Über- 
sichten über  die  Verkehrsverhältnisse,  die  Erträgnisse,  die  Anstellungs-  und 
Besoldungsverhältnisse  des  Beamten-  und  Arbeiterpersonals  und  von  Zeich- 
nungen, Modellen  und  zahlenmäßigen  Darstellungen  über  die  von  der 
Eisenbahnverwaltung  betätigte  Fürsorge  für  die  Beamten  und  Arbeiter. 

Die  zweite  Hauptabteilung  des  Museums,  die  das  Gebiet  des  Wasser- 
bauwesens umfaßt,  ist  vorläufig  noch  nicht  vollständig,  weil  die  in 
Mailand  ausgestellt  gewesenen  zahlreichen  Schaustücke  noch  nicht  alle  an 
ihren  Platz  gebracht  worden  sind.  Die  Darstellungen  sondern  sich  im  all- 
gemeinen nach  zwei  Hauptgebicten ,  dem  Fluß-  und  Kanalbau  und  dem 
Seebau.  Weitere  Gruppen  bilden  der  Straßen-  und  Brückenbau,  der  Tal- 
sperrenbau, die  Baumaschinen,  Geräte  und  Baustoffe  sowie  die  Hydrographie 
nebst  dem  Vermessungs-  und  Pegelwesen. 

In  der  Abteilung  »Fluß-  und  Kanal  bau«  zeigt  ein  großes  Wandbild 
im  Maßstab  i  :  200000  das  preußische  Wasserstraßennetz  nach  seinem  Aus- 
bau auf  Grund  der  neuen  wasserwirtschaftlichen  Gesetze  von  1904  und 
1005.  Im  einzelnen  werden  die  Verbesserung  der  Oder,  der  Ausbau  des 
Rheines,  die  umfangreichen  Arbeiten  an  der  Weichsel  und  andere  Fluß- 
regulierungen sowie  Teile  des  Dortmund  -  Emskanals  mit  dem  bekannten 
Schiffshebewerke  bei  Henrichenburg  durch  bildliche  Darstellungen  erläutert. 
Ein  Modell  des  Schiffshebewerks  im  Maßstab  1  :  30,  das  sich  unter 
den  in  Mailand  ausgestellt  gewesenen  Gegenständen  befindet ,  wird 
demnächst  dem  Museum  einverleibt  werden.  Der  Betrieb  des  Königs- 
berger Seekanals,  welcher  Seeschiffen  von  6.<  m  Tiefgang  die  Fahrt  durch 
das  frische  Haff  bis  Königsberg  ermöglicht,  wird  durch  ein  Modell  ver- 
anschaulicht. Von  Schleusen  und  Wehren  sind  u.  a.  die  Hauptschleuse  hei 
Rathenow,  die  Hubtorschleuse  bei  Klein  -  Machnow ,  verschiedene  Schlepp- 
zugschleusen des  Dortmund- Emskanals  sowie  die  Schleusen-  und  Wehr- 
anlagen am  Mühlendamm  in  Berlin  und  von  Binnenhäfen  der  Umschlag- 
hafen bei  Kosel,  die  Holzhäfen  bei  Brahemünde  und  bei  Thorn  und  der 
Schutz-  und  Umschlaghafen  bei  Torgau  durch  Modelle  und  Abbildungen 
vertreten.  Der  Eisbrechbetrieb  wird  durch  ein  großes  Modell  des  Eisauf- 
bruchs in  der  Weichselmündung  dargestellt.  Auch  Modelle  einiger  Kis- 
brechdampfer  sind  vorhanden. 

Die  Abteilung  »Seebau«  enthält  ein  Relief  der  Insel  Helgoland.  Wand- 
pläne und  Abbildungen  der  Seehäfen  von  Memel,  Neufahrwasser  -  Danzig-, 
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Stolpmünde,  Saßnitz.  Harburg  (Elbe)  und  Emden,  ferner  Schaustücke  aus 
dem  Gebiete  des  Dünenbaues  und  des  Leuchtfeuerwesens  sowie  einzelne 
Molenmodelle.  Von  den  letzten  ist  dasjenige  der  neuen  Südermolc  zu 
Memel  besonders  beachtenswert,  weil  hier  zum  ersten  Male  zum  Schutze 
des  Molenkopfes  eiserne,  mit  Beton  gefüllte  Röhren  pfähle  Verwendung 
gefunden  haben. 

Aus  den  kleineren  G  nippen  der  Wasserbauabteilung  seien 
erwähnt  die  Modelle  der  Friedrichs-  und  Oberbaumbrücke  in  Berlin,  der 
Urfttalsperre,  eines  städtischen  Entwässerungskanals  in  Wiesbaden  mit  Ein- 
steigeschacht und  sonstigen  Einzelheiten,  Modelle  von  Baumaschinen  (Hand- 
und  Kunstrammen)  und  Baggcrmodelle,  ferner  selbstzeichnende  Pegel- 
apparate des  Seiht  -  Eüßschen  Systems  und  hvdrometrische  Elügel  neuester 
Bauart,  die  zur  Ermittlung  von  Stromgeschwindigkeiten  und  Wassermengen 
dienen.  Auf  dem  Gebiete  der  Hydrographie  sind  auch  die  grundlegenden 
Arbeiten  des  vormaligen  Ausschusses  zur  Untersuchung  der  Wasserverhält- 
nisse in  den  der  Überschwemmung  besonders  ausgesetzten  Elußgebieten 
und  die  Veröffentlichungen  des  Bureaus  für  die  Hauptnivcllements  und 
Wasserstandsbeobachtungen  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  her- 
vorzuheben. 

Die  dritte  Hauptabteilung,  das  Hochbauwesen,  besteht  aus  zwei 
raumlich  nicht  geschiedenen  Gruppen:  Bauwerke  der  Hochbauverwaltung 
des  preußischen  Staates  und  Baurnaterialen  und  technische  Konstruktions- 
weisen, die  zur  Zeit  im  Gebrauche  sind. 

Die  Sammlung  der  Bauwerke  weist  u.a.  auf  Modelle  vom  Neubau 
des  Oberverwaltungsgerichts  in  Berlin,  von  Bauteilen  einzelner  Gerichts- 
gebäude in  Berlin  und  den  Berliner  Vororten  und  von  Architekturteilen 
und  figürlichem  Schmucke  des  Regicrungsgebäudes  in  Coblcnz.  Bildlich 
sind  neben  dem  Dienstwohngebäude  des  Handclsministcrs  in  Berlin  und 
den  Regierungsgebäuden  in  Minden  (Westt.)  und  Uoblenz  namentlich 
Kirchen-  und  Gerichtsbauten  dargestellt. 

Unter  den  Baumaterialien  befinden  sich  vor  allem  Werksteinproben 
verschiedenster  Art  und  Herkunft  (Granit.  Sandstein.  Kalkstein.  Basaltlava, 
Tuff,  rheinische  Hartgesteine),  ferner  glasierte  bliesen  und  Terrakotten  aus 
den  Königlichen  Majolikawerkstätten  in  Cadinen  und  die  in  Preußen  vor- 
kommenden technisch  verwendbaren  Marmorsorten,  nach  Provinzen  geordnet. 
Außerdem  sind  hohl  ausgebohrte  Marmorsäulen  der  Westfälischen  Marmor- 
und  Granitwerke  in  Allagen.  Marmorkamine  und  bearbeitete  Stücke  der 
Saalburger  Marmorwerke,  Stuckmarrnorproben  sowie  Kunststeinwerkstücke 
verschiedener  Art  ausgestellt.  Zu  erwähnen  sind  auch  Modelle  mehrerer 
ebener  Steindeckenkonstruktionen,  Erzeugnisse  der  Linoleumindustrie,  Glas- 
mosaiken, farbige  Glasfenster,  Modelle  einer  Installation  elektrischer 
Klingel-  und  Tclephonanlagen,  von  Gasbadeöfen.  Gaskochern,  Ventilatoren 
und  Fensteröftnern.  Weitere  Ausstellungsstücke,  wie  Reformschiebefenster. 
Türschließer,  Eensterfeststeller  u.  dgl.  sind  in  das  Gebäude  selbst  eingebaut 
worden. 

Alles  in  allem  wird  das  neue  Museum  seiner  Aufgabe  in  hohem  Maße 
gerecht,  es  bietet  dem  Besucher  eine  reiche  Fülle  der  Anregung  und  Be- 
lehrung. 


Digitized  by  Google 


I2t- 


Nachruf.  —  Kleine  Mitteilungen. 


NACHRUF. 

Generaldirektor  der  Kgl.  Schwed.  Posten  von  Krusenstjerna  f. 

Aus  Stockholm  ist  völlig;  unerwartet  die  Trauernachricht  vom  Tode 
des  Generaldirektors  der  Königlich  Schwedischen  Posten,  Exzellenz 
von  Krusenstjerna,  eingetroffen;  Herr  von  Krusenstjerna  ist  am 
I.  Februar  im  Alter  von  60  Jahren  auf  einer  Reise  verschieden.  Während 
eines  Zeitraums  von  mehr  als  40  Jahren  hat  er  als  Staatsbeamter  eine  für 
die  Entwicklung  des  Wirtschafts-  und  Verkehrslebens  seines  Vaterlandes 
segensreiche  Tätigkeit  entfaltet.  Zweimal  war  er  Minister  des  Innern 
(1883  bis  1889  und  1896  bis  1902).  1889  war  ihm  zum  ersten  Male  die 
Oberleitung  des  Postwesens  übertragen  worden,  die  er  im  Jahre  1902  nach 
seinem  freiwilligen  Rücktritte  vom  Ministerposten  wieder  übernahm.  In 
dieser  Dienststellung,  zu  der  ihn  hervorragende  Eigenschaften,  verbunden 
mit  einem  Schatze  reicher  Erfahrungen,  in  hohem  Maße  befähigten,  hat  er 
sich  um  die  Hebung  des  Postwesens  große  Verdienste  erworben.  Ihm  ver- 
dankt das  schwedische  Postwesen  im  wesentlichen  den  Grad  der  Vollkommen- 
heit,  auf  dem  es  sich  heute  befindet.  Ebenso  wie  für  die  Entwicklung 
und  Verbesserung  der  Einrichtungen  in  seinem  Heimatlande  ist  der  Ver- 
storbene bei  Ordnung  der  internationalen  Postverhältnisse  für  Vervoll- 
kommnung und  Erleichterung  des  Verkehrs  erfolgreich  tätig  gewesen  und  hat 
bei  den  vielfachen  Beziehungen  seines  Vaterlandes  zu  Deutschland  haupt- 
sächlich dazu  beigetragen,  daß  der  postalische  Verkehr  zwischen  beiden 
Ländern  sich  stets  in  befriedigendster  Weise  abwickelte.  Das  tatenreiche 
Leben,  die  hohe  Achtung,  die  er  bei  allen  genoß,  die  ihm  näher  zu  treten 
Gelegenheit  hatten,  sichern  ihm  weit  über  die  Kreise  seines  engeren  Vater- 
landes hinaus  ein  dauerndes,  ehrenvolles  Andenken. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Der  Tunnel  unter  dem  Ärmelkanäle.  Von  den  mancherlei  Pro- 
jekten zur  Herstellung  einer  unmittelbaren  Verbindung  zwischen  England 
und  dem  Festland  (Untertunnelung,  Uberbrückung  des  Kanals,  Herstellung 
einer  Unterseebrücke,  Einrichtung  einer  Riesenfähre,  Einstellung  von  an 
einem  Stahldrahte  geleiteten  Unterseebooten) ,  über  die  wir  unseren  Lesern 
wiederholt,  zuletzt  in  den  Jahrgängen  1904,  S.  558,  und  1905,  S.  340,  be- 
richtet haben,  tritt  neuerdings  das  älteste,  das  der  Erbauung  eines  Tunnels 
unter  dem  Kanäle,  wieder  mehr  in  den  Vordergrund.  Der  Plan,  dessen 
technische  Ausführbarkeit  durch  die  im  Anfange  der  achtziger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  vorgenommenen  Untersuchungen  und  Probebohrungen 
als  erwiesen  angesehen  werden  kann,  scheiterte  damals  in  der  Hauptsache 
an  den  militärischen  Bedenken,  die  von  englischer  Seite  geltend  gemacht 
wurden  (vgl.  Archiv  1882,  S.  699).  Bei  der  Bevölkerung  Frankreichs  hatte 
das  Projekt  des  Kanaltunnels  von  jeher  lebhaften  Anklang  gefunden. 
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In  ihrem  Novemberhefte  für  1906  versucht  die  »Revue  generale  des 
chemins  de  fer  et  tramways«,  wie  wir  der  »Zeitung  des  Vereins  deutscher 
Eisenbahnverwaltungen«  (Jahrg.  1906,  Nr.  99)  entnehmen,  die  strategischen 
Bedenken  der  Engländer  wegen  der  durch  einen  Kanaltunnel  entstehenden 
Invasionsgefahr  zu  widerlegen.  Es  geniige,  den  Tunnel  durch  einige  sichere 
Leute  bewachen  zu  lassen,  um  jedes  Eindringen  unmöglich  zu  machen, 
oder  am  Kopfe  des  Tunnels  zwei  oder  drei  Minenvorrichtungen  anzubringen, 
um  jeden  Ausgang  nach  der  englischen  Seite  zu  verhindern.  Außerdem 
könnte  man  die  Eisenbahn  aus  dem  Tunnel  auf  einem  großen,  erhöhten 
Viadukt  auf  den  Strand  treten  lassen,  welcher  den  Kanonen  der  englischen 
Flotte  ein  leichtes  Ziel  bieten  würde  und,  einmal  zerstört,  unter  der  Wirkung 
der  Kanonen  nicht  wiederhergestellt  werden  könnte.  Auf  der  anderen  Seite 
werde  der  Tunnel,  wenn  England  mit  einer  anderen  Macht  als  Frankreich 
im  Kriege  läge,  ein  sehr  wertvolles  Hilfsmittel  zur  Beförderung  englischer 
Truppen  auf  das  Festland  und  zur  Versorgung  Englands  mit  Nahrungs- 
vorräten sein. 

Auch  das  Pariser  »Journal  des  transports«  bringt  einen  längeren  Aut- 
satz über  das  Kanaltunnelprojekt  und  untersucht  namentlich  dessen  voraus- 
sichtliches finanzielles  Ergebnis.  Die  Länge  des  ganzen  Kanaltunnels  ein- 
schließlich der  Zufahrtslinien  auf  beiden  Seiten  wird  dabei  auf  74  km,  die 
jenige  der  eigentlichen  Unterführung  unter  dem  Meere  auf  nur  51  km  an- 
genommen. Die  Herstellungskosten,  die  1874  auf  200,  1904  auf 
300  Millionen  Franken  geschätzt  worden  waren  (vgl.  Archiv  1874,  S.  156, 
1904,  S.  558),  veranschlagt  das  Pariser  Fachblatt  jetzt  auf  400  Mil- 
lionen Franken  und  die  Betriebskosten  bei  täglich  50  elektrischen  Zügen 
auf  jährlich  10  Millionen  Franken.  Unter  der  Voraussetzung,  daß  das  An- 
lagekapital von  400  Millionen  für  Verzinsung  und  Tilgung  jährlich  16  Mil- 
lionen Franken  erfordere,  werden  mithin  die  jährlichen  Ausgaben  auf 
26  Millionen  Franken  geschätzt. 

Die  zu  erwartenden  Einnahmen  berechnet  das  »Journal  des  transports« 
in  folgender  Weise.  Unter  Berücksichtigung  der  Zunahme  im  Reisever- 
kehre von  und  nach  England  in  den  letzten  Jahren  werde  die  Zahl  der 
Reisenden  auf  allen  Linien  im  Jahre  191 5,  d.  h.  dem  ersten  Jahre,  in  dem 
u.U.  der  Tunnel  betriebsfähig  sein  könne,  auf  mindestens  1800000  an- 
gewachsen sein.  Nehme  man  an,  daß  die  Tunneleisenbahn  95  v.  H.  der 
Reisenden  von  den  Wegen  über  Calais  und  Boulogne,  80  v.  H.  von  dem 
Wege  über  Dieppe,  60  v.  H.  von  den  Wegen  über  Havre  und  Ostende, 
25  v.  H.  von  dem  Wege  über  Vlissingen  und  5  v.  H.  von  den  anderen 
Wegen  (Saint -Malo.  Dünkirchen,  Cherbourg  usw.)  an  sich  ziehen  werde, 
so  ergebe  sich  für  das  Eröffnungsjahr  des  Tunnels  eine  Zahl  von  1  175000 
Reisenden.  Bei  Zugrundelegung  eines  Personengeldcs  von  1 2  1  2  Franken, 
entsprechend  dem  jetzt  von  den  Reisenden  durchschnittlich  aufzuwendenden 
Fahrpreise  für  die  Uberfahrt  einschließlich  der  Nebenkosten ,  sei  mithin  die 
Personengeldeinnahme  auf  jährlich  14.7  Millionen  Franken  zu  veranschlagen. 
Hierzu  seien  hinzuzurechnen  für  Beförderung  des  Reisegepäcks  10  v.  H. 
der  Personengeldeinnahmc,  das  sind  1 , »7  Millionen,  und  für  die  Beförderung 
der  Post  nach  dem  gegenwärtigen  Verkehrsumfange  rund  1  Million  sowie 
aus  dem  Güterverkehr  eine  Einnahme  von  19,7s  Millionen  Franken.  Die 
jahrliche  Gesamteinnahme  werde  daher  voraussichtlich  36,92  oder  rund 
37  Millionen  Franken  Jietragen.  Nach  Abzug  der  Ausgaben  von  26  Mil- 
lionen ergebe  sich  mithin  von  vornherein  ein  Gewinn  von  11  Millionen 
Franken,  das  seien  nahezu  3  v.  H.  des  Anlagekapitals. 

Dabei  wird  darauf  hingewiesen,   daß  der  Personen-  und  Güterverkehr 
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zwischen  England  und  dem  Festland  im  Vergleiche  zu  dem  Verkehre  der 
festländischen  Staaten  untereinander  bis  jetzt  auffällig  zurückgeblieben  sei, 
und  daß  deshalb  nach  Schaffung  der  bequemen  neuen  Verbindung  durch 
die  Tunneleisenbahn,  mit  der  man  z.  B.,  ohne  umzusteigen,  in  fünf  Stunden 
von  Paris  nach  London  werde  fahren  können ,  in  Wirklichkeit  eine  wesent- 
lich stärkere  Zunahme  des  gesamten  Verkehrs  zu  erwarten  sei,  als  die  der 
Berechnung  zugrunde  gelegte  bisherige  jährliche  Durchschnittszunahme. 
Immerhin  beruhen  diese  Schätzungen  natürlich  nur  auf  sehr  unsicheren 
Vermutungen.  Sie  zeigen  aber,  wie  sehr  man  sich  in  Frankreich  bereits 
mit  allen  Einzelheiten  des  Projekts  befaßt. 

Auch  in  England  ist  inzwischen  die  öffentliche  Meinung  dem  Unter- 
nehmen wohlwollender  geworden.  In  London  hat  sich  ein  Direktorial- 
ausschuß der  »New  Statutary  Channel  Tunnel  Company«  gebildet,  dem  eine 
Reihe  angesehener  Männer  angehört.  Dieser  Ausschuß  hat  die  Pläne  für 
den  Tunnelbau  kürzlich  im  Bureau  des  Unterhauses  hinterlegen  lassen, 
damit  sie  bei  der  Beratung  eitler  dem  Parlamente  zugegangenen  Vorlage, 
die  sich  auf  den  englischen  Teil  des  Tunnels  bezieht,  als  Unterlage  dienen 
können.  Der  Vorsitzende  des  Direktorialausschusses,  Baron  Emil  Erlanger, 
hat  erklärt,  daß  nach  Annahme  der  Vorlage  sofort  eine  neue  Gesellschaft 
mit  einem  Kapitale  von  160  Millionen  Mark  —  das  würde  der  Hälfte  des 
vom  »Journal  des  transports«  geschätzten  Anlagekapitals  von  400  Millionen 
Franken  entsprechen  —  zur  Herstellung  des  englischen  Teiles  des  Tunnels 
gegründet  werden  würde;  die  andere  Hälfte  solle  von  einer  französischen 
Gesellschaft  mit  gleichem  Kapital  erbaut  werden.  Man  hofft  allgemein, 
daß  das  Tunnelprojekt  im  Unterhause  günstige  Aufnahme  finden  wird. 
Auch  auf  der  Monatsversammlung  der  britischen  Handelskammer  in  Paris 
wurde  der  Kanaltunnelplan  eingehend  besprochen.  Nicht  weniger  als  vier 
Redner,  von  denen  sich  einer  als  ursprünglicher  Anhänger  des  Fähren- 
betriebs bekannte,  traten  für  das  Projekt  ein. 

Eine  Bewegung  gegen  den  Kanaltunnelbau  ist  Zeitungsnachrichten  zufolge 
von  den  englischen  Gemüsebauern  und  Milchfarmern  in  die  Wege  geleitet 
worden.  Diese  besorgen,  daß  die  wenigen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse, 
deren  Herstellung  in  England  sich  gegenwärtig  noch  lohnt,  nach  der  Er- 
öffnung des  Kanaltunnels  ganz  vom  Markte  verdrängt  werden  würden. 
Namentlich  wird  durch  den  Wettbewerb  des  Auslandes  auf  dem  Gebiete 
der  Milchlieferung  eine  Schädigung  der  englischen  Landwirtschaft  be- 
fürchtet. Es  ist  kaum  wahrscheinlich,  daß  diese  Gegenbewegung  Erfolg 
haben  und  der  im  allgemeinen  jetzt  auch  in  England  sehr  günstigen 
Stimmung  für  den  Kanaltunnel  Abbruch  zu  tun  imstande  sein  wird. 
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Die  Schwebebahn 
Barmen   Elberfeld  und  das  Schwebebahnprojekt  in  Berlin. 

Von  Postinspektor  Böttcher  in  Berlin. 

Durch  die  vor  einiger  Zeit  geschlossene  Ausstellung  von  Schwebebahn- 
modellen  im  Kathause  zu  Berlin  ist  es  der  Kontinentalen  Gesellschaft  für 
elektrische  Unternehmungen  in  Nürnberg  gelungen,  die  Aufmerksamkeit  weiter 
Kreise  erneut  auf  dieses  eigenartige,  aber  noch  nicht  genügend  gewürdigte 
Verkehrsmittel  zu  lenken.  Die  Ausstellung  wies  einen  starken  Besuch  aus 
allen  Kreisen  der  Bevölkerung  auf;  wenige  Besucher  werden  sich  indes 
daran  erinnert  haben,  daß  in  Berlin  schon  einmal  der  Bau  einer  Schwebe- 
bahn geplant  worden  ist. 

Als  es  sich  im  Jahre  18(^5  darum  handelte,  Mittel  und  Wege  zu  finden, 
um  den  zu  erwartenden  Massenverkehr  nach  der  Berliner  Gewerbeausstellung 
(iSqö)  zu  bewältigen,  suchte  die  genannte  Gesellschaft  die  Bauerlaubnis  für 
eine  Schwebebahn  vom  Stadtinueren  nach  Treptow  nach.  Die  Berliner 
Stadtverordneten  wählten  aus  ihrer  Mitte  eine  Kommission,  welche  die 
seinerzeit  in  Cöln- Deutz  aufgestellte  I Tubestrecke  einer  Besichtigung  unter- 
zog und  auf  Grund  der  dort  gemachten  Beobachtungen  und  der  Gutachten 
technischer  Sachverstandiger  zu  der  Uberzeugung  gelangte,  daß  die  Schwebe- 
bahn vorzüglich  geeignet  sei.  den  Verkehr  aus  dem  Inneren  der  Stadt  nach 
den  Außenbezirken  aufs  sicherste  und  schnellste  zu  vermitteln.  In  dem 
von  der  Kommission  erstatteten  Berichte  wurde  besonders  darauf  hinge 
wiesen,  daß  der  durchsichtige  Eisenbau  den  Straßen  und  den  anliegenden 
Häusern  nicht  in  erheblichem  Maße  Luft  und  Licht  entziehen  und  gegenüber 
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anderen  Hochbahnen  am  wenigsten  ungünstig,  mitunter  sogar  reizvoll  auf 
das  Straßenbild  wirken  würde  (Archiv  1805,  S.  90). 

Worauf  es  zurückzuführen  ist,  daß  der  Plan  desungeachtet  nicht  aus- 
geführt wurde,  entzieht  sich  der  öffentlichen  Kenntnis. 

A.   Die  Schwebebahn  Barmen-Elber  f eld. 

Während  also  Berlin  davon  absah,  das  neue  Verkehrsmittel  in  seine 
Mauern  aufzunehmen,  erwirkten  die  in  baulichem  Zusammenhange  stehenden 
Industriestädte  Barmen  und  Elberfeld  der  Gesellschaft  die  Erlaubnis  zum 
Baue  einer  Schwebebahn  von  Barmen  über  Elberfeld  und  Sonnborn  nach 
Vohwinkel. 


Kig  1. 


Aufhäufung  des  Wagen*  in. .11  der  tc-hu-n  Suite  geseheni.    r  Di  chgestellrjhmcn. 
/  S-rh'^ueii'.rüger.  »  LniifWhicnc    r  Feldschiene,  die  den  Moturen  den  cleku ischen 
Siroin  /iifului.   k  Glcilkontakr. 


Die  Bahn  ist  in  den  Jahren  1898  bis  1903  erbaut,  der  Betrieb  auf  der 
Teilstrecke  Vohwinkel- Elberfeld  im  Jahre  1901,  auf  der  Gesamtstrecke  im 
Jahre  1003  aufgenommen  worden. 

Mit  Recht  hat  man  das  Unternehmen  als  eins  der  kühnsten  und  groß- 
artigsten Werke  deutscher  Ingenieurkunst  gefeiert.  Sehr  groß  waren 
die  Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Gelingen  des  Werkes  entgegenstellten, 
neu  und  eigenartig  die  Aufgaben,  die  ihrer  Lösung  harrten.  Um  so  mehr 
ist  es  anzuerkennen,  daß  sich  die  technischen  Einrichtungen,  die  in  früheren 
Aufsätzen  (vgl.  Archiv  1900.  S.  103  ff.  und  S.  912  ff.)  eingehend  geschildert 
worden  sind,  vollkommen  bewährt  haben.  Dank  der  zum  Schutze  des 
Publikums  getroffenen  Sicherheitsvorrichtungen  sind  bisher  durch  den  Betrieb 
Fahrgäste  weder  getötet  noch  verletzt  worden. 

Die  Züge  werden  zwangläufig  am  Gleise  geführt.  Infolgedessen  ist  die 
Bahn,  wie  in  einem  Aufsätze  von  Berdrow  in  Nr.  79  der  Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  vom  13.  Oktober  1906  treffend  bemerkt 


Digitized  by  Google 


Die  Schwebebahn  Barmen-Elberfeld  usw. 


13« 


wird,  eigentlich  das  sicherste  aller  Eisenbahnsysteme.  Die  Wagen  hängen 
an  zwei  Drehgestellen  mit  je  zwei  Laufachsen,  zwischen  denen  je  ein  elek- 
trischer Motor  angebracht  ist.  Den  Motoren  wird  die  Energie  durch  Gleit- 
kontakte aus  einer  Feldschiene  zugeführt,  die  sich  neben  dem  unteren  Ende 
des  Schienenträgers  befindet  (Fig.  1  und  2).  Die  hakenförmigen  Drehgestell- 
rahrnen  umgreifen  von  unten  den  Schienenträger  mit  so  geringem  Spielräume, 
daß  ein  Entgleisen,  d.  h.  ein  Abheben  der  Räder  von  der  Laufschiene,  völlig 
ausgeschlossen  ist.  Der  obere  Teil  des  Hakens  befindet  sich  zwischen  den 
Rädern  und  umfaßt  die  Laufschiene  von  oben;  er  ist  in  Fig.  1  durch  die 
äußere  Wand  des  Rahmens  und  in  Fig.  2  —  wenigstens  zum  größten  Teile  — 
durch  das  Rad  verdeckt  und  daher  nur  durch  Punkte  angedeutet.  Bei 
einem  etwaigen  Bruche  eines  Rades  oder  einer  Achse  legt  sich  dieser  Teil, 
der  sich  in  einer  Länge  von  700  mm  zwischen  den  Rädern  ausdehnt,  mit 
ganz  geringer  Fallhöhe  schlittenartig  auf  die  Laufschiene  und  verhindert  so 

den  Absturz  des  Wagens.  Beim 
Fig.  2.  Bruche   der  Laufschiene  endlich 

findet  der  Wagen  einen  festen  Halt 
an  dem  340  mm  hohen  Schienen- 
träger. 

Ein  wesentlicher  Vorzug  der 
einschienigen  Bahn  besteht  darin, 
daß  sich  die  Wagen  —  bis  zu 
einer  gewissen  Grenze  —  frei  ein- 
stellen können.  Dieser  Umstand 
in  Verbindung  mit  der  zwang- 
läufigen Führung  der  Wagen  am 
Gleise  ermöglicht  die  schnelle  und 
sichere  Überwindung  der  Gleis- 
krümmungen. Vor  dem  Bahnhof 
in  Vohwinkel  befindet  sich  eine 
Gleiskrümmung  von  30  m  Halb- 
messer; sonst  haben  die  kleinsten 
Krümmungen  —  abgesehen  von 
den  Betriebsgleisen  —  einen  Halb- 
messer von  75  m.  Diese  Krümmun- 
gen können  noch  ohne  Verminde- 
rung der  Fahrgeschwindigkeit,  die 
auf  40  km  in  der  Stunde  festge- 
setzt ist,  durchfahren  werden.  Die  ganze  13.x  km  lange  Strecke  wird 
trotz  der  zahlreichen  —  20  —  Haltestellen  und  der  durch  das  Gelände 
verursachten  ungünstigen  Linienführung  in  nur  34  Minuten  zurückgelegt. 

Während  der  Fahrt  auf  den  Hauptgleisen  werden  die  Züge  durch  Preß- 
luft (Westinghouse- Bremse),  die  in  Röhrenbehältern  unter  dem  Wagenfuß- 
boden mitgeführt  wird,  gebremst;  außerdem  sind  für  den  Notfall  eine  Hand- 
bremse und  eine  elektrisch  betriebene  Bremse  vorhanden,  die  gewöhnlich  in 
den  Nebengleisen  und  in  den  Schuppengleisen  benutzt  werden,  damit  das 
Personal  auch  in  der  Handhabung  dieser  Bremsen  ständig  geübt  bleibt. 

Die  anerkannt  hohe  Betriebssicherheit  ist  endlich  nicht  zum  geringsten 
Teile  auf  das  ausgezeichnete,  von  dem  Oberingenieur  Natalis  entworfene 
Signalsystem  (Natalis- Signalsystem)  zurückzuführen.  Die  Haltestellen  haben 
für  jede  Zugrichtung  ein  Ausfahrtsignal,  das  aus  elektrischen  Glühlichtern 
besteht  und  automatisch  durch  die  Züge  selbst  in  Tätigkeit  gesetzt  wird. 
Die  Signalapparate  stehen  mit  isoliert  eingebauten  Teilen  der  Feldschiene. 
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die  den  Zügen  die  Energie  zuführt  (Fig.  I  und  2).  in  Verbindung.  Wenn 
ein  Wagen  nach  der  Ausfahrt  aus  der  Haltestelle  den  isolierten  Teil  der 
Feldschiene  durchfahrt,  werden  durch  die  Stromabnehmer  (Gleitkontakte) 
kurz  nacheinander  zwei  Ströme  in  die  Signalapparate  gesandt,  von  denen  der 
erste  das  soeben  durchfahret^  Ausfahrtsignal  auf  »Halt«  (rot),  der  zweite  das 
Ausfahrtsignal  der  ruckliegenden  Haltestelle  auf  »Freie  Fahrt«  (grün)  ein- 
stellt. Der  Zugführer  hat  während  der  Fahrt  auf  Signale  nicht  zu  achten, 
sondern  prüft  erst  dann,  wenn  er  eine  Haltestelle  erreicht  hat.  ob  das  Aus- 
fahrtsignal grünes  Licht  aufweist  und  hierdurch  anzeigt,  daß  der  vorher- 
gehende Zug  die  folgende  Haltestelle  verlassen  hat.  Der  Haltestellenwärter 
ist  durch  einen  besonderen  Umschalter  in  die  Lage  gesetzt,  das  Fahrsignal 
jederzeit  in  Haltsignal  zu  verwandeln;  er  kann  aber  nicht  willkürlich  das 
Haltsignal  auf  »Freie  Fahrt«  einstellen. 

Die  Haltestellen  haben  Außenbahnsteige  von  33  m  Länge.  Durch  eiserne 
Gitter  und  durch  Ketten,  die  nach  Ankunft  der  Züge  gelöst  werden,  sind  die 
Bahnsteige  vom  Bahnwege  getrennt.  Der  Raum  zwischen  den  beiden  Bahn- 
steigen ist  durch  ein  engmaschiges,  wagerechtes  Drahtgitter,  das  am  Boden 
der  Bahnsteige  befestigt  ist,  abgeschlossen,  so  daß  ein  Herabstürzen  unvor- 
sichtiger Personen  verhindert  wird. 

Der  Betrieb  ist  in  der  Weise  geregelt,  daß  zunächst  mit  Einzel  wagen 
in  Zeitabständen  von  jo  Minuten  begonnen  wird.  Bei  stärkerem  Verkehre 
werden  die  Abstände  bis  auf  4  Minuten  verringert  und  schließlich  Züge 
mit  zwei  Wagen  eingestellt.  Die  Bildung  größerer  Züge  ist  bei  der  gegen- 
wärtigen Länge  der  Haltestellen  untunlich.  Da  indes  die  in  Betracht 
kommenden  Orte  insgesamt  nur  330000  Einwohner  haben  und  außer  der 
Schwebebahn  noch  durch  die  Staatsbahn  und  eine  elektrisch  betriebene, 
leistungsfähige  Straßenbalm  verbunden  sind,  ist  dem  Verkehrsbedürfnisse 
hinreichend  genügt,  zumal  die  Zugfolge  auf  2'  .,  Minuten  verkürzt  werden 
kann.  Zur  Zeit  verkehren  werktäglich  zwischen  5  Uhr  morgens  und  12  Uhr 
nachts  414  Züge  mit  509  Wagen.  Die  Zahl  der  im  Dezember  1900  be- 
förderten Personen  hat  1  03s  147  betragen. 

Durch  Sturm  und  Unwetter  wird  der  Betrieb  nicht  beeinflußt.  Der  Ver- 
fasser dieser  Zeilen  ist  bei  stärkstem  Sturme  gefahren,  ohne  irgend  eine 
Erschütterung  des  frei  schwebenden  Wagens  wahrzunehmen.  Als  in  den 
vergangenen  Weihnachtstagen  ein  starkes  Schneegestöber  das  Tal  durchtobte, 
war  die  Schwebebahn  das  einzige  Verkehrsmittel,  das  den  Betrieb  un- 
behindert unter  Einhaltung  der  planmäßigen  Fahrzeiten  aufrecht  erhalten 
konnte.  Uberhaupt  sind  Störungen,  die  sich  ja  bei  elektrischem  Betriebe 
nie  ganz  vermeiden  lassen  und  überall  vorkommen,  äußerst  selten  eingetreten. 
Infolgedessen  hat  sich  die  Bahn,  wie  schon  die  hohe  Benutzungsziffer 
beweist,  die  Gunst  des  Publikums  in  hohem  Grade  errungen.  Sie  wird 
nicht  allein  gern  benutzt,  weil  man  weite  Strecken  schnell  und  billig  zurück- 
legt, sondern  weil  die  Fahrt  in  den  bequemen  Wagen  sehr  angenehm,  stoß- 
frei und  fast  geräuschlos  ist.  Dies  fällt  besonders  dem  Berliner  auf.  der 
an  das  starke  Geräusch  der  Straßenbahnen  und  Omnibusse  und  an  das 
Stampfen  der  Kingbahnzüge  gewohnt  ist.  Mit  Entzücken  läßt  er  die  Blicke 
durch  die  großen,  hellen  Scheiben  nach  allen  Seiten  schweifen;  er  blickt 
auf  die  bewaldeten  Berge,  die  das  Wuppertal  einschließen,  und  unter  sich 
auf  das  unruhige  Leben  und  Treiben  der  rührigen  Bewohner  der  durch  ihre 
großartige  Webstoffindustrie  in  der  ganzen  Welt  bekannten  Städte.  Ein 
reizvolles  Landschaftsbild  nach  dem  anderen  zieht  an  seinem  Auge  vorüber. 
Leider  lernt  der  Fremde  gewöhnlich  nur  die  über  der  Wupper  befindliche 
Strecke  kennen,  rindet  dann  bei  der  Betrachtung  des  Oberbaues,  daß  die 
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schrägen  Stützen  dem  Auge  kein  harmonisches  Bild  gewähren,  und  ver- 
kündet demgemäß  überall,  daß  die  Schwebebahn  den  Straßen  zur  Unzierdc 
gereiche  (Fig.  3).  Die  schrägen  Stützen,  die  übrigens  einen  Vergleich  mit 
dem  Oberbauc  der  Stand -Hochbahnen  sehr  wohl  aushalten,  sind  wegen  der 
ganz  eigenartigen  Verhältnisse  des  Flusses  und  des  angrenzenden  Geländes 
erforderlich  gewesen,  werden  aber  in  anderen  Städten  nicht  zur  Anwendung 
gelangen.  Wer  daher  ein  richtiges  Urteil  über  die  Wirkung  der  Schwebe- 
bahn auf  das  Straßenbild  gewinnen  will,  muß  über  Sonnborn  hinausfahren, 
wo  die  Bahn  die  Wupper  verläßt  und  von  geraden  torartigen  Stützen  weiter 
getragen  wird  (Fig.  4).  Obwohl  die  durch  Sonnborn  führende  Hauptstraße 
nur  eine  Breite  von  18  m  besitzt,  ist  der  Eindruck  der  Schwebebahn  durch- 
aus befriedigend ;  dort  aber,  wo  die  Straße  schnurgerade  verläuft  und  von 
Bäumen  eingefaßt  wird,  bietet  sich  dem  Beschauer  sogar  ein  angenehmes 
und  reizvolles  Bild  dar. 


Fig-  3- 


Strecke  uhcr  der  Wupper  lichrtgc  Mützen  mit  drciwandificm  Fachwcrkträgcri. 


B.    Das  Schwebebahnprojekt  in  Berlin. 

Der  Personenverkehr  hat  sich  in  Berlin  in  ganz  außerordentlicher  Weise 
entwickelt.  Während  die  Einwohnerzahl  Groß -Berlins  nach  den  amtlichen 
Feststellungen  in  den  Jahren  1875  bis  1904  von  1,051  Millionen  auf 
2.050  Millionen  gestiegen  und  demnach  um  152  v.  H.  gewachsen  ist,  hat 
die  Zahl  der  Reisenden  auf  öffentlichen  Verkehrsmitteln  eine  Steigerung 
von  (32  auf  630  Millionen  =)  1860,  v.  H.  erfahren.  Diesem  Massenverkehre 
sind  die  Verkehrsmittel ,  wie  man  fast  täglich  zu  beobachten  Gelegenheit 
hat.  nicht  mehr  in  vollem  Umfange  gewachsen.  Ein  großer  Teil  der 
Straßen  wird  von  privaten  und  öffentlichen  Fuhrwerken  der  verschiedensten 
Art  —  Droschken,  Omnibussen,  Straßenbahnwagen,  Automobilen,  Fahr- 
rädern. Post-  und  Geschäftswagen,  herrschaftlichem  Fuhrwerk  usw.  — 
derart  in  Anspruch  genommen,  daß  ein  Uberschreiten  des  Fahrdamms  an 
einzelnen  Stellen  mit   Lebensgefahr  verbunden   ist,   und   daß   irgend  eine 
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kleine  Störung  genügt,  den  ganzen  Verkehr  auf  dem  Fahrdamme  für  längere 
Zeit  lahm  zu  legen.  In  der  Potsdamer-  und  Leipziger  Straße,  durch  die  alle 
15  Sekunden  ein  Straßenbahnzug  fährt,  herrscht  geradezu  eine  Verkehrsnot. 
Da  mit  Sicherheit  anzunehmen  ist,  daß  sich  der  Personenverkehr  noch 
beträchtlich  steigern  wird,  ist  es  unbedingt  notwendig,  mit  dem  Baue 
leistungsfähiger,  in  kurzen  Fristen  verkehrender  Schnellbahnen,  welche  die 
Straßen  freilassen,  weiter  fortzufahren. 

Die  in  Berlin  vorhandenen  Schnellbahnen,  die  Stadt-  und  Ringbahn  und 
die  Hoch-  und  Untergrundbahn,  vermitteln  sämtlich  den  Verkehr  in  west- 
östlicher Richtung. 

Die  Stadtbahn  berührt  auf  ihrem  Wege  mitten  durch  die  Stadt  die  ver- 
kehrsreichsten Wohn-  und  Geschäftsviertel.  Da  auf  ihren  Stadtgleiser» 
täglich  etwa  750  Züge  verkehren,  ist  sie  an  der  Grenze  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit angelangt,  so  daß  bereits  der  Bau  eines  zweiten  Stockwerkes  in 
Erwägung  gezogen  wird.  Die  Ringbahn  verbindet  in  großem  Bogen  die 
am  Außenrandc  gelegenen  Vororte  untereinander  und  —  durch  die  Stadt- 
bahn —  mit  dem  Stadtinneren.  Die  Hoch-  und  Untergrundbahn  führt  über 
den  Potsdamer  Bahnhof  und  das  Hallesche  Tor  zum  äußersten  Osten.  Zur 
F^ntlastung  der  Potsdamer-  und  Leipziger  Straße  ist  in  Aussicht  genommen,, 
die  Bahn  vom  Potsdamer  Platze  nach  dem  Spittelmarkt  unterirdisch  weiter- 
zuführen; der  Bau  ist  bereits  im  Gange. 

Hiermit  ist  dem  Verkehrsbedürfnis  in  west- östlicher  Richtung  vorläufig- 
Rechnung  getragen  ;  dagegen  fehlt  es  an  unmittelbaren  nord- südlichen  Schnell- 
verbindungen. Sicherlich  würden  solche  auch  den  Verkehr  in  der  Pots- 
damer- und  Leipziger  Straße  in  günstiger  Weise  beeinflussen,  wenn  sie  die 
genannten  Straßenzüge  kreuzen ,  oder  wenn  sie  wenigstens  in  ihrer  Nähe 
vorbeiführen  würden.  Daß  tatsächlich  ein  dringendes  Bedürfnis  vorhanden 
ist,  den  Norden  und  Süden  Berlins  mit  dem  Stadtinneren  in  gerader  Richtung^ 
zu  verbinden,  wird  allerseits  anerkannt.  Von  den  westlichen  und  östlichen 
Vororten  kann  man  bequem  ohne  Umsteigen  durch  die  Ringbahn  und  die 
Stadtbahn  nach  dem  Stadtinneren  gelangen ;  dagegen  ist  die  Fahrt  dorthin  von 
den  nördlichen  und  südlichen  Vororten  umständlich  und  zeitraubend.  Aus 
diesem  Grunde  ist  der  Bau  der  in  Rede  stehenden  Schnellbahnen  auch  von 
großer  Bedeutung  für  die  Weiterentwicklung  der  lange  in  verkehrstechnischer 
Hinsicht  vernachlässigten  Vororte  im  Norden  und  Süden  Berlins. 

Für  die  Nord -Südrichtung  ist  das  Verkehrsbedürfnis  besonders  groß- 
auf  den  Linien  Wedding- Friedrichstraße- Bellealliancestraße  und  Gesund- 
brunnen-Alexanderplatz- Rixdorf.  Für  die  erste  ist  bereits  eine  Unter- 
pflasterbahn im  Grundsatze  genehmigt;  für  die  andere  plant  die  Kontinentale 
Gesellschaft  eine  oberirdisch  geführte  Schwebebahn. 

Bevor  wir  auf  den  Plan  näher  eingehen,  dem  die  Staatsbehörden  in 
richtiger  Erkenntnis  der  Berliner  Verkehrsverhältnisse  wohlwollend  gegenüber- 
stehen, ist  zu  erörtern,  ob  nicht  eine  Untergrundbahn  vorzuziehen  sein 
möchte. 

Im  Hinblick  auf  die  gute  Ausführung  von  Untergrundbahnen  in  London, 
Paris  und  Berlin  ist  das  Eintreten  für  Untergrundbahnen  vom  grundsätzlichen 
Standpunkt  aus  wohl  berechtigt,  wie  denn  auch  weite  Kreise  tatsächlich 
der  Untergrundbahn  den  Vorzug  geben.  Sobald  es  sich  aber  um  die 
praktische  Ausführung  handelt,  wird  man  finden,  daß  den  Untergrund- 
bahnen nicht  die  Bedeutung  und  Berücksichtigung  im  Verkehrsleben  zu- 
kommt, die  man  ihnen  aus  ästhetischen  Gründen  gern  einräumen  möchte. 
In  London  und  Paris  war  die  Bodenbeschaffenheit  dem  Tunneldurchtrieb 
insofern  günstig,  als  der  Boden  im  allgemeinen  von  Grundwasser  frei  und 
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ziemlich  fest  ist;  in  Berlin  besteht  dagegen  der  Untergrund  meist  aus 
weichem,  durchlässigem  Sande.  Infolgedessen  sind  hier  die  bautechnischen 
Schwierigkeiten  erheblich  größer;  dementsprechend  sind  auch  die  Kosten  so 
bedeutend,  daß  Untergrundbahnen,  die  sich  bekanntlich  zu  einem  niedrigeren 
Preise  als  4  Millionen  Mark  für  das  Kilometer  nicht  herstellen  lassen,  nur 
für  Strecken  in  Frage  kommen  können,  wo  ein  ganz  außerordentlicher 
Personenverkehr  eine  angemessene  Verzinsung  des  Baukapitals  gewährleistet, 
oder  wo  die  Führung  von  Hochbahnen  aus  örtlichen  Rücksichten  —  z.  B. 
wegen  der  unerschwinglichen  Kosten  des  Grunderwerbs  oder  wegen  der 
geschichtlichen  oder  künstlerischen  Bedeutung  einzelner  Straßenzüge  —  völlig 


Landstraße  in  Sonnbnni  itorartific  Stutzen  mit  F.icliwerkträgeri. 


ausgeschlossen  ist.  Nirgends  ist  überhaupt  der  Bau  von  Unterpflasterbahnen 
vom  finanziellen  Standpunkt  aus  gewagter,  als  in  Berlin,  wo  die  Stadt- 
und  Ringbahn  durch  ihre  Zeitkarten  die  billigsten  Fahrpreise  der  Welt  ge- 
währt, wo  eine  leistungsfähige  Straßenbahn  schon  seit  langen  Jahren  den 
10  Pfennigtarif  eingeführt  hat.  und  wo  bequem  eingerichtete  Omnibusse  für 
weite  Strecken  nur  5  Pf.  fordern.  Solche  Fahrpreise  kann  eine  Untergrund- 
bahn nicht  bieten.  Wenn  es  sich  also  darum  handelt.  Vororte  durch  Schnell- 
bahnen zu  verbinden  und  diese  Bahnen  der  Allgemeinheit  —  namentlich 
auch  der  Arbeiterbevölkerung  —  durch  billige  Tarife  zugänglich  zu  machen, 
bleibt  nur  die  Wahl  zwischen  einer  Schwebebahn  —  unterirdisch  geführte 
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Schwebebahnen  kommen  nicht  in  Betracht,  weil  sie  einen  größeren  Tunncl- 
durchschnitt  als  Standbahnen  erfordern  —  und  einer  gewöhnlichen  Hochbahn. 

Die  Vorzüge  der  Schwebebahn  vor  einer  Standhochbahn  treten  klar  zu 
Tage.  Das  Tragwerk  nimmt  den  Straßen  wenig  Licht  und  Luft;  von  einer 
Veränderung  des  Straßenbildes  kann  kaum  die  Rede  sein.  1  »as  Lahrgeräusch 
ist  verhältnismäßig  unbedeutend.  Infolge  ihrer  geringen  Breite  ist  die 
Schwebebahn  imstande,  auch  enge  Straßen  zu  benutzen.  Krümmungen  mit 
einem  Halbmesser  bis  zu  50  m  werden  ohne  Verminderung  der  Geschwindig- 
keit durchfahren.    Diese  Vorzüge  kommen  besonders  im  dicht  bevölkerten 


Fig.  5.  Fig.  6. 


MhteUtiltzc  von  Architekt  Moliring  ohne  Miltelttfilzc  von  Architekt  Sepp  Kaiaei  mit 

Fachwerkträger  1  Flach  werk  trägen.  Jretwandigem  Fachwerkträger. 


Osten  zur  Geltung,  wo  die  Straßen  vielfach  unregelmäßig  und  schmal  sind. 
Beim  Baue  einer  gewöhnlichen  Hochbahn  würden  gerade  in  diesem  Stadtteil 
erhebliche  Kosten  für  den  Erwerb  von  Häusern  und  Grundstücken  aufzu- 
wenden sein,  weil  die  Bahn  in  vielen  Straßen  für  ihren  Oberbau  nicht  Platz 
findet,  und  weil  sie  schwer  um  Lücken  herumgeführt  werden  kann.  Die 
Anlage  von  Schwebebahnen  ist  an  sich  billiger.  Da  außerdem  die  Aus- 
gaben für  Grunderwerb  nur  eine  geringe  Höhe  erreichen  werden,  kann  die 
Kontinentale  Gesellschaft,  wie  sie  in  ihrer  Denkschrift  »Zum  Entwurf  einer 
Schwebebahn  in  Berlin«  hervorhebt,  einen  Durchschnittstarif  von  10  Pf. 
anbieten.  Dies  Anerbieten  ist  von  großer  wirtschaftlicher  Bedeutung  für 
die  Bevölkerung. 
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Die  geplante  Schwebebahn  beginnt  am  Bahnhofe  Gesundbrunnen, 
fuhrt  durch  die  Brunnenstraße,  über  das  Kosenthaler  Tor,  durch  die  Lotli- 
ringer Straße  zum  Schönhauser  Tore  und  wendet  sich  alsdann  durch  das 
Scheunenviertel  und  die  Kaiser- Wilhelm-StrafJe  dem  Alexanderplatze  zu.  Von 
hier  aus  lauft  die  Bahn,  indem  sie  stark  ansteigt,  weiter  parallel  mit  der 
Stadtbahn,  bis  sie  vor  dem  Bahnhofe  Jannowitzbrücke  die  Gleise  der  Stadt- 
hahn und  kurz  hinter  diesem  Bahnhofe  die  Spree  überschreitet.  Da  bei  der 
Kreuzung  mit  der  Stadtbahn  der  Raum  freigehalten  werden  muß,  der  nötig  ist, 
um  die  Stadtbahn  mit  einem  zweiten  Stockwerke  zu  überbauen,  wird  der 
Viadukt  von  mächtiger  Höhe  werden.  Von  dieser  Kreuzung  wendet  sich  die 
Hahn  mit  starkem  Gefälle  der  Prinzenstraße  zu  und  verfolgt  sie  bis  an 
den  Landwehrkanal,  nachdem  sie  die  Gleise  der  Hoch-  und  Untergrund- 
bahn bei  der  Haltestelle  Prinzenstraße  gekreuzt  hat.  Weiter  führt  die  Linie 
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durch  die  Dieffenbachstraße,  den  Kottbuscr  Damm,  die  Berliner  Straße  und  die 
Bergstraße  (Rixdorf).  bis  sie  nach  Kreuzung  mit  der  Südringlinie  neben 
dem  Bahnhofe  Rixdorf  die  VVeichbildgrenze  von  Britz  erreicht.  Wo  die 
Bahn  mit  den  Bahnhöfen  der  Stadt-  und  Ringbahn  sowie  der  Hoch-  und 
Untergrundbahn  in  Berührung  kommt,  sollen  ihre  Bahnsteige  mit  den  Bahn- 
steigen dieser  Bahnen  in  bequemer  Weise  verbunden  werden.  Die  Länge  der 
Strecke,  für  die  15  Haltestellen  vorgesehen  sind,  wird  sich  auf  12  km 
belaufen;  die  Fahrtdaucr  soll  insgesamt  22  Minuten  betragen. 

Die  Linie  ist  sehr  glücklich  gewählt,  wohl  ausführbar  und  von  großer 
Wichtigkeit  für  die  Weiterentwicklung  der  von  ihr  berührten  Vororte  und 
des  ganzen  dichtbevölkerten  Ostens.  Da  die  Schwebebahn  während  ihres 
jahrelangen  Bestehens  in  Barmen-Elberfeld  bewiesen  hat,  daß  sie  mit  außer- 
ordentlicher Betriebssicherheit  große  Schnelligkeit  und  Leistungsfähigkeit 
verbindet,   kam  es  nur  noch  darauf  an,   die  Bedenken  derjenigen  zu  zer- 
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streuen,  die  erschreckt  von  der  Wirkung  der  Hoch-  und  Untergrundbahn 
auf  das  Stralienbild  dessen  weitere  Beeinträchtigung  durch  die  Schwebebahn 
befürchteten.  Diese  Bedenken  zu  beseitigen,  war  der  Zweck  der  eingangs 
erwähnten  Ausstellung  von  Schwebebahnmodellen. 

Tüchtige  Architekten  und  Künstler  haben  gewetteifert,  einfache  und 
schöne  Stützen  zu  erfinden,  die  allen  Ansprüchen  genügen.  Der  Oberbau 
soll  in  Berlin  eine  Zierde  des  Straßenbildes  werden.  Da  der  Herr  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten  durch  Verfügung  vom  6.  Februar  1906  angeordnet 
hat .  daß  die  Anwendung  von  torartigen  Stützen ,  die  zunächst  in  Aussicht 
genommen  waren,  tunlichst  zu  vermeiden  und  bei  dem  Antrag  auf  Einholung 
der  Allerhöchsten  Genehmigung  besonders  zu  begründen  ist,  wird  die  Bahn 
auf  dem  größten  Teile  der  Strecke 
von  Mittelstützen  getragen  werden. 
Die  Stützen  werden  in  einem  Ab- 
stände von  15  m  auf  den  Fahrdamm 
zu  stehen  kommen.  Dieser  geringe 
Abstand  macht  die  Fachwerkträger 
überhaupt  entbehrlich,  so  daß  der 
ganze  Oberbau,  abgesehen  von  den 
Stützen,  lediglich  aus  einem  voll- 
wandigen  Schienenträger  besteht,  der 
zum  Hauptträger  ausgebildet  ist 
(Flachträger).  Die  Konstruktion 
(Fig^.  5)  ist  die  schönste  und  ein- 
fachste, die  aus  dem  Wettbewerbe 
hervorgegangen  ist;  eine  Hochbahn- 
bauart, die  das  Straßenbild  noch 
weniger  beeinflußt,  ist  schlechter- 
dings undenkbar.  Dort ,  wo  es 
zweckmäßig  erscheint,  die  Mittel- 
stützen in  einem  Abstände  von  30  m 
zu  errichten,  werden  sie  mit  einem 
dreiwandigen  Fachwerkträger  ver- 
sehen werden  (Fig.  6). 

In  engeren  Straßen,  wo  eine  Tei- 
lung des  Fahrdamms,  z.  B.  wegen 
seiner  geringen  Breite  oder  wegen 
des  starken  Wagenverkehrs,  ausge- 
schlossen ist,  werden  torartig  ge- 
formte Stützen  mit  vierwandigem 
Fachwerkträger  zur  Anwendung  ge- 
langen, die  in  einem  Abstände  von  30  m  auf  den  Bürgersteigen  ankern 
(Kig.  7).  Auch  diese  Stützen  haben  eine  gefällige,  künstlerisch  durch- 
gebildete Form.  Für  sehr  breite  Straßen  sind  schließlich  noch  Stützen 
vorgesehen,  die  nicht  die  ganze  Breite  der  Straße,  sondern  nur  die  Straßen- 
bahngleise überspannen  (Fig.  8). 

Wie  in  Nr.  43  der  Elektrotechnischen  Zeitschrift  vom  25.  Oktober  1906 
ausgeführt  ist,  war  die  Ausstellung  geeignet,  die  ästhetischen  Bedenken,  die 
»dem  geplanten  Bahnbaue  bis  zur  l'nerträglichkeit  hemmend  im  Wege  ge- 
standen haben,  durch  klare  Anschauung  zu  beseitigen«.  Da  in  diesem  Sinne 
auch  in  anderen  hervorragenden  Fachzeitschriften  berichtet  worden  ist  (vgl. 
Nr.  83  der  Deutschen  Bauzeitung,  Nr.  87  des  Zcntralblatts  der  Bau  Ver- 
waltung, Nr.  79  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
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usw.),  dürfte  die  Frage  der  Wirkung  der  Schwebebahn  auf  das  Straßenbild 
-endgültig  geklärt  sein. 

Die  technischen  Einrichtungen  der  Bahn  sollen  im  allgemeinen  denen 
■der  Bahn  in  Elberfeld -Barmen  entsprechen.  Tm  Hinblick  auf  den  zu 
bewältigenden  Massenverkehr  werden  die  Haltestellen  für  Züge  mit 
■drei  Wagen  eingerichtet  werden.  Die  Wagen  sollen  bequem  85  Personen 
<statt  50  in  Barmen)  Platz  bieten  und  getrennte  Abteilungen  für  Raucher 
und  Nichtraucher  erhalten.  Die  innere  Ausstattung  wird  den  großstädtischen 
Ansprüchen  in  jeder  Beziehung  genügen. 

Es  ist  in  Aussicht  genommen,  die  Züge  in  den  eigentlichen  Tagesstunden 
alle  5  Minuten,  in  den  Morgen-  und  Abendstunden  alle  10  Minuten  ver- 
kehren zu  lassen.  Wie  in  Barmen-Elberfeld  sollen  bei  gewöhnlichem  Ver- 
kehr Einzelwagen  in  den  erwähnten  Zeitabständen  laufen.  Bei  stärkerem 
Verkehre  wird  zunächst  die  Zugfolge  bis  auf  2  Minuten  herabgesetzt  werden. 
Erst  wenn  dies  nicht  ausreicht,  werden  Züge  mit  mehreren  —  bis  zu  drei 


Fig.  9. 


Rik-kkehi>ch1cifc  /wischen  dem  Kuhnhof  Gesundbrunnen 
und  dem  Wagenschuppen. 


Wagen  —  gebildet  werden.  Die  stündliche  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
Avird  in  diesem  Falle  85  X  3  X  30  —  7650  Personen  für  jede  Richtung  be- 
tragen. 

Auch  bei  der  geplanten  Bahn  werden  im  laufenden  Betrieb  alle  Be- 
wegungen in  Vorwärtsfahrt  geschehen.  Dementsprechend  werden  die 
Wagenschuppen  an  den  beiden  Enden  der  Bahn  mit  Kehrschleifen  ausge- 
stattet werden.  Außerdem  befinden  sich  zwischen  den  Schuppen  und  den 
Endbahnhöfen  (in  Rixdorf  und  am  Gesundbrunnen)  Kehranlagen  mit  Neben- 
gleisen für  das  Nachsehen  des  Laufwerkes  während  des  Betriebs.  Die  an- 
schließenden Schuppengleise  werden  nur  benutzt,  wenn  der  Betrieb  ruht, 
oder  wenn  eine  Änderung  der  Zuglänge  nötig  ist  (Fig.  9).  Der  an- 
kommende Zug  fährt  dann  unmittelbar  in  den  Schuppen  hinein  und  an  seiner 
Stelle  ein  neuer  Zug  mit  der  erforderlichen  Wagenlänge  heraus.  Bei  dieser 
Anordnung  ist  eine  sichere  und  schnelle  Aufeinanderfolge  der  Züge  ge- 
währleistet. 
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Die  Fahrpreise  sollen  10  Pf.  bis  zur  fünften  Haltestelle  und  15  Pf.  für 
die  ganze  Fahrt  betragen;  außerdem  sollen  Tagesrück fahrtkarten  für  15  Pf. 
ausgegeben  werden,  die  für  die  Hinfahrt  bis  7  Uhr  morgens  und  für  die 
Rückfahrt  während  des  ganzen  Tages  Gültigkeit  haben. 

Wir  werden  die  Angelegenheit  im  Auge  behalten  und  unsere  Leser  über 
die  weitere  Entwicklung  des  Planes  unterrichten,  sobald  nach  irgend- 
einer Richtung  hin  eine  Entscheidung  getroffen  sein  wird. 


Eine  Studienreise  der  Cölner  Vereinigung  für  rechts- 
und   staatswissenschaftliche   Fortbildung    nach  den 
belgisch  -  holländischen  Seehöfen. 

Von  Postinspektor  Bettac  in  Viersen. 

(Fuitsct/ung ) 

In  welcher  Weise  die  Aufgaben  eines  Welthafens,  gute  Zufahrt,  zweck- 
mäßige Liegeplätze,  genügende  Ladevorrichtungen,  Schuppen,  Speicher  und 
Beförderungsmittel,  in  den  drei  belgisch -holländischen  Häfen  gelöst  worden 
sind,  soll  nachstehend  gezeigt  werden. 

Antwerpen  (Fig.  1).  Schon  zu  Karls  V.  Zeit  blühte  dort  der  Seehandel, 
besonders  als  Brügge  und  Gent  zurückgingen.  Die  Fugger,  Tucher,  Welser 
und  Hanseaten  unterhielten  rege  Beziehungen  zu  Antwerpen;  in  den  Jahren 
1 504  bis  1508  ließen  sich  dort  75  deutsche  Hansestädte  ein  glänzend  ein- 
gerichtetes Hansahaus  bauen,  das  leider  1893  abbrannte.  Die  spanische 
Schreckensherrschaft  vernichtete  den  Handel  von  Antwerpen,  die  Einwohner- 
zahl sank  von  125000  auf  50000.  Als  Wahrzeichen  dieser  traurigen  Zeit 
ragt  noch  heute  in  der  Mitte  des  Scheidekais  die  ehemalige  Zwingburg  des 
Herzogs  von  Alba.  »Schloß  Steen« ,  trotzig  empor,  jetzt  freilich  ein  harm- 
loses Altertumsmuseum,  in  dessen  Kellerräumen  jedoch  noch  die  Folter- 
kammern und  Marterwerkzeuge  der  Inquisition  gezeigt  werden. 

Im  westfälischen  Frieden  setzte  Holland  aus  Handelsneid  die  Sperrung 
der  Scheide  durch  und  unterband  damit  den  Antwerpencr  Seehandel  voll- 
ständig. Erst  durch  die  französische  Revolution  fiel  diese  Sperre  wieder, 
und  nun  zog  neues  Leben  in  den  verödeten  Scheidehafen  ein. 

Als  Zufahrtstraße  war  zunächst  die  Oster- Scheide  benutzt  worden,  in- 
folge der  Schcldesperre  hatte  aber  dieser  Flußarm  brach  liegen  müssen 
und  war  völlig  versandet.  Bei  Wiedereröffnung  der  Antwerpener  See- 
schiffahrt trat  daher  die  Wester -Scheide  in  den  Vordergrund.  Die  ersten 
70  km  dieser  Wasserstraße,  von  Vlissingen  bis  Doel.  gleichen  mehr  einer 
Bucht  als  einem  Strome  und  lassen  jederzeit  die  größten  Schiffe  durchfahren. 
Schwierigkeiten  ergeben  sich  erst  auf  der  Strecke  Doel-Antwerpen  (18  km), 
wo  der  Fluß  viele  Krümmungen  macht,  und  die  Fahrrinne  im  Zickzack  ver- 
läuft. Zur  Verbesserung  dieser  Zustände  hat  der  belgische  Staat  die  Scheide 
1X80  oberhalb  Antwerpen  mit  einem  Kostenaufwande  von  II  Millionen 
Franken  geradegelegt  und  dem  vor  der  Stadt  liegenden  Scheideteile  durch 
Anlegung  der  neuen  Kais  von  1877  bis  1884  eine  günstigere  Abfluß- 
rinne geschaffen.    Sodann  sind  in  den  Jahren  18(^4  bis  1902  12  Millionen 
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Franken  für  Baggerungen  aufgewendet  worden.  Die  Fahrrinne  ist  durch 
Leuchtfeuer  und  Bojen  gekennzeichnet.  Ferner  besteht  der  Plan,  auf  der 
dem  Versanden  am  meisten  ausgesetzten  Stelle  einen  8  km  langen  Durchstich 
von  Antwerpen  bis  Lillo  auszuführen  und  an  diesem  eine  Reihe  von  neuen 
Hafenbecken  und  8  km  neue  Kais  zu  schaffen ,  welche  die  vorhandenen  bei 
weitem  übertreffen  würden.  Die  größten  Ozeanschiffe  würden  dann  auch 
bei  Ebbe ,  ohne  unterwegs  zu  leichtern ,  nach  Antwerpen  kommen ,  während 
sie  jetzt  die  Flut  abwarten  müssen;  nur  Schiffe  des  Suezkanalmaßes  (bis  9  m 
Tiefgang)  können  stets  einfahren.  Der  mittlere  Wasserstandsunterschied 
beträgt  4,37  m.  Von  Vlissingen  ab  werden  die  Seeschiffe  auf  Wunsch  ge- 
schleppt. Im  Jahre  1902  waren  nur  für  diesen  Schleppdienst  55  Schrauben- 
dampfer mit  zusammen  6565  PS.  in  Tätigkeit.  Die  Entfernung  der  eigent- 
lichen Reede  vom  offenen  Meere  beträgt  88  km,  die  Breite  der  Scheide  bei 
Antwerpen  450  bis  400  m. 

Die  vorhandenen  Hafenanlagen  weisen  sowohl  Docks  als  Kais  auf. 
Napoleon  I.  war  es,  der  die  ältesten  Anlagen  schuf;  ihm  hat  Antwerpen 
viel  zu  danken.  Er  hatte  bekanntlich  den  Plan,  eine  große  Landarmee  auf 
1000  bis  1500  Flachbooten  und  Schaluppen  über  den  Kanal  nach  England 
zu  werfen  und  wollte  sich  in  Antwerpen  einen  Hauptstützpunkt  für  dieses 
Unternehmen  sichern.  Deshalb  ließ  er  von  1807  bis  1812  zwei  große, 
durch  Kammerschleusen  geschützte  Hafenbecken  zur  Aufnahme  von  Kriegs- 
schiffen anlegen,  das  »große  und  kleine  Bassin«.  Nach  Napoleons  Sturze 
verwandelte  sich  diese  Kriegsanlage  in  einen  Handelshafen  und  ging  in  die 
Verwaltung  der  Stadt  Antwerpen  über.  Diese  baute  in  der  Folgezeit  die 
Ufer  der  beiden  Becken  und  des  freien  Stromes  zu  festen  Kais  aus;  1804 
waren  die  ältesten  Kais  zu  beiden  Seiten  des  Schlosses  Steen  entstanden 
(Jordaenskai  und  van  Dyckkai);  1860  wurde  ein  neues  Dockbecken  auf 
Kosten  der  Stadt  vollendet,  das  Kattendykbassin.  Nun  wurde  1865  der 
Scheidezoll  aufgehoben,  ein  Ereignis,  dem  ein  eindrucksvolles  Denkmal  auf 
dem  Marnixplatze  gewidmet  worden  ist.  Darauf  nahm  der  Hafenverkehr 
einen  derartigen  Aufschwung,  daß  drei  neue  Docks  in  Angriff  genommen 
und  1873  vollendet  werden  mußten,  das  Holz-,  Asien-  und  Kempenbassin; 
1881  bis  1886  kam  dann  noch  das  Afrika-  oder  Lefevre-  und  das  Amerika- 
bassin hinzu,  letztes  als  Petroleumhafen  eingerichtet,  erstes  mit  Getreide- 
speichern (Silos)  für  350000  hl  Korn  versehen. 

Die  Größenverhältnisse  der  acht  Dockbecken  sind  folgende : 


Bezeichnung  des  Docks 

Breite 

Länge 

Tiefe 

m 

m 

m 

145 

173 

155 

37* 

0,". 

140 

960 

7  ■  1  * 

140 

510 

8,3s 

140 

35o 

8..s 

IOO 

700 

8.38 

1 50 

600 

9,10 

170 

400 

9, 10 

Die  Ufer  der  Docks  sind  ausgemauert  und  bieten  zusammen  10,8  km  Kais. 
Die  gesamte  Wasserfläche  beträgt  04,3  ha.  Alle  diese  Docks  liegen  im 
Norden  der  Stadt  in  der  Nähe  des  Kontor-  und  Speicherviertels. 
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An  der  Westseite  des  Kattendykbeckens  befinden  sich  noch  6  Trocken- 
docks von  48  bis  163  m  Länge  für  die  Instandsetzung  der  Schiffe. 

Außer  diesen  Anlagen  der  Stadtgemeindc  hat  der  belgische  Staat  die 
Scheidekais  bis  1885  auf  3,5  km  ausgebaut,  1901  noch  2  km  hinzugefügt 
und  drei  Binnenschiffahrtsbecken  an  der  Südseite  der  Stadt  angelegt,  den 
Kohlen-,  Schiffs-  und  Steinhafen,  zusammen  6  ha  Wasserfläche  mit  2764  m 
Kailänge.  Alle  Docks  und  Kais  liegen  auf  dem  rechten  Scheideufer,  das 
linke  besteht  aus  Schwemmsand  und  ist  unbenutzbar.  Im  freien  Strome 
an  Bojen  usw.  zu  laden,  ist  nicht  üblich,  da  der  Gezeitenwechsel  hinderlich 
wirkt,  und  die  Stadt  keine  Kanäle  besitzt,  auf  denen  die  Leichterkähne  zu 
den  Speichern  gelangen  könnten. 

Die  Kosten  der  Antwerpener  Hafenwerke  betrugen  bisher  etwa  222  Mil- 
lionen Franken,  wovon  68  auf  die  Docks.  96  auf  die  Kais  und  58  auf  Aus- 
besserung und  Ausrüstung  entfielen.  Im  allgemeinen  trägt  der  Staat  die 
Kosten  für  die  Kaimauern,  die  Stadt  diejenigen  für  die  Docks  und  für  die 
gesamte  Ausrüstung  des  Hafens  an  Schuppen ,  Kranen  und  sonstigen  Lade- 
mitteln. Etwaiger  Reingewinn  des  Hafenbetriebs  sollte  laut  Vertrag  vom 
16.  Januar  1874  zwischen  Staat  und  Stadt  nach  dem  Verhältnisse  des  auf- 
gewendeten Kapitals  geteilt  werden. 

Die  Verwaltung  des  Hafens  ist  dem  Gemeinderate  von  Antwerpen  an- 
vertraut, insbesondere  dem  echevin  du  commerce.  Ihm  untersteht  der  Hafen- 
kommandant mit  seinen  Untergebenen.  Der  Geschäftsbereich  des  echevin 
des  travaux  publics  umfaßt  die  technischen  Einrichtungen,  Bassins,  Schleusen, 
Hebewerke  usw.,  ihm  zur  Seite  steht  der  städtische  Chefingenieur.  Die  Po- 
lizei auf  der  Reede,  die  Leuchtfeuer,  Bojen  und  sonstigen  Seezeichen,  das 
Lotsenwesen,  die  Eisenbahnanlagen  auf  den  Kais  und  der  Zolldienst  unter- 
stehen dem  belgischen  Staate. 

Um  das  gute  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  Dienstzweige  zu  ge- 
währleisten und  die  schleunige  Erledigung  der  nötigen  Maßnahmen  zu 
sichern,  ist  ein  Sonderausschuß  eingesetzt,  der  aus  fünf  Staatsbeamten 
I  Eisenbahnverwaltungsdirektor,  Betriebsdirektor  der  Antwerpener  Güterbahn- 
hofe, Überingenieur  der  Wege-  und  Eisenbahnbauten,  Lotsenkommandeur 
und  Zollinspektor; ,  zwei  städtischen  Beamten  (Chefingenieur  und  Hafen- 
kapitän) und  zwei  Mitgliedern  der  Handelskammer  besteht. 

Dieser  Ausschuß  hält  allmonatlich  eine  Sitzung  ab  unter  dem  Vorsitze 
des  Schöffen  für  Handel  oder  desjenigen  für  die  öffentlichen  Arbeiten.  So 
wird  der  Scheidehafen  stets  auf  der  Höhe  seiner  Aufgaben  erhalten  und  ist 
heute  einer  der  ersten  des  Kontinents. 

Die  Einrichtungen  für  das  Laden  und  Löschen  sind  mustergültig.  Die 
Kais  sind  in  ihrer  ganzen  Länge  mit  Schuppen  bedeckt,  Platz  für  eine 
zweite  Schuppenreihe  ist  vorgesehen.  Vor  und  hinter  den  Schuppen  laufen 
Schienenwege  für  die  Eisenbahnwagen  und  die  Laufkrane.  Alle  Hebewerke, 
Krane,  Schleusentore  und  Drehbrücken  werden  durch  Wasserdruck  in  Be- 
wegung gesetzt.  Zu  diesem  Zwecke  senden  zwei  Zentralstationen  das 
Wasser  unter  Druck  in  die  Röhrenanlagen,  die  in  die  Kaimauer  verlegt 
sind.  Das  erste  Werk  bedient  die  Flußkais,  besitzt  zwei  Kondensations- 
maschinen zu  je  250  PS.  und  bewegt  70  Krane  zu  1500  kg  und  94  zu  2000  kg, 
das  andere  bedient  die  Bassins,  hat  drei  Maschinen  zu  je  150  PS.  und  be- 
wegt 79  Krane  zu  1500  kg,  28  zu  2000  kg  und  die  Schleusentore  usw. 
Außer  dieser  reichlichen  Ausstattung  an  Kranen  sind  noch  schwimmende 
Getreide-  und  Erzelevatoren  sowie  ein  Kohlenhebewerk  in  Tätigkeit,  das 
den  Inhalt  von  zehn  Eisenbahnwagen  in  einer  Stunde  bewältigt. 
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J ti  den  Petroleumhäfen  im  Norden  und  Süden  sind  große  Tanks  mit 
Kührenanlagen  vorhanden,  in  die  mehrere  Tankschiffe  gleichzeitig  ihr  öl  usw. 
entleeren  können.  Das  Tanksystem  beruht  bekanntlich  darauf,  daß  die 
Petroleumfässer  ganzlich  erspart,  vielmehr  von  der  Petrolcumqucllc  bis 
zum  Keller  des  Kleinkaufmanns  nur  große  Eisengefäße  ■--  Hafentanks, 
Tankschilie,  Tankwagen  —  zur  Beförderung  benutzt  werden. 

In  den  Bassins  unterhält  die  Stadt  Antwerpen  noch  zwei  Baggerboote 
und  15  Schleppdampfer,  sämtlich  mit  Feuerlüschvorrichtungen  versehen  und 
teilweise  auch  als  Kisbrecher  verwendbar. 

Die  Lagerung  der  Massengüter  findet  großenteils  an  den  Docks  selbst 
statt.  Am  Afrikabassin  steht  ein  Getreidespeicher  (Silo),  der  325  000  hl 
faßt;  auch  ein  großes  Zollagcrhaus  von  35  500  qm  Flächenraum  befindet 
sich  daselbst.  Außer  diesen,  dem  Umschlagverkehre  dienenden  Speichern 
liegen  auch  viele  Speicher  in  der  Stadt  selbst  bei  den  Kontoren  zur  Lagerung 
derjenigen  Waren,  die  der  umfangreiche  Eigenhandel  Antwerpens  vertreibt. 

Das  Be-  und  lüitladen  der  Schiffe,  die  Beförderung  der  Güter  zur  Stadt 
und  die  Lagerung  in  den  Speichern  wird  in  Antwerpen  durch  die  soge- 
nannten «Nationen«  (flämisch:  Naties)  besorgt,  eine  eigenartige  Gilde,  deren 
Ursprung  und  Verfassung  bis  tief  in  das  Mittelalter  hinaufreichen.  Die  Mit- 
glieder sind  verpflichtet.  Stillschweigen  über  die  inneren  Verhältnisse  der 
Nation  zu  beobachten,  weshalb  bisher  nur  wenig  darüber  bekannt  geworden 
ist.     Die  Notice  sur  le  port  d'Anvers  sagt  darüber  folgendes. 

Es  gibt  eine  ganze  Reihe  von  Nationen  gegen  50  —  mit  uralten 
flämischen  Bezeichnungen,  z.  B.  Romein  -  Natie.  Kuys  (russische)  -  Natie.  Rijn- 
Natic  usw.  Eine  Natie  wird  gebildet  von  mehreren  Meistern  oder  Basen 
unter  einem  jährlich  neu  zu  wählenden  Ältesten.  Dieser  bestimmt  täglich 
unter  Mitwirkung  eines  Meisterausschusses,  welchen  Auftrag  jeder  Meister 
auszufuhren  hat.  Der  Meister  wirbt  dazu  die  nötigen,  nicht  zur  Gilde  ge- 
hörenden Arbeiter — zum  Unterschiede  von  den  Meistern  « Natie  gasten«  ge- 
nannt — -  gegen  Tagelohn  an  und  beaufsichtigt  sie;  die  Geräte,  Karren  und 
Pferde  stellt  die  Nation.  Der  Gewinn  wird  unter  allen  Meistern  gleich- 
mäßig geteilt,  auch  kranke  und  arbeitsunfähige  erhalten  ihren  vollen  Anteil. 
Die  Mitgliedschaft  ist  vererblich  und  übertragbar  unter  Vorbehalt  der  Ge- 
nehmigung der  Nation,  die  von  unbrauchbaren  Mitgliedern  den  Verkauf 
ihres  Anteils  fordern  kann.  Es  herrscht  überhaupt  eine  straffe  Disziplin; 
der  Älteste  (Deken,  Doyen)  kann  über  einen  unbotmäßigen  oder  lässigen 
Meister  Geldstrafen  verhängen,  und  ein  Mitglied,  das  gegen  einen  Nations- 
genossen gerichtlich  vorgeht,  zahlt,  solange  die  Klage  anhängig  ist,  für 
jeden  Tag  bis  zu  200  Franken  Strafe.  Die  Mitgliederzahl  beträgt  bei  den 
kleinsten  Nationen  7,  bei  den  größten  50  Meister,  die  Einlagen  der  Meister 
belaufen  sich  von  einigen  Hundert  bis  auf  25  ihki  Franken;  die  Nationen  ver- 
fügen meistens  über  große  eigene  Speicher  und  namhafte  Kapitalien,  bis  zu 
1000  o()<  »  Franken.  Ein  Zwang,  die  Nationen  zu  benutzen,  besteht  nicht,  es 
ist  aber  für  jeden  Kaufmann  sehr  angenehm  ,  wenn  er  die  ganze  Behandlung 
seiner  Güter  von  der  Herausnahme  aus  dem  Seeschiffe  bis  zur  Lagerung  inj 
Speicher  einer  einzigen  Stelle  in  Auftrag  geben  kann,  und  diese  auch  die 
ganze  Haftpflicht  übernimmt.  Die  Nationen  zeichnen  sich  durch  Sachkenntnis. 
Zuverlässigkeit  und  Billigkeit  aus  und  erfreuen  sich  daher  allgemeiner  Be- 
liebtheit. Sie  besorgen  auch  die  Ablieferung  an  fremde  Speicher  und  die 
Umladung  in  Binnenschiffe  und  in  die  Eisenbahnwagen. 

Die  Binnenschiffe  sammeln  sich  in  den  drei  Docks  am  Südkai,  fahren 
an  die  freie  Seite  des  an  der  Kaimauer  liegenden  Seeschiffs  heran  und 
nehmen  die  Ladung  unter  Benutzung  der  Ladungsmasten  über.    Die  Eisen  - 
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bahnwagen  werden  auf  der  Kaimauer  bis  dicht  an  die  Seedampfer  heran- 
geschoben und  mit  Hilfe  der  Kaikrane  ent-  und  beladen.  Die  Schienen- 
wege laufen  am  Ostende  der  Becken  und  am  Südende  der  Flußkais  je  in 
einen  Sammelbahnhof  —  gare  principale  d'Anvcrs-Bassins  und  gare  d'Anvers- 
Sud  —  zusammen ;  außerdem  sind  noch  mehrere  kleinere  Güter-  und 
Rangierbahnhöfe  und  vier  Personenbahnhöfe  vorhanden.  Die  Güterbahnhöfe 
sind,  wie  die  Kais,  mit  hydraulischen  Kranen  usw.  verseben. 

Vom  Zentralbahnhof  aus  fuhr  unsere  Reisegesellschaft  weiter  nach 
Rotterdam.  Auch  hier  wurde  eine  Fahrt  durch  die  Hafenanlagen  unter- 
nommen. 

Die  Einrichtungen  des  Rutterdamer  Hafens  (.Fig.  2)  und  ihre 
Entwicklung  sind  im  Archiv  fiir  Post  und  Telegraphie  1905,  Seite  742  ff., 
so  eingehend  und  erschöpfend  dargestellt  worden,  daß  eine  Wieder- 
holung an  dieser  Stelle  unnötig  erscheint;  nur  ein  kurzer  Überblick  sei 
gestattet. 

Was  für  Antwerpen  die  Scheide,  das  ist  für-  Rotterdam  die  Maas.  Sie 
bildete  die  ursprüngliche  und  natürliche  Zufahrt  zur  See.  Auch  hier  ver- 
hinderte die  zunehmende  Versandung  allmählich  die  größeren  Schilfe,  bis 
zur  Stadt  Rotterdam  vorzudringen.  Das  wurde  erst  anders,  als  man  sich 
nach  vergeblicher  Anwendung  kleiner  Mittel  zur  Anlegung  des  Nieuwcn 
Waterwegs  entschloß,  der  ]8o,(>  vollendet  wurde.  Diese  neue  Zufahrt  läuft 
von  Rotterdam  über  Schiedarn,  Viaardingen.  Maasluis  und  mündet  bei  Hock 
van  Holland  in  die  Nordsee,  die  dadurch  von  Rotterdarn  aus  in  2  Stunden 

früher  in  ilS  —  zu  erreichen  ist.  Da  die  Tiefe  durchschnittlich  o  m 
beträgt,  können  jetzt  alle  Schifte  des  Suezkanalmaßes,  ohne  unterwegs  zu 
leichtern,  nach  Rotterdam  kommen.  Der  Verkehr  dieses  Hafens  stieg  in- 
folgedessen in  den  Jahren  1S00  bis  K700  von  4535  auf  720X  Schifte.  Auch 
liier  trug,  wie  in  Belgien  bei  der  Scheldcregclung.  der  Staat  die  Haupt- 
kosten, nämlich  M,'l0,  während  die  Stadt  Rotterdam  1  10  übernahm.  Die 
Gesamtsumme  betrug  etwa  35  Millionen  Gulden,  die  Unterhaltung  kostet 
jahrlich  etwa  450000  Gulden. 

Für  Rotterdam  ist  charakteristisch  die  fächerförmige  Anordnung  der 
Hafenbecken,  welche  die  Menge  der  Schifte  auf  einem  verhältnismäßig 
kleinen  Räume  vereinigt  und  daher  den  Verkehr  noch  größer  erscheinen 
läßt,  als  er  tatsächlich  ist.  Sodann  fällt  ins  Auge  die  große  Zahl  von 
Binnenfahrzeugen:  im  Jahre  1002  wurden  iiOoK»  Fluß-  und  Kanalschiffe 
gezählt.  Da  der  Rotterdamer  Hafen  in  unmittelbarer  Wasserverbindung 
mit  dem  dichten  holländischen  Kanalnetz  und  dem  ganzen  Rheingebiete 
steht,  und  da  auch  zu  den  in  der  Stadt  gelegenen  Speichern  Kanäle  — 
die  Grachten  (Gräben)  —  führen,  so  werden  die  durch  Seeschiffe  einge- 
führten Massengüter  unmittelbar  in  Fluß-  oder  Leichterschiffe  über- 
geladen und  so  weiterbefördert.  Die  Landbeförderung  ist  von  unter- 
geordneter Bedeutung.  Die  Übernahme'  der  Ladung  erfolgt  vielfach  auf 
offenem  Flusse  an  Dükdalben  und  Ankerbojen,  was  wesentlich  zur  Belebung 
des  Hafenbildes  beiträgt.  Doch  sind  auch  Docks  und  Kais  mit  allen  Lade- 
einrichtungen reichlich  vorhanden,  desgleichen  große  Lagerhäuser  in  der 
Stadt  und  im  Hafen  selbst. 

Am  Tage  nach  der  Ankunft  der  Reiseteilnehmer  fand  in  Rotterdam 
gerade  Wochenmarkt  statt;  sämtliche  Grachten  waren  gedrängt  voll  von 
Kähnen,  die  an  Stelle  unserer  Bauernwagen  die  ländlichen  Erzeugnisse  aus 
dem  Binnenlandc  zum  Markte  brachten  und  Kolonialwaren  usw.  dafür  mit 
zurück  nahmen. 
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Einige  Fischer  waren  in  alter  Tracht  erschienen  —  Schnallenschuhe, 
Wadenstrümpfe  und  Rembrandthut;  bei  allem  Gedränge  herrschte  eine 
echt  holländische  Ruhe,  und  gegen  Mittag  verschwand  alles  lautlos.  Im 
Hafen  lag  gerade  das  Kriegsschiff  »Gelderland« ,  völlig  abgerüstet,  zur 
Instandsetzung  und  rief  wehmütige  Erinnerungen  an  seine  letzte  Be- 
stimmung, die  Uberführung  der  Leiche  des  Präsidenten  Krüger,  wach. 
Außer  dem  Hafen  wurden  die  Werftanlagen  der  Insel  Feyenoord  besichtigt, 
woselbst  u.  a.  Torpedoboote  und  Kessel  für  Kriegsschiffe  gebaut  wurden. 
Ferner  schloß  sich  an  die  Hafenfahrt  ein  Besuch  der  Margarinefabrik  Vitello 
(van  den  Bergh),  die  in  Cleve  eine  Zweigniederlassung  für  Deutschland  hat. 
täglich  über  100000  1  Milch  aus  dem  holländischen  Inlande  —  natürlich 
auch  zu  Schiffe  —  erhält  und  das  ganze  westdeutsche  Industriegebiet  ver- 
sorgt; die  bemerkenswerte  Sauberkeit  zerstreute  manches  Vorurteil  gegen 
die  »Kunstbutter«. 

Lohnend  war  ein  Ausflug  von  Rotterdam  nach  Delft,  der  bekannten 
Porzcllanstadt.  Die  berühmte  Fabrik  wurde  indes  nicht  gezeigt,  .nur  das 
Verkaufslager.  Delft  ist  eine  höchst  malerische  Stadt  mit  alten  Häusern 
und  Kirchen,  verschwiegenen,  baumbeschatteten  Grachten  und  den  so  oft 
dargestellten  Windmühlen;  es  ist  zugleich  die  Totenstadt  der  Oranier. 
36  Fürsten  und  Fürstinnen  aus  dem  Hause  Oranien- Nassau  ruhen  in  der 
Nieuwen  Kerk  zu  Delft.  Noch  ein  anderes  geschichtlich  merkwürdiges 
Grab  befindet  sich  in  Delft,  das  des  angeblichen  Louis  XVII.,  gest.  am 
10.  August  1845.  Während  man  in  Deutschland  diese  rätselhafte  Person 
fast  allgemein  als  einen  Schwindler  namens  Naundorf  bezeichnete,  glauben 
die  Holländer  noch  heute  an  seine  Echtheit  und  haben  seinen  sonst  ein- 
fachen Grabstein  mit  den  Titeln  eines  Königs  von  Frankreich  und  dem 
Wappen  der  Bourbonen  geschmückt.  Delft  ist  aber  auch  eine  wichtige 
Handelsstadt;  der  holländische  Gemüsehandel,  der  ganz  Westdeutschland 
versorgt,  hat  dort  seinen  Hauptsitz.  Händler  aus  Cöln,  Crefeld,  Düsseldorf, 
Duisburg,  Elberfeld  besuchen  die  Delfter  Groenten- Veeiling  (Gemüsebörse). 
Große  Kähne  voll  Gemüse  liegen  dann  in  den  Grachten  von  Delft  und 
werden  mit  Eilgüterzügen  so  flott  nach  Deutschland  befördert,  daß  alles 
frisch  auf  den  Markt  kommt. 

Auf  die  lebhaften  Hafen-  und  Handelsstädte  folgten  dann  das  Seebad 
Scheveningen,  wo  die  »Saison«  noch  nicht  eröffnet  war,  und  die  stille 
freundliche  Residenz,  der  Haag.  In  diesem  holländischen  Potsdam  liegt 
eine  starke  Garnison,  deren  Uniformen  bedeutend  einfacher  gehalten  sind 
als  die  belgischen.  Durch  einen  Wildpark  kommt  man  zu  dem  idyllischen 
Schlößchen  Huis  ten  Bosch,  dem  Sitze  der  Friedenskonferenz.  Mitten  in 
der  Stadt  liegt  das  Mauritshuis,  welches  nächst  dem  Rijks- Museum  in 
Amsterdam  die  meisten  Schätze  altholländischer  Kunst  birgt. 

Daß  es  den  Reiseteilnehmern  vergönnt  war,  beide  Kunstsammlungen, 
wahre  Schatzkammern  der  Malerei,  unter  Führung  der  Direktoren  selbst 
gründlich  zu  besichtigen,  war  ein  sehr  schätzenswerter  Vorzug  dieser  Reise. 
Das  nächste  Reiseziel,  Amsterdam,  ist  bekanntlich  die  Stadt  des  Rembrandt, 
wie  Antwerpen  die  des  Rubens.  Uber  Rembrandt,  sein  Leben,  seine  Werke, 
seine  Zeit,  seine  Vorläufer  und  Nachfolger,  sowie  die  Museen  in  Amster- 
dam und  im  Haag  ist  in  letzter  Zeit  aus  Anlaß  des  Rembrandt- Jubiläums  so 
viel  veröffentlicht  worden,  daß  ein  näheres  Eingehen  sich  hier  erübrigt. 
Amsterdam  hat  indes  außer  den  Kunstwerken  noch  andere  Sehenswürdig- 
keiten, vor  allem  die  Hafenanlngen. 
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Telegraphen-  und  Fernspreehwesen  in  den  Vereinigten 

Staaten  von  Amerika. 

Das  Zensus-Bureau  im  Ministerium  für  Handel  und  Arbeit  in  W  ashington 
hat  vor  kurzem  einen  amtlichen  Bericht  ")  über  das  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechwesen, sowie  über  die  städtischen  elektrischen  Feucrmelde-  und  elek- 
trischen Polizei  -  Patrouillen  -  Einrichtungen  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  nach  dem  Stande  vom  3 1 .  Dezember  1002  herausgegeben.  Ab- 
gesehen von  den  rem  statistischen  Nachweisen  wird  darin  auch  Aufschluß 
über  viele  bemerkenswerte  Einzelheiten  gegeben,  z.  B.  über  die  technischen 
Einrichtungen,  den  Betrieb  und  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Tele- 
graphen- und  Fernsprechw  esens .  über  die  Finanzverhältnisse  der  Tele- 
graphen- und  Fcrnsprcchgescllsehaftcn ,  die  Hohe  der  Gebühren  und  der- 
gleichen mehr. 

Im  Jahre  10,02  bestanden  in  der  Union  25  Telegraphen-  und  415 1  Fern- 
sprechnetze mit  2  121  225  und  7804432  km  Leitung,  27627  und  78752  An- 
gestellten. 172006  100  und  3Ö4667251  Mark  jährlicher  Einnahme,  sowie 
«Sji  1  15855  und  i8ooI24<k)3  Mark  Gesamtvermögen.  Schon  aus  diesen 
Zahlen  laßt  sich  das  Übergewicht  des  Fernsprechwesens  über  die  Tele- 
graphie  erkennen. 

Dem  Professor  A.  Grab.  Bell  gelang  es  im  Jahre  187O,  die  menschliche 
Stimme  verständlich  in  einer  Drahtleitung  mittels  des  Telephons  zu  über- 
tragen: die  Einführung  des  Mikrophons  im  Jahre  1878  gab  dann  den  An- 
stoß zu  weiterer  ungeahnter  Entwicklung  der  Fernsprechtechnik.  Zu  Be- 
ginn des  Jahres  1880  hatte  die  American  Bell  Telephone  Company  bereits 
01  oou  Fernsprechapparate  in  Gebrauch  gestellt;  im  Jahre  iox>2  betrug  die 
Zahl  der  Fernsprechstellen  jeder  Art  in  der  Union  bereits  2315207. 
Während  im  Jahre  1880  eine  Sprechstelle  auf  023  Personen  der  Bevölkerung 
kam.  entfiel  im  Jahre  1002  eine  Stelle  auf  rund  34  Personen.  (Im  deutschen 
Kcichs-Postgebiet  kam  im  Jahre  1005  eine  Fernsprechstelle  auf  g8  Personen.) 

1  >ic  Fernsprechnetze  in  den  Vereinigten  Staaten   werden  unterschieden 

1.  in  Commercialnetze.  d.h.  solche,  die  von  Personen.  Firmen  oder 
reinen  Erwerbsgesellschaften  des  Gewinns  halber  betrieben  werden  : 

2.  in  Mutualnctze,  die  dem  eigenen  gegenseitigen  Verkehre  ver- 
schiedener Personen  ohne  Rücksicht  auf  Gewinn  dienen;  hierzu 
kommen 

3.  4985  unabhängige  Farmer-  oder  Landlinien  mit  55  747  Sprcch- 
stellen,  die  ohne  Anschluß  an  eine  Vermittlungsanstalt  zuweilen 
unter  den  einfachsten  Verhältnissen  in  ländlichen  Gegenden  zur 
Verbindung  abgelegener  barmen  angeschlossen  werden,  wobei 
gelegentlich  auch  ein  Stacheldrahtzaun  als  Leitung  dient. 

Die  naturliche  Entwicklung  des  Verkehrs  bringt  es  mit  sich,  daß  aus 
zwei  oder  mehr  Farmer- Fernsprechnetzen  leicht  ein  Gegenseitigkeitsnetz 
wird,  und  hieraus  ein  kaufmannisch  ausgebeutetes  Netz  entsteht.  Von  den 
415 1  Fernsprechnetzen  gehören  44  der  American  Telephone  and  Telegraph 
Company  (hervorgegangen  aus  der  Bell- Telephongcsellschaft )  an:  diese  Ge- 
sellschaft  besitzt  aber  131.6  V.  H.  mehr  Leitungen,  27,9V. H.  mehr  Abonnenten. 
32  v.  II.  mehr  Apparate  und  54  V.  H.  mehr  Sprechverkehr  als  die  übrigen 
Gesellschaften  zusammen. 

*/  Telephones    and    Tclegraphs  1902.      Washington,    Government  Printing 
O'fiec  looö. 
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Die  jährliche  Durchsehnittseinnahme  aus  jeder  Sprechstelle  betrug  für 
das  ganze  Land  157. so  Mark  und  5.1  Pf.  für  jedes  Gespräch.  Die  Be- 
soldungen der  Tagegeldempfänger  bildeten  nahezu  die  Hälfte  der  gesamten 
Betriebsausgaben  und  machten  mit  den  Gehältern  der  Beamten  63.8  V.  H. 
der  Gesamtausgaben  aus.  Für  neue  Anlagen,  teilweise  auch  für  Erneuerung 
vorhandener  Anlagen,  einschließlich  Grunderwerb,  Linien  und  Leitungen. 
Apparate  usw.,  wurden  im  Berichtsjahr  insgesamt  rund  218000000  Mark 
aufgewendet.     130  Netze  haben  im  Jahre  1002  mit  Verlust  gearbeitet. 

Die  fortschreitende  schnelle  Entwicklung  des  Fernsprechwesens  hat  es 
mit  sich  gebracht,  daß  z.  B.  in  Baltimore,  Md.,  die  ursprüngliche  Anlage 
nach  nur  fünfjährigem  Gebrauche,  weil  veraltet,  mit  hohen  Kosten  erneuert 
werden  mußte.  Ähnlich  ist  in  New  York  in  einem  Zeiträume  von  16  Jahren 
die  Anlage  infolge  von  Verbesserungen  im  Kabel-  und  im  Umschalter- 
systeme dreimal  neu  gebaut  worden.  Die  Fernsprechgesellschaften  sind 
somit  zu  hohen  Abschreibungen  und  zur  Ansammlung  von  Rücklagen  ge- 
zwungen. 

Nur  195  Netze  oder  4.7  v.  II.  hatten  1000  oder  mehr  Fernsprechstellen  : 
doch  kamen  diese  wenigen  Netze  der  Hälfte  der  Bevölkerung  des  Landes 
zu  gute.  Der  Durchschnitt  betrug  8656  Stellen  für  jedes  Netz  hiervon; 
in  den  zwölf  größten  Städten  entfielen  auf  ein  Netz  durchschnittlich  31  430 
Fernsprechstellen. 

Die  Gespräche  werden  in  Ortsgespräche,  zahlungspflichtige  Gespräche 
zwischen  zwei  in  verschiedenen  Gemeinden  gelegenen  Anstalten  desselben 
Netzes  und  in  Ferngespräche  unterschieden.  Die  Zahl  der  Gespräche  betrug 
im  Jahre  1902  ohne  Berücksichtigung  der  unabhängigen  Farmer-  oder 
Landlinien  5070554553  oder  für  eine  Stelle  durchschnittlich  2190  Ge- 
spräche, auf  den  Ortsverkehr  entfielen  davon  97,6  v.  H.  (Im  deutschen 
Reichs- Postgebiet  entfielen  im  Jahre  1905  auf  eine  Sprechstelle  202«)  Ge- 
spräche, davon  im  Ortsverkehre  1700  Gespräche  oder  83,7  v.  H.) 

Die  Statistik  der  einzelnen  Staaten  und  Territorien  Nordamerikas  lehrt, 
daß  die  Zahl  der  Gespräche  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  mit  der  ge- 
botenen Gelegenheit,  den  Fernsprecher  zu  benutzen,  wächst.  Ferner  ist  die 
Zahl  der  Gespräche  im  Verhältnisse  zur  Zahl  der  Apparate  in  denjenigen 
Netzen  hoch,  wo  die  Gebühren  mäßig  sind.  Im  allgemeinen  richtet  sich 
der  Gebrauch  des  Fernsprechers  nicht  allein  nach  der  Dichtigkeit  und  Art 
der  Bevölkerung,  der  vorherrschenden  Industrie,  sondern  auch  nach  dein 
Eifer,  mit  dem  die  Vertreter  der  Fernsprechgescllschaftcn  für  die  Aus- 
breitung der  Einrichtung  tätig  sind,  und  ganz  besonders  nach  der  Höhe 
des  Tarifs.  In  Californien  z.  B.  bestand  stets  ein  für  das  Publikum 
günstiger  Tarif;  daher  kam  im  Jahre  1002  ein  Apparat  schon  auf  je 
14  Einwohner,  in  San  Francisco  sogar  eine  Fernsprechstellc  auf  9  Ein- 
wohner. (In  Berlin,  ohne  die  Vororte,  kam  im  Jahre  1005  auf  27  Ein- 
wohner eine  Fernsprechstelle.) 

In  den  drei  größten  nordamerikanischen  Städten  New  York,  Chicago 
und  Philadelphia  —  ist  der  Durchschnitt  ungünstiger  (39,  30  und  29)  als 
in  San  Francisco,  einmal  weil  die  einwandernde  Bevölkerung  in  den  ganz 
großen  Städten  vom  Fernsprecher  wenig  Gebrauch  macht,  die  Gebühren 
daselbst  recht  hoch  sind  und  endlich,  weil  in  zweien  dieser  Städte  keine 
Wettbewcrbsgesellschaften  bestehen,  die  gegenseitig  die  Gebühren  herunter- 
drücken. 

In  der  Höhe  der  Anschlußgebühren  wird  allgemein  zwischen  Geschäfts- 
und Wohnungs  -  Fernsprechanschlüssen  unterschieden.  Sprechstellen  mit  ge- 
meinsamer Leitung  (party-linc-System),  wechselnd  nach  der  Zahl  der  an  die 
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gemeinsame  I^eitung  angeschalteten  Stellen,  genießen  Ermäßigung.  Grund- 
gebühren in  Verbindung  mit  Einzelgebühren  werden  allgemein  als  gerecht 
bevorzugt .  weil  bei  dieser  Art  der  Gebührenfestsetzung  jeder  Teilnehmer 
nur  insoweit  zu  zahlen  hat,  als  er  die  Einrichtung  in  Anspruch  nimmt.  In 
den  größeren  Städten  sind  die  Gebühren  im  allgemeinen  höher  als  in  den 
kleineren,  da  auch  die  Ausdehnung  des  Gebiets  größer  und  somit  die  Lei- 
tungen teurer  sind. 

Von  Einfluß  auf  den  Umfang  des  Verkehrs  ist  der  sogenannte  Bekannt- 
schaftsfaktor. In  jeder  Gemeinschaft  verkehrt  nämlich  jede  Person  nur 
mit  einem  bestimmten  Kreise  anderer  Personen.  Die  Bekanntschaftskreise 
der  einzelnen  Teilnehmer  greifen  übereinander  und  der  entstehende  Gesamt- 
verkehr aller  Teilnehmer  untereinander  nimmt  demnach  mit  der  Bevölkerung 
nicht  einfach,  sondern  in  höherem  Maße  zu.  Im  allgemeinen  wiesen  die 
Städte  unter  10000  Einwohnern  durchschnittlich  täglich  4  bis  6  Gespräche 
auf  den  Teilnehmer  auf,  größere  10  bis  15  im  geschäftlichen  Verkehr  und 

2  bis  4  Gespräche  von  der  Wohnung  aus,  bei  gemeinsamer  Leitung  3  bis 
4  Gespräche. 

Das  Bestreben  der  Fcrnsprcchgcsellschaften  ist  unausgesetzt  darauf 
gerichtet,  die  Gesprächsverbindungen  stets  mit  möglichster  Schnelligkeit 
herzustellen;   ihr  Ziel  ist,   den  Anruf  des  Teilnehmers  binnen  höchstens 

3  Sekunden  zu  beantworten  und  die  Verbindung  nach  beendigtem  Ge- 
spräch in  3  bis  5  Sekunden  wieder  zu  trennen;  da  nur  die  besten  Um- 
schaltersysteme dies  erreichen  können,  so  vergehen  durchschnittlich  5  Se- 
kunden zwischen  dem  Anrufe  des  Teilnehmers  und  der  Antwort  der  Ver- 
mittlungsanstalt. 

Bei  Gesprächszählungen  zu  statistischen  Zwecken  setzt  jede  Beamtin  bei 
Beginn  des  Zähltags  einen  Holzpflock  besonderer  Art  in  die  Nullklinke 
eines  hundertteiligen  Klinkenfeldes  und  bewegt  ihn  bei  jedem  Anruf  eines 
Teilnehmers  um  eine  Klinke  weiter.  Allstündlich  wird  die  Nummer  der 
zuletzt  gestöpselten  Klinke  vermerkt.  Hierdurch  wird  auch  nachgewiesen, 
welche  Angestellte  die  meisten  Anrufe  beantwortet  hat. 

Sehr  beliebt  sind  die  Privat  -  Neben  Vermittlungsämter ,  die  in  großen 
Hotels,  Geschäftshäusern  usw.  eingerichtet  und  von  Angestellten  der  Fern- 
sprechgesellschaften bedient  werden.  Die  Gehilfin  versieht  nebenbei  allerlei 
andere  Dienste,  wie  Bestellung  von  Eisenbahnfahrkarten,  von  Mietwagen, 
Theaterkarten  und  dergleichen  mehr. 

An  öffentlichen  Sprechstellen  waren  80870  vorhanden,  darunter  32477 
automatische  Stellen  für  Ortsgespräche.  Diese  kosten  je  5  oder  10  Cents 
=  20  oder  40  Pf. 

Das  party-line- System  umfaßte  886152  Fernsprechstellen  unter  insge- 
samt 2315297. 

34.9  \  .  H.  der  Fernsprcchleitungen  waren  unterirdisch  in  Kabeln  ge- 
führt. 24.8  v.  H.  der  oberirdischen  Leitungen  in  Luftkabeln. 

Zu  Telegraphenstangen  wurden  Kastanien.  Wacholder,  Zypressen,  Zedern, 
auch  Kiefern  und  Fichten  verwendet;  Zypressen  und  Fichten  werden  leicht 
faul.  Die  Stämme  werden  nicht  imprägniert.  Die  Länge  der  Stangen 
wechselt  zwischen  6  und  20  m;  an  Stangen  von  7,5  m  Länge  sind  allein 
6  Sorten  mit  verschiedenen  Zopfstärken  im  Gebrauch. 

Querträger  werden  aus  dem  Holze  der  Nußkiefer  (Zirbelbaum)  herge- 
stellt; ihre  Länge  schwankt  zwischen  0,0  und  3  m  mit  je  2  bis  12  Stützen. 
Sie  werden  an  den  Stangen  mittels  Bolzen  befestigt  und  durch  je  zwei 
eiserne  Streben  gehalten.  Die  Isolatorstützen  aus  Akazienholz  werden  in 
die   Oucrträgerarme   eingetrieben.     Neuerdings   werden    mehr    und  mehr 
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solche  von  Eisen  oder  Stahl  verwendet;  sie  tragen  hölzerne  Pflöcke  zur 
Aufnahme  der  Isolatoren,  die  mit  Gips  befestigt  werden. 

Die  sogenannten  Ponyisolatoren  (kleine  Isolatoren)  bestehen  aus  dunkel- 
grünem Glase;  Porzellanisolatoren  sind  in  Nordamerika  teurer  und  wenig 
gebräuchlich.  Die  Leitungen  werden  aus  hartgezogenem  Kupferdraht  oder 
aus  Eisendraht  hergestellt. 

Um  Induktionsstörungen  aus  den  benachbarten  Leitungen  zu  vermeiden, 
werden  die  Leitungen  in  bestimmten  Abschnitten  so  umeinander  gedreht, 
daß  sie  stets  eine  verschiedene  Lage  zueinander  einnehmen. 

Die  Kupferleiter  der  Fernsprechkabel  sind  mit  einer  doppelten  Lage 
Papier  umwickelt;  je  zwei  Adern  bilden  eine  zusammengehörige  Doppel- 
ader. Der  Drall  jeder  Lage  Doppeladern  im  Kabel  ist  dem  der  vorher- 
gehenden Lage  entgegengesetzt;  das  Ganze  ist  wasserdicht  mit  Blei  um- 
preßt. Die  Kabel  enthalten  bis  zu  600  und  700  Doppeladern.  Sie  werden 
teils  in  Kanäle  aus  glasiertem  Steingut  eingezogen,  die  mit  Beton  um- 
kleidet sind,  teils  in  Zementkanäle. 

Im  Jahre  1902  bestanden  in  der  Union  10361  Vermittlungsanstalten; 
bei  54  Anstalten  war  der  Betrieb  automatisch,  wobei  der  Teilnehmer  durch 
elektromagnetische  Impulse  einen  Mechanismus  in  Bewegung  setzt,  der  ihn 
selbsttätig  mit  dem  gewünschten  Teilnehmer  verbindet. 

Bei  den  Vermittlungsanstalten  werden  im  allgemeinen  junge  Mädchen 
von  guter  Erziehung  und  vorzüglicher  praktischer  Ausbildung  beschäftigt, 
für  deren  Wohlfahrt  die  Gesellschaften  von  Anfang  an  durch  behagliche 
und  gut  ausgestattete  Erholungsräume  gesorgt  haben;  bei  einigen  Ämtern 
wird  ein  gutes  Frühstück  teils  auf  Kosten  der  Angestellten,  teils  auf  Kosten 
der  Gesellschaft  geliefert.  Diese  Wohlfahrtpflege  hat  sich  in  gesundheit- 
licher Beziehung  außerordentlich  bewährt.  Nach  der  Ausbildung  werden  die 
An  Wärterinnen  daraufhin  ärztlich  untersucht,  ob  sie  auch  den  Anforderungen 
des  anstrengenden  Dienstes  gewachsen  sind. 

Bemerkenswert  ist  die  seitherige  Entwicklung  der  Fernsprechgebühren  in 
Xew  York.  Das  erste  Vermittlungsamt  für  den  allgemeinen  Verkehr  wurde 
daselbst  im  Jahre  1878  eingerichtet.  Für  jeden  Anschluß  wurde  zunächst 
eine  gleichmäßige  Gebühr  (Pauschgebühr)  erhoben.  Bald  wurde  zwischen 
Geschäfts-  und  Wohnungsanschlüssen  unterschieden,  ferner  zwischen  Stellen 
mit  besonderer  Leitung  und  solchen  mit  gemeinsamer  Leitung  zur  Ver- 
mittlungsanstalt. Endlich  wurde  für  die  Leitungen  von  größerer  Länge 
und  für  Doppelleitung  ein  Zuschlag  eingeführt.  Die  Jahresgebühr  betrug 
anfangs  250  bis  zu  630  Mark,  für  einen  Wohnungsfernsprecher  ein  Drittel 
weniger.  Schon  in  den  Jahren  1887  bis  1894  erhielt  das  New  Yorker  Netz 
Doppelleitungsbetrieb,  um  Störungen  aus  der  gegenseitigen  Induktion  und 
aus  elektrischen  Bahn-  und  Lichtanlagen  von  den  Anschlußleitungen  des 
Fernsprechnetzes  fern  zu  halten.  Die  Folge  davon  war  eine  Umwälzung 
in  der  Anlage  der  ober-  und  unterirdischen  Leitungen  und  eine  Erhöhung 
der  Anschlußpauschgebühren  auf  750  bis  1000  Mark.  Seit  dem  1.  Juli  1894 
besteht  indes  der  Einzelgebührentarif.  Die  Gebühr  für  ein  Privat- Neben- 
vermittlungsamt betrug  anfangs  1400  Mark,  worin  die  Aufstellung  der 
L'mschalteapparate,  die  Herstellung  zweier  Leitungen  zum  Hauptamt  und 
die  Gebühr  für  4000  Gespräche  im  Jahre  einbegriffen  war.  Weitere  Leitungen 
zum  Hauptvermittlungsamte  kosteten  je  150  Mark  jährlich,  weitere  Sprech- 
stellcn  je  100  Mark  und  weitere  Ortsgespräche,  wenn  im  voraus  vereinbart, 
je  10,  sonst  20  Pf.  Am  I.  Juni  1905  bestanden  allein  in  den  New  Yorker 
Stadtteilen  Manhattan  und  Bronx  (Gebiet  der  New  York  Telephone  Company  ) 
6637  solcher  Privat-Nebenvermittlungsämter  mit  67076  Sprechstellen.  Die 


Digitized  by  Google 


152      Telegraphen-  u.  Fernsprechwesen  in  d.  Vereinigten  Staaten  v.  Amerika. 

Zahl  der  Nebenstellen  bewegte  sich  zwischen  2  und  1200  Stellen  (Waldorf- 
Astoria).  Diese  Nebenämter  bilden  eine  wesentliche  und  erwünschte  Er- 
leichterung für  die  Hauptämter  und  bewirken  gleichzeitig  eine  Verbilligung 
der  Gebühren  für  die  Teilnehmer.  Die  Anschlußgebühren  für  das  Jahr  be- 
tragen im  Stadtteile  Manhattan: 

a)  für  einen  Geschäftsfernsprechanschluß  bei  000  bis  hinauf  zu 
5400  Ortsgesprächen  250  bis  zu  970  Mark;  jedes  weitere  Orts- 
gespräch kostet  25  oder,  wenn  vorher  ausgemacht,  20  Pf. ; 

b)  für  eine  Sprcchstellc  in  der  Wohnung  bei  000  bis  zu  3000  Ge- 
sprächen 225  bis  zu  630  Mark,  bei  gemeinsamer  Leitung  (party 
line)  und  600  bis  zu  1 200  Gesprächen  189  bis  zu  302  Mark;  jedes 
weitere  Gespräch  kostet  ebenfalls  25  bezw.  20  Pf.; 

c)  für  ein  Privat-Nebenvermittlungsamt  mit  zwei  Amtsleitungen,  zwei 
Sprechstellen  und  bei  3000  Gesprächen  900  Mark;  jede  weitere 
Amtsleitung  kostet  100  Mark  im  Jahre,  die  ersten  20  weiteren  Stellen 
kosten  je  38  Mark,  über  20  nur  je  25  Mark;  weitere  Gespräche 
kosten,  wenn  vorher  in  Mengen  zu  400  vereinbart,  12,60  Mark  für 
das  Hundert,  überschießende  einzeln  16  Pf.  In  den  übrigen  Stadt- 
teilen sind  indes  die  Gebühren  niedriger.  Dazu  treten  in  der  Regel 
noch  die  Einzelgebühren  für  Gespräche  nach  den  anderen  Stadt- 
teilen von  zum  Teil  beträchtlicher  Höhe. 

Über  die  Geschichte  und  Entwicklung  des  Fernsprechwesens  im  allge- 
meinen sei  aus  dem  amtlichen  Berichte  folgendes  angeführt.  Schon  im 
Jahre  1837  entdeckte  Page,  daß  ein  Eisenstab  infolge  von  Molekular- 
bewegungen Töne  von  sich  gab.  wenn  er  in  kurzen  Zeitabständen  magne- 
tisiert  und  entmagnetisiert  wurde.  Reis  baute  in  den  Jahren  1861  bis  1864 
eine  Vorrichtung  für  die  Übermittlung  von  Tönen  auf  elektrischem  Wege. 
Sein  Telephon  war  den  menschlichen  Gehörorganen  nachgebildet.  Mehrere 
Erfindungen  von  anderer  Seite  ahmten  die  Reissche  Anordnung  nach.  Aber 
erst  das  im  Jahre  1875  von  Bell  erfundene  Telephon,  bestehend  aus  einem 
Elektromagneten,  einem  U-  förmigen  Eisenstabc  mit  Drahtrolle  und  dünner 
Eisenplatte  davor,  erwies  sich  als  praktisch  brauchbar;  später  führte  er  den 
Dauermagneten  ein.  Schon  frühzeitig  begann  in  Nordamerika  das  Kapital 
sich  für  die  neue  Erfindung  zu  regen,  obwohl  sie  noch  mit  großen  Mängeln 
behaftet  war.  Am  4.  April  1877  wurde  die  erste  Fernsprechlinie  zwischen 
Boston  und  Sommerville.  Mass.,  in  Betrieb  genommen;  in  demselben  Jahre 
wurde  die  Beil-Telephon-Gesellschaft  gegründet.  Das  erste  Vermittlungs- 
amt wurde  am  25.  Januar  1878  in  Neu-Haven,  Conn.,  eröffnet.  Die  größte 
Länge  der  ersten  Fernsprechleitungen  war  im  Jahre  1877  auf  32  km  fest- 
gesetzt; 25  Jahre  später  ist  die  1548  km  lange  Verbindung  von  New  York 
mit  Chicago  eröffnet  worden.  Ein  Gespräch  von  3  Minuten  Dauer  kostet 
auf  dieser  Verbindung  5  Dollars  —  21  Mark,  von  New  York  nach  Denver 
sogar  7  Dollars  -  29  Mark  40  Pf.  Im  übrigen  betragen  die  Gebühren  für 
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Das  Telegraphenwesen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
bietet  ein  Bild  stetiger  ruhiger  Entwicklung. 

Im  Jahre  1902  sind  01  655  287  Telegramme  befördert  worden.  (Im 
Jahre  IQ05  im  deutschen  Reichs-Postgebiete  47685020  Stück.)  Die  durch- 
schnittliche Gebühr  für  ein  Telegramm  betrug  in  der  Union  1,25  Mark.  Zu 
^7  377  Anstalten  der  Telegraphengesellschaften,  wovon  20800,  sich  auf 
Eisenbahnstationen  befanden,  kamen  noch  31  278  Eisenbahndienst-Telegraphen- 
stationen mit  4474593  Privattelegrammen.  Die  bedeutendsten  Telegraphen- 
gesellschaften sind :  die  Western  Union  Telegraph  Company  und  die  Postal 
Telegraph  Gable  Company.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfiel  für  das 
ganze  Jahr  ein  Telegramm,  in  Deutschland  0,9,  aber  fast  65  Orts-  und  Fern- 
gespräche, in  Deutschland  20.9  Gespräche  im  Jahre  1905. 

An  Telegraphiermethoden  waren  hauptsächlich  in  Anwendung:  das  ein- 
fache Morse-  und  Klopfer-System,  das  Duplex-System  (zwei  Telegramme 
gleichzeitig  in  entgegengesetzter  Richtung),  das  Quadruplex- System  (vier 
Telegramme  gleichzeitig  auf  einem  Drahte,  zwei  von  jedem  Ende  der  Leitung 
aus),  ferner  Typendruck-  sowie  automatische  Systeme  (Schnelltelegraphen), 
insbesondere  unter  Verwendung  des  Wheatstone-Apparats. 

Die  Einsammlung  und  Bestellung  der  Telegramme  ist  vielfach  beson- 
deren Gesellschaften  übertragen,  die  daneben  auch  Eilbriefe  und  Pakete 
besorgen  und  hauptsächlich  Einbrecher-Alarmleitungen  unterhalten. 

Während  das  Telegraphenwesen  im  übrigen  allgemein  von  Privatgesell- 
schaften gehandhabt  wird,  sind  das  Signalkorps  (vgl.  Archiv  19x15,  S.  557), 
das  Wetterbureau  und  der  Rettungsdienst  aus  Seenot  an  der  Küste  staat- 
liche Einrichtungen  mit  zum  Teil  eigenen  oder  gemieteten  Leitungen. 

Das  Signalkorps,  bestehend  aus  46  Offizieren  und  121 2  angeworbenen 
Soldaten,  ist  zur  Ausübung  des  telegraphischen  Nachrichtendienstes  im 
Kriege  bestimmt.  Auf  den  Philippinen,  ferner  in  Alaska  hat  das  Korps 
sich  groüe  Verdienste  erworben. 

Als  Kabeldampfer  ist  der  Transportdampfer  »Burnside«  für  das  Signal- 
korps ausgerüstet;  ein  zweites  Kabelschiff  ist  der  »Cyrus  W.  Field«. 

Das  Signalkorps  ist  auch  im  Telegraphen-  und  Chiffrierbureau  im 
Weißen  Hause  tätig,  durch  das  der  Oberbefehlshaber  der  Armee  und 
Marine  in  schnelle  und  unmittelbare  Verbindung  mit  den  Streitkräften  der 
Vereinigten  Staaten  treten  kann. 

Das  Wetterbureau  der  Vereinigten  Staaten  untersteht  dem  Landwirt- 
schafts-Ministerium in  Washington.  Am  1.  Juli  1903  erhielten  2015  Plätze 
in  den  Vereinigten  Staaten  telcgraphisch  den  täglichen  Wetterbericht,  026  da- 
neben besondere  Warnungen,  und  7096  erhielten  Warnungen  über  plötzliche 
Ereignisse,  alles  auf  Kosten  der  Regierung. 

Die  Wetterkarte  wird  täglich  aus  den  in  Washington  von  200  über  das 
Land  verstreuten  Stationen  morgens  und  abends  eingehenden  Berichten  zu- 
sammengestellt. Die  Wettervorhersagen  für  36  bis  48  Stunden  werden  in 
2500  täglichen  Zeitungen  veröffentlicht.  Die  gesamten  jährlichen  Kosten 
betrugen  rund  0 000 000  Mark;  die  Gesamtersparnis  aber  an  Vermögen 
infolge  der  Abwehr  von  Schäden  durch  den  Wetterdienst  wird  auf 
1 26000000  Mark  jährlich  geschätzt.  In  den  mittleren  westlichen  Staaten, 
von  Ohio  bis  Nebraska,  erhalten  600000  Farmer  jeden  Morgen  durch  Fern- 
sprecher den  telegraphischen  Wetterbericht  30  Minuten  später,  nachdem  er 
ausgegeben  ist.  45  Minuten  nach  Abgabe  einer  Sturmwarnung  in  Washington 
hat  jeder  Seekapitän  in  irgend  einem  Hafen  der  Vereinigten  Staaten  bereits 
davon  Kenntnis. 
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Die  einzelnen  Stationen  des  Rettungsdienstes  aus  Seenot  längs  der  Küsten 
sind  je  nur  wenige  Kilometer  voneinander  entfernt.  Die  Einrichtung  besteht 
seit  dem  Jahre  1879. 

Der  Bericht  gibt  noch  Aufschluß  über  das  städtische  elektrische  Feuer- 
mcldewcsen  und  über  die  elektrischen  Telegraphen-  und  Fernsprecheinrich- 
tungen der  Polizeibehörden;  die  Einrichtungen  haben  in  vielen  amerikanischen 
Städten  einen  hohen  Grad  von  Vollkommenheit  erreicht. 


Das  Luftschiff  als  Verkehrsmittel. 

Die  Entwicklung  der  Luftschiffahrt,  neue  Erscheinungen  und  Fort- 
schritte auf  diesem  Gebiete,  sind  im  Archiv  wiederholt  Gegenstand  der  Er- 
örterung gewesen  (1898,  S.  644  f.,  1899,  S.  59  f.  und  806  f..  1901, 
S.  124  f.,  1902,  S.  332  f.,  1903,  S.  544  f.,  1904.  S.  780  f.  und  1905, 
S.  471  und  662  f.).  Ein  neu  erschienenes  Büchlein  »Die  Luftschiffahrt, 
ihre  Vergangenheit  und  ihre  Zukunft,  insbesondere  das  Luftschiff  im  Ver- 
kehr und  im  Kriege«,  von  Major  H.  VV.  L.  Moedebeck,  Straßburg,  Verlag 
von  Karl  J.  Trübner,  gibt  Veranlassung,  das  Luftschiff  auch  von  dem  Gesichts- 
punkte seiner  etwaigen  Brauchbarkeit  als  Verkehrsmittel  zu  betrachten. 

Im  ersten  Teile  seines  Buches  gibt  Moedebeck  eine  sehr  anschauliche, 
knappe  und  doch  vollständige  Übersicht  über  die  Entwicklung  der  Luft- 
schiffahrt von  ihren  ersten  Anfängen  im  Jahre  1670  bis  heute.  Er  unter- 
scheidet scharf  zwischen  dem  Luftballon,  der  ohne  mechanische  Treib- 
mittel und  ohne  Steuerung  sich  den  Luftströmungen  preisgibt,  und  dem 
Luftschiffe,  dem  von  einem  Gasballon  getragenen,  aber  vermöge  seiner 
Maschinen  mit  Eigengeschwindigkeit  begabten  und  durch  seine  Steuerung 
lenkbaren  Fahrzeuge,  sowie  endlich  der  dynamischen  Flugmaschine, 
die  ohne  tragenden  Gasballon  lediglich  durch  ihre  dem  Vogelkörper  oder 
dem  Flugdrachen  abgelauschte  Bauart  sich  schwebend  erhält  und  sich 
durch  Maschinen  fortbewegt. 

Die  dynamische  Flugtechnik  steht  noch  so  gut  wie  vollständig  in  den  Kinder- 
schuhen. Ihre  am  weitesten  vorgeschrittenen  Vertreter,  der  am  9.  August  1896 
bei  Rathenow  verunglückte  Otto  Lilienthal,  die  Amerikaner  Gebr.  Wright. 
Archdeacon  in  Paris,  Langley  und  Kreß.  haben  es  außer  einigen  geglückten 
Gleitflügen  zu  besonderen  Erfolgen  nicht  bringen  können.  Die  praktische 
Verwertung  dynamischer  Flugapparate  in  größerem  Maßstab  ist  kaum 
jemals  zu  erwarten,  dafür  ist  schon  die  Gefahr  für  die  Insassen  zu  groß, 
da  jede  Havarie  eine  fast  unabwendbare  Katastrophe  zur  Folge  hat.  Das 
hat  erst  wieder  am  18.  Juli  1905  der  Todessturz  des  amerikanischen  Fliegers 
Maloney  in  San  Francisco  aus  etwa  1000  m  Höhe  mit  dem  Gleitapparat 
von  Montgomery  leider  aufs  neue  bewiesen. 

Ganz  erheblich  günstiger  sind  die  Aussichten  für  das  Luftschiff,  um 
dessen  Förderung  vor  allen  anderen  Nationen  Deutsche  und  Franzosen  sich 
fast  ausschließlich  verdient  gemacht  haben.  Daimler  erfand  den  leichten 
Benzinmotor,  der  als  »Mercedesmotor»'  dem  vom  Ingenieur  Juillot  er- 
fundenen Lebaudy  -  Luftschiff  die  größte  bis  vor  kurzem  erreichte  Eigen- 
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Geschwindigkeit  von  ii.sm  in  der  Sekunde  oder  42  km  in  der  Stunde  ver- 
liehen hat.  Neben  den  Franzosen  Renard,  Juillot  und  Surcouf  und  dem 
Brasilianer  Santos  Dumont  sind  es  die  deutschen  Militärluftschi ffer  Majore 
Nieher  und  Klußmann  und  die  Hauptleute  v.  Parsefal  und  Bartsch  v.  Sigs- 
teld  sowie  der  unermündliche  General  der  Kavallerie  a.  D.  Graf  Zeppelin 
gewesen,  die  der  Luftschiffahrt  zu  ihren  heute  unbestrittenen  Erfolgen 
verholten  haben.  Graf  Zeppelin  hat  im  Oktober  iqo6  nach  vielen  Fehl- 
schlägen den  außerordentlichen  Erfolg  gehabt,  mit  seinem  vorzüglich  lenk- 
baren Luftschiffe  sogar  eine  Eigengeschwindigkeit  von  45  km  in  der  Stunde 
zu  erreichen  und  ganz  nach  Belieben  den  Bodensee  in  allen  Richtungen  zu 
überkreuzen.  Nur  das  Luftschiff  kann  somit  nach  den  bisherigen  Er- 
fahrungen als  zukünftiges  Verkehrsmittel  durch  den  Luftozean  in  Frage 
kommen. 

Die  von  altersher  bestehende  Annahme,  das  Luftschiff  werde  dereinst 
völlig  umgestaltend  auf  den  Weltverkehr  einwirken,  muß  von  vornherein 
als  eine  große  Täuschung  bezeichnet  werden,  denn  große  Massen  werden 
niemals  durch  die  Luft  befördert  werden  können.  1  cbm  Wasserstoffgas 
trägt  rund  1  kg.  Da  durch  Verwendung  sehr  großer  Luftschiffe  zwar 
die  Gasmenge  und  damit  die  Tragfähigkeit  bedeutend  gesteigert  werden 
kann,  aber  auch  das  Gewicht  der  metallenen  Konstruktionsteile  sowie  des 
mitzuführenden  Benzins  und  Ballastes  erheblich  zunimmt,  so  wird  die  Nutz- 
last immer  beschränkt  bleiben.  Dazu  kommt,  daß  man  nie  sagen  kann, 
ein  Luftschiff  von  bestimmter  Größe  könne  eine  bestimmte  Menge  Fracht 
mitnehmen.  Das  richtet  sich  ganz  nach  dem  Wetter  (bei  Regen  und  Schnee 
braucht  man  mehr  Ballast),  nach  der  zurückzulegenden  Entfernung  und 
dem  Benzinbedarfe.  Kann  das  Luftschiff  auf  seinem  Wege  verschiedene 
Benzinstationen  anfahren  und  seinen  Vorrat  dort  ergänzen,  so  kann  es 
dafür  mehr  Fracht  mitnehmen.  Zweckmäßig  werden  solche  Benzin- 
stationen zugleich  auch  Ballaststationen  sein,  damit  das  Luftschiff  beides 
immer  nur  für  den  Zwischenraum  zwischen  zwei  Stationen  mitzunehmen 
braucht. 

Das  Lebaudy-Luftschiff  hat  als  längste  zurückgelegte  Fahrstrecke  an 
einem  Tage  in  3  Stunden  21  Minuten  98  km  gegen  einen  lebhaften  Wind 
zurückgelegt.  Man  kann  ihm  also  einen  Aktionsradius  von  50  km  zu- 
sprechen, das  heißt,  es  könnte  als  Verkehrsmittel  von  einer  festen  Station 
aus  auf  dem  Hin-  und  Rückwege  je  50km  zurücklegen,  ohne  unterwegs 
Benzin  oder  Ballast  zu  erneuern. 

Das  ist  zwar  noch  nicht  viel,  berechtigt  aber  zu  weit  größeren  Hoff- 
nungen, da  wir  erst  am  Anfange  der  Entwicklung  sclbstfahrender  Luft- 
schiffe stehen.  Moedebeck  hält  es  hiernach  für  durchaus  wahrscheinlich, 
daß  sich  zunächst  reiche  Leute  für  ihre  Reisen  solche  Luftautomobile 
bauen  lassen  werden,  denn  über  Land  ist  das  Luftschiff  das  sauberste  und 
schönste  Fahrmittel,  unabhängig  von  jeder  Straße  und  ihren  für  das  Land- 
automobil so  lästigen  L'nbequemlichkeiten.  Die  Einrichtung  von  Luft- 
omnibussen kreuz  und  quer  über  Land  und  See  wird  aber  wohl  nie  ver- 
wirklicht werden  können,  dafür  sind  die  Kosten  zu  hoch,  und  ist  die  Trag- 
fähigkeit auch  großer  Luftschiffe  doch  zu  gering. 

Dagegen  wird  das  Luftschiff  Verwendung  finden  zur  Beförderung  ver- 
hältnismäßig wertvoller  Frachten,  wenn  Eisenbahnen  und  Schifte  vorüber- 
gehend nicht  zu  gebrauchen  sind,  wie  z.  B.  um  Arzneimittel,  Instrumente, 
Brieftauben,  Feuerwerkskörper,  Chemikalien  oder  Briefposten  in  eine  be- 
lagerte Festung  hineinzubringen  oder  da,  wo  es  keine  Eisenbahnen  gibt, 
z.  B.  in  Kolonien.    Bei  Entdeckungsfahrten  in  unbekannten  Ländern,  nach 
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dem  Pole  usw.  wird  das  Luftschiff  sicherlich  einst  seine  Rolle  als  Verkehrs- 
mittel spielen. 

Wird  somit  dem  Luftschiff  im  Verkehrswesen  immer  nur  eine  unter- 
geordnete Stellung  angewiesen  bleiben,  so  steht  ihm  nach  Mocdebecks  An- 
sicht im  Kriege,  wo  es  auf  die  Kosten  nicht  ankommt,  eine  ausgedehnte 
Verwendung  als  Erkundungsfahrzeug  und  als  Angriffs-  und  Verteidigungs- 
waffe bevor.  Obgleich  der  Verfasser  selbst  hervorhebt,  daß  er  nur  auf 
dem  Boden  der  Tatsachen  bleibe  und  von  seinem  Zukunftsbilde  nichts 
unmöglich  und  nichts  unwahrscheinlich  sei.  mutet  seine  nüchterne  und 
streng  sachliche  Darstellung  von  der  Verwendung  des  Luftschiffs  im 
Land-  und  Seekriege  wie  ein  unheimlich  phantastisches  Traumbild  an,  von 
dessen  Verwirklichung  wir  uns  aber  wohl  oder  übel  werden  überzeugen 
müssen.  Luftschiffe  werden  künftig  die  Mobilmachung  und  den  Auf- 
marsch der  feindlichen  Armeen  mitten  im  Fcindeslande  durch  Brandstiftung 
und  Zerstörimg  der  Kriegsmateriallager  und  Verkehrsknotenpunkte,  der  Tele- 
graphen- und  Eiscnbahnmittclpunkte  aufhalten,  sie  bewerfen  Tag  und  Nacht 
die  marschierenden  Heeressäulen  und  die  fahrenden  Züge  aus  geschoßsichercr 
Höhe  von  2000  m  mit  Torpedos,  sie  bedrohen  in  der  Schlacht  die  Ober- 
kommandos und  höheren  Stäbe  sowie  die  Artilleriestellungen  mit  Ver- 
nichtung und  verraten  jede  Bewegung  der  Gegner  durch  Zeichen  oder 
drahtlose  Telegraphie  dem  eigenen  Kommando.  Die  Einwohnerschaft 
belagerter  Festungen  wird  durch  Inbrandsetzung  der  Magazine,  der  Gaso- 
meter und  Elektrizitätswerke,  der  Holz-  und  Kohlcnvorräte  in  Schrecken 
gesetzt  und  mürbe  gemacht.  Im  Küstenkrieg  entdeckt  und  verrät  das 
Luftschiff  durch  Einblick  von  oben  alle  Minen  und  Unterseeboote ,  es  zer- 
stört Werften.  Docks  und  im  Hafen  liegende  Schiffe,  nnd  selbst  ein  Linien- 
schiff im  Werte  von  30  Millionen  und  mit  900  Mann  Besatzung  kann  auf 
offener  See  durch  das  tückische,  unerreichbare  Luftschiff,  von  dem  zwei 
bis  drei  Mann  Torpedos  herabwerfen,  wehrlos  vernichtet  werden.  Wohl 
wird  manches  Luftschiff  und  dessen  Besatzung  geopfert  werden  müssen 
und  dem  sicheren  Untergang  entgegenfahren,  doch  reißt  es  tausendmal 
mehr  an  Leben  und  Werten  mit  sich  ins  Verderben,  seine  Opferung  lohnt 
sich  also  nach  Kriegsgebrauch. 


Der  neue  Leuchtturm  Meyers  Legde 
in  der  Wesermündung. 

In  der  Wesermündung  dienen  zur  Bezeichnung  der  Fahrrinne  und  zur 
Beleuchtung  des  Fahrwassers  bei  Nachtzeit  das  Weserfeuerschiff,  das  Feuer- 
schiff »Bremen«  und  die  Leuchttürme  Rothersand.  Hoherweg,  Eversand 
Oberfeuer.  Eversand  Unterfeuer.  Meyers  Legde.  Salzhörn  und  Bremerhaven; 
außerdem  begrenzen  Seetonnen  und  Baken  die  Fahrstraße.  Das  Weserfeuer- 
schiff ist  für  Rechnung  des  Tonnen-  und  Bakenamts  in  Bremen  mit  einer 
Funkspruchstation  ausgerüstet  und  steht  in  der  Hauptsache  mit  der  dem 
Norddeutschen     Lloyd     gehörenden     Funkspruchstation    der  Lloydhalle 
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Bremerhaven  in  Verkehr.  Beide  Anstalten  gehören  zu  den  Küstenstationen 
mit  beschränktem  öffentlichen  Verkehre.  Auch  auf  den  Leuchttürmen 
Rothersand,  Hoherweg.  Eversand  Oberfeuer  und  Unterteucr  sowie  auf 
Meyers  Leg  de  bestehen  Keichs-Telcgraphenanstalten,  von  denen  die  beiden 
erstgenannten  als  Sec-Telegraphenanstalten  dienen.  Der  Leuchtturm  Salz- 
hörn wird  in  nächster  Zeit  an  das  allgemeine  Tclegraphennetz  angeschlossen 
werden.  Über  die  Einrichtung  der  Leuchttürme  und  deren  telegraphische 
Verbindung  ist  im  Archiv  1888.  S.  203  ff.  ausführlich  berichtet  worden. 

Die  Unterhaltung  der  Schiffahrtzeichen  für  die  Weser  lag  früher  der 
Hansestadt  Bremen  allein  ob.  Durch  Staatsvertrag  vom  6.  März  1870 
kamen  die  Uferstaaten  Preußen.  Oldenburg  und  Bremen  überein,  daß  die 
wichtige  Angelegenheit  gemeinschaftlich  geregelt,  und  daß  zur  Bestreitung 
der  Kosten  für  Herstellung  und  Unterhaltung  der  Zeichen  von  allen  in  die 
Weser  einfahrenden  Seeschiffen  eine  Abgabe  entrichtet  werde.  Die  Aufsicht 
über  die  Anlagen  verblieb  dem  Staate  Bremen,  der  als  Behörde  für  diese 
Materie  das  Tonnen-  und  Bakenamt  einsetzte. 

Infolge  der  Weserkorrektion  hat  sich  das  Fahrwasser  im  Dwarsgatt. 
dessen  Befahrung  zur  Nachtzeit  erst  durch  die  Feuer  des  Leuchtturm?» 
Meyers  Lcgde  ermöglicht  worden  ist,  immer  weiter  nach  Norden  zu  ver- 
schoben, so  daß  die  Lage  des  Leuchtturmes  dem  Zwecke  nicht  mehr  ent- 
sprach. Das  Tonnen-  und  Bakenamt  entschloß  sich  daher  zum  Haue  eines 
neuen  Leuchtturmes  in  etwa  800  m  Abstand  vom  alten.  Ende  MJ05  war  der 
Bau  ohne  Unfall  so  weit  gediehen,  daß  er  auch  bei  der  höchsten  bisher 
beobachteten  Sturmflut,  nämlich  derjenigen  vom  Jahre  1825.  bei  welcher 
das  Wasser  0,5«.  m  über  der  Niedrigwasserlinie  ging,  wasserfrei  geblieben 
wäre.     Im  Jahre  hjoo,  ist  der  Turm  vollendet  worden. 

Der  kreisförmige,  völlig  massive  Unterbau  des  Leuchturmes  von  i»>  m 
Durchmesser  ruht  auf  52  eingerammten  8  m  langen  Pfählen  von  3c»  cm 
Durchmesser;  er  besteht  aus  Beton,  der  durch  die  Spundwand  und  einen 
Caisson  bekleidet  ist.  In  ihm  befindet  sich  ein  Süßwasserbecken  von 
4.,  rn  Durchmesser  und  m  Höhe  mit  einer  Aufnahmefähigkeit  von 
2<»  cbm.  Das  Fundament  des  Turmes  ist  schwarz  gestrichen  und  bildet  in 
1  m  Höhe  über  gewöhnlichem  Hochwasser  (3  m  über  Niedrigwasser) 
eine  schmale,  um  den  Turrnsockel  laufende  Plattform.  Auf  dem  Fundament 
ruht  der  5  m  hohe,  mit  dunkelfarbigem  Basalte  verkleidete  runde  Sockel  von 
8  m  Durchmesser,  der  den  gemauerten,  Ii  m  hohen,  runden  Turm- 
schatt  trägt.  Der  Schaft  verjungt  sich  nach  oben  und  ist  weiß  ange- 
strichen. Am  Fuße  und  am  oberen  Ende  des  Turmschafts  befindet  sich  je 
eine  schwarz  gestrichene  Galerie  mit  Geländer.  Über  der  oberen  Galerie 
erhebt  sich  die  zylindrische,  rot  gestrichene  Lampe  mit  kegelförmigem 
Kupferdache,  das  durch  eine  kupferne  Kugel  abgeschlossen  ist.  Die  Ober- 
kante der  Kugel  liegt  24  m  über  gewöhnlichein  Hochwasser;  die  Höhe  des 
Leuchtfeuers  beträgt  18.7  m  über  gewohnlichem  Hochwasser.  Als  Feuer 
wird  Pctroleumglühlicht  verwendet,  das  in  einem  Gurtelapparate  von  40  cm 
Brennweite  leuchtet.  Fiir  den  Fall  des  Versagens  des  Glühlichts  ist  eine 
gewöhnliche  starke  Pctrolcumdochtlampe  vorhanden,  deren  Licht  allerdings 
eine  wesentlich  gelbe  Färbung  besitzt. 

Die  Anschaltung  des  neuen  Leuchtturmes  an  das  allgemeine  Tclegraphen- 
netz hat  mittels  Schleife  durch  Anspleißung  eines  900  m  langen  Kabeis  an 
das  vorhandene  einadrige  Seekabel  stattgefunden,  das  von  der  Küste  bei 
Misselwardersiel  über  Meyers  Legde  nach  Eversand  Oberfeuer  führt.  Für 
diese  Zwecke  ist  ein  verfugbares  Stück  des  vieradrigen  Tiefseekabels  aus 
der  Linie  Borkum-Lowestoft  benutzt  worden,  dessen  angegriffene  Schutz- 
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drälite,  soweit  erforderlich,  einer  gründlichen  Instandsetzung  unterzogen 
wurden.  Zur  Einführung  dieses  Kaueis  in  den  neuen  Leuchtturm  wurde 
vom  Fuße  ab  bis  über  die  Grenze  des  höchsten  Wasserstandes  bei  Sturm- 
flut (etwa  ym  über  Niedrigwasser)  ein  eiserner  Rohrstrang  von  15  cm 
Durchmesser  verlegt,  um  das  Eindringen  von  Seewasscr  in  den  Turm  zu 
verhüten;  die  Rohre  sind  durch  Blei  abgedichtet.  Um  gleichzeitig  mit  der 
Benutzung  des  Turmes  auch  den  Telcgraphenbetrieb  aufnehmen  zu  können, 
wurde  zunächst  das  Tiefseekabel  vom  neuen  nach  dem  alten  Leuchtturme 
bei  Flut,  wo  das  Wasser  etwa  2  m  hoch  über  dem  Wattensande  steht,  von 
einem  nachgehenden  Boote  aus  in  das  Watt  versenkt  und  nach  Ablauf  der 
Flut  in  den  Wattensand  auf  60  cm  Tiefe  eingegraben.  Die  Einbaggerungs- 
arbeiten  wurden  erschwert,  da  nur  in  der  kurzen  Zeit  einer  Tide,  d.  i.  der 
Zeit  zwischen  zwei  aufeinander  folgenden  Fluten,  innerhalb  deren  das  Watt 
frei  von  Wasser  war,  gearbeitet  werden  konnte.  War  das  Watt  überflutet, 
mußten  die  Arbeiter  in  bereitstehenden  Booten  Zuflucht  nehmen.  Das  eine 
Ende  des  Kabels  wurde  sogleich  in  den  neuen  Leuchtturm  eingezogen,  das 
andere  Ende  in  der  Nähe  des  alten  Turmes  durch  eine  Boje  festgelegt. 
Besonders  schwierig  gestalteten  sich  die  Arbeiten,  um  das  stark  versandete 
1887  verlegte  Kabel  in  der  Nähe  des  alten  Leuchtturmes,  wo  sich  die  Spleiß- 
stclle  befinden  sollte,  aufzufinden.  Das  Aufnehmen  der  meterstarken  mit 
Zement  ausgegossenen  Steinböschung  des  alten  Turmes  an  der  Einmündung 
des  Kabels  war  nicht  anzuraten,  weil  nicht  nur  die  Kosten  sich  sehr  hoch 
gestellt  hätten,  sondern  weil  namentlich  die  Gefahr  vorlag,  daß  die  Fluten 
die  Füllung  zwischen  den  aufzunehmenden  Bruchsteinen  wegspülen  und  die 
frei  gelegten  Steine  wegschwemmen  würden.  Es  war  daher  nötig,  in  dem 
Wattboden  selbst  innerhalb  eines  Zeitraums  von  höchstens  4  Stunden  zwi- 
schen zwei  Fluten  Aufgrabungen  quer  zur  Kabellage  vorzunehmen.  Diese 
Aufgrnbungen  waren  infolge  des  starken  Wassergehalts  des  Sandes,  und  weil 
wegen  der  vielen  kleinen  Priele  (Wasserläufe)  auch  Abdeichungen  vorge- 
nommen werden  mußten,  äußerst  schwierig.  Die  ersten  Versuche  in  der  Nähe 
des  alten  Leuchtturmes  mißglückten ;  es  wurden  daher  etwa  60  m  in  südöst- 
licher Richtung  vom  Turme  neue  Versuche  angestellt.  Bei  einer  Breite 
des  Grabens  von  etwa  2  m  konnte  nur  bis  zu  einer  Tiefe  von  70  bis  80  cm 
in  dem  Wattensande  vorgedrungen  werden.  Obwohl  der  mit  Wasser  stark 
durchsetzte  dickflüssige  Sand  noch  etwa  1  m  tief  durch  Spaten  beiseite 
geschoben  werden  konnte,  wurde  das  Kabel  nicht  gefunden.  Es  lag  dies 
daran,  daß  das  Kabel  sich  im  Laufe  der  Jahre  immer  mehr  gesenkt,  dabei 
aber  sich  nicht  senkrecht  nach  unten,  sondern  je  nach  der  Festigkeit  des 
Untergrundes  seitlich  von  der  ursprünglichen  Kabellage  verschoben  hatte. 
Bei  wiederholtem  Versuche  gelang  es  endlich,  das  Kabel  in  der  Richtung 
nach  Eversand  zu  in  m  Tiefe  aufzufinden  und  auf  etwa  60  m  in  der 
Richtung  nach  dem  alten  Leuchtturme  zu  freizulegen.  In  der  unmittel- 
baren Nähe  des  Turmes  aber,  wo  sich  infolge  der  Sturmfluten  ein  tiefes 
Wasserloch  gebildet  hat,  konnte  es  nicht  aufgegraben  werden.  Auf  der 
ganzen  Strecke  befand  sich  in  etwa  50  cm  Tiefe  Treibsand,  der  eine  solche 
saugende  Wirkung  ausübte,  daß  ein  durch  14  Arbeiter  versuchtes  Hoch- 
heben des  auf  10  m  nur  mit  einer  etwa  30  cm  starken  Schicht  bedeckten 
Kabels  nicht  zum  Erfolge  führte.  Die  in  dieser  Schicht  eingesandeten 
Spaten  und  Leinen  konnten  nur  mit  großen  Anstrengungen  gehoben  wer- 
den; selbst  die  Arbeiter  liefen  Gefahr,  sich  aus  der  Schicht  nicht  befreien 
zu  können.  Die  Absicht,  die  Lötstelle  vor  dem  alten  Turme  herzustellen, 
mußte  aufgegeben  werden ;  die  einmündende  und  die  abgehende  Ader  des 
alten  Kabels  wurden  daher  im  Turme,  der  dauernd  als  Tagesmarke  bestehen 
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bleibt,  verbunden  und  die  Anspleißung  80  m  nördlich  vom  Turme  vorge- 
nommen. Die  Lötstelle  ist  durch  eine  eiserne  VerbindungsmufFe  geschützt, 
deren  beide  Hälften  durch  Verschraubung  so  fest  geschlossen  sind,  daß 
die  Kabel  auch  bei  stärkerem  Zuge  nicht  herausreißen. 

Am  15.  Oktober  1906  wurde  der  neue  Leuchtturm  Meyers  Legde  mit 
der  Telegraphenbetriebsteile  in  Benutzung  genommen,  und  gleichzeitig  das 
Feuer  des  alten  Turmes  gelöscht. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  japanische  Handelsschiffahrt  hat  in  der  kurzen  Zeit  ihres 
Bestehens  —  Japan  besaß  vor  dem  Jahre  1890  so  gut  wie  gar  keine 
Handelsschiffe  —  einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen.  Eine  Ende 
1903  abgehaltene  Zählung  ergab  bereits  einen  Bestand  von  Dampfern  mit 
657000  R.  T.  und  von  Segelschiffen  mit  320000  R.  T.,  insgesamt  also  von 
Handelsschiffen  mit  077  000  R.  T.  Raumgehalt.  Das  Jahr  1904  brachte 
infolge  des  Krieges  mit  Rußland,  namentlich  durch  die  Blockade  von  Port 
Arthur,  einen  Verlust  an  Dampfern  von  71  000  R.  T.  Raumgehalt;  dafür 
wurden  aber  Dampfer  mit  zusammen  27  000  R.  T.  Raumgehalt  in  Japan  neu 
gebaut  und  solche  mit  zusammen  177000  R.  T.  Raumgehalt  im  Ausland  auf- 
gekauft, so  daß  die  Dampferflotte  Ende  1904  trotz  der  starken  Verluste 
noch  einen  Zuwachs  von  133  000  R.  T.  zu  verzeichnen  hatte  und  einen 
Oesamtgehalt  von  790000  R.T.  erreichte.  Gegenwärtig  dürfte  die  japaniche 
Handelsmarine  über  ungefähr  675  Dampfer  verfügen,  unter  denen  sich 
180  Dampfer  mit  1000  bis  3000  und  50  mit  mehr  als  3000  R.  T.  Raum- 
gehalt befinden.  20  Gesellschaften  betreiben  zur  Zeit  in  Japan  Handels- 
schiffahrt nach  dem  Auslande.  Die  größte  von  ihnen,  die  1885  ge- 
gründete »Nippon  Yuscn  Kaisha«  (Japanische  Postdampfergesellschaft) 
besitzt  69  Dampfer  mit  235  555  R.  T.  Raumgehalt.  Sie  verdankt  ihren 
Aufschwung  ebenso  wie  die  beiden  nächstgrößeren  Schiffahrtsgesellschaften, 
die  »Osaka  Shosen  Kaisha«  (Kauffahrtei-Dampfergesellschaft)  und  die  »Toyo 
Kisen  Kaisha«  (Orientalische  Dampfschiffahrtsgesellschaft)  hauptsächlich  der 
staatlichen  Unterstützung.  Nach  den  in  Japan  geltenden  Bestimmungen 
erhält  nämlich  jeder  japanische  Staatsangehörige  und  jede  Handelsgesell- 
schaft, deren  Mitglieder  ausschließlich  japanische  Staatsangehörige  sind, 
eine  Regicrungsbeihilfe  im  Verhältnisse  zu  den  Schiffen  und  der  durch- 
messenen  Entfernung,  wenn  sie  die  Beförderung  von  Personen  und  Fracht 
mit  eigenen  Schiffen  von  mindestens  1000  R.T.  Raumgchalt  zwischen  in- 
und  ausländischen  Häfen  betreiben.    Nach  diesen  Grundsätzen  erhält  jährlich : 


1.    die  Nippon  Yuscn  Kaisha 

für  die  Europa-Linie   2  673  994  Yen, 

-  Seattle-Linie   654030 

-  San  Francisco-Linic   1  013  880 

-  Oriental-Sca-Linie   580  000 

-  Linie  Yokohama-Bombay   178785     -  und 

Yokohama-Australien  ......     525  675     -  ; 
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2.  die  Osaka  S hosen  Kaisha 

für  die  Linie  Schanghai  -  Hongkong  und  Japan  -  Yangtze- 
Kiang  (China)   309410  Yen; 

3.  die  Toyo   Kiscn  Kaisha 

für  die  San  Krancisco-Linie   I  013880  Yen  und 

4.  die  Reederei  Oya  Sk  ich  hei 

für  Küstenschiffahrt  im  Japanischen  Meere     150000  Yen 
staatliche  Heihilfe. 

Auch  der  japanische  Schiffsbau  hat  seit  dem  Inkrafttreten  des 
SchifYsbauprämiengesetzes  vorn  Jahre  i8<)0  große  Kortschritte  gemacht. 
Schon  K.nde  1903  waren  in  Japan  etwa  _'oo  PrivatschifTswcrften  und  eben- 
sovicle  l'rivatdocks  vorhanden,  auf  denen  nicht  nur  Kauffahrteischiffe  bis 
zu  (><M)oR.  T.  Raumgehalt,  sondern  auch,  was  bei  dem  Kriege  mit  Rußland 
von  großer  Bedeutung  war.  kleine  Kriegsschiffe  mit  gutem  Erfolge  gebaut 
wurden. 


Po s t  p äc k e  r  e  i  v  er  k  eh  r  wahrend  der  We  i  hnacli  t  s  zei  t  1906.  In 
den  Orten  des  Reichs  -  Kostgebiets  mit  mehr  als  50  000  Einwohnern  sind 
wahrend  der  letzten  Weihnachtszeit  vom  12.  bis  einschließlich  25.  Dezember 
wiederum  die  üblichen  Ermittlungen  angestellt  worden.  Beteiligt  waren 
80  Orte,  gegen  69  im  Vorjahre,  da  nach  dem  Ergebnisse  der  Volkszählung 
vom  1.  Dezemher  1005  auch  Wilmersdorf  bei  Berlin.  Kforzheim,  Harburg 
(Elbe).  Zabrze.  Lichtenberg  bei  Berlin,  Coblenz,  Kiensburg,  Oberhausen 
(Rheinland),  Ilildesheim,  Brandenburg  (Havel)  und  Mülheim  (Rhein)  eine 
Einwohnerzahl  von  mehr  als  50000  erreicht  haben.  Die  Gesamtzahl  der 
in  den  80  Orten  aufgegebenen  und  eingegangenen  Pakete  hat  1 1  S50  078 
betragen,  d.  s.  514043  Stück  oder  4,^  v.  H.  mehr  als  im  Vorjahre.  Von 
diesem  Mehr  entfallen  allein  auf  die  vier  größten  Städte  des  Reichs-Post- 
gebiets,  die  auch  den  stärksten  Paketverkehr  aufweisen,  177  112  Stück, 
nämlich  auf  Berlin  97395.  auf  Hamburg  31305.  auf  Dresden  15292  und 
auf  Leipzig  33060.  Im  ganzen  sind  vom  12.  bis  einschließlich  25.  Dezember 
1906  in  diesen  Städten  aufgegeben  worden  und  eingegangen  4  427  709  Pakete, 
und  zwar  in  Berlin  2.453915,  in  Hamburg  (^$2^),  in  Dresden  545722 
und  in  Leipzig  77073.?- 
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INHALT:  Das  fünfzigjährige  Bestehen  des  Norddeutschen  Lloyd  in  Bremen,  S.  161. — 
Eine  Studienreise  der  Cölner  Vereinigung  für  rechts-  und  staatswissenschaftliche 
Fortbildung  nach  den  belgisch-hollandischen  Seehafen  (Schluß),  S.  180. 

Kleine  Mitteilungen:  Mexikanische  Isthmuslinie,  S.  191.  —  Änderung  der  Vorschriften 
über  das  Disziplinarverfahren  in  Frankreich,  S.  192. 


Das  fünfzigjährige  Bestehen  des  Norddeutschen  Lloyd 

in  Bremen. 

Am  20.  Februar  i<x>7  konnte  das  in  der  ganzen  Welt  bekannte  Dampf- 
schi ffahrtsuntcrnehmen,  der  Norddeutsche  Lloyd  in  Bremen,  auf  eine  fünfzig- 
jährige Geschichte  zurückblicken.  Seine  Entwicklung  ist  eng  verknüpft 
mit  der  Ausdehnung,  die  der  deutsche  Handel  sich  in  allen  überseeischen 
Ländern  zu  erwerben  gewußt  hat,  mit  den  Erfolgen  der  deutschen  Industrie 
und  mit  den  von  der  Technik  im  Maschinen-  und  Schiffsbau  erzielten  Fort- 
schritten, die  seit  fünfzig  Jahren  den  gesamten  Dampferverkehr  der  Welt 
umgeformt  und  die  fünf  Erdteile  fast  zu  einem  geschlossenen  Ganzen  ge- 
macht haben.  Der  fortdauernde  Austausch  von  Rohstoffen  und  Industrie- 
erzeugnissen und  das  Hin-  und  Herströmen  großer  Menschenmengen  sind 
zu  den  wichtigsten  Bedingungen  des  wirtschaftlichen  Lebens  geworden.  An 
der  Förderung  dieser  Aufgaben  im  überseeischen  Verkehre  Deutschlands 
kann  sich  der  Norddeutsche  Lloyd  mit  berechtigtem  Stolze  den  hauptsäch- 
lichsten Anteil  zumessen. 

In  der  Entwicklungsgeschichte  des  Norddeutschen  Lloyd  sind  heute 
drei  Hauptabschnitte  deutlich  erkennbar;  der  erste  reicht  bis  zum  Jahre  1877, 
der  zweite  bis  zum  Jahre  1892  und  der  dritte  vom  Jahre  1892  bis  in  die 
■Gegenwart.  Uber  die  Gründung  des  Unternehmens  und  über  die  Geschichte 
•des  ersten  Hauptabschnitts  haben  wir  im  Jahrg.  1873,  S.  166  ff.,  und 
aus  Anlaß  des  fünfundzwanzigjährigen  Bestehens  im  Jahrg.  1882,  S.  193  ff., 
ausführliche  Mitteilungen  gebracht.  Wir  können  uns  daher  an  dieser 
Stelle  hinsichtlich  der  Anfangsgeschichte  auf  einen  kurzen  überblick  be- 
schränken. 

Die  Gründung  erfolgte  am  20.  Februar  1857  nach  verhältnismäßig 
kurzen  Vorarbeiten  hauptsächlich  auf  Betreiben  des  Konsuls  H.  H.  Meier 
in  Bremen  mit  dem  für  damalige  Verhältnisse  ziemlich  bedeutenden  Grund- 
kapitale  von  drei   Millionen  Talern  Gold.    Wenn  man  bedenkt,  daß  die 
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Gründung  in  eine  Zeit  fiel,  in  der  von  einer  politischen  Machtstellung 
des  deutschen  Namens  nicht  die  Rede  sein  konnte,  und  daß  infolge- 
dessen die  Aussichten  auf  einen  Schutz  der  deutschen  Schiffahrt  im 
überseeischen  Auslande  sehr  gering  waren;  wenn  man  ferner  in  Rechnung 
zieht,  daß  die  Entwicklung  der  deutschen  Industrietätigkeit  und  in  Ver- 
bindung damit  der  Überseehandel  noch  in  den  ersten  Anfängen  steckten,  so 
muß  es  Wunder  nehmen ,  daß  sich  das  Kapital  zur  Gründung  des  Lloyd  — 
allerdings  fast  ausschließlich  aus  Bremer  Kreisen  —  im  Zeiträume  weniger 
Monate  fand. 

Der  Umfang  des  Unternehmens  bei  der  Eröffnung  war  im  Verhältnisse 
zu  seinem  heutigen  Stande  sehr  gering.  Außer  der  Linie  nach  New  York 
wurde  nur  noch  eine  Linie  mit  drei  Dampfern  nach  England  betrieben. 
Die  zwanzig  Jahre,  die  den  ersten  Zeitabschnitt  ausmachen,  und  während 
welcher  die  Ausgestaltung  des  Verkehrs  mit  Amerika  im  Vordergrunde 
stand,  müssen  als  die  Lehrjahre  des  Lloyd  angesehen  werden.  Trotz 
der  oft  schwierigen  Verhältnisse  ist  in  ihnen  ein  stetiger  Fortschritt  be- 
merkbar. Die  Direktoren  des  Lloyd,  unter  ihnen  vor  allen  Dingen  der 
nicht  immer  nach  seinem  wahren  Verdienste  gewürdigte  Crüsemann,  hoben 
schon  während  der  ersten  beiden  Jahrzehnte  durch  die  Einbeziehung  von 
Baltimore,  Westindien  und  Sud-Amerika  in  den  Verkehr  das  Unternehmen 
aus  seinem  ursprünglichen  engen  Rahmen  heraus.  Namentlich  aber  suchten 
sie  sowohl  in  der  Auswahl  des  Schiffsmaterials  als  in  der  zweckmäßigen 
Ausgestaltung  der  Verwaltungseinrichtungen  und  der  für  eine  so  große 
Reederei  notwendigen  Hilfsbetriebe  die  Grundlage  für  eine  spätere  bessere 
Weiterentwicklung  zu  sichern. 

Die  Schwierigkeiten,  die  sie  dabei  zu  überwinden  hatten,  waren  oft 
ganz  gewaltig.  Lim  das  zu  verstehen,  muß  man  sich  vergegenwärtigen, 
daß  bei  der  Gründung  des  Norddeutschen  Lloyd  noch  nicht  einmal  eine 
Bahnverbindung  zwischen  Bremen  und  Bremerhaven  bestand,  daß  die 
Hafenverhältnissc  dort  noch  völlig  ungenügend  waren,  und  daß  große 
eigene  Instandsetzungswerkstätten  geschaffen  werden  mußten,  um  das  zu- 
nächst ausschließlich  aus  England  bezogene  Schiffsmaterial  auf  seiner  Höhe 
zu  erhalten.  Während  schon  der  Betrieb  der  regelmäßigen  Fahrten  die 
Vollkraft  der  Leitung  erforderte,  stellte  die  Notwendigkeit,  alle  Hilfen  für 
diesen  Betrieb  selbst  zu  schaffen,  die  Leiter  vor  unendlich  größere  Auf- 
gaben. Dazu  kamen  die  unvorhergesehenen  Schwierigkeiten,  die  sich 
aus  der  Zeitgeschichte  ergaben.  Der  Unabhängigkeitskrieg  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  drei  Kriege  des  Vaterlandes  selbst  und  die 
Rückschläge,  die  sich  notwendig  hieraus  ergeben  mußten,  drohten  mehr  als 
einmal  die  Lebensfähigkeit  des  Unternehmens  zu  gefährden. 

Erst  mit  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs  und  mit  dem  Rückhalte, 
den  das  neue  Reich  durch  seine  Vertretungen  im  Auslande,  namentlich  aber 
durch  die  auf  den  Schlachtfeldern  in  heißen  Kämpfen  zurückerworbene 
Achtung  vor  dem  deutschen  Namen  in  allen  Teilen  der  bewohnten  Erde 
schuf,  erhielt  die  deutsche  Schiffahrt  und  mit  ihr  der  Norddeutsche  Lloyd 
die  gesicherte  Stellung,  die  zu  einer  gesunden  Weiterentwicklung  und  zur 
Lösung  größerer  Aufgaben  erforderlich  war. 

Der  zweite  Hauptabschnitt  der  Lloydgcschichtc  umfaßt  die  Jahre  von 
1877  bis  1K0.2,  in  denen  die  Leitung  des  Unternehmens  in  den  Händen 
des  Direktors  J.  G.  Lohmann  lag.  Die  beiden  großen  Fortschritte,  die  der 
Norddeutsche  Lloyd  durch  die  Tätigkeit  dieses  bedeutenden  Mannes  zu  ver- 
zeichnen hatte,  sind  die  Schaffung  eines  einheitlichen  Schnelldampferverkehrs 
und  die  Übernahme  der  Reichspostdampferlinien  nach  Ostasien  und  Australien. 
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Lohmann,  der  1868  in  die  Verwaltung  des  Unternehmens  eingetreten 
war  und  am  1.  Juli  1877  die  Leitung  der  Direktion  übernahm,  erkannte  bald, 
daß  mit  dem  vorhandenen  Dampfermaterial  eine  führende  Stellung  für  den 
Norddeutschen  Lloyd  nicht  errungen  werden  konnte.  Bereits  im  Jahre  1880 
erfolgte  die  Bestellung  der  »Elbe«,  des  ersten  deutschen  Schnelldampfers, 
der  nicht  nur  durch  seine  Geschwindigkeit,  sondern  hauptsächlich  auch 
durch  die  gegen  frühere  Verhältnisse  völlig  veränderte  Innenausstattung 
bahnbrechend  für  eine  ganz  neue  Gestaltung  des  Seeverkehrs  werden  sollte. 
In  einem  Zeiträume  von  nur  zehn  Jahren,  von  1880  bis  1890,  wuchs  die 
Schnclldampferflotte  des  Norddeutschen  Lloyd  auf  12  Dampfer.  Von 
diesen  waren  neun  noch  von  der  Firma  John  Eider  &  Co.  in  Glasgow  be- 
zogen worden,  während  die  übrigen  drei  in  Deutschland  erbaut  worden 
waren,  l'nter  diesen  befanden  sich  die  beiden  vom  Vulkan  in  Stettin  ge- 
lieferten Schnelldampfer  »Havel«  und  »Spree«,  welche  die  damals  größten 
auf  dem  Ozeane  schwimmenden  Maschinen  besaßen.  Durch  seine  Schnell- 
dampferflotte gewann  der  Norddeutsche  Lloyd  die  Führung  im  Reise- 
verkehre zwischen  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  hat  fliese  bis  auf  den  heutigen  Tag  behalten. 

Die     Einrichtung     der     Reichspostdampferlinien     nach    Ostasien  und 
Australien,  deren  Betrieb  im  Jahre  1886  mit  Fahrten  in  vierwöchentlichen 
Abständen  begann,  hat  den  Ausgangspunkt  für  den  Aufschwung  des  deutschen 
HandelsschifTsbaues  gebildet.     Die  Übernahme  dieser  Linien  stellte  nämlich 
den    Norddeutschen  Lloyd  vor  die  Aufgabe,  im  Zeitraum  eines  ein/igen 
Jahres  sechs  neue  Dampfer  bauen  zu  lassen;  außerdem  war  au  sie  die  Be- 
dingung geknüpft,  daß  sämtliche  neuen  Dampfer  auf  deutschen  Werften  und 
tunlichst  unter  Verwendung  deutschen  Materials   hergestellt   sein  mußten. 
Von  den  neuen  Dampfern  sollten  drei.  »Preußen«.  »Bayern«  und  »Sachsen«, 
die  für  die  ostasiatische  Hauptlinie  bestimmt  waren,   weit   über  diejenigen 
Maße  hinausgehen,  die  bisher  von  deutschen  Werften  im  Handelsschiffsbaue 
geleistet  worden  waren.     Nur   zwei   größere  Dampfer  hatte  der  deutsche 
Schiffsbau  bisher  für  deutsche  Reedereien  geliefert,  die  »Rugia«.  erbaut  vom 
Vulkan  in  Stettin,  und  die  »Rhaetia«,  erbaut  von  der  Reiherstieg- Schiits- 
werft in  Hamburg,  die  aber  beide  nur  je  einen  Brutto-Raumgehalt  von  nicht 
ganz  3500  R.  T.  besaßen.    Die  drei  erwähnten  Lloyddampfer  der  ostasiatischen 
Fahrt  sollten  dagegen  bereits  einen  Brutto-Raumgehalt  von  je  4500  R.  T. 
erhalten  und  stellten  außerdem  in  ihrer  gesamten  Ausstattung  an  den  deut- 
schen Schiffsbau  ganz  neue  Anforderungen.    Um  so  mehr  muß  es  anerkannt 
werden,  daß  sich   der  Vulkan,  dem  die  Erbauung  der  drei  neuen  Dampfer 
übertragen  wurde,   wenn  auch  nicht   ohne  Zahlung  von  Lehrgeld,  diesen 
Aufgaben  gewachsen  zeigte.     Wieviel    der  deutsche  Schiffsbau  durch  die 
Lieferung  der   Reichspostdampfer  gelernt,    und   in   wie  hohem   Maße  er 
sich  dadurch  das  Vertrauen   der  deutschen  Reedereien   und   besonders  des 
Norddeutschen  Lloyd  zu  erwerben  verstanden  hatte,  beweist  die  Erbauung 
der    bereits  erwähnten   beiden  Schnelldampfer  »Havel«   und  »Spree«,  die 
schon  zwei  Jahre  nach  der  Fertigstellung  der  Schifte  »Preußen«,  »Bayern« 
und  »Sachsen«  in  Auftrag  gegeben  wurden. 

Die  F'inrichtung  der  Schnelldampferflotte  und  die  Einbeziehung  zweier 
neuer  Erdteile  in  den  Lloydbetrieb  stellten  die  Leitung  des  Unternehmens 
vor  die  Notwendigkeit  einer  umfangreichen  Erweiterung  ihrer  bisherigen 
Anlagen.  Diese  Erweiterungen  betrafen  einerseits  die  Hafeneinrichtungen 
und  Instandsetzungswerkstätten  in  Bremerhaven,  anderseits  die  Anknüpfung 
neuer  Beziehungen  in  Asien  und  Australien,  deren  Wirksamkeit  die  Grundlage 
für  die  spätere  Entwicklung  mit  abgegeben  hat. 
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Das  bedeutende  Wachstum  des  Unternehmens  während  seines  zweiten 
Hauptabschnitts  mag  aus  folgenden  Zahlen  erhellen.  Direktor  Lohmann 
hatte  beim  Antritte  seiner  Tätigkeit  eine  Dampferflotte  von  93  000  R.  T. 
Brutto-Raumgehalt  mit  einer  Maschinenstärke  von  58  000  Pferdekräften 
vorgefunden.  Bei  seinem  Tode  (1892)  war  die  Flotte  auf  einen  Umfang 
von  218000  R.  T.  Brutto-Raumgehalt  mit  einer  Maschinenstärke  von 
194000  1 'ferdekräften  angewachsen.  Die  Zahl  der  vom  Norddeutschen 
Lloyd  beförderten  Reisenden,  die  im  Jahre  1877  32  200  betragen  hatte, 
stieg  unmittelbar  vor  dem  Tode  Lohmanns  auf  214000  jährlich. 

Der  dritte,  bis  in  die  Gegenwart  reichende  Hauptabschnitt  der  Lloyd- 
geschichte setzt  mit  der  Übernahme  der  Präsidentschaft  des  Aufsichtsrats 
durch  den  bisherigen  Vizepräsidenten  George  Plate  am  23.  April  1892  und 
mit  der  auf  Veranlassung  Plates  im  gleichen  Jahre  erfolgten  Berufung  des 
bisherigen  Rechtsbeistandes  der  Gesellschaft  Dr.  jur.  Heinrich  Wiegand  zum 
Nachfolger  Lohmanns  ein.  Der  rastlosen  Arbeit  und  dem  ungetrübten 
Zusammenwirken  dieser  beiden  Männer  hat  der  Norddeutsche  Lloyd  in 
erster  Linie  die  großen  Erfolge  der  letzten  fünfzehn  Jahre  zu  verdanken. 
Plate  und  Wiegand  fanden  im  Gegensatze  zu  Lohmann  bereits  ein  Welt- 
unternehmen vor.  aber  gleichzeitig  auch  eine  ungeheure  Arbeitsfülle.  Die 
Lloydflotte  bestand  1892  noch  ausschließlich  aus  Einschraubendampfern ;  drei 
Jahre  vorher  war  indes  bereits  der  Doppelschraubendampfer  in  der  Handels- 
schiffahrt erschienen  und  hatte  durch  seine  überlegenen  Eigenschaften  begonnen, 
die  Einschraubendampfer  zurückzudrängen.  Außerdem  machte  sich  jetzt  in 
außerordentlich  verstärktem  Maße  das  Bedürfnis  geltend,  im  Betrieb  aller 
Linien  den  Ausgleich  zu  finden  zwischen  den  Anforderungen  des  Reise- 
verkehrs und  den  fortwährend  steigenden  großen  Anforderungen  der 
Frachtbeförderung.  Die  wesentlichste  Aufgabe,  die  unter  der  gegenwärtigen 
Leitung  des  Lloyd  zu  lösen  war  und  gelöst  worden  ist,  betraf  daher 
die  völlige  Neugestaltung  der  Lloydflotte  nach  den  oben  gekennzeichneten 
Gesichtspunkten,  nämlich  der  Einführung  des  Doppelschraubensystems  und 
der  Ausgleichung  der  Ertragsfähigkeit  des  Dampfermaterials  zwischen  Reise- 
und  Frachtverkehr. 

Die  mit  dem  Jahre  1892  einsetzende  Neugestaltung  der  Lloydflotte  wird 
durch  das  Jahr  1898  in  zwei  Abschnitte  geteilt,  von  denen  der  zweite  sich 
lediglich  infolge  der  gewaltigen  Verkehrssteigerung,  die  sich  auf  dem 
Erfolge  der  neuen  Dampferarten  des  Lloyd  bis  1898  aufbaute,  vom 
ersten  abhebt.  Von  den  im  dritten  Hauptabschnitte  der  Lloydgeschichte 
entstandenen  neuen  Dampferarten  verdienen  besonders  drei  hervorgehoben 
zu  werden. 

An  erster  Stelle  ist  zu  nennen  das  Tropenschiff,  dessen  Einrichtungen 
für  die  Reisenden  vornehmlich  auf  den  Tropenverkehr  zugeschnitten  sind 
und  alles  in  sich  vereinigen,  was  langjährige  eigene  Erfahrungen  und  die  in 
anderen  Ländern  ausgebildete  Technik  auf  diesem  Gebiete  zu  schaffen  ver- 
mochten. Diese  Dampferart,  ausgehend  von  den  im  Jahre  1894  auf  der 
Werft  von  Schichau  in  Elbing  und  Danzig  erbauten  Reichspostdampfern 
»Prinzregent  Luitpold«  und  »Prinz  Heinrich«,  verkörpert  sich  in  der  gegen- 
wärtigen Feldherrenklasse  und  Prinzenklasse  des  Lloyd. 

Die  zweite  neue  Dampferart  ist  der  Reisedampfer  größter  Abmessungen, 
der  gleichzeitig  früher  ungewohnte  Mengen  an  Fracht  mitzuführen  gestattet. 
Hierher  gehören  die  Dampfer  der  Barbarossa-Klasse  mit  ihren  weiteren 
Ausgestaltungen,  wie  sie  in  den  Schiffen  »Großer  Kurfürst«  und 
dem  im  Baue  befindlichen  »Washington«  mit  13000  und  17000  R.  T. 
Brutto-Raumgehalt  zu  finden  sind.    Diese  Dampferklasse  hat  sich  in  der 
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Gegenwart  als  besonders  wertvoll  erwiesen,  weil  die  zu  ihr  gehörenden 
Schifte  in  der  Hauptreisezeit  im  Tropenverkehre,  zu  anderen  Zeiten  aber 
mit  demselben  großen  Erfolg  im  transatlantischer»  Verkehre  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  verwendbar  sind.  Der  erste  Dampfer  dieser 
Art.  der  »Barbarossa«,  wurde  bei  Blohm  &  Voß  in  Hamburg  erbaut. 

Die  dritte  neue  Schiffsart  ist  der  auf  Anregung  des  Generaldirektors 
Wiegand  geschaffene  verbesserte  heutige  Schnelldampfer.  Kr  unterscheidet 
sich  von  den  bis  dahin  im  Gebrauche  gewesenen  Schnelldampfern  im 
wesentlichen  durch  die  bedeutend  gesteigerte  Geschwindigkeit  und  den  er- 
heblich größeren  Umfang.  Die  zuletzt  gebauten  Schnelldampfer  hatten  eine 
Geschwindigkeit  von  17  bis  ig  Knoten  in  der  Stunde  erreicht.  An  die  neue 
Schnelldampferart  wurde  dagegen  die  Anforderung  gestellt,  daß  ihre  Geschwin- 
digkeit mindestens  21  Knoten,  und  zwar  als  Durchschnittsgeschwindigkeit  bei 
der  ganzen  Fahrt  über  den  Ozean,  betragen  müsse.  Als  erster  Schnelldampfer 
dieser  neuen  Art  wurde  im  Jahre  1890  der  »Kaiser  Wilhelm  der  Große«  in 
Auftrag  gegeben.  Das  vom  Vulkan  in  Stettin  erbaute  Schiff  hat  seine  Aufgabe 
glänzend  gelöst,  da  seine  Durchschnittsgeschwindigkeit  sich  auf  22,-  Knoten 
belauft.  Die  weiteren  in  den  Jahren  1901  und  1002  ebenfalls  vom  Vulkan 
erbauten  Schnelldampfer  »Kronprinz  Wilhelm«  und  »Kaiser  Wilhelm  II.« 
haben  sogar  eine  Durchschnittsgeschwindigkeit  von  230  Knoten  erreicht. 
Dieselbe  Geschwindigkeit  wird  auch  der  z.  Z.  beim  Vulkan  im  Baue 
befindliche  Dampfer  »Kronprinzessin  Cecilie«  erhalten.  Wie  sehr  die 
neuen  Schnelldampfer  in  ihrem  Umfang  über  denjenigen  der  früheren  hin- 
ausgehen, ergibt  sich,  wenn  man  ihre  Ausdehnungsmasse  usw.  denjenigen 
eines  Schnelldampfers  früherer  Art.  z.  B.  der  im  Jahre  1890  erbauten 
»Havel«,  gegenüberstellt. 

Es  beträgt: 


bei  dem  Dampfer: 

die 
Länge 

die 
Breite 

die 
Tiefe 

der  Brutto- 
Raumgehalt 

m 

m 

m 

R.  T. 

Havel   

140.»! 

15,11 

IO,  ;r. 

(»875 

Kaiser   Wilhelm  der 

j 

191,02 

20,n 

I  I  .00 

Kronprinz  Wilhelm  .  . 

194,25 

20,20 

I  1 .07 

14908 

Kaiser  Wilhelm  II.  . .  j 
und 

Kronprinzessin  Cecilie.  \ 

208,57 

22,05 

I2,2s 

19301. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  der  Norddeutsche  Lloyd  im  Jahre  i8g4  dem 
deutschen  Schiffsbau  eine  ganz  besondere  Aufgabe  stellte,  wie  sie  in  diesem 
Umfange  bisher  noch  nirgends  zur  Ausführung  gekommen  war.  Es  han- 
delte sich  darum,  die  schon  erwähnten  Schiffe  »Preußen«,  »Bayern«  und 
»Sachsen«  der  ostasiatischen  Reichspostdampferlinie ,  die  sich  für  den  Ver- 
kehr als  zu  klein  erwiesen  hatten,  zu  verlängern,  und  zwar  das  erste  um  70, 
die  beiden  anderen  um  je  50  Fuß.  Nachdem  sich  anfänglich  die  meisten 
Schiffsbautechniker  gegen  die  Möglichkeit  eines   solchen   Umbaues  ausge- 
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sprochen  hatten,  ließ  sich  eine  vorn  Norddeutschen  Lloyd  nach  Hamburg 
berufene  beratende  Versammlung  der  hervorragendsten  Schiffsbauer  Deutsch- 
lands durch  die  Darlegungen  der  Firma  Blohm  &  Voß  überzeugen,  und  der 
Norddeutsche  Lloyd  ubergab  die  Arbeit  der  genannten  Hamburger  Werft. 
Der  l'mbau  wurde  in  der  Weise  ausgeführt,  daß  die  zu  verlängernden 
Dampfer  im  Schwimmdocke  mitschiffs  vor  der  Maschine  von  oben  bis  unten 
durchgeschnitten  und  die  beiden  Teile  durch  hydraulische  Kraft  auseinander- 
getrieben wurden,  worauf  der  Einbau  des  neuen  Teiles  in  der  Mitte  erfolgte. 
Durch  die  Veränderung  der  Schwerpunktsverhältnisse,  die  Verlegung  der 
Kessel-  und  Kajütenanlagen,  die  besonderen  Maßnahmen,  die  für  die  Ver- 
bandstärken getroffen  werden  mußten,  usw.  gestalteten  sich  die  Arbeiten 
sehr  schwierig;  sie  wurden  aber  so  geschickt  zu  Ende  geführt,  daß  die 
»Preußen«  einen  Zuwachs  von  iioo  R.  T.  und  die  beiden  anderen  Schifte 
einen  Zuwachs  von  je  800  K.  T.  Brutto -Raumgehalt  gewannen. 

Mit  der  Neugestaltung  und  Vermehrung  der  Dampferflottc  hat  der 
Ausbau  der  Lloydlinicn  in  den  letzten  15  Jahren  gleichen  Schritt  gehalten. 

Die  Verdopplung  der  Fahrten  auf  der  ostasiatischen  Reichspostlinie  im 
Jahre  iSqq  hat  den  großen  Fortschritt  im  Verkehre  mit  China  eingeleitet. 
Eine  wichtige  Ergänzung  fand  diese  Linie  durch  den  im  Jahre  1900  ge- 
schaffenen indochinesischen  Küstenverkehr.  Der  Norddeutsche  Lloyd  kaufte 
nämlich  die  beiden  größten  englischen  Küstenlinien  in  Hinterindien  und 
China,  die  »Scottish  ( )riental  Steamship  Company«  mit  14  und  die  »East 
Indian  Ocean  Steamship  Company u  mit  13  Dampfern,  auf  und  bildete 
daraus,  unter  allmählicher  Ersetzung  des  übernommenen  Schiffsmaterials 
durch  in  Deutschland  gebaute  Dampfer,  seine  Orient-Küstenfahrt,  die  auf 
17  Zweiglinien  insgesamt  48  Dampfer  beschäftigt  und  von  Singapore 
und  Hongkong  aus  den  Schiffahrtsverkehr  von  der  Bai  von  Bengalen  bis 
in  den  Norden  Chinas  vermittelt.  Auf  diese  Weise  wurden  alle  bekannteren 
Häfen  der  Inselwelt  des  hinterindischen  Ozeans,  der  Küsten  Siams,  Birmas, 
Sud-,  Ost-  und  Nord-Chinas  und  der  Philippinen  durch  Dampfer  des  Nord- 
deutschen Lloyd  untereinander  verbunden.  Eine  besondere  Linie  befährt 
auch  den  Yangtzekiang. 

Im  Verkehre  mit  Australien  hat  die  Reichspostlinic  ihre  Ergänzung  ge- 
funden durch  die  Frachtlinie  des  Norddeutschen  Lloyd,  die  in  vierwöchent- 
lichen Fristen  über  die  Sunda-Inseln  und  die  nördlichen  Häfen  der  Ost- 
küste von  Australien  bis  nach  Melbourne  läuft.  Eine  Verbindung  der 
beiden  von  den  Reichspostdampferlinien  angelaufenen  Gebiete  in  Ostasien 
und  Australien  ist  durch  die  Austral-Japan  Linie  hergestellt  worden.  Gleich- 
zeitig ist  für  das  Neuguinea-Schutzgebiet  ein  Vcrkchrsmittclpunkt  in  dem 
in  der  Blanchebucht  gelegenen  Simpsonhafen  geschaffen  worden,  mit  dem 
zwei  dort  eingestellte  Dampfer  des  Norddeutschen  Lloyd  alle  Hafenplätze 
in  Neuguinea  in  Verbindung  bringen. 

Auch  die  nordamerikanischen  Linien  des  Norddeutschen  Lloyd  haben 
eine  wesentliche  Erweiterung  erfahren.  Nachdem  zunächst  den  dringendsten 
Bedürfnissen  der  Frachtschiffahrt  noch  im  Jahre  1802  durch  Errichtung  der 
Roland  -  Linie  Rechnung  getragen  war,  bilden  jetzt  die  Schnelldampferlinien 
nach  New  York,  die  Dampferlinien  der  Barbarossa-Klasse  nach  New  York, 
die  Linien  der  mächtigen  Frachtdampier  der  Rheinklasse  nach  New  York 
und  Baltimore,  die  Linien  nach  Philadelphia,  Galveston  und  Savannah  zu- 
sammen mit  der  Linie  Genua-Neapel-New  York  ein  Yerbindungsnetz  von 
gewaltigem  Umfange.  Die  1874  aufgegebene  Linie  nach  Mittelamcrika. 
tvgl.  Archiv  i8S_\  S.  105)  ist  wieder  aufgenommen  und  der  Verkehr  nach 
Brasilien  und  Argentinien  durch  die  neuen  Lloydschiffe  verbessert  worden. 
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Seit  November  1904  hat  der  Norddeutsche  Lloyd  ferner  eine  neue  Linie 
im  Mittelmeere  von  Marseille  über  Neapel  nach  Alexandrien  und  seit  No- 
vember 1905  eine  Frachtdampferlinie  von  Braila  über  Galatz  nach  Genua 
eingerichtet.  Seit  Mai  1906  betreibt  er  unter  dem  Namen  »Deutsche 
Mittelmeer-Levante-Linie«  einen  Dampferdienst  für  Personen-  und  Fracht- 
verkehr von  Marseille  und  Genua  über  Neapel,  Piräus  (Athen)  und  Smyrna 
nach  Constantinopel,  Odessa  und  Batum.  Außerdem  hat  er  mit  der  rumä- 
nischen Schnelldampfergesellschaft  »Serviciul  Maritim  Roman«  eine  Verein- 
barung getroffen,  wonach  diese  ihre  Linie  Constantza-Constantinopel-Smyrna 
seit  dem  Herbste  1900  bis  Ägypten  ausdehnt  und  sich  mit  dem  Nord- 
deutschen Lloyd  zu  gewisser  Betriebsgemeinschaft  verbindet.  Durch  diese 
Einrichtungen  hat  sich  der  Norddeutsche  Lloyd  ein  eigenes  großartiges  und 
weitverzweigtes  Liniennetz  im  Mittelmecre  geschaffen. 

Insgesamt  betreibt  der  Norddeutsche  Lloyd  gegenwärtig  37  Schiffahrts- 
linien ,  nämlich  6  nach  Nordamerika,  2  nach  Südamerika,  I  nach  Mittel- 
amerika, 1  nach  Ostasien,  2  nach  Australien,  I  Zweiglinie  nach  Australien 
im  Anschluß  an  die  ostasiatische  Hauptlinie,  17  Zweiglinien  im  indo-chine- 
sischen  Küstenverkehr,  I  Zweiglinie  auf  dem  Yangtzekiang  und  6  Linien 
im  europäischen  Verkehre.  Außerdem  gehört  zum  Betriebe  der  Gesellschaft 
eine  umfangreiche  Flußschiffahrt  auf  der  Weser,  an  deren  Ufern  sich  jetzt 
eine  Industrie  entwickelt,  die  für  die  Güterbeforderung  des  Lloyd  in  Zukunft 
große  Erfolge  verspricht. 

Von  den  Vervollkommnungen  und  Neueinrichtungen  des  Norddeutschen 
Lloyd  in  den  letzten  15  Jahren  sind  ferner  noch  zu  erwähnen  die  Er- 
weiterung der  Hafenanlagen  und  der  Instandsetzungswerkstätten  in  Bremer- 
haven, die  Schaffung  neuer  Hilfsbetriebe  in  der  Ausrüstungsfabrik  in 
Bremen,  die  Anlegung  der  gewaltigen  neuen  Docks  in  New  York  und  die 
Gründung  eigener  Inspektionen  im  Auslande.  Die  Zahl  der  vom  Lloyd 
unterhaltenen  und  über  das  ganze  Erdenrund  verstreuten  Agenturen  beläuft 
sich  auf  über  2000. 

Das  gewaltige  Wachstum  des  Unternehmens  ist  am  besten  aus  den 
nachstehenden  Zahlenangaben  zu  ersehen.  Bei  seiner  Gründung  bestand  der 
Schiffspark  des  Norddeutschen  Lloyd  aus  4  Dampfern,  im  Jahre  1882  nach 
fünfundzwanzigjährigem  Bestehen  aus  48  Dampfern.  Heute  umfaßt  er 
184  Dampfer,  von  denen  134  Seedampier  sind,  sowie  2  Segelschiffe  und 
182  Leichterlahrzeuge.  Die  Dampferflottc  hat  einen  Brutto- Raumgehalt 
von  758000  R.  T.  (gegen  rund  90000  im  Jahre  1882  und  rund  218000 
im  Jahre  1802)  und  eine  Maschinenstärke  von  rund  5X0000  Pferdekräften 
(Regen  104  000  im  Jahre  1902).  Der  Norddeutsche  Lloyd  besitzt  nicht 
weniger  als  50  Doppelschraubendampf  er.  Mit  dieser  Zahl  steht  er  an  der 
Spitze  aller  Reedereien  der  Welt;  denn  der  Bestand  an  Doppelschrauben- 
schiffen beträgt  bei  der  Hamburg  -Amerika  Linie  31  .  der  White  Star  Line  28, 
der  Messageries  Maritimes  12,  der  C'unard  Line  11,  der  Holland-Amerika 
Linie  5  und  der  Red  Star  Line  I  Dampfer. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  dabei  die  Tatsache,  daß  vom  Jahre  1804 
ab  fast  ausschließlich  deutsche  Werften  fiir  den  Bau  der  Lloydflotte  in 
Frage  gekommen  sind,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Jahre  1899  und  1000, 
in  denen  die  deutschen  Werften  nicht  imstande  waren,  die  umfangreichen 
Aufträge  des  Lloyd  voll  zu  übernehmen.  Um  welche  Summen  es  sich  bei 
diesen  an  deutsche  Werften  erteilten  Aufträgen  handelt,  ergibt  sich  daraus, 
daß  in  den  Jahren  iqoi  und  1003  mehr  als  (»2  Millionen  Mark  vom 
Lloyd  an  deutsche  Schiffsbauwerften  gezahlt  worden  sind.  Im  ganzen  sind 
der  Schiffsbau-Industrie  vom  Norddeutschen  Lloyd  417  Millionen  Mark  zu- 
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geflossen.  Davon  haben  für  Neu-  und  Umbauten  erhalten  deutsche  Werften 
258'/^  Millionen,  englische  Werften  dagegen  nur  etwas  über  131  Millionen 
Mark;  daneben  sind  fertige  Schiffe  angekauft  worden  in  Deutschland  für 
mehr  als  12  Millionen,  in  England  für  91  2  Millionen  und  in  anderen 
Ländern  für  ungefähr  6  Millionen  Mark.  Seit  dem  Jahre  1902  sind  deut- 
schen Werften  rund  213  Millionen  Mark  und  ausländischen  Werften  nur 
noch  9  Millionen  Mark  zugute  gekommen.  Gegenwärtig  sind  80  v.  H.  der 
Gesamttonnage  des  Norddeutschen  Lloyd  deutschen  Ursprungs. 

Die  sonstige  Bedeutung  des  Norddeutschen  Lloyd  für  die  heimische 
Industrie  geht  daraus  hervor,  daß  aus  seinem  Betriebe  jährlich  mehr  als 
23  Millionen  Mark  den  Kohlengruben  zufließen,  und  der  von  den  Lloyd- 
schiften jährlich  verbrauchte  Vorrat  an  Nahrungsmitteln  einen  Wert  von 
mehr  als  14  Millionen  Mark  hat.  Das  Aktienkapital  der  Gesellschaft  beträgt 
zur  Zeit  125  Millionen  Mark. 

Die  Zahl  der  vom  Norddeutschen  Lloyd  beförderten  Reisenden  hat  im 
Jahre  1906  zum  ersten  Male  eine  halbe  Million  überschritten.  Insgesamt 
hat  das  Unternehmen  seit  seinem  Bestehen  mehr  als  6'/2  Millionen  Reisende 
befördert.  Ungeheuer,  wie  die  Zahl  der  Menschen,  ist  auch  die  Menge  der 
vom  Lloyd  beförderten  Güter  und  ihr  Wert.  Allein  in  den  10  Jahren  von 
1896  bis  1905  ist  ihre  Menge  von  1  703  496  cbm  auf  3  537  347  cbm  ange- 
wachsen. Da  die  Gesamtein-  und  -ausfuhr  Bremens  im  Jahre  1905 
5  845  000  cbm  umfaßte,  hat  mithin  der  Lloyd  drei  Fünftel  des  Bremer 
Handels  in  Händen.  Namentlich  sind  es  die  folgenden  Güterarten,  deren 
Ein-  und  Ausfuhr  der  Norddeutsche  Lloyd  vermittelt:  aus  Nordamerika 
Baumwolle,  Tabak,  Getreide  (besonders  Mais  und  Gerste),  Holz,  Obst, 
landwirtschaftliche  Maschinen,  aus  Südamerika  Tabak,  Kaffee,  Wolle,  Häute, 
aus  Australien  Wolle,  Häute,  aus  Ostasien  Seide,  Tee,  Lackwaren  usw., 
nach  Nordamerika  hauptsächlich  Webwaren,  Bier,  Spielwaren,  Porzellan- 
waren, Zucker,  Zement  usw.  und  nach  den  anderen  Ländern  Industrie-Er- 
zeugnisse der  verschiedensten  Art. 

Besonders  stark  sind  die  Reichspostdampferlinien  am  Verkehrszu- 
wachse des  Norddeutschen  Lloyd  beteiligt.  Auf  der  ostasiatischen  Linie 
bewegten  sich  im  Jahre  1887  Lloyddampfer  mit  einem  Brutto-Raumgehalte 
von  zusammen  rund  50000  R.  T.  Gegenwärtig  haben  die  auf  dieser  Linie 
verkehrenden  Dampfer  insgesamt  einen  Brutto -Raumgehalt  von  rund 
200000  R.  T.  Während  also,  wie  wir  vorher  gesehen  haben,  die  Zahl  der 
Fahrten  sich  nur  verdoppelt  hat,  ist  der  Brutto-Raumgehalt  der  Schiffe  auf 
dieser  Linie  auf  das  vierfache  gewachsen.  Auf  der  australischen  Linie  ist 
der  Brutto-Raumgehalt  der  Lloydschiffe  in  dem  gleichen  Zeiträume  von 
rund  40000  R.  T.  auf  rund  130000  R.  T.  gestiegen;  er  hat  sich  also  mehr  als 
verdreifacht,  während  die  Fahrten  gegen  früher  nicht  vermehrt  worden  sind. 

Lediglich  für  die  Reichspostdampferlinien  ohne  Berücksichtigung  der  pri- 
vaten Anschlußlinien  des  Norddeutschen  Lloyd  sind  von  deutschen  Schiffs- 
werften hergestellt  worden:  vom  Vulcan  in  Stettin  14  Dampfer  mit  98254  R.T., 
von  Schichau  in  Elbing  und  Danzig  6  Dampfer  mit  53  288  R.  T.,  von  Seebeck 
in  Geestemünde  2  Dampfer  mit  16  264  R.T.,  von  der  Aktiengesellschaft  Weser 
in  Bremen  1  Dampfer  mit  3302  R.T.  und  von  Blohm  &  Voß  in  Hamburg 
1  Dampfer  mit  10  915  R.  T.  Brutto-Raumgehalt  sowie  drei  Umbauten.  Die 
den  deutschen  Werften  zugeflossenen  Baukosten  für  die  Schiffe  der  Reichs- 
postdampferlinien des  Norddeutschen  Lloyd  belaufen  sich  auf  insgesamt 
96  708  000  Mark ,  das  sind  mehr  als  ein  Drittel  aller  vom  Lloyd  an 
deutsche  Werften  gezahlten  Beträge.  Hierzu  kommen  noch  13  788000  Mark 
für  die  Dampfer  der  an  die  Reichspostlinien  anschließenden  privaten  Neben- 
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linien  des  Norddeutschen  Lloyd,  zu  deren  Erbauung  neben  den  schon  ge- 
nannten auch  kleinere  Werften  herangezogen  wurden,  wie  Rickmers  in 
Bremerhaven,  Henry  Koch  in  Lübeck,  der  Bremer  Vulcan  in  Vegesack,  die 
Howaldwerke  in  Kiel  u.  a. 

Alte  Schiffe  hat  der  Norddeutsche  Lloyd  stets  rechtzeitig  abgestoßen 
und  sie  durch  neue,  allen  Anforderungen  entsprechende  ersetzt.  So  ist  es 
ihm  gelungen,  sein  Schiffsmaterial  stets  jung  zu  erhalten.  Das  Durch- 
schnittsalter der  Lloydschiffe  betrug  1905  nur  6,90  Jahre.  Allgemein  be- 
kannt dürfte  es  auch  sein,  daß  seit  dem  Reichspostdampfervertrage  vom 
Jahre  1885  ein  Teil  der  Lloyddampfer  so  gebaut  ist,  daß  sie  im  Kriegsfall 
als  Hilfskreuzer  Verwendung  finden  können.  Acht  Dampfer  sind  ferner 
als  Truppen-Beförderungsschiffc  und  zwei  als  Lazarettschiffe  verwendbar. 
Der  Norddeutsche  Lloyd  ist  somit  bereit,  auch  in  Kriegszeiten  seine 
nationale  Aufgabe  zu  erfüllen. 

Den  heutigen  Forderungen  der  Seeschiffahrt  mit  bezug  auf  die  Aus- 
bildung des  Personals  ist  der  Norddeutsche  Lloyd  durch  die  Einrichtung 
seiner  beiden  Kadettenschulschiffe  und  durch  die  Vorschritten  über  die 
Ausbildung  der  Maschinisten  gerecht  geworden.  Hand  in  Hand  mit  der 
Betriebserweiterung  und  der  inneren  Ausgestaltung  ist  die  Wohltätigkeits- 
pflege des  Norddeutschen  Lloyd  fortgeschritten,  die  nicht  nur  seinen 
12000  Seeleuten,  sondern  auch  den  Tausenden  von  Landarbeitern  zugute 
kommt,  die  dauernd  im  Heimathafen  in  seinen  Diensten  stehen.  Die  Sce- 
mannskasse,  die  Wittwen-  und  Waisen-Pensionskasse,  die  Elisabcth-Wiegand- 
Stiftung  und  die  Unterstützungs-,  Pensions-  und  Hilfskasse  für  die  Land- 
arbeiter legen  hierfür  ein  glänzendes  Zeugnis  ab. 

In  der  Tat  kann  der  Norddeutsche  Lloyd  bei  seinem  fünfzigjährigen 
Jubiläum  mit  Befriedigung  zurückblicken  auf  das  Errungene,  auf  die 
Schaffung  einer  unter  allen  Reedereien  der  Welt  an  erster  Stelle 
stehenden  Flotte,  auf  die  Herstellung  vorzüglicher  Verbindungen  nach  allen 
Erdteilen,  auf  die  von  ihm  ausgegangene  Belebung  des  deutschen  Schiffs- 
baues und  seiner  Hilfsindustrien,  auf  die  Ausbildung  des  seemännischen 
Personals  und  auf  die  von  ihm  betätigte  soziale  Fürsorge. 

Aus  Anlaß  der  Jubelfeier  ist  vom  Norddeutschen  Lloyd  ein  im  Verlage 
von  Fr.  Wilh.  Grunow  in  Leipzig  erschienenes  Prachtwerk:  »Der  Nord- 
deutsche Lloyd.  50  Jahre  der  Entwicklung  1857  bis  1907«  herausgegeben 
worden,  das  aus  zwei  Textbänden  mit  zusammen  748  Seiten  und  einem 
umfangreichen  Bande  mit  Abbildungen,  graphischen  Tafeln  usw.  besteht  und 
sich  ebenso  sehr  durch  seinen  vielseitigen  und  gediegenen  Inhalt,  wie  durch 
seine  reiche  und  geschmackvolle  Ausstattung  auszeichnet.  Verfasser  des 
textlichen  Inhalts  und  der  graphischen  Darstellungen  ist  Dr.  Paul  Neubaur 
in  Charlottenburg,  die  Vignetten  im  Texte  und  der  sonstige  Buchschmuck 
stammen  vom  Maler  Heine  Rath  in  Berlin  und  die  Abbildungen  zum 
größten  Teile  vom  Maler  O.  Bollhagen  in  Bremen. 

Der  erste  Textband  enthält  zunächst  einen  allgemeinen  Teil,  die  »Ge- 
schichte des  Norddeutschen  Lloyd«.  Dabei  wird  besonders  die  nationale 
Bedeutung  des  Lloyd  hervorgehoben,  die,  wie  der  Verfasser  mit  Recht 
sagt,  »im  wesentlichen  darin  beruht,  daß  von  der  Gründung  des  Lloyd  an 
durch  das  halbe  Jahrhundert  seines  Bestehens  sich  ein  durchaus  zielbewußtes, 
in  größtem  Maßstabe  verfolgtes  Bestreben  geltend  macht,  überall,  daheim 
und  im  Auslande,  die  groß-deutschen  Interessen  wahrzunehmen,  die  Fak- 
toren zu  entwickeln,  welche  für  das  Blühen  und  Gedeihen  der  deutschen 
Uberseebeziehungen  von  grundlegender  Bedeutung  sind,  und  Deutschland 
unabhängig   zu   machen   von   jeder  irgend  zu  vermeidenden  Beeinflussung 
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durch  das  Ausland«.  In  einem  speziellen  Teile  wird  die  Entwicklung  der 
einzelnen  Linien  und  des  Dampfermaterials  eingehend  behandelt.  Das 
hierüber  zusammengetragene  Material  ist  um  so  wertvoller,  als  es  bisher  in 
der  Literatur  an  zusammenfassenden  Arbeiten  über  die  Geschichte  und  den 
Umfang  der  deutschen  Schiffahrt  mangelt,  und  verleiht  dadurch  dem  Werke 
eine  weit  über  den  Rahmen  der  sonst  üblichen  Jubiläumsfestschriften  hinaus- 
gehende Bedeutung  als  schätzenswerter  Beitrag  zur  Vervollständigung 
unserer  volkswirtschaftlichen  Geschichte.  Auch  enthalten  die  Angaben 
über  die  Entwicklung  des  Dampfermaterials  zahlreiche  wissenswerte  Einzel- 
heiten über  die  Innenausstattung  der  Dampfer,  die  Wohnräume  für  die 
Reisenden,  die  Sicherheitsvorkehrungen  an  Bord,  die  Schiffsmaschinen  usw. 
Ein  besonderer  Abschnitt  über  die  Ausgestaltung  der  nautischen  Instru- 
mente beim  Norddeutschen  Lloyd  stammt  aus  der  Feder  des  Professors 
Dr.  Schilling  in  Bremen. 

Der  zweite  Textband  beginnt  mit  einer  Schilderung  des  Einflusses,  den 
der  Norddeutsche  Lloyd  auf  die  deutsche  SchitTsbauindustrie  ausgeübt  hat, 
und  bringt  sodann  ausführliche  Mitteilungen  über  die  Anlagen  des  Unter- 
nehmens am  Lande  nnd  über  seine  Yerwaltungseinrichtungen.  Es  folgen 
Abschnitte  über  weitere  Einzelheiten  (Wohlfahrtseinrichtungen  des  Nord- 
deutschen Lloyd,  Beziehungen  zum  Eisenbahnwesen,  Einfluß  auf  die  Heran- 
bildung von  Seeleuten  und  Seemaschinisten,  Kapitalbewegung  des  Nord- 
deutschen Lloyd  u.  a.  m.),  ferner  Lebensbeschreibungen  der  an  der  Entwick- 
lung des  Lloyd  hervorragend  beteiligten  Persönlichkeiten  sowie  Schilde- 
rungen von  besonderen  Begebenheiten  aus  der  Geschichte  des  Norddeutschen 
Lloyd,  z.  B.  der  Reisen  Seiner  Majestät  des  Kaisers  Wilhelm  II.  auf  Lloyd- 
schi fYen,  der  Beteiligung  des  Lloyd  an  der  Eröffnung  des  Nord-Ostsec- 
Kanals,  von  Hilfeleistungen  auf  offener  See  durch  Lloydschiffe  u.  dgl. 
Wir  ersehen  daraus  u.  a.,  daß  seit  i8«S4  —  aus  früheren  Jahren  liegen  keine 
Aufzeichnungen  vor  —  Dampfer  des  Norddeutschen  Lloyd  in  13  Fällen  Ge- 
legenheit gehabt  haben,  Rettungen  Schiffbrüchiger  in  größerem  Umfang 
auszuführen.  Den  Beschluß  bildet  der  Abdruck  von  geschichtlichen  Doku- 
menten (Verträgen  usw.).  eine  Ubersicht  über  die  Flotte  des  Norddeutschen 
Lloyd  und  ein  Verzeichnis  der  Lloydlinien. 

Der  beigegebene  Illustrationsband  führt  uns  zunächst  die  Entwicklung 
der  Dampferarten  des  Norddeutschen  Lloyd  bildlich  vor  Augen.  Es  folgen 
Innenansichten  von  Dampfern,  Abbildungen  vom  Verwaltungsgebäude, 
Bilder  der  Direktoren  usw.  sowie  am  Schlüsse  graphische  Tafeln  und 
Karten.  In  den  graphischen  Tafeln  wird  die  allmähliche  Entwicklung  und 
der  heutige  Umfang,  den  der  Betrieb  des  Riesenunternehmens  angenommen 
hat ,  in  außerordentlich  übersichtlicher  und  klarer  Weise  zur  Anschauung 
gebracht. 

Ein  ausführliches  Eingehen  auf  alle  Einzelheiten  des  Prachtwerkes  würde 
uns  zu  weit  führen.  Von  besonderem  Interesse  dürfte  es  aber  für  unsere 
Leser  sein,  wenn  wir  wenigstens  diejenigen  in  dem  Werke  verstreut  ent- 
haltenen Angaben  kurz  zusammenfassen,  in  denen  die  Beziehungen  des 
Norddeutschen  Lloyd  zu  den  beiden  bedeutendsten  Trägern  des  heutigen 
Verkehrs,  der  Post  und  der  Telegraphie.  dargestellt  werden. 

Schon  der  Vorläufer  des  Norddeutschen  Lloyd,  die  von  der  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ins  Leben  gerufene,  endgültig  aber 
erst  durch  die  Beteiligung  einer  Anzahl  deutscher  Staaten  (Preußen,  Han- 
nover, Sachsen  u.  a.)  zustande  gekommene  Dampfschiffahrtsgesellschaft 
»Ocean  Steam  Navigation  C  ompany«,  befaßte  sich  erfolgreich  mit  der  Post- 
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beförderung.  Im  März  1847  wurde  zwischen  dem  Generalpostmeister  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  dem  bremischen  Staate  eine  Post- 
übereinkunft abgeschlossen,  nach  der  das  bremische  Stadtpostamt  die  einzige 
und  ausschließliche  Vermittlungsstelle  für  die  amerikanische  Post  nach  Deutsch- 
land und  den  dahinter  liegenden  Ländern  bilden  sollte.  Sämtliche  deutschen 
Postverwaltungen  wurden  aufgefordert,  dieser  Übereinkunft  beizutreten.  Da 
das  Porto  nur  ungefähr  die  Hälfte  desjenigen  über  England  betrug,  traten 
auch  tatsächlich  nach  wenigen  Wochen  alle  deutschen  Postverwaltungen  in 
den  Vertrag  ein,  so  daß  bereits  1847  die  deutsche  Posteinheit  hinsichtlich 
der  Korrespondenz  mit  Amerika  zustande  gebracht  war.  Die  amerikanische 
Postvcrwaltung  hatte  sogar  im  Sinne,  die  gesamte  amerikanische,  nach  Ost- 
indien und  China  bestimmte  Post  vertragsmäßig  durch  Deutschland  zu  leiten; 
nur  durch  die  Ereignisse  des  Jahres  1848  wurde  dieser  überaus  weitsichtige 
Plan  zunichte  gemacht. 

Die  »Ocean  Steam  Navigation  Company«  stellte  ihre  Fahrten  1857, 
also  im  Gründungsjahre  des  Norddeutschen  Lloyd,  ein.  An  ihre  Stelle  in 
der  Beförderung  der  amerikanischen  Post  trat  sofort  der  Norddeutsche 
Lloyd,  der  1858  besondere  Verträge  wegen  Beförderung  sowohl  der  amerikani- 
schen wie  der  englischen  Post  abschloß.  Diese  Postbeförderung  war  indes 
anfangs  sehr  unregelmäßig,  da  es  der  Direktion  infolge  mehrerer  empfind- 
licher Verluste  —  im  November  1858  brannte  der  Dampfer  »Hudson«  in 
Bremerhaven  vollständig  nieder,  und  im  Dezember  1858  erlitt  die  »Weser« 
so  starke  Beschädigungen,  daß  sie  außer  Betrieb  gesetzt  und  verkauft  werden 
mußte  —  nicht  möglich  war,  den  soeben  erst  eingeführten  vierzehntäglichen 
Verkehr  nach  New  York  aufrecht  zu  erhalten.  Der  Norddeutsche  Lloyd 
setzte  aber  seine  ganzen  Mittel  für  eine  baldige  Vermehrung  seiner  Fahrten 
ein.  und  zwar  mit  solchem  Erfolge,  daß  schon  im  Jahre  1867  dazu  über- 
gegangen werden  konnte,  regelmäßig  wöchentlich  einen  Postdampfer  von 
Bremen  nach  New  York  und  umgekehrt  abzufertigen.  Die  Folge  war.  daß 
ein  dauernder  Postvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  abge- 
schlossen wurde,  wonach  vom  März  1867  ab  der  Lloyd  regelmäßig  jede 
Woche  die  englisch  -  amerikanische  Post,  und  zwar  am  Dienstag  von 
Southampton,  am  Donnerstag  von  New  York,  zu  befördern  hatte. 

Wesentlich  verbessert  wurde  der  Postverkehr  mit  Amerika  durch  die 
Verkürzung  der  Beförderungsdauer,  die  mit  der  Einstellung  der  Schnell- 
dampfer im  Jahre  1880  eintrat.  Seit  der  Einrichtung  des  Schnelldampfer- 
dienstes hat  der  Norddeutsche  Lloyd  die  führende  Stellung  in  der  Be- 
förderung der  amerikanischen  Post  gewonnen.  Schon  1882  konnte  die 
Direktion  den  Aktionären  mitteilen,  daß  ihre  Bestrebungen,  rasche  Verkehrs- 
mittel zu  bieten,  seitens  des  Reichs-Postamts  eine  sehr  schätzbare  An- 
erkennung dadurch  gefunden  hätten,  daß  dieses  die  deutsche  Post,  die 
der  Lloyd  bis  dahin  laut  Vertrag  nur  für  seine  Sonntags  von  Bremer- 
haven abgehenden  Dampfer  erhielt,  auch  für  die  Mittwochs  abfahrenden 
Schiffe  überwies,  und  daß  ferner  auch  seitens  des  General -Postamts  in/ 
New  York  die  Dampfer  des  Lloyd  für  die  Beförderung  der  Post  bevorzugt 
würden. 

In  engere  Beziehungen  zur  Reichs-Postverwaltung  trat  der  Norddeutsche 
Lloyd  durch  die  Übernahme  der  Reichs- Postdampferlinien  nach  Ostasien 
und  Australien  im  Jahre  1886.  die  zu  der  Einrichtung  der  sogenannten 
Seepost  über  Bremen  führte.  Diese  Seepost  übernahm  Briefsendungen  der 
einfachen  Gewichtsstufe  zu  dem  Einheitssatze  des  Weltpostverkehrs  von 
20  Pf.  Sie  lief  aber,  da  die  Dampfer  mit  dem  Aufenthalt  in  den  Zwischen- 
häfen ungefähr  neun  Tage  länger  brauchten  als  die  in  Port  Said  zugeführte 
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Post,  nach  heutigen  Begriffen  viel  zu  lange.  Daß  trotzdem  die  Einrich- 
tung sehr  lebhaft  benutzt  wurde,  geht  daraus  hervor,  daß  die  Seepost  des 
ersten  Dampfers  bereits  drei  starke  Säcke  umfaßte. 

Das  Postwesen  an  Bord  mußte  natürlich  auf  den  Reichspostdampfern 
anders  eingerichtet  werden ,  als  dies  bisher  für  den  Verkehr  mit  Amerika 
üblich  war.  Mit  der  Verwaltung  der  Post  an  Bord  wurde  im  Einver- 
ständnisse mit  der  Reichs  -  Postverwaltung  der  Zahlmeister  betraut.  Die 
in  Europa  unmittelbar  nach  dem  Ausland  abgefertigte  Post  kam  zwar 
in  der  im  Weltpostverkehr  üblichen  Form,  für  jeden  einzelnen  Anlauf- 
hafen besonders  abgebunden,  an  Bord  und  bedurfte  daher  keiner  weiteren 
besonderen  Behandlung.  Nach  dem  Reichsvertragc  mußte  aber  auch  auf 
jedem  Dampfer  ein  Postbriefkasten  vorhanden  sein,  durch  den  die  an  Bord 
befindlichen  Reisenden  bis  kurz  vor  der  Ankunft  in  jedem  Hafen  Post- 
sachen nach  den  Sätzen  des  Weltpostvereins  einliefern  konnten.  Diese  Post 
hatte  der  Zahlmeister  zu  bearbeiten. 

Seeposten  im  eigentlichen  Sinne,  d.h.  Seeposten,  deren  Bearbeitung 
unterwegs  durch  fachmännisches  Personal  erfolgt,  wurden  infolge  einer  An- 
regung des  Staatssekretärs  von  Stephan  auf  Schiffen  des  Norddeutschen 
Lloyd  zum  ersten  Male  im  Jahre  1891  eingerichtet.  Derartige  Seeposten 
bestanden  bis  dahin  nur  in  England  zwischen  Dublin  und  Holvhead,  in 
Dänemark  zwischen  Kiel  und  Korsör,  in  Norwegen  auf  Küstenlinicn ,  in 
Indien  auf  der  Linie  Aden -Bombay  und  auf  einigen  französischen  Linien. 
Die  1891  auf  Grund  eines  am  24.  Dezember  1890  in  Washington  abge- 
schlossenen Vertrags  zwischen  der  deutschen  und  der  amerikanischen  Post- 
verwaltung gleichzeitg  auf  den  Schiffen  des  Norddeutschen  Lloyd  und  der 
Hamburg-Amerika  Linie  eingerichteten  Seeposten  zwischen  Deutschland  und 
Amerika  waren  die  ersten  im  überseeischen  Verkehre. 

Die  Seeposten  gelten  als  eine  gemeinsame  Einrichtung  beider  Postver- 
waltungen; sie  führen  in  der  Richtung  nach  New  York  die  Bezeichnung: 
»Deutsch -Amerikanische  Seepost  Bremen  (oder  Hamburg-)  New  York«, 
in  der  Richtung  nach  Deutschland  die  Bezeichnung:  »United  States- German 
Sea  Post  Office  New  York- Bremen  (oder  Hamburg)«.  In  bezug  auf  die 
Ausübung  des  praktischen  Dienstes  hat  die  Seepost  in  der  Richtung  nach 
New  York  als  eine  deutsche,  in  der  Richtung  nach  Deutschland  als  eine 
Postanstalt  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  gelten.  Das  Beamten- 
personal  wird  von  beiden  Verwaltungen  in  gleicher  Anzahl  gestellt  in  der 
Weise,  daß  in  jedem  Bureau  deutsche  und  amerikanische  Beamte  gleich- 
zeitig tätig  sind.  Die  Unterbeamtengeschäfte  werden  lediglich  von  deutschen 
Unterbeamten  wahrgenommen.  Die  Arbeitseinteilung  ist  für  das  Personal 
so  geregelt,  daß  auf  der  Fahrt  nach  New  York  der  deutsche  Beamte  die 
Geschäfte  leitet  und  demgemäß  die  Verantwortung  für  die  Postladung 
trägt,  während  auf  der  Rückreise  der  amerikanische  Beamte  der  Geschäfts- 
leiter ist. 

Nach  einer  Verfügung  des  Reichs  -  Postamts  vom  24.  März  1891  traten 
die  Seeposten  zunächst  auf  den  am  Dienstag  und  Sonnabend  von  Bremer- 
haven (oder  Nordenham)  und  am  Freitag  von  Cuxhaven  abfahrenden  Schnell- 
dampfern in  Wirksamkeit.  Von  der  Weser  aus  wurde  die  erste  derartige 
Seepost  am  24.  März  1891  mit  dem  Dampfer  »Havel«  befördert. 

Daß  die  Seeposten  die  an  sie  gestellten  Erwartungen  im  vollsten  Maße 
erfüllt  haben  und  von  fast  allen  europäischen  Ländern  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  dürfen  wir  bei  unseren  Lesern  als  bekannt  voraussetzen. 
Über  den  Umfang  der  von  den  Seeposten  zu  leistenden  Arbeit  sei  hier  nur 
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wiedergegeben,  daß  im  Jahre  1905  auf  jeder  Fahrt  nach  New  York  bei 
zehn-  bis  eitstündiger  Arbeitszeit  rund  250000  gewöhnliche  Briefe  usw., 
3500  Einschreibbriefe  und  350  Säcke  mit  großen  Drucksachen  zu  bearbeiten 
waren,  und  daß  die  Posten  häufig  eine  Stärke  von  2000  Säcken  erreichen. 

Daß  der  Norddeutsche  Lloyd  seine  führende  Stellung  in  der  Beförderung 
der  amerikanischen  Post  nach  Europa  nach  Einrichtung  der  Seeposten 
noch  mehr  befestigte,  mag  daraus  erhellen,  daß  er  schon  im  Jahre  1892, 
also  ein  Jahr  nach  Einführung  des  neuen  Dienstes,  von  der  gesamten 
amerikanischen  Post  für  Europa  im  Gewichte  von  1728865344  g  allein 
rund  zwei  Fünftel,  nämlich  mehr  als  684000000  g,  auf  seinen  Schnell- 
dampfern beförderte.  Die  nächsthohe  Ziffer,  diejenige  der  Cunard  Line,  blieb 
fast  um  die  Hälfte  hinter  dem  Gewichte  der  dem  Lloyd  überwiesenen  Post 
zurück.  Dann  folgen  in  sehr  weiten  Abständen  die  White- Star  Line,  die 
Hamburg-Amerika  Linie,  die  American  Line,  die  Compagnie  Generale  Trans- 
atlantique  usw. 

In  welchem  Umfange  der  Norddeutsche  Lloyd  an  der  Beförderung  der 
Post  aus  Deutschland  nach  Amerika  beteiligt  ist,  ergibt  sich  aus  der  nach- 
folgenden Zusammenstellung  für  das  Jahr  1904,  zu  deren  Verständnis  das 
folgende  vorausgeschickt  sei. 

Da  eine  tägliche  Postdampferverbindung  —  die  Beförderungsgelegen- 
heiten von  den  europäischen  Häfen  aus  zusammengenommen  —  noch  nicht 
besteht,  erhält  der  einzelne  Dampfer  meist  eine  Post  von  mehreren  Tagen, 
d.  h.  alle  Sendungen,  die  an  einer  Anzahl  rückliegender  Tage  in  Deutsch- 
land aufgeliefert  sind.  In  der  Zusammenstellung  ist  nun  die  Zahl  der  Tage 
des  Jahres  1904,  für  welche  die  Briefsendungen  den  Schiffen  der  einzelnen 
Linien  zugeführt  wurden,  vergleichend  angegeben. 
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Das  sind  v.  H. 
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Hiernach  befördert  der  Norddeutsche  Lloyd  nahezu  den  dritten  Teil  der 
gesamten  Post  für  New  York  über  den  Ozean.  Durchschnittlich  kommen 
auf  jeden  Schnelldampfer  900  Postsäcke  im  Gesamtgewichte  von  27000  kg. 
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Seit  der  Einrichtung  des  Postpaketdienstes  im  Verkehre  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  (1899)  ist  der  Norddeutsche  Lloyd  auch 
erheblich  an  der  Beförderung  der  Postpäckereien  beteiligt.  Außerdem  ver- 
mittelt er  auch  die  Weitersendung  der  durch  Bremer  Spediteure  ihm  über- 
wiesenen Postfrachtstücke.  In  der  Richtung  nach  New  York  sind  über 
Bremen  mit  Lloydschiffen  abgesandt  worden: 


im  Jahre 

Postpakete 

Stück 

Post- 
frachtstücke 

Stuck 

1899  (ab  I.  10.) 

3  602 

2  IJO 

13854 

805 

13  744 

597 

20  903 

679 

I903*)  

18236 

3641 

Die  Zunahme  der  Postfrachtstücke  und  der  Rückgang  der  Postpakete 
im  Jahre  1903  erklären  sich  daraus,  daß  im  Verkehre  mit  den  Vereinigten 
Staaten  leider  vom  1.  Juli  1903  ab  das  Meistgewicht  von  5  auf  2  kg  herab- 
gesetzt wurde  (vgl.  den  Aufsatz  über  die  Ergebnisse  der  Reichs -Post-  und 
Telegraphenverwaltung  während  der  letzten  fünf  Jahre,  Nr.  I  und  2  des 
Archivs  1907).  In  der  Richtung  aus  Amerika  weist  der  Postpaket- 
verkehr fast  dieselben  Zahlen  auf;  nur  hat  er  1903,  weil  man  in  Amerika 
an  die  Absendung  kleiner  Pakete  mehr  gewöhnt  ist,  nicht  ab-  sondern  weiter 
zugenommen.  Die  Zahl  der  Postpakete  aus  Amerika  in  diesem  Jahre  betrug 
28  375  Stück. 

Zur  weiteren  Entwicklung  des  durch  die  Dampfer  des  Norddeutschen 
Lloyd  vermittelten  Postverkehrs  auf  den  Reichspostlinien  nach  Ostasien 
und  Australien  in  den  letzten  Jahren  hat  namentlich  die  Errichtung  zahl- 
reicher deutscher  Postämter  in  China  und  im  Schutzgebiete  von  Kiautschou 
beigetragen. 

Außer  nach  den  beiden  großen  durch  den  Norddeutschen  Lloyd  be- 
herrschten Postgebieten,  deren  Verhältnisse  vorstehend  besonders  erörtert 
sind,  befördern  die  Dampfer  des  Unternehmens  auch  noch  die  Post 
nach  allen  übrigen  von  ihnen  angelaufenen  Häfen;  dadurch  hat  der  Lloyd, 
wie  die  Festschrift  njit  Recht  hervorhebt,  eine  überaus  weittragende  Be- 
deutung für  die  internationalen  Postbeziehungen  erlangt. 

Die  Berührungspunkte  des  Norddeutschen  Lloyd  mit  der  Telegraphie 
liegen,  wie  in  dem  Abschnitt  über  »Die  Sicherheitsvorkehrungen  an  Bord« 
ausgeführt  wird,  auf  dem  Gebiete  der  drahtlosen  Telegraphie,  die  sich 
der  Norddeutsche  Lloyd  als  einer  der  ersten  nutzbar  gemacht  hat.  Die 
von  ihm  errichteten  beiden  Stationen  auf  Borkum  Riff  und  dem  Leuchtturme 
Borkum  waren  bekanntlich  die  ersten  Stationen  für  drahtlose  Telegraphie 
an  der  deutschen  Küste.  Beide  Stationen,  ursprünglich  mit  Marconi- 
Apparaten  ausgerüstet,  sind  inzwischen  von  der  Reichs -Postverwaltun<jf 
übernommen  und  mit  dem  deutschen  System  Telefunken  versehen  worden. 

*)  Vergleichsweise  seien  hier  die  in  der  Festschrift  nicht  enthaltenen  gleichen 
Zahlen  für  die  Jahre  1004,  1905  und  1906  angegeben.    Es  hat  betragen  die  Zahl  di-r 
mit  Lloydschiffen  in  der  Richtung  nach  New  York  beförderten  Postpakete  1904:  15  04  vi, 
1905:  19992  und  1906:  25816  Stück  und  die  Zahl  der  Postfrachtstücke  1904: 
1905:  5224  und  1906:  5443  Stück. 
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Mit  Stationen  für  drahtlose  Telegraphie  sind  gegenwärtig  die  drei  Schnell- 
dampfer des  Lloyd  »Kaiser  Wilhelm  IL«,  »Kaiser  Wilhelm  der  Große«  und 
»Kronprinz  Wilhelm«  ausgerüstet,  ferner  die  Dampfer  der  Barbarossa-Klasse 
»Großer  Kurfürst«  und  »Bremen«. 

Aus  den  wenigen  Proben  mögen  unsere  Leser  ersehen .  wie  eingehend 
bis  in  alle  Einzelheiten  hinein  die  Denkschrift  durchgearbeitet  ist,  und  welches 
schätzenswerte  Material  über  die  Geschichte  des  Norddeutschen  Lloyd  und 
über  seine  hervorragende  Stellung  unter  allen  Reedereien  der  Welt  sie  bietet. 

Zum  Schlüsse  möchten  wir  uns  nicht  versagen,  unseren  Lesern  noch 
eine  kurze  Schilderung  der  Jubelfeier  selbst  zu  geben,  die  einen  glänzenden 
Verlauf  nahm.  Von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  war  als  Vertreter  Seine 
Königliche  Hoheit  der  Prinz  Friedrich  Wilhelm  von  Preußen 
entsandt  worden.  Ferner  nahmen  an  den  Festlichkeiten  u.  a.  teil  der 
preußische  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Breitenbach,  der  olden- 
burgische Minister  Willich,  der  Staatssekretär  des  Reichs -Postamts  Kraetke 
nebst  zwei  Mitgliedern  des  Reichs  -  Postamts ,  der  stellvertretende  Direktor 
der  Kolonialabteilung  des  Auswärtigen  Amts  Dernburg,  die  Gesandten  Freiherr 
von  Heyking  und  Klügmann,  der  Vizeadmiral  von  Ahlefeld,  der  Rektor  und 
Prorektor  der  Technischen  Hochschule  in  Charlottenburg,  der  Präsident 
der  Hamburg- Amerika  Linie  Tietgens  und  deren  Generaldirektor  Ballin 
sowie  zahlreiche  andere  Vertreter  von  Reichs-  und  Staatsbehörden, 
darunter  der  Ober -Postdirektion  in  Bremen,  der  Großindustrie,  des 
Kaufmannsstandes  usw.  Die  Zahl  der  eingelaufenen  Telegramme  und 
Glückwunschschreiben  und  der  dem  Norddeutschen  Lloyd  gewidmeten 
Adressen,  Blumenspenden  usw.  war  überaus  groß.  L'nter  den  Tele- 
grammen und  Glückwunschschreiben  befanden  sich  solche  Seiner  Majestät 
des  Königs  von  Sachsen,  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Württemberg, 
Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Großherzogs  von  Oldenburg  und  anderer 
deutscher  Bundesfürsten  sowie  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Prinzen 
Heinrich  von  Preußen,  Ihrer  Königlichen  Hoheit  der  Prinzessin  PLitel- 
Friedrich,  von  den  Staatssekretären  des  Auswärtigen  Amts  und  des  Reichs- 
Marineamts  und  vom  Direktor  im  Reichs- Postamte  Giesekc.  Die  Stadt 
Bremen  hatte  einen  prächtigen  Festschmuck  angelegt. 

Zur  Vorfeier  fand  am  19.  Februar  abends  ein  Festessen  statt,  das  der 
Aufsichtsrat  und  der  Vorstand  des  Norddeutschen  Lloyd  zu  Ehren  des 
Direktors  Bremermann  veranstalteten,  der  während  der  ganzen  fünfzig  Jahre 
des  Bestehens  der  Gesellschaft  bei  ihr  tätig  gewesen  ist. 

Die  eigentlichen  Feierlichkeiten  wurden  am  20.  Februar  mittags  mit  der 
Grundsteinlegung  zum  Baue  des  neuen  Verwaltungsgebäudes  eröffnet.  Die 
Festrede  hielt  der  präsidierende  Bürgermeister  Dr.  Markus.  Er  gedachte 
des  alten  Gebäudes,  das  ein  Zeichen  gewesen  sei  für  den  schlichten  Sinn 
der  Männer,  die  den  Norddeutschen  Lloyd  begründet  und  ihn  zu  der 
Höhe  emporgeführt  haben,  auf  der  er  sich  heute  befindet.  Daran  knüpfte 
er  den  Wunsch,  daß  das  Haus  erstehen  möge  zur  Freude  seines  Erbauers, 
des  Architekten  Coppe,  zur  Zierde  der  Stadt  und  zur  Ehre  Bremens  und 
des  deutschen  Vaterlandes.  Alsdann  wurde  eine  Kassette  in  den  Grundstein 
eingemauert,  die  u.  a.  eine  Jubiläumsausgabe  der  Geschichte  des  Nord- 
deutschen Lloyd  enthält. 

Nachmittags  fand  im  Rathaus  unter  dem  Vorsitze  Seiner  Königlichen 
Hoheit  des  Prinzen  Friedrich  Wilhelm  von  Preußen  ein  großes  Festmahl 
des  Senats  statt.  Den  ersten  Trinkspruch  brachte  wiederum  der  präsi- 
dierende Bürgermeister  Dr.  Markus  aus.  Er  erinnerte  daran,  daß  der  Senat 
von  Bremen  schon  einmal  zu  Ehren  einer  transatlantischen  Dampfergcsell- 
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schaft  ein  öffentliches  Fest  veranstaltet  habe,  und  zwar  vor  60  Jahren,  als 
am  19.  Juni  1847  unter  Kanonendonner  der  Raddampfer  »Washington«  der 
»Ocean  Steam  Navigation  Company«  in  Bremerhaven  vor  Anker  gegangen 
sei  als  erstes  Schiff  einer  Dampferlinie  zwischen  der  neuen  Welt  und  dem 
europäischen  Kontinent.  Damals  sei  in  begeisterten  Reden  die  Bedeutung 
der  neuen  Linie  nicht  nur  für  Bremen,  sondern  für  ganz  Deutschland  her- 
vorgehoben und  insbesondere  als  verheißungsvolle  Vorbedeutung  gepriesen 
worden,  daß  die  sonst  so  wenig  einigen  deutschen  Staaten  durch  ihre  Be- 
teiligung an  dem  Unternehmen  sich  zu  gemeinsamem  Handeln  verbunden 
hätten.  Die  damals  ausgesprochenen  Wünsche  für  die  Einigung  Deutsch- 
lands seien  in  einer  zu  jener  Zeit  nicht  geahnten,  glückbringenden  Weise  in 
Erfüllung  gegangen.  Denn  erstanden  sei  das  Deutsche  Reich,  das  Reich 
vom  Fels  zum  Meere.  Die  Rede  klang  in  ein  Hoch  auf  Seine  Majestät 
den  Kaiser  aus,  dessen  unablässiger  Fürsorge  das  Vaterland  die  herrlichste 
Kriegsflotte  verdanke,  der  aber  auch  der  Handelsschiffahrt  allezeit  ein 
mächtiger  Förderer  und  wahrer  Freund  gewesen  sei. 

Darauf  erhob  sich  Seine  Königliche  Hoheit  der  Prinz  Friedrich  Wilhelm 
von  Preußen,  um  dem  Senate  die  Glückwünsche  Seiner  Majestät  des  Kaisers 
auszusprechen,  der  auch  seinerseits  dazu  beigetragen  habe,  daß  der  Lloyd 
in  den  hinter  ihm  liegenden  50  Jahren  so  große  F'rfolge  erringen  konnte. 

In  einer  zweiten,  außerordentlich  wirkungsvollen  Rede  feierte  sodann  der 
präsidierende  Bürgermeister  Dr.  Markus  den  Norddeutschen  Lloyd,  indem 
er  u.  a.  folgendes  ausführte: 

»Wenn  wir  heute  das  fünfzigjährige  Bestehen  des  Norddeutschen 
Lloyd  festlich  begehen  und  dabei  unsere  Blicke  zurücklenken  in  die 
Zeit,  in  der  der  Grund  gelegt  wurde  zu  dem  jetzt  so  blühenden  Unter- 
nehmen,  so  sehen  wir,  wie  in  sie  noch  hineinragt  die  markanteste 
Figur,  die  Bremens  neuere  Geschichte  aufweist,  der  einzige  Mann,  dem 
Bremen  bislang  in  seinen  Mauern  ein  Standbild  gesetzt  hat,  der  große 
Bürgermeister  Johann  Smidt.  Wenige  Monate  nach  der  Begründung 
des  Norddeutschen  Lloyd,  als  Vierundachtziger  und  als  Präsident  des 
Senats  aus  seinem  erfolgreichen  Wirken  abberufen,  erscheint  er  direkt 
nicht  beteiligt  bei  dieser  Schöpfung.  Und  doch  ist  es  seines  Geistes, 
was  die  Männer  des  Lloyd  gedacht  und  getan.  Hat  Smidt  doch  als 
Begründer  Bremerhavens  erst  die  Voraussetzung  geschaffen,  ohne  die 
Bremen  nie  daran  hätte  denken  können,  den  ozeanischen  Verkehr  an 
sich  zu  fesseln,  und  ist  doch  sein  ganzes  Sinnen  und  Trachten  darauf 
gerichtet  gewesen,  vereint  mit  gleichgesinnten  Männern  —  es  sei  hier 
nur  des  Namens  Duckwitz  gedacht  —  alle  die  staatlichen  Einrichtungen 
ins  Leben  zu  rufen,  die  der  Weltverkehr  erheischt.  Aber  die  Männer, 
die  dann  sich  der  schweren  Aufgabe  unterzogen,  das,  was  im  bloßen 
Rahmen  gegeben,  mit  lebenskräftigem  Gebilde  auszufüllen,  sie  waren 
seiner  würdig.  Ein  H.  H.  Meier,  ein  Crüsemann  planten  und  schufen 
weitschauenden  Geistes,  was,  um  mit  einem  Kaiserworte  zu  reden, 
für  die  »Zukunft  Deutschlands  auf  dem  Wasser«  von  so  großer  Be- 
deutung werden  sollte.  Welcher  Wagemut  gehörte  aber  damals  dazu 
für  die  bremische  Kaufmannschaft?  Was  war  denn  das  Bremen  von 
1857?  Eine  Stadt  von  nur  60000  Einwohnern!  Und  dieses  Bremen 
war  allein  auf  seine  Kräfte  angewiesen.  Noch  stand  nicht  hinter  ihm 
ein  staatlich  geeintes  Deutschland,  das,  wo  es  geboten,  mit  seinen 
mächtigen  Mitteln  eingreift;  noch  nicht  war  Deutschland  zu  dem 
kraftvollen  Wirtschaftskörper  erstarkt,  der  es  heute  ist.  Und  fürwahr 
auch  sonst  war  das  Jahr  1857  nicht  dazu  angetan,  zu  weitausholenden 
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Unternehmungen  anzureizen.  Die  große  Krisis  des  Jahres  1857,  von 
den  Vereinigten  Staaten  ausgehend,  hatte  ihre  verhängnisvollen  Wellen 
nach  Europa  weitergetragen  und  gab  hier  zu  manchen  Sorgen  Anlaß. 
Wenn  trotz  alledem  Bremens  Kaufleute  den  Zeitpunkt  für  gekommen 
erachteten,  an  das  große  Unternehmen  heranzutreten,  so  hat  die  Folge- 
zeit erwiesen,  daß  sie  die  Zeichen  der  Zeit  verstanden  haben.  Und 
wie  die  Männer,  die  den  Begründern  des  Lloyd  gefolgt  sind,  das  Be- 
gonnene großzügig  weiter  entwickelt  haben,  das  zeigen  schlagend  die 
Flotte  von  dreiviertel  Millionen  R.  T..  die  der  Lloyd  heute  sein  eigen 
nennt,  und  das  gewaltige  Netz  seiner  Linien,  das  heute  den  Erdball 
umspannt.  Da  entspricht  die  Jetztzeit  nur  einer  tiefempfundenen 
Pflicht,  wenn  sie  den  Gedenktag  des  Lloyd  in  feierlicher  Weise  begeht, 
um  dadurch  den  lebenden  und  den  kommenden  Geschlechtern  die  Er- 
innerung wach  zu  halten  an  die  große  nationale  Tat,  die  die  kühne 
Begründung  und  die  zielbewußte  Ausgestaltung  des  Lloyd  in  sich 
schließen.« 

Der  Redner  teilte  dann  weiter  mit,  daß  der  Senat  beschlossen  habe, 
den  Festtag  durch  die  Stiftung  einer  von  Künstlerhand  entworfenen 
Denkmünze  auszuzeichnen,  die  er,  wenn  auch  zunächst  nur  in  symbolischer 
Form,  den  Leitern  des  Norddeutschen  Lloyd  überreichte.  In  seiner 
Erwiderung  sprach  der  Präsident  des  Aufsichtsrats  George  Plate  dem 
Senat  und  der  Bürgerschaft  Bremens  den  Dank  des  Norddeutschen 
Lloyd  aus  und  gedachte  zum  Schlüsse  dankend  der  Anwesenheit  Seiner 
Königlichen  Hoheit  des  Prinzen  Friedrich  Wilhelm. 

An  das  Festmahl  schloß  sich  eine  gesellige  Zusammenkunft  im  altbe- 
kannten Bremer  Ratskeller,  an  der  Seine  Königliche  Hoheit  der  Prinz 
Friedrich  Wilhelm  mit  den  Herren  des  Gefolges  ebenfalls  teilnahm. 

Am  21.  Februar  nachmittags  fand  an  Bord  des  Schnelldampfers  »Kaiser 
Wilhelm  II.«  in  Bremerhaven  ein  vom  Norddeutschen  Lloyd  veranstaltetes 
Festessen  statt,  an  dem  etwa  550  Personen  teilnahmen.  Zwei  Sonderzüge 
brachten  die  Teilnehmer  um  1  Uhr  nach  Bremerhaven,  wo  reicher  Flaggen- 
schmuck der  im  Hafen  liegenden  Lloyddampfer  die  Ankommenden  be- 
grüßte. Der  Speisesaal  an  Bord  war  mit  prachtvollen  silbernen  Aufsätzen, 
zierlichen  Medusenranken,  Rosen.  Flieder  und  Tulpenaufsätzen  festlich  ge- 
schmückt. Zuerst  ergriff  der  Präsident  George  Plate  das  Wort,  um  das 
Hoch  auf  Seine  Majestät  den  Kaiser  auszubringen  und  mitzuteilen,  daß 
der  Aufsichtsrat  beschlossen  habe,  zur  Erinnerung  an  den  Jubcltag  dem  in 
Geestemünde  im  Baue  befindlichen  großen  Reisedampfer  von  18000  R.  T. 
und  15000  Pferdekräften  den  Namen  »Prinz  Friedrich  Wilhelm«  zu  geben. 
Darauf  erwiderte  Seine  Königliche  Hoheit  der  Prinz  Friedrich  Wilhelm: 

»Ich  bin  wahrhaft  gerührt  über  die  große  Ehrung,  die  mir  da- 
durch angetan  ist,  daß  der  Aufsichtsrat  beschlossen  hat,  ein  Schiff 
nach  mir  zu  nennen,  und  Sie  wollen  versichert  sein,  daß  ich  dieser  großen 
Ehre  mir  voll  bewußt  bin.  Der  Herr  Präsident  hat  die  Güte  gehabt, 
nachzufragen,  ob  ich  einverstanden  sei,  daß  das  Schiff  meinen  Namen 
erhalte.  Ich  muß  zuvor  die  Genehmigung  Seiner  Majestät  des  Kaisers 
dazu  einholen.  Meine  Herren!  Ich  habe  bereits  gestern  Gelegenheit 
gehabt,  die  Anerkennung  und  das  Wohlwollen  Seiner  Majestät  des 
Kaisers  für  den  Norddeutschen  Lloyd  zum  Ausdrucke  zu  bringen, 
und  ich  kann  Sie  versichern,  daß  ich  von  hier  scheide  in  der 
Uberzeugung,  daß  der  Norddeutsche  Lloyd  immerdar  sich  der 
Kaiserlichen  Huld  und  Gnade  würdig  erzeigen  wird.  Blickt  man 
zurück  auf  die  fünfzig  Jahre,  die  hinter  ihm  liegen,   so   wird  man 
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mit  größter  Bewunderung  erfüllt.  Aus  kleinen  Anfängen  hat  sich 
der  Lloyd  zu  der  Höhe  emporgearbeitet,  auf  der  er  imstande  ist,  mit 
den  größten  Schiffahrtsgesellschaften  der  Welt  um  die  erste  Stellung 
zu  ringen.  Er  ist  der  Vermittler  unseres  wirtschaftlichen  Lebens  mit 
anderen  Ländern.  Er  ist  es,  der  anderen  Ländern  deutschen  Fleiß, 
deutsche  Arbeit  und  deutsche  Kultur  nutzbar  macht.  Er  hat  sich 
an  der  Entwicklung  der  Schiffsbaukunst  ein  großes  Verdienst  er- 
worben, und  durch  den  Geist,  den  er  in  seinen  Kapitänen,  seinen 
Offizieren  und  in  der  Mannschaft  seiner  Flotte  großzieht,  ist  er  nicht 
hoch  genug  zu  schätzen  für  die  Wehrkraft  des  deutschen  Vaterlandes. 
Meine  Wünsche  für  den  Norddeutschen  Lloyd  gehen  nun  dahin,  daß 
es  ihm  vergönnt  sein  möge,  getragen  durch  das  Wohlwollen  Seiner 
Majestät  und  durch  das  Vertrauen  des  deutschen  Volkes,  in  dem  vor 
ihm  liegenden  halben  Jahrhundert  auf  dem  mit  Ruhm  und  Erfolg 
betretenen  Wege  zu  verharren,  auf  daß  es  ihm  vergönnt  sein  möge, 
daß  wir  Deutsche  immer  mit  Stolz  sagen  können:  »der  Norddeutsche 
Lloyd  ist  unser !«.  Darauf  bitte  ich  Sic  das  Glas  zu  erheben  und  zu 
rufen:  »Der  Norddeutsche  Lloyd  lebe  hoch,  nochmals  hoch  und 
immer  hoch !« 

Sodann  ergriff  Seine  Exzellenz,  der  Staatssekretär  des  Reichs-Post- 
amts Kraetke  das  Wort,  indem  er  ausführte: 

»Meine  geehrten  Herren!  Ich  habe  zunächst  die  besten  Glück- 
wünsche des  Herrn  Reichskanzlers,  Fürsten  Bülow ,  mündlich  zum 
Ausdrucke  zu  bringen,  dessen  Zeit  es  ihm  nicht  gestattete,  an  dem  Feste 
teilzunehmen.  Sodann  möchte  ich  namens  der  Rcichsämter  dem  Lloyd 
unsern  tiefgefühlten  Dank  dafür  aussprechen,  daß  er  uns  Gelegenheit 
gegeben  hat,  an  diesem  schönen  Feste  teilzunehmen.  Es  ist  eine  Ehre 
und  Freude  für  uns,  die  wir  so  lange  mit  ihm  zusammengewirkt  haben. 
Mein  Ressort  ist  ja  an  diesem  Jubiläum  besonders  beteiligt.  Wenn 
wir  an  die  alte  Zeit  zurückdenken,  an  die  Zeit  von  1846,  so  sollte 
uns  immer  gegenwärtig  sein,  daß  Bremen  das  Verdienst  gehabt  hat,  die 
erste  deutsche  Postdampferverbindung  mit  Amerika  eingeführt  zu  haben. 
Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  hatte  die  Cunard-Linie  mit  reichlicher  Unter- 
stützung von  Regierungen  die  Post  nach  Amerika  befördert,  aber 
wohl  nicht  immer  so  ganz  nach  Wunsch  der  Amerikaner.  Denn  im 
Jahre  1846  schrieb  der  Generalpostmeister  der  Vereinigten  Staaten  eine 
Submission  zur  Herstellung  einer  amerikanischen  Postdampfschiffahrts- 
verbindting  mit  einem  der  wichtigsten  Häfen  Europas  aus.  Bremen, 
meine  Herren,  eine  aufstrebende  Stadt,  scheute  sich  nicht,  anzunehmen, 
dieser  Hafen  könnte  nur  Bremen  sein.  (Heiterkeit.)  Und  wenn  wir 
die  Denkwürdigkeiten  des  Senators  Duckwitz  durchblättern,  so  finden 
wir,  wie  Bremen  damals  vorgegangen  ist.  Der  Senat  schickte  einen 
Vertreter  nach  Bremerhaven,  um  mit  Hannover  und  Amerika  einen 
Postvertrag  abzuschließen.  Der  hochbegabte  alte  Senator  Smidt  gab  dem 
Vertreter  mit  auf  den  Weg:  Seien  sie  vorsichtig!  (Große  Heiterkeit.) 
Ein  Postvertrag  ist  ein  Vertrag  mit  dem  Satan,  man  glaubt,  man  hat 
etwas,  und  kommt  zurück  und  hat  doch  nichts.  In  gewisser  Beziehung, 
fährt  Duckwitz  fort,  hatte  Herr  Senator  Smidt  recht;  damals  lagen  die 
Postverhältnissc  noch  anders  wie  heute,  es  war  ein  Raubkrieg  aller 
gegen  alle.  Wenn  ich  aber  zurückblicke  auf  die  Zeit,  wo  ich  das 
orangefarbene  Tuch  trage,  so  glaube  ich,  daß  die  Zeiten  doch  anders 
geworden  sind,  und  ich  glaube,  man  hat  mich  nicht  für  einen  Anhänger 
Beelzebubs  gehalten.    Wir  sind  immer  mit  Bremen  gut  fertig  geworden. 
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Hier  sind  Vertreter  fast  aller  Reichsressorts,  nur  die  Justiz  ist  nicht 
vertreten,  und  das  ist  ein  gutes  Zeichen.  (Große  Heiterkeit.)  Wir 
sind  nie  so  weit  gekommen,  daß  die  richterliche  Entscheidung  an- 
gerufen worden  ist,  wir  haben  uns  immer  geeinigt.  Ich  will  nun  in 
Bescheidenheit  das  Verdienst  davon  nicht  auf  unsere  Seite  legen,  ich 
darf  sagen,  daß  wir  für  die  Bedürfnisse  der  Zeit  beim  Lloyd  immer 
ein  großes  Verständnis  gefunden  haben.  Zu  einer  rechten  Ehe  ist  es 
allerdings  nicht  gekommen.  Das  war  unmöglich,  denn  es  handelt  sich 
um  ein  festes  Verhältnis  mit  vier  Personen  (Große  Heiterkeit),  das 
hätte  sich  also  nicht  arrangieren  lassen.  Bis  1885  wäre  es  ja  ge- 
gangen, da  stand  die  Post  allein  mit  dem  Lloyd  in  Verbindung.  Dann 
aber  kamen  noch  Konkurrenten  in  Frage.  Ein  Postdampfergesetz 
wurde  gemacht,  und  da  traten  die  Bedürfnisse  von  vier  Reichsressorts 
in  Geltung.  Der  Lloyd  hatte  sich  inzwischen  aus  einer  kleinen 
Schiffahrtsgesellschaft,  die  am  21.  Februar  1857  mit  drei  Schiffen  be- 
gonnen hatte,  zu  einer  hochangesehenen  Gesellschaft  entwickelt,  und 
er  war  die  einzige  Gesellschaft,  die  sich  mit  Erfolg  um  die  Aus- 
führung des  Postdampferunternehmens  bewarb.  Die  Reichsregierung 
hat  sich  in  ihrer  Erwartung,  daß  der  Lloyd  ihren  Intentionen  ent- 
sprechen würde,  nicht  getäuscht;  der  Lloyd  hat  alles  daran  gesetzt, 
ihren  Wünschen  gerecht  zu  werden.  Das  ist  ihm  gelungen  infolge 
des  besonderen  Glücks,  daß  an  der  Spitze  des  Unternehmens  immer 
Männer  gestanden  haben,  die  den  Puls  der  Zeit  gefühlt  haben,  die 
Verständnis  für  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs,  des  Handels,  der  In- 
dustrie gehabt  haben  und  die  auch  vielleicht  eine  den  Bewohnern  der 
Nordseeküste  eigene  Eigenwilligkeit  oder  wollen  wir  lieber  sagen 
Energie  (Heiterkeit)  besaßen,  ein  festes  Ziel  vor  Augen  gehabt  haben. 
Mir  ist  das  Glück  zuteil  geworden,  sie  fast  alle  noch  kennen  zu  lernen. 
Wir  sehen  die  Schatten  des  alten  H.  H.  Meier  und  von  Lohmann  auf- 
steigen, von  Männern,  denen  der  Lloyd  sehr  viel  verdankt.  Als 
Lohmann  seine  Augen  schloß,  hat  vielleicht  mancher  gedacht:  Wie 
wird  die  Sache  nun  gehen?  Der  Lloyd  hat  aber  immer  das  Glück 
gehabt,  den  rechten  Mann  zur  rechten  Zeit  zu  rinden.  Zu  jener  Zeit 
waren  es  sogar  zwei.  Wir  haben  die  Freude,  beide  Herren  hier  unter 
uns  zu  sehen,  Herrn  Geo.  Plate  und  Herrn  Dr.  VViegand.  Ein 
epitheton  ornans,  glaube  ich,  ist  für  keinen  der  beiden  Herren  not- 
wendig; ihre  Taten  sprechen  für  sie,  es  würde  ihnen  auch  peinlich 
sein,  große  Lobeserhebungen  zu  hören.  Eines  aber  dürfen  wir  doch 
nicht  unterlassen  hervorzuheben:  der  genialen,  stetigen  und  treuen 
Arbeit  dieser  beiden  Herren  verdankt  es  der  Lloyd,  daß  er  zu  dieser 
machtvollen  Schiffahrtsgescllschaft  emporgewachsen  ist,  die  heute  unser 
Stolz  ist,  die  mit  allen  ausländischen  Gesellschaften  voll  konkurrieren 
kann,  und  die  sich  nicht  bloß  der  Deutschen,  sondern  auch  der  Aus- 
länder Anerkennung  erfreut.  Wer  wie  ich  jahrelang  im  Auslande 
gelebt  und  die  Schiffe  wohl  aller  Nationen  mehrfach  zu  Seereisen 
benutzt  hat,  der  weiß  zu  schätzen,  welch  angenehmes  Gefühl  es  ist, 
zu  wissen,  daß  das  Ruder  und  das  Kommando  des  Schiffes  in  guter 
Hand,  in  der  Hand  von  pflichtbewußten  Leuten  ist,  denen  eine  Mann- 
schaft zur  Seite  steht,  die  ihren  Ruhm  und  ihre  Ehre  darin  sieht, 
Tüchtiges  zu  leisten.  Meine  Herren,  so  etwas  kommt  nicht  von  selbst, 
so  etwas  muß  erzogen  werden.  Wie  tüchtig  die  Menschen  auch  sind, 
die  an  der  Spitze  einer  großen  Verwaltung  stehen,  mit  dem  Kommando- 
ton allein  ist  es  nicht  gemacht,  sondern  es  gehört  dazu  auch  ein  volles 
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Gemüt,  ein  Herz  für  alle  Untergebenen,  das  hei  ihnen  das  Gefühl  an- 
regt: v  on  dir  wird  viel  verlangt,  aber  die  Leiter  dieses  Unternehmens 
schonen  sich  auch  nicht  und  sie  sind  emsig  bestrebt,  dein  Leben  so 
zu  gestalten,  wie  es  unter  den  Verhältnissen  möglich  ist,  sie  haben 
Gefühl  für  dein  Leiden  und  deine  Schmerzen.  Und  das  ist  eine  große 
Aufgabe,  deren  Lösung  den  Leitern  des  Lloyd  voll  gelungen  ist. 
Ich  glaube  nicht  zu  viel  zu  sagen,  daß  alle  Beamten,  alle  Offiziere 
und  die  Mannschaften  mit  Vertrauen  zur  Leitung  des  Lloyd  hinauf- 
sehen und  wissen,  daß  sie  dort  allezeit  Hilfe  finden  werden.  Mit 
hoher  Achtung  sehen  wir  die  Leistungen  des  Lloyd  für  unser  Vater- 
land, in  Bewunderung  des  vorzüglichen  SchifTsmaterials,  das  er  dem 
Reiche  für  alle  Zwecke,  in  Friedens-  und  auch  in  schlechten  Zeiten, 
zur  Verfügung  stellt,  in  Bewunderung  der  Bravheit  und  Tüchtigkeit 
der  Offiziere  und  Mannschaften ,  der  musterhaften  Organisation  der 
Verwaltung.« 

Der  Staatssekretär  schloß  mit  einem  Hoch  auf  den  Vorstand  und  den 
Aufsichtsrat  des  Norddeutschen  Lloyd.  Weitere  Reden  wurden  noch  gehalten 
von  dem  Generaldirektor  Dr.  Wiegand,  dem  stellvertretenden  Direktor  der 
Kolonialabtcilung  des  Auswärtigen  Amts  Dernburg,  dem  Vizeadmiral  von 
Ahlefeld,  dem  Direktor  im  Reichsamte  des  Inneren  von  Jonquieres  u.  a. 
Auch  der  präsidierende  Bürgermeister  Dr.  Markus  ergriff  noch  einmal  das 
Wort,  um  in  längerem  Trinkspruche  den  verdienten  Leiter  des  Proviantamts 
des  Norddeutschen  Lloyd  Direktor  Bremermann  zu  feiern,  der  in  der  Er- 
scheinungen Flucht  der  einzige  feste  Pol  sei,  der  die  Entwicklung  des  Nord- 
deutschen Lloyd  von  Anfang  an  miterlebt  habe.  Möge  das  System  Bremer- 
mann, das  System  der  Treue,  so  schloß  er,  allen  anderen  ein  schönes 
Vorbild  sein. 

Die  Rückfahrt  nach  Bremen  erfolgte  mittels  Sonderzugs  um  8  Uhr. 
Bei  der  Abfahrt  der  Gäste  erstrahlte  der  Dampfer  »Kaiser  Wilhelm  II.« 
in  feenhafter  elektrischer  Beleuchtung  und  gewährte  noch  von  weitem  einen 
prächtigen  Anblick.  Auch  in  Bremerhaven  fand  eine  größere  städtische 
Feier  mit  Fackelzug  statt,  an  dem  über  2000  Personen  teilnahmen. 


Eine  Studienreise  der  Cölner  Vereinigung  für  rechts- 
und   staatswissenschaftliche    Fortbildung    nach  den 
belgisch-holländischen  Seehäfen. 

Von  Postinspektor  Bettac  in  Viersen. 

(Schluß.» 

Der  Hafen  von  Amsterdam  (Fig.  3)  war  ursprünglich  nur  eine  Bucht 
der  Zuider  See  —  das  Y  genannt  — ;  da  aber  allmählich  Versandung  eintrat, 
wurde  18 ig  bis  1825  eine  neue  Verbindung  mit  dem  Meere  geschaffen,  und 
zwar  nach  Norden,  weil  von  da  die  Hauptartikel  des  Amsterdamer  Handels, 
u.  a.  das  baltische  und  polnische  Getreide,  kamen.  Diese  Zufahrt,  der 
»Nordholländische  Kanal«,  war  80  km  lang,  35  bis  40  m  breit  und  5,5  m 
tief.    Die  Kosten  von  8  Millionen  Gulden  wurden  vom  holländischen  Staate 
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getragen.     Aber  die  Verkehrsrichtung  verschob   sich  von   Norden  nach 
Westen,  und  damit  ergab  sich  für  Amsterdam  die  Notwendigkeit,  einen  für 
moderne  Schiffe  fahrbaren  Kanal  nach  Westen  zur  Nordsee  herzustellen. 
Deshalb  wurde  1865  bis  1876  der  » Nordseekanal«  durch  eine  Privatgesellschaft 
gebaut  und  1882  vom  Staate  für  6  Millionen  Gulden  übernommen.  Dieser 
Kanal  ist  27  km  lang  und  mündet  bei  Ijmuiden,  wo  ihn  eine  Schleuse 
gegen  die  offene  Nordsee  abschließt;  im  übrigen  ist  er  schleusenfrei  und 
daher  für  die  Schiffahrt  sehr  bequem.     1890  mußte  die  erste  Erweiterung  des 
Kanalbetts  auf  9  m  Tiefe  (Suezmaß)  und  25  m  Breite  vorgenommen  und 
eine  zweite  Schleuse  bei  Ijmuiden  von  225  m  Länge,  25  m  Breite  und  10  m 
Tiefe  angelegt  werden,  da  die  Schiffsgröße  sich  inzwischen  erheblich  ge- 
steigert hatte;  die  Kosten  betrugen  5  Millionen  Gulden.    1897  und  1898  er- 
folgte eine  neue  Verbreiterung  des  Kanals  auf  32  m,  die  4  Millionen  Gulden 
kostete.   Eine  abermalige  Verbreiterung  und  Vertiefung  auf  50  bis  60  m  und 
10,3  m  wurde  1899  beschlossen.    Damit  wird  eine  Hafenstraße  für  Amster- 
dam geschaffen,  die  allen  Anforderungen  genügt.    Auch  hier  trägt,  wie  in 
Rotterdam,  die  Stadt  '/,„,  der  Staat  °/10  der  Kosten,  dabei  erhebt  der  Staat 
nicht  einmal  Kanalabgaben.    Da  die  Zufahrtstraßen  von  der  Nordsee  her 
durch  die  Schleusen  von  Ijmuiden  und  von  der  Zuider  See  durch  die  Oranien- 
schleusen  abgeschlossen  sind,  ist  der  Gezeitenwechsel  im  Amsterdamer  Hafen 
gänzlich  ausgeschaltet.    Deshalb  brauchten  die  Hafenbecken  nicht  als  Docks 
eingerichtet  und  mit  Schleusentoren  versehen  zu  werden,  sondern  konnten 
offen  bleiben.    Amsterdam  ist  die  Stadt  großartiger  Wasser-  und  Pfahl- 
bauten; die  meisten  Häuser  ruhen  auf  Pfählen.    Am  Südufer  des  Y  sind  drei 
künstliche  Inseln  aufgeschüttet  worden,  die  den  Zentralbahnhof  und  andere 
Eisenbahnanlagen  tragen,    östlich  und  westlich  davon  liegen  die  beiden 
ältesten  Hafenbecken,  Ost-  und  Westhafen,  die  jetzt  nur  noch  für  kleinere 
Seeschiffe  von  4,5  m  Tiefgang  ausreichen.    Nach  Eröffnung  des  Nordsee- 
kanals wurden  in  den  Jahren  1876  bis  1883  die  drei  neuen  Becken  des  Holz- 
hafens angelegt;  von  ihren  125  ha  sind  40  für  Seeschiffe,  85  für  Floßholz- 
lagerung bestimmt.    1889  wurde  westlich  von  der  Stadt  ein  Petroleumhafen 
mit  Tankanlage  eröffnet.    Bedeutsamer  noch  als  die  Becken  sind  die  frei 
in  das  Y  hineingebauten  Kais,  für  kleinere  Schiffe  die  de  Ruyterkade,  für 
größere  Seeschiffe  die  2  km  lange  Handelskade  nebst  ihren  Fortsetzungen, 
der  Kohlen-  und  Erzkadc,  ihr  gegenüber  seit  1899  die  Y-Kade.    Den  Be- 
schluß machten  das  Eisenbahnbecken,  dessen  Kais  von  den  beiden  Eisen- 
bahngesellschaften, Hollandschc  Ijzcren  Spoorweg  Maatschappij  und  Maat- 
schappij  van  Staatsspoorwegen ,  benutzt  werden,  ferner  der  1900  eröffnete 
Zollhafen  mit  den  Lagerstätten  für  unverzollte  Waren,  endlich  der  Vor- 
hafen  des  Rheinkanals,   der  im  Osten   nur  durch  einen  Damm  von  der 
Zuider  See  getrennt  ist. 

Die  Gesamtwasserfläche,  die  im  Amsterdamer  Hafen  den  Seeschiffen  zur 
Verfügung  steht,  beträgt  157,5  ha,  die  Kailänge  6,1  km.  Die  ältesten  Becken 
sind  nicht  mit  Kaimauern  versehen,  sondern  nur  mit  Dükdalben,  können 
also  nur  von  solchen  Seeschiffen  benutzt  werden,  die  in  Binnen-  oder 
Leichterfahrzeuge  überladen  wollen.  Die  neuen  Becken  und  Kais  ent- 
sprechen allen  Anforderungen  des  modernen  Großverkehrs  und  sind  mit 
technischen  Hilfsmitteln  reichlich  ausgestattet.  Auf  der  Handelskade  sind  bei- 
spielsweise 30  hydraulisch  betriebene  Krane  von  1,5  bis  6  t,  1  von  30  und 
1  Dampfscherenkran  von  80  t  Tragkraft  tätig.  Ferner  ist  die  Einrichtung 
getroffen,  daß  die  Seeschiffe  auf  der  einen  Seite  an  die  Kaimauer  heran- 
fahren, ihre  Ladung  in  den  Schuppen  abstellen,  und  daß  gleichzeitig  aus 
dem  Schuppen  nach  der  anderen  Kaiseite  in  die  Binnenschiffe  oder  Eisen- 
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bahnwagen  verladen  wird.  So  wird  für  die  Seedampfer  jeder  Zeitverlust 
vermieden.  Die  Wagen  beider  Eisenbahnen  können  zu  jedem  Becken  und 
auf  alle  Kais  gelangen. 

Am  Nordufer  des  Y  befinden  sich  drei  Schwimmdocks,  die  einer  Privat- 
gesellschaft gehören. 

Der  Holzhafen  hat  i53  0ooqm  Lagerplätze  für  geschnittenes  Holz  und 
310000  qm  für  Stämme  und  Balken.  Der  Petroleumhafen  ist  28  ha  groß, 
in  Hufeisenform  angelegt  und  mit  Eisenbahnanschluß  versehen.  Die  American 
Petroleum  Company  hat  3  Tanks  gepachtet  von  60000  Barrels  (1  Barrel 
=  150  kg)  Fassungsvermögen.  Außerdem  verwaltet  die  Stadt  das  Gemeentelijk 
Petroleum-Entrcpot  mit  7  Tanks  (Gesamtfassungsvermögen  135  000  Fässer). 
Die  Gesamteinfuhr  betrug  1897  679000  Barrels. 

Schuppen  und  Speicher  sind  ausreichend  vorhanden.  Die  Speicher  liegen 
größtenteils  in  der  Stadt  längs  der  zahllosen  Grachten,  die  Amsterdam  von 
alters  her  durchziehen.  Aber  auch  im  Hafen  selbst  sind  in  den  letzten  Jahren 
große  Lagerhäuser  neuester  Bauart  entstanden,  die  kapitalkräftigen  Gesell- 
schaften gehören,  der  Blaawhoeden  Veem,  der  Vriessen  Veem,  der  Neder- 
landschen  Veem  usw.  Ein  großer  Getreidespeicher  der  Maatschappij  tot 
Exploitatic  van  Graansilos  en  pakhuizen  faßt  17000  Tonnen.  Im  Ostwinkel 
des  Hafens,  am  Eingange  des  Rheinkanals,  liegt  ein  Zollspeicher  nur  für  zoll- 
pflichtige Waren,  der  53  000  qm  Flächenraum  hat. 

Alles  in  allem  stehen  die  Hafeneinrichtungen  von  Amsterdam  auf  der 
Höhe  der  Zeit  und  können  durch  Ausbau  der  noch  unfertigen  Becken-  und 
Dammufer  zu  Kais  vergrößert  werden. 

Betrachten  wir  die  Art  und  den  Umfang  des  Verkehrs  der  drei 
belgisch- holländischen  Welthäfen  Antwerpen,  Rotterdam  und  Amsterdam 
etwas  näher. 

Die  Verkehrsbedeutung  eines  Hafens  spricht  sich  zunächst  aus  im  Um- 
fange seiner  regelmäßigen  Schiffahrt.  Sobald  der  Verkehr  zwischen  zwei 
Küstenplätzen  eine  gewisse  Stetigkeit  angenommen  hat,  pflegen  aus  den  ge- 
legentlich unternommenen  Fahrten  »Linienfahrten«  mit  bestimmten  Ab- 
fahrtstagen und  Fahrplänen  zu  werden.  Diesen  festen  Linien  wendet  sich 
bald  der  Personen-  und  Postverkehr  zu,  sowie  die  fortdauernde  Versendung 
der  fertigen  Industrieerzeugnisse ;  die  Rohstoffe  werden  meist  nur  zu  be- 
stimmten Gelegenheiten  verschifft  —  z.  B.  nach  der  Getreide-,  Baum- 
woll-,  Ölernte  —  und  bleiben  deshalb  der  »freien  Schiffahrt«  vorbehalten. 
Die  großen  regelmäßigen  Linien  lassen  allgemein ,  um  für  ihre  Dampfer 
stets  volle  Ladung  zu  haben,  von  allen  Seiten  Waren  nach  dem  Abfahrts- 
hafen heranholen  und  vom  Ankunftshafen  verteilen;  das  stärkt  den  Hinter- 
landsvcrkchr  und  den  Umschlaghandel  der  Hafenplätze.  Eine  besondere 
Rolle  spielen  die  Post-  und  Schnelldampfer.  Sie  ziehen  den  Personenverkehr 
in  die  Anlegehäfen  und  ermöglichen  diesen  die  gewaltige  Korrespondenz,  die 
der  Warenversendung  vorangeht  oder  sie  begleitet.  Denn  nach  einem  Aus- 
spruche v.  Stephans  sind  »die  Briefe  die  geistige  Betriebsquelle  des  Verkehrs, 
und  aus  den  Millionen  Briefen  bauen  sich  die  Berge  von  Waren  auf,  wie 
die  Alpen  aus  den  Muscheln«. 

Neben  der  Regelmäßigkeit  kommt  es  auf  die  Häufigkeit  der  Ver- 
bindungen an,  die  ein  Hafen  besitzt.  Ferner  ist  von  Wichtigkeit,  daß  die 
Geschäftsleitung  der  von  einem  Hafen  ausgehenden  Linien  auch  dort  be- 
heimatet ist,  damit  Reeder  und  Kaufleute  persönlich  Fühlung  halten  und 
sich  über  die  Verkehrsbedürfnisse  rechtzeitig  verständigen  können;  früher 
war  der  Großkaufmann  auch  zugleich  Schiffsbesitzer,  heute  ist  die  Trennung 
von  Schiffahrt  und  Handel  fast  allgemein  durchgeführt.   Die  meisten  Staaten 
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unterstützen  (subventionieren)  die  unter  ihrer  Flagge  fahrenden  regelmäßigen 
Linien,  um  damit  die  heimatlichen  Handelsbeziehungen  zu  erweitern  und 
zu  stärken,  denn  »der  Handel  folgt  der  Flagge«,  wie  die  Engländer  sagen. 
In  Holland  begnügt  sich  der  Staat  damit,  die  Kolonialpost  ausschließlich 
den  Linien  seiner  Flagge  zu  überweisen  und  ihnen  dafür  gewisse  Mindest- 
einnahmen zu  gewährleisten.  Belgien  dagegen,  dessen  heimische  Schiffahrt 
dem  Verkehrsbedürfnisse  nicht  entfernt  genügt,  hat  einen  Höchstbetrag  von 
120000  Frk.  jährlich  zur  Heranziehung  fremder,  hauptsächlich  deutscher, 
Anlauflinien  ausgeworfen;  der  Norddeutsche  Lloyd  erhält  den  Hauptanteil 
mit  80000  Frk.  Auch  ist  einzelnen  Linien  eine  starke  Ermäßigung  der 
Antwerpener  Hafengebühren  zugestanden  worden,  um  sie  auf  die  Scheide 
zu  ziehen.  Der  Erfolg  dieser  geschickten  Staats-  und  Stadtpolitik  ist  für 
Antwerpen  sehr  günstig.  Die  nachstehende,  von  Wiedenfeld  aufgestellte 
Übersicht  ergibt  die  Zahl  der  von  den  nordwesteuropäischen  Häfen  wöchent- 
lich —  im  Durchschnitte  für  das  ganze  Jahr  —  ausgehenden  Überseever- 
bindungen. 
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Hiernach  stehen  hinsichtlich  der  Vielseitigkeit  des  Verkehrs  Hamburg 
und  Antwerpen  an  der  Spitze;  Hamburg  wird  durchweg  von  eigenen 
Linien  bedient,  während  Antwerpen  hauptsächlich  Anlauf hafen  für  die  in 
Hamburg  oder  London  beginnenden  Fahrten  ist.  Den  Antwerpener  Hafen 
benutzten  laut  »Notice  sur  le  port  d'Anvers«  im  Jahre  1904  etwa  70  regel- 
mäßige Linien,  darunter  die  Wilson  Line,  die  Peninsular  and  Oriental  Steam 
Navigation  Co.,  die  Union -Castle  Line,  der  Norddeutsche  Lloyd,  die 
deutsche  DampfschifFahrtsgesellschaft  Kosmos,  die  Hansalinie,  die  deutsch- 
australische Dampfschiffs-Gesellschaft,    die  Red  Star  Line,    die  Hamburg- 
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Amerika  Linie,  die  deutsche  Levante -Linie,  die  Woermann- Linie  und  die 
Messageries  maritimes  de  France;  im  ganzen  35  englisch -amerikanische, 
17  deutsche,  7  französische,  3  dänische,  2  schwedische  und  einige  öster- 
reichische, holländische,  belgische  und  japanische  Linien.  Die  unter 
belgischer  Flagge  segelnden  Linien  werden  meistens  mit  amerikanischem 
oder  englischem  Kapital  betrieben  und  von  Amerika  oder  England  aus  ge- 
leitet, z.  B.  die  Compagnie  maritime  beige  du  Congo  und  die  Red  Star  Line. 
Die  belgischen  Reeder  beteiligen  sich  nur  am  europäischen  Verkehre, 
z.B.  an  der  kleinen  Ligne  Beige- Roumaine,  die  über  Constantinopel  nach 
den  Donauhäfen  fährt. 

Rotterdam,  der  verkehrsreichste  Hafen  der  Niederlande,  hat  nur  drei  eigene 
regelmäßige  Überscelinien ,  die  Holland- Amerika  Linie  mit  8  Dampfern  zu 
76500  Registertonnen  (R.  T.)  nach  New  York,  den  Rotterdamschen  Lloyd 
mit  15  Dampfern  zu  49400  R.  T.  nach  Ostindien  und  die  Holland-Gulf- 
Stoomvaart-Maatschappij  mit  3  Dampfern  zu  19600  R.  T.  nach  dem  Golf 
von  Mexico.  Daneben  verkehren  eine  ganze  Reihe  wichtiger  Anlauflinien  im 
Hafen  von  Rotterdam,  z.  B.  der  Norddeutsche  Lloyd  und  die  Hamburg- 
Amerika  Linie.  Den  Hauptteil  des  dortigen  Hafenverkehrs  macht  aber  die 
freie,  d.h.  nicht  regelmäßige  Schiffahrt  aus  als  Trägerin  der  Massengüter, 
wofür  Rotterdam  erster  Speditionsplatz  ist. 

In  Amsterdam,   dessen   vielseitiger  Handel   die  wertvollen,  schnelle 
Beförderung  heischenden  Kolonialwaren  umfaßt,   finden  wir  eine  größere 
Zahl   regelmäßiger  Linien:    die  Stoomvaart- Maatschappij - Nederland  mit 
19  Dampfern   zu  62500  R.  T.  nach  Ostindien,   die  Oceaan  -  Maatschappij 
mit  11  Dampfern  zu  27  800  R.  T.  ebendahin,  ferner  nach  dem  Antillenmeere 
den  Koninklijk  Westindischen  Maildienst  mit  8  Dampfern  zu  1 1  600  R.  T. 
und  die  Holland -Südamerika  Linie  mit  4  zu  16800  R.  T.    Den  gesamten 
europäischen  Verkehr,  vom  Schwarzen  Meere  bis  zur  Ostsee,  besorgen  die 
29  Dampfer  (zu  26  800  R.  T.)  der  Koninklijk-Nederland-Stoomboot-Maat- 
schappij ;   sie  besuchen  die  Häfen  von  Constantinopel,   Smyrna,  Malta, 
Messina,  Neapel,  Livorno,  Genua,  Barcelona,  Gibraltar,  Cadiz,  Lissabon, 
Bordeaux,  Antwerpen,   Hull,   London,   Bremen,  Hamburg,  Kopenhagen, 
Stettin,  Danzig,  Königsberg,  Reval ,  St.  Petersburg.     Gegen   den  Nord- 
deutschen Lloyd  mit  einer  Flotte  von  758  000  R.  T.  oder  die  Hamburg- 
Amerika  Linie  mit  600  000  R.  T.  stehen  die  holländischen  Linien  allerdings 
zurück. 

Die  Art  des  Handels  der  drei  belgisch -holländischen  Häfen  ist,  wie  schon 
angedeutet,  folgende. 

Amsterdams  Handel,  der  sich  auf  dem  Erbe  der  Hansa  aufbaute,  war 
ursprünglich  nach  Norden,  nach  den  baltischen  Meeren  gerichtet.  Das  änderte 
sich,  als  der  Welthandel  die  Richtung  nach  Westen  nahm  und  das  ameri- 
kanische und  südrussische  Getreide  auf  dem  Weltmarkt  erschien.  Da  ging 
es  mit  dem  Getreidehandel  Amsterdams  bergab,  aber  das  blühende  nieder- 
ländische Kolonialreich  wurde  ein  Rettungsanker  für  die  alte  Handelshaupt- 
stadt des  Mutterlandes.  1824  wurde  die  Niederländische  Handelsgesellschaft 
mit  staatlicher  Hilfe  gegründet  und  verpflichtet,  die  eine  Hälfte  ihrer  Waren 
in  Amsterdam,  die  andere  in  Rotterdam  ("4),  Dordrecht  (78)  und  Middel- 
burg ('/«)  zum  Verkaufe  zu  bringen.  1900  betrug  der  Umsatz  rund  33  Mil- 
lionen Gulden,  darunter  für  20,6  Millionen  Zinn  und  6,3  Millionen  Kaffee; 
19  Millionen  wurden  in  Amsterdam,  14  in  Rotterdam  umgesetzt,  Dordrecht 
und  Middelburg  kommen  nicht  mehr  in  Frage,  da  sie  ihre  Anteile  an  die 
beiden  größeren  Städte  abgetreten  haben.  In  Kolonialwaren  beherrscht 
Amsterdam  noch  heute  fast  unumstritten  den  Weltmarkt  und  ist  vor  allem 
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der  Hauptsatz  des  Handels  für  Holland  selbst.  Das  wird  durch  die  nach- 
stehende Obersicht  aus  der  schon  erwähnten,  von  der  Hafenverwaltung 
herausgegebenen  Broschüre  »Amsterdam -See-  und  freier  Rheinhafen  1898« 
veranschaulicht. 
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Reis  

Indigo  

Haute  und  Felle  

Zinn  
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17  074  - 

108  239 
1 12  720  ooo  kg 

92O35445  - 
31  4*3  750  - 

I  ().\2  7.}.)  - 

7  202  ono  - 
1  185  242  - 
29b  177  - 

$2  737  - 
1  542  705  - 
4  887  000  - 
1  544  7<  »<-»  Ballen 
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(jf>8  o<  .0  Stück 
15  8<  >o  Tonnen 
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118  783  - 
67  234  000  kg 

90  501  010  - 

27  <)43  «><><>  - 
740  888  - 

3  » >o  1  oo< »  - 
844  ooo  - 

207003  - 

8,  513  - 

I  OI3  041  - 

4  887  ono  - 

1  "53  031  Ballen 
5  i8«>  Kisten 
778  000  Stück 
8  700  Tonnen 
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Dabei  sind  zwei  I  Pmptartikel ,  Java- Kaffee  und  Kakao,  leider  nicht  er- 
wähnt, ebensowenig  der  immer  noch  bedeutende  Getreideumsatz. 

Rotterdam  hat  darunter  zu  leiden  gehabt,  daß  erst  im  letzten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts  eine  brauchbare  Zufahrt  geschaffen  wurde.  Es  hat 
sich  neuerdings  einen  starken  Eigenhandel  in  Brasil -Kaffee ,  dem  Wett- 
bewerber des  feineren  Java  -  Kaffees ,  geschaffen,  ferner  einen  weniger  bedeu- 
tenden in  spanischen  Erzen  .  hervorgerufen  durch  die  großen  Erzbezüge  des 
deutschen  Hinterlandes.  Die  Hauptrolle  spielt  Rotterdam  als  Speditions- 
platz für  Kohlen,  Erze.  Petroleum,  Kaffee  und  auch  Getreide. 

Als  Getreidemarkte  sind  neuerdings  Duisburg,  Frankfurt  (Main)  und 
Mannheim  mit  den  hollandischen  Häfen  in  Wettbewerb  getreten.  Ant- 
werpen dagegen  —  gestützt  auf  den  Bedarf  des  belgischen  Industrie- 
gebiets —  gebort  noch  immer  zu  den  wichtigsten  Getreidemärkten  der  Erde. 

Antwerpen  ist  nach  Hamburg  die  größte  Handelsstadt  unter  den  Hafen- 
plätzen des  europäischen  Festlandes;  es  ist  führender  Markt  für  Weizen 
und  Häute  aus  Argentinien  sowie  für  westafrikanisches  Elfenbein,  bedeu- 
tend für  Kautschuk.    Kaffee  und  südrussisches  Getreide,   aufdrehend  im 
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Eigenhandel  mit  Tee,  Reis,  Gewürzen  und  tropischen  Hölzern;  die  Handels- 
beziehungen des  Kongostaats  sind  ausschließlich  nach  Antwerpen  gerichtet. 
Wie  schon  erwähnt,  befindet  sich  auch  das  Generaldepot  der  Liebig- Kom- 
pagnie daselbst.  Nach  der  amtlichen  »Notice  sur  le  port  d'Anvers«  stellte 
sich  im  Jahre  1903  die  Ein-  und  Ausfuhr  folgendermaßen. 


K  i  n  f  u  h  r 

Ausfuhr 

■  in  Tünnen' 

iin  Innneni 

40  4  —  o 

T   17  1  ()()7 

T  OO  TO!'' 

-11.   t  ->  r 
_1  III   1  —  1 

Till   (  lS»  z 

( 1 r X  :i  1 1 

0  iO  rXo 
• 

44?  ?/  4 

->  17:  31)7 
-    1  /  ?  .V  '/ 

« t 2  1  ^Xn 

44  -*v' 

426  075 

248  <>8h 

I<>6  747 

10S3ÖX 

7"  154 

122  750 

43  <»5» 

t>2  S<2 

410  721 

«7  503 

75  2  So 

S  F  466 

157  115 

4  4 

3-  <>45 

X«M)')<> 

25  7« '4 

2S2  s"  ^ 

2K>  IOO 

32  242 



41  »So} 

385  OOO 

3f,3  -3- 

8  851,080 

7  022  12S. 

Getreide  und  Futtermittel   

Tierische  Rohstoffe,  Fett  usw  

Kohlen  und  Torf  

Hau-  und  andere  Hölzer  

Pflanzen  und  Pflanzenstoffe  

Metalle  

Mineralische  Rohstoffe  

Häute  

Kautschuk.  Harz.  Erdpech  

Chemische  Erzeugnisse  

Rohstoffe  für  Textilindustrie   

Nahrungsmittel   

Dünger  (Guano)   

Farbstoffe  

Steine  

Kaffee  

Maschinen  und  Werkzeuge  

Töpferwaren   

Glaswaren  

Drogen  

Papier  

Verschiedene  Waren  

lusg.  -nun 


Antwerpen,  Rotterdam  und  Amsterdam  verfügen  über  ein  reiches  Hinter- 
land :  das  bis  an  die  Alpen  und  Vogescn  reichende  <  iebiet  des  Rheines  und 
seiner  Nebenflüsse  und  Kanäle  sowie  das  westdeutsche  Industriegebiet  etwa 
bis  Dortmund,  das  die  Grenze  gegen  den  Einflußbereich  der  deutschen 
Nordseehäfen  bildet.  Der  Rhein  ist  eine  Verkehrsader  ersten  Ranges,  da 
er  Schiffe  von  1500  Tonnen  bis  Mannheim  und  solche  von  Xno  Tonnen 
bis  Straßburg,  bis  Cöln  sogar  kleine  Ozeandampfer  trägt.  Von  den  drei 
Mündungshäfen  liegt  Rotterdam  am  günstigsten,  da  es  mit  dem  Rheine 
durch  einen  Rheinarm  selbst  und  durch  die  Maas  verbunden  ist;  Amsterdam 
muß  den  Merwedekanal  und  Antwerpen  die  untere  Scheide,  das  Hollandsche 
Diep  und  die  Waal  für  die  Fahrt  zum  Rheine  benutzen. 

Rotterdam  verkehrt  daher  fast  nur  durch  die  Rheinschiffahrt  und  ihre 
Abzweigungen  mit  seinem  deutschen  Hinterland,  und  auch  der  hollandische 
Inlandsverkehr  wird  von  Amsterdam  und  Rotterdam  aus  mittels  der  Fluß- 
schiffahrt auf  den  zahlreichen,  sogar  für  Nachtbetrieb  eingerichteten  Kanälen 
besorgt. 

Die  Eisenbahn  kann  in  Holland  mit  dem  billigen  und  recht  schnellen 
Wassertransport  kaum  in  Wettbewerb  treten.  Für  Antwerpen  dagegen 
kommt  sowohl  die  Flußschiffahrt  als  auch  die  Eisenbahn  in  Betracht. 
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Im  Jahre  mou 

wurden  befördert  Millionen  Tonnen  : 

nach          vi  >i; 

nach  von 

nach 

von 

Rotter-  Rotter- 

■   Amster-  Amster- 

Antwer- 

Antwer- 

dam dam 

dam  dam 

pen 

pen 

auf  der  Eisenhahn.  .  . 

I.o  O.S 

I.o  O.7 

3h 

0,2  o.;! 

1 

1,3 

1.2. 

Bei  Antwerpen  bedeutet  die  Rheinschiffahrt  aber  nur  lj&  des  gesamten 
Binnenschiffsverkehrs;  so  wurden  außerdem  daselbst  noch  nach  Belgien 
3,5  Millionen  Tonnen,  nach  Holland  0.5  und  nach  Frankreich  0,05  Mil- 
lionen Tonnen  mittels  Flußschiffs  abgesandt,  und  etwa  die  gleiche  Menge 
kam  an.  Der  Hafen  von  Antwerpen  steht  durch  Kanäle  in  Verbindung 
mit  den  meisten  größeren  Städten  in  Belgien  und  Holland,  ferner  mit  der 
Maas,  dem  Rheine,  der  Sambre.  Somme,  Oisc  und  Seine.  Noch  weiter 
reichen  die  Eisenbahnverbindungen  Antwerpens;  sie  erstrecken  sich  über 
Aachen  und  Cöln  bis  in  die  Mitte  von  Deutschland,  über  Brüssel,  Namur, 
Luxemburg  nach  Elsaß  -  Lothringen ,  der  Schweiz  und  Italien.  Nach  Ost- 
und  Nordfrankreich  stehen  so  zahlreiche  Linien  zur  Verfügung,  daß  Ant- 
werpen von  da  aus  mehr  benutzt  wird  als  Havre.  Der  Durchstich  durch 
den  St.  Gotthard  hat  viel  zur  Entwicklung  des  Antwerpener  Handels  beige- 
tragen; es  wurde  dadurch  eine  bequeme  Verbindung  zwischen  Basel,  Zürich, 
der  Nordschweiz  und  Genua,  Mailand  und  Brindisi  geschaffen  und  der 
Durchgangsverkehr  zwischen  dem  Orient  und  den  Westländern,  sowie  der 
Verkehr  zwischen  Norditalien  und  Nord  Westeuropa  über  die  Schweiz  gezogen. 

Die  Eisenbahnentfernungen  zwischen  den  französischen  Häfen  und  Mailand 
sind  beispielsweise  folgende: 

Calais-Mailand  durch  den  Mont-Cenis   1  354  km 

Boulogne-Mailand   1  3 1 1  -, 

für  die  belgischen  Häfen  dagegen: 

Ostende-Mailand  durch  den  St.  Gotthard   1  258  km 

Antwerpen-Mailand   1  178   -  , 

Antwerpen  liegt  also  bei  weitem  am  günstigsten. 

Durch  den  Simplontunnel  wird  allerdings  die  Entfernung 

Calais-Mailand  verkürzt  auf   1  238  km  und 

Boulogne-Mailand  auf     1  1 95    -  , 

aber  Antwerpen  bleibt  noch  immer  im  Vorteil,  zumal  die  hohen  Tarife  der 
großen  französischen  Privatbahngesellschaften  den  Durchgangsverkehr  von 
Frankreich  ablenken.  Deswegen  und  wegen  der  regen  Beziehungen  zwischen 
Antwerpen  und  England  nimmt  auch  der  italienische  Handel  seinen  Weg 
nach  den  englischen  Häfen  durch  den  Gotthardtunnel  über  Antwerpen. 

Der  für  den  englisch- indischen  und  amerikanisch -indischen  Handel  so 
wichtige  Hafen  von  Brindisi  hat  nach  den  Nordwesthäfen  folgende  Eisen- 


bahnentfernungen: 

nach  Le  Havre  durch  den  Mont-Cenis   2  137  km 

Calais  durch  den  St.  Gotthard   2  1 1 1 

Boulogne  durch  den  St.  Gotthard   200,8 

Ostende  durch  den  St.  Gotthard   2  030 

Antwerpen  durch  den  Simplon   2128  - 

-     Antwerpen  durch  den  St.  Gotthard   1  954  - 

Auch  hier  steht  Antwerpen  am  günstigsten. 
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Wenn  bisher  nur  vom  Güteraustausche  die  Rede  war,  so  darf  auch  ein 
anderer  sehr  wichtiger  Verkehrszweig  nicht  unerwähnt  bleiben,  der  Personen- 
verkehr. Zwar  gehen  die  meisten  Reisenden  in  den  vorgeschobenen  Häfen 
der  Kanalküste,  den  sogen.  »Schnellhäfen«  Hoek  van  Holland,  Vlissingen 
Ostende,  Calais  an  Bord  der  Seedampfer,  immerhin  haben  auch  die  land- 
einwärts belegenen  großen  Seehäfen,  besonders  Antwerpen  und  Rotterdam, 
einen  regen  Personenverkehr;  Amsterdam  kommt  hier  fast  gar  nicht  in 
Betracht. 

Eine  besondere  Bedeutung  unter  den  Seereisenden  haben  die  Auswanderer; 
sie  bilden  in  der  Richtung  von  Europa  nach  Amerika  eine  hochwillkommene 
Rückfracht  für  die  von  Amerika  mit  Massengütern  —  Getreide,  Baumwolle 
usw.  —  ankommenden  Schifte.  Dieselben  Räume,  die  auf  der  Hinfahrt 
nach  Europa  zur  Güteraufnahme  benutzt  wurden,  dienen  auf  der  Rückfahrt 
ohne  große  Änderungen  den  »Zwischendeckern«.  Um  welche  Menschen- 
mengen es  sich  dabei  handelt,  ergibt  nachstehende,  für  das  Jahr  1900  von 
Wiedenfeld  aufgestellte  Tabelle,  welche  auch  die  deutschen  Häfen  be- 
rücksichtigt. 


Es  wanderten  aus 
über 

Europäer 

Darunter  rund 

Deutsche 

Russen 

Österreicher 
und  Ungarn 

Rumänen 

80  703 

7  000 

40  000 

28  Ooo 

4  000 

95  935 

9  000 

2S  000 

59  000 

I  000 

Amsterdam  

I/O 

p 

■ 

Rotterdam  

33  3«i 

■ 

P 

- 

■ 

Antwerpen  

39  118 

3  000 

7  000 

? 

17  000. 

Für  Antwerpen  hat  sich  diese  Zahl  im  Jahre  1904  auf  rund  50000  ge- 
steigert. Die  Hauptquellen  dieses  Menschenstroms  liegen  in  Rußland, 
Ö  sterrcich- Ungarn  und  Rumänien,  in  Deutschland  glücklicherweise  nicht  mehr. 
Aus  den  vorstehenden  Erörterungen  ergibt  sich,  daß  sich  in  den  belgisch- 
holländischen Häfen  ein  ganz  erheblicher  Teil  des  Weltverkehrs  abwickelt,' 
und  daß  sie  unter  den  westeuropäischen  Hafenplätzen  eine  wichtige 
Stelle  einnehmen.  Um  einen  vergleichenden  Überblick  zu  geben,  eignet  sich 
am  besten  der  Nettoraumgehalt  der  in  den  Häfen  verkehrenden  Schiffe, 
d.  h.  der  Raum  für  die  eigentliche  Ladung  und  die  Fahrgäste. 


Für 

Nach  1000  Netto- 
der Fernverkehr 

•  Registertonnen  gemessen,  betrug 
an  ein-  und  ausfahrenden  Schiffen 
im  Jahre 

1870 

1890 

1900 

7  1 16 

13  481 

16  701 

9  773 

10  941 

1 1  698 

3  200 

IO  417 

16088 

I  325 

3482 

5  "32 

2  2.S2 

9  022 

13  366 

2  099 

5  754 

1 1  733 

714 

2  098 

2  972 

2  321 

4410 

4  406. 
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Für  die  gewaltige  Zunahme  dieses  Gesamtverkehrs  und  besonders  des 
Verkehrs  der  belgisch -holländischen  Häfen  ist  die  erstaunliche  wirtschaft- 
liche Entfaltung  des  neuen  Deutschen  Reichs  eine  der  Hauptursachcn.  Da 
nun,  wie  schon  erwähnt,  sowohl  der  Güter-  als  auch  der  Personenverkehr 
nicht  denkbar  ist  ohne  einen  regen  Postverkehr,  so  wird  auch  dieser 
—  soweit  er  sich  zwischen  Deutschland  und  seinen  Nachbarn  Holland  und 
Belgien  abwickelt  —  hier  von  Interesse  sein. 


Auszug   aus   der   Statistik    der    Deutschen    Reichs-Post-  und 

Telegraphen  - Verwaltung. 


E  s  w  u  r  d  e  n 
befördert 


Pakete 
ohne 
Wert- 
angabe 

sti  k 


im   Kalenderjahre    1 904 

Pakete  und      Post"  Gcsamt" 


Briefemit 

WertaniMbe  SUn-Ln 
^Betrage  ^ 

von 


Mark 


M;iri; 


betrat; 
der  Wert- 
sendungen 
und  Post- 
anweisungen 

Mark  Stück 


Tele- 
gramme 


nach  dem  Reichs- 
Postyebiet  aus 
Belgien  

aus  dem  Reiehs- 
Postgehiete  na  c  h 
Belgien  

nach  dem  Reiehs- 
Postgebiet  aus 
Holland  

aus  dem  Reichs- 
Postyebietenach 
Holland  


I 

»59  Sjir  33415000 


304  3 1 2 


12  12-,  QOO 


I 
I 

4  04.500       380505', 9         334  740 


4  1 76  062 


1O  301  91, 2 


162X22      1 2  4 1 7  S< >o     5  S4 2  27S     18  200  078 


52403»!         I9  50S9OO      ÖÖ62804       2')  I7I  7C4 

I  I  i 


303  5 '4 


409  0  27 


425  074. 


•  Hieraus  lassen  sich  nachstehende  Folgerungen  oder  vielmehr  Ver- 
mutungen ableiten.  Wenn  nur  der  Unterschied  oder  der  überschießende 
Teil  jedes  Verkehrszweigs  berücksichtigt  wird,  so  sendet  Belgien 
677800  Briefe  und  31220  Telegramme  nach  dem  Deutschen  Reichs- Post- 
gebiete, wahrscheinlich  Bestellungen  auf  deutsche  Fabrikate,  empfängt  die 
bestellten  Waren  in  204477  Paketen  und  bezahlt  mit  einem  Wertüberschusse 
von  21  754  007  Mark.  Holland  dagegen  empfängt  aus  Deutschland  2  138900 
Briefe  und  15  147  Telegramme,  desgleichen  361  214  Pakete  und  einen  über- 
schießenden Wertbetrag  von  7911026  Mark.  Die  Briefe  dürften  vielfach 
die  deutsche  Einfuhr  an  Erzen  usw.  über  Rotterdam,  an  Kolonialwaren 
über  Amsterdam,  sowie  an  holländischem  Gemüse  und  Vieh  betreffen,  wofür 
die  Bezahlung  in  dem  Wertüberschuß  enthalten  sein  wird;  die  Pakete  be- 
fordern vermutlich  Erzeugnisse  der  westdeutschen  Industrie  nach  dem  industrie- 
armen Holland.  In  «lern  nach  Holland  fließenden  Gelde  steckt  u.  a.  auch 
der  Verdienst,  den  die  zahlreich  in  Westdeutschland  arbeitenden  Holländer 
—  die  Ziegeleiarbeit  wird  z.  B.  fast  allein  von  ihnen  besorgt  —  nach  Hause 
schicken.  Ferner  kommt  für  den  Wertsendungsverkehr  eine  Spezialindustrie 
von  Holland  oder  vielmehr  von  Amsterdam  in  Betracht,  die  Diamant- 
schleiferei. 

Die  Schleifereien  liegen  sämtlich  in  oder  bei  dem  sogenannten  »Juden- 
viertel«  von   Amsterdam,   einem  Gewirre  von   engen   uralten  Gassen  und 
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Gäßchen,  schmutzig,  holprig  und  doch  interessant;  das  Wohnhaus  Rembrandts 
liegt  am  Eingange  dieses  Viertels.  Hier  wurden  von  alters  her  der 
Edelsteinhandel  und  die  Diamantschleiferei  betrieben.  Heutzutage  ist  beides 
auf  moderner  kapitalistischer  Grundlage  organisiert.  Eine  der  größten 
Firmen,  Asscher  an  der  Lvbaansgracht ,  gestattete  bereitwilligst  eine  ein- 
gehende Besichtigung  ihrer  mit  Dampfkraft  und  den  neuesten  Maschinen 
betriebenen  Schleiferei.  Man  bekam  die  Diamanten  in  allen  Formen  vom 
rohen,  eben  aus  den  Minen  von  Kimberley  gekommenen  Steine  bis  zum 
kunstvoll  geschliffenen  Solitär  zu  sehen,  darunter  Stücke  im  Werte  von 
200000  Gulden;  derartige  Prachtstücke  gehen,  wie  der  Vertreter  der  Firma 
erklärte,  fast  ausschließlich  in  das  Land  der  Milliardäre.  Amerika. 

An  diese  Besichtigung  schloß  sich  noch  ein  kurzer  Ausflug  nach  Haarlem, 
der  Stadt  der  einst  so  berühmten  Tulpen,  wo  noch  heute  eine  großartige 
Blumenzucht  mit  umfangreicher  Ausfuhr  betrieben  wird.  Hauptsächlich 
aber  galt  der  Besuch  der  Galerie  des  Meisters  Frans  Hals,  dessen  alt- 
holländische Porträts.  Schützen-  und  Regentenstücke  in  dem  malerischen 
alten  Rathause  von  Haarlem  würdig  untergebracht  sind. 

In  Amsterdam  erfolgte  noch  eine  kleine  Abschiedsfeier  und  dann  wurde 
die  Rückreise  nach  Cöln  angetreten.  Mit  dem  Gefühle  voller  Befriedigung 
trennten  sich  die  Reisegefährten,  und  sie  konnten  wohl  zufrieden  sein.  Die 
Fülle  interessanter  Beobachtungsgegenstände,  die  dem  Reisenden  sonst  schwer 
zugänglich  sein  dürften,  die  weitgehende  Sorge  für  Unterkunft  und  Ver- 
pflegung und  last  not  least  die  im  Vergleiche  dazu  niedrigen  Kosten 
das  alles  trug  dazu  bei ,  den  Veranstaltern  dieser  Reise  bei  allen  Teilnehmern 
ein  dankbares  Andenken  zu  sichern.  Es  war  gewiß  nicht  leicht,  bei  einer 
so  zahlreichen  Gemeinschaft  aus  den  verschiedensten  Berufen  und  Lebens- 
altern Harmonie  und  Zusammenhalt  herzustellen  und  zu  erhalten.  Aber  die 
gemeinsamen  Leiden  und  Freuden  der  Reise  und  die  aufopfernden  Bemühungen 
des  Reiseleiters,  des  Herrn  Bürgermeisters  Brugger  aus  Cöln,  führten  bald 
zu  größerer  Annäherung  und  zu  einer  angenehmen  Reisekameradschaft. 

Werfen  wir  zum  Schlüsse  noch  einen  Blick  auf  die  Teilnahme  der  ein- 
zelnen Pierufsarten  an  dem  beschriebenen  G'»lner  Kursus,  so  ergibt  sich 
folgendes  Bild.  L'nter  den  355  Hörern  befanden  sich  höhere  Beamte  ver- 
schiedenster Rangklassen  —  vom  Geheimrat  bis  zum  Praktikanten  — ,  Kauf- 
leute.  Techniker,  Landwirte,  Offiziere.  Geistliche,  Arzte;  im  einzelnen 
waren  es  102  Juristen  (darunter  (»2  Referendare,  37  Assessoren .  20  Rechts- 
anwälte), 43  Regierungsbeamte.  29  Fabrikanten  und  Kaufleute.  21  Kom- 
munalbeamte (darunter  7  Bürgermeister  und  Beigeordnete),  14  höhere 
Polizeibeamte ,  7  Ingenieure.  <>  Eisenbahnbeamte,  ö  Bergbeamte,  5  Land- 
wirte. 4  Bankbeamte,  2  Offiziere,  2  Arzte,  I  Apotheker,  I  Geistlicher, 
I  Lehrer,  I  Redakteur,  I  Steuerbeamter  und  10  Angehörige  der  Reichs- 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  (2  P.  R..  1  P.  D..  1  T.  D..  X  P.  I..  }  (  ).  P.  Pr.. 
4  P.  Pr.). 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  »Mexikanische  Isthmuslinic«.  Eine  Eisenbahn  von  größter 
Bedeutung  für  den  Verkehr  zwischen  Europa  und  Asien  sowie  zwischen 
der  Ost-  und  Westküste  von  Nordamerika,  die  »Mexikanische  Isthmuslinic«» . 
die  den  Isthmus  von  Tehuantepek  durchschneidet,  ist  am  23.  Januar  1907 
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durch  den  Präsidenten  von  Mexiko,  Porfirio  Diaz,  in  Gegenwart  der 
Minister,  der  Vertreter  des  diplomatischen  Korps  und  geladener  Gäste  aus 
der  Hauptstadt  Mexiko  in  Sahna  Cruz  am  Stillen  Ozean  eröffnet  worden 
mit  dem  Beginn  der  Löschung  des  als  erster  eingetroffenen  Dampfers 
Arizonian  der  American- Hawai  Steamship  Company,  der  Ladung  von 
Hawai  für  Philadelphia  brachte.  Am  25.  Januar  erfolgte  die  Eröffnung 
des  Hafens  von  Coatzacoalcos  am  Atlantischen  Ozean  durch  Löschung  des 
Dampfers  Lewis  Luckenbach  derselben  Gesellschaft,  der  mit  Ladung  von 
New  York  für  San  Francisco,  Seattle,  Tacoma,  Honolulu  eingelaufen  war. 


Änderung  der  Vorschriften   über  das  Disziplinarverfahren 
in  Frankreich.    Vor  nicht  langer  Zeit  (Archiv  1906,  S.  710  ff.)  haben  wir 
die   im  Bereiche  der  französischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  be- 
stehenden Vorschriften  über  das-  Disziplinarverfahren  mitgeteilt  und  dabei 
angeführt,  daß  an  jeder  Verhandlung   sowohl  des  Zentral- Disziplinarrats 
wie  der  Bezirks-Disziplinarräte  als  Vertreter  der  Beamtenschaft  zwei  Beamte 
teilnehmen   sollen.     Diese   nicht   ständigen   Mitglieder  der  Disziplinarräte 
wurden  bisher  durch  den  Minister  ernannt,  sollen  aber  in  Zukunft  nach 
einer  unterm  2.  Februar  1907  erlassenen  Verordnung  durch  die  Beamten 
selbst  gewählt  werden.    Zu  dem  Zwecke  finden  alle  drei  Jahre  Wahlen  statt, 
bei  denen  jede  der  elf  Beamten-  und  Unterbeamtengruppen  —  die  Einteilung 
der  Gruppen  bleibt  unverändert  —  für  jeden  Disziplinarrat  sechs  Mitglieder 
zu  wählen  hat.    Als  gewählt  gelten  diejenigen  Beamten  und  Unterbeamten, 
die  die  höchsten  Stimmenzahlen  erhalten  haben.    Die  Gewählten  werden 
für  jeden  Disziplinarrat,  nach  Kategorien  getrennt,  in  der  Reihenfolge,  die 
sich  aus  der  Zahl  der  erhaltenen  Stimmen  ergibt,  in  eine  Liste  aufgenommen; 
haben  mehrere  Beamte  dieselbe  Stimmenzahl  erhalten,  so  entscheidet  für  die 
Reihenfolge  der  Aufnahme  in  die  Liste  das  Dienstalter  und  bei  gleichem 
Dienstalter  das  Los.   Bei  Neuwahlen  können  dieselben  Vertreter  wiedergewählt 
werden.    An  den  Verhandlungen  über  die  einzelnen  Disziplinarfälle  nehmen 
die  beiden  ersten  Vertreter  der  Gruppe,  der  der  Angeschuldigte  angehört, 
teil.    Stirbt  einer  dieser  Vertreter,  oder  ist  er  durch  Krankheit,  Einrücken 
in  ein  höheres  Amt  oder  eine  andere  Ursache  verhindert,  an  der  Verhandlung 
teilzunehmen,  so  tritt  das  in  der  Liste  folgende  Mitglied  des  Disziplinar- 
rats für  ihn  ein  oder,  wenn  auch  dieses  verhindert  ist,  das  weiterfolgende 
Mitglied  usf.    In  gleicher  Weise  wird  verfahren,  wenn  ein  Angeschuldigter 
von  dem  ihm  zustehenden  Rechte,  eins  der  nichtständigen  Mitglieder  des 
Disziplinarrats  abzulehnen,  Gebrauch  macht.    In  betreff  der  Teilnahme  des 
Angeschuldigten  an  der  Disziplinarverhandlung  ist  durch  die  Verordnung 
vom  2.  Februar  bestimmt  worden,  daß  die  Zuziehung  eines  anderen  Beamten 
oder  eines  Rechtsanwalts  auch  dann,  wenn  der  Beamte  an  der  Verhandlung 
persönlich  teilzunehmen  wünscht,  statthaft  sein  soll.    Jedoch  muß  der  An- 
geschuldigte künftig  binnen  drei  Tagen  nach  Empfang  der  Mitteilung  über 
den  Zeitpunkt  der  Verhandlung  anzeigen,  ob  er  persönlich  erscheinen  oder 
sich  vertreten  lassen  will  oder  von  dem  Rechte,  bei  persönlichem  Erscheinen 
einen  anderen  Beamten  oder  einen  Rechtsanwalt  hinzuzuziehen ,  Gebrauch 
zu   machen   beabsichtigt.     Die  Mitteilungen   über  den  Zeitpunkt  der  Ver- 
handlung sollen  den  Angeschuldigten  künftig  wenigstens  acht  Tage  vorher 
gemacht  werden. 
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Das   fünfzigjährige  Bestehen   der  „Stettincr  Maschinenbau- 
Aktien -Gesellschaft  Vulean"  in  Stettin- Bredow. 

Am  29.  Januar  1907  waren  es  50  Jahre,  seit  die  »Stettincr  Maschinenbau- 
Aktien-Gesellschaft  Vulean«  in  Stettin-Bredow  ins  Leben  gerufen  wurde.  In 
dem  fünfzigjährigen  Zeiträume  seines  Bestehens  hat  der  Vulean  sich  aus 
geringen  Anfängen  heraus  zu  einem  Unternehmen  von  gewaltiger  Größe 
entwickelt,  das  durch  den  Umfang  seiner  Leistungen,  die  Menge  der  zur 
Verarbeitung  kommenden  Materialien  usw.  für  die  gesamte  wirtschaftliche 
Entwicklung  Deutschlands  von  weittragender  Bedeutung  geworden  ist  und 
unter  den  Werften  der  Welt  einen  Platz  in  der  ersten  Reihe  einnimmt. 

Aus  Anlaß  der  Jubelfeier  hat  die  Direktion  des  Vulean  unter  der  Auf- 
schrift »50  Jahre  Schiffbau  1857  bis  1907«  eine  mit  zahlreichen  Abbildungen, 
graphischen  und  zahlenmäßigen  Darstellungen  ausgestattete  umfangreiche 
Denkschrift  drucken  lassen,  die  ein  übersichtliches  Bild  der  Geschichte  und 
der  Bedeutung  des  Unternehmens  gibt,  und  der  wir  die  nachstehenden 
Einzelheiten  entnehmen. 

L)cr  Vulean  ist,  wie  in  dem  ersten  Teile  der  Denkschrift:  »Die  ge- 
schichtliche Entwicklung«  ausgeführt  wird,  aus  der  Firma 
FTüchtenicht  &   Brock    hervorgegangen,    deren    Inhaber    Franz  Friedrich 
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Das  fünfzigjährige  Bestehen  des  »Vulcan«  in  Stettin-Bredow. 


Dietrich  Friichtenicht  und  Franz  Wilhelm  Brock,  beide  geborene  Hamburger, 
von  Berlin  nach  Stettin  gekommen  waren  und  im  Jahre  185 1  zu  Bredow  die 
erste  deutsche  Werft  für  Eisenschi  ffsbau  gegründet  hatten.  Als  erstes  Schiff 
wurde  von  ihnen  1852  der  Flußraddampfer  »Dievenow«  für  die  Bräunlich'sche 
Reederei  in  Stettin  abgeliefert.  Als  sie  jedoch  daran  gingen,  die  Einrich- 
tungen der  Fabrik,  die  zuerst  in  maßigen  Grenzen  gehalten  waren,  weiter 
auszubauen,  stellte  sich  heraus,  daß  ihre  Mittel  hierfür  nicht  ausreichten, 
und  die  Fortführung  des  jungen  Unternehmens  in  Frage  gestellt  war. 
Durch  das  tatkräftige  Eingreifen  und  die  Opferwilligkeit  von  hervor- 
ragenden Männern  der  Stettiner  Kaufmannschaft  wurde  aber  das  Unter- 
nehmen der  Stadt  Stettin  erhalten,  für  die  es  im  Laufe  der  Jahre  nicht  nur 
eine  Zierde,  sondern  eine  segen-  und  wohlfahrtverbreitende  Arbeitstätte 
werden  sollte.  1856  kam  ein  Übereinkommen  zustande,  durch  welches  der 
gesamte  Besitz  der  Firma  Friichtenicht  &  Brock  an  eine  Aktiengesellschaft 
überging,  die  auf  Grund  eines  notariellen  Aktes  vom  29.  Januar  1857  und 
der  darin  festgelegten  Gesellschafts  -  Statuten  unter  der  Firma:  »Stettiner 
Maschinenbau-Aktien-Gesellschaft  Vulcan«  ins  Leben  trat.  Der  §  4  des 
Statuts  bezeichnete  als  Zweck  der  Gesellschaft:  »die  Übernahme,  großartige 
Erweiterung  und  den  Betrieb  der  von  den  Herren  Friichtenicht  und  Brock 
zu  Bredow  bei  Stettin  im  Jahre  1851  errichteten  und  seit  der  Zeit  von  den- 
selben betriebenen  Maschinenfabrik  in  Verbindung  mit  Eisen-  und  Metall- 
gießerei, Kesselschmiede  und  SchifTbauerei  usw.«  sowie  »die  Anlage  und  den 
Betrieb  von  Eisenwerken  und  Trockendocks,  die  Anlegung  und  Betreibung 
einer  Fabrik  zur  Herstellung  von  Lokomotiven  und  den  Betrieb  eigener 
Schiffe  für  die  besonderen  Zwecke  des  Etablissements«.  Das  Grundkapital 
der  Gesellschaft  wurde  im  §  5  auf  eine  Million  Taler,  geteilt  in  500  Aktien 
zu  je  200  Talern,  festgesetzt.  §  19  des  Statuts  nennt  die  Männer,  welche 
als  die  Gründer  der  Gesellschaft  anzusehen  sind,  und  deren  Namen  daher 
mit  der  Geschichte  des  Vulcan  für  alle  Zeiten  verknüpft  bleiben;  es  sind 
die  Herren:  Ferdinand  Brumm,  August  Euchel,  Paul  Gutike,  L.  Hindersin, 
C.  Metzenthin,  Wilh.  Schlutow,  Werner  Siemens  und  Gustav  Wellmann. 

Die  junge  Gesellschaft  hatte  zunächst  sehr  um  ihre  Weiterentwicklung 
zu  ringen.  Auf  die  Jahre  1857  und  1858,  in  denen  geringe  Dividenden 
verteilt  werden  konnten,  folgten  sechs  ungünstige  Jahre.  Wenn  es  trotz- 
dem gelang,  das  Unternehmen  durch  alle  Fährlichkeiten  der  ersten  Zeit 
glücklich  hindurchzubringen,  war  dies  in  der  Hauptsache  der  Umsicht 
des  1859  in  den  Vorstand  eingetretenen  Kaufmanns  F.  E.  Hermsdorf  zu 
verdanken,  der  es  verstand,  den  Lokomotivenbau,  der  in  richtig  erkannter 
Fürsorge  von  den  Gründern  in  das  Arbeitsprogramm  der  Gesellschaft  auf- 
genommen worden  war,  nutzbringend  zu  entwickeln.  Erst  mit  dem 
Jahre  1865  traten  wieder  bessere  Zeiten  ein.  Um  aber  die  Gesellschaft 
auf  eine  ganz  sichere  Grundlage  zu  stellen  und  ihr  neue  Mittel  zuzu- 
führen, wurde  in  diesem  Jahre  das  Grundkapital  um  20  v.  H.,  d.  h.  jede 
Aktie  von  200  Talern  auf  den  Nennwert  von  160  Talern  herabgesetzt  und 
gleichzeitig  die  Ausgabe  von  4000  Stück  Prioritäts- Stammaktien  zu  je 
200  Talern  mit  den  weitestgehenden  Vorrechten  beschlossen. 

Die  ertragreiche  Zeit  des  Lokomotivenbaues,  mit  der  im  Jahre  1865 
für  den  Vulcan  der  zweite  günstigere  Geschäftsabschnitt  begann,  er- 
möglichte es  der  Verwaltung,  ihre  Einrichtungen  für  den  Eiscnschiffsbau  zu 
vervollkommnen  und  diesen  für  weitergehende  Arbeiten  vorzubereiten.  Ohne 
diese  günstige  Wendung  in  der  Beschäftigung  der  Fabrik  würde  es  wohl 
schwerlich  möglich  gewesen  sein,  die  Lehrjahre  im  Eisenschiffsbaue  zu  über- 
stehen und  diesen  der  Gesellschaft  dauernd   zu   erhalten.     Zunächst  blieb 
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die  Tätigkeit  der  Werft  auf  die  Erbauung  von  Flußfahrzeugen  und 
kleineren  Seedampfern  für  deutsche  Reedereien  beschränkt.  Eine  umfang- 
reichere Bestellung  auf  größere  Schiffe  wurde  dem  Vulcan  in  den  Jahren 
1861  bis  1865  durch  den  österreichischen  Lloyd  zu  teil,  für  welchen  nach- 
einander vier  Dampfer  mit  einem  Verdränge  von  je  1300  Tonnen  gebaut 
wurden.  Kleinere  Fahrzeuge,  der  Raddampfer  »Severin«,  der  Postdampfer 
»Pommerania«  und  die  Schlepper  »Greif«,  »Oder«  und  »Swine«  waren  auch 
bereits  für  die  preußische  Regierung  ausgeführt  worden. 

Als  nach  der  glücklichen  Beendigung  der  Kriege  von  1864  und  1866 
für  Preußen  und  die  mit  ihm  verbündeten  Staaten  sich  das  dringende  Be- 
dürfnis nach  einer  Kriegsflotte  geltend  machte,  trat  der  Vulcan,  finanziell 
erstarkt  durch  die  guten  Jahre  in  der  Lokomotiven- Abteilung,  ohne  Be- 
denken an  die  größeren  Aufwendungen  heran,  welche  die  Einrichtungen 
und  NeubeschafTungen  für  den  KriegsschifFsbau  erforderten.  Von  der 
preußischen  Regierung  waren  bereits  sechs  Schiffe  in  England  und  eins 
von  Frankreich  beschafft  worden,  und  es  bestand  anfangs  wenig  Neigung, 
einen  Versuch  im  Inlande  zu  machen.  Die  von  der  Verwaltung  des  Vulcan 
mit  der  Admiralität  in  Berlin  eingeleiteten  Verhandlungen  führten  aber, 
nachdem  sie  durch  den  Ausbruch  des  Krieges  im  Jahre  1870  unterbrochen 
worden  waren,  nach  Uberwindung  mancherlei  Schwierigkeiten  schließlich 
doch  zu  einem  guten  Ende.  Am  9.  August  1871  wurde  der  Vertrag  über 
den  Bau  des  ersten  Panzerschiffs  unterzeichnet,  und  damit  trat  der  Vulcan 
in  seinen  dritten  Geschäftsabschnitt,  in  den  des  Kriegsschiffs- 
baues, ein. 

Der  Vulcan  erfüllte  die  übernommenen  Verpflichtungen  im  vollen  Um- 
fang; am  22.  November  1873  lief  die  »Preußen«,  nach  feierlicher  Taufe 
durch  die  damalige  Kronprinzessin,  spätere  Kaiserin  Friedrich,  vom  Stapel, 
und  am  1.  Juli  1876  wurde  das  Schiff  an  die  Kaiserliche  Marine  abgeliefert. 
Der  Vulcan  hatte  damit  den  Beweis  geliefert,  daß  seine  Erzeugnisse  denen 
englischer  Werften  ebenbürtig  waren.  Namentlich  auf  Veranlassung  des 
damals  an  der  Spitze  der  Marine  stehenden  Admirals  von  Stosch,  der  zu 
der  Uberzeugung  gekommen  war,  daß  eine  deutsche  Marine  ohne  einen 
deutschen  Schiffsbau  undenkbar  sei,  wurden  der  Gesellschaft  im  Jahre  1877 
nacheinander  die  Korvetten  »Leipzig«,  »Prinz  Adalbert«  und  »Stosch«  sowie 
die  Panzerschiffe  »Sachsen«  und  »Württemberg«  in  Auftrag  gegeben.  An 
weiteren  Bestellungen  folgten  dann  die  Schifte  »Stein«,  »Carola«,  »Olga«, 
»Oldenburg«  und  »Irene«.  Wie  für  die  Gesellschaft  vordem  der  Lokomotiven- 
bau die  Stütze  des  Schiffsbaues  geworden  war,  so  wurde  nach  dem  Jahre  1874 
der  Kriegsschiffsbau  die  gewinnbringende  Quelle,  mit  welcher  der  Loko- 
motivenbau in  den  schweren  Zeiten  seines  Niederganges  während  einer  Reihe 
von  Jahren  über  Wasser  gehalten  werden  konnte. 

In  den  nun  folgenden  Jahren,  in  denen  nach  der  Abwicklung  des 
ersten  Flottengründungsplans  Aufträge  auf  größere  Schiffe  seitens  der 
deutschen  Marine  nicht  vergeben  wurden,  gelang  es,  von  der  chinesischen 
Regierung  Aufträge  für  die  Lieferung  von  zwei  Panzerschiffen,  einem  ge- 
schützten Kreuzer,  zwei  Panzerkorvetten  und  mehreren  Torpedobooten  zu 
erhalten.  Dies  war  für  den  Weiterbetrieb  der  Schiffswerft  des  Vulcan  von 
größter  Bedeutung. 

Die  ebenfalls  zum  Zwecke  der  Weitererhaltung  des  bisherigen  Betriebs 
auf  der  Schiffswerft  unternommenen  Versuche,  mit  den  großen  Reedereien 
in  Hamburg  und  Bremen  in  geschäftliche  Beziehungen  zu  treten,  gestalteten 
sich  anfangs  nicht  so  günstig.  Die  Reedereien,  seit  Jahren  gewohnt,  alle 
Schiffe  auf  englischen  Werften  bauen  zu  lassen,  brachten  dem  deutschen 
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Schiffsbaue  lange  Zeit  Mißtrauen  entgegen.  So  hatte  der  Norddeutsche  Lloyd 
in  Bremen  in  den  Jahren  1880  bis  1887  neun  Schnelldampfer  im  Werte 
von  über  40  Millionen  Mark  bei  der  Firma  John  Eider  &  Co.  in  Glasgow 
in  Bau  gegeben.  Die  erste  größere  Bestellung  brachten  dem  Vulcan  im  Jahre 
1885  die  Reichspostdampferlinien,  weil  deren  Schiffe  sämtlich  auf  deutschen 
Werften  erbaut  werden  mußten.  Der  Auftrag  auf  sechs  Reichspostdampfer 
im  Gesamtbetrage  von  9  582  000  Mark  fiel  dem  V ulkan  zu  und  wurde  in 
den  Jahren  1885  und  1886  zur  vollen  Zufriedenheit  des  Norddeutschen 
Lloyd  ausgeführt.  Das  materielle  Ergebnis  war  allerdings  unbefriedigend ; 
denn  der  Gesamtverlust  an  den  sechs  Schiffen  betrug  rund  i3/4  Mil- 
lionen Mark.  Trotzdem  müssen  diese  Geschäfte  als  solche  bezeichnet 
werden,  die  einen  weiteren  Fortschritt  des  Vulcan  vorbereiteten,  da  sie  es 
ihm  ermöglichten,  den  ihm  bisher  vorenthalten  gewesenen  Bau  von  Schnell- 
dampfern zu  erringen. 

Als  sich  1887  die  Hamburg  Amerikanische  Paketfahrt- Aktiengesellschaft 
entschloß,  die  ersten  beiden  Schnelldampfer  in  Bau  zu  geben,  wurde  neben 
Eider  und  anderen  englischen  Werften  auch  der  Vulcan  zur  Abgabe  eines 
Angebots  aufgefordert.  Die  Verhandlungen  zogen  sich  lange  hin.  Schließlich 
fiel  die  Entscheidung  zugunsten  des  Vulcan.  Die  Zusage  wurde  aber 
an  eine  Bedingung  geknüpft,  die  im  ersten  Augenblick  unerfüllbar  er- 
schien. Zur  Sicherung  der  Paketfahrt-Aktionäre  wurde  verlangt,  daß  erste 
Bankhäuser  die  Verpflichtung  eingehen  müßten,  sämtliche  Teilzahlungen,  die 
bis  zur  Höhe  von  4  Millionen  Mark  während  des  Baues  zur  Auszahlung 
kommen  sollten,  an  die  Paketfahrt  sofort  zurückzuzahlen,  wenn  der  Schnell- 
dampfer auf  der  Probefahrt  nicht  den  Bedingungen  entsprechen  würde. 
Diese  Sichcrstellung  wurde  anerkennenswerter  Weise  von  den  Banken 
S.  Bleichröder,  Berliner  Handelsgesellschaft,  Wm.  Schlutow  und  Dresdener 
Bank  übernommen,  lediglich  auf  die  Erklärung  der  Direktion  hin,  daß  der 
Vulcan  der  gestellten  Aufgabe  gewachsen  sei,  und  keine  Bedenken  wegen 
der  befriedigenden  Abwicklung  des  Geschäfts  beständen.  Damit  war  das 
letzte  Arbeitsfeld  gewonnen,  das  dem  deutschen  Schiffsbaue  bis  dahin 
noch  verschlossen  war;  es  begann  der  vierte  Abschnitt  für  den  Auf- 
schwung des  Vulcan,  der  Schnelldampferbau. 

Als  erster  auf  dem  Vulcan  erbauter  Doppclschrauben -Schnelldampfer 
nahm  1889  die  »Auguste  Victoria«  mit  großem  Erfolg  ihre  Fahrten  von 
Hamburg  nach  New  York  auf.  Nunmehr  wurden  auch  von  Seiten  des  Nord- 
deutschen Lloyd  sofort  zwei  Schnelldampfer,  die  Schiffe  »Havel«  und  »Spree« 
in  Bau  gegeben.  Gleichzeitig  bestellte  die  Paketfahrt  den  zweiten  Doppel- 
schrauben-Schnelldampfer  »Fürst  Bismarck«.  Die  Erfahrungen,  die  man 
beim  Baue  des  ersten  Schiffes  gesammelt  hatte,  wurden  bei  dem  zweiten  so 
günstig  verwertet,  daß  dieses  sofort  auf  der  Erstlingsrcise  den  Ozeanrekord 
nach  New  York  um  7  Stunden  schlug. 

In  den  nächsten  Jahren  ruhte  der  Schnelldampterbau  in  Deutschland. 
Erst  im  Jahre  1896  trat  der  Norddeutsche  Lloyd  wieder  an  den  Vulcan 
heran,  diesmal  aber  mit  einer  ganz  neuen  Aufgabe.  Während  sich  die  Ge- 
schwindigkeiten der  Schnelldampfer  bisher  zwischen  17  und  n>  Knoten  in 
der  Stunde  bewegten  und  durch  Meilen  fahrten  gemessen  wurden,  verlangte 
der  Lloyd  von  den  neu  zu  erbauenden  Schiffen  eine  Durchschnittsgeschwindig- 
keit über  den  Ozean  von  mindestens  21  Knoten  für  die  New  Yorker  Fahrt. 
Der  Schnelldampferdienst  sollte  auf  eine  ganz  neue  Grundlage  gebracht 
werden;  unter  allen  Umständen  sollten  die  Schilfe  am  sechsten  Tage  nach 
ihrer  Ausfahrt  von  Cherbourg  nachmittags  im  New  Yorker  Hafen  eintreffen, 
und   zwar  so   früh,   daß   die  Reisenden  noch  am  Abend  an  Land  gehen 
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könnten.  Auch  dieser  Aufgabe  ist  der  Yulcan  in  glänzender  Weise  gerecht 
geworden.  Die  erste  Fahrt  des  Doppelschraubcn -Schnelldampfers  »Kaiser 
Wilhelm  der  Große«  im  Jahre  1897  wurde  für  den  deutschen  Schiffsbau  zu 
einem  Triumphzuge.  Das  Schiff  erzielte  trotz  Wind  und  Wetter  eine 
Durchschnittsgeschwindigkeit  über  den  Ozean  von  21,39  Knoten  hin  und 
21,91  Knoten  zurück.  Damit  wurde  ein  Ozeanrekord  geschaffen,  den  man 
noch  wenige  Jahre  vorher  für  unmöglich  gehalten  hatte. 

Mit  diesem  Erfolge  trat  der  Vulcan  in  den  f  ünften  Abschnitt  seiner 
Entwicklung  und  damit  vor  aller  Welt  in  seinen  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  des  Schnelldampferbaues  an  die  erste  Stelle.  Durch  den 
Bau  der  weiteren  drei  Schnelldampfer  in  den  Jahren  1900  bis  1904,  der 
»Deutschland«  für  die  Hamburg- Amerika  Linie  und  der  Dampfer  »Kronprinz 
Wilhelm«  und  »Kaiser  Wilhelm  II.«  für  den  Norddeutschen  Lloyd  (ein 
Schwesterschift  des  »Kaiser  Wilhelm  II.«,  der  Dampfer  »Kronprinzessin 
Cecilie«,  befindet  sich  noch  im  Baue)  sind  die  Erfolge  des  ersten  Schiffes 
noch  übertroffen  worden.  Diese  Schiffe  haben  die  Reise  über  den  Ozean 
mit  Durchschnittsgeschwindigkeiten  bis  zu  23,58  Knoten  zurückgelegt  und 
dadurch  den  Ozeanrekord  bis  heute  der  deutschen  Flagge  erhalten. 

Die  im  Jahre  1857  übernommenen  Fabrikeinrichtungen  sind  inzwischen 
vollständig  verschwunden  und  nach  und  nach  durch  ganz  neue  Arbeits- 
stätten ersetzt  worden.  Den  ersten  Anstoß  dazu  gab  der  große  Brand  am 
4.  März  1883,  durch  den  sämtliche  Maschinenwerkstätten  mit  einem  Werte 
von  rund  1  '/4  Millionen  Mark  vernichtet  wurden.  Heute  stehen  auf  einem 
Grundbesitze  von  nahezu  30  ha  Baulichkeiten  im  Beschaffungswerte  von 
über  10  Millionen  und  maschinelle  Einrichtungen  und  Ausrüstungen  von 
über  20  Millionen  Mark.  Bei  diesem  gänzlich  unbelasteten  Besitze  von  über 
30  Millionen  Mark  beträgt  das  Aktienkapital,  das  in  den  letzten  20  Jahren 
nur  um  5200000  Mark  erhöht  wurde,  heute  nur  10  Millionen  Mark. 
Trotzdem  glaubt  der  Vulcan  mit  seinen  jetzigen  Einrichtungen  den  an  ihn  heran- 
tretenden Anforderungen  auf  die  Dauer  nicht  mehr  genügen  zu  können. 
Dazu  kommt,  daß  die  Wasserverhältnisse  der  Oder  und  der  Ostsee  für  die 
gewaltigen  Schiffe,  die  den  Seedienst  der  Hansestädte  in  Zukunft  zu 
versehen  haben  werden,  nicht  mehr  ausreichend  erscheinen.  Unter  diesen 
Umständen  hat  die  Gesellschaft  eine  Teilung  des  Schiffsbaues  derart  in  Aus- 
sicht genommen,  daß  die  gewaltigen  Schiffskolosse  künftig  ah  der  Nordsee 
und  nur  die  Schiffe  bis  zu  einer  gewissen  Größe  auf  der  Bredower  Werft 
gebaut  werden  sollen.  Die  Errichtung  einer  Zweigniederlassung  an 
der  Elbe  ist  bereits  durch  die  außerordentliche  Generalversammlung  vom 
30.  August  1905  beschlossen  worden  und  damit  der  Vulcan  in  den  sechsten 
Abschnitt  seiner  Entwicklung  eingetreten. 

Der  zweite  Teil  der  Festschrift,  »die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung und  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Vulcan«,  enthält 
die  ziffernmäßige  Darstellung  der  allmählichen  Ausdehnung  des  Unter- 
nehmens und  belehrt  uns  gleichzeitig  darüber,  in  welchem  Umfange  der 
Vulcan  durch  die  ungeheuren  Mengen  der  von  ihm  verarbeiteten  Materialien 
viele  andere  heimische  Industriezweige  günstig  beeinflußt  hat. 

Während  im  Jahre  1857  nur  Schiffsbauten  im  Werte  von  441  535  Mark 
hergestellt  worden  waren,  betrug  der- Wert  der  abgelieferten  Schiffe  schon 
1867  3  Millionen  Mark  und  stieg  dann  weiter  1877  auf  nahezu  6  Millionen, 
1887  auf  13,3  Millionen,  1897  auf  19,8  Millionen  und  1906  auf  29  Millionen 
Mark.  1857  wurden  auf  dem  Vulcan  im  Jahresdurchschnitte  641  Arbeiter 
beschäftigt,  1867  waren  es  bereits  1100,  1877:  2300,  1887:  3200,  1897: 
5090  und  1906:  6300  Mann.    Die  Gesamtsumme  der  gezahlten  Löhne  hat 
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1857  nur  200000  Mark,  dagegen  1867:  600000,  1877:  1900000,  1887: 
2500000,  1897:  5100000  und  1906:  7500000  Mark  betragen.  Den 
größten  Betriebsumfang  hatte  das  Unternehmen  im  Jahre  1900,  in  dem 
Schiffsbauten  im  Werte  von  40  Millionen  Mark  zur  Ablieferung  kamen.  Die 
Zahl  der  Arbeiter  belief  sich  in  diesem  Jahre  auf  7250  und  die  Höhe  der 
gezahlten  Löhne  auf  8400000  Mark.  Allein  in  den  letzten  zehn  Jahren 
von  1897  bis  1906  sind  66400000  Mark  Arbeitslöhne  gezahlt  worden. 

Bei  den  zur  Verarbeitung  kommenden  Materialien  ist  in  erster  Linie  die 
Stahl-  und  Eisenindustrie  beteiligt.  Aber  auch  andere  Industrien,  namentlich 
die  Maschinenbau-  und  Holzindustrie  und  der  deutsche  Bergbau,  stehen 
mit  dem  Vulcan  in  reger  Geschäftsverbindung.  Dazu  kommen  Erzeugnisse  des 
Kunstgewerbes,  die  Elektrizitätsanlagen,  die  verschiedenartigsten  Ausrüstungs- 
gegenstände usw.,  die  beim  heutigen  Schiffsbau  in  so  mannigfacher  Weise 
verbraucht  werden.  Über  die  am  meisten  zur  Verwendung  kommenden 
Materialien  seien  hier  die  folgenden  Zahlen  zusammengestellt.  In  den 
dreißig  Jahren  von  1867  bis  1906  —  für  die  älteren  Jahre  sind  die  Zahlen 
nicht  angegeben  —  wurden  verbraucht: 

davon  1906: 

72  146  100  kg  Roheisen   4303  700  kg, 


Stab-  und  Formeisen  und  Stab-  und 

Formstahl   8  780  200  - 

Eisen-  und  Stahlplattcn    1 5  333  000  - 

eiserne  und  stählerne  Schmiedstücke      831  700  - 

Rohkupfer   314600  - 

Kupferbleche   128700  - 

Zinn   51  800  - 

Blei   33  100  - 

Zink    152050  - 

Kohlen    32076260  - 

und  für  20968450  Mark  Holz  (davon  1906  für  1  179800  Mark),  außerdem 
seit  1877:  104178300  kg  Koks  (davon  1906:  8559000  kg)  und  seit  1892: 
4790700  kg  Holzkohlen  (davon  1906:  386200  kg). 

Der  dritte  und  vierte  Teil  der  Denkschrift  behandeln  den  Kriegs- 
schiffsbau  und  den  Handelsschiffsbau.  Den  Abschnitt  über  den 
Kriegsschiffsbau  können  wir  hier  übergehen  und  uns  auf  die  nach- 
stehende Zusammenstellung  der  vom  Vulcan  bisher  erbauten  Kriegsfahrzeuge 
beschränken.    Es  wurden  geliefert : 


170347  100  - 

275  495  100  " 

24032300  - 
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In  dem  Abschnitt  über  den  Handelsschiffsbau  wird  nochmals  darauf 
hingewiesen,  welche  Förderung  seiner  Interessen  der  Vulcan  durch  die  Er- 
richtung der  Reichspostdampferlinien  erfahren  hat,  nicht  nur  weil  ihm  hier- 
durch zum  ersten  Male  ein  größerer  Auftrag  für  die  Erbauung  überseeischer 
Dampfer  zufiel,  sondern  weil  an  die  Schiffe  Anforderungen  gestellt  wurden, 
die  den  Anlaß  gaben  zu  immer  weiteren  Vervollkommnungen  der  Technik. 
Es  wurde  vornehmlich  Gewicht  darauf  gelegt,  daß  die  Reichspostdampfer  in 
ihrer  Geschwindigkeit  den  englischen  und  französischen  Schiffen  nicht  nach- 
ständen,  damit  die  deutsche  Post  in  Zukunft  auf  den  eigenen  Linien  be- 
fördert werden  könne  und  nicht  mehr  auf  die  fremden  Schiffe  angewiesen 
sei.    Diesen  Aufgaben  ist  der  Vulcan  glänzend  gerecht  geworden. 

Der  Abschnitt  enthält  ferner  fesselnde  Angaben  über  die  Entwicklung 
der  überseeischen  Schiffahrtsverhältnisse  im  allgemeinen.  Wir  sehen ,  wie 
englische  nnd  deutsche  Werften  in  Wettbewerb  treten,  um  immer  schnellere 
Schiffe  auf  den  Ozean  zu  entsenden,  bis  endlich  der  Sieg  dem  Vulcan  zufällt, 
der  seit  1897  das  »blaue  Band  des  Ozeans«  behauptet  hat,  und  wir  sehen, 
wie  jedes  neue  Schiff,  das  die  Werft  verläßt,  auch  neue  und  staunen- 
erregende Vervollkommnungen  aufweist.  Die  Schilderung  aller  Einzelheiten 
würde  uns  zu  weit  führen.  Erwähnt  seien  nur  die  neuesten  Errungen- 
schaften des  zuletzt  abgelieferten  Dampfers  »Kaiserin  Auguste  Viktoria«, 
der  am  10.  Mai  1906  seine  erste  Reise  von  Hamburg  nach  New  York  antrat, 
nämlich  der  Einbau  eines  durch  fünf  Decks  gehenden  elektrischen  Fahr- 
stuhls und  die  Einrichtung  einer  selbständigen  Speisewirtschaft,  in  der  jeder 
Reisende  nach  Belieben  sich  selbst  beköstigen  kann,  wenn  er  an  der  bisher 
üblichen  allgemeinen  Mittagstafel  nicht  teilnehmen  will.  Im  einzelnen  sind 
ausführlich  beschrieben  der  erste  vom  Vulcan  mit  einer  Turbinenanlage  aus- 
gerüstete Handelsdampfer  »Kaiser«  der  Hamburg  -  Amerika  Linie,  der  für 
den  Nordseebäderdienst  bestimmt  ist,  ferner  die  Schnelldampfer  »Kaiser 
Wilhelm  II.«  des  Norddeutschen  Lloyd  und  »Kaiserin  Auguste  Viktoria« 
der  Hamburg-Amerika  Linie  sowie  der  unsern  Lesern  aus  dem  Archiv  1903. 
S.  395  ff.,  bekannte  Kabeldampfcr  »Stephan«. 

Im  ganzen  hat  der  Vulcan  für  die  Handelsschiffahrt  bisher  erbaut: 

Schraubendampfer:     11  Schnelldampfer  von  134  bis  214  m  Länge, 

33  große  überseeische   Fracht  -  und  Reise- 
dampfer von  80  bis  171  m  Länge, 
46  mittlere  Fracht  -  und  Reisedampfer  von 

45  bis  77  m  Länge, 
51  kleinere  Fracht-  und  Reisedampfer  von 
weniger  als  45  m  Länge, 
1  Kabeldampfer  von  116  m  Länge. 
3  Petroleum  -  Tank  -  Dampfer  von   103  bis 
108  m  Länge; 
Raddampfer:    32  Schleppdampfer, 

17  Reisedampfer  und 
Eisbrechdampfer:     7  Dampfer  von  27  bis  44  m  Länge, 

zusammen  201  Schiffe. 

Der  vierte  Teil  der  Denkschrift  ist  dem  Lokomotivenbaue  gewidmet. 
Wir  entnehmen  ihm,  daß  die  erste  Lokomotive  im  Jahre  1858,  die  500. 
im  Jahre  1873,  die  1000.  im  Jahre  1887  und  die  2000.  im  Jahre  1903  her- 
gestellt worden  sind,  und  daß  der  Vulcan  bisher  im  ganzen  2256  Lokomotiven 
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im  Gesamtwerte  von  102,5  Millionen  Mark  und  1  Dampfmotorwagen  erbaut 
hat.    Davon  wurden  geliefert: 

nach  Deutschland   221  1  Lokomotiven  und  1  Dampf- 

motorwagen, 

Italien   15  Lokomotiven, 

Bulgarien   12 

Danemark   6 

China  (Schantungbahn) ...  5 
Ostafrika    (L'sambarabahn)  3 

Rußland   2  -  und 

Spanien   2 

zusammen  ....  2256  Lokomotiven. 

Die  größte  Jahresleistung  wurde  1874  mit  98  Lokomotiven  erreicht. 
Besondere  Verdienste  hat  sich  der  Vulcan  um  die  Erbauung  und  Ver- 
besserung der  Heißdampflokomotivcn  erworben. 

Als  ein  weiterer  Betriebszweig  ist  neuerdings  der  Bau  von  elektrischen 
Lokomotiven  in  Gemeinschaft  mit  der  Allgemeinen  Elcktrizitäts-Gesellschaft 
in  Berlin  geplant.  Als  erste  dieser  Art  befindet  sich  eine  elektrische 
Doppellokomotive  von  1200  Pferdestärken  zur  Zeit  im  Baue. 

Der  letzte  Teil  der  Festschrift  enthält  eine  Beschreibung  der  Sch  i  f  f  sbau  - 
und  Maschinenbau- Werkstätten.  Die  Anlagen  werden  durch  die 
Vulcanstraße  in  den  Unterhof  und  den  Oberhof  geteilt.  Im  Unterhofe  be- 
deckt die  Schiffswerft  einen  Flächenraum  von  165000  qm.  Sie  zählt 
sieben  Hellinge.  Die  vier  größten,  Hellinge  I  bis  IV,  sind  ganz  in  Eisen 
aufgeführt  und  tragen  in  der  Höhe  je  zwei  elektrische  Laufkräne,  von 
denen  jeder  4  Tonnen  hebt.  Zwischen  den  Hellingen  befindet  sich  ein  fahr- 
barer Bockkran  von  25  Tonnen  Hebekraft  zur  Handhabung  der  Panzer- 
platten, Geschütze,  Anker  und  sonstigen  schweren  Gewichte.  An  die  Schiffs- 
werft schließen  sich  an  auf  der  einen  Seite  eine  Schiffsbauhalle,  die  sich 
aus  dem  Spantenplan  und  der  Richtplatte  mit  zwei  Glühöfen  zum  Biegen 
der  Spanten  zusammensetzt,  die  Schiffsschmiede  mit  der  Verzinkerei  und 
ein  dreistöckiges  Magazingebäude  mit  dem  Schnürboden,  auf  der  anderen 
Seite  der  Lagerplatz  für  eisernes  Schiffsbaumaterial,  eine  zweite  Schiffs-  und 
Winkelschmiedc  mit  1 1  großen  Schmiedefeuern  und  einem  Plattenglühofen, 
die  Richtplattenhalle,  die  Panzerwerkstatt  und  Schlosserei  mit  einem  elek- 
trischen Laufkran  von  40  Tonnen  Tragfähigkeit  und  einer  hydraulisch  be- 
triebenen Panzerplattenpresse,  die  elektrische  Kraft-  und  Lichtanlage,  die 
Tischlerei  der  Schiffswerft,  die  Zimmerei,  Holzschuppen  und  Holzlager- 
plätze. An  die  elektrische  Kraft-  und  Lichtanlage  sind  angeschlossen 
361  Drehstrommotoren.  6S0  Bogenlampen,  4104  Glühlampen,  51  Handbohr- 
maschinen, 40  bewegliche  Motoren,  13  Ventilatoren  und  38  Heizkörper. 
Daneben  werden  noch  20000  cbm  Gas  monatlich  aus  der  Bredower  Gas- 
anstalt bezogen. 

Der  Oberhof.  in  dem  die  Maschinenfabrik  untergebracht  ist,  enthält  die 
Eisengießerei,  Bronzegießerei,  Stahlgießerei  und  Putzerei  mit  drei  Gieß- 
gruben, die  Metalldreherei  mit  der  Maschinen-Montagehalle,  die  Kessel-  und 
Kupferschmiede,  die  Hammerschmiede  mit  4  Schweißöfen,  15  Doppel- 
herden usw.,  die  Lokomotivenbauhalle,  die  Modelltischlerei  und  das  Haupt- 
verwaltungsgcbäude. 

Die  ganzen  Anlagen  des  Unter-  und  des  Oberhofs  werden  durch  eine 
besondere,  cS  km  lange  Werftbahn  miteinander  verbunden,  auf  der  4  Loko- 
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motiven  und  70  Wagen  verkehren.  Für  die  Zufuhr  auf  dem  Wasserwege 
befinden  sich  noch  zwei  Trajektdampfer  im  Betriebe,  die  imstande  sind, 
je  drei  Güterwagen  aufzunehmen.  Auf  dem  Wasser  sind  ferner  drei  große 
Schwimmkrane  vorhanden  mit  150,  100  und  80  Tonnen  Hebekraft.  Die 
auf  dem  jenseitigen  Oderufer  untergebrachten  beiden  Schwimmdocks  haben 
eine  Tragfähigkeit  von  2500  und  1 1  000  Tonnen.  Zur  Beförderung  von 
Personen  und  Material  dahin  dienen  drei  besondere  Dampfer. 

An  Arbeiterwohlfahrtsanlagen  sind  vorhanden  mehrere  heizbare  Arbeiter- 
speisesäle, eine  Fortbildungsschule  mit  einem  Saale  und  sechs  Klassen- 
zimmern für  die  300  Lehrlinge  des  Werkes,  eine  Badeanstalt  für  die  Be- 
amten und  Arbeiter,  in  der  wöchentlich  6000  Bäder  verabfolgt  werden 
können,  und  eine  medizinische  Abteilung,  in  der  die  Arbeiter  elektrische 
und  kohlensaure  Bäder,  Moorbäder  usw.  sowie  Massagen  entsprechend  den 
ärztlichen  Anordnungen  erhalten  können. 

Die  geplanten  Anlagen  des  Vulcan  an  der  Elbe  auf  der  Insel  Roß  im 
Hamburger  Freihafengebiete  werden  eine  Fläche  von  23.5  ha  bedecken.  Das 
Grundstück  liegt  in  unmittelbarer  Nähe  der  vom  Hamburger  Staate  an  die 
Hamburg- Amerika  Linie  verpachteten  Hafenanlagen;  es  hat  Anschluß  an  die 
Staatsbahn  und  eine  Wasserfront  von  1100  m,  an  der  sich  fünf  große 
Hellinge  für  die  Erbauung  größter  Schiffe  erstrecken  sollen.  Zu  den 
Hellinganlagen  kommen  Schiffs-  und  Maschinenbau- Werkstätten  und  zwei 
Schwimmdocks  von  12000  und  35000  Tonnen  Hebekraft,  von  denen  das 
letzte  zu  den  größten  der  Welt  zählen  wird. 

Es  sind  stolze  Zahlen,  die  uns  die  Festschrift  vorführt.  Mit  besonderer 
Genugtuung  aber  hebt  die  Direktion  hervor,  daß  die  von  ihr  erbauten 
Schiffe  vom  Kiele  bis  zum  obersten  Flaggenknopf  Erzeugnisse  deutschen 
Fleißes  und  deutscher  Arbeit  sind,  und  daß  der  Vulcan  durch  die  Verwen- 
dung ausschließlich  deutschen  Materials  nicht  nur  ein  Vorkämpfer  für  den 
deutschen  Schiffsbau  im  engeren,  sondern  für  die  gesamte  deutsche  Industrie 
im  weiteren  Sinne  geworden  ist. 

Aus  Anlaß  der  Jubelfeier  sind  dem  Vulcan  zahlreiche  Ehrungen  zu  teil 
geworden.  Unter  anderem  hat  der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats,  Geheimer 
Kommerzienrat  Dr.  jur.  Albert  Schlutow,  die  Brillanten  zum  Roten  Adler- 
orden zweiter  Klasse  mit  dem  Stern,  mit  Eichenlaub  und  der  Königlichen 
Krone  verliehen  erhalten.  Außerdem  ist  dem  Vulcan  das  nachstehende 
Allerhöchste  Glückwunschschreiben  zugegangen: 

»An  die  Stettiner  Maschinenbau  -  Aktien  -  Gesellschaft  Vulcan 

Stettin  -  Bredow. 

Mit  lebhaftem  Interesse  habe  ich  vernommen,  daß  die  Stettiner  ' 
Maschinenbau- Aktien -Gesellschaft  Vulcan  am  29.  d.  Mts.  auf  ein 
halbes  Jahrhundert  erfolgreicher  Arbeit  zurückblicken  kann.  Zu 
diesem  bedeutsamen  Jubelfest  entbiete  ich  dem  Vulcan,  seinen 
Leitern.  Beamten  und  Arbeitern  meinen  königlichen  Gruß  und 
Glückwunsch.  Aus  kleinen  Anfängen  erwachsen,  hat  sich  der 
Vulcan  in  rastlosem  und  zielbewußtem  Vorwärtsstreben  unter  den 
gleichartigen  Werken  der  Welt  eine  achtunggebietende  Stellung  er- 
rungen, insbesondere  hat  die  Werft,  eng  verbunden  mit  der  Ent- 
wicklung der  deutschen  Schiffahrt  und  meiner  Marine,  der  Kriegs- 
und der  Handelsflotte  eine  große  Zahl  trefflicher  Schiffe  und 
Fahrzeuge  geliefert  und  in  erheblichem  Maße  dazu  beigetragen, 
den  deutschen  Schnelldampfern  den  ersten  Platz  auf  dem  Ozean  zu 
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erringen.  Indem  ich  dem  Vulcan  erneut  meine  warme  Aner- 
kennung ausspreche,  gebe  ich  zugleich  dem  Wunsche  Ausdruck, 
daß  das  Werk  auch  ferner  kräftig  vorwärts  schreiten  und  sich 
allezeit  bewähren  möge  als  eine  Musterstätte  deutscher  Arbeit  und 
deutschen  Fleißes,  tüchtiger  Wirtschaftsführung  und  tatkräftiger 
Förderung  der  Arbeiterwohlfahrt. 

Berlin  den  29.  Januar  1907. 

gez.  Wilhelm  I.  R.« 


Neuordnung  der  Taxen  für  den  Post-,  Telegraphen- 
und  Fernsprechverkehr  in  Österreich. 

Am  iö.  Januar  1907  ist  in  Österreich  eine  neue  »Posttaxordnung«  in 
Kraft  getreten,  die  neben  einzelnen  Gebührenherabsetzungen  eine  Reihe 
von  Taxerhöhungen  bringt.  Am  wichtigsten  sind  die  Beseitigung  des  er- 
mäßigten Ortsportos  für  Briefe  und  die  Minführung  veränderter,  für  die 
Orts-  und  Landbestellbezirke  gleichmäßiger  Bestellgebühren. 

Für  Briefe  wurde  in  Österreich  bisher  im  Ortsverkehr  ein  Porto  von  6  h 
bis  20  g  und  12  h  bei  höherem  Gewicht  erhoben,  während  das  Briefporto  sonst 
10  h  bis  20  g  und  20  h  bei  einem  Gewichte  von  mehr  als  20  g  ausmachte; 
im  Verkehr  benachbarter  Postorte  fand  zum  Teil  dasselbe  ermäßigte  Brief- 
porto wie  im  Ortsverkehr  Anwendung.  Seit  dem  16.  Januar  gilt  das  Brief- 
porto von  10  und  20  h  für  alle  Briefe  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung. 
Nur  für  Bahnavisc,  die  auf  Grund  der  mit  den  Eisenbahnverwaltungen  und 
Dampfschiffsunternehmungen  getroffenen  Abkommen  von  den  Bahnstationen 
und  Schiffsagenturen  den  Postanstalten  zur  Bestellung  in  den  nächstgelegenen 
Postorten  und  deren  Landbestellbezirken  übergeben  werden,  ist  der  Satz  von 
()  h  bestehen  geblieben.  Portopflichtige  Gerichtsbriefe  des  Ortsverkehrs,  für 
die  bisher  ein  Porto  von  6  h  zur  Erhebung  kam,  unterliegen  in  Zukunft  einem 
Porto  von  10  h.  Für  die  nach  außerhalb  gerichteten  Gerichtsbriefe  bleibt 
die  Vorschrift,  daß  bei  einem  Gewichte  bis  50  g  eine  Taxe  von  10  h,  sonst 
eine  solche  von  20  h  berechnet  wird,  bestehen. 

Unfrankierte  und  nicht  ausreichend  frankierte  Briefe  werden 
in  Österreich  nach  der  neuen  Posttaxordnung  nach  den  Grundsätzen  des 
Weltpostvereinsverkehrs  taxiert,  d.  h.  es  wird  vom  Empfänger  im  Nicht  - 
frankicrungsfalle  das  Doppelte  des  gewöhnlichen  Briefportos  und  bei  nicht 
ausreichender  Frankierung  das  Doppelte  des  Fehlbetrags  eingezogen.  Da- 
mit hat  Osterreich  für  seinen  inneren  Verkehr  eine  Abweichung  vom 
deutsch-österreichischen  Wechselverkchrc  geschaffen,  für  den,  wie  für  den 
Verkehr  innerhalb  Deutschlands,  die  Vorschrift  gilt,  daß  für  unfrankierte 
Briefe  neben  dem  gewöhnlichen  Brietporto  und  für  unzureichend  frankierte 
Briefe  neben  dem  fehlenden  Porto  ein  fester  Taxzuschlag  (in  Deutschland 
10  Pf.,  in  Österreich  10  h)  zu  berechnen  ist.  Für  Bahnavise  besteht  in 
Österreich  Frankicrungszwang;  anderseits  wird  für  portopflichtige  Gerichts- 
briefe, die  von  den  Gerichtsbehörden  stets  unfrankiert  abgesandt  werden, 
keinerlei  Zuschlagtaxe  berechnet;  im  Gegenteil  ist  für  diese  Briefe,  wie 
sich  aus  den    angeführten  Taxen  ergibt,    im   Ortsverkehr  bei    einem  Ge- 
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wichte  von  mehr  als  20  g  und  im  Fern  verkehre  bei  einem  Gewichte  von 
20  bis  50  g  ein  ermäßigter  Portosatz  vorgesehen. 

Für  Rohrpostsendungen  —  Rohrpostanlagen  bestehen  in  Wien  und 
in  Prag  —  sind  die  Taxen  durchweg  erhöht  worden,  und  zwar  für  Briefe 
von  30  auf  45  h,  für  Kartenbriefe  von  30  auf  35  h  und  für  Postkarten  von 
20  auf  25  h.  Diese  Sätze  gelten  nur  für  den  Verkehr  innerhalb  der  ge- 
nannten Orte.  Verlangt  ein  Absender,  daß  Sendungen  des  Fernverkehrs 
mit  der  Rohrpost  befördert  werden  (z.  B.  von  der  Aufgabepostanstalt  zum 
Bahnhof  oder  vom  Bahnhofe  zur  Bestellpostanstalt),  so  treten  die  Porto- 
sätze für  Rohrpostsendungen  zu  dem  Porto  für  gleichartige  gewöhnliche 
Sendungen  hinzu.  Da  für  Rohrpostsendungen  Frankierungszwang  besteht, 
so  werden  nicht  oder  nicht  ausreichend  frankierte  Sendungen,  die  von 
den  Absendern  als  Rohrpostsendungen  bezeichnet  sind,  postseitig  nicht  als 
solche,  sondern  als  gewöhnliche  Sendungen  behandelt  und  bestellt. 

Alle  übrigen  Portosätze  für  Brief  Sendungen  bleiben  unverändert, 
und  zwar  gelten  in  Österreich  für  Postkarten,  Warenproben  und  Druck- 
sachen dieselben  Portosätze  in  Hellern,  wie  sie  in  Deutschland  in  Pfennigen 
erhoben  werden.  Doch  rindet  in  Österreich  bei  unzureichend  frankierten 
Briefsendungen  eine  Abrundung  des  Portos  auf  eine  durch  5  teilbare  Zahl 
aufwärts,  wie  sie  bei  uns  üblich  ist.  nicht  statt.  Eine  Taxe  für  Geschäfts- 
papiere ist  auch  in  der  neuen  Posttaxordnung  nicht  vorgesehen.  Die  Ein- 
schreibgebühr, die  Laufzettelgebühr,  die  Gebühr  für  den  Erlaß  einer  Unbe- 
stellbarkcitsmeldung  und  die  Gebühr  für  einen  Rückschein,  d.  h.  für  eine 
vom  Empfänger  auszustellende  Empfangsbescheinigung,  betragen  in  Öster- 
reich je  25  h;  dieselbe  Gebühr  kommt  zur  Erhebung,  wenn  der  Absender 
einer  Postanweisung  die  Ausfertigung  einer  Bestätigung  über  die  Aus- 
zahlung des  Postanweisungsbetrags  an  den  Empfänger  verlangt,  oder  der 
Absender  eines  Einschreibbriefs  das  Verlangen  stellt,  daß  er  von  der  Bc- 
stimmungspostanstalt  über  den  Eingang  des  Briefes  verständigt  werde.  Die 
besondere  Gebühr  für  Bahnhofsbriefe  ist  in  Osterreich  auf  10  K  für  den 
Monat  bemessen. 

Ein  Postzeit  11  ngs dienst  in  unserem  Sinne  besteht  in  Österreich 
nicht.  Allerdings  nehmen  die  österreichischen  Postanstalten  von  jedermann 
Bestellungen  auf  die  in  der  Zeitungsprcisliste  aufgeführten  Zeitungen  und 
Zeitschriften  an  und  übermitteln  gegen  Zahlung  einer  Vermittlungsgebühr 
von  10  h  die  Bestellungen  nebst  dem  Bezugspreis  an  die  Verleger.  Damit 
aber  ist,  wenigstens  im  inneren  Verkehr  Österreichs,  die  Beteiligung  der 
Postanstalten  an  der  Vermittlung  des  Zeitungsbezugs  erschöpft,  und 
es  ist  Sache  der  Verleger,  die  einzelnen  Nummern  der  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften unmittelbar  an  die  Bezieher  zu  übersenden.  Für  alle  Sendungen 
mit  Zeitungen  und  Zeitschriften,  die  von  Zeitungsverlegern  ausgehen  und 
an  Abonnenten  gerichtet  sind,  besteht  bereits  seit  längerer  Zeit  ein  er- 
mäßigter Tarif,  und  zwar  wird  erhoben: 

für    jedes    Exemplar   einer    wöchentlich    mehrmals  erscheinenden 
Zeitung  oder  Zeitschrift  ohne  Rücksicht  auf  das  Gewicht  2  h; 
für  jedes  Exemplar  einer  zwar  seltener,  aber  wenigstens  zweimal 
im  Monat  erscheinenden  Zeitung  oder  Zeitschrift  2  h.  wenn  das 
Gewicht  nicht  mehr  als  250  g  beträgt,  und  2  h  für  je  100  g  bei 
einem  Gewichte  von  mehr  als  250  g; 
für  jedes  Exemplar  einer  seltener  als  zweimal  im  Monat  erscheinen- 
den Zeitung  oder  Zeitschrift  2  h  für  je  100  g. 
Werden    Abendblätter    mit    den    Morgenblättern    derselben    Zeitung  von 
demselben  oder  dem  nächstfolgenden  Tage  zu  einer  Sendung  vereinigt,  so 
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ist  für  sie  keine  besondere  Gebühr  zu  zahlen.  Ebenso  ist  für  Beiblätter, 
die  zusammen  mit  dem  Hauptblatte  versandt  werden,  eine  besondere  Gebühr 
auch  dann  nicht  zu  entrichten,  wenn  das  Beiblatt  abgesondert  vom  Haupt- 
blatte bezogen  werden  kann.  Prämien  (Bilder,  Kalender  usw.),  die  von 
den  Zeitungsredaktionen  auf  Grund  der  Bezugseinladung  allen  oder  einzelnen 
Beziehern  geliefert  werden,  können  der  Zeitung  oder  Zeitschrift  beigefügt 
werden,  wenn  sie  sich  nach  Form  und  Beschaffenheit  zur  Beförderung  mit 
der  Brief post  eignen.  Dasselbe  gilt  von  den  den  Zeitungen  und  Zeitschriften 
beigefügten  Bezugseinladungen ,  Postanweisungsformularen  usw.  Abge- 
sehen von  den  gebührenfrei  zugelassenen  Beiblättern  können  den  Zeitungen 
und  Zeitschriften  Drucksachen  bis  zum  Gewichte  von  30  g  beigelegt 
werden.  Für  solche  Beilagen  ist  bei  einem  Gewichte  bis  10  g  eine  Ge- 
bühr von  '/a  h>  UDer  10  bis  20  g  eine  Gebühr  von  2/3  h  und  über  20 
bis  30  g  eine  Gebühr  von  1  h  zu  zahlen,  und  zwar  ist  diese  Gebühr,  deren 
Gesamtbetrag  vorkommendenfalls  auf  volle  Heller  abgerundet  wird,  bei 
Auflieferung  der  Zeitungssendungen  bar  zu  entrichten. 

Die  Gebühr  für  die  Versendung  von  Zeitungen  innerhalb  Österreichs 
findet  seit  Anfang  Januar  d.  J.  auch  für  die  Zeitungen  und  Zeitschriften  An- 
wendung, die  durch  Vermittlung  der  österreichischen  Postanstalten  aus 
dem  Auslande  bezogen  werden.  Bekanntlich  ist  Österreich  dem  inter- 
nationalen Zeitungs  -  Übereinkommen  beigetreten,  und  die  Bestimmungen 
dieses  Ubereinkommens  über  die  Bezugspreise  der  Zeitungen,  die  im  wesent- 
lichen dahin  gehen,  daß  keine  Verwaltung  für  die  durch  sie  an  das  Aus- 
land gelieferten  oder  durch  ihre  Vermittlung  vom  Auslande  bezogenen 
Zeitungen  und  Zeitschriften  eine  höhere  als  ihre  inländische  Zeitungsgebühr 
in  Rechnung  stellen  darf,  findet  auf  Grund  besonderer  Vereinbarung  an 
Stelle  der  in  dem  Postvertragc  vom  7.  Mai  1872  enthaltenen  Festsetzungen 
auch  auf  den  Zeitungsaustausch  zwischen  Deutschland  und  Österreich  An- 
wendung. Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  berechnete  die  österreichische 
Postverwaltung  bisher  für  Zeitungen  und  Zeitschriften  sowohl  nach  dem 
Auslande  wie  vom  Ausland  eine  ermäßigte  Gebühr,  nämlich  für  wöchent- 
lich mehrmals  erscheinende  Zeitungen  1  h  für  je  100  g  des  Durchschnitts- 
gewichts bis  zur  Zahl  von  7  Nummern  wöchentlich  und  für  jede  Nummer 
mehr  lj2  h  ohne  Rücksicht  auf  das  Gewicht,  ferner  für  wöchentlich  einmal 
oder  seltener  erscheinende  Zeitungen  2h  für  je  100g  des  Durchschnittsgewichts 
jeder  Nummer,  mindestens  aber  40  h  jährlich  für  jede  Zeitung  oder  Zeit- 
schrift. Hierin  ist  seit  Anfang  Januar  insofern  eine  Änderung  eingetreten  als 
Österreich  für  Zeitungen  vom  Auslände  die  volle  inländische  Zeitungs  - 
gebühr, mindestens  aber  40  h  im  Jahre,  berechnet.  Dagegen  ist  für  die 
im  Wege  des  Postbezugs  nach  dem  Auslande  vertriebenen  österreichischen 
Zeitungen  die  bisherige  ermäßigte  Gebühr  bestehen  geblieben,  so  daß  im 
Zeitungsverkehr  Österreichs  mit  dem  Ausland  innerhalb  Österreichs  jetzt 
Zeitungen  österreichischen  Ursprungs  einer  geringeren  Gebühr 
unterliegen  als  Zeitungen  fremden  Ursprungs. 

Die  Taxen  für  Paket-  und  Wertsendungen  sind  in  Österreich  auch 
nach  der  neuen  Posttaxordnung  im  allgemeinen  dieselben  wie  in  Deutsch- 
land, doch  sind  die  deutschen  Taxen  für  Sendungen  dieser  Art  nach  dem 
Satze  von  5  Pf.  —6h  (nicht  wie  beim  Briefverkehr  1  Pf.  —  1  h)  in  die 
österreichische  Währung  umgerechnet.  Die  Versicherungsgebühren  sind  in 
Österreich  nach  Beträgen  von  300  zu  300  K  abgestuft.  Im  weiteren  be- 
steht, abweichend  vom  deutschen  Tarife,  für  Wertangaben  bis  100  K 
eine  ermäßigte  Versicherungsgebühr  von  6  h.  Bemerkenswert  ist  auch,  daß 
in  Österreich  für  Wertbriefe,  die  behufs  Prüfung  des  Inhalts  durch  den 
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Annahmebeamten  offen  am  Postschalter  aufgeliefert  werden,  eine  erhöhte 
Versicherungsgebühr  (das  i1/..  fache  der  gewöhnlichen  Versicherungsgebühr) 
zur  Erhebung  kommt. 

Die  Pos  tan  Weisungsgebühr  ist  in  Österreich  anders  als  in  Deutsch- 
land abgestuft.  Sie  beträgt  ohne  Unterschied  der  Entfernung  bis  20K 
10  h,  über  20  bis  100  K  20  h,  über  100  bis  300  K  40  h,  über  300  bis 
600  K  60  h  und  über  600  bis  1000  K  1  K.  Der  Verkaufspreis  für  ein 
Postanweisungsformular  betrug  bisher  2  h,  ist  aber  jetzt  auf  3h  erhöht 
worden.  Die  österreichischen  Taxen  für  Postauftragsbriefe  und 
Briefsendungen  mit  Nachnahme  stimmen  mit  den  deutschen  Taxen 
für  gleichartige  Sendungen  überein ;  zu  bemerken  ist  aber,  daß  in  Österreich 
nur  eingeschriebene  Briefsendungen  unter  Nachnahme  versandt  werden 
können.  Bei  Paket-  und  Wertsendungen  mit  Nachnahme  hält  die 
österreichische  Posttaxordnung,  abweichend  von  der  deutschen  Postordnung, 
an  der  im  internationalen  Postpaketverkehr  üblichen  Taxierungsweise  fest, 
d.  h.  es  wird  neben  dem  gewöhnlichen  Porto  eine  Nachnahmegebühr  (2  h 
für  je  4  K,  mindestens  12  h)  berechnet,  und  der  eingezogene  Betrag  wird 
dem  Absender  ohne  Abzug  übermittelt. 

Die  Bestellgebühren  stellen  sich  in  Österreich  nach  den  bisherigen 
und  nach  den  neuen  Vorschriften  wie  folgt: 


Bestellgebühr  für 

bisher 

seit  dem  16.  Januar  1907 

Ort 

Land 

Ort  und  Land 

eine  Postanweisung  oder  Zah- 
lungsanweisung der  Postspar- 
kasse nebst  dem  Geldbetrage 

j  bis  10K 
1  üb.  10  K 

3h 

5h 

(  10  h 

( 

(bis  1000  K 
(üb.  ioooK 

6h 

\  20  h  für  je 
1    5000  K 

■  bis  toooK 
Ub.  1000  K 

5h 

{  10  h 
\ 

^bis  1000K 
(üb.  1000  K 

10  h 

einen  Brief  mit  Wertangabe  . . . 

10h 

{  20h  für  je 
\    5000  K 

■ 

bis  iV,kg 

10  h 

/  bis  iVakg 

10h*) 

(üb.  i1/,  bis 
^           5  kg 

20  h 

\  üb.  1 '/,  bis 
5  kg 

20  h*) 

)  üb.  5  kg 

30  h 

l   üb.  5  kg 

30  h-J 

in  anderen  Orten  mit  unbe- 
schrankter Paketbestellung 

i   bis  5  kg 
1    üb.  5  kg 

10h 

20  h 

'5h 

in  Orten  mit  beschränkter 
Paketbestellung ,  soweit 
eine  solche  stattfindet  . . . 

bis  1  Va  kg 

(  üb.  iVibis 
1          5  kg 
)    üb.  5  kg 

5  h 

10  h 

20  h 

1  bis  5  kg 
]  üb.  5  kg 

ioh*J 
20  h*) 

eine  Paketadresse  oder  einen  Ab- 
lieferungsschein, wenn  Paket- 
oder   Wertsendungen  nicht 
selbst  bestellt  werden  

1 

3h 

4h 

•J  Bei  einem  Werte  von  mehr  als  1000  K  tritt  eine  Gebühr  von  20  h  für  je 
5000  K  hinzu. 
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Die  Restellgebühren  sind  also  für  die  Ortsbestellbezirke  in  vielen  Fällen 
erhöht,  für  die  Landbestellbezirke  aber  zum  Teil  herabgesetzt,  in  anderen 
Fällen  allerdings  auch  erhöht  worden.  Gehören  mehrere  Sendungen  zu 
einer  Postpaketadresse,  so  werden  die  Gebühren  nach  den  neuen  Vorschriften 
für  jede  Sendung  besonders  berechnet,  während  bisher,  ähnlich  den  deutschen 
Vorschriften,  nur  für  die  schwerste  Sendung  die  gewöhnliche  Bestellgebühr, 
für  die  anderen  Sendungen  aber  die  niedrigste  für  die  Bestell -Postanstalt 
in  Betracht  kommende  Bestellgebühr  erhoben  wurde.  Die  Einsamm- 
lungsgebühr  für  die  von  den  Landbriefträgern  eingesammelten  Sendungen 
betrug  bisher  bei  Paketen  15  h,  sonst  5  h  für  jede  Sendung.  Nach  der 
neuen  Posttaxordnung  wird  für  eine  Einschreibsendung  eine  Einsammlungs- 
gebühr  von  6  h  und  für  andere  Sendungen  eine  Gebühr  in  Höhe  des  Bestell- 
geldes erhoben.  Einzahlungen  im  Scheck-  und  Postsparkassenverkehr  bis 
10  K  werden  von  den  Landbriefträgern  gebührenfrei  entgegengenommen. 
Für  die  von  den  Paketbestellern  auf  den  Bestellfahrten  eingesammelten 
Pakete  ist  in  den  neuen  Vorschriften  keine  Einsammlungsgebühr  vorgesehen, 
während  dafür  bisher  eine  Gebühr  von  10  h  für  die  Sendung  zu  zahlen  war. 

Im  Zusammenhange  mit  der  veränderten  Festsetzung  der  Bestellgebühren 
sind  für  die  Postorte  neue  Vorschriften  über  den  Umfang  des 
Bestellungsdienstes  getroffen  worden.  In  den  Ortsbestellbezirken 
waren  die  Postanstalten  bisher  nur  verpflichtet,  den  Empfängern  gewöhn- 
liche und  eingeschriebene  Briefsendungen,  Anlagen  von  Postaufträgen  und 
Pakete  bis  1  V2  kg  ins  Haus  bringen  zu  lassen.  Diese  Verpflichtung  ist  aus- 
gedehnt worden  auf  Wertbriefe  bis  1000  K,  die  Geldbeträge  von  Post- 
anweisungen und  Zahlungsanweisungen  bis  1000  K  und  Pakete  von 
iya  bis  2  kg;  Pakete  mit  Wertangabe  bis  2  kg  brauchen  nach  den  neuen 
Vorschriften  nur  insoweit  bestellt  zu  werden,  als  die  Wertangabe  1000  K 
nicht  übersteigt.  Neu  ist  auch  die  Vorschrift,  daß  im  Ortsbestellbezirke,  wenn 
mehrere  Pakete  zu  einer  Postpaketadresse  gehören,  alle  Pakete  gleichzeitig 
zu  bestellen  sind,  wenn  auch  nur  eins  von  ihnen  unter  die  Gewichtsgrenze 
fällt,  bis  zu  der  bei  der  Bestimmungspostanstalt  die  Bestellung  der  Pakete 
stattfindet.  In  den  Landbcstellbezirken  ist  die  Post  zur  Bestellung  der 
Postsendungen  in  demselben  Umfange  verpflichtet  wie  in  den  Postorten; 
Pakete  werden  den  in  den  Landbestellbezirken  wohnenden  Empfängern 
jedoch  nur  insoweit  in  die  Wohnungen  gebracht,  als  sie  im  einzelnen  oder 
zusammen  nach  Umfang  oder  Gewicht  so  beschaffen  sind,  daß  der  Land- 
briefträger durch  ihre  Beförderung  nicht  übermäßig  belastet  wird,  und  er 
sie  mit  den  vorhandenen  Betriebsmitteln  gesichert  fortschaffen  kann. 
W'elche  Sendungen  beim  Vorliegen  mehrerer  Sendungen  vom  Landbrief- 
träger abgetragen  werden  sollen,  bestimmt  das  Postamt;  dabei  soll  der 
Inhalt  der  Sendung,  soweit  er  aus  den  Begleitpapieren  ersehen  werden  kann, 
den  Ausschlag  geben.  Zur  Bestellung  der  einer  zoll-  oder  stcueramtlichen 
Behandlung  unterliegenden  Sendungen  sind  die  Postanstalten  nicht  ver- 
pflichtet. Soweit  eine  Bestellung  nicht  erfolgt,  hat  die  Post  den  Empfänger, 
gleichviel,  ob  er  im  Orts-  oder  Landbestellbczirke  wohnt,  vom  Ein- 
gänge der  Sendungen  benachrichtigen  zu  lassen.  Sind  im  Landbestell- 
bezirke Pakete  wegen  Überschreitung  der  Gewichtsgrenze  von  der  Be- 
stellung ausgeschlossen  worden,  so  sind  sie,  falls  das  Gesamtgewicht 
der  vorliegenden  Sendungen  es  gestattet,  bei  dem  nächsten  oder  einem 
folgenden  Bestellgang  abzutragen ,  sofern  sie  nicht  inzwischen  abgeholt 
worden  sind.  Eine  andere  Sonderbestimmung  für  die  Landbezirke  geht 
dahin,  daß  die  zu  derselben  Postpaketadresse  gehörigen  Sendungen  sämtlich 
zu  bestellen  oder,  wenn  das  nicht  möglich  ist,  sämtlich  von  der  Bestellung 
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auszuschließen  sind.  Die  schon  in  den  früheren  Vorschriften  enthaltene 
Bestimmung,  daß  die  Postbehörde  den  Landbestelldienst  bei  besonderen  Ver- 
anlassungen allgemein  oder  für  bestimmte  Orte  einschränken  oder  einstellen 
oder  ihn  für  bestimmte  Orte  dauernd  oder  vorübergehend  in  weiterem  Um- 
fang übernehmen  kann,  ist  bestehen  geblieben. 

Wenn  die  Verpflichtung  der  Postanstalten  zur  Bestellung  der  Sendungen 
in  den  Landbestellbezirken  nach  Vorstehendem  ziemlich  weit  geht,  so  ist 
dabei  zu  berücksichtigen,  daß  in  Österreich  keineswegs  überall  ein 
Landbestelldienst  eingerichtet  ist.  Wo  ein  solcher  Bestelldienst 
nicht  besteht,  trägt  die  Postverwaltung  nach  Möglichkeit  dafür  Sorge,  daß 
die  gewöhnlichen  Briefsendungen  und  die  Benachrichtigungen  über  den 
Eingang  anderer  Sendungen  den  Empfängern  zugehen;  wenn  die  Ver- 
hältnisse es  gestatten,  werden  die  Sendungen  oder  einzelne  Gattungen  von 
Sendungen  auch  da,  wo  ein  förmlicher  Landbestelldienst  fehlt,  durch  Boten 
der  Post  den  Empfängern  überbracht.  Für  die  Orte  mit  Postablage 
ist  die  bisherige  Bestimmung,  wonach  die  gewöhnlichen  Briefsendungen 
und  die  Benachrichtigungen  über  das  Vorliegen  anderer  Sendungen  durch 
den  Geschäftsführer  der  Ablage  zu  bestellen  oder  zur  Abholung  bereit  zu 
stellen  waren,  dahin  geändert  worden,  daß  diese  Sendungen  und  Benach- 
richtigungen in  der  Regel  den  Empfängern  ins  Haus  gebracht  werden 
sollen.  Hinzugetreten  ist  die  Vorschrift,  daß  in  den  Orten  mit  Ablage, 
wenn  möglich,  auch  die  Bestellung  der  eingeschriebenen  Briefsendungen, 
der  Pakete  ohne  Wertangabe  oder  mit  Wertangabe  oder  Nachnahme  bis 
50  K,  sowie  der  Geldbeträge  zu  Postanweisungen  und  Zahlungsanweisungen 
bis  50  K  einzurichten  ist.  An  solche  Behörden,  die  Portofreiheit  genießen, 
sollen  Wertbriefe  und  Pakete  sowie  die  Geldbeträge  zu  Postanweisungen 
und  Zahlungsanweisungen  allgemein  nur  dann  bestellt  werden,  wenn  die 
Behörden  es  ausdrücklich  verlangen;  in  solchen  Fällen  haben  die  Behörden 
die  gewöhnlichen  Bestellgebühren  zu  entrichten. 

Die  Absender  von  Eilsendungen  haben  in  Österreich  in  jedem  Falle 
eine  Eilbestellgebühr  im  voraus  zu  entrichten,  die  fiir  Pakete  50  h  und  für 
andere  Sendungen  30  h  beträgt.  Daneben  wird  vom  Empfänger  eine 
Gebühr  erhoben,  wenn  es  sich  um  Sendungen  nach  Landorten  oder  um 
Sendungen  mit  mehr  als  1000  K  Wertangabe  handelt.  Für  Sendungen 
der  letzten  Art  ist  vom  Empfänger  eine  Gebühr  von  20  h  für  je  5000  K 
zu  entrichten;  die  vom  Empfänger  für  Eilsendungen  nach  Landorten  zu 
zahlende  Taxe  beläuft  sich  auf  1  K  für  je  7,5  km  abzüglich  der  vom 
Absender  bereits  entrichteten  Gebühr.  Werden  mehrere  Sendungen  an 
denselben  Empfänger  gleichzeitig  abgetragen,  so  kommt  die  besondere 
Land -Eilbestellgebühr  nur  einmal  und  nur,  soweit  sie  durch  die  für  die 
Sendungen  im  ganzen  vorausbezahlte  Gebühr  nicht  gedeckt  ist,  zur  Erhebung. 

Wenn  Empfänger  in  Orten,  in  denen  ein  regelmäßiger  Bestelldienst  der 
Post  eingerichtet  ist,  ihre  Postsachen  abzuholen  wünschen,  so  haben 
sie  eine  Fachgebühr  zu  zahlen,  die  3  K  im  Monat  beträgt,  sich  aber 
auf  2  K  ermäßigt,  wenn  nur  gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefsendungen 
abgeholt  werden.  Hat  ein  im  Landbestellbezirke  wohnender  Empfänger  sich 
die  Abholung  nur  für  die  Tage  vorbehalten,  an  denen  eine  Bestellung  durch 
die  Post  nicht  erfolgt,  so  wird  keine  Fachgebühr  erhoben.  In  Postorten, 
in  denen  ein  unbeschränkter  Paketbestelldienst  eingeführt  ist.  haben  Empfänger, 
welche  die  für  sie  eingehenden  Pakete  abholen  wollen,  an  Stelle  der  Fach- 
gebühr eine  Magazingebühr  zu  entrichten,  die  in  Wien  10  K  und  im  übrigen 
in  Orten  mit  ärarischen  Postämtern  6  K  und  in  anderen  Orten  4  K  monat- 
lich beträgt.     Werden  nur  Zeitungen  abgeholt  oder  nehmen  Personen,  die 
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keine  Abholungserklärung  abgegeben  haben,  ausnahmsweise  ihre  Sendungen 
am  Postschalter  in  Empfang,  so  brauchen  sie  keine  Fach-  oder  Magazin- 
gebühr zu  zahlen.  Für  Pakete,  die  aus  irgend  einem  Grunde  abzuholen 
sind,  aber  ohne  postseitiges  Verschulden  unabgeholt  lagern,  wird  dem 
Empfänger  ein  Lagerzins  in  Rechnung  gestellt,  der  5  h  für  jede  Sendung 
und  jeden  Tag  beträgt ;  jedoch  bleiben  der  Tag  des  Eingangs  und  außerdem 
bei  postlagernden  Paketen  sowie  bei  Paketen  nach  Landorten  ohne  regel- 
mäßigen Bestelldienst  die  auf  den  Tag  des  Eingangs  folgenden  sieben  Tage, 
in  allen  anderen  Fällen  die  folgenden  zwei  Tage  lagerzinsfrei.  Im  weiteren 
sind  Pakete  an  solche  Behörden  und  Ämter,  die  Portofreiheit  genießen, 
ferner  Pakete  an  Militärpersonen  des  Mannschaftsstandes  vom  Lagerzins 
befreit.  Soweit  Lagerzins  zahlbar  ist,  bleibt  er  auf  der  Sendung  auch  bei 
deren  Nach-  oder  Rücksendung  im  Inlande  haften. 

Bei  den  zu  verzollenden  Sendungen  bildet  es  in  Österreich  die 
Regel,  daß  die  Zollabfertigung  durch  die  Post  bewirkt  wird.  Behält  sich 
ein  Empfänger  die  Verzollung  der  für  ihn  eingehenden  Sendungen  vor,  so 
hat  er  eine  einmalige  Vormerkgebühr  von  3  K  zu  zahlen.  Im  übrigen 
ist  für  zu  verzollende  Sendungen,  wenn  die  Post  den  Empfänger  bei  der 
Schlußabfertigung  vertritt,  eine  Verzollungsgebühr  von  20  h  (bei  Postpaketen 
einschließlich  des  Bestellgeldes  eine  Gebühr  von  25  h)  und,  wenn  der 
Empfänger  die  Verzollung  selbst  bewirkt,  für  Uberbringung  der  Sendung 
zum  Zollamt  eine  Traggebühr  von  10  h  zahlbar.  Eine  Gebühr  von  20  h  ist 
auch  fällig,  wenn  die  Post  die  Freimachung  einer  Verzehrungssteuerpflichtigen 
Sendung  besorgt. 

Die  Telegrammgebühren  betragen  im  inneren  Verkehr  Österreichs 
jetzt  durchweg  6  h  für  das  Wort,  mindestens  aber  60  h.  Die  bisherige 
Ortstelegraphentaxe  von  3  h  für  das  Wort  mit  einem  Mindestbetrage  von 
30  h,  die  zum  Teil  auch  für  den  Nachbarortsverkehr  galt,  ist  seit  dem 
16.  Januar  1907  in  Wegfall  gekommen.  Zu  demselben  Zeitpunkt  ist  eine  weitere, 
im  einzelnen  allerdings  nicht  erheblich  ins  Gewicht  fallende  Verteuerung 
des  Telegrammverkehrs  dadurch  eingetreten,  daß  für  alle  gebührenpflichtigen 
Telegramme  mit  Ausnahme  der  vorausbezahlten  Antworttelegramme  die 
Verwendung  amtlicher  Formulare  (Blankette),  die  zu  2  h  das  Stück  abgegeben 
werden,  vorgeschrieben  worden  ist.  Hat  ein  Absender  ein  Telegramm  auf 
anderes  Papier  geschrieben,  so  ist  die  Blankettgebühr  von  2  h  nachträglich 
zu  entrichten;  im  weiteren  kommt  diese  Gebühr  auch  für  die  mittels  des 
Fernsprechers  aufgegebenen  Telegramme  zur  Berechnung. 

Die  Fernsprechgebühren  waren  in  Österreich  bisher  durch  eine  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1887,  zu  der  im  Laufe  der  Zeit  verschiedene  Ergänzungen 
erschienen  sind,  dahin  geregelt,  daß  die  an  ein  Ortsfernsprechnetz  ange- 
schlossenen Teilnehmer  zu  entrichten  hatten: 

a)  eine  einmalige  Baugebühr  als  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Herstellung 
des  Anschlusses.  Diese  Gebühr  betrug  für  die  ersten  500  m  100  K 
und  für  jede  folgenden  100  m  20  K ;  bei  Anwendung  des  Doppel- 
leitungssystems erhöhten  sich  diese  Sätze  um  50  v.  H.; 

b)  eine  Stationsgebühr  von  60  K  im  Jahre  als  Entgelt  für  die 
Bereitstellung  der  erforderlichen  Apparate; 

c)  eine  Umschaltungsgebühr  von  40  K  im  Jahre  als  Entgelt  für  die 
Mühewaltung  der  Vermittlungsanstalt  bei  Herstellung  der  Ver- 
bindungen mit  anderen  Teilnehmern. 

Bei  Anschlüssen  für  Bahnhöfe,  Hotels  und  Theater,  ferner  für  Vereine, 
Körperschaften  und  Gesellschaften,  die  den  Fernsprecher  ihren  Mitgliedern  zur 
Verfügung  stellten,  erhöhten  sich  die  Stationsgebühr  und  die  Umschaltungs- 
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gebühr  auf  das  doppelte;  anderseits  kam  die  Umschaltungsgebühr  für 
mehrere  an  dieselbe  Leitung  angeschlossenen  Anschlüsse  nur  einmal  zur 
Erhebung. 

Dieser  Tarif  ist  jetzt  beseitigt  und  durch  einen  neuen  Tarif  ersetzt 
worden,  der  unter  Wegfall  der  einmaligen  Baugebühr  lediglich  eine 
jährliche  Abonnementsgebühr  vorsieht,  deren  Höhe  einerseits  nach 
dem  Umfange  der  Ortsnetze,  an  die  die  Teilnehmer  angeschlossen  sind, 
und  anderseits  nach  dem  Grade  der  Benutzung  der  einzelnen  Anschlüsse  ab- 
gestuft ist.  Der  neue  Tarif,  der  für  vorhandene  Anschlüsse  am  1 .  Juli  1907  in 
Kraft  tritt,  für  neu  zu  errichtende  Anschlüsse  aber  bereits  im  Dezember  1900 
wirksam  geworden  ist,  unterscheidet  zwischen  Geschäfts-,  Wohnungs-  und 
Gesellschaftsanschlüssen.  Als  W  oh  nungsan  Schlüsse  werden  solche 
Anschlüsse  in  Privatwohnungen  angesehen,  von  denen  aus  nicht  mehr 
als  2400  Anrufe  im  Jahre  bewirkt  werden;  Anschlüsse  in  Privat- 
wohnungen mit  stärkerem  Verkehr  gelten  als  Geschäftsanschlüsse.  Bei 
den  Geschäftsanschlüssen  wird  zwischen  Anschlüssen  mit  schwachem 
Verkehr  (bis  3000  eigene  Anrufe),  starkem  Verkehr  (über  3000  bis  6000 
eigene  Anrufe)  und  sehr  starkem  Verkehr  (über  6000  bis  12000  eigene 
Anrufe)  unterschieden;  wird  bei  Geschäftsanschlüssen  die  Höchstgrenze 
von  12000  Anrufen  überschritten,  so  kann  die  Verwaltung  verlangen, 
daß  sich  der  Teilnehmer  einen  zweiten  Anschluß  herstellen  läßt.  Als 
Gesellschaftsanschlüsse  gelten  solche  Anschlüsse,  bei  denen  für 
mehrere  Anschlüsse  eine  gemeinschaftliche  Leitung  benutzt  wird.  Halbe 
Gescllschaftsanschlüsse  (d.  h.  Anschlüsse,  bei  denen  dieselbe  Leitung  für 
zwei  Teilnehmer  dient)  können  von  Privaten  und  Geschäftsleuten,  Viertel- 
Gesellschaftsanschlüsse  (d.  h.  Anschlüsse,  bei  denen  dieselbe  Leitung  für 
vier  Teilnehmer  bestimmt  ist)  nur  von  Privatpersonen  beantragt  werden. 
Wird  die  Errichtung  eines  halben  oder  Viertel -Gesellschaftsanschlusses 
gewünscht,  so  braucht  der  Antragsteller  das  Vorhandensein  der  erforderlichen 
Zahl  von  Teilnehmern  an  dem  Gesellschaftsanschlusse  nicht  selbst  nachzu- 
weisen, sondern  die  Ergänzung  der  angemeldeten  Gesellschaftsanschlüsse 
ist  Sache  der  Verwaltung,  der  auch  die  Verteilung  der  angemeldeten 
Gesellschaftsanschlüsse  auf  die  einzelnen  Leitungen  zusteht.  Die  Höchstzahl 
der  jährlichen  Anrufe  ist  für  halbe  Gesellschaftsanschlüssc  auf  ungefähr 
drei  Viertel  und  für  Viertel -Anschlüsse  auf  ungefähr  die  Hälfte  der  für 
Wohnungsanschlüsse  vorgesehenen  Höchstzahl  festgesetzt.  Für  große  Hotels, 
Kaffees,  Bureaus  und  dergl.  werden  Gesellschaftsanschlüsse  nicht  bewilligt. 
Für  die  verschiedenen  Arten  von  Anschlüssen  sind  die  jährlichen  Abonne- 
mentsgebühren im  einzelnen,  wie  die  umstehende  Zusammenstellung  zeigt, 
festgesetzt. 

Als  Mittelpunkt  des  Umkreises,  innerhalb  dessen  die  angeführten  Sätze 
erhoben  werden,  gilt  für  Wien  der  Stephansturm  und  für  andere  Orte  die 
Fernsprech -Vermittlungsanstalt  oder,  wenn  diese  verhältnismäßig  nahe  der 
Ortsgrenze  liegt,  ein  besonders  zu  bestimmender  Punkt.  Liegen  An- 
schlüsse außerhalb  des  für  die  verschiedenen  Netzgruppen  vorgesehenen 
Umkreises,  so  wird  neben  der  Abonnementsgebühr  für  die  ersten  5  km  ein 
jährlicher  Zuschlag  von  3  K  für  je  100  m  und  für  die  folgenden  5  km 
ein  solcher  von  10  K  für  je  100  m  gerechnet.  Bei  noch  größeren  Ent- 
fernungen oder  wenn  Anschlüsse  unter  besonders  schwierigen  Verhältnissen 
herzustellen  sind  (z.  B.  Überschreitung  von  Flüssen ,  Verwendung  von  See- 
kabeln usw.),  bleibt  die  Bemessung  der  Abonnementsgebühr  der  Vereinbarung 
zwischen  der  Verwaltung  und  dem  Teilnehmer  vorbehalten.  An  die  Stelle 
des  Zuschlags  von  10  K  für  je  100  m  kann  auf  Wunsch  des  Teilnehmers 
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ein  solcher  von  3  K  für  je  100  m  treten,  wenn  der  Teilnehmer  die  Kosten 
zu  zahlen  bereit  ist,  die  für  Herstellung  des  Anschlusses  vom  5.  bis  zum 
10.  km  entstehen. 

Die  Einhaltung  der  tarifmäßigen  Sprech  grenze  wird  bei 
Gesellschaftsanschlüssen  durch  Zählwerke,  die  bei  den  Teilnehmern  aufgestellt 
sind,  überwacht.  Bei  den  Wohnungs-  und  Geschäftsanschlüssen  findet 
folgendes  Verfahren  statt,  um  die  Einreihung  der  Anschlüsse  in  die  richtige 
Tarifklasse  zu  ermöglichen.  Für  die  bis  Ende  November  1906  errichteten 
Anschlüsse  finden  in  der  Zeit  bis  Ende  Juni  1907  an  vier  verschiedenen 
Werktagen  Zählungen  der  von  den  Teilnehmern  ausgegangenen  Anrufe  statt. 
Der  Durchschnitt  der  vier  Zählergebnisse  stellt,  mit  300  vervielfältigt,  die 
Gesamtzahl  der  jährlichen  Anrufe  dar.  Nach  der  so  ermittelten  Zahl  wird 
der  Teilnehmer,  wenn  es  sich  um  einen  Wohnungsanschluß  handelt,  für 
den  nicht  mehr  als  2400  Anrufe  gezählt  worden  sind,  endgültig  in  die 
Tarifklasse  D  (Wohnungsanschlüsse)  eingereiht.  Alle  anderen  Anschlüsse 
werden  vorläufig  der  in  Betracht  kommenden  Tarifklasse  zugeteilt,  und  es 
findet  in  den  folgenden  vier  Vierteljahren  eine  neue  Zählung  an  je  einem 
Werktage  statt.  Stimmt  deren  Ergebnis  mit  der  ersten  Ermittlung  überein, 
so  erfolgt  die  endgültige  Zuteilung  des  Anschlusses  in  die  Tarifklasse. 
Stimmen  die  Ergebnisse  nicht  überein,  so  wird  in  den  folgenden  vier 
Vierteljahren  eine  dritte  Zählung  vorgenommen  und  die  Zuteilung  des 
Anschlusses  zu  einer  der  Tarifklassen  wird  nach  dem  Durchschnitte  der  drei 
Zählungen  bewirkt.  Neu  errichtete  Anschlüsse  werden  vorläufig  der  Tarif- 
klasse für  Wohnungsanschlüsse  oder  der  untersten  Tarif klasse  für  Geschäfts- 
anschlüsse zugeteilt;  ihre  endgültige  Zuteilung  zu  einer  der  Tarifklassen 
erfolgt  auf  Grund  von  Zählungen,  die  in  der  angegebenen  Weise  vor- 
genommen werden.  Uber  die  Tage,  an  denen  Zählungen  stattfinden,  sind 
die  Teilnehmer  natürlich  nicht  unterrichtet,  sie  werden  aber  vom  Er- 
gebnisse jeder  Zählung  binnen  drei  Tagen  in  Kenntnis  gesetzt.  Die  Zählungen 
werden  in  Zwischenräumen  von  je  fünf  Jahren  wiederholt.    Doch  kann  auch 
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in  der  Zwischenzeit  sowohl  vom  Teilnehmer  wie  von  der  Verwaltung  die 
Vornahme  einer  neuen  Zählung  verlangt  werden,  wenn  eine  wesentliche 
Änderung  in  der  Benutzung  eines  Anschlusses  eingetreten  ist.  Gespräche 
nach  anderen  Orten,  für  die  besonders  zu  bezahlen  ist,  ferner  Anrufe,  die 
wegen  besetzter  Leitung  nicht  zu  einer  Verbindung  mit  dem  gewünschten 
Teilnehmer  führen,  bleiben  bei  den  Zählungen  unberücksichtigt. 

Für  Anschlüsse  von  Staatsbehörden  oder  Ämtern  an  die 
Ortsfernsprechnetze  wird,  wie  schon  beim  früheren  Tarife,  nur  die  Hälfte 
der  Abonnementsgebühren  berechnet.  Ein  besonderer  Tarif  gilt  ferner  für 
Nebenanschlüsse.  Für  einen  Nebenanschluß,  der  sich  in  demselben 
Gebäude  wie  der  Hauptanschluß  befindet,  wird  eine  Jahresgebühr  von  40  K 
berechnet,  die  sich  auf  30  K  ermäßigt,  wenn  mehr  als  drei  Nebenanschlüsse 
in  demselben  Gebäude  vorhanden  sind.  Für  Nebenanschlüsse  in  anderen 
Gebäuden  wird  außer  der  Gebühr  von  40  K  im  Jahr  ein  Zuschlag  von 
3  K  für  je  100  m,  mindestens  10  K  erhoben. 

Die  Dauer  eines  Abonnements  auf  einen  Fernsprechanschluß  hat 
sich  in  der  Regel  auf  wenigstens  1  Jahr  zu  erstrecken,  doch  sind  —  außer 
in  der  ersten  Gruppe  —  auch  Anschlüsse  zulässig,  die  nur  für  einen  Teil 
des  Jahres,  jedoch  nicht  länger  als  6  Monate,  bestehen.  Für  derartige 
»Saison- Anschlüsse«  sind  60  v.  H.  der  gewöhnlichen  Abonnementsgebühr 
zu  entrichten.  Im  übrigen  ist  der  Verwaltung  das  Recht  vorbehalten,  für 
alle  oder  bestimmte  Gruppen  von  Orten  oder  Tarifklassen  sowie  für  einzelne 
weit  entlegene  oder  unter  schwierigen  Verhältnissen  herzustellende  Anschlüsse 
zu  verlangen ,  daß  sich  der  Teilnehmer  von  vornherein  zur  Beibehaltung 
des  Abonnements  für  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren  oder  Halbjahren 
verpflichtet.  Die  Zahlung  der  Abonnementsgebühren  hat  halbjährlich 
im  voraus  in  der  ersten  Hälfte  des  Januar  und  Juli  zu  erfolgen.  Kündigt 
ein  Teilnehmer  seinen  Anschluß,  so  hat  er  die  Gebühren  bis  zum  Ende  des 
Kalenderhalbjahrs,  für  das  die  Kündigung  geschehen  ist,  zu  zahlen.  Ist 
ein  Anschluß  ohne  Schuld  des  Teilnehmers  für  mehr  als  30  Tage  außer 
Betrieb,  so  findet  eine  entsprechende  Gebührenerstattung  statt. 

Für  die  bereits  bestehenden  Anschlüsse  ist  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  die  Teilnehmer  einen  Beitrag  zu  den  Baukosten  der  Leitung  geleistet 
haben ,  unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Ermäßigung  der  neuen 
Abonnementsgebühr  vorgesehen,  sofern  es  sich  um  Anschlüsse  handelt,  die 
noch  nicht  5  Jahre  im  Betriebe  sind.  Im  weiteren  ist  für  die  mehr  als  5 
aber  weniger  als  10  km  von  der  Vermittlungsanstalt  oder  der  Ortsmitte 
entfernten  alten  Anschlüsse  bestimmt  worden,  daß  für  sie  ein  jährlicher 
Zuschlag  von  nur  3  K  für  je  100  m  berechnet  werden  soll,  während  ein 
Zuschlag  in  dieser  Höhe  nach  dem  neuen  Tarife  sonst  nur  für  die  bis 
5  km  entfernten  Anschlüsse  gilt.  Will  sich  ein  Teilnehmer  dem  neuen 
Tarife  nicht  unterwerfen,  so  kann  er  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungs- 
frist seinen  Anschluß  zum  1.  Juli  1907  kündigen;  die  Kündigung  muß 
spätestens  am  30.  Juni  ausgesprochen  sein.  Unterbleibt  die  Kündigung,  so 
erklärt  sich  der  Teilnehmer  damit  stillschweigend  mit  dem  neuen  Tarif  ein- 
verstanden. 

In  den  Abonnementsgebühren  ist,  wie  es  auch  bisher  schon  der  Fall 
war,  die  Gebühr  für  die  Benutzung  von  Verbindungsleitungen  nach  anderen 
Orten  nicht  einbegriffen.  Ebenso  ist  die  Gebühr  für  die  Auflieferung  von 
Telegrammen  oder  Phonogrammen  oder  für  das  Zusprechen  von  Tele- 
grammen oder  Phonogrammen  unverändert  geblieben ,  und  zwar  beträgt 
diese  Gebühr  (die  Vermittlungsgebühr)  bei  Telegrammen  in  h  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Wortzahl  und  bei  Phonogrammen  I  h  für  jedes  Wort,  wozu 
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eine  Grundtaxe  von  10  h  hinzutritt.  Unter  Phonogrammen  sind  Mitteilungen 
zu  verstehen,  die  zur  Weiterbeförderung  mit  der  Post  oder  Rohrpost 
mittels  des  Fernsprechers  an  eine  Fernsprechvermittlungsanstalt  übermittelt 
oder  zum  Zwecke  des  Zusprechens  an  den  Empfänger  brieflich  oder  mittels 
Postkarte  an  eine  Vermittlungsanstalt  gerichtet  werden.  Die  Gebühr  für 
Benutzung  öffentlicher  Sprechstellen  (20  h  im  Ortsverkehr,  sonst  40  h  für 
jedes  Gespräch  bis  zur  Dauer  von  5  Minuten)  hat  gleichfalls  keine  Änderung 
erfahren.  Nicht  minder  ist  die  Vorschrift  aufrecht  erhalten  worden,  daß 
der  Fernsprecher  bei  Feuer-  oder  Wassersgefahr  und  sonstigen  Elementar- 
ereignissen, ferner  bei  öffentlichen  Unglücksfällen  und  bei  Angriffen  auf 
die  Sicherheit  der  Person  oder  des  Eigentums  zu  Notsignalen  und  zur 
Herbeirufung  öffentlicher  Sicherheitsorgane  kostenlos  benutzt  werden  kann. 


Neuregelung  der  Verwaltung  des  bayerischen 

Verkehrswesens. 

Die  Verwaltung  des  Verkehrswesens  in  Bayern  ist  seit  dem  Jahre  l88ft 
in  der  Weise  geregelt,  daß  als  Zentralbehörden  die  Generaldirektion  der 
Staatseisenbahnen  und  die  Generaldirektion  (bis  i8<)8  Direktion)  der  Posten 
und  Telegraphen  bestehen.  Als  Bezirksbehörden  sind  der  Generaldirektion 
der  Eisenbahnen  die  Eisenbahndirektionen  (bis  1901  Oberbahnämter  genannt) 
und  der  Generaldirektion  der  Posten  und  Telegraphen  die  Oberpostämter 
unterstellt.  Gemeinsame  Oberbehörde  für  beide  Verwaltungszweige  war  bis 
Ende  1903  das  Staatsministerium  des  Königlichen  Hauses  und  des  Äußern; 
seit  Anfang  1904  ist  das  zu  diesem  Zeitpunkte  neu  errichtete  Staats- 
ministerium für  Verkehrsangelegenheiten  oberste  Verwaltungsbehörde  für 
den  Bereich  des  Verkehrswesens.  Die  Zuständigkeit  der  beiden  General- 
direktionen und  des  Ministeriums  ist  in  der  Weise  abgegrenzt,  daß  die 
Generaldirektionen  für  die  ihnen  unterstellten  Dienstzweige  eine  ziemlich 
weitgehende  Selbständigkeit  haben,  daß  aber  die  Entscheidung  in  allen 
wichtigen  grundsätzlichen  Fragen  dem  Ministerium  vorbehalten  ist. 

Die  danach  bestehende  Trennung  der  Zcntralverwaltung  der  bayerischen 
Verkehrsanstalten  in  zwei  Instanzen  erwies  sich  im  Laufe  der  Zeit  als 
wenig  zweckmäßig.  Der  Plan,  die  beiden  Instanzen  zu  einer  Behörde  zu 
vereinigen,  bestand  bereits  bei  Errichtung  des  Staatsministeriums  für  Ver- 
kehrsangelegenheiten und  ist  nunmehr  auf  Grund  einer  unterm  18.  De- 
zember 1906  erlassenen  Königlichen  Verordnung  vom  1.  April  1907  ab 
durchgeführt  worden. 

Nach  den  neuen  Bestimmungen  bildet  das  Staatsministerium  für  Ver- 
kehrsangelegenheiten die  alleinige  Zentralstelle  sowohl  für  die  Verwaltung 
des  Eisenbahnwesens  wie  für  die  des  Post-  und  Telegraphenwesens.  Von 
ihm  ressortieren  einerseits  die  Eisenbahndirektionen  in  Augsburg,  München, 
Nürnberg,  Regensburg  und  Wrürzburg,  anderseits  die  Oberpostdirektionen 
in  Augsburg,  Bamberg,  Landshut,  München,  Nürnberg,  Regensburg,  Speyer 
und  Würzburg,  die  an  die  Stelle  der  bisher  in  denselben  Orten  vorhandenen 
Oberpostämter  treten.  Im  Bereiche  der  Eisenbahnverwaltung  bestehen 
weiter  zur  Ausführung  und  Überwachung  des  örtlichen  Dienstes  nach  den 
Anordnungen  der  Eisenbahndirektionen  sowie  zur  Erledigung  bestimmter 
Verwaltungsgeschäfte  Inspektionen,  und  zwar  Betriebsinspektionen  für  den 
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Betriebs-,  Verkehrs-,  Abfertigungs-  und  Kassendienst,  Bauinspektionen  für 
die  Unterhaltung  der  Bahnanlagen  und  die  damit  zusammenhängenden 
Geschäfte  sowie  für  Neu-  und  Ergänzungsbauten,  soweit  für  diese  nicht 
besondere  Neubauinspektionen  errichtet  werden,  Maschineninspektionen  für 
den  Zugbeförderungs-  und  Wagenaufsichtsdienst,  endlich  Werkstätte- 
inspektionen für  die  Unterhaltung  des  Fahrmaterials  und  das  Material- 
wesen. Die  Bezirke  der  Inspektionen  werden  durch  das  Staatsministerium 
für  Verkehrsangelegenheiten  festgesetzt;  nach  Bedarf  können  für  besondere 
Betriebszweige  weitere  Inspektionen  errichtet  oder  die  Aufgaben  zweier 
verschiedenen  Inspektionen  zu  einer  Inspektion  vereinigt  werden. 

Die  bisherigen  beiden  Generaldirektionen  gehen  in  dem  Staatsministerium 
für  Verkehrsangelegenheiten  auf,  bei  dem  fortan  drei  Abteilungen:  eine 
Eisenbahnabteilung,  eine  Postabteilung  (welche  die  Post-  und  Tele- 
graphenangelegenheiten behandelt)  und  eine  für  beide  Verwaltungszweige 
gemeinschaftliche  Bauabteilung  bestehen.  Im  übrigen  sollen  bestimmte 
Angelegenheiten ,  bei  denen  es  zweckmäßig  ist,  daß  sie  für  das  ganze 
Verwaltungsgebiet  von  einer  Stelle  aus  behandelt  werden,  nicht  von 
einer  der  Abteilungen  des  Ministeriums,  sondern  von  besonderen,  dem 
Ministerium  unmittelbar  unterstellten  Ämtern  bearbeitet  werden.  Für  den 
Bereich  der  Post-  und  Telcgraphenverwaltung  werden  folgende  Ämter 
errichtet:  ein  Personalamt  zur  Bearbeitung  der  ihm  zuzuteilenden  Personal- 
angelegenhciten,  ein  Revisionsamt  für  die  Rechnungsprüfung,  eine  Verkehrs- 
kontrolle für  die  Prüfung  und  Abrechnung  der  Einnahmen  aus  dem 
Briefpost-,  Paketpost-,  Zeitungs-,  Telegraphen-  und  Telephonverkehr,  ein 
Verlagsamt  für  Post-  und  Gebührenmarken  und  ein  Telegraphenkonstruktions- 
amt für  das  technische  Telegraphen-  und  Telephonwesen  sowie  für  die 
Beschaffung  der  Werkstätte-  und  Betriebsmaterialien.  Diese  Ämter  haben 
sämtlich  ihren  Sitz  in  München.  Ein  weiteres  dem  Staatsministerium  unter- 
stehendes Amt,  nämlich  die  Postanweisungskontrolle  für  die  Prüfung  des 
Postanweisungsverkehrs  und  die  Abrechnung,  ist  in  Bamberg  errichtet 
worden.  Die  Geschäfte  der  Arbeiterversicherung  im  Bereiche  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  werden  durch  das  für  den  Bereich  der  Eisen- 
bahnverwaltung zu  errichtende  Versicherungsamt  in  Rosenheim  mit  wahr- 
genommen. 

Über  die  Organisation  der  Verwaltung  des  Post-  und  Telegraphenwesens 
ist  im  einzelnen  noch  folgendes  anzuführen. 

Dem  Staatsministerium  für  Verkehrsangclegenheiten  kommt  zu:  die 
Führung  der  seinen  Geschäftsbereich  berührenden  Verhandlungen  mit  den 
obersten  Verkehrsstellen  des  Reichs,  der  Bundesstaaten  und  des  Auslands 
nach  Vereinbarung  mit  dem  Staatsministerium  des  Königlichen  Hauses  und 
des  Äußern,  der  Erlaß  der  allgemeinen  Beförderungsbestimmungen  und 
Anordnungen  für  das  Publikum,  die  Festsetzung  der  Tarifsätze  und  Tarif- 
vorschriften, die  Feststellung  der  Ausgabenetats,  der  Erlaß  einheitlicher 
Geschäfts-  und  Dienstanweisungen ,  die  einheitliche  Regelung  der  Personal- 
angelegenheiten und  der  grundsätzlichen  Fragen  technischer  Natur,  endlich 
unter  Mitwirkung  des  Staatsministcriums  der  Finanzen  die  einheitliche 
Regelung  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens.  Dem  Ministerium 
liegt  ferner  ob  die  gesetzliche  Vertretung  der  Verwaltung  in  den  Angelegen- 
heiten, in  denen  ihm  die  erste  und  ausschließliche  Entscheidung  zusteht, 
auch  entscheidet  es  über  die  gegen  Verfügungen  der  Oberpostdirektionen 
und  der  Ämter  erhobenen  Beschwerden. 

Die  Oberpostdirektionen  führen,  soweit  das  Ministerium  nicht  andere 
Zuständigkeitsbestimmungen    getroffen    hat,    innerhalb    ihrer    Bezirke  die 
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gesamte  Verwaltung  des  Post-  und  Telegraphendienstes.  Als  äußere 
Dienststellen  sind  ihnen  untergeordnet  die  Post-,  Telegraphen-  und 
Tclephonämter,  die  Postagenturen,  die  Posthilfstellen,  die  sonstigen  für  den 
öffentlichen  Verkehr  bestimmten  Telegraphenanstalten  und  die  Postställe 
(Posthaltereien).  Innerhalb  ihres  Geschäftskreises  sind  die  Oberpost- 
direktionen zur  gesetzlichen  Vertretung  der  Verwaltung  berufen;  sie  ent- 
scheiden auch  über  die  gegen  Verfügungen  und  Anordnungen  der  äußeren 
Dienststellen  erhobenen  Beschwerden.  Das  Ministerium  ist  befugt,  die 
Erledigung  bestimmter  Geschäfte  für  mehrere  oder  alle  Überpostdirektions- 
bezirke  einer  Oberpostdirektion  oder  besonderen  Kommissären  zu  über- 
tragen. Den  dem  Ministerium  unterstellten  Ämtern  liegt  die  selbständige 
Erledigung  der  ihnen  zugewiesenen  Arbeiten  ob.  Sie  verkehren  mit  den 
Dienststellen  der  eigenen  und  fremden  Verkehrsverwaltungen  sowie  mit 
allen  Stellen  und  Behörden  der  übrigen  Staatsverwaltungszweige,  aus- 
genommen die  Ministerien.  Die  gesetzliche  Vertretung  der  Verwaltung 
steht  den  Ämtern  nicht  zu ,  vielmehr  werden  sie  durch  die  Oberpost- 
direktion des  Bezirks,  in  dem  jedes  Amt  seinen  Sitz  hat,  vertreten.  Die 
Aufgaben  der  Post-  und  Telegraphenanstalten  und  der  sonstigen  äußeren 
Dienststellen  werden  durch  das  Ministerium  bestimmt. 

Die  Postabteilung  des  Staatsministeriums  für  Verkehrsangelegenheiten 
wird  mit  einem  Vorstande  sowie  der  erforderlichen  Zahl  von  Referenten 
und  Hilfsreferenten  besetzt.  Den  Referenten  wird  das  nötige  Hilfspersonal 
(Bureaus)  beigegeben.  Der  Staatsminister  ist  befugt,  unter  seiner  Ver- 
antwortung dem  Abteilungsvorstand  und  den  Referenten  die  Erledigung 
von  Geschäftsaufgaben  minder  wichtiger  Art  nach  näherer  Bestimmung 
der  von  ihm  zu  erlassenden  Geschäftsordnung  zu  übertragen.  Die  Leitung 
einer  jeden  Oberpostdirektion  steht  dem  Oberpostdirektor  zu,  dem  die 
erforderliche  Zahl  von  Referenten  und  Hilfsarbeitern  beigegeben  ist;  das 
nötige  Hilfspersonal  ist  in  Bureaus  zusammengefaßt.  In  allen  dienstlichen 
Angelegenheiten  ist  die  Entscheidung  des  Oberpostdirektors  maßgebend; 
er  regelt  im  Rahmen  der  vom  Ministerium  zu  erlassenden  Geschäftsordnung 
die  Verteilung  und  den  Gang  der  Geschäfte.  Aus  der  Zahl  der  Referenten 
bestellt  das  Ministerium  ständige  Vertreter  des  Obcrpostdircktors,  die  diesen 
auch  in  seiner  Anwesenheit  in  bestimmten  Angelegenheiten  von  geringer 
Bedeutung  zu  vertreten  haben.  Einer  der  ständigen  Vertreter  wird  vom 
Ministerium  als  erster  Stellvertreter  bestimmt;  dieser  hat  bei  Abwesenheit 
des  Obcrpostdircktors  dessen  Geschäfte  zu  führen.  Geschäfte  mehr  unter- 
geordneter Art  können  den  Referenten  und  ihren  Stellvertretern  vom  Ober- 
postdirektor zur  selbständigen  Erledigung  zugewiesen  werden.  Bei  den 
Ämtern  werden  dem  mit  der  Leitung  der  Geschäfte  beauftragten  Vorstande 
nach  Bedarf  Referenten  und  das  nötige  Hilfspersonal  (Bureaus)  beigegeben. 
Der  Stellvertreter  des  Vorstandes  wird  vom  Ministerium  bestimmt.  Gleich 
dem  Oberpostdirektor  kann  auch  der  Vorstand  eines  Amtes  Geschäfte 
mehr  untergeordneter  Art  den  Referenten  und  ihren  Stellvertretern  zur 
selbständigen  Erledigung  übertragen. 

Die  zur  Durchführung  der  neuen  Verwaltungsorganisation  erforderlichen 
Ausführungs-  und  Übergangsbestimmungen  werden  vom  Staatsministerium 
für  Verkehrsangelegenheiten  getroffen  werden.  Dieses  ist  insbesondere 
auch  ermächtigt  worden,  nähere  Vorschriften  darüber  zu  erlassen,  welche 
Behörden  und  Beamten  berufen  sind,  als  Vertreter  der  Staatskasse  zu 
handeln  und  Erklärungen  und  Zustellungen  entgegenzunehmen. 
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Bagdads  Postverkehr  mit  Europa. 

Mit  recht  schwierigen  Verhältnissen  muß  die  europäische  Kaufmanns- 
und Beamtenwelt  in  Bagdad  bei  ihrem  Brief-  und  Telegrammwechsel  mit 
Europa  rechnen.  Für  seinen  Postverkehr  mit  Europa  verfügt  Bagdad  über 
zwei  Kurse.  Ein  Weg  führt  von  Beirut  über  Damaskus  und  dann  quer 
durch  die  syrische  Wüste  über  Kasr  Ahmed  nach  Hit  am  Euphrat  und  von 
da  an  den  Tigris  nach  Bagdad.  Der  zweite  Weg  geht  von  Constantinopel 
aus.  Er  führt  über  Konia,  durch  die  Taurusgebirge  und  nach  Diarbekr, 
wo  er  das  Quellgebict  des  Tigris  erreicht,  um  diesem  Flusse  über  Mosul 
bis  Bagdad  zu  folgen. 

Auf  dem  ersten  Kurse  gelangt  die  Post  mittels  Eisenbahn  von  Beirut 
nach  Damaskus.  Dann  aber  dient  als  Beförderungsmittel  noch  das  Dromedar, 
das  den  Weg  durch  die  syrische  Wüste  bis  Bagdad  in  10  bis  u  Tagen 
zurücklegt.  Zur  Uberbringung  der  Post,  die  wöchentlich  einmal  in  jeder 
Richtung  verkehrt,  steht  den  Postreitern  immer  nur  je  ein  Dromedar  zur 
Verfügung,  das  indes  häufig  zur  Fortschaffung  der  Postladung  nicht  aus- 
reichen soll.  Dazu  kommt,  daß  die  Tiere  unterwegs  mitunter  den  Dienst 
versagen,  so  daß  sie  erst  nach  Zurücklassung  der  Postbeutel  an  ihr  Ziel 
gebracht  werden  können. 

Außerdem  ist  die  Sicherheit  der  Postbeförderung  auf  diesem  Wege 
durch  die  Begehrlichkeit  der  braunen  Wüstensöhne  sehr  in  Frage  gestellt. 
Wie  sehr  die  Kaufmannschaft  auch  mit  dieser  Gefahr  rechnen  muß,  beweist 
besonders  ein  Fall  aus  dem  Oktober  1904,  wo  die  Post  in  der  Wüste  von 
den  räuberischen  Beduinen  ausgeraubt  wurde.  Außer  den  gewöhnlichen 
Briefen  fielen  den  Räubern  auch  zahlreiche  Einschreib-  und  Wertbriefe  in 
die  Hände.  Allerdings  zeigten  dabei  die  Wüstensöhne  nur  für  reelle  Werte 
Vorliebe,  während  sie  unseren  Kulturvvcrten  in  Gestalt  von  Banknoten, 
Schecks  und  Wechseln  kein  Verständnis  entgegenbrachten.  Sie  beschränkten 
sich  deshalb  darauf,  diese  Wertpapiere  zu  zerreißen,  um  sie  dann  dem 
Postreiter  zu  überlassen.  Damit  haben  sie  trotz  ihrer  Räuberei  nur  die 
dem  Araber  altgewohnte  Achtung  vor  geschriebenen  Briefen  bewiesen 
und  die  Handelswclt  in  Bagdad  unbewußt  vor  empfindlichen  Verlusten 
bewahrt. 

Auf  dem  anderen  großen  Überlandpostwegc  befördern  Tartaren  die 
Post  von  Constantinopel  durch  die  Taurusgebiete  an  den  Tigris  und  diesen 
hinab  bis  Bagdad.  Dieser  Kurs  gilt  zwar  als  durchaus  sicher,  dafür  ist 
die  Post  aber  auch  beträchtlich  länger  —  gegen  20  Tage  -  ■  unterwegs  und  ist 
überdies  noch  von  einem  anderen  Übel  bedroht.  Im  Frühjahre  führen 
die  Flußläufe  reichliche  Wassermengen,  so  daß  die  leider  durchlässigen 
Postbcutel  beim  Überschreiten  der  brückenlosen  Wasserläufe  häufig  in 
bedauernswert  ausgiebigem  Maße  mit  dem  feuchten  Element  in  Berührung 
kommen.  Dabei  werden  die  Briefschaften  naturgemäß  völlig  durchnäßt, 
ihre  Verschlüsse  lösen  sich,  und  die  Tinte  läuft  so  auseinander,  daß  den 
Empfängern  bei  der  Entzifferung  der  Schreiben  schier  unlösbare  Rätsel 
aufgegeben  werden. 

Alle  diese  Schwierigkeiten  haben  schon  vielfach  Kaufleutc  veranlaßt, 
ihre  Briefe  den  Umweg  nach  dem  Persischen  Golfe  machen  zu  lassen,  um 
da  den  Anschluß  an  den  großen  Postweg  durch  das  Rote  Meer  zu  suchen. 

Den  vielen  Klagen  hat  die  ottomanische  Postdirektinn  in  Bagdad 
dadurch    Rechnung    getragen,    daß    sie    bei    der    Gcneralpostdirektion  in 
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Stambul  beantragt  hat,  die  Europapost  für  Bagdad  zuerst  mit  der 
anatolischen  Bahn  und  der  Bagdadbahn  über  Konia  -  Eregli  -  Bulgurlu 
bis  zum  Taurus  zu  befördern  und  sie  dann  auf  Landwegen  über  das 
Taurusgebirge  und  weiter  um  den  Golf  von  Alexandrette  über  Pajas 
und  die  Stadt  Alexandrette  nach  Aleppo  gelangen  zu  lassen.  Von  da 
würde  die  Post  an  den  Euphrat  gehen  und  diesen  Fluß  über  Deir-Ana-Hit 
begleiten,  um  schließlich  nach  dem  Tigris  abzubiegen,  wo  sie  in  Bagdad 
ihr  Ziel  erreichen  würde.  Geplant  ist  eine  mindestens  wöchentlich  einmalige 
Verbindung  in  beiden  Richtungen,  wobei  die  Beförderungszeit  nicht  mehr 
betragen  soll  als  auf  dem  Kurse  von  Beirut  durch  die  syrische  Wüste. 
Jedenfalls  würde  mit  diesem  Postengange  dem  Verkehr  der  Stadt  Bagdad 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Sicherung  und  Förderung  geboten  werden. 

Die  Wünsche  der  Handels-  und  Beamtenwelt  Bagdads  erstrecken  sich 
allerdings  nicht  nur  auf  die  Postbeförderung;  auch  die  telegraphische 
Nachrichtenübermittlung  ist  für  sie  Gegenstand  manchen  Kummers.  Sollen 
doch  in  den  Wintermonaten  Telegramme  durch  Kleinasien  häufig  5  bis  15, 
ja  20  Tage  gebrauchen ,  um  ihren  Weg  bis  Bagdad  zu  finden.  Sogar 
völliger  Verlust  von  Telegrammen  soll  nichts  Ungewöhnliches  sein.  Diese 
Übelstände  finden  stets  die  Erklärung,  daß  reichlich  gefallener  Schnee 
an  den  Verzögerungen  schuld  sei.  Indes  werden  keine  wirksamen  Maß- 
nahmen zur  rechtzeitigen  Beseitigung  der  Störungen  getroffen.  Zur  Ent- 
lastung der  Telegraphenlinie  von  Constantinopel  zum  Persischen  Golfe  ist 
kürzlich  eine  Parallellinie  Bagdad-Basra-Fao  und  gleichzeitig  eine  Euphrat- 
linie  von  Bagdad  über  Hit  und  Ana  nach  Deir  neu  gebaut  worden,  auf 
der  bereits  im  Frühjahre  1906  der  Betrieb  eröffnet  worden  ist.  Trotz  dieser 
anerkennenswerten  Verkehrsverbesserungen  soll  der  Handelsstand  in  Bagdad 
doch  noch  bedenkliche  Verzögerungen  und  Verluste  von  Telegrammen  zu 
beklagen  haben. 

Die  vorstehend  besprochenen  Verhältnisse  zeigen  auch,  vor  welch 
schwierige  Aufgabe  die  ottomanische  Postverwaltung  gestellt  ist,  wenn  sie 
die  Verkehrsverhältnisse  in  dem  weiten  türkischen  Reiche  den  Ansprüchen 
des  20.  Jahrhunderts  entsprechend  gestalten  soll. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Über  die  Dampfschiffahrt  im  Strombecken  des  Ob  und 
Jenissei  berichtet  die  amtliche  Handels-  und  Industriezeitung  (Torgöwo 
Promyhslenaja  Gaseta),  wie  das  »Zentralblatt  der  Bauverwaltung«  mitteilt, 
daß  dort  vor  etwa  25  Jahren  nur  einige  Dampfer  verkehrten,  deren  Lade- 
fähigkeit nicht  mehr  als  je  1000  Pud  (16. .«s  t)  betrug.  Die  Strecke  im 
Strom b ecken  des  Ob  zwischen  den  Städten  Tjumen  an  der  Tura  und 
Tomsk  am  Tom  wurde  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ausschließlich 
durch  die  Schiffahrtsgcscllschaft  Kurbatow  -  Ignatow  beherrscht,  deren 
Dampfer  die  zur  Beförderung  von  Verbannten  eingerichteten  Barken 
schleppten  und  auf  der  Rückfahrt  von  Tomsk  verschiedene  Handelsgüter 
nach  Tjumen  beförderten.  Jetzt  verkehren  im  Strombecken  des  Ob  zahl- 
reiche Dampfer  verschiedener  Schiffahrtsgescllschaften ;  die  Beförderung  der 
Verbannten  erfolgt  mittels  der  Eisenbahn.    Nach  dem  amtlichen  Schiffahrts- 
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Verzeichnisse  verkehrten  1904  im  Strombecken  des  Ob  52  Schleppdampfer, 
ferner  36  Schleppdampfer,  die  gleichzeitig  Personen  beförderten,  23  Dampfer 
der  Strombauverwaltung,  12  Dampfer  für  den  Güter-  und  Personenverkehr, 
3  weitere  Dampfer  für  den  Güter-  und  Personenverkehr,  die  zugleich  Schlepp- 
dienste verrichteten,  3  Dampfer  nur  für  den  Personen-  und  3  Dampfer  nur 
für  den  Güterverkehr,  zusammen  132  Dampfer  von  insgesamt  8100  Pferde- 
stärken und  42,381  Millionen  Pud  (694  222  t)  Ladefähigkeit.  Der  größte 
Dampfer  verfügte  über  250,  der  kleinste  über  4  Pferdestärken.  Der  längste 
Schiffahrtsweg  für  Dampfer  im  Strombecken  des  Ob  beträgt  gegen  2685  Werst 
(2864  km)  und  erstreckt  sich  von  Tjumen  bis  Setnipalatinsk ;  die  Strecke 
Tjumen-Tomsk  mißt  etwa  2173  Werst  (2318  km).  Ein  regelmäßiger 
Dampferverkehr  findet  auf  diesen  Strecken  nur  bei  günstigen  Wasser- 
ständen statt;  überhaupt  kann  die  Schiffahrt  dort  nur  4  bis  5  Monate  im 
Jahre  betrieben  werden. 

Im  Strombecken  des  Jenissei  verkehrten  im  Jahre  1904  7  staatliche 
Dampfer,  7  Schleppdampfer,  weiter  4  Schleppdampfer,  die  gleichzeitig 
Personen  und  3  Schleppdampfer,  die  gleichzeitig  Personen  und  Güter  be- 
förderten. 3  Dampfer  der  Strombauverwaltung,  2  Personendampfer.  1  Dampfer 
der  Flußpolizei  und  2  Dampfer  für  verschiedene  Zwecke,  zusammen 
29  Dampfer  von  738  Pferdestärken  mit  einer  Ladefähigkeit  von  54500  Pud 
(895  t).  Der  größte  Dampfer  verfügte  über  140.  der  kleinste  über  2  Pferde- 
stärken. In  beiden  Strombecken  verkehrten  außerdem  zusammen 
356  Lastkähne  verschiedener  Bauart ,  deren  Ladefähigkeit  insgesamt 
i6,8<y.  Millionen  Pud  (275  290  t)  betrug.  Für  Heizzwecke  der  Dampfer 
wird  hauptsächlich  Holz,  seltener  Steinkohle  oder  Erdöl  verwendet. 

Die  Hedschasbahn.  Die  1800  km  lange  Hcdschas-  oder  Mckkabahn, 
deren  Bau  von  der  türkischen  Regierung  zum  ersten  Male  unter  eigener 
Regie  in  die  Hand  genommen  wurde,  ist  schon  im  Archiv  1905,  S.  780  ff. 
eingehend  besprochen  worden,  als  aus  Anlaß  der  Feier  des  fünfund- 
zwanzigjährigen Regierungsjubiläunis  Sr.  Majestät  des  Sultans  Abdul 
Hamid  II.  am  1.  September  1904  das  erste  Drittel  der  Bahn  eröffnet 
worden  war. 

Inzwischen  ist  zu  der  458  km  langen  Strecke  Damaskus -Maän  die  Linie 
Maän  -  Mudewwere  in  einer  Länge  von  113  km  hinzugekommen  und  dem 
Betrieb  übergeben  worden.  Die  Fertigstellung  dieser  Strecke,  die  durch 
vollständig  wasserarmes  Land  führt,  und  deren  Weiterführung  bis  Tebuk  im 
Jahre  190Ö  zu  erwarten  war,  stellen  der  Leistungsfähigkeit  des  den  Bahn- 
bau leitenden  Marschalls  Kiasim  Pascha  und  des  umsichtigen  deutschen 
Ingenieurs  Meißner  Pascha  sowie  den  ausführenden  türkischen  Truppen 
ein  großartiges  Zeugnis  ihrer  Tüchtigkeit  aus.  Die  durch  den  Plan  einer 
Zweigbahn  Maän-Akaba  hervorgerufenen  Grenzstreitigkeiten  zwischen  der 
Türkei  und  Ägypten  haben  die  Hedschasbahn  von  neuem  in  den  Vordergrund 
des  allgemeinen  Interesses  gerückt.  Eine  ausführliche  Schilderung  dieser 
Bahn,  auf  Grund  einer  Besichtigungsreise  und  nach  amtlichen  Quellen  be- 
arbeitet von  dem  Kais.  Osman.  Divisionsgeneral,  Kgl.  Prcuß.  Oberst  z.  D. 
Auler-Pascha,  bringt  das  Ergänzungsheft  Nr.  154  von  Petermanns  Mit- 
teilungen. Dieser  Schilderung  sind  die  nachfolgenden  kurzen  Ausführungen 
entnommen. 

Die  Hedschasbahn  soll  bekanntlich  an  die  Stelle  jener  Straße  treten,  auf 
der  einst  Mohammed  als  Jüngling  mit  der  Handclskarawane  seines  Onkels 
Abu    Tälib  nach   Syrien  zog,    und   die  noch  heute  als  Pilgerstraße  der 
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Mekkapilger  benutzt  wird.  Die  Bahn  ist  mit  1,05  m  Spurweite  gebaut,  der- 
selben Spurweite,  die  auch  die  Anschlußbahn  Beirüt-Damaskus  hat.  Von 
Maän  ist  die  Strecke  bis  Mudewwere  an  den  Stationen  Akaba-el-Hed- 
schasije  und  Batn-ul-Ghül  (Bauch  des  Ungeheuers),  wo  seit  vier  Jahren 
kein  Regen  fiel ,  vorübergeführt  und  jetzt  auch  in  Betrieb  genommen 
worden.  Es  folgen  nun  die  Stationen  Sät  ul  Hadsch,  Tebük,  Achdar,  El 
Muassam,  Dar  ul  Hamra  und  Medäin  Sälih,  bis  wohin  die  Linie  genau 
erkundet  ist.  Auf  der  ganzen  bis  jetzt  befahrenen  Linie  bis  Mudewwere 
befinden  sich  402  Brücken,  271  Aquädukte  und  790  Durchlässe,  zusammen 
1532  Kunstbauten. 

Dem  Wassermangel  ist  durch  Anlage  von  großen  Zisternen  auf  der 
ganzen  Strecke  abgeholfen  worden,  während  die  erforderlichen  Kohlen  für 
die  Lokomotiven  und  die  Stationen  vom  Ausland  eingeführt  werden.  Die 
Hauptkohlenlager  befinden  sich  in  Damaskus  und  Haifa. 

Der  Bau  der  Zweigbahn  Maän-Akaba,  der  hauptsächlich  aus  strategischen 
Rücksichten  beabsichtigt  war,  ist  infolge  des  erwähnten  Grenzstreits  zwi- 
schen der  Türkei  und  Ägypten  unterblieben.  Dies  nötigt  die  Türkei,  einen 
andern  Schienenweg  nach  dem  roten  Meere  südlich  von  Maän  zu  schaffen, 
schon  um  die  Zufuhr  von  Material  und  Lebensmitteln  für  den  Bau  der 
Mekkabahn  zu  sichern.  Der  Weg  von  Haifa  ist  für  die  Beförderung  zu 
lang.  Es  ist  daher  die  Strecke  von  Tebük  nach  Dhaba  oder  von  Mudewwere 
nach  Akaba  in  Aussicht  genommen;  zunächst  gedenkt  man  aber  die  Straße 
Maän-Akaba,  auf  der  schon  eine  telegraphische  Verbindung  durch  türkische 
Verkehrstruppen  hergestellt  ist,  in  eine  Militärstraße  umzuwandeln. 

Die  weitere  Entwicklung  des  Bahnbaues  bis  Mekka  würde  nach  den 
Erkundungsberichten  von  Muchtar  Bey  wesentlich  erleichtert  werden, 
wenn  zunächst  die  75  km  lange  Zweiglinie  vom  Hafenorte  Dschidde  nach 
Mekka  gebaut  und  die  Hedschaslinie  auch  vom  Süden  aus  in  Angriff  ge- 
nommen würde;  dann  wäre  auch  die  Möglichkeit  gegeben,  bis  19 10  die 
gesamte   1800  km  lange  Linie  von  Damaskus  nach  Mekka  fertigzustellen. 

Deutsche  Vermessungsarbeiten  in  der  Südsee.  Das  Vermessungs- 
schiff »Planet«  ,  über  das  wir  bereits  im  Archiv  1906,  S.  27,  berichtet  haben, 
ist  planmäßig  an  seinem  Bestimmungsorte  Matupi  eingetroffen  und  steht 
nun  am  Beginne  seiner  eigentlichen  Aufgabe,  der  Vermessung  des 
deutschen  Südseegebiets,  die  ungefähr  15  Jahre  in  Anspruch  nehmen 
wird.  Das  Schiff  wird,  wie  die  Zeitschrift  der  Gesellschaft  für  Erdkunde 
zu  Berlin,  Heft  1  für  1907,  mitteilt,  zunächst  die  Hermite- Inseln,  ein  Atoll 
im  Norden  von  Neuguinea,  aufsuchen  und  hier  mit  den  hydrographischen 
Arbeiten  beginnen.  Daran  wird  sich  anschließen  die  Vermessung  des  Nord- 
ostens, der  Küsten  von  Neu-Mecklenburg,  des  vorgelagerten  Neu-Hannovers 
und  der  St.  Mathias- Insel,  dann  der  Gewässer  nördlich  von  Neu-Pommern 
bis  zum  Kaiser -Wilhelm- Land ,  ferner  der  Admiralitäts- Inseln  und  des 
Gebiets  im  Südosten.  Das  alte  Vermessungsschiff  »Möwe«  hat  in  einer 
zehnjährigen  Tätigkeit  1000  km  Küstenlänge  vermessen,  das  noch  unver- 
vermessene  Gebiet  hat  eine  Küstenstrecke  von  7000  km ;  es  wären  somit 
nach  dem  alten  Verfahren  noch  70  Jahre  für  die  Vermessung  unseres 
Südsee -Schutzgebiets  nötig.  Dank  der  zweckmäßigen  Einrichtung  des  neuen 
Vermessungsschiffs  »Planet«  und  der  Anwendung  der  von  Dr.  Pulferich 
erfundenen  Stereophotogrammetrie  wird  es  aber  gelingen ,  das  Vermessungs- 
werk in  15  Jahren  zu  vollenden. 
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Eisenbahn-,  Telegraphen-  und  Hafenbau  in  Französisch- 
W'estaf  rika.  Unter  dem  22.  Januar  1907  ist  ein  französisches  Staatsgesetz  er- 
gangen, das  den  General -Gou verneuer  von  Französisch- Westaf rika  er- 
mächtigt, eine  Anleihe  von  100  Millionen  Franken  zu  3'/2  v.  H.  unter  der 
Zinsgarantie  der  französischen  Republik  aufzunehmen.  Die  Summe 
ist  bestimmt  zur  Erbauung  von  vier  neuen  Eisenbahnlinien,  zur  Ver- 
besserung der  Hafeneinrichtungen  und  der  Flußschi  f  fahrt  im  Senegal- 
und  Nigergebiete,  zu  militärischen  Bauten  und  zur  Erbauung  von 
Telegraphenlinien.  Es  ist  bezeichnend  für  die  Einsicht  und  das  koloniale 
Verständnis  der  französischen  Volksvertretung,  daß  diese  wichtige  Gesetzes- 
vorlage sowohl  in  der  Deputiertenkammer  als  auch  im  Senat  ohne  jede 
Debatte  sofort  angenommen  worden  ist.  Nach  dem  Gesetze  sollen  ver- 
wendet werden : 

30  Millionen  Franken  für  den  Eisenbahnbau  in  Franz. -Guinea, 
22         -  ...  .  an  der  Elfenbeinküste. 

13         -  ...  .  in  Dahomey, 

137.,      -  ...  .  zwischen  Kaves-Niger  und 

der  Küste. 

Genauere  Angaben  über  die  Anfangs-  und  Endpunkte  dieser  Eisenbahnen 
sind  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nicht  zu  ersehen,  auf  jeden  Fall  aber 
bedeuten  diese  neuen  »chemins  de  fer  de  penetration«  einen  wichtigen  Fort- 
schritt in  der  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Erschließung  der  französischen 
Schutzgebiete  in  Westafrika. 

Weitere  9,05  Millionen  Franken  sind  zur  Verbesserung  der  Hafenein- 
richtungen in  Port  Dakar,  im  Hafen  der  Elfenbeinküste  und  in  der  Levricr- 
bucht  bestimmt,  darunter  2  Millionen  für  eine  Wasserleitung  und  1  Million 
für  Schaffung  eines  Ankerplatzes  für  die  Bekohlung  von  Schiffen  in  Port 
Dakar,  3  Millionen  für  Arbeiten  im  Hafen  der  Elfenbeinküste  und  '/._,  Million 
für  Arbeiten  in  der  Levrierbucht. 

Außerdem  sind  2  Millionen  zur  Verbesserung  der  Flußschiffahrt  im 
Senegal-  und  Nigergebiete,  3  Millionen  für  Ausgestaltung  des  Sanitätswesens 
(Ärzte,  Lazarette  usw.),  5  Millionen  für  militärische  Bauten  und  2  Millionen 
Franken  für  den  Bau  von  Tclegraphcnlinien  ausgeworfen. 

Nach  Durchführung  aller  dieser  Arbeiten,  die  infolge  Genehmigung  der 
Anleihe  sichergestellt  ist,  wird  Französisch  -  Westafrika  der  »friedlichen 
Durchdringung«  erschlossen  sein. 


Bedeutung  der  Eisenbahn  Dire  Daua-Adis  Abeba  für  die 
Erschließung  Abessiniens.  Die  Fertigstellung  der  Eisenbahn  von 
Dire  Daua  nach  Adis  Abeba  (vgl.  Archiv  1906,  S.  347),  die  nach  An- 
nahme des  zwischen  England ,  Frankreich  und  Italien  abgeschlossenen  Ab- 
kommens durch  den  Negus  Menelik  in  ungefähr  drei  Jahren  zu  erwarten 
ist,  wird  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  Abessiniens  einen  großen 
Umschwung  herbeiführen.  Für  den  Einfuhr-  und  Ausfuhrhandel  wird  sie 
insofern  nützlich  sein,  als  an  die  Stelle  der  lästigen  und  teueren  Karawanen- 
beförderung zwischen  Dire  Daua,  Harrar  und  Adis  Abeba  die  bequemere 
und  billigere  Bahnbeförderung  treten  wird.  Wenngleich  bei  der  Kost- 
spieligkeit des  Baues  und  der  späteren  Unterhaltung  der  Bahn  jedenfalls 
hohe  Tarife  festgesetzt  werden  müssen,  so  werden  diese  doch  gewiß  nicht 
annähernd  die  jetzigen  teueren  Karawanen f rächten  erreichen,  und  anderseits 
wird  der  Wettbewerb  der  Eisenbahn  dazu  führen,  daß  die  Karawanenbe- 
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förderung,  wenn  sie  etwa  für  bestimmte  Waren  aufrecht  erhalten  werden 
sollte,  billiger  wird. 

Nach  Fertigstellung  der  Eisenbahn  wird  es  ferner  möglich  werden,  auch 
Frachten  von  schwerem  Gewichte,  die  jetzt  nur  unter  Verwendung  zahl- 
reicher Arbeitskräfte  und  mit  bedeutenden  Kosten  nach  Adis  Abeba  ge- 
bracht werden  können,  schneller  und  mit  geringerem  Aufwände  dahin  zu 
befördern.  Dies  wird  die  Einfuhr  größerer  Maschinenteile  und  dadurch  das 
Fintstehen  und  die  Entwicklung  von  Industrieunternehmungen  erleichtern, 
die  vorlaufig  fast  gänzlich  fehlen.  Dem  Handel  werden  auf  diese  Weise 
mittelbar  nicht  unbedeutende  Gewinne  zugeführt  werden. 

Auch  Pflanzungsunternehmungen ,  die  jetzt  noch  nicht  gedeihen  kön- 
nen, werden  in  der  Nähe  der  Bahn  imstande  sein,  mit  gutem  Erfolge  zu 
arbeiten. 

Nicht  zu  unterschätzen  ist  es  auch,  daß  die  Eisenbahn  den  Abessiniern 
Anregung  und  bessere  Gelegenheit  geben  wird,  europäische  Länder  aufzu- 
suchen ,  die  dortigen  Sitten  und  Gebräuche  kennen  zu  lernen  und  sich  mit 
den  Einrichtungen  geordneter  Staatsverwaltungen  vertraut  zu  machen. 

Nach  dem  oben  erwähnten  Vertrage  soll  eine  französische,  von  der 
französischen  Regierung  genehmigte  Gesellschaft  die  bereits  von  französischer 
Seite  hergestellte  Bahn  Djibouti -Dire  Dana  bis  Adis  Abeba  weiterführen, 
gegebenenfalls  mit  einer  Abzweigung  nach  Harrar.  In  den  Verwaltungsrat 
der  französischen  Gesellschaft  kommt  je  ein  englischer,  italienischer  und 
abessinischer  Vertreter  mit  der  Bedingung,  daß  das  gleiche  Verfahren  bei 
der  Zusammensetzung  der  Verwaltungsräte  der  von  englischer  und  italie- 
nischer Seite  zu  bauenden  Bahnen  stattfindet.  Hinsichtlich  der  Beförderung 
auf  den  Bahnen  sollen  auch  alle  anderen  Nationen  gleichberechtigt  sein; 
Durchgangsabgaben  dürfen  nicht  erhoben  werden. 

Der  Bau  der  Eisenbahnen  in  Abessinien  westlich  von  Adis  Abeba  wird 
von  England  und  der  Bau  der  Verbindungsbahn  von  Benadir  nach  Erythrea 
von  Italien  ausgeführt.  England  erhält  ferner  das  Recht,  eine  Eisenbahn 
vom  britischen  Somalilande  durch  Abessinien  bis  zur  sudanesischen  Grenze 
zu  bauen.  Die  drei  vertragschließenden  Regierungen  verzichten  indes  darauf, 
nach  Abessinien  eindringende  Bahnen  zu  bauen,  ohne  sich  vorher  unter- 
einander verständigt  zu  haben. 


Der  Plan  eines  Tunnels  durch  den  Mont  Blanc  wird  neuerdings 
in  den  Zeitungen  besprochen.  Wie  dem  »Genevois«  aus  Turin  geschrieben 
wird,  hat  der  mit  den  Vorstudien  für  diesen  Plan  beauftragte  Chefingenieur 
Jacquier  seine  Arbeiten  abgeschlossen.  Der  Tunnel  würde  nur  13  km  lang 
werden,  vorausgesetzt,  daß  der  Durchbruch  in  genügender  Höhe  vorgenommen 
wird.  Als  Einbruchstore  kommen  auf  der  einen  Seite  das  1287  m  hoch- 
gelegene Entrevcs  und  auf  der  anderen  Seite  das  1050  m  hohe  Chamonix 
in  Betracht.  Die  Kosten  des  Durchstichs  werden  für  eine  eingleisige  Bahn 
auf  40  Millionen  Franken,  für  eine  zweigleisige  auf  60  Millionen  Franken 
veranschlagt. 


Die  Bahnlinie  von  Lome  nachPalime  im  Schutzgebiete  Togo 
ist  am  diesjährigen  Geburtstage  Seiner  Majestät  des  Kaisers  unter  großer 
Beteiligung  der  weißen  und  der  eingeborenen  Bevölkerung  feierlich  eröffnet 
und  am  Tage  darauf  dem  allgemeinen  Verkehr  übergeben  worden.  Damit  ist 
wiederum  ein  für  die  wirtschaftliche  liebung  unseres  überseeischen  Besitzes 
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bedeutungsvolles  Unternehmen  zum  Abschlüsse  gelangt.  Wie  außerordent- 
lich fruchtbringend  die  Bahnlinie  für  das  Schutzgebiet  sein  wird,  beweisen 
die  Anpflanzungen,  die  der  Bahn  —  je  nach  Freigabe  ihrer  einzelnen 
Teilstrecken  für  den  öffentlichen  Verkehr  —  nachfolgten.  Die  Ausfuhr 
von  Mais,  Palmöl,  Gummi  und  Baumwolle  hat  schon  heute  einen  bedeuten- 
den Umfang  angenommen.  Namentlich  die  Ausfuhr  von  Palmöl  ist  in 
der  kurzen  Zeit  des  Bahnbaues  derartig  gestiegen,  daß  auf  den  Stationen 
besondere  Ladevorrichtungen  aufgestellt  werden  mußten,  um  die  verfügbaren 
Güterwagen  voll  ausnutzen  zu  können. 

Auch  die  Entwicklung  des  Personenverkehrs  ist  eine  erfreuliche.  Die 
Annahme,  daß  die  Eingeborenen  die  Eisenbahn  nicht  benutzen  würden,  hat 
sich  als  gänzlich  falsch  erwiesen.  In  Noepe  z.  B.,  einer  Station,  die  26  km 
hinter  Lome  liegt,  besteht  schon  seit  der  im  September  ux>5  erfolgten 
Eröffnung  dieser  ersten  Teilstrecke  ein  Markt,  zu  dessen  Besuch  von  den 
Eingeborenen  für  die  Hin-  und  Rückfahrt  ausschließlich  die  Bahn  benutzt 
wird.  Teilweise  verlassen  die  Eingeborenen  ihre  bisherigen  Wohnstätten, 
um  sich  in  nächster  Nähe  der  Bahnlinie  anzusiedeln,  vor  allem  da,  wo 
durch  Anlegung  von  Brunnen  für  ausreichendes  und  dauerndes  Trinkwasser 
gesorgt  ist. 

Der  Bau  der  rund  122  km  langen  Linie  hat  nur  etwas  mehr  als  zwei 
Jahre  gedauert.  Er  ist  von  der  Firma  Lenz  &  Co.  in  Berlin  für  Rech- 
nung des  Schutzgebiets  ausgeführt  worden,  das  die  Bausumme  vom  Reiche 
als  ein  mit  3l/>  v.  H.  verzinsliches  und  binnen  dreißig  Jahren  zurückzuzahlendes 
Darlehn  empfangen  hat.  Gleich  der  im  Juli  1004  eröffneten.  45  km  langen 
Küstenbahn  von  Lome  nach  Anecho  hat  die  neue  Bahn  eine  Spurweite 
von  I  m  erhalten. 


Uber  »die  ostafrikanische  Expedition  der  Otto  Winter- 
Stiftung  zum  Kilimandscharo,  Meru  und  Großen  Graben«  be- 
richtete, wie  wir  dem  Deutschen  Reichsanzeiger  und  Königlich  Preußischen 
Staatsanzeiger  Nr.  33  vom  5.  Februar  entnehmen,  in  der  Februarsitzung 
der  Gesellschaft  für  Erdkunde  Professor  Dr.  Carl  Uhlig  aus  Heidelberg. 
1  )er  Plan  der  Reise  war,  von  Tanga  aus  über  ( )st-  und  Westusambara  zum 
Kilimandscharo  zu  gehen,  hier  eine  größere  Expedition  auszurüsten  und 
über  das  Gebiet  des  4700  in  hohen  Meruberges,  von  dem  zahlreiche  Wasser- 
läufe nach  allen  Richtungen  ausgehen,  die  Massaisteppe  kreuzend,  zum 
steilen  Westrande  des  großen  afrikanischen  Grabens  vorzudringen.  Dieser 
Plan  ist  auch  im  allgemeinen  eingehalten  worden.  Unter  dem  »großen 
afrikanischen  Graben«  versteht  man  eine  Erdsenkung,  die  in  einer  Länge 
von  nahezu  20m  km  und  einer  Breite  von  25  bis  75  km  sich  in  der 
Richtung  von  SSW  nach  NNO  über  das  ganze  Gebiet  von  Deutsch-Ost- 
afrika erstreckt,  und  deren  Boden  die  Massaisteppe  südlich  des  Kilimand- 
scharo und  des  Meruberges  bildet,  während  sie  im  Westen  durch  einen  bis 
zu  4000  m  aufsteigenden  Gebirgswall  begrenzt  wird. 

Als  Stützpunkt  der  Expedition  wurde  mit  Erlaubnis  der  Regierung  die 
befestigte  Station  Moschi  am  Kilimandscharo  gewählt,  um  von  hier  aus, 
wenn  notwendig,  Proviant  und  Beistand  herbeizuschaffen.  Der  eigentliche 
Vormarsch  wurde  von  Aruscha  am  Meruberge  angetreten.  Große  Schwierig- 
keiten bot  die  Durchquerung  der  Massaisteppe  mit  ihren  gefürchteten 
Durststrecken,  weil  zwischen  den  80  bis  100  km  voneinander  getrennten 
Quellen  und  Wasserlöchern  das  Wasser  in  Blechkruken  mitgeführt,  häufig  auch 
eine  noch  weitere  Strecke  durchwandert  werden  mußte,  um  in  dieser  an  sich 
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trockenen  Steppe,  die  kaum  eine  dreimonatige  Regenzeit  im  Jahre  kennt,  ja 
wo  zuweilen  die  Regenzeit  ganz  ausfällt,  auf  benutzbare  Süßwasserquellen 
zu  treffen.  Um  so  lohnender  war  der  Aufstieg  in  das  Randgebirge,  an 
dessen  Fuße  man  eine  Ruinenstätte  entdeckte.  Man  stieg  zunächst  bis  zu 
einer  Höhe  von  510  m  steil  aufwärts;  dann  wurde  der  Aufstieg  bequemer. 
In  Höhe  von  2100  m  betrat  man  prächtigen  Wald,  der  bis  zu  2700  m 
Höhe  anhielt,  wo  grüne  Matten  und  ausgezeichnetes  Weideland  begannen, 
die  in  einer  Ausdehnung  von  mindestens  100  qkm  von  gleichbleibender 
Güte  gesehen  wurden,  ganz  das  Gelände,  wie  es  von  Elefant  und  Nashorn 
geliebt  wird,  aber  bei  dem  guten  und  gesunden  Klima  auch  zur  Ansiedlung 
einladend,  sobald  Eisenbahnen  bis  in  die  Nähe  des  Gebirges  führen  werden. 
Höher  steigend ,  gelangte  man  in  hochalpine  Trockenregionen ,  und  bei 
3600  m  Höhe  stand  man  vor  einem  Krater  von  1000  m  im  Durchmesser. 
Uberhaupt  wurden  zahlreiche  Spuren  vulkanischer  Tätigkeit  festgestellt. 
Die  einzelnen  Vulkanberge  waren  mit  ungeheuren  Mengen  von  Lava  be- 
deckt und  die  Täler  zwischen  ihnen  häufig  fast  ganz  durch  Lava  ausgefüllt. 
Einer  der  Vulkane  zeigte  ein  breites  weißes  Band  auf  seiner  Schulter,  das 
aber,  wie  sich  ergab,  nicht  von  Schnee  herrührte,  sondern  von  Soda,  die 
sich  immer  neu  bildet  aus  den  Gasausdünstungen,  die  den  am  Berge  vor- 
handenen Spalten  entströmen.  An  einer  Stelle  stieß  man  auf  eine  große 
Anzahl  kleiner  Vulkangipfcl  von  nicht  mehr  als  500  m  Höhe,  die  gleich 
Blasen,  die  aus  dem  Erdinnern  aufgetrieben  waren,  hart  aneinander  standen. 

Nach  den  Ausführungen  des  Vortragenden  darf  angenommen  werden, 
daß  die  weitere  wissenschaftliche  Erkundung  des  »Großen  Grabens«  und 
seines  Randgebirges  noch  manche  wichtige  Aufklärung  über  den  Wert 
unseres  Schutzgebiets  in  Ostafrika  bringen  wird. 


LITERATUR. 

»Wirtschaftliche  Erdkunde«,  von  dem  1906  —  leider  viel  zu 
früh  —  verstorbenen  Professor  Dr.  Th.  Gruber,  ist  soeben  als 
122.  Bändchen  der  von  B.  G.  Teubner  in  Leipzig  herausgegebenen 
Sammlung  wissenschaftlich-gemeinverständlicher  Darstellungen  »Aus 
Natur  und  Geisteswelt«  erschienen,  von  denen  jedes  Bändchen  ge- 
heftet für  1  Mark,  geschmackvoll  gebunden  für  1  Mark  25  Pf. 
käuflich  ist. 

Auf  nur  137  Druckseiten  in  Oktav -Taschenformat  eine  reichliche  Fülle 
wirtschaftsgeographischer  Belehrung  und  Betrachtung,  eine  erstaunliche 
Menge  hochinteressanter  Tatsachen  und  Zahlen!  Der  Leser  überschaut 
in  großen  Zügen,  wie  von  einer  hohen  Warte  aus,  das  in  der  Nähe  sinn- 
verwirrende Durcheinander  der  gesamten  wirtschaftlichen  Beziehungen  der 
wichtigsten  Kulturvölker  der  Erde  im  Zusammenhange  mit  der  geographischen 
Gestaltung  der  Länder. 

Die  Wirtschaftsgeographie  will  die  Wechselwirkungen  zwischen  der 
natürlichen  Ausstattung  der  einzelnen  Erdräume  und  dem  Erwerbsleben  der 
Völker  nach  allen  ihren  Richtungen  darlegen  und  betrachtet  einerseits  die 
allgemeine  Veranlagung  jedes  Erdstrichs  für  Warenerzeugung  und  Waren- 
bewegung,  anderseits  die  Verwertung  dieser  geographischen  Veranlagung 
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für  Produktion.  Handel  und  Verkehr  seitens  der  Bewohner  sowie  die  Folgen 
hieraus  in  bezug  auf  Bevölkerungsverteilung,  Siedelungsverhältnisse  und 
nationalen  Reichtum.  Sie  will  dadurch  das  Verständnis  für  die  wahre 
Machtstellung  der  einzelnen  Völker  und  Staaten  erschließen.  Der  Verfasser 
versteht  es,  durch  eine  knappe,  klare  und  überaus  anschauliche,  bilderreiche 
Darstellung  das  Interesse  des  Lesers  dauernd  rege  zu  erhalten  und  den  an 
sich  trockenen  Stoff  durch  eine  glückliche  Abwechslung  in  der  Art  der 
Beschreibung  zu  beleben. 

Nach  einem  Überblick  über  die  räumliche  Verteilung  des  Weltmeers  und  der 
Festlandmassen  sowie  über  den  Einfluß  beider  auf  Kulturleben  und  Produktion 
wird  auf  die  wirtschaftsgeographische  Veranlagung  und  Bedeutung  Gesamt- 
Europas  und  der  wichtigsten  europäischen  Länder  im  einzelnen  eingegangen. 
Was  da  auf  nur  22  Druckseiten  über  »Deutschlands  Stellung  auf  dem  Welt- 
markt und  deren  Ursachen«  gesagt  wird,  sollte  jedem  gebildeten  Deutschen 
geläufig  sein.  Es  umfaßt  die  wissenswertesten  Daten  über  das  wirtschaft- 
liche Aufblühen  des  Deutschen  Reichs  in  den  letzten  Jahrzehnten  und  seine 
Stellung  auf  dem  Weltmarkt  im  Vergleiche  zu  den  übrigen  Welthandels- 
völkern, namentlich  Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  über  die  deutsche  Wareneinfuhr  und  -ausfuhr,  die  deutsche 
Handelsschiffahrt  und  das  Groügewerbe  unter  Angabe  der  Zahlen  für  die 
Einzelartikel  der  Ein-  und  Ausfuhr.  Daß  das  deutsche  Nationalvermögen 
heute  auf  200  Milliarden  Mark  angewachsen  ist,  veranschaulicht  wohl  die 
wirtschaftliche  Blüte  unseres  Volkes;  welche  Zukunftsmöglichkeiten  aber 
noch  bestehen,  lehrt  ein  Blick  auf  die  Tatsache,  daß  das  britische  Volks- 
vermögen im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  auf  das  Tausendfache  —  von 
400  Millionen  Mark  im  Jahre  1800  auf  400  Milliarden  Mark  im  Jahre  1900  — 
gestiegen  ist,  und  daß  das  reiche  Land  Frankreich  in  den  50  Jahren  von 
1853  bis  1903  trotz  der  schweren  Verluste  im  Kriege  sein  National- 
vermögen von  100  Milliarden  auf  300  Milliarden  gehoben  hat,  Deutschland 
also  immer  noch  weit  überflügelt,  obwohl  dieses  ihm  im  Welthandel 
voraus  ist. 

Die  Ursachen  zu  dem  wirtschaftlichen  Aufblühen  Deutschlands  findet  der 
Verfasser  hauptsächlich  in  seiner  günstigen  Lage  an  Nordsee  und  Ostsee  und 
zugleich  im  Kerne  Europas,  so  daß  es  das  breite  Durchgangsgebict  von 
Osten  nach  Westen  und  vom  Norden  zum  Süden  des  Erdteils  bildet.  Dazu 
kommt  die  ausgiebige  Schiffbarkeit  der  deutschen  Flüsse  —  fast  12000  km 
Wasserstraßen  —  und  die  gewaltige  Bevölkerungsvermehrung  seit  der  Reichs- 
gründung. »Bei  weiterer  Anspannung  unserer  nationalökonomischen  Kräfte 
brauchen  wir  auch  in  Zeiten  wirtschaftlicher  Abflauung  weder  vor  Britanniens 
maritimer  Übermacht  noch  vor  den  Expansionsgelüsten  der  Amerikaner 
allzu  große  Scheu  zu  haben.  Der  Deutsche  hat  neben  ihnen  seinen  ge- 
räumigen Platz  an  der  Sonne  auf  dem  Gebiete  der  Weltherrschaft  gefunden 
und  läßt  nunmehr  auch  Frankreich  sowie  die  Niederlande  weit  hinter  sich. 
Er  braucht  niemand  auf  der  Erde  zu  fürchten ,  wenn  er  dieselben  Bahnen 
wie  bisher  weiter  wandelt,  wenn  Gewerbe,  Industrie  und  Handel  durch  eine 
gesunde  Zollpolitik  in  voller  Lebenskraft  erhalten  bleiben,  wenn  der  deutsche 
Kaufmann  durch  ein  von  jedem  Bureaukratismus  befreites  Konsulatswesen  in 
den  Ländern  aller  Herren  und  bei  den  Abmachungen  der  Engländer,  Franzosen, 
Russen  und  Japaner  untereinander  gründlich  beraten  und  geschützt  wird.« 

Die  folgenden  Abschnitte  behandeln  in  ebenso  fesselnder  Weise  Öster- 
reich-Ungarn, die  Schweiz  und  Frankreich.  Die  Niederlande  werden  im 
Vergleiche  mit  Belgien  betrachtet,  dann  folgt  eine  sehr  lesenswerte  wirt- 
schaftsgeographische Gegenüberstellung  von  Britannien  und  Rußland.  Den 
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Schluß  bilden  die  Betrachtungen  »Über  Gesamtasien«  und:  »Worin  wurzelt 
die  wirtschaftliche  Stärke  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika?« 

Für  den  geringen  Preis  ist  das  Werkchen  eine  schätzenswerte  Bereicherung 
jeder  Hausbücherei. 


Deutsches  Kolonialrecht  von  Dr.  H.  Edler  v.  Hof  f  mann ,  Privat- 
dozent an  der  Universität  Göttingen.  G.  J.  Göschen'sche  Verlags- 
handlung, Leipzig  1907.    Preis  0,80  Mark.    146  Seiten. 

Der  Verfasser  hat  mit  seinem  »Deutschen  Kolonialrccht«  die  bekannte 
Sammlung  Göschen  um  ein  wertvolles  Buch  bereichert.  In  gedrängter  Dar- 
stellung und  doch  in  der  Hauptsache  erschöpfend  werden  die  Staats-  und 
verwaltungsrechtlichen  Verhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten  ge- 
schildert. Beginnend  mit  einem  Überblick  über  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Schutzgebiete  behandelt  der  Verfasser  im  ersten  Abschnitte 
seines  Buches  (§§  3 — 8)  das  Staatsrecht ,  insbesondere  das  Verhältnis  der 
Schutzgebiete  zum  Mutterland  und  dessen  Behörden,  die  staatsrechtliche 
Stellung  des  Kaisers  als  Inhabers  der  Schutzgewalt  sowie  die  Grundzüge 
der  Gesetzgebung,  des  Verordnungsrechts  und  der  Behördenverfassung. 
Im  zweiten  Abschnitte  (§§  9  —19)  wendet  sich  der  Verfasser  dem  Verwaltungs- 
recht im  engeren  Sinne  zu.  Das  Polizei-  und  Bevölkerungswesen,  das 
Kirchen-,  Schul-  und  Gesundheitswesen,  die  Land-  und  Forstwirtschaft, 
das  Jagdrecht,  die  Verhältnisse  des  Handels  und  Gewerbes,  des  Münz-, 
Gewichts-  und  Bankwesens  sowie  des  Verkehrswesens,  das  Heer-  und  Finanz- 
wesen finden  hier  ihre  Darstellung.  Der  dritte  Abschnitt  endlich  (§§  20 — 29) 
behandelt  die  Rechtspflege.  Auch  das  koloniale  Landwesen  und  die  berg- 
rechtlichen Verhältnisse  sind  hier  dargestellt. 

Das  Buch  ist  leicht  verständlich  und  übersichtlich  geschrieben,  seinem 
Inhalt  und  seiner  Form  nach  für  die  weitesten  Kreise  bestimmt.  Es  ver- 
schafft einen  klaren  Überblick  über  die  ziemlich  verwickelten  Verhältnisse 
der  Verfassung  und  Verwaltung  in  den  deutschen  Schutzgebieten  und  wird 
deshalb  dem  Juristen  und  dem  Laien  von  gleich  großem  Werte  sein.  Die 
Quellen,  aus  denen  der  Verfasser  zu  schöpfen  hatte,  sind  zahlreich  und 
verstreut.  Der  Verfasser  hat  das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Mate- 
rial ,  ohne  durch  das  Zitieren  einzelner  Gesetze  und  Verordnungen  zu  er- 
müden, geschickt  verarbeitet.  Der  durchweg  fortlaufende  Text  weist  teils 
großen  teils  kleinen  Druck  auf.  Die  im  großen  Drucke  wiedergegebenen 
Ausführungen  enthalten  die  Grundzüge  der  jeweils  behandelten  Materie. 
Der  kleine  Druck  weist  darauf  hin,  daß  hier  —  wenigstens  der  Regel 
nach  —  die  Sonderverhältnisse  einzelner  Schutzgebiete  erörtert  sind.  Ins- 
besondere werden  hier  im  Zusammenhange  mit  dem  Haupttexte  die  in  den 
einzelnen  Schutzgebieten  geltenden  besonderen  Verordnungen  inhaltlich 
wiedergegeben.  Erwähnt  sei  z.  B.  aus  der  großen  Anzahl  dieser  Verord- 
nungen die  Jagdschutzverordnung  für  Ostafrika,  die  das  Eherecht  der  Ein- 
geborenen von  Neuguinea  betreffende  V  erordnung  vom  5.  Februar  1^04  usw. 
Durch  eine  derartige  Anordnung  des  Stoffes  gewinnt  die  Darstellung  an 
Lebendigkeit  und  Interesse.  Das  Buch  kann  zum  Studium  warm  empfohlen 
werden. 
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INHALT:  Die  zweite  Beratung  des  Gesetzentwurfs,  betreffend  die  vorläufige  Regelung 
des  Reichshaushalts  für  die  Monate  April  und  Mai  1907,  im  Reichstage,  S.  225. 
—  Neuere  Schaltungen  für  den  Hughcsbctrieb  in  langen  oberirdischen  Leitungen 
und  in  Kabeln,  S.  233.  —  Verschließbare  Briefabholungsfücher  (Schließfächer ), 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  über  das  Rechtsverhältnis  bei  Abholung  von 
Postsendungen  aus  Schließfächern,  S.  238.  —  Erinnerungen  an  eine  alte  Land- 
und  Heerstraße  durch  die  Lüneburger  Heide,  S.  253. 

Literatur:  Halle,  Dr.  Ernst  von,  Die  Weltwirtschaft,  S.  254.  —  Quecke,  Th.,  Neue 
Verkehrskarte  von  Rußland,  S.  256. 


Die  zweite  Beratung  des  Gesetzentwurfs,  betreffend  die 
vorläufige  Regelung  des  Reiehshaushalts  für  die  Monate 
April  und  Mai  1907,  im  Reichstage. 

Da  es  unmöglich  war,  den  Reichshaushaltsetat  für  das  Rechnungsjahr  1907 
rechtzeitig  in  der  verfassungsmäßigen  Weise  festzustellen,  mußte  die  gesetz- 
liche Grundlage  für  die  vorläufige  Weiterführung  des  Reiehshaushalts  durch 
ein  besonderes  Gesetz  geschaffen  werden.  Die  zweite  Beratung  des  Ent- 
wurfs zu  einem  solchen  Gesetze,  betreffend  die  vorläufige  Regelung  des 
Reichshaushalts  für  die  Monate  April  und  Mai  1907,  hat  im  Reichstag  am 
18.  März  auf  Grund  eines  mündlichen  Berichts  der  Kommission  für  den 
Reichshaushaltsetat  stattgefunden.  Von  der  Beratung,  die  mit  den  §§  1 
und  2  begann,  wurde  zunächst  Ziffer  16  des  §  2  ausgeschlossen. 

Beim  Etat  der  Reichs- Post-  und  Telegraphenverwaltung  gab  nur  die 
Forderung  zur  Erwerbung  der  Grundstücke  Französische  Straße  9  bis  12 
und  Jägerstraße  67  und  68  in  Berlin  (Kapitel  4  Titel  65  des  Hauptetats), 
deren  Ablehnung  von  der  Kommission  beantragt  worden  war,  Anlaß  zu 
besonderen  Erörterungen. 

In  dieser  Angelegenheit  nahm  der  Staatssekretär  des  Reichs- Post- 
amts das  Wort  zu  folgenden  Ausführungen: 

»Ich  möchte  mich  darauf  beschränken,  noch  einmal  Ihr  Wohlwollen  für 
den  Ankauf  der  Häuser  in  der  Französischen  Straße  und  in  der  Jägerstraße 
in  Berlin  zu  erbitten.  Ich  sagte  schon  in  der  Kommission,  es  sei  in  An- 
betracht der  ungünstigen  Verhältnisse  in  Berlin  notwendig,  für  große  Post- 
ämter eigene  Posthäuser  zu  schaffen.  In  der  bezeichneten  Gegend  sollen 
drei  Ämter  zusammengelegt  werden;   weil  dies  beabsichtigt  ist,  sind  wir 
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betreffs  des  Ortes  an  enge  Grenzen  gebunden.  Wir  dürfen  dem  Publikum, 
welches  jetzt  in  der  Bchrenstraße,  Unter  den  Linden  und  in  der  Tauben- 
straße die  Gegenstände  einliefert,  nicht  zumuten,  zu  weit  gehen  zu  müssen 
zur  Erledigung  seines  gewaltigen  Brief-,  Geld-  und  Paketverkehrs.  Wir 
sind  seit  Jahren  bestrebt,  dort  einen  Bauplatz  zu  kaufen,  weil  die  Miet- 
preise, die  wir  für  die  Postämter  zahlen  müssen,  sehr  hoch  sind  und  sich 
bei  Ablauf  der  Verträge  um  beinahe  ioooo  Mark  jedesmal  steigern,  trotz- 
dem die  Räume  den  Anforderungen  nicht  einmal  entsprechen.  Es  wird 
Ihnen  allen  bekannt  sein,  daß  das  Postamt  Unter  den  Linden  in  Räumen 
untergebracht  ist,  die  nicht  würdig  sind  für  das  Publikum  und  vor  allem 
nicht  für  die  Beamten ,  welche  darin  8  bis  g  Stunden  täglich  zubringen 
müssen;  es  fehlt  an  Luft  und  an  Helligkeit.  Wenn  die  Herren  hören,  daß 
wir  für  diese  Postämter  Unter  den  Linden  jährlich  29  000,  in  der  Tauben- 
straße 37500,  in  der  Behrenstraße  27000,  in  Summa  93500  Mark  zahlen 
müssen,  und  daß  die  Mietsteigerung  Unter  der  Linden  vom  Jahre  1897  bis 
zum  Ablauf  des  Vertrags  9000  Mark  betragen  hat.  in  der  Taubenstraße 
2500,  in  der  Behrenstraße  1 1  000,  so  dürfen  wir  gewiß  sein,  daß  jetzt  im 
Jahre  1910,  wo  alle  drei  Verträge  zu  Ende  gehen,  wir  mit  einer  ganz  be- 
bedeutenden Steigerung  zu  rechnen  haben.  Alle  Erkundigungen,  die  an- 
gestellt worden  sind,  haben  dahin  geführt,  daß  in  den  Gegenden  keine 
Räume,  die  für  die  Ämter  geeignet  sind,  zu  haben  waren.  Infolgedessen 
haben  wir  es  mit  Freuden  begrüßt,  daß  sich  Gelegenheit  geboten  hat,  Bau- 
plätze dort  sicher  zu  machen,  die  in  der  Französischen  Straße,  also  in  bester 
Lage,  zwischen  den  drei  Postämtern  liegen,  und  die  auch  durch  Ankauf 
von  Häusern  in  der  Jägerstraße  von  zwei  Seiten  zugänglich  gemacht  werden 
können. 

Nun  gebe  ich  ohne  weiteres  zu,  daß  der  Preis  für  diese  Grundstücke 
nicht  wohlfeil  ist;  aber  wir  müssen  Ihnen  trotzdem  empfehlen,  den  Ankauf 
zu  genehmigen ,  weil  die  Unterschiede  doch  nicht  so  groß  sind,  daß  man 
davor  zurückschrecken  sollte.  Im  März  1910  läuft  der  eine  Vertrag  und 
im  Oktober  19 10  laufen  die  beiden  anderen  Verträge  ab.  Deshalb  ist  Eile 
geboten.  Und  wenn  wir  jetzt  nidit  dazu  kommen,  am  1.  April  die  Grund- 
stücke zu  erwerben,  dann  ist  keine  Möglichkeit  vorhanden,  geeignete  Räume 
zu  erhalten.  Die  Sache  liegt  um  so  ungünstiger,  als  zwei  der  Häuser,  in 
denen  sich  Ämter  befinden,  verkauft  sind,  und  wir  nicht  darauf  zu  rechnen 
haben,  daß  wir  darin  bleiben  können. 

Wenn  die  Herren  sagen,  man  könne  es  ja  ablehnen  und  sehen,  daß  man 
in  andere  geeignete  Häuser  kommt,  so  habe  ich  schon  in  der  Kommission 
ausgeführt,  daß  wir  auf  kurze  Zeit  neue  Verträge  gar  nicht  schließen 
können.  Wir  würden  bei  den  Verträgen,  die  wir  abschließen,  in  der 
Zwangslage  sein,  alles  bewilligen  und  Verträge  auf  lange  Zeit  schließen  zu 
müssen,  so  daß  eine  Besserung  der  Verhältnisse  nicht  eintritt,  während  hier 
sich  immer  die  Gelegenheit  bietet,  etwas  Gutes  zu  schaffen. 

Nun  vergleichen  wir  bei  unseren  Ankäufen  immer  die  Preise,  die  von 
uns  gefordert  werden,  mit  den  Preisen,  die  in  der  Müllerschen  Karte  als 
Preise  für  Grundstücke  in  jener  Gegend  aufgeführt  sind.  Eines  der  Grund- 
stücke, welches  wir  kaufen  wollen,  ist  zu  1201  Mark  für  das  Quadratmeter 
angeboten,  ein  anderes  zu  1264  und  ein  drittes  zu  1252  Mark,  während  in 
der  Müllerschen  Karte  für  jene  Gegend  1210  Mark  in  maximo  angeführt 
sind.  Nun  ist  diese  Steigerung  nicht  ganz  unbedeutend.  Aber  in  welcher 
glücklichen  Lage  sich  die  Besitzer  zu  befinden  glauben,  geht  daraus  hervor, 
daß,  als  vorauszusehen  war,  daß  der  Etat  nicht  zur  rechten  Zeit  fertig 
werden  würde,  und  wir  mit  der  Möglichkeit  rechnen  mußten,  den  Ankaut 
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erst  nach  dem  1.  April  bewirken  zu  können,  die  Ober-Postdirektion  mit 
den  Besitzern  in  Verbindung  getreten  ist,  um  sich  auszuwirken,  daß  erst 
später  das  Kaufgeld  gezahlt  werden  könnte.  Der  eine  Besitzer  hat  direkt 
abgelehnt,  sich  auf  weiteres  Warten  einzulassen,  vielmehr  zum  Ausdrucke 
gebracht,  daß  er  sich  freuen  würde,  von  dem  Vertrage  loszukommen,  weil 
er  das  Grundstück  besser  verwerten  könnte.  Die  beiden  anderen  Besitzer 
haben  25000  und  15000  Mark  Abstandsgeld  gefordert,  wenn  sie  das  Geld 
erst  später  bekommen  würden. 

Die  Herren  können  daraus  ersehen,  daß  die  Preise  doch  nicht  so  ex- 
orbitant sind,  um  den  Verkauf  ablehnen  zu  müssen.  Ich  bitte  daher  das 
hohe  Haus,  den  Ankauf  der  Grundstücke,  wie  vorgeschlagen,  zu  bewilligen.« 

Der  Abgeordnete  Singer  erkannte  zwar  die  Notwendigkeit  an,  in  der 
in  Betracht  kommenden  Stadtgegend  ein  Grundstück  zur  Unterbringung 
eines  großen  Postamts  zu  erwerben,  bekämpfte  aber  den  Ankauf  der  vor- 
geschlagenen Grundstücke  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Kaufpreis- 
forderung und  bemängelte  außerdem,  daß  der  Staatssekretär  noch  immer 
für  die  Forderung  eintrete,  obgleich  diese  in  der  Kommission  abgelehnt 
worden  sei. 

Darauf  erwiderte  der  Staatssekretär  des  Reichs  -  Postamts  fol- 
gendes: 

»Meine  Herren,  ich  verstehe  den  Herrn  Vorredner  absolut  nicht.  Er 
selbst  ist  gezwungen,  anzuführen,  die  Notwendigkeit,  eine  Änderung  der 
Verhältnisse  eintreten  zu  lassen,  liegt  vor,  sogar  die  dringende  Notwendig- 
keit, und  darüber  ist  bei  keinem  der  Herren  Mitglieder  der  Kommission 
irgend  ein  Zweifel  gewesen. 

(Sehr  richtig!  bei  den  Sozialdemokraten.) 

Der  Herr  Vorredner  geht  noch  weiter  und  sagt,  es  sei  auch  wünschens- 
wert, daß  es  geschehe.  Trotzdem  glaubt  er  mir  Vorwürfe  machen  zu 
dürfen,  daß  ich  für  diese  Position  eintrete  und  um  Wiederherstellung  bitte. 
Ich  würde  direkt  meine  Pflicht  versäumen 

(sehr  richtig!  rechts), 
wenn  ich  das  nicht  tun  würde.   Sie  treten  sehr  häufig  für  die  Beamten  ein 
und  sagen:  wir  müssen  für  sie  sorgen.    Hier  wollen  Sie,  daß  die  Beamten 
gezwungen  sind,  länger  in  Räumen  zu  sitzen,  die  unwürdig  sind. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 

Das  nehme  ich  gar  keinen  Anstand  zu  sagen.  Warum  soll  ich  hier  nicht 
offen  erklären:  wir  sind  in  sehr  schlechten  Räumen  für  das  Publikum  und 
für  die  Beamten.  Aber  auch  aus  diesen  schlechten  Räumen  müssen  wir, 
weil  die  Häuser  verkauft  sind,  spätestens  am  1.  Oktober  1910  heraus.  Wir 
haben  also  gar  keine  Gelegenheit,  bis  19 10  uns  wieder  geeignete  Räume  zu 
beschaffen,  wenn  wir  jetzt  nicht  anfangen  zu  bauen. 

Nun  sagt  der  Herr  Vorredner,  das  sei  etwas  teuer,  und  ich  verdürbe  da 
die  Preise.  Vor  drei  Jahren  aber  machte  er  mir  Vorwürfe,  daß  ich  in  die 
Körnerstraße  gegangen  sei,  statt  in  der  Potsdamer  Straße  zu  bleiben;  jetzt 
schlage  ich  vor,  in  der  Französischen  Straße,  also  in  der  Verkehrsstraße  zu 
bleiben,  und  da  ist  ihm  das  auch  wieder  nicht  recht,  und  er  sagt,  geht  in 
eine  Nebenstraße,  da  ist  es  vielleicht  billiger! 

Die  Kosten  fürs  Quadratmeter  betragen  nicht,  wie  der  Vorredner  angab, 
über  1800  Mark,  sondern,  wie  ich  mich  deutlich  genug  ausgedrückt  zu 
haben  glaube,  1247  Mark,  und  wenn  man  die  Häuser  abrechnet,  964  Mark. 

Weiter  meinte  der  Herr  Vorredner,  die  Müllersche  Karte  sei  veraltet, 
die  Angaben  träfen  nicht  mehr  zu.    Ja,  meine  Herren,  ich  habe  eine  Aus- 
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gäbe  der  Müllerschen  Karte  von  1906,  und  da  stehen  die  Preise  darin,  die 
ich  angegeben  habe. 

Meine  Herren,  nach  jeder  Richtung  hin  —  ich  nehme  keinen  Anstand, 
das  hier  offen  auszusprechen  —  befindet  sich  die  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung in  einer  Notlage,  und  sie  bittet,  im  Interesse  ihrer  Beamten  und 
Unterbeamten  und  des  Publikums  die  Position  wieder  herzustellen.« 

Für  die  Bewilligung  der  Forderung  sprach  nur  noch  der  Abgeordnete 
Dr.  Arendt  (Mansfeld),  der  insbesondere  auch  auf  die  Gefahr  hinwies,  daß 
die  Spekulation,  nachdem  jetzt  das  Bedürfnis  festgestellt  sei,  in  einem  eng 
begrenzten  Bezirk  ein  Grundstück  für  Postzwecke  zu  erwerben,  dort  alle 
tauglichen  Grundstücke  aufkaufen  und  die  Reichs-Postverwaltung  so  in  die 
Zwangslage  bringen  werde,  später  noch  höhere  Preise  zahlen  zu  müssen. 
Die  Abstimmung  ergab  Annahme  des  Antrags  der  Kommission,  also  Ab- 
lehnung des  Kaufes.*) 

Zu  der  nun  folgenden  Beratung  über  die  im  §  2  des  Gesetzentwurfs 
unter  Ziffer  16  vorgesehene  Bewilligung  außerordentlicher  Beihilfen  an  die 
am  geringsten  besoldeten  Unterbeamten  lagen  zwei  Anträge  vor.  Der  erste, 
von  dem  Abgeordneten  Gröber  und  Genossen  eingebrachte  Antrag  ging 
dahin,  unter  Streichung  der  Ziffer  16  des  §  2  einen  neuen  Paragraphen  in 
den  Gesetzentwurf  einzustellen,  wonach  je  100  Mark  an  die  Unterbeamten 
und  je  150  Mark  an  die  mittleren  Beamten  des  Reichsdienstes  bewilligt 
werden,  deren  Gehaltsbezüge  den  Betrag  von  3000  Mark  jährlich  nicht 
übersteigen,  soweit  für  sie  nicht  bereits  eine  Gehaltsaufbesserung  im  Ent- 
würfe des  Reichshaushaltsetats  oder  des  Ergänzungsetats  für  1907  vorge- 
sehen ist.  Der  zweite  Antrag  richtete  sich  ebenfalls  auf  Streichung  der 
Ziffer  16  im  §  2,  forderte  indes  nur,  daß  dafür  eine  Resolution  angenommen 
werde,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  bis  zur  dritten  Lesung 
des  Reichshaushaltsetats  ihr  Einverständnis  damit  auszusprechen,  daß  den 
Unterbeamten  je  100  Mark,  sowie  den  übrigen  Beamten,  deren  Gehalt 
4200  Mark  nicht  übersteigt,  je  150  Mark  als  einmalige  außerordentliche 
Beihilfen  gewährt  werden.  Dieser  zweite  Antrag  wurde  vom  Abgeordneten 
Dr.  Wiemer  als  Berichterstatter  der  Kommission  für  den  Reichshaushalt 
zur  Annahme  empfohlen. 

Gegen  den  ersten  Antrag  waren  seitens  der  verbündeten  Regierungen 
bereits  bei  der  Kommissionsberatung  schwere  Bedenken  etatsrechtlicher  und 
finanzpolitischer  Natur  geltend  gemacht  worden,  während  der  zweite  Antrag 
nur  geringere  Bedenken  gefunden  hatte. 

Nachdem  der  Abgeordnete  Speck  den  Antrag  Gröber  und  Genossen 
begründet  und  befürwortet  hatte,  nahm  der  Staatssekretär  des  Reichs- 
schatzamts  das  Wort.  Er  widerlegte  zunächst  den  vom  Vorredner  gegen 
die  verbündeten  Regierungen  erhobenen  Vorwurf,  daß  sie  auf  die  Reso- 
lutionen des  Reichstags,  namentlich  soweit  diese  eine  Verbesserung  der 
Lebenshaltung  der  Beamten  zum  Gegenstande  hätten,  keine  Rücksicht  nähmen, 
und  führte  dann  folgendes  aus: 

»Nun.  meine  Herren,  zur  Sache  selbst!  Da  glaube  ich  doch  das  eine 
feststellen  zu  können,  daß  eine  allseitige  Ubereinstimmung  unter  den  ver- 
schiedenen Parteien  des  Reichstags  sowohl  als  auch  mit  den  verbündeten 
Regierungen  darüber  besteht,  daß  in  den  Beamtenkreisen,  bei  den  Beamten- 
familien unter  der  Einwirkung  der  Teuerungsverhältnisse  eine  Notlage  be- 


*)  Der  Kauf  ist  am  20.  März  bei  der  dritten  Lesung  des  Gesetzentwurfs  vom 
Reichstage  genehmigt  worden. 
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steht,  auf  deren  Abhilfe  unter  allen  Umständen  Bedacht  genommen  werden 
muß. 

(Sehr  richtig!    rechts  und  links.) 
Und  das  muß  sein  nicht  etwa  bloß  im  Interesse  der  notleidenden  Beamten- 
familien selbst,  sondern  es  muß  auch  sein  im  Interesse  des  Reichs  und  im 
Interesse  des  Staates. 

(Sehr  richtig!) 

Staat  und  Reich  haben  selbst  das  dringendste  Interesse,  dafür  zu  sorgen, 
daß  die  Beamtenfamilien,  insbesondere  auch  die  Familien  der  unteren  Be- 
amten, doch  noch  immer  eine  auskömmliche  Lebenshaltung  haben. 

(Bravo!) 

Also,  meine  Herren,  an  Wohlwollen  für  die  Beamten  stehen  die  ver- 
bündeten Regierungen  dem  Reichstag  in  keiner  Weise  nach. 

(Bravo!  rechts.) 

Manches  Mitglied  des  Bundesrats  hat  vielleicht  ein  noch  wärmeres  Herz 
für  das  Schicksal  der  Bcamtenfamilien  als  mancher  von  Ihnen. 

(Heiterkeit.) 

Aber,  meine  Herren,  gewisse  Meinungsverschiedenheiten  bestehen  allerdings 
noch;  allein  diese  Meinungsverschiedenheiten  beschränken  sich  nach  meinen 
Wahrnehmungen,  nach  all  den  Wahrnehmungen,  die  ich  namentlich  während 
der  Kommissionsberatungen  gemacht  habe,  doch  im  wesentlichen  nur  auf 
den  Umfang,  in  dem  die  Beihilfen  gewährt  werden  sollen,  und  auf  den 
Weg,  der  einzuschlagen  ist,  um  zum  Ziele  zu  gelangen. 

Nun,  meine  Herren,  glaube  ich,  was  zunächst  den  Umfang  anlangt,  in 
dem  die  Beihilfen  gewährt  werden  sollen,  daß  man  den  verbündeten  Regie- 
rungen daraus,  daß  sie  von  Anfang  an  in  dieser  Frage  eine  gewisse  Zurück- 
haltung beobachten  zu  sollen  glaubten,  doch  keinen  allzu  schweren  Vorwurf 
wird  machen  dürfen.  Ich  kann  konstatieren,  daß  von  den  verbündeten 
Regierungen  von  Anfang  an  gewiß  manche  sehr  geneigt  waren,  weiter  zu 
gehen  als  die  dem  Reichstage  zugegangene  Vorlage,  und  es  war  nur  die 
durchaus  unklare  und  undurchsichtige  Finanzlage,  die  davon  abgehalten  hat. 
Die  ganze  Entwicklung  der  neuen  Steuerquellen,  namentlich  aber  auch  die 
Entwicklung  der  Zölle,  die  wir  erst  in  dem  abgelaufenen  Jahre  auf  einer 
neuen  Grundlage  geregelt  haben,  ist  noch  absolut  undurchsichtig.  Wir  sind 
auch  zurzeit  noch  in  keiner  WTeisc  in  der  Lage,  übersehen  zu  können ,  ob 
nicht  vielleicht  die  Beratungen  des  Etats  im  Reichstage  dazu  führen  können, 
den  Ausgabebedarf  für  1907  nach  anderen  Richtungen  zu  entlasten.  Es 
wäre  ja  denkbar,  daß  man  sich  vielleicht  bei  den  Beratungen  in  der  zweiten 
Lesung  da  oder  dort  überzeugt,  daß  die  eine  oder  andere  Ausgabeforderung 
etwas  weniger  dringlich  erscheine  und  eher  zurückgestellt  werden  könne 
als  der  Aufwand  für  die  Aufbesserung  des  Einkommens  der  Beamten. 
Aber,  meine  Herren,  gegenüber  dem  einmütigen  Willen  der  Volksvertretung, 
der  dahin  geht,  daß  eine  ausgiebigere  Hilfe  den  Beamten  und  ihren  Familien 
mit  möglichster  Beschleunigung  gewährt  werden  soll,  werden  die  verbündeten 
Regierungen,  wie  ich  hoffe,  ihre  zeitlichen  Bedenken  gegen  eine  solche  aus- 
giebigere Einkommensverbesserung  der  Beamten  auch  ihrerseits  zurücktreten 
lassen. 

(Lebhaftes  Bravo.) 
Was  nun  aber  den  Weg  betrifft,  der  einzuschlagen  ist,  um  zu  dem  Ziele 
zu  gelangen,  so  gehen  hier  allerdings  die  Meinungen  weiter  auseinander.  Wir 
haben  insbesondere  gegen  den  Antrag,  wie  er  unter  Nr.  221  nun  hier  ein- 
gebracht worden  ist,  nachdem  er  schon  in  der  Kommission  regierungsseitig 
lebhaft  bekämpft  worden,  auch  jetzt  noch  die  schwersten  Bedenken.  Ich 
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will  mich  in  dem  gegenwärtigen  Stadium  nicht  mehr  in  die  Rechtsfrage, 
die  in  der  Kommission  eingehend  erörtert  worden  ist,  weiter  vertiefen.  Ich 
will  das  um  so  weniger  tun,  als  es  bisher  doch  jedesmal  noch  gelungen  ist, 
zwischen  dem  Reichstag  und  den  verbündeten  Regierungen  einen  Weg  der 
Verständigung  zu  finden,  um  über  diese  Frage  hinwegzukommen.  Es  sind 
nun  von  dem  Herrn  Vorredner  einige  Präzedenzfälle  erwähnt  worden.  Der 
Fall  mit  der  Erhöhung  der  Gehälter  der  Räte  am  Reichsgericht  ist  mir  im 
Augenblicke,  soweit  es  sich  um  das  Zahlenmaterial  handelt,  nicht  so  genau 
gegenwärtig;  ich  erkenne  aber  an,  daß  hier  ein  solcher  Präzedenzfall  vor- 
liegt. Es  ist  dann  weiter  hingewiesen  worden  auf  den  Präzedenzfall  des 
Jahres  1897.  Dieser  war  auch  schon  in  der  Kommission  Gegenstand  der 
Erörterung,  und  ich  habe  mich  bemüht,  gerade  diesem  Falle  inzwischen 
noch  näher  nachzugehen.  Da  hat  sich  denn  herausgestellt ,  daß  jener  Fall 
von  1897  doch  dem  jetzt  vorliegenden  nicht  etwa  gleicht  wie  ein  Ei  dem 
anderen,  sondern  es  sind  außerordentlich  große  Verschiedenheiten,  die 
zwischen  diesen  Fällen  vorhanden  sind.  Im  Jahre  1897  handelte  es  sich 
um  Gehaltsaufbesserungen,  die  in  ihrer  Gesamtsumme  sich  beliefen  auf 
844000  Mark.  Es  ist  schon  dieser  Betrag  ein  verschwindend  geringer 
gegen  die  20  Millionen,  um  die  es  sich  jetzt  handelt.  Aber  nicht  genug. 
Es  wurden  damals  von  der  Kommission  und  vom  Reichstag  an  der  be- 
treffenden Vorlage  —  es  handelte  sich  um  einen  Ergänzungsetat  —  noch 
weitere  Änderungen  vorgenommen,  und  das  Schlußresultat  derselben  war 
das,  daß  etwa  900000  Mark  weniger  herauskamen,  daß  also  eine  Minusforde- 
rung des  Reichstags  da  war. 

(Hört!  hört!  rechts.) 
Und  dies  in  einer  Zeit,  in  der  das  Reich  reichliche  Überschüsse  besaß,  also 
auch  recht  wohl  in  der  Lage  gewesen  wäre,  selbst  wenn  noch  etliche 
Millionen  gefehlt  hätten,  aus  diesen  Uberschüssen  die  Mittel  zu  schöpfen, 
um  diese  Millionen  zu  decken.  Wie  ganz  anders  ist  gegenwärtig  die  Lage! 
Hier  eine  Erhöhung  des  Ausgabebedarfs  um  20  Millionen  und  auf  der 
anderen  Seite  ein  Defizit,  das  uns  nötigt,  schon  jetzt  die  Bundesstaaten  mit 
annähernd  40  Millionen  Mark  gestundeter  Matrikularbeiträge  heranzuziehen 
—  im  ganzen  sind  es  einige  60  Millionen  ungedeckter  Matrikularbeiträge. 
Die  verbündeten  Regierungen  werden  sich  absolut  nicht  auf  einen  Weg 
drängen  lassen  wollen  —  und  darin  haben  sie,  glaube  ich,  vollständig 
recht  — ,  der  sie  der  Gefahr  aussetzt,  zunächst  einmal  in  diesem  Jahre 
sich  einer  Zwangslage  hinsichtlich  ihrer  freien  Entschließung  gegenüber  zu 
befinden.  Sie  müssen  doch  auch  ihrerseits  prüfen,  bevor  sie  sich  auf  Ver- 
pflichtungen engagieren,  die  sie  auf  eine  Reihe  von  Jahren  und  weiter 
hinaus  eingehen,  wie  sie  sich  nun  ihrerseits  die  Deckungsmittel  und 
Deckungsmöglichkeit  denken.  Bedenken  sie  sodann  aber  auch  die  Lage,  in 
welche  das  Reichsschatzamt  gerät,  wenn  in  einer  solchen  Weise  prozediert 
wird.  Ich  stehe  nun  im  vierten  Jahre  an  dieser  Stelle,  und  ich  kann  Ihnen 
aus  Erfahrung  sagen,  mit  welchen  unendlichen  Schwierigkeiten  es  verknüpft 
ist,  nicht  bloß  wochen-,  sondern  monatelang  daran  zu  arbeiten,  um  gegen- 
über den  Anforderungen  der  Ressorts  endlich  einen  Etat  zustande  zu 
bringen,  bei  dem  wenigstens  annähernd  die  Ausgaben  noch  im  Verhältnisse 
zu  den  Einnahmen  stehen.  Leider  sind  wir  in  diesem  Jahre  noch  ziemlich 
weit  von  dem  Ziele  entfernt.  Ich  glaube  aber,  wir  sind  wenigstens  dem 
Ziele  etwas  näher  gekommen.  Bei  der  ersten  Aufstellung  des  Entwurfs  be- 
fanden wir  uns  noch  um  nicht  weniger  als  80  Millionen  weiter  von  dem 
Ziele  entfernt,  und  es  hat  der  äußersten  Anstrengung  bedurft,  wenigstens 
so  weit  zu  kommen,  als  der  Etatsentwurf  Ihnen  darlegt.    Nun  versetzen 
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Sie  sich  in  unsere  Lage,  wenn  wir  uns  sagen  müßten,  diese  ganze  Mühe 
und  diese  ganze  Arbeit  ist  schließlich  umsonst;  denn  wenn  die  Vorlage  an 
den  Reichstag  kommt,  so  riskieren  wir,  daß  der  Reichstag  einfach  seiner- 
seits ungezählte  Millionen  in  den  Ausgabeetat  hineinschreibt  und  damit  das 
ganze,  mühselig  zustande  gebrachte  Gebäude,  den  ganzen  Finanzierungsplan 
uns  mit  einem  Schlage  über  den  Haufen  wirft.    Darauf  kann  die  Reichs- 
schatzverwaltung nicht  eingehen.    Nun  will  ich  zugeben,  daß,  wie  der  §  2 
gefaßt  ist,  er  ja  allerdings,  formell  betrachtet,  nur  eine  Ermächtigung  für 
die  verbündeten  Regierungen  und  für  die  Reichsschatzverwaltung  enthält, 
diese  Beträge  auszuzahlen.    Aber,  meine  Herren,  auch  die  übrigen  Etats- 
positionen bei  der  Ausgabe  bedeuten  im  wesentlichen,  soweit  nicht  rechtliche 
Verpflichtungen   in  Mitte  liegen,   doch   nur  Ermächtigungen.    Allein  ich 
möchte  den  Schatzsekretär  sehen,  der  angesichts  einer  solchen  Ermächtigung 
die'  Beamten  auf  die  Beihilfen  warten  lassen  wollte,  die  ihnen  die  gesetz- 
gebenden Faktoren  bewilligt   haben.    Das  ist  unmöglich,   und  ich  glaube, 
weitere  Ausführungen  in  dieser  Hinsicht  unterlassen  zu  dürfen.    Nur  das 
halte  ich  mich  für  verpflichtet  noch  zu  der  allgemeinen  Frage  zu  betonen, 
daß,  wenn  schließlich  auch  für  das  eine  Jahr  IQ07  die  finanziellen  Kon- 
sequenzen vielleicht  noch  zu  ertragen  sein  sollten  —  ich  komme  darauf 
später  noch  zurück  — •,  doch  unter  allen  Umständen  schon  die  Aussicht  auf 
die  schwerwiegenden  Konsequenzen,   die  die  Zukunft  in  dieser  Beziehung 
bringen  muß,  die  verbündeten  Regierungen  unter  allen  Umständen  davon 
abhalten  muß,  dem  Antrage,  wie  er  hier  von  sciten  der  Herren  Abgeordneten 
Gröber  und  Genossen  gestellt  worden  ist,  zu  entsprechen.    Für  uns.  meine 
Herren,   für  die  verbündeten  Regierungen,  würde  durch  die  Einschaltung 
einer  solchen  Bestimmung  der  Gesetzentwurf  einfach  unannehmbar. 

(Hört!  hört!  rechts.) 
Die  gleichen  Bedenken,  die  einer  solchen  Einstellung  entgegenstehen, 
meine  Herren,  stehen,  wie  ich  einschaltend  noch  bemerken  möchte,  auch  all 
den  zu  der  zweiten  Lesung  des  Etatsentwurfs  für  das  Jahr  1907  schon  ge- 
stellten Anträgen  auf  unmittelbare  Einstellung  von  Gehaltsaufbesserungen  in 
den  Etat  entgegen.  Bei  diesen  Anträgen  zum  Etat  selbst  tritt  aber  noch 
ein  weiteres  Bedenken  hinzu,  das  Bedenken  nämlich,  daß  eine  solche  Arbeit 
überhaupt  nur  organisch  und  einheitlich  gefertigt,  und  die  Aufgabe  nur  auf 
solche  Weise  gelöst  werden  kann,  und  daß  die  Frage  der  Gehaltsaufbesserung 
der  Beamten  auch  mit  der  Frage  der  Regelung  und  Verbesserung  der 
Wohnungsgeldzuschüsse  in  einem  ganz  untrennbaren  Zusammenhange  steht 

(sehr  richtig!  rechts), 
und  dieser  letzten  Frage  für  das  Jahr  1908  näher  zu  treten,   sind  wir  ja 
bekanntlich  ohnehin  schon  gesetzlich  verpflichtet. 

Meine  Herren,  die  notleidenden  Beamten  wollen  überhaupt  keinen  Streit 
zwischen  den  Regierungen  und  der  Volksvertretung. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Sie  bedanken  sich  für  lange  und  noch  so  gründliche  und  tiefgehende  staats- 
rechtliche Erörterungen  und  Auseinandersetzungen 

(sehr  richtig!  rechts); 
die  notleidenden  Beamten  verlangen  nach  Brot  für  sich  und  nach  Brot  für 
ihre  Kinder. 

(Zurufe  bei  den  Sozialdemokraten.) 
Mit  diesen  juristischen  Auseinandersetzungen  stillen  wir  nicht  ihren  Hunger 

(sehr  richtig!  rechts), 
und  das  Ziel,  den  Beamten  praktisch  zu  helfen,  können  wir  nur  erreichen, 
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nicht  wenn  wir  hier  Konflikte  herbeiführen,  sondern  wenn  wir  uns  über 
den  Weg  verständigen 

(sehr  richtig!  rechts), 
und  eine  solche  Verständigung  wird  nach  meinem  Dafürhalten  durch  die 
Resolution   angebahnt,   welche  die  Kommission  Ihnen  vorgeschlagen  hat. 
Der  Herr  Reichskanzler  ergreift  gerne  die  Hand,  die  ihm  von  den  Mehr- 
heitsparteien in  dieser  Resolution  geboten  wird. 

(Bravo!) 

Diese  Resolution  liegt  unter  Nr.  220  der  Drucksachen  Ihnen  vor,  und  ich 
möchte  nur  kurz  noch  beifügen,  daß  wir  den  Zusatz,  welcher  nachträglich 
noch  zu  der  Resolution  unter  Nr.  232  der  Drucksachen  eingebracht  worden 
ist,  eigentlich  als  etwas  Selbstverständliches  erachten. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Ich  begreife  also  die  Resolution  zusammen  mit  dem  dazu  eingebrachten  Zusätze. 

Meine  Herren,  zu  der  also  hier  vorliegenden  Resolution  und  zu  der 
damit  im  engsten  Zusammenhange  stehenden  Frage  der  Gehaltsaufbesserung 
für  das  Jahr  1907  habe  ich  Ihnen  namens  und  im  Auftrage  des  Herrn 
Reichskanzlers  nun  die  folgende  bestimmte  Erklärung  abzugeben: 

Der  Herr  Reichskanzler  ist  für  seine  Person  bereit,  formell  und  materiell 
auf  den  Boden  dieser  Resolution  zu  treten. 

(Lebhaftes  Bravo.) 

Er  wird  auf  das  ernsteste  bemüht  sein,  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  bei  den  verbündeten  Regierungen  auf  die  alsbaldige  Vorlegung  eines 
Ergänzungsetats  hinzuwirken,  durch  welchen  die  Bewilligung  der  zur  Durch- 
führung dieser  Resolution  erforderlichen  Ausgabebeträge  von  diesem  hohen 
Hause  erbeten  wird. 

(Lebhaftes  Bravo.) 
Ferner:  der  Herr  Reichskanzler  ist  fest  entschlossen,  die  Frage  einer 
organischen  Gehaltsaufbesserung  im   Zusammenhange  mit  der   Frage  der 
Regelung  des  Wohnungsgeldzuschusses  für  den  Etatsentwurf  auf  das  Rech- 
nungsjahr 1908  in  Angriff  zu  nehmen 

(Bravo!), 

den  verbündeten  Regierungen  die  hierzu  erforderlichen  Vorlagen  seinerzeit 
zugehen  zu  lassen  und  diese  Vorlagen  bei  den  verbündeten  Regierungen 
auch  mit  allem  Nachdrucke  zu  vertreten. 

(Bravo!) 

Anderseits  gibt  der  Herr  Reichskanzler  sich  allerdings  auch  der  bestimmten 
Erwartung  hin,  daß  es  gelingen  werde,  im  Hinblick  auf  die  sehr  erheblichen 
finanziellen  Aufwendungen,  welche  dem  Reiche  durch  die  Ausführung  jener 
Maßnahme  erwachsen  werden,  für  das  Etatsjahr  1908  zu  einer  befriedigenden 
Lösung  der  Frage  nach  der  Deckung  dieser  Aufwendungen  mit  diesem 
hohen  Hause  zu  gelangen. 

(Sehr  wahr!  und  Heiterkeit.) 

Meine  Herren,  ich  schließe  meine  Ausführungen  mit  der  Bitte,  das  hohe 
Haus  möge  hiernach  den  Antrag  Gröber  und  Genossen  ablehnen.  Des 
weiteren  möchte  ich  aber  befürworten,  daß  dasselbe  anderseits  der  vor- 
liegenden Resolution  seine  Zustimmung  erteilen  möge.« 

(Lebhaftes  Bravo.) 

Nach  weiteren  lebhaften  Erörterungen  wurde  der  Antrag  der  Kommission 
für  den  Rcichshaushaltsetat  nebst  der  Resolution  einstimmig  angenommen. 
Mit  der  Annahme  der  §§  3,  4.  5  und  6  schloß  die  zweite  Beratung,  nach- 
dem der  im  §  4  vorgesehene  Anleihekredit  von  200  auf  150  Millionen  Mark 
ermäßigt  worden  war. 
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Neuere  Schaltungen  für  den  Hughesbetrieb  in  langen 
oberirdischen  Leitungen  und  in  Kabeln. 

Jeder  elektromagnetische  Empfänger  verlangt  zu  seiner  Betätigung  eine 
bestimmte  Stromstärke,  hei  welcher  der  Anker  in  seine  Arbeitstellung 
gebracht  wird;  anderseits  muß  auch  nach  dem  Aufhören  des  Zeichens  die 
Stromstärke  wieder  bis  zu  einer  bestimmten  Grenze  sinken,  damit  der 
Anker  seine  Ruhelage  wieder  einnehmen  kann.  Der  Erfüllung  dieser 
Forderung  setzt  jedoch  das  elektrische  Verhalten  der  Kabel  und  langen  ober- 
irdischen Leitungen,  zumal  wenn  letzte  aus  Eisendraht  bestehen,  große 
Schwierigkeiten  entgegen.  Wird  ein  längeres  Kabel  mit  einer  Batterie  in 
Verbindung  gebracht,  so  erreicht  der  Strom  auf  der  Empfangsseite  bekannt- 
lich erst  nach  einer  gewissen  Zeit,  die  u.  a.  von  der  Selbstinduktion  und 
der  Ladungsfähigkeit  des  Strom  wegs  abhängt,  seinen  höchsten  Wert 
und  verschwindet  auch  nach  Ausschaltung  der  Batterie  nicht  sogleich 
wieder.  Von  besonders  störendem  Einflüsse  für  den  Betrieb  auf  Leitungen 
der  bezeichneten  Art  ist  das  Ladungsvermögen,  namentlich  wenn  Apparate 
verwendet  werden,  die  wie  der  Hughesapparat  einen  synchronen  Gang  des 
Gebers  und  des  Empfängers  erfordern.  Um  den  Hughesapparat  auf 
Leitungen  mit  hoher  Ladungsfähigkeit  vorteilhaft  verwenden  zu  können, 
sind  neuerdings  von  dem  Professor  Battaglia-Guerrieri  in  Rom  und  dem 
französischen  Telegrapheninspektor  Pierre  Picard  in  Paris  die  nachstehend 
bezeichneten  Schaltungen  angegeben  worden. 

I.   Die  Battagliasche  Schaltung. 

Damit  die  beim  Arbeiten  mit  dem  Hughesapparat  in  die  Leitung  zu 
entsendenden  Ströme  möglichst  schnell  und  gleichmäßig  verlaufen,  hat 
Battaglia  die  Stromgebung  so  eingerichtet,  daß  jedem  Zeichenstrom  ein 
gleich  langer  Strom  von  entgegengesetzter  Richtung  vorangeht  und  ein 
ebensolcher  nachfolgt.  Diese  Stromfolge  wird  durch  mechanische  Änderungen 
am  Hughesapparate,  welche  in  dem  Schaltungsschema  (Fig.  i  )  veranschau- 
licht sind,  erzielt.  Darin  bezeichnen  //,  den  Kontakthebel,  /i,  die  Hülse 
der  Schlittenachsc  und  /,  mit  a  den  Lippenhebel  nebst  Lippe  des  gewöhn- 
lichen Hughesapparats;  ferner  stellen  die  Elektromagnetumwindungen 
und  c  einen  durch  Tastendruck  gehobenen  Kontaktstift  vor.  Neu  hinzu- 
gefügt hat  Battaglia  einen  zweiten  Kontakthebel  H2,  einen  zweiten  Lippen- 
hebel /2  mit  längerer  Lippe  b  und  die  Hülse  n.,,  welche  die  Bewegungen  von 
/2  auf  den  Kontakthebel  H.,  überträgt. 

Die  Verbindungen  zwischen  den  einzelnen  Apparatteilen  usw.  sind 
folgende.  Der  Ruhekontakt  des  Hebels  Hx ,  den  wir  den  Arbeitshebel 
nennen  wollen,  ist  an  den  negativen  Pol  einer  geerdeten  Batterie,  der 
Arbeitskontakt  an  den  positiven  Pol  einer  zweiten,  gleichfalls  geerdeten 
Batterie  gelegt;  der  Körper  von  Hx  steht  mit  dem  Arbeitskontakte  des  als 
automatischer  Umschalter  wirkenden  Kontakthebels  //2  in  Verbindung.  Am 
Körper  dieses  Hebels  liegt  die  Leitung  Ltg;  sein  Ruhekontakt  ist  über  die 
Elektromagnetumwindungen  F.  mit  der  Erde  verbunden. 

Wird  der  Battagliasche  Apparat  in  Betrieb  gesetzt  und  Taste  gedrückt, 
so  läuft  zunächst  die  Lippe  b,  welche  länger  ist  als  die  Lippe  a,  auf  den 
Kontaktstift  c*  auf.  Der  durch  die  Hülse  «.>  mit  der  Lippe  b  in  Verbindung 
stehende  Umschaltehebel  //,  wird  am  linken  F^nde  herabgezogen,  während 
sein  rechtes  Ende  in  die  Höhe  geht.    Dadurch  wird  die  Außenleitung  vom 
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Elektromagnetsystem  abgeschaltet  und  über  den  Arbeitskontakt  von  H.: 
sowie  den  Körper  und  die  Batteriekontaktfeder  von  Hx  mit  der  an  dessen 
Ruhekontakt  liegenden  negativen  Batterie  verbunden;  es  fließt  also  ein 
negativer  Vorstrom  in  die  Leitung.  Beim  Weitergange  des  Schlittens 
gelangt  auch  die  kürzere,  der  längeren  Lippe  parallel  liegende  Lippe  a  auf 
den  Kontaktstift.  Nunmehr  wird,  während  der  Umschaltehebel  //,  in  seiner 
Stellung  verharrt,  der  Arbeitshebel  Hx  am  rechten  Ende  herabgezogen;  die 
Batteriefeder  verläßt  infolgedessen  den  Ruhekontakt  und  legt  sich  an  ihren 
Arbeitskontakt.  Es  wird  nun  ein  positiver  Strom  so  lange  in  die  Leitung 
fließen,  bis  die  kurze  Lippe  a  über  den  Kontaktstift  c  vollständig  hinweg- 
gegangen ist.  Alsdann  fällt  die  Batteriefeder  auf  den  Ruhekontakt  zurück, 
und  es  fließt  wieder  ein  negativer  Strom  in  die  Leitung,  und  zwar  bis  zu 
dem  Augenblick,  in  welchem  die  lange  Lippe  b  ebenfalls  vollständig  über 
den  Kontaktstift  hinweggegangen  ist.  Sobald  nämlich  die  Lippe  b  den 
Kontaktstift  verläßt,  nimmt  auch  der  Umschaltehebel  7/2  seine  Ruhestellung 
wieder  ein,  so  daß  die  Verbindung  zwischen  der  Batterie  und  der  Leitung 


Fig.  i. 


Lfy. 


unterbrochen  wird.  Diese  ist  jetzt  wieder  mit  dem  Elektromagnet  E  ver- 
bunden; die  vom  fernen  Amte  gegebenen  Zeichen  können  daher  aufgenommen 
werden. 

Der  Zeichenempfang  geht  in  der  Weise  vor  sich,  daß  der  dem  positiven 
Zeichenstrome  des  fernen  Amtes  vorangehende,  die  Leitung  entladende 
negative  Vorstrom  den  Dauermagnetismus  des  Hugheselektromagnets  F 
zunächst  verstärkt  und  den  Anker  fester  an  die  Pole  legt.  Erst  der  posi- 
tive Zeichenstrom  bringt  den  Anker  zum  Abschnellen;  der  sich  unmittelbar 
anschließende  negative  Nachstrom  entladet  die  Leitung  wieder  und  legt  den 
Elektromagnetanker  fester  an  die  Pole  an.  Bei  einer  neuen  Zeichengebung 
vom  fernen  Amte  wiederholt  sich  der  Vorgang  genau  in  der  gleichen 
Weise. 

Da  die  Lippe  a  nur  ein  Drittel  so  lang  ist  als  die  Lippe  b  und  diese 
die  Lippe  a  nach  beiden  Seiten  gleichmäßig  weit  überragt,  muß  der  posi- 
tive Zeichenstrom  von  gleicher  Dauer  wie  der  negative  Vorstrom  und  wie 
der  negative  Nachstrom  sein.  Die  Batterien  zur  Entsendung  der  positiven 
und  negativen  Ströme  werden  von  Battaglia  so  bemessen,  daß  die  Spannung 
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der  negativen  Batterie  nur  etwa  50  bis  70  v.  H.  von  derjenigen  der  posi- 
tiven Batterie  beträgt.  Der  Unterschied  in  den  Batteriestärken  findet  darin 
seine  Erklärung,  daß  der  Elektromagnet  E  von  den  negativen  Strömen 
doppelt  so  oft  durchHossen  wird  als  von  den  positiven,  und  daß  sich  sein 
Dauermagnetismus  bei  gleicher  Stärke  der  negativen  Ströme  schließlich  zu 
sehr  verstärken  und  der  Apparat  nicht  empfindlich  genug  bleiben  würde. 

Zur  Kontrolle  der  abgehenden  Zeichen  wendet  Battaglia  eine  Abzweigung 
von  der  Leitung  mit  eingeschaltetem  hohen  Widerstand  an. 

Die  vorbeschriebene  Schaltungsanordnung  ist  für  lange  oberirdische 
Leitungen  und  kürzere  Kabel  bestimmt.  Sie  ist  u.  a.  zwischen  Berlin  und 
Rom  versuchsweise  im  Betrieb  und  arbeitet  zufriedenstellend.  Üb  sie  bessere 
Ergebnisse  liefert  als  der  Betrieb  mit  dem  bekannten  Doppelstrome,  bei  dem 
jedem  Zeichenstrom  ein  bis  zum  nächsten  Zeichenstrome  dauernder  Strom 
entgegengesetzter  Richtung  folgt,  steht  dahin.  Versuche,  die  auf  einer  der 
vorbezeichneten  Leitung  nachgebildeten  Versuchsleitung  von  der  Reichs- 
Telegraphenverwaltung  mit  der  Doppelstromschaltung  angestellt  worden 
sind,  haben  im  wesentlichen  dieselben  Ergebnisse  geliefert  wie  der  Betrieb 
mit  dem  Battagliaschen  Apparate  zwischen  Berlin  und  Rom. 

Die  Schaltung,  welche  Battaglia  für  lange  Kabelleitungen  benutzt,  ist 
recht  verwickelt.  Wir  beschränken  uns  daher  auf  den  Hinweis,  daß  zum 
Abschlüsse  der  Kabel  in  bekannter  Weise  auf  beiden  Seiten  Kondensatoren 
zur  Anwendung  kommen  und  ein  empfindliches  Empfangsrelais  gebraucht 
wird.  Ferner  unterdrückt  Battaglia  in  diesem  Falle  den  negativen  Nach- 
strom und  gibt  der  positiven  und  der  negativen  Batterie  die  gleiche 
Spannung. 

II.   Die  Picardsche  Schaltung.*) 

Picard  benutzt  für  seine  Schaltung  ebenfalls  Doppelstrom,  und  zwar 
in  der  Art,  daß  die  Ströme  beider  Richtungen  zur  Zeichenübermittlung  ver- 
wendet werden.  Auf  die  Rückführung  des  Kabels  in  den  neutralen  Zustand 
durch  einen,  jedem  Zeichenstrome  folgenden  Ausgleichstrom  entgegen- 
gesetzter Richtung  verzichtet  er,  abweichend  von  allen  bisher  angegebenen 
Schaltungen,  ganz.  Statt  dessen  richtet  er  es  so  ein,  daß  das  Kabel 
sich  gegenüber  den  regelmäßig  in  ihrer  Richtung  wechselnden  Zeichen- 
strömen in  einem  symmetrisch  gleichartigen  elektrischen  Zustande  befindet. 
Mit  anderen  Worten:  ein  in  das  Kabel  tretender  positiver  Strom  findet 
darin  eine  bestimmte  negative  Ladung  vor,  der  folgende  negative  Strom 
eine  positive  Ladung,  die  der  vorangegangenen  negativen  Ladung  gleich- 
kommt, usw. 

Um  dem  Kabel,  das  sich  bekanntlich  wie  ein  Kondensator  verhält, 
wechselsweise  positive  und  negative  Ladungen  von  gleicher  Stärke  zuzu- 
führen, muß  es  während  gleicher  Zeiten  abwechselnd  mit  gleich  starken, 
aber  in  entgegengesetztem  Sinne  geschalteten  Batterien  verbunden  werden; 
ferner  muß  es  allen  fremden  Einflüssen,  die  seinen  elektrischen  Zustand 
zwischen  zwei  Stromsendungen  ändern  könnten,  entzogen  sein.  Daraus 
ergibt  sich ,  daß  das  Kabel  nach  den  einzelnen  Stromsendungen  isoliert 
gehalten  werden  muß.  Dies  geschieht  bei  langen  Kabeln  auch  stets;  in 
gewissen  Fällen  jedoch  werden  die  Kabel  während  einer  bestimmten  Zeit 
geerdet  und  erst  dann  isoliert,  oder  auch  mit  einem  oder  mehreren  ent- 
sprechend geladenen  Kondensatoren  in  Verbindung  gebracht. 

•;  Nach  einem  Aufsatze  von  A.  Carletti  in  Nr.  12  des  »Journal  Telegraphique« 
von  1906. 
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Wie  die  Zeichenübermittlung  durch  die  regelmäßig  wechselnden  posi- 
tiven und  negativen  Ströme  vor  sich  geht,  ist  aus  der  Fig.  2  zu  ersehen. 
Darin  bezeichnet  H  den  in  bekannter  Weise  mit  der  Leitung  Ltg  in  Ver- 
bindung stehenden  Kontakthebel  des  Hughesapparats  mit  der  Batteriekon- 
taktfeder. J  eine  Induktionsspule  und  \V  ein  Stromwenderelais,  an  dessen 
Kontakte  eine  positive  und  eine  negative  Batterie  von  gleicher  Stärke 
gelegt  sind.  Das  Stromwenderelais  ist  neutral  eingestellt;  sein  Anker  berührt 
entweder  den  einen  oder  den  anderen  Kontakt  und  hat  demgemäß  stets 
Verbindung  mit  der  positiven  oder  der  negativen  Batterie.  Vom  Arbeits- 
kontakte des  Hughesapparats  führt  ein  Verbindungsdraht  über  die  wenig 
Widerstand  besitzende  primäre  Wicklung  der  Induktionsspule  ./  nach  dem 
Anker  des  Stromwenderelais.  Die  sekundäre  Wicklung  von  J  bildet  mit 
den  Relaisumwindungen  einen  in  sich  geschlossenen  Stromkreis. 

Die  Wirkungsweise  ist  folgende.  Wird  am  Hughesapparate  Taste 
gedrückt  und  dadurch  der  zugehörige  Kontaktstift  gehoben,  so  legt  sich 
die  Batterickontaktfeder  gegen  den  Batteriekontakt.  Infolgedessen  erhält 
die  Leitung  über  den  Kontakthebel  H,  die  Batteriekontaktfeder,  die  primäre 
Rolle  von  J  und  den  Relaisankcr  Verbindung  mit  einer  der  beiden  Batte- 
rien, z.  B.  wie  in  der  Figur  angenommen,  mit  der  positiven  Batterie.  Es 
fließt  daher  ein  positiver  Strom  in  die  Leitung.  Gleichzeitig  tritt  in  der 
sekundären  Rolle  von  J  ein  Induktionsstrom  von  entgegengesetzter  Rich- 


tung auf,  der  die  Relaisumwindungen  durchfließt  und  die  Relaiszunge  noch 
fester  gegen  ihren  Kontakt  —  nach  der  Annahme  den  linksseitigen  —  legt. 
Sobald    die   Batteriefeder  nach   dem   Hinweggange  der   Lippe   über  den 
Kontaktstift  den  Batteriekontakt  wieder  verläßt,  wird  die  Stromsendung  in 
die  Leitung  unterbrochen  und  es  entsteht  in  den  Relaisumwindungen  ein 
zweiter  Induktionsstrom,   der  eine  dem   ersten  Induktionsstrom  entgegen- 
gesetzte Richtung  hat  und  daher  die  Relaiszunge  an  den  mit  der  negativen 
Batterie  verbundenen   rechtsseitigen   Relaiskontakt   legt.      Wird   nun  von 
neuem  am  Hughesapparate  Taste  gedrückt,   so  wird  ein  negativer  Strom 
in  die  Leitung  gesandt.    Der  bei  Stromschluß  in  den  Relaisumwindungen 
auftretende  Induktionsstrom  legt  die  Relaiszunge  auch   diesmal   fester  an 
den  Kontakt,  an  dem  sie  sich  gerade  befindet,  in  unserem  Falle  den  rechts- 
seitigen;   verläßt  jedoch   die  Batteriefeder  den  Batteriekontakt  beim  Auf- 
hören des  Tastendrucks,  so  führt  der  hierbei  auftretende  öffnungs- Induk- 
tionsstrom   die    Relaiszunge    wieder    an    den    linksseitigen  Relaiskontakt 
zurück.    In  dieser  Weise  wiederholt  sich  der  Vorgang   regelmäßig;  man 
sieht  also,  daß  die  beim  Geben  entsandten  Stromstöße  stets  in  ihrer  Rich- 
tung wechseln,  und  daß  alle  diese  Ströme  gleiche  Dauer  und  Stärke  besitzen. 
Wie  der  Zeichenempfang  vor  sich  geht,  wird  später  erläutert  werden. 

An  Stelle  der  Induktionsspule  kann  man  auch  einen  Kondensator 
benutzen,   dessen   Ladungsströme  die   innige  Berührung  zwischen  Relais- 


Fig.  2. 
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kontakt  und  Relaiszunge  herbeiführen,  während  die  Entladungsströme  das 
Umlegen  der  Zunge  an  den  anderen  Relaiskontakt  bewirken. 

Die  im  vorstehenden  besprochene  Anordnung  wendet  Picard  für  unter- 
irdische und  Luftleitungen  an.  Beim  Betrieb  unterseeischer  Kabel  benutzt  er 
auf  beiden  Seiten  Abschlußkondensatoren,  wie  dies  auch  sonst  geschieht; 
ferner  werden  ein  oder  auch  zwei  miteinander  verbundene  Hilfsrelais  hinzu- 
gefügt, welche  die  Zeichenströme  unmittelbar  in  das  Kabel  senden.  Das 
Stromwenderelais,  welches  durch  die  verhältnismäßig  schwachen  Linienströme 
nicht  hinreichend  sicher  betätigt  werden  würde,  liegt  im  Ortsstromkreise. 
Den  Stromlauf  veranschaulicht  die  Fig.  3.  Nimmt  der  Kontakthebel  H  des 
Hughcsapparats  die  Arbcitsstellung  ein,  so  wird  bei  der  in  der  Zeichnung 
angenommenen  Ankerstellung  des  Stromwenderelais  IV  ein  Ortsstromkreis 
geschlossen,  der  die  positive  Batterie,  die  primäre  Rolle  der  Induktions- 
spule J,  den  Kontakthebel  //  sowie  die  hintereinander  geschalteten  Um- 
windungen  der  beiden  Hilfsrelais  .4  und  Ii  enthält.  Die  Hilfsrelais  sind 
polarisiert;  das  eine  spricht  nur  auf  positive,  das  andere  nur  auf  negative 


Fig.  3. 


Ströme  an.  Durch  den  positiven  Strom  im  Ortskreise  wird  daher  das  eine 
der  beiden  Hilfsrelais,  z.  B.  A,  betätigt  und  die  Zunge  an  den  linken  Relais- 
kontakt gelegt.  Bei  dieser  Stellung  der  Relaiszunge  fließt  ein  Strom  aus 
der  positiven  Linienbatterie  über  die  Anker  der  beiden  Hilfsrelais  in  die 
Leitung.  Geht  nun  der  Hugheskontakthebel  in  seine  Ruhelage  zurück,  so 
führt  der  in  den  Umwindungcn  des  Stromwcnderclais  VV  auftretende 
Öffnungs-Induktionsstrom  den  Relaisanker  an  den  rechtsseitigen  Kontakt. 
Infolgedessen  durchläuft  bei  einem  zweiten  Tastendruck  ein  negativer  Strom 
den  Ortskreis.  Dieser  negative  Strom  wirkt  auf  das  zweite  Hilfsrelais  B 
ein  und  legt  dessen  Anker  während  seiner  Dauer  an  den  rechten  Kontakt, 
so  daß  nunmehr  ein  Strom  aus  der  negativen  Linienbatterie  über  den  Anker 
von  Ii  in  die  Leitung  treten  kann. 

Trotzdem  mit  Strömen  von  wechselnder  Richtung  gearbeitet  wird,  ist 
das  gebende  Amt  nach  jeder  Stromentsendung  zum  Empfangen  bereit.  Zur 
Aufnahme  der  vom  fernen  Amte  eingehenden  Zeichen  sowie  zur  Kontrolle 
der  abgehenden  dient  ein  Relais  C.  dessen  L'mwindungen  einerseits  mit  dem 
Abschlußkondensator  K,  anderseits  mit  Erde  verbunden  sind.    Wird  dieses 
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Relais  durch  die  aus  dem  Kondensator  zur  Erde  abfließenden  Ströme 
betätigt,  so  schließt  es  einen  Ortsstromkreis,  in  welchem  der  Elektro- 
magnet E  des  Hughesapparats  liegt.  Da  zur  Zeichenübermittlung  Ströme 
wechselnder  Richtung  verwendet  werden,  muß  das  Relais  C  auf  beide  Arten 
von  Strömen  ansprechen.  Zu  dem  Zwecke  ist  die  Anordnung  so  getroffen, 
daß  der  Anker  in  der  Ruhelage  eine  Mittelstellung  zwischen  den  beiden 
Relaiskontakten  einnimmt,  ohne  einen  von  ihnen  zu  berühren;  ferner  sind 
beide  Relaiskontakte  miteinander  verbunden.  Bei  dieser  Einrichtung  des 
Relais  ist  es  daher  gleichgültig,  welche  Richtung  die  einwirkenden  Ströme 
besitzen;  der  im  Ortskreise  liegende  Hughesapparat  wird  stets  von  Strömen, 
die  in  gleicher  Richtung  verlaufen,  durchflössen.  Zur  Ermöglichung  des 
Mitlesens  der  abgehenden  Zeichen  ist  eine  Abzweigung  vom  Kabelanfang 
über  einen  Widerstand  R  nach  der  dem  Kabel  zugekehrten  Belegung  des 
Kondensators  K  erforderlich. 

Verfolgen  wir  nun  den  Vorgang  beim  Zeichenempfange.  Der  vom 
fernen  Amte  ankommende  Strom  teilt  sich  beim  Austritt  aus  dem  Kabel  und 
gelangt  einesteils  über  die  Anker  der  Hilfsrelais  B  und  .4,  andernteils  über 
den  Widerstand  R  zum  Abschlußkondensator;  gleichzeitig  wird  von  diesem 
eine  entsprechende  Menge  gleichnamiger  Elektrizität  über  die  Umwindungen 
von  C  zur  Erde  abgestoßen.  Die  Rclaiszunge  legt  sich  daher  während  der 
Dauer  des  Stromes  an  einen  der  beiden  Kontakte  und  schließt  so  den  Orts- 
kreis für  den  Hugheselektromagnet  E.  Der  folgende  Zeichenstrom  ladet 
den  Kondensator  im  entgegengesetzten  Sinne;  es  wird  daher  auch  ein  dem 
vorhergehenden  entgegengesetzt  gerichteter  Strom  durch  die  Umwindungen 
von  C  fließen  und  die  Relaiszunge  an  den  anderen  Kontakt  führen.  Da 
die  beiden  Relaiskontakte  miteinander  in  Verbindung  stehen,  wird  ein 
gleicher  Strom  wie  zuvor  den  Hugheselektromagnet  durchlaufen.  Sind  die 
Kabel  sehr  lang,  so  fügt  Picard  hinter  dem  Kondensator  noch  ein  sehr 
empfindliches,  nach  dem  Prinzip  des  Heberschreibers  gebautes  Relais  ein, 
das  durch  die  Bewegungen  seines  Ankers  das  dann  im  Ortskreise  liegende 
Relais  C  betätigt. 

Für  den  Betrieb  von  Landkabeln  und  oberirdischen  Leitungen  wird  das 
Relais  C  unmittelbar  in  die  Leitung  eingeschaltet. 


Verschließbare  Briefabholungsfächer  (Schließfächer). 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  über  das  Rechts- 
verhältnis bei  Abholung  von   Postsendungen  aus 

Schließfächern. 

Vor  kurzem  waren  5  Jahre  vergangen,  seitdem  im  Reichs -Postgebicte 
die  ersten  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  11.  März  igoi,  betreffend  Änderung 
des  Gesetzes  über  das  Posttaxwesen  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  vom 
28.  Oktober  187 1  (R.-G.-Bl.  S.  15,  Abschn.  III,  Abt.  1,  Anl.  5  der  A.  d.  A. 
f.  P.  u.  T.),  eingerichteten  Schließfächer  in  Benutzung  genommen  worden 
sind.  Die  neue  Einrichtung  hat  in  dem  ersten  Jahrfünft  ihres  Bestehens  eine 
günstige  Entwicklung  genommen. 
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Nachdem  der  Reichstag  das  Vorhaben  der  Reichs- Postverwaltung,  für 
die  Überlassung  der  Schließfächer  eine  mäßige,  die  fortlaufenden  Kosten 
deckende  Jahresgebühr  zu  erheben,  durch  unveränderte  Annahme  des 
Gesetzentwurfs  gutgeheißen  hatte  (Archiv  1901,  S.  161  ff.  und  S.  262  ff.), 
ergab  sich  die  Notwendigkeit,  den  planmäßigen  Ausbau  der  neuen 
Einrichtung  sicherzustellen  und  für  ihre  gesunde  Entfaltung  Raum  zu 
schaffen.  Dies  ist  durch  die  unterm  3.  April  1901  erlassenen,  im 
wesentlichen  noch  heute  unverändert  gültigen  Ausführungsbestimmungen  zu 
dem  Gesetze  vom  n.  März  1901  geschehen.  Diese  Ausführungsbestim- 
mungen mit  den  später  erlassenen  Ergänzungen  und  Abänderungen  ent- 
halten in  der  Hauptsache  folgendes. 

I.  Befugnisse  zur  Einrichtung,  Überlassung  und  Entziehung  usw. 

von  Schließfächern. 

Den  Ober-  Post  direk  tionen  ist  es  überlassen,  innerhalb  der  zur 
Verfügung  stehenden  etatmäßigen  Mittel*)  die  Postanstalten  auszuwählen, 
bei  denen  Schließfächer  eingerichtet  werden  sollen.  Voraussetzung  für 
die  Einrichtung  ist.  daß  die  fortlaufenden  Kosten  mit  Einschluß  an- 
gemessener Beträge  für  Verzinsung,  Amortisation  und  Unterhaltung  in  den 
Einnahmen  Deckung  finden,  und  daß  die  Raumverhältnisse  die  zweck- 
entsprechende Aufstellung  der  Schließfächer  gestatten. 

Die  Über  -  Postdirektionen  sind  ferner  zuständig  zur  Entscheidung 
über  Anträge  auf  Überlassung  von  Schließfächern  für  kürzere 
Fristen  als  ein  Jahr:  derartigen  Anträgen  darf  unter  besonderen  Um- 
ständen, namentlich  in  Badeorten  und  Sommerfrischen,  entsprochen  werden. 
Tritt  das  Verlangen  nach  Überlassung  von  Fächern  auf  kürzere  Zeit  häufiger 
hervor,  so  können  die  Ober  -  Postdirektionen  wegen  Festsetzung  der  Ge- 
bühren ein-  für  allemal  Bestimmung  treffen  und  im  übrigen  die  Erledigung 
der  eingehenden  Einzelanträge  den  Postanstaltcn  übertragen  (vgl.  unter  IV 
zu  5). 

Zur  Entscheidung  wegen  Überlassung  der  Schließfächer  auf  die  regel- 
mäßige'  Benutzungsdauer  und  wegen  Zurückziehung  der  Fächer  (vgl.  unter 
IV  Nr.  8)  ist  in  erster  Linie  der  Vorsteher  der  Postanstalt  berufen. 
Dieser  hat  auch  darüber  Bestimmung  zu  treffen ,  ob  die  Leerung  der  Fächer 
außerhalb  der  Schalterdienststunden  gestattet  werden  soll  (vgl.  unter  IV 
Nr.  7  und  zu  7). 

II.  Äußere  Einrichtung  der  Schließfächer. 

Die  Schließfächer  werden  in  zwei  verschiedenen  Größen  —  gewöhnliche 
und  größere  Fächer  —  hergestellt.    Die  lichte  Größe  beträgt 

für  gewöhnliche  Fächer  140  mm  Höhe,  360  mm  Tiefe,  iiomm  Breite, 
-    größere  -        140   -        -      360   -        -      222,5  -        -  • 

Eine  Anzahl  von  Schließfächern  wird  zu  einem  Schließfachschranke  ver- 
einigt, der  in  eine  entsprechende  Öffnung  in  der  Schalterwand  usw.  ein- 
gefügt und  mit  dem  Mauerwerk  oder  den  Holzteilen  fest  verbunden 
wird.  Die  Zahl  der  Fächer  für  einen  einzelnen  Schrank  soll  in  der 
Regel  nicht  weniger  als  zwölf  betragen.    Die  unterste  Fachreihe  kann  bis 


Gegenwärtig   werden  die  Kosten  für  die  Einrichtung  von  Schließfächern 
aus  den  Mitteln  für  den  Bau  und  für  bauliche  Änderungen  der  Gebäude  bestritten. 
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50  cm  über  Fußbodenhöhe  hinabgehen,  die  obere  Grenze  —  in  der  Regel 
nicht  höher  als  2  m  —  richtet  sich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen ;  nötigen- 
falls können  zur  Erreichung  der  oberen  Fachreihen  Stufen  angebracht  werden. 

Decke.  Hoden  und  Seiten  wände  des  Sch  rankes  werden  aus  3  mm 
starkem  Eisenbleche  hergestellt  und  an  den  Kanten  durch  Rahmen  aus  4  mm 
starkem  Flach-  und  Winkeleiscn  verstärkt.  Oben  wird  der  Schrank  mit 
einer  einfachen  Bekrönung  aus  Holz  oder  gewalztem  Profileisen  abge- 
schlossen. 

Die  Schließfächer  selbst  werden  aus  Eisenblech  gefertigt;  die 
Zwischenwände  haben  eine  Stärke  von  2,5  mm,  die  Böden  eine  solche  von 
2  mm.  In  den  Böden  der  Fächer  befinden  sich  kleine  Öffnungen,  durch 
die  der  Staub  leicht  durchfallen  kann. 

Die  Schränke  sind  so  eingerichtet ,  daß  aus  zwei  gewöhnlichen  Fächern 
durch  Wegnahme  der  Zwischenwand  und  Anbringung  einer  neuen  Tür 
leicht  ein  größeres  Fach   gebildet  werden  kann.    Zu  dem  Zwecke  wird 

von  links  nach  rechts  der  Vorderansicht  gerechnet  —  die  erste,  dritte, 
fünfte  usw.  Zwischenwand  einer  Schrankabteilung  herausnehmbar  einge- 
richtet, während  die  zweite,  vierte,  sechste  usw.  von  oben  nach  unten 
durchgehend  angeordnet  wird. 

An  der  dem  Publikum  zugänglichen  Vorderseite  werden  die  Fächer 
durch  Türen  aus  3  mm  starkem,  glatten  Eisenblech  abgeschlossen,  die  auf 
der  rechten  Fachseitc  an  Scharnieren  drehbar  angeordnet  sind.  Der  Zapfen 
des  Scharniers  ist  so  angebracht,  daß  er  von  außen  nicht  herausgeschlagen 
werden  kann.  In  der  Tür  selbst  befindet  sich  ein  73  mm  langer,  wage- 
rechter Schlitz  von  8  mm  Höhe,  der  an  den  Enden  halbkreisförmig'  ab- 
gerundet ist.  Der  Schlitz  wird  durch  einen  durchsichtigen,  leicht  aus- 
wechselbaren Glasstreifen  verdeckt;  er  hat  den  Zweck,  dem  Fachinhaber 
auch  ohne  Öffnung  der  Tür  einen  Uberblick  über  den  Inhalt  des  Faches 
zu  gewähren. 

Zum  Verschlusse  der  Fächer  werden  Sicherheitsschlösser  verwendet, 
die  für  jedes  Fach  verschieden  sind  und  nach  Permutationstabellen  herge- 
stellt werden.  Auf  dem  Schlosse  und  den  zugehörigen  Schlüsseln  sind  das 
Fabrikzeichen  und  die  Permutationsnummer  eingeschlagen;  die  Nummer  auf 
dem  Schlosse  ist  bei  geöffneter  Tür  nicht  sichtbar.  Bei  zurückgezogenem 
Riegel  ist  es  nicht  möglich,  den  Schlüssel  aus  dem  Schlüsselloche  zu  ent- 
fernen. Die  Befestigung  des  Schlosses  an  der  Tür  erfolgt  so,  daß  das 
Schloß  auch  in  verschlossenem  Zustande  von  innen  leicht  entfernt  und 
jedes  Schloß  an  jeder  Tür  ohne  weiteres  angebracht  werden  kann.  Die 
Schlüsseleinführung  des  Schlosses  darf  an  der  Außenseite  über  die  Fachtür 
nicht  wesentlich  hinausragen. 

Zu  jedem  Schlosse  werden  zwei  vernickelte  Schlüssel  geliefert,  die 
aus  schmiedbarem  Temperguß,  aus  Schmiedeeisen  oder  Stahl  gefertigt  sind. 

Für  die  Rückseite  des  Schrankes  wird  ein  leichter  Verschluß  her- 
gestellt ,  der  dem  Beamten  einen  Überblick  vom  Dienstzimmer  aus  über  die 
an  dem  Schranke  verkehrenden  Personen  ermöglicht.  Für  gewöhnlich 
genügt  für  den  Zweck  ein  einfacher  Rahmen  von  Winkel-  oder  Flacheisen 
mit  Füllung  aus  durchlöchertem  Eisenblech.  Der  Rahmen  wird  entweder, 
fest  an  Scharnieren  drehbar,  als  nach  dem  Dienstzimmer  aufschlagende  ein- 
oder  zweiflügelige  Tür  angeordnet  oder,  falls  dies  der  Raumverhältnisse 
wegen  vorzuziehen  ist.  zum  Einsetzen  und  Abnehmen  eingerichtet.  In  be- 
sonderen ballen,  namentlich  bei  größeren,  aus  mehreren  Schränken  be- 
stehenden Anlagen,  kann  der  Rückverschluß  durch  in  der  Mitte  oder  an 
den  Seiten  in  die  Schränke  bequem  einschiebbare  Flinschiebetüren  der  vor- 
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bezeichneten  Art  gebildet  werden.  Sämtliche  Arten  der  Rückverschlüsse 
können  durch  ein  Sicherheitsschloß  in  einfacher  Weise  abgeschlossen  werden. 
Die  Möglichkeit,  den  Verschluß  von  vorn  zu  öffnen,  muß  unbedingt  aus- 
geschlossen sein. 

Zur  Bezeichnung  des  Fachinhabers  auf  der  Hinterseite  des 
Sch rankes  dienen  emaillierte  Metallschilder  mit  dem  Kamen  des  Inhabers 
und  u.  U.  der  Schließfachnummer.  An  der  Vorderseite  sind  die  Fächer 
lediglich  durch  ihre  Nummer  bezeichnet,  die  sowohl  auf  die  Außen-  wie 
auf  die  Innenseite  der  Tür  aufgemalt  ist. 

Am  Aufsatze  des  Schrankes  befindet  sich  eine  von  der  Rückseite  aus 
bedienbare  Vorrichtung,  die  auf  einem  Schilde  von  etwa  40  mm  Höhe 
und  170  mm  Breite  die  Inschrift  »Verteilt«  erscheinen  oder  verschwinden 
lassen  kann.  Es  soll  damit  dem  Publikum  kenntlich  gemacht  werden ,  ob 
die  zur  Abholung  vorliegenden  Sendungen  sämtlich  in  die  Fächer  eingelegt 
worden  sind.  Wo  ein  Bedürfnis  dazu  vorliegt,  dem  Publikum  auch  die 
Züge,  Posten  usw.  zu  bezeichnen,  von  denen  die  verteilten  Sendungen  her- 
rühren,  können  durch  die  Ober-Postdirektionen  besondere  Anordnungen 
hierüber  erlassen  werden. 


I-,  1. 


III.  Einsatzkasten. 

Nicht  lange  nach  Einführung  der  neuen  Einrichtung  wurden  Wünsche 
geäußert,  es  möge  auch  für  die  Abholung  im  Wege  der  Schließfächer 
eine  Vorkehrung  getroffen  werden,  bei  der  —  ähnlich  wie  bei  dem  ge- 
wöhnlichen Abholungsverfahren  durch  Anwendung  verschlossener  Taschen 
—  den  abholenden  Boten  die  unmittelbare  Berührung  mit  den  eingegangenen 
Sendungen  entzogen  sein  sollte.  Von  vornherein  mußte  dabei  im  Interesse 
des  Betriebs  davon  abgesehen  werden,  die  Schließfächer  zum  Einlegen 
postseitig  zu  verschließender  Taschen  zu  verwenden ;  es  war  vielmehr  eine 
Einrichtung  anzustreben,  durch  die  jedenfalls  der  Betriebsdienst  in  keiner 
Weise  belastet  wird. 

Eine  solche  Einrichtung  bietet  sich  in  den  sogenannten  Einsatzkasten 
(Fig.  1).  Diese  sind  aus  dünnem  Eisenblech  hergestellt  und  schließen  sich 
in  ihren  äußeren  Formen  nach  Möglichkeit  den  inneren  Wandungen  der 
Schließfächer  an.  Für  gewöhnliche  Schließfächer  sind  sie  innen  etwa 
8,5  cm  breit.  12,5  cm  hoch  und  32  cm  tief,  für  größere  bei  der  gleichen 
Tiefe  und  Höhe  19  cm  breit. 

Zum  Verschließen  jedes  Kastens  dient  auf  der  einen  Seite  eine 
gewöhnliche  Tür    mit    Schloß,    auf   der  anderen   Seite   ein  jalousieartig 
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schließender  biegsamer  Schieber  S  aus  Stahlblech.  Der  Schieber  wird  in 
der  herausgezogenen,  den  Kasten  abschließenden  Stellung  so  verriegelt,  daß 
er  sich  nur  bei  geöffneter  Tür  wieder  zurückschieben  läßt.  Er  schließt 
aber  jedesmal  beim  Herausnehmen  des  Kastens  aus  dem  Fache  dadurch 
selbsttätig  ab,  daß  ein  an  dem  Schieber  befestigter  Ansatz  a  durch  einen 
an  der  Decke  des  Faches  angeordneten  federnden  Greifer  so  lange  fest- 
gehalten wird,  bis  der  Schieber  vollständig  in  die  Verschlußstellung  geführt 
ist.  Die  Greifer  werden  in  zwei  Formen  ausgeführt;  für  Fächer  der 
obersten  Reihe  dient  ein  etwa  18  cm  langer  Greifer  /,  für  die  übrigen 
Fächer  ein  gewöhnlicher  Greifer  g  (Fig.  2). 

Der  Kasten  wird  mit  zurückgezogenem  Schieber  und  geschlossener  Tür 
in  das  Schließfach  eingeführt  und  kann  so  zum  Einlegen  der  Postsendungen 
benutzt  werden.  Wird  der  Kasten  wieder  herausgenommen,  dann  schließt 
der  Schieber  selbsttätig  ab  und  wird  zugleich  so  verriegelt,  daß  der  Inhalt 
des  Kastens  nicht  mehr  ohne  weiteres  zugänglich  ist.  Das  öffnen  des 
Kastens  zur  Entnahme  der  Sendungen  kann  alsdann  nur  durch  denjenigen 
erfolgen,  der  sich  im  Besitze  des  Schlüssels  zur  Tür  befindet. 


Fig.  2 


Damit  stets  ein  Kasten  zur  Aufnahme  von  Sendungen  bereit  ist,  sind 
deren  zwei  erforderlich ,  von  denen  sich  immer  einer  im  Fache  befinden 
muß.  —  Die  Herrichtung  der  Schließfächer  für  Benutzung  der  Einsatz- 
kasten erfolgt  durch  Anbringen  der  von  den  Fachinhabern  zu  liefernden 
Greifer  an  der  Decke  der  Fächer. 

Die  Verwendung  der  Einsatzkasten  erfolgt  nur  auf  Antrag 
der  Fachinhaber;  die  Postverwaltung  befaßt  sich  weder  mit  der  Emp- 
fehlung oder  Verbreitung  der  Einrichtung  noch  wirkt  sie  bei  den  geschäft- 
lichen Beziehungen  zwischen  dem  Lieferer  und  den  Benutzern  der  Einsatz- 
kasten mit.  Sie  beschränkt  sich  darauf,  die  zur  Anmeldung  kommenden 
Systeme  auf  ihre  Gebrauchsfähigkeit  zu  prüfen  und  geeignetenfalls  zur 
Verwendung  bei  den  Postanstalten  zuzulassen. 

Für  die  Beschaffung  der  Kasten,  von  denen  je  zwei  des  bisher 
allein  zugelassenen  Systems  Fuhrmann -Schulze  für  gewöhnliche  Fächer 
24  Mark,  für  größere  Fächer  32  Mark  kosten,  haben  die  Fachinhaber 
selbst  zu  sorgen,  ebenso  für  die  zur  Befestigung  in  den  Schließfächern  er- 
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forderlichen  Greifer.  Schrauben  usw.;  diese  werden  von  den  Postanstalten 
gegen  Erstattung  der  etwaigen  Kosten  angebracht. 

Unbemerkt  gebliebene  Pehlsortierungen  führen  bei  Verwendung  von 
Einsatzkasten  leicht  zu  unangenehmen  Weiterungen.  Um  diese  nach 
Möglichkeit  zu  vermeiden,  haben  sich  die  Inhaber  der  Einsatzkasten  schrift- 
lich zu  verpflichten,  die  Einsatzkasten  sofort  nach  Empfang  zu  öffnen  und 
die  etwa  darin  vorgefundenen,  nicht  für  sie  bestimmten  Sendungen  unver- 
züglich der  Postanstalt  zurück  zu  liefern. 

Die  Benachrichtigungskarten  über  die  am  Schalter  abzufordernden 
Sendungen  (vgl.  unter  IV  Nr.  1)  werden,  sofern  der  Inhaber  des  Schließ- 
fachs nicht  etwas  Anderes  wünscht,  in  den  freien  Raum  zwischen  dem 
Einsatzkasten  und  der  inneren  Wand  des  Schließfachs  gelegt. 

IV.  Grundsätze  für  die  Überlassung  von  Schließfächern. 

1 .  Mittels  der  verschließbaren  Briefabholungsfächcr  (Schließfächer)  können 
ausgegeben  werden: 

gewöhnliche  Briefsendungen  jeder  Art,  Zeitungen,  Postpaketadressen, 
Abliefcrungsschcine   zu  Wert-   und  Einschreibbriefen   sowie  Post- 
anweisungen.   Sind  die  Sendungen  mit  Nachnahme  behaftet  oder 
können  sie  ihres  Umfanges  wegen  nicht  in  die  Fächer  aufgenommen 
werden,  so  wird  der  Fachinhaber  durch  Einlegen  einer  Karte  be- 
nachrichtigt, daß  er  sich  zur  Empfangnahme  am  Ausgabeschalter 
melden   muß.    Dasselbe  geschieht   bei  Sendungen,   die  mit  Porto 
belastet  sind,  wenn  der  Empfänger  nicht  das  Porto  stunden  läßt. 
Die  Benachrichtigungskarten   sind   in   der  Größe  und  Stärke  der  Post- 
karten aus  farbiger  Pappe  hergestellt  und  mit  dem  Vermerke  »Weitere  Sen- 
dungen am  Ausgabeschalter«  in  großem  Schwarzdrucke  versehen.    Wo  es 
notwendig  ist,   können  auch  besondere  Karten  für  große  Sendungen  und 
für  Porto-  oder  Nachnahmesendungen  eingeführt  werden.    Bei  Aushändi- 
gung der  Sendungen  nimmt  der  Ausgabebeamte  die  Benachrichtigungskarten 
zurück. 

2.  Es  ist  zulässig,  daß  ein  Abholer  für  einen  Teil  seiner  Postsendungen 
von  dem  gewöhnlichen  Abholungsverfahren  und  für  einen  anderen  Teil  von 
einem  Schließfache  Gebrauch  macht  oder  einzelne  Gattungen  von  Post- 
sendungen von  der  Abholung  überhaupt  ausschließt  und  sich  bestellen  läßt, 
beides  aber  nur,  soweit  auch  bei  dem  gewöhnlichen  Abholungsverfahren 
eine  Trennung  nach  Klassen  von  Sendungen  zulässig  ist  (vgl.  Bemerkungen 
auf  der  Rückseite  des  Formulars  zur  Abholungserklärung). 

3.  Der  Antrag  auf  Überlassung  eines  Schließfachs  ist  schriftlich  an  die 
Postanstalt  zu  richten,  bei  der  die  Abholung  erfolgen  soll.  Dem  Antrage 
sind  nachbezeichnete  Erklärungen  beizufügen: 

a)  eine  gewöhnliche  Abholungserklärung  nach  Maßgabe  der  darüber  be- 
stehenden Vorschriften  (vgl.  §42  der  Postordnung  vom  20.  März  igoo); 

b)  eine  Bescheinigung,  in  welcher  der  Fachinhaber  den  Empfang  eines 
Exemplars  dieser  Grundsätze,  einer  » Anweisung  über  das  bei 
Leerung  der  Schließfächer  zu  beobachtende  Verfahren«  sowie  der 
zum  Fache  gehörenden  Schlüssel  anerkennt  und  die  Verpflichtung 
übernimmt,  die  ihm  bekannt  gegebenen  Vorschriften  genau  zu  be- 
achten und  die  Kosten  für  die  durch  sein  Verschulden  etwa  er- 
forderlich werdenden  Instandsetzungen,  Erneuerungen  und  Ver- 
änderungen des  Schlosses  und  der  Schlüssel  zu  tragen.  Formulare 
zu  diesen  Erklärungen  werden  von  der  Postanstalt  unentgeltlich 
verabfolgt. 
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4.  Vom  Verlust  eines  Schlüssels  hat  der  Fachinhaber  alsbald  der 
Postanstalt  schrittliche  Anzeige  zu  machen.  Die  Benutzung  des  Faches 
wird  alsdann  ausgesetzt  und  das  Schloß  auf  Kosten  des  Fachinhabers  ge- 
ändert. Die  Beschaffung  neuer  Schlüssel  durch  den  Fachinhaber  oder  seine 
Leute  ist  verboten. 

5.  Für  die  Überlassung  eines  Schließfachs  nebst  zwei  Schlüsseln  wird 
eine  jährliche  Gebühr  von  12  Mark  bei  gewöhnlicher  Größe  (14  cm  Höhe, 
11  cm  Breite,  36  cm  Tiefe)  und  von  18  Mark  bei  größerem  Umfang  er- 
hoben, die  vierteljährlich  im  voraus  zu  entrichten  ist.  Die  Überlassung  ge- 
schieht zunächst  auf  die  Dauer  eines  Jahres.  Fällt  der  Endpunkt  nicht  mit 
dem  Ablauf  eines  Kalcndervierteljahrs  zusammen,  so  dauert  die  Überlassung 
bis  zum  Ablaufe  des  Vierteljahrs.  Frfolgt  nicht  drei  Monate  vorher  eine 
schriftliche  Kündigung,  so  verlängert  sich  die  Überlassung  auf  unbestimmte 
Zeit  unter  Vorbehalt  einer  dreimonatigen,  nur  zum  Ende  eines  Kalender- 
vierteljahrs zulässigen  schriftlichen  Kündigung. 

6.  Falls  ein  Fachinhaber  die  Überweisung  von  mehr  als  zwei  Schlüsseln 
wünscht,  hat  er  die  Kosten  für  die  weiteren,  nur  durch  die  Postbehörde 
zu  beschaffenden  Schlüssel  besonders  zu  zahlen.  Diese  Schlüssel  müssen, 
ebenso  wie  die  unter  5  erwähnten  beiden  Schlüssel,  bei  Aufgabe  der  Fach- 
benutzung  ohne  besondere  Entschädigung  der  Postanstalt  abgeliefert  werden. 

7.  Wo  dies  nach  Maßgabe  des  Verkehrs  geboten  und  nach  den  posta- 
lischen Einrichtungen  angängig  ist,  werden  die  Fächer  auch  außerhalb  der 
Schaltcrdienststunden  dem  Publikum  ohne  Erhöhung  der  Fachgebühren  zu- 
gänglich gemacht.  Das  Nähere  hierüber  ergeben  die  Postbcrichte  der  Post- 
anstalten  und  erforderlichenfalls  besondere  Bekanntmachungen. 

8.  Eine  Verpflichtung  zur  Überlassung  von  Schließfächern  besteht  für 
die  Postverwaltung  nicht.  Diese  ist  auch  berechtigt,  die  Überlassung  eines 
Faches  jederzeit  ohne  Kündigung  zurückzuziehen;  alsdann  wird  die  er- 
hobene Gebühr  u.  U.  anteilmäßig  zurückgezahlt. 

Die  Zurückziehung  wird  u.  a.  dann  eintreten,  wenn  ein  Fachinhaber  für 
ihn  nicht  bestimmte  Sendungen,  die  infolge  unrichtiger  Verteilung  in  seine 
Hände  gelangt  sind,  wiederholt  nicht  sogleich  zurückgegeben  oder  sonst 
gegen  die  erlassenen  Ordnungsvorschriften  wiederholt  verstoßen  hat,  und 
die  Androhung  der  Zurückziehung  ohne  Erfolg  geblieben  ist. 

9.  Änderungen  dieser  Grundsätze  durch  Änderung  der  Postordnung  oder 
Anordnung  im  Verwaltungswege  muß  sich  der  Fachinhaber  unterwerfen. 

Jeder  Fachnehmer  erhält  einen  Abdruck  der  vorstehenden  Grundsätze: 
außerdem  wird  ihm  eine  »Anweisung  über  das  bei  Leerung  der  Schließ- 
fächer zu  beobachtende  Verfahren«  ausgehändigt.  Unter  Punkt  a)  und  g) 
dieser  Anweisung  ist  folgendes  festgesetzt. 

a)  F)er  Abholer  muß  die  Nummer  des  von  ihm  zu  leerenden  Faches, 
die  mit  der  auf  dem  Schlüssel  angegebenen  Nummer  nicht  über- 
einstimmt, genau  kennen. 

b)  Die  dem  Fache  entnommenen  Sachen  sind  von  dem  Abholer  als- 
bald durchzusehen;  etwa  unrichtig  einsortierte  Sendungen  sind 
ohne  Verzug  dem  Beamten  am  Briefausgabeschalter  zurückzu- 
geben. Finden  sich  Benachrichtigungskarten  vor  über  das  Vor- 
liegen von  Sendungen,  die  wegen  ihres  Umfanges  oder  wegen 
Belastung  mit  Porto  oder  Nachnahme  nicht  haben  in  das  Fach 
aufgenommen  werden  können,  so  sind  sie  an  den  von  der  Post- 
anstalt bestimmten  Stellen  gegen  Abgabe  der  Benachrichti- 
gungskarten in  Empfang  zu  nehmen. 
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Zu  den  Grundsätzen  für  die  Überlassung-  der  Schließfächer  ist  folgendes 
zu  bemerken: 

Zu  I.  Neuerdings  ist  nachgegeben  worden,  daß  auch  Telegramme 
durch  die  Schließfächer  ausgegeben  werden  können,  sofern  der  Empfänger 
die  nach  Punkt  3  a  der  Grundsätze  abzugebende  Abholungserklärung  auch 
auf  Telegramme  ausdehnt.  Staatstelegramme,  dringende  Telegramme,  Tele- 
gramme mit  Empfangsanzeige.  Telegramme,  für  die  Botenlohn  voraus- 
bezahlt ist,  eigenhändig  zu  bestellende  Telegramme  sowie  telegraphische 
Postanweisungen  sollen  indes  stets  bestellt  werden ;  dasselbe  hat  mit  den- 
jenigen Telegrammen  zu  geschehen,  die  nicht  am  Tage  nach  dem  Eingang 
abgeholt  worden  sind. 

An  Orten  mit  mehreren  Bestellpostanstalten,  von  denen  nur  ein  Teil 
mit  Schließfacheinrichtungen  ausgerüstet  ist,  kann  die  Benutzung  der 
Schließfächer  auch  solchen  Personen  gestattet  werden,  die  nicht  im  Bestell- 
bezirk eines  mit  Schließfacheinrichtung  versehenen  Postamts  wohnen. 
Sendungen,  die  für  solche  Fachinhaber  mit  Angabe  der  Wohnung  ohne 
Bezeichnung  des  Schließfach-Postamts  eingehen,  werden  zur  Vermeidung 
von  Verzögerungen  von  dem  zuständigen  Bcstcllamt  abgetragen ;  Sendungen 
mit  der  Bezeichnung  des  Postamts,  bei  dem  der  Empfänger  ein  Schließfach 
unterhält,  werden  auch  dann  durch  das  Schließfach  zugestellt,  wenn  die 
Angabe  der  Schließ fachnummer  fehlt. 

Zu  5.  Erfolgt  die  Überlassung  für  kürzere  Fristen  als  ein  Jahr,  so 
werden  die  Überlassungsgebühren  nach  den  tatsächlichen  Kosten  derart  be- 
rechnet, daß  sie  im  allgemeinen  die  Postverwaltung  für  ihre  Aufwendungen, 
die  sie  während  des  ganzen  Jahres  hat,  schadlos  halten.  Die  Gebühren 
sollen  aber  hinter  dem  halbjährigen  Betrage  der  postordnungsmäßigen  Ge- 
bühren nicht  zurückbleiben  und  deren  Jahresbetrag  nicht  übersteigen.  Bei- 
spielsweise werden  hiernach  für  die  viermonatige  Benutzung  eines  Schließ- 
fachs von  gewöhnlicher  Größe  mindestens  6,  höchstens  12  Mark  zu  er- 
heben sein. 

Zu  7.  Die  Leerung  der  Fächer  außerhalb  der  Schalterdienststunden 
soll  insbesondere  überall  da  gestattet  werden,  wo  wichtige  Posten  außerhalb 
der  Schalterdienststunden  ankommen,  und  wo  gleichzeitig  die  Oftenhaltung 
der  Abholungsräume  ohne  besondere  Kosten  und  ohne  Bedenken  für  die 
Sicherheit  angängig  ist.  Die  Zeit  von  10-  bis  o  0  Uhr  i<t  jedoch  im  allge- 
meinen ausgeschlossen. 

Zu  8.  Die  Verweigerung  der  Überlassung  kann  u.  a.  eintreten,  wenn 
der  Antragsteller  nicht  die  nötige  Sicherheit  für  die  Zahlung  der  Gebühren 
bietet  oder  als  früherer  Fachinhaber  Veranlassung  zur  Entziehung  gegeben 
hatte. 

V.  Besondere  Vorschriften  für  den  Betriebsdienst. 

Die  Schließfacheinrichtung  stellt  lediglich  eine  besondere  Form  der 
Abholungseinrichtung  dar.  Sie  fügt  sich  fast  ohne  weiteres  in  die  für 
den  Betriebsdienst  bestehenden  Vorschriften  ein;  nur  im  Interesse  weit- 
gehender Sicherheit  ist  folgendes  bestimmt  worden. 

1.  Nach  Beendigung  des  Verteilungsgeschäfts  sind  die  Schränke  jedes- 
mal zu  schließen. 

2.  Wenn  ein  Fachinhaber  sein  Fach  aufgibt,  soll  vor  der  ander- 
weitigen Vermietung  dieses  Faches  das  Schloß  mit  demjenigen 
eines  anderen  unbenutzten  Faches  ausgewechselt  werden. 
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VI.  Verrechnung  der  Gebühren.  Kontrolle  der  Gebührenverrechnung. 

Die  Gebühren  werden  durch  eine  Einnahmenachweisung  verrechnet.  Die 
Eintragung  der  Fachinhaber  erfolgt,  sobald  der  Antrag  auf  Überlassung 
eines  Schließfachs  genehmigt  ist. 

Die  zur  Vereinnahmung  gekommenen  Gebühren  werden  durch  die  Ab- 
rechnung A  vierteljährlich  abgeführt,  und  zwar  die  am  I.  April  sowie  alle 
im  Laufe  des  Monats  April  vereinnahmten  Gebühren  durch  die  Abrechnung  A 
für  den  Monat  April,  die  in  den  Monaten  Mai  und  Juni  sowie  am  i.  Juli 
und  im  Laufe  des  Juli  vereinnahmten  Beträge  durch  die  Abrechnung  für 
Juli  usw.  Dabei  werden  Gebühren,  die  im  Mai  und  Juni,  im  August  und 
September  sowie  im  November  und  Dezember  erhoben  sind,  in  der  Ein- 
nahmenachweisung in  der  Spalte  für  den  nächsten  Abführungstermin  ge- 
trennt von  den  laufenden  Gebühren  aufgeführt.  Für  Februar  und  März 
erhobene  Beträge  werden  durch  die  März- Abrechnung  abgeliefert. 

Die  Einnahmenachweisung  verbleibt  im  Laufe  des  Rechnungsjahrs  bei 
den  Verkehrsämtern.  Erst  der  Abrechnung  A  für  März  wird  sie  als  Beleg 
beigefügt. 

Das  Nähere  über  die  Führung  der  Nachweisung  ist  aus  dem  neben- 
stehenden Muster  zu  entnehmen. 

Die  Kontrolle  der  Gebührenverrechnung  erfolgt  sowohl  durch 
die  Ober- Postdirektionen  wie  durch  die  Bezirks- Aufsichtsbeamten. 

Die  Ober-Postdirektionen  prüfen,  ob  alle  Amter,  bei  denen  die 
Einrichtung  besteht,  Gebühren  abgeliefert  haben,  ob  die  Gebühren  im  ein- 
zelnen richtig  berechnet,  und  ob  die  Nachweisungen  richtig  aufgerechnet 
sind.  Die  Schlußsummen  gehen  in  eine  dem  Rechnungshofe  mit  der  Haupt- 
rechnung zu  übersendende  Jahresnachweisung  über,  deren  Schlußergebnis 
mit  dem  Einnahmemanual  der  Ober-Postkasse  abgestimmt  wird.  Die  Ein- 
nahmenachweisungen selbst  verbleiben  bei  den  Ober- Postdirektionen. 

Die  Bezirks- Aufsichtsbeamten  prüfen  bei  Revision  der  Verkehrs- 
ämter die  Richtigkeit  der  Einnahmenachweisung  unter  Zurückgehen  auf  die 
Fachbenutzung  und  nötigenfalls  auf  die  Anträge  wegen  Überlassung  von 
Schließfächern.  Sie  versehen  die  Nachweisung  mit  einem  Prüfungsvermerk 
und  verzeichnen  das  Ergebnis  in  der  Revisionsverhandlung. 


VII.  Statistische  Angaben. 


Zahl 
der  Postorte 
mit  Schließ- 
fächern 


Zahl 
der  Post- 


Zahl 
der 
benutzten 
Schließfacher 


anstalten  mit 


Schließ- 
fächern 


335 
400 


221 

276 


119 


123 
231 

290 

35i 
421 


3  061 
6  584 
8  922 
1 1  048 

13  459- 
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In  dem  Jahrfünft  1901,' 1905  ist  hiernach  gewachsen: 

die    Zahl    der    1 'ostorte,    in    welchen    Schließfächer  eingerichtet 

sind,  um   236,1  v.  H., 

die  Zahl  der  Postanstalten  mit  Schließfächern  um  .  .  242,-3  v.  H.. 
endlich  die  Zahl  der  benutzten  Schließfächer  um  ...     339,7  v.  H. 

Die  Einsatzkasten  scheinen  beim  Publikum  nur  schwer  Eingang  zu  fin- 
den. Ende  März  1904  waren  bei  einer  Gesamtzahl  von  6269  gewöhn- 
lichen und  3107  größeren  Schließfächern  nur  181  und  207  Einsatzkasten 
im  Gebrauche. 

VIII.  Rechtliche  Verhältnisse. 

Bei  Erlaß  des  Gesetzes  vom  11.  März  1901  bestanden  im  Reichs-Post- 
gebiete  Schließfacheinrichtungen  nur  in  Bremen  (seit  1878)  und  in  Mann- 
heim (seit  1882).  Die  Ausgabe  durch  Schließfächer  beschränkte  sich  in 
Bremen  auf  gewöhnliche  Briefsendungen  und  Ablieferungsscheine  zu  Ein- 
schreibbriefsendungen; in  Mannheim  wurden  außer  gewöhnlichen  Brief- 
sendungen nur  Zeitungen  ausgegeben.  Ersatzansprüche,  die  auf  die  Tat- 
sache der  Überlassung  eines  Schließfachs  gestützt  worden  wären,  sind  an 
den  genannten  Orten  niemals  geltend  gemacht  worden. 

Nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  wurde  die  Einrichtung  auf  das  ganze 
Reichs-Postgebiet  ausgedehnt  und  gleichzeitig  auf  eine  feste,  einheitliche 
Grundlage  gestellt;  insbesondere  wurde  die  Beschränkung  der  Ausgabe  auf 
gewöhnliche  Briefsendungen  und  Ablieferungsscheine  zu  Einschreibbriefen 
aufgehoben,  so  daß  seitdem  jede  Gattung  von  Postsendungen  mit  Hilfe  der 
Schließfächer  abgeholt  werden  kann. 

Bei  einer  so  großen  —  örtlichen  und  sachlichen  —  Erweiterung  waren 
Ersatzansprüche  auf  die  Dauer  unausbleiblich. 

Bei  den  aus  der  »Schließfach- Abholung«  entstehenden  Ersatzansprüchen 
wird  es  sich,  wie  bei  dem  gewöhnlichen  Abholungsverfahren,  in  der  Regel 
um  Abholung  durch  Unberechtigte  handeln.  Wesentlich  für  die  rechtliche 
Beurteilung  wird  dabei  sein ,  ob  eine  reglementsmäßige  Auslieferung  im 
Sinne  des  §  49  des  Postgesetzes  vorliegt  oder  nicht. 

In  einem  bemerkenswerten  Erkenntnisse  —  der  bis  jetzt  einzigen 
höchstrichterlichen  Entscheidung,  die  sich  mit  dem  Rechtsverhältnisse 
zwischen  Postverwaltung  und  Fachinhaber  befaßt  —  hat  das  Reichsgericht 
zu  dieser  Frage  Stellung  genommen  (Entscheidung  des  III.  Zivilsenats  vom 
29.  Mai  1906,  III  431/1905).  Der  Sachverhalt  in  dem  nunmehr  endgültig 
zugunsten  der  Reichs  -  Postverwaltung  entschiedenen  Rechtsstreite  war 
folgender. 

Der  Kaufmann  F.  in  N.  hatte  am  10.  August  1893  dem  Postamt  in  N. 
gemäß  §  48  des  Postgesetzes  vom  28.  Oktober  1871  und  §  42  der  Post- 
ordnung vom  11.  Juni  1892*)  eine  Abholungserklärung  ausgestellt.  Im 
September  190 1  wurde  ihm  auf  seinen  —  nach  Nr.  3  der  oben  (vgl.  unter  A IV) 
abgedruckten  Grundsätze  schriftlich  gestellten  -  Antrag,  dem  eine  neue 
Abholungserklärung  nicht  beigefügt  war.  ein  Schließfach  überlassen. 

Im  Dezember  1903  stellte  sich  heraus,  daß  an  F.  gerichtete  Postsen- 
dungen —  darunter  auch  Postanweisungen  —  einige  Male  dem  am  I.Oktober 
1903  entlassenen  Handlungsgehilfen  des  F.,  B. ,  auf  besonderes  Ersuchen 
am  Schalter  ausgehändigt  worden  waren,  daß  B.  die  Unterschrift  des  F. 
auf  den  ihm  ausgelieferten  Postanweisungen  gefälscht  und  auf  Grund  der 

*   Jetzt  S4-  der  Postordnung  vom  20.  Mär/  1900. 
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gefälschten  Unterschriften  im  ganzen  1875  Mark  55  Pf.  für  sich  erhoben 
hatte.  Die  Aushändigung  der  Postsendungen  war  teils  vor,  teils  nach  der 
Entlassung  des  B.  erfolgt.  Dieser  war  den  Schalterbeamten  als  Angestellter 
des  F.  bekannt  gewesen;  seine  Entlassung  war  dagegen  nicht  zu  ihrer 
Kenntnis  gekommen. 

B.  wurde  im  strafgerichtlichen  Verfahren  wegen  schwerer  Urkunden- 
fälschung im  einheitlichen  Zusammentreffen  mit  Betrug  zu  6  Monaten 
Gefängnis  verurteilt.  Da  das  unterschlagene  Geld  von  ihm  nicht  wieder- 
zuerlangen war,  forderte  F.  von  der  Ober- Postdirektion  in  D.  Ersatz  des 
ihm  entstandenen  Schadens  und  beschritt,  als  die  Über-Postdirektion  jede 
Ersatzleistung  ablehnte,  den  Klageweg.  Er  machte  insbesondere  folgendes 
geltend. 

Mit  der  Anmietung  des  Schließfachs  habe  er  den  Zweck  verfolgt, 
die  Aushändigung  der  Postsendungen  an  Unbefugte  zu  verhindern. 
Tatsächlich  sei  auch  in  der  ersten  Zeit  ein  auf  seine  Veranlassung 
von  seiner  Schwester  unternommener  Versuch,  die  Sendungen  ohne 
Schlüssel  am  Schalter  zu  bekommen ,  fehlgeschlagen.  Durch  die 
Schließfächer  solle  die  Sicherheit  des  Verkehrs  gehoben  werden.  — 
Die  Bestimmungen  über  die  gewöhnliche  Abholung  und  der  Inhalt 
der  Abholungserklärung  könnten  nicht  unbedingte,  sondern  nur 
sinngemäße  Anwendung  auf  das  durch  die  Schließfachmiete  ge- 
schaffene Rechtsverhältnis  finden.  Die  Einrichtung  des  Schließfachs 
ermögliche  dem  Mieter  nicht  bloß  eine  erleichterte  und  schnellere  Er- 
langung der  Posteingänge ,  sondern  bewirke  auch  eine  zuverlässigere 
Erreichung  der  postalischen  Sendungen.  Bei  dem  Schließfache  könne 
nur  der  Inhaber  des  dazu  passenden  Schlüssels  die  Postsachen  aus 
dem  Fache  entnehmen.  Der  Mieter  sei  also  dagegen  geschützt,  daß 
andere  Personen,  die  den  Schlüssel  nicht  hätten,  die  Sachen  aus  dem 
Schließfache  herausholen  könnten.  Dieser  Schutz  dürfe  von  den 
Postbeamten  nicht  dadurch  hinfällig  gemacht  werden,  daß  sie  die 
Postsachen  nicht  in  das  Schließfach  legten,  sondern  ohne  weiteres 
einem  am  Schalter  sich  Meldenden  persönlich  aushändigten.  Nach 
der  Natur  des  Rechtsverhältnisses  übernehme  die  Post  bei  dem 
Schließfache  die  Gewähr  dafür,  daß  nur  der  Inhaber  des  Schlüssels 
die  Postsachen  erhalte.  Der  Besitz  des  Schlüssels  bilde  die  einzige, 
aber  auch  unbedingt  notwendige  Legitimation  zum  Empfange  der 
Sendungen,  und  es  liege  eine  Vertragsverletzung  vor,  wenn  die  Post- 
sachen einer  Person  ausgehändigt  würden,  die  sich  nicht  durch  den 
Besitz  des  Schlüssels  ausweist.  Daß  die  Beamten  bei  der  Einrichtung 
des  Schließfachs  dem  zur  Abholung  sich  Meldenden  die  Postsachen 
nicht  ohne  weiteres  aushändigen  dürften,  ergebe  sich  auch  aus  Nr.  2 
der  erwähnten  »Grundsätze«.  Hier  sei  es  für  zulässig  erklärt,  daß 
ein  Abholer  für  einen  Teil  seiner  Postsendungen  von  dem  gewöhn- 
lichen Abholungsverfahren  und  für  einen  anderen  Teil  von  dem 
Schließfache  Gebrauch  mache.  Diese  Bestimmung  sei  unverständlich, 
wenn  die  für  den  Inhaber  eines  Schließfachs  bestimmten  Sendungen 
ohne  weiteres  dem  sich  Meldenden  persönlich  ausgeantwortet  werden 
dürften.  Die  Gebühr  für  die  Überlassung  des  Schließfachs  stelle  sich 
als  Vergütung  für  die  erhöhte  Sicherheit  dar. 
Demgegenüber  behauptete  die  Ober- Postdirektion,  daß  der  Klageanspruch 
in  mehr  als  einer  Hinsicht  hinfällig  sei. 

Die  Postverwaltung  stehe  nur  mit  dem  Absender  der  Postsen- 
dungen in  einem  Vertragsverhältnisse.     Der  Anspruch  sei  gegen  die 
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Ober- Postdirektion  zu  richten,  in  deren  Bezirk  der  Einlief  er  ungs- 
ort  liege  —  die  fraglichen  Postanweisungen  waren  sämtlich  außer- 
halb des  Ober-Postdirektionsbezirks  D.  aufgeliefert  —  endlich  sei  der 
Anspruch  zum  größten  Teile  verjährt  (§  14  des  Postgesetzes). 

Das  Landgericht  in  D.  als  Gericht  erster  Instanz  trat  zwar 
dem  Kläger  darin  bei,  daß  der  Anspruch  ausschließlich  auf  den  wegen  des 
Schließfachs  mit  der  Postbehörde  abgeschlossenen  Vertrag  zu  stützen,  und 
deshalb  den  von  der  Ober- Postdirektion  gemachten  Einwendungen  der  Er- 
folg zu  versagen  sei.  Trotzdem  kam  das  Landgericht  zur  Abweisung  der 
Klage.  Nach  Auffassung  des  Gerichts  ist  die  Rechtslage  bei  Schließfach- 
verträgen die  folgende. 

»Der  Schließfachinhaber  soll  durch  den  Mietvertrag  in  die  Lage 
gesetzt  werden,  möglichst  schnell  und  ohne  an  den  Schaltern  infolge 
Andranges  des  Publikums  auf  Abfertigung  warten  zu  müssen,  je  nach 
der  örtlichen  Einrichtung  auch  außerhalb  der  Schalterdienststunden  in 
den  Besitz  der  für  ihn  bestimmten  Sendungen  zu  gelangen.  Als  hin- 
reichend legitimierter  Empfänger  der  Post  gegenüber  gilt  der  »zur 
Abholung  sich  Meldende«  (§  48  des  Postgesetzes).  Ist  derselbe  im 
Besitze  des  Schlüssels  zum  Abholungsfache,  so  ist  er  in  der  Lage, 
ohne  Mitwirkung  eines  Beamten  der  Post  das  Fach  zu  öftnen  und 
die  Postsendungen  demselben  zu  entnehmen.  Erklärt  er,  nicht  im 
Besitze  des  Schlüssels  zu  sein,  so  handelt  die  Post  nicht  vertrags- 
widrig, wenn  sie  ihm.  die  Abholung  beschleunigend,  die  gewünschten 
Postsachen  aushändigt,  mögen  dieselben  nun  überhaupt  schon  im 
Schlicßfache  sich  befunden  haben  oder  nicht.  Es  besteht  also  für 
den  Schließfachinhaber  keine  größere  Garantie,  als  für  denjenigen, 
der  bloß  auf  Grund  einer  gewöhnlichen  Abholungserklärung  mit  der 
Postanstalt  verkehrt;  die  Schließfacheinrichtung  stellt  nur  eine  tat- 
sächliche Erleichterung  des  gewöhnlichen  Abholungsverkehrs  dar.« 

Das  Ober-Landesgericht  in  C.  als  Berufungsgericht  kam  zu 
demselben  Ergebnisse.    Es  führte  unter  anderem  aus: 

»Richtig  ist,  daß  bei  einem  Schließfach  unter  Umständen,  vielleicht 
auch  regelmäßig  die  Sicherheit  für  die  Erlangung  der  Sendungen 
größer  ist  als  bei  dem  gewöhnlichen  Abholungsverfahren.  Nur  der 
Inhaber  eines  passenden  Schlüssels  kann  die  Sendungen  aus  dem  Fache 
entnehmen,  und  wenn  der  Abholende  die  Sendung  persönlich  in 
Empfang  nehmen  will,  so  wird  der  Postbeamte,  falls  er  Zweifel  über 
dessen  Berechtigung  hat,  sich  den  Schlüssel  vorzeigen  lassen;  denn 
wenn  auch  gemäß  §  48  des  Postgesetzes  die  Postverwaltung  nicht 
verpflichtet  ist,  die  Berechtigung  des  Abholenden  zu  prüfen,  so 
ist  sie  doch  hierzu  berechtigt,  und  der  Postbeamte  würde  sich 
einer  disziplinarisch  zu  ahndenden  Pflichtverletzung  schuldig  machen, 
wenn  er  Sendungen  an  eine  Person  aushändigte,  von  welcher  er  nicht 
überzeugt  ist  und  nach  Lage  der  Verhältnisse  nicht  überzeugt  sein 
muß,  daß  sie  zur  Abholung  berechtigt  ist.  Daraus  würde  es  sich  er- 
klären, daß  der  Schwester  des  Klägers  die  Postsachen  verweigert 
sind,  weil  sie  nicht  im  Besitze  des  Schlüssels  war.  .  .  .  Aus  dieser 
tatsächlichen  Sicherung  folgt  aber  nicht ,  daß  der  Fachinhaber  nun 
auch  gegenüber  der  Post  ein  Recht  auf  diese  Sicherung  hat,  und 
daß  die  Postverwaltung  schadcnscrsatzpflichtig  ist,  wenn  diese  Siche- 
rung in  einzelnen  Fällen  versagt.  Weder  das  Gesetz  vom  11.  März 
1901  noch  die  zusätzliche  Bestimmung  vom  8.  April  1901  zur  Post- 
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Ordnung*),  noch  die  erwähnten  »Grundsätze«  enthalten  eine  Andeu- 
tung, daß  nach  Überlassung  eines  Schließfachs  in  irgend  einer  Be- 
ziehung eine  Prüfungspflicht  der  Postverwaltung  eintreten  solle,  ins- 
besondere nach  der  Richtung,  daß  die  Postsendungen  nur  dem  In- 
haber des  Fachschlüssels  persönlich  ausgehändigt  werden  dürften.  Es 
kann  also  in  der  Vereinbarung  über  die  Gewährung  eines  Schließ- 
fachs ein  besonderes  Abkommen  im  Sinne  des  §  48  des  Postgesetzes, 
wodurch  die  Postanstalt  die  Pflicht  zur  Prüfung  der  Berechtigung 
des  sich  Meldenden  übernimmt,  nicht  gefunden  werden.  Ist  dies  nicht 
der  Fall,  so  ist  nach  der  allgemeinen  Regel  des  angeführten  §  48  bei 
der  Hinrichtung  eines  Schließfachs,  wie  bei  jedem  anderen  Abholungs- 
verfahren, die  Verantwortlichkeit  der  Post  für  die  richtige  Bestellung 
ausgeschlossen. 

Die  Gewährung  eines  Schließfachs  schließt  auch  nicht  aus,  daß  die 
Postsendungen  dem  sich  Meldenden  persönlich  ausgehändigt  werden. 
Der  Mieter  eines  Faches  kann  zu  seiner  Bequemlichkeit  verlangen, 
daß  die  Postsendungen  in  das  Schließfach  gelegt  werden.  Fr  kann 
aber  ebenso  wie  jeder  andere,  der  von  ihm  zur  Abholung  gesandt 
wird ,  jederzeit  von  dieser  Bequemlichkeit  Abstand  nehmen  und  sich 
zum  persönlichen  Empfange  der  Sendungen  an  dem  Postschalter 
melden.  Der  Schalterbeamte  darf  die  Aushändigung  nicht  deshalb 
weigern,  weil  für  die  Sendungen  die  Abholung  aus  dem  Schließfache 
bestimmt  sei ;  jedenfalls  ist  er  zu  dieser  Weigerung  nicht  verpflichtet. 
Hiermit  steht  auch  nicht  im  Widerspruche,  daß  in  Nr.  2  der  »Grund- 
sätze« der  Abholer  für  einen  Teil  der  Postsendungen  von  dem  ge- 
wöhnlichen Abholungsverfahren  und  für  einen  anderen  Teil  von  dem 
Schließfache  Gebrauch  machen  kann.  Hier  verzichtet  er  von  vorn- 
herein für  einen  Teil  der  Sendungen  auf  die  Vorteile  des  Schließ- 
fachs, verpflichtet  also  nicht  die  Postverwaltung,  diese  Sendungen  in 
das  Schließfach  zu  legen.  Damit  ist  aber  nicht  vorgeschrieben,  daß 
die  Sendungen,  die  für  das  Schließfach  bestimmt  sind,  nun  unbedingt 
in  das  Fach  gelegt  werden  müßten,  oder  nur  gegen  besondere  Legi- 
timation am  Schalter  ausgeantwortet  werden  dürften.« 

Aus  den  Entscheidungsgründen  des  Reichsgerichts,  das  in  dem  Rechts- 
streite, wie  erwähnt,  gleichfalls  zugunsten  der  Reichs -Postverwaltung  er- 
kannte, sei  folgendes  hervorgehoben. 

»Es  ist  davon  auszugehen,  daß  der  Ersatzanspruch  gegen  die  Post- 
verwaltung auf  Grund  des  zwischen  dieser  und  dem  Absender  ge- 
schlossenen Vertrags  (vgl.  §§6,  50  des  Postgesetzes)  lediglich  dem 
Absender  und  nicht  dem  Empfänger  (wenn  dieser  nicht  als  Rechts- 
nachfolger des  ersten  in  Betracht  kommt)  zusteht  (vgl.  Entschei- 
dungen des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  20,  Nr.  154,  S.  439, 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd. 43.  Nr.  25,  S.'g8**), 
Mittelstein,  Beiträge  zum  Postrecht,  S.  58,  59,  87,  Dambach,  Kom- 
mentar zum  Postgesetz,  6.  Aufl.  [von  v.  Grimm],  S,  73.  74,  Meyer, 
Deutsches  Verwaltungsrecht.  2.  Aufl.,  Teil  1,  S.  587  89).  Diese  Be- 
stimmung findet  auch  auf  die  Bestellung  der  Postsendungen  (§§48,49 
des  Postgesetzes)  Anwendung,  da  die  letzte  ebenfalls  einen  Bestand- 
teil des  zwischen  dem  Absender  und  der  Postverwaltung  geschlossenen 

*;  Gemeint  ist  g  42  II  und  III  der  Postordnung  (Ber.  44  zu  Abschn.  V  Abt.  1 
der  A.  d.  A.  f.  P.  u.  T.). 

Vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie  1S0S,  5.  5Ö8  ff. 
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Vertrags  bildet.  Nirgends,  insbesondere  in  dem  Reichsgesetze  vom 
Ii.  März  iqoi  nicht,  ist  bestimmt,  daß  diese  Grundlage  der  Verant- 
wortlichkeit der  Postverwaltung  durch  die  Überlassung  eines  Post- 
schließfachs eine  Änderung  erlitten  habe.  Ebensowenig  ist  dies  durch 
die  Postordnung ....  welche  übrigens  nach  §  50  Abs.  1  des  Post- 
gesetzes die  Haftung  der  Postverwaltung  erweiternde  Bestimmungen 
gar  nicht  zu  treffen  in  der  Lage  gewesen  wäre,  geschehen.  Es  konnte 
daher  aus  der  falschen  Auslieferung  der  Postsendungen  an  den  B. 
immer  nur  der  Absender  Ansprüche  herleiten. 

Solche  Ansprüche  bestehen  aber  überhaupt  nicht  vermöge  der 
§§  48.  4g  des  Postgesetzes ,  welche  Bestimmungen  ja  gerade  getroffen 
sind,  um  eine  Haftbarkeit  der  Postverwaltung  auszuschließen  und  die 
Gefahr  der  Bestellung  von  dieser  abzuwälzen  (Entscheidungen  des 
Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  35.  Nr.  80,  S.  318)*).  Daß  die  Ein- 
räumung eines  Schließfachs  unter  diese  Bestimmungen  im  allgemeinen 
fällt  und  nicht  etwa  im  Sinne  des  §  48  Satz  2  des  Postgesetzes  als 
ein  besonderes  Abkommen  zwischen  der  Postanstalt  und  dem  Adressaten 
erscheint,  geht  unzweideutig  aus  §  42  I  und  II  der  Postordnung... 
hervor.  Denn  danach  hat  nicht  bloß  der,  der  seine  Postsendungen 
am  Postschalter  abholt  oder  abholen  läßt,  sondern  auch  der  »Abholer««, 
dem  die  Postbehörde  auf  besonderen  Antrag  ein  .  .  .  Schließfach  über- 
lassen hat,  die  Abholungserklärung  abzugeben.  Die  Gefahr  der  Be- 
stellung geht  daher  im  Falle  der  Einräumung  eines  Schließfachs  nicht 
auf  die  Post  über;  die  letzte  ist  vielmehr,  wenn  die  Bestellung  in- 
folge des  Abholungsverfahrens  als  erfolgt  anzusehen  ist,  für  die  richtige 
Bestellung  nicht  verantwortlich. 

Es  ist  auch  nicht  richtig,  daß  durch  die  Einräumung  eines  Schließ- 
fachs die  Post  verpflichtet  wäre,  lediglich  einer  durch  Besitz  des 
Schlüssels  zum  Schließfache  legitimierten  Person  die  Postsachen  am 
Schalter  auszuliefern.  Dies  ist  nirgends,  insbesondere  nicht  in  Abs.  II 
von  §42  der  Postordnung,  bestimmt  worden;  aus  Nr.  2  der  »Grund- 
sätze« ,  wonach  für  einen  Teil  der  Postsachen  das  gewöhnliche  Ab- 
holungsverfahren und  für  einen  anderen  Teil  das  Schließfach  bestimmt 
werden  kann,  folgt  nicht  das  Gegenteil.  Der  Umstand,  daß  vorliegend 
die  Abholungserklärung  1893  abgegeben,  das  Schließfach  190 1  einge- 
räumt wurde,  tut  der  Wirksamkeit  der  ersten  auch  hinsichtlich  des 
letzten  keinen  Eintrag,  zumal  Kläger  aus  den  Grundsätzen  wußte,  daß 
ohne  die  Abholungserklärung  ein  Schließfach  nicht  eingeräumt  würde  . .  . 

In  der  Begründung  des  Entwurfs  zu  dem  Gesetze  vom  n.  März 
1901  wird  nirgends  erwähnt,  daß  der  Abholer  durch  Einräumung 
eines  Schließfachs  eine  besondere  Sicherheit  genießen  werde.  .  .  .  Auch 
aus  diesem  Grunde  kann  nicht  von  einer  erweiterten  Haftpflicht  der 
Post  die  Rede  sein.  .  .  .  Daß  die  für  das  Schließfach  zu  zahlende  Ge- 
bühr .  .  .  endlich  lediglich  als  ein  Ausgleich  für  die  der  Post  aus  der 
Einrichtung  der  Schließfächer  erwachsenden  Kosten  gedacht  ist,  ergibt 
die  angezogene  Begründung  zweifellos.  Es  war  daher  die  Revision 
kostenpflichtig  zurückzuweisen.«  (Schluß  folgt.» 

*)  Vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie  1896,  S.  443  tf. 
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Erinnerungen  an  eine  alte  Land-  und  Heerstraße 
durch  die  Lüneburger  Heide. 

Von  Postsekretär  Thies  in  Hannover. 

Vor  dem  Zeitalter  der  Eisenbahnen  war  die  von  Hamburg  und  Lübeck 
über  Lüneburg,  Uelzen,  Gifhorn,  Braunschweig  bis  nach  Wien  führende 
alte  Land-  und  Heerstraße  die  belebteste  und  bedeutendste  ganz  Deutsch- 
lands; sie  vermittelte  vorzugsweise  den  überseeischen  Verkehr  der  volk- 
reichsten und  in  der  Kultur  am  meisten  vorgeschrittenen  Binnenländer  des 
alten  Deutschen  Reichs. 

Die  Anfänge  dieser  alten,  als  Handels-  und  Heerstraße  gleichmäßig  be- 
deutenden Verkehrsstraße  lassen  sich  bis  in  das  früheste  Mittelalter  verfolgen. 
Geschichtlich  nachweisbar  wurde  sie  zuerst  von  Kaiser  Friedrich  Barbarossa 
auf  seinem  Rachezuge  gegen  Heinrich  den  Löwen  benutzt.  Auf  seiner  Burg 
Artlenburg  a.  d.  Elbe,  in  der  Nähe  von  Lüneburg,  suchte  der  Herzog  dem 
Zorne  des  Kaisers  zu  widerstehen,  aber  vergeblich;  nach  kurzem  Wider- 
stände wurde  die  Burg  erobert  und  niedergebrannt,  und  der  Herzog  mußte 
flüchten. 

Im  dreißigjährigen  Kriege  wurden  die  Länder  an  dieser  Heerstraße  vor 
allen  anderen  gebrandschatzt.  Zog  dann  wieder  der  Friede  ins  Land ,  so  ver- 
wandelte sich  die  Heerstraße  schnell  wieder  in  eine  Verkehrsstraße.  Schwer 
beladene  Frachtwagen  beförderten  überseeische  Waren  von  Hamburg  und 
Lübeck  nach  dem  fruchtbaren  Braunschweig,  nach  Magdeburg,  dem  Kur- 
fürstentume  Sachsen,  nach  Böhmen  und  Österreich.  Von  dem  großen  Um- 
fange, den  der  Verkehr  schon  in  alter  Zeit  gehabt  haben  muß,  geben  noch 
heute  stumme  Zeugen  Kunde.  Unweit  der  heutigen  Kunststraße  findet  man  in 
der  Heide  noch  jetzt  nicht  selten  Spuren  der  alten  Landstraße,  oft  bis  zu 
I  km  breit.  Wenn  die  schweren  Lastwagen  die  Heidenarbe  durchschnitten 
hatten,  wurde  nebenan  ein  neuer  Weg  eingefahren,  und  der  alte  erst  dann 
wieder  benutzt,  wenn  er  mit  einer  neuen  festen  Narbe  bedeckt  war.  Zehn, 
zwanzig  und  mehr  Wagengleise  nebeneinander  durchzogen  die  Heide  und 
schnitten  vielgewundene,  hellfarbige  Sandstreifen  in  den  dunklen  Boden. 

Die  alten  Fuhrleute,  derbe  und  fröhliche  Menschen,  waren  allerorts  gern 
gesehene  Gäste.  Viele  von  ihnen  fuhren  von  Hamburg  bis  nach  Wien;  sie 
waren  vorzugsweise  die  Überbringer  und  Verbreiter  von  Nachrichten  über 
wichtige  Begebenheiten.  Wohl  noch  viel  lebhafter  als  man  jetzt  oft 
das  Erscheinen  der  Zeitung  erwartet,  werden  die  Bewohner  der  berührten 
Ortschaften  das  Eintreffen  dieser  weitgereisten  Gäste  ersehnt  haben. 

Die  Ausspannwirtschaften  an  dieser  Landstraße,  besonders  in  der  Heide, 
wo  die  Dörfer  so  wenig  zahlreich  waren,  hatten  starken  Besuch;  es  war 
nichts  Ungewöhnliches,  daß  in  einem  solchen  Gasthofe  200  Fuhrleute  über- 
nachteten. An  Sonn-  und  Festtagen  strömten  dann  die  Bewohner  der 
Dörfer  von  nah  und  fern  herbei,  um  sich  das  lebhafte  und  frohe  Getriebe 
im  Gasthof  an  der  Landstraße  anzusehen,  so  wie  die  Bewohner  kleinerer 
Orte  heute  etwa  zum  Bahnhofe  gehen,  um  das  Leben  und  Treiben  dort  zu 
beobachten. 

Schon  frühzeitig  entwickelte  sich  auf  der  alten  Straße  ein  bedeutender 
Postverkehr,  der  sich  bei  ihrer  vor  bald  100  Jahren  erfolgten  Umwandlung 
in  eine  Kunststraße  gewaltig  steigerte.  Zahlreiche  Posten,  gewöhnliche  und 
Extraposten,  Estafetten  und  Kurierevermitteltenden  Verkehrzwischen  Hamburg 
und  Wien  und  den  dazwischen  liegenden  Ländern.     In  den  an  der  Straße 
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gelegenen  hannoverschen  Dörfern  wurden  etwa  um  die  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  Briefsammlungstellen  eingerichtet,  ähnlich  den  heutigen  Post- 
hilfstellen; nur  Pakete  wurden  nicht  befördert.  In  der  Woche  zweimal 
wurden  die  angesammelten  Briefsendungen  in  einer  großen,  etwa  75  cm 
breiten  und  60  cm  hohen  verschließbaren,  mit  einem  Messingschilde  ver- 
sehenen Ledertasche  nach  dem  nächsten  Postorte  mit  Postgelegenheit  be- 
fördert, um  dann  am  folgenden  Tage  mit  den  für  die  Briefsammlungstelle 
bestimmten  Briefsendungen  und  Zeitungen  zurückzugelangen.  Die  ein- 
gegangenen Sendungen  wurden  gelegentlich  ausgetragen,  auch  abgeholt; 
falls  dies  nicht  geschehen  war,  wurden  sie  dann  von  dem  die  Dörfer 
zweimal  wöchentlich  begehenden  Landbriefträger  bestellt. 

Das  letzte  große  Schauspiel  hat  die  Landstraße  1849  gesehen,  zu  einer 
Zeit,  als  ihrem  Verkehr  bereits  durch  die  Eisenbahn  großer  Abbruch  getan 
wurde.  Die  österreichische  Armee  benutzte  auf  ihrem  Marsche  nach 
Schleswig-Holstein  den  Landweg;  einige  Wochen  dauerte  der  Durchmarsch. 

Bis  etwa  zum  Jahre  1850  herrschte  noch  ein  ziemlich  lebhafter  Verkehr 
auf  der  Landstraße;  am  längsten  blieben  ihr  die  Salzfuhrleute  von  Lüne- 
burg treu.  Nun  ist  die  Straße  schon  seit  langen  Jahren  zur  völligen  Be- 
deutungslosigkeit herabgesunken  und  unterscheidet  sich  in  nichts  von  einer 
gewöhnlichen  Straße.  Nur  einem  aufmerksamen  Wanderer  fällt  wohl  die 
große  Anzahl  der  einzelnen  Gasthöfe  auf,  die  in  gar  keinem  Verhältnisse 
zum  heutigen  Verkehr  steht;  die  einsamen  Gasthöfe  erzählen  noch  heute 
in  beredter  Sprache  von  dem  gewaltigen  Verkehr,  der  in  alter  Zeit  an 
ihnen  vorübergeflutet  ist. 


LITERATUR 

Die  Weltwirtschaft.  Ein  Jahr-  und  Lesebuch,  unter  Mitwirkung 
zahlreicher  Fachleute,  herausgegeben  von  Dr.  Ernst  von  Halle, 
Professor  an  der  Universität  Berlin.  Verlag  von  B.  G.  Teubner 
in  Leipzig.  I.  Jahrgang,  1906.  III.  Teil:  Das  Ausland,  281  S. 
Preis  geh.  5  Mark. 

Die  beiden  ersten  Teile  dieses  Jahrbuchs  » Internationale  Über- 
sichten« und  »Deutschland«  sind  an  dieser  Stelle  (Arch.  1906,  S.  686  ff.) 
bereits  gewürdigt  worden.  Der  dritte  Teil  ist  nunmehr  mit  einer  Ver- 
spätung von  einigen  Monaten  erschienen.  Der  Herausgeber  erwartet  mit 
Sicherheit,  daß  in  Zukunft  der  Erscheinungstermin  pünktlich  eingehalten 
werden  wird;  die  diesmalige  Verspätung  ist  verursacht  durch  die  Not- 
wendigkeit, die  Aufsätze  aus  den  verschiedenen  Ländern  zu  sammeln  und 
zu  übersetzen.  Die  Darstellung  des  Wirtschaftslebens  der  einzelnen  Länder 
ist  grundsätzlich  je  einem  Landeskind  übertragen  worden,  nur  für  Ostasien 
und  Südamerika  hat  von  diesem  Grundsatz  abgewichen  werden  müssen. 
Der  Herausgeber  hält  diesen  Gedanken  für  besonders  fruchtbar,  und  man 
muß  zugeben,  daß  die  Darstellung  des  an  sich  ziemlich  trockenen  Stoffes 
infolge  der  wechselnden,  an  kein  Schema  gebundenen  Anordnung  und  Be- 
trachtung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  durch  die  verschiedenen,  allen 
Kulturvölkern  angehörigen  Verfasser  an  Frische  und  Unmittelbarkeit  sehr 
gewinnt  und  weniger  ermüdet,  als  wenn  ein  und  derselbe  Schriftsteller  das 
Material  zusammengetragen  und  gesichtet  hätte.  Ob  aber  das  natürliche 
und  durchaus  verständliche  Bestreben  der  einzelnen  Verfasser,  ihr  Vaterland 
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im  günstigen  Lichte  fortschreitender  Kultur-  und  Wirtschaftsentwicklung 
erscheinen  zu  lassen,  immer  und  überall  zugunsten  einer  rein  sachlichen 
Beschreibung  zurückgedrängt  worden  ist,  muß  dahingestellt  bleiben. 

Jedenfalls  gibt  das  vorliegende  Buch  einen  außerordentlich  interessanten 
Uberblick  über  die  gesamten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  aller  europäischen 
Staaten  (mit  Ausnahme  von  Portugal,  für  das  ein  geeigneter  Mitarbeiter 
noch  nicht  hat  gefunden  werden  können),  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  der  südamerikanischen  Länder  sowie  von  Ostasien.  Die 
Kolonien  sind  je  in  einer  besonderen  Abteilung  bei  dem  Mutterlande  be- 
handelt. Nur  für  das  britische  Reich  hat  sich  eine  Teilung  in  Mutterland 
und  Kolonien  wegen  des  Mangels  an  statistischer  Organisation  und  wegen 
der  Verschiedenartigkeit  der  Entwicklungsstufen  der  einzelnen  Kolonien 
nicht  durchführen  lassen,  die  Darstellung  und  die  statistischen  Zahlen- 
angaben umfassen  vielmehr  das  ganze  britische  Weltreich  mit  seinen 
Kolonien,  abhängigen  Gebieten.  Schutzgebieten  und  Protektoraten. 

Dieses  riesige  Wirtschaftsgebiet,  das  außerhalb  des  Vereinigten  König- 
reichs noch  11  319  113  Quadrattneilen  mit  356792613  Einwohnern  um- 
faßt —  davon  allerdings  fast  300  Millionen  Einwohner  allein  in  dem 
1  766  597  Quadratmeilen  großen  Indien  -  ist  an  erster  Stelle  und  räum- 
lich am  breitesten  behandelt.  Die  Kapitel:  Landwirtschaft.  Gewerbe,  Kohlen, 
Roheisen,  Maschinen-  und  Schiffsbauindustrie,  Textilindustrie,  Außen- 
handel, Mutterland  und  Kolonien,  sonstige  Kennzeichen  der  Lage,  Arbeits- 
losigkeit, Bankwesen,  Staatseinnahmen,  Eisenbahnen,  Schlußfolgerungen  und 
Statistischer  Anhang,  brauchen  nur  genannt  zu  werden,  um  die  Fülle  des 
Stoffes  und  den  Umfang  der  auf  ein  reiches  Zahlenmaterial  gestützten 
Darlegungen  zu  kennzeichnen.  Abweichend  von  den  übrigen  Ländern  wird 
außerdem  für  das  britische  Reich  auch  auf  vergangene  Epochen  zurück- 
gegriffen und  die  Geschichte  des  Jahres  1905  gleichsam  im  Spiegel  der 
Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte  betrachtet.  Der  ganze  Abschnitt  stammt 
aus  der  Feder  des  Prof.  W.  A.  S.  Hewins,  Geschäftsführers  der  Tarif- 
Kommission  in  London. 

In  ähnlicher  Weise,  aber  von  vier  verschiedenen  Autoren  dargestellt, 
wird  alsdann  die  Wirtschaftsentwicklung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  behandelt.  Von  besonderem  Interesse  sind  hier  noch  die  Mit- 
teilungen von  Dr.  John  R.  Commons  über  den  Arbeitsmarkt,  Arbcitgeber- 
und  Arbeiterverbände,  Streiks,  Arbeitergesetze,  Einwanderung  u.  a.  m. 

Dann  folgen  die  europäischen  Staaten,  deren  wirtschaftliche  Be- 
schreibung räumlich  nicht  immer  der  ihnen  zukommenden  Bedeutung  ent- 
spricht, denn  Rußland  sind  11,  Frankreich  und  seinen  Kolonien  13,  Spanien 
aber  29  Seiten  gewidmet. 

Sehr  beachtenswert  sind  endlich  die  eingehenden  Darlegungen  über 
Ostasien  von  Dr.  Ludwig  Rieß,  Privatdozenten  an  der  Universität 
in  Berlin,  früher  Professor  in  Tokio.  Das  unermüdliche  Japan  hat 
trotz  der  riesigen  Aufwendungen  für  den  Krieg  mit  Rußland  und  trotz 
seiner  schweren  Enttäuschung  über  das  Fehlen  einer  Kriegsentschädi- 
gung in  den  Friedensbedingungen  seine  Finanzen  durch  weitzielende  Maß- 
nahmen zu  ordnen  gewußt,  wenn  auch  sein  Staatshaushalt  infolge  des 
Krieges  eine  gegen  früher  vervierfachte  Zinslast  zu  tragen  hat.  Land- 
wirtschaft und  Industrie  stehen  in  Blüte,  zum  Teil  befruchtet  durch  fremdes 
Kapital,  Schiffahrt  und  Handel  dehnen  sich  mächtig  aus.  Sein  National- 
vermögen wird  von  japanischen  Statistikern  auf  etwa  13  Milliarden  Yen 
=  27,3  Milliarden  Mark  berechnet;  es  hat  aber  bereits  200  Millionen  Mark 
jährlich  allein  an  Zinsen  für  Kriegs-  und  sonstige  Anleihen  aufzubringen. 
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China  dagegen  steht  allem  Anscheine  nach  am  Anfang  einer  gänzlichen  Um- 
gestaltungseiner Kultur;  es  ist  im  Erwachen  aus  vieltausendjähriger  Erstarrung 
begriffen.  Bezeichnend  dafür  sind  zunächst  die  Reformen  des  Postwesens, 
des  Straßenbaues  und  der  Währungsverhältnisse,  in  welchen  drei 
Punkten  die  chinesische  Zivilisation  bis  1905  von  Alters  her  rückständig 
war.  Jetzt  aber  ist  mit  einem  Male  nicht  nur  das  Netz  von  Poststationen 
außerordentlich  verdichtet  worden,  sondern  die  chinesische  Post  hat  sich  auch 
finanziell  von  den  Unterstützungen  aus  den  Einnahmen  des  Seezolldienstes 
freigemacht  und  die  Privat-Postanstalten  an  sich  herangezogen.  Endlich 
sind  mit  Deutschland,  Großbritannien,  Frankreich  und  Japan  Postverträge 
abgeschlossen  worden.  Die  Abschaffung  der  durch  uralten  Gebrauch 
geheiligten  Staatsprü fungen  und  das  massenhafte  Emporschießen  neuer 
Schulen,  an  denen  neben  wenigen  Europäern  hauptsächlich  Japaner  und 
die  aus  Japan  zurückkehrenden  chinesischen  Studenten  moderne  westliche 
Bildung  lehren,  kennzeichnen  den  gewaltigen  Umschwung  des  chinesischen 
Geisteslebens.  Ebenso  bemerkenswert  ist  das  Erwachen  des  Selbstgefühls 
und  der  nationalen  Empfindlichkeit  in  der  chinesischen  Großkauf- 
mannschaft, die  1905  den  Boykott  aller  amerikanischen  Waren  veranlaßt 
hatte.  Die  gelbe  Rasse  ist  unzweifelhaft  in  Gährung  und  Bewegung  ge- 
raten, auch  in  Siam  hat  japanischer  Einfluß  reges  Leben  erweckt.  Uber 
der  Zukunft  Ostasiens  ballen  sich  dunkle  Wolken,  die  wirtschaftlichen  und 
politischen  Verhältnisse  dort  verdienen  daher  die  gespannteste  Aufmerksam- 
keit der  alten  Kulturvölker. 

Mit  einem  kurzen  Uberblick  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Re- 
publiken Südamerikas  schließt  das  an  wissenswerten  Tatsachen  und 
wichtigen  Mitteilungen  reiche  Buch. 


Neue  Verkehrskarte  von  Rußland.  Bearbeitet  und  herausgegeben 
von  Th.  Quecke,  Postassistent  beim  Bahnpostamt  Nr.  18  in 
Berlin  SO  16.  Preis  1  Mark  80  Pf.  Im  Selbstverlage  des  Heraus- 
gebers. 

Das  vorliegende  Werk  enthält  außer  einer  Hauptkarte  2  Nebenkarten, 
4  Stadtpläne,  eine  Ubersicht  über  die  Verwaltungs- Einteilung  des  russischen 
Reichs,  ein  Verzeichnis  der  russischen  Eisenbahnen  und  Bahnposten,  eine 
Leitübersicht  für  Sendungen  nach  Rußland  sowie  eine  Zusammenstellung 
und  Erklärung  des  russischen  Alphabets. 

Die  Hauptkartc  umfaßt  das  gesamte  Bahnnetz  des  europäischen  Rußlands. 
Die  Schnellzugslinien  sind  durch  stärkeren  Druck  kenntlich  gemacht.  Die 
Grenzen  der  Gouvernements  treten  durch  farbigen  Druck  klar  und  über- 
sichtlich hervor.  Außer  den  Namen  der  Gouvernements  -  Hauptstädte  sind 
nur  die  der  größeren  Orte  angegeben,  so  daß  die  Aufnahme  der  wichtigeren 
Poststraßen  möglich  wurde.  Von  den  beiden  Nebenkarten  bringt  eine  den 
westlichen  Teil  Polens  in  vergrößertem  Maßstabe,  die  andere  Sibirien  und 
Mittelasien.  Stadtpläne  sind  von  St.  Petersburg,  Moskau,  Odessa  und 
Warschau  mit  Umgebung  beigefügt. 

Das  mit  großem  Eleiße  bearbeitete  Werk  kann  allen  Beamten,  deren 
Dienst  besondere  Kenntnisse  von  den  Verkehrsverhältnissen  Rußlands  erfordert, 
als  ein  wertvolles  Hilfsmittel  zur  Erwerbung  und  Erweiterung  dieser 
Kenntnisse  empfohlen  werden. 


BERLIN.     GEDRUCKT  IN  DEfc  »EICHsDHL  CKEWEJ. 
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INHALT:  Das  neue  Fernsprechamt  in  Leipzig,  S.  257.  —  Verschließbare  Brief- 
abholungsfächer (Schließfächer).  Entscheidung  des  Reichsgerichts  über  das  Rechts- 
verhältnis bei  Abholung  von  Postsendungen  aus  Schließfächern  Schluß1,  S.  264. 
—  Bericht  des  Vorstandes  des  Vereins  Hamburger  Reeder  über  das  Jahr  1905  ot>, 
S.  277.  —  Neuordnung  des  Drucksachentarifs  für  den  inneren  Verkehr  Frank- 
reichs, S.  279. 

Kleine  Mittellungen:  Verbesserung  des  Reiseverkehrs  auf  dem  Nile,  S.  283.  —  Eisen- 
bahnbauten auf  Kiushiu  (Japan),  S.  284 

Literatur:  I.  Jaensch,  Dr.  Georg,  Die  deutschen  Dampfersubventionen,  ihre  Entstehung 
Begründung  und  ihre  volkswirtschaftlichen  Wirkungen.  II.  Neubaur,  Dr.  Paul, 
Die  deutschen  Reichspostdampferlinien  nach  Ostasien  und  Australien  in  zwanzig- 
jährigem Betriebe,  S.  285. 


Das  seit  Oktober  i8q»S  in  den  vorderen  Räumen  des  Haupt- Post- 
gebäudes am  Augustusplatz  in  Leipzig  untergebrachte  Fernsprechamt  ist 
im  Mai  1906  in  einen  auf  dem  hinteren  Posthofe  desselben  Grund- 
stücks errichteten  Erweiterungsbau  verlegt  worden.  Hierbei  ist  die  aus 
Vielfachumschaltern  in  Tischform  für  Einzclleitungsbetricb  bestehende, 
mit  Klappen  als  Anrufzeichen  und  ohne  selbsttätiges  Schlußzeichen 
arbeitende  technische  Einrichtung  durch  ein  neuzeitliches,  von  der  Firma 
Siemens  &  Halske  A.-G.  in  Berlin,  Wernerwerk,  Nonnendamm,  angefertigtes 
Schranksystem  mit  den  neuesten  Apparaten  für  Doppelleitungsbetrieb,  selbst- 
tätigem Anrufe,  selbsttätiger  doppelseitiger  Schlußzcichengebung  und  mit 
Zentralbatterie  ersetzt  worden. 

Im  fünften  Geschosse  des  Erweiterungsbaues  ist  der  Fernsprechbetriebs- 
saal  untergebracht,  während  das  darunter  befindliche  Zwischengeschoß  von 
dem  Relaisraume  des  neuen  Fernsprechamts  eingenommen  wird.  Die  an 
den  Erweiterungsbau  anstoßenden  Gebäude  sind  gleichfalls  für  Zwecke  des 
Fernsprechamts  benutzt,  und  zwar  für  die  Führung  der  Kabel  und  Lei- 
tungen ,  für  die  Unterbringung  der  Maschinen  zur  Erzeugung  elektrischer 
Energie,  für  die  Aufstellung  der  Beleuchtungssammler  und  der  Zentral- 
batterie zum  Betriebe  des  Fernsprechamts  und  für  ähnliche  Zwecke. 

Archiv  f.  Po«t  u.  Telegr.   9.    1907.  17 


Das  neue  Fernsprechamt  in  Leipzig. 
Von  ( )ber- Postinspektor  Weberstedt  in  Berlin. 
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Das  neue  Fernsprechamt  in  Leipzig. 


1.  Leitungsführung. 

Die  Fernsprechanschlußleitungen  nach  den  Sprcchstellen  der  inneren 
Stadt  sind  unterirdisch  geführt,  während  die  übrigen  Sprechstellen  durch 
vom  Amte  aus  zunächst  unterirdisch  und  erst  in  ihrem  späteren  Verlauf 
oberirdisch  geführte  Leitungen  angeschlossen  sind.  Die  Anschlußleitungen 
treten  somit  sämtlich  unterirdisch,  und  zwar  durch  Zementkanäle,  bestehend 
aus  über-  und  nebeneinander  angeordneten  prismatischen  Zementplatten  von 
I  m  Länge,  498  mm  Breite  und  150  mm  Höhe  mit  je  vier  zylindrischen 
Öffnungen  von  100  mm  lichtem  Durchmesser,  in  das  Amt  ein.  Die  von 
der  Allgemeinen  Elektrizitätsgesellschaft  in  Berlin  gelieferten  Kabel ,  zu 
denen  die  Leitungen  vereinigt  sind ,  enthalten  vorwiegend  224  oder 
250  Doppeladern.  Die  aus  massiven  Kupferdrähten  von  0,8  mm  Durch- 
messer bestehenden  Leiter  sind  einzeln  mit  Papierstreifen  unter  Bildung  eines 
möglichst  großen  Hohlraums  umsponnen  und  danach  paarweise  verseilt. 
Die  Kabelseele  trägt  eine  Bandbewicklung;  auf  diese  folgt  ein  Bleimantel 
von  3  mm  Stärke.  Um  die  Kabel  beim  Einziehen  in  den  engen  Kabelkeller 
vor  Beschädigungen  zu  schützen,  und  damit  sie  im  Kabelturm,  in  dem  sie 
hochgeführt  sind,  ihr  eigenes  Gewicht  tragen  können,  sind  sie  außerdem 
mit  Flacheisendrähten  von  trapezförmigem  Querschnitte  bewehrt.  Ein  Meter 
250 •  2-adriges  Kabel  dieser  Art  wiegt  rund  13,7  kg.  Der  Leitungswider- 
stand eines  Kilometers  Doppelleitung  beträgt  bei  +  150  C.  höchstens 
74  Ohm,  der  Isolationswiderstand  mindestens  500  Megohm  und  die  Ladungs- 
fähigkeit höchstens  0,037  Mikrofarad. 

Die  kürzeren  Fernleitungen  sind  gleichfalls  unterirdisch,  und  zwar  teils 
in  einem  besonderen  Fernleitungskabel ,  teils  in  den  Anschlußkabeln  ein- 
geführt. Die  Leiterstärke  für  die  Fernleitungen  beträgt  jedoch  2  mm,  der 
Leitungswiderstand  der  Doppelleitung  höchstens  u.a  Ohm,  der  Isolations- 
widerstand mindestens  500  Megohm  und  die  Ladungsfähigkeit  höchstens 
0,043  Mikrofarad  fürs  Kilometer. 

Die  längeren   Fernleitungen   sind   durchweg   oberirdisch   geführt  und 
endigen  an  einem  eisernen  Einführungsgestänge  auf  dem  Posthause. 

Zur  Umlegung  des  Amtes  sind  rund  13000  m  bewehrte  Kabel  verwendet 
worden.  Die  Zahl  der  in  den  Kabelkeller  einmündenden  Kabel  beträgt 
zur  Zeit  101.  Innerhalb  des  Kabelkellers,  des  Kabelturmes  und  des  Um- 
schalteraums sind  die  Kabel  derart  aufgehängt,  daß  sie  zugänglich  bleiben 
und  leicht  ausgewechselt  werden  können.  Im  Kabelkeller  wird  dies  erreicht 
durch  Auflegen  der  Kabel,  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  teils  auf 
Wandeisen,  teils  auf  an  Rohrständern  angeschraubte  eiserne  Querträger 
der  in  Fig.  ia  und  ib  angegebenen  Muster. 

Die  für  zwei  Kabel  bestimmten  Wandeisen  sind  an  ihrem  freien  Ende 
mit  einem  kurzen  Stützenstummel  versehen,  der  lose  in  einem  am  äußeren 
Ende  gebohrten  Loche  sitzt  und  das  Herabgleiten  der 
Kabel  verhindert.    Zum  gleichen  Zwecke  sind  die  Quer-  Fig  1  a. 

träger  für  vier  Kabel  an  ihren  freien  Enden  mit  kurzen 
Schraubenstützen  mit  Muttern  versehen.    Soll  das  Kabel  a        *'  M 
(Fig.  I  a  und  I  b)   besichtigt  oder  ausgewechselt  werden,  Qi .  ^.^,4 

so   wird   die  Stütze  entfernt  und  das  Kabel  herausge- 
nommen.   Soll  das  Kabel  b  zugänglich  gemacht  werden, 
so  wird    in    das    vorher    freigemachte    Stützenloch  ein 
eiserner  Rundhaken  —  in  Fig.  ib  dargestellt  —  eingehängt,  in  den  zunächst 
das  Kabel  a  gelegt  wird.    Alsdann  wird  das  Kabel  b  über  das  Kabel  a 
hinweggehoben  und  zu  Boden  gelassen. 
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Die  Querträger  sind  so  hoch  angeordnet,  daß  das  ßaupersonal  ohne 
große  Mühe  unter  den  Kabeln  hindurchgehen  kann.  Zwischen  den  Kabel- 
linien verbleiben  freie  Gänge  von  mindestens  40  cm  Breite.    Die  Kabel  sind 

sie  in  fünf  Linien  zu  je  28  Kabeln  zur  Hochführung 
gelangen.  Für  diese  ist  ein  entbehrlicher  Lichtschacht 
benutzt,  in  dem  ein  etwa  20  m  hoher  eiserner  Kabel- 
turm errichtet  ist.  Dieser  Turm  hat  eine  Einrichtung 
erhalten,  bei  der  die  in  ihm  unterzubringenden 
140  Kabel  gleichfalls  zugänglich  und  in  einfacher 
Weise  auswechselbar  sind.  Die  beiden  Längswangen 
des  Turmgestells  sind  durch  Querträger  verbunden, 
auf  denen  wiederum  je  acht  kurze  Querträger  befestigt 
sind.  Zwischen  den  fünf  Gruppen  zu  je  28  Kabeln 
sind  einseitig  mit  Steigleitern  versehene  Aufsteig- 
schächte von  über  50  cm  Breite  vorhanden.  Zum 
Hochwinden  der  Kabel  in  den  Schächten  trägt  der 
Kabclturm  eine  Laufkatze  mit  Flaschenzug.  Um 
dessen  Bedienung  zu  erleichtern,  hat  der  Turm  in 
Höhe  des  Umschalteraums  eine  aufklappbare  Riffel- 
blechabdeckung erhalten. 

Vom  Kabelturme  gelangen  die  Kabel  in  den  an- 
stoßenden ,  im  vierten  Geschosse  befindlichen  Um- 
schalteraum ,  in  dem  sie  über  Wandeisen  und  Quer- 
träger bis  unter  das  eiserne  Hauptverteilergestell  ge- 
führt sind.  Hier  gehen  sie  in  Verteilungsmuffen  der 
in  Fig.  2  dargestellten  Form  in  50  •  oder  56  •  2-adrige 
Gummikabel  mit  3,1  mm  starken  Adern  und  Blei- 
mantel über.  Die  Muffen  sind  mittels  Schellen  und 
lyraförmiger  Bandeisen  unterhalb  des  Hauptverteiler- 
gestells aufgehängt. 

Der  Hauptverteiler  ruht  auf  I- Trägern,  die  quer 
durch  den  Raum  gezogen  sind,  und  besteht  aus  zwei 
je  12,7  m  langen,  3,8  m  hohen  und  1  m  breiten,  aus 
Flach-,  |_-  und  |_J- Eisen  zusammengesetzten  Gestellen, 
die  durch  eine  laubenartige,  I.»  m  breite  Überbrückung 
miteinander  verbunden  sind.  Die  beiden  Innenseiten 
enthalten  die  Sicherungsleisten ,  an  welche  die  oben 
erwähnten  Gummikabel  herangeführt  sind,  die  Außen- 
seiten dagegen  die  Lötösenleisten  für  die  Systemkabel. 
Die  Sicherungsleisten  haben  die  in  Fig.  3  dargestellte 
Einrichtung;  sie  sind  29  cm  lang  und  tragen  zwischen 
je  zwei  auf  der  Rückseite  des  Streifens  mit  Löt- 
ösen versehenen  Metallfedern  eine  Feinsicherungs- 
patrone. Diese  enthält  eine  Spule  aus  isoliertem 
Nickelindraht,  die  durch  den  sie  durchfließenden  Strom, 
wenn  er  eine  Stärke  von  ungefähr  0,23  Ampere  er- 
reicht hat,  soweit  erwärmt  wird,  daß  das  Woodsche 
Metall,  mittels  dessen  der  Haltestift  der  Schmelz- 
patrone angelötet  ist,  zum  Schmelzen  kommt,  wo- 
Verbindung  des  Stiftes  mit  der  Patrone  aufgehoben 
Spannung  gestellte  Feder,  in  deren  Gabel  der  Stift- 
ist, reißt  alsdann  den  Stift  aus  der  Patrone  heraus, 
unterbrochen  wird.    Eine  Sicherungsleiste  ist  für 
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25  Doppelleitungen  eingerichtet,  trägt  mithin  50  Patronen.  Die  18  cm 
langen  Lötösenleisten  (Fig.  4)  enthalten  je  40  voneinander  isolierte,  mit 
Lötösen  versehene  Winkelbleche,  sind  also  für  20  Doppelleitungen  bestimmt. 

Die  Sicherungsleisten  sind  in  der  für  jedes  Kabel  erforderlichen  Anzahl 
senkrecht  übereinander  angebracht.  Die  Doppelader  1  jedes  eingeführten 
Hauptkabels  liegt   am   untersten  Sicherungsstreifen   an   niedrigster  Stelle. 

Fi6-  3- 


t  -  f" 

1 .  ,'L. 

Der  fünfte  Sicherungsstreifen  beginnt  mit  Ader  100,  der  neunte  mit 
Ader  200.  Zwischen  dem  vierten  und  fünften  sowie  dem  neunten  und 
zehnten  Sicherungsstreifen  sind  die  Kabelbezeichnungsschilder  angebracht. 
Das  Abzählen  der  Adern  wird  hierdurch  sehr  erleichtert;  eine  Bezeichnung 
der  Adernummer  erübrigt  sich.  Da  die  Sichcrungsleisten  zum  Teil  in  er- 
heblicher Höhe  angebracht  sind,  ist  das  Gestellinnere  zur  Bedienung  der 
höher  gelegenen  Leisten   mit  einem  Podium  versehen ,   das  mit  eisernen 


F»g  4- 


Leitern  und  Rutschstangen  ausgestattet  ist  und  sich  in  halber  Höhe  des 
Gestells  befindet.  Fig.  5  gewährt  einen  Einblick  in  den  Innenraum  über  dem 
Podium. 

Die  Lötösenleisten  sind  so  über  die  Außenseiten  des  Gestells  verteilt, 
daß  sie  bequem  von  ebener  Erde  aus  bedient  werden  können ;  sie  sind 
wagerecht  angebracht,  wie  Fig.  6  zeigt.    Oberhalb  der  Lötösenleisten  sind 
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Laufgänge  hergestellt,  von  denen  aus  die  auf  beiden  Hälften  des  Haupt- 
vcrteilers  endigenden  Yerbindungsdrähte  über  die  Uberbrückung  gezogen 
werden.  Die  Innenseiten  des  Gestells  sind  aufnahmefähig  für  35000,  die 
Außenseiten  für  20000  Doppelleitungen.  Zur  Verbindung  der  Sicherungs- 
leisten mit  den  Lötösenleisten  ist  zweiadriger  Zimmerleitungsdraht  verwendet 
worden.  Die  Adern  bestehen  aus  einem  0.8  mm  starken  verzinnten  Kupfer- 
drahte, der  zunächst  mit  Baumwolle  umsponnen  und  dann  mit  bestem  Para- 
gummiband  in  übereinander  greifenden  Windungen  umwickelt  ist.  Das  Gummi- 
band ist  mit  einer  zweiten  Baumwollumspinnung  umgeben;  diese  Umspinnung 
ist  mit  einer  isolierenden  Masse,  jedoch  nicht  mit  Paraffin,  getränkt.  Das 
Ganze  ist  mit  einem  straff  verflochtenen  Fadenmaterial  umklöppelt,  das  mit 
einer  wetterbeständigen  Masse  durchtränkt  ist.  Der  doppeladrige  Draht 
besteht  aus  zwei  miteinander  verseilten  einadrigen  Drähten  der  vorstehend 
angegebenen  Bauart  ohne  weitere  Umhüllung.  Die  erste,  ungetränkte  Baum- 
wollumspinnung besteht  bei  der  einen  Ader  aus  Fäden  von  weißer,  bei  der 
anderen  von  abwechselnd  roter  und  weißer  Farbe.  Der  Leitungswiderstand 
einer  Ader  beträgt  für  das  Kilometer  bei  -f-  15°  C.  höchstens  370hm,  der 
Isolationswiderstand  bei  -f-  400  C.  und  einem  Feuchtigkeitsgehalte  der  Luft 
von  90  v.  H.  des  Sättigungszustandes  mindestens  0,01  Megohm.  Von  diesem 
durch  das  Kabelwerk  Rheydt  A.-G.  in  Rheydt  (Bz.  Düsseldorf)  angefertigten 
Doppeldrahte  sind  zum  Beziehen  des  Umschaltegestells  etwa  117000  m 
verwendet  worden ;  zum  beiderseitigen  Anlöten  der  Verbindungsdrähte  war 
die  Fertigung  von  46  800  Lötungen  erforderlich;  die  Gesamtzahl  der  am 
Hauptverteiler  ausgeführten  Lötungen  betrug  rund  120000. 

An  die  Lötösenleisten  des  Hauptverteilers  sind  21.2-adrige  Baum- 
wollseidenkabel  angelötet,  die  zur  Verbindung  der  Außenleitungen  mit  den 
Yorschalteschränken  dienen.  Diese  Kabel  sind  über  zwei  an  den  Haupt- 
verteiler anstoßende  Tragegestelle,  in  denen  sie  auf  Drahtgeflecht  ruhen 
(vgl.  Fig.  6),  durch  Maueröffnungen  nach  dem  benachbarten  Relaisraum 
und  von  diesem  zu  den  Vorschalteschränken  geführt. 

Die  Kabeladern  mit  den  unterirdisch  eingeführten  Fernleitungen  sind  als 
bewehrte  Kabel  bis  zu  einem  im  Relaisraum  errichteten  eisernen  Gestelle 
geführt,  wo  sie  durch  Kohlenblitzableiter  mit  Feinsicherungen  geschützt 
sind.  Das  Gestell  ist  durch  Verbindungskabel  mit  einem  im  Fernsprechsaal 
aufgestellten  Klinkenumschalter  verbunden,  der  die  Umlegung  der  Fern- 
leitungen auf  andere  Arbeitsplätze  und  ihre  Schaltung  auf  Meßinstrumente 
zum  Zwecke  der  Eingrenzung  von  Störungen  ermöglicht  und  hierzu  für 
zwei  Arbeitsplätze  eingerichtet  ist. 

Hinsichtlich  der  oberirdischen  Fernleitungen,  die  an  einem  an  der  Ost- 
seite des  Betriebssaals  errichteten  Einführungsgestänge  endigen,  ist  zu 
unterscheiden  zwischen  den  zum  Betrieb  eingeführten,  in  Leipzig  endigenden 
Leitungen  einerseits  und  den  zur  Untersuchung  eintretenden  durchgehenden 
Leitungen  anderseits.  Der  Übergang  von  der  blanken  Bronzedrahtleitung 
zur  isolierten  Einführungsleitung  erfolgt  bei  beiden  Arten  unter  Verwendung 
besonderer  Ebonitschutzglocken;  für  die  Einführung  der  Betriebsleitungen 
dient  einadriges  Blcirohrkabel ,  für  die  Einführung  der  Durchgangsleitungen 
isolierter  Litzendraht  mit  10  qmm  Kupferquerschnitt  auf  Porzellanrollen. 
Durch  einen  eisernen  Schacht  gelangen  die  Leitungen  in  den  tiefer  gelegenen 
Blitzableiterraum,  wo  die  Betriebsleitungen  durch  Grobsicherungen,  Platten- 
blitzablciter  und  Kohlenblitzableiter  mit  Feinsicherungen,  die  durchgehenden 
Leitungen  durch  zweipolige  Universalsicherungen  für  Spannungen  bis 
550  Volt  und  durch  Plattenblitzableiter  geschützt  sind.  Zur  Aufnahme  der 
Sicherungen  und  Plattenblitzableiter  sind  zwei  eiserne  Gestelle  aufgestellt. 
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Während  die  Betriebsleitungen  in  Fernleitungskabeln  mit  geschlossener  Be- 
wehrung und  50  2  mm  starken  Doppeladern  nach  dem  oben  erwähnten 
Umschaltegestelle  für  Fernleitungen  und  von  dort  nach  dem  Klinkenumschalter 
weitergeführt  sind,  verlassen  die  durchgehenden  Leitungen  das  Amt  wieder 
auf  dem  Wege  über  das  Einführungsgestänge.  Soll  das  Amt  in  eine  dieser 
Leitungen  eintreten,  so  ist  der  in  diese  Leitung  am  Blitzableitergestell  ein- 
gebaute Vierfachkurbelumschalter  umzulegen ,  wodurch  die  durchgehende 
Leitung  geteilt  und  auf  besondere  Klinken  im  Klinkenumschalter  geschaltet 
wird.  Auf  diese  Weise  wird  der  Betrieb  in  den  meist  langen  und  wichtigen 
durchgehenden  Fernleitungen  nicht  durch  die  Kapazität  und  etwaige  Fehler 
in  der  Amtseinrichtung  beeinträchtigt.  (Schluß  folgt.) 


Verschließbare  Briefabholungsfächer  (Schließfächer). 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  über  das  Rechts- 
verhältnis bei  Abholung  von  Postsendungen  aus 

Schließfächern. 

(Schluß.) 

IX.  Schließfächer  außerhalb  des  Reichs -Postgebiete. 

A.  Bei  den  deutschen  Postanstalten  im  Ausland  und  in  den  deutschen  Schutzgebieten^ 

Seit  dem  Jahre  i8$8  sind  auch  bei  den  deutschen  Postanstalten  im  Aus- 
land und  in  den  Schutzgebieten  Schließfächer  eingerichtet  worden.  Die  Er- 
fahrung hat  gelehrt,  daß  die  Vorteile  der  Einrichtung  sowohl  für  das 
Publikum  wie  für  die  Verwaltung  außerhalb  des  Reichs -Postgebiets  fast 
noch  größer  sind  als  in  der  Heimat. 

Die  Gründe  hierfür  sind  mannigfacher  Art.  Sie  liegen  zunächst  auf 
sprachlichem  Gebiete.  Namentlich  an  Orten  mit  internationalem  Ver- 
kehre, wie  beispielsweise  Constantinopel,  erweist  sich  die  Vielsprachigkeit 
der  abholenden  Boten  für  die  schnelle  Abfertigung  außerordentlich  hinder- 
lich. Dieser  Ubelstand  ist  besonders  fühlbar,  wenn  es  sich  um  den  Eingang 
einer  Post  von  großem  Umfange  handelt,  was  in  den  Schutzgebieten  nicht 
selten  der  Fall  ist.  Dazu  kommt,  daß  der  Bestelldienst,  soweit  er  über- 
haupt eingerichtet  ist  —  abgesehen  vielleicht  von  Constantinopel  — ,  noch 
im  Anfange  der  Entwicklung  steht;  notwendigerweise  wird  dadurch  die 
Zahl  der  Abholer  erheblich  beeinflußt. 

Die  Einrichtungen  in  den  Schutzgebieten  und  im  Auslande  sind  im 
wesentlichen  nach  den  für  das  Reichs- Postgebiet  geltenden  Grundsätzen 
getroffen  worden,  wenn  es  auch  mit  Rücksicht  auf  die  völlig  veränderten 
Verhältnisse  nicht  angängig  war,  die  heimischen  Bestimmungen  ohne  weiteres 
auf  das  Ausland  und  die  Schutzgebiete  zu  übertragen. 

Zuständig  zur  Entscheidung  über  die  Orte,  an  denen  außerhalb  des 
Reichs -Postgebiets  Schlieüfachschränke  aufgestellt  werden  sollen,  ist  das 
Reichs -Postamt.  Dieses  entscheidet  auch  über  die  äußere  Einrichtung  der 
Schränke  und  die  zu  erhebenden  Gebühren. 

Die  äußere  Einrichtung  der  Schließfächer  entspricht,  von  geringen 
Abweichungen  abgesehen,  der  für  die  Postanstalten  des  Reichs -Postgebiets 


Digitized  by  Google 


Verschließbare  Brid'abholungsfächer  usw. 


vorgeschriebenen.  Vereinzelt,  beispielsweise  in  Windhuk,  sind  nur  Fächer 
einer  Abmessung  eingerichtet  worden,  weil  das  Bedürfnis  nach  verschieden 
großen  Fächern  nicht  vorlag.  Auch  sind  die  Fächer  nicht  überall  in  den- 
selben Abmessungen  wie  in  der  Heimat  hergestellt  worden,  namentlich  nicht 
da.  wo  die  Einrichtungen  vor  allgemeiner  Einführung  der  Schließfächer  im 
Reichs -Postgebiete  hergestellt  worden  sind. 

Die  Gebühren  werden  für  jede  Postanstalt  besonders  festgesetzt.  In 
den  Schutzgebieten  werden  dabei  die  Mehrausgaben  berücksichtigt,  die 
durch  die  klimatischen  Verhältnisse  usw.  entstehen  —  z.  B.  hat  der  Schließ- 
fachschrank bei  dem  Postamt  in  Swakopmund  wegen  der  dort  herrschen- 
den stark  salzhaltigen  Seeluft  mit  einem  besonderen  Schutze  gegen  Rost- 
bildung versehen  werden  müssen  — ;  im  Auslande  kommt  außerdem  noch 
in  Betracht,  wie  die  Gebühren  für  Schließfächer  der  etwa  an  demselben 
Orte  vorhandenen  sonstigen  fremdländischen  Postanstalten  festgesetzt  worden, 
und  daß  Abholer  mit  internationalen  Verkehrsbeziehungen  oft  genötigt  sind, 
sich  bei  den  Postanstalten  mehrerer  Verwaltungen  Schließfächer  zu 
mieten. 

Das  Nähere  über  die  außerhalb  des  Reichs -Postgebiets  von  der  Reichs- 
Postverwaltung  eingerichteten  Schließfächer  geht  aus  der  nachstehenden 
Übersicht  hervor. 


O  r  t 


Jahr 
der 
Hin- 
rich- 
tung 


Vierteljährliche 
Gebühr  in 

fremder  deutscher 
Wahrung  Währung 


Gesamt- 
ein- 
nahme 
für  1905 

Mark 


Bemerkungen 


Beirut    

Constantinopel-Galata 
-Pera. 

Jerusalem   

Smvrna  

Swakopmund  

Tanger   

Tsingtau  


Windhuk 


IQOO 
189$ 
1C)00 
UjOO 
i'KX) 

1907 

1906 

1904 
.904 


15  Piaster  i,-.-  Mark 

30  Piaster  5,0  Mark 

30  Piaster  5,-0  Mark 

15  Piaster  a,«  Mark 

15  Piaster  2,;«  Mark 

4  Mark 

fur  gewöhnliche  Fächer 

»'»  Mark 

für  grünere  Flcher 

3  Pesetas    2,-s  Mark 

3  Dollar    t"»,r  Mark 
imcx.l 

lur  gewöhnliche  Fächer 

\,s  Dollar  9, --.  Mark 

imcx.l 

fur  größere  Fächer 

—         'v  Mark 


3  44'">.*< 

500.0J 
1  .09,,, 


I 


|  1  <i8*'..s- 


2  oöo,  9 


Summe. . . . 


9  430. 


Zu  >>.  Gesamtzahl  der 
vorhandenen  Fächer: 
(O  gewöhnliche .  So 
größere. 


Zu  7.  Gesamtzahl  der 
vothundenen  Fächer: 
SS  gewöhnliche,  4 
gröl 'crc. 

Die  französische 
l'ostverw  almng  er- 
hebt die  gleiche  Ge- 
bühr .  die  englische 
fosherwallung  dir 
gewöhnliche  Fächer 
die  gleiche.  für 
gn.bere  Fächer  aber 
eine  Gebühr  v..n 
n  l'escta*  vicrtcljfihr- 
hch. 


Zu  S.  Gc-amUahl  der 
vorhandenen  Ficher • 
Ul  gewöhnliche  1:0: 
20   iu),      \2  gröbere 


Zu  o.  Gesamtzahl  der 
vorhandenen  Fächer : 
100  gröbere 
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Die  Übersicht  läßt  erkennen,  daß  die  Schließfacheinrichtungen  in 
der  Türkei  durchweg  älter  sind  als  das  Gesetz  vom  Ii.  März  1901.  Mit- 
bestimmend für  die  frühzeitige  Einrichtung  von  Schließfächern  bei  den 
dortigen  deutschen  Postanstalten  war  auch  der  Umstand,  daß  bei  einzelnen 
fremdländischen  Postanstalten  schon  Schließfachschränke  aufgestellt  worden 
waren  und  sich  dort  trotz  ihrer  bisweilen  recht  mangelhaften  Form  —  u.  a. 
kamen  als  Verschlußmittel  auch  Vorhängeschlösser  zur  Anwendung  —  steigen- 
der Benutzung  erfreuten. 

Die  eigenartigen  Verhältnisse  in  der  Türkei  bringen  es  mit  sich,  daß 
die  an  einem  und  demselben  Orte  vorhandenen  fremdländischen  Postanstaltcn 
häufig  Sendungen  miteinander  auszutauschen  haben.  Auch  hierfür  ist  die 
Schließfacheinrichtung  nutzbar  gemacht  worden,  indem  die  Auswechslung 
der  Sendungen  durch  Schließfächer  erfolgt,  die  die  Postanstalten  sich  gegen- 
seitig unentgeltlich  überlassen.  Im  übrigen  findet  eine  Befreiung  von 
Zahlung  der  Schließfachgebühren  nur  ganz  ausnahmsweise  statt;  im 
Reichs- Postgebiet  ist  eine  solche  Befreiung  nach  dem  Gesetze  vom 
5.  Tuni  1869,  betreffend  die  Portofreiheiten  im  Gebiete  des  Norddeutschen 
Bundes  (B.  G.  Bl..  S.  141  und  Abschn.  III  Abt.  1  Anl.  7  der  A.  D.  A.), 
ausgeschlossen. 

B.    In  Bayern  und  Württemberg. 

Die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über  Fachgebühren  für  abzuholende 
Briefe  und  sonstige  Gegenstände  —  §  8  Abs.  2  des  Gesetzes  über  das  Post- 
taxwesen im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  vom  28.  Oktober  1871.  abge- 
ändert durch  Gesetz  vom  u.MärzioxH  —  finden  nach  §  13  des  zuerst  ge- 
nannten Gesetzes  auf  den  inneren  Postverkehr  in  Bayern  und  Württemberg 
keine  Anwendung.  Bayern  und  Württemberg  haben  daher  von  jeher  in 
allem,  was  Schließfächer  angeht,  freie  Hand  gehabt.  Beide  Staaten  sind 
in  der  Frage  der  Schließfächer  ihre  eigenen  Wege  gegangen. 

1.  Bayern. 

Die  Postordnung  für  das  Königreich  Bayern  vom  27.  März  1900  ent- 
hält unter  den  Vorschriften  für  die  Abholung  nachstehende  Bestimmung: 

»Die  Postanstalt  richtet  den  Empfängern  eigene  Brieffächer  ein. 
Sind  diese  den  Abholern  von  außen  mittels  Schlüssels  zugänglich 
gemacht,  so  wird  für  die  Benutzung  jedes  Faches  eine  nach  dessen 
Größe  verschiedene  einmalige  Gebühr  von  10  oder  20  Mark  im  vor- 
aus erhoben.« 

Die  Einrichtung  der  Schließfächer  ist  auf  bestimmte  Postan- 
stalten beschränkt.  Einheitliche  Abmessungen  für  die  Fächer  sind 
nicht  vorgeschrieben;  es  steht  nur  so  viel  fest,  daß  an  jedem  Orte,  an  dem 
die  Einrichtung  hergestellt  wird,  Fächer  von  zwei  verschiedenen  Größen 
zur  Verfügung  der  Abholer  gestellt  werden. 

In  die  Schließfächer  dürfen  nur  gewöhnliche  Brief  Postsendungen 
und,  soweit  der  Umfang  der  Fächer  es  erlaubt,  Zeitungen  eingelegt 
werden.  Über  das  Vorliegen  von  Sendungen,  bei  deren  Aushändigung 
Porto-  oder  Nachnahmebeträge  zu  entrichten  sind  oder  deren  Abgabe  nur 
gegen  Empfangsbescheinigung  geschehen  darf,  ist  dem  Fachinhaber  durch 
Einlegen  einer  Benachrichtigungskarte  in  das  Schließfach  jedesmal  Mitteilung 
zu  machen.  Die  Karte  hat  der  Abholer  bei  Empfangnahme  der  Sendung  an 
den  Schalterbeamten  zurückzuliefern. 
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Die  Gebühren  sind  in  der  Regel  sofort  nach  ihrer  Erhebung  mittels 
dienstlicher  Postanweisung  an  die  Postbezirkskasse  einzusenden ;  die  erfolgte 
Einsendung  ist  im  Geschäftsbuche  zu  vermerken.  Kommen  jedoch  mehrere 
Zahlungspflichtige  in  Betracht  und  ist  daher  bis  zur  Gesamtentrichtung  mit 
der  Einsendung  zu  warten,  so  sind  bis  dahin  die  vereinnahmten  Einzel- 
beträge als  verschiedene  Einnahmen  zu  behandeln  (d.  h.  schwebend  zu  führen). 

Im  Jahre  1900  bestanden  Schließfacheinrichtungen  nur  an  einzelnen 
Orten  der  Pfalz;  über  den  gegenwärtigen  Umfang  der  Einrichtung  fehlen 
Veröffentlichungen. 

2.  Württemberg. 

In  Württemberg  stimmen  die  Vorschriften  über  die  Schließfacheinrich- 
tungen im  allgemeinen  mit  den  für  das  Reichs- Postgebiet  geltenden  über- 
ein; vor  kurzem  ist  jedoch  die  Gebühr,  die  seit  1901  im  Einklänge  mit 
den  Bestimmungen  für  das  Reichs -Postgebiet  auf  12  Mark  jährlich  für  ge- 
wöhnliche. 18  Mark  für  größere  (über  121/.,  cm  hohe)  Fächer  festgesetzt 
war,  auf  6  und  9  Mark  jährlich  ermäßigt  worden.  Ursprünglich  erfolgte 
die  Überlassung  vollständig  gebührenfrei.  Die  Vorauszahlung  der  Fach- 
gebühr für  das  volle  Kalenderjahr  oder  bei  Anmeldung  im  Laufe  des 
Kalenderjahrs  für  den  Rest  des  Jahres  ist  zulässig.  Wo  Schließfachschränke 
aufgestellt  werden  sollen,  bestimmt  die  Generaldirektion. 

Die  Einrichtung  besteht  in  Württemberg  seit  1878.  Ende  1899  waren 
nahezu  alle  Postämter  I,  ein  großer  Teil  der  Postämter  II  und  einige 
größere  Postämter  III  mit  Schließfächern  ausgerüstet.  Am  31.  März  1905 
—  neuere  Zahlen  liegen  noch  nicht  vor  —  waren  in  33  Postorten  bei 
33  Postanstalten  1575  Schließfächer  vorhanden;  davon  waren  683  an  Ab- 
holer vermietet. 

Nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  Einrichtung  in  Württem- 
berg wird  der  Umstand  gewesen  sein,  daß  in  württembergischen  Post  orten 
die  Abholung  sich  grundsätzlich  auf  gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefe, 
Postkarten,  Drucksachen,  Geschäftspapiere  und  Warenproben  beschränkt; 
nur  Empfänger  in  Landorten  dürfen  auch  bestellgeldpflichtige  Sendungen 
(Pakete  jeder  Art.  Wertbriefe  und  Postanweisungen)  abholen. 

C.    Bei  ausländischen  Postverwaltungen. 
1.   Schließfächer  in  Nord-  und  Mittelamerika. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika.*)  Die  Postverwaltung  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  darf  das  Verdienst  für  sich  in  Anspruch 
nehmen,  die  Schließfächer,  die  vor  ihrer  Einführung  in  den  Postdienstbetrieb 
schon  im  amerikanischen  Bankwesen  Verwendung  gefunden  hatten,  als  erste 
für  den  Briefabholungsdienst  nutzbar  gemacht  zu  haben.  Äußerlich  tritt 
die  amerikanische  Herkunft  der  Einrichtung  vielfach  noch  dadurch  in  die 
Erscheinung,  daß  bei  einer  Reihe  von  Postverwaltungen  sich  die  ursprüng- 
liche amerikanische  Bezeichnung  »letter-boxes«  (Brieffächer)  —  jetzt  ist 
gebräuchlicher  »lock  -  boxes«  (Schließfächer)  —  zur  Benennung  der  dem 
Publikum  unmittelbar  zugänglichen  verschließbaren  Abholungsfächer  er- 
halten hat. 

Allein  schon  der  Umstand,  daß  die  Einrichtung  von  Amerika  aus  ihren 
Eingang  in  die  Postverwaltungen  fast  aller  zivilisierten  Länder  gefunden 

•)  Vgl.  The  Postal  Laws  and  Regulations  of  the  United  States  of  America.  Edition 
of  1902  Washington  1902.  See.  17  S.  23,  See.  343  ff.  S.  1 56  tr.,  See.  374  ff.  S.  170  f., 
See.  638  S.  307  f. 
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hut,  rechtfertigt  es,  auf  die  Schließfächer  der  amerikanischen  Postverwaltung- 
etwas näher  einzugehen. 

Eine  gebührenfreie  Briefbestellung  findet  in  den  Vereinigten  Staaten  nur 
an  Orten  statt,  die  entweder  mindestens  ioooo  Einwohner  haben  oder 
deren  Postämter  eine  etatmäßige  Einnahme  von  wenigstens  5000  Dollars 
aufweisen.  Ein  Abholungsverfahren  auf  Grund  von  Abholungserklärungen 
wie  in  Deutschland  gibt  es  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht.  Wünscht 
jemand  seine  Postsendungen  bei  dem  Postamt  in  Empfang  zu  nehmen,  so 
muß  er  sich  ein  Schließfach  mieten.  Am  Schalter  der  mit  Bestelleinrich- 
tungen  versehenen  Postanstalten  werden,  abgesehen  von  Einschreibbrief- 
sendungen und  mit  Porto  belasteten  Sendungen  für  Schließfachmieter,  nur 
postlagernde  Sendungen  ausgegeben. 

Schließfächer  können  bei  allen  Postanstalten  der  Vereinigten 
Staaten  eingerichtet  werden ,  zur  Erleichterung  für  das  Publikum  in  Orten 
mit  mehreren  Postanstalten  auch  bei  den  Zweigpostanstalten.  Auf  Staats- 
kosten werden  die  Einrichtungen  in  der  Regel  nur  bei  solchen  Postanstalten 
ausgeführt,  die  in  staatseigenen  Gebäuden  untergebracht  sind.  Wo  die  Her- 
stellung nicht  auf  Staatskosten  erfolgt,  haben  die  Postmeister  dafür  Sorge 
zu  tragen;  dies  gilt  grundsätzlich  für  alle  Postämter  IV. 

Schließfächer  dürfen  auch  außerhalb  der  Postanstalten  einge- 
richtet werden.  Insbesondere  ist  es  zulässig,  sich  in  einem  Zigarren-  oder 
Schreibwarenladen  einen  pri  vate -lock- box  zu  mieten  und  Briefe  dorthin 
adressieren  zu  lassen. 

Wenn  die  Schließfachschränke  für  Rechnung  der  Postmeister  hergestellt 
werden,  bleiben  sie  dauernd  in  deren  Eigentum.  Ein  Postmeister,  der  neu 
in  sein  Amt  eintritt,  ist  nicht  verpflichtet,  die  etwa  im  Eigentume  seines 
Vorgängers  stehende  Einrichtung  zu  übernehmen;  dieser  muß  aber  die 
Sehließfachschränke  gegen  eine  billige  Entschädigung  so  lange  an  Ort  und 
Stelle  belassen,  bis  dem  Nachfolger  die  Beschaffung  von  Ersatz  möglich 
gewesen  ist.  Bei  den  kleineren  Postämtern  IV  kann  mit  Genehmigung 
des  »First  Assistant  Postmaster- General«  *)  die  Einrichtung  auch  durch  den 
Hauswirt,  in  dessen  Hause  das  Postamt  untergebracht  ist.  erfolgen. 

Bei  der  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten  sind  Schließfächer 
von  drei  verschiedenen  Abmessungen  im  Gebrauche,  nämlich: 

Größe  I:   Breite  10,8  cm,  Höhe  13.3  cm,  Tiefe  30,5  cm; 
II:       -       8,9    -       -      10,4   -       -      20,!  - 
-III:      -       6      -       -      io.i   -       -      20,!    -  . 

Die  Mindest- Übe rl  assungsdauer  beträgt  ein  Vierteljahr;  die  Ge- 
bühr beläuft  sich  je  nach  der  Größe  des  Faches  auf  2,  3  oder  4  Dollars 
(8  Mark  40  Pf..  12  Mark  60  Pf.  und  16  Mark  80  Pf.)  vierteljährlich;  sie 
wird  von  dem  First  Assistant  Postmaster -General  festgesetzt  und  darf  nur 
mit  dessen  Genehmigung  geändert  werden. 

Die  Schließfachgebühren  müssen  vierteljährlich  im  voraus  entrichtet 
werden.  Erfolgt  die  Bezahlung  nicht  innerhalb  der  ersten  zehn  Tage  des 
Vierteljahrs,  so  wird  das  Fach  gesperrt;  die  für  den  säumigen  Fachinhaber 
eingehenden  Sendungen  werden  der  »general  delivery«  **)  zugeführt. 

*  Der  First  Assistant  Postmastcr- General  steht  an  der  Spitze  einer  der  vier 
Abteilungen  des  Post -Office  Department  in  Washington.  Seine  Stellung  entspricht 
etwa  derjenigen  der  Direktoren  im  Reichs  -  Postamt. 

*•;  Die  general  delivery  bearbeitet  die  Aushändigung  von  Postsendungen  an  vor- 
übergehend am  Orte  sich  aufhaltende  Personen. 
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Entsprechend  der  vierteljährlichen  Gebührenerhebung  erfolgt  auch  die 
Abrechnung  vierteljährlich.  Ist  die  Einziehung  von  Gebühren  durch  Schuld 
des  Postmeisters  unterblieben,  so  hat  er  den  Fehlbetrag  zu  ersetzen. 

Dem  Schließfachmieter  werden  zugleich  mit  dem  Fache  drei  dazu  ge- 
hörende Schlüssel  übergeben.  Für  jeden  dieser  Schlüssel  ist  in  der  Regel 
ein  Pfand  von  20  Cts.  zu  hinterlegen,  das  beim  Aufhören  des  Mietverhält- 
nisses unter  der  Bedingung  zurückgeliefert  wird ,  daß  auch  die  Schlüssel 
vollzählig  zurückgegeben  werden.  Für  die  ordnungsmäßige  Aufbewahrung 
der  Pfänder  sind  die  Postmeister  verantwortlich.  Sie  haben  die  ihnen  über- 
gebenen  Beträge  bei  einer  Bank  zu  hinterlegen.  Weitere  Schlüssel  werden 
auf  Antrag  unter  der  gleichen  Bedingung  der  Stellung  eines  Pfandes  von 
20  Cts.  für  jeden  Schlüssel  geliefert. 

Die  Benutzung  eines  und  desselben  Faches  ist  auch  denjenigen 
Personen  gestattet,  die  zu  dem  Mieter  in  einem  verwandtschaftlichen  oder 
geschäftlichen  Verhältnisse  stehen.  Der  Begriff  »verwandtschaftliche  oder 
geschäftliche  Verhältnisse«  ist  hierbei  im  weitesten  Sinne  zu  verstehen.  So 
werden  beispielsweise  in  ein  und  dasselbe  Fach  gelegt: 

1.  Postsendungen  an  die  Familienmitglieder  des  Fachmieters  einschließ- 
lich etwaigen  Besuchs,  dauernder  oder  vorübergehender  Kostgänger 
sowie  des  Dienstpersonals; 

2.  falls  eine  Firma  Fachinhaber  ist.  Postsendungen  an  alle  ihre  In- 
haber und  —  mit  ihrem  Einverständnisse  -  Postsendungen  an  alle 
Familienmitglieder  der  Firmeninhaber  sowie  an  ihre  Angestellten; 

3.  falls  eine  Körperschaft  oder  Gesellschaft  Fachinhaber  ist,  Post- 
sendungen an  ihre  Beamten ; 

4.  falls  eine  öffentliche  Behörde  oder  Schule  Fachinhaber  ist.  Postsen- 
dungen an  ihre  Angestellten  und  Studenten  oder  Schüler; 

5.  falls  ein  Gast-  oder  Speisehaus  Fachinhaber  ist,  Postsendungen  an 
die  Gäste. 

Postsendungen,  die  in  der  Aufschrift  außer  dem  Bestimmungsorte  nur 
die  Schließfachnummer  tragen,  sind  zulässig.  —  Die  in  die  Schließfächer 
eingelegten  Sendungen  dürfen  ausnahmsweise  auch  am  Schalter  ausgegeben 
werden,  wenn  der  Fachinhaber  oder  eine  andere  zur  Abholung  befugte 
Person  den  Schlüssel  vergessen  hat  oder  das  Fach  nicht  öffnen  kann. 

An  folgende  Personen  ist  eine  Vermietung  von  Schließfächern 
nicht  gestattet: 

a)  an  Minderjährige  oder  Geisteskranke,  wenn  die  Eltern  oder  Vor- 
münder es  verbieten; 

b)  an  Personen,  bei  denen  Grund  zu  der  Vermutung  vorliegt,  daß  sie 
die  Schließfächer  zu  unsittlichen,  unredlichen,  betrügerischen  oder 
Lotteriegeschäften  benutzen  werden.  Stellt  sich  heraus,  daß  die 
Fächer  zu  derartigen  Geschäften  mißbraucht  werden,  so  kann  das 
Post -Office  Department  das  Fach  sperren  lassen,  ohne  daß  die  ge- 
zahlte Miete  erstattet  wird; 

c)  an  Personen,  die  nicht  sorgfältig  mit  den  Fächern  umgehen  und 
die  Grundsätze  für  ihre  Benutzung  nicht  beachten. 

Den  Postmeistern  ist  es  verboten,  die  Namen  der  Fachinhaber  anderen 
als  den  Beamten  ihres  Amtes  und  den  Postinspektoren  mitzuteilen. 

Nach  vorstehendem  wird  es  erklärlich  sein ,  daß  die  Schließfach- 
einrichtung sich  in  den  Vereinigten  Staaten  außerordentlich  entwickelt 
hat.  Nach  den  Jahresberichten  des  General -Postmeisters  beliefen  sich 
die  Einnahmen  an   Fachmiete  in   den   letzten   fünf  Rechnungsjahren 
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—  diese  beginnen  am  i.  Juli  eines  jeden  Kalenderjahrs  —  auf  folgende 
Summen : 

1900/1:  j  (»15  853  Dollars  14  Cts.  oder  12  363  217  Mark  31  Pf., 
190 1/2:  2002085       -        4     -       -     12  686  440     -      57  - 
1002/3:3005675       -        6     -  1291)8462     -      25  - 

1903/4:3111573  58     -       -     13  103  071     -     08  - 

1904/5  •  3  135  °3«  -  54  -  -  13292563  -  41  - 
Regelmäßige  Angaben  über  die  Anzahl  der  vermieteten  Fächer 
liegen  nicht  vor.  doch  geht  deren  Zahl  bei  nicht  wenigen  Postämtern  der 
Union  über  1000  hinaus.  Die  Zahl  der  Personen,  für  die  die  ein- 
gehenden Postsendungen  in  ein  und  dasselbe  Fach  zu  legen  sind,  steigt  bis 
auf  100  und  mehr;  an  manchen  Orten  ist  die  Hälfte  der  ankommenden 
Sendungen  für  Schließfachmieter  bestimmt.  Da  nur  etwa  50  v.  H.  dieser 
Sendungen  mit  der  Fachnummer  versehen  sind,  gestaltet  sich  ihre  Ausson- 
derung und  Verteilung  in  großen  Orten  sehr  schwierig  und  kann  nur  von 
gut  eingearbeiteten  Beamten  ausgeführt  werden.  Wo  es  sich  lohnt,  ist  des- 
halb eine  besondere  Verteilungsstelle  für  Schließfachsendungen  eingerichtet 
worden,  bei  welcher  die  durch  Schließfächer  auszugebenden  Sendungen, 
nachdem  sie  bei  der  Entkartungsstelle  mit  einem  Abdrucke  des  Ankunfts- 
stempels versehen  worden  sind,  zunächst  nochmals  abgestempelt  werden. 

Der  Jahresbericht  des  General -Postmeisters  für  das  Rechnungsjahr 
1902/3*;  führt  lebhafte  Klage  über  die  Einrichtung  der  private-lock- 
boxes.  Die  Vermietung  solcher  boxes  stelle  einmal  einen  Wettbewerb  mit 
den  Einrichtungen  der  Verwaltung  dar,  die  nicht  so  gewissenlos  vorgehen 
könne  wie  der  Ladeninhaber,  der  sich  um  Namen .  Stand  und  Geschäft 
seiner  Kunden  nicht  kümmert;  anderseits  sei  damit  der  Versendung  unsitt- 
licher und  gesetzwidriger  Briefpostgegenstände  Tür  und  Tor  geöffnet. 

Mexico.**)  Die  mit  einem  Schlüssel  zu  ihren  Briefabholungsfächern 
ausgestatteten  Abonnenten  können  ihre  Briefe  jederzeit,  auch  außerhalb  der 
Schalterdienststunden  ohne  Vermittlung  der  Postbeamten  abholen.  Die  Ver- 
antwortlichkeit der  Postverwaltung  hört  auf,  sobald  die  Sendungen  in  die 
Fächer  eingelegt  worden  sind.  Die  Fachgebühr  beträgt  jährlich  12  Pesos 
(40  Mark  56  Pf.)  und  ist  vierteljährlich  im  voraus  zu  entrichten. 

Nicaragua.***)  Der  Abholungsdienst  wird  nur  bei  solchen  Hauptpost- 
ämtern eingerichtet,  bei  denen  mindestens  zehn  Briefempfänger  an  der  Ein- 
richtung teilnehmen  wollen.  Die  Gebühr  für  die  Anmietung  eines  verschließ- 
baren Abholungsfachs,  die  im  voraus  entrichtet  werden  muß.  beträgt  3  Pesos 
(12  Mark  30  Pf.)  für  das  Vierteljahr,  10  Pesos  (41  Mark  30  Pf.)  bei  An- 
mietung für  ein  volles  Jahr.  Personen,  die  dem  Postamtsvorsteher  unbe- 
kannt sind,  müssen  außerdem  ein  Pfand  von  3  Pesos  (12  Mark  30  Pf.) 
hinterlegen  für  den  Fall,  daß  sie  den  Schlüssel  zu  dem  angemieteten  Fache 
verlieren  und  demgemäß  das  Schloß  auf  ihre  Kosten  verändert  werden  muß. 
Die  Abholungsfächer  können  von  den  Mietern  auch  zur  Einlieferung  von 
Briefsendungen  bei  der  Post  benutzt  werden.  Einschreibsendungen  sind  von 
der  Aufnahme  in  die  Fächer  im  einen  wie  im  andern  Falle  ausgeschlossen. 
Wenn  nichts  Gegenteiliges  verabredet  ist,  werden  Briefe,  die  nicht  binnen 
24  Stunden  nach  der  Ankunft  aus  den  Fächern  abgeholt  sind,  den  Empfän- 
gern durch  die  Briefträger  in  die  Wohnung  bestellt. 

*    Report  of  the  Postmaster  General  tbr  the  fiscal  year  ended  June  30,  1903. 
Washington  1903,  S.  187. 

**    S.  a.  L'union  postale  1904,  S.  104. 
***;  S.a.  L'union  postale  1903,  S.  124. 
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Panama.*)  Schließfächer  werden  bei  allen  Postanstalten  eingerichtet, 
bei  denen  mindestens  zehn  Personen  sich  zur  Anmietung  bereit  erklären, 
oder  wenn  bei  geringerer  Beteiligung  die  Teilnehmer  neben  der  Miete  für 
die  Fächer  die  Kosten  für  die  Herstellung  des  Schließfachschrankes  zu  tragen 
bereit  sind.  Die  Gebühr  für  die  Benutzung  beträgt  21/..  Pesos  (10  Mark 
32  Pf.)  für  das  Vierteljahr  und  ist  im  voraus  zu  entrichten ;  sie  kann  für 
ein  ganzes  Jahr  im  voraus  bezahlt  werden.  Außerdem  hat  der  Mieter  ein 
Pfand  von  4  Pesos  (16  Mark  52  Pf.)  als  Sicherheit  dafür  zu  hinterlegen, 
daß  er  beim  Aufhören  des  Mietverhältnisses  das  Fach  in  unversehrtem  Zu- 
stande mit  vollständigen  Schlüsseln  usw.  an  die  Verwaltung  zurückgibt. 
Wenn  die  Zahlung  der  Miete  nicht  innerhalb  der  ersten  vierzehn  Tage  des 
neuen  Vierteljahrs  erfolgt,  geht  der  Fachinhaber  des  Rechtes  auf  Benutzung 
des  Schließfachs  verlustig.  Die  Schließfächer  können  auch  zur  Einlegung 
von  Briefen  an  andere  Personen  als  den  eigentlichen  Fachinhaber  benutzt 
werden,  sofern  in  der  Aufschrift  die  Fachnummer  angegeben  oder  der  Brief 
an  den  Schließfachinhaber  gerichtet  ist. 


2.    Zusammenstellung  der  Bestimmungen  über  Schließfächer 
in  den  wichtigsten  außerdeutschen  Ländern  Europas. 


Jahr 
der 
E  1- 

■ 

Angabe, 

wo 

die  Einrichtung 
zugelassen  ist 

Breite  Höhe  Tiefe 

der  Fächer 
in  cm 

Vjcrteliährliche 
Miete 

Art  Zeit 

der  Zugänglichkeit 
der  Kit  her 

Angabe. 

cid  c 
Versendungs- 
gegenstände 

nicht 
in  die  l-'ächer 
gelegt  werden 

Bemerkungen 

1.  Belgien. 


INT« 


Hei  einigen 
wie  h  t  ige  n 
PoManstalten. 


11,8      13   |  35 

1 
I 


In  Orten  mit  täg- 
lich mindesten-, 
fünfmaliger  Be- 
stellung o  Eres. 
,  M.  >io  PI  j;  in 
Orten,  an  denen 
seltener  besteilt 
wird,  (  Krcs. 
\-i  Mark  jo  Pf.:. 
Wenn  im  Laufe 
des  Monats  ge- 
mietet wiid, 
kommt  bei 
weniger  als 
is  lagen  nur 
die  hälfe  Miete 
zur  Erhebung. 


Vorraum 


Wahrend 

der 
Schaltcr- 
dictist- 
stunden. 


M:t  Gebühren 
belastete  Sen- 
dungen. Sen- 
dungen, über  die 
Empfangs- 
bescheinigung 
zu  erteilen  ist, 
zu  groiv 
Sendungen. 
Hierfür  werden 
Benachrich- 
tigungszettcl 
in  die  Fächer 
gelegt 


Befreit  von  Zah- 
lung der  Geb  ii  h- 
ren  sind 

al  Personen .  die  — 
weil  an  Orten  woh- 
nend, nn  denen  »ich 
keine  Bestell  -  Pi  st- 
anstalt beiludet,  - 
von  benachbarten 
Postanstalten  ab- 
holen ; 

bl  Personen  ,  die 
zwar  an  Orten  mit 
Bestell  -  Postanstalt 
wohnen, Postscndu  Il- 
gen aber  nicht  bei 
allen  Bestellungen  er- 
halten. Die  kosten- 
freie Abholung  niuü 
in  diesem  Kalle  zu 
der  Zeit  erfolgen, 
wahrend  welcher  die 
Bestellungen  statt- 
finden, bei  denen  die 
Abholer  Postsendun- 
gen nicht  erhalten 


3.  Dänemark. 

Seitens  der  Postverwaltung  nicht  eingeführt.  Die  Vorsteher  einiger  größerer  Postamter  haben 
3  :  eigene  Rechnung  Schließfacher  eingerichtet.  Grüße,  Anbringung  und  Miete  unterliegen  der  Ver- 
einbarung. 

*)  S.a.  L'union  posiale  1905,  S.  uo. 
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WO 

die  Einrichtung 
zugelassen  i>t 

Breite  Hohe  Tiefe 

i 

Art 

Zeit 

Angabe 
welche 

der 
1  n- 

fnh- 
"<"g 

der  Fächer 
in  cm 

\  iertelidhl  lu  lie 
Miele 

der  Zugänglichkeit 
der  Fächer 

\  ersendungs- 
gegenstände 

nicht 
in  die  Fächer 
gelegt  werden 

Bemerkung 

3.  Frankreich. 


Auf  Kosten  der 
Verwaltung  in 

einigen  wichtigen 
Städten  einge- 
richtet, wo  die 

Po-tgebäudc 
Staatseigentum 
>:nd.    Hei  anderen 
Postanst.ilten  den 
Vorstehern  über- 
lassen, die  die 
Kosten  der  ersten 
Einrichtung  ge- 
wöhnlich durch 
zeitweilige  Er- 
höhung der 
Miele  decken. 


15.2  ;?s.S 

15.J  300 

1.  j  so.  ; 

I 


\  ei  schieden  nach 
den  \bmessungcn 

der  Fächer. 


Im  .illge- 
ineinen 
vom 
s,  hallet  - 
Vorraum 
aus. 


Während 

der 
Schalter- 
dicnsi- 
stundeii 


Wert-  und  Ein- 
schreibsendungen 
zu  große  Gegen- 
stände. 
Hierfür  werden 
Benachnch- 
tigungszettcl 
in  die  Flchcr 
gelegt. 


Heim  Aul?  m  en . 
Abonnements  > 
das  Schieb  vd  • 
tet    und  durch  en 
anderes  er*et/t 


4.  Italien. 


In  den  großen 
Städten. 

In  weniger  wich- 
tigen Stidtcn 

erfolgt  die  Ein- 
richtung auf 
Ersuchen  und 
gegen  Beitrag 
der  Handels- 
kammern und 
Ortshehörden 


'1  ■  1  - 
21  X  ls 
XX  1? 


12  Lu  e 
'<>  M.  '"«1  Pf.,. 

q  Lire 
17  M.  20  Pf), 

0  Lire 
(4  M.  Su  l'l.l 


l>     1  ...".r 
munden  in 
Säle,  die 

ausdrück- 
lich dem 
Publikum 
geotftn  : 
und  zu- 
gänglich 
sind. 


S  "  -  |0_ 


Pakete,  Wert- 
und  Einschreib- 
sendungen, zu 
große  Gegen- 
stände. 
Hierfür  werden 
Benachrich- 
ligungszetlel 
in  die  Fächer 
gelegt. 


5.  Niederlande. 


Nur  bei  den 
bedeutendsten 
Postämtern. 


IO.5  |».5 


In  Amsterdam 
und  Rotterdam 
Fl.  7-  cts. 
(ö  M.  ^  PI  x 
In  anderen  Orten 
mit  mehr  als 
^0000  Ein- 
wohnern: 
2  Fl.  I  »  M.  40  Pf.». 

In  Orten  von 
20000  bis  so  000 

Einwohnern : 
1  Fl.  (i  M.  70  Pf.t. 
In  den  übrigen 

1  >rv:i 
so  cts.  iv;  l't.i. 


Vom 
Schaltcr- 
\orrauni 


Während 

der 
Schalter- 
dienst- 
stundcn. 
Gegen 
Zahlung 
doppelter 
Miete  nach 
Schluß  der 
Post- 
anstalren 
bis  iij; 


Bei  zu  großer 
Ausdehnung  und 
Anzahl:  Benacb- 
nchtigungszetrel 


6.  Norwegen. 


Hei  einigen  der  1  s 

größeren  Post-       12,s       ls  jo 
anstaltcn. 


2  Kr.  (2  M.  jo  Pf». 
I  Kr.  s.0  Oere 
Ii  M.  70  Pf.t. 
Außerdem  2  Kr 

2  M.  2'.  Pf 1 
allgemeine  Ab- 
hölungsgebuhr 


Vom 
Schalter- 
vorraum 


Bei 
mehreren 

Post- 
anstalten 
auch 
außer- 
halb der 
Schalter- 
dienst- 
stundtn. 


Pakete.  Wert- 
sendungen, zu 
große  Gegen- 
stände 
Hierfür  werden 
Benachnch- 
tigungszcttcl 
in  die  Fächer 
gelegt. 
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JH.r 
der 

fcr> 
fth- 
iing 


\  »  ii  a  b  e  . 
wo 

die  Einrichtung 
zugelassen  ist 


Breite  Höhe  Tiefe 

_  1   

der  Fächer 
in  cm 


Zeit 


der  Zugänglichkeit 
der  Fächer 


A  n  p  a  K' 

welche 
Vcrsendungs- 
gegenstände 

nicht 
in  die  Fächer 
gelegt  werden 


Bemerkungen 


Nur  bei  einigen 
Postämtern. 


■  1 


Hei  allen  Post- 
•in*t;iltcn ;  tat- 
»«.lilich  bestehen 
vhliebfächer 
nur  bei  .den 
c:  .inen  Amtern 


l'i  der  Regel  nur 
tv  wichtigeren 
l'stanstaltcn.und 
insoweit  es  die 

Raum- 
verhaltnissc  ge- 
statten. 


f'c:  den  gröberen 
und  mehreren 

kleineren 
^irischen  Post- 
ämtern. 


22.2        I7.8  .,0 


15 

'3 
■2 


25  ^ 
12.5 

12  25 


Verschieden  ie 
nach  Verkehis- 
umfang  und  zur 
Verfügung  stehen- 
dem Räume. 
Bei  ein  und  dem- 
selben Postamte 
nur  Fächer  einer 
Grobe. 


7.  Österreich. 


m  Kr.  15  M  10  Pf.), 
oder  0  Kr. 
17  M.  r,\  Pf), 
e  nachdem  sich 
die  Abholung 
nur  auf 
gewöhnliche  und 
eingeschriebene 
Briefsendungen 
oder  auch  auf 
andere  Sen- 
dungen erstreckt. 


Vom 
Schalter- 
vorraum 
11* 


Während 
1 

Schalter- 
dienst- 
stunden. 


8.  Rußland. 


Hei  Postämtern  I 
jährlich  s  Rubel 

(10  M.  >vo  Pf.i. 
hei  anderen  Post- 


ämtern 

(o  M.  , 


Rubel 


\  Kub 

•8  Pf) 


Vom  Während 
Schalter-  der 
Vorraum  Schalter- 
.ii  i>.  dienst- 
stunden. 


•  Frcs   io  cts. 

10  M!). 
.1  Frcs.  so  cts. 
u  M  '»Pf». 


Schweis. 

Vom 
Schalter- 
vorraum 

aus. 


Auch 
au  herhalb 

der 
Schaltcr- 
dienst- 
stunden. 


10.  Ungarn. 


3  Fl  ,,  M  80  Pf.). 


Vom 
Schalter- 
vorraum 

.ins. 


Im  allge- 
meinen nur 
während 
der 

V     M  1,1- 

stunden. 


1  inschreibbi  ief- 
sendtingen  usw. 
Dafür  Bciiach- 
richtigung'/ettel 


Pakete.  Wcrt- 
und  Finsehreih- 
sendungen.  Dafür 
Bciiachnch- 

tigungs/ettcl. 


Wert-  und  Ein- 
schreibsendungen 
sowie  gröbere 
Gegenstände. 
Auf  letzte  und 
nach  Wunsch 
auf  Kinschreib- 
briefsendungen 
w  ird  durch  Zettel 
hingewiesen. 


Alles  auber 
gew  öhnlichen 

Knefscndungen. 
Dafür  Bcnach- 

richrigungszciiel. 


In  Postorten  mit 
Paketbcstellung  li.it 
der  Empfänger,  der 
sich  die  Abholung 
der  Pakete  vorbehält, 
an  Stelle  der  Fach- 
gebühr  Magazinsge- 
biihr  zu  entrichten, 
die  in  Wien  t.o  Kr , 
in  Orten  mit  .0.1- 
rischeti  PostÄrnreru 
18  Kr  und  in  ande- 
ren Postorten  1 :  Ki 
vierteljährlich  i.-s  M. 
50  Pf,  ij  M.  .0  Pf. 
und  10  M.  20  Pf.i 
betragt. 

Falls  der  l'mpfängei 
auber  den  Paketen 
noch  ande' e  Post- 
sachen abholt,  stellt 
die  Maga/itisgobiitn 
auch  das  l-ntgclt  tut 
d:e  Bereitstellung  des 
Brieffachs  dar. 

Die  Gebühren  sind 
mindestens  für  einen 
Monat  vorauszube- 
zahlen. Beginnt  die 
Abholung  im  Laufe 
eines  Kalcndermo- 
nats,  so  wird  zu- 
nächst die  Gebühr 
bis  zum  Monatsende 
erhoben,  endet  du- 
Abholung  im  l  aute 
eines  Kalendeimn- 
nats,  so  wird  die 
anteilige  Gebühr  ei- 
stattet. 


Ms  werden  gegen 
Zahlung  doppelter, 
dreifacher  usw.  Ge- 
buhr auch  Fit  her 
doppelter,  dreifacher 
usw.  Ausdehnung 
vermietet. 


An  einzelnen  Orten 
sind  die  Schalter- 
hallen über  Nacht 
von  io_:  iiJi  bis 
5JI11  "  geschlossen. 
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Wie  die  Zusammenstellung  ergibt,  ist  in  Europa  die  schweizerische 
Postverwaltung  am  frühesten  mit  der  Einrichtung  von  Schließfächern  vor- 
gegangen; sie  verfügt  daher  im  Vergleiche  zu  den  anderen  europäischen 
Postverwaltungen  über  die  reichsten  Erfahrungen.  Aus  den  von  ihr 
im  Laufe  der  Jahre  erlassenen  Bestimmungen  sei  noch  folgendes  hervor- 
gehoben. 

Als  Grundlagen  für  die  Einrichtung  von  Schließfächern  in  der  Schweiz  dienen 

a)  Artikel  29  des  Bundesgesetzes,  betr.  die  Posttaxen,  vom  26.  Juni  1884: 

»Auf  denjenigen  Poststellen,  wo  es  die  Dienstverhältnisse  ge- 
statten, werden  auf  Verlangen  den  Adressaten  zur  Überlieferung 
von  Briefpostgegenständen*)  eigene  Fächer  gehalten.« 

b)  Artikel  19  der  Transportordnung  für  die  schweizerischen  Posten 
vom  3.  Dezember  1894: 

»1.  Adressaten,  welche  die  im  Artikel  29  des  Posttaxengesetzes 
vorgesehene  Einrichtung  der  Fächer  benutzen  wollen ,  haben 
das  bezügliche  Begehren  schriftlich  der  betreffenden  Poststelle 
zu  Händen  der  Kreispostdirektion  einzureichen  und,  wenn  sie 
die  Sendungen  nicht  selbst  abholen ,  ihren  Bevollmächtigten 
bei  der  Poststelle  schriftlich  zu  beglaubigen.  Der  Besitz  de* 
Schlüssels  zum  Schloß  fach  gilt  als  Bevollmächtigung  zur 
Empfangnahme  der  in  diesem  Fache  befindlichen  uneinge- 
schriebenen Briefpostsendungen;  ... 
5.  Die  Fachgebühren  sind  für  jeden  Monat  zum  voraus  zu  ent- 
richten. Wenn  ein  Fach  im  Laufe  eines  Monats  bestellt  oder 
vor  Ablauf  des  Monats  aufgegeben  wird,  so  ist  die  Fachgebühr 
gleichwohl  für  den  ganzen  Monat  zu  bezahlen.« 

c)  Instruktion  betreffend  die  Benutzung  der  Schloßfächer  vom  1.  Ok- 
tober 1893: 

»2.  Den  Fachinhabern  werden  für  jedes  Schloßfach  unentgeltlich 
vier  Schlüssel  zur  Verfügung  gestellt.  Die  von  ihnen  nicht 
gewünschten  Schlüssel  können  in  der  Verwahrung  der  Post- 
stelle belassen  werden. 
,  3.  Auf  Verlangen  des  Fachinhabers  können  auch  mehr  als  vier 
Schlüssel  abgegeben  werden.  Für  jeden  mehrgelieferten  sowie 
für  jeden  verlorenen  Fachschlüssel  hat  der  Fachinhaber  der 
Poststelle  den  Betrag  von  Frc.  1  zu  entrichten. 
4.  Die  auf  Verlangen  des  Fachinhabers  mehrgelieferten  Schlüssel 
werden  diesem  bei  der  Rückgabe  von  der  Postverwaltung, 
weil  für  letztere  in  der  Regel  nutzlos,  nicht  vergütet.  In  den 
sub  Ziffer  5  hiernach  verzeichneten  Fällen  und  bei  Aufgabe 
des  Faches  sind  sämtliche  Fachschlüssel  der  Postverwaltung 
zurückzustellen. 

*)  Nach  Art.  1  des  genannten  Gesetzes  werden  als  Briefpostgegenstande  befördert  : 
a'  die  Briete  und  Postkarten; 
b  die  abonnierten  Zeitungen; 

c  die  portofreien  Sendungen  bis  zum  Gewichte  von  2  kg: 

d  die  unverschlossenen  Drucksachen  und  Warenmuster  bis  zum  Gewichte  von 
500  g; 

e  die  Schritipakete ,  Geschättspapiere  und  kleinen  Pakete,  welche  keine  Wert- 
angabe tragen,  das  Gewicht  von  250  g  nicht  übersteigen  und  nicht  ausdrück- 
lich vom  Versender  zur  Beförderung  mit  der  Fahrpost  bezeichnet  werden: 

f  Nachnahmen  auf  nicht  rekommandierten  Briefpostgegenständen  bis  zum  Be- 
trage von  50  Frcs. 
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5.  Verluste  von  Fachschlüsseln  und  Beschädigungen  an  den  Fach- 
verschlüssen  bedingen  die  Auswechslung  der  letzteren  und  sind 
vom  Fachinhaber  der  distribuierenden  Poststelle  sofort  anzu- 
zeigen. Diese  hat  den  betreffenden  Fachverschluß,  von  den 
sämtlichen  zugehörigen  Schlüsseln  oder  ev.  dem  Ersatzbetrage 
begleitet,  unter  Angabe  des  Grundes  der  Auswechslung  un- 
verzüglich an  die  Kreispostdirektion  einzusenden.  .  .  . 

6.  Bis  zum  Eintreffen  des  Ersatzverschlusses  kann  dem  Fach- 
inhaber ein  anderes  Schloß  fach  oder  ein  gewöhnliches  Fach 
angewiesen  werden. 

8.  Es  ist  den  Fachinhabern  untersagt,  von  sich  aus  neue  Schlüssel 
anfertigen  oder  an  den  Schlüsseln,  am  Schloß  oder  an  den 
Fächern  irgendwelche  Veränderung  oder  Reparatur  vorzu- 
nehmen oder  vornehmen  zu  lassen. 

15.  Die  Postverwaltung  übernimmt  keine  Verantwortlichkeit  für 
allfälligen  Mißbrauch  von  Fachschlüsseln.  Sie  muß  voraus- 
setzen, daß  diejenigen  Personen,  welche  im  Besitze  von  Fach- 
schlüsseln sind,  zur  Empfangnahme  sämtlicher  im  betreffenden 
Fache  sich  vorfindenden  Gegenstände  berechtigt  seien.« 

Die  Entwicklung  der  Einrichtung  ergibt  sich  aus  folgenden  Zahlen. 


Ende 

1901 

1 902 

1903 

I9O4 

um 

8  858 

9  -'77 

9  923 

10  240 

Aufgekommene  Gebühren 

iiq  086 

i->4  439 

1 3  1  o(  .0 

137  408 

146443 

Aufgekommene  Gebühren 

()6  400 

ich»  700 

ioö  163 

1 1 1  373 

1 18  020 

Durchschnittseinnahme 
für  jedes  Fach  in  Frcs. 

14.3 

14.0 

14. 1 

>3." 

14.» 

Durchschnittseinnahme 
für  jedes  Fach  in  Mark 

11,58 

I  1 ,34 

I  1,12 

• 

I  1,3  Ii 

1  1 

Es  beträgt  die  Steigerung  im  Jahrfünft  1901  1005: 
bei  den  Fächern  1927  oder  23,18  v.  H.. 
bei  den  Gebühren  27  350  Frcs.  oder  22, <,h  v.  H. 


X.   Schließfächer  bei  der  preußisch -hessischen  Eisenbahnverwaltung. 

Neuerdings  haben  die  Schließfächer  auch  bei  der  preußisch -hessischen 
Eisenbahnverwaltung  Eingang  gefunden.  In  Nr.  93  der  »Zeitung  des  Vereins 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen«  vom  1.  Dezember  1906,  S.  1456  f.,  wird 
hierüber  folgendes  berichtet. 

Im  Eisenbahndirektionsbezirke  Halle  (Saale)  sind  bei  mehreren  Güter- 
abfertigungen im  Vorräume  zur  Güterkasse  verschließbare  Fächer  angebracht, 
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in  welche  die  für  Anschlußinhaber  *)  und  Frachtstundungsnehmer  bestimmten 
Frachtbriefe  bald  nach  ihrer  Bearbeitung  gelegt  werden.  Die  Fächer 
sind  so  groß,  daß  ein-  oder  zweimal  gefaltete  Frachtbriefe  in  größerer  Zahl 
bequem  darin  Platz  finden.  Sie  haben  unmittelbar  unter  der  oberen  Kante 
der  Vorderwand  (Tür)  einen  Ausschnitt,  durch  den  die  Frachtbriefe  zwar 
ohne  Mühe  eingelegt,  nicht  aber  auch  wieder  herausgenommen  werden  können. 
Letztes  ist  nur  möglich  nach  Öffnung  des  Faches.  Jedes  Fach  hat  ein  be- 
sonderes Schloß,  zu  dem  zwei  Schlüssel  gehören,  von  denen  der  eine  dem 
Inhaber  des  Faches  ausgehändigt  wird,  während  der  andere  bei  dem  Vor- 
stande der  Verkehrsinspektion  oder  dem  Vorsteher  der  Güterabfertigung 
unter  Verschluß  als  Frsatz  für  den  Fall  des  Verlustes  des  ersten  Schlüssels 
aufbewahrt  wird.  Je  ein  Fach  ist  den  Anschlußinhabern,  Lagerplatzpächtern 
und  Frachtstundungnchmern  überlassen.  Fine  Gebühr  für  die  Benutzung 
wird  nicht  erhoben.  Fs  ist  lediglich  eine  Erklärung  auszustellen,  daß  die 
Einlegung  der  Frachtbriefe  in  das  Fach  der  Aushändigung  an  den  Inhaber 
des  Faches  selbst  gleichstehe. 

Anlaß  zur  Einrichtung  der  Schließfächer  hat  die  Beobachtung  gegeben, 
daß  die  Frachtbriefe  zu  den  für  Anschlußinhaber  bestimmten  Wagenladungen 
oft  noch  Tage  und  Wochen  nach  der  Überführung  und  Entladung  der 
Wagen  bei  den  Güterabfertigungen  lagerten.  In  diesen  Fällen  bestand  das 
Verfügungsrecht  des  Absenders  noch,  ohne  daß  die  Eisenbahnverwaltung 
etwaige  Verfügungen  hätte  ausführen  können.  Da  einerseits  die  Wagen- 
ladungen zur  Beschleunigung  des  Wagenumlaufs  den  Anschlüssen  und 
Lagerplatzpächtern  möglichst  schnell  zugeführt  werden  müssen,  anderseits 
mannigfache  Schwierigkeiten  bestehen,  die  bearbeiteten  Frachtbriefe  gleich- 
zeitig mit  den  Überführungszügen  den  Empfängern  zustellen  zu  lassen;  so 
blieb  nur  übrig,  zur  Beseitigung  dieses  Ubelstandes  die  Möglichkeit  zu 
schaffen ,  die  Frachtbriefe  zu  den  überführten  Wagen  mit  deren  Ubergabe 
oder  doch  bald  darauf  den  Empfängern  auszuhändigen  und  damit  das 
Verfügungsrecht  des  Absenders  zum  Erlöschen  zu  bringen. 

Durch  die  Einrichtung  der  Schließfächer  ist  dies  Ziel  erreicht  worden. 
Die  Einrichtung  hat  zugleich  eine  wesentliche  Entlastung  und  erhebliche 
Beschleunigung  des  Schalterverkehrs  zur  Folge  gehabt.  Das  Verfahren,  das 
versuchsweise  bei  der  Güterabfertigung  in  Cottbus  schon  seit  dem  Jahre  1900 
besteht ,  hat  sich  durchaus  bewährt.  Die  zuerst  geäußerten  Befürchtungen 
mancher  Art.  wie  z.  B. ,  daß  es  schwer  halten  würde,  die  Empfangs- 
bescheinigungen von  den  Empfängern  zu  erhalten,  haben  sich  nicht  als 
begründet  erwiesen.  Die  Vorteile  für  den  Schalterverkehr  sind  so  erheblich, 
daß  beabsichtigt  wird,  mittels  dieser  Fächer  nicht  nur  die  Empfangsfracht- 
briefe, sondern  auch  alle  andern  für  die  Inhaber  der  Fächer  bestimmten 
Schriftstücke  zustellen  zu  lassen. 


•j  D.  h.  Inhaber  von  Anschlußgleisen,  Privat- Anschlußbahnen  usw. 
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Bericht  des  Vorstandes  des  Vereins  Hamburger  Reeder 

über  das  Jahr  1905,06. 

Zu  den  Jahresberichten  unserer  großen  Schiffahrtsgesellschaften  bildet 
der  Jahresbericht  des  Vereins  Hamburger  Reeder  eine  wertvolle  Ergänzung, 
wertvoll  nicht  nur  wegen  des  Uberblicks  über  die  Lage  der  deutschen 
Schiffahrt,  sondern  auch  wegen  der  Erörterung  aller  Fragen,  die  für  die 
Reedereien  von  Wichtigkeit  sind.  Der  Bericht  für  das.  Geschäftsjahr  1905/06 
möge,  soweit  sein  Inhalt  von  allgemeinem  Interesse  ist,  hier  auszugsweise 
wiedergegeben  werden. 

Geschäftslage.  Das  Berichtsjahr  hat  sich  durch  eine  im  allgemeinen 
günstige  Geschäftslage  sowohl  in  den  europäischen  Industriestaaten  als  auch 
in  den  meisten  überseeischen  Gebieten  ausgezeichnet.  Der  dadurch  ver- 
mehrte Personen-  und  Güterverkehr  —  letzter  erfuhr  durch  die  im  Früh- 
jahr in  Deutschland  und  einer  Reihe  anderer  Staaten  eingetretenen  Zoll- 
erhöhungen zeitweilig  noch  eine  besondere  Steigerung  —  ist  hauptsächlich 
den  regelmäßigen  Linien  zugute  gekommen,  die  durch  weitere  Ausbildung 
des  Netzes  ihrer  Fahrten,  durch  vermehrte  Einstellung  größerer  und 
schnellerer  Schiffe  das  Tätigkeitsfeld  der  freien  Frachtschiffahrt  mehr  und 
mehr  einschränken.  Insbesondere  haben  die  meisten  hamburgischen  über- 
seeischen Linien  recht  befriedigende  Ergebnisse  erzielen  können  und  sind 
dadurch  zu  fernerer  Entwicklung  gekräftigt  worden.  Als  Fortschritt  auf 
diesem  Gebiet  erwähnen  wir  die  Einstellung  der  beiden  für  die  New  Yorker 
Fahrt  bestimmten  Riesendampfer  »Amerika«  und  »Kaiserin  Auguste  Victoria«, 
die  durch  neuartige  Einrichtungen  den  Reisenden  bisher  ungewohnte  An- 
nehmlichkeiten bieten,  ferner  die  bevorstehende  Einstellung  von  Schiffen 
mit  einer  Geschwindigkeit  von  1 5  '/^  Seemeilen  in  die  südamerikanische 
Fahrt,  welche  die  Reise  von  Hamburg  nach  Buenos  Aires  in  18  bis  19  Tagen 
zurücklegen  sollen ,  und  die  Eröffnung  einer  Linie  nach  dem  Persischen 
Golfe.  Bei  der  zumeist  günstigen  Lage  der  Hamburger  Großreederei  darf 
aber  nicht  übersehen  werden,  daß  nicht  alle  Linien  sich  ihrer  zu  erfreuen 
hatten.  So  wurde  die  Rentabilität  der  Ostafrika-Linie  durch  die  unbefriedi- 
gende Geschäftslage  in  Südafrika,  das  die  Nachwirkung  des  Krieges  noch 
immer  nicht  überwinden  kann,  beeinträchtigt;  die  Levante -Linie  litt  unter 
dem  ihr  von  verschiedenen  Seiten  bereiteten  Wettbewerb  und  namentlich 
unter  den  LInruhen  in  Südrußland,  die  den  Verkehr  zum  Teil  außer- 
ordentlich erschwerten  und  verteuerten. 

Frachtdampfer.  Gegenüber  dieser  aufstrebenden  Entwicklung  der 
Linienreedereien  ist  die  Lage  der  in  freier  Frachtfahrt  beschäftigten  Dampfer 
seit  Jahren  wenig  erfreulich.  Zwar  ist  auch  ihnen  im  vorigen  Herbste  der 
allgemeine  Verkehrsauf schwung  etwas  zugute  gekommen,  aber  dem  über- 
mäßigen Angebote  der  in  den  letzten  Jahren  namentlich  in  England  außer- 
ordentlich vermehrten  Tonnage  konnten  die  Frachten ,  zumal  nachdem  die 
für  den  russisch-japanischen  Krieg  verwendeten  Schiffe  wieder  frei  geworden 
waren,  nicht  standhalten;  sie  wichen  auf  bisher  kaum  gekannte  Sätze  zurück. 
Infolgedessen  ist  in  England  eine  merkliche  Zurückhaltung  in  den  Be- 
stellungen auf  solche  Dampfer  eingetreten.  Die  Hamburger  Frachtdampfer- 
reedereien haben  unter  diesen  Verhältnissen  weniger  gelitten  als  die  fremden, 
da  ihre  verhältnismäßig  wenigen  Schiffe  bei  Charterungen  vom  deutschen 
Handel   bevorzugt   wurden.    Im  Ostseeverkehre  haben   sich   die  Frachten 
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dank  der  Baltic  und  White  Sea  Conference,  an  deren  weiterem  Ausbau 
unter  tätiger  Mitwirkung  Hamburger  Reedereien  eifrig  gearbeitet  wird, 
etwas  gehoben. 

Lage  der  S  egel  sch  i  f  f  s  ree  de  rei.  Noch  ungünstiger  als  für  die 
Frachtdampfer  gestaltet  sich  die  Lage  für  die  Segelschiffe.  Trotz  der 
Mißlichkeit  der  Verhältnisse  hat  sich  die  Zahl  der  ganz  großen  Segler  in  den 
letzten  Jahren  noch  immer  etwas  vermehrt.  Der  Rückgang  der  mittleren 
Segler  vollzieht  sich  dagegen  unaufhaltsam;  nicht  minder  klagt  die  kleine 
Küstenfahrt.  Wenn  der  Deutsche  Nautische  Verein  auf  Grund  einer  auf 
dem  letztjährigen  Vereinstage  gegebenen  Anregung  eine  eingehende  Prüfung 
der  Frage  veranlaßt  hat.  so  ist  das  gewiß  verdienstvoll,  zumal  bei  der  Bedeu- 
tung, die  die  Segelschiftahrt  als  Schule  für  Matrosen  und  Schiffsoffiziere  für 
die  gesamte  Reederei  besitzt.  Ks  ist  aber  zu  befürchten,  daß  diese  Prüfung  zu 
einem  negativen  Lrgebnisse  führen  wird.  Jedenfalls  sollte  der  Gedanke  an 
unmittelbare  staatliche  Unterstützung  entschieden  zurückgewiesen  werden. 
Für  die  Nutzlosigkeit  des  Versuchs,  durch  derartige  Maßregeln  den  Rück- 
gang nicht  mehr  lebensfähiger  Betriebe  aufzuhalten,  gibt  die  französische 
Gesetzgebung  über  Schiffahrtsubventionen  ein  warnendes  Beispiel,  die  trotz 
vieler  Änderungen  nur  zum  unzeitigen  Baue  einer  Zahl  großer  Segel- 
schiffe geführt  hat;  trotz  der  bedeutenden  Meilengelder  hatten  diese 
Schiffe  noch  weniger  günstige  Ergebnisse  zu  verzeichnen  als  ihre  solche  Zu- 
schüsse entbehrenden  Wettbewerber. 

Turbinen.  Die  Frage  der  Zweckmäßigkeit  der  Turbine  für  große 
Dampfer  ist  vielfach  erörtert  worden,  aber  ihrer  Entscheidung  noch  nicht 
näher  gerückt. 

Technische  Einrichtungen.  Den  Maßnahmen  zur  Erleichterung 
und  Erhöhung  der  Sicherheit  der  Schiffahrt  wird  fortgesetzte  Aufmerksam- 
keit zugewendet.  Die  Führung  zweier  Topplichter  auf  größeren  Dampfern 
hat  sich  mehr  und  mehr  eingebürgert  und  gut  bewährt.  Die  Schallsignale 
unter  Wasser  sind  nach  den  Erfahrungen,  die  mit  solchen  ausgerüstete 
Schiffe  und  Stationen  gemacht  haben,  geeignet,  die  mit  dem  Nebel  ver- 
bundenen Gefahren  erheblich  zu  verringern.  Auch  gegen  die  schwere 
Opfer  fordernden  Schiffsbrände  scheint  neuerdings  in  den  Einrichtungen 
zur  Einführung  von  feuerlöschcndcn  Gasen  in  das  Schiff  ein  wirksames 
Schutzmittel  gefunden  zu  sein.  Der  Nutzen  der  drahtlosen  Telegraphie 
wird  leider  durch  den  Widerstreit  der  Unternehmer  erheblich  beeinträchtigt, 
der  die  Nachrichtenvermittlung  zwischen  Schiffen  oder  Stationen,  die  mit 
Einrichtungen  verschiedener  Systeme  ausgerüstet  sind,  behindert.  Hoffent- 
lich führen  die  zur  Beseitigung  dieses  Widerstreits  eingeleiteten  Verhand- 
lungen zu  einem  günstigen  Ergebnisse.0) 

See-Kriegsrecht.  Die  während  des  russisch -japanischen  Krieges 
in  den  dortigen  Gewässern  ausgelegten,  teils  noch  dort  liegenden,  teils 
umhertreibenden  Seeminen  bilden  eine  ernste  Gefahr  für  die  Schiff- 
fahrt. Es  ist  deshalb  in  hohem  Grade  bedauerlich,  daß  nicht  schon  längst 
gründliche  Anstalten  zu  ihrer  Beseitigung  getroffen  sind.  Dringend 
wünschenswert  wäre  es,  daß  auf  dem  nächsten  Haager  Friedenskongreß 
im  Jahre  1907  Vereinbarungen  getroffen  werden,  welche  die  Wiederkehr 
derartiger  Verhältnisse  für  die  Zukunft  unmöglich  machen.    Auch  ist  zu 

Das  ist  inzwischen  geschehen.  Auf  der  internationalen  Konferenz  für  Funken- 
telegraphic,  die  vom  3.  Oktober  bis  3.  November  1906  in  Berlin  getagt  hat,  ist  der 
Grundsatz  der  Gleichberechtigung  aller  bewahrten  Systeme  anerkannt  worden. 
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hoffen,  daß  der  Kongreß  sich  eingehend  mit  der  Frage  des  internationalen 
See-Kriegsrechts  beschäftige  und  eine  den  wiederholt  dargelegten  Wünschen 
entsprechende  Fortbildung  dieses  Rechtes  herbeiführe. 

Englische  Schiffahrtgesetzgebung.  Die  in  England  seit  Jahren 
herrschende  Mißstimmung  darüber,  daß  die  englischen  Linien  auf  manchen 
Gebieten  von  den  deutschen  überflügelt  werden,  und  die  Ansicht,  daß  diese 
Tatsache  der  höheren  Belastung  der  englischen  Reederei  durch  Sicherheits- 
und VVohlfahrtseinrichtungen  zuzuschreiben  sei,  haben  nunmehr  zu  dem 
Entwurf  einer  Novelle  zur  Merchant  Shipping  Act  geführt,  welche  die 
fremden  Schiffe  in  britischen  Häfen  in  erheblich  erweitertem  Umfange  den 
englischen  Vorschriften  unterwirft.  Während  bisher  fremde  Schiffe,  nur 
wenn  sie  in  englischen  Häfen  löschten  oder  luden,  wegen  Überladung 
oder  schlechter  Beladung  angehalten  werden  durften,  sollen  künftig  alle 
fremden  Schiffe  in  englischen  Häfen  den  besonderen  englischen  Ladelinie- 
Vorschriften  sowie  den  Vorschriften  über  Rettungseinrichtungen  unterworfen 
werden,  allerdings  mit  dem  Vorbehalte,  daß  Schiffe,  die  gleichwertigen  Vor- 
schriften ihres  Heimatstaats  entsprechen,  den  besonderen  Erfordernissen  der 
englischen  Vorschriften  nicht  unterworfen  zu  werden  brauchen. 

Witwen-  und  Wraisen  f  ürsorge.  Die  von  der  See-Berufsgenossen- 
schaft seit  mehr  als  10  Jahren  betriebene  und  auch  vom  Vereine  Hamburger 
Reeder  wiederholt  befürwortete  Einrichtung  einer  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  an  Krankheit  verstorbenen  Seeleute  ist  ihrer  Verwirklichung 
nahegerückt.  In  langen  Verhandlungen  zwischen  der  Berufsgenossenschaft 
und  dem  Reichsversicherungsamte  sind  unter  Mitwirkung  des  Reichsamts  des 
Innern  Satzungen  einer  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenkasse  aufgestellt 
worden,  die  in  der  außerordentlichen  Genossenschaftsversammlung  einstimmig 
genehmigt  und  auch  von  den  Vertretern  der  Versicherten  einstimmig  ge- 
billigt worden  sind,  so  daß  zu  ihrer  Durchführung  nur  noch  die  erbetene 
Genehmigung  des  Bundesrats  erforderlich  ist.  Der  Kaiser  hat  der  Ge- 
nossenschaftsversammlung zu  diesem  hochherzigen  Beschlüsse,  der  die 
Liebe  der  Seeleute  zu  ihrem  Berufe  stärken  werde,  seinen  Dank  ausge- 
sprochen. 


Neuordnung  des  Drucksachentarifs 
für  den  inneren  Verkehr  Frankreichs. 

Der  Drucksachentarif  für  den  inneren  Verkehr  Frankreichs  ist  außer- 
ordentlich vielgestaltig.  Er  unterscheidet  zwischen  Zeitungen  und  anderen 
Drucksachen;  bei  diesen  anderen  Drucksachen  ist  die  Taxe  verschieden,  je 
nachdem  es  sich  um  Sendungen  unter  Band  oder  um  Sendungen  in  anderer 
Verpackung  handelt;  endlich  bestehen  Sondertarife  für  bestimmte  Gattungen 
von  Drucksachen.  Die  Portosätze  für  Drucksachen  mit  Ausnahme  der 
Zeitungssendungen  sind  neuerdings  durch  das  unterm  30.  Januar  d.  J.  erlassene 
Etatgesetz  für  1907  geändert  worden;  gleichzeitig  hat  das  Meistgewicht 
der  Warenproben  des  inneren  französischen  Verkehrs  eine  Erhöhung  von 
350  auf  500  g  erfahren. 

Die  Taxe  für  Zeitungssendungen  beträgt  in  Frankreich  für  jedes 
Zeitungsexemplar,  gleichviel   ob  die  Versendung  unter  Band  oder  unter 
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offenem  Umschlag  erfolgt.  2  Ct.  bei  einem  Gewichte  bis  50  g  und  1  Ct.  für 
jede  weiteren  25  g;  für  Zeitungen,  die  innerhalb  des  Departements,  in  dem 
sie  erscheinen,  oder  nach  einem  benachbarten  Departement  versandt  werden, 
kommt  nur  die  Hälfte  der  Zeitungstaxe  zur  Erhebung,  wobei  der  für  eine 
Sendung  zu  erhebende  Gesamtbetrag  vorkommendenfalls  auf  volle  Centimen 
abgerundet  wird.  Die  Zeitungstaxe  findet  auf  alle  in  regelmäßiger  Wieder- 
kehr, mindestens  aber  einmal  im  Vierteljahr  erscheinenden  Veröffentlichungen 
politischen  oder  anderen  Inhalts  Anwendung.  Unfrankierte  Zeitungssen- 
dungen unterliegen  dem  doppelten  Betrage  der  genannten  Sätze;  bei  nicht 
ausreichender  Frankierung  wird  vom  Empfänger  das  Doppelte  des  fehlenden 
Betrags  eingezogen.  Sind  einer  Zeitung  Beilagen  beigefügt,  die  einen  Be- 
standteil der  Zeitung  bilden  und  dementsprechend  bezeichnet  sind,  so  werden 
die  Beilagen  im  allgemeinen  bei  Ermittlung  des  der  Taxe  zu  Grunde  zu 
legenden  Gewichts  mit  berücksichtigt;  dagegen  werden  sie  portofrei 
befördert  und  somit  bei  der  Gewichtsermittlung  außer  Betracht  gelassen, 
wenn  sie  wenigstens  zur  Hälfte  einen  Abdruck  der  Parlamentsverhandlungen 
oder  Parlamentsdrucksachen  oder  Mitteilungen  über  Börsenkurse,  Markt- 
preise und  dergl.  enthalten.  Beilagen,  die  als  Bestandteil  der  Zeitungen, 
mit  denen  sie  versandt  werden,  nicht  anzusehen  sind,  unterliegen  demselben 
Porto  wie  andere  Drucksachen. 

Dieser  besondere  Tarif  für  Zeitungssendungen  bleibt  auch  fernerhin 
unverändert  in  Kraft.  Es  dürfte  bekannt  sein,  daß  es  in  Frankreich  einen 
Postzeitungsdienst  in  unserem  Sinne  nicht  gibt.  Die  französischen  Post- 
anstalten nehmen  zwar  Bestellungen  auf  Zeitungen  an  und  übermitteln  die 
Bestellungen  nebst  dem  Bezugspreis  an  die  Verleger;  im  übrigen  haben 
sie  aber  mit  der  Ausführung  des  Zeitungsbezugs  keine  Befassung,  viel- 
mehr ist  es  Sache  der  Verleger,  die  Zeitungen  den  Beziehern  in  der  ihnen 
zweckmäßig  erscheinenden  Weise  zu  übersenden.  Bedienen  sich  die  Ver- 
leger zur  Versendung  der  Zeitungen  der  Post,  so  finden  die  angeführten 
Portosätze  Anwendung,  gleichviel  ob  die  Zeitungen  durch  Vermittlung 
der  Post  oder  auf  andere  Weise  bestellt  worden  sind. 

Für  andere  Drucksachen  als  Zeitungen  galt  bisher  folgender  Tarif : 

a)  für    Drucksachen   unter  Band   (das  Band  durfte  höchstens  ein 

Drittel  der  Oberfläche  der  Drucksache  bedecken)  bis  5  g  1  Ct.,  über 
5  bis  10  g  2  Ct.,  über  10  bis  15  g  3  Ct.,  über  15  bis  20  g  4  Ct., 
über  20  bis  50  g  5  Ct.,  über  50  g  5  Ct.  für  jede  50  g  oder  einen 
Teil  davon; 

b)  für  Drucksachen  im  offenen  Umschlag,  in  Briefform  (zu- 
sammmengef altet)  oder  in  Kartenform  5  Ct.  für  jede  50  g 
oder  einen  Teil  davon; 

c)  abweichend  von  den  Sätzen  unter  a)  und  b)  für  Drucksachen  unter 
Band  oder  offenem  Umschlage  mit  Wahl  karten,  Wahlrund- 
schreiben und  Abs t i mm ungs papieren  1  Ct.  für  jede  25  g 
oder  einen  Teil  davon. 

Als  Drucksachen  im  Sinne  dieses  Tarifs  werden  alle  durch  Buchdruck,  Stich, 
Lithographie.  Autographie,  Chromographie,  Hektographie  oder  Polygraphie 
hergestellten  Vervielfältigungen  angesehen;  die  mit  der  Kopierpresse  oder 
mit  der  Schreibmaschine  gewonnenen  Vervielfältigungen  gelten  jedoch  nicht 
als  Drucksachen.  Schriftliche  Mitteilungen  sind  bei  den  Drucksachen  des 
inneren  französischen  Verkehrs  im  allgemeinen  in  demselben  Umfange  wie 
im  internationalen  Verkehre  zugelassen.  Als  eine  Besonderheit  des  franzö- 
sischen Drucksachentarifs  ist  anzuführen,  daß  für  eine  in  ein  Buch,  eine 
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Broschüre  usw.  von  einer  anderen  Person  als  dem  Verfasser  niedergeschrie- 
bene Widmung  eine  Gebühr  von  10  Ct.  zu  entrichten  ist.  Eine  Gebühr 
von  gleicher  Höhe  wird  neben  dem  Drucksachenporto  erhoben  für  gedruckte 
Listen  oder  Kataloge,  wie  sie  von  Geschäften,  namentlich  Druckereien,  an 
ihre  Kunden  abgegeben  zu  werden  pflegen,  wenn  in  den  Listen  und  Katalogen 
die  Preise  handschriftlich  angegeben  sind.  Gedruckte  Zirkulare  oder  Pro- 
spekte, die  nicht  eine  bestimmte  Adresse  tragen,  sondern  nur  mit  einer  Orts- 
angabe und  einer  Berufsbezeichnung  versehen  sind,  werden  von  der  französi- 
schen Post  zur  Beförderung  angenommen;  Sendungen  dieser  Art  werden  am 
Bestimmungsort  an  die  Personen,  die  daselbst  den  vom  Absender  angegebenen 
Beruf  betreiben,  bestellt.  Hat  der  Absender  nach  demselben  Orte  mehr 
Sendungen  abgesandt  als  Personen  des  von  ihm  bezeichneten  Berufs  da- 
selbst vorhanden  sind,  so  hat  er  keinen  Anspruch  auf  Portoerstattung. 
Das  Meistgewicht  beträgt  in  Frankreich  für  alle  Drucksachen  einschließ- 
lich der  Zeitungssendungen  3  kg;  die  Ausdehnungen  dürfen,  wie  im  Welt- 
postverkehr, 45  cm  in  keiner  Richtung  überschreiten,  doch  sind  Drucksachen 
in  Rollenform  bis  75  cm  Länge  zulässig,  wenn  ihr  Durchmesser  nicht  mehr 
als  10  cm  beträgt. 

Von  einer  Änderung  der  Taxen  für  Drucksachen  ist  in  Frankreich  schon 
seit  einer  Reihe  von  Jahren  die  Rede.  Bereits  in  dem  seinerzeit  von  uns 
erwähnten  Bericht  an  den  Präsidenten  der  Republik  (Jahrg.  1901,  S.  587  ff.), 
in  dem  der  Handelsminister  Millerand  eine  Reihe  von  Reformen  des  franzö- 
sischen Postwesens  vorschlug,  war  eine  Erhöhung  des  Portos  für  Druck- 
sachen geringen  Gewichts  und  eine  Herabsetzung  der  Sätze  für  schwerere 
Drucksachen  als  notwendig  bezeichnet  worden;  damit  sollte  das  Mißverhält- 
nis beseitigt  werden,  das  namentlich  bei  den  Drucksachen  unter  Band  von 
geringem  Gewichte  zwischen  der  Höhe  des  Portos  und  den  Leistungen  der 
Post  bestand.  Ein  dem  Parlament  im  Jahre  1901  unterbreiteter  Gesetz- 
entwurf sah  eine  Neuordnung  des  Drucksachentarifs  im  wesentlichen  in  dem 
von  Millerand  gewünschten  Sinne  vor.  Dieser  Gesetzentwurf  wurde  in  der 
Deputiertenkammer  mit  einigen  Änderungen  angenommen,  blieb  aber  im 
Senat  unerledigt. 

Ein  neuer  Versuch,  eine  Erhöhung  des  Portos  für  Drucksachen  unter 
Band  geringen  Gewichts  durchzusetzen,  wurde  im  Jahre  1905  gemacht.  Der 
damals  von  der  Regierurig  eingebrachte  Gesetzentwurf  wegen  Herabsetzung 
des  Briefportos  von  15  Ct.  auf  10  Ct.  für  je  15  g  enthielt  gleichzeitig  eine 
Erhöhung  der  Mindesttaxe  für  Drucksachen  unter  Band  von  1  Ct.  auf  3  Ct. 
Doch  wurde  dieser  Teil  des  Gesetzentwurfs  bereits  von  der  Kommission 
der  Deputiertenkammer  abgelehnt,  und  die  Regierung  sah  sich,  wenn 
sie  nicht  das  Zustandekommen  der  auch  von  ihr  lebhaft  gewünschten  Er- 
mäßigung des  Briefportos  gefährden  wollte,  gezwungen,  auf  die  Erhöhung 
des  Mindestportos  für  Drucksachen  einstweilen  zu  verzichten.  Nur  insofern 
wurde  damals  der  Drucksachentarif  geändert,  als  für  die  Drucksachen  mit 
Wahlkarten,  Wahlrundschreiben  und  Abstimmungspapieren,  deren  Versendung 
unter  Band  oder  offenem  Umschlag  erfolgt,  das  oben  erwähnte  niedrige 
Porto  (1  Ct.  für  je  25  g)  eingeführt  wurde. 

In  dem  Entwürfe  zum  Etatgesetze  für  1907  kam  die  Regierung  auf  die 
Erhöhung  des  Mindestportos  für  Drucksachen  unter  Band  zu- 
rück, schlug  aber  jetzt  als  Mindestsatz  nicht  3  sondern  nur  2  Ct.  vor,  der- 
art, daß  für  Drucksachen  unter  Band  bis  zum  Gewichte  von  10  g  eine  Ge- 
bühr von  2  Ct.  erhoben,  der  Drucksachentarif  im  übrigen  aber  unverändert 
beibehalten  werden  sollte.  Begründet  war  der  Vorschlag  damit,  daß  das 
bisherige  Porto  von  1  Ct.  die  Selbstkosten  der  Postverwaltung  nicht  decke. 
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und  daß  es,  nachdem  der  Umfang  des  Postverkehrs  infolge  der  Herab- 
setzung des  Briefportos  erheblich  zugenommen  habe,  erwünscht  sei,  den 
Postbetrieb  durch  Wegfall  eines  Teiles  der  Drucksachen,  wie  er  mit  der  Er- 
höhung des  Mindestportos  eintreten  werde,  zu  entlasten;  gleichzeitig  wurde 
darauf  hingewiesen,  daß  in  fast  allen  größeren  Ländern  ein  höherer  Mindest- 
satz für  Drucksachen  als  I  Ct.  erhoben  würde.  Die  infolge  der  Porto- 
erhöhung zu  erwartende  Mehreinnahme  wurde  auf  2  Millionen  Franken  ver- 
anschlagt. Dabei  war  angenommen  worden,  daß  die  Zahl  der  von  der 
Portoerhöhung  getroffenen  Drucksachen  (im  letzten  Jahre  321,9  Millionen 
Stück)  eine  wesentliche  Verminderung  erfahren  würde. 

Die  Kommission  der  Deputiertenkammer  nahm  die  Erhöhung  der  Min- 
desttaxe für  Drucksachen  unter  Band  an,  fügte  aber  gleichzeitig  eine  neue 
Bestimmung  in  das  Gesetz  ein,  wonach  das  Meistgewicht  der  Waren- 
proben unter  Beibehaltung  der  bisherigen  Taxe  (5  Ct.  für  je  50  g)  von 
350  auf  500  g  erhöht  werden  sollte;  dabei  ging  die  Kommission  von  der 
Ansicht  aus,  daß  die  Postanstalten  nach  Wegfall  eines  Teiles  des  Druck- 
sachenverkehrs in  der  Lage  sein  würden,  die  mit  der  Erhöhung  des  Waren- 
proben-Meistgewichts verbundene  Mehrarbeit  ohne  Schwierigkeit  zu  be- 
wältigen. Die  Regierung  erklärte  sich  mit  der  Gewichtserhöhung,  von  der 
die  Kommission  eine  Erhöhung  der  Posteinnahme  um  2  Millionen  Franken 
im  Jahre  erwartete,  einverstanden,  und  das  Plenum  der  Deputiertenkammer 
nahm,  allerdings  nur  mit  geringer  Mehrheit,  sowohl  das  erhöhte  Mindest- 
porto für  Drucksachen  unter  Band  als  auch  das  erhöhte  Meistgewicht  für 
Warenproben  an.  Im  Senate  stieß  die  Tarif änderung  dagegen  auf  Schwierig- 
keiten. Zwar  war  der  Senat  geneigt,  die  Erhöhung  des  Gewichts  der  Waren- 
proben zu  bewilligen;  gegen  die  Erhöhung  des  Mindestportos  der  Druck- 
sachen wurde  aber  der  Einwand  erhoben,  daß  dadurch  die  kleineren  Ge- 
schäfte, insbesondere  die  kleinen  Druckereien,  erheblich  geschädigt  werden 
würden.  Von  anderer  Seite  wurde  zwar  anerkannt,  daß  das  Mindestporto 
von  I  Ct.  die  Selbstkosten  der  Postverwaltung  nicht  decke  und  deshalb 
billigerweise  erhöht  werden  müsse;  doch  wurde  gleichzeitig  geltend  gemacht, 
daß  eine  Erhöhung  des  Mindestportos  nicht  wohl  ohne  gleichzeitige  Herab- 
setzung des  Portos  für  schwerere  Drucksachen  durchgeführt  werden  könne; 
es  sei  ein  auf  die  Dauer  nicht  haltbarer  Zustand,  daß  das  Porto  für  einen 
großen  Teil  der  Drucksachen  des  inneren  französischen  Verkehrs  mit  den 
Sätzen  des  internationalen  Verkehrs  übereinstimme.  Von  Seiten  der  Regie- 
rung wurde  erklärt,  daß  die  Erhöhung  des  Meistgewichts  der  Warenproben 
ohne  die  Erhöhung  des  Mindestportos  für  Drucksachen  und  die  damit  ver- 
bundene Verminderung  des  Drucksachenverkehrs  nicht  annehmbar  sei ;  ander- 
seits wurde  in  Aussicht  gestellt,  daß,  wenn  die  Erhöhung  der  Mindesttaxe 
für  Drucksachen  unter  Band  angenommen  würde,  bald  ein  Gesetzentwurf 
wegen  Ermäßigung  des  Portos  für  schwerere  Drucksachen  eingebracht 
werden  sollte.  Der  Senat  lehnte  schließlich  sowohl  die  Erhöhung  des 
Drucksachenportos  wie  auch  die  Erhöhung  des  Meistgewichts  der  Waren- 
proben ab. 

In  der  Deputiertenkammer  wurde  die  Angelegenheit  bei  der  Beratung 
des  vom  Senate  geänderten  Etatgesetzes  wieder  aufgenommen,  und  die 
Kammer  erteilte  nach  längerer  Verhandlung  einem  Abänderungsvorschlag 
ihre  Zustimmung,  der  die  vorher  von  der  Kammer  beschlossene  Erhöhung 
der  Gewichtsgrenze  für  Warenproben  und  im  allgemeinen  auch  die  Erhöhung 
der  Mindesttaxe  für  Drucksachen  unter  Band  beibehielt,  gleichzeitig  aber 
eine  Herabsetzung  des  Portos  für  schwerere  Drucksachen  vorsah. 
Der  neue  Drucksachentarif,  dem  Senat  und  Regierung  ihre  Zustimmung 
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erteilt  haben,  enthält  für  andere  Drucksachen  als  Zeitungen  folgende 
Portosätze : 

a)  Drucksachen  unter  Band  bis  15  g  2  Ct.,  über  15  bis  50  g  3  Ct., 
über  50  bis  100  g  5  Ct.  und  für  jede  weiteren  100  g  5  Ct.  mehr; 

b)  Drucksachen  in  sonstiger  Verpackung  (unter  offenem  Umschlag, 
in  Briefform  gefaltet  und  in  Kartenform)  5  Ct.  für  je  100  g. 

Für  die  Drucksachen  unter  Band  ist  die  bisherige  Beschränkung,  daß  das 
Band  höchstens  ein  Drittel  der  Oberfläche  der  Sendung  bedecken  darf, 
weggefallen.  Abweichend  von  den  angeführten  Sätzen  unterliegen 
nach  dem  neuen  Tarife  gewisse  Drucksachen  besonderen  ermäßigten  Porto- 
sätzen, nämlich: 

1.  Mitteilungen  und  Einberufungsschreiben  solcher  Vereine  und  Gesell- 
schaften, die  nicht  Handelszwecke  verfolgen,  sowie  Mitteilungen 
und  Benachrichtigungen ,  die  von  den  Einnehmern  der  direkten 
Steuern  an  die  Steuerpflichtigen  übersandt  werden.  Für  diese 
Mitteilungen  usw.  gilt  bei  einem  Gewichte  bis  5  g  und  bei  der 
Versendung  unter  Band  auch  fernerhin  der  Portosatz  von  1  Ct.; 

2.  Wahlkartcn ,  Wahlrundschreiben  und  Abstimmungspapiere.  Für 
diese  bleibt  der  bisherige  Tarif  (I  Ct.  für  je  25  g)  mit  der  Maßgabe 
bestehen,  daß  er  künftig  auch  auf  die  in  Kartenform  versandten 
Drucksachen  dieser  Art  Anwendung  findet. 

Der  neue  Tarif,  der  alsbald  in  Kraft  getreten  ist,  erhöht  gegenüber 
dem  bisherigen  Tarife  das  Mindestporto  der  meisten  Drucksachen  unter  Band 
bis  5  g,  behält  bei  die  für  einen  Teil  der  Drucksachen  unter  Band  bis 
5  g,  für  Drucksachen  unter  Band  von  5  bis  10  g  und  für  Drucksachen  in 
sonstiger  Verpackung  bis  50  g  geltenden  Portosätze  und  ermäßigt  das 
Porto  für  alle  Drucksachen  unter  Band  von  mehr  als  10  g  und  für  alle 
sonstigen  Drucksachen  von  mehr  als  50  g.  Es  wird  also,  namentlich  wenn 
noch  die  Erhöhung  des  Meistgewichts  der  Warenproben  von  350  auf  500  g 
sowie  die  Erweiterung  des  Begriffs  der  Drucksachen  unter  Band  in  Betracht 
gezogen  wird,  für  die  Erhöhung  des  Mindestportos  der  Mehrzahl  der 
Drucksachen  unter  Band  in  weitgehender  Weise  durch  sonstige  Verkehrs- 
erleichterungen ein  Ausgleich  geschaffen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Verbesserung  des  Reiseverkehrs  auf  dem  Nile.  Während  der 
letzten  Reisezeit  in  Ägypten  haben  die  Dampfer  der  »Hamburg  and  Anglo- 
American  Nile  Co.«  die  deutschen  Farben  in  der  Nilschiffahrt  eingeführt. 
Das  schönste  Schiff,  das  augenblicklich  den  Nil  befährt,  ist  der  von  der  ge- 
nannten Gesellschaft  vor  wenigen  Monaten  in  Betrieb  gesetzte  neue  Dampfer 
»Germania«.  Er  wurde  im  Sommer  des  Jahres  1906  gebaut  und  in  einzelnen 
Teilen  nach  Ägypten  übergeführt,  wo  er  zusammengesetzt  wurde  und  seine 
Kabineneinrichtung  erhielt.  Der  Dampfer  hat  drei  Decke,  von  denen  sich 
das  unterste  im  Schiffsräume  selbst  befindet,  während  die  beiden  anderen 
Decke  sich  als  leichte.  Aufbauten  darstellen.  Das  unterste  Deck  enthält  in 
seiner  Mitte  den  großen  geräumigen  Speisesaal,   die  Personalkabinen  und 
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die  Vorratsräume.  Im  Vorderteile  befindet  sich  der  Kessel;  die  Maschinen 
und  das  große  Schaufelrad  sind  dagegen  am  hinteren  Ende  des  Deckes  an- 
gebracht. Der  Dampf  wird  vom  Kessel  durch  die  ganze  Länge  des  Schiffes 
in  isolierten  Röhren  nach  hinten  zur  Maschine  geleitet.  Diese  Anordnung" 
ist  getroffen,  um  wegen  des  erforderlichen  geringen  Tiefgangs  das  Gewicht 
möglichst  gleichmäßig  zu  verteilen  und  so  der  Gefahr  des  Auflaufens  auf 
einer  der  zahlreichen,  beständig  im  Nile  sich  bildenden  Sandbänke  besser 
begegnen  zu  können.  Die  oberen  Decke  enthalten  die  Kabinen  für  die 
Reisenden.  Eine  größere  Anzahl  von  Bädern,  ein  bequemer  Rauch- 
salon, ein  Damensalon  sowie  die  beiden  großen,  durch  Scheiben  gegen 
den  Windzug  geschützten  Salondecke  vervollständigen  die  Einrichtung 
des  Dampfers.  Die  »Germania«  bietet  im  ganzen  für  66  Personen 
Unterkunft.  Die  außerordentlich  lebhafte  Beteiligung  an  den  von  dem 
Dampfer  bisher  ausgeführten  dreiwöchentlichen  Fahrten  bestätigen,  daß  die 
mit  der  Indienststellung  dieses  Schiffes  für  den  Nilverkehr  geschaffene  Ver- 
besserung bereits  volle  Würdigung  gefunden  hat. 


Eisenbahnbauten  auf  Kiushiu  (Japan).  Fast  das  gesamte  Eisen- 
bahnnetz der  Insel  Kiushiu  gehört  einer  Privatgesellschaft,  der  Kiushiu 
Tetsudo  Kaisha.  Diese  hat  sich,  wie  es  bei  einem  Privatunternehmen  nur 
natürlich  ist,  auf  den  Bau  solcher  Strecken  beschränkt,  bei  denen  eine  gute 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  vorauszusehen  war.  So  ist  es  gekommen, 
daß  die  größere,  östliche  Hälfte  der  Insel  bis  jetzt  noch  fast  keine  Bahn- 
strecken aufweist,  und  daß  ausgedehnte,  zum  Teil  wohlhabende  Provinzen 
in  ihrer  Entwicklung  zurückgeblieben  sind.  Diesem  Obelstande  beabsichtigt 
die  japanische  Regierung,  die  im  Jahre  1907  auch  die  private  Kiushiubahn 
verstaatlichen  will,  durch  größere  Bahnbauten  abzuhelfen.  Auf  Grund  der 
vom  japanischen  Verkehrsministerium  vorgenommenen  Vorarbeiten  werden 
folgende  neue  Linien  geplant: 

1.  von  Kumamoto  über  Otsu,  Takeda,  Inugai  nach  Oita,  dem  voraus- 
sichtlichen Endpunkte  der  Kiushiubahn.  Die  Strecke  ist  134,4  km 
lang  und  soll  33  495  000  Mark  kosten,  d.  s.  249  219  Mark  für  1  km; 

2.  von  Oita  über  Nobeoka  nach  Miyazaki.  Die  193,6  km  lange  Strecke 
wird  39  639  000  Mark  erfordern,  d.  s.  204  747  Mark  für  1  km ; 

3.  von  Miyazaki  nach  Yoshimatsu,  einer  Station  an  der  im  Baue  be- 
griffenen Regierungsbahn  Kagoshima-  Yatsushiro.  Die  Kosten  dieser 
Strecke  sind  bei  einer  Länge  von  75,3  km  auf  13944000  Mark  ver- 
anschlagt, d.  s.  185  426  Mark  für  1  km. 

Die  beiden  letzten  Linien  bilden  den  Schluß  eines]  großen  Eisenbahn- 
ringes, der  meist  am  Rande  der  Insel  entlang  läuft. 

Die  vorstehenden  Bahnen  waren  im  wesentlichen  bereits  vor  15  Jahren 
als  Linien  der  zweiten  Periode  (vgl.  den  Aufsatz  »Die  Eisenbahnen  in 
Japan«,  Archiv  1906,  S.  299  ff.)  geplant.  Die  damals  in  bezug  auf  Länge 
und  Baukosten  aufgestellten  Veranschlagungen  haben  sich  indes  als  ungenü- 
gend und  für  die  Ausführung  nahezu  wertlos  erwiesen. 

Bemerkenswert  ist  das  hohe  Anlagekapital  der  neuen  Bahnen.  Es  be- 
trägt bei  der  zuletzt  aufgeführten,  billigsten  Strecke  für  1  km  immer  noch 
beinahe  das  Doppelte  des  kilometrischen  Anlagekapitals  der  Kiushiubahn, 
das  sich  am  1.  April  1809  nur  auf  04  750  Mark  belief.  Der  Grund  für 
diese  erhebliche  Steigerung  der  Baukosten  ist  hauptsächlich  darin  zu  suchen. 
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-daß  alle  drei  Linien  gebirgige  Gegenden  durchschneiden,  und  daß  die  dabei 
notwendig  werdenden  Tunnel,  Brücken,  Dämme  usw.  große  Summen  ver- 
schlingen werden.  In  zweiter  Linie  werden  die  Bauten  auch  verteuert 
•durch  die  Preissteigerung  der  Lebensmittel,  Arbeitslöhne  und  Baumaterialien, 
-die  bereits  seit  Jahren  anhält  und  durch  den  japanisch- russischen  Krieg 
noch  verstärkt  worden  ist. 


LITERATUR. 

I.  Die  deutschen  Dampfersubventionen,  ihre  Entstehung, 
Begründung  und  ihre  volkswirtschaftlichen  Wirkungen. 
Von  Dr.  Georg  Jaensch,  Ober-Postpraktikant.  Berlin  1907. 
Selbstverlag  des  Verfassers.  165  Seiten  8°  nebst  einer  Ubersichts- 
karte über  die  Reichspostdampferlinien  nach  dem  Stande  vom 
Jahre  1906.    Preis  2  Mark  50  Pf. 

IT.  Die  deutschen  Reichspostdampferlinien  nach  Ostasien 
und  Australien  in  zwanzigjährigem  Betriebe.  Eine  wirt- 
schaftspolitische Studie  von  Dr.  Paul  Neu  bau  r.  Berlin  1906. 
Ernst  Siegfried  Mittler  und  Sohn,  Königliche  Hofbuchhandlung, 
Kochstraße  68  —  71.  8°.  VI  und  233  Seiten  nebst  11  graphi- 
schen Tnfcln  und  3  Karten. 

Bei  der  hohen  Bedeutung,  die  die  Ausgestaltung  der  deutschen  Schiff- 
1'ahrt  in  den  letzten  Jahrzehnten  für  die  wirtschaftspolitische  Entwicklung 
Deutschlands  gewonnen  hat.  muß  es  auffallen,  daß  in  der  Literatur 
bisher  weder  eine  zusammenfassende  Geschichte  der  deutschen  Schiffahrt 
im  allgemeinen  noch  auch  umfassendere  Arbeiten  über  die  einzelnen 
Gebiete  des  deutschen  Uberseeverkehrs  vorhanden  waren.  U.  a.  fehlte 
es  bisher  an  einer  ausführlichen  Darstellung  der  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs auf  den  vom  Reiche  unterstützten  deutschen  Schiffahrtslinien  so- 
wie des  Einflusses,  den  die  noch  verhältnismäßig  junge  Subventions- 
politik des  Reichs  auf  die  Hebung  der  deutschen  Schiffahrt  ausgeübt 
hat.  Um  so  dankbarer  ist  es  zu  begrüßen,  daß  durch  die  vorliegenden 
beiden  Werke  diesem  Mangel  abgeholfen  wird.  Während  das  Buch  des 
Dr.  Neubaur,  das  aus  Anlaß  des  zwanzigjährigen  Bestehens  der  Reichs- 
postdampferlinien des  Norddeutschen  Lloyd  nach  Ostasien  und  Australien 
herausgegeben  worden  ist,  sich  auf  eine  Darstellung  der  Entstehung  und 
Entwicklung  dieser  beiden  Linien  und  ihrer  Bedeutung  in  der  Gegenwart 
beschränkt,  hat  sich  Dr.  Jaensch  eine  weitergehende  Aufgabe  gestellt,  indem 
er  auch  die  dritte  subventionierte  Linie,  die  deutsche  Ostafrika-Linie,  in  den 
Kreis  seiner  Betrachtungen  zieht  und  außerdem  den  Einfluß  der  Subventions- 
politik nicht  nur  auf  die  unmittelbar  beteiligten,  sondern  auch  auf  die  un- 
beteiligten Reedereien  eingehend  untersucht. 

Die  aus  Reichsmitteln  subventionierten  deutschen  Dampferlinien  ver- 
danken bekanntlich  ihre  Entstehung  dem  Gesetze,  betreffend  Postdampf- 
schiffs Verbindungen  mit  überseeischen  Ländern,  vom  6.  April  1885.  An- 
fangs angefeindet  und  in  der  Volksvertretung  nicht  ohne  Mühe  durch- 
gesetzt, hat  der  Gedanke  der  staatlichen  Subventionierung  deutscher  Dampfer- 
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linien  in  den  seit  Erlaß  dieses  Gesetzes  verflossenen  22  Jahren  unverkennbar 
große  Fortschritte  gemacht.  Heute  darf  die  vom  Reiche  eingeschlagene  Sub- 
ventionspolitik.  wie  von  beiden  Verfassern  hervorgehoben  wird,  wohl  un- 
bestritten als  ein  unentbehrliches  Glied  in  der  Kette  der  Maßnahmen  an- 
gesehen werden,  die  die  Hebung  der  Secgeltung  des  Deutschen  Reiches  und 
darüber  hinaus  von  Handel  und  Verkehr  über  See  zum  Ziele  haben. 

Wir  wenden  uns  zunächst  dem  umfassenderen  Werke  des  Dr.  Jaensch  zu. 

Die  Einleitung  enthält  einen  allgemeinen  Überblick  über  die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  staatlichen  Schiffahrtsunterstützungen:  die  unent- 
geltliche Holzlieferung  für  den  Schiffsbau  im  Altertum  und  die  Ausschließung 
fremder  Schiffe  von  der  Warenbeförderung  sowie  das  Differential -Abgaben- 
system seit  dem  Mittelalter.  Im  Anschlüsse  daran  werden  die  Maßnahmen 
aufgeführt,  die  in  der  Neuzeit  von  der  Mehrzahl  der  seefahrenden  Nationen 
zur  Hebung  ihrer  Schiffahrt  ergriffen  werden:  die  allgemeine  Unterstützung 
der  gesamten  heimischen  Seeschiffahrt  in  Form  eines  Prämiensystems,  wie 
sie  z.B.  in  Frankreich,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Japan 
üblich  ist,  und  die  besondere  Unterstützung  einzelner  Schiffahrtsgesellschaften 
zur  Unterhaltung  bestimmter  regelmäßiger  Dampferlinien.  In  Deutschland 
hat  man  sich  bisher  auf  die  zuletzt  genannte  Form  der  Unterstützung 
beschränkt. 

Demnächst  gibt  der  Verfasser  an  der  Hand  der  amtlichen  Veröffent- 
lichungen (Reichstagsdrucksachen  usw.)  eine  ausführliche  Darstellung  der 
Entstehung  und  Entwicklung  der  subventionierten  deutschen  Dampfer- 
linicn.  Uber  Beides  haben  wir  unsere  Leser  dauernd  auf  dem  laufenden 
gehalten;  es  erübrigt  sich  deshalb,  hier  näher  auf  diesen  Punkt  ein- 
zugehen. 

Dasselbe  gilt  von  der  im  Kapitel  II  des  Buches  beantworteten  wichtigen 
Frage  nach  Begründung  und  Zielen  der  deutschen  Dampfersubventionen. 
Hier  wird  überzeugend  nachgewiesen,  daß  die  Einrichtung  unabhängiger 
und  regelmäßiger  deutscher  Dampferlinicn  eine  unbedingte  nationale  Not- 
wendigkeit war,  die  u.  a.  auch  durch  die  Interessen  des  deutschen  Post- 
verkehrs dringend  gefordert  wurde. 

Die  weiteren  Ausführungen  beschäftigen  sich  in  fünf  Kapiteln  mit  den 
Wirkungen  der  deutschen  Dampfersubventionen.  Zunächst  wird  untersucht, 
welchen  Einfluß  die  Subventionen  auf  den  deutschen  Handelsverkehr  gehabt 
haben.  Das  Ergebnis  der  von  einem  reichen  statistischen  Material  begleiteten 
Darlegungen  läßt  sich  dahin  zusammenfassen,  daß  der  Gesamtwarenverkehr 
in  dem  siebzehnjährigen  Zeiträume  von  1888  bis  1904  sich  auf  der  ostasiati- 
schen Linie  etwa  verfünffacht  und  auf  der  australischen  Linie  hinsichtlich 
des  Gewichts  verfünffacht,  hinsichtlich  des  Wrertes  beinahe  vervierfacht  hat. 
Auf  der  afrikanischen  Linie  ist  in  dem  vierzehnjährigen  Zeiträume  von  1891 
bis  1904  ungefähr  eine  Versechsfachung  eingetreten.  Hand  in  Hand  damit 
geht  eine  steigende  Befreiung  des  Handelsverkehrs  von  der  kostspieligen 
und  mit  sonstigen  Nachteilen  verbundenen  ausländischen  Vermittlung  und 
eine  stetige  bedeutende  Zunahme  auch  des  Reiseverkehrs. 

Besonderes  Interesse  darf  für  die  Leser  des  Archivs  Kapitel  IV  »E)ie 
Wirkungen  auf  den  Postverkehr«  beanspruchen.  Der  Verfasser  zeigt 
hier  an  erster  Stelle,  wie  sich  seit  Einrichtung  der  subventionierten  Dampfer- 
linien der  Postverkehr  des  Reichs-Postgebiets  mit  Japan  versechsfacht,  mit 
Australien  versiebenfacht  und  mit  China  verachtzehnfacht,  und  daß  der  Post- 
verkehr mit  Ost-  und  Südafrika  sich  in  den  16  Jahren  von  1889  bis  1904 
auf  mehr  als  das  Achtfache  gehoben  hat.  Weiter  wird  im  einzelnen 
gezeigt,  in  wie  hohem  Maße  die  Einrichtung  der  Dampferlinien  und  der 


Digitized  by  Googl 


Literatur. 


287 


dadurch  hervorgerufene  Wettbewerb  verkürzend  auf  die  Fahrtdauer  der 
Dampfer  der  miteinander  im  Wettbewerbe  stehenden  Nationen  eingewirkt 
hat,  und  wie  dadurch  die  Beförderungsgelegenheiten  vermehrt  worden 
sind. 

Die  weiter  vom  Verfasser  dargelegten  außerordentlich  günstigen  Wirkungen 
der  Subventionspolitik  auf  die  Hebung  des  deutschen  Schiffsbaues  habe»  wir 
erst  kürzlich  in  unseren  Aufsätzen  über  den  Norddeutschen  Lloyd  und  den 
Vulkan  (Nr.  (>  und  7  des  laufenden  Jahrgangs)  eingehend  behandelt. 

Die  letzten  beiden  Kapitel  beschäftigen  sich  mit  den  Wirkungen  der 
Subventionen  auf  die  unbeteiligten  und  auf  die  beteiligten  Reedereien.  Hier 
ist  hervorzuheben,  daß  die  seinerzeit  bei  den  Beratungen  im  Reichstag  aus- 
gesprochene Befürchtung:  durch  die  staatliche  Unterstützung  könnten  die 
bestehenden  nicht  subventionierten  Linien  schwer  geschädigt  und  u.  U.  außer- 
stand gesetzt  werden,  ihren  Betrieb  aufrecht  zu  erhalten,  nicht  eingetroffen 
ist.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  die  Eigentümlichkeit  der  Reichs-Post- 
dampfer  mit  ihren  kurzen  Aufenthaltszeiten  in  den  Zwischenhäfen  und  ihren 
durch  den  größeren  Umfang  der  Maschincnanlagen  sowie  durch  die  Passa- 
giereinrichtungen  stark  beschränkten  Schiffsräumen  den  freien  Schiffahrts- 
unternfhmungen  auf  dem  Gebiete  der  Güterbeförderung  ein  weites  Feld 
der  Tätigkeit  offen  läßt. 

Die  Reichsbeihilfe  sollte  nach  der  Absicht  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaften eine  Entschädigung  für  die  übernommenen  besonderen  Verbindlich- 
keiten (Anlaufen  bestimmter  Häfen,  Einhalten  eines  genauen  Fahrplans, 
Beförderung  der  Post  usw.)  und  die  den  Unternehmungen  hieraus  er- 
wachsenden Mehrausgaben  und  finanziellen  Verluste  bilden.  Nach  den 
Darlegungen  des  Verfassers  kann  keine  Rede  davon  sein ,  daß  etwa  den 
beteiligten  Unternehmern  auf  Kosten  der  Steuerzahler  mühelos  große  Gewinne 
zuteil  geworden  sind.  Für  den  Norddeutschen  Lloyd  wird  aus  dem  Betriebe 
der  subventionierten  Linien  ein  Gesamtverlust  von  12  Millionen  Mark  be- 
rechnet. Für  die  Ostafrikalinie  fehlt  es  an  den  nötigen  Unterlagen  für  eine 
gleiche  fortlaufende  Berechnung;  der  Verfasser  versucht  gleichwohl  den 
Nachweis,  daß  diese  Linie  bisher  nur  mäßige  Gewinne  aus  dem  Reichs- 
Postdampferunternehmen  erzielt  hat,  und  daß  sie  ohne  die  Beihilfe  des  Reichs 
das  Unternehmen  überhaupt  nicht  hätte  aufrecht  erhalten  können. 

Die  Anlagen  enthalten,  abgesehen  von  dem  Wortlaute  des  ersten  grund- 
legenden Subventionsgesetzes  und  der  im  Auszug  erfolgten  Wiedergabe 
der  Subventionsverträge,  reiches  statistisches  Material  zur  Begründung  der 
von  den  Wirkungen  der  Subventionen  handelnden  Ausführungen.  Der  Ab- 
handlung ist  ein  umfassendes  Quellenverzeichnis  vorgeheftet. 

Der  Verfasser  ist,  wie  sich  aus  dem  vorstehenden  Uberblick  ergibt,  bei 
Erledigung  seiner  Aufgabe  mit  anerkennenswerter  Gründlichkeit  zu  Werke 
gegangen;  insbesondere  hat  er  überall  auch  die  den  Verkehrsbeamten 
interessierenden  Verhältnisse  gebührend  berücksichtigt. 

Auch  das  zweite  Werk,  dasjenige  von  Dr.  Paul  Neubaur,  zeichnet 
sich  durch  klare  und  übersichtliche  Darstellung  aus.  Ausführlicher  als  in 
dem  Buche  des  Dr.  Jaensch  wird  in  ihm  die  außerordentlich  rührige  Tätig- 
keit des  Norddeutschen  Lloyd  bei  der  Einrichtung  und  Ausgestaltung  der 
Reichspostdampferlinien  nach  Ostasien  und  Australien  behandelt.  Dem 
Verfasser  stand  durch  seine  langjährigen  Beziehungen  zu  dem  großen 
Schiffahrtsunternehmen  wertvolles  Material  zur  Verfügung,  und  er  zeigt 
uns,  wie  der  Norddeutsche  Lloyd  es  sich  durch  fortgesetzte  Verbesserungen 
und  Vervollkommnungen  hat  angelegen  sein  lassen,  beiden  Linien  ihre 
heutige    hohe   Bedeutung  zu   sichern   und   den    auf    ihnen  verkehrenden 
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Schiffen  den  vorzüglichen  Ruf  zu  erwerben,  den  sie  heute  in  der  ganzen 
Welt  besitzen. 

Vorausgeschickt  sind  eine  kurze  Darstellung  der  Entwicklung  der 
deutschen  Übersee- Interessen  von  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs  bis 
zur  Mitte  der  achtziger  Jahre  sowie  eine  fesselnde  Schilderung  der  ersten 
Ansätze  zur  Erschließung  Chinas.  Besonderen  Wert  gewinnen  diese  Ab- 
schnitte dadurch,  daß  der  Verfasser  sowohl  China  als  auch  die  weiter  in 
■dem  Buche  erwähnten  Gebietsteile  Asiens  und  Australiens  zum  Zwecke 
handelspolitischer  Studien  bereist  hat.  Den  breitesten  Umfang  beanspruchen 
naturgemäß  auch  in  diesem  Werke  die  Geschichte  der  Reichspostdampfer- 
Vorlagen  (ihre  Behandlung  im  Reichstage  usw.),  die  Angaben  über  die 
Vorarbeiten  des  Norddeutschen  Lloyd  für  den  Betrieb  der  Reichspost- 
dampferlinien,  die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Linien  und  die 
Darstellung  des  Betriebs  auf  ihnen  in  ihrem  gegenwärtigen  Zustande.  In 
zwei  besonderen  Kapiteln  wird  die  Entwicklung  des  Dampfermaterials  und 
der  Einfluß  der  SchifFsbauten  für  die  Reichspostlinien  auf  die  deutschen 
Werften  behandelt.  Den  Beschluß  des  textlichen  Teiles  bildet  eine  Dar- 
stellung der  besonderen  Aufgaben,  die  von  den  Schiffen  der  Reichspost- 
dampferlinien  bei  den  deutschen  Truppenbeförderungen  nach  China  an- 
läßlich des  Boxeraufstandes  in  den  Jahren  1900  und  1901  zu  leisten  waren. 

Die  graphischen  Ubersichten  geben  ein  Bild  von  dem  allmählichen 
Wachsen  des  Verkehrs  auf  den  Reichspostdampferlinien  nach  Ostasien 
und  Australien,  über  die  im  Laufe  der  Jahre  an  deutsche  Werften 
gezahlten  Summen  für  die  Schiffe  dieser  Linien  und  über  den  Proviant- 
und  Kohlenverbrauch  auf  beiden  Linien.  Den  größten  Proviantverbrauch 
weist  auf  der  ostasiatischen  Linie  das  Jahr  1901  mit  3660471  Mark  und 
auf  der  australischen  Linie  das  Jahr  1902  mit  2354857  Mark  auf.  An 
Karten  sind  beigegeben  eine  Weltkarte  der  Schnell-  und  Postdampferlinicn 
des  Norddeutschen  Lloyd  sowie  je  eine  Übersichtskarte  der  Linien  des 
Norddeutschen  Lloyd  im  indo-  chinesischen  Küstenverkehr  und  in  der 
Südsee. 

Der  Inhalt  des  Werkes  ist  zum  größten  Teile  in  die  von  demselben 
Verfasser  herrührende  Jubiläumsfestschrift  des  Norddeutschen  Lloyd 
(vgl.  Archiv  1907,  S.  161  ff.)  übernommen  worden. 

Wir  können  beide  Werke  unseren  Lesern  bestens  empfehlen. 


BERLIN      GEDHI  (  KT  IN  DER  r  "IICHSDHL  CKEREI. 
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Das  neue  Fernsprechamt  in  Leipzig. 
Von  Ober -Postinspektor  Weberstedt  in  Berlin. 

(Schluß.) 

2.  Technische  Einrichtung. 

Die  Orts-  und  Fernschränke  sind  gemeinschaftlich  in  einem  Betriebsaale 
(Fig.  7)  untergebracht.  Dieser  ist  45,2  m  lang,  14,2  m  breit  und  7,67  m 
hoch  und  hat  ein  festes  gewölbtes  Dach.  Der  Saal  erhält  Tageslicht  durch 
acht  hohe  Fenster  in  den  Längswänden  und  durch  fünf  Fenster  in  der 
einen  Schmalwand.  Die  m  langen,  2,00  m  hohen  und  1,18  m  breiten 
Vorschalte-  und  Ortsschränke  sind  an  den  Längsseiten  mit  einem  Abstände 
von  90  cm  von  der  Wand  angeordnet.  Die  Fern-  und  Meldeschränke  und 
der  Verteilerschrank  sind  in  Saalmitte  Rücken  gegen  Rücken  in  zwei  Doppel- 
reihen mit  80  cm  Abstand  aufgestellt.  Zwischen  den  sich  gegenüberliegenden 
Arbeitsplätzen  des  Orts-  und  Fernamts  befindet  sich  ein  freier  Gang  von 
3,64  m  Breite.  Die  Fern-  und  Meldeschrankreihen  sind  durch  einen  2  m 
breiten  Quergang  unterbrochen.  Die  Aufstellung  der  Schränke  ergibt  sich 
aus  Fig.  8. 

Die  Zwischenverteiler,  Relais,  Drosselspulen  und  Sicherungen  sind  auf 
Gestellen  in  dem  unmittelbar  unter  dem  Betriebsaale  befindlichen  Relaisraum 
angebracht.  Fig.  9  ist  eine  Aufnahme  des  Relaisraums  mit  den  eisernen 
Gestellen  unterhalb  der  Schrankreihen.  Das  vorderste  Gestell  trägt  die 
Anrufrelais,  und  zwar,  der  Belegung  der  Ortsschränke  entsprechend,  in 
je  3  Gruppen  zu  120  und  300.  Am  dahinter  liegenden  Gestelle  befinden 
sich  die  Schlußzeichenrelais  und  die  Sicherungen  usw. ,  am  dritten  Gestelle 
der  Zwischenverteiler. 

An  da§  Ortsamt  sind  zur  Zeit  rund  10900  Hauptsprechstellen  mit  rund 
4300  Nebenstellen  angeschlossen.    Die  technische  Einrichtung  ist  zunächst 

Archiv  f.  Post  u.  Telegr.    10.    1907.  19 
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für  rund  15  000  Leitungen  ausgebaut  und  kann  bis  zu  einer  Aufnahme- 
fähigkeit von  20000  Leitungen  erweitert  werden.  Bis  jetzt  sind  19  Orts- 
schränke  für  Anschlüsse  gegen  Pauschgebühr  und  9  Ortsschränke  für 
Anschlüsse  gegen  Grund-  und  Gesprächsgebühr  aufgestellt  worden.  Die 
oberste  Klinkenreihe  liegt  bei  voller  Belegung  1,86  m  über  dem  Fußboden. 
Jeder  Schrank  hat  drei  Arbeitsplätze,  die  mit  je  120  Anschlußleitungen 
gegen  Pausch-  oder  300  Anschlußleitungen  gegen  Grundgebühr  belegt  sind. 
Als  Anruf-  und  Schlußzeichen  werden  Glühlampen  verwendet,  die  mit  einer 
Spannung  von  24  Volt  gespeist  werden. 

Die  Arbeitsplätze  des  Ortsamts  sind  mit  je  15  Stöpselpaaren  für  Abfragc- 
und  Verbindungszwecke  und  mit  einem  Mithörstöpsel  ausgerüstet. 

Bevor  wir  auf  die  Wirkungsweise  der  Apparate  des  Amtes  eingehen, 
möge  kurz  die  Sprechstelleneinrichtung  erörtert  werden.  Die  Hauptstellen 
ohne  Nebenanschlüsse*)  sind  entweder  mit  Wandgehäusen  oder  mit  Tisch- 
apparaten ausgerüstet.  In  dem  Wandgehäuse  (Fig.  10)  sind  sämtliche  Ap- 
paratteile (Hakenumschalter,  Mikrophon,  Induktionsrolle,  Wecker  und  Kon- 

Fig.  8. 


densator)  vereinigt,  während  dem  Tischapparate  mit  gabelförmigem  Auflager 
für  den  Handapparat  (Fig.  11)  ein  besonderer  Beikasten  zur  Aufnahme  der 
Leitungsklemmen  und  des  Kondensators  beigegeben  ist. 

Die  Speisung  der  Mikrophone  erfolgt  vom  Amte  aus.  Zur  Verriegelung 
des  Weckerstromkreises  sind  Kondensatoren  von  2  Mf  in  Benutzung. 

Das  Schaltungsschema  für  die  Sprechstellen  ist  zusammen  mit  den  übrigen 
Schaltungen  für  den  Ortsverkehr  in  Fig.  13  dargestellt. 

Der  wichtigste  Apparat  der  neuen  Amtseinrichtung  ist  das  Anrufrelais 
(Fig.  12).  Dieses  besitzt  einen  sogenannten  Kipphebelanker  aus  unterteiltem 
Eisen,  dessen  einer  Arm  durch  ein  verstellbar  aufgesetztes  Gewicht  be- 
schwert ist.  Infolge  der  einseitigen  Belastung  legt  sich  der  Anker  nach 
dieser  Seite  über  und  öffnet  die  Kontakte  am  Ende  des  unbelasteten  Armes. 
Das  Relais  hat  zwei  entgegengesetzt  gewickelte  Spulen  von  150  und  800  Ohm 
(vgl.  AR1  in  Fig.  13).    Wird  die  Zentralbatterie  beim  Anrufe  des  Amtes 

•J  Ober  die  Einrichtung  der  Sprechstellen  mit  Nebenanschlüssen  schweben  noch 
Erwägungen. 
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durch  Abhängen  des  Hörers  in  der  Sprechstelle  über  beide  Relaiswick- 
lungen geschlossen,  so  wird  der  der  800  Ohm -Wicklung  des  Relais 
gegenüberliegende  Arm  des  Ankerhebels  entsprechend  der  stärker  wirken- 
den Drahtlänge  der  Wicklung  erheblich  stärker  angezogen  als  der  andere 
Hebelarm,  dem  nur  eine  150  Ohm -Wicklung  gegenüberliegt.  Infolge- 
dessen kippt  der  Relaisanker  aus  seiner  Ruhestellung,  in  der  er  durch 
das  Schwergewicht  gehalten  wurde,  über  und  schließt  die  Lampenkontakte, 
so  daß  die  Anruflampe  aufleuchtet.  Wird  der  Anruf  beantwortet,  indem 
der  Abfragcstöpsel  in  die  Abfrageklinke  gesteckt  wird,  so  wird  die  magne- 
tisierende  Wirkung  der  alsdann  mit  der  einen  Hälfte  der  Zentralbatterie 
kurzgeschlossenen  150  Ohm -Wicklung  so  verstärkt,  daß  der  Anker  in  die 

• 

Fie  10. 


Ruhelage  zurückgezogen  wird  und  die  Anruflampe  verlöscht.  Die  die 
Lampenkontakte  öffnende  Hebelbewegung  wird  dadurch  verstärkt,  daß  die 
Wicklung  des  Schlußzeichenrelais  mit  80  Ohm  Widerstand  der  800  Ohm- 
Relaiswicklung  parallel  geschaltet  wird.  Das  Relais  ist  so  eingestellt,  daß 
es  bei  einem  VViderstande  der  Doppelleitung  von  2000  Ohm  noch  sicher 
anspricht,  ohne  daß  eine  Nachregulierung  erforderlich  wäre. 

Der  Verkehr  zwischen  zwei  Hauptanschlüssen  gestaltet  sich  wie  folgt. 

Anruf  des  Amtes. 

Sprechstelle  I  ruft  das  Amt  durch  Abheben  des  Hörers  vom  Haken  des 
Fernsprechgehäuses  an.  Durch  den  mit  dem  Haken  verbundenen  Um- 
schaltehebel wird  der  Stromkreis  der  Zentralbatterie  ZB  des  Amtes  über 
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das  Anrufrelais  auf  folgendem  Wege  geschlossen:  -f-  P°l  der  Batterie, 
Wicklung  I  des  Relais  AR1,  Buchse  der  Abfrageklinke  „4 K1,  Buchsenleitung 
des  Systems  über  Feder  2  und  1  der  Vorschalteklinke  Kv\,  £-Ader  der 
zur  Sprechstelle  I  führenden  Leitung,  Sprechstelle,  a-Ader  der  Leitung, 
Feder  4  und  3  der  Vorschalteklinke  Kv  I,  Wicklung  II  des  Anrufrelais  AR  1. 
Sicherung,  — Pol  der  Batterie. 

Der  Anker  des  Anrufrelais  wird  angezogen  und  hierdurch  ein  zweifacher 
Stromkreis  geschlossen,  nämlich 

1.  über   die  zugehörige  Anruf lampe  /iL1   mit  weißem  Deckglas  und 
gleichzeitig 

2.  über  die  Platzlampe  C Ll  (weiß), 
so  daß  beide  Lampen  aufleuchten. 


Fig.  11. 


Abfragen. 

Der  Beamte  steckt  den  AbfragestöpseL4  5  (Fig.  13,  b)  eines  freien  Stöpsel- 
paars in  die  unmittelbar  unter  der  Anruflampe  befindliche  Abfrageklinke  AK1, 
legt  den  Sprechumschalter  H  in  die  Abfragestellung  und  verbindet  dadurch 
seinen  Abfrageapparat  mit  der  Teilnehmerleitung.  Am  Sprechumschaltcr 
sind  in  der  Abfragestellung,  die  zugleich  die  Prüfstellung  ist,  die  Federn  1 
und  2,  3  und  4,  7  und  8,  9  und  10  verbunden. 
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Durch  Einführen  des  Abfragcstöpsels  wird 

a)  der  Kipphebel  des  Anruf relais  A  R[  in  die  Ruhelage  zurückgeführt, 
weil  jetzt  ein  Strom  (12  Volt)  von  der  Batterie  über  die  Halte- 
wicklung I  des  Relais,  die  Buchse  der  Abfrageklinke  AKi,  den  Hals 
des  Stöpselst  5,  die  Drosselspule  g  (750hm)  und  die  Sicherung 
zur  Batteriemitte  fließt.  Gleichzeitig  wird,  wie  bereits  erörtert, 
parallel  zur  Wicklung  II  des  Relais  AR1  (800  Ohm)  das  niedrig- 
ohmige  Schlußzeichenrelais  SR1  (80  Ohm)  geschaltet,  so  daß  die 
Rufwicklung  des  Relais  AR1  nur  von  einem  schwachen  Strome 
durchflössen  wird,  der  das  Relais  nicht  zum  Ansprechen  bringt; 

b)  der  anrufende  Teilnehmer  über  AS  mit  dem  Abfrageapparat  F  des 
Beamten  verbunden. 

Stromlauf:  a-Ader  der  Leitung,  Feder  der  Abfrageklinke, 
Stöpselspitze,  d-Ader  der  Stöpselschnur  über  einen  Kondensator, 
Feder  4  und  3  des  Sprechumschalters  H,  Fernhörer  F  des  Beamten, 
Kondensator,  sekundäre  Wicklung  der  Induktionsrolle  (50  Ohm), 
Feder  q  und  10  des  Sprechumschalters,  £-Ader  der  Stöpselschnur, 
Stöpselhals,  Buchse  der  Abfrageklinke,  £-Ader  der  Leitung; 

Fig.  11. 


c)  das  Mikrophon  des  rufenden  Teilnehmers  über  A  S  mit  der  Zentral- 
battcrie  ZU  verbunden. 

Stromlauf :  Mitte  der  Zcntralbatterie  (12  Volt),  Sicherung,  Drossel- 
spule g  (75  Ohm).  Stöpselhals.  £-Ader  der  Leitung,  Mikrophon  der 
.Sprechstelle.  a-Ader,  Stöpselspitze,  Wicklung  des  Schlußzeichenrelais 
SR1,  Sicherung,  Zentralbatterie  ( — Pol).  Außerdem  erhält  die 
Sprechstelle  noch  einen  Stromzuschuß  über  das  Anruf  relais; 

d)  die  Zentralbatterie  (24  Volt)  außerdem  durch  den  Zugschalter  Z S, 
der  beim  Anheben  des  Stöpsels  A  S  durch  das  Stöpselgewicht  be- 
tätigt wird,  mit  den  Schlußzeichenlampen  SLl  und  SL2  verbunden. 
Es  leuchtet  jedoch  nur  SL2  auf,  weil  durch  den  über  SR1  fließen- 
den Mikrophonspeisestrom  der  Anker  des  Relais  angezogen  wird, 
und  daher  der  Stromkreis  über  SL1  bereits  unterbrochen  ist; 

e)  der  als  Prüfbatterie  dienende  Teil  der  Zentralbatterie  (12  Volt)  über 
die  Drosselspule  g,  b- Ader  der  Stöpselschnur,  Hals  von  A  S  an  die 
Klinkenhülse  der  Leitung  I  gelegt  (AK1,  Kol  usw.),  so  daß  die 
Leitung  im  Amte  besetzt  erscheint. 
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Prüfen. 

Der  Beamte  prüft  nach  dem  Abfragen  in  herkömmlicher  Weise  die  ver- 
langte Leitung  auf  ßesetztsein,  indem  er  die  betreffende  Klinkenbuchse  mit 
der  Spitze  des  Verbindungsstöpsels  VS  berührt;  bei  besetzter  Leitung  ent- 
steht im  Fernhörer  F  des  Beamten  das  bekannte  knackende  Prüfgeräusch. 
Ist  die  Leitung  beispielsweise  mit  einem  Abfragestöpsel  besetzt,  so  ergibt 
sich  folgender  Stromlauf: 

Erde,  Prüfbatterie,  Drosselspule  g  (75  Ohm),  .4 S- Körper,  Buchsen- 
leitung. Spitze  des  Verbindungsstöpsels  VS,  Sprechumschalter  H  (Feder  2 
und  1),  Polarisationszelle,  primäre  Umwicklung  der  Induktionsrolle,  Drossel- 
spule g  (800  Ohm),  Erde.  Durch  die  Induktionsrolle  wird  das  Prüfgeräusch 
auf  die  Prüfwicklung  des  Kopffernhörers  F  des  Beamten  übertragen. 

In  gleicher  Weise  verläuft  ein  Prüf  ström  über  den  VS- Körper,  wenn 
die  verlangte  Leitung  durch  einen  Verbindungsstöpsel  besetzt  ist. 

Anruf  des  Teilnehmers. 

Wenn  ein  Prüfgeräusch  nicht  wahrzunehmen,  die  verlangte  Leitung  also 
frei  ist,  wird  VS  beispielsweise  in  die  Klinke  Ko  II  eingeführt  und  der 
Sprechumschalter  für  einen  Augenblick  in  die  Rufstellung  gelegt,  aus  wel- 
cher er  nach  dem  Loslassen  selbsttätig  in  die  Durchsprechlage  zurückgeht. 
In  der  Rufstellung  des  Sprechumschalters  sind  die  Federn  5  mit  6  und 
11  mit  12  verbunden;  hierdurch  werden  die  mit  dem  Stöpsel  A  S  verbundene 
Leitung  und  das  Abfragesystem  des  Beamten  von  dem  Stöpsel  VS  getrennt 
und  die  Wechsclstromquelle  D  mit  der  zur  verlangten  Sprechstelle  II  führen- 
den Leitung  verbunden. 

Stromlauf:  Rufstromquelle  D,  Polarisationszellen  (12  PZ),  Relais  DR, 
Sprechumschalter//  (Feder  6  und  5),  FS-Spitze,  Klinke  Ko  II ,  a-Ader 
der  Leitung  II,  Wecker  der  Sprechstelle,  £-Ader  der  Leitung,  Buchsen- 
leitung, VS- Körper,  Sprechumschalter  (Feder  11  und  12),  Widerstand  und 
Sicherung,  Rufstromquclle. 

Das  Relais  DR  dient  zur  Kontrolle  des  abgehenden  Rufstroms  und 
schließt  während  des  Rufens  einen  Stromkreis  über  die  rote  Lampe  DL. 

Ein  stark  abgedrosselter  Teil  des  Rufstroms  verläuft  von  der  FS-Spitze 
über  die  Feder  von  Ko  II  und  die  Wicklung  II  des  Anrufrelais  AR*  des 
verlangten  Teilnehmers  zur  Stromquelle  zurück.  Für  die  Dauer  des  Anrufs 
wird  jedoch  gleichzeitig  die  Haltewicklung  I  des  Relais  vom  Strome  der 
Zentralbatterie  (24  Volt)  über  den  Widerstand  \V  (10  Ohm)  durchflössen,  so 
daß  das  Relais  vom  Weckstrome  nicht  beeinflußt  wird. 

Zum  Wecken  dienen  zwei  aus  dem  Netze  der  Beleuchtungsanlage  (1 10 Volt) 
gespeiste  Rufstromumformer  (einer  zum  Betrieb  und  einer  zur  Aushilfe), 
die  auf  einem  Wandkonsol  im  Schaltraum  untergebracht  sind.  Der  Ruf- 
strom hat  eine  Spannung  von  50  Volt  (Wechselstrom). 

Die  der  Rufmaschinc  an  jedem  Arbeitsplatze  vorgeschalteten  12  Polari- 
sationszellen mit  dreifacher  Oberfläche  verhindern  einen  Stromschluß  der 
Zentralbattcrie  über  die  Rufmaschine. 

Verbindung  der  Teilnehmer. 

Für  die  Durchsprechstellung  des  Sprechumschalters  H  gelten  die  auf 
dem  Schema  angenommenen  Lagen  der  Kontaktfedern ,  d.  h.  es  ist  Feder  4 
mit  5  und  10  mit  11  verbunden.  In  Brücke  zu  der  a-  und  £-Ader  des 
Stöpsels  liegt  jetzt  das  Anrufrelais  AR'2  des  verlangten  Teilnehmers,  und 
parallel  zu  der  800  Ohm -Wicklung  das  Schlußzeichenrelais  SR'*.  Der 
Stromkreis  der  Zentralbatterie   über  SR'2  ist    zunächst  durch  den  beim 
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angerufenen  Teilnehmer  hinter  dem  Wecker  eingeschalteten  Kondensator 
gesperrt.    Sobald  sich  jedoch  der  angerufene  Teilnehmer  meldet,  indem  er 


seinen  Fernhörer  abhängt,  erhält  er  Strom  von  der  Zentralbatterie  über  den 
Stöpsel  VS  in  ähnlicher  Weise  wie  der  rufende  Teilnehmer  über  A  S. 
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Der  Anker  des  jetzt  vom  Mikrophonspeisestrome  durchflossenen  Relais 
SR2  wird  nun  angezogen;  die  Schlußzeichenlampe  SL*  erlischt  infolgedessen 
und  zeigt  dem  Beamten  an,  daß  der  Teilnehmer  sich  gemeldet  hat,  daß  also 
die  verlangte  Verbindung  zustande  gekommen  ist.  Erlischt  die  Lampe  nicht, 
so  ist  der  Anruf  zu  wiederholen. 

Das  als  Brücke  in  der  Verbindung  liegende  Relais  A  R*  kann  durch  den 
Strom  der  Zentralbatterie  nicht  betätigt  werden,  weil,  wie  bei  AR1,  ein 
Stromkreis  der  12  Volt- Batterie  über  Wicklung  I  des  Relais  geschlossen 
ist,  und  parallel  zur  800  Ohm -Wicklung  das  Schlußzeichenrelais  SR1  mit 
nur  80  Ohm  Widerstand  liegt,  so  daß  der  über  Wicklung  II  fließende 
schwache  Strom  das  Relais  nicht  zum  Ansprechen  bringen  kann. 

Beide  Teilnehmer  stehen  jetzt  unmittelbar  über  A  S,  Ader  a  und  b  der 
Stöpselschnur  und  VS  miteinander  in  Verbindung.  Durch  den  in  den 
a-  Draht  der  Schnurverbindung  eingeschalteten  Kondensator  sind  für  den 
Gleichstrom  der  Zentralbatterie  nach  der  Seite  des  Abfragestöpsels  und  des 
Verbindungsstöpsels  getrennte  Stromwege  geschaffen;  es  kann  deshalb  das 
Relais  SR1  nur  von  dem  rufenden  Teilnehmer  und  SR-  nur  von  dem  an- 
gerufenen Teilnehmer  betätigt  werden. 

Schlußzeichen. 

Wenn  nach  Beendigung  des  Gesprächs  die  Teilnehmer  ihre  Hörer  an- 
hängen, so  wird  der  Strom  der  Zentralbatterie  durch  den  in  jeder  Sprech- 
stelle befindlichen  Kondensator,  der  durch  das  Niederdrücken  des  Haken- 
umschalters eingeschaltet  wird,  unterbrochen.  Die  beiden  Schlußzeichen- 
relais SR1  und  SR*  werden  dadurch  stromlos,  so  daß  ihre  Anker  abfallen 
und  den  Stromkreis  der  beiden  Schlußzeichenlampen  SLl  (rot)  und  S  L* 
(weiß)  schließen. 

Trennung  der  Verbindung. 

Sobald  beide  Lampen  aufleuchten,  trennt  der  Beamte  die  Verbindung 
durch  Herausziehen  der  Stöpsel  aus  den  Klinken,  läßt  die  Stöpsel  in  die 
Ruhelage  zurückgleiten  und  öffnet  dadurch  den  Zugschalter  ZS,  so  daß  die 
Lampen  erlöschen. 

Mithören. 

Wird  es  erforderlich,  daß  der  Beamte  mithört,  so  ist  der  Kopf  des  Mit- 
hörstöpsels MS  an  die  Buchse  der  Klinke  Ko  I  zu  halten,  wodurch  das 
Abfragesystem  parallel  zum  Sprechstromkreise  geschaltet  wird. 

Für  die  Verbindung  zwischen  Orts-  und  Fernleitungen  dienen  vier  Vor- 
schalteschränke  für  je  drei  Arbeitsplätze.  Schrank  1  enthält  die  Klinken 
Nr.  o  bis  3999,  Schrank  2  Nr.  4000  bis  7999,  Schrank  3  Nr.  8000  bis 
13999  und  Schrank  4  die  Klinken  von  Nr.  14000  ab.  Die  Vorschalteklinken 
haben  doppelten  Trennkontakt,  damit  bei  Verbindungen  zwischen  Fern-  und 
Ortsleitungen  die  Klinkenleitungen  der  Ortsschränke  abgeschaltet  werden. 
Die  Schaltung  eines  Vorschalteplatzes  ist  in  Fig.  13,  a  angegeben. 

Für  den  Fernverkehr  sind  28  Fernschränke  mit  je  zwei  Arbeitsplätzen, 
jeder  Platz  zur  Bedienung  von  vier  Fernleitungen,  aufgestellt.  Zum  Be- 
triebe sind  eingeführt  106  Fernleitungen.  5  Leitungen  werden  simultan  be- 
nutzt. Außerdem  sind  22  Fernleitungen  zu  1 1  künstlichen  Leitungen  kombiniert. 

Zur  Vermittlung  und  Entgegennahme  der  Gesprächsanmeldungen  sind 
ein  Verteilerschrank  und  neun  Meldcschränke  für  je  zwei  Arbeitsplätze  auf- 
gestellt. 
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Der  Verteilerschrank  enthält  die  Anrufzeichen  der  von  den  Ortsschränken 
kommenden  30  Meldeleitungen,  mit  denen  die  Teilnehmer,  die  ein  Fern- 
gespräch anzumelden  wünschen,  von  dem  Beamten  des  Ortsamts  verbunden 
werden.  Der  Verteilerschrank  ist  ferner  mit  18  Verbindungsstöpseln  aus- 
gerüstet, an  denen  von  den  Meldeschränken  kommende  Verbindungsleitungen 
endigen.  An  dem  Aufleuchten  von  Glühlampen  mit  farbigen  Deckgläsern 
erkennt  der  Beamte  des  Verteilerschrankes,  welcher  Meldeplatz  frei  ist,  so 
daß  er  in  der  Lage  ist,  die  Gesprächsanmeldung  sogleich  einem  freien  Melde- 
platze zur  Aufnahme  zuzuteilen.  Auch  das  Eintreten  des  Beamten  des  Melde- 
platzes in  die  Meldeleitung  und  die  Beendigung  der  Aufnahme  zeigen  sich 
dem  Beamten  des  Verteilerschrankes  durch  optische  Signale  an. 

Anmeldung  eines  Ferngesprächs. 
Wünscht  ein  Teilnehmer  ein  Ferngespräch  anzumelden,  so  ruft  er  das 
Amt  durch  Abhängen  des  Hörers  an.  Der  Beamte  des  Ortsamts  meldet 
sich,  prüft  eine  Meldeleitung  auf  Besetztsein  und  verbindet  sie,  wenn  sie 
frei  ist,  durch  Einsetzen  seines  Stöpsels  VS  in  die  Klinke  der  Meldeleitung 
mit  der  Anschlußleitung.  Sodann  legt  der  Beamte  seinen  Sprechumschalter 
in  die  Rufstellung  um.  Der  weitere  Vorgang  ist  an  der  Hand  des  Schal- 
tungsschemas der  Fig.  14,  b  zu  verfolgen.  Durch  den  Anruf  wird  das 
Relais  A  R  am  Verteilerschranke  betätigt,  so  daß  die  Lampe  .4L  (weiß)  auf- 
leuchtet. 

Der  den  Verteilerschrank  bedienende  Beamte  steckt  nunmehr  einen  Stöpsel 
\'S,  dessen  zugehörige  Lampe  Bl  nicht  leuchtet,  in  die  Klinke  VK.  Hier- 
durch ist  eine  Verbindung  des  Teilnehmers  über  das  Ortsamt  und  den  Ver- 
teilerschrank mit  einem  unbeschäftigten  Arbeitsplatz  im  Meldcamte  hergestellt. 
Die  Uberwachungslampe  S  L*  im  Ortsamte  (vgl.  Fig.  13)  ist  erloschen,  weil 
der  Stromkreis  der  Zentralbatterie  über  SR'2,  die  Meldeleitung,  Klinke  VK 
und  Drosselspule  g  am  Verteilerschranke  geschlossen  ist.  Außerdem  ist 
hierdurch  der  Anruf  zum  Meldeplatze  selbsttätig  weitergegeben,  da  dessen 
Anruflampe  AL  (weiß)  Strom  über  HR  (Kontakt  4),  R  (Kontakt  2),  /  und  lr 
erhält.  Gleichzeitig  leuchtet  die  Lampe  iL  (weiß)  am  Verteilerplatze,  die 
der  Lampe  A  L  des  Meldeplatzes  parallel  geschaltet  ist,  auf.  Durch  Beob- 
achtung der  Lampe  iL  kann  der  Beamte  des  Verteilerschrankes  feststellen, 
ob  der  Beamte  des  Meldeschrankes  sich  meldet;  sobald  dieser  den  Um- 
schalter H  in  die  Abfragestellung  gebracht  hat,  erlöschen  Ü L  und  AL. 

Sobald  der  Meldebeamte  die  Gesprächsanmeldung  entgegengenommen 
hat,  legt  er  seinen  Umschalter  H  in  die  Ruhestellung  zurück.  R  wird  hier- 
durch stromlos  und  SL  (grün)  am  Verteilerschranke  leuchtet  auf.  Der  Be- 
amte am  Verteilerschrank  erkennt  hieraus  die  Beendigung  der  Gesprächs- 
anmeldung und  trennt  die  Verbindung  durch  Herausnahme  des  Stöpsels  VS 
aus  der  Klinke  VK.  Im  Ortsamte  wird  infolgedessen  SR*  stromlos  und 
SL2  leuchtet  auf.  Da  der  Teilnehmer  bereits  seinen  Hörer  angehängt  hat, 
leuchtet  auch  SL1,  so  daß  die  Verbindung  nunmehr  auch  im  Ortsamte  ge- 
trennt werden  kann. 

Während  der  Meldeplatz  eingeschaltet  ist,  leuchtet  die  Lampe  BL  (rot) 
am  Verteilerplatze,  damit  nicht  weitere  Verbindungen  auf  den  Meldeplatz 
geschaltet  werden. 

Wünscht  der  Teilnehmer  bei  der  Anmeldung  seines  Gesprächs  darüber 
Auskunft  zu  erhalten,  wann  er  auf  die  Ausführung  des  Gesprächs  rechnen 
kann,  so  kann  der  Beamte  diese  Auskunft  von  dem  in  Betracht  kommenden 
Fernplatze  durch  Rückfrage  mittels  Fernsprechers  einholen.  Er  hat  nur 
den  Stöpsel  DS  in  die  Dienstleitungsklinke  Kd  derjenigen  Fernleitung,  in 

20* 
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der  das  Ferngespräch  abgewickelt  werden  soll,  zu  setzen,  um  sich  mit  dem 
Beamten  des  Fernplatzes  zu  verbinden. 


In  schwachen  V'erkehrsstunden  können  die  Gesprächsanmeldungen  un- 
mittelbar am  Verteilerschranke  mittels  des  eingebauten  Abfragesystems  und 
der  Stöpselschnur  AS  autgenommen  werden. 
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Anruf  des  Fernamts. 
Wird  das  Fernamt  in  einer  Fernleitung  von  außerhalb  angerufen,  so 
wird  der  Anker  der  Relais  FR  und  HR  (vgl.  Fig.  14,  a)  angezogen;  die 
Lampen  FL  und  PL  (weiß)  des  Fernplatzes  leuchten  auf.  Der  Beamte 
steckt  den  Stöpsel  AS1  oder  AS*  in  die  Klinke  Ka  und  schaltet  dadurch 
FR  aus  der  Fernleitung  aus;  auch  HR  wird  nun  stromlos,  und  die  beiden 
Lampen  FL  und  PL  erlöschen.  Der  Beamte  kann  nunmehr  sich  durch 
AH  einschalten  und  eine  Gesprächsanmeldung  von  außerhalb  entgegen- 
nehmen. 

Fernverbindung  mit  einer  zweiten  Fernleitung,   die  an  einem 
anderen  Fernschranke  zu  bedienen  ist. 

Der  Beamte  legt  den  Schnurhebel  AH  um  und  steckt  den  zweiten  noch 
freien  Abfragestöpsel  AS1  oder  AS'2  in  die  Klinke  Kd  der  zu  der  ver- 
langten zweiten  Fernleitung  gehörenden  Dienstleitung.  Alsdann  leuchtet  die 
Lampe  DL  (grün)  an  dem  verlangten  Fernleitungsplatz  auf;  der  Beamte  an 
diesem  Platze  schaltet  sich  durch  AS1  oder  A  S 1  ein,  meldet  sich  und  gibt 
die  Nummer  der  für  die  Ausführung  der  Durchgangsverbindung  zu  be- 
nutzenden Fernklinkenleitung  an.  Der  Beamte  am  ersten  Platze  legt  nun 
AH  wieder  um,  schaltet  durch  Handhabung  von  UH  den  Übertrager  aus, 
setzt  den  Stöpsel  FS  in  die  angesagte  Klinke  Kf  und  ruft  den  verlangten 
Fernort  mit  der  Drucktaste  FTv.  Das  Aufleuchten  von  FL  und  PL  dient 
als  Schlußzeichen.  Während  des  Gesprächs  soll  sich  der  Beamte  nicht  ein- 
schalten. 

Der  Beamte  am  anderen  Platze  hat,  während  er  die  Nummer  der  Fern- 
klinkenleitung ansagte  und  den  Stöpsel  FS  der  verlangten  Fernleitung  in 
die  angesagte  Klinke  Kf  steckte,  den  Umschalter  UH  umgelegt,  so  daß 
beide  Fernleitungen  miteinander  verbunden  und  beide  Übertrager  mit  Batterie 
ausgeschaltet  sind.  Wird  UH  am  ersten  Platze  in  der  Ruhelage  gelassen, 
z.  B.  bei  Einzelleitungsbetrieb  einer  Fernleitung,  so  ist  ein  Übertrager  ohne 
Batterie  eingeschaltet. 

Wird  die  Verbindung  am  ersten  Arbeitsplatze  getrennt,  so  leuchtet  SL 
(rot)  der  Fernklinkenleitung  am  zweiten  Platze  auf,  worauf  auch  hier  ge- 
trennt wird. 

Will  sich  ein  Aufsichtsbeamter  usw.  mittels  Handapparats  einschalten, 
so  bedient  er  sich  der  Klinke  ÄT/i. 

Fernverbindung  eines  Ortsteilnehmers. 
Das  Gesprächsanmeldeblatt  wird  vom  Meldeplatze  durch  Boten  zum  Fern- 
platze gebracht.  Ist  die  Fernleitung  für  eine  Gesprächsverbindung  frei,  so 
drückt  der  Beamte  des  Fernleitungsplatzes  eine  der  in  den  Platz  eingebauten 
Dienstleitungstasten  nieder,  die  es  dem  Beamten  ermöglichen,  denjenigen  Platz 
an  den  Vorschalteschränken  zu  erreichen,  vor  dem  die  gewünschte  Anschluß- 
leitung auf  Klinke  liegt.  Ist  der  Beamte  des  Vorschalteschrankes  in  die  Dienst- 
leitung eingeschaltet  (vgl.  Fig.  13,  a),  was  in  der  Regel  dauernd  der  Fall  ist,  so 
nimmt  er  die  Nummer  der  verlangten  Anschlußleitung  entgegen.  Andern- 
falls hat  er  seine  Dienstleitung  mittels  DH  auf  AR  geschaltet,  so  daß  er 
vom  Fernamt  angerufen  werden  kann.  Alsdann  prüft  er,  ob  die  Leitung 
frei  oder  mit  einer  Ortsleitung  verbunden  ist,  indem  er  die  Prüfspule  seines 
Kopffernhörers  mittels  des  Umschalters//  und  des  an  die  Buchse  des  ver- 
langten Teilnehmers  angelegten  Stöpselkopfes  eines  freien  Stöpsels  AS 
zwischen  Batterie  und  ^-Leitung  schaltet.  Ist  die  Leitung  frei,  so  nennt  er 
dem  Beamten  des  Fernamts  die  Nummer  der  von  ihm  gewählten  Ortsver- 
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bindungsleitung,  von  denen  240  gleichmäßig  über  die  zwölf  Vorschalteplätze 
verteilt  vorhanden  sind,  und  steckt  den  zugehörigen  Stöpsel  in  die  be- 
treffende Klinke.  Findet  der  Beamte  bei  der  Leitungsprüfung,  daß  der  ver- 
langte Teilnehmer  mit  einem  zweiten  spricht,  so  trennt  er  diese  Verbindung 
durch  Hineinschieben  des  Stöpsels,  nachdem  er  zuvor  in  der  Prüfstellung 
und  nach  dem  Abschalten  der  Dienstleitung  durch  LTmlegen  von  DH  die 
Teilnehmer  benachrichtigt  hat,  daß  einer  von  beiden  von  außerhalb  verlangt 
wird.  Der  Abfrageapparat  des  Beamten  liegt  beim  Hineinsprechen  in  eine 
bestehende  Verbindung  in  Brücke  zu  dieser. 

Durch  gänzliches  Hineinschieben  des  Stöpsels  in  die  Klinke  und  Um- 
legen des  Umschalters  H  in  die  Ruhestellung  verbindet  der  Beamte  die  An- 
schlußleitung mit  der  Ortsverbindungsleitung  und  schaltet  die  rückliegenden 
Parallelklinken  und  das  Anrufzeichen  der  Anschlußleitung  sowie  die  Prüf- 
spule seines  Kopffernhörers  von  der  Leitungsverbindung  ab. 

Beim  Hochziehen  des  Verbindungsstöpsels  hat  der  Beamte  durch  den 
Zugschalter  ZU  einen  Stromkreis  über  die  Lampe  SL  und  das  Relais  PR 
geschlossen,  so  daß  die  Schlußzeichenlampe  SL  und  die  Platzlampe  PI  auf- 
leuchten. 

Inzwischen  hat  der  Beamte  des  Fernschrankes  den  Stöpsel  AS1  oder 
.4  5 2  in  die  Klinke  A'o1  der  angesagten  Ortsverbindungsleitung  gesteckt,  so 
daß  die  verlangte  Sprechstelle  Strom  aus  der  Zentralbatterie  erhält  und  die 
Lampen  SL  und  PL  infolge  Betätigung  des  Relais  SR  am  Vorschalte- 
schrank  erlöschen.  Danach  ruft  er  die  Sprechstelle  durch  Umlegen  des 
Hebels  H*  an.  Stöpsel  FS  wird  in  A'o7  gesteckt,  nachdem  sich  der  Teil- 
nehmer gemeldet  hat;  AH  wird  zurück-  und  UH  zur  Anschaltung  von  ZB 
umgelegt.  Nachdem  nunmehr  das  anrufende  Fernamt  benachrichtigt,  und 
das  Gespräch  eingeleitet  ist,  wird  der  Abfrageapparat  durch  Herausziehen 
der  Stöpsel  AS1  und  AS*  aus  Ka  und  Ko1  abgeschaltet.  Zur  Entgegen- 
nahme des  Schlußzeichens  liegt  nun  FR  in  Brücke  zur  Fernleitung  und 
SR  in  Brücke  zur  Ortsverbindungsleitung.  Erscheint  das  Schlußzeichen, 
so  wird  Hl  in  die  Mittelstellung  umgelegt,  AS1  bz.  AS'  in  Ka  gesteckt 
und,  sofern  das  Gespräch  beendigt  ist,  FS  aus  AV  herausgenommen,  wo- 
durch die  Verbindung  getrennt  wird. 

Der  Stromkreis  der  Zentralbatterie  über  das  Schlußzeichenrelais  SR  des 
Vorschalteschrankes  (Fig.  13,  a)  wird  beim  Herausziehen  von  AS  aus  A'o' 
und  von  FS  aus  Ko1  geöffnet,  so  daß  der  Relaisanker  den  Zentralbatterie- 
strom über  SL  schließt,  und  die  Lampen  SL  und  PL  zum  Zeichen,  daß 
die  Verbindung  nunmehr  auch  am  Vorschalteschranke  getrennt  werden  kann, 
aufleuchten. 

Aufsichtstisch. 

Um  die  Abwicklung  des  Betriebs  gehörig  überwachen  zu  können,  ist 
im  Aufsichtstisch  eine  Vorrichtung  geschaffen,  mittels  deren  der  Aufsichts- 
beamte sich  über  die  Tätigkeit  der  Beamten  des  Orts-  und  Fernamts  unter- 
richten kann.  Fig.  15  enthält  den  Stromlauf  eines  solchen  Aufsichtstisches. 
Der  Tisch  ist  mit  einem  Abfrageapparate  FM  ausgerüstet,  der  durch  den 
Hebelumschalter  H  mit  dem  Stöpsel  CS  verbunden  ist.  Außerdem  trägt 
der  Tisch  ein  Klinken-  und  Lampenfeld.  Jedes  Abfragesystem  im  Ortsamt 
ist  mit  einer  Klinke  CA.'  des  Aufsichtstisches  verbunden.  Setzt  der  Auf- 
sichtsbeamte den  Stöpsel  CS'  in  eine  Klinke  CA'  ein,  so  kann  er  hören, 
wie  die  Beamten  des  Ortsamts  die  Anrufe  der  Teilnehmer  beantworten,  ob 
sie  unnütze  Redensarten  oder  gar  Privatgespräche  führen.  Der  Aufsichts- 
tisch enthält  ferner  Lampen  OCL,  die  den  Platzlampcn  C Lx  (vgl.  Fig.  13,  b) 
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des  Ortsamts  parallel  geschaltet  sind;  das  Aufleuchten  der  Lampen  OCL 
zeigt  an,  daß  an  dem  zugehörigen  Arbeitsplatze  des  Ortsamts  Anrufe 
unerledigt  sind.  Auch  die  Platzlampen  PL  der  Fernschränke  sind  zu 
Überwachungszwecken  mit  Lampen  FCL  im  Aufsichtstische  parallel  ge- 
schaltet; Abzweigungen  nach  den  Sprechapparaten  des  Fernamts  zur  Uber- 
wachung  der  Ferngespräche  sind  indes  nicht  hergestellt  worden,  um  die 
Sprechverständigung  nicht  zu  beeinträchtigen. 

Der  Aufsichtstisch  wird  auch  an  Stelle  der  früheren  Nachtklappen- 
schränke benutzt.  Zu  diesem  Zwecke  ist  zwischen  die  Überwachungslampen 
und  den  +  Pol  der  Zentralbatterie  ein  Umschalter  US  eingeschaltet,  mittels 
dessen  ein  Weckerrelais  zur  Betätigung  eines  Nachtweckers  NW  mit  den 
Lampen  verbunden  werden  kann. 
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Eine  im  Ortsamte  vielfach  geschaltete  Leitung  führt  nach  der  Klinke 
AK  des  Aufsichtstisches,  so  daß  die  Teilnehmer  mit  dem  Aufsichtsbeamten 
in  Verbindung  treten  können.  Das  zweite  Schlußzeichen  am  Ortsschranke 
wirkt  in  diesem  Falle  wie  bei  einer  Verbindung  mit  einer  zweiten  Anschluß- 
leitung. 

Störungstelle. 

Für  die  Eingrenzung  von  Störungen  in  den  Anschlußleitungen  ist  eine 
besondere  Störungstelle,  die  sich  in  der  Nähe  des  Hauptverteilerraums  be- 
findet, eingerichtet  worden.  Durch  Beobachtung  der  Anruf lampe  AU  des 
Ortsamts  (Fig.  13,  b)  nach  Herausziehen  der  Feinsicherungspatronen  aus  den 
Sicherungsleisten  des  Hauptvertcilers  wird  erkannt,  ob  die  meist  durch 
Nebenschließungen  hervorgerufenen  Störungen  innerhalb  oder  außerhalb  des 
Amtes   liegen.    Im   letzten  Falle  wird  die  gestörte  Leitung  mittels  eines 


Digitized  by  Google 


Das  neue  Fernsprechamt  in  Leipzig. 


Das  neue  Fernsprechamt  in  Leipzig. 


eigenartig  geformten  Stöpsels  mit  vieradriger  Schnur,  der  an  Stelle  zweier 
Feinsicherungen  in  die  Federn  der  Sicherungsleiste  eingeführt  wird,  nach 


der  Störungstelle  geschaltet,  die  mit  Meßinstrumenten  ausgerüstet  ist  und 
nun  sowohl  in  die  Leitung  nach  der  Sprechstelle  als  auch  nach  dem  Amte 
eintreten  kann. 
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3.  Zentralbatterie. 

Besonderes  Interesse  bietet  die  Stromquelle.  Der  Umstand,  daß  der 
Betrieb  des  Amtes  und  der  Sprechstellen  von  einer  einzigen  Stromquelle 
abhängig  ist,  legt  die  Verpflichtung  auf,  für  die  unbedingte  Sicher- 
stellung der  Stromzufuhr  Sorge  zu  tragen.  Dies  ist  nicht  allein  durch 
eine  technisch  möglichst  vollkommene  Gestaltung  der  Batterieanlage  ge- 
schehen, sondern  insbesondere  durch  Herstellung  einer  eigenen  Strom- 
erzeugungsanlage. Abgesehen  von  den  wirtschaftlichen  Vorteilen  der 
eigenen  Stromerzeugung,  die  bei  den  hohen  städtischen  Strompreisen  und 
dem  großen  Strombedarfe  für  Beleuchtungs-  und  motorische  Zwecke  (Spei- 
sung von  Bogenlampen  für  direktes  und  indirektes  Licht  und  von  Glüh- 
lampen, Rohrposten,  Ventilatoren,  Briefstempelmaschinen,  Schnelldruck- 
pressen und  Hughesapparaten)  sehr  ins  Gewicht  fallen,  macht  der  Eigen- 
betrieb unabhängig  von  Arbeiterausständen  und  Aussperrungen,  von  Betriebs- 
störungen in  den  großen  Elektrizitätswerken  und  von  Kabelstörungen,  be- 
sonders von  den  Folgen  gewaltsamer  Beschädigungen  der  großen  Elektri- 
zitätsanlagen, die  eine  sehr  fühlbare  Rückwirkung  auf  den  Fernsprechbetrieb 
und  gerade  zu  Zeiten  haben  können,  in  denen  an  den  Fernsprecher  die 
höchsten  Anforderungen  gestellt  werden. 

Für  das  Fernsprechamt  in  Leipzig  ist  deshalb  eine  eigene  Anlage  zur 
Erzeugung  elektrischer  Energie  errichtet  worden ,  die  in  einer  Maschinen- 
halle auf  dem  nördlich  an  das  Amt  anstoßenden  Posthof  untergebracht  ist. 
Zur  größeren  Sicherheit  ist  ein  zweiter  Maschinensatz  aufgestellt  worden. 
Die  Wahl  ist  auf  die  Wärmemotoren  »Patent  Diesel«  gefallen,  die  von 
der  »Vereinigten  Maschinenfabrik  Augsburg  und  Maschinenbaugesellschaft 
Nürnberg  A.-G.«  hergestellt  werden.  Besondere  Vorteile  des  Motors  sind 
das  schnelle  Anlassen  ohne  Vorbereitung,  die  Speisung  mit  dem  billigen  und 
leicht  erhältlichen  Paraffinöl ,  das  Fehlen  von  Zündapparaten ,  Heizlampen, 
Gaserzeugungs-  und  Reinigungsapparaten  und  der  geringe  Brennstoffver- 
brauch. Auch  der  Bedarf  an  Kühlwasser,  das  übrigens  nach  Erwärmung 
im  Motor  für  Brausebäder  weiter  verwendet  wird,  ist  gering.  Die  Anlage, 
die  zwei  50-pferdige  Dieselmotoren  enthält,  ist  in  Fig.  16  dargestellt.  In 
den  Hof  vor  dem  Maschinenraum  ist  ein  eiserner  Tank  eingelassen .  der 
14  cbm  Paraffinöl  enthält  und  möglichst  voll  gehalten  wird,  so  daß  bei 
einer  plötzlichen  Unterbrechung  der  öllieferung  noch  für  zwei  bis  drei 
Monate  ülvorrat  vorhanden  ist,  der  bei  Einschränkung  der  Stromerzeugung 
für  Beleuchtungszwccke  noch  für  die  doppelte  bis  dreifache  Zeit  zur  Er- 
zeugung des  Betriebstroms  hinreichen  würde. 

Die  Maschinenanlage  wird  von  zuverlässigen  Unterbeamten  bedient. 

Jeder  Motor  treibt  eine  Dynamomaschine  für  die  Speisung  des  Netzes 
von  110— 168  Volt  Spannung  und  eine  zweite  Dynamomaschine  von  27—58 
Volt,  die  hinter  die  große  geschaltet  für  die  Erzeugung  der  Uberspannung 
zum  Laden  einer  großen  Sammlerbattcrie  von  540  Amperestunden  dient; 
diese  wird  als  Pufferbatterie  sowie  während  der  Maschinenruhe  als  selb- 
ständige Stromquelle  verwendet.  Durch  beide  Maschinen  werden  auch 
die  Sammlerbatterien  zum  Betriebe  des  Telegraphenamts  und  des  Fern- 
sprechamts geladen,  die  zusammen  in  einem  Räume  untergebracht  sind. 

Für  das  Fernsprechamt  sind  zwei  Batterien  von  je  60  Zellen  mit  einer 
Kapazität  von  je  435  Arnperestundcn  bei  etwa  zehnstündiger  Entladung 
(Type  J  12  der  Akkumulatorenfabrik  A.  G.  in  Berlin)  aufgestellt.  Die 
60  Zellen  jeder  Batterie  werden  für  die  Entladung  in  zehn  Gruppen  zu  je 
sechs  hintereinander  verbundenen  Zellen  parallel  geschaltet.    Für  die  Ladung 
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werden  alle  60  Zellen  hintereinander  verbunden.  Zur  Aufnahme  der  Lei- 
tungen von  den  Zellen  nach  der  im  benachbarten  Räume  aufgestellten  Schalt- 
tafel (Fig.  17)  sind  über  den  Sammlern  Traggerüste  aus  Gasrohr  errichtet, 
an  denen  die  Leitungen  auf  dem  kürzesten  Wege  geführt  sind.  Zum 
Messen  der  Spannungen  der  einzelnen  Gruppen  sind  von  den  -j-  und  —  Polen 
der  Gruppen  besondere  Leitungen  nach  den  auf  der  Ladeschalttafel  befind- 
lichen Umschaltern  der  Spannungsmesser  geführt. 

Das  Schaltungsschema  der  Ladeschalttafel  ist  aus  Fig.  18  ohne  weiteres 
zu  erkennen. 

Fig.  18. 


j-W        i\  Rufstrom* 


Motor 


Zum  Wecken  in  den  Fernleitungen  werden  die  Telegraphensammler 
(Spannungen  -f  30  und  —  30  Volt)  unter  Vorschaltung  von  Sicherungen 
und  Zusatzwiderständen  benutzt. 

4.  Inbetriebnahme  des  Amtes. 

Die  Anschlußleitungen  waren  bereits  im  Jahre  1905  zu  Doppelleitungen 
ausgebaut  worden.  Im  Laufe  des  Winters  1905/ 1906  wurden  bei  den 
Sprechstellen  vor  alle  Wecker  und  Klappen  Kondensatoren  zu  2  Mf 
geschaltet,  damit  die  vorhandenen  Apparate  zunächst  beibehalten  und 
nach  der  Einführung  des  Zentralbatteriebetriebs  nach  und  nach  gegen  die 
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neuen  Apparate  ausgewechselt  werden  konnten.  Anfang  1906  wurden  die 
in  das  alte  Amt  eingeführten  Kabel  in  den  alten  Kabelkellern  und  in  den 
Kabelbrunnen  in  der  Umgebung  des  Amtes  geschnitten  und  durch  An- 
spleißung  neuer  Kabel  bis  zum  Hauptverteiler  des  neuen  Amtes  verlängert; 
vorher  waren  unter  Verwendung  von  rund  34000  m  alter  Kabel  ver- 
schiedener Art  Hilfsverbindungen  zwischen  diesem  und  dem  Hauptverteiler 
des  alten  Amtes  hergestellt  worden.  Auf  diese  Weise  wurde  das  alte  Amt 
längere  Zeit  über  beide  Hauptverteiler  hinweg  betrieben.  Zur  Inbetrieb- 
setzung des  neuen  Amtes  bedurfte  es  nur  des  Abschneidens  der  Hilfsver- 
bindungen und  des  Einsetzens  der  die  Verbindung  mit  dem  neuen  Amts- 
system herstellenden  Feinsicherungspatronen  in  die  Sicherungsleisten  des 
neuen  Hauptverteilers.  Diese  Arbeit  ist  in  der  Nacht  vom  19.  zum  20.  Mai 
1906  —  noch  dazu  bei  schwerem  Gewitter  -—  innerhalb  weniger  Stunden 
ausgeführt  worden. 

Die  neuen  Vielfachumschalter  usw.  sind  am  20.  April  1905  bei  der 
A.  G.  Siemens  &  Halske  bestellt  worden.  Am  22.  Dezember  wurde  mit  der 
Montierung  an  Ort  und  Stelle,  Mitte  April  1906  mit  dem  Durchprüfen  be- 
gonnen; die  Ausführung  hat  also  rund  ein  Jahr  gedauert.  Die  Zahl  der 
bei  der  Inbetriebnahme  festgestellten  Systemstörungen  betrug  nur  drei. 

Die  neue  Amtseinrichtung  hat  allen  Erwartungen  voll  entsprochen. 
Doch  kaum  ist  das  neue  YVerk  vollbracht,  so  sinnt  der  nie  ruhende 
Geist  des  Verkehrstechnikers  auf  weitere  Vervollkommnungen.  Diese  be- 
stehen zunächst  in  der  Ausrüstung  der  Arbeitsplätze  für  die  gegen  Grund- 
und  Gesprächsgebühr  angeschlossenen  Sprechstellen  mit  mechanisch-elektri- 
schen Zählern,  so  daß  die  schriftliche  Aufzeichnung  der  Gespräche  sich  er- 
übrigt; auch  sind  Versuche  im  Gange,  die  bezwecken,  daß  der  Anruf  der 
Teilnehmer  vom  Amte  aus  so  lange  erfolgen  soll,  bis  die  Teilnehmer  sich 
melden.  Die  Wecker  in  den  Sprechstellen  sollen  dabei  nicht  dauernd,  son- 
dern in  Zeitabschnitten  von  je  5  Sekunden  kurz  (etwa  1,5  bis  2  Sekunden 
lang)  ansprechen. 


Das  fünfundzwanzigjährige  Bestehen  der  Berliner 

Stadtbahn. 

Am  7.  Februar  1907  waren  fünfundzwanzig  Jahre  verflossen,  seit  die 
Berliner  Stadtbahn  dem  öffentlichen  Verkehr  übergeben  und  damit  die 
Reichshauptstadt  um  eine  Einrichtung  bereichert  worden  ist,  die  nicht  nur 
einen  gewaltigen,  von  Jahr  zu  Jahr  sich  steigernden  Einfluß  auf  die 
gesamte  Entwicklung  Berlins  und  seiner  Vororte  gewonnen  hat,  sondern 
auch  gleichzeitig  einen  hervorragenden  Fortschritt  auf  dem  Gebiete  deut- 
scher Kulturarbeit  bedeutet.  Den  heutigen  riesenhaften  Umfang  dieses 
Verkehrsunternehmens  hat  bei  der  Eröffnung  wohl  niemand  vorausgeahnt. 
Wenn  man  aber  heute  auf  die  Entwicklungsgeschichte  der  Reichshauptstadt 
und  ihrer  Vororte  während  des  letzten  Vierteljahrhunderts  zurückblickt, 
kann  man  wohl  mit  Recht  sagen,  daß  es  an  erster  Stelle  auch  die  Stadtbahn 
gewesen  ist,   die  hier  überhaupt  erst  die  Möglichkeit  einer  solchen  Stadt- 


Digitized  by  Google 


Das  fünfundzwanzigjährige  Bestehen  der  Berliner  Stadtbahn. 


erweiterung  weit  über  die  sonst  in  Großstädten  vorkommenden  Entfernungs- 
grenzen hinaus  geboten  hat. 

Wir  haben  die  geschichtliche  Entwicklung  und  die  Ausführung  des  Baues 
der  Stadtbahn  im  Jahrg.  1882,  S.  9  ff.  und  die  Betriebs-  und  Verkehrsver- 
hältnisse nach  fünf-  und  zehnjährigem  Bestehen  der  Bahn  in  den  Jahr- 
gängen 1888,  S.  82 ff.,  und  1893,  S.  664fr.,  eingehend  dargestellt.  Es  dürfte 
für  unsere  Leser  von  Interesse  sein,  wenn  wir  die  wichtigsten  Tat- 
sachen aus  Anlaß  der  Vollendung  des  neuen  bedeutungsvollen  Zeit- 
abschnitts kurz  zusammenstellen  und  sie  durch  Angaben  über  die  weitere 
Entwicklung  der  Stadtbahn  ergänzen. 

Die  erste  Anregung,  Berlin  mit  einer  Lokomotiveisenbahn  zu  durch- 
queren, ging  von  dem  Baurat  August  Orth  aus.  Der  Gedanke  wurde 
1872  von  der  »Deutschen  Eisenbahn- Baugesellschaft«  in  Berlin  aufge- 
griffen, an  deren  Spitze  der  1878  verstorbene  Wirkliche  Geheime  Ober- 
Regierungsrat  Hartwig  stand.  Allerdings  war  die  Stadtbahn  damals  in  der 
Hauptsache  als  Anfangsglied  einer  neuen  Südwestbahn  gedacht,  die  über 
Potsdam,  Halle  (Saale),  Erfurt,  Meiningen  usw.  eine  kürzere  Schienen- 
verbindung der  Reichshauptstadt  mit  Süddeutschland  und  der  Schweiz 
herstellen  sollte.  An  diese  Stadtbahn  sollten  die  zwei  östlichen  Staats- 
bahnen, also  die  früher  Niederschlesisch  -  Märkische  Bahn  und  die  Ostbahn, 
und  die  drei  westlichen  Privatbahnen,  die  Potsdamer,  Lehrter  und  Ham- 
burger Bahn,  anschließen.  Durch  Vertrag  vom  30.  September  1873  trat  in 
die  Gesellschaft  auf  deren  Antrag  die  Preußische  Regierung  ein,  und  durch 
einen  weiteren  Vertrag  vom  15.  Dezember  1873  wurden  auch  die  drei 
Privateisenbahngesellschaften,  die  wegen  der  Herstellung  zweckmäßiger  An- 
schlüsse gleichen  Wert  auf  das  Zustandekommen  der  Stadtbahn  legten, 
nämlich  die  Berlin -Potsdam -Magdeburger,  die  Magdeburg- Halberstädter 
und  die  Berlin  -  Hamburger  Eisenbahngesellschaft,  in  das  Unternehmen 
einbezogen.  Aus  dieser  Vereinigung  entstand  eine  Aktiengesellschaft  mit 
der  Benennung  »Berliner  Stadt  -  Eisenbahngesellschaft«.  Im  Vertrage 
wurde  das  während  der  Bauzeit  erforderliche  Grundkapital,  das  durch 
Stammaktien  aufgebracht  werden  sollte,  auf  48  Millionen  Mark  festgesetzt. 
Hiervon  übernahmen  der  Preußische  Staat  21,  die  Deutsche  Eisenbahn- 
Baugesellschaft  12  und  die  genannten  drei  Privateisenbahngesellschaften 
zusammen  15  Millionen  Mark.  Eine  wichtige  Vertragsbestimmung  bestand 
darin,  daß  die  Bau-  und  Betriebsverwaltung  der  Stadteisenbahn  für  Rech- 
nung der  Aktiengesellschaft  durch  den  Staat  erfolgen  sollte.  Von  dem 
Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  wurde  daher  schon 
damals  eine  besondere  Königliche  Eisenbahn-Direktion  eingerichtet,  die  den 
Vorstand  der  Gesellschaft  bildete.  Geleitet  wurde  sie  von  dem  Regierungs- 
und Baurat  Dircksen ,  der  schon  früher  beim  Bau  der  Ringbahn  tätig 
gewesen  war,  und  dem  es  in  erster  Linie  zu  verdanken  ist,  daß  das  tech- 
nisch so  hervorragende  Unternehmen  glücklich  zu  Ende  geführt  wurde. 

Mit  dem  Bau  der  Bahn  wurde  im  Anfange  des  Jahres  1875  begonnen. 
Es  stellte  sich  jedoch  bald  heraus,  daß  die  Deutsche  Eisenbahn- Baugesell- 
schaft ihren  Verpflichtungen  zur  Einzahlung  der  Aktiensumme  nicht  im 
vollen  Umfange  nachkommen  konnte,  und  daß  auch  das  Anlagekapital  von 
48  Millionen  Mark  nicht  ausreichte,  sondern  eine  Vermehrung  um  wenigstens 
weitere  9100000  Mark  erforderlich  werden  würde.  Da  die  Deutsche 
Eisenbahn-Baugesellschaft  statt  12  Millionen  nur  2,4  Millionen  Mark  ein- 
zahlen konnte,  ergab  sich  mithin  ein  Fehlbetrag  von  mindestens  9  100000  -f- 
9600000  —  18700000  Mark.  Um  die  Fortführung  des  Unternehmens 
nicht  zu  gefährden,  entschloß  sich  daher  nunmehr  der  Staat,  den  Bau  für 
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eigene  Rechnung  zur  Vollendung  zu  bringen.  Unterm  23.  Februar 
1878  wurden  in  diesem  Sinne  Abkommen  mit  den  beteiligten  drei  Privat- 
eisenbahngesellschaften getroffen,  und  durch  Gesetz  vom  26.  Juni  1878 
wurde  die  Auflösung  der  »Berliner  Stadt- Eisenbahngesellschaft«  herbei- 
geführt. Die  drei  Privateisenbahngesellschaften  wurden  verpflichtet,  einen 
unverzinslichen,  niemals  zurückzufordernden  Beitrag  von  40  v.  H.  der  von 
ihnen  ursprünglich  gezeichneten  Aktiensumme,  insgesamt  also  von  6  Millionen 
Mark,  zu  leisten;  dafür  erhielten  sie  das  Recht,  ihre  Züge  auf  die  Stadt- 
bahn zu  führen.  Bei  Eröffnung  der  Stadtbahn  befand  sich  jedoch  nur 
noch  die  Berlin- Hamburger  Bahn  im  Privatbesitze,  während  die  Berlin- 
Potsdam-Magdcburger  und  die  Magdeburg-Halberstädter  Bahn  inzwischen 
verstaatlicht  worden  waren. 

Mit  dem  Ubergange  des  Unternehmens  in  den  ausschließlichen  Besitz 
des  Staates  verband  sich  ein  vollständiger  Umschwung  der  Anschauungen 
über  den  Zweck  und  Nutzen,  den  die  Stadtbahn  haben  sollte.  Während 
sie  ursprünglich  als  selbständiges  Glied  durch  die  Stadt  geführt  werden  und 
hauptsächlich  eine  bessere  Durchführung  des  Fernverkehrs  von  Osten  nach 
Westen  und  umgekehrt  ermöglichen  sollte,  entschloß  man  sich  nunmehr, 
sie  an  beiden  Enden  an  die  Ringbahn  anzuschließen,  die  seit  dem  17.  Juli 
1871  auf  der  Strecke  von  Moabit  über  den  Osten  und  Süden  nach  Schöne- 
berg und  seit  dem  15.  November  1877  auf  der  Strecke  von  Schöneberg  über 
Halensee  und  Westend  nach  Moabit  in  Betrieb  genommen  war;  so  konnte 
sie  ihrer  heutigen  eigentlichen  Hauptbestimmung  zugeführt  werden,  die  in 
der  Schaffung  einer  unmittelbaren  und  schnellen  Verbindung  des  Stadtinneren 
mit  den  Außenbezirken  und  den  Vororten  besteht.  Vorbedingung  hierfür 
war,  daß  man,  während  anfangs  zwei  Gleise  für  den  Güterverkehr  in  Aus- 
sicht genommen  waren,  nun  sämtliche  Gleise  für  den  Personenverkehr 
bestimmte,  und  zwar  je  zwei  für  den  Stadtbahn-  und  Ringbahnverkehr  und 
für  den  Fern-  und  Vorortverkehr,  während  der  Güterverkehr  zunächst  voll- 
ständig von  der  Stadtbahn  ausgeschlossen  wurde. 

Erst  durch  diese  Änderung  in  der  geplanten  Benutzung  konnte  die 
Stadtbahn  diejenige  Bedeutung  im  Verkehrsleben  der  Reichshauptstadt 
gewinnen,  die  ihr  heute  innewohnt. 

Die  Bauausführung,  die  anfangs  nur  langsam  fortgeschritten  war  —  bis 
Ende  1877  waren  erst  920  m  Viadukt  und  die  Dammschüttung  auf  der 
Charlottenburger  Feldmark  fertiggestellt  — ,  nahm  nach  der  Verstaatlichung 
einen  schnelleren  Fortgang.  1878  wurden  2800,  1879  weitere  1100  m 
Viadukt  vollendet  und  1880  der  Viaduktbau  zu  Ende  geführt.  1881  erfolgte 
der  Ausbau  der  Bahnhöfe  und  die  Herstellung  von  52  Straßenunter- 
führungen, so  daß  im  Anfange  des  Jahres  1882  die  Stadtbahngleise 
betriebsfertig  wurden.  Am  6.  Februar  1882  besichtigte  Kaiser  Wilhelm  I. 
die  neue  Anlage,  indem  er  mit  zahlreichem  Gefolge,  geführt  vom  Staats- 
minister Maybach,  die  Bahn  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  befuhr.  Am 
folgenden  Tage  wurde  die  Stadtbahn  dem  öffentlichen  Verkehr  übergeben. 
Die  Eröffnung  der  Stadtbahn  für  den  Fernverkehr  erfolgte  am  15.  Mai  1882 
für  die  Fernlinien  der  beiden  östlichen  Staatsbahnen  (Niederschlesisch-Mär- 
kische  und  Ostbahn),  am  15,  Juni  1882  für  die  westlichen  Fernlinicn  in 
der  Richtung  nach  Lehrte,  Nordhausen  und  Hamburg  und  am  1 .  Juli  1882 
für  die  Schnellzüge  in  der  Richtung  nach  Magdeburg. 

Die  Kosten  für  den  Bau  der  Stadtbahn  mit  Einschluß  der  anteiligen 
Kosten  an  dem  Umbau  des  Schlesischen  Bahnhofs  und  an  dem  Neubau 
des  Bahnhofs  Charlottenburg  haben  nach  der  im  Jahre  1892  abgeschlossenen 
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Abrechnung  68128699,22  Mark  betragen.  Von  den  Hauptausgaben  ent- 
fallen auf  den  Grunderwerb  rund  33,3,  auf  die  Herstellung  der  Viadukte 
rund  18,6,  auf  die  Bahnhofsbauten  rund  7,9  und  auf  die  Beschaffung  der 
Betriebsmittel  2,4  Millionen  Mark. 

Die  Stadtbahn  in  ihrer  ursprünglichen  Anlage  reichte  vom  Schlesischen 
Bahnhofe  (dem  umgebauten  ehemaligen  Frankfurter  Bahnhofe)  bis  Char- 
lottenburg. Die  Länge  dieser  Strecke,  einschließlich  der  beiden  Endbahn- 
höfe, beträgt  12,145  km.  Hiervon  liegen  4920  m  in  Krümmungen,  2270  m 
im  Gefälle  und  1320  m  gleichzeitig  im  Gefälle  und  in  Krümmungen.  Der 
kleinste  Halbmesser  der  Krümmungen  ist  280  m  groß,  die  Höchststeigung 
beträgt  1  :  125.  Der  höchste  Punkt  der  Bahn  liegt  in  der  Nähe  des  Lehrter 
Bahnhofs,  und  zwar  2  m  über  dem  Schlesischen  Bahnhofe,  2,0  m  über  dem 
Bahnhofe  Charlottenburg  und  3,4  m  über  der  am  tiefsten  gelegenen  Fläche 
der  Bahnhöfe  Bellevue  und  Zoologischer  Garten.  Von  den  12,145  km  sind 
7964  m  als  gewölbter  Viadukt,  einschließlich  der  Bahnhöfe  und  steinernen 
Brücken,  1823  m  als  Viadukt  mit  eisernem  Unterbau,  675  m  als  Damm- 
schüttung zwischen  Futtermauern  und  1683  m  als  gewöhnliche  Damm- 
schüttung ausgeführt.  Die  gemauerten  Viadukte  erheben  sich  etwa  7,5  m 
über  Straßenhöhe  und  bestehen  aus  8  bis  15  m  weiten  Bogen  in  einer  Breite 
von  14,5  m. 

Bei  ihrer  Eröffnung  zählte  die  Stadtbahn  neun  Haltestellen  in  einer 
mittleren  Entfernung  von  1,3-?  km.  Schon  1885  wurde  zwischen  den  Bahn- 
höfen Bellevue  und  Zoologischer  Garten  die  Haltestelle  »Tiergarten«  und 
1896,  entsprechend  der  nach  Westen  sich  vorschiebenden  Bebauung,  zwischen 
den  Bahnhöfen  Zoologischer  Garten  und  Charlottenburg  die  Haltestelle 
»Savigny-Platz«  eingeschoben.  Die  mittlere  Entfernung  der  Bahnhöfe  auf 
der  eigentlichen  Stadtbahn  sank  damit  auf  1,1  km.  Für  den  Betrieb  ist  die 
Stadtbahnstrecke  jetzt  im  Osten  bis  Stralau-Rummelsburg  zu  rechnen.  Für 
diese  13,58  km  lange  Strecke,  auf  welcher  1884  hinter  dem  Schlesischen 
Bahnhofe  noch  die  Haltestelle  »Warschauer  Brücke«  eingeschoben  wurde, 
beträgt  der  mittlere  Stationsabstand  jetzt  1,13  km.  Die  größte  Entfernung 
ist  mit  1,69  km  diejenige  zwischen  dem  Lehrter  Bahnhof  und  dem  Bahnhofe 
Bellevue,  die  kleinste  mit  0,69  km  diejenige  zwischen  den  Bahnhöfen 
Alexanderplatz  und  Börse.  Vergleichsweise  sei  erwähnt,  daß  der  mittlere 
Stationsabstand  bei  der  inneren  Ringlinie  in  London  0,77  km  beträgt. 

Hinsichtlich  der  auf  der  Stadtbahn  verkehrenden  Züge  waren  von  vorn- 
herein vier  Gruppen  zu  unterscheiden,  nämlich  die  eigentlichen  Stadtbahn- 
züge, die  Stadtringzüge  (Nordring  und  Südring),  die  Vorortzüge  und  die 
Fernzüge.  Von  den  vorhandenen  vier  Gleisen  wurden  die  beiden  nörd- 
lichen anfangs  nur  von  den  Stadtbahn-  und  Stadtringzügen  befahren,  wäh- 
rend der  Vorort-  und  Fernverkehr  auf  den  beiden  südlichen  Gleisen  abge- 
wickelt wurde.  Dem  Vorort-  und  Fernverkehre  dienten  ursprünglich  außer 
den  beiden  Endbahnhöfen  nur  die  Bahnhöfe  Alexanderplatz  und  Friedrich- 
straße. Dem  Bahnhof  Alexanderplatz  hatte  man  dabei  die  Rolle  des 
Hauptbahnhofs  zugedacht.  Die  Verkehrsentwicklung  schob  diese  Stellung 
aber  sehr  bald  dem  Bahnhofe  Friedrichstraße  zu.  Im  Oktober  1884  wurde 
auch  der  Bahnhof  Zoologischer  Garten  dem  Vorort-  und  Fernverkehre 
geöffnet.  Er  hat  inzwischen  an  Bedeutung  für  die  westlichen  Vororte  den 
Bahnhof  Charlottenburg  weit  überholt. 

Im  Jahre  1884  wurden  auch  die  Schnellzüge  der  Görlitzer  Bahn  auf  die 
Stadtbahn  übergeleitet.  Aus  Betriebsrücksichten  mußte  dies  aber  1896 
wieder  aufgegeben  werden.  Ebenso  erwies  es  sich  mit  Rücksicht  auf  den 
ständig  wachsenden  Betriebsumfang  als  notwendig,  auch  die  Schnellzüge 
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der  Potsdamer  Bahn  wieder  auf  den  Potsdamer  Bahnhof  zurückzuverlegen. 
Eine  weitere  Entlastung  der  Ferngleise  ist  neuerdings  dadurch  herbei- 
geführt worden,  daß  der  größere  Teil  der  Vorortzüge  auf  die  Stadtbahn- 
gleise verlegt  wurde.  Dies  hat  den  Vorteil  mit  sich  gebracht,  daß  nun- 
mehr alle  Haltestellen  der  Stadtbahn  an  dem  Vorortverkehre  teilnehmen 
können.  Die  Zahl  der  eigentlichen  Stadtbahnzüge,  d.  h.  derjenigen  Züge, 
die  lediglich  zwischen  den  ursprünglichen  Endstationen  Schlesischer  Bahn- 
hof und  Charlottenburg  verkehren,  ist  dagegen  im  Laufe  der  Zeit  immer 
kleiner  geworden,  da  die  Züge  in  der  Mehrzahl  im  Westen  bis  Halcnsee, 
Grunewald  oder  Westend  usw.  und  im  Osten  bis  Stralau -Rumrnelsburg, 
Lichtenberg  oder  Friedrichsfeldc  durchgeführt  werden. 

Der  Anschluß  der  Stadtbahn  an  den  Ringbahnverkehr  hat  dessen  Aus- 
gestaltung wesentlich  beeinflußt.  Die  Ringbahn  war  zwar  ganz  als  zwei- 
gleisige Vollbahn  ausgebaut,  aber  doch  vorwiegend  auf  den  Güterverkehr 
und  jedenfalls  nicht  auf  einen  an  größte  Pünktlichkeit  gebundenen  Per- 
sonenverkehr mit  schneller  Zugfolge  berechnet  worden.  Es  ergab  sich  da- 
her die  Notwendigkeit,  zur  Trennung  des  Personen-  und  Güterverkehrs 
die  Bahn  viergleisig  auszubauen.  Die  erste  Strecke  von  Stralau -Rummels- 
burg nördlich  wurde  schon  im  Zusammenhange  mit  dem  Stadtbahnbau 
viergleisig  erweitert.  Von  1887  bis  1896  wurde  dann  der  ganze  Nordring, 
von  1890  bis  1896  der  Südring  zwischen  Stralau- Rumrnelsburg  und  Rix- 
dorf  und  später  die  letzte  Strecke  über  den  Potsdamer  Bahnhof  bis  Halen- 
see viergleisig  ausgebaut.  Der  besondere  Potsdamer  Ringbahnhof  wurde 
am  1.  April  1891  in  Betrieb  genommen.  Die  Zahl  der  Stationen  auf  der 
gesamten  Stadt-  und  Ringbahn,  die  sich  bei  Eröffnung  der  Stadtbahn  auf 
24  bclief,  beträgt  jetzt  36. 

Wichtig  für  die  Entwicklung  des  Stadtbahnverkehrs  war  auch  die  am 
I.  Mai  1896  vollendete  unmittelbare  Durchführung  der  Stadtbahngleise  in 
ihrer  Verlängerung  über  Charlottenburg  hinaus  bis  zum  Bahnhofe  Grune- 
wald. Es  wurde  hierdurch  eine  gefährliche  Kreuzung  der  am  Ende  des 
Bahnhofs  Charlottenburg  nach  den  Ferngleisen  abzweigenden  Stadtbahn- 
glcise  mit  den  Ringbahnglcisen  beseitigt  und  gleichzeitig  der  Massenverkehr 
nach  dem  Grunewald  unabhängig  gemacht  vom  Fernverkehre.  Zwischen 
den  Bahnhöfen  Charlottenburg  und  Grunewald  wurde  die  bisher  nur  dem 
Betriebe  dienende  Haltestelle  Eichkamp  dem  öffentlichen  Verkehre  geöffnet. 
Damit  war  der  Ausbau  der  Stadtbahn  in  seiner  heutigen  Gestalt  beendet. 

Die  Gesamtanlage  weist,  wie  die  »Deutsche  Bauzeitung«  (Jahrg.  1907. 
Nr.  13)  hervorhebt,  durch  die  sparsame  Ausbildung  der  gewölbten  Viadukte 
und  Brücken  sowie  deren  Widerlager,  in  den  Systemen  der  eisernen  Brücken 
und  der  sorgfältigen  Gestaltung  ihrer  Einzelheiten,  in  den  Bahnhofsanlagen 
und  den  großen  Hallcnhauten  der  Hauptfernbahnhöfe,  in  dem  Überbau  und 
der  Bettung  der  Gleise  auf  den  Brücken  und  Straßenüberführungen  eine 
große  Fülle  bemerkenswerter  Fortschritte  auf,  die  in  vieler  Beziehung  vor- 
bildlich geworden  sind.  Manche  Änderungen  sind  aber  im  Laufe  der  Jahre 
notwendig  gewesen,  so  z.  B.  die  Beseitigung  des  den  Raum  einengenden 
vertieften  Mittelganges  auf  den  steinernen  Viadukten,  die  spätere  Ersetzung 
des  Oberbaues,  die  Vermehrung  und  Veränderung  der  Zugänge  und  Treppen- 
anlagen auf  den  Bahnhöfen,  die  kostspielige  und  schwierige  Verstärkung 
des  eisernen  Überbaues  der  Brücken  für  die  Ferngleise  infolge  des  mächtig 
angewachsenen  Lokomotivengewichts,  vor  allem  aber  die  Umgestaltung  des 
Signal-  und  Blockwesens  und  die  erst  vor  einigen  Jahren  ausgeführte 
Hochlegung  der  Bahnsteige  für  den  inneren  Verkehr  auf  allen  Stadtbahn- 
stationen. 
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Von  großer  Bedeutung  war  namentlich  die  Umgestaltung  des  Signal- 
und  Blockwesens.  Bei  der  ersten  Ausführung  reichte  eine  Blockstation 
vom  Ausfahrtsignale  des  einen  Bahnhofs  bis  zum  Ausfahrtsignale  des 
nächsten.  Bei  den  längeren  Strecken,  d.  h.  dreimal,  war  noch  je  eine 
Blockstation  eingeschaltet.  Jetzt  ist  nach  Umwandlung  der  Einfahrtsignale 
in  Blocksignale  jeder  Bahnhof  eine  Blockstation  für  sich  geworden;  hier- 
durch und  durch  Einschiebung  weiterer  Blockstationen  haben  sich  eine 
gleichmäßige  Einteilung  der  Strecken  und  eine  raschere  Zugfolge  bei  Er- 
höhung der  Sicherheit  ermöglichen  lassen. 

Bei  der  Eröffnung  der  Stadtbahn  folgten  sich  die  Züge  auf  der  Strecke 
vom  Schlesischen  Bahnhofe  bis  zum  Zoologischen  Garten  alle  10  Minuten, 
weiter  westlich  alle  20  Minuten;  auf  dem  Nordring  und  Südringe  verkehrte 
sogar  stündlich  nur  je  ein  Zug.  Am  1.  April  1892  wurde  für  die  verkehrs- 
reichsten Stunden  auf  der  Stadtbahn  der  Dreiminutenverkehr  eingeführt. 
Heute  folgen  sich  die  Züge  auf  der  Stadtbahn  in  Abständen  von  2  '/2  bis 
5  Minuten,  auf  dem  Nordring  in  5  bis  10  Minuten  und  auf  dem  Südringe 
während  der  meisten  Tagesstunden  in  10  Minuten. 

Die  Zahl  der  in  einer  Stunde  über  die  Stadtbahngleise  fahrenden  Züge, 
die  sich  anfangs  auf  höchstens  12  belief,  ist  jetzt  zeitweise  auf  24  ge- 
steigert. Im  Eröffnungsjahre  verkehrten  auf  den  Stadtbahngleisen  102  Züge, 
1887  auf  den  Stadtgleisen  272  (Sonntags  352)  und  auf  den  Ferngleisen  114 
(Sonntags  130)  Züge,  1892  auf  den  Stadtgleisen  338  (Sonntags  376)  und 
auf  den  Ferngleisen  166  (Sonntags  182)  Züge.  Heute  beträgt  die  Zahl  der 
werktäglich  über  die  Stadt-  und  Ferngleise  laufenden  Züge  938.  Der  Be- 
trieb, der  früher  erst  in  den  späteren  Morgenstunden  begann  und  um 
Mitternacht  endigte,  ist  jetzt  auf  21  Stunden  täglich  ausgedehnt.  Die 
Reisegeschwindigkeit  hat  trotz  der  Einschiebung  neuer  Stationen  keine  Ein- 
buße erlitten,  sondern  ist  z.  B.  auf  der  Strecke  vom  Schlesischen  Bahnhofe 
bis  Charlottenburg  von  32  auf  31  Minuten  verkürzt  worden.  Die  Zahl 
der  zur  Bewältigung  des  Verkehrs  erforderlichen  Lokomotiven  ist  von  70 
im  Jahre  1882  auf  164  und  die  Zahl  der  Personenwagen  von  210  im  Jahre 
1882  auf  995  Wagen  angewachsen.  Ursprünglich  bestanden  die  Züge 
meistens  aus  5  Wagen;  jetzt  umfassen  sie  in  der  Regel  8  bis  10  Wagen. 
Auf  dem  Nordringe  laufen  in  den  Stunden  des  stärksten  Verkehrs  sogar 
Züge  mit  14  Wagen. 

Auch  die  Verwaltungsbehörden  sind  vermehrt  worden.  Im  Jahre  1882 
besorgte  nur  ein  Betriebsamt  die  gesamte  Leitung  und  Überwachung  des 
Dienstes  der  Stadt-  und  Ringbahn,  heute  sind  allein  drei  Betriebsinspek- 
tionen mit  dem  betriebstechnischen  Dienste  vollauf  beschäftigt.  Außerdem 
verwalten  je  eine  Maschinen-  und  Verkehrsinspektion  die  ihnen  zufallenden 
Dienstzweige. 

Der  Verkehr  auf  der  Stadtbahn  hat  die  an  ihn  bei  der  Eröffnung  ge- 
knüpften Erwartungen  weit  übertroften.  In  einer  der  Gesetzesvorlage,  be- 
treffend die  Verstaatlichung  des  Unternehmens,  beigegebenen  Ertragsberech- 
nung war  der  eigentliche  Stadtverkehr,  den  man  damals  vom  Schlesischen  bis 
zum  Lehrter  Bahnhofe  rechnete,  auf  täglich  10000,  der  Verkehr  zwischen  der 
Stadt  und  Charlottcnburg  auf  täglich  4000,  der  Gesamtverkehr  also  auf  jähr- 
lich rund  5  Millionen  Personen  angenommen  worden.  Schon  im  ersten 
vollen  Betriebsjahre  1882/83  wurden  aber  gegen  7.5  Millionen  Fahrkarten 
verkauft.  Im  Rechnungsjahre  1886/87  war  die  Zahl  der  von  den  Stationen 
der  Stadt-  und  Ringbahn  ausgegebenen  Fahrkarten  schon  auf  17  512  527  Stück 
und  im  Rechnungsjahre  1891/92  auf  36  396  3 1 2  Stück  gestiegen.  Im  Jahre 
1906  hat  die  Berliner  Stadtbahn  insgesamt  138  525  187  Personen  befördert, 
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gegen  124,6  Millionen  im  Jahre  1905.  Der  Zuwachs  hat  also  in  einem 
Jahre  nahezu  14  Millionen  betragen. 

Trotz  dieser  gewaltigen  Verkehrszunahme,  deren  Steigerung  im  allge- 
meinen während  der  einzelnen  Jahre  gleichmäßig  fortgeschritten  ist,  war 
in  einem  Jahre,  nämlich  1901,  ein  Rückgang  zu  verzeichnen,  da  in  diesem 
Jahre  die  Zahl  der  von  der  Stadt-  und  Ringbahn  beförderten  Personen 
um  8,9  Millionen,  das  waren  9  v.  H. ,  gegenüber  dem  Vorjahre  zurück- 
blieb. Dies  erklärt  sich  daraus,  daß  am  1.  Januar  1901  die  Berliner  Straßen- 
bahngesellschaft ihren  Einheitstarif  von  10  Pf.  einführte,  wodurch  ihr  Ver- 
kehr von  236  Millionen  Personen  im  Jahre  1900  auf  282  Millionen  Per- 
sonen im  Jahre  1901  emporschnellte.  Schon  1902  zeigte  sich  aber  im 
Stadt-  und  Ringbahnverkehre  wieder  ein  Aufschwung,  und  auch  die  Eröff- 
nung der  Hoch-  und  Untergrundbahn  hat  einen  Rückgang  nicht  mehr  her- 
vorgerufen. 

Mancherlei  Wandlungen  hat  das  Tarifwesen  der  Stadtbahn  durchgemacht. 
Ursprünglich  war  der  Fahrpreis  für  Entfernungen  bis  zu  2  oder  3  Stationen 
auf  10  Pf.  in  der  III.  und  20  Pf.  in  der  II.  Klasse  festgesetzt  und  stieg 
dann  mit  weiteren  Entfernungen.  Es  betrug  z.  B.  der  Fahrpreis  für  die 
Fahrt  vom  Schlesischen  Bahnhofe  nach  dem  Alexanderplatze  III.  Klasse  10, 
II.  Klasse  20  Pf.,  nach  dem  Bahnhofe  Friedrichstraße  III.  Klasse  20,  II.  Klasse 
30  Pf.,  nach  dem  Bahnhofe  Zoologischer  Garten  III.  Klasse  30,  II.  Klasse 
40  Pf.  und  nach  Charlottenburg  III.  Klasse  40,  II.  Klasse  50  Pf.  Auf  der 
Ringbahn  kamen  sogar  Sätze  bis  zu  50  Pf.  für  die  III.  und  bis  zu  70  Pf. 
für  die  II.  Klasse  vor.  Schon  1886  wurde  der  Preis  für  die  II.  Wagen- 
klasse auf  kurze  Entfernungen  von  20  auf  15  Pf.  herabgesetzt.  Gleich- 
zeitig wurde  die  erste  Zone  verlängert.  Der  Verkehr  in  der  II.  Wagen- 
klasse entwickelte  sich  nun  günstig,  in  der  III.  Wagenklasse  blieb  er  aber 
im  Verhältnisse  zurück.  Den  wichtigsten  Schritt  tat  man  daher  1890,  indem 
man  die  Berechnung  des  Fahrpreises  nach  der  Wegelänge  im  allgemeinen 
aufgab  und  nur  zwei  Stufen  —  10  und  20  Pf.  für  die  III.  und  15  und 
30  Pf.  für  die  II.  Klasse  —  festsetzte.  Ende  1891  wurde  dieser  Tarif  auch 
auf  die  Ringbahn  ausgedehnt.  Seitdem  hat  eine  Änderung  der  Preise  für 
Einzclfahrkarten  nicht  mehr  stattgefunden. 

Die  Stadtbahn  ist  heute  wohl  an  der  Grenze  der  Leistungsfähig- 
keit angekommen.  Eine  Steigerung  ihrer  Leistungen  mit  den  jetzigen  Be- 
triebseinrichtungen ist  kaum  noch  möglich.  Der  Plan,  auf  der  Stadtbahn 
den  elektrischen  Betrieb  einzurichten  (vgl.  Archiv  f.  P.  u.  T.,  Jahrgang  1900, 
S.  339  ff.,  und  1903,  S.  578),  tritt  daher  neuerdings  immer  mehr  in  den 
Vordergrund.  Man  hofft,  hierdurch  nicht  nur  eine  weitere  Verdichtung 
der  Zugfolge,  sondern  auch  eine  Vergrößerung  des  Fassungsvermögens  der 
einzelnen  Züge  und  eine  Verkürzung  der  Fahrzeit  zu  erreichen.  Soweit 
uns  bekannt  ist,  trägt  die  Staatseisenbahnverwaltung  sich  ferner  mit  der 
Absicht,  gleichzeitig  mit  der  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  im  Zuge 
der  Stadtbahn  ein  neues  —  drittes  —  Gleispaar  herstellen  zu  lassen,  wo- 
durch die  jetzige  Leistungsfähigkeit  der  Stadtbahn  fast  verdreifacht  werden 
würde.  Nach  der  »Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eiscnbahnverwaltungen« 
(Jahrgang  1907,  Nr.  27)  würden  die  gesamten  Kosten  für  diese  Erweite- 
rungen etwa  180  Millionen  Mark  betragen:  wegen  der  großen  technischen 
Schwierigkeiten  ist  eine  Bauzeit  von  acht  bis  zehn  Jahren  angenommen. 
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Erkenntnis  des  Reichsgerichts 
über  die  Begriffe  „Beförderung",  „Bezahlung"  und  „Mittäter- 
schaft von  Seiten  der  Teilhaber  offener  Handelsgesellschaften" 

bei  Portohinterziehungen. 

Je  vielgestaltigere  Formen  der  Postverkehr  in  Deutschland  in  den  letzten  f 
Jahrzehnten  angenommen  hat,  desto  mannigfaltiger  sind  auch  die  Wege 
geworden,  auf  denen  die  zum  Schutze  der  staatlichen  Posteinrichtungen, 
insbesondere  des  Postregals,  getroffenen  Vorschriften  umgangen  werden. 
Hand  in  Hand  damit  sind  auch  die  Schwierigkeiten  gewachsen,  die  sich 
der  Entscheidung  entgegenstellen,  ob  im  einzelnen  Falle  eine  strafbare  Über- 
tretung dieser  Vorschriften  vorliegt  oder  nicht. 

In  besonderem  Maße  gilt  dies  bezüglich  der  sogenannten  Sammelsen- 
dungen, einer  Einrichtung,  die  in  den  Kreisen  der  Geschäftswelt  im  Laufe 
der  Jahre  mehr  und  mehr  Eingang  gefunden  hat  und  vielfach  zu  einer  fest- 
stehenden Übung  geworden  ist.  Man  versteht  darunter  im  posttechnischen 
Sinne  Sendungen,  bei  denen  mehrere  Briefe  desselben  Absenders  an  ver- 
schiedene, in  demselben  Orte  wohnende  Empfänger  unter  einem  Umschlag 
an  eine  am  Bestimmungsorte  wohnende  Mittelsperson  verschickt  werden, 
um  dort  von  dieser  —  sei  es  persönlich,  sei  es  durch  Angestellte  oder 
durch  die  Post  —  weiterbefördert  zu  werden. 

Bei  den  Mittelspersonen  handelt  es  sich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
um  Personen,  die  zu  dem  Absender  in  irgend  einem  geschäftlichen,  meist 
in  einem  gewissen  Abhängigkeitsverhältnisse  stehen  und  entweder  für  die 
Gesamtheit  ihrer  im  Interesse  des  Absenders  geleisteten  Dienste  einheitlich 
entschädigt  werden  oder  doch  wenigstens  für  die  aus  der  Behandlung  des 
Inhalts  der  Sammclsendungen  ihnen  erwachsene  Mühewaltung  gelegentlich, 
oft  in  Form  von  Belohnungen,  Geschenken,  Trinkgeldern  usw.,  entlohnt 
werden. 

Das  Reichsgericht  hat  bisher  bezüglich  der  Samm  el  sen  d  u  ngen 
im  wesentlichen  nur  zu  entscheiden  gehabt,  ob  das  Dazwischentreten  einer 
Mittelsperson  mit  dem  im  §  I  des  Postgesetzes  festgesetzten  Begriffe  » B c- 
förderung«  vereinbar  ist.  Nach  der  Rechtsprechung  des  obersten  Gerichts- 
hofs ist  diese  Frage  nur  in  beschränktem  Umfange  zu  bejahen:  sie  ist  un- 
bedingt dann  zu  verneinen,  wenn  die  Mittelsperson  die  eingegangenen 
Schriftstücke  lediglich  mechanisch,  als  Bote,  weiterzugeben  hat,  denn  als- 
dann liegt  ein  Eingriff  in  die  nach  dem  Postgesetze  der  Reichs-Postverwal- 
tung  —  in  Bayern  und  Württemberg  den  staatlichen  Postverwaltungen  — 
vorbehaltenc  Beförderung  vor. 

Der  Begriff  der  Bezahlung  spielt  in  den  bisher  ergangenen  Ent- 
scheidungen meist  nur  eine  nebensächliche  Rolle;  erst  neuerdings,  im  Er- 
kenntnisse vom  1 8. September  1906  ^5.  Strafsenat  5  ^j^06)  nat  das  Reichs- 
gericht auch  diesen  Begriff  näher  erläutert.  In  dem  zur  Entscheidung  ge- 
kommenen Falle  handelte  es  sich  um  folgendes. 

In  L.,  Königreich  Bayern,  und  C,  Herzogtum  Sachsen-Coburg,  besteht 
eine  blühende,  ausschließlich  in  der  Form  der  Hausarbeit  betriebene  Korb- 
waren-Industrie, die  in  einer  Reihe  der  umliegenden  Ortschaften  zahlreiche 
Heimarbeiter  beschäftigt.  Die  in  L.  und  C.  wohnenden  Fabrikanten  über- 
mitteln ihren  Arbeitern  die  Bestellungen  in  der  Regel  gelegentlich  der  Ab- 
lieferung neu  angefertigter  Waren.    Dabei  kommt  es  nicht  selten  vor,  daß 
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einem  Korbmacher  eine  größere  Anzahl  von  Bestellzetteln  oder  Bestell- 
karten —  diese  auf  steifem  Papier  im  Formate  der  Postkarten  —  zu  dem 
Zwecke  ausgehändigt  werden,  diese  Zettel  oder  Karten  unter  den  in  der 
nämlichen  Ortschaft  wohnenden  Korbmachern,  die  mit  Lieferungsaufträgen 
bedacht  werden  sollen,  zu  verteilen. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  ist  es  nun  üblich  geworden,  zur  Beförde- 
rung der  Bestellzettel  auch  die  Post  zu  benutzen.  Die  Fabrikanten  über- 
gaben indes  zu  dem  angegebenen  Zwecke  die  Bestellzettel  nicht  in  jedem 
Falle  einzeln  der  Post,  sondern  sammelten  die  nach  einem  und  demselben 
Orte  gerichteten  Zettel  und  verschickten  sie  unter  besonderem  Umschlag  an 
einen  im  voraus  bestimmten  Korbmacher ,  der  den  Briefumschlag  der  ge- 
troffenen Abrede  gemäß  zu  eröffnen  und  die  darin  enthaltenen  Bestellzettel 
an  die  darauf  angegebenen  Empfänger  zu  verteilen  hatte.  Die  Zettel  oder 
Karten  enthielten  außer  der  Bezeichnung  des  Empfängers  noch  die  Angabe 
des  Bestellers,  der  zu  liefernden  Arbeit  und  der  Lieferzeit;  alle  diese  An- 
gaben rührten  vom  Absender  her.  Auch  Mahnungen  wegen  verzögerter 
Lieferungen  wurden  auf  solche  Weise  den  einzelnen  Korbmachern  über- 
mittelt. 

Soweit  die  Verteilung  der  Bestellkarten  usw.  unentgeltlich  erfolgte,  war 
hiergegen  zweifellos  nichts  einzuwenden;  soweit  sie  aber  gegen  Bezahlung 
geschah,  war  darin  ebenso  unzweifelhaft  eine  Verletzung  des  Postregals  zu 
erblicken.  Gerade  die  Beurteilung  dieser  letzten  Frage  stieß  bei  der  Unter- 
suchung im  Verwaltungsweg  auf  erhebliche  Schwierigkeiten,  einmal  wegen 
der  großen  Zahl  der  beteiligten  Personen  —  es  kamen  7  Korbwarenhändler 
und  20  Korbmacher  in  Frage  — ,  dann  auch,  weil  die  Bezahlung  in  den 
meisten  Fällen  auf  Grund  stillschweigenden  Ubereinkommens  in  sehr  ver- 
schiedenen Formen  —  als  Weihnachtsgeschenk  für  die  Kinder,  die  das  Aus- 
tragen besorgt  hatten,  als  Biergcld,  Kirchweihgeld,  in  Gestalt  von  Lebens- 
mitteln usw.  —  erfolgt  war.  Aus  diesen  Gründen,  und  weil  außer  dem 
bayerischen  Postregal  auch  das  Reichs -Postregal  verletzt  war,  wurde  die 
Angelegenheit  von  dem  bayerischen  Ober -Postamt  in  B.,  unter  Abstand- 
nahme von  dem  Verwaltungs-Strafverfahren  gemäß  §  34  des  Postgesetzes, 
zum  gerichtlichen  Verfahren  verwiesen;  diesem  Vorgehen  schloß  sich  die 
Ober-Postdirektion  in  E.  durch  Abgabe  ihrer  Akten  an  die  Staatsanwalt- 
schaft an. 

In  der  ersten  Instanz  wurden  14  von  den  27  Angeklagten  frei- 
gesprochen, teils  wegen  inzwischen  eingetretener  Verjährung,  teils  wegen 
mangelnden  Beweises  einer  Bezahlung.  Die  übrigen  13  Angeklagten 
wurden  verurteilt.  In  drei  Fällen  wurde  dabei  bezüglich  der  Teilhaber 
offener  Handelsgesellschaften  eine  Mittäterschaft  der  einzelnen  Teilhaber 
angenommen. 

Gegen  das  verurteilende  Erkenntnis  legten  die  beteiligten  Angeklagten 
Revision  ein.    Sie  bestritten. 

1.  daß  die  am  Bestimmungsorte  der  Sammelsendungen  vorgenommene 
Verteilung  der  Einzelsendungen  noch  zur  Beförderung  im  Sinne 
des  §  1  des  Postgesetzes  gehöre  und 

2.  daß  die  Verteilung  am  Bestimmungsorte  gegen  Bezahlung  erfolgt 
sei. 

Ferner  wurde  in  der  Revisionsschrift  angegriffen,  daß  gegenüber  den 
Teilhabern  der  beteiligten  offenen  Handelsgesellschaften  Mittäterschaft  an- 
genommen worden  sei. 

Die  Revision  wurde  vom  Reichsgericht  verworfen.  Die  Entschei- 
dung, die  sich  auch  mit  der  bisherigen   Rechtsprechung  über  den  Begriff 
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»Beförderung«  beschäftigt,  lautet  in  ihren  wesentlichen  Teilen  folgender- 
maßen. 

I.  Nach  feststehender  reichsgcrichtlicher  Rechtsprechung 

Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Band  18  Seite  45 
(48/9)*),  Band  25  Seite  20  (26)**),  Band  27  Seite  256  (257  unten). 
304  (306),  Band  29  Seite  267  (268/9) 
umfaßt  »Beförderung«  im  Sinne  von  §  1  Abs.  1  des  Postgesetzes  vom 
28.  Oktober  1871  die  Gesamtheit  aller  für  das  Uberleiten  von  Briefen  aus 
dem  Gewahrsam  des  ersten,  eigentlichen  Absenders  in  den  des  letzten, 
eigentlichen  Empfängers  erforderten  Maßnahmen;  sie  beginnt  also  schon 
mit  demjenigen  Zeitpunkte,  wo  der  Absender  oder  sein  Vertreter  einen  Brief 
aus  der  Hand  gibt,  und  endigt  erst  mit  demjenigen,  wo  der  Empfänger 
oder  sein  Vertreter  den  Brief  in  die  Hand  bekommt,  einerlei  ob  es  sich  um 
eine  vom  Anfange  bis  zum  Schlüsse  einheitliche,  ohne  Unterbrechung  oder 
Zwischenstufen  verlaufende  und  von  einem  einzigen  Unternehmer  betätigte 
Kette  von  Vorkehrungen  oder  aber  um  die  zeitlich  sich  ablösende,  sachlich 
ineinander  greifende  Tätigkeit  mehrerer  Beteiligter  handelt,  insbesondere  ob 
sich  am  Aufenthaltsorte  des  Empfängers  mit  der  letzten  Zuleitung  ein 
anderer  abgibt,  als  am  Aufenthaltsorte  des  Absenders  mit  der  ersten  Über- 
nahme oder  unterwegs  mit  der  Verfrachtung.  Befinden  sich  die  Briefe 
während  der  »Beförderung«  irgend  wo  und  irgend  wann  unter  Verschluß, 
so  ist,  auch  wenn  sie  im  übrigen,  namentlich  am  Aufenthaltsorte  des 
Empfängers,  offen  — •  beispielsweise  in  der  Gestalt  von  Karten  ohne  Um- 
schlag —  befördert  werden ,  jeder  vorsätzlich  an  der  Beförderung  Teil- 
nehmende, der  um  jenen  Verschluß  gewußt  hat,  aus  §  1,  §  27  Abs.  1  Nr.  1 
des  Postgesetzes  strafbar  und  mit  der  hier  angedrohten,  unter  Zugrunde- 
legung der  Postgebührensätze  für  verschlossene  Briefe,  nicht  für  einfache 
Postkarten  sich  berechnenden  Geldstrafe  zu  belegen  (Entscheidungen  des 
Reichsgerichts  in  Strafsachen  Band  27  Seite  302  (306) ,  Band  2g  Seite  267 
(270). 

II.  Ferner  zeigen  sich  angesichts  der  landgerichtlichen  Feststellungen 
nicht  minder  die  sonstigen  von  den  Verteidigern  angeregten  Bedenken  un- 
haltbar. 

1.  Zum  Begriff  »gegen  Bezahlung«  wird  nach  gemeinem  Sprach- 
gebrauche wie  nach  §  27  Abs.  I  Nr.  1  des  Postgesetzes  nur  die  Gewährung 
eines  wirtschaftlichen  Entgelts,  d.  h.  gegenüber  der  im  Befördern  von 
Briefen  beruhenden  Leistung  eine  nach  der  Zwecksbestimmung  des  Gebers 
und  nach  dem  Bewußtsein  des  Nehmers  mit  der  Leistung  im  Verhältnisse  des 
Gegenwerts,  der  Vergütung  stehende  Gegenleistung  erfordert.  Ob  diese 
Voraussetzungen  bei  anscheinenden  oder  vorgeblichen  Freigebigkeiten,  nament- 
lich bei  unmittelbaren  oder  bei  den  an  Kinder  der  wahren  Bedachten  ver- 
abreichten, also  mittelbaren  sogenannten  Weihnachtsgeschenken,  Trinkgeldern, 
Bierpfennigen  u.  dgl.  zutrifft  oder  nicht,  bildet  im  wesentlichen  eine  Tat- 
frage, und  belanglos  für  das  Entgelt  im  Rechtssinn  ist,  ob  die  Gegenleistung 
ausdrücklich  ausbedungen,  versprochen,  verlangt  oder  nur  stillschweigend 
vereinbart,  in  Aussicht  gestellt,  erwartet  worden  war.  Ein  Rechtsirrtum  haftet 
den  Urteilsgründen  nicht  an,  wenn  sie  eine  »Bezahlung«  für  das  Mitwirken 
bei  der  verbotenen  Beförderung  von  Briefen  darin  erblicken,  daß  die  Kinder 
der  Angeklagten  E.  A.  und  J.  S.  allwöchentlich  infolge  »stillschweigenden 
Abkommens«  20  bis  30  Pf.,  die  Angeklagten  G.  M.,  B.  S.  und  EX  G.  je 


*)  Vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie  1888  S.  513  ff. 
Vgl.  Archiv  für  Post  und  Telegraphie  1895  S.  428  ff. 
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Kleine  Mitteilungen. 


20  Mark  »Weihnachtsgeschenk  für  ihre  Kinder«,  die  Kinder  der  Angeklagten 
J.  R.  und  E.  P.  jeden  Monat  ...  20  bis  5oPf. ,  endlich  der  Angeklagte 
J.  B.  von  Zeit  zu  Zeit  20  bis  50  Pf.  als  »Biergeld«  und  sein  Sohn  2  Mark 
»Weihnachtsgeschenk«  erhalten  haben  .  .  . 

2.  Die  Annahme  von  Mittäterschaft  gegenüber  den  Teilhabern  offener 
Handelsgesellschaften  verletzt  nicht  den  §  47  des  Strafgesetzbuchs,  sondern 
steht  mit  ihm  in  vollem  Einklänge,  sofern  nach  dem  Zusammenhange  der 
Urteilsgründe  die  einzelnen  Gesellschafter  je  in  gegenseitigem  Einverständnis 
und  mit  dem  Bewußtsein  gehandelt  haben,  daß  jeder  zur  Erreichung  eines 
gemeinsamen  Zweckes  und  unter  Billigung  des  anderen  Gesellschafters  tätig 
werde.  ...  Es  genügt  die  den  Urteilsgründen  mit  ausreichender  Deutlichkeit 
zu  entnehmende  Feststellung,  daß  jeweils  eine  von  den  beteiligten  Gesell- 
schaftern gut  geheißene  und  gelegentlich  selbst  beachtete  geschäftliche  Übung 
vorlag. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Landbcstelldienst  in  Österreich.  Bei  Erörterung  der  von  der 
österreichischen  Postverwaltung  letzthin  für  den  Bestellungsdienst  der  Post- 
anstalten erlassenen  neuen  Vorschriften  (S.  206)  hatten  wir  erwähnt,  daß 
Österreich  noch  keinen  über  das  ganze  Land  sich  erstreckenden  Landbestell- 
dienst hat.  Nähere  Einzelheiten  über  den  Umfang  dieses  Dienstes  sind  in 
der  »Statistik  des  österreichischen  Post-  und  Telegraphenwesens  im  Jahre 
1905«  enthalten. 

Unter  den  5971  österreichischen  Orten  mit  Postämtern  sind  nur  2669 
(oder  44,7  v.  H.  der  Gesamtzahl)  mit  Landbriefträgerdienst.  Die  meisten 
Postämter  mit  Landbestelleinrichtungen  befinden  sich  in  Böhmen  (11 11), 
Österreich  unter  der  Enns  (419),  Mähren  (249),  Tirol  nebst  Vorarlberg  (193), 
Steiermark  (146)  und  Dalmatien  (123);  an  letzter  Stelle  stehen  Salzburg  (35) 
und  die  Bukowina  (14).  Wird  die  Zahl  der  Postämter  mit  Landbestelldienst 
mit  der  Gesamtzahl  der  Postämter  verglichen ,  so  stehen  Dalmatien,  Böhmen 
und  Österreich  unter  der  Enns  voran ,  wo  die  Postämter  mit  Landbestell- 
dienst 75,5,  73,5  und  67,2  v.  H.  der  Gesamtzahl  ausmachen;  dagegen  sind 
in  der  Bukowina  und  in  Galizien  nur  bei  11,0  und  6,6  v.  H.  der  Postämter 
Landbriefträgereinrichtungen  vorhanden.  Bei  den  2669  Postämtern  mit 
Landbestelldienst  sind  4501  Landbriefträgerbezirke  eingerichtet.  Unter  diesen 
befinden  sich  3391  Bezirke  mit  täglich  einmaliger  Begehung  durch  die 
Landbriefträger,  während  der  Bestelldienst  in  259  Bezirken  täglich  mehrmals 
und  in  851  Bezirken  seltener  als  einmal  täglich  ausgeführt  wird.  Im 
einzelnen  findet  in  Dalmatien  fast  durchweg  keine  tägliche  Begehung 
der  Landbriefträgerbezirke  statt;  nächstdem  haben  Steiermark  und  Tirol 
nebst  Vorarlberg  die  meisten  Bezirke  aufzuweisen,  in  denen  der  Landbestell- 
dienst seltener  als  einmal  täglich  ausgeführt  wird.  Gering  ist  die  Zahl 
der  Bezirke  ohne  täglichen  Bestelldienst  namentlich  in  Böhmen,  wo  ins- 
gesamt 2027  Landbriefträgerbezirke  vorhanden  sind,  darunter  nur  81  Be- 
zirke, die  vom  Landbriefträger  nicht  wenigstens  täglich  einmal  belaufen 
werden.  Die  meisten  Bezirke  mit  täglich  mehrmaligem  Bestelldienste 
gibt  es  in  Österreich  unter  der  Enns  (92)  und  in  Böhmen  (79). 
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Von  den  österreichischen  Landbriefträgern  werden  im  ganzen  26799  Orte 
belaufen,  von  denen  12873,  ^\so  beinahe  die  Hälfte,  in  Böhmen  liegen. 
Weiter  kommen  auf  Österreich  unter  der  Enns  3444,  auf  Tirol  nebst 
Vorarlberg  2201,  auf  Mähren  1567,  auf  Österreich  ob  der  Enns  1438,  auf 
Steiermark  1396,  dagegen  auf  Galizien  nur  232  und  auf  die  Bukowina  nur  75 
in  den  Landbestelldienst  einbezogene  Orte.  Unter  den  von  den  Land- 
briefträgern belaufenen  Orten  befinden  sich  372,  in  denen  Postablagen  be- 
stehen, d.  h.  Postanstalten,  die  etwa  unseren  Posthilfstellen  entsprechen. 
Die  Gesamtzahl  der  Postablagen  stellt  sich  auf  2044.  Zu  den  von  den 
Landbriefträgern  belaufenen  26  779  Orten  treten  noch  4286  Orte  ohne 
Postanstalt  hinzu,  die  in  den  erweiterten  Ortsbestelldienst  einbezogen  worden 
sind,  und  788  Orte,  nach  denen  die  Bestellung  von  einer  Postablage  aus 
erfolgt.  Ein  Bestcllungsdienst  durch  die  Ortsbriefträger  findet  in  Österreich 
ob  der  Enns  in  2063  und  in  Tirol  nebst  Vorarlberg  in  1070  Landorten 
statt ,  dagegen  in  dem  dann  folgenden  Österreich  unter  der  Enns  in  367 
und  in  Böhmen  in  158  Orten.  Die  Zahl  der  den  Postablagen  zugewiesenen 
Landorte  beläuft  sich  in  Tirol  nebst  Vorarlberg  auf  263,  in  Böhmen  auf  159 
und  in  Österreich  ob  der  Enns  auf  102. 


LITERATUR 

Elektrische  Beleuchtung.     Von   Dr.  ing.   Berthold  Monasch. 
Mit  83  Abbildungen.    Verlag  Dr.  Max  Jänecke,  Hannover.  1906. 

Das  Buch  ist  einer  von  den  zwölf  Bänden  der  vom  Ober- Ingenieur 
Königswerther  herausgegebenen  Repetitorien  der  Elektrotechnik.  Als  ein  in 
sich  geschlossenes  Ganzes  stellt  es  unter  Anwendung  der  einfacheren  Grund- 
lehren der  Elektrotechnik  das  in  den  letzten  zehn  Jahren  weit  verzweigte 
Gebiet  der  elektrischen  Beleuchtung  ziemlich  umfassend  dar.  Der  Verfasser, 
der,  mit  einem  guten  theoretischen  Rüstzeug  ausgestattet,  als  Ingenieur  einer 
der  führenden  elektrotechnischen  Firmen  ganz  in  der  Praxis  der  Beleuchtungs- 
technik wurzelt,  hat  hier  eine  Lücke  in  der  Literatur  ausgefüllt  und  ein 
recht  brauchbares  Buch  aus  der  Praxis  für  die  Praxis  geschrieben.  Trotz 
der  dem  Praktiker  sehr  willkommenen  knappen  Darstellung  geht  er  recht 
gründlich  vor.  Er  räumt  zunächst  durchgreifend  mit  allen  ungenauen,  das 
Wesen  der  Sache  verschleiernden  Ausdrücken  auf,  indem  er  sich  an  die  vom 
Verbände  Deutscher  Elektrotechniker  und  von  anderen  Fachvereinen  ge- 
meinsam vorgeschlagene  Terminologie  hält,  unterläßt  es  jedoch  nicht,  mit 
seiner  Kritik  einzusetzen  und  Verbesserungsvorschläge  zu  machen.  Er  bietet 
auch  den  mit  der  Materie  nicht  so  Vertrauten  —  und  häufig  tritt  zur 
Zeit  an  solche  die  Aufgabe,  Beleuchtungen  zu  entwerfen,  heran  —  die 
Möglichkeit,  sich  an  der  Hand  des  Buches  ein  grundlegendes  Verständnis  zu 
verschaffen. 

Aus  dem  reichen  Inhalte  des  Buches  sei  hier  nur  einiges  erwähnt.  In 
einem  größeren  Abschnitte  wird  der  Leser  mit  der  Theorie  und  Praxis 
der  Photometrie  bekannt  gemacht.  In  einem  weiteren  Abschnitte  wird  das 
Technische  und  für  die  Beleuchtungstechnik  Wichtigste  der  verschiedenen 
Bogenlampenarten  hervorgehoben.  Da  ist  die  Rede  von  gewöhnlichen 
Gleichstrom-  und  Wechselstromlanipen ,  von  Rcinkohlen-,  Flammen-,  In- 
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tensiv-,  Dauerbrand-,  Doppel-,  Ersatz-,  Magazin-  und  Drehstrom  -  Bogen- 
lampen. Auch  die  neueren  kleineren  Bogenlampen,  diese  Konkurrenten  der 
großen  Glühlampen,  mit  ihren  Phantasienamen,  wie  Gnom,  Reginula  usw., 
werden  besprochen.  Zu  vielen  in  der  Praxis  bekannteren  Lampen  und  zu 
den  verschiedensten  Kohlenstiftsorten  rinden  wir  die  diesen  eigentümlichen 
Lichtausstrahlungskurven  sowie  die  Beleuchtungskurven  für  Lichtpunkthöhen 
von  6,  8  und  10  m.  Alle  Kurven  sind  maßstäblich  aufgetragen,  so  daß 
aus  ihnen  im  Zusammenhange  mit  vielen  Ubersichten,  welche  die  mittlere 
hemisphärische  Lichtstärke,  die  Lichtausbeute  in  H.K./VVatt  usw.  erkennen 
lassen ,  die  für  das  Entwerfen  von  Bogenlichtanlagen  wichtigsten  Angaben 
entnommen  werden  können.  Wenn  der  Verfasser  sich  auch  besonders 
mit  den  Bogenlampen  beschäftigt  —  bilden  sie  doch  den  schwierigsten  und 
darum  für  den  Ingenieur  besonders  interessanten  Stoff  — ,  so  läßt  er  doch 
auch  den  Glühlampen  ihr  Recht  werden.  Besprochen  werden  u.  a.  die  Osmium-, 
Tantal-  und  Kolloidlampen.  (Die  nunmehr  schon  in  die  Praxis  eingeführten 
einwattigen  Lampen,  die  Osratn-  und  Zirkonlampen  haben  das  Buch  bereits 
überholt.)  Die  genannten  Lampen  werden  in  ihrem  Werdegänge  verfolgt 
und,  ähnlich  wie  die  Bogenlampen,  in  ihren  für  die  Beleuchtung  wichtigsten 
Eigenschaften  vorgeführt. 

Ein  besonderer  Abschnitt  gilt  den  theoretischen,  sphärischen  und  betriebs- 
mäßigen Wirkungsgraden  der  besprochenen  Lichtquellen.  Im  Anschlüsse 
hieran  vervollständigen  Angaben  über  Preise  der  Lampen  und  Kohlen. 
Lebensdauer  der  Lampen,  Abbrandgeschwindigkeit  der  Kohlenstifte,  Kosten 
für  Bedienung,  Sätze  für  Tilgung  und  Instandsetzung  der  Anlagen  die  wirt- 
schaftliche Seite  der  elektrischen  Beleuchtung.  Ein  Abschnitt,  der  noch 
einige  Gesichtspunkte  für  die  praktische  Beleuchtung  von  Straßen  und  ge- 
schlossenen Räumen  gibt,  beschließt  das  Buch. 

Wenn  das  Buch  auch  nicht  in  erster  Linie  für  den  Laien  geschrieben 
ist,  zumal  an  einzelnen  Stellen  zur  gründlicheren  Darstellung  auf  die 
höhere  Mathematik  zurückgegriffen  werden  mußte,  so  bietet  es  doch 
für  ihn  genug  des  Interessanten  und  gibt  insbesondere  dem,  der  sich  ohne 
beratenden  Ingenieur  über  gewisse  technische  Vorfragen  einer  elektrischen 
Beleuchtung  schlüssig  werden  muß,  viel  Stoff  über  die  verschiedenen  Aus- 
führungsmöglichkeiten und  die  für  die  Beurteilung  wichtigen  Punkte.  Das 
Werk  kann  jedem  mit  dem  Entwerfen  elektrischer  Beleuchtungen  beschäftigten 
Elektroingenieur  als  kurzgefaßtes,  übersichtliches  Handbuch  empfohlen 
werden.  Dem  Nichtfachmanne  wird  es  als  Quelle  reicher  und  anregender 
Belehrung  dienen  können. 


BERLIN.     GEDRUCKT  IN  DER  REIC I1SDRUCKERE1. 
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HERAUSGEGEBEN   IM   AUFTRAGE   DES    REICHS- POSTAMTS. 

Nr.  11.  BERLIN,  JUNI.  1907. 

INHALT:  Die  zweite  Beratung  des  Etats  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung 
für  das  Rechnungsjahr  1907  im  Reichstage,  S.  321.  —  Das  Erholungsheim  für 
deutsche  Lokomotivbeamte  in  Hannoversch  -  Münden,  S.  348.  —  Eisenbahn 
zwischen  Asien  und  Amerika,  S.  350. 

Kleine  Mitteilungen:  Verkehrswesen  in  Abessinien,  S.  352. 


Die  zweite  Beratung  des  Etats  der  Reichs -Post-  und 
Telegraphenverwaltung  für  das  Rechnungsjahr  1907 

im  Reichstage. 

Bei  der  ersten  Beratung  des  Reichshaushalts -Etats  für  1907  hatte  der 
Reichstag  zahlreiche  Titel  vom  Postetat  an  die  Kommission  für  den  Reichs- 
haushalts-Etat  verwiesen,  und  zwar  vom  ordentlichen  Etat  die  sämtlichen 
Einnahmetitel  und  die  Titel  17  bis  26.  29,  32  bis  35,  38d  und  56  der 
fortdauernden  Ausgaben  sowie  sämtliche  Titel  der  einmaligen  Ausgaben,  vom 
außerordentlichen  Etat  die  Einnahme  für  die  Überlassung  des  Miteigentums 
am  Kabel  Sylt-Arendal  an  Norwegen  und  die  Ausgaben  für  Fernsprech- 
zwecke. Die  zweite  Beratung  begann  am  27.  April  auf  Grund  münd- 
licher Berichte  dieser  Kommission.  Hierzu  lag  eine  Resolution  der  Kom- 
mission vor.  worin  beantragt  wurde,  »die  verbündeten  Regierungen  zu  er- 
suchen, bis  zur  dritten  Lesung  des  Reichshaushalts-Etats  ihr  Einvernehmen 
dahin  zu  erklären,  daß  an  Stelle  der  bisherigen  Gehaltssätze  in  Kapitel  85 
gesetzt  werde  bei  Titel  18  (für  Bureaubeamte  II.  Klasse).  22  (für  Ober- Post- 
assistenten usw.  und  Lagerverwalter)  und  23  (für  Vorsteher  von  Postämtern 
III.  Klasse)  1800  bis  3600  Mark,  bei  Titel  21  (für  Postsekretäre  und  Tele- 
graphensekretäre) 2000  bis  3800  Mark,  bei  Titel  19  und  25  (für  Unter- 
bcamte.  ausschließlich  solcher  in  gehobenen  Stellen)  1000  bis  1600  Mark 
und  bei  Titel  26  (für  L;nterbeamte  im  Landbestelldienst  usw.)  900  bis 
1  IOC)  Mark.« 

Weiter  standen  zur  Beratung  Anträge 

a)  der    Abgeordneten   Graf  v.  Hompesch    und    Genossen,  dahin 
gehend. 

1.  daß  die  Bearbeitung  der  Massenauflieferungen  von 
Drucksachen  bei  der  Post  an  den  Vorabenden  von  Sonn- 
und  Feiertagen  mit  dem  gewöhnlichen  Schalterschluß  endige 
und  bis  zum  nächsten  Werktage  ruhe; 
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2.  daß  die  Annahmeschalter  für  Paketauf lieferungen  an 
den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Feiertagen  früher  als 
bisher  geschlossen  werden; 

b)  derselben  Abgeordneten,  im  Interesse  der  ländlichen  Bevölke- 
rung eine  weitgehende  Erleichterung  der  Telephoneinrich- 
tung und  Telephon benutzung  in  den  kleinen  Ortschaften, 
eventuell  unter  gerechterer  Reparticrung  der  Kosten  zwi- 
schen Stadt  und  Land,  herbeizuführen; 

c)  der  Abgeordneten  Dr.  Ablaß  und  Genossen,  dahin  gehend,  daß 
der  im  Postbetriebsdienste  nach  8  Uhr  abends  und  an 
Sonn-  und  Festtagen  abzuleistende  Dienst  auf  die  Arbeits- 
zeit der  Post-  und  Telegraphenbeamten  sowie  Unter- 
beamten anderthalbfach  in  Anrechnung  gebracht  werde; 

d)  derselben  Abgeordneten,  darauf  gerichtet,  eine  Änderung  der 
Personalordnung  für  die  mittlere  Beamtenlaufbahn  bei 
der  Reichs -Post-  und  Telegraphenverwaltung  in  dem  Sinne  herbei- 
zuführen, daß  die  Sekretärstellen  in  Ober- Sekretärstellen ,  die  Stellen 
der  Ober- Assistenten ,  Assistenten  und  Postverwalter  in  Sekretär- 
steilen  umgewandelt  werden ,  und  daß  durch  Übertragung  minder 
wichtiger  Dienstgeschäfte  der  mittleren  Beamten  auf  eine  neu  zu 
schaffende  niedere  Bcamtenklasse  eine  Verringerung  der  mittleren 
Beamtenstellen,  zugleich  aber  eine  Verbesserung  der  Beförderungs- 
aussichten der  Unterbeamten  eintritt. 

Vier  weitere  Anträge  der  Abgeordneten  v.  Gersdorff  und  v.  Staudy, 
Freiherr  v.  Gamp- M assaunen  und  Genossen,  Ortel  und  Genossen  sowie 
Dr.  Pach nicke  und  Genossen  bezweckten  die  Bewilligung  von  Gehalts- 
zulagen an  die  in  den  Provinzen  Posen  und  Westpreußen  beschäftigten 
unteren  und  mittleren  Reichsbeamten,  sogenannten  Ostmarken  Zulagen. 

Die  Besprechung  wurde  eröffnet  mit  Titel  i  der  fortdauernden  Ausgaben, 
Gehalt  des  Staatssekretärs.  Der  Abgeordnete  Dr.  Dröscher  (K.), 
als  erster  Redner,  erörterte  eingehend  die  günstige  Entwicklung  der  Etats- 
verhältnisse der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung,  wobei  er  hervor- 
hob, daß  die  Einnahmen  stärker  wüchsen  als  die  Ausgaben,  daß  dieses 
günstige  Ergebnis  aber  keineswegs  durch  Mangelhaftigkeit  des  Betriebs 
oder  durch  zu  große  Sparsamkeit  an  den  Betriebsmitteln  erzielt  worden 
sei.  Eine  Herabsetzung  der  Porto-  und  Telcgrammgebührcn  wünsche  er 
zwar  nicht,  doch  empfehle  er  eine  Ermäßigung  der  Gebühren  für  die 
Fernsprechanschlüsse  auf  dem  Lande  und  eine  Verbilligung  des 
Wetternachrichtendienstes  sowie  eine  gleichmäßige  Festsetzung  der  Bestell- 
gebühren für  Orts-  und  Land  bezirke. 

Der  Redner  begrüßte  die  durch  die  Statistik  nachgewiesenen  weiteren 
Fortschritte  in  der  Verbesserung  der  Dienst-  und  Personalverhältnisse 
(Herabsetzung  des  Leistungsmaßes,  Erweiterung  der  Sonntagsruhe  usw.) 
und  stimmte  den  im  Etat  vorgesehenen  Stellenvermehrungen  und  Besol- 
dungsaufbesserungen zu,  bezeichnete  indes  einen  weiteren  und  schnelleren 
Fortschritt  auf  diesen  Gebieten  als  notwendig  und  trat  für  die  ent- 
sprechenden Anträge  Hompesch  und  Ablaß  sowie  für  die  Resolution  der 
Budgetkommission  ein.  Im  einzelnen  wünschte  er  eine  Besserstellung  der 
Postverwalter,  der  Telegraphenmechaniker,  der  weiblichen  Beamten  und 
der  Unterbcamten,  insbesondere  auch  der  Landbriefträger,  und  erklärte, 
seine  Partei  erwarte  auf  das  entschiedenste,  daß  bei  der  in  Aussicht  ge- 
stellten Besoldungsreform  die  höheren  Beamten  nicht  ausfallen;  einer  Vor- 
lage, die  diese  Beamten  ausschließe,  müsse  sie  ihre  Zustimmung  versagen. 


Digitized  by  Google 


Die  zweite  Beratung  d.  Etats  d.  Reichs-Post-  u.  Telegraphenverwaltung.  3.13 

• 

Der  im  zweiten  Antrag  Ablaß  angeregten  weitgreifenden  Personalreform 
wollte  der  Redner  nicht  ohne  weiteres  zustimmen,  hielt  vielmehr  zunächst 
eine  gründliche  Prüfung  in  der  Budgetkommission  für  notwendig. 

Der  Abgeordnete  Kacmpf  (Fr.  V'p.)  kam  auf  die  von  ihm  bereits  im 
vorigen  Jahre  angeregte  Herabsetzung  des  internationalen  Briefportos  zurück, 
von  der  er  eine  Vermehrung  des  Briefverkehrs  und  damit  eine  Förderung 
der  Beziehungen  zwischen  den  im  Auslände  lebenden  Deutschen  und  dem 
Vaterlande  sowie  eine  weitere  Ausgestaltung  der  deutschen  Handels- 
beziehungen zum  Ausland  erwartet.  Die  aus  einer  solchen  Portoermäßigung 
zunächst  entstehende  Verminderung  der  Einnahmen  werde  in  wenig  Jahren 
durch  die  Verkehrszunahme  ausgeglichen  werden.  Einstweilen  solle  durch 
Abschheßung  von  Sonderpostverträgen  mit  Nachbarstaaten,  wie  solche  bereits 
zwischen  Deutschland  und  Österreich- Ungarn  sowie  zwischen  Deutschland  und 
Luxemburg  bestehen,  die  allgemeine  Portoermäßigung  vorbereitet  werden. 

Im  übrigen  verbreitete  sich  der  Redner  über  die  Notwendigkeit  und  die 
Vorteile  einer  weiteren  Ausbildung  des  Scheckverkehrs  in  Deutschland.  Im 
großen  Verkehre  habe  das  Scheck-  und  Uberweisungssystem  auch  bei  uns 
durch  das  Girokontowesen,  das  von  der  Reichsbank  in  vorzüglicher  Weise 
ausgebildet  worden  sei.  eine  außerordentliche  Verbreitung  gefunden.  Für 
den  mittleren  und  kleinen  Verkehr  aber  fehle  es  gänzlich  an  einem  der- 
artigen Überweisungs-,  Abrechnungs-  oder  Scheckwesen,  und  es  müsse  die 
Aufgabe  des  Reichstags  sein,  diese  notwendige  Einrichtung  herbeizuführen. 
Die  Reichs -Postverwaltung  habe  bereits  im  Jahre  1900  den  Versuch  ge- 
macht, das  Postscheckwesen  einzuführen;  er  spreche  den  dringenden  Wunsch 
aus,  sie  möge  die  Frage  noch  einmal  in  Erwägung  ziehen.  Der  Staats- 
mann, dem  es  gelingen  werde,  in  dieser  Frage  die  fiskalischen  Rücksichten 
zurückzustellen  und  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund  zu 
rücken,  werde  unserer  gesamten  wirtschaftlichen  Entwicklung  einen  großen 
Dienst  geleistet  haben. 

Der  Staatssekretär  des  Rcichs-Postamts  erwiderte  darauf  fol- 
gendes : 

»Meine  Herren,  es  freut  mich,  von  dem  Herrn  Vorredner  gehört  zu 
haben,  daß  die  Stellung  der  linken  Parteien  betreffs  des  Postscheckwesens 
gegenwärtig  eine  andere  ist,  als  sie  vor  sieben  Jahren  war.  Als  mein  Herr 
Vorgänger  den  Antrag  stellte,  einem  Postscheckwesen  zuzustimmen,  bei  dem 
wir  als  Vorbild  die  Einrichtung  eines  Staates  genommen  hatten,  der  sich 
schon  länger  damit  beschäftigt  hatte,  Österreich- Ungarns,  stellte  der  hohe 
Reichstag  Bedingungen,  die  wir  nicht  erfüllen  konnten,  und  infolgedessen 
ist  der  Sache  bisher  kein  Fortgang  gegeben  worden. 

Ich  persönlich  bin  voll  davon  überzeugt,  welchen  großen  Vorteil  ein 
Postscheckwesen  der  Allgemeinheit  bringen  würde,  und  wir  haben  infolge- 
dessen weiter  verfolgt,  in  welcher  Weise  die  Einrichtung  eines  solchen 
Scheckwesens  Fortschritte  im  internationalen  Verkehre  gemacht  hat.  Den 
Herren  wird  bekannt  sein,  daß  nach  Österreich  die  Schweiz  das  Postscheck- 
wesen eingerichtet  hat,  und  daß  auch  dort  die  Sache  sich  in  sehr  gedeih- 
licher Weise  entwickelt,  und  zwar  an  der  Hand  von  Gebühren,  die  denen 
der  österreichischen  Einrichtung  ähnlich  sind.  Die  Schweiz  hat  das  genau 
verfolgt  und  ist  dabei  durchaus  nicht  geleitet  worden  von  fiskalischen  Ideen. 

Auch  wir  sind  gegenwärtig  damit  beschäftigt,  einen  Weg  zu  finden,  auf 
dem  wir  dem  hohen  Hause  nach  Zustimmung  der  verbündeten  Regierungen 
einen  neuen  Vorschlag  unterbreiten  können.  Mit  Rücksicht  hierauf  freut 
es  mich  zu  hören,  daß  die  Stellung  der  linken  Parteien  nicht  mehr  die  ab- 
weisende ist,  die  sie  vor  sieben  Jahren  hatten. 
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Im  übrigen  möchte  ich  auch  konstatieren,  daß  die  Stellung  der  Reichs- 
Postverwaltung,  was  den  internationalen  Verkehr  betrifft,  stets  konform  der 
gewesen  ist,  die  der  Herr  Vorredner  hier  gezeichnet  hat.  Wir  sind  stets 
davon  überzeugt  gewesen .  daß  eine  Ermäßigung  der  Gebühren  eine  Ver- 
mehrung der  Korrespondenz  und  einen  engeren,  innigeren  Verkehr  zwischen 
den  Völkern  herbeiführt,  und  daß  das  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete 
nutzreich  wirkt  und  auch  für  das  Nationalvermögen  sehr  ersprießlich  ist. 
Wenn  der  Herr  Vorredner  verfolgt  hat,  in  welcher  Weise  auch  auf  dem  letzten 
Kongresse  vorgegangen  worden  ist.  wird  er  sich  überzeugen,  daß  bereits  Vor- 
kehrungen getroffen  sind,  die  Transitgebühr  zu  ermäßigen  und  damit  eine 
weitere  Etappe  für  das  Vorgehen  in  dieser  Richtung  zu  erobern.  In  betreff 
der  Schlußfolgerungen  möchte  ich  nicht  so  weit  gehen,  wie  der  Herr  Vor- 
redner gegangen  ist.  nämlich  daß  aus  jeder  Ermäßigung  der  Gebühren  nur 
eine  geringe  Einbuße  erfolgt.  Er  hat  ganz  richtig  angeführt,  daß  die  Ein- 
führung des  Pennyportos  in  England  eine  gewaltige  Vermehrung  der 
Korrespondenz  herbeigeführt  hat.  Aber  ich  möchte  auch  daran  er- 
innern, daß  trotzdem  erst  nach  17  Jahren  die  Einnahmen  der  Postverwaltung 
die  Höhe  wieder  erreicht  haben,  die  sie  vor  der  Ermäßigung  gehabt  haben, 
und  dabei  ist  noch  in  Rücksicht  zu  ziehen,  daß  die  Ausgabe  gerade  infolge 
der  Vermehrung  der  Korrespondenz  so  gewachsen  ist.  daß  sie  auch  nach 
17  Jahren  durch  die  Mehreinnahme  noch  nicht  hat  erreicht  werden  können. 

Dann  möchte  ich  noch  eins  anführen  bezüglich  der  Vergleichung  der 
Gebühren  im  In-  und  Auslande.  Die  Pfennigrechnung  kann  ich  nicht  ganz 
für  richtig  halten,  man  kann  nicht  sagen:  England  erhebt  einen  Penny. 
also  nur  8  */2  Pfennig,  andere  Staaten  erheben  10  Centimes,  das  sind  so  und 
so  viel  Pfennig,  --  sondern  es  kommt  darauf  an:  welchen  Wert  hat  der 
Portosatz?  Und  da  bin  ich  der  Meinung,  daß  unsere  10  Pfennig  keinen 
anderen  Wert  haben  als  in  Prankreich  die  10  Centimes.  Wie  unsere  finan- 
ziellen Verhältnisse  einmal  liegen,  können  wir  uns  nicht  ohne  weiteres 
darauf  einlassen ,  immer  nur  Ermäßigungen  einzuführen :  die  verbündeten 
Regierungen  würden  dem  nie  zustimmen  können,  solange  uns  noch  an  allen 
Ecken  das  Geld  fehlt,  um  nötige  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Das  ist  doch 
immer  das  Entscheidende,  zuerst  muß  das  Geld  dafür  aufgebracht  werden. 

Ich  möchte  dann  noch  auf  verschiedene  andere  Ausführungen  eingehen, 
die  der  erste  Herr  Vorredner  gemacht  hat.  und  möchte  hervorheben,  daß 
wir  bestrebt  sind,  dem  Wunsche,  die  Fernsprechgebühren  auf  dem  platten 
Lande  zu  ermäßigen,  wie  ich  schon  in  der  Budgetkommission  ausgeführt 
habe,  nachzukommen,  und  zwar  dadurch,  daß  wir  möglichst  einen  anderen 
Tarif  finden,  durch  dessen  Aufstellung  unter  Berücksichtigung  der  Einzel- 
gebühren  es  möglich  ist.  Verbesserungen  und  Erleichterungen  für  das  platte 
Land  herbeizuführen. 

Was  den  Wetternachrichtendienst  anlangt,  so  ist  auch  jetzt  bereits  Ge- 
legenheit gegeben,  sich  Telegramme  zusprechen  zu  lassen,  weil  wir  über- 
zeugt sind,  daß  das  von  großem  Werte  ist.  und  zwar  gegen  eine  sehr 
mäßige  Gebühr  —  ich  glaube,  es  sind  2  Mark  pro  Monat. 

Auf  die  Wünsche,  die  auf  dem  Personalgebiet,  auf  Gehaltserhöhung  usw. 
geäußert  worden  sind,  möchte  ich  nicht  ausführlich  eingehen,  weil  das 
Sachen  sind,  die,  wie  schon  ausgeführt  worden  ist.  einer  allgemeinen  Rege- 
lung seitens  der  verbündeten  Regierungen  unterworfen  werden.  Ich  möchte 
nur  einzelne  Punkte  richtigstellen,  die  der  Herr  Vorredner  erwähnt  hat. 
Er  hat  bezüglich  der  Postdirektoren  gesagt,  daß  dieselben  erst  im  Alter 
von  58  Jahren  das  Maximalgehalt  erreichten.  Das  ist  unrichtig.  Nach 
unserer  Zusammenstellung  erreicht  der  Postdirektor  ungefähr  mit  50  Jahren 
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das  Maximum,  vorausgesetzt,  daß  er  zur  rechten  Zeit  das  höhere  Examen 
gemacht  hat,  also  ungefähr  9  Jahre  nach  dem  Eintritt  in  den  Dienst  Ich 
möchte  dabei  besonders  hervorheben,  daß  er  auf  diese  Weise  eigentlich 
früher  zum  Maximum  kommt,  als  man  bei  Aufstellung  des  Dicnstalters- 
stufensystems  angenommen  hat.  Damals  ging  man  allgemein  davon  aus, 
daß  das  Maximum  etwa  Mitte  der  Fünfziger  erreicht  werden  soll. 

Dann  sprach  auch  der  Herr  Vorredner  den  Wunsch  aus,  daß  den  Be- 
amten, die  das  höhere  Examen  gemacht  haben,  die  Anciennität  ungefähr 
ein  halbes  Jahr  oder  ein  Jahr  nach  dem  Examen  gewährt  werden  müsse, 
sie  also  nach  einer  bestimmten  Zeit  das  Recht  auf  Anstellung  haben. 
Diesem  Wunsche  kann  nicht  Folge  gegeben  werden,  weil  die  Übertragung 
von  Stellen  nur  nach  dem  Bedürfnis  erfolgen  kann.  Wenn  nun  das  Recht 
auf  Anstellung  nach  bestimmter  Zeit  gegeben  würde,  dann  müßte  man 
dieses  Recht  nicht  nur  dem  höheren,  sondern  auch  dem  Unterbeamten 
geben,  und  das  ist  unmöglich.  Unter  Umständen  könnte  übrigens  dieses 
Recht  auf  Anstellung  für  den  Betreffenden  schlecht  ausschlagen :  denn  bei 
guten  Aussichten  kann  jetzt  schon  wenige  Tage  nach  dem  Examen  eine 
Stelle  übertragen  werden,  was  dann  natürlich  nicht  geschehen  könnte.« 

Der  nächste  Redner.  Abgeordneter  Freiherr  v.  Gamp-  Massaunen  (Rp.). 
trat  den  Ausführungen  des  Abgeordneten  Kaempf  über  den  Postscheckver- 
kehr  in  allen  Punkten  bei  und  knüpfte  daran  den  weiteren  Wunsch,  daß 
die  verbündeten  Regierungen  auch  auf  den  früher  schon  eingebrachten  Ent- 
wurf eines  Postsparknsscngesetzes  zurückkommen  möchten.  In  weiten 
Kreisen  sei  die  Stimmung  jetzt  eine  andere  geworden;  es  sei  dringend  not- 
wendig, der  arbeitenden  Bevölkerung  das  Sparen  möglichst  zu  erleichtern. 
Die  jetzt  vorhandenen  öffentlichen  Sparkassen  würden  im  wesentlichen  von 
den  Mittelklassen  und  den  Industriearbeitern  benutzt,  während  sie  nach 
Einrichtungen  und  örtlicher  Lage  für  die  Benutzung  durch  die  kleinen 
Leute  auf  dem  Lande  und  in  den  kleinen  Städten  nicht  geeignet  seien, 
(ierade  hier  würde  die  Postsparkasse  helfen  können.  Dem  Vorschlage  des 
Abgeordneten  Kaempf.  die  Portosätze  im  internationalen  Verkehr  allgemein 
herabzusetzen,  widersprach  der  Redner,  empfahl  aber  den  Abschluß  von 
Sonderpostverträgen  mit  den  Nachbarstaaten.  Bei  Erörterung  der  Personal- 
verhältnisse bat  der  Redner  zugleich  namens  der  Konservativen  um  Be- 
willigung der  sogenannten  Ostmarkenzulagen  an  die  Reichsbeamten  und 
schloß  sich  dem  von  anderer  Seite  eingebrachten,  auf  Schaffung  einer  neuen, 
niederen  Beamtenklasse  bei  der  Reichs- Post-  und  Telegraphenvcrwaltung 
gerichteten  Antrag  an.  Um  Ersparnisse  zu  erzielen,  empfehle  es  sich,  der 
Frage  einer  Dezentralisierung  der  Verwaltung  näherzutreten,  und  u.  a.  auch 
einen  gewissen  Verkehrsluxus  zu  beseitigen,  wie  die  zwölfmalige  Brief- 
bestellung in  Berlin,  die  weit  über  das  Bedürfnis  hinausgehe.  Auch  auf 
eine  Vermehrung  der  Einnahmen  solle  Bedacht  genommen  werden:  wenn 
es  feststehe,  daß  die  Telegrapheneinnahmen  die  Kosten  des  Telegramm- 
verkehrs nicht  deckten,  so  würde  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  den 
Mindestsatz  für  Telegramme  von  50  auf  60  Pf.  zu  erhöhen. 

Hierauf  nahm  der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamts  das  Wort 
zu  folgenden  Ausführungen: 

»Meine  Herren,  was  die  sogenannten  Osttnarkenzulagen  anlangt,  von 
denen  der  Herr  Vorredner  soeben  auch  gesprochen  hat,  so  möchte  ich  mir 
gestatten,  daran  zu  erinnern,  daß  im  Jahre  1904  die  verbündeten  Regierungen 
durch  den  Reichshaushalts-Etat  eine  Summe  angefordert  hatten  von  im 
ganzen  etwas  über  800000  Mark  zu  solchen  Zulagen  für  die  mittleren  und 
unteren  Beamten  der  Reichs-Post-  und  der  Heeresverwaltung  in  den  öst- 
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liehen  Provinzen  Preußens,  in  Posen  und  den  gemischtsprachigen  Bezirken 
Westpreußens.  Diese  Zulagen  waren  im  Etat  für  1904  von  Seiten  der 
verbündeten  Regierungen  im  Anschluß  an  die  Regelung  der  Angelegenheit 
in  Preußen  als  widerruflich  gedacht.  Der  Reichstag  hat  damals  jener 
Forderung  keine  Folge  gegeben.  Dann  ist  im  Etat  für  1905  und  zwar 
allein  noch  für  den  Etat  der  Reichs-Postverwaltung  eine  Forderung  einge- 
bracht worden  von  im  ganzen  200000  Mark,  um  jenen  Beamtenkategorien, 
deren  ich  vorhin  gedachte,  wenigstens  Unterstützungen  gewähren  zu  können. 
Auch  diese  Forderung  hat  eine  Annahme  von  Seiten  des  hohen  Hauses 
nicht  gefunden.  Nun  sind  die  verbündeten  Regierungen  in  den  Jähren  1900 
und  1907  auf  jene  Forderungen  nicht  mehr  zurückgekommen.  Jetzt  sind 
aus  der  Mitte  des  hohen  Hauses  heraus  verschiedene  Anträge  gestellt 
worden,  welche  den  Gedanken  der  verbündeten  Regierungen  aus  dem  Jahre 
1904  wieder  aufnehmen,  allerdings  mit  der  Änderung,  daß,  wie  aus  dem 
Antrage  Dr.  Pachnickc  hervorgeht  und  ich  nehme  an,  daß  die  Mehrheit 
dieses  hohen  Hauses  die  Absteht  hat,  sich  auf  diesen  Antrag  zu  ver- 
ständigen — ,  diese  Zulagen  einen  unwiderruflichen  Charakter  erhalten 
sollen.  Ich  war  nun  bisher  noch  nicht  in  der  I-age,  Erörterungen  inner- 
halb der  verbündeten  Regierungen  zu  veranlassen,  welche  mich  in  den  Stand 
setzen  würden,  heute  eine  materielle  Erklärung  zu  den  vorliegenden  An- 
trägen abzugeben.  Ich  kann  das  umsoweniger,  als  gerade  der  Antrag,  auf 
den  es  mir  hauptsächlich  anzukommen  scheint,  und  der  sich  vermutlich  zu 
einer  Resolution  verdichten  dürfte,  erst  vor  wenigen  Minuten  gedruckt  in 
meine  Hände  gelangt  ist.  Ich  muß  mich  deshalb  heute  auf  die  Erklärung 
beschränken,  daß  ich  für  den  Fall,  als  die  Resolution  in  diesem  hohen 
Hause  Annahme  rinden  sollte,  den  verbündeten  Regierungen  ihre  Stellung- 
nahme bis  zur  dritten  Lesung  vorzubehalten  habe.« 

Der  Abgeordnete  Harne  eher  (Z.)  sprach  sich  gegen  eine  Herabsetzung 
der  Portosätze  aus,  da  im  Verkehrswesen  auf  den  Grundsatz  von  Leistung 
und  Gegenleistung  nicht  verzichtet  werden  könne,  wünschte  aber  eine  neue 
Festsetzung  des  Briefposttarifs  auf  der  Grundlage,  daß  die  Unterscheidung 
zwischen  »Briefen«,  »Drucksachen«,  »Geschäftspapieren«  wegfällt,  und  für 
den  Tarif  nur  zwischen  »eiligen«  und  »nicht  eiligen«  Sendungen  unter- 
schieden wird  unter  Berücksichtigung  der  Gewichts-  und  Größenverhält- 
nisse. Er  befürwortete  eine  ausgedehntere  Verwendung  von  Briefmarken- 
automaten und  erörterte  die  Wünsche  der  Bahnhofsbuchhändler  hinsichtlich 
der  Aushändigung  der  eingehenden  Zeitungssendungen  an  den  Eisenbahn- 
zügen ;  ferner  empfahl  er  die  Annahme  der  Zentrumsanträge,  betreffend  die 
Bearbeitung  der  Massenauflieferungen  und  einen  frühzeitigeren  Schluß  der 
Paketannahme  an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Feiertagen  sowie  eine 
Erleichterung  bei  der  Benutzung  der  Fernsprecheinrichtungen  in  den  kleinen 
Ortschaften,  und  ging  dann  in  längeren  Ausführungen  auf  die  Personal- 
verhältnissc  ein,  wobei  er  u.  a.  für  die  Anträge  Ablaß  und  Genossen,  be- 
treffend die  Anrechnung  der  Arbeitszeit  an  Sonn-  und  Feiertagen  usw.,  so- 
wie eine  Änderung  der  Personalordnung  für  die  mittlere  Beamtenlaufbahn 
bei  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung,  eintrat.  Zum  Schlüsse 
führte  der  Redner  Klage  über  angeblich  versuchte  politische  Beeinflussung 
von  Beamten,  und  erörterte  die  zu  häufige  Anwendung  von  Geldstrafen  so- 
wie die  Forderung  eines  unbeschränkten  Vereinigungsrechts  für  die  Beamten. 

Vom  nächsten  Redner,  Abgeordneten  Duffner  (Z.),  wurde  nochmals  der 
Antrag,  betreffend  die  Fernsprecheinrichtungen  in  den  kleinen  Ortschaften, 
eingehend  befürwortet.  Das  beste  Mittel,  die  angestrebte  gerechte  Ver- 
teilung der  Kosten  zwischen  Stadt  und  Land  zu  erreichen,  biete  sich  in  der 
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Einführung  von  Gesprächszählern.  Die  jetzige  Gebührenberechnung  für  den 
Fernsprechverkehr  passe  gar  nicht  in  das  System  der  Posttarife;  so,  wie 
man  für  jeden  Brief,  für  jede  Postkarte,  jedes  Paket  eine  Einzelgebühr 
zahle,  sollte  dies  auch  beim  Fernsprecher  für  jedes  Gespräch  stattfinden. 
Die  Gesprächsgebühren  würden  im  einzelnen  billiger  werden,  und  im  ganzen 
würde  sich  eine  Mehreinnahme  ergeben.  Der  Redner  brachte  dann  noch 
eine  Reihe  von  Wünschen  auf  Besoldungsverbesserungcn  vor;  insbesondere 
trat  er  für  die  weiblichen  Beamten,  die  Beamten  in  den  Schutzgebieten,  für 
die  Posthilfstelleninhaber  und  die  Postagenten  ein.  Lebhaft  befürwortete 
er  dann  die  Berücksichtigung  der  von  Blindenlehrern  ausgehenden  Bitte  um 
Einführung  eines  Ausnahmetärifs  für  Sendungen  mit  Büchern  in  erhabener 
Blindenschrift.  Der  Wunsch  geht  dahin,  daß  für  solche  Sendungen  bis  zum 
Gewichte  von  5  kg,  wenn  sie  nach  den  Vorschriften  für  Drucksachen  ver- 
packt sind,  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  nur  eine  Gebühr  von  10  Pf. 
erhoben  werde.  Sodann  kam  der  Redner  auf  die  bereits  im  Vorjahre  von 
ihm  erhobenen  Beschwerden  zurück,  daß  die  Reichs-Postverwaltung  bei  der 
Besetzung  der  höheren  Stellen  im  Großherzogtume  Baden  den  Postbeamten 
badischer  Staatsangehörigkeit  nicht  die  ihnen  nach  den  Verträgen  zu- 
kommende besondere  Berücksichtigung  zu  teil  werden  lasse  und  bei  der 
Verdingung  von  Lieferungen  und  Leistungen  die  badische  Industrie  nicht 
ausreichend  berücksichtige. 

Am  29.  April  nahm  zuerst  der  Abgeordnete  Beck  (Heidelberg)  (Nl.) 
das  Wort.  Er  unterstützte  die  in  der  vorhergehenden  Sitzung  vom  Ab- 
geordneten Duffner  erhobenen  Klagen  über  Besetzung  von  Stellen  in  Baden 
mit  Postbeamten  nichtbadischer  Staatsangehörigkeit  und  schloß  sich  der 
von  diesem  vertretenen  Auffassung  an,  daß  die  1  Landsmannschaft  den  Vor- 
zug verdiene,  sofern  sie  sich  auch  qualifiziert  erweise:  er  habe  das  Zutrauen 
zu  den  badischen  Landeskindern,  daß  sich  auch  Qualifizierte  darunter  finden 
würden,  wenn  die  Reichs-Postverwaltung  sie  finden  wolle.  Im  weiteren 
sprach  Redner  der  Reichs-Postverwaltung  seine  Anerkennung  aus,  daß  sie 
dem  wachsenden  Verkehr  und  seinen  Anforderungen  gerecht  geworden  sei. 
Wenn  auch  zu  wünschen  bleibe,  daß  da  und  dort  noch  etwas  rascher  vor- 
gegangen werde  bei  der  Errichtung  neuer  und  bei  der  Umwandlung  be- 
stehender Postanstalten  in  solche  einer  höheren  Klasse,  so  müsse  man  doch 
feststellen,  daß  es  vorwärts  gehe,  und  daß  vielfache  Verbesserungen  im 
Betriebe  getroffen  worden  seien.  Den  vorliegenden  Anträgen  aus  dem 
Hause  stimme  er  zu,  nur  hinsichtlich  der  vorgeschlagenen  Beschränkung 
des  Dienstes  an  den  Vorabenden  der  Sonn-  und  Feiertage  habe  er  gewisse 
Bedenken;  man  dürfe  da  nicht  mit  rauher  Hand  in  die  bestehenden  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  eingreifen,  die  schematische  Durchführung  der 
Sonntagsruhe  dürfe  nicht  zu  einer  Unterbindung  des  Verkehrs  werden.  Die 
Verwaltung  möge  daher  auf  diesem  Gebiete,  wie  sie  das  bisher  schon  getan 
habe,  mit  Vorsicht  vorgehen. 

Bei  Besprechung  der  Besoldungsverhältnisse  und  der  darauf  bezüglichen 
Wünsche  betonte  der  Redner,  daß  die  geplante  Aufbesserung  nicht  halt- 
machen dürfe  bei  den  Unterbeamten  und  den  mittleren  Beamten,  sondern 
sich  auch  auf  die  höheren  Beamten  erstrecken  müsse.  Seine  Partei  wünsche 
eine  alle  Beamtenklassen  umfassende  und  die  vorhandenen  Bedürfnisse 
tunlichst  befriedigende  Aufbesserung;  sie  mache  sich  aber  auch  die  Wir- 
kung auf  die  finanziellen  Verhältnisse  des  Reichs  vollständig  klar  und  sei 
bereit,  bei  deren  Regelung  mitzuwirken. 
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Hinsichtlich  der  Beamtenverbände  führte  Redner  aus.  es  sei  nicht 
zu  verkennen,  daß  in  der  Bildung  solcher  Verbände  eine  gewisse  Gefahr 
liege,  indes  werde  diese  Gefahr  abgewendet,  wenn  die  Regierung  den  Ver- 
bänden mit  einigem  Vertrauen  entgegentrete  und  sich  die  Mühe  nehme, 
die  sich  zeigenden  Wünsche  und  Bedürfnisse  zu  prüfen.  Von  besonderen 
Ausschüssen  für  die  einzelnen  Beamtenklassen  halte  er  persönlich  nicht 
viel ;  derartige  Ausschüsse  könnten  unter  Umständen  zum  geraden  Gegen- 
teil dessen  werden,  was  sie  sein  sollten.  Dagegen  legten  seine  Freunde 
und  er  den  größten  Wert  darauf,  daß  den  Beamten  das  Petitionsrecht 
in  keiner  Weise  eingeschränkt  werde.  Den  Beamten  müsse  überlassen 
werden,  mit  den  einzelnen  Abgeordneten  in  Benehmen  zu  treten,  und 
zwar  auch  in  solchen  persönlichen  Angelegenheiten,  die  dem  Dienstver- 
hältnis entsprungen  seien.  Als  obersten  Grundsatz  müßten  aber  die  Abge- 
ordneten bei  ihrer  Stellung  zu  der  ganzen  Frage  im  Auge  behalten,  daß 
die  Disziplin  nicht  geschwächt  und  nicht  geschädigt  werden  dürfe. 

Die  in  der  Resolution  Ablaß  und  Genossen  zum  Ausdrucke  gebrachten 
Wünsche  nach  einer  anderweitigen  Regelung  der  Personalordnung  für  die 
mittleren  Beamten  müßten,  so  führte  Redner  weiter  aus,  da  ihre  Tragweite 
weder  nach  der  Richtung  der  Beatntenorganisation  noch  nach  ihrer 
finanziellen  Wirkung  übersehen  werden  könne,  zunächst  einer  gründlichen 
Prüfung  im  Sinne  einer  Vereinfachung  und  Zusammenlegung  der  Beamten- 
klassen unterzogen  werden,  und  in  diesem  Sinne  seien  seine  Freunde  bereit, 
für  die  Resolution  zu  stimmen. 

Für  den  Fernsprechverkehr  wünschte  Redner  einen  weiteren  Ausbau 
des  allgemeinen  Fernsprechnetzes  durch  Herstellung  neuer  Linien ;  er  er- 
innerte dabei  an  die  in  Aussicht  gestellte  neue  Linie  Hamburg- Mannheim. 

Der  folgende  Redner,  Abgeordneter  Singer  (Sz.).  wandte  sich  zunächst 
gegen  die  im  vorigen  Jahre  erfolgte  Erhöhung  der  Ortsgebühren  für  Post- 
karten und  Drucksachen,  deren  Wirkung  er  als  einen  Mißerfolg  bezeichnete. 
Im  Hinblick  auf  die  Zusicherung,  die  der  frühere  Leiter  der  Reichs-Post- 
Verwaltung  gelegentlich  der  Aufhebung  der  Privatposten  gegeben  habe, 
müsse  er  offen  aussprechen,  jene  Erhöhung  sei  eine  Maßregel  gewesen,  die 
gegen  Treu  und  Glauben  verstoßen  habe.  Die  Herren,  die  immer  von  der 
Bevorzugung  der  großen  Städte  sprächen,  sollten  doch  nicht  vergessen,  daß 
die  Reichs- Post  Verwaltung  von  den  großen  Städten  lebe,  daß  ihre  Uber- 
schüsse nur  in  den  Mittelpunkten  der  Industrie,  des  Handels  und  des  Ver- 
kehrs zu  erzielen  seien. 

Den  vorliegenden  Zentrumsanträgen  wegen  Ausdehnung  der  Sonntags- 
ruhe usw.  stimmte  Redner  zu,  ebenso  den  Resolutionen  Ablaß  und  Ge- 
nossen; der  zweiten,  auf  eine  Änderung  der  Beamtenorganisation  gerichteten 
aber  nur  mit  der  Bedingung  einer  Beseitigung  der  gehobenen  Untcrbeamten- 
stellen.  Die  Anträge  auf  Bewilligung  von  Ostmarkenzulagen  wurden  vom 
Redner  bekämpft  mit  der  Begründung,  daß  diese  Zulagen  zu  politischen 
Zwecken  gemißbraucht  würden.  Von  der  Resolution  der  Budgetkommission, 
betreffend  die  Einstellung  von  Bcsoldungserhöhungen  in  den  Etat  für  1907. 
könne  er  sich  keinen  Erfolg  versprechen,  werde  es  doch  sogar  immer 
zweifelhafter,  ob  der  von  der  Regierung  zugesagte  Ergänzungsetat  über 
die  Teuerungszulagen  noch  vor  Pfingsten  an  den  Reichstag  kommen  werde. 

Nach  einer  Reihe  von  Klagen  über  zu  hohes  Leistungsmaß,  zu  geringe 
Sonntagsruhe,  Unzulänglichkeit  der  Tagegelder  für  Postboten  und  der 
Löhne  für  die  Telegraphenarbeiter,  ferner  über  zu  häufige  Anwendung  und 
zu  große  Höhe  der  Geldstrafen  usw.  kam  der  Redner  wieder  auf  die  un- 
zulässige  politische   Beeinflussung  der   Beamten   zu   sprechen  und  suchte 
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nachzuweisen,  daß  auch  die  Reichs-Postverwaltung  gegen  j)olitische  Parteien 
nicht  unparteiisch  verfahre.  Für  den  im  vorigen  Jahre  in  Mannheim  ab- 
gehaltenen sozialdemokratischen  Parteitag  habe  auf  Wunsch  der  Partei- 
genossen die  Ober-Postdirektion  in  Karlsruhe  die  Herstellung  besonderer 
Post-  und  Telegrapheneinrichtungen  in  Aussicht  gestellt,  sei  aber  wenige 
Tage  vor  Zusammentritt  des  Parteitags  —  anscheinend  auf  eine  Weisung 
des  Reichs-Postamts  -  von  ihrer  Zusage  wieder  zurückgetreten.  Die 
Reichs-Postverwaltung  habe  also  der  sozialdemokratischen  Partei  eine  Ein- 
richtung versagt,  die  sie  allen  anderen  Parteien  herstelle. 

Hieraufgab  der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamts  nachstehende 
Erklärung  ab: 

»Meine  Herren,  wie  mir  soeben  mitgeteilt  worden  ist,  hat  der  Herr 
Vorredner  im  Verlaufe  seiner  Rede  unter  anderem  auch  dem  Zweifel  Aus- 
druck gegeben,  ob  die  Etatsergänzung  wegen  der  gewissen  Beamtenkate- 
gorien zu  gewährenden  einmaligen  Beihilfen  auf  1907  im  Betrage  von 
100  Mark  und  von  150  Mark  nicht  etwa  ins  Stocken  geraten  sein  möchte. 
Ich  kann  demgegenüber  zur  Beruhigung  sowohl  dieses  hohen  Hauses  als 
auch  der  zahlreichen  Beteiligten  außerhalb  desselben  hiermit  nur  konsta- 
tieren, daß  die  Zweifel,  die  der  Herr  Abgeordnete  Singer  geäußert  hat,  und 
seine  Vermutungen  vollständig  unbegründet  sind. 

(Sehr  gut!) 

Die  Vorlage  wegen  einer  Etatsergänzung  bezüglich  jener  einmaligen  Bei- 
hilfen ist  so  weit  gereift,  daß  sie  schon  in  den  nächsten  Tagen  an  den 
Bundesrat  gelangen  kann 

(Bravo!), 

und  ich  habe  allen  Grund  zu  der  Annahme,  daß  der  Bundesrat  dieser  Vor- 
lage auch  seine  Zustimmung  erteilen  werde. 

(Bravo!) 

Ich  kann  hiernach  zugleich  in  Aussicht  stellen,  daß  die  fragliche  Er- 
gänzungsvorlage in  der  kürzesten  Zeit  auch  diesem  hohen  Hause  zugehen 
wird.« 

1  Bravo') 

Der  Staatssekretär  des- Reichs- Postamts  erwiderte  dem  Abgeord- 
neten Singer  folgendes: 

»Meine  Herren,  wenn  der  Herr  Vorredner  auch  noch  so  laut  hier  an- 
geführt hat,  daß  seitens  der  Reichs-Postverwaltung  eine  politische  Ein- 
wirkung auf  das  Personal  ausgeübt  würde,  so  ist  das  falsch;  ich  protestiere 
dagegen. 

Im  weiteren  protestiere  ich  auch  dagegen,  als  ob  die  Reichs-Postver- 
waltung bei  Einrichtung  von  Postanstalten  irgendwie  mit  ungleichem  Maße 
messe.  Die  Reichs-Postverwaltung  und  ich  persönlich  sind  vollständig  davon 
überzeugt,  daß  die  Verwaltung  dazu  da  ist,  um  dem  Verkehrsbedürfnisse  zu 
genügen ;  überall  da  werden  Verkehrsanstalten  eingerichtet,  wo  ein  solches 
Bedürfnis  vorhanden  ist.  Nun  kommt  es  ja  häufig  vor,  daß  in  Orten  große 
Versammlungen  stattfinden,  wo  viele  tausend  Menschen  zusammenströmen, 
und  da  tritt  bei  uns  die  Erwägung  ein:  ist  es  notwendig,  noch  besondere 
Vorkehrungen  zu  treffen,  weil  sonst  die  Einwohner  in  der  Befriedigung 
ihres  Verkehrsbedürfnisses  geschädigt  werden?  Treten  solche  Anforderungen 
vom  Publikum  an  uns  heran,  so  werden  sie  geprüft.  Auch  in  Mannheim 
sind  die  Vertreter  des  Kongresses  zu  dem  Postvorsteher  gekommen  und 
haben  ihn  um  Einrichtung  einer  Postanstalt  gebeten.  Da  ist  gefragt  worden: 
wieviel  Personen  kommen  hier  zusammen?    Die  Antwort  war:  ungefähr 
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400  bis  500  Personen.    Darauf  ist  gesagt  worden:  ein  Bedürfnis  für  diese 
wenigen  Tage  —  ich  glaube,  es  handelte  sich  um  zwei  bis  drei  Tage 
(Widerspruch  und  Lachen  bei  den  Sozialdemokraten; 
Zuruf:  8  Tage!)  — , 
eine  Postanstalt  einzurichten,   liegt  nicht  vor.     Der  Herr  Vertreter  der 
Sozialdemokratie  hat  dann  gebeten,  daß  eine  Postanstalt  eingerichtet  werde, 
und  die  Behörde  hat  in  Aussicht  gestellt,  eine  solche  einzurichten  in  dem 
Kongreßlokal  in  einem  anschließenden  Räume.    Als  wir  davon  hörten,  habe 
ich  Bericht  eingefordert,  und  dieser  lautete  dahin:  ein  Bedürfnis  liege  nicht 
vor,  aber  man  habe  die  Bitte  ausgesprochen.    Da  trat  für  mich   die  Er- 
wägung ein:  soll  ich  für  diese  Zeit  Beamte  in  diesen  Raum  setzen?  Das 
habe  ich  verneint,  und  ich  trete  voll  dafür  ein. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Ich  will  auch  ganz  offen  sagen,  weshalb.    Weil  es  die  sozialdemokratische 
Partei  ist?    Nein.    Meine  Herren,   Sie  wissen  sehr  wohl,   und  in  Ihren 
Zeitungen   ist  das  ja  auch  zu  lesen  gewesen,  welch  böser  Ton  immer  ge- 
herrscht hat,  und  wie  Sie  alles,  was  uns  anderen  heilig  ist,  herunterziehen. 

(Große  Heiterkeit  bei  den  Sozialdemokraten.) 
Nun  muten  Sie  mir  zu.  ich  solle  die  Postbeamten  zwingen,  das  alles  mit 
anzuhören,  wenn  Sie  aus  dem  Sitzungssaal  in  den  Postraum  treten.  Das 
tue  ich  nicht. 

(Bravo!  rechts.  —  Lachen  bei  den  Sozialdemokraten.) 
Wenn  ein  Bedürfnis  vorhanden  gewesen  wäre,  so  wäre  für  mich  nur  in 
Frage  gekommen,  ob  ich  zur  Befriedigung  des  Verkehrs  etwa  in  der  Nähe 
eine  Postanstalt  einrichten  sollte,  wo  wir  Herr  sind,  nicht  wo  Sie  Herr 
sind;  denn  da  habe  ich  zu  befehlen,  wenn  etwas  vorkommt,  und  kann  da- 
gegen einschreiten.  Aber  wenn  wir  Gäste  in  Ihrem  Lokale  sind,  dann  kann 
ich  das  nicht  tun.    Dem  setze  ich  die  Beamten  nicht  aus. 

(Lachen  bei  den  Sozialdemokraten.) 
Ich  will  aber  konstatieren,  daß  Ihre  Verkehrsinteressen  nicht  geschädigt 
worden  sind;  denn  die  Schalter  im  Postamt  in  Mannheim  sind  reichlich 
besetzt  worden,  und  keiner  hat  klagen  können,  daß  sich  der  Dienst  nicht 
gut  und  schnell  abgewickelt  hat.  Also  die  Verweigerung  liegt  lediglich  in 
den  Erfahrungen,  die  auf  Ihren  Parteitagen  gemacht  worden  sind. 

(Lachen  bei  den  Sozialdemokraten.) 
Im  weiteren  hat  dann  der  Herr  Abgeordnete  auch  zum  Ausdrucke  ge- 
bracht ,  daß  ich  meine  Ansicht  betreffs  des  Rechtes  der  Beamten  geändert 
habe.  Vielleicht  hat  er  nicht  ganz  unrecht.  Es  ist  auch  von  anderer  Seite 
hier  ausgeführt  worden,  daß  die  Beamten  das  freie  Recht  hätten,  Vereine 
und  Verbände  zu  bilden.  Die  Regierung  hat  immer  auf  dem  Standpunkte 
gestanden,  daß  das  Recht  der  Beamten  durch  Rücksicht  auf  ihre  Dienst- 
pflichten beschränkt  ist.  Also  von  einem  gesetzwidrigen  Vorgehen  kann 
nicht  die  Rede  sein.  Die  Behörde  muß  sich  vorbehalten,  in  jedem  einzelnen 
Falle  zu  prüfen,  ob  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Vereine  mit  der  Beamten- 
pflicht sich  verträgt.  Sie  sagen  immer:  in  solchen  Vereinen  geschehe  ja 
nichts  Schlimmes.  Ich  habe  Ihnen  aber  bereits  Fälle  angeführt,  die  ab- 
schreckend wirken.  Ich  kann  Ihnen  weiter  mitteilen,  daß  in  neuerer  Zeit 
bei  einem  großen  Postverbande  Dinge  vorgekommen  sind ,  die  die  Behörde 
nicht  dulden  kann,  indem  sich  ein  solcher  Verband  als  eine  Art  Neben- 
regierung ausbildete. 

(Zurufe  und  Lachen  bei  den  Sozialdemokraten.) 
—  Lachen  Sie  nur,  das  ändert  nichts  an  meiner  Auffassung!  —  Die  »Deutsche 
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Postzeitung«  bringt  in  einer  ihrer  neuesten  Nummern  folgende  nette  Blüte, 

die  aus  einer  anderen  Zeitung  abgedruckt  ist: 

Wenn  nun  auch  das  Ergebnis  der  Wahlen  für  die  Postbeamtenschaft 
keinen  durchschlagenden  Erfolg  gebracht  hat,  so  ist  infolge  der 
Wahl  eines  ihrer  Kandidaten,  des  Postsekretärs  Hamccher  in  Köln- 
Land  (Zentrum),  wenigstens  die  Hoffnung  in  die  Gemüter  eingezogen, 
daß  der  von  seiten  der  Postverwaltung  hin  und  wieder  gegenüber 
beamtenfreundlichen,  aber  nicht  genügend  tief  eingeweihten  Ab- 
geordneten angewendeten  Tatsachen  Verschleierung  künftig  die  Spitze 
genommen,  und  damit  das  klärende  »Stirn  gegen  Stirn«  gewonnen 
werde. 

Ja,  meine  Herren,  welcher  Partei  Sie  auch  angehören  mögen,  da  müssen 
Sie  doch  zugeben,  daß,  wenn  eine  Beamtenzeitung,  die  hauptsächlich  von 
Postbeamten  gelesen  wird,  so  etwas  nachdruckt,  wo  ihrer  Verwaltung  vor- 
geworfen wird,  daß  sie  Tatsachen  verschleiere,  es  dafür  keine  Entschuldigung 
gibt.  Wenn  ein  solcher  Verband  das  für  eine  geeignete  Kost  hält  für  die 
Verbandsmitglieder,  so  muß  ja  dadurch  das  Vertrauen  und  die  Achtung 
untergraben  werden. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 

Ich  erkläre  ganz  offen:  solchem  Vorgehen  gegenüber  werde  ich  immer  ein- 
schreiten 

(Bravo!  rechts.) 

und  werde  mich  durch  nichts  zurückhalten  lassen. 

Sie  dürfen  überzeugt  sein,  daß  ich  für  das  mir  nachgeordnete  Personal 
in  jeder  Beziehung  eintrete,  und  daß  ich  nicht  derartig  an  meiner  Stellung 
hänge,  daß  irgendwelche  Schwierigkeiten  mich  abhalten  würden,  offen  und 
frei  meine  Meinung  auszusprechen,  und  daß  ich  auch  in  diesem  hohen 
Hause  nicht  davor  zurückschrecke,  die  Dinge  so  zu  sagen ,  wie  sie  liegen. 
Aber  das  kann  der  Chef  einer  Verwaltung  sich  nicht  gefallen  lassen,  daß 
ein  Blatt,  welches  von  einem  solchen  Verbände  herausgegeben  wird,  sich 
nicht  scheut,  eine  derartige  grobe  Beleidigung  der  Verwaltung  den  Beamten 
vorzusetzen.  Dies  tut  ein  Blatt  und  ein  Verband,  der  für  sich  in  Anspruch 
nimmt,  daß  die  Verbandsmitglieder  nie  andere  Beschwerden  zum  Ausdrucke 
bringen  dürfen  als  die,  welche  der  Verband  vertritt.  Ich  habe  hier  ein 
Schreiben  vom  12.  April  1907,  ausgehend  von  dem  Verbände  der  deutschen 
Post-  und  Telcgraphenassistenten,  gerichtet  an  Postverwalter,  also  Kollegen. 
Ich  möchte  erwähnen,  in  dem  Verbände  sind  Postsekretäre,  Postassistenten, 
Postverwalter.  Unter  den  Postverwaltern  befinden  sich  viele,  die  auch  für 
sich  eine  Vereinigung  gründen  wollen ,  die  das  Verbrechen  begehen ,  um 
eine  Audienz  bei  ihrem  Chef  zu  bitten  und  diesem  ihre  Wünsche  vorzu- 
tragen, die  sich  von  denen  der  großen  Menge  der  Postassistenten  unter- 
scheiden.   Infolgedessen  ergeht  an  die  Herren  der  Ukas: 

Es  wird  Ihnen  nicht  unbekannt  sein,  daß  sich  in  den  verschiedenen 
Über  -  Postdirektionsbezirken  Postverwaltervereinigungen  gebildet 
haben,  die  unter  der  Leitung  einer  Postverwalterzentrale  ihr  Streben 
darauf  gerichtet  haben,  aus  der  Besoldungsklasse  der  Postassistenten 
herausgehoben  zu  werden,  d.  h.  abgesehen  von  der  auch  von  uns 
vertretenen  Forderung  angemessener  Stellenzulagen  in  angebrachten 
Fällen  eine  Besoldung  zu  erhalten,  die  über  diejenige  der  Assistenten 
hinausgeht.  Wenn  derartige  Bestrebungen  aus  nahe  liegenden  Gründen 
auch  keine  Aussicht  auf  Verwirklichung  haben,  so  wird  es  doch 
zahlreiche  Postverwalter  geben,  die  nach  der  bekannten  Tatsache, 
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daß  die  Menschen  im  allgemeinen  geneigt  sind,  gern  das  zu  glauben, 
was.  sie  sich  wünschen,  mit  Sicherheit  auf  die  Erfüllung  dieser 
Bestrebung  rechnen  und  dadurch  abgehalten  werden ,  dem  Ver- 
bände, der  gegen  eine  ungerechtfertigte  Bevorzugung  der  Postver- 
walter selbstverständlich  Stellung  nehmen  müßte,  beizutreten.  Be- 
deutet diese  Folge  des  Wirkens  der  Postverwalterzentrale  schon 
einen  Eingriff  in  unsere  Ausdehnungsberechtigung  und  infolgedessen 
eine  Schädigung  des  Verbandes,  so  nimmt  die  Frage  der  Schädigung 
des  Verbandes  noch  ernstere  Folgen  an,  wenn  man  die  Rückwir- 
kung in  Betracht  zieht,  die  das  Bestehen  der  unter  der  Leitung 
der  Postverwalterzentrale  zusammengefaßten  Postverwaltervereini- 
gungen noch  in  anderer  Beziehung  auf  unsere  Organisation  haben  muß. 

(Hört!  hört!  rechts.) 
So  geht  das  nun  weiter.    Ja,  meine  Herren,  das  muß  doch  jedem  die 
Augen  darüber  öffnen,  daß  es  sich  hier  nicht  um  wahrhafte  und  berechtigte 
Vertretung  von  Wünschen,  sondern  um  Macht  handelt! 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Eine   andere    Erklärung  dafür   ist  gar  nicht   möglich.    Also   weil  Post- 
verwalter um  Audienz  bei  ihrem  obersten  Chef  bitten  und  besondere  Wünsche 
haben,  wird  ihnen  das  vorgehalten. 

In  gleicher  Weise  werden  die  Postsekretäre  behandelt.  Da  bitten  einige 
Postsekretäre,  die  befürchten,  daß  die  Agitation  im  Verbände  wegen  Änderung 
der  bestehenden  Organisation  ihnen  schädlich  sein  könnte,  auch  um  eine 
Audienz  bei  ihrem  Chef.  —  Ich  höre  selbstverständlich  alle  an,  die  zu  mir 
kommen.  Dafür  unterliegen  sie  denselben  gehässigen  Bemerkungen  und 
Vorwürfen,  weil  sie  sich  unterstanden  haben,  in  irgend  einer  Richtung  andere 
Interessen  zu  haben,  als  der  Verband  ihnen  gestattet. 

Meine  Herren,  da  kann  man  sich  doch  wirklich  nicht  wundern,  wenn 
sich  eine  gewisse  Unzufriedenheit  herausbildet.  Es  ist  ja  sehr  erklärlich  in 
diesen  Zeiten,  daß  die  Beamten  sich  mehr  Gehalt  wünschen,  und  ich  be- 
dauere es,  daß  unsere  Finanzlage  es  bisher  nicht  gestattet  hat.  darin  weiter 
und  schneller  vorzugehen.  Für  berechtigte  Wünsche  habe  ich  volles  Ver- 
ständnis; aber  wenn  ein  Verein  Machtinteressen  der  Verwaltung  gegenüber 
geltend  macht  und  die  Beamten  beeinflußt,  das  kann  nicht  gut  ausschlagen, 
und  das  müssen  Sie  auch  in  Betracht  ziehen  bei  der  Beurteilung  des  Um- 
standes,  daß  eine  gewisse  Unruhe  und  eine  gewisse  Unzufriedenheit  Platz 
gegriffen  hat.  Wenn  den  Beamten  derartiges  gepredigt  und  ihnen  häufig 
solche  Kost  vorgesetzt  wird,  so  ist  es  ausgeschlossen,  daß  Ruhe  und  Zu- 
friedenheit eintreten  können. 

Ich  kann  hier  nur  wiederholen,  daß  ich  bei  solchen  Vorgängen  dem  Vor- 
stande des  Verbandes  ernste  Warnungen  erteilen  werde,  wie  ich  dies  früher 
auch  schon  hier  erklärt  habe,  und  daß  ich.  wenn  sich  das  nicht  ändert,  noch 
mit  anderen  Mitteln  einschreiten  werde. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Ich  gehe  dann  zu  den   anderen  Äußerungen  des  Abgeordneten  Singer 
über,  möchte  aber  nicht  die  ganze  Frage  der  Erhöhung  der  Portosätze  im 
Orts-  und  Naheverkehre  wieder  aufrollen. 

Nur  muß  ich  dagegen  protestieren,  daß  der  Herr  Abgeordnete,  wie  er 
das  schon  häufig  getan,  wieder  gesagt  hat,  es  wäre  gegen  Treu  und  Glauben, 
daß  die  Regierung  die  Portosätze  erhöht  hätte.  Ich  habe  mir  die  Erklärung 
wieines  Herrn  Vorgängers  hier  beschafft  und  möchte  Ihnen  vortragen,  was 
damals  gesagt  worden  ist.  In  Erinnerung  will  ich  bringen,  daß  es  sich 
damals  bei  der  Aufhebung  der  Privatposten  darum  handelte,  billigere  Sätze  ein- 
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zuführen.  Da  wurde  gesagt,  es  muß  eine  Ermäßigung  der  Sätze  eintreten.  Es 
wurde  zugesagt,  und  da  gab  Herr  v.  Podbielski  folgende  Erklärung  ab.  Er 
sagte:  nach  dem  Gesetz  unterliege  die  Feststellung  dieser  Gebühren  dem 
Herrn  Reichskanzler,  die  Sache  sei  nicht  gesetzlich  geregelt;  ein  Teil  des 
Hauses  strebe  dahin,  das  gesetzlich  zu  regeln;  das  wäre  gegen  die  Ver- 
fassung.   Er  führte  damals  aus: 

Seit  28  Jahren,  solange  das  Reichspostgesetz  bestehe,  habe  eine  Er-  . 
höhung  nicht  stattgefunden,  und  der  Reichstag  würde  wohl  ver- 
sichert sein,  daß  solche  auch  für  die  Zukunft  so  gut  wie  aus- 
geschlossen sei;  nur  sei  es  selbstverständlich,  daß  Verhältnisse  ein- 
treten könnten,  in  denen,  wenn  eine  versuchsweise  durchgeführte 
Veränderung  sich  wirtschaftlich  oder  finanziell  nicht  bewähre,  sie 
deswegen  rückgängig  gemacht  werden  müsse. 
Das  hatte  also  der  damalige  Vertreter  des  Reichs-Postamts  wörtlich  erklärt. 

(Zurufe  bei  den  Sozialdemokraten.) 

—  Voll  erklärt,  wie  es  hier  steht,  wie  ich  es  vorgelesen  habe! 

Das  hohe  Haus  hatte  nun  den  Antrag  gestellt,  diese  Gebühren  zu  er- 
höhen. Wer  hat  dann  die  erste  Bestimmung  getroffen?  Doch  nur  das 
hohe  Haus  mit  der  Regierung  zusammen!  Als  es  sich  1906  um  Be- 
schaffung der  notwendigen  Mittel  für  Reichsbedürfnisse  handelte,  beantragte 
Ihre  Kommission  die  Erhöhung  des  Ortsportos.  Das  Plenum  nimmt  den 
Antrag  an,  der  Bundesrat  stimmt  ihm  zu;  ist  das  nun  ein  Verbrechen? 
Diejenigen  Faktoren,  welche  Gesetze  machen,  können  doch  auch  Gesetze  auf- 
heben. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 

Was  soll  denn  da  ein  Verstoß  gegen  Treu  und  Glauben  sein?  Gegen  solche 
Bemerkungen  protestiere  ich! 

Im  weiteren  hat  der  Herr  Abgeordnete  verschiedene  kleine  Wünsche  vor- 
gebracht. Er  weiß  ganz  genau,  auf  welchem  Standpunkte  die  Rcichs-Post- 
verwaltung  in  betreff  Herabsetzung  des  Dienststundenmaßes  steht.  Er  weiß, 
daß  wir  den  Dienst  so  viel  als  möglich  erleichtern.  Wenn  er  damit  noch 
nicht  zufrieden  ist,  so  kann  ich  ihm  sagen,  daß  nach  der  Richtung  ich  auch 
noch  nicht  zufrieden  bin.  Aber  wir  gehen  von  Jahr  zu  Jahr  nachhaltig 
weiter  vor.  und  wir  verwenden  in  jedem  Jahre  recht  reichliche  Mittel  für 
diesen  Zweck.  Daß  die  Zustände  noch  nicht  ideal  sind,  wissen  wir  selbst ; 
und  daß  vielleicht  da  und  dort  gegen  unsere  Vorschriften  noch  gesündigt 
wird,  mag  auch  sein.  Ich  habe  hier  häufig  erklärt,  daß  ich  unsere  Zustände  noch 
nicht  für  vollkommen  halte.  Vollkommene  Zustände  gibt  es  überhaupt 
nicht ;  aber  das  Bestreben,  Besserung  zu  schaffen,  ist  vorhanden,  und  der 
Erfolg  ist  deutlich  erkennbar. 

Nun  möchte  ich  noch  einige  Zahlen  hinzufügen  :  für  die  Herabsetzung 
der  täglichen  Dienstzeit  sind  im  Jahre  1906,  wie  auch  in  den  Vorjahren, 
anderthalb  Millionen  aufgewendet  worden,  für  Verbesserung  der  Sonntags- 
ruhe drei  Viertelmillionen,  für  Urlaub  3  Millionen  Mark.  Ja,  meine  Herren, 
ich  habe  immer  erklärt  —  und  ich  glaube,  die  Majorität  des  Hauses  hat 
dem  zugestimmt  — -,  daß  man  auf  diesem  Wege  immer  weiter  fortschreiten 
muß.  daß  wir  aber  dieses  Ideal  nicht  auf  einmal  erreichen  können,  und 
jeder,  der  ohne  Befangenheit  an  die  Sache  herantritt,  muß  sagen,  daß  in 
den  letzten  Jahren  sehr  viel  erreicht  worden  ist. 

Dann  hat  der  Herr  Vorredner  eine  sonderbare  Auffassung  über  den 
Sonntagsdienst  entwickelt;  er  hat  gesagt,  in  Karlsruhe  sei  die  Sonntagsgeld- 
bestellung aufgehoben  worden,  die  Geldbriefträger  wären   aber  doch  nicht 
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ganz  dienstfrei.  Gewiß  nicht,  davon  ist  auch  nicht  die  Rede  gewesen.  Wir 
sind  gerecht,  Sie  wollen  aber  ungerecht  sein ;  wir  heben  doch  nur  eine 
solche  Bestellung  auf.  weil  wir  sehen,  daß  kein  Bedürfnis  vorhanden  ist. 
Nun  wäre  es  doch  unrecht,  wenn  wir  die  Geldbriefträger  ganz  frei  ließen, 
und  die  anderen  Unterbeamten,  die  am  Schalter  sitzen  oder  sonstige  Dienst- 
verrichtungen ausführen,  keinen  Vorteil  davon  hätten.  Das  wäre  ja  gerade 
das,  wogegen  Sie  immer  ankämpfen,  Sie  sagen  ja  immer  Bevorzugung 
einzelner!  Der  Posten  eines  Geldbriefträgers  wird  schon  immer  als  bevor- 
zugt angesehen,  und  wenn  es  sich  um  die  Aufhebung  des  Sonntagsdienstes 
handelt,  so  soll  der  Vorteil  nicht  ihnen  allein,  sondern  allen  Unterbeamten 
zu  gute  kommen. 

Dann  hat  der  Herr  Vorredner  das  Kapitel  der  Geldstrafen  herangezogen. 
Welchen  Standpunkt  ich  bezüglich  der  Geldstrafen  einnehme,  habe  ich  vor 
dem  Hause  erklärt.  Ich  bin.  wie  ich  nochmals  wiederhole,  kein  Freund 
von  Geldstrafen  und  kann  mit  Genugtuung  konstatieren,  daß  die  Zahl  und 
Höhe  der  Geldstrafen  ganz  bedeutend  heruntergegangen  ist.  Ich  habe  die 
Zahlen  nicht  hier,  kann  aber  sagen,  daß  vor  sechs  Jahren  noch  36000  Mark 
Geldstrafen  erhoben  worden  sind,  eine  Summe,  die  auf  26000  Mark  her- 
untergegangen ist .  obgleich  das  Personal  zum  Teil  um  40  Prozent  und 
mehr  gewachsen  ist.  Geldstrafen  werden  nur  erhoben,  wo  wirklich  die 
Ausschreitungen  recht  groß  sind.  Sowohl  die  Mitglieder  des  Reichs-Postamts 
auf  ihren  Dienstreisen  wie  auch  die  Ober-Postdirektoren  sehen  die  Listen 
ein  und  greifen  ein,  wenn  gegen  die  Vorschriften  gesündigt  ist.  Aber 
seien  Sie  auch  gerecht,  meine  Herren,  und  sprechen  Sie  nicht  immer  von 
den  Vorgesetzten  als  furchtbar  bösen  Menschen!  Sie  haben  eine  .ganz 
falsche  Auffassung;  glauben  Sie  doch,  die  Beamten,  die  so  große  Postämter 
leiten,  sind  dieselben  Menschen  wie  Sie,  sie  haben  auch  Nerven  und  haben 
auch  unter  dem  großen  Personal  zu  leiden!  Alle  diejenigen  von  Ihnen, 
die  einem  großen  Betriebe  vorstehen,  werden  wissen,  daß  manche  nachge- 
ordneten Personen  leider  auch  nicht  immer  die  besten  sind,  daß  sie  durch  passiven 
Widerstand .  durch  unpassende  Widerrede  und  durch  obstinates  Wesen 
viel  dazu  beitragen,  daß  die  Vorgesetzten  auch  nicht  immer  ihren  Gleich- 
mut bewahren.  Ich  erkenne  ohne  weiteres  an,  daß  auch  hier  manchmal 
Ausschreitungen  stattfinden.  Aber  seien  Sie  gerecht  und  urteilen  Sie  nicht  immer 
gleich:  weil  hier  ein  nachgeordneter  Beamter  klagt,  darum  ist  der  Vorge- 
setzte ein  böser  Mensch.  Wenn  Sie  einmal  einberufen  würden  ins  Reichs- 
Postamt  und  die  dicken  Beschwerden  von  100,  200  Seiten  durchläsen, 
würden  Sie  ihre  Anschauungen  vielfach  ändern.  Ich  kann  hier  nur  aus- 
sprechen, daß  die  Postamtsvorsteher  brave,  tüchtige  Beamte  und  bestrebt 
sind,  nach  den  Intentionen  zu  handeln,  die  von  uns  ausgehen:  aber  es  sind 
auch  Menschen,  und  bei  ihnen  kommen  auch  menschliche  Sachen  vor. 

Dann  sind  vielfach  wieder  die  gehobenen  Stellen  Gegenstand  von  An- 
griffen gewesen.  Hier  kann  ich  nur  immer  wiederholen,  daß  die  Angriffe 
unberechtigt  sind.  Die  gehobenen  Stellen,  eine  Einrichtung,  die  vor  sechs 
Jahren  getroffen  worden  ist.  haben  sich  im  großen  und  ganzen  völlig  bewährt, 
und  wir  haben  die  Absicht,  diese  Einrichtung  weiter  auszubauen.  Woher  ent- 
nehmen Sie  denn  Ihre  Beobachtungen?  Die  werden  Ihnen  doch  nur  mit- 
geteilt von  diesem  oder  jenem,  der  übergangen  ist.  der  nicht  für  eine  ge- 
hobene Stellung  geeignet  befunden  worden  ist.  Glauben  Sie  denn  etwa, 
daß  wir  die  einzelnen  Leute  benachteiligen  wollen?  Wenn  behauptet  wird, 
die  Stellen  würden  nur  nach  Gunst  besetzt,  so  wird  immer  derjenige,  der 
übergangen  wird,  sagen,  ihm  sei  furchtbar  unrecht  geschehen,  und  es  ginge 
nach  Gunst  und  nicht  nach  Verdienst. 
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Was  die  Löhne  anbetrifft,  die  wir  zahlen,  so  hat  der  Herr  Vorredner 
unrichtige  Zahlen  angegeben.  Wir  haben  in  der  letzten  Zeit  in  bestimmten 
Orten  den  bisherigen  Satz  von  2,50  auf  2,70  erhöht  und  geben  alle  zwei 
Jahre  Zulagen,  so  daß  das  Maximum  des  Tagelohns  in  Berlin  3,50  Mark 
ist.  Auch  für  die  Telegraphenarbeiter  liegen  die  Verhältnisse  besser,  als  er 
sie  geschildert  hat.  Bezüglich  der  jugendlichen  Telegrammbesteller  ist  es 
nicht  richtig,  daß  sie,  wenn  sie  von  den  Vertrauensärzten  der  Post  unter- 
sucht werden,  Geld  zu  zahlen  haben;  das  muß  unentgeltlich  geschehen. 

Ich  glaube,  das  sind  so  ziemlich  alle  Punkte,  die  ich  zu  beantworten  habe.« 

Der  Abgeordnete  Lattmann  (W.  V .),  der  hierauf  das  Wort  nahm,  be- 
gann seine  Ausführungen  mit  einer  Anerkennung  der  auf  dem  vorjährigen 
Postkongreß  in  Rom  erzielten  Erfolge.  Die  Hoffnung,  daß  die  Verhand- 
lungen erhebliche  Erleichterungen  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Ver- 
kehrs bringen  würden,  sei  in  erfreulichem  Umfange  zur  Wahrheit  geworden. 
So  sei  u.  a.  die  Ausnahmebestimmung  beseitigt  worden,  daß  einige  Länder 
im  Falle  des  Verlustes  von  Einschreibsendungen  jede  Ersatzpflicht  ablehnen 
können;  dadurch  werde  namentlich  der  Verkehr  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  sehr  erleichtert  werden.  Ein  Hauptwunsch  der  am  inter- 
nationalen Verkehre  beteiligten  Kreise,  die  Herabsetzung  des  Weltportos, 
sei  allerdings  noch  nicht  erreicht  worden,  indes  habe  der  Kongreß  auf 
diesem  Gebiet  einen  bedeutenden  Schritt  nach  vorwärts  getan  durch  Er- 
höhung der  Gewichtsgrenze  für  den  einfachen  Portosatz  usw.  Könne  man 
so  von  einer  gesunden  Entwicklung  der  internationalen  Verkehrsverhältnisse 
sprechen,  so  sei  das  im  Inlande  leider  anders.  In  Magdeburg  sei  infolge 
Erhöhung  des  Ortsportos  vor  kurzem  eine  Privatkurierpost  ins  Leben  ge- 
treten; es  würde  im  höchsten  Maße  bedauerlich  sein,  wenn  sich  auch  an 
anderen  Orten  schon  solche  Folgen  der  Erhöhung  des  Ortsportos  gezeigt 
haben  sollten.  Das  Postanweisungsverfahren  bedürfe  namentlich  für  kleinere 
Beträge  einer  Vereinfachung;  er  weise  auf  die  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
in  Italien  eingeführte  »Wertpostkarte«  hin,  durch  die  Beträge  bis  zu  20  Lire 
in  der  einfachsten  Weise  übermittelt  werden  können.  Ferner  mache  er  auf 
die  in  Österreich  eingeführten  Telegrammkarten  zu  50  Heller  aufmerksam; 
bei  Benutzung  solcher  Karten  würden  die  telegraphisch  übermittelten  Nach- 
richten dem  Empfänger  nicht  durch  Eilboten,  sondern  beim  nächsten  ge- 
wöhnlichen Bestellgange  zugestellt,  dafür  sei  aber  die  Gebühr  für  das  ein- 
zelne Telegrammwort  billiger  als  beim  gewöhnlichen  Telegramme. 

Der  Redner  empfahl  weiter  die  beantragte  Ermäßigung  der  Gebühren 
für  Sendungen  mit  Drucksachen  in  Blindenschrift  sowie  die  Erleichterung 
des  Fernspechverkehrs  auf  dem  Lande  und  bemängelte,  daß  die  Uniformen 
für  die  Unterbeamten  bezirksweise  bei  je  einem  Lieferanten  bestellt,  die 
Handwerker  aber  dabei  nicht  berücksichtigt  würden.  Ferner  sprach  er 
gegen  die  Verwendung  der  Bahnpostwagen  als  Schutzwagen  in  den  Eisen- 
bahnzügen und  ging  dann  näher  auf  die  Personalverhältnisse  ein,  wobei  er 
u.  a.  die  Wünsche  der  Postbeamten  in  Thüringen  nach  Einführung  des 
Steuervorrechts,  das  die  Postbeamten  in  Preußen  genießen,  befürwortete 
und  auch  für  die  Ostmarkenzulagen  eintrat.  Die  vorgeschlagene  Personal- 
reform für  die  mittleren  Beamten  erklärte  er  dem  Grundgedanken  nach  für 
berechtigt,  hielt  es  aber  nicht  für  richtig,  daß  der  Reichstag  eine  so  ins 
einzelne  gehende  Resolution  annehmen  solle,  da  er  gar  nicht  übersehen 
könne,  ob  die  Ausführung  nicht  auf  unendliche  Schwierigkeiten  stoßen 
werde. 

Für  die  höheren  Beamten  wünschte  Redner  die  Festsetzung  eines  ein- 
heitlichen Besoldungsdienstalters;  bei  der  jetzt  vorgesehenen  Erhöhung  des 
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Gehalts  der  Ober- Postpraktikanten  würden  etwa  38  v.  H.  dieser  Beamten 
leer  ausgehen.  Die  Teilnahme  der  höheren  Postbeamten  an  den  von  der 
Vereinigung  für  staatswissenschaftliche  Fortbildung  veranstalteten  Vorlesungen 
sei  zu  begrüßen;  er  wünsche,  daß  die  Verwaltung  während  der  Kurse  für 
die  Stellvertretung  der  Beamten  sorge  und  ihnen  auch  einen  gewissen  Zu- 
schuß für  den  Aufenthalt  am  Orte  der  Vorlesung  gewähre. 

Der  Abgeordnete  Dr.  von  Chlapowo  Chlapowski  (P.)  sprach  unter 
heftigen  Angriffen  auf  die  Polenpolitik  der  preußischen  Regierung  gegen 
die  Bewilligung  von  Ostmarkenzulagen  an  die  Rcichsbeamten. 

Der  Abgeordnete  Kopsen  (Fr.  Vp.)  bezeichnete  die  Gründe  des  Herrn 
Staatssekretärs  für  das  Vorgehen  gegenüber  dem  sozialistischen  Parteitag 
in  Mannheim  als  nicht  durchschlagend;  er  bemängelte  ferner  die  den  Bundes- 
fürsten zustehende  Portofreiheit,  die  nach  seiner  Meinung  sogar  zu  geschäft- 
lichen Zwecken  mißbraucht  werde ;  diese  Portofreiheit  passe  nicht  mehr  in  unsere 
staatlichen  und  wirtschaftlichen  Einrichtungen  und  sollte  sobald  wie  möglich 
aufgehoben  werden.  Hinsichtlich  des  Ortsgebührentarifs  sei  es  notwendig, 
immer  und  immer  von  neuem  darauf  hinzuwirken,  daß  die  billigen  Sätze 
wieder  eingeführt  würden,  wenn  nicht  zu  2,  so  doch  wenigstens  zu  3  Pfennig. 
Für  die  Einrichtung  von  Postsparkassen  liege  kein  Bedürfnis  vor.  Den  zu- 
gunsten der  Beamten,  Unterbeamten  und  Arbeiter  im  Laufe  der  Beratungen 
vorgebrachten  Wünschen  schloß  sich  der  Redner  an;  seinen  besonderen  Bei- 
fall fand  die  vorgeschlagene  Personalreform  für  die  mittleren  Beamten 
(Antrag  Ablaß  und  Gen.),  deren  Nutzen  für  die  Verwaltung  wie  für  die 
Beamten  er  nachzuweisen  suchte.  Die  Reform  müsse  und  werde  kommen: 
die  Einrichtung  der  gehobenen  Unterbeamtenstellen  sei  der  erste  Schritt  auf 
dem  Wege  zu  dieser  Reform.  Seinen  schon  im  Vorjahre  geäußerten  Wunsch, 
daß  den  Assistenten  eine  zweimalige  Wiederholung  der  Sekretärprüfung  ge- 
stattet werden  möge,  könne  er  nur  wiederholen.  Mit  der  gewünschten  Ver- 
besserung des  Fernsprechdienstes  auf  dem  Lande  sei  er  einverstanden,  ver- 
wahre sich  aber  dagegen,  daß  damit  eine  stärkere  Belastung  der  städtischen 
Bevölkerung  verbunden  werde.  Zum  Schlüsse  kam  der  Redner  noch  auf 
das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  der  Postbeamten  zu  sprechen.  Diese 
klagten  darüber,  daß  sie  in  ihrem  Rechte  eingeengt  und  beschränkt  würden. 
Er  stehe  auf  dem  Standpunkte,  daß  man  den  deutschen  Postbeamten  gegen- 
über, die  sich  durch  ein  ausgeprägtes  Pflichtbewußtsein  auszeichneten,  und 
deren  Vaterlandsliebe  über  jeden  Zweifel  erhaben  sei,  nicht  allzu  nervös  und 
empfindlich  zu  sein  brauche. 

Der  Staatssekretär  des  R ei ch  s  -  P o stam  ts  entgegnete  hierauf  fol- 
gendes: 

»Ich  möchte  mich  zuerst  dagegen  verwahren,  als  wenn  meine  Bedenken 
gegen  allgemeine  Zulassung  von  Vereinen  diktiert  wären  von  Nervosität. 
Ich  glaube,  wer  mich  kennt,  der  wird  mir  so  etwas  kaum  zutrauen. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Aber  die  Herren  wollen  nicht  vergessen,  daß  es  wirklich  keine  leichte  Auf- 
gabe ist,  ein  Personal  von  250  000  Personen  so  zu  führen,  daß  der  Dienst 
überall  gut  wahrgenommen  wird.  Ich  kann  hier  nur  anerkennen,  daß  das 
Beamten-  wie  das  Unterbeamtenpcrsonal  im  großen  und  ganzen  volles  Lob 
von  meiner  Seite  verdient. 

(Allseitiges  Bravo.) 

Aber  es  heißt  hier  vorbeugen  und  solchen  Ausschreitungen  entgegentreten, 
die  sich  nicht  einmal,  sondern  vielfach  geltend  gemacht  haben. 

Ich  möchte  dann  noch  kurz  auf  die  einleitenden  Worte  des  Herrn  Vor- 
redners zurückkommen.    Er  ist.   indem  er  sich  auf  die  Seite  der  Sozial- 
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demokratie  bezüglich  der  Postanstalt  in  Mannheim  stellte,  von  der  Voraus- 
setzung ausgegangen,  daß  für  eine  solche  Postanstalt  ein  Bedürfnis  vorge- 
legen habe.  Er  hat  mich  da  vollständig  mißverstanden.  Mir  liegt  das 
unkorrigierte  Stenogramm  von  meinen  ersten  Ausführungen  vor,  und  da 
habe  ich  ausdrücklich  gesagt,  daß  das  Postamt  in  Mannheim  anerkannt  hat, 
daß  ein  Bedürfnis  nicht  vorliegt,  sondern  daß  es  nur  den  vielfachen  Bitten 
der  Sozialdemokratie  entgegengekommen  ist. 

Nun  möchte  ich  noch  ein  Wort  zu  der  Resolution  Ablaß  sagen;  auf  die 
einzelnen  Fragen  will  ich  jetzt  nicht  eingehen,  dazu  wird  sich  später  Ge- 
legenheit finden.  Meine  Herren,  ich  gestehe  ganz  offen:  ich  habe  mich 
eigentlich  sehr  gewundert,  als  ich  die  Resolution  Ablaß  gelesen  habe.  Ich 
habe  mir  da  gesagt:  jetzt  sind  dir  deine  Pflichten  recht  erleichtert.  Es  ist 
eine  der  schwersten  Aufgaben,  die  auf  dem  Leiter  eines  so  großen  Verkehrs- 
wesens ruhen,  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Dienstbetrieb  sich  schnell  und  sicher 
abwickelt,  in  einer  Weise,  die  der  deutschen  Reichs- Postverwaltung  die 
Achtung  des  Auslandes  und  vor  allen  Dingen  die  Achtung  der  Nation  er- 
worben hat.  Ich  darf  das  hier  sagen,  weil  ich  nicht  so  sehr  dabei  beteiligt 
bin  wie  meine  Vorgänger.  Sie  wissen  es  alle,  und  ich  freue  mich  darüber, 
daß  ich  die  Anerkennung  für  das  große  Heer  der  Beamten  finde.  Bei  Ab- 
fassung der  Verfassung  ist,  glaube  ich,  das  hohe  Haus  sich  vollständig 
bewußt  gewesen,  daß  eigentlich  nur  die  Verwaltung  darüber  urteilen  kann, 
wie  die  Organisation  des  Dienstes  und  des  Beamtenkörpers  sein  soll. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 

Sie  rinden  daher  auch  im  Artikel  50:  »Dem  Kaiser  gehört  die  obere  Leitung 
der  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  an.  Die  von  ihm  bestellten  Behörden 
haben  die  Pflicht  und  das  Recht,  dafür  zu  sorgen,  daß  Einheit  in  der 
Organisation  der  Verwaltung  und  im  Betriebe  des  Dienstes  sowie  in  der 
Qualifikation  der  Beamten  hergestellt  und  erhalten  wird.«  Das  sind  recht 
schwierige  Aufgaben,  auf  der  einen  Seite  für  die  Erhaltung  eines  guten 
Dienstbetriebs  zu  sorgen  und  auf  der  anderen  Seite  wirtschaftlich  vorzu- 
gehen und  doch  immer  das  Richtige  zu  treffen. 

Nun  haben  Sie  ja  das  mit  durchgemacht,  in  welcher  Weise  die  Ver- 
waltung vorgegangen  ist.  Im  Jahre  1 87 1  ist  eine  Neuorganisation  ge- 
schaffen worden.  Diese  Organisation  litt  allmählich  an  dem  Fehler,  daß  in 
denselben  Dienststellen  Sekretäre  und  Assistenten,  also  verschieden  bezahlte 
Beamte,  in  gleicher  Weise  nebeneinander  arbeiteten.  Die  ganze  Bewegung, 
die  seinerzeit  gegen  diese  Organisation  aus  den  Assistentenkreisen  hervor- 
ging, beruhte  darauf,  daß  sie  sagten:  wir  leisten  dasselbe  wie  die  Sekretäre, 
wir  wechseln  mit  ihnen  im  Dienste  ab,  der  Sekretär  erreicht  ein  Gehalt  bis 
3500  Mark,  wir  kommen  nur  bis  2700  Mark;  das  ist  doch  eigentlich  nicht 
gerecht.  In  Anerkennung  dieses  Fehlers  entstand  die  Organisation  von 
1900.  Sie  beruht  darauf,  daß  der  innere  Dienstbetrieb,  soweit  Beamte  dazu 
notwendig  waren,  einheitlich  von  einer  Kategorie  von  Betriebsbeamten  wahr- 
genommen werden  müsse.  Nun  ist  zweifellos  richtig,  daß  die  einzelnen 
Dienstverrichtungen  sich  voneinander  unterscheiden ,  und  daß  an  manchen 
Stellen  vielleicht  Verrichtungen  verlangt  wurden,  die  auch  von  minder- 
bezahlten Kräften  ausgeführt  werden  konnten.  In  Erwägung  dieser  Tat- 
sachen, und  um  der  Pflicht  zu  genügen,  die  Verwaltung  wirtschaftlich  zu 
leiten,  ging  man  dazu  über,  die  gehobenen  Unterbeamtenstellen  zu  schaffen 
und  dabei  von  den  Beamtengeschäften  einzelne  Dienstverrichtungen  auszu- 
scheiden und  sie  auf  Unterbeamte  zu  übertragen.  Bei  solcher  Organisation 
ist  aber  immer  der  eine  Gesichtspunkt  maßgebend,  daß  die  Dienstleistungen 
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so  gut  ausgeführt  werden,  wie  es  bisher  geschehen  ist.  Ich  sage  Ihnen 
ganz  offen:  eine  Vergleichung  mit  Beamtenkategorien  im  Auslande  hinkt 
immer;  ich  kenne  kein  Ausland,  wo  für  das  Publikum  so  viel  geleistet  wird 
wie  bei  uns.  Sie  finden  z.  B.  weder  in  England  noch  in  Amerika  derartig 
kurze  Schlußzeiten  für  die  Briefpost  wie  bei  uns  —  und  die  Briefpost  ist 
doch  das  Wichtigste.  Eine  gute  und  schnelle  Besorgung  des  wichtigsten 
Absendungsdienstes  und  ähnlicher  Verrichtungen  ist  nur  zu  erzielen  mit 
einem  Personal,  das  eine  gewisse  Bildung,  gute  geographische  Kenntnisse 
mitbringt;  auch  im  Schalterdienste  müssen  Beamte  sitzen,  die  nach  ihren 
Formen,  ihren  Kenntnissen  usw.  in  der  Lage  sind,  den  oft  recht  weit- 
gehenden Ansprüchen  zu  genügen,  die  vom  Publikum  gestellt  werden.  Ob- 
gleich wir  in  dieser  Richtung  sorgfältige  Auswahl  treffen ,  kommen  doch 
Beschwerden  vor,  und  ich  glaube,  meine  Herren,  unter  Ihnen  werden  wohl 
auch  manche  sein,  die  sagen:  mancher  Beamte  ist  nicht  umsichtig  genug, 
es  dauert  so  lange,  ehe  er  uns  abfertigt,  er  hat  nicht  die  genügende  Beweg- 
lichkeit und  Kenntnis. 

Meine  Herren,  wie  ist  denn  die  gegenwärtige  Reformidee  entstanden? 
Ich  weiß  nicht,  ob  die  Herren  die  Sache  verfolgt  haben.  Als  die  Organi- 
sation von  1900  kam,  jubelte  das  Heer  der  mittleren  Beamten,  und  mein 
Herr  Vorgänger  wurde  in  dem  Verbandsorgan,  der  »Deutschen  Postzeitung«, 
vom  16.  Januar  1900  folgendermaßen  gerühmt: 

Mit  kraftvoller  und  glücklicher  Hand  hat  der  gegenwärtige  Chef 
der  Reichs- Post-  und  Telegraphenverwaltung  in  zweieinhalbjähriger 
Arbeit  die  Unzuträglichkeiten  zu  beseitigen  gewußt,  die  die  Per- 
sonalordnung seines  Amtsvorgängers  auftürmte,  und  von  der  weit- 
aus zahlreichsten  Beamtenklasse  seines  Ressorts  den  Druck  ge- 
nommen .  der  fast  30  Jahre  auf  ihr  lastete.  Er  hat  den  Traum 
einer  treuen  und  diensttüchtigen  Beamtenkategorie  in  einer  Weise 
in  Erfüllung  gehen  lassen,  wie  dies  kaum  gehofft,  geschweige  denn 
mit  Sicherheit  erwartet  werden  konnte.  Der  Diensttüchtigkeit  und 
dem  ernsten  Streben  ist  eine  offene  Gasse  geschaffen,  und  uns 
Assistenten  sind  Dienststellen  zugänglich  gemacht  worden,  welche 
wir  in  dem  vorangegangenen  heißen  Ringen  für  uns  in  Anspruch 
zu  nehmen  nicht  gewagt  haben. 
An  einer  anderen  Stelle  heißt  es: 

Die  treffliche  Regelung  der  wesentlichen  Grundzüge  der  Neuord- 
nung usw. 

Das  war  ja  auch  erklärlich;  denn  ich  habe  schon  einmal  ausgeführt  und 
wiederhole  es:  ich  kenne  keine  Beamtenklasse,  der  solche  erweiterten  Aus- 
sichten eröffnet  sind,  wie  sie  den  Postassistenten  durch  die  Reform  von 
1900  eröffnet  wurden.  Man  machte  den  Strebsamen  eine  Gasse,  gab  ihnen 
die  Möglichkeit,  höhere,  besser  bezahlte  Stellen  zu  erreichen;  man  schuf 
Zufriedenheit  insofern,  als  Beamte,  welche  die  gleichen  Dienstleistungen  aus- 
führten, das  gleiche  Gehalt  bekamen. 

Dann  kam  das  Jahr  1904.  Im  Jahre  1904  wurde  den  Beamten  der 
Wunsch  auf  Titelverleihung  erfüllt.  Nach  der  Organisation  sollten  die 
Beamten  ein  Examen  machen  und  dann  allmählich  Sekretär  und  Obersekretär 
werden.  Dabei  war  gleich  vorgesehen,  daß  auch  die  älteren  Beamten,  die 
das  Examen  nicht  machen  würden,  doch  den  Sekretärtitel  bekommen  sollten. 
Zu  Weihnachten  erschien  ein  Amtsblatt,  wonach  den  Beamten  der  Titel 
Sekretär  nach  einer  gewissen  Reihe  von  Jahren  beigelegt  und  außerdem 
den  Beamten,  die  das  Examen  bestanden  hatten,  der  Titel  sofort  gegeben 
wurde. 
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Nun  kann  man  ja  sagen:  wenn  die  erste  Begeisterung  vom  Jahre  1901 
allmählich  vielleicht  eine  Abkühlung  erfahren  konnte,  so  war  doch  bis  1904 
Zeit  genug,  die  Wirkungen  der  Reform  klar  zu  erkennen.  Aber  nach  1904 
wurde  im  Verbandsorgan  folgendes  veröffentlicht : 

Und  nun  endlich  nach  langer  Zeit  vergeblichen  Höffens  und  Harrens 
mitten  in  der  arbeitsreichsten  Zeit  des  Jahres,  wo  in  der  Hoch- 
flut des  Weihnachtsverkehrs  Welle  auf  Welle  sich  drängt,  und  wir 
mit  emsigem  Reiße  unter  Anspannung  aller  Kräfte  wirken  und 
schaffen,  damit  jedermann,  groß  und  klein,  jung  und  alt,  am  Feste 
der  Liebe  sich  der  Gaben  seiner  Angehörigen  freue,  ist  auch  uns 
Post-  und  Telegraphenassistcntcn  eine  große  Freude  bereitet  worden. 
In  sinniger  Weise  hat  uns  der  Herr  Staatssekretär  des  Reichs-Post- 
amts die  restlose  Erfüllung  aller  unserer  berechtigten  Wünsche 
auf  dem  Gebiete  des  Titelwesens  als  Präsent  auf  den  Weihnachts- 
tisch gelegt. 
Und  am  Schlüsse  dieses  Artikels  heißt  es: 

Die  Regelung  der  Titelfragc  bildet  für  uns  Assistenten  das  Schluß- 
stück  in  dem  1900  begonnenen  Neubau  des  Personalwesens,  und 
jetzt,  da  wir  das  gesamte  Werk  überschauen  können,  drängt  es 
uns,  mit  dem  schuldigen  Danke  gegen  den  Bauherrn  auszusprechen, 
daß  er  nicht  allein  in  der  Außen fassade,  sondern  auch  an  Wohnlich- 
keit unser  altes  abgebrochenes  Gebäude  bei  weitem  überflügelt  und 
uns  Bewegungsfreiheit.  Luft  und  Licht  in  ausreichendem  Maße 
gewährt. 

Meine  Herren,  ich  muß  Ihre  Zeit  noch  etwas  in  Anspruch  nehmen. 
In  neuerer  Zeit  fing  allmählich  die  Bewegung  unter  den  mittleren  Be- 
amten an.  Es  wurde  geltend  gemacht:  so  viele,  wie  man  erwartet  hätte, 
würden  das  Sekretärexamen  doch  nicht  machen ,  es  wäre  doch  wünschens- 
wert, daß  man,  auch  ohne  das  Examen  abzulegen,  eine  bessere  Beförderung 
erlange,  und  es  wurde  dann  mit  ziemlicher  Offenheit  ausgesprochen,  daß  die 
zu  erstrebende  Änderung  der  Organisation  Selbstzweck  sei,  nämlich  der. 
den  Stand  der  Assistenten  zu  heben  und  eine  Abladung  der  unangenehmeren 
Dienste  auf  niederes  Personal  herbeizuführen.  Es  wurde  unter  anderem  zum 
Ausdrucke  gebracht: 

Die  Umgestaltung  der  Personalverhältnisse   ist  der  einzige  Weg. 
jetzt  eine  finanzielle  Besserung  zu  erreichen. 
—  Es  war  damals  die  Zeit,  wo  auf  Gehaltsverbesserungen  wenig  zu  rechnen 
war.  —  Es  wurde  weiter  ausgeführt: 

Eine  Gehaltsaufbesserung  für  die  Assistenten  um  300  Mark,  eine 
gewiß  nicht  unbescheidene  Forderung  angesichts  der  Preissteigerung 
der  letzten  Jahre,  würde  jetzt  12  Millionen  kosten.  Dagegen 
erfordere  die  Durchführung  des  Reformvorschlags  schätzungsweise 
nur  5  Millionen  Mark,  könne  also  eher  auf  Verwirklichung  rechnen 
als  eine  Gehaltsaufbesserung. 
Weiter  heißt  es  an  anderer  Stelle: 

Minder  wichtige  Leistungen  sind  an  niedere  Beamte  zu  übertragen ; 
die  den  mittleren  Beamten  verbleibenden  Leistungen  sind  höher  zu 
bewerten.  Die  Sekretärstellung  muß  Normalstellung  sein.  Die 
Sekretäre  müssen  anderen  mittleren  Beamten  gleichgestellt  werden. 
Damit  gelangt  der  ganze  Stand  in  höhere  soziale  Schicht.  Das 
gesunde  Streben  der  Unterbeamten  nach  Hebung  ihres  Standes  ist 
aus  taktischen  Gründen  für  die  mittleren  Beamten  nutzbar  zu 
machen. 
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Meine  Herren,  man  kann  ja  gegen  einen  gesunden  Egoismus  nichts  ein- 
wenden ;  es  bleibt  aber  die  Tatsache  bestehen ,  daß  der  einzige  Grund  für 
die  Wünsche  der  Assistenten  nach  einer  abermaligen  Reform  der  war,  ihre 
Stellung  finanziell  zu  verbessern.  Da  hierzu  auf  gewöhnlichem  Wege  wenig 
Aussicht  vorhanden  war.  so  erhoffte  man  es  aus  einer  Änderung  der  Organi- 
sation, die  dahin  gehen  sollte,  sämtliche  Assistentenstellen  in  Sekretärstellen 
umzuwandeln.  Man  benutzte  die  Bewegung,  um  den  Unterbeamten  zu 
sagen:  hier  steht  auch  für  euch  eine  Besserung  in  Aussicht.  Die  Idee 
selbst,  die  geringeren  Geschäfte  auf  die  Unterbeamten  abzuwälzen,  ist  ja 
teilweise  schon  durch  die  Schaffung  der  gehobenen  Stellen  verwirklicht 
worden. 

Nun  muß  man  nicht  erwarten ,  daß  eine  solche  wichtige  Organisation 
innerhalb  weniger  Jahre  völlig  durchgeführt  werden  kann  ;  eine  solche  Or- 
ganisation braucht  Zeit  zur  Entwicklung.  Das  Unterbeamtenpersonal,  welches 
nach  Maßgabe  seiner  Vorbildung  nicht  innerhalb  weniger  Jahre  diese  Arbeit 
übernehmen  kann,  muß  sich  erst  einüben,  um  solche  Stellen  ausfüllen  zu 
können.  Die  Absicht  der  Verwaltung  ist  es.  allmählich  immer  weiter  damit 
vorzugehen  und  den  gehobenen  Unterbeamten  Verrichtungen  zu  übertragen, 
welche  bisher  von  den  Beamten  ausgeführt  wurden,  den  Unterbeamten  aber 
ohne  Schädigung  des  Dienstes  übertragen  werden  können.  Aber  es  muß 
ausgeschlossen  bleiben,  daß  wir  wieder  von  neuem  in  den  Fehler  verfallen, 
zwei  verschieden  besoldete  Beamtenklassen  zu  schaffen,  die  gleiche  Dienst- 
geschäfte wahrnehmen.  Das  würde  zu  denselben  Zuständen  führen,  die  wir 
bis  i c)f k )  gehabt  haben,  und  die  wir  beseitigt  haben.  Es  ist  bei  den  mitt- 
leren und  kleineren  Ämtern  gar  nicht  möglich,  die  Dienstgeschäfte  so  ein- 
zuteilen und  so  zu  trennen,  daß  man  zu  dem  einen  Geschäfte  nur  Beamte 
der  ersten  Klasse  und  zu  dem  anderen  nur  Beamte  der  niederen  Laufbahn 
verwendet.  Die  Amtsvorsteher  würden  zu  den  Zeiten  des  Erholungsurlaubs 
und  auch  sonst  vielfach  genötigt  sein,  beide  Beamtenkategorien  durchein- 
ander zu  beschäftigen,  und  dann  würden  die  Beamten  der  niederen  Lauf- 
bahn mit  Recht  sagen:  warum  bekommen  wir  weniger  Gehalt  als  die 
anderen,  obgleich  wir  dasselbe  leisten?  —  Bei  allen  solchen  Fragen  geht 
die  Zentralbehörde  nicht  vom  grünen  Tische  aus  vor,  sondern  tritt  mit  den 
Provinzialorganen  in  Verbindung,  und  diese  haben  natürlich  die  Pflicht,  sich 
gewissenhaft  über  die  Sache  zu  äußern.  Sie  sind  der  Meinung,  daß  die 
Schaffung  zweier  Beamtenkategorien  eine  Verringerung  der  Leistungsfähig- 
keit der  Verwaltung  zur  Folge  haben  würde. 

Was  nun  die  finanzielle  Seite  anlangt,  so  wäre  ein  wirtschaftlicher 
Erfolg  davon  nicht  so  bald  zu  erhoffen.  Die  Umwandlung  der  vorhan- 
denen Assistentenstellcn  in  Sekretärstcllen  und  dieser  in  Obersekretärstellen 
ist  nach  dem  Vorschlage  der  Assistenten  innerhalb  des  Zeitraums  von 
5  Jahren  gedacht  und  würde  zunächst  5,0  Millionen,  im  Beharrungszustand 
aber  ungefähr  14  Millionen  kosten.  Nun  denken  die  Herren,  daß,  wenn 
die  mittlere  Laufbahn  eröffnet  wird,  sofort  geringere  Kosten  entstehen 
würden.  Wir  haben  aber  gegenwärtig  noch  ungefähr  17  000  Anwärter,  die 
alle  in  Sekretärstellen  einrücken  müßten,  und  solange  dies  geschieht,  können 
daher  etatmäßige  Stellen  in  Stellen  der  niederen  Laufbahn  nicht  umge- 
wandelt werden.  Es  kann  dies  nur  mit  Hilfsarbeitcrstellen  geschehen.  In 
diesen  Stellen  sind  jetzt  Beamte  beschäftigt,  die  1200  Mark  Einkommen 
haben,  das  Durchschnittseinkommen  der  niederen  Laufbahn  würde  aber 
betragen  2070  Mark.  Nach  10  Jahren,  also  im  Jahre  10 17.  würden  die 
Mehrausgaben  im  ganzen  35  Millionen  jährlich  betragen.  Innerhalb  weiterer 
10  Jahre  würde  es  möglich  sein,  Obersekretär-  und  Sekr.tärstellen  zurück- 
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zuwandeln.  Dadurch  würde  bis  zum  Jahre  1927  die  Summe  von  35  Millionen 
um  19  Millionen  ermäßigt,  so  daß  also  im  Jahre  1927  die  jährliche  Mehr- 
ausgabe immer  noch  16  Millionen  Mark  betragen,  und  erst  im  Jahre  1935 
eine  Erleichterung  eintreten  würde.  Bei  allen  diesen  Zahlen  ist  aber  noch 
mit  den  Gehältern  gerechnet,  die  jetzt  im  Etat  sind.  Die  Herren  dürfen 
sich  also  keinerlei  Hoffnung  hingeben,  daß  in  absehbarer  Zeit  Erleichterung 
des  Budgets  eintreten  würde,  sondern  es  wäre  bis  zum  Jahre  1935  eine  Mehr- 
ausgabe von  35  abwärts  bis  16  Millionen  jährlich  erforderlich.  Nun  erkläre 
ich  aber:  für  die  Verwaltung  handelt  es  sich  nicht  um  die  Geldfrage  in 
erster  Linie,  sondern  um  die  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit,  und  soweit 
es  sich  um  diese  Frage  handelt,  kann  keine  gewissenhafte  Verwaltung  anders 
erklären,  als  daß  sie  eine  solche  Organisation  nicht  durchführen  kann.  Es 
ist  ja  vielfach  angeführt  worden,  daß  bei  anderen  Verwaltungen,  z.  B.  bei 
der  Eisenbahn,  vereinzelt  Personen  des  Unterbeamtenstandes  in  die  Beamten- 
stellung einrücken  können.  Auch  im  Bereiche  der  Reichs  -  Postverwaltung 
werden  Erwägungen  stattfinden,  ob  es  möglich  ist,  fähigen  Unterbcamten. 
die  imstande  wären,  das  Assistentenexamen  zu  machen,  eine  Aussicht  zu' 
eröffnen,  in  die  mittlere  Beamtenlaufbahn  einzurücken;  aber  erste  Bedingung 
ist  immer,  im  ganzen  Betriebsdienst  ein  nach  Leistungsfähigkeit,  Rang  und 
Gehalt  gleichmäßiges  Personal  zu  haben. 

Das  sind  die  Forderungen,  die  man  stellen  muß,  und  deshalb  möchte 
ich  die  Herren  bitten,  bei  der  Abstimmung  über  die  Resolution  doch  recht 
vorsichtig  zu  sein ,  und  zwar  ganz  besonders  im  Interesse  des  Personals. 
Ich  kann  nicht  zurückhalten,  meine  Herren,  mit  dem  Eindruck  und  sage  es 
Ihnen  ganz  offen:  unter  den  Resolutionen,  die  jetzt  gelegentlich  der  Etats- 
beratungen so  oft  abgefaßt  werden,  sind  so  wichtige,  daß  nach  außen  hin 
leicht  der  Eindruck  erweckt  werden  kann:  der  hohe  Reichstag  hat  für 
diese  Resolutionen  gestimmt,  also  müssen  diese  Resolutionen  sehr  ver- 
ständig sein 

(Zurufe  und  Heiterkeit), 

und  du  Verwaltung  bist  der  Hinderungsgrund,  daß  sie  nicht  ausgeführt 
werden!  Ich  darf  die  Herren  auch  erinnern  an  die  Resolutionen,  die  in 
der  Budgetkommission  gefaßt  worden  sind.  Ich  habe  mich  gefreut,  von 
dem  Herrn  Referenten  in  seiner  soeben  beendeten  Rede  zu  hören,  daß  auch 
die  Resolution  über  die  Aufbesserung  der  Gehälter  eigentlich  von  dem  hohen 
Reichstage  für  sich  allein  gar  nicht  richtig  gefaßt  werden  könne;  und,  meine 
Herren,  es  ist  sicherlich  nicht  gut.  wie  ich  bereits  in  der  Budgetkommission 
erklärt  habe,  wenn  Sie  Gehaltssätze  fordern,  ohne  zu  fragen:  Verwaltung, 
wie  stehst  du  dazu,  wie  denkst  du  über  die  Einzelverrichtungen?  Die  Ver- 
waltung allein  kann  Ihnen  doch  Auskunft  geben .  wie  die  Leistungen  der 
betreffenden  Kategorien  im  Vergleiche  miteinander  sind.  Warum  nicht,  statt 
gleich  die  Form  der  Resolution  zu  wählen,  —  nehmen  Sic  es  mir  nicht 
übel  —  zunächst  eine  Anfrage  an  die  Verwaltung  richten,  um  zu  hören, 
wie  die  Verwaltung  dazu  steht? 

(Zuruf  aus  der  Mitte:  Tst  das  in  der  Kommission  nicht  geschehen?) 

—  Nein!  —  Ich  antworte  den  Herren  sehr  gern,  wie  ich  auch  den  Be- 
amten, die  zu  mir  kommen,  stets  gern  meine  Ansichten  mitteile.  Aber  bei 
diesem  Bombardement  von  Resolutionen  auf  den  Regierungstisch  sind  wir 
gar  nicht  in  der  Lage,  die  Sache  so  schnell  richtig  zu  behandeln;  die  Zeit 
drängt,  dann  wird  die  Resolution  angenommen,  und  draußen  denkt  man: 
der  Reichstag  ist  der  Gute  und  der  Staatssekretär  der  Böse! 

(Sehr  richtig!  rechts  und  Heiterkeit.) 
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Im  Interesse  der  Verwaltung  und  des  Persunals  bitte  ich  die  Herren, 
ziehen  Sie  die  Resolution  zurück  und  fordern  Sie  Erwägungen,  mindestens 
stimmen  Sie  nicht  dafür!« 

(Bravo!  rechts.) 

Am  dritten  Verhandlungstage  —  2.  Mai  —  nahm  zuerst  der  Abgeord- 
nete Bruhn  (Ret.  I'.l  das  Wort.  I >ie  von  den  verschiedenen  Parteien  ein- 
gebrachten Resolutionen,  einschl.  einer  neu  eingebrachten  über  einen  neuen 
Tarif  für  Sendungen  in  Blindenschrift,  fanden  mit  einer  Ausnahme  seine 
Zustimmung;  ablehnend  verhielt  er  sich  nur  gegenüber  der  Forderung  auf 
Einschränkung  des  l'aketannahmedienstcs  an  den  Vorabenden  von  Sonn- 
und  Feiertagen.  Im  übrigen  bat  er  um  größere  Berücksichtigung  des  Hand- 
werkes bei  Vergebung  von  Uniformlieferungen  und  trug  eine  Reihe  von 
Wünschen  vor,  welche  zum  größten  Teile  bereits  erörtert  waren,  wie  allgemeine 
Anrechnung  der  Militärdienstzeit  auf  das  Besoldungsdienstalter,  zweimalige 
Zulassung  zur  Wiederholung  der  Sekretärprüfung.  Stellung  der  Verwal- 
tung zu  den  Beamtenverbänden  usw.;  abweichend  von  der  Resolution  der 
Budgetkommission,  wünschte  er  für  alle  Unterbeamten  einschl.  der  Land- 
briefträger ein  Gehalt  von  1200  bis  1800  Mark  und  für  die  Postsekretäre 
ein  Endgehalt  von  4200  Mark,  wie  es  für  die  Eisenbahn-  und  Regierungs- 
sekretäre besteht.  Bei  den  Gehaltserhöhungen  solle  man  nicht  nach  der 
finanziellen  Wirkung,  sondern  nur  danach  fragen,  ob  die  Gehälter  den  Zeit- 
verhältnissen entsprechen.  Der  Staat  müsse  in  der  Lage  sein.  Schritt  zu 
halten  mit  den  von  Privaten  gezahlten  Löhnen.  Das  Vorgehen  der  Ver- 
waltung bei  dem  Mannheimer  Parteitag  erklärte  der  Redner  für  völlig 
richtig. 

Nachdem  der  Abgeordnete  Ortel  (Nl.)  kurz  für  die  Ostmarkenzulagen 
gesprochen  und  die  von  polnischer  Seite  gegen  Beamte  und  Lehrer  erho- 
benen Verdächtigungen  zurückgewiesen  hatte,  bekämpfte  der  Abgeordnete 
Fritzen  (Düsseldorf)  (Z.)  die  Resolutionen  wegen  Bewilligung  der  Ostmarken- 
zulagen, indem  er  ausführte,  es  handele  sich  bei  diesen  Zulagen  nicht  um 
eine  wirtschaftliche,  sondern  um  eine  politische  Frage.  Dann  äußerte  Redner 
Bedenken  gegen  die  in  der  Resolution  Ablaß  und  Gen.  beantragte  neue 
Beamtenorganisation;  er  habe  nicht  den  Mut,  sich  im  Handumdrehen  für 
eine  solche  Neuorganisation  auszusprechen,  und  würde  der  Resolution 
nur  dann  zustimmen  können,  wenn  sie  die  Form  erhielte,  daß  die  Reichs- 
Postverwaltung  ersucht  würde,  in  Erwägungen  über  die  Neuorganisation 
einzutreten. 

Der  Abgeordnete  Dr.  Neumann-Hot  er  (Fr.  V.,  Hosp.)  wünschte  u.  a.. 
daß  der  Unterschied  zwischen  Orts-  und  Landbestellgebühren  beseitigt,  und 
darauf  Bedacht  genommen  werde,  die  Vorschriften  über  die  Erhebung  von 
Porto  für  ungenügend  frankierte  Briefsendungen  im  Auslandsverkehre  zu 
ändern.  Weiter  führte  er  aus.  daß  eine  Erhöhung  der  Vergütungen  für  die 
Postagenten  und  Posthilfsteileninhaber  gerechtfertigt  sei,  und  daß  es  sich 
empfehle,  die  Postagenturen  nicht  Geschäftsleuten  zu  übertragen,  wenn  sich 
in  demselben  Orte  Konkurrenten  dieser  Geschäftsleute  befinden.  Die  Stellung 
der  Verwaltung  zu  den  Beamtenverbänden  gab  dem  Redner  Anlaß  zu 
längeren  Erörterungen.  Der  engere  Zusammenschluß  zu  gegenseitiger  Unter- 
stützung sei  ein  gutes  staatsbürgerliches  Recht  der  Beamten;  das  große 
Mißtrauen,  das  die  Verwaltung  in  dieser  Beziehung  gegen  die  Beamten  hege, 
entbehre  der  Begründung.  Die  Beamtenwünschc  würden  im  Reichstage 
nicht  einen  so  großen  Raum  einzunehmen  brauchen,  wenn  der  Staats- 
sekretär sich  entschließen  würde.   Beamten-  und  Arbeitcrausschüsse  zuzu- 
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lassen.  Die  Beamten  und  Arbeiter  wären  dann  in  der  Lage,  sich  immer 
an  die  Verwaltung  zu  wenden ,  und  die  Abgeordneten  würden  weniger 
Arbeit  bekommen.  Nachdem  Redner  noch  die  anderweitige  Regelung  der 
Wohnungsgeldzuschüsse  berührt  und  auf  die  Bedeutung  der  in  den  einzelnen 
Staatsgebieten  bestehenden  verschiedenartigen  Steuerverhältnisse  für  diese 
Frage  hingewiesen  hatte,  suchte  er  die  vom  Staatssekretär  gegen  die  vor- 
geschlagene Änderung  der  Personalordnung  für  die  mittleren  Beamten 
erhobenen  Einwendungen  zu  widerlegen ,  namentlich  auch  soweit  sie  sich 
auf  die  finanziellen  Verhältnisse  bezogen.  Wenn  die  Kosten  zu  hoch  wären, 
dann  solle  man  die  Ubergangszeit  weiter  ausdehnen.  Dann  würden  sich 
die  Kosten  wesentlich  verringern,  und  es  würde  zweifellos  möglich  sein, 
die  neue  Organisation  ohne  Aufwendung  ins  Gewicht  fallender  Kosten  all- 
mählich durchzuführen.  Je  länger  man  warte,  desto  schwieriger  werde  die 
Durchführung  werden,  da  man  später  mit  einer  viel  größeren  Beamtenzahl 
zu  rechnen  haben  werde.  Die  Unterbeamten  würden  sich  von  dem  Wunsche, 
in  eine  neu  zuschaffende  niedere  Beamtenklasse  aufrücken  zu  können ,  auch 
durch  die  Aussicht  nicht  abbringen  lassen,  daß  sie  zur  Assistentenprüfung 
zugelassen  werden  könnten.  Diese  Prüfung  werde  schon  von  den  Post- 
gehilfen oft  nicht  bestanden,  wieviele  Unterbeamten  sollten  sie  dann  wohl 
bestehen  ? 

Der  Abgeordnete  Hug  (Z.)  ging  auf  die  Verhältnisse  der  Beamten  der 
höheren  Laufbahn  ein;  er  empfahl  die  Wünsche  der  Oberpraktikanten  und 
Inspektoren  nach  Festsetzung  eines  einheitlichen  Zeitpunktes  für  das  Einrücken 
in  das  neu  vorgesehene  höhere  Gehalt  und  wies  auf  die  Notwendigkeit  einer 
weiteren  Gehaltsaufbesserung  hin.  An  die  höheren  Postbeamten  würden  zu 
große  Anforderungen  in  bezug  auf  Leistungsfähigkeit  und  Arbeitsmaß  ge- 
stellt. Hier  müsse  Abhilfe  geschaffen  werden  durch  Einrichtung  neuer  Stellen. 
Für  die  vorgeschlagenen  Verbesserungen  der  Besoldungsverhältnisse  der 
mittleren  Beamten  und  der  Unterbeamten  trat  der  Redner  ebenfalls  ein. 
Sodann  bemängelte  er,  daß  die  Bahnpostwagen  häufig  als  Schutzwagen 
unmittelbar  hinter  der  Lokomotive  in  die  Eisenbahnzüge  eingestellt  würden, 
und  brachte  unter  anderen  Wünschen  auch  den  zum  Ausdrucke,  daß  das 
auf  den  1.  November  fallende  Fest  Allerheiligen  in  den  katholischen 
Gegenden  von  der  Post  wie  ein  Sonntag  gehalten  werde.  Zum  Schlüsse 
wies  er  noch  auf  das  vorhandene  Bedürfnis  für  eine  Fernsprechleitung 
zwischen  Mannheim  und  Hamburg  hin  und  bat  um  baldige  Herstellung 
dieser  Verbindung. 

Hierauf  nahm  der  Staatssekretär  des  Rei chs- Postamts  das  Wort 
zu  folgenden  Ausführungen: 

»Meine  Herren,  ich  möchte  ein  paar  Worte  zu  der  Resolution  394  sagen. 
Es  handelt  sich  um  einen  Gegenstand,  der  neulich  schon  erwähnt  worden 
ist,  nämlich  eine  Bevorzugung  zu  schaffen  für  Sendungen  der  Blinden- 
anstalten. Der  Gegenstand  selbst  ist  von  keiner  großen  Tragweite;  er  ist 
auch  bereits  in  der  Petitionskommission  behandelt  worden,  und  nach  den 
Angaben,  die  Sachverständige  der  Blindenanstalten  gemacht  haben,  handelt 
es  sich  um  etwa  2000  Pakete  jährlich.  Die  Erleichterung,  die  Sie  bean- 
tragen, bedeutet  also  nur  einen  Ausfall  von  820  Mark  für  die  Sendungen 
hin  und  von  ebenso  viel  zurück.  Nun  möchte  ich  aber  doch  vor  einem 
solchen  Schritte  warnen,  nicht,  weil  ich  für  die  Blindenanstalten  nichts  übrig 
habe,  sondern  weil  es  sich  hier  darum  handelt,  ein  System  zu  durchbrechen, 
welches  wir  bisher  beobachtet  haben.  Es  handelt  sich  darum,  für  Sendungen 
für  Blinde  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  zu  machen.  Es  ist 
unausbleiblich,  wenn  man  mit  solcher  Ausnahme  erst  einmal  anfängt,  daß 


Digitized  by  Google 


344       Die  zweite  Beratung  d.  Etats  d.  Reichs-Post-  u.  Telegraphenverwaltung. 


dann  bald  auch  andere  für  die  Lahmen,  Tauben  und  für  Wohltätigkeits- 
anstalten kommen  werden. 

(Sehr  richtig!  in  der  Mitte.) 
Nun  ist  den  älteren  Herren  ja  gegenwärtig,  daß  derartige  Ausnahmen  be- 
standen haben.  Man  ist  glücklich  gewesen,  sie  abzuschaffen,  und  ich 
möchte  davor  warnen,  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs  hier  von  neuem  einen 
solchen  Schritt  zu  tun,  zumal  es  sich  für  die  Beteiligten  um  sehr  wenig 
Geld  handelt.  Iis  ist  in  der  Petitionskommission  hervorgehoben  worden, 
daß  die  1600  Mark  zum  großen  Teile  staatlichen  und  kommunalen  Anstalten 
zum  Vorteile  gereichen  würden ,  und  da  möchte  ich  Ihnen  doch  zur  Er- 
wägung geben,  ob  es  nicht  richtiger  ist,  daß  die  Herren  in  den  Einzel- 
staaten beantragen,  daß  für  derartige  Unternehmungen  die  paar  Groschen 
—  denn  anders  kann  man  es  nicht  bezeichnen,  wenn  wir  auf  das  ganze 
Reich  die  Summe  von  1600  Mark  verteilen  —  von  Staats  wegen  gewährt 
werden,  anstatt  daß  Sie  hier  ein  System  durchbrechen,  welches  wir  glück- 
lich, sind  bei  uns  zu  haben. 

Ich  möchte  dann  noch  kurz  zu  einzelnen  Punkten  sprechen,  die  von  den 
Herren  Vorrednern  erwähnt  worden  sind,  und  ich  möchte  in  erster  Linie 
die  Angabe  richtigstellen,  die  einer  der  Herren  Vorredner  —  ich  glaube, 
es  war  der  Herr  Abgeordnete  Bruhn  —  gemacht  hat  in  dem  Sinne,  als 
wenn  ich  neulich  unrichtige  Zahlen  mitgeteilt  hätte.  Ich  habe  neulich  ge- 
sagt ,  daß  sowohl  in  Berlin  wie  in  anderen  größeren  Städten,  Hamburg, 
Bremen,  Leipzig,  Dresden  usw.,  der  geringste  Tagelohn  2,70  Mark  betrage, 
und  daß  von  zwei  zu  zwei  Jahren  20  Pfennig  mehr  bezahlt  werden,  und 
daß  danach  der  Meistsatz  zur  Zeit  3.50  Mark  betrage.  Diese  Angabe  ist  zu- 
treffend. Ich  möchte  dann  bei  dem  Vergleiche  mit  den  Arbeitslöhnen 
auch  immer  noch  darauf  aufmerksam  machen,  daß  es  sich  bei  dem  Sold, 
den  der  Postunterbeamte  empfängt,  um  7  Tage  in  der  Woche  handelt, 
während  der  Arbeitslohn  nur  für  6  Tage  gezahlt  wird. 

Sodann  möchte  ich  einer  Auffassung  entgegentreten,  die  heute  hier  Aus- 
druck gefunden  hat,  und  die  auch  manchmal  in  Beamtenkreisen  zum  Aus- 
drucke gekommen  ist,  nämlich  der  Schlußfolgerung  aus  dem  Uberschusse  der 
Reichs -Post-  und  Telegraphenverwaltung,  daß  nun  die  Beamten  dieser  Ver- 
waltung Anspruch  darauf  hätten,  besonders  honoriert  zu  werden.  Das  ist 
ein  Grundsatz,  meine  Herren,  den  ich  bei  allem  Interesse  für  die  Beamten 
meiner  Verwaltung  für  falsch  erkläre;  denn  wenn  das  richtig  wäre,  dann 
würden  die  Polizeibeamten,  die  Gerichtsbeamten,  also  die  Beamten  aller 
Verwaltungen,  die  keine  Uberschüsse  haben,  überhaupt  nichts  zu  bekommen 
haben. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Es  kann  sich  doch  bloß  darum  handeln,  daß  im  Reiche  und  in  den  Einzel- 
staaten die  Beamten,  die  gleicher  Kategorie  sind,  gleichmäßig  honoriert 
werden.  Jeder  Beamte,  nicht  bloß  der  Postbeamte,  tut  seine  Schuldigkeit 
und  wird  dafür  bezahlt,  und  da  kann  man  nicht  danach  gehen,  ob  eine 
Verwaltung  viel  Uberschüsse  hat  oder  nicht. 

Dann  möchte  ich  auf  den  einen  Punkt  noch  einmal  zurückkommen,  der  von 
verschiedenen  Rednern  wieder  angeführt  worden  ist.  Es  handelt  sich  um  die 
Anfertigung  der  Dienstkleidung.  Es  ist  hier  schon  mehrfach  erklärt  worden, 
daß  die  Reichs-Postverwaltung  auf  dem  Standpunkte  steht,  die  Dienstkleider 
an  die  geeignetsten  Unternehmer  zur  Anfertigung  zu  vergeben,  und  ich 
möchte  die  Herren  darauf  aufmerksam  machen,  daß  die  Lieferung  immer 
nach  bestimmten  Jahren  neu  ausgeschrieben  wird.  Es  würde  mich  sehr 
freuen,  wenn  sich  die  Genossenschaften  dann  melden  und  Angebote  machen 
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würden.  Seitens  der  Verwaltung  steht  nichts  entgegen ,  sie  zu  berück- 
sichtigen; im  Gegenteil,  ich  würde  dies  gern  tun.  Ich  kann  im  übrigen 
sagen,  daß  die  Ober-Postdirektionen  vor  etwa  einem  Jahre  aufgefordert 
worden  sind,  Vorschläge  darüber  zu  machen,  wie  die  im  Jahre  1909  bevor- 
stehende neue  Ausschreibung  der  Kleiderlieferung  am  zweckmäßigsten 
erfolgen  soll. 

Dann  ist  besonders  die  Telephonleitung  von  Mannheim  nach  Hamburg 
erwähnt  worden.  Der  Herr  Vorredner  hat  recht,  daß  es  sich  hier  um 
eine  wichtige  Sache  handelt,  aber  ich  kann  leider  nicht  in  Aussicht  stellen, 
daß  die  Leitung  noch  in  diesem  Jahre  gebaut  werden  kann,  und  zwar  des- 
halb nicht,  weil  die  Kupferpreise  so  außerordentlich  gestiegen  sind,  daß 
wir  den  Bau  verschiedener  Linien  zurückstellen  mußten,  und  dazu  gehört 
auch  die  Leitung  Mannheim-Hamburg.  Ich  kann  aber  versichern,  daß  wir 
die  Sache  im  Auge  behalten  und.  sobald  sich  die  Möglichkeit  bietet,  in 
Angriff  nehmen  werden. 

Dann  möchte  ich  noch  kurz  auf  die  von  verschiedenen  Rednern  be- 
rührte Frage  der  Ober- Postpraktikanten  eingehen.  Bei  der  in  Aussicht  ge- 
nommenen Regelung  des  Besoldungsdienstalters  handelt  es  sich  darum,  den 
Beamten  das  Gehalt  zuzuwenden,  das  ihnen  zum  1.  April  1907  zustehet« 
würde,  wenn  zu  der  Zeit,  als  sie  in  die  Stelle  eingerückt  sind,  die  neuen 
Gehaltssätze  bereits  bestanden  hätten.  Mehr  kann  man  nicht  verlangen; 
namentlich  ist  es  unmöglich,  für  einen  bestimmten  Zeitpunkt,  z.  B.  fünf 
Vierteljahre  nach  der  Prüfung,  wie  der  Herr  Abgeordnete  Hug  vorschlug, 
ein  Anrecht  auf  Beförderung  oder  einen  bestimmten  Gehaltssatz  zu  geben. 
Das  würde  ein  Unrecht  sein  gegenüber  den  Beamten,  die  schnell  in  eine 
solche  Stelle  einrücken.  Es  sind  Beamte  vorhanden,  die  vielleicht  nur  ein 
Vierteljahr  gewartet  haben,  und  die  würden  nun  benachteiligt  werden.  Im 
großen  und  ganzen  glaube  ich  aber  sagen  zu  können,  daß  die  Beamten, 
die  zur  rechten  Zeit  ihr  Examen  gemacht  haben ,  auch  dann  noch  eine  Ver- 
besserung ihres  Besoldungsdienstalters  erfahren  werden,  wenn  sie  unter 
ungünstigen  Beförderungsverhältnissen  eine  längere  Wartezeit  haben  durch- 
machen müssen. 

Wenn  dann  angeführt  worden  ist,  daß  die  Räte  und  namentlich  die 
Aufsichtsbeamten  stark  beschäftigt  sind,  so  ist  das  eine  Erfahrung,  die 
nicht  nur  bei  der  Postverwaltung,  sondern  überall  gemacht  wird:  die  Be- 
schäftigung der  Beamten  wird  um  so  stärker,  je  höher  sie  steigen,  und  die 
Herren  dürfen  überzeugt  sein,  daß  viele  von  meinen  Kollegen  nicht  nur  10, 
sondern  12  bis  14  Stunden  arbeiten  müssen. 

Was  die  Urlaubszeit  betrifft,  so  darf  man  nicht  sagen:  für  jeden,  der 
Urlaub  hat,  muß  ein  besonderer  Vertreter  eingestellt  werden.  Der  Urlaub 
fällt  meist  in  eine  Zeit,  wo  der  Verkehr  schwächer  ist,  und  da  ist  es  nicht 
nur  bei  der  Postverwaltung,  sondern  überall  im  Rcichsdienst  üblich,  daß 
die  Vertretung  des  Beurlaubten  von  den  anderen  Kollegen  übernommen 
wird.  Wenn  aber  der  Urlaub  in  eine  Zeit  fällt,  wo  der  Verkehr  nicht 
nachläßt,  dann  werden  nach  Möglichkeit  Vertreter  für  die  Beurlaubten  ein- 
gestellt. 

Betreffs  der  vielerwähnten  Frage  der  Postagenten  möchte  ich  die 
Herren,  die  sich  dafür  interessieren,  bitten,  auf  ältere  Vorgänge  zurück- 
zugehen; ich  glaube,  es  würde  sich  damit  die  Diskussion  über  diesen 
Gegenstand  sehr  vereinfachen.  Schon  1899  ist  die  Frage  der  Bewilligung 
von  Pensionen  an  die  Postagenten  gründlich  behandelt  worden,  und  es  be- 
findet sich  in  den  Drucksachen  darüber  ein  Bericht  Ihrer  Kommission. 
Aber  auch  in  neuerer  Zeit,   in  den  Jahren  J905  und  1906.   ist  die  Frage 
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der  Besoldung  der  Postagenten  verhandelt  worden,  und  damals  ist  Ihre 
Kommission  zu  der  Überzeugung  gekommen,  daß  die  Sache  sich  zur  Er- 
örterung im  Plenum  nicht  eigne. 

Ich  möchte  noch  bezüglich  der  Steuern  in  den  Einzelstaaten,  die  auch  in  der 
Kommission  schon  erwähnt  worden  sind,  folgendes  mitteilen.  Es  ist  ganz 
richtig,  die  Besteuerung  in  den  verschiedenen  Staaten  des  Deutschen  Reichs 
ist  eine  ganz  verschiedene;  es  handelt  sich  bei  der  ganzen  Frage  aber  nicht 
nur  um  Steuern,  sondern  auch  um  Schulgeld  und  vieles  Andere.  Nun  darf 
aber  nicht  übersehen  werden,  daß  in  den  Einzelstaaten  meist  Landeskinder 
beschäftigt  werden  und  nur  vereinzelt  Beamte  aus  anderen  Bundesstaaten. 
Es  kann  doch  unmöglich  in  Ihrer  Absicht  liegen,  den  eingeborenen  Beamten 
eine  Zulage  dafür  zu  geben,  daß  sie  in  ihrem  eigenen  Lande  dienen. 
Würden  Sie  aber  bloß  den  von  auswärts  kommenden  Beamten  eine  Zulage 
geben,  dann  würden  sie  diese  wieder  besser  stellen  als  ihre  Kollegen,  die 
dort  geboren  sind.  Welche  Zulage  wollen  sie  denn  auch  geben?  Der  eine 
hat  das  Glück,  an  einem  billigen  Orte  zu  leben,  der  andere  muß  an  einem 
teueren  tätig  sein.    Ich  glaube  nicht,  daß  diese  Krage  so  sehr  einfach  ist.« 

Die  Besprechung  über  Titel  I  wurde  geschlossen  und  die  Abstimmung 
über  die  Resolutionen  auf  die  nächste  Sitzung  verschoben.  Titel  i  wurde 
bewilligt. 

Bei  der  Weiterberatung  gab  der  Abgeordnete  Beck  (Heidelberg)  (Nl.) 
als  Berichterstatter  der  Budgetkommission  zu  einzelnen  Titeln  kurze  Er- 
läuterungen. Zu  Titel  10,  sprach  der  Abgeordnete  Linz  (Rp.)  über  die 
Unzulänglichkeit  der  Unterbeamtenbesoldungen,  insbesondere  der  Tagegelder 
der  Postboten.  Diese  Tagegelder  seien  namentlich  in  den  westlichen  In- 
dustriebezirken viel  zu  gering,  ebenso  entspreche  der  Wohnungsgeldzuschuß, 
wenigstens  im  Westen,  nicht  entfernt  den  teueren  Mietpreisen.  Für  die 
Unterbeamten  müsse  ein  Anfangsgehalt  von  1200  Mark  und  ein  Endgehalt 
von  1800  Mark  angestrebt  werden. 

Bei  Titel  20  erörterte  der  Abgeordnete  Eickhoff  (Fr.  Vp.)  kurz  die 
Besoldungs-  und  Bcförderungsvcrhältnissc  der  Direktoren  und  Oberinspek- 
toren; er  wünschte  die  Vereinigung  dieser  Beamten  zu  einer  Besoldungs- 
klasse und  die  Gleichstellung  der  Direktoren  von  Ämtern  der  ersten  Gruppe 
mit  den  Posträten  nach  Rang  und  Gehalt. 

Dem  Abgeordneten  Bruhn  (Ref.  P.),  der  bei  Titel  22  um  eine  Er- 
klärung bat  über  Zulassung  der  Assistenten  zu  einer  zweimaligen  Wieder- 
holung der  Sekretärprüfung,  erwiderte  der  Staatssekretär  des  Reichs- 
Postamts  : 

»Ich  kann  nur  wiederholen,  was  ich  schon  öfter  vor  diesem  Hause  aus- 
gesprochen habe,  daß  es  nicht  in  meiner  Absicht  liegt,  eine  Änderung  der 
Vorschriften  über  die  Examina  eintreten  zu  lassen,  daß  es  also  dabei  bleibt: 
wer  zweimal  durchgefallen  ist,  für  den  ist  die  Sache  zu  Ende;  zum  dritten 
Male  kann  er  das  Examen  nicht  machen.« 

Der  Abgeordnete  Hamecher  (Z.)  kam  wieder  auf  die  Beamtenverbände 
und  die  Beamtenausschüsse  zurück;  er  rühmte  die  günstigen  Wirkungen 
der  Verbände  auf  die  Beamten  und  wies  darauf  hin,  daß  es  dem  Verbände 
der  Post  -  und  Telegraphenassistenten  gelungen  sei,  in  seinem  Bereiche  die 
anderwärts  vorgekommenen  Zwistigkcitcn  zwischen  Zivil-  und  Militär- 
anwärtern fernzuhalten. 

Der  Abgeordnete  Werner  (Ref.  P.)  klagte  über  eine  Verschleclrtcrung 
des  Dienstes  für  die  Beamten  des  Haupt-Telegraphenamts  in  Berlin,  die 
durch  einen  neuen  Dienstplan  herbeigeführt  worden  sei.  und  trat  für  eine 
weitere  Aufbesserung  des  Gehalts  der  Tclegraphenmcchaniker  ein. 
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Zu  den  Titeln  25  und  26  nahmen  mehrere  Abgeordnete  das  Wort.  Der 
Abgeordnete  Dr.  Görcke  (Brandenburg)  (Nl.)  wies  auf  eine  Quelle  der  Un- 
zufriedenheit hin,  die  in  der  ungleichmäßigen  Verteilung  der  gehobenen 
Unterbeamtenstellen  auf  die  einzelnen  Postanstalten  liege,  und  der  Abge- 
ordnete Eickhoff  (Fr.  Vp.)  trug  Wünsche  der  Unterbeamten  bezüglich  der 
Dienstkleidung  vor  und  empfahl  die  Gründung  von  Postkrankenkassen  mit 
freier  Ärztewahl  und  unentgeltlicher  Arzeneilieferung.  Hinsichtlich  der 
Unterbeamtenverbände  habe  er  persönlich  sehr  günstige  Beobachtungen  ge- 
macht; nach  seiner  aufrichtigen  Überzeugung  verdienten  diese  Verbände  das 
Wohlwollen  der  Verwaltung.  Der  Abgeordnete  v.  Treuen  fei  s  (K.)  be- 
mängelte die  zwischen  den  einzelnen  Ober-Postdirektionsbezirken  bestehenden 
Unterschiede  in  der  Dauer  der  Wartezeit  für  die  Landbriefträger  bis  zum 
Einrücken  in  Postschaffner-  oder  Briefträgerstellen  und  wünschte,  daß  das 
Einrücken  der  Unterbeamten  in  gehobene  Stellen  vom  Bestehen  einer 
Prüfung  abhängig  gemacht  werde.  Der  Abgeordnete  Kirsch  (Z.)  sprach 
sich  gegen  eine  solche  Prüfung  aus  und  schlug  vor,  die  bestehende  Unzu- 
friedenheit durch  Abschaffung  der  gehobenen  Stellen  und  gleichmäßige  Er- 
höhung aller  Unterbeamtengehälter  zu  beseitigen. 

Bei  Titel  3  I  verwendeten  sich  die  Abgeordneten  Rogalla  v.  Bieberstein 
(K.)  und  Eickhoff  (Fr.  Vp.)  für  eine  Erhöhung  der  Dienstbezüge  der  Post- 
agenten. 

Sämtliche  Titel  der  fortdauernden  und  der  einmaligen  Ausgaben  einschl. 
der  Ausgaben  des  außerordentlichen  Etats  wurden  ohne  Widerspruch  ge- 
nehmigt. 

Bei  Titel  1  der  Einnahmen  befürwortete  der  Abgeordnete  Dr.  Pfundtner 
(Fr.  Vp.)  in  ausführlicher  Darlegung  die  Resolution  iiber  eine  Ermäßigung 
der  Portosätzc  für  Sendungen  mit  Büchern  in  Blindenschrift.  Die  Ein- 
nahmetitel wurden  angenommen,  beim  ordentlichen  Etat  unverändert  und 
beim  außerordentlichen  Etat  mit  einer  vom  Abgeordneten  Beck  (Heidel- 
berg) begründeten  Ermäßigung  des  Ansatzes  von  335  000  Mark  auf 
324080  Mark  (Zahlung  der  norwegischen  Telegraphenverwaltung  für  die 
Überlassung  des  Miteigentums  am  Kabel  Sylt- Arendal). 

Die  vorliegenden  Petitionen  wurden,  dem  Antrage  des  Berichterstatters, 
Abgeordneten  Beck  (Heidelberg)  entsprechend,  der  Regierung,  soweit 
sie  sich  auf  allgemeine  Gehaltsaufbesserungen  bezogen,  als  Material,  so- 
weit sie  Sonderverhältnisse  betrafen,  zur  Berücksichtigung  überwiesen. 
Die  auf  Teuerungs-  und  die  Ostmarkenzulagen  bezüglichen  Petitionen  wurden 
als  durch  die  Beschlüsse  des  Reichstags  erledigt  erklärt. 

Die  Abstimmung  über  die  Resolutionen  erfolgte  in  der  45.  Sitzung  am 
3.  Mai.  Die  Resolutionen  v.  Gersdorff  und  v.  Staudv  sowie  Ortel  und  Genossen 
wurden  zurückgezogen,  die  übrigen  Resolutionen  aber  angenommen;  die 
Resolution  wegen  Herbeiführung  einer  Änderung  der  Personalordnung  für 
die  mittleren  Beamten  war  vorher  dahin  abgeändert  worden,  daß  die  Reichs- 
Postverwaltung  ersucht  wird  ,  über  die  vorgeschlagene  Reform  in  Er- 
wägungen einzutreten. 
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Das  Erholungsheim  für  deutsche  Lokomotivbeamte 
in  Hannoversch  -  Münden. 

Von  Ober- Postsekretär  Segger  in  Hannoversch- Münden. 

Der  Verband  deutscher  Lokomotivführer  zahlt  jetzt  annähernd  24000  Mit- 
glieder. Er  hat  sich  früh  schon  auf  durchaus  loyalen,  lebensfähigen  und 
erfolgsicheren  Grundsätzen  aufgebaut.  Tatkräftig  geleitet,  von  der  .Eisen- 
bahnverwaltung gefördert,  trug  er  als  der  Ersten  einer  auch  der  Forderung 
Rechnung,  aus  eigenen  Kräften  ein  Erholungsheim  für  seine  Mitglieder  zu 
errichten.  Mitbestimmend  war  die  Eigenart  des  Berufs,  die  eine  zeitweilige 
Ausspannung  besonders  dringlich  erheischt,  erleichternd  der  L'mstand ,  daß 
den  Lokomotivbeamten  ein  längerer  Erholungsurlaub  und  für  diesen  auf 
Wunsch  stets  freie  Eisenbahnfahrt  gewährt  wird.  Bahnbrechend  waren 
endlich  die  in  einem  Vortrage  des  lieh.  Sanitätsrats  Dr.  Brähmer-Berlin 
im  Jahre  190«»  vor  der  Gesamtvertretung  aller  Lokomotivführerverbände 
entwickelten  gesundheitlichen  Gründe. 

Bedeutende  Summen  wurden  vorläufig  durch  freiwillige  Beiträge  der 
Mitglieder,  durch  hochherzige  Zuwendungen  von  hohen  Beamten  und  anderen 
Gönnern  und  aus  zwei  Gesellschaftslotterien  gewonnen. 

Einige  vom  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  zur  Verfügung  gestellte 
höhere  Vcrwaltungs-,  Bau-  und  Sanitätsbeamte  sowie  der  Ausschuß  des 
Lokomotivführerverbandes  bereisten  10,01  zahlreiche  günstig  gelegene  Städte 
Mitteldeutschlands  von  der  Elbe  bis  zum  Rheine,  um  den  Platz  für 
das  Erholungsheim  auszusuchen:  es  sollte  der  landschaftlich  schönste  sein, 
der,  den  die  Natur  am  besten  mit  ihren  Gaben  ausgestattet  habe. 
Blankenburg  (Harz).  Detmold  und  Münden  kamen  auf  die  engere  Wahl: 
Hannoversch- Münden  trug  den  Sieg  davon. 

Im  Frühjahre  1902  begann  der  Bau  nach  den  im  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  nachgeprüften  Plänen  des  Architekten  Küster- Hannover. 
Die  Überwachung  des  Baues  wurde  der  Eisenbahndirektion  in  Cassel  über- 
tragen. 

Entgegenkommend  schenkte  die  Stadt  Münden  ein  10000  qm  großes 
Baugrundstück  am  sudlichen  Hange  des  Chattenbühl  dicht  oberhalb  der 
Stadt.  Ein  Gelände  in  herrlicher  landschaftlicher  Lage  mit  unvergleich- 
lichem Blicke  auf  die  Ausgänge  des  Fulda-  und  Werratals,  auf  Teile 
des  Reinhardts-,  Kauffunger-  und  Branewaldes,  sowie  auf  den  Beginn  des 
Wesertals. 

Am  7.  August  1903  wurde  der  gediegene  und  prächtige  Bau  eingeweiht 
und  eröffnet.  Er  hat  mit  den  Nebenbauten  (Kegelbahn ,  Stall-  und  Wirt- 
schaftsgebäude, Maschinenhaus.  Wasserhochbehältcr  und  Wasserleitung) 
1780*10  Mark  gekostet;  die  innere  Ausstattung,  einschließlich  Küchen-  und 
Badeeinrichtungen,  erforderte  weitere  50000  Mark,  obwohl  18  besonders 
prächtige  Zimmereinrichtungen  von  einzelnen  großen  Verbandsgruppen 
(z.  B.  Bremen,  Hamburg,  Hannover,  Magdeburg,  Braunschweig,  Berlin, 
Breslau,  Dresden  usw.)  mit  Vorbenutzungsrecht  für  ihre  Mitglieder  geschenkt 
worden  waren.  Bald  wünschenswert  gewordene  Ergänzungen  kosteten 
endlich  nochmals  10000  Mark. 

Sämtliche  Kosten  sind  vom  Vereine  beglichen  worden,  mit  Ausnahme 
einer  Hypothek  von  50000  Mark,  die  aus  Zwtckmäßigkeitsgründen  bei  der 
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Preußischen  Eisenbahn  -  Pensionskas.se  aufgenommen  worden  ist.  Der 
Minister  gewährte  aus  seinem  Dispositionsfonds  später  ioooo  Mark,  die 
zwar  im  Grundbuch  auf  das  Heim  eingetragen  sind,  nach  30  Jahren  aber 
als  getilgt  angesehen  werden  sollen. 

Der  mächtige  Bau  umfaßt  in  drei  Geschossen  über  der  Erde  und  einem 
teilweise  ausgebauten  Kniestocke  43  Logierzimmer  mit  65  Betten,  einen 
großen  Speisesaal,  Geschäftszimmer,  Billard-  und  Lesezimmer,  weite  gedeckte 
und  offene  Veranden  und  Balkone.  Die  Küchen-  und  Badeeinrichtungen 
sind  vortrefflich,  Zentraldampfheizung  besteht  für  das  ganze  Haus. 

Sämtliche  Möbel  sind  aus  Eichenholz  gefertigt,  in  allen  Logierräumen 
befinden  sich  Steinersche  Reformbetten.  Bei  der  Einrichtung  ist  mehr  auf 
das  Gediegene,  Behagliche,  als  auf  übertriebenen  Prunk  gesehen  worden. 
Weite  Park-  und  Schmuckgartenanlagen  sind  angelegt;  auch  für  zahlreiche 
Gartenhäuschen  usw.  ist  gesorgt. 

Die  Ökonomie,  d.  h.  Verpflegung.  Bedienung,  Gesamtbewirtung,  war 
anfänglich  einem  im  Ruhestande  lebenden  Lokomotivführer  übertragen, 
wurde  aber  bald  einem  besonderen  Wirte  (Koch)  für  4500  Mark  jährlich 
verpachtet.  Indes  mußte  diesem  wiederholt  namhafter  Pachtnachlaß  gewährt 
werden,  und  neuerdings  wurde  eine  anderweitige  Verpachtung  zu  geringerem 
Satze  nötig.  Die  Ertragsfähigkeit  wird  trotz  aller  günstigen  Voraussetzun- 
gen dadurch  stark  beeinträchtigt,  daß  während  der  Hauptsommermonate 
die  Kurgäste  zwar  kaum  unterzubringen  sind,  und  noch  Privatwohnungen 
in  Anspruch  genommen  werden  müssen ,  daß  aber  während  des  Winters 
der  Betrieb  fast  ganz  ruhen  muß. 

Man  erstrebt,  daß  dem  Heime  für  die  rauhere  Jahreszeit  Genesende  und 
Erholungsbedürftige  auch  aus  anderen  Klassen  der  Eisenbahnbediensteten 
durch  die  Bahnärzte  zugewiesen  werden;  der  Charakter  eines  Genesungs- 
heims soll  aber  vermieden,  und  im  besonderen  sollen  Lungenkranke  usw. 
nicht  aufgenommen  werden.  —  Im  Jahre  1904  erstreckte  sich  die  Hausver- 
pflegung auf  4000,  1905  auf  7000  und  1906  auf  mehr  als  8000  Wohntage. 

Die  »volle  Pension«  besteht  neben  Wohnung  in  Morgenkaffee  nebst  Zukost, 
zweitem  Frühstück,  Mittagessen  zu  zwei  Fleischgängen ,  Nachmittagskaffee 
und  Abendbrot  und  kostet  3  Mark  im  ersten  Stocke,  sonst  2,75  Mark.  Die 
»beschränkte  Pension«  umfaßt  neben  Wohnung  nur  Morgenkaffee  und 
Mittagessen;  ihr  Preis  beträgt  2  Mark  und  1,75  Mark.  —  Für  einzeln 
dargebotene  Speisen  und  Getränke  bestehen  Vorzugstarife;  Wannenbäder 
werden  mit  20,  Brausebäder  mit  15  Pf.  berechnet. 

Oberleitung  und  Betriebsaufsicht  für  das  Erholungsheim  sind  dem  Vor- 
stande des  Hauptverbandes  vorbehalten,  der  darin  durch  ein  Mitglied  am 
Orte  des  Erholungsheims  vertreten  wird. 

In  seiner  segensvollen  Wirksamkeit  ist  das  Heim  ein  vorbildliches 
und  hoch  zu  bewertendes  Beispiel  der  Selbsthilfe;  es  ist  aber  nicht  zu  ver- 
gessen, daß  die  freie  Bahnfahrt  der  Gäste  als  ein  wichtiger  Umstand 
für  das  Gelingen  solcher  Unternehmungen  in  Rechnung  zu  stellen  ist. 
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Als  der  Gedanke,  die  alte  und  die  neue  Welt  durch  einen  Schienenstrang 
zwischen  dem  Ostkap  und  Alaska  zu  verbinden,  vor  einigen  Jahren  auf- 
tauchte, wurden  bereits  so  viele  Einzelheiten  über  die  Führung  der  Bahn, 
ihre  Lange  und  Anschlüsse,  über  die  Kosten  und  Schwierigkeiten  der  Her- 
stellung usw.  veröffentlicht,  daß  man  es  offenbar  nicht  mehr  lediglich  mit 
einem  kühnen  Phantasiegebilde,  sondern  mit  einem  ausgereiften,  auf  ver- 
läßlichen Studien  und  A'orarbciten  beruhenden  Plane  zu  tun  hatte  Wir 
haben  hierüber  im  Archiv  1902,  S.  0S3  schon  eine  kurze  Mitteilung  ge- 
bracht. Durch  den  inzwischen  ausgebrochenen  russisch  -  japanischen  Krieg 
wurde  die  Verwirklichung  des  Planes  verzögert.  Vor  einiger  Zeit  nun  drang 
erneut  die  Meldung  in  die  Öffentlichkeit,  daß  dieser,  von  einem  amerikani- 
schen Syndikate  vertretene  Plan  nunmehr  so  weit  gefördert,  und  die  Ver- 
handlungen mit  der  russischen  Regierung  so  weit  gediehen  seien,  daß  die 
Ausführung  als  nahezu  sicher  erachtet  werden  könnte.  Wenn  der  Gedanke 
einer  solchen  Bahnverbindung  an  sich  schon  überraschend  erscheint,  so  muß 
man  jetzt  noch  mehr  staunen  über  den  kühnen  Wagemut  der  Unternehmer, 
die  neuerdings  nichts  Geringeres  beabsichtigen  als  eine  Untertunnelung  der 
Beringstraße.  Zuerst  war  geplant,  diesen  Meeresarm  entweder  durch  eine 
nahezu  120  km  lange  Ricsenbrücke  zu  überspannen  oder  die  Verbindung 
auf  dieser  Strecke  durch  eine  Riesenfährc  für  ganze  Eisenbahnzüge  herzu- 
stellen. Bei  dem  ungeheuren  Andränge  von  großen  Eismassen,  die  all- 
jährlich durch  die  Beringstraße  treiben,  erschien  diese  Art  der  Verbindung 
beider  Erdteile  gleich  anfangs  kaum  ausführbar.  Nunmehr  soll  die  Ver- 
bindung durch  einen  unter  der  Beringstraße  hinführenden  Tunnel  geschaffen 
werden,  der,  wenn  er  zur  Ausführung  kommt,  alle  bisher  geplanten  Meeres- 
untertunnclungen  an  Großartigkeit  und  Schwierigkeit  weit  hinter  sich  lassen 
wird.  So  kühn  der  Gedanke  zunächst  auch  erscheint  —  würde  doch  die 
Länge  des  gesamten  Tunnels  nahezu  fünfmal  jene  des  Simplontunnels,  des 
bisher  längsten  Tunnels,  betragen  — ,  so  hegen  doch  die  amerikanischen 
Ingenieure  keine  Zweifel  über  die  Ausführbarkeit.  Wir  entnehmen  über 
den  Gegenstand  der  Wiener  »Zeitschrift  für  Post  und  Telegraphier  nach- 
stehende Einzelheiten. 

Vom  Festland  Asiens  springt  weit  in  die  Beringstraße  hinaus  eine 
Halbinsel  vor,  an  deren  äußerster  Spitze  das  Ostkap  unter  169  Grad 
40  Minuten  westlicher  Länge  von  Greenwich  den  Endpunkt  der  alten  Welt 
bildet,  während  der  gegenüber  am  weitesten  gegen  Westen  vorspringende 
Punkt  Amerikas,  das  Kap  Prinz  von  Wales,  fast  genau  unterm  168.  Grade 
liegt.  In  der  Mitte  dieser  schmälsten  Stelle  der  Beringstraße,  deren  Breite 
zwischen  75  und  92  km  schwankt,  liegen  die  Diomedesinseln.  Die  große 
oder  Ratmanow-Insel  befindet  sich  ziemlich  in  der  Mitte  zwischen  den  beiden 
Erdteilen,  die  weiter  östlich  liegende  kleine  Diomedesinscl  wird  von  ihr 
durch  eine  nur  4  km  breite  Meeresstraße  getrennt.  Die  Nordspitze  der 
großen  Diomedesinsel  ist  40  km  vom  Ostkap  entfernt,  während  die  Süd- 
spitze der  kleinen  Diomedesinsel  vom  amerikanischen  Kap  Prinz  von  Wales 
45  km  absteht,  und  die  Entfernung  der  Nordspitze  der  großen  von  der 
Südspitze  der  kleinen  Diomedesinsel  nur  15  km  beträgt.  Hiernach  ist  die 
Ausdehnung  und  Führung  des  ganzen  Tunnels  gegeben.  Welche  Zeit  der 
Durchschlag  einschließlich  der  Herstellung  der  erforderlichen  Zufahrtsrampen 
mit  einer  Gesamtlänge  von  47  km  erfordern,  und  wie  überhaupt  der  Bau 
ausgeführt  werden  wird,  darüber  verlautet  bisher  noch  nichts  Näheres. 
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Abgesehen  von  diesem  hervorragendsten  und  schwierigsten  Bauteile  der 
neuen  Eisenbahnlinie  bietet  diese  auch  sonst  noch  des  Interessanten  genug. 
In  Kansk,  der  nördlichsten  Station  der  mittelsibirischen  Bahn,  etwa  5000  km 
von  Moskau  und  ungefähr  2700  km  vom  Anfangspunkte  der  sibirischen 
Bahn  entfernt,  soll  der  neue  Schienenweg  seinen  Anschluß  an  diese  erhalten 
und  über  Jakutsk,  den  wichtigsten  Verkehrsmittelpunkt  des  nördlichen  Ost- 
sibiriens, bis  zum  Ostkap  geführt  werden,  sodann  nach  Überschreitung  der 
Beringstraße  Alaska  und  Britisch-Kolumbien  durchqueren,  um  schließlich  bei 
Vancouver,  dem  Endpunkte  der  großen  Kanada-  Pacifkbahn ,  in  das  große 
nordamerikanische  Eisenbahnnetz  einzumünden.  Die  Länge  der  ganzen 
Strecke  wird  auf  7500  km  berechnet,  steht  also  gegen  jene  der  sibirischen 
Bahn  (etwa  10000  km)  etwas  zurück.  Dafür  aber  führt  die  neue  Bahn  in 
außerordentlich  hohe  Breiten.  Während  die  sibirische  Bahn  an  ihrem 
nördlichsten  Punkte,  der  schon  erwähnten  Station  Kansk,  den  55.  Grad 
nördlicher  Breite  nur  etwas  überschreitet,  wird  die  neue  Bahnlinie  in  dieser 
hohen  Breite  erst  beginnen;  sie  geht  beim  Ostkap  über  den  66.  Grad 
nördlicher  Breite  hinaus,  und  ihr  nördlichster  Punkt  wird  nur  wenig  vom 
Polarkreis  entfernt  sein.  Hierdurch  kommt  die  Bahn  in  ganz  ungewöhnlich 
schwierige  klimatische  Verhältnisse;  denn  sie  durchschneidet  den  Kältepol 
der  Erde.  In  Ostsibirien  erreicht  nämlich  die  Kälte  ihr  absolutes  Maximum, 
und  die  Temperatur  erfährt  dort  die  größten  Schwankungen.  Der  vorher 
schon  genannte  Ort  Jakutsk  erfreut  sich  einer  mittleren  Jahrestemperatur 
von  —  ii,i°  C. ;  im  Januar  sinkt  das  Thermometer  auf  — 430  C,  im  Juli 
steigt  es  auf  -f  18, 8°  C,  so  daß  zwischen  beiden  Monaten  eine  Schwankung 
von  6 1,8°  C.  liegt.  Noch  größer  sind  aber  die  Unterschiede  zwischen  den  bisher 
daselbst  beobachteten  äußersten  Temperaturgraden,  nämlich  — 62  C.  im 
Januar  und  -|-  38.x0  C.  im  Juli.  Der  Wärmeunterschied  beträgt  hier  ioo°  C, 
d.  h.  so  viel  wie  der  Unterschied  zwischen  dem  Gefrier-  und  dem  Siede- 
punkte des  Wassers.  Schon  diese  Andeutungen  lassen  erkennen,  welche 
Schwierigkeiten  allein  die  klimatischen  Verhältnisse  der  Bauausführung  und 
dem  Betriebe  der  neuen  Bahn  bereiten  werden.  Aber  auch  sonst  sind  noch 
Schwierigkeiten  ungewöhnlicher  Art  genug  zu  überwinden.  U.  a.  gilt  es. 
die  nordasiatische  Tundra,  jene  ungeheure,  moosbedeckte  Sumpfsteppe  des 
nördlichen  Sibiriens,  die  sich  von  der  Baumgrenze  bis  zum  Eismeer  erstreckt, 
im  Winter  fest  gefroren  ist,  im  Sommer  sich  dagegen  in  einen  unwegsamen 
Morast  verwandelt,  zu  durchqueren  und  darin  einen  festen,  zu  jeder  Jahres- 
zeit benutzbaren  Bahnkörper  herzustellen.  Weiter  nach  Osten  sind  Gebirge 
zu  überwinden ,  die  bisher  in  manchen  Jahren  überhaupt  nicht  haben  über- 
schritten werden  können.  Wie  die  Bahn  auf  diesem  letzten  Teile  zu  führen 
sein  wird,  steht  zwar  noch  nicht  fest;  doch  hofft  man,  auch  hier  aller 
Schwierigkeiten  Herr  zu  werden. 

Für  die  Entwicklung  Sibiriens  und  Alaskas  wird  die  Bahn  eine  sein- 
große wirtschaftliche  Bedeutung  haben.  Beide  Länder  bergen  ungeheure 
Schätze  aller  Art,  deren  Nutzbarmachung  bisher  hauptsächlich  aus  Mangel 
an  ausreichenden  Verkehrswegen  nicht  möglich  gewesen  ist.  So  brachte 
Sibirien  am  Ob  und  Irtisch  oft  so  reiche  Getreideernten  hervor,  daß  man 
vor  dem  Ausbau  der  sibirischen  Bahn  nicht  wußte,  was  man  damit  an- 
fangen sollte.  Die  Bauern  fanden,  daß  es  sich  nicht  der  Mühe  lohnte,  das 
Getreide  einzuernten,  und  ließen  es  ungeschnitten  stehen.  Das  Mehl  hatte 
am  Baikal  oft  nur  einen  Wert  von  10  Kopeken  für  das  Pud  oder  -/3  Pf. 
für  das  Pfund.  Weiter  nach  Ostsibirien  hin  sind  überreiche  Mineralschätze 
vorhanden.  Im  Flußgebiete  der  Lena  finden  sich  weit  ausgedehnte  Salz- 
lager.   Auch  an  ergiebigen  Salzquellen  ist  kein  Mangel.    Am  unteren  Laufe 
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der  Lena  ist  man  auf  gute  Kohlen  gestoßen.  Erze,  besonders  Kupfer  sind 
ebenfalls  vorhanden,  werden  aber  bisher  so  gut  wie  nicht  ausgebeutet.  Im 
Gebiete  der  oberen  Lena  und  am  Jetiissei  sind  Goldlager  entdeckt  worden; 
schon  seit  Jahren  sind  in  jenen  Gegenden  Goldwäschereien  im  Betriebe,  die 
jährlich  ungefähr  zwei  Drittel  der  gesamten  Goldgewinnung  Rußlands  liefern. 

Allerdings  können  diese  Gegenden  an  Goldreichtum  sich  nicht  messen  mit 
den  jenseits  der  zu  untertunnelnden  Beringstraße  in  dem  vielgenannten 
Alaska  belegenen,  wo  in  neuerer  Zeit  auf  der  Halbinsel  Seward  Goldlager 
von  ganz  ungeahntem  Reichtume  gefunden  worden  sind.  Der  ganze  Küsten- 
streifen  daselbst  ist  auf  50  km  Ausdehnung  außerordentlich  goldhaltig. 
Das  Ufer  wird  von  einer  25  m  breiten  Sanddünc  gebildet,  in  der  man  dicht 
unter  der  Oberfläche  auf  eine  15  bis  20  cm  starke  Goldschicht  gestoßen  ist. 
unter  der  sich  stellenweise  noch  eine  zweite  Goldschicht  befand. 

Durch  diese  reichen  Goldländer  wird  die  aus  Sibirien  kommende 
neue  Bahn  ziehen.  Man  kann  deshalb  den  Plan  der  Amerikaner  und 
ihre  Bereitwilligkeit  leicht  verstehen,  die  gewaltige  Summe  von  54  Mil- 
lionen Pfund  Sterling  oder  1100  Millionen  Mark  —  auf  diesen  Betrag  sind 
die  Gesamthcrstellungskosten  der  neuen,  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
Goldbahn  zu  nennenden  Bahn  veranschlagt  —  herzugeben,  besonders  wenn 
sie  es  erreichen,  daß  ihnen  längs  der  ganzen  Bahnlinie  ein  Geländestreifen 
von  24  km  Breite  zur  freien  Verfügung,  auch  zur  bergmännischen  Ver- 
wertung überlassen  wird.  Kommt  der  neue  Schienenweg  zustande,  so  wird 
er  jedenfalls  nicht  nur  eine  der  interessantesten,  sondern  auch  der  kühnsten 
und  vielleicht  einträglichsten  Unternehmungen  der  Neuzeit  sein. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Verkehrswesen  in  Abessinien.  In  Abessinien,  das  bereits  auf  dem 
letzten  Postkongreß  vertreten  war,  seinen  Beitritt  zum  Weltpostverein  aber 
noch  nicht  hat  verwirklichen  können,  scheint  jetzt  die  Einrichtung  einer 
Staatspost  bevorzustehen.  Nach  einer  Mitteilung  aus  Adis  Abeba,  der 
Hauptstadt  Abessiniens.  hat  sich  der  Negus  entschlossen,  die  abessinische 
Post  unter  eigene  Verwaltung  zu  nehmen  und  nach  dem  Muster  europäischer 
Staaten  einzurichten.  Bisher  bestand  zwischen  Adis  Abeba  und  Harrar,  dem 
Endpunkte  der  von  Djibouti  ausgehenden  Bahn,  eine  von  Privatunternehmern 
unterhaltene  wöchentliche  Postverbindung. 

Von  diesen  Unternehmern  hat  nun  der  Negus  die  auf  der  genannten  Strecke 
vorhandenen  Post-  und  Telegraphenanstalten  übernommen  und  den  bisherigen 
Postvorstcher  in  Harrar  beauftragt,  den  Post-  und  Fernsprechverkehr  zwischen 
Harrar  und  Adis  Abeba  zu  ordnen.  Infolgedessen  sind  Postlinien  von  letz- 
tem Orte  nach  Diredaua  und  nach  Harrar  eingerichtet  und  Anstalten  ge- 
troffen worden,  um  auf  diesen  Strecken  die  Dauer  der  Postbeförderung  auf 
vier  Tage  herabzusetzen.  Es  wäre  freudig  zu  begrüßen,  wenn  das  teils  be- 
gonnene, teils  geplante  Reformwerk  zur  Schaffung  eines  geordneten  Post- 
verkehrs zwischen  Abessinien  und  dem  Auslände  führen  würde. 
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Die  Berliner  internationale  Konferenz  für  Funkentelegraphie 

und  ihre  Beschlüsse. 

Bei  der  Einführung  der  gewöhnlichen  elektrischen  Telegraphie  in  den 
allgemeinen  Verkehrsdienst  konnte  man.  solange  es  noch  an  internationalen 
Vereinbarungen  über  die  Verbindung  der  Liniennetze  benachbarter  Länder 
fehlte,  die  Leitungen  an  den  Landesgrenzen  enden  lassen  und  dadurch  die 
Wirkung  des  zum  Telegraphieren  dienenden  elektrischen  Stromes  auf  das  Gebiet 
des  Inlandes  beschränken.  Bei  der  drahtlosen  Telegraphie  dagegen  wird 
durch  jedes  Niederdrücken  der  Morsetaste  in  einem  der  Reichweite  der 
Station  entsprechenden  Umkreis  ohne  Rücksicht  auf  die  Landesgrenzen 
das  Äth  ermeer  in  Schwingungen  versetzt,  so  daß  die  Beförderung  jedes 
inländischen  Funkentelegramms  u.  LT.  Störungen  des  ausländischen  Betriebs 
hervorrufen  kann.  Die  drahtlose  Telegraphie  besitzt  daher  mehr  als  jedes 
andere  dem  Nachrichtenaustausche  dienende  Verkehrsmittel  von  Hause  aus 
einen  internationalen  Charakter,  und  ihre  volle  Ausnutzung  ist  ohne  inter- 
nationale Regelung  nicht  denkbar.  Dies  ist  in  Deutschland,  wo  die  Funken- 
telegraphie frühzeitig  in  den  Dienst  der  Allgemeinheit  gestellt  wurde,  von 
vornherein  erkannt  worden.  Es  kommt  hinzu,  daß  der  ferneren  Entwicklung 
des  neuen  Verkehrsmittels  durch  die  Monopolisierungsbestrebungen  der 
Marconigesellschaft,  die  den  Verkehr  mit  jedem  anderen  als  dem  von  ihr 
verbreiteten  System  zu  hindern  bemüht  war,  Gefahr  drohte.  Unter  diesen 
Umständen  ergriff  Deutschland  die  Initiative  zu  einer  internationalen  Regelung, 
und  es  fand  in  der  Zeit  vom  4.  bis  13.  August  1903  in  Berlin  eine  Vorkonferenz 
statt,  an  der  außer  Deutschland  teilnahmen :  Großbritannien,  Frankreich,  Italien, 
Spanien,  Österreich-Ungarn,  Rußland  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Den  Beratungen  lag  ein  von  Deutschland  entworfenes  Programm  zu  Grunde, 
das  hauptsächlich  die  Gewährleistung  des  freien  Wettbewerbes  aller  Systeme, 
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die  Fernhaltung  gegenseitiger  Störungen  und  die  allgemeinen  Gesichts- 
punkte für  die  Regelung  des  Betriebs  und  die  Gestaltung  der  Gebühren- 
tarife zum  Gegenstande  hatte.  Das  Ergebnis  der  Beratungen  ist  in  einem 
Schlußprotokoll  *)  enthalten ,  das  mit  Ausnahme  von  Großbritannien  und 
Italien,  die  zugunsten  des  Marconisystems  eine  Sonderstellung  einnahmen 
und  dementsprechende  Vorbehalte  machten ,  von  allen  vertretenen  Staaten 
unterzeichnet  wurde  und  als  Grundlage  für  ein  späteres  internationales  Ab- 
kommen den  Regierungen  zur  Prüfung  vorgelegt  werden  sollte. 

Die  vom  Staatssekretär  des  Reichs- Postamts  in  der  Schlußsitzung  der 
Vorkonferenz  ausgesprochene  Hoffnung,  eine  auf  der  Basis  der  Vorkon- 
ferenzbeschlüsse weiter  arbeitende  allgemeine  internationale  Konferenz  für 
Funkentelegraphie  schon  bald  in  Berlin  begrüßen  zu  können,  hat  sich, 
nachdem  wiederholt  Verschiebungen  notwendig  geworden  waren,  im 
Jahre  1906  erfüllt.  Die  Konferenz  ist  am  3.  Oktober  zusammengetreten 
und  hat  ihre  Arbeiten  am  3.  November  beendet.  Außer  Deutschland  hatten 
folgende  29  Staaten  die  Konferenz  beschickt:  Vereinigte  Staaten  von  Amerika, 
Argentinien,  Österreich,  Ungarn,  Belgien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  Däne- 
mark, Ägypten,  Spanien,  Frankreich,  Großbritannien,  Griechenland,  Italien, 
Japan,  Mexiko,  Monaco,  Montenegro,  Norwegen,  Niederlande,  Pcrsien, 
Portugal,  Rumänien,  Rußland,  Schweden,  Siam,  Türkei,  Uruguay.  Außer- 
dem waren  noch  China  und  Peru  eingeladen  worden,  die  jedoch  auf  die 
Teilnahme  verzichtet  hatten.  Nachträglich  ist  noch  einem  chinesischen 
Ingenieur  auf  Wunsch  seiner  Regierung  gestattet  worden,  zu  informatori- 
schen Zwecken  den  Beratungen  beizuwohnen.  Die  Mehrzahl  der  ver- 
tretenen Staaten  hatte  Delegierte  der  verschiedenen  in  Betracht  kommenden 
Ressorts,  und  zwar  neben  denen  der  Telegraphenvcrwaltungen  solche  der 
Militär-,  Marine-  und  Kolonialverwaltungen  entsandt.  Bei  der  großen 
Anzahl  von  im  ganzen  109  Teilnehmern  und  der  langen  Dauer  der  Konferenz 
war  es  von  großem  Werte,  daß  für  sie  die  Räume  des  Reichstagsgebäudes 
zur  Verfügung  standen,  wo  in  vortrefflicher  Weise  für  alle  geschäftlichen 
Bedürfnisse  und  für  die  Bequemlichkeit  der  Teilnehmer  gesorgt  war. 

Bei  der  an»  3.  Oktober  im  Plenarsitzungssaale  des  Reichstags  stattge- 
habten feierlichen  Eröffnungssitzung,  der  außer  den  Delegierten  eine  größere 
Anzahl  von  Mitgliedern  der  obersten  Reichs-  und  Staatsbehörden  beiwohnte, 
hielt  der  Staatssekretär  des  Rcichs-Postamts  als  Vorsitzender  die  Eröffnungs- 
rede, die  in  deutscher  Ubersetzung  nachstehend  wiedergegeben  ist: 

»Meine  Herren! 

In  der  letzten  Sitzung  der  im  Jahre  1903  hier  versammelt  ge- 
wesenen internationalen  Vorkonferenz  für  drahtlose  Telegraphie  hatte 
ich  die  Ehre,  der  Hoffnung  Ausdruck  zu  geben,  daß  in  kurzer  Zeit 
zur  Fortsetzung  und  glücklichen  Beendigung  der  damals  begonnenen 
Arbeiten  eine  allgemeine  Konferenz  hier  zusammentreten  möge.  Nach- 
dem der  Gang  der  Ereignisse  wiederholt  Verschiebungen  dieser  Kon- 
ferenz notwendig  gemacht  hat,  schätze  ich  mich  glücklich,  daß  jene 
Hoffnung  sich  nunmehr  erfüllt,  und  daß  es  mir  vergönnt  ist,  eine  so 
glänzende  Versammlung  zahlreicher  Vertreter  von  hohen  Regierungen 
aus  fast  allen  Weltteilen  begrüßen  zu  dürfen,  die  sich  hier  vereinigt 
haben,  um  gemeinsam  an  dieser  hochwichtigen  internationalen  Kultur- 
aufgabe zu  arbeiten.  Diese  Aufgabe  zielt  dahin,  einer  der  größten 
neuzeitlichen   Errungenschaften  der  Wissenschaft   und  der  Technik. 
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nämlich  der  Nachrichtenübermittlung  durch  Ätherwellen,  die  ihr  ge- 
bührende Stellung  in  der  Reihe  der  internationalen  Verkehrsmittel  zu 
sichern  und  ihre  Nutzbarmachung  für  die  Allgemeinheit  zu  erleich- 
tern. Indem  ich  hoffe,  daß  dieser  Zweck  erreicht  werden  möge,  ist 
es  für  mich  eine  besondere  Ehre,  Sie  im  Namen  der  Regierung 
meines  erhabenen  Herrn,  Seiner  Majestät  des  Deutschen  Kaisers,  als 
geehrte  Gäste  der  deutschen  Nation  willkommen  zu  heißen,  Ihnen  zu 
danken  für  die  freundliche  Aufnahme,  welche  die  Einladung  Deutsch- 
lands bei  den  Regierungen  Ihrer  Staaten  gefunden  hat,  und  daran  die 
Versicherung  zu  knüpfen,  daß  unserseits  alles  geschehen  wird,  um 
Ihre  Arbeiten  zu  erleichtern  und  Ihnen  zugleich  den  Aufenthalt  hier 
nach  Möglichkeit  angenehm  zu  gestalten. 

Bevor  Sie  Ihre  Arbeiten  beginnen,  möchte  ich  kurz  darauf  hin- 
weisen ,  welche  Fortschritte  die  Telegraphie  ohne  Draht  seit  der 
Vorkonferenz  mit  Hilfe  von  Wissenschaft  und  Technik  erzielt,  und 
welche  praktische  Bedeutung  sie  als  Verkehrsmittel  inzwischen  er- 
langt hat.  In  den  letzten  Jahren  sind  Gelehrte  und  Techniker  aller 
Nationen  wetteifernd  bemüht  gewesen,  an  der  Vervollkommnung 
der  Telegraphie  ohne  Draht  zu  arbeiten.  Diese  Bestrebungen 
waren  in  erster  Linie  darauf  gerichtet,  die  Reichweiten  zu  vergrößern. 
Dies  ist  durch  Ausstrahlung  größerer  Energiemengen,  durch  Ver- 
besserung der  Schaltungen  und  Apparate,  durch  die  gründliche  Er- 
forschung und  die  zweckentsprechende  Anwendung  des  Resonanz- 
pnnzips  so  weit  gelungen,  daß  jetzt  Schiffe  auf  Tausende  von  Kilo- 
metern Nachrichten  vom  Lande  empfangen  können.  Eine  nicht 
minder  wichtige  Aufgabe,  die  Fcrnhaltung  gegenseitiger  Störungen, 
ist  ebenfalls  ihrer  Lösung  näher  gebracht  worden.  Eine  Reihe  von 
Systemen  ist  durch  sinnreiche  Anwendung  verschiedener  Methoden 
der  Abstimmung  so  vervollkommnet  worden,  daß  bei  genügendem  Unter- 
schied in  den  Wellenlängen  ein  ungestörter  gleichzeitiger  Verkehr 
mehrerer,  nicht  weit  voneinander  entfernter  Stationen  durchführbar  ist. 

Besonders  gespannt  darf  man  auf  das  Ergebnis  der  Versuche  sein, 
die  darauf  hinzielen,  mit  Hilfe  des  elektrischen  Flammenbogens  un- 
gedämpfte Wellen  zu  erzeugen.  Sollten  sich  die  an  diese  Erfindung 
geknüpften  Hoffnungen  erfüllen,  so  wird  voraussichtlich  ein  Unter- 
schied in  den  Wellenlängen  von  wenigen  Prozenten  genügen,  um  das 
Ansprechen  eines  Apparates  auf  Wellen,  die  nicht  für  ihn  bestimmt 
sind,  zu  verhindern. 

Das  wichtigste  Verwendungsgebict  der  Telegraphie  ohne  Draht 
liegt  nach  wie  vor  auf  der  See,  und  hier  haben  die  Erfahrungen  der 
letzten  Jahre  bewiesen,  daß  die  drahtlose  Telegraphie  im  Dienste  so- 
wohl der  Kriegs-  als  auch  der  Handelsflotten  ein  durchaus  unentbehr- 
liches Verkehrsmittel  ist.  Zuverlässiges  und  vollständiges  statistisches 
Material  über  die  Anzahl  und  den  Verkehrsumfang  der  in  Betrieb  be- 
findlichen Stationen  für  drahtlose  Telegraphie  ist  leider  noch  nicht 
zur  Verfügung;  soweit  es  sich  hat  ermitteln  lassen,  bestehen  aber 
bereits  oder  sind  in  der  Herstellung  begriffen  an  400  Küstenstationen, 
die  der  Mehrzahl  nach  dem  allgemeinen  Verkehre  dienen;  die  Zahl  der 
mit  Apparaten  für  Funkentelegraphie  ausgerüsteten  Handelsschiffe 
beträgt  etwa  250,  die  der  Kriegsschiffe  ist  jedenfalls  bedeutend  größer 
als  die  der  Handelsschiffe  und  der  Küstenstationen  zusammengenommen. 

Uberall  wo  die  Übertragung  der  Nachrichten  in  die  Ferne  mittels 
metallischer  Leitungen  auf  wirtschaftliche  oder  technische  Schwierig- 
es* 
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keiten  stößt,  machen  sich  Versuche  geltend,  die  Fortpflanzung  der 
Wellen  im  freien  Weltäther  zur  Beförderung  der  Kundgebungen  des 
menschlichen  Geistes  nutzbar  zu  machen. 

Trotz  aller  erzielten  Verbesserungen  bleibt  aber,  wie  wir  alle 
wissen,  noch  manches  zu  wünschen  übrig.  Das  ungestörte  Arbeiten 
zweier  Stationen  ist  von  dem  guten  Willen  benachbarter  Stationen 
abhängig,  die  Geheimhaltung  der  Nachrichten  und  die  Beseitigung 
atmosphärischer  Störungen  sind  noch  ungelöste  Aufgaben.  Wissen- 
schaft und  Technik  werden  außer  diesen  noch  andere  Aufgaben  zu 
lösen  haben,  bevor  die  drahtlose  Telegraphie  in  bezug  auf  sichere 
Übermittlung  allen  Anforderungen  genügt.  Wenn  wir  daher  ans  Werk 
gehen,  um  das  neue  Verkehrsmittel  schon  jetzt  international  zu  regeln, 
so  ist  es  von  besonderer  Wichtigkeit,  darauf  zu  halten,  daß  dadurch 
ihre  weitere  Entwicklung  nicht  gehemmt,  sondern  daß  den  in  allen 
Ländern  sich  regenden  Kräften  auf  dem  Gebiete  der  Forschung  und 
der  technischen  Erfindung  freies  Spiel  gelassen  wird.  Auch  auf  dem 
Gebiete  der  Gesetzgebung  hat  sich  in  vielen  Staaten  für  die  drahtlose 
Telegraphie  eine  rege  Tätigkeit  entfaltet;  überall  hat  sich  die  Er- 
kenntnis Bahn  gebrochen,  daß  ein  für  die  Landesverteidigung,  für 
Schiffahrt,  Handel  und  Gewerbe  so  wichtiges  Verkehrsmittel  unter 
staatlicher  Kontrolle  stehen  muß,  und  in  einer  größeren  Anzahl  von 
Staaten,  deren  Gesetzgebung  dazu  bisher  keine  genügende  Handhabe 
bot,  hat  man  sich  beeilt,  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Funken- 
telegraphenstationen von  der  Genehmigung  des  Staates  abhängig  zu 
machen.  Die  Ausbreitung  der  elektrischen  Wellen  als  Träger  der 
drahtlosen  Nachrichten  wird  aber  durch  staatliche  Grenzen  nicht  be- 
schränkt; jede  mit  dem  nötigen  Energieaufwand  entsandte  elektrische 
Welle  überschreitet  diese  Grenzen  unbekümmert  darum,  ob  ihr  Be- 
stimmungsort diesseits  oder  jenseits  belegen  ist.  Mehr  als  jedes 
andere  Verkehrsmittel  hat  deshalb  die  Funkentelegraphie  schon  von 
vornherein  einen  internationalen  Charakter  und  ihre  volle  Ausnutzung 
ist  deshalb  ohne  internationale  Regelung  undenkbar. 

Die  Grundlage  einer  solchen  zu  schaffen,  ist  die  schwierige,  aber 
für  die  Vermehrung  der  Verkehrsbeziehungen  zwischen  den  Nationen 
und  für  den  Fortschritt  der  Kultur  überaus  wichtige  und  dankbare 
Aufgabe  der  Konferenz.  Wie  es  gelungen  ist,  den  Gebrauch  der 
Drahttelegraphie  und  erst  neuerdings  den  ihrer  jüngeren  Schwester, 
der  Telephonie,  durch  Schaffung  internationaler  Grundlagen  zu  er- 
leichtern und  dadurch  zum  Allgemeingut  aller  Nationen  zu  machen,  so 
hoffe  ich,  daß  beim  entgegenkommenden  Austausche  der  Meinungen  ein 
gleiches  Ziel  auch  hinsichtlich  der  drahtlosen  Telegraphie  sich  wird 
erreichen  lassen.  In  dieser  Hoffnung  erkläre  ich  die  erste  allgemeine 
Konferenz  für  drahtlose  Telegraphie  in  Berlin  für  eröffnet.« 

Als  Senior  der  Konferenzmitglieder  dankte  der  erste  belgische  Dele- 
gierte Delarge  für  die  herzlichen  Begrüßungsworte  und  versicherte,  daß 
man  allerseits  bemüht  sein  werde,  zum  Wohle  der  gesamten  Menschheit 
auf  dem  Gebiete  der  drahtlosen  Telegraphie  eine  vollständige  Einigung 
aller  vertretenen  Nationen  herbeizuführen;  sodann  ersuchte  er  den  Vor- 
sitzenden, Seiner  Majestät  dem  Kaiser  die  Huldigung  der  Versammlung 
zu  übermitteln  und  schloß  mit  einem  Hoch  auf  den  Kaiser,  in  das  die 
Versammlung  lebhaft  einstimmte.  Nach  den  Dankesworten  des  Staats- 
sekretärs übertrug  dieser  die  Leitung  der  Konferenzarbeiten  dem  L'nter- 
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Staatssekretär  Sydow,  der  alsdann  in  allen  Plenarsitzungen  den  Vorsitz  führte. 
Er  stellte  zunächst  die  Geschäftsordnung  zur  Beratung,  deren  von  Deutsch- 
land ausgearbeiteter  Entwurf  sich  eng  teils  an  die  Geschäftsordnung  des 
letzten  Postkongresses ,  teils  an  die  der  internationalen  Telegraphen- 
konferenz vom  Jahre  1903  anschloß  und  ohne  nennenswerte  Änderung 
angenommen  wurde;  sodann  wurden  auf  Vorschlag  des  Präsidenten 
Manney  (Vereinigte  Staaten  von  Amerika),  Babington  Smith  (Groß- 
britannien) und  Szalay  (Ungarn)  zu  Vizepräsidenten  ernannt  und  eine 
Reglements-  und  eine  Redaktionskommission  gebildet.  Die  Reglements- 
kommission, in  der  Frankreich  den  Vorsitz  führte,  während  Italien, 
Spanien  und  Rußland  die  Vizepräsidenten  und  die  Niederlande  den  Bericht- 
erstatter stellten,  war  aus  den  Delegationen  folgender  Staaten  gebildet: 
Deutschland,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Argentinien,  Brasilien, 
Österreich,  Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  Großbritannien, 
Italien,  Japan,  Norwegen,  Niederlande,  Portugal,  Rumänien,  Rußland, 
Schweden,  Türkei  und  Ägypten.  In  der  Redaktionskommission  waren  Deutsch- 
land, Belgien,  Frankreich,  Großbritannien  und  die  Niederlande  vertreten; 
Belgien  hatte  hier  den  Vorsitz,  Frankreich  stellte  den  Berichterstatter. 
Später  wurde  noch  je  eine  Unterkommission  für  die  Gebühren-  und  Ab- 
rechnungsangelegenheiten und  für  das  bei  der  funkentelegraphischen  Über- 
mittlung zu  beobachtende  Verfahren  und  die  dabei  anzuwendenden  Zeichen 
und  Abkürzungen  gebildet.  Im  ganzen  sind  zur  Bewältigung  des  reichen 
Beratungsstoffs  13  Plenarsitzungen,  8  Sitzungen  der  Reglementskommission, 
5  Sitzungen  der  Redaktionskommission  und  je  4  Sitzungen  der  beiden  Unter- 
kommissionen erforderlich  gewesen.  Von  den  der  Konferenz  als  Beratungs- 
stoff vorgelegten,  von  Deutschland  ausgearbeiteten  Entwürfen  eines 
internationalen  Vertrags  und  einer  Ausführungsübereinkunft  wurde  jener 
von  vornherein  dem  Plenum,  dieser  zunächst  der  Reglementskommission  zur 
Beratung  überwiesen. 

Bei  der  Neuheit  der  die  Interessen  verschiedener  Ressorts  der  einzelnen 
Staaten  berührenden  Materie  war  es  erklärlich,  daß  eine  große  Anzahl  sehr 
verwickelter  Fragen  auftauchte,  deren  Lösung  oft  mit  besonderen  Schwierig- 
keiten verknüpft  war.  Wenn  es  trotzdem  gelungen  ist,  zu  einem  befriedi- 
genden Abschlüsse  zu  gelangen,  so  ist  dies,  wie  der  Staatssekretär  des 
Reichs-Postamts  in  seiner  Schlußrede  hervorhob,  dem  ernsten  Willen  aller 
Beteiligten,  eine  Regelung  des  neuen  Verkehrsmittels  zustande  zu  bringen, 
und  dem  Geiste  der  Versöhnlichkeit  zu  danken,  der  dem  Gange  der  Ver- 
handlungen auch  in  kritischen  Momenten  stets  das  Gepräge  aufdrückte. 

Die  Beschlüsse  der  Konferenz  umfassen  vier  Dokumente,  und  zwar: 

den  Hauptvertrag, 
das  Zusatzabkommen, 
das  Schlußprotokoll  und 
die  Ausführungsübereinkunft. 

A.   Der  Haupt  vertrag. 

Er  enthält  diejenigen  allgemeinen  Bestimmung^^  die  von  allen  Ver- 
tragsstaaten als  einheitliche  Grundlage  für  die  TWrutzung  der  Funken- 
telegraphie als  internationales  Verkehrsmittel  angesehen  werden,  wogegen 
diejenigen  Ausnahmen  von  den  grundsätzlichen  Bestimmungen,  von  denen 
nur  ein  Teil  der  Vertragsstaaten  Gebrauch  machen  will,  in  das  Schluß- 
protokoll aufgenommen  worden  sind. 
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Von  den  vertretenen  30  Staaten  haben  27  den  Hauptvertrag  Unter- 


vertreter Ägyptens  gab  die  Erklärung  ab,  seine  Regierung  sei  mit  den 
Beschlüssen  der  Konferenz  hinsichtlich  des  Verkehrs  aller  Stationen  mit- 
einander ohne  Unterschied  des  Systems  im  Prinzip  einverstanden,  sie  sei 
jedoch  durch  bereits  getroffene  Vereinbarungen  in  gewissem  Umfange  ge- 
bunden und  könne  erst  nach  näherer  Prüfung  des  Textes  über  ihren  Bei- 
tritt Entscheidung  treffen.  Siam  glaubte  von  seinem  Beitritte  noch  absehen 
zu  sollen,  weil  es  noch  keine  Funkentelegraphenstationen  besitze;  sobald 
solche  auf  seinem  Gebiet  errichtet  würden,  wolle  es  beitreten.  Monte- 
negro allein  vertrat  den  gegnerischen  Standpunkt  der  Marconigesellschaft, 
so  daß  von  vornherein  feststand,  daß  es  dem  Vertrage  nicht  beitreten 
würde. 

Zu  den  wichtigsten  Artikeln  des  Hauptvertrags  und  den  darüber  ge- 
führten Verhandlungen  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Nach  Artikel  1  gelten  die  Bestimmungen  des  Vertrags  für  die  von  den 
Vertragsstaaten  selbst  errichteten  oder  betriebenen  Küsten-  und  Bord- 
stationen nur  insoweit,  als  diese  dem  öffentlichen  Verkehre  zwischen  dem 
Lande  und  Schiffen  in  See  dienen.  Dagegen  ist  den  Privatunternehmern, 
die  zur  Errichtung  oder  zum  Betriebe  von  Küstenstationen  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  zwischen  dem  Lande  und  den  Schiffen  in  See  oder  von 
Bordstationen  staatlich  ermächtigt  werden,  die  weitergehende  Verpflichtung 
aufzuerlegen,  daß  auch  solche  Bordstationen,  die  nicht  dem  öffentlichen 
Verkehre  dienen,  die  Vertragsbestimmungen  zu  befolgen  haben.  Hiermit 
ist  der  Gefahr  vorgebeugt,  daß  z.  B.  bei  Privatanlagen,  die  nur  dem  Betriebe 
von  Schiffahrtsgesellschaften  dienen,  durch  ordnungswidrige  Handhabung 
des  Dienstes  der  öffentliche  Verkehr  beeinträchtigt  wird. 

Zu  den  Küstenstationen  zählen  nach  Artikel  2  auch  die  auf  dauernd  ver- 
ankerten Schiffen  errichteten  Stationen;  infolgedessen  fällt  z.  B.  der  wichtige 
Verkehr  zwischen  Feuerschiffen  und  anderen  Schiffen  allgemein  unter  die 
Bestimmungen  des  Vertrags,  während  dies  im  übrigen  für  den  Verkehr 
von  Schiffen  untereinander  nur  insofern  zutrifft,  als  die  Schiffe  die  Flaggen 
der  dem  Zusatzabkommen  beigetretenen  Staaten  führen. 

Artikel  3  enthält  die  vielumstrittene  Bestimmung,  wonach  die  Küsten- 
und  die  Bordstationen  ohne  Rücksicht  auf  das  von  ihnen  benutzte  funken- 
telegraphische  System  zum  Telegrammaustausch  untereinander  verpflichtet 
sind.  Man  könnte  erstaunt  darüber  sein,  daß  gerade  diese  an  sich  so  nahe- 
liegende und  selbstverständlich  erscheinende  Bestimmung  das  meiste  Inter- 
esse erregt  hat  und  zum  Angelpunkt  der  ganzen  Konferenzverhandlungen 
geworden  ist.  Erklärlich  wird  dies  aber  dadurch,  daß  die  Marconigesell- 
schaft  den  Verkehr  mit  Stationen,  die  nicht  mit  Marconiapparaten  ausge- 
rüstet sind,  grundsätzlich  ablehnt  und  es  verstanden  hat,  diesen  Grundsatz 
in  ihren  Verträgen  mit  englischen  und  italienischen  Behörden  sowie  mit 
vielen  Dampfschiffahrtsgesellschaften,  deren  Schiffe  sie  mit  Apparaten  aus- 
rüstete, zur  Geltung  zu  bringen.  Die  Marconigesellschaft  verfolgt  damit 
den  doppelten  Zweck,  nicht  nur  den  Vertrieb  von  Apparaten  anderer  Systeme 
zu  verhindern,  sondern  auch  den  gesamten  Betrieb  der  Funkentelegraphie 
in  ihrer  Hand  zu  verokiigen ;  denn  im  allgemeinen  gab  sie  bisher  nur  unter 
der  Bedingung  Apparate  ab.  daß  diese  ihr  Eigentum  blieben,  und  sie  selbst 
den  Betrieb  der  von  ihr  errichteten  Stationen  übernahm.  Daß  diese  Mono- 
polisierungsbestrebungen mit  den  Grundsätzen  des  modernen  Verkehrs  un- 
vereinbar sind  und  die  ernsteste  Gefahr  für  die  Ausnutzung  wissenschaft- 
licher und  technischer  Neuerungen  in  sich  schließt,   wurde  schon  von  der 


haben  nicht  unterzeichnet.  Der 
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Mehrzahl  der  auf  der  Vorkonferenz  vertretenen  Staaten  anerkannt.  Nur 
Italien  und  England  stimmten  damals  dem  Prinzipe  der  freien  Konkurrenz 
aller  Systeme  noch  nicht  zu,  hauptsächlich  weil  sie  durch  die  bereits  er- 
wähnten Verträge  gebunden  waren,  England  auch  deshalb,  weil  der  da- 
malige Stand  seiner  Gesetzgebung  keine  genügende  Handhabe  bot,  um 
Privatgesellschaften  Verpflichtungen  im  Sinne  des  Artikels  3  aufzuerlegen. 
Außerdem  suchten  die  Gegner  dieses  Artikels  damals  noch  geltend  zu 
machen,  daß  ein  sicherer  Verkehr  zwischen  Stationen  verschiedener  Systeme 
nicht  erreichbar  sei. 

Seit  dem  Jahre  1903  hat  sich  indes  manches  zugunsten  des  Prinzips  der 
freien  Konkurrenz  aller  Systeme  geändert.  England  hat  durch  ein  Gesetz 
vom  Jahre  1904,  wonach  weder  an  der  englischen  Küste  noch  auf  Schiffen, 
die  die  englische  Flagge  führen,  Funkentelegraphenstationen  ohne  staatliche 
Genehmigung  errichtet  werden  dürfen,  freie  Hand  bekommen,  und  in  einer 
größeren  Anzahl  anderer  Staaten  ist  die  Gesetzgebung  .in  gleichem  Sinne 
erweitert  worden.  Durch  praktische  Erfahrungen  im  Betrieb  ist  ferner  der 
Beweis  erbracht  worden,  daß  eine  ganze  Reihe  von  Systemen  dem  von 
Marconi  ebenbürtig  gegenüberstehen,  und  daß  der  Verkehr  zwischen  Sta- 
tionen, die  mit  verschiedenen  Systemen  ausgerüstet  sind,  keine  Schwierig- 
keiten bietet.  Endlich  sind  auch  die  unhaltbaren  Zustände,  die  durch  will- 
kürliche Verweigerung  des  Verkehrs  der  Marconistationen  mit  Stationen  an- 
derer Systeme  entstehen,  in  verschiedenen  praktischen  Fällen  offenkundig 
zutage  getreten. 

Unter  diesen  Umständen  war  von  vornherein  anzunehmen,  daß  der  Ar- 
tikel 3,  soweit  nicht  gewichtige  Sonderinteressen  entgegenstanden,  günstige 
Aufnahme  finden  würde.  Diese  Annahme  hat  sich  auf  der  Konferenz  von 
Anfang  an  als  zutreffend  erwiesen.  England  erklärte  schon  bei  der  General- 
diskussion über  den  Vertrag,  daß  es  in  dem  Wunsche,  zu  einer  Verständi- 
gung zu  gelangen,  bereit  sei.  dem  Grundsatze  der  Verkehrspflicht  aller 
Stationen  untereinander  ohne  Unterschied  des  Systems  von  vornherein  unter 
dem  Vorbehalte  zuzustimmen .  daß  ein  die  ordnungsmäßige  Abwicklung  des 
Verkehrs  sicherndes  Betriebsreglcmcnt  zustande  komme,  und  jede  Regierung 
das  Recht  behalte,  gewisse  Stationen  von  der  allgemeinen  Verkehrspflicht 
auszuschließen;  für  diese  ausgenommenen  Küstenstationen  würde  dann 
der  Sonderverkehr  mit  Bordstationen  desselben  Systems  namentlich  in 
viel  befahrenen  Küstengewässern  erleichtert  werden,  und  dies  würde  gleich- 
zeitig den  Nachbarstationen  mit  unbeschränkter  Verkehrspflicht  zugute  kom- 
men. Ferner  erklärte  Italien,  daß  auch  seinerseits  die  Wichtigkeit  des  Ver- 
kehrs der  verschiedenen  Systeme  untereinander  anerkannt  werde,  daß  es 
aber  seine  den  freien  Verkehr  ausschließenden  Verträge  mit  Marconi  halten 
müsse,  bis  es  gelänge,  sie  im  beiderseitigem  Einverständnis  entsprechend 
zu  ändern. 

Nachdem  seitens  der  englischen  Vertreter  wiederholt  betont  worden  war, 
daß  die  für  gewisse  Stationen  gewünschte  Ausnahme  von  der  allgemeinen 
Verkehrspflicht  keineswegs  eine  Abschließung  der  englischen  Küste  vom 
Verkehre  mit  Bordstationen  beliebiger  Systeme  bezwecke,  daß  vielmehr  als 
Ersatz  für  die  etwa  ausgenommenen  Stationen  andere  Stationen  eröffnet 
werden  sollten,  die  den  Bedürfnissen  des  öffentlichen  Verkehrs  genügen, 
wurden  sachliche  Bedenken  gegen  die  Ausnahmebestimmung  nicht  mehr  er- 
hoben. Dagegen  entwickelte  sich  eine  lebhafte  Diskussion  über  die  Frage, 
ob  die  Ausnahmebestimmung  in  den  Artikel  3  des  Hauptvertrags  oder  in 
das  Schlußprotokoll  aufzunehmen  sei.  England,  unterstützt  von  Frankreich 
und  Italien,   war  für  die  Aufnahme  in  den  Vertrag.     Dem  trat  jedoch 
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Deutschland  aus  folgenden  Gründen  entgegen.  Deutschland  habe  stets  für 
das  wichtige  Prinzip  des  freien  Verkehrs  aller  Systeme  miteinander  ge- 
kämpft, es  betrachte  die  uneingeschränkte  Festlegung  dieses  Prinzips  durch 
den  Vertrag  selbst  als  die  wichtigste  Aufgabe  der  Konferenz  und  könne 
keinen  Vertrag  unterschreiben,  der  nicht  unzweifelhaft  feststelle,  daß  die 
Mehrheit  der  vertretenen  Staaten  dieses  Prinzip  billige.  Da  indes  nur  eine 
Minderheit  der  vertretenen  Staaten  die  Ausnahmebestimmung  wünsche,  so 
gehöre  sie  in  das  Schlußprotokoll;  ihrer  Aufnahme  in  den  Vertrag  selbst 
könne  Deutschland  nur  unter  der  Bedingung  zustimmen,  daß  gleichzeitig 
eine  Liste  derjenigen  Staaten  mit  aufgenommen  werde,  die  wie  Deutschland 
von  vornherein  erklärten,  von  der  Ausnahmebefugnis  keinen  Gebrauch 
machen  zu  wollen.  Dieser  Standpunkt  wurde  von  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Staaten  geteilt,  und  es  ist  daher  dabei  geblieben,  daß  Artikel  3 
des  Vertrags  das  Prinzip  der  Verkehrspflicht  uneingeschränkt  festlegt, 
während  die  Ausnahmebestimmung  und  die  Erklärung  von  18  Staaten, 
auf  die  Ausnahmebefugnis  verzichten  zu  wollen,  in  das  Schlußprotokoll  auf- 
genommen worden  sind. 

Besonders  bemerkenswert  bei  den  Debatten  über  den  Artikel  3  war  die 
Haltung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Ihre  Vertreter  erklärten 
von  vornherein,  daß  sie  die  unveränderte  Annahme  des  im  deutschen  Ent- 
würfe des  Artikels  3  ausgesprochenen  Prinzips  für  durchaus  erforderlich  er- 
achteten; im  weiteren  Verlaufe  der  Verhandlungen  gingen  sie  darüber  noch 
hinaus  und  stellten  einen  förmlichen  Antrag,  dahin  gehend,  daß  nicht 
nur  zwischen  Küstenstationen  und  Bordstationen ,  sondern  auch  zwischen 
Bordstationen  untereinander  Verkehrszwang  ohne  Unterschied  des  Systems 
eingeführt  werde.  Diese  Frage  war  bereits  auf  der  Vorkonferenz  erörtert 
worden;  man  hatte  sie  jedoch  fallen  lassen,  weil  die  Ansicht  vorherrschte, 
daß  die  Durchführung  der  Verkehrspflicht  zwischen  Schiffen  in  See  mit  be- 
sonderen Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Betriebsüberwachung,  der  Gebühren- 
erhebung und  der  Abrechnung  verbunden  sei,  und  daß  durch  einstweiliges 
Beiseitelassen  dieser  verwickelten  Frage  die  Herbeiführung  einer  Verständigung 
hinsichtlich  des  wichtigeren  Verkehrs  zwischen  Küstenstationen  und  Bord- 
stationen erleichtert  werden  würde.  Infolgedessen  war  eine  Regelung  des 
Verkehrs  von  Schiff  zu  Schiff  in  dem  deutschen  Vertragsentwurf  überhaupt 
nicht  vorgesehen.  Der  amerikanische  Antrag  ging  also  über  das  Konferenz- 
programm hinaus,  so  daß  nach  dieser  Richtung  hin  die  lebhaften  Einwen- 
dungen, die  von  England  und  von  Italien  gemacht  wurden,  nicht  unbegründet 
waren.  Anderseits  war  nicht  zu  verkennen,  daß  der  Verkehr  von  Schiff  zu 
Schiff  seit  1903  erheblich  an  Bedeutung  zugenommen  hat,  und  daß  die 
Regelung  dieses  Verkehrs  durch  internationale  Vorschriften  auch  für  die 
Aufrcchterhaltung  eines  ungestörten  Betriebs  zwischen  Schiff  und  Küste 
von  großer  Wichtigkeit  ist.  Die  amerikanischen  Delegierten  machten  überdies 
durch  Anführung  eklatanter  Vorkommnisse  aus  der  Praxis  klar,  zu  welchen 
unhaltbaren  Zuständen  es  führe,  wenn  in  besonders  wichtigen  Fällen  ein  Schiff 
lediglich  des  Systemunterschieds  wegen  den  Verkehr  mit  einem  anderen 
Schiffe  ablehne.  Unter  diesen  Umständen  war  die  Mehrzahl  der  vertretenen 
Staaten  zwar  bereit,  den  Wünschen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu 
entsprechen;  England  gab  jedoch  die  bestimmte  Erklärung  ab,  den  Vertrag 
nicht  unterzeichnen  zu  wollen,  wenn  er  auch  den  Verkehr  zwischen  Schiffen 
regeln  solle.  Nach  langen  und  schwierigen  Verhandlungen,  bei  denen  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  der  größten  Entschiedenheit  ihren 
Antrag  aufrecht  erhielten,  kam  eine  Einigung  dahin  zustande,  daß  21, 
d.  h.   alle  dem  Hauptvertrage   beigetretenen  Staaten,   mit  Ausnahme  von 
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England,  Italien,  Portugal,  Japan,  Mexiko  und  Persien,  ein  besonderes  Zu- 
satzabkommen unterzeichneten ,  wonach  jede  Bordstation  verpflichtet  ist, 
ohne  Unterschied  des  Systems  mit  jeder  anderen  Bordstation  zu  verkehren. 
Es  ist  dankbar  zu  begrüßen,  daß  auf  diese  Weise  mehr  erreicht  worden 
ist,  als  anfänglich  angenommen  werden  durfte. 

Ohne  Verletzung  des  im  Artikel  3  festgelegten  Prinzips  kann  es  in  ge- 
wissen Fällen  zweckmäßig  sein,  den  öffentlichen  Verkehr  einer  Station  zu 
beschränken.  Die  Stationen  auf  deutschen  Feuerschiften  dürfen  z.  B.  schon 
jetzt,  abgesehen  von  Fällen  der  Seenot,  funkentclegraphisch  nur  mit  der  ihnen 
zunächst  gelegenen  festen  Küstenstation,  nicht  aber  mit  Schiffen  verkehren; 
hierdurch  wird  zur  Verminderung  gegenseitiger  Störungen  ein  unnötiger 
Austausch  von  Funkentelegrammen  vermieden.  Ebenso  kann  es  zweckmäßig 
sein,  z.B.  Schiffe,  die  nur  dazu  dienen,  fahrplanmäßige  Verbindungen 
zwischen  zwei  verhältnismäßig  einander  nahe  gelegenen  Küstenorten  zu 
unterhalten,  auf  den  ausschließlichen  funkentelegraphischen  Verkehr  mit 
diesen  Küstenpunkten  zu  beschränken.  Um  diesen  Verhältnissen  Rechnung 
zu  tragen ,  sind  nach  Artikel  4  gewisse  Beschränkungen  des  öffentlichen 
Verkehrs  einer  Station  zulässig;  sie  müssen  jedoch,  wie  ausdrücklich  betont 
ist,  in  Umständen  begründet  sein,  die  von  dem  angewendeten  System  un- 
abhängig sind. 

Um  den  Nachrichtenaustausch  zu  erleichtern,  müssen  über  die  für  den 
öffentlichen  Verkehr  bei  jeder  Station  getroffenen  technischen  Einrichtungen 
gewisse  im  Reglement  näher  bezeichnete  Angaben  veröffentlicht  werden. 
Dies  schließt  aber,  wie  Artikel  7  bestimmt,  nicht  aus,  daß  bei  jeder  Station 
noch  andere,  für  besondere  funkentelegraphische  Zwecke  bestimmte  tech- 
nische Einrichtungen  getroffen  und  betrieben  werden  können,  deren  Einzel- 
heiten nicht  veröffentlicht  zu  werden  brauchen.  Dies  hat  besonders  Bedeu- 
tung für  solche  Stationen,  die  in  erster  Linie  für  Zwecke  der  Marine  be- 
stimmt sind,  gleichzeitig  aber  auch  dem  allgemeinen  öffentlichen  Verkehre 
dienen.  Im  übrigen  müssen  auch  Marine-  und  Militärstationen,  für  die 
letztes  nicht  zutrifft,  ebenso  wie  alle  sonstigen  Stationen  ihren  Betrieb 
nach  Möglichkeit  so  einrichten,  daß  der  Dienst  anderer  derartiger  Stationen 
nicht  gestört  wird;  ebenso  gilt  ausnahmslos  für  alle  Stationen  die  Bestim- 
mung, daß  sie  Anrufe  von  Schiffen  in  Seenot  mit  unbedingtem  Vorrang 
entgegenzunehmen ,  zu  beantworten  und  ihnen  gebührend  Folge  zu  geben 
haben. 

Bei  den  Beratungen  über  die  im  Artikel  10  enthaltenen  Grundlagen  für 
die  Festsetzung  der  Gebühren  erregte  der  von  England  gestellte  Antrag 
besonderes  Interesse,  wonach  jede  Regierung  für  einen  Zeitraum  von  vier 
Jahren  vom  Inkrafttreten  des  Vertrags  an  die  auf  ihrem  Gebiete  gelegenen 
Küstenstationen  ermächtigen  konnte,  für  die  mit  Bordstationen,  deren  System 
von  dem  der  Küstenstation  abweicht,  gewechselten  Telegramme  eine  doppelte 
Küstengebühr  zu  erheben.  Schon  auf  der  Vorkonferenz  waren  England 
und  Italien  für  die  Bewilligung  von  Zuschlaggebühren  zugunsten  solcher 
Gesellschaften  eingetreten,  die  sich  durch  die  Verpflichtung,  mit  Stationen  aller 
Systeme  zu  verkehren,  in  ihren  Interessen  geschädigt  glauben;  die  Mehrheit 
vertrat  aber  schon  damals  den  Standpunkt,  daß  solche  Zuschlaggebühren 
mit  dem  Prinzipe  der  freien  Konkurrenz  nicht  zu  vereinbaren  seien,  und 
daß  überdies  auch  keine  Veranlassung  vorliege,  der  Marconigesellschaft  ein 
besonderes  Vorrecht  einzuräumen.  Um  einem  neuen  Vorstoße  nach  dieser 
Richtung  auf  der  Hauptkonferenz  zu  begegnen,  hatte  Rußland  vorgeschlagen, 
zu  bestimmen,  daß  die  Küstengebühr  für  alle  Stationen  desselben  Landes, 
ebenso  die  Bordgebühr  aller  die  Flagge  dieses  Landes  führenden  Schiffe 
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ohne  Rücksicht  auf  das  angewendete  System  dieselbe  sein  müsse.  Bei  der 
Begründung  seines  jetzigen  Antrags  wies  England  darauf  hin,  er  diene 
nicht  ausschließlich  zum  Vorteil  eines  einzigen  Systems,  denn  jede  Küsten- 
station, gleichviel  welchen  Systems,  solle  für  den  Verkehr  mit  einer  Bord- 
station eines  anderen  Systems  den  Zuschlag  erheben  dürfen;  die  drahtlose 
Telegraphie  sei  als  ein  Luxusartikel  zu  betrachten,  und  deshalb  könne  dem 
Publikum  die  höhere  Gebühr  ohne  Bedenken  auferlegt  werden;  außerdem 
handele  es  sich  nur  um  eine  Übergangsbestimmung.  England  hat  nämlich 
am  Ii.  August  1904  mit  Marconi  einen  Vertrag  abgeschlossen,  wonach 
dieser  berechtigt  ist,  für  den  Fall,  daß  England  einem  internationalen  Ver- 
trage beitritt,  der  ihn  zum  Verkehre  mit  anderen  Systemen  zwingt,, 
als  Entschädigung  hierfür  auf  die  Dauer  von  sieben  Jahren  die  erwähnte 
Zuschlagtaxe  zu  erheben.  Es  wurde  von  Deutschland  und  auch  von 
Frankreich  betont,  wenn  England  durch  diesen  Vertrag  die  Gewährung 
einer  Entschädigung  als  berechtigt  anerkannt  habe,  so  sei  es  seine 
Sache,  für  diese  Entschädigung  aufzukommen;  ausländische  Schiffe  hätten 
keinerlei  Veranlassung,  ihrerseits  dazu  beizusteuern.  Italien,  das  wegen 
seiner  engen  Beziehungen  zu  Marconi  den  englischen  Antrag  nach  Kräften 
zu  unterstützen  bemüht  war,  wies  noch  darauf  hin,  daß  die  Zuschlagtaxe 
eine  berechtigte  Zuwendung  an  diejenigen  bedeute,  die  sich  um  die  prak- 
tische Ausnutzung  der  drahtlosen  Telegraphie  in  erster  Linie  verdient  ge- 
macht hätten.  Aber  auch  dieses  Argument  verfehlte  seine  Wirkung,  indem 
besonders  die  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  erklärten,  die 
Zuschlagtaxe  würde  nur  einem  bestimmten  Systeme  zugute  kommen,  dem 
zur  Zeit  weder  eine  Priorität  noch  eine  Überlegenheit  zuerkannt  werden 
könne;  von  deutscher  sowohl  wie  von  französischer  Seite  wurde  dem  noch 
hinzugefügt,  den  Erfindern  und  Bahnbrechern  auf  diesem  Gebiete  wolle  man 
die  vollen  Früchte  ihrer  Verdienste  mit  Freuden  gönnen;  die  Vorteile  der 
Zuschlagtaxe  würden  aber  nicht  den  Erfindern,  sondern  den  Betriebsgesell- 
schaften zufließen,  die  keinerlei  persönliche  Verdienste  aufzuweisen  hätten. 
Bei  der  dann  folgenden  Abstimmung  wurde  die  Zuschlaggcbühr  mit  16 
gegen  4  Stimmen,  also  mit  großer  Mehrheit  abgelehnt.  Hinsichtlich  der 
sonstigen  Gebührenfragen  wurde  ohne  besondere  Schwierigkeiten  Verständi- 
gung erzielt;  unter  anderem  auch  über  die  im  deutschen  Entwürfe  nicht 
enthaltene  Bestimmung,  die  für  Stationen  mit  mehr  als  800km  Reichweite 
oder  mit  besonders  kostspieliger  Einrichtung  oder  Betriebsweise  eine  Über- 
schreitung der  sonst  allgemein  geltenden  Meistgebühren  zuläßt. 

Die  Bestimmungen  des  Artikels  Ii,  betreffend  die  Ergänzung  des  Ver- 
trags durch  eine  Ausführungsübereinkunft,  die  zur  Beratung  von  Ände- 
rungen von  Zeit  zu  Zeit  abzuhaltenden  Konferenzen,  die  Übertragung  der  sich 
auf  die  drahtlose  Telegraphie  beziehenden  internationalen  Verwaltungsarbeiten 
an  ein  internationales  Bureau  sowie  den  künftigen  Beitritt  von  Regierungen» 
die  bis  jetzt  nicht  beteiligt  sind,  entsprechen  in  allen  wesentlichen  Punkten 
den  gleichartigen  Bestimmungen  des  internationalen  Vertrags  von  St.  Peters- 
burg; außerdem  sollen  die  Artikel  1  bis  3,  5  bis  8.  11,  12  und  17  des  letzten, 
die  ganz  allgemeine  Grundsätze  des  internationalen  Verkehrs  festlegen,  ohne 
weiteres  auf  die  Funkentelegraphie  Anwendung  finden. 

Zu  lebhaften  Debatten  gab  die  Bestimmung  des  Vertragsentwurfs  Anlaß, 
wonach  bei  den  Konferenzberatungen  jedes  Land  nur  über  eine  Stimme 
verfügen  soll;  absichtlich  war  man  hier  von  dem  Petersburger  Vertrag  ab- 
gewichen, der  jeder  Verwaltung  eine  Stimme  zuerkennt.  Die  Zahl  der 
Stimmen  ist  nach  dieser  letzten  Art  der  Verteilung  davon  abhängig,  ob 
eine  Regierung  die  Telegraphie  in  ihren  Kolonien  und  Schutzgebieten  vom 
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Mutterland  aus  mitvcrwalten  läßt,  oder  ob  und  in  welchem  Umfange  sie 
in  den  Kolonien  usw.  besondere  Verwaltungen  einsetzt.  Hiernach  würde 
z.  B.  Deutschland  nur  über  eine  Stimme,  England  über  neun  Stimmen  ver- 
fügen;  überdies  würde  nach  diesem  Systeme  jede  Regierung  auf  Grund 
einer  rein  internen  Verwaltungsmaßnahme  ohne  Befragung  der  übrigen  Ver- 
tragsstaaten die  Anzahl  ihrer  Stimmen  nach  eigenem  Gutdünken  vermehren 
können.  Gegen  den  deutschen  Vorschlag  wurde  aber  besonders  von  Eng- 
land der  Einwand  erhoben,  daß  dabei  seine  autonomen  Kolonien  nicht  die 
ihnen  der  Verkehrsbedeutung  nach  zukommende  und  hinsichtlich  der  draht- 
losen Telegraphie  besonders  beanspruchte  Berücksichtigung  fänden.  Eng- 
land verlangte  deshalb  eine  im  allgemeinen  dem  Petersburger  Vertrag  ent- 
sprechende Regelung  des  Stimmenverhältnisses,  indes  solle  die  Gesamtzahl 
der  Stimmen  einer  Regierung  nicht  über  sieben  hinausgehen.  Hiergegen 
erhob  sich  aber  von  mehreren  Seiten  lebhafter  Widerspruch ,  nicht  nur  von 
kleinen  Staaten  ohne  Kolonien,  die  dadurch  die  Entstehung  eines  bedenk- 
lichen Übergewichtes  der  Kolonialmächte  fürchteten,  sondern  auch  von 
Großstaaten  wie  Rußland  und  besonders  von  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika;  die  Vertreter  der  letzten  erklärten  sofort,  daß  sie,  wenn  es  nicht 
dabei  bleibe,  daß  jedes  Land  nur  eine  Stimme  erhielte,  sondern  der  Vorschlag 
Englands  Aussicht  auf  Annahme  hätte,  für  ihre  Regierung  auch  sogleich 
das  Maximum  von  sieben  Stimmen  in  Anspruch  nehmen  müßten.  Nach 
längeren  Verhandlungen  kam  eine  Einigung  dahin  zustande  (Artikel  12),  daß  die 
Gesamtheit  oder  ein  Teil  der  Kolonien,  Schutzgebiete  und  Besitzungen  jeder 
Regierung  als  je  ein  Land  —  mit  einer  Stimme  —  nach  Bestimmung 
späterer  Konferenzen  angeschen  werden  kann,  die  Höchstzahl  aller  Stimmen 
einer  Regierung  aber  nicht  sechs  übersteigen  darf.  Diese  Zahl  stimmt 
überein  mit  der  Höchstzahl  von  Stimmen,  über  die  England  auf  dem  näch- 
sten Postkongresse  verfügen  wird,  wo  Deutschland  drei  Stimmen  —  darunter 
zwei  Kolonialstimmen  —  zustehen. 

Die  Bedingungen ,  unter  denen  Telegramme  von  und  nach  solchen  Sta- 
tionen zugelassen  werden,  die  den  Vertragsbestimmungen  nicht  unterworfen 
sind,  setzt  nach  Artikel  14  im  allgemeinen  jeder  Vertragsstaat  für  sich  fest. 
Dies  könnte  unter  Umständen  dahin  führen,  daß  ein  Telegramm,  welches  von 
einem  Vertragsstaate  bereits  zugelassen  worden  ist,  von  einem  zweiten  Ver- 
tragsstaate, dessen  Bedingungen  es  vielleicht  nicht  entspricht,  von  der  Weiter- 
beförderung ausgeschlossen  würde.  Um  Verkehrserschwerungen  dieser  Art 
vorzubeugen,  wurde  Artikel  14  nach  den  Beschlüssen  der  zweiten  Lesung 
durch  die  Absätze  3  und  4  dahin  erweitert,  daß  über  die  Zulassung  der- 
artiger Telegramme  im  allgemeinen  diejenige  Verwaltung  endgültig  ent- 
scheidet, die  zuerst  mit  dem  Telegramme  Befassung  erhält.  Hat  diese  Ver- 
waltung das  Telegramm  auf  ihren  Linien  zugelassen,  so  dürfen  die  folgenden 
Verwaltungen  es  nicht  mehr  zurückweisen.  Um  jedoch  zu  verhindern,  daß 
Bordstationen  die  Vorteile  des  Vertrags  genießen  können,  ohne  ihm  beizu- 
treten oder  sich  besonderen  Bedingungen  zu  unterwerfen,  ist  den  Küsten- 
stationen das  Recht  belassen  worden,  die  Weiterbeförderung  von  Telegrammen 
an  solche  Bordstationen  zu  verweigern. 

Die  Anrufung  eines  Schiedsgerichts  zur  Schlichtung  von  Meinungsver- 
schiedenheiten über  die  Auslegung  des  Vertrags  und  der  Ausführungsüber- 
einkunft sollte  nach  der  ursprünglichen  Fassung  des  Artikels  18  obligatorisch 
sein.  England  beantragte,  die  Bestimmung  dahin  abzuändern,  daß  die  An- 
rufung eines  Schiedsgerichts  erfolgen  kann,  also  fakultativ  sein  soll.  Dieser 
Antrag  wurde  in  der  Erwägung  angenommen,  daß  es  sich  in  Angelegen- 
heiten der  drahtlosen  Telegraphie  mehr  als   in   internationalen  Postdienst- 
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angelegenheiten,  für  die  das  Schiedsgericht  obligatorisch  ist,  um  Fragen 
besonders  heikler  Natur  handeln  kann,  deren  Regelung  durch  Schieds- 
gericht nicht  immer  angezeigt  erscheint. 

Die  Anlagen  des  Heeres  und  der  Flotte  haben  wie  alle  anderen  ihren 
Betrieb  möglichst  so  einzurichten,  daß  der  Dienst  anderer  Stationen  nicht 
gestört  wird;  ferner  unterliegen  sie  den  allgemeinen  Bestimmungen  hinsicht- 
lich der  Beantwortung  und  Behandlung  der  Anrufe  von  Schiffen  in  Seenot 
und  haben,  soweit  sie  sich  am  öffentlichen  Verkehre  beteiligen,  die  Betriebs- 
vorschriften der  Ausführungsübereinkunft  zu  befolgen.  Im  übrigen  behalten 
aber  die  Vertragsstaaten  bezüglich  dieser  Anlagen  ihre  volle  Freiheit.  Bei 
den  Beratungen  der  hier  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  (Artikel  21) 
zeigte  Japan  ein  ganz  besonderes  Interesse;  seine  Vertreter  beantragten  zu- 
nächst die  Aufnahme  eines  Artikels,  wonach  die  Vertragsbestimmungen  auf 
Anlagen  des  Heeres  und  der  Marine  überhaupt  nicht  anwendbar  sein  sollten, 
weil  diese  nach  Einrichtung  und  Zweck  vollständig  von  den  dem  allgemeinen 
Verkehre  dienenden  Anlagen  verschieden  seien;  ferner  wünschten  sie  noch 
eine  besondere  Bestimmung,  wonach  es  zulässig  sein  solle,  jede  Station, 
wenn  es  das  militärische  Interesse  fordere,  täglich  bis  zur  Dauer  von  zwei 
Stunden  für  den  allgemeinen  Verkehr  zu  schließen.  Beide  Anträge  wurden 
jedoch  abgelehnt,  weil  nachgewiesen  werden  konnte,  daß  dem  militärischen 
Interesse  durch  die  sonstigen  Bestimmungen  nach  jeder  Richtung  bereits 
genügend  Rechnung  getragen  wird. 

Als  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  wurde  von  Belgien  der  1.  Januar  1908 
vorgeschlagen;  England  hielt  den  verbleibenden  Zeitraum  für  die  Vorberei- 
tungen nicht  für  ausreichend  und  wollte  deshalb  den  I.  November  1908 
festgesetzt  wissen;  man  einigte  sich  dann  auf  den  I.  Juli  1908. 

B.   Das  Zusatzabkommen. 

Es  enthält  die  auf  Betreiben  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
zustande  gekommene  Bestimmung,  daß  jede  der  im  Artikel  1  des  Haupt- 
vertrags bezeichneten  Bordstationen  mit  jeder  anderen  Bordstation  ohne 
Unterschied  des  von  ihnen  benutzen  Systems  zu  verkehren  verpflichtet 
ist.  Von  den  27  am  Hauptvertrage  beteiligten  Staaten  haben  sechs,  und 
zwar  Großbritannien,  Portugal,  Italien,  Persien,  Japan  und  Mexiko  dieses 
Zusatzabkommen  nicht  mit  unterzeichnet;  sie  können  aber  jederzeit  nach- 
träglich erklären,  diese  Bestimmung  ebenfalls  anwenden  zu  wollen. 

Abgesehen  von  den  grundsätzlichen  Bedenken,  die  von  England,  Japan, 
Italien  und  Montenegro  gegen  die  einheitliche  Regelung  des  Verkehrs  von 
Schiff  zu  Schiff  geltend  gemacht  wurden,  war  anfänglich  auch  bei  anderen 
Delegationen  die  Meinung  vertreten,  daß  sich  ihrer  praktischen  Durchführung 
besondere  Schwierigkeiten,  namentlich  hinsichtlich  der  Gebührenerhebung 
und  der  Abrechnung,  entgegenstellen  würden.  Freie  Beratungen  mehrerer 
Delegationen  untereinander  zur  Prüfung  dieser  Frage  ergaben  jedoch  die 
Grundlosigkeit  dieser  Befürchtungen  und  stellten  klar,  daß  keinerlei  Änderung 
des  Hauptvertrags  und  nur  eine  geringfügige  Ergänzung  der  Ausführungs- 
bestimmungen notwendig  sei.  Diese  Ergänzungen  sind  in  den  Artikeln  XL 
und  XLI  der  Ausführungsbestimmungen  enthalten.  Sie  besagen,  daß  der 
Verkehr  von  Schiff  zu  Schiff  so  gehandhabt  werden  soll,  daß  der  Betrieb 
der  Küstenstationen  dadurch  nicht  gestört  wird,  und  daß  diesen  im  allge- 
meinen für  den  öffentlichen  Verkehr  der  Vorrang  gebührt;  im  übrigensollen 
die  Bestimmungen  der  Ausführungsübereinkunft  sinngemäß  auch  für  den 
Verkehr  von  Schiff  zu  Schiff  gelten  mit  der  Maßgabe,  daß 
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a)  die  Bordgebühr  des  gebenden  Schiffes  vom  Absender,  die  des 
nehmenden  Schiffes  vom  Empfänger  eingezogen  wird, 

b)  die  Reihenfolge  der  Beförderung  in  jedem  Falle  von  den  mitein- 
ander verkehrenden  Schiffen  vereinbart  wird, 

c)  die  Gebühren  nicht  Gegenstand  der  Abrechnung  zwischen  den  Ver- 
waltungen sein  sollen. 

d)  die  Weiterbeförderung  der  zwischen  Schiffen  ausgetauschten  Tele- 
gramme besonderer  Vereinbarung  zwischen  den  Beteiligten  unter- 
liegt. 

C.   Das  Schlußprotokoll. 

Einige  im  Laufe  der  Verhandlungen  notwendig  erschienene  Ergänzungen 
und  Erläuterungen  zu  den  Bestimmungen  des  Hauptvertrags  sind  nicht  in 
diesen  selbst,  sondern  in  das  von  sämtlichen  Vertragsstaaten  gezeichnete 
Schlußprotokoll  aufgenommen  worden.  Punkt  I  betrifft  die  Zulassung  von 
Kolonialstimmcn.  England  machte  darauf  aufmerksam,  daß,  wenn  in  An- 
wendung der  Bestimmungen  des  Artikels  12  erst  durch  spätere  Konferenzen 
die  Zahl  der  Kolonialstimmen  festgesetzt  werden  solle,  die  Kolonien  auf  der 
nächsten  Konferenz  ihr  Stimmrecht  noch  nicht  ausüben  könnten;  es  schlug 
deshalb  eine  ergänzende  Bestimmung  vor,  wonach  über  die  Zulassung  vorher 
angemeldeter  Kolonialstimmcn  gleich  zu  Beginn  der  nächsten  Konferenz 
Beschluß  zu  fassen  sei,  und  die  dadurch  hinzutretenden  neuen  Stimmen 
schon  bei  allen  ferneren  Beschlüssen  dieser  Konferenz  mitgezählt  werden 
sollten.  Bei  den  Beratungen  ergaben  sich  Meinungsverschiedenheiten  über 
die  Art  und  den  Zeitpunkt  der  Anmeldung  von  Kolonialstimmen.  Deutsch- 
land bezeichnete  es  als  notwendig,  daß,  wenn  ein  Staat  solche  neuen  Stimmen 
für  seine  Kolonien  usw.  anmelde,  die  übrigen  Staaten  davon  frühzeitig  genug 
Kenntnis  erhalten  müßten,  um  ihrerseits  dann  auch  noch  Anmeldungen  be- 
wirken zu  können.  England  und  Frankreich  waren  unter  anderen  gegen  diesen 
Vorschlag,  der  jedoch  bei  der  Abstimmung  zum  Beschluß  erhoben  wurde. 

Punkt  II  und  III  des  Schlußprotokolls  beziehen  sich  auf  die  bereits 
S.  359  erörterten  Bedingungen,  unter  denen  jeder  Regierung  vorbehalten 
bleibt,  gewisse  Stationen  von  der  durch  Artikel  3  auferlegten  allgemeinen 
Verkehrspflicht  auszunehmen;  ferner  sind  diejenigen  18  Vertragsstaaten, 
namhaft  gemacht,  die  darauf  verzichten,  sich  jenes  Recht  vorzubehalten. 

Es  erscheint  nicht  ausgeschlossen,  daß  mit  der  Zeit  ein  System  erfunden 
wird,  mittels  dessen  ein  Verkehr  mit  anderen  Systemen  unmöglich  ist;  eine 
solche  Erfindung  würde  wesentlich  dazu  beitragen,  die  gegenseitigen  Stö- 
rungen zu  vermeiden  und  in  gewissem  Umfange  das  Mitlesen  von  Tele- 
grammen durch  Unberufene  zu  verhindern.  Punkt  IV  des  Schlußprotokolls 
bringt  zum  Ausdrucke,  daß  die  Verwendung  derartiger  Systeme  durch  Artikel  3 
des  Vertrags  nicht  gehindert  werden  soll;  vorausgesetzt  ist  dabei  aber, 
daß  die  Natur  dieses  Systems  selbst  und  nicht  etwa  willkürlich  hinzugefügte 
besondere  Einrichtungen  die  Korrespondenz  mit  anderen  Systemen  unmög- 
lich machen. 

Endlich  ist  noch  die  im  Schlußprotokoll  enthaltene  Erklärung  der 
italienischen  Delegation,  wonach  Italien  die  Ratifizierung  des  Vertrags 
seinerseits  von  dem  Erlöschen  oder  der  Abänderung  seiner  mit  Marconi 
abgeschlossenen  Verträge  abhängig  macht,  sowie  die  Bestimmung  zu  er- 
wähnen, daß,  wenn  einzelne  der  vertragschließenden  Teile  den  Vertrag  nicht 
ratifizieren  sollten,  dieser  gleichwohl  für  diejenigen  Teilnehmer  gilt,  die  ihn 
ratifiziert  haben. 
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D.   Die  Ausführungs Übereinkunft. 

Sie  entspricht  nach  Zweck  und  Einteilung  der  Ausführungsübereinkunft 
zum  internationalen  Telegraphenvertrag  und  enthält  daher  alle  für  die  Hand- 
habung des  Betriebsdienstes,  die  Berechnung  und  Erhebung  der  Gebühren 
sowie  für  die  Abrechnung  notwendigen  Bestimmungen.  Von  besonderem 
Interesse  sind  die  nachstehend  erörterten. 

Die  Küsten-  und  die  Bordstationen  können  unter  der  Bedingung,  daß 
ihre  Einrichtungen  so  weit  wie  möglich  den  Fortschritten  der  Wissenschaft 
und  der  Technik  entsprechen,  mit  beliebigen  Systemen  ausgerüstet  werden. 
Für  den  allgemeinen  öffentlichen  Verkehr  ist  indes  die  Verwendung  von 
zwei  bestimmten  Wellenlängen,  und  zwar  von  300  m  oder  von  600  m  vor- 
geschrieben. Es  bedurfte  längerer  Verhandlungen,  bevor  man  darüber  einig 
wurde.  England  und  einige  andere  Staaten  waren  anfangs  für  die  Ein- 
führung nur  einer  internationalen  Wellenlänge.  Deutscherseits  wurde  jedoch 
geltend  gemacht,  daß  die  Gefahr  gegenseitiger  Störungen  wesentlich  ver- 
ringert und  die  Abwicklung  des  Verkehrs  erheblich  beschleunigt  werde, 
wenn  z.  B.  zwei  Küstenstationen,  von  denen  die  eine  im  Wirkungsbereiche 
der  anderen  liegt,  mit  verschiedenen  Wellenlängen  arbeiten.  Dies  wurde 
als  richtig  anerkannt,  und  jede  Küstenstation  erhielt  für  den  allgemeinen 
öffentlichen  Verkehr  die  Wahl  zwischen  der  600  und  der  300  m  langen 
Welle.  Außerdem  können  für  den  allgemeinen  öffentlichen  Verkehr  bei 
Küstenstationen  mit  großer  Reichweite  noch  Wellenlängen  von  mehr  als 
1600  m  verwendet  werden.  Neben  den  Einrichtungen  für  den  allgemeinen 
öffentlichen  Verkehr  kommen  noch  in  Betracht: 

1.  Betriebe,  die  nur  für  einen  beschränkten  öffentlichen  Verkehr 
bestimmt  sind,  und  solche,  die  weder  dem  öffentlichen  Verkehre  noch 
Militär-  oder  Marinezwecken  dienen;  dafür  können  Wellenlängen 
verwendet  werden,  die  zwischen  300  und  600  m  oder  unter  300  m 
liegen; 

2.  Anlagen  für  Militär-  oder  Marinezwecke;  ihnen  ausschließlich  stehen 
die  Wellenlängen  von  600  bis  1600  m  zur  Verfügung. 

Jede  Bordstation  muß  sich  für  den  allgemeinen  öffentlichen  Verkehr  der 
Normalwelle  von  300  m  bedienen  können;  wenn  sie  noch  von  anderen 
Wellen  Gebrauch  machen  will,  dürfen  diese  nicht  600  m  überschreiten.  Für 
kleinere  Schiffe,  bei  denen  u.  U.  eine  Wellenlänge  von  300  m,  z.  B.  wegen 
zu  geringer  Masthöhe  oder  aus  anderen  technischen  Gründen,  nicht  erreicht 
werden  kann,  ist  die  Benutzung  einer  kürzeren  Welle  nachgelassen  worden, 
damit  ihnen  die  Möglichkeit  eines  Verkehrs  auf  kurze  Entfernungen  gewahrt 
bleibt. 

Da  der  Betrieb  der  Bordstationen  meist  nicht  in  den  Händen  der 
Regierung  liegt,  sondern  den  Schiffahrtsgesellschaften  oder  besonderen 
Privatunternehmern  überlassen  wird,  so  bedurfte  es  besonders  eingehender 
Bestimmungen,  um  die  ordnungsmäßige  Betriebsführung  dieser  Stationen 
sicher  zu  stellen.  Artikel  VI  bestimmt  deshalb  zunächst,  daß  keine  Bord- 
station ohne  Genehmigung  der  zuständigen  Regierung  von  einem  Privat- 
unternehmer errichtet  oder  betrieben  werden  darf.  Ferner  ist  hinsichtlich 
der  auf  genehmigten  Bordstationen  zulässigen  Systeme  festgesetzt,  daß  sie 
mit  Abstimmung  versehen  sein,  eine  Telegraphiergeschwindigkeit  von  min- 
destens 12  Wörtern  in  der  Minute  zulassen  müssen,  und  daß  die  den 
Apparaten  unter  normalen  Verhältnissen  zugeführte  Energie  ein  Kilowatt 
nicht  übersteigen  darf.  Nach  einer  bei  den  Beratungen  gegebenen  Er- 
läuterung sind  unter  Systemen  mit  Abstimmung  solche  zu  verstehen,  die 
die  Ausstrahlung  und  den  Empfang  von  Wellen  bestimmter  Länge  gestatten. 
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Zur  Bedienung  der  Bordstationen  dürfen  nur  solche  Personen  zugelassen 
werden,  die  ein  gewisses  Maß  von  Kenntnissen  und  Fertigkeit  im  Tele- 
graphieren nachgewiesen  haben  und  im  Besitz  eines  darüber  von  der  Regie- 
rung ausgestellten  Zeugnisses  sind.  Die  Zulassung  zur  Apparatbedienung 
ist  u.  a.  davon  abhängig,  daß  der  Telegraphist  mit  der  Einstellung  der 
Apparate  und  mit  den  Betriebsvorschriften  vertraut,  und  daß  er  imstande 
ist,  20  Wörter  in  der  Minute  zu  geben  und  nach  dem  Gehör  aufzunehmen. 
Bei  nachgewiesenen  Verstößen  gegen  diese  Vorschriften  kann  dem  Tele- 
graphisten  das  Befähigungszeugnis  und  dem  Schiffseigentümer  die  staat- 
liche Genehmigung  zum  Betriebe  der  Bordstation  entzogen  werden.  Wenn 
eine  Schiffsstation  sich  wiederholt  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestim- 
mungen zuschulden  kommen  läßt,  und  die  der  zuständigen  Verwaltung  seitens 
«iner  anderen  Verwaltung  dieserhalb  gemachten  Vorstellungen  ohne  Erfolg 
bleiben,  so  kann  die  letzte  Verwaltung  ihre  Küstenstationen  ermächtigen, 
fernerhin  von  dem  in  Betracht  kommenden  Schiffe  keine  Telegramme  mehr 
in  Empfang  zu  nehmen. 

Zu  den    folgenden   Bestimmungen   (Artikel  VIII  bis  XIV)   über  die 
Dienststunden  der  Küstenstationen,  Abfassung  der  Telegramme,  Gebühren- 
berechnung und  Gebührenerhebung  ist  nur  zu  bemerken,  daß  die  Funken- 
telegramme, um  sie  im  Betrieb  und  zwecks  der  Abrechnung  usw.  kenntlich 
zu  machen,  im  Kopfe  den  Vermerk  »Radio«  tragen,  daß  die  Küstengebühr 
nicht  mehr  als  60  Centimes,  die  Bordgebühr  nicht  mehr  als  40  Centimes  für  das 
Wort  betragen,  und  für  beide  ein  Mindestbetrag  festgesetzt  werden  darf, 
■der  die  Gebühren  für  ein  Telegramm  von  10  Wörtern  nicht  übersteigt,  sowie 
daß  die  Gesamtgebühr  vom  Absender  erhoben  wird.    Abweichend  von  der 
letzten  Bestimmung  war  im  deutschen  Entwürfe  der  Ausführungsüberein- 
Jcunft  vorgesehen,  daß  die  Bordgebühr,  gleichviel,  ob  es  sich  um  Telegramme 
von  oder  um  solche  nach  Schiften  handelt,   stets  auf  dem  Schiffe  selbst, 
■dagegen  die  Küstengebühr  und  die  Gebühr  für  die  Beförderung  zwischen 
•der   Küstenstation   und  der  Aufgabe-  oder  Bestimmungsanstalt  stets  am 
Lande  zu  erheben  sei;  bei  Einführung  dieses  Verfahrens  wäre  keinerlei  Ab- 
rechnung zwischen  den  Schiffahrtsgesellschaften  oder  den  Privatunternehmern, 
•von   denen  die  Bordstationen   betrieben   werden,   und   den  Verwaltungen, 
-deren  Küstenstationen  oder  deren  Telegraphenlinien  an  der  Beförderung  be- 
teiligt sind,  notwendig  gewesen.    Anderseits  kommt  aber  in  Betracht,  daß 
die  weitaus  größte  Anzahl  von  Funkentelegrammen  sich  in  der  Richtung 
von  den  Schiffen  nach  dem  Lande  bewegt,  und  infolgedessen  in  den  meisten 
Fällen  der  größte  Gebührenanteil  vom  Empfänger  auf  dem  Lande  hätte 
•eingezogen  werden  müssen.    Um  Weiterungen  zu  vermeiden,  die  hierdurch 
•entstehen  können ,  da  der  Empfänger  häufig  an  dem  Telegramme  geringeres 
Interesse   hat   als   der  Absender,    hat   man   das    erste    Verfahren  vor- 
gezogen und  zur  Vereinfachung  der  Abrechnung  bestimmt,  daß  im  allge- 
meinen nicht  die  den  Betrieb  der  Bordstationen  führenden  Privatunternehmer, 
sondern  die  Verwaltung  desjenigen  Staates,  dessen  Flagge  das  Schiff  führt, 
mit  den  sonst  beteiligten  Verwaltungen  abrechnet. 

Die  Beförderung  der  Telegramme  erfolgt  unter  Anwendung  der  Zeichen 
•des  internationalen  Morsealphabets.    Schiffe  in  Seenot  bedienen  sich  beim 

Anrufe  des  besonderen  Zeichens  » •  •  •  •  •  • «  mit  der  Wirkung,  daß 

jede  Station,  die  dieses  Zeichen  aufnimmt,  jede  andere  Korrespondenz  sofort 
unterbrechen  muß.  Wird  das  Notzeichen  in  Verbindung  mit  dem  Rufzeichen 
«incr  bestimmten  Station  gegeben,  so  antwortet  nur  diese;  fehlt  die  Angabe 
■einer  bestimmten  Station,  so  hat  jede  Station,  die  das  Notzeichen  empfängt, 
darauf  zu  antworten. 
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Im  übrigen  ist  der  Beförderungsdienst  zwecks  Fernhaltung  gegenseitiger 
Störungen  durch  eine  größere  Anzahl  von  Einzelbestimmungen  genau  ge- 
regelt, die  sich  auf  die  Form  des  Anrufs  und  dessen  Beantwortung,  die 
Reihenfolge  des  Telegrammaustausches,  die  auszutauschenden  dienstlichen 
Mitteilungen,  die  Leitung  der  Telegramme,  ihre  Aushändigung  an  den 
Empfänger,  Ablassung  von  Unbestellbarkeitsmeldungen  usw.  beziehen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Eigenart  des  Funkentelegraphendienstes  werden 
nach  Artikel  XXXIII  mehrere  Arten  von  besonderen  Telegrammen,  die  im 
Betrieb  und  hinsichtlich  der  Abrechnung  Schwierigkeiten  hervorrufen 
würden,  nicht  zugelassen;  dahin  gehören:  Telegramme  mit  bezahlter  Ant- 
wort, telegraphischc  Postanweisungen,  zu  vergleichende  Telegramme,  Tele- 
gramme mit  Empfangsanzeige,  nachzusendende  Telegramme,  gebühren- 
pflichtige Diensttelegramme  und  dringende  Telegramme,  unbeschadet  ihrer 
Beförderung  auf  den  Telegraphenlinicn,  sowie  durch  besondere  Boten  oder 
durch  die  Post  zu  bestellende  Telegramme. 

Hinsichtlich  der  Gebührenerstattung  (Artikel  XXXV)  stand  die  Frage 
zur  Erörterung,  ob  der  funkentelegraphische  Betrieb  schon  bei  dem  jetzigen 
Stande  seiner  Entwicklung  genügende  Sicherheit  bietet,  um  für  den  Fall 
der  Verstümmelung,  Verzögerung  oder  des  Verlustes  von  Telegrammen  bei 
der  Beförderung  zwischen  Küsten-  und  Bordstationen  ebenso  wie  bei  der 
Beförderung  auf  den  Telcgraphenlinien  Gebührenerstattung  eintreten  zu 
lassen.  Nach  dem  Entwürfe  zur  Ausführungsübereinkunft  sollte  in  solchen 
Fällen  die  Gebühr  nicht  erstattet  werden,  und  zwar  im  Hinblick  auf  die 
noch  ungenügenden  Erfahrungen  über  die  Betriebssicherheit,  namentlich 
soweit  die  Handhabung  des  Dienstes  bei  den  Bordstationen  in  Betracht 
kommt.  Demgegenüber  wurde  jedoch  geltend  gemacht,  daß,  wenn  auf 
Grund  der  Beschlüsse  einer  internationalen  Konferenz  dem  Publikum  ein 
neues  Verkehrsmittel  zur  Verfügung  gestellt  werde,  gleichzeitig  auch  ein 
gewisses  Vertrauen  auf  dessen  Zuverlässigkeit  geweckt  werden  müsse;  es 
erscheine  daher  angezeigt,  in  den  angegebenen  Fällen  Gebührenerstattung 
zu  gewähren.  Dem  wurde  zugestimmt,  und  man  einigte  sich  dahin,  daß 
auf  die  Gebührenerstattung  im  allgemeinen  die  Bestimmungen  des  inter- 
nationalen Telegraphenvertrags  anzuwenden  seien,  jedoch  mit  der  Ein- 
schränkung, daß  bei  Berechnung  von  Verzögerungen  die  auf  die  funkentele- 
graphische Beförderung  entfallende  Zeit  sowie  die  Lagerzeit  der  Telegramme 
auf  der  Küstenstation  und  auf  der  Bordstation  außer  Betracht  bleiben  soll. 

Für  die  Art  der  Abrechnung  (Artikel  XXXVI)  ist  von  wesentlicher 
Bedeutung  die  bereits  erörterte  Bestimmung,  daß  für  Funkentelegramme 
ebenso  wie  für  gewöhnliche  Telegramme  die  gesamte  Gebühr  vom  Absender 
zu  erheben  ist.  Infolgedessen  muß  über  alle  zwischen  den  Schiffen  und 
dem  Lande  gewechselten  Funkentelegramme  abgerechnet  wrerdcn.  Es  ist 
indes  der  Grundsatz  aufgestellt  worden,  daß  die  Küsten-  und  die  Bord- 
gebühr in  den  auf  Grund  des  internationalen  Telcgraphenvertrags  aufzu- 
stellenden Abrechnungen  nicht  erscheinen  sollen;  für  die  Beförderung  auf 
den  Telegraphenlinien  wird  also  ein  Funkentelegramm  hinsichtlich  der  Ab- 
rechnung lediglich  nach  den  Bestimmungen  des  internationalen  Telegraphen- 
vertrags behandelt.  Über  die  Küstengebühr  und  die  Bordgebühr  wird 
zwischen  den  beteiligten  Verwaltungen  besonders  abgerechnet,  und  zwar 
stellt  die  Verwaltung,  der  die  Küstenstation  angehört,  diese  besondere  Ab- 
rechnung auf  und  übermittelt  sie  den  betreffenden  anderen  Verwaltungen. 
Dabei  tritt  für  die  Bordstation  die  Verwaltung  desjenigen  Landes  ein, 
dessen  Flagge  das  Schiff  führt.  Dieser  Verwaltung  wird  bei  Telegrammen 
von  Schiffen  die  Küstengebühr  und  die  Gebühr  für  die  Beförderung  auf 
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den  Telegraphenlinien  seitens  der  Verwaltung,  der  die  Küstenstation  ange- 
hört, in  Schuld  gestellt.  Umgekehrt  wird  bei  Telegrammen  nach  Schiften 
die  Küstengebühr  und  die  Bordgebühr  von  der  diese  Gebühren  erhebenden 
Verwaltung  an  die  der  Küstenstation  vorgesetzte  Verwaltung  und  von  der 
letzten  die  Bordgebühr  an  die  Verwaltung,  der  das  Schiff  untersteht,  ver- 
gütet. Wird  z.  B.  in  Rußland  ein  zunächst  über  das  deutsche  und  das 
belgische  Telegraphennetz  zu  leitendes  und  dann  durch  eine  belgische 
Küstenstation  an  ein  englisches  Schiff  funkentelegraphisch  weiterzugebendes 
Telegramm  aufgeliefert,  so  wird  über  dieses  Telegramm  zwischen  Deutsch- 
land einerseits  und  Rußland  sowie  Belgien  anderseits  lediglich  nach  den 
Bestimmungen  des  internationalen  Telegraphenvertrags  abgerechnet;  durch 
besondere  Abrechnung  vergütet  aber  außerdem  Rußland  die  von  ihm  er- 
hobene Küstengebühr  und  die  Bordgebühr  unmittelbar  an  Belgien  und 
dieses  ebenso  die  Bordgebühr  an  England.  Die  Auseinandersetzung  mit 
der  Privatgesellschaft,  von  der  die  Bordstation  betrieben  wird,  oder  mit  der 
Reederei,  der  das  Schiff  gehört,  übernimmt  die  englische  Verwaltung. 

Artikel  XXXVII  der  Ausführungsübereinkunft  bestimmt,  daß  die  im 
Interesse  der  internationalen  Funkentelegraphie  erforderlichen  Verwaltungs- 
arbeiten vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  schweizerischen  Regierung  und 
des  internationalen  Telegraphenvereins  dem  Berner  Bureau  übertragen  werden 
sollen.  Die  Schweiz  war  zwar  ebenso  wie  alle  übrigen  Staaten  ohne  Meeres- 
küsten auf  der  Konferenz  nicht  vertreten  und  gehört  daher  nicht  zu  den 
Vertragsstaaten;  es  kam  deshalb  anfangs  die  Errichtung  eines  unter  die  Auf- 
sicht eines  der  Vertragsstaaten  zu  stellenden  besonderen  Bureaus  in  Betracht. 
Die  Mehrheit  vertrat  indes  die  Ansicht,  daß  davon  im  Interesse  der  Ver- 
einfachung und  Beschleunigung  der  mit  den  sonstigen  internationalen  Tele- 
graphenangelegenheiten vielfach  im  Zusammenhange  stehenden  Arbeiten 
sowie  der  Kostenersparnis  wegen  abzusehen  sei.  Die  dem  Wunsche  der  Kon- 
ferenz gemäß  von  Deutschland  nachgesuchte  Zustimmung  der  schweizerischen 
Regierung  zur  alsbaldigen  Übernahme  der  Arbeiten  seitens  des  Berner  Bureaus 
ist  bereitwilligst  erteilt  worden,  und  das  Bureau  hat  infolgedessen  seine  Tätig- 
keit in  Angelegenheiten  der  internationalen  Funkentelegraphie  bereits  begonnen. 

Im  übrigen  finden  auf  die  internationale  Funkentelegraphie  alle  Betriebs- 
bestimmungen des  internationalen  Telegraphenverkehrs  sinngemäß  Anwen- 
dung, soweit  sie  den  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Ausführungsüber- 
einkunft nicht  zuwiderlaufen. 

Der  Wortlaut  des  Hauptvertrags  nebst  Zusatzabkommen  und  Schluß- 
protokoll sowie  der  Ausführungsübereinkunft  wird  in  einer  der  nächsten 
Nummern  zum  Abdrucke  gelangen. 


Die  afrikanischen  Eisenbahnen  in  ihrer  Bedeutung 
für  Kultur  und  Verkehr. 

Von  Dr.  phil.  R.  Hennig  in  Westend. 

Die  in  Afrika  zur  Zeit  vorhandenen  Eisenbahnen  dienen,  von  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen,  bisher  fast  durchweg  dem  Nahverkehre.  Von  der 
Küste  ausgehend ,  pflegen  sie  zumeist  dem  Hinterland  ein  will- 
kommenes Hilfsmittel  zur  Vcrbilligung  und  Verbesserung  der  überseeischen 
Ein-  und  Ausfuhr  zu   sein;   sie   erfüllen   auch   in   dieser  Beziehung  eine 
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nicht  geringe  volkswirtschaftliche  Aufgabe  vielfach  mit  überraschend  gutem 
Erfolg,  aber  eine  Kulturerschließung  in  großem  Maßstab,  eine  großzügige 
Verkehrspolitik  ist  mit  den  vorhandenen  afrikanischen  Bahnen  noch  nicht 
erreicht  worden.  Nur  eine  unter  den  zur  Zeit  in  Angriff  genommenen 
Eisenbahnen  des  schwarzen  Erdteils  macht  in  dieser  Hinsicht  eine  rühm- 
liche Ausnahme  und  darf  als  eine  der  kühnsten  und  weitestschauenden 
Unternehmungen  bezeichnet  werden,  die  je  eines  Menschen  Hirn  entsprungen 
sind;  dies  ist  die  vielgenannte  Kap-Kairobahn,  die  den  Erdteil  in  seiner 
ganzen  gewaltigen  Ausdehnung  von  Süden  nach  Norden  durchziehen  und 
die  britische  Vorherrschaft  darin  unverrückbar  fest  begründen,  sie  für  alle 
Zeiten  sichern  soll.  Ob  der  dem  Riesengeiste  des  Cecil  Rhodes  entstam- 
mende ungeheure  Plan  in  vollem  Umfange  zur  Ausführung  gelangen  wird, 
ist  noch  nicht  sicher  zu  übersehen.  Was  in  wenigen  Jahren  geschaffen 
worden  ist,  übersteigt  jedenfalls  die  kühnsten  Erwartungen  und  läßt 
auch  die  eifrigsten  Zweifler  allmählich  sich  mit  dem  Gedanken  vertraut 
machen,  daß  die  Schienenverbindung  vom  Kap  bis  Kairo  in  nicht  allzu 
ferner  Zukunft  einmal  Tatsache  werden  könne. 

Der  Bau  der  Kap-Kairobahn  ist,  wie  bekannt,  gleichzeitig  von  Norden 
und  Süden  aus  in  Angriff  genommen  worden.  Die  ursprünglich  dem 
ägyptischen  Nahverkehre  dienende,  dem  Laufe  des  Niles  folgende  Haupt- 
bahn ist  nilaufwärts  verlängert  worden  und  reicht  schon  jetzt  —  mit  einer 
vorläufigen  Unterbrechung  zwischen  Assuan  und  Wadi  Haifa  —  bis  Char- 
tum,  also  bis  ins  Herz  des  Sudans,  der  nach  der  Niederwerfung  des  Mahdi 
durch  Lord  Kitchener  (189N)  ein  dem  Frieden  und  der  Kultur  offenes  Land,  ein 
britisches  Gebiet  geworden  ist.  Die  Verlängerung  der  Bahn  nilaufwärts 
bis  nach  Faschoda  dürfte  nicht  lange  mehr  auf  sich  warten  lassen.  Von 
Süden,  also  von  Kapstadt  aus,  hat  die  Bahn  noch  bedeutend  größere  Fort- 
schritte gemacht  als  im  Norden.  Sic  erstreckt  sich  in  einer  Gesamtlänge 
von  3248  km  von  Kapstadt  über  Kimberlev,  das  im  Burenkriege  viel 
genannte  Mateking  und  Bulawayo  bereits  bis  zu  den  großartigen 
Victoriawasserfällen  des  Sambesi  und  noch  001  km  darüber  hinaus  bis  zur 
Grube  von  Bröken  Hill,  das  von  der  äußersten  Südgrenze  des  Kongostaats 
nur  noch  einige  Dutzend  Kilometer  entfernt  ist.  Die  Fortführung  von  hier 
durch  Nordost-Rhodesia  bis  zum  Tanganyikasee  dürfte  ebensowenig  zweifel- 
haft sein  wie  die  Verlängerung  des  nördlichen  Stückes  bis  Faschoda.  Nach 
Fertigstellung  dieser  Strecken  werden  mehr  als  zwei  Drittel  der  gesamten 
Kap-Kairobahn  im  Betriebe  sein,  die  durchweg  auf  britischem  Gebiete  ver- 
laufen. Das  fehlende  letzte  Drittel  wird  jedoch  noch  außerordentliche 
Schwierigkeiten  machen,  Schwierigkeiten,  die  groß  genug  sind,  daß  sie  das 
endgültige  glückliche  Gelingen  des  ganzen  gewaltigen  Planes  doch  noch 
recht  ernstlich  in  Frage  stellen. 

Für  die  Fortführung  der  Bahn  vom  Südende  des  Tanganyikasees  nach 
Norden  bieten  sich  zwei  Wege,  die  aber  beide  Schwierigkeiten  von  noch 
nicht  übersehbarem  Umfang  aufweisen.  Der  eine  verläuft  am  Westufer  des 
Tanganyikasees  entlang  durch  den  belgischen  Kongostaat  hindurch  zum 
Albert-Nyansa .  an  dessen  Nordende  er  den  Nil  und  das  britische  Gelände 
wieder  erreichen  würde;  auf  dieser  Strecke  findet  sich  aber  eines  der  größten 
nahezu  noch  ganz  unerforschten  Gebiete  von  Afrika,  das  gewaltige  jung- 
fräuliche Urwälder  und  wahrscheinlich  auch,  als  westliche  Ausläufer  der 
hohen  Berge  Ruwenzori,  Karissimbi  und  Mundubura,  stark  durchschnittenes 
Gelände  aufweist,  und  dessen  Uberwindung  daher  äußerst  mühevoll  sein  wird, 
wenn  sie  überhaupt  möglich  ist.  Der  andere  Weg  würde  östlich  vom 
Tanganyikasee  entlang  durch  Deutsch-Üstafrika  hindurch  nach  dem  durch  die 
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Schlafkrankheit  berüchtigten  Entebbc  am  Nordwestufer  des  Viktoria-Nyansa 
und  weiter  durch  Britisch-Uganda  zum  Nile  führen.  Aber  auch  diese  Linie, 
an  sich  die  natürlichste  und  kürzeste,  bietet  große  Bedenken.  Im  Süden  von 
Deutsch-Ostafrika  würde  zwar  der  Bahnbau  auf  keine  nennenswerten  Hinder- 
nisse stoßen,  da  sich  die  Randgebirge  am  Tanganyikasee  selbst  umgehen 
lassen,  aber  in  der  zum  deutschen  Gebiete  gehörigen  Landschaft  Uha  zwischen 
Tanganyikasee  und  Viktoria-Nyansa  würde  abermals  großenteils  unbekanntes 
und  ungemein  schwieriges  Gelände  zu  überwinden  sein ,  bestehend  aus 
riesigen,  Hunderte  von  Kilometern  langen  und  breiten  Sümpfen,  die  keines- 
falls umgangen-  werden  könnten.  Der  Kap-Kairo-Telegraph,  dessen  Bau 
an  dieser  Stelle  gleichfalls  eine  sehr  fühlbare  Störung  erfährt,  soll  in  der 
Weise  zustande  kommen ,  daß  über  das  Sumpfland  hinweg  die  Verbindung 
zwischen  dem  nördlichen  und  südlichen  Ende  der  sonst  überall  durchgeführten 
Drahtleitung  mit  Hilfe  der  drahtlosen  Telegraphie  hergestellt  wird.  Die 
Eisenbahnschiene  hat  keinen  derartigen  willkommenen  und  gleichwertigen 
Ersatz,  der  sie  von  der  Ungunst  des  Geländes  unabhängig  macht;  sie  muß 
den  Sumpf  durchqueren,  oder  die  Kap-Kairobahn  ist  auch  auf  dieser  Strecke 
als  fortlaufender  Schienenweg  ein  Ding  der  Unmöglichkeit!  Nördlich  von 
dem  Sumpflande,  jedenfalls  von  Entebbe  an,  würde  der  Bau  der  Bahn  nach 
Faschoda  keine  allzu  großen  Hindernisse  mehr  antreffen. 

Die  Schwierigkeiten  des  Bahnbaues  sind  also  im  Osten  wie  im  Westen 
des  Tanganyikasees  etwa  gleich  groß,  und  es  ist  noch  nicht  entschieden,  ob 
in  absehbarer  Zeit  das  Riesenwerk  der  Kap-Kairobahn  überhaupt  zu  Ende  ge- 
führt werden  kann.  Es  hieß  neuerdings,  England  verhandle  mit  dem  Kongo- 
staat über  die  Abtretung  eines  Landgebiets  im  Westen  des  Tanganyikasees, 
offenbar  um  die  Bahn,  falls  die  westliche  Linie  gewählt  wird,  in  ihrer 
ganzen  Ausdehnung  auf  britischem  Gebiete  verlaufen  zu  lassen.  Der  natür- 
liche und  auch  wirtschaftlich  ungleich  vorteilhaftere  Weg  wäre  der  östliche, 
der  durch  Deutsch-Ostafrika  führt  und  hier  leicht  eine  Verbindung  zwischen 
der  Kap-Kairobahn,  der  britischen  Ugandabahn  und  den  künftigen 
Bahnen  Deutsch-Ostafrikas  bieten  würde;  die  Engländer  scheinen  indes  aus 
politischen  Gründen  das  Zustandekommen  der  westlichen  Linie  (durch  den 
Kongostaat)  mehr  zu  wünschen  als  das  der  östlichen.  Die  Entscheidung, 
an  welcher  Stelle  man  den  Versuch  wagen  will,  muß  jedenfalls  innerhalb 
der  allernächsten  Jahre  fallen. 

Keine  von  allen  anderen  afrikanischen  Bahnen  kann  sich  an  Bedeutung 
und  Großartigkeit  mit  der  Kap-Kairobahn  auch  nur  entfernt  messen.  Die 
meisten  von  ihnen  sind  bruchstückartige,  kurze  Linien  von  vorwiegend  ört- 
licher Bedeutung,  Stichbahnen,  Wechsel  auf  die  Zukunft.  Ein  größeres, 
vielmaschiges  Eisenbahnnetz  findet  sich  bisher  nur  in  Britisch-Südafrika,  in 
wesentlich  kleinerem  Maßstab  allenfalls  noch  in  den  algerischen  Küsten- 
gegenden. Von  Kapstadt,  von  Tort  Elizabeth,  von  Port  Alfred,  East 
London  und  Durban  aus  führen  im  Kapland  und  in  Natal  Bahnlinien  ins 
Innere,  wo  sie  sich  mannigfach  treffen  und  schneiden.  Auf  diese  Weise 
haben  das  Kapland,  die  früheren  Buren  republiken,  Natal  und  das 
südliche  Rhodesia  bereits  jetzt  den  Charakter  von  Ländern  erhalten,  die 
im  wesentlichen  von  Eisenbahnen  erschlossen  sind;  nur  die  an  Deutsch-Süd- 
westafrika angrenzenden  Gebiete  des  Kaplandes  und  von  Betschuanaland  ent- 
behren noch  der  Schienenwege,  abgesehen  von  einer  kurzen  Stichbahn,  die 
von  Porth  Nolloth  am  Atlantischen  Ozean  südlich  vom  Oranjefluß  über 
Steinkopf  nach  Ookiep  im  Namalande  verläuft.  Auch  das  benachbarte  Portu- 
giesisch-Afrika  ist  bereits  reichlich  mit  Eisenbahnen  versehen,  die  trotz 
des  zum  Teil  recht  schwierigen  Geländes  Anschluß  an  die  Bahnen  Britisch- 


Digitized  by  Google 


37i 


Die  afrikanischen  Eisenbahnen  usw. 


Südafrikas  gesucht  und  gefunden  haben;  so  führt  eine  Bahn  von  Lourenco 
Marques  nach  Pretoria  (mit  einer  geplanten  Abzweigung  von  Komalipoort 
nach  Leydsdorp) ,  eine  andere  von  Beira  nach  Umtali  mit  Anschluß  nach 
Salisbury  und  Bulawayo  (Station  der  Kap-Kairobahn);  eine  dritte,  die  von 
Quelimane  aus  zur  Grenze  von  Britisch  -  Zentralafrika  führt  und  hier 
durch  die  zum  Teil  schon  fertige  englische  Bahn  Tschiromo-Blantyre- 
Mponda  Anschluß  zum  Nyassasce  finden  wird,  ist  im  Bau,  ebenso  eine 
große  vierte  Linie  von  Porto  Amelia  nach  Milonduala  am  östlichen  Ufer 
des  Nyassasees.  Wie  Portugal  in  diesem  Koloniallande,  freilich  zum  großen 
Teile  von  britischem  Oelde  unterstützt  und  mit  Hilfe  von  privaten  Gesell- 
schaften, denen  es  bestimmte  Mindesteinnahmen  gewährleistet,  eine  über- 
raschend kraftvolle  Tätigkeit  in  der  Sorge  für  das  Eisenbahnwesen  entfaltet, 
so  ist  es  auch  damit  beschäftigt,  seine  andere  große  afrikanische  Kolonie, 
Angola,  mit  Schienenwegen  auszustatten.  Wenn  auch  die  Zeiten  seines 
kolonialen  Glanzes  weit  zurückliegen,  so  zeigt  es  doch  für  die  Verkehrs- 
erfordernisse in  seinen  Kolonien,  seiner  wenig  günstigen  Finanzlage  unge- 
achtet, einen  Scharfblick  und  ein  Verständnis,  von  dem  wir  Deutschen  noch 
manches  lernen  können.  Die  Hauptbahn  in  Angola  erstreckt  sich  vom  Haupt- 
hafen San  Paolo  de  Loanda  gegenwärtig  bis  Ambaka  und  wird  noch  über 
Malandje  bis  nach  Kassandje  verlängert  werden.  Weiter  ist  eine  Privat- 
bahn von  Benguela  ins  Hochland  von  Kakonda,  die  vor  allem  die  reichen 
Ruweminen  am  Sualahaflusse  der  Ausbeutung  eröffnen  soll,  im  Bau,  während 
eine  kleine,  freilich  nur  23  km  lange  Küstenbahn  Benguela-Katumbella 
bereits  im  Betrieb  ist.  Auch  für  eine  von  Mossamedes  nach  Dcutsch- 
Südwestafrika  hineinführende  Bahn,  die  in  die  Otavibahn  hinüberleiten  soll, 
ist  Stimmung  vorhanden. 

Portugals  Bemühungen  um  ausgedehnte  Bahnbauten  in  seinen  afrikanischen 
Kolonien  ahmen  das  von  den  alten  Kolonialreichen  England  und  Frankreich 
gegebene,  bewährte  Beispiel  nach.  Auch  der  Herrscher  des  Kongostaats, 
König  Leopold  von  Belgien,  läßt  es  sich  angelegen  sein,  seinem  weiten 
afrikanischen  Reiche  einige  wichtige,  kürzere  Bahnlinien  zu  bescheren,  um 
den  Güterverkehr  und  die  wirtschaftliche  Entwicklung  dieses  noch  wenig  er- 
schlossenen, reichen  Tropenlandes  nach  Möglichkeit  zu  fördern.  Die  wunder- 
volle, natürliche  Wasserstraße  des  Kongos,  der  nur  auf  wenige  kurze 
Strecken  (Stanley fälle,  Kongo-Pool  usw.)  nicht  schiftbar  ist,  ermöglicht  es 
zwar,  das  Land  auch  ohne  große  Bahnlinien  in  ausgiebiger  Weise  dem 
Handelsverkehre  zu  erschließen;  wohl  aber  können  kürzere  Linien  sich  als 
außerordentlich  wichtig  erweisen,  um  die  Stromschnellen  zu  umgehen  und 
ohne  große  Mühe  und  Kosten  das  Land  auch  nach  anderen  Richtungen 
hin  als  zum  Kongo  an  den  Weltverkehr  anzuschließen.  Eine  kleine,  unter 
schwierigen  Verhältnissen  in  stark  durchschnittenem  Gelände  gebaute  Bahn, 
die  eigentliche  »Kongobahn«  oder  »Kataraktenbahn«,  die  den  nicht 
schiffbaren  Kongo -Pool  auf  eine  Länge  von  400  l<m  umgeht,  verbindet 
bereits  seit  iSqS  das  nahe  der  Kongomündung  gelegene  Matadi  mit  Lcopold- 
ville.  Von  hier  bis  zu  den  Stanleyfällen  ist  der  Strom  schiffbar,  so  daß 
auf  dieser  weiten  Strecke  der  Bau  einer  Eisenbahn  sich  erübrigt.  Vom 
oberen  Kongo  aber  sollen  einige  gegenwärtig  im  Bau  begriffene  Bahnen  dem 
Verkehr  eine  Ausfallsmöglichkeit  auch  gegen  Osten  schaffen. 

Von  Buli  aus,  am  Zusammenflusse  des  Lualaba  und  des  Lukuga,  die 
vereint  von  diesem  Punkte  an  Kongo  heißen,  wird  erstens  eine  Bahn  nach 
Albertville  am  Tanganyikasec  führen.  In  der  Gegend  der  Stanleyfälle  wird 
ferner  eine  die  dortigen  Katarakte  umgehende,  140  km  lange  Bahn  zwischen 
Ponthierville  und  Stanleyvillc  geschaffen ,   welche  die  großen,  schiffbaren 
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Strecken  des  oberen  und  unteren  Kongos  ebenso  miteinander  verbindet,  wie 
weiter  oberhalb  eine  von  Kasongo  nach  Kongola  geplante  kleine  Um- 
gehungsbahn, und  weiterhin  wird  von  Stanley ville  eine  Bahn  durch  das 
an  allen  Arten  von  Naturschätzen,  insbesondere  aber  an  Viehherden,  überaus 
reiche  Uellegebiet  nach  Mahagi  im  Norden  des  Albertsees  gebaut  werden. 
Diese  Bahnen ,  deren  Bau  nirgends  ungewöhnliche  Schwierigkeiten  rinden 
wird,  verdanken  ihre  Entstehung  der  persönlichen  Anregung  König  Leopolds 
und  zeugen  von  dem  scharfen  und  weiten  Blicke  des  ausgezeichneten  Kauf- 
manns auf  dem  Königsthrone.  Die  zum  Tanganyikasee  gehende  Bahn  wird 
nämlich  dereinst,  wenn  Deutschland  seine  ostafrikamschen  Bahnen  einmal 
planmässig  bis  Udjidji  am  anderen  (Ost-)  Ufer  des  Sees  fertiggestellt  haben 
wird,  unter  Benutzung  des  Schiffahrtverkehrs  auf  dem  See  eine  Handels- 
verbindung vom  oberen  Kongo  zum  Indischen  Ozean  und  außerdem  — 
durch  Anschluß  an  die  Kap  -  Kairobahn  —  auch  nach  Britisch  -  Süd- 
afrika ermöglichen.  Die  das  Uellegebiet  durchquerende  Bahn  hingegen 
wird  den  Kongo  und  den  Nil  miteinander  verbinden;  denn  am  Albertsee 
wird  die  schiffbare  Wasserstraße  des  Weißen  Niles  erreicht,  welche  die  großen 
Schätze  des  Ucllelandes  ( Vieh,  Kautschuk  und  seltene  Hölzer)  auf  billige  Weise 
nach  Europa  tragen  könnte.  Diese  verhältnismäßig  nicht  lange  Bahn  zwischen 
Kongo  und  Nil  kann  eine  der  wichtigsten  in  Afrika  überhaupt  werden. 

Nun  ist  zwar  der  Weg  von  diesen  Teilen  des  Kongostaats  nach  Europa 
bei  Benutzung  des  Niles  wesentlich  kürzer  als  bei  Befahrung  des  Kongos, 
aber  die  Entfernung  zum  Meere  überhaupt  ist  doch  auf  der  ersten  Strecke 
ungleich  größer  und  beträgt  allein  vom  Albertsee  bis  zur  Nilmündung  mehr  als 
4000  km.  Die  Engländer,  die  Herren  Ägyptens  und  des  Sudans,  haben  aber 
naturgemäß  ein  wesentliches  Interesse  daran,  auch  die  Entfernung  der  Länder 
am  oberen  Nile,  besonders  des  Sudans,  vom  Meere  überhaupt  nach  Mög- 
lichkeit zu  verringern.  Diesem  Zwecke  dient  nun  eine  neue,  von  der  Mün- 
dung des  Atbara  (südlich  Berber  am  oberen  Nile)  nach  Port  Sudan  nörd- 
lich Suakim  am  Roten  Meere  verlaufende  Bahn*),  die  dem  Sudan 
statt  der  etwa  2000  km  langen  Strecke  zur  Nilmündung  einen  nur  520  km 
langen  Verkehrsweg  zum  Meere  bietet.  Für  die  Baumwollausfuhr  des 
Sudans  und  einen  Teil  seiner  Einfuhr  wurde  der  Weg  zum  Roten  Meere 
nach  Suakim  schon  früher  viel  gewählt,  wenngleich  nur  Karawanenstraßen 
zur  Verfügung  standen.  Die  nunmehr  vorhandene  Eisenbahn  wird  dem  Handel 
des  Sudans  zweifellos  zu  einem  sehr  bedeutenden  Aufschwünge  verhelfen. 

Für  die  noch  weiter  stromaufwärts  gelegenen  Länder  am  Nile,  insbe- 
sondere die  Gegend  um  Faschoda,  werden  künftige  Zeiten  voraussichtlich 
außer  der  Nilbahn  noch  eine  weitere  Bahnverbindung  mit  dem  Roten  Meere 
quer  durch  Abessinien  hindurch  bringen.  Die  Eifersüchteleien  zwischen 
England,  Frankreich  und  Italien  in  bezug  auf  ihre  abessinischen  Interessen- 
gebiete haben  bisher  eine  gedeihliche  Verkehrsentwicklung  des  afrikanischen 
Alpenlandes  wesentlich  beeinträchtigt,  doch  dürfte  nach  der  im  Frühjahre  1906 
erfolgten  Verständigung  der  genannten  drei  Mächte,  die  insbesondere  auch 
die  Erschließung  des  Landes  durch  Eisenbahnen  betraf,  das  Versäumte  bald 
nachgeholt  werden.  Das  abessinische  Abkommen  gewährleistet  den  Franzosen 
die  lange  angestrebte  und  vom  Negus  selbst  lebhaft  gewünschte,  durch  eng- 
lische Bestrebungen  aber  immer  wieder  hintertriebene  Fortführung  ihrer  von 
Djibuti  nach  Dire  Daua  und  Harrar  führenden,  296  km  langen  Bahn  bis 
zur  Hauptstadt  Adis  Abeba  als  rein  französisches  Unternehmen  **).  An  diese 


*)  Vgl.  Archiv  1906,  S.  157. 

»]  Vgl.  Archiv  1906,  S.  347  und  1907,  S.  219. 
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Bahn  dürften  die  Italiener  von  ihrer  Kolonie  Erythräa  (Massaua)  aus,  die 
bisher  nur  eine  77  km  lange  Bahn  Massaua-Guinda  aufweist,  eine  Zwcig- 
linie  heranführen.  Andere  Bahnbauten  im  östlichen  Abessinien  sind  bis 
auf  weiteres  nicht  gestattet.  Das  westliche  Abessinien  ist  hingegen  jetzt 
den  Engländern  als  Interessengebiet  eingeräumt,  und  dieses  Zugeständnis 
dürfte  von  ihnen  dereinst  benutzt  werden,  um  ihrer  Nilbahn  von  der 
künftigen  Station  Faschoda  aus  eine  Abzweigung  nach  Addis  Abbeba  zu 
verschaffen,  womit  dann  ein  fortlaufender  Schienenweg  von  Faschoda  bis 
ans  Rote  Meer  (Djibuti  oder  Massaua)  hergestellt  sein  würde,  der  abermals 
für  Aus-  und  Einfuhr  des  Sudans  —  falls  nicht  wieder  nationale  Eifer- 
süchteleien die  Benutzung  des  Weges  erschweren  —  bedeutungsvoll  sein  könnte. 

In  wie  hohem  Maße  der  Handelsverkehr  eines  wohlhabenden  inner- 
afrikanischen Landes  durch  eine  zum  Meere  führende  Bahn  in  ungeahnter 
Weise  günstig  entwickelt  werden  kann,  dafür  gibt  es  kein  lehrreicheres  Bei- 
spiel als  die  Ugandabahn  in  B  ritisch  -  Ostafrika.  Während  im  nahe 
benachbarten  Deutsch-Ostafrika  der  Bau  der  Bahnen,  die  dereinst  von  der 
Küste  zum  Viktoria- Nyansa  und  zum  Tanganyikasee  führen  sollen,  nur 
langsam  fortschreitet,  schuf  sich  England  trotz  nicht  sehr  günstiger 
Aussichten  seine  Ugandabahn  unter  Hintansetzung  aller  anderen  kolonialen 
Bedürfnisse  Britisch-Ostafrikas.  Die  Bahn,  die  sich  von  dem  Küstenorte 
Mombassa  zwischen  Kilimandscharo  und  Kenia  hindurch  nach  Port 
Florence  am  Viktoria  -  Nyansa  erstreckt,  ist  im  Sommer  1902  dem  Ver- 
kehr übergeben  worden.  Eine  großzügige,  von  allem  Fiskalismus  freie 
Verkehrspolitik,  die  billigste  Frachten  ermöglichte,  hat  dem  Lande  Uganda 
und  den  gesamten  Ländern  am  Viktoria- Nyansa ,  auch  den  deutschen, 
eine  ungeahnt  starke  Entwicklung  des  Handelsverkehrs  gebracht,  so  vor 
allem  auch  dem  deutschen  Muansa  am  Südufer  des  Sees.  Durch  den 
Einfluß  der  englischen  Bahn ,  die  wahrlich  nicht  dem  deutschen  Handel 
zuliebe  gebaut  worden  ist,  hat  sich  die  Ausfuhr  über  die  deutschen  Zoll- 
stationen am  See  im  Laufe  von  10  Jahren  verneunfacht  und  ist  noch 
in  ständigem  starken  Aufschwünge  begriffen  (Wert  der  Aus-  und  Einfuhr 
im  Jahre  1905:  33/4  Millionen  Mark).  Man  mag  daran  ermessen,  wie  ganz 
anders  der  Handelsverkehr  Ostafrikas  heute  dastehen  könnte,  wenn  Deutsch- 
land nicht  mit  seinen  Ausgaben  für  koloniale  Eisenbahnen  so  ungemein 
zurückhaltend  gewesen  wäre. 

England  hat  auch  an  anderen  Stellen  in  seinen  afrikanischen  Besitzungen 
mit  der  Ertragsfähigkeit  der  vom  Meere  ins  Binnenland  führenden  Stich- 
bahnen zum  Teil  ausgezeichnete  Erfahrungen  gemacht.  In  Guinea  baut 
es  z.  B.  vom  Küstenorte  Lagos  an  der  Sklavenküste  eine  Bahn  ins  Hinter- 
land, dem  Niger  zu.  Ein  Teil  dieser  Bahn,  Lagos-Ibadan-Iwo,  etwa  230  km 
lang,  ist  fertiggestellt  und  hat  bereits  den  Handel  des  Landes  und  auch 
seine  Finanzen  sehr  günstig  beeinflußt;  der  Wert  der  vor  einigen  Jahren  noch 
kaum  vorhandenen  Baumwollausfuhr  allein  beträgt  infolge  des  Bahnverkehrs 
gegenwärtig  schon  etwa  3/'4  Millionen  Mark.  In  der  britischen  Goldküsten- 
Kolonie  besteht  ferner  seit  1903  eine  von  Sekondi  nach  Kumassi  führende 
Bahn  von  270  km  Länge  (mit  einer  kleinen  Abzweigung  nach  Adjua). 
Ihre  Einwirkung  machte  sich  derart  bemerkbar,  daß  der  Handel  der  gesamten 
Kolonie,  der  vor  Eröffnung  der  Bahn  ständig  zurückgegangen  war,  sich  im 
Laufe  von  zwei  Jahren  mehr  als  verdoppelte.  Eine  zweite  Bahn  in  der 
Goldküsten- Kolonie,  vom  Küstenort  Akra  nach  dem  etwa  100  km  entfernten 
Kpong  am  Volta- Flusse  führend,  ist  im  Bau.  In  Sierra-Leone  hat 
der  Verkehr  einer  1903  eröffneten  Bahn  Freetown-Bo,  die  seither  bis 
Baima  verlängert  worden  ist,  den  Handelsverkehr  in  fünf  Jahren  gleichfalls 
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mehr  als  verdoppelt.  Diese  überaus  günstigen  Ergebnisse  ermutigen  England, 
auch  in  den  der  Küste  fern  gelegenen  Gegenden  hier  und  da  Bahnen  zu  bauen, 
um  ertragreichen  Gebieten  wenigstens  einen  Anschluß  an  schiffbare  Fluß- 
läufe zu  schaffen.  So  gibt  es  in  Nord- Nigeria  schon  jetzt  eine  kleine, 
35  km  lange  Bahn  Sungeru-Baridjuko ,  die  demnächst  eine  bedeutende  Er- 
weiterung bis  nach  Baro  am  Niger  erfahren  soll. 

Frankreich  steht  hinter  England  in  bezug  auf  Rührigkeit  und  kraftvolle 
Tätigkeit  in  der  Erschließung  seiner  afrikanischen  Kolonien  durch  Schienen- 
wege kaum  zurück.  Ein  größeres  Bahnnetz  findet  sich  freilich  naturgemäß  nur 
in  Algier,  das  ja  ohnehin  als  halbes  Kulturland  angesprochen  werden  kann. 
Die  Hauptorte  des  Landes  stehen  durch  Eisenbahnen  miteinander  in  Ver- 
bindung, während  drei  Bahnlinien  ins  Innere  des  Landes  hineinführen: 
von  Sfaks  über  Gafsa  hinaus,  ferner  Constantine-Biskra  und  vor  allem 
Oran-Figig-Beschar,  der  erste  Teil  der  lange  geplanten,  großen  trans- 
saharischen  Bahn,  von  der  weiter  unten  noch  die  Rede  sein  wird.  Frank- 
reich ist  in  der  eigenartigen  Lage,  daß  alle  seine  großen  Kolonialländer 
auf  dem  afrikanischen  Festland  (außer  der  Somaliküste)  durch  ihr  Hinter- 
land miteinander  in  Verbindung  stehen  und  ineinander  übergehen ,  so 
daß  fast  das  ganze  Nordwestafrika,  von  einigen  Küstenstrichen  abgesehen, 
französisches  Land  ist.  Algerien,  Senegambien  und  Französisch  -  Sudan, 
die  Elfenbcinküste,  Dahomey  und  Französisch  -  Kongo ,  sie  alle  sind 
schließlich  nur  die  bis  an  die  Küste  reichenden  Ausläufer  des  großen 
Kolonialreichs  Französisch  -  Nordwestafrika.  Und  daß  Frankreich  dieses 
gewaltige  Ländergebiet  als  etwas  Einheitliches  und  Zusammengehöriges 
betrachtet,  beweisen  vor  allem  seine  Eisenbahnpläne,  die  es  an  das 
gemeinsame  Hinterland  anknüpft.  Bisher  sind  freilich  die  französischen 
Kolonialbahnen  zumeist  nur  ebenso,  wie  die  Bahnen  der  benachbarten 
englischen  und  deutschen  Kolonien,  Stichbahnen,  die  von  der  Küste 
aus  mehr  oder  weniger  tief  ins  Land  hineinreichen.  In  Senegambien 
sind  die  beiden  Hauptstädte  Dakar  und  St.  Louis  durch  eine  264  km  lange 
Küstenbahn  miteinander  verbunden,  der  schiffbare  Senegal  macht  eine  von 
der  Küste  landeinwärts  reichende  Bahn  allenfalls  entbehrlich,  wenngleich 
eine  von  St.  Louis  am  Senegal  entlang  bis  nach  Kayes  verlaufende  Bahn- 
linie dereinst  gebaut  werden  dürfte.  Kayes  ist  schon  jetzt  der  Anfangs- 
punkt einer  vom  Senegal  zum  Niger  reichenden,  557  km  langen  Eisenbahn, 
die  von  Kayes  am  Senegal  über  Kita  und  Bammako  nach  Kulikoro  am 
Niger  führt  und  bald  nigerabwärts  bis  Segu  Sikoro  verlängert  sein  wird. 
Im  Französischen  Sudan  wird  eine  Bahn  von  Konakry  über  Timbo 
nach  Kurussa  gebaut,  die  zum  Teil  bereits  fertig  ist  (680  km),  ebenso  an 
der  Elfenbeinküste  von  Bingcrvillc  nach  Ery,  von  wo  sie  später  bis 
Kuadiokofi  (etwa  265  km)  verlängert  werden  soll.  Dahomey  weist  außer 
einer  kleinen  Küstenbahn  zwischen  Widah  und  Pahu,  die  tief  ins  Land 
hineinreichende  Bahn  vom  Küstenorte  Kotonu  nach  Tschauru  (700  km)  auf, 
deren  Fortführung  bis  an  den  Niger  in  Aussicht  genommen  ist.  Lediglich  das 
etwas  entlegenere  Französisch-Kongo  ist  bisher  von  allen  französischen 
Kolonien  Afrikas  in  bezug  auf  Bahnbauten  vernachlässigt  worden,  während 
die  einzige  kleine  französische  Besitzung  auf  dem  ostafrikanischen  Festlande 
Djibuti  mit  dem  abessinischen  Hinterlande,  wie  oben  erwähnt,  durch  einen 
Schienenweg  wieder  in  Verbindung  steht,  und  auch  Madagaskar  trotz  seines 
schwierigen  Berggeländes  eine  Bahn  von  der  Hauptstadt  Tananarivo  nach 
Brickaville  an  der  Ostküste  (396  km)  aufweist. 

Daß  die  koloniale  Eisenbahnpolitik  Frankreichs  an  Großzügigkeit  ebenso- 
wenig wie  an  Tatkraft  hinter  der  britischen  zurücksteht,  beweist  aber  vor 
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allem  der  kühne  Plan  der  transsaharischen  Eisenbahn,  der  in  der  einen  oder 
anderen  Form  dereinst  Wirklichkeit  werden  dürfte.  Der  Zweck  dieses  Planes 
ist  vor  allem  die  Schaffung  eines  nahen  Anschlusses  zwischen  Senegambien 
und  Algerien,  womit  auch  die  Beziehungen  Senegambiens  zum  Mutterlande 
wesentlich  enger  als  bisher  gestaltet  werden  würden.  Von  Kulikoro  am 
Niger,  das,  wie  oben  ausgeführt,  gegenwärtig  der  Endpunkt  der  binnen- 
ländischen Bahnen  in  Senegambien  ist,  würde  der  Schienenweg,  dem  Laufe 
des  Niger  folgend,  nach  dem  sagenumwobenen  Timbuktu  streben,  um  von 
da  aus  in  fast  genau  nördlicher  Richtung  quer  durch  die  Wüste  hindurch 
an  die  vorhandene  algerische  Bahn  Oran  -  Figig- Beschar  Anschluß  zu 
suchen.  Der  Bau  dieser  transsaharischen  Bahn  wird  von  den  Franzosen 
sozusagen  als  nationale  Ehrensache  betrachtet  und  dürfte  auch,  aller  Hinder- 
nisse ungeachtet,  über  kurz  oder  lang  Tatsache  werden.  Zunächst  freilich 
scheint  es,  als  ob  die  Franzosen  ihre  politische  Machtstellung  in  Nordwest- 
afrika  noch  durch  andere  Bahnbauten  befestigen  wollen.  In  neuerer  Zeit  ist 
wenigstens  in  den  maßgebenden  Kreisen  Frankreichs  eine  deutliche  Bewegung 
im  Gange,  das  bereits  vorhandene  nördliche  Stück  der  künftigen  transsahari- 
schen Bahn  nicht  südwärts  durch  die  Wüste,  sondern  von  Igli  aus  längs  der 
marokkanischen  Grenze  westwärts  in  das  sehr  fruchtbare  südwestliche 
Marokko  und  zum  Kap  Jubv  weiterzuführen*).  Angeblich  sollen  die  wirt- 
schaftlichen Aussichten  einer  derartigen  Bahn  vom  Ozean  zum  Mittelmeere 
günstiger  sein  als  die  einer  Bahn  nach  Senegambien:  tatsächlich  bezweckt 
jener  neu  auftauchende  Plan  wohl  aber  in  erster  Linie  eine  Umklammerung 
Marokkos  und  Festigung  des  französischen  Einflusses  in  diesem  vor- 
läufig noch  unabhängigen  und  auch  ganz  cisenbahnfreien  Lande  Nordwest- 
afrikas. Erwähnung  verdient  auch  ein  fast  abenteuerlich  anmutender,  aber 
wiederholt  sehr  ernstlich  erörterter  französischer  Plan,  von  Algerien  oder 
von  Tripolis,  wahrscheinlich  von  Philippeville  über  Constantine,  eine  andere 
Wüstenbahn  bis  zum  Tsadsec  zubauen.  Dieser  Plan  hat  jedoch,  ob- 
gleich der  Handel  der  Tsadsecländer  sich  zum  Teil  schon  heute  durch  die 
Wüste  hindurch  nach  Tripolis  bewegt,  wohl  nur  geringe  Aussicht  auf  Ver- 
wirklichung, umsoweniger  als  von  irgend  welcher  Ertragsfähigkeit  einer 
so  ungeheuer  langen  Wüstenbahn  nicht  wohl  die  Rede  sein  könnte,  und  die 
politischen  Vorteile  einer  derartigen  Schienenverbindung  doch  nicht  entfernt 
im  Verhältnisse  zu  den  notwendigen  Mühen  und  Kosten  stehen  würden.  — 
Doch  gleichviel,  welche  Bahnpläne  von  den  Franzosen  in  Nordwestafrika 
schließlich  verwirklicht  werden  oder  nicht,  an  dem  festen  Willen  der  franzö- 
sischen Regierung,  zur  Festigung  ihrer  Machtstellung  koloniale  Bahnbauten 
als  eine  der  vornehmsten  und  wirksamsten  Waffen  zu  verwenden,  ist  nicht 
zu  zweifeln.  Dabei  haben  die  Franzosen  neuerdings  gern  den  in  letzter  Zeit 
auch  von  uns  Deutschen  eingeschlagenen  Weg  verfolgt,  die  Kolonien  ihre 
Bahnen  auf  eigene  Kosten  bauen  zu  lassen.  Die  Baugelder  werden  der  Kolonie 
unter  günstigen  Bedingungen  geliehen  und  müssen  in  einer  gewissen  Frist 
zurückgezahlt  werden.  V  on  uns  Deutschen  ist  dieses  System  zuerst  bei  der 
kürzlich  eröffneten  Togobahn  von  Lome  nach  Palime  angewandt  worden 
und  soll  auch  für  die  Fortführung  der  so  viel  und  heiß  umstrittenen  süd- 
westafrikanischen »Südbahn«  von  Lüderitzbucht  nach  Keetmanshoop  benutzt 
werden.  Vielleicht  wird  der  Übergang  zu  diesem  System,  durch  das  dem 
Reiche  die  Rückerstattung  seiner  für  koloniale  Bahnbauten  aufgewendeten 
Kosten  gewährleistet  wird,  dazu  beitragen,  daß  die  in  manchen  Kreisen 
bestehende  Abneigung  gegen  koloniale  Eisenbahnen  überwunden  wird. 


*   Vgl.  Archiv  1006,  S.  302. 
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Betrachtet  man  nun,  was  Deutschland  in  seinen  afrikanischen  Kolonien 
für  die  Schaffung  von  Schienenwegen  getan  hat  und  vergleicht  das  Erreichte 
mit  der  Bautätigkeit  in  den  englischen  und  französischen ,  ja  selbst  in  den 
portugiesischen  Kolonien,  so  ist  das  Ergebnis  nicht  sehr  erfreulich.  Während 
z.  B.  Algerien  2917  km  Eisenbahnen  aufweist,  Rhodesia  2101  km,  die  Kap- 
kolonie allein  4934  km,  während  die  Gesamtlänge  aller  vorhandenen  Bahnen  im 
Jahre  1906  im  britischen  Afrika  14677  km,  im  französischen  6090  km  betrug, 
verfügte  Deutschland  in  demselben  Jahre  nur  über  1462  km  Eisenbahnen  in 
seinen  afrikanischen  Kolonien,  von  denen  überdies  noch  621  km  von  Privat- 
gesellschaften gebaut  und  in  Betrieb  genommen  worden  waren.  Demgegen- 
über muß  betont  werden,  daß  die  Engländer  allein  in  den  Jahren  von  1900 
bis  1906  in  ihren  afrikanischen  Kolonien  genau  7500  km  Eisenbahnen  neu 
geschaffen  haben,  also  mehr  als  das  Fünffache  der  Gesamtlänge  aller 
Eisenbahnen,  die  in  unseren  afrikanischen  Kolonien  überhaupt  bis  jetzt  be- 
stehen. Diese  Gesamtlänge  verteilt  sich  auf  die  einzelnen  Kolonien  wie 
folgt: 

Südwestafrika   1097  km 

Togo   107  - 

Ostafrika   155  - 

Kamerun   43   -  . 

Eine  halbwegs  nennenswerte  Schienenlängc  ist  also  lediglich  in  Süd- 
westafrika vorhanden;  mehr  als  die  Hälfte  (578  km)  davon  ist  von  Privat- 
unternehmern (»Otavi  -  Minen-  und  Eisenbahn -Gesellschaft«)  geschaffen 
worden.  Um  den  Abstand  der  deutschen  Unternehmungen  von  den  eng- 
lischen besonders  deutlich  zu  machen,  sei  erwähnt,  daß  die  Kapkolonie 
schon  1879,  also  lange  vor  der  Aufteilung  Afrikas,  1540  km  Bahnen  auf- 
wies, also  mehr  als  alle  deutschen  Kolonien  in  Afrika  zusammen  im 
Jahre  1907. 

In  Deutsch-Süd  westafrika  gibt  es  bisher  drei  große  Bahnlinien,  die 
auch  das  Rückgrat  einer  künftigen,  ausgiebigeren  Erschließung  des  Landes 
durch  Bahnbauten  darstellen.  Die  längste  ist  die  schon  genannte  Otavibahn, 
die  von  Swakopmund  nordöstlich  landeinwärts  zieht  und  sich  dem  reichen  Berg- 
baubezirke von  Otavi  zuwendet.  Ihr  Bau  begann  im  Oktober  1903,  konnte 
aber  infolge  des  ausbrechenden  Hereroaufstandes  binnen  Jahresfrist  unter 
außerordentlichen  Schwierigkeiten  nur  78  km  weit  gefördert  werden.  Am 
23.  Mai  1905  war  die  Linie  bis  Karibib  (191  km),  am  25.  August  1905  bis 
Omaruru  (236  km)  vollendet;  die  weiteren  Fortschritte  des  Baues  gingen 
dann  jedoch  derartig  schnell  von  statten,  daß  bereits  am  4.  Juli  1906  Otavi 
(497  km)  und  am  25.  August  1906  der  Endpunkt  Tsumeb  (567  km)  erreicht 
wurde.  Die  Bahn  ist  zu  Geschäftszwecken  angelegt  worden,  um  eine  leichte 
Ausbeutung  der  Gruben  im  Norden  des  Schutzgebiets  zu  ermöglichen,  doch 
hat  sie  auch  bei  der  Bekämpfung  des  Aufstandes  sehr  schätzenswerte 
Dienste  geleistet.  Die  Mittel  zum  Bau  einer  Abzweigung  dieser  Bahn  von 
Otavi  nach  Grootfontein  im  Ovambolande  sind  bewilligt. 

Die  zweite  südwestafrikanische  Linie  ist  die  382  km  lange,  von  Swakop- 
mund über  Karibib  nach  VVindhuk  führende  Regierungsbahn,  deren  Ver- 
längerung, zunächst  südwärts  nach  Rehoboth  (99  km),  in  Aussicht  genommen 
ist.  Sie  ist  die  für  den  Verkehr  und  für  die  Entwicklung  des  Schutz- 
gebiets wichtigste  der  vorhandenen  Bahnen;  in  späterer  Zeit  wird  sie  ein- 
mal hoffentlich  sowohl  gegen  Süden,  über  Rehoboth  hinaus,  in  der  Richtung 
auf  Keetmanshoop,  wie  gegen  Osten  nach  der  Grenze  von  Bctschuanaland 
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verlängert  werden,  wo  sie  voraussichtlich  mittels  englischer  Anschlußlinien 
dereinst  sogar  nach  Bulawayo  und  weiter  zur  Ostküste  nach  Beira  Fort- 
setzung finden  dürfte. 

Die  dritte  Eisenbahn  Südwestafrikas  endlich  reicht  gegenwärtig  von  der 
Lüderitzbucht  aus  137  km  landeinwärts  in  die  Gegend  von  Kubub  und 
Aus.  Wäre  ihre  Verlängerung  um  180  km  bis  Keetmanshoop,  die  im  Reichs- 
tage so  heiß  umstritten  wurde,  und  die  nun  endlich  sichergestellt  ist,  schon 
1904  oder  1905  vorhanden  gewesen,  so  wäre  die  Niederwerfung  des  Auf- 
standes im  Süden  des  Schutzgebiets  unendlich  viel  leichter,  schneller  und 
billiger  erfolgt.  An  diesem  Punkte  hat  sich  unsere  Zurückhaltung  im  Bau 
von  kolonialen  Bahnen  zum  ersten  Male  in  höchst  schmerzlicher  Weise 
gerächt.  Eine  zielbewußte  und  weitschauende  Kolonialpolitik  wird  sich  mit 
der  Fortführung  der  südwestafrikanischen  »Südbahn«  bis  Keetmanshoop 
noch  keinesfalls  zufrieden  geben  dürfen.  Vielmehr  muß  notwendig  eine 
spätere  Verlängerung  bis  an  die  englische  Grenze,  etwa  in  der  Richtung 
auf  Rietfontein,  in  Aussicht  genommen  werden,  wo  in  absehbarer  Zeit  ein 
Ubergang  zu  den  Bahnen  von  Betschuanaland  und  der  Kapkolonie  erfolgen 
dürfte.  Wird  dieses  Ziel  erreicht,  so  kann  es  dahin  kommen,  daß  Lüderitz- 
bucht an  Stelle  von  Kapstadt  der  Haupthafen  und  Postort  für  das  ganze 
westliche  innere  Südafrika  wird,  so  daß  die  so  viel  angefeindete  Bahn 
Lüderitzbucht-Keetmanshoop  noch  eine  ungeahnte  Bedeutung  erlangen  kann. 
Der  mögliche  Wert  dieses  künftigen  Schienenstranges  für  das  Handels-  und 
Verkehrsleben  Südafrikas  scheint  bisher  in  englischen  Kreisen  klarer  erkannt 
zu  werden,  als  in  deutschen.  Hieß  es  doch  schon  kürzlich  in  einem  »Ein- 
gesandt« der  »Cape  Times«  mit  Bezug  auf  die  Bahn  nach  Keetmanshoop: 
»Wenn  wir  das  Land  nicht  mit  deutschen  Waren  überschwemmen  lassen 
wollen,  werden  wir  endlich  an  einen  W'eiterbau  der  Bahn  von  Prieska  nach 
Upington  denken  müssen«.  Und  nicht  nur  von  Prieska  in  der  Kapkolonie 
beabsichtigt  man  das  britische  Nachbargebiet  von  Deutsch-Südwestafrika  am 
üranjeflusse  durch  Bahnen  zu  erschließen,  um  mit  der  deutschen  »Südbahn« 
in  Wettbewerb  zu  treten,  sondern  auch  von  Port  Nolloth  aus  planen  die  Eng- 
länder, durch  eine  Abzweigung  von  der  vorhandenen  Bahn  Port  Nolloth- 
Ookiep,  eine  nahe  Schienenverbindung  vom  Ozean  zum  Oranjefluß  und  zur 
deutschen  Grenze  zu  schaffen,  um  den  zu  erwartenden  künftigen  Handels- 
verkehr in  diesen  Gegenden  auf  britisches  Gebiet  zu  lenken. 

Nächst  Südwestafrika  verfügt  zur  Zeit  merkwürdigerweise  die  weitaus 
kleinste  von  unseren  afrikanischen  Kolonien,  Togo,  über  die  meisten  Eisen- 
bahnlinien. Eine  kurze,  45  km  lange  Küstenbahn  zwischen  den  Hauptorten 
Lome  und  Anecho  ist  schon  seit  dem  18.  Juli  1905  in  Betrieb,  eine  von 
Lome  nach  Palime  122  km  landeinwärts  reichende  Bahn  ist  am  27.  Januar 
1907  eröffnet  worden,  nachdem  eine  bis  Noepe  führende  Teilstrecke  von 
27  km  Länge  schon  seit  dem  27.  August  1905  regelmäßig  befahren  worden 
war.  Handel  und  Wandel  des  Schutzgebiets  Togo  werden  durch  die  Bahn 
Lome-Palime,  die  sich  schon  jetzt  eines  sehr  regen  Verkehrs  erfreut,  in  der 
günstigsten  Weise  beeinflußt  werden  und  sicher  einen  bedeutenden,  schnellen 
Aufschwung  nehmen. 

Während  somit  Deutsch-Südwestafrika  und  Togo  zur  Zeit  einen  im  Ver- 
hältnisse zur  Größe  des  Landes  zwar  bescheidenen,  aber  immerhin  schon 
merklichen  Eisenbahnverkehr  haben,  entbehrt  Deutsch-Ostafrika  der  Schienen- 
wege gegenwärtig  noch  so  gut  wie  vollständig,  Kamerun  sogar  tatsächlich 
noch  gänzlich.  In  Deutsch-Ostafrika  haben  wir  uns  von  der  Tätigkeit 
der  Engländer  im  benachbarten  Britisch-Ostafrika  überflügeln  lassen,  die  uns 
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mit  ihrer  oben  genannten  Ugandabahn  gründlich  den  Rang  abgelaufen 
haben.  Das  deutsche  Gegenstück  zur  britischen  Ugandabahn  sollte  die  etwa 
parallel  verlaufende,  wenig  weiter  südlich  gelegene  Usambarabahn  sein;  auch 
sie  sollte  den  Ländern  am  Viktoria-Nyansa  eine  bequeme  und  billige  Aus- 
und  Einfuhr  ermöglichen.  Während  aber  die  Ugandabahn  schon  am 
20.  Dezember  1901  fertiggestellt  und  im  Sommer  1902  dem  Verkehr  über- 
geben wurde,  ist  die  Usambarabahn  von  ihrem  Ausgangspunkte  Tanga  aus 
erst  129  km  weit  ins  Innere  gedrungen  und  gegenwärtig  erst  bis  Mombo 
im  Betriebe.  Ihre  volkswirtschaftliche  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
Deutsch-Ostafrikas  wird  sie  in  vollem  Maße  erst  entfalten  können,  wenn 
sie  bis  an  den  Viktoria  -  Nyansa  herangeführt ,  d.  h.  etwa  um  das 
Sechsfache  verlängert  sein  wird.  Aber  auch  die  bis  Mombo  oder 
bis  Wilhelmstal  reichende  Strecke  kann  schon  vieles  zur  wirtschaft- 
lichen Hebung  des  Landes  beitragen;  liegt  doch  z.  B.  nahe  der  Station 
Mombo  der  äußerst  fruchtbare  Mkomasidistrikt,  der  mit  Leichtigkeit 
einer  kräftigen  wirtschaftlichen  Ausnutzung  zugänglich  gemacht  werden 
kann. 

Um  die  Verwirklichung  eines  zweiten  noch  größeren  Eisenbahnplans 
für  Deutsch  -  Ostafrika  ist  es  noch  schlecher  bestellt.  Von  Daressalam  soll 
nämlich  über  Mrogoro  und  Tabora  eine  Bahn  bis  zum  Tanganyikasee 
gebaut  werden,  die  von  Tabora  aus  noch  eine  Abzweigung  nordwärts 
nach  Muansa  am  Viktoria-Nyansa  erhalten  soll.  Von  dieser  großartigen 
Bahnlinie,  die  eine  gründliche  Verkehrserschließung  Ostafrikas  nach  sich 
ziehen  und  unsere  Kolonie  fast  genau  in  der  Mitte  durchschneiden  würde, 
ist  aber  bisher  nichts  Anderes  verwirklicht  worden  als  der  Bau  einer  kleinen 
Strecke  von  22  km  Länge,  zwischen  Daressalam  und  Pugu,  die  am  15.  Oktober 
1906  eröffnet  wurde.  Die  Weiterführung  bis  Mrogoro  (225  km)  ist  zwar 
bereits  sichergestellt  und  in  Arbeit,  doch  ist  vor  1908  an  eine  Inbetrieb- 
nahme dieser  Strecke  nicht  zu  denken,  und  über  den  Weiterbau  nach  Ta- 
bora und  darüber  hinaus  an  die  beiden  großen  Seen  dürften  noch  manche 
Jahre  vergehen.  —  Auch  der  dritte  auf  deutsch-ostafrikanisches  Gebiet  her- 
überreichende große  afrikanische  See,  der  Nyassa,  der  neuerdings  durch 
seine  außerordentlich  schnelle  Versumpfung  die  Aufmerksamkeit  erregt,  soll 
durch  eine  Deutsch-Ostafrika  durchziehende  Bahn  mit  dem  Meere  verbunden 
werden,  welche  die  Mbongobucht  bei  Wiedhafen  am  Nyassasee  über  Liwale 
mit  Kilwa-Kisiwani  verbinden  soll.  Doch  ist  dieser  Plan  noch  nicht  über 
die  Vorarbeiten  hinausgediehen,  und  die  Mittel  zum  Bau  sind  noch  nicht 
bewilligt.  Vielleicht  werden  uns  die  Portugiesen  mit  der  Erschließung  des 
Nyassabeckens  ebenso  zuvorkommen  wie  im  Norden  die  Engländer  mit  der 
Erschließung  des  Viktoria-Nyansa. 

Wenden  wir  uns  schließlich  unserer  letzten  deutschen  Kolonie  in  Afrika 
zu,  Kamerun,  so  besteht  hier  bisher  lediglich  eine  kurze,  private  Feld- 
bahn von  43  km  Länge  zwischen  Victoria  und  Sopo.  Das  ist  alles!  Der 
völlige  Mangel  an  Schienenwegen  in  diesem  großen  Ländergebiet  ist  um  so 
auffallender,  als  die  Aussicht,  eine  wertvolle  Kolonie  durch  eine  Bahnlinie 
wirtschaftlich  mächtig  zu  heben ,  selten  so  klar  und  deutlich  vor  Augen 
liegt  wie  hier.  Jetzt  kann  sich  das  Hinterland  von  Kamerun  nur  mangel- 
haft entwickeln,  weil  der  Verkehr  zum  und  vom  Meere  einen  der  Küste 
vorgelagerten  breiten  Düncngürtel  überwinden  muß,  dessen  Bewältigung  mit 
unverhältnismäßigen  Mühen  und  Kosten  verbunden  ist.  Das  Vorhandensein 
einer  Bahn  würde  alle  diese  Schwierigkeiten  mit  einem  Schlage  beseitigen. 
Dennoch  hat  man  erst  kürzlich  mit  dem  Bau  einer  Bahn  begonnen,  die  vom 
Küstenorte  Duala  zunächst  etwa  160  km  landeinwärts  in  das  Gebiet  der  Ma- 
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nengubaberge  führen  soll.  Der  größte  Nutzen  dieser  Bahn  wird  neben  der 
raschen  Uberwindung  des  ungesunden  Küstengürtels  vor  allem  darin  liegen, 
daß  sie  eine  fortdauernde  Viehzufuhr  aus  dem  herdenreichen  Bakossilande 
nach  der  Küste  ermöglichen  und  so  dem  unerträglichen  Mangel  an  frischem 
Fleische,  wie  er  hier  bisher  ständig  herrschte,  abhelfen  wird.  Aber  die 
Kamerunbahn  darf  nicht  auf  die  Dauer  in  den  Manengubabergen,  bis  wohin 
der  Bau  bereits  sichergestellt  ist,  ihr  Ende  finden.  Die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung fordert  nachdrücklich  ihre  Verlängerung  mindestens  bis  in  das  von 
der  Natur  so  reich  gesegnete  Land  Adamaua;  auch  aus  politischen  Rück- 
sichten würde  sich  eine  solche  Verlängerung  der  Bahn  empfehlen,  da  sie 
ein  treffliches  Mittel  darstellen  würde,  um  die  im  tiefen  Innern  noch  auf 
etwas  schwachen  Füßen  stehende  deutsche  Herrschaft  merklich  zu  befestigen. 
Der  Handelsverkehr  Adamauas  bewegt  sich  zur  Zeit  in  sehr  engen  Grenzen  ; 
soweit  aber  die  üppigen  Naturerzeugnisse  des  Landes  überhaupt  zur  Aus- 
fuhr gelangen,  kommt  der  Handel  so  gut  wie  ausschließlich  den  Engländern 
zugute,  da  der  einzig  in  Betracht  kommende  Verkehrsweg  in  Gestalt  der  Ströme 
Benue  und  Niger  durch  Britisch-Nigeria  führt.  Umsomehr  empfiehlt  sich  der 
Bau  einer  Bahn  nach  Adamaua,  mindestens  bis  Bamum  im  »Graslande«,  wo- 
möglich aber  bis  nach  Garua  am  Benue.  die  uns  von  den  englischen  Wasser- 
straßen unabhängig  macht  und  die  fast  ins  Ungemessenc  steigerungsfähige  Er- 
tragsfähigkeit des  deutschen  Adamauagebiets  auch  dem  deutschen  Handel  zu- 
gute kommen  läßt.  Selbst  eine  noch  weiterreichende  Verlängerung  der  Bahn  bis 
an  den  Tsadsee  heran  verdient  sehr  ernstlich  erwogen  zu  werden,  umsomehr 
als  gerade  in  den  deutschen  Gebieten  am  Tsadsee  eine  Baumwollkultur  im 
größten  Maßstabe  geschaffen  werden  kann,  wenn  nur  erst  ein  brauchbarer 
Verkehrsweg  vorhanden  ist,  der  eine  Ausfuhr  der  Naturschätze  des  Landes 
ermöglicht.  Wenn  die  Franzosen  die  Tsadsecländer  für  wichtig  genug 
halten,  um  den  Bau  einer  Bahn  dorthin  von  Tripolis  mitten  durch  die  Wüste 
hindurch  sehr  ernsthaft  zu  erörtern,  brauchen  auch  wir  Deutschen  vor  dem 
ungleich  einfacheren  L^nternehmcn  einer  knapp  halb  so  langen  Kamerun- 
bahn zum  Tsadsee  nicht  zurückzuschrecken,  die  obendrein  den  Vorzug 
hat,  durch  fruchtbare  und  entwickelungsfähige  Länder  zu  führen.  Gegen- 
wärtig bewegt  sich  der  an  sich  noch  wenig  bedeutende  Handel  der 
Tsadseeländer  zum  Teil  nach  Tripolis,  zum  Teil  nach  Nigeria;  der  kürzeste 
und  natürlichste  Weg  zur  Kamerunküste  wird  hingegen  von  ihm  gänzlich 
verschmäht,  weil  eben  jede  brauchbare  Verkehrsmöglichkeit  dorthin  fehlt. 
Dem  sollte  doch  Abhilfe  werden  können,  zumal  jeder  Schritt  auf  diesem 
Wege  den  wirtschaftlichen  Wert  Kameruns  um  einen  entsprechenden  Betrag 
steigen  lassen  würde. 

Die  Ubersicht  über  die  zur  Zeit  vorhandenen,  wichtigeren  afrikanischen 
Eisenbahnen  sei  hiermit  geschlossen.  Es  lassen  sich  daraus  Lehren  mannig- 
facher Art  entnehmen.  Der  Zweck  dieses  Aufsatzes  bestand  jedoch  vor- 
wiegend nur  in  der  statistischen  Zusammenstellung  des  vorhandenen  Materials 
und  der  schwebenden  Pläne.  --  Die  praktischen  Folgerungen  und  Schlüsse 
daraus  im  einzelnen  zu  ziehen,  muß  anderen  überlassen  bleiben,  und  nur 
andeutungsweise  konnten  hier  und  da  Ausblicke  auf  das  politische  und 
wirtschaftliche  Gebiet  versucht  werden*).   Jedenfalls  scheint  aber  durch  den 


*)  Inzwischen  ist  dem  Reichstage  von  der  Regierung  eine  Denkschrift  -Die 
Eisenbahnen  Afrikas  Grundlagen  und  Gesichtspunkte  für  eine 
koloniale  Eisenbahnpolitik  in  Afrika«  vorgelegt  worden,  in  der  die  oben 
angedeuteten  Betrachtungen   im  größten  Umfang  auf  370  Seiten  Text  durchgeführt 
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sich  von  selbst  aufdrängenden  Vergleich  zwischen  der  Kolonialtätigkeit  der 
Deutschen  und  der  der  anderen  europäischen  Kolonialvölker  in  Afrika  auch 
ohne  ausdrückliche  Betonung  ständig  der  Grundton  hindurchzuklingen,  daß 
Deutschland  in  bezug  auf  seine  koloniale  Betätigung  noch  keineswegs  in 
der  Welt  voranstellt,  daß  es  den  kolonialen  Anfänger  bisher  noch  nicht 
verleugnet  und  von  den  älteren  drei  Kolonialnationen,  die  sich  mit  ihm  in 
den  Besitz  fast  ganz  Afrikas  geteilt  haben,  noch  sehr  viel  Erfahrung,  Ge- 
schick, kaufmännischen  Geist,  Tatkraft,  Wagemut  und  Vertrauen  in  die 
Zukunft  bei  allen  seinen  kolonialen  Unternehmungen  zu  lernen  hat. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

»Nach  dem  magnetischen  Nordpol  und  durch  die  Nordwest- 
passage« lautete  das  Thema  eines  Vortrags,  den  in  der  Märzsitzung  der 
Gesellschaft  für  Erdkunde  der  Kapitän  Roald  Amundscn  aus  Kristiania 
hielt.  Die  Sitzung  wurde  besonders  ausgezeichnet  durch  den  Besuch  Seiner 
Majestät  des  Kaisers  und  Königs. 

Kapitän  Amundsen  hatte  auf  einer  arktischen  Forschungsreise  als  Schiffs- 
offizier die  Unzuverlässigkeit  des  Kompasses  in  den  hohen  Breiten  kennen 
gelernt.  Diese  Beobachtung  ließ  in  ihm  vor  etwa  vier  Jahren  den  Plan  zu 
einem  neuen  Unternehmen  reifen,  das  ausschließlich  dazu  bestimmt  sein 
sollte,  den  schon  1831  von  Sir  James  Clark  Ross  festgestellten  magnetischen 
Nordpol  wiederaufzurinden  und  die  Ursachen  der  Unregelmäßigkeiten  in  der 
Deklination  der  Magnetnadel  zu  erforschen,  die  in  den  nördlichen  Meeren 
der  Ortsbestimmung  so  außerordentlich  hinderlich  sind.  Diese  Aufgaben 
haben  auch  eine  befriedigende  Lösung  gefunden. 


worden  sind.  Unter  den  Ergebnissen  der  Denkschrift  seien  die  folgenden  als  die  be- 
achtenswertesten hervorgehoben. 

1.  Nahezu  alleafrikanischen  Eisenbahnen  mitsehr  verschwindenden 
Ausnahmen  haben  bereits  von  der  Eröffnung  an  oder  innerhalb  sehr 
kurzer  Frist  nachher  mindestens  ihre  eigenen  Betriebsausgaben  ein- 
schließlich der  Unterhaltung  zu  decken  vermocht;  eine  größere  Anzahl 
brachte  von  vornherein  eine  Rente.  2.  Die  Wirkungen  von  Eisenbahnen  sind 
überall  gewesen:  a)  erhebliche  Erhöhung  des  Einfuhr-  und  Ausfuhr- 
handels und  damit  eine  entsprechende  Steigerung  der  Zolleinnahmen  auf  Grund 
einer  erhöhten  Erzeugungs-  und  Verbrauchsfdhigkeit,  besonders  auch  der  Eingeborenen- 
bevölkerung, und  einer  Ausdehnung  der  Handelsbeziehungen;  bi  Erhöhung  der  Steucr- 
kraft,  überhaupt  wesentliche  Sicherung  der  Verwaltung.  Die  Steigerung  dieser  beiden 
Einnahmequellen  hat  fast  in  allen  Fällen  dazu  hingereicht,  die  finanzielle  Last  für 
Verzinsung  und  Tilgung  der  für  den  Eisenbahnbau  aufgewendeten  Summen  mehr  als 
auszugleichen,  so  daß  die  Gesamtfinanzen  der  Kolonie  verbessert  wurden;  c  friedliche 
Ausdehnung  der  zivilen  Gewalt,  Eindämmung  von  Aufstandsbewegungen,  Ersparnis 
in  den  Ausgaben  für  Expeditionen;  d  gesundheitliche  Hebung  der  Eingeborenen  durch 
Vermeidung  von  Seuchen  und  ihre  Erhaltung  durch  Vermeidung  von  Hungers- 
nöten usw. 


Digitized  by  Google 


Kleine  Mitteilungen. 


Um  sich  für  die  Sonderbeobachtungen,  denen  er  sich  widmen  wollte, 
gehörig  auszubilden,  unterzog  sich  Arnundsen  zunächst  mit  Unterstützung 
der  Hamburger  Seewarte  und  der  Wilhelmshavener  magnetischen  Warte  ent- 
sprechenden Vorstudien.  Auch  sonst  wurden  alle  Vorbereitungen  für  die  Reise 
mit  großer  Sorgfalt  getroffen.  Das  Expeditionsschiff,  die  »Gjöa« ,  ein 
kleines,  aber  seetüchtiges  Segelschiff,  erhielt  zur  Aushilfe  für  besondere 
Fälle  noch  einen  Petroleummotor.  Wegen  der  voraussichtlichen  Schwierig- 
keiten bei  der  Verpflegung  wurde  nur  eine  sehr  geringe  Bemannung  gewählt. 
Sie  bestand,  abgesehen  von  dem  kühnen  Forscher  selbst,  einschließlich  des 
SchifTskochs  aus  nur  sechs  Personen. 

Die  Ausreise  erfolgte  am  6.  Juni  1903  von  Kopenhagen  aus.  Am 
22.  August  traf  die  Gjöa  an  der  grönländischen  Westküste  an  einem  Punkte 
ein,  der  sich  durch  die  hier  beobachtete  starke  Inklination  der  Magnetnadel, 
die  genau  über  dem  magnetischen  Nordpole  ()0°  betragen  muß,  als  diesem 
Pole  sehr  benachbart  kennzeichnete.  Es  war  ein  kleiner  sturmsicherer 
Hafen,  in  dem  man  vor  Anker  ging,  und  dessen  Umgebung  genauer  er- 
kundet und  aufgenommen  wurde.  Mit  dem  Rechte  des  Entdeckers  legte 
man  dem  Platze  den  Namen  »Godhaven«  bei.  Der  Aufenthalt  in  diesem 
Hafen  war  indes  nicht  lang.  Die  Reise  wurde  vielmehr  fortgesetzt,  und 
nach  der  Durchfahrt  durch  den  Peel -Sund  am  12.  September  eine  dem 
nordamerikanischen  Festlande  vorgelagerte  Insel  erreicht.  Hier,  in  »Gjöa- 
Hafcn«,  ging  die  Expedition  zu  längerem  Aufenthalt  an  Land  und  richtete 
sich  in  Schneehütten  häuslich  ein.  Aus  dem  gleichen  Material,  aus  Schnee, 
wurden  auch  die  magnetische  und  die  meteorologische  Station  hergestellt  und 
in  ihnen  sodann  die  Instrumente  untergebracht,  an  denen  fortan  während 
eines  Zeitraums  von  nahezu  zwei  Jahren  täglich  mehrmals  Beobachtungen 
gemacht  und  sorgfältig  aufgezeichnet  wurden.  Diese  glücklich  heimgebrachten 
Beobachtungsergebnisse  unterliegen  zur  Zeit  in  der  Heimat  einer  genauen 
Bearbeitung,  die  noch  wertvolle  Aufschlüsse  über  die  vorerwähnten  wichtigen 
Fragen  verspricht.  Schon  jetzt  aber  darf  als  Ergebnis  der  Forschungsreise 
festgestellt  werden,  daß  Ross  seiner  Zeit  die  Lage  des  magnetischen  Nordpols 
ziemlich  sicher  bestimmt  hat.  daß  es  aber  einen  festen  Punkt  dieser  Art 
nicht  gibt,  vielmehr  eine  ständige  Bewegung  des  Poles  um  eine  mittlere 
Lage  herum  stattfindet,  die  sich  unter  Umständen  10,  100,  ja  selbst  200  See- 
meilen weit  erstreckt. 

Am  25.  Oktober  1903  kamen  die  Reisenden  zum  ersten  Male  mit 
Eskimos  in  Berührung.  Die  Annäherung  erfolgte  anfangs  von  beiden  Seiten 
mit  großer  Vorsicht.  Allmählich  lernte  man  sich  aber  kennen  und  gewann  zu- 
einander Vertrauen.  Die  Eskimos  erwiesen  sich  überall,  wo  man  ihnen  be- 
gegnete, —  und  das  war  an  den  verschiedensten  Stellen  der  Fall  —  als  sehr 
gutmütig  und  zuverlässig.  Nur  die  sprachliche  Verständigung  ließ  viel  zu 
wünschen  übrig,  und  das  umsomehr,  als  verschiedene  Stämme  auch  mehr 
oder  weniger  verschiedene  Sprachen  reden.  Von  den  mancherlei,  teilweise 
recht  ergötzlichen  Erlebnissen,  die  der  Vortragende  aus  seinem  Verkehre 
mit  den  Eskimos  erzählte,  sei  nur  das  eine  angeführt,  daß  eine  junge 
Eskimomutter  ihr  Kind,  um  es  den  Fremden  vorteilhafter  vorzustellen, 
mangels  Wassers  oder  Schnees  —  ableckte. 

Weihnachten  1903  bereiteten  sich  die  Reisenden  ein  besonderes,  lang- 
ersehntes Feiertagsvergnügen,  indem  sie  in  ihren  Schneehütten  badeten,  was 
natürlich  nur  mit  großen  Umständen  möglich  war. 

Am  29.  Februar  1904  versuchte  man  einen  auf  längere  Zeit  berechneten 
Ausflug  in  das  Innere  zu  unternehmen.    Obgleich  es  an  diesem  Tage  530  C. 
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kalt  war,  und  der  staubartige  Schnee  die  Fortbewegung  stark  hinderte,  ver- 
mochte man  am  Abend  doch  eine  Schneehütte  zu  errichten  —  eine  Arbeit, 
in  der  alle  Teilnehmer  allmählich  große  Kunstfertigkeit  erlangt  hatten.  — 
und  verbrachte  die  Nacht  leidlich  gut  darin.  Als  aber  am  nächsten  Tage 
das  Thermometer  sogar  —  630  C.  zeigte,  die  größte,  auf  der  ganzen  Reise 
je  erlebte  Kälte,  wurde  die  Rückkehr  beschlossen.  Man  wartete  nun  bis 
zum  16.  März  1904  und  brach  bei  — 420  C.  von  neuem  auf.  Unterwegs 
erhöhte  sich  die  Temperatur  auf  — 300  C.  Diese  ungewohnte,  verhältnis- 
mäßig hohe  Temperatur  wirkte  auf  die  Wanderer  gleich  einer  tropischen 
Hitze.  Man  war  genötigt,  sich  eines  Kleidungsstücks  nach  dem  anderen 
zu  entledigen. 

Im  Sommer  1905  wurde  die  Station  verlassen  und  die  Reise  westwärts 
angetreten,  die  wiederholt  durch  Eis  schwere  Hindernisse  fand.  Man  ge- 
langte in  einen  Archipel  von  etwa  100  verschieden  großen  Inseln,  die  nach 
Möglichkeit  aufgenommen  wurden,  stieg  auch  häufig  an  Land  und  machte 
mit  Eskimos  Bekanntschaft.  Der  Winter  1905/06  wurde  leidlich  gut  an  der 
Küste  des  amerikanischen  Festlandes  verbracht.  Vor  allen  Dingen  war  in- 
folge des  überreichlich  angeschwemmten  Treibholzes  kein  Mangel  an  Brenn- 
material. Leider  erlag  in  diesem  Winter  einer  der  Teilnehmer,  namens 
Wieck,  den  Anstrengungen  der  Reise.  Ihm  wurde  auf  einem  Hügel  am 
Meere  die  Grabstätte  bereitet  und  diese  mit  einem  weithin  sichtbaren  Kreuze 
geschmückt.  Ks  war  dies  das  einzige  Opfer,  das  die  Expedition  gefordert 
hat.  Alle  anderen  Teilnehmer  haben  die  häufig  sehr  großen  Anstrengungen 
und  Entbehrungen  gut  überstanden. 

Im  Frühjahre  1906  setzte  die  »Gjöa«  ihre  Reise  westwärts  weiter  fort 
und  begegnete  zuerst  einem  Seegelboot  und  später  zwei  amerikanischen 
Walfischfängern.  In  den  ersten  Tagen  des  Juli  wurde  die  Bcringstraße 
glücklich  durchfahren.  Im  August  langte  die  »Gjöa«  in  San  Franzisco 
an,  von  wo  die  Reisenden  zu  Lande  über  New  York  die  Heimreise  antraten. 

Kapitän  Amundsen  und  seine  Begleiter  sind ,  wie  der  Vorsitzende  der 
Gesellschaft  für  Erdkunde,  Geheimrat  Professor  Dr.  Hellmann,  in  seinem 
Schlußworte  hervorhob,  die  ersten,  denen  jene  nordwestliche  Durchfahrt 
geglückt  ist,  die  zwar  schon  seit  5"  Jahren  als  möglich  erkannt,  aber  bisher 
von  niemandem  tatsächlich  ausgeführt  worden  war. 


Der  Schiffsverkehr  im  Hafen  von  Tschifu.  Im  Jahre  1906 
verkehrten  im  Hafen  von  Tschifu  insgesamt  etwas  über  2000  Dampfer. 
Darunter  befanden  sich  196  deutsche  Dampfer  mit  213  216  R.  T.  Brutto- 
Raumgehalt.  Von  diesen  entfielen  auf  die  von  der  Hamburg-Amerika-Linie 
unterhaltene  und  von  der  Reichs-Postverwaltung  unterstützte  Postdampfer- 
linie Schanghai-Tsingtau-Tschifu-Tientsin  (in  den  Wintermonaten  von  Mitte 
Dezember  bis  Anfang  März  statt  Tientsin:  »Tschinwangtau«)  117  Dampfer 
m»t  L33  335  RT.,  auf  andere  Linien  dagegen  nur  79  Dampfer  mit  79881  R.T. 
Brutto-Raumgehalt.  Während  also  die  deutsche  Handelsschiffahrt  an  dem 
Gesamtverkehr  im  Hafen  von  Tschifu  mit  etwa  10  v.  H.  beteiligt  war,  be- 
trug der  Anteil  der  Postdampferlinie  allein  mehr  als  5  v.  H.  Hieraus  er- 
gibt sich  ohne  weiteres  die  hohe  Bedeutung  dieser  Linie  für  den  Handels- 
verkehr an  der  chinesischen  Küste. 
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Zwei  Dampfer  der  Hamburg- Amerika-Linie,  »Loongmoon«  und  »Lyeemoon« 
mit  1245  und  1238  R.T.  Brutto -Raumgehalt,  waren  von  der  »Russisch- 
Ostasiatischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft«  für  den  Verkehr  mit  dem  im 
September  1906  dem  Handel  wieder  geöffneten  Dalni  gechartert.  Sie  fuhren 
bis  Ende  1906  sechsmal  von  Tschifu  nach  Dalni  und  kehrten  fünfmal  von 
da  nach  Tschifu  zurück. 


LITERATUR. 

Einführung  in  die  Elektrotechnik.  Sieben  Experimentalvorträge 
von  Professor  Anton  Zeemann.  Wien  und  Leipzig,  A.  Hart- 
lebens Verlag  1907.  VII  und  167  Seiten  mit  117  Abbildungen. 
Preis  geh.  2  Mark  70  Pf. 

Die  vom  Verfasser  jetzt  im  Druck  herausgegebenen  Vorträge  sind  im 
Jahre  1906  an  der  Wiener  Urania  gehalten  worden  und  bezweckten,  über 
das  Gebiet  der  Elektrotechnik,  soweit  sie  im  täglichen  Leben  in  die  Er- 
scheinung tritt,  Aufklärung  zu  geben.  Der  Verfasser  beschränkt  sich  hier- 
bei auf  die  Starkstromtechnik;  die  eigentliche  Schwachstromtechnik,  die 
früher  fast  allein  das  Feld  beherrschte,  ist  übergangen.  Die  Erzeugung 
und  Anwendung  der  Ströme,  die  uns  mit  Licht  und  Kraft  versorgen,  die 
elektrischen  Hahnen,  die  drahtlose  Energieübertragung,  die  Röntgenstrahlen 
und  dergl.  werden  dem  Leser  durch  einfache  Erklärungen  und  ohne 
rechnerische  Hilfsmittel  verständlich  gemacht.  Ein  Lehrbuch  soll  die 
Vortragsammlung  nicht  sein;  der  Leser  erhält  aber  ein  lebhaftes  Bild  von 
dem  Aufbau  der  Maschinen  und  Apparate  und  den  Vorgängen,  die  sich 
bei  ihrem  Betrieb  abspielen.  Zuerst  werden  die  Dynamomaschinen  und 
Motoren  für  Gleichstrom  und  die  elektrische  Kraftübertragung  besprochen, 
im  zweiten  Vortrage  die  Generatoren  und  Motoren  für  Wechselstrom  und 
Drehstrom,  die  Transformatoren  und  Umformer.  Der  dritte  Vortrag  handelt 
von  den  Maßen  und  Meßapparaten,  von  der  Elektrochemie  und  den  Akku- 
mulatoren, der  vierte  ist  den  elektrischen  Zentralen  und  Bahnen  gewidmet.  Im 
fünften  Vortrage  werden  die  elektrische  Leuchttechnik  und  die  Lichttelephonic 
beschrieben,  im  sechsten  die  Erscheinungen  an  hochgespannter  Elektrizität, 
die  Entladungen  in  Gasen  und  die  Röntgenstrahlen.  Der  siebente  Vortrag 
endlich  behandelt  die  elektrischen  Schwingungen  und  die  drahtlose  Tele- 
graphie.  Ein  allgemein  gehaltenes  Sachregister  ermöglicht  ein  leichtes 
Auffinden  der  in  den  Vorträgen  erwähnten  Gegenstände.  Zu  der  Angabe 
auf  Seite  83  sei  bemerkt,  daß  die  erste  elektrische  Bahn  nicht  auf  der 
Frankfurter,  sondern  auf  der  Berliner  Ausstellung  im  Jahre  1879  im  Be- 
triebe zu  sehen  war.  Die  Vorträge  sind  im  allgemeinen  leicht  verständlich 
und  werden  auch  für  den  Nichtfachmann  von  Interesse  und  von  Nutzen 
sein. 
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Der  Verbrauch  an  Postwertzeichen  bei  der  Reichs- 

PostverwalUmg. 

Von  über -Postinspektor  Heß  in  Berlin. 

In  den  ersten  Jahren  des  Bestehens  der  Reichs -Postverwaltung  lauteten 
die  Postwertzeichen  auf  die  Taler-  und  die  Guldenwährung  sowie  auf  Ham- 
burger Schillinge.  Es  gab  Freimarken  zu  1,  2,  3,  7,  9  und  18  Kr.,  zu 
'  r  l/3'  V'-j'  J»  2>  2'/2'  5-  10  und  30  Sgr.  (die  beiden  letzten  nur  für  den 
inneren  Betrieb  der  Postanstalten)  und  zu  l/a  Schilling  (Hamburg),  ge- 
stempelte Streifbänder  zu  1  Kr.  und  '/3  Sgr.,  Postkarten  zu  2  und  mit 
Antwort  zu  2  -j-  2  Kr.  sowie  zu  '/2  und  mit  Antwort  zu  1  2  -f-  '/■.»  Sgr. 
und  »Franko-Couverts«  zu  3  Kr.  und  1  Sgr.  Es  waren  also  24  Sorten 
Post  Wertzeichen  (16  Sorten  Freimarken  und  8  Sorten  gestempelte  Formulare) 
im  Gebrauche.  Postwertzeichen  in  der  heutigen  Währung,  der  Mark- 
währung, wurden  in  Verbindung  mit  der  Münzreform  vom  1.  Januar  1875 
ab  eingeführt.  Bei  einem  Uberblick  über  den  Verbrauch  der  einzelnen 
Post wertzeichensorten  müssen  naturgemäß  die  Jahre  vor  1875  außer  Betracht 
bleiben  .  da  sich  genaue  und  sachliche  Folgerungen  nur  aus  einem  Vergleiche 
des  Verbrauchs  der  Postwertzeichen  einer  und  derselben  Währung  ziehen 
lassen. 

Mit  dem  1.  Januar  1875  wurden  folgende  Postwertzeichensorten  der 
Markwährung  neu  ausgegeben:  Freimarken  zu  3,  5,  10,  20,  25  und  50  Pf. 
und  —  ausschließlich  für  den  inneren  Betrieb  der  Postanstalten  —  zu 
2  Mark  sowie  gestempelte  Streifbänder  zu  3  Pf.,  Postkarten  zu  5  und 
solche  mit  Antwort  zu  5-^5  Pf.,  ferner  gestempelte  Briefumschläge  zum 

Archiv  f.  Post  u.  Telegi     1;    nur,  25 


Digitized  by  Google 


3$6 


Verbrauch  an  Postwertzeichen  bei  der  Reichs- Postverwaltung. 


Nennwerte  von  10  Pf.,  mithin  insgesamt  1 1  Sorten  Postwertzeichen,  und 
zwar  7  Sorten  Freimarken  und  4  Sorten  gestempelte  Formulare  (General- 
Verfügung  des  General- Postamts  vom  27.  November  1874)*).  Es  trat 
also  eine  wesentliche  Vereinfachung  ein,  indem  sich  die  Sortenzahl  um 
mehr  als  die  Hälfte  verringerte.  Die  Verringerung  entfiel  in  der  Haupt- 
sache auf  die  Freimarken,  deren  Zahl  von  16  auf  7  herabgesetzt  wurde. 
Hinsichtlich  der  Zahl  der  gestempelten  Formulare  bestand  die  einzige 
Änd  erung  darin,  daß  bei  allen  vier  Arten  (Streifbändern,  Postkarten,  Post- 
karten mit  Antwort  und  Briefumschlägen)  die  vorhandenen  je  zwei  Sorten 
in  der  Taler-  und  der  Guldenwährung  durch  je  eine  einheitliche  Sorte  in 
der  Markwährung  ersetzt  wurden. 

Von  den  1875  eingeführten  Postwertzeichen  sind  inzwischen  die  Brief- 
umschläge mit  eingedruckter  Marke  zu  10  Pf.  und  die  Streifbänder  zum 
Nennwerte  von  3  Pf.  wieder  weggefallen.  Sie  wurden  nebst  einigen  Sorten 
von  Wechselstempelzeichen  und  Marken  zur  Entrichtung  der  statistischen 
Gebühr  zum  Ausgleiche  dafür  abgeschafft,  daß  beim  Inkrafttreten  des 
Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes  vom  22.  Juni  1889  den  Reichs- 
Postanstalten  neben  der  Auszahlung  der  Invaliden-  und  Altersrenten  auch 
der  Vertrieb  von  Marken  zur  Entrichtung  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsbeiträge übertragen  wurde.  Die  Einziehung  erfolgte  vom 
10.  Dezember  1890  ab  (Verfügung  des  Staatssekretärs  des  Reichs -Post- 
amts vom  26.  November  1890)*). 

Neu  eingeführt  wurden  dagegen  bis  1905: 

vom  1.  Dezember  1876  ab  Rohrpostkarten  zu  25  Pf.  und  Rohrpost- 
briefumschläge zu  30  Pf.  aus  Anlaß  der  zu  demselben  Zeitpunkt  erfolgten 
Einrichtung  der  Rohrpost  in  Berlin  (Verfügung  des  General  -  Postmeisters 
vom  1.  Dezember  1876)*), 

vom  20.  April  1877  ab  Rohrpostkarten  mit  Antwort  zu  25  -j-  25  Pf. 
(Verfügung  des  General -Postmeisters  vom  12.  April  1877)*). 

vom  1.  Oktober  1878  ab  Weltpostkarten  zu  10  Pf.  (Verfügung  des 
General -Postamts  vom  14.  September  1878)*), 

vom  15.  Juli  1879  ab  Weltpostkarten  mit  Antwort  zu  10  -f  10  Pf. 
(Verfügung  des  General- Postamts  vom  5.  Juli  1879)*), 

vom  1.  Juli  1880  ab  gestempelte  Postanweisungsformulare  zu  20  Pf. 
(Verfügung  des  Staatssekretärs  des  Reichs -Postamts  vom  15.  Juni  1880)*), 

vom  1.  November  1897  ab  Kartenbriefe  mit  eingedruckter  Marke  zu 
10  Pf.  (Verfügung  des  Staatssekretärs  des  Reichs- Postamts  vom  10.  Ok- 
tober 1897)*), 

vom  I.Januar  1899  ab  gestempelte  Postanweisungen  zu  10  Pf.  aus 
Anlaß  der  durch  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom  18.  Dezember  1898 
erfolgten  Herabsetzung  der  Gebühr  für  die  Übermittlung  von  Geldbeträgen 
bis  zu  5  Mark  durch  Postanweisungen  von  20  auf  10  Pf.  (Verfügung  des 
Staatssekretärs  des  Reichs- Postamts  vom  19.  Dezember  1898)*), 

vom  1.  Januar  1900  ab  Freimarken  zu  30,  40  und  80  Pf.  (Ver- 
fügungen des  Staatssekretärs  des  Reichs -  Postamts  vom  27.  Oktober  und 
21.  Dezember  1899)*), 


*,  Amtsblatt  der  deutschen  Reichs  -  Postverwaltung,  Jahrg.  1874,  S.  457  tf.,  der 
Deutschen  Reichs -Post-  und  Telegraphenverwaltung,  Jahrg.  1S76,  S.  5 1 7  AT,  1877, 
S.  105fr,  1878,  S.  ^fF,  1879,  s-  29*  ^  und  des  Reichs-Postamts,  Jahrg.  1SS0,  S.  219fr, 
1890,  S.  353.  1897,  S.  319 tf.,  1898,  S.  382,  1899,  S.  353  und  5.417fr,  1900,  S.  i5orf, 
1905,  S.  195,  und  1906,  S.  1Ö5  und  S.  173. 
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vom  1.  April  1900  ab  Freimarken  zu  2  Pf.,  Postkarten  zu  2  Pf.  und 
Postkarten  mit  Antwort  zu  2  +  2  Pf.  aus  Anlaß  der  von  demselben  Zeit- 
punkt ab  durch  Erlaß  des  Reichskanzlers  vom  20.  März  1900  erfolgten 
Festsetzung  der  ermäßigten  Ausnahmetarife  für  Postkarten  und  Drucksachen 
im  Orts-  und  Nachbarortsverkehre  (Verfügung  des  Staatssekretärs  des  Reichs- 
Postamts  vom  22.  März  1900)*),  ferner  Freimarken  zu  1  Mark  und 

im  weiteren  Verlaufe  des  Jahres  1900  Freimarken  zu  3  Mark  und  5  Mark 
(  Verfügung  des  Staatssekretärs  des  Reichs-Postamts  vom  22.  März  1900)*). 

Während  also  zwei  Postwertzeichen  zurückgezogen  wurden ,  waren  bis 
1905  17  neue  hinzugetreten.  Hiervon  entfielen  nur  7  auf  die  Frei- 
marken, dagegen  10  auf  die  gestempelten  Formulare.  Die  im  Jahre  1875 
geschaffenen  Freimarkenwerte  waren  dem  Bedürfnis  angepaßt  gewesen 
und  haben  ein  volles  Vierteljahrhundert  unverändert  bestanden.  Die  erste 
Neuerung  brachte  die  Ausgabe  der  höheren  Wertsorten  zu  30,  40  und 
80  Pf.  und  später  zu  1,  3  und  5  Mark  im  Jahre  1900,  die  erforderlich 
geworden  war,  weil  der  Aufschwung  des  Postverkehrs  am  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts,  namentlich  aber  die  Zunahme  des  Paketverkehrs  und 
dessen  Ausdehnung  auf  immer  weitere  Gebiete  des  Auslandes  dazu  drängten, 
dem  Publikum  höhere  Frankierungswcrte  für  Postanweisungen.  Wertbriefe 
und  Pakete  zur  Verfügung  zu  stellen.  Gleichzeitig  mit  der  Einführung 
der  höheren  Wertsorten  wurde  auch  die  Freimarke  zu  2  Mark,  die  bisher 
nicht  an  das  Publikum  abgegeben  werden  durfte,  dem  Verkaufe  freigegeben. 
Ende  1905  bestanden  26  Sorten  Postwertzeichen,  und  zwar  14  Sorten  Frei- 
marken und  12  Sorten  gestempelte  Formulare.  Die  Zahl  der  Freimarken- 
sorten hatte  sich  also  in  dreißig  Jahren  verdoppelt,  die  Zahl  der  Sorten 
gestempelter  Formulare  dagegen  verdreifacht. 

Die  Freimarken  zu  2  Pf.  sowie  die  Postkarten  zu  2  und  mit  Antwort 
zu  2  -f  2  Pf.  sind  vom  1.  Juli  1900  ab  aus  Anlaß  der  Aufhebung  der 
Ausnahmetarife  für  Postkarten,  Drucksachen,  Warenproben  und  Geschäfts- 
papiere im  Orts-  und  Nachbarortsverkehre  wieder  zurückgezogen  worden 
(Verfügung  des  Reichs -Postamts  vom  20.  Juni  1906)*).  Es  bestehen  also 
nunmehr  noch  23  Sorten  Postwertzeichen  (13  Sorten  Freimarken  und 
10  Sorten  gestempelte  Formulare). 

Auf  Grund  eines  Übereinkommens  mit  der  württembergischen  Post- 
verwaltung sind  vom  1.  April  1902  ab  die  Postwertzeichen  der  Reichs- 
Postverwaltung  auch  im  württembergischen  Verwaltungsgebiet  eingeführt 
worden.  Bei  den  deutschen  Postanstalten  in  der  Türkei,  in  Marocco  und 
in  China  werden  die  Reichs -Postwertzeichen  mit  einem  Aufdrucke  des 
Ländernamens  oder  der  fremden  Währung  verwendet.  In  den  deutschen 
Kolonialgebieten  sind  vom  Jahre  1900  ab  besondere  Postwertzeichen  mit 
einem  abweichenden  Markenbilde  (Dampfer  in  voller  Fahrt)  zur  Einführung 
gekommen.  Für  den  Vertrieb  der  Kolonial-  usw.  Marken  im  Inland  ist 
Mitte  Dezember  1900  bei  dem  Postamte  19  in  Berlin  (Beuthstraße)  eine 
Verkaufstelle  eingerichtet  worden. 

Zu  erwähnen  ist  ferner  noch,  daß  seit  dem  15.  September  1905  Post- 
karten zu  5  Pf.  auch  in  Blocks,  die  je  10  einfache  Postkarten  enthalten, 
ausgegeben  werden.  Die  gleiche  Einrichtung  bestand  vom  15.  September  1905 
bis  30.  Juni  1906  hinsichtlich  der  einfachen  Postkarten  zu  2  Pf.  (Ver- 
fügung des  Reichs -Postamts  vom  15.  September  1905)*).  Alle  Änderungen, 
die  lediglich  eine  abweichende  Gestaltung  des  Markenbildes,  Neuerungen 
in    der  Farbe   oder  in   der  sonstigen   äußeren  Ausstattung  der  Postwert- 

*  Siehe  Anmerkung  S.  38*»- 
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zeichen  ohne  gleichzeitige  Änderung  des  Markenwerts  betreffen,  sind  als 
für  die  vorliegenden  Betrachtungen  unwesentlich  unberücksichtigt  gelassen 
worden. 

Von  Interesse  ist  es  nun,  zu  verfolgen,  in  welcher  verschiedenen  Weise 
sich  der  Verbrauch  der  einzelnen  Postwertzeichensorten  im  Laufe  der  Jahre 
entwickelt  hat.  Diesem  Zwecke  dienen  die  nachfolgenden  drei  Ubersichten. 
Die  übersieht  A  weist  von  fünf  zu  fünf  Jahren  die  verbrauchte  Stück- 
zahl aller  Postwertzeichen  nach.  In  der  Ubersicht  B  ist  für  dieselben 
Jahre  das  Verhältnis  des  Verbrauchs  an  jeder  Sorte  zu  dem  Gesamtverbrauch 
an  Postwertzeichen  ersichtlich  gemacht,  und  in  der  Ubersicht  C  für  die  seit 
1875  bestehenden  und  die  wichtigsten  anderen  Postwertzeichensorten  sowie 
für  den  Gesamtverbrauch  und  den  Gesamterlös  der  Prozentsatz  der  Steigerung 
von  fünf  zu  fünf  Jahren  berechnet.  In  die  Übersichten  A  und  B  sind 
außerdem  noch  die  Ergebnisse  der  Jahre  189g  und  1901  aufgenommen 
worden,  um  den  Einfluß  besser  zu  veranschaulichen,  den  die  Einführung 
der  1900  geschaffenen  zahlreichen  neuen  Sorten  auf  den  Verbrauch  der 
anderen  Sorten  gehabt  hat.  Soweit  auch  die  Zahlen  aus  anderen  Jahren 
für  die  Beurteilung  der  einen  oder  anderen  Frage  besondere  Bedeutung 
haben,  sind  sie  bei  der  erläuternden  Besprechung  mit  herangezogen  worden. 
Die  Angaben  in  den  Ubersichten  usw.  umfassen  den  Verbrauch  an  Post- 
wertzeichen im.  Reichs-I 'Ostgebiet  und  bei  den  deutschen  Postanstalten  in  den 
Schutzgebieten  und  im  Auslande.  Die  in  Württemberg  seit  1902  abgesetzten 
Postwertzeichen  der  für  beide  Verwaltungsgcbicte  einheitlichen  Ausgabe 
sind  also  in  die  Berechnungen  nicht  mit  einbezogen  worden. 

Die  auffälligste  Erscheinung,  die  uns  bei  Betrachtung  der  Ubersichten 
ohne  weiteres  in  die  Augen  springt,  ist  das  gewaltige  Ubergewicht,  das 
im  Laufe  der  Jahre  die  Fünf  pfennigmarke  über  alle  anderen  Post  wert  - 
zeichensorten  erlangt  hat.  Während  sich  von  den  seit  1875  bestehenden 
Postwertzeichen  die  Zahl  der  Marken  zu  2  Mark  ungefähr  verdoppelt, 
die  der  Marken  zu  10,  20  und  25  Pf.  ungefähr  verdreifacht,  die 
der  Marken  zu  50  Pf.  und  der  Postkarten  ungefähr  verfünffacht  und 
die  der  Marken  zu  3  Pf.  nicht  ganz  verachtfacht  hat,  ist  die  Zahl 
der  verbrauchten  Fünfpfennigmarken  nahezu  auf  das  Achtzehnfache  ge- 
wachsen. Der  Gesamtverbrauch  an  Postwertzeichen  hat  sich  in  dem  gleichen 
dreißigjährigen  Zeiträume  nur  etwa  auf  das  Sechsfache  und  der  Gesamt- 
erlös auf  das  Fünffache  erhöht.  Im  Jahre  1875  machte  die  Fünfpfennig- 
marke mit  Q.8ö  v.  H.  noch  nicht  den  zehnten  Teil  aller  Postwertzeichen 
aus:  1905  entfallen  dagegen  mehr  als  zwei  Siebentel  (29,04  v.  H.)  des  Ge- 
samtverbrauchs auf  die  Fünfpfennigmarke.  1875  stand  sie  hinter  den 
Marken  zu  10  und  3  Pf.  erst  an  dritter,  1885  infolge  der  Zunahme  der 
Postkarten  sogar  erst  an  vierter  Stelle;  1905  nimmt  sie  mit  mehr  als 
1 100  Millionen  Stück  bei  weitem  den  ersten  Platz  ein.  Die  Postkarten  hat 
sie  schon  von  1890  ab.  die  Dreipfennigmarke  von  1896  ab  und  die  Zehn- 
pfennigmarke von  1902  ab  dauernd  hinter  sich  gelassen.  Die  größte 
Steigerung  entfällt  mit  143.;')  v.  H.  auf  den  fünfjährigen  Zeitraum  von 
1805  bis  1900  und  innerhalb  dieses  Zeitraums  auf  das  Jahr  1898.  Denn 
die  Steigerung  von  Jahr  zu  Jahr  betrug  189h:  12,0:  v.  H.,  1897:  19.5;;  v.  PL. 
1808:  27,-1  v.  H.  Von  da  ab  läßt  die  Steigerung  allmählich  wieder  nach: 
sie  beträgt  i8q<>  nur  noch  21. 43  v.  PL,  iqüo:  17,10  V.  PL,  1901:  10, u  v.  IL. 
Iom2:  5.'>s  v.  IL.  1003:  7,74  v.  H..  1904:  7.59  v.  H.  und  1905:  6.99  v.  H. 
Der  Hauptgrund  für  die  große  Zunahme  des  Verbrauchs  an  Fünfpfennig- 
marken  ist  in  der  starken  Ausbreitung  der  Ansichtspostkarten  zu  suchen. 
Es  sind  zwar  auch  noch  einige  andere  Ereignisse  gewesen,  die  ihren  Absatz 
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begünstigt  haben,  so  z.  B.  die  durch  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom 
23.  Mai  1890*)  erfolgte  Einführung  einer  ermaßigten  Gewichtsstufe  für 
Drucksachen  über  50  bis  100  g  mit  dem  Portosatze  von  5  Pf.  sowie  die 
Ausdehnung  der  Ortsgebührentaxe  auf  den  Verkehr  zwischen  Nachbarpost- 
orten und  die  Herabsetzung  des  Stadtbriefportos  in  Berlin  von  10  auf  5  Pf. 
vom  1.  April  1900  ab.  Die  Wirkungen  dieser  Maßnahmen  kommen  aber 
bei  dem  allgemeinen  Anwachsen  des  Verbrauchs,  das  sich  nur  durch  Zu- 
nahme der  Ansichtspostkarten  erklären  laßt,  in  den  Zahlen  für  die  be- 
treffenden Jahre  nicht  zum  Ausdrucke. 

Die  Zehnpfennigmarke  hat  mit  rund  1)65  Millionen  Stück  zwar  noch 
die  zweite  Stelle  behauptet,  gegen  früher  aber  erheblich  an  Bedeutung  ver- 
loren. 1875  waren  mehr  als  die  Hälfte  (52,52  v.  H.)  aller  verbrauchten 
Postwertzeichen  Zehnpfennigmarken;  1905  ist  dagegen  die  Zehnpfennig- 
rnarke  nur  noch  zum  vierten  Teile,  mit  25, vi  v.  H.,  also  mit  3,6*  v.  H.  oder 
um  ein  Achtel  weniger  als  die  Fünf  pfennigmarke,  am  Gesamtverbrauche 
beteiligt.  Diese  Zahlen  scheinen  verraten  zu  wollen,  wie  mancher  Privat- 
brief infolge  der  sich  gerade  bietenden  Gelegenheit  zur  Absendung  einer 
Ansichtspostkarte  ungeschrieben  geblieben  ist.  Bei  der  trotzdem  vorhandenen 
beträchtlichen  Steigerung  im  allgemeinen  Briefverkehre  hat  der  Verbrauch 
der  Zehnpfennigmarke  immerhin  fortdauernd  und  von  allen  Postwertzeichen 
ungefähr  am  gleichmäßigsten  zugenommen.  Nur  in  einem  Jahre,  1900, 
ist  vorübergehend  ein  Rückgang  zu  verzeichnen.  Die  Zahl  der  verbrauchten 
Zehnpfennigmarken  betrug  1900  nur  843  Millionen  Stück  gegen  850  Millionen 
im  Jahre  1899.  Der  Verbrauch  war  mithin  gegen  das  Vorjahr  um 
7  Millionen  Stück  oder  o.s  v.  H.  zurückgeblieben.  Dieser  Rückgang  war 
zweifellos  einerseits  eine  Folge  der  am  1.  April  1900  geschehenen  Aus- 
dehnung der  Ortstaxe  auf  den  Nachbarortsverkehr  und  der  Herabsetzung 
des  Stadtbriefportos  in  Berlin ,  anderseits  ist  er  wohl  auch  mit  zurück- 
zuführen auf  die  Ausgabe  der  neuen  höheren  Wertsorten.  Das  früher 
häufig  auftretende  Bedürfnis,  zur  Darstellung  höherer  Frankierungswerte 
die  Zehnpfennigmarke  mitzuverwenden ,  war  dadurch  weggefallen.  In  noch 
stärkerem  Umfange  wurden  hiervon,  wie  sich  später  ergeben  wird,  die 
Freimarken  zu  20  und  50  Pf.  betroffen.  Bei  der  Zehnpfennigmarke  ist  der 
verhältnismäßig  starke  Rückgang  um  7  Millionen  Stück  um  so  auffälliger, 
als  in  dasselbe  Jahr  ein  Ereignis  gefallen  war,  das  ihren  Absatz  eigentlich 
sehr  günstig  hätte  beeinflussen  müssen ,  nämlich  die  Erhöhung  der  Gewichts- 
grenze für  Briefe  der  ersten  Gewichtstufe  im  inländischen  Verkehre  von 
15  auf  20  g  (Artikel  l1  des  Gesetzes  vom  20.  Dezember  1899,  betreffend 
einige  Änderungen  von  Bestimmungen  über  das  Postwesen)**).  Wenn  trotz- 
dem der  Verbrauch  der  Zehnpfennigmarke  im  Jahre  1900  nicht  gestiegen, 
sondern,  wie  wir  eben  gesehen  haben,  erheblich  zurückgegangen  ist,  scheint 
diese  Tatsache  der  häufig  vertretenen  Auffassung,  als  habe  die  Erhöhung 
der  ersten  Gewichtsstufe  auf  20  g  die  Einnahmen  der  Reichs-Postverwaltung 
nicht  ungünstig  beeinflußt,  die  Berechtigung  absprechen  zu  wollen. 

Die  Dreipfennigmarke  ist  diejenige,  deren  Verwendung  nächst  der  der 
Fünfpfennigmarke  verhältnismäßig  am  höchsten  gestiegen  ist.  Sie  ist  neben 
der  Fünfpfennigmarke  das  einzige  der  seit  1875  bestehenden  Postwertzeichen, 
dessen  Anteil  am  Gesamtverbrauch  einen  Zuwachs  erfahren  hat.  1875 
machte  sie  mit  10,01  v.  H.  den  zehnten  Teil  des  Gesamtverbrauchs  aus, 
>tieg  sodann  bis  zum  Jahre  1895  allmählich  bis  auf  16,82  v.  H.  des  Gesamt- 


*)  Amtsblatt  des  Reichs- Postamts,  Jahrg.  1890,  S.  109. 
*   Reichs -Gcsetzbl.  Jahrg.  1890,  S.  715  fT. 


Digitized  by  Google 


390  Verbrauch  an  Postwertzeichen  bei  der  Reichs- Postverwaltung. 


Über 


Es  wurden  verbraucht 

,875 

18S0 

1885 
Stück 

1890 
Stück 

I.  Freimarken. 

-  3  "  •  •  •  ■ 

*"                           j   •     ■  •  •  « 

10  -  . . . . 

-  20  -  .... 

-  25  -  .... 

-  30  -   

-  40  -  .... 

-  50  -  .... 

-  «O  -   

1  Mark . . 

2  -    . . 

-  3    "  •■ 

-  3    "  •• 
Freimarken    in  fremden 

Währungen    (bei  den 

deutschen  Postanstalten 

in  den  Schutzgebieten 

und  im  Auslande   

62  6 1 3  440 
öi  663  1Q7 

328  437  '83 
z,6  060  171 
23  131  531 

20  1 70  388 



525013 

= 

1 

  1   

91  302  340       155  100  726 
q4  oqo  8H0        1  39  504  456 
372581454       45Ö  039  338 
78  145  431  90794975 

•  ff         /~\/~\  ■       ff  -ff  a                          .ff  s~v         1  V    r\  *  <■» 

23  9OI    129             29  ,  38  342 
32  O93  642             45  l82  652 
58Ö  457                   657  739 

227  242  309 
220  >76  852 

58844«  804 

1 19  145  280 
40  3  70  055 

56  906  625 

709  054 

zus.  Freimarken  Se.  I)  . . 

II.  Gestempelte  Formulare. 

Streifbänder  zu  3  Pf. ... . 

Postkarten  für  den  Orts- 
verkehr   Postkarten  zu 
2  und  mit  Antwort  zu 

Andere  Postkarten  Post- 
karten  zu  5  und  mit 
Antwort  zu  5  +  5  Pf-, 
Weltpostkarteh    zu  10 
und    mit    Antwort  zu 

Briefumschläge  zum  Nenn- 

Kartenbriefe  zu  10  Pf.  . . . 
Postanweisungen  zu  10  Pf. 
Postanweisungen  zu  20  Pf. 
Hohrpostkarten  zu  25  und 
mit  Antwort  zu  '25  -f 

Rohrpostbriefumschlagc 
zu  30  Pf.  

Gestempelte  Formulare  in 
fremden  Wiihruneen  , hei 

II  will  VJ  l_  1  1     »  •   4-1  III  U  I  J       V-  II       *  '  »w  1 

den  deutschen  Postan- 
stalten in  den  Schutzge- 
bieten und  im  Auslande 

552  öl 5  923       692  701  333       917018  228 

! 

6  439  500         t>  0-9  400         5  S93  580 

1 

• 

1 
! 

1 

• 

58  5  19  211          1  19  754  S 12  IÖ76ÖI32O 

77S3694         4  66«939         3 '07  «64 

—  S  092  022        21  800  7 12 

—  1S1W85            237  0S9 
103574  141623 

1  253  392  58S 
5  773  657 

1 

219345  895 
2  504  05  2 

27  77S  00.2 

309  34Ö 
209  25  1 

zus.  gestempelte  Formulare 
[Sc.  11   

72  742  405 

I39478O32  I9899I488 

255  920  293 

insgesamt  Postwert/eichen 

625  35s  3*8 

832  .79  365 

1  116  009  716 

1  509312  S81 

Der  Gesamterlös  hierfür 

Mark 

•'.»  *3$6;>3.:5 

Mark 
91  946224,*» 

Mark 
120323294,,- 

Mark 
»57  82Ö  74ö,h. 
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sieht  A. 


.895 

1899 

IQOO 

19OI 

.905 

Stück 

Stuck 

Stück 

Stück 

Stuck 

320  236  26t 

314802733 

706  327  374 
1 50  O97  302 
43415984 


75050406 
824  330 


420  027  024 
653  785  240 
850  502  38  t 
187415Ö93 
52  022 
1  4^8 
883 

97  1  n  423 

57* 

891  224 


146  461  1 18 

432  688  230 
766  259  573 
843  497  '88 

154  827  50 ! 
58  09!  £00 
28  9O3  855 

"3  459  553 
77  728971 
4034059 

3  9°2  574 
039  252 

q\  t  \S 


272 


20 1  402  493 

442  153  7°3 
843  142  879 

8>4  2^1  061 
«54092395 
54  >98  379 
35  7f:4  '3' 
i>  00;  H5 

78  541  330 

4  780  979 

5  493  024 
9;8  746 
188  701 

7'  329 


293  765  467 
48b  8 1 5  2Q7 

105  182  527 
96s  257  918 

18898s  832 

63  228  383 
49  992  402 

23  464  277 

93  083  S33 

0  107  000 

7813084 

1  289  200 
224  256 
136  24S 


379010 


395  447 


284  582 


1611414390 

2  263  148  5  3Ö 

2  53«  873  220 

2  69  t  10  5  842 

3  287  322  3J  2 

1 

7029783. 

97973  346 

147  927  43' ' 

260  8S4 165 

: 

310349095 

300401  592 

292  8.  »o  030 

318956441 

31 70. 147 

4290  13'". 
8  477  043 

3«  077  33s 

3  06;  668 
11  210457 
30  9:  2  2  1 1 

- 

2  625  509 
12  534  697 

3°  934  545 

- 

2  4" 5  '5  3 
16  200  228 

31  063402 

28 1  445 

324  1S5 

35»  s95 

362  S3S 

4S5  24s 

189  619 

213983 

1 
1 

1 

218  644 

220  160 

300  102 

_ 

1 

23  790 

2  t  4OO 

62  128 

293  056  376 

355340  7S0 

< 

416  492  08S 

437  5''2  525 

518  366  133 

1  904  470  766 

2  618  489  316 

2  948  365  308 

3  128  6» '.S  367 

3  805  688  445 

Mark 

Mark 

Mark 

M:>rl. 

Mark 

196  191  337,*i 

255  156959,'- 

27I  63I  41  2,,  < 

282  80t  467,;, 

34'  97463°»»' 
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Übersicht  B. 


von  uem  viesami- 

Jahresverbrauch 
an  Postwertzeichen 
entfielen  auf 

1875 
v.  H. 

1S80  1885 

1 

v.  H.      v.  H. 

l8<)0 

* 

v.  H. 

,895 
v.  H 

1899 

v.  H 

1900 

| 

v.  H. 

IQOI 

v.  H. 

v  H 

I.  Freimarken: 

_  1  _ 

1 
1 
1 

— 

_ 

4,»7 

6,44 

7r; 

-    3  -   

1  0,,;- 

1  3,00 

i6,st 

1  Ö,og 

14/g 

14,. 4 

12,"» 

-    5  -   

I 

12,^0 

14,*. 

25,99 

2f),,  5 

29,04 

52,^ 

44.-- 

Tri  ■ 

38,^ 

3V» 

28,6  t 

27>3= 

8,97 

Ot  59 

0,14 

7,*o 

7»'-" 

7,,* 

5  »'5 

4,«  ? 

4.9* 

-  25  -   

2,f>Ä 

2,f>- 

2,01 

',97 

v- 

-  3o  -   

0,00 

0,,S 

-  40  -   

— 



_ 

0,0c 

0,4* 

0, 

-  50  -   

>• 

4v>i 

3»7" 

3»«« 

3»7« 

2/4 

V* 

$0    ***  ............ 

- 

_ 

0,00 

(-),,• 

O,^ 

_ 

_ 

_ 

_ 



0,.J 

0,!S 

0,:i 

0,^ 

O,o- 

0,0* 

0,05 

0,04 

0,=  j 

0,:) 

O,:; 

0,-5 

—     ^      **  ........... 

— 

0,00 

0,r. 

0,c 

*™      ^      ~  •  

— 



0,00 

O,  j 

O,  0 

in    fremden  \V;!hmn- 

111       Ii                                  *  *  «(III  Uli 

1 

gen  *  



_ 

- 

O.Dt 

'  1, 

0,r5 

zus.  auf  Freimarken  . . 

ss,,- 

83,,« 

82,,-  83,n, 

N4,e, 

8C„. 

8s,'* 

Hi>,o,  86,r 

H.  Gestempelte 

. 

1 

Formulare : 

1 

1 

Streifbänder  zu  3  Pt.. . 

Vi 

o,<, 

0.}$ 

1 

1 

— 

Postkarten     für  den 

Ortsverkehr   

— 

-    1  - 

,  | 

3,'  3 

Andere  Postkarten  *). . 

"4,39 

15,  - 

14,«  5 

i3,- 

11, *s 

IO,., 

8,,s 

Briefumschläge 

1 

0,>9 

- 

- 

- 

- 

Kartenbriete 

0,-*. 

0, 

0, 

Postanweisungen 

-!- 

0,5: 

0,4  :> 

Postanweisungen 

0.9s 

1,,* 

l,»4 

l,H 

o,«4 

0,0. 

O,o» 

O.cs 

O,0l 

0,01 

0,  . 

Rohrpostbrief- 
umschläge*:   

O,oi 

O.01 

0,c. 

0,0. 

0,0. 

0,c 

O,,, 

°r' 

Gestempelte  Formulare 

1 

in  fremden  Währun- 

1 

gen*)  

_ 

_ 

O,o 

O, 

zus.    auf  gestempelte 
Formulare  

16,-*. 

1 7,H;       lb,qs       1  So1» 

1 3,s<>     14,11     1  3,0r     1 3/5 

insgesamt  

IOO,-c 

100,-o 

100,ee 

100,00 

lOO.c-     lOO, co 

100,00 

1 

lOO,« 

1 

< 

IOO, 

*  Vgl.  die  Angaben  in  der  ersten  Spalte  der  Übersicht  A. 
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Übersicht  C. 


Die  Steigerung 
von  5  zu  5  Jahren 
hat  betragen 

1880 
(gegen 

lb7S> 

LI 

v  H 

1885 
{gegen 

.«iL. 
1  OÖO 

v.  H. 

l80O 

IÖÖ5J 
v.  H 

1895 
(gegen 
1890] 

v  H. 

I9OO 

(gegen 
lö95) 

v.  H. 

1905 
gegen 

1900) 

v.  H. 

bei  den  Freimarken  zu  3  Pf. . . . 

4<  >,s  ■ 

40.0  » 

M.Ii 

12*41 

5          "  1  * 

52,,9 

48,»7 

38,1  > 

42,7s 

'43, i* 

.LI, :  i 

TT)  J 

1  Iji 
1  jy** 

22,40 

20  Ol 

20,0) 

iy,4» 

14,44 

-  ao 

39»*» 

16,18 

26,48 

2,74 

22,o4 

-  25 

3»» 

»4,4» 

35jW 

7,54 

33,»° 

8,84 

-     -           -          -  30  -   . . 

72»»6 

-     -           -          -  40  -  .  . 

74»m 

-     -           "          -  30  -  •  •  • 

59>°* 

40,;S 

3«,H 

3,s; 

20,5} 

-     -           -          -  80  -  ... 

33,7' 

-     -           -          -    2  Mark 

1 1,70 

I2,i6 

Iti,i6 

•3,»4 

37,«' 

bei  den  Freimarken  überhaupt. . 

25,» 

32,js 

i 

30,6« 

»8,5! 

57»» 

29,84 

Ucl     (Jen     rUMKaricIl     £U    y  UHU 

mit  Antwort  zu  5  +  5,  den 
Weltpostkarten  zu  io  und  mit 

"1  111 1 

18,9« 

6.1S 

bei  den  Postanweisungen*]  

«7<Vs**J 

27," 

14,.» 

32,v 

'4,» 

bei  den  gestempelten  Formu- 

28,*. 

«4,5' 

42,., 

24,46 

bei   dem  Gesamtverbrauch  an 

33y»7 

34," 

35»m 

2(3,-8 

54,s- 

29,80 

31* 

30,S6 

3','- 

24,.' 

38,45 

25,90 

Verbrauchs  und  nimmt,  nachdem  ihr  Anteil  am  Gesamtverbrauche  durch 
die  außerordentliche  Ausbreitung  der  Fünfpfennigmarke  langsam  wieder 
zurückgedrängt  worden  ist,  1905  mit  487  Millionen  Stück  oder  12,79  V.  H. 
des  Gesamtverbrauchs  immer  noch  die  dritte  Stelle  ein.  Den  höchsten 
Verbrauch  erfuhr  sie  mit  494  Millionen  Stück  im  Jahre  1903.  Die  Ver- 
brauchsziffer ging  im  Jahre  1904  plötzlich  um  18  Millionen  Stück  oder 
3,64  v.  H.  auf  476  Millionen  Stück  zurück  und  erreichte  auch  1905  noch 
nicht  wieder  den  Stand  des  Jahres  1903.  Wir  gehen  wohl  nicht  fehl 
in  der  Annahme,  daß  der  Rückgang  im  Jahre  1904  in  der  Hauptsache  auf 


*)  Bei  den  Postanweisungen  sind  von  1900  ab  auch  diejenigen  zu  10  Pf.  ein- 
begriffen. 

**)  Die  hohe  Steigerung  bei  den  Postanweisungen  1885  erklärt  sich  daraus,  daß 
gestempelte  Postanweisungsformulare  erst  am  1.  Juli  1880  eingeführt  wurden,  so  daß 
die  Zahl  für  1880  (Übersicht  A.)  nur  6  Monate  umfaßt,  während  von  «885  ab  das  volle 
Jahr  in  Betracht  kommt. 
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das  preußische  Gesetz,  betreffend  das  Spiel  in  außerpreußischen  Lotterien 
vom  29.  August  1904*)  und  auf  die  schon  damals  eingeleiteten  Verhand- 
lungen wegen  Aufhebung  einiger  nichtpreußischer  Landeslotterien  zurück- 
zuführen ist.  Die  Lotterie- Anpreisungen,  mit  denen  früher  das  Publikum 
vor  jeder  größeren  Ziehung  förmlich  überschwemmt  wurde,  sind  seitdem 
fast  vollständig  aus  dem  Postverkehre  verschwunden. 

Die  1900  eingetretene  Ermäßigung  der  Gebühren  für  Drucksachen  im 
Orts-  und  Nachbarortsverkehre  hat  auf  den  Verbrauch  der  Dreipfennig- 
marke keinen  wesentlichen  Einfluß  ausgeübt.  Bei  den  seit  1900  so  zahl- 
reich versendeten  Ortsdrucksachen  der  ersten  Gewichtstufe  hat  es  sich 
demnach  meistens  wohl  um  solche  Sendungen  gehandelt,  die  früher  der 
Reichs -Postverwaltung  überhaupt  nicht  zur  Beförderung  übergeben  worden 
waren. 

Die  Zwanzigpfennigmarke  ist  in  ihrer  Entwicklung  zweimal 
zurückgeworfen  worden.  Als  vom  1.  Juli  1880  ab  die  gestempelten 
Postanweisungsformulare  zu  20  Pf.  eingeführt  wurden,  ging  der  Ver- 
brauch an  Zwanzigpfennigmarken  von  80  Millionen  Stück  im  Jahre  1879 
auf  78  Millionen  im  Jahre  1880  und  74  Millionen  im  Jahre  188 1 ,  ins- 
gesamt also  um  6  Millionen  Stück  oder  7,5  v.  H.  zurück.  Der  zweite,  be- 
deutend erheblichere  Rückgang  fällt  in  das  Jahr  1900  und  wird  in  Ver- 
bindung zu  bringen  sein  einerseits  mit  der  Einführung  der  höheren  Wert- 
sorten und  anderseits  mit  der  Erhöhung  der  ersten  Gewichtstufe  für 
Briefe  im  Inlande  von  15  auf  20  g.  Der  Minderverbrauch  an  Zwanzig- 
pfennigmarken im  Jahre  1900  gegen  das  Vorjahr  betrug  32,6  Millionen 
Stück  (154,8  Millionen  gegen  187,1  Millionen  1899)  oder  17,4  v.  H.  Erst 
im  Jahre  1905  wurde  mit  188.9  Millionen  Stück  der  Stand  des  Jahres 
1899  wieder  übertroffen.  Der  Anteil  der  Zwanzigpfennigmarke  am  Gesamt- 
verbrauch ist  von  8.97  v.  H.  im  Jahre  1875  auf  4.07  v.  H.  im  Jahre  1905 
gesunken. 

Die  Zahl  der  Fün  f  undzwanzigpfennigmarken  ist  von  23  Millionen 
Stück  im  Jahre  1875  auf  63  Millionen  Stück  im  Jahre  1905,  und  die  der 
Fünfzigpfennigmarken  von  20  Millionen  auf  93,6  Millionen  Stück  im 
gleichen  Zeiträume  gewachsen.  Der  Verbrauch  der  letzten  Markensorte 
hat  sich  also  günstiger  entwickelt  als  der  der  ersten.  Die  schnellere 
Steigerung  im  Verbrauche  der  Fünfzigpfennigmarke  entfällt  namentlich  auf 
die  ersten  zehn  Jahre;  sie  betrug  von  1875  bis  1880  59,0+  v.  H.  und  im 
nächsten  fünfjährigen  Zeiträume  noch  40,78  v.  H.  Diese  Zahlen  lassen 
deutlich  den  nachhaltigen  günstigen  Einfluß  erkennen,  den  das  Gesetz  vom 
17.  Mai  1873,  betreffend  einige  Abänderungen  des  Gesetzes  über  das  Post- 
taxwesen  usw.  vom  28.  Oktober  1871**),  durch  die  Einführung  der  Einheits- 
paketportosätze  auf  den  Aufschwung  des  Päckereiverkehrs  ausgeübt  hat. 
Das  Fünfkilogrammpaket  hatte  seinen  Siegeszug  begonnen  und  eröffnete 
dem  Handelsverkehr  immer  neue  Absatzgebiete  auch  in  entfernter  liegenden 
Landesteilen.  Außerdem  kommt  noch  in  Betracht,  daß  infolge  der  Ver- 
einfachung der  Tarife  auch  die  Zahl  der  frankierten  Pakete  im  Verhältnisse 
zu  der  der  unfrankierten  erheblich  zunahm. 

Von  dem  Rückgang  aus  Anlaß  der  Einführung  höherer  Wertsorten  im 
Jahre  1900  wurde  die  Fünfzigpfennigmarke  erheblich  stärker  betroffen 
als  die  Fünfundzwanzigpfennigmarke.  Ihr  Verbrauch  ging  von  97,1  Mil- 
lionen  Stück   im  Jahre  1899  auf  77,7  Millionen  Stück  im  Jahre  1900, 

\  Gesetz- Samml.  für  die  Kgl.  Preuli.  Staaten,  Jahrg.  1904,  S.  255fr. 
Reichs-Gesctzhl.  Jahrg.  1873,  S.  107fr. 
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also  um  19,4  Millionen  Stück  oder  19,98  v.  H.  —  mithin  in  verhältnismäßig 
noch  stärkerem  Umfang  als  der  Verbrauch  an  Zwanzigpfennigmarken  — , 
zurück.  Die  Verbrauchsziffer  von  1899  war  auch  IQ05  noch  nicht  wieder 
völlig  erreicht.  Die  Fünfundzwanzigpfennigmarke  hatte  dagegen  1900  noch 
eine  Steigerung  zu  verzeichnen  und  sank  nur  vorübergehend  im  Jahre 
1901  gegenüber  dem  Vorjahr  um  4  Millionen  Stück  oder  6,9  v.  H.  Vom 
Gesamtverbrauch  an  Postwertzeichen  machte  die  Fünfundzwanzigpfennig- 
marke 1905  nur  1,66  v.  H.  (1875:  3.70  v.  H.).  die  Fünfzigpfennigmarke 
2,<6  v.  H.  (1875:  3,2;  v.  H.)  aus. 

Die  höheren  Wertsorten  der  Freimarken  haben  sich  schnell  ein- 
gebürgert. Der  Verbrauch  an  Marken  zu  30,  40  und  80  Pf.  ist  in  den 
fünf  Jahren  von  iqoo  bis  1905  um  72,96,  74,33  und  33,71  v.  H.  gestiegen. 
Eine  ähnlich  hohe  Steigerung  wie  bei  den  Marken  zu  30  und  40  Pf.  ist 
für  den  gleichen  Zeitraum  bei  keiner  anderen  Postwertzeichensorte  zu  ver- 
zeichnen. In  ziemlich  weitem  Abstände  folgt  als  nächste  die  Fünfpfennig- 
marke erst  mit  einer  Steigerung  von  44,23  v.  H.  Die  Freimarken  zu  1,  3 
und  5  Mark  haben  von  1901,  dem  ersten  vollen  Jahre,  in  dem  sie  im 
Gebrauche  waren,  zusammen  mit  der  bis  iqoo  dem  Verkaufe  vorenthalten 
gewesenen  Marke  zu  2  Mark  bis  1905  um  40,99  v.  H.  zugenommen.  Zu 
erwähnen  ist  noch,  daß  die  Freigabe  der  Marke  zu  2  Mark  zum  Verkauf 
an  das  Publikum  den  Verbrauch  dieser  Marke  natürlich  sehr  gehoben  hat. 
Die  Steigerung  ihres  Verbrauchs  in  den  fünf  Jahren  von  1900  bis  1905 
betrug  37,26  v.  H.  gegen  nur  13,0*  und  i6,r>  v.  H.  in  den  beiden  vorher- 
gehenden fünfjährigen  Zeiträumen. 

Die  Marke  zu  30  Pf.  hat  die  Fünfundzwanzigpfennigmarke  an  Bedeutung 
nahezu  erreicht.  Sie  macht  1,31  v.  H.  des  Gesamtverbrauchs  an  Postwert- 
zeichen, also  nur  0,35  v.  H.  weniger  als  die  Marke  zu  25  Pf.,  aus.  Die 
Zahl  der  verbrauchten  Marken  zu  40  und  80  Pf.  sowie  zu  1,  2,  3  und 
5  Mark  zusammengenommen  beträgt  dagegen  nur  1,0t  v.  H.  des  Gesamt- 
verbrauchs. 

Auch  die  lediglich  für  den  Orts-  und  Nachbarortsverkehr  vom  1.  April  1900 
ab  eingeführten  Postwertzeichen,  die  Freimarken  zu  2  Pf.  und  die  Post- 
karten zu  2  und  mit  Antwort  zu  2  4-  2  Pf.,  hatten  sich  während  der 
Zeit  ihres  Bestehens  eines  großen  Absatzes  zu  erfreuen.  Gegen  1901  war 
der  Verbrauch  der  Zweipfennigmarken  im  Jahre  1905  um  45,86  v.  H.  und 
der  Verbrauch  der  Ortspostkarten  um  50,99  v.  H.  gewachsen.  1905  machten 
die  Zweipfennigmarken  mit  293,7  Millionen  Stück  7,72  v.  H.  und  die  Orts- 
postkarten mit  147,9  Millionen  Stück  3,89  v.  H.  des  Gesamtverbrauchs  an 
Postwertzeichen  aus.  Es  entfielen  also  11,61  v.  H.  aller  Postwertzeichen 
ausschließlich  auf  Postkarten  und  Drucksachen  der  ersten  Gewichtstufe  im 
Orts-  und  Nachbarortsverkehre. 

Das  Verhältnis  des  Verbrauchs  an  gestempelten  Formularen  zu 
dem  Verbrauch  an  Freimarken  ist  trotz  der  zahlreichen  Änderungen  in 
den  Sorten  im  ganzen  nur  geringen  Schwankungen  unterworfen  gewesen. 
Der  Prozentsatz  der  gestempelten  Formulare  vom  Gesamtverbrauche  betrug 
1875  11,03  v.  H.,  stieg  bis  1885  auf  17,83  v.  H.  und  sank  dann  bis  1899 
wieder  auf  13,56  v.  H.;  1900  stieg  er  infolge  der  Einführung  der  Orts- 
postkarten wieder  um  ein  geringes  und  betrug  1905  13,63  v.  H.,  also  wenig 
mehr  als  dreißig  Jahre  vorher. 

Die  größte  Bedeutung  unter  den  gestempelten  Formularen  besitzen  die 
Postkarten.  Sie  machten  bis  1899  vier  Fünftel  aller  gestempelten  Formu- 
lare aus;  von  da  ab  sinkt  ihr  Anteil  allmählich  bis  auf  drei  Fünftel. 
Dabei   sind  den  einfachen  Postkarten   zu  5  Pf.  diejenigen  mit  Antwort 
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zu  5  +  5  Pf.  sowie  die  Weltpostkarten  zu  10  und  mit  Antwort  zu 
10  -j-  10  Pf.  hinzugerechnet,  dagegen  nicht  die  Postkarten  für  den  Orts- 
verkehr. Eine  besondere  Berücksichtigung  der  Postkarten  mit  Antwort  und 
der  Weltpostkarten  erschien  nicht  erforderlich,  weil  jede  dieser  beiden  Sorten 
durchschnittlich  nur  den  siebzigsten  bis  fünfzigsten  Teil  der  Postkarten  aus- 
macht und  daher  auf  die  Gesamtzahl  der  Postkarten  ohne  nennenswerten 
Einfluß  ist. 

Das  Postkartenporto  hatte  früher  i  Sgr.  betragen  und  war  erst  durch 
eine  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom  i,  Mai  1872  auf  '/a  Sgr.  herab- 
gesetzt worden.    Postkarten  mit  aufgedrucktem  Wertstempel  gab  es  erst 
seit  dem  1.  Januar  1873.   Der  schnell  wachsenden  Beliebtheit  des  neuen  Ver- 
sendungsgegenstandes entspricht  die  ungewöhnliche  Steigerung  um  104,61  v.  H. 
in  den  fünf  Jahren  von  1875  bis  1880.   Bereits  im  Jahre  1880  nahmen  die 
gestempelten  Postkarten  mit  14,39  v.  H.  hinter  den  Freimarken  zu  10  Pf.  die 
zweite  Stelle  im  Gesamtverbrauch  aller  Postwertzeichen  ein  und  behaupteten 
diese  Stelle  bis  1885,  wo  sie  mit  15,01  v.  H.  am  Gesamtverbrauche  beteiligt 
waren.    Sie  wurden  indes  bald  von  den  Drei-  und  Fünfpfennigmarken  über- 
holt; 1905  stehen  sie  mit  319  Millionen  Stück  oder  8,38  v.  H.  an  vierter 
Stelle.   Der  seit  1885  andauernde  Rückgang  des  Prozentsatzes  am  Gesamt- 
verbrauche muß  hauptsächlich  auf  die  Ausbreitung  der  Ansichtspostkarten 
und  der  von  größeren  Firmen  im  privaten  Wege  hergestellten  Postkarten 
zurückgeführt  werden.   Ein  Rückgang  in  der  Stückzahl  der  einfachen  Post- 
karten zu  5  Pf.  ist  nur  vorübergehend  in  den  Jahren  1900  und  1901  ein- 
getreten als  eine  Folge  der  Einführung  der  Ortspostkarten.    Dagegen  ist 
der  Verbrauch  der  Postkarten  mit  Antwort  zu  5  -f  5  Pf.  gegenüber  dem 
jedesmaligen  Vorjahre  wiederholt  zurückgeblieben  und  der  Verbrauch  der 
Weltpostkarten  seit  1896  sogar  von  Jahr  zu  Jahr  zurückgegangen.  1896 
waren   noch    5,83  Millionen  Stück   Weltpostkarten    (einfache    und  solche 
mit    Antwort    zusammengerechnet)    abgesetzt    worden,    1905    waren  es 
nur  noch  4,97  Millionen  Stück.    Der  Rückgang  betrug  also  860000  Stück 
oder  14,75  v.  H.    Da  indes  in  Wirklichkeit  die  Zahl  der  nach  dem  Ausland 
abgesandten  Postkarten  ständig  erheblich  zugenommen  hat,  bleibt  nur  der 
Schluß,  daß  die  Ansichtspostkarte  im  Verkehr  nach  dem  Auslande  noch  ein 
erheblich  größeres  Ubergewicht  über  die  gestempelte  Postkarte  erreicht  hat 
als  im  Inlandsverkehr.    Dies  ergibt  sich  auch  aus  folgenden  Zahlen.  Von 
der  Gesamtzahl  der  1905  von  den  Reichs -Postanstalten  beförderten  Post- 
karten —  1307,7  Millionen  Stück  —  entfielen  auf  die  innerhalb  des  Reichs- 
Postgebiets  aufgelieferten  Postkarten  1218,1  Millionen  Stück,  das  ist  un- 
gefähr  das   Zweieinhalbfache    der   sämtlichen   verbrauchten  gestempelten 
Postkartenformulare  (einschließlich  der  Ortspostkarten).    Postkarten  nach 
dem  Auslande  waren  darunter  32,2  Millionen  Stück,   also  beinahe  sieben- 
mal   soviel    wie    die    Zahl    der    abgesetzten    gestempelten  Weltpost- 
karten. 

Nächst  den  Postkarten  sind  unter  den  gestempelten  Formularen  noch 
die  Postanweisungen  von  einiger  Bedeutung.  Ihr  Anteil  am  Gesamt- 
verbrauch aller  Postwertzeichen  war  mit  1,96  v.  H.  am  höchsten  im  Jahre  1885, 
also  fünf  Jahre  nach  der  ersten  Ausgabe  gestempelter  Postanweisungs- 
formulare. Durch  die  Einführung  der  Postanweisungen  zu  10  Pf.  vom 
1.  Januar  1899  ab  ging  natürlich  der  Verbrauch  an  gestempelten  Post- 
anweisungen zu  20  Pf.  zurück,  und  zwar  von  35,5  Millionen  Stück 
im  Jahre  1898  auf  3 1 ,0  Millionen  im  Jahre  1899  und  30,9  Millionen 
in  den  Jahren  1900,  1901  und  1902.  Mit  31,9  Millionen  Stück  im 
Jahre  1905  ist  erst  der  Stand  des  Jahres  1895  wieder  erreicht.  Dagegen 
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ist  der  Gesamtverbrauch  an  gestempelten  Postanweisungen  dauernd  gestiegen. 
1905  machten  die  gestempelten  Postanweisungen  zu  10  und  20  Pf.  mit  zu- 
sammen 48,1  Millionen  Stück  1,27  v.  H.  des  Gesamtverbrauchs  an  Post- 
wertzeichen aus. 

Die  Gesamtzahl  der  durch  die  Postanstalten  im  Reichs-Postgebiete  be- 
förderten Postanweisungen  betrug  1905  173,9  Millionen  Stück;  davon 
entfielen  auf  den  Verkehr  innerhalb  des  Reichs-Postgebiets  und  nach  Bayern 
und  Württemberg  158,1  Millionen  Stück.  Zieht  man  hiervon  die  Post- 
auftrags- und  Nachnahme- Postanweisungen  nach  der  Zahl  der  eingelösten 
Postauftrags-  und  Nachnahmesendungen  sowie  die  telegraphischen  Post- 
anweisungen mit  zusammen  36,3  Millionen  ab,  so  verbleibt  eine  Zahl 
von  122,1  Millionen.  Es  ergibt  sich  also,  daß  die  Zahl  der  Post- 
anweisungen ,  zu  denen  seitens  des  Publikums  ungestempelte  Formulare 
benutzt  werden,  mit  etwa  74  Millionen  Stück  die  Zahl  der  auf  Grund 
gestempelter  Formulare  eingelieferten  Postanweisungen  ganz  erheblich 
überwiegt. 

Die  übrigen  gestempelten  Formulare  sind  für  den  Gesamtverbrauch  an 
Postwertzeichen  minder  wichtig  gewesen.  Die  Streifbänder  zu  3  Pf. 
waren  von  1875  bis  1890,  dem  letzten  Jahre  ihrer  Ausgabe,  von  6,4  auf 
5,7  Millionen  Stück,  die  gestempelten  Briefumschläge  zum  Nennwerte 
von  10  Pf.  sogar  von  7,7  auf  2,5  Millionen  Stück  zurückgegangen.  Ihre 
Aufhebung  entsprach  daher  nur  dem  Rückgang  in  der  Nachfrage.  Zusammen 
machten  sie  1890  nur  noch  0,55  v.  H.  des  Gesamtverbrauchs  an  Postwert- 
zeichen aus,  gegen  2,27  v.  H.  im  Jahre  1875.  Auch  die  Kartenbriefe 
zu  10  Pf.  haben  sich  keine  dauernde  Beliebtheit  erringen  können,  obgleich 
ihr  Erscheinen  seinerzeit  lebhaft  begrüßt  worden  war.  1897  wurden  vom 
1.  November  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  6,2  Millionen  Stück  verbraucht. 
1898  erzielten  sie  einen  Absatz  von  8,1  Millionen  Stück;  doch  schon  im 
nächsten  Jahre  sank  ihr  Verbrauch  nahezu  um  die  Hälfte,  auf  4,3  Millionen, 
und  sodann  weiter  bis  1902  auf  2,4  Millionen  Stück.  Auf  diesem  Stande 
haben  sie  sich  bisher  erhalten.  Ihr  Verhältnis  zum  Gesamtverbrauch  an 
Postwertzeichen  ist  nur  noch  0,07  v.  H.  (gegen  0,34  v.  H.  im  Jahre  1898). 

Von  den  zur  Benutzung  bei  Rohrpostsendungen  bestimmten  Formularen 
sind  vom  Publikum  die  Rohrpostkarten  dauernd  vor  den  Rohrpost- 
briefumschlägen bevorzugt  worden.  Ihr  Verbrauch  war  im  allgemeinen 
um  die  Hälfte  bis  zwei  Drittel  höher  als  derjenige  der  Briefumschläge.  Die 
Zahlen  über  den  Verbrauch  an  Rohrpostkarten  und  -briefumschlägen  geben 
aber  kein  richtiges  Bild  von  dem  steigenden  Umfang,  in  dem  dieser  Betriebs- 
zweig vom  Publikum  in  Anspruch  genommen  worden  ist,  da  die  Zahl  der- 
jenigen Rohrpostsendungen,  zu  denen  nicht  die  besonderen  Formulare  ver- 
wendet wurden,  verhältnismäßig  bedeutend  mehr  zugenommen  hat.  Ins- 
gesamt wurden  durch  die  Rohrpost  befördert: 

1880  .  .  .     511638,  1895  ...  1  117658, 

1885  .  .  .     9106*83.  1900  ....  1473860  und 

1890  ...  1  044798,  1905  ...  2  133  612 

Stück  Rohrpostkarten  und  Rohrpostbriefe.  Vergleicht  man  diese  Zahlen 
mit  dem  Verbrauch  an  gestempelten  Formularen  zu  Rohrpostkarten  und 
gestempelten  Rohrpostbriefumschlägen,  so  ergibt  sich,  daß  solche  Formulare 
gebraucht  wurden 

1880  bei  56,65,  1895  bei  42,15, 

1885    -   41,60,  1900    -   38,70  und 

1890    -   49.0,.  1905  nur  noch  bei  36,81  v.  H. 
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aller  Rohrpostsendungen,  also  verhältnismäßig  in  immer  geringerem  Um- 
fange, während  die  Zahl  derjenigen  Rohrpostkarten  und  -briefe,  zu 
denen  nicht  die  besonderen  Formulare  verwendet  wurden,  von  43,35  auf 
63.ro  v.  H.  des  Gesamtverkehrs  gestiegen  ist. 

Die  Zahl  der  in  den  Ubersichten  A  und  B  für  die  Jahre  1900,  1901 
und  1905  besonders  nachgewiesenen  Postwertzeichen  in  fremden 
Währungen  läßt  erkennen,  daß  neuerdings  auch  die  deutschen  Post- 
anstalten in  den  Schutzgebieten  und  im  Ausland  an  dem  Postwertzeichen- 
absatz erfreulich  beteiligt  sind.  Ein  vollständiges  Bild  von  dem  Anteile 
dieser  Postanstalten  zu  geben,  war  leider  nicht  möglich,  weil  in  den 
Statistiken  für  die  früheren  Jahre  diese  Postwertzeichen  bei  den  ent- 
sprechenden inländischen  Nennwertsorten  mitgerechnet  sind.  Die  besonderen 
Angaben  für  1900  und  1901  beziehen  sich  auch  nur  auf  die  seit  1900  für 
Deutsch -Ostafrika  ausgegebenen  Wertzeichen  in  der  Rupienwährung,  für 
1905  ferner  auf  die  Wertzeichen,  die  nach  Einführung  der  Hellerwährung 
in  Deutsch -Ostafrika  und  der  Dollarwährung  im  Schutzgebiete  von  Kiau- 
tschou  mit  dem  Aufdrucke  dieser  Währungen  vom  1.  April  1905  ab  für 
Deutsch -Ostafrika  und  vom  1.  Oktober  1905  ab  für  Kiautschou  und  die 
deutschen  Postanstalten  in  China  ausgegeben  worden  sind.  Bei  dem  Gesamt- 
erlöse sind  die  Postwertzeichen  in  fremden  Währungen  nach  dem  Gegen- 
werte der  Markwährung  verrechnet.  Erwähnt  sei  noch,  daß  die  im  De- 
zember 1900  beim  Postamte  19  in  Berlin  für  den  Verkauf  von  Postwert- 
zeichen der  deutschen  Schutzgebiete  und  der  deutschen  Postanstalten  im 
Ausland  eingerichtete  Stelle  bis  Ende  1905  rund  652000  Mark  einge- 
nommen hat. 

Die  Steigerung  von  fünf  zu  fünf  Jahren  war  bei  dem  Gesamtver- 
brauch an  Postwertzeichen  sowie  bei  dem  dafür  erzielten  Gesamt- 
erlöse 1880,  1885  und  1890  ziemlich  gleichmäßig.  Sie  betrug  33.07,  34,11 
und  35,24  v.  H.  bei  dem  Gesamtverbrauch  und  31,65,  30,sr;  und  31,17  v.  H. 
bei  dem  Gesamterlöse.  1895  sank  sie  dagen  auf  26,18  v.  H.  bei  dem  Gesamt- 
verbrauch und  auf  24,31  v.  H.  bei  dem  Gesamterlöse.  Eine  Erklärung 
hierfür  finden  wir  teilweise  in  der  Einschränkung,  die  der  Postwertzeichen- 
verbrauch dadurch  erfuhr,  daß  vom  1.  April  1894  ab  die  Vereinbarungen 
zwischen  der  Reichs-Postverwaltung  und  der  Königlich  Preußischen  Staats- 
regierung wegen  Ablösung  (Aversionierung)  der  durch  die  preußischen 
Behörden  frankiert  eingelieferten  Sendungen  in  Kraft  traten  (Verfügung 
des  Staatssekretärs  des  Reichs- Postamts  vom  15.  März  1894)*).  Die  von 
der  Preußischen  Staatsregierung  zu  zahlende  Pauschsumme  wurde  auf 
6  Millionen  Mark  festgesetzt.  Zählte  man  diesen  Betrag  dem  Erlöse  des 
Jahres  1895  hinzu,  so  würde  sich  eine  Steigerung  von  28  statt  von 
24,31  v-  H.  ergeben  haben.  Dementsprechend  höher  würde  auch  die 
Steigerung  im  Verbrauche  der  Postwertzeichen  gewesen  sein.  Die  von  der 
Preußischen  Staatsregierung  gezahlte  Pauschsumme  ist  1897  auf  7,5,  1900 
auf  8.8.  1903  auf  9.7.  1904  auf  9,867  und  1905  auf  10,523  Millionen  Mark 
erhöht  worden.  Für  1907  beträgt  sie  11,602  Millionen  Mark.  Die  Ab- 
kommen ,  die  mit  anderen  Staatsverwaltungen  wegen  der  Entrichtung  von 
Ablösungs- Pauschsummen  geschlossen  worden  sind,  fallen  weniger  ins 
Gewicht.  Insgesamt  wurden  an  solchen  Pauschsummen  1905  rund 
12,261  Millionen  Mark  gezahlt,  so  daß  nach  Abzug  der  auf  die  Königlich 
Preußische  Staatsregierung  entfallenden  Summe  für  die  anderen  Staatsver- 

'  Amtsblatt  des  Reichs- Postamts,  Jahrg.  1894,  S.  55  ff. 
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waltungen  nur  eine  Summe  von  rund  1,-38  Millionen  Mark  verbleibt.  Teil- 
weise bestanden  diese  Abkommen  auch  schon  vor  dem  Jahre  1875. 

Im  Jahre  1900  stieg  der  Gesamt  verbrauch  an  Postwertzeichen  gegenüber 
dem  Jahre  1895  um  54,81  v.  H.,  der  Gesamterlös  dagegen  nur  um  38,45  v.  H. 
Diese  bedeutende  Mehrsteigerung  des  Gesamtverbrauchs  ist  auf  die  Ein- 
führung der  ermäßigten  Sätze  für  Postkarten  und  Drucksachen  im  Orts- 
und Nachbarortsverkehre  zurückzuführen.  Läßt  man  nämlich  die  1900  ab- 
gesetzten Freimarken  zu  2  Pf.  sowie  die  Postkarten  zu  2  Pf.*)  außer 
Betracht,  so  würde  sich  die  Steigerung  bei  dem  Gesamtverbrauch  auf 
43.41  v.  H.  und  bei  dem  Gesamterlös  auf  36,23  v.  H.  gestellt  haben.  Das 
Verhältnis  wäre  also  wieder  ein  annähernd  gleichmäßiges  gewesen.  Von 
dem  gesamten  Mehrverbrauch  an  Postwertzeichen  im  Jahre  1900  gegenüber 
dem  Jahre  1895  (1043,89  Millionen  Stück)  machten  die  Freimarken  und 
Postkarten  zu  2  Pf.,  obgleich  die  ermäßigten  Gebührensätze  für  Orts- 
sendungen erst  am  1.  April  in  Kraft  getreten  waren,  20,77  v.  H.,  die  anderen 
Postwertzeichen  79,23  v.  H.  aus;  an  dem  Mehrbetrage  des  Erlöses, 
75,44  Millionen  Mark,  waren  dagegen  die  Freimarken  und  Postkarten  zu 
2  Pf.  mit  nur  5,78  v.  H.,  die  anderen  Postwertzeichen  mit  94,23  v.  H.  be- 
teiligt. Bedenkt  man  nun  außerdem,  daß  jedes  Postwertzeichen  zu  2  Pf. 
in  der  Regel  eine  Einzelsendung  bedeutete,  was  bei  den  anderen  Postwert- 
zeichen keineswegs  der  Fall  ist.  so  kann  man  daraus  ungefähr  einen  Schluß 
ziehen,  wieviel  mehr  durch  die  Einführung  der  ermäßigten  Ortsgebühren  die 
Leistung  der  Reichs-Postverwaltung  bei  der  Beschaffung  und  dem  Absätze 
der  Postwertzeichen  sowie  bei  der  Beförderung  der  mit  ihnen  frankierten 
Sendungen  wuchs,  als  die  ihr  dafür  zugeflossene  Einnahme.  Noch  offen- 
sichtlicher wird  dies,  wenn  man  die  Ergebnisse  des  Jahres  1900  denen  des 
unmittelbar  vorhergegangenen  Jahres  gegenüberstellt.  Der  Gesamtverbrauch 
an  Postwertzeichen  stieg  von  1899  bis  1900  um  32g,sx  Millionen  Stück. 
Von  dem  Mehrverbrauche  waren  Freimarken  und  Postkarten  zu  2  Pf. 
216,76  Millionen  Stück  oder  65,71  v.  H.,  sonstige  Postwertzeichen  nur 
113,1a  Millionen  Stück  oder  34,29  v.  H.  An  dem  Mehrbetrage  des  Erlöses, 
der  im  gleichen  Zeiträume  16,47  Millionen  Mark  betrug,  hatten  die 
Freimarken  und  Postkarten  zu  2  Pf.  dagegen  nur  einen  Anteil  von 
4,36  Millionen  Mark  oder  26,47  v.  H.,  die  übrigen  Postwertzeichen  aber 
einen  solchen  von  12,11  Millionen  Mark  oder  73.53  v.  H.  Während  also  der 
Ortsverkehr  —  und  zwar  nur  bezüglich  der  Postkarten  und  der  Drucksachen 
der  ersten  Gewichtstufe  —  an  dem  Mehrverbrauch  an  Postwertzeichen 
mit  zwei  Dritteln  und  an  dem  Zuwachse  der  Arbeit  wahrscheinlich  mit  einem 
noch  höheren  Prozentsatze  beteiligt  war,  entfiel  auf  ihn  nur  wenig  mehr 
als  ein  Viertel  der  Mehreinnahme.  Schon  aus  diesen  Zahlen  läßt  sich  ohne 
weiteres  folgern,  daß  die  Reichs-Postverwaltung  mit  der  Ermäßigung  der 
Gebühren  für  die  Ortssendungen  eine  bedeutende  Mehrbelastung  übernommen 
hatte. 

Vergleicht  man  den  Gesamterlös  für  Postwertzeichen  mit  der 
Gesamteinnahme  an  Porto  und  Telegraphengebühren,  so  sieht 
man,  daß  der  Postwertzeichenabsatz  trotz  seiner  Einschränkung  durch  die 
Vermehrung  der  Ablösungsabkommen  und  trotz  der  bedeutenden  Zunahme 
des  Telegraphen-  und  Fernsprechverkehrs  doch  immer  noch  den  bei  weitem 
größten  Teil  dieser  Einnahme  liefert. 

*)  Hier  und  bei  den  folgenden  Betrachtungen  sind  bei  den  Postkarten  zu  2  Pf. 
auch  diejenigen  mit  Antwort  zu  2  +  2  Pf.  unter  Berücksichtigung  ihres  Mehrwerts 
mitgerechnet. 
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die  Einnahme 
an  Porto  und  Tele- 
graphengebühren 

Mark 


der  Postwertzeichenerlös 


Es  betrug 


mithin  v.  H.  der  Ein- 
nahme an  Porto  und 


Mark 


TelegraphengebQhren 


1875 
1880 
1885 
1890 

1895 


1900 
I905 


98  905  6 1 8 
122  698  798 
154920  667 
205  659  032 
265  238  671 

366  711  3  «9 
491  150  318 


69  838  633 
91  946  224 
120  323  294 
157826  746 
196  191  337 
271  631  412 
341  974  630 


70,6, 

74.93 

77/>: 
76,74 
74.0° 
74.07 
69,03. 


Der  Postwertzeichenabsatz  brachte  also  1905  ebenso  wie  1875  rund  sieben 
Zehntel  aller  Porto-  und  Telegraphengebühren  -  Einnahmen  auf. 

Der  Durchschnittserlös  für  ein  Postwertzeichen  belief  sich: 


Mit  der  starken  Zunahme  der  Postwertzeichen  der  niederen  Wertsorten 
ist  er  allmählich  zurückgegangen.  Nach  der  Aufhebung  der  Postwertzeichen 
zu  2  Pf.  wird  wiederum  eine  geringe  Zunahme  zu  erwarten  sein. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  darauf  hingewiesen,  daß  sich  von  1875  bis  1905 
die  Zahl  der  Postanstalten  von  6363  auf  33105  und  die  Zahl  der 
amtlichen  Verkauf  stellen  für  Postwertzeichen  von  4910  auf  26639, 
mithin  insgesamt  die  Zahl  der  Stellen,  bei  denen  amtlich  Postwertzeichen 
abgesetzt  werden,  von  1 1  273  auf  59  744  erhöht  hat.  Wie  wir  vorher  ge- 
sehen haben ,  hat  sich  in  dem  gleichen  Zeiträume  der  Gesamt-Postwert- 
zeichenverbrauch  ungefähr  versechsfacht  und  der  Gesamterlös  ungefähr  ver- 
fünffacht. Die  Reichs-Postverwaltung  hat  also  bei  der  Einrichtung  der 
amtlichen  Stellen  zur  Abgabe  von  Postwertzeichen  mit  dem  Umsätze  gleichen 
Schritt  gehalten.  Zieht  man  außerdem  in  Betracht,  daß  zahlreiche  kleinere 
Kaufleute,  Händler  mit  Ansichtspostkarten,  Inhaber  von  Zigarrengeschäften 
usw.  sich  freiwillig  ohne  amtlichen  Auftrag  mit  der  Weitergabe  von  Post- 
wertzeichen befassen,  so  kann  man  sich  ungefähr  einen  Begriff  davon 
machen,  wie  groß  die  Zahl  der  Personen  ist,  die  an  dem  täglichen  Post- 
wertzeichenumsatze  beteiligt  sind.  Neuerdings  ist  die  Reichs-Postverwaltung 
auch  dazu  übergegangen,  an  größeren  Orten  durch  Aufstellung  von  Auto- 
maten die  Erlangung  von  Postwertzeichen  zu  erleichtern. 


1875  auf  1 1,168  Pf., 

l88o     -  II, ok)    -  . 

1885    -  10,782    -  , 

189O     -  IO,.»57    -  . 


1895  auf  10,302  Pf., 
1900    -      9,247   -  und 
1905    -      8,981.   -  . 
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Erkenntnis  des  Ober- Landesgerichts  in  Colmar  (Eis.)  über 
den  Begriff  der  einem  Beamten  einem  Dritten  gegenüber 
obliegenden  Amtspflicht  (§  839  B.  G.  B.)  und  über  die  Ver- 
jährung von  Ersatzforderungen,  die  wegen  des  Verlustes 
usw.  von  Postsendungen  auf  Grund  des  §  839  B.  G.  B.  gegen 
fahrlässig  handelnde  Beamte  erhoben  werden. 

Am  1.  Juli  1902  gab  ein  Unbekannter  bei  dem  Postamt  in  H.  ein  mit 
»Valentin  Katschmareck«  unterzeichnetes  Telegramm  an  das  Bankhaus  L. 
in  D.  auf,  in  dem  um  sofortige  telegraphische  Ubersendung  von  300  Mark 
nach  H.  (postlagernd)  ersucht  wurde.  Einige  Zeit  nach  der  Auflieferung 
erschien  der  Unbekannte,  der  sich  unterdessen  in  der  Gastwirtschaft  von 
\V.  in  H.  aufgehalten  hatte,  wiederum  bei  dem  Postamt,  um  den  inzwischen 
telegraphisch  überwiesenen  Geldbetrag  in  Empfang  zu  nehmen.  Der  Aus- 
gabebeamte, Ober- Postassistent  X.,  trug  Bedenken,  das  Geld  auf  die  ihm 
als  Ausweis  vorgelegten  Papiere  —  u.  a.  einen  auf  den  Namen  Kaczmarek 
lautenden  Militärpaß  und  eine  auf  den  gleichen  Namen  ausgestellte  Quittungs- 
karte zur  Invalidenversicherung  —  auszuzahlen;  er  verlangte,  der  angeb- 
liche Empfänger  solle  eine  Person  mitbringen,  die  bereit  und  imstande  sei, 
die  telegraphische  Postanweisung  als  Bürge  mitzuunterzeichnen.  Nun- 
mehr begab  sich  der  Unbekannte  in  die  Gastwirtschaft  des  W.  zurück  und  er- 
zählte dort  dem  damals  zwanzigjährigen  N.  W.,  dem  Sohne  des  Gastwirts  W., 
von  den  Schwierigkeiten,  die  die  Auszahlung  des  von  ihm  erbetenen  Geldes 
bereite.  Er  legte  zum  Beweise,  daß  er  der  in  der  Postanweisung  genannte 
Empfänger  sei,  dem  N.  W.,  der  ihn  persönlich  nicht  kannte,  die  oben  bezeich- 
neten Ausweispapiere  vor  und  wußte  ihn  zu  überreden,  mit  nach  dem  Post- 
amte zu  gehen  und  dort  die  Quittung  auf  dem  Überweisungstelegramm  als 
Bürge  zu  unterzeichnen.  Daß  die  Ausweispapiere  sämtlich  auf  den  Namen 
»Valentin  Kaczmarek«  lauteten,  während  die  Postanweisung  an  »Valentin 
Katschmareck«  gerichtet  war,  wurde  von  N.  W.  übersehen.  X.,  dem  der 
junge  W.  bekannt  war,  nahm  jetzt  keinen  Anstand,  die  Postanweisung  aus- 
zuzahlen. 

Als  der  rechtmäßige  Eigentümer  der  Ausweispapiere,  ein  Eisenbahnarbeiter 
Valentin  Kaczmarek  in  N.,  im  Februar  1903  den  von  ihm  bei  dem  Bank- 
hause L.  niedergelegten  Betrag  von  600  Mark  abheben  wollte,  stellte  sich 
heraus,  daß  die  Auszahlung  im  Juli  1902  an  einen  Schwindler  erfolgt  war. 
Die  von  der  Staatsanwaltschaft  sogleich  eingeleiteten  Ermittlungen  nach 
der  Person  des  Betrügers  blieben  ohne  Erfolg. 

Kaczmarek  verlangte  von  dem  Bankhause  L.  die  Zahlung  des  vollen 
Betrags  von  600  Mark  und  strengte,  als  seine  Forderung  nur  in  Höhe  von 
3 CK)  Mark  anerkannt  wurde,  Klage  auf  Zahlung  des  Restbetrags  an.  Nach- 
dem er  beschworen  hatte,  die  300  Mark  weder  in  H.  selbst  erhoben,  noch 
einen  Dritten  zur  Erhebung  ermächtigt  oder  einem  solchen  seinen  Depot- 
schein zu  diesem  Zwecke  ausgehändigt  zu  haben,  wurde  das  Bankhaus  L. 
zur  Zahlung  der  300  Mark  verurteilt. 

Das  Bankhaus  L.  versuchte  nunmehr,  sich  an  der  Ober- Postdirektion 
in  M.  und  dem  Ober-Postassistenten  X.  in  H.  für  den  ihr  durch  die  Aus- 
händigung der  300  Mark  an  einen  Unberechtigten  erwachsenen  Verlust 
schadlos  zu  halten,  indem  sie  gegen  beide  Klage  erhob. 
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Die  gegen  die  Ober-Postdirektion  gerichtete  Klage  wurde  in  der  ersten 
Instanz  abgewiesen,  weil  der  Entschädigungsanspruch  erst  nach  Eintritt 
der  Verjährung  (§  14  des  Postgesetzes)  erhoben  worden  war;  X.  dagegen 
wurde  zur  Zahlung  von  300  Mark  nebst  Verzugszinsen  verurteilt. 

Hiergegen  legte  X.  bei  dem  Ober -Landesgericht  in  Colmar  (Eis.)  Be- 
rufung ein.  Seinem  Antrage,  die  gegen  ihn  gerichtete  Klage  abzuweisen, 
wurde  durch  Erkenntnis  des  II.  Zivilsenats  des  Ober- Landesgerichts  vom 
31.  Juli  1905  entsprochen.  Aus  den  Entscheidungsgründen  ist  folgendes 
hervorzuheben. 

»Der  Schadensersatzanspruch  der  Klägerin  gegen  den  Ober -Post- 
assistenten X.  kann  nur  auf  §  839  B.  G.  B.  gestützt  werden.  Da  die 
Klägerin  dem  Beklagten  lediglich  Fahrlässigkeit  vorwirft,  so  hat  sie  zur 
Klagebegründung  zu  beweisen : 

1.  daß  der  Beklagte  eine  ihm  gegenüber  der  Klägerin  obliegende 
Amtspflicht  fahrlässig  verletzt  und  dadurch  den  der  Klägerin  ent- 
standenen Schaden  verursacht  hat,  und 

2.  daß  die  Klägerin  nicht  auf  andere  Weise  Ersatz  zu  erlangen  ver- 
mag [vgl.  hinsichtlich  der  Beweislast  hierfür  Planck,  Anm.  2d 
und  Oertmann.  Anm.  5*)]. 

Zu  1.  Maßgebend  für  den  Umfang  der  Amtspflichten  sind  —  in  Er- 
manglung gesetzlicher  Vorschriften  —  zunächst  die  bezüglichen  Dienstan- 
weisungen. Soweit  diese  Vorsichtsmaßregeln  bei  der  Aushändigung  post- 
lagernder Sendungen  und  insbesondere  auch  bei  der  Auszahlung  tele- 
graphischer Postanweisungen  anordnen,  begründen  sie  eine  Amtspflicht  nicht 
nur  gegenüber  der  vorgesetzten  Behörde,  sondern  auch  gegenüber  jedem 
Beteiligten.  Denn  entsprechend  dem  Zwecke  der  Vorschriften,  der  offen- 
sichtlich auf  den  Schutz  des  mit  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
verkehrenden  Publikums  gerichtet  ist,  muß  davon  ausgegangen  werden,  daß 
sie  den  zu  Schützenden  ein  Recht  auf  Einhaltung  der  Schutzvorschriften 
gewähren  sollen  [vgl.  Nöldeke  in  Gruchot  42,  S.  812**)  und  Reichs- 
gericht daselbst  48,  8.932***)]. 


*  Planck,  Kommentar  zum  B.  G.  B.  und  Oertmann,  Kommentar  zum  B.  G.  B. 
Derselben  Ansicht  ist  Delius,  die  Haftpflicht  der  Beamten  S.  53,  anderer  Ansicht  da- 
gegen Linckelmann,  die  Schadenersatzpflicht  aus  unerlaubten  Handlungen  S.  ioi. 
Nöldeke,  die  zivilrechtliche  Haftung  des  Richters  nach  dem  B.G.B.,  in  Gruchots 
Beiträgen  zur  Erläuterung  des  Deutschen  Rechts  Bd.  42,  S.  813,  meint,  der  Beamte 
könne  die  Einrede  der  Vorausklage  erheben ,  daß  der  Geschädigte  sich  zunächst  von 
dritter  ersatzpflichtiger  Seite  seinen  Schaden  ersetzen  lassen  möge.  Vgl.  zu  dieser 
Frage  auch  Erkenntnis  des  Reichsgerichts  vom  14.  April  1902  (Entscheidungen  in  Zivil- 
sachen Bd.  51,  S.  1 92  . 

**)  Nöldeke,  in  der  unier  *  erwähnten  Abhandlung,  führt  insbesondere  aus: 
«Bei  der  Betrachtung  der  Frage,  ob  eine  Amtspflicht  einem  Dritten  oder 
lediglich  dem  Dienstherrn  gegenüber  obliegt,  wird  man  ein  Hauptgewicht 
auf  den  Zweck  zu  legen  haben,  welchem  die  verletzte  Amtspflicht  dienen 
soll.  Ist  der  Zweck  einer  Amtspflicht  bloß  die  Aufrechterhaltung  der  öffent- 
lichen Ordnung,  der  Schutz  der  finanziellen  Interessen  des  Staates,  das 
Interesse  des  Staates  an  einer  ordentlicben  Amtsführung  der  Beamten,  so 
wird  es  sich  nicht  um  eine  einem  Dritten  gegenüber  obliegende  Amtspflicht 
handeln.  Es  muß  die  Amtspflicht  speziell  im  Interesse  des  Einzelnen 
gegeben  sein.  Amtspflichten,  welche  nicht  das  Interesse  des  Einzelnen,  son- 
dern dasjenige  der  Allgemeinheit  schützen  sollen,  liegen  dem  Beamten  nicht 
Dritten  gegenüber  ob.« 

Dieses  Erkenntnis  handelt  von  der  Haftung  der  Telegraphenbeamten  für 
Telegraphierfehler  und  wird  demnächst  im  Archiv  veröffentlicht  werden. 
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Die  hier  einschlagenden  Vorschriften  sind  in  Abs.  3  der  Ausführungs- 
bestimmungen zu  §  41  I.  der  am  l.  April  1900  in  Kraft  getretenen  Post- 
ordnung vom  20.  März  1900  enthalten.  Es  ist  dort  bestimmt,  daß  die  Ver- 
abfolgung nur  stattfinden  darf,  wenn  der  Abfordernde  seine  Berechtigung 
zur  Empfangnahme  genügend  nachweist.  Uber  die  Art  des  erforderlichen 
Nachweises  ist  verfügt: 

»Der  Nachweis  kann  entweder  durch  das  Zeugnis  einer  be- 
kannten, vertrauenswürdigen  Person,  deren  Zahlungsfähigkeit  außer 
Zweifel  steht,  oder  durch  Vorlegung  von  Ausweispapieren  er- 
bracht werden.« 

Welcher  Art  die  Ausweispapiere  sein  müssen,  um  zum  Berechtigungs- 
nachweise zu  genügen,  ist  besonders  angegeben.  Es  ist  nicht  erforderlich, 
hierauf  näher  einzugehen,  weil  der  Beklagte  X.  selbst  der  vorgesetzten 
Postbehörde  gegenüber  erklärt  hat.  er  habe  die  ihm  von  dem  angeblichen 
Katschmareck  vorgelegten  Papiere  nicht  als  genügend  befunden  und  deshalb 
einen  Bürgen  verlangt. 

Einer  Bürgschaft  hätte  es  nun  überhaupt  nicht  bedurft.  Eine  solche 
ist  nur  für  den  Fall  vorgeschrieben,  daß  Postanweisungsbeträge  usw.  durch 
Briefträger  an  ihnen  unbekannte  Personen  ausgezahlt  werden  (vgl.  §  18 
der  Dienstanweisung  für  Briefträger  im  Orts -Brief-  und  Telegramm- 
bestellungsdienst) *).  Als  Bürgen  sind  Minderjährige  mit  Rücksicht  auf  die 
Vorschriften  der  §§  107.  108.  1643,  1822  Ziff.  10  B.G.B,  grundsätzlich 
ungeeignet.  Als  bloße  Zeugen  dagegen  können  jedenfalls  solche,  die  das 
18.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  folglich  gemäß  §  828  B.G.B,  unbe- 
schränkt deliktsfähig  sind,  u.  U.  genügen,  wenn  sie  nur  die  in  der  wieder- 
gegebenen Stelle  der  Ausführungsbestimmungen  verlangten  Eigenschaften 
haben. 

Objektiv  steht  nun  fest,  daß  der  junge  W.  diese  Eigenschaften  nicht 
hatte.  Nach  seiner  Aussage  vor  der  Staatsanwaltschaft  hat  er  sein  Zeugnis 
mit  großer  Leichtfertigkeit  abgegeben.  Einem  fremden  Erdarbeiter  hat  er 
als  Identitätszeuge  und  sogar  als  Bürge  gedient,  lediglich  auf  Vorlage  von 
Papieren  hin,  die  er  größtenteils  nicht  einmal  angesehen,  und  von  denen  er 
nur  ein  einziges,  einen  privaten  Hinterlcgungsschein,  gelesen  hatte.  Er  war 
auch  gänzlich  vermögenslos,  und  selbst  sein  Vater  erwies  sich  als  zahlungs- 
unfähig. Nun  kann  zwar  nach  der  Zeugenaussage  des  Bürgermeisters  VVi. 
von  H.  dem  Beklagten  zugute  gehalten  werden,  daß  der  junge  W.  in  gutem 
Rufe  stand,  und  daß  dessen  Vater  zu  der  in  Betracht  kommenden  Zeit  all- 
gemein für  zahlungsfähig  gehalten  wurde.  Immerhin  mußten  aber  dem 
Beklagten,  dem  das  jugendliche  Alter  des  Sohnes  W.  nicht  unbemerkt 
bleiben  konnte,  mindestens  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  dieser  junge 
Mensch  das  Vertrauen  verdiene,  mit  dem  erforderlichen  Ernste  und  der 


Aus  den  hier  in  Betracht  kommenden  Ausführungen  sei  schon  jetzt  folgendes  mit- 
geteilt: 

»Die  bei  den  Telcgraphenanstalten  eingeführten  Bestimmungen,  welche 
auf  die  korrekte  Übermittlung  der  Depeschen  abzielen,  sind  keineswegs  bloß 
interne  Vorschriften,  sondern  bezwecken  unzweifelhaft  vorwiegend,  diejenigen, 
welche  Depeschen  aufgeben,  vor  den  durch  deren  Verstümmlung  entstehen- 
den Nachteilen  zu  schützen;  die  Telegraphenbeamten  haben  deshalb  für  vor- 
sätzliche oder  fahrlässige  Verletzung  dieser  Vorschriften  auch  demjenigen, 
dessen  Depesche  verstümmelt  worden  ist,  und  der  dadurch  Schaden  erleidet, 
hierfür  einzustehen.« 
*)  Vgl.  auch  Abs.  1  der  Ausführ.-Bestimm.  zu  $  39  VII  der  Postordnung  Abschn.  V, 
Abt.  1  der  A.  D.  A.  f.  P.  u.  T.,  S.  82). 
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nötigen  Umsicht  die  Identität  des  fremden  Geldempfängers  geprüft  zu  haben, 
ob  er  sich  der  Verantwortlichkeit  seiner  Erklärung  voll  bewußt  und  auch 
befähigt  sei,  sie  vermögensrechtlich  zu  vertreten.  Keinesfalls  konnte  für 
den  Beklagten  die  Zahlungsfähigkeit  des  unselbständigen  jungen  Wirtssohns 
»außer  Zweifel  stehen« ,  wie  das  die  Ausführungsbestimmungen  zur  Post- 
ordnung für  die  Tauglichkeit  von  Identitätszeugen  zur  Voraussetzung 
machen. 

Der  Beklagte  ist  daher  von  einer,  wenn  auch  nicht  besonders  schweren 
Fahrlässigkeit  bei  der  Auszahlung  des  Geldes  nicht  ganz  freizusprechen, 
und  diese  schuldhafte  Verletzung  der  Amtspflicht  steht  auch  in  ursächlichem 
Zusammenhange  mit  der  Entstehung  des  Schadens.  Ob  hierbei  ein  Ver- 
schulden der  Klägerin  mitgewirkt  hat  —  ob  es  ihr  insbesondere  nach  Lage 
der  Umstände  zur  Fahrlässigkeit  angerechnet  werden  kann ,  daß  sie  dem 
telegraphischen  Ersuchen  des  angeblichen  Katschmareck  ohne  weiteres 
stattgab,  ferner  ob  es  ihr  möglich  gewesen  wäre,  den  Schaden  noch  nach- 
träglich dadurch  abzuwenden ,  daß  sie  (durch  rechtzeitige  Entdeckung  des 
Betrugs)  die  Festnahme  des  Betrügers  vor  der  Beiseiteschaffung  des  Geldes 
veranlaßt  hätte  —  kann  dahingestellt  bleiben.  Denn  es  fehlt  unter  allen 
Umständen  an  der  zweiten  Voraussetzung  ihres  Schadensersatzanspruchs. 

Zu  2.    Die  Haftung  der  Post  für  auf  Postanweisung  eingezahlte  Be- 
träge ergibt  sich  ....  aus  §  6,  Abs.  4  des  Gesetzes  vom  28.  Oktober  1871  : 
»Für  die  auf  Postanweisungen  eingezahlten  Beträge  leistet  die 
Postverwaltung  Garantie.« 

Die  Klägerin  konnte  daher,  solange  nicht  gemäß  §  14  desselben  Ge- 
setzes Verjährung  eingetreten  war,  auf  andere  Weise  als  durch  Inanspruch- 
nahme des  Beklagten  Ersatz  erlangen ,  nämlich  durch  Geltendmachung  der 
Garantiepflicht  der  Postverwaltung.  Gemäß  §  839,  Abs.  1,  Satz  2  B.  G.  B. 
war  sonach  die  Haftung  des  Beklagten  zunächst  ausgeschlossen. 

Daß  diese  Haftung  eines  nur  subsidiär  schadensersatzpflichtigen  Beamten 
nicht  dadurch  wieder  begründet  werden  kann,  daß  der  Berechtigte  die  Wahrung 
seines  Rechtes  gegenüber  dem  in  erster  Linie  Ersatzpflichtigen  verabsäumt, 
hat  das  Reichsgericht  in  einer  Entscheidung  vom  1.  Februar  1904  zutreffend 
als  selbstverständlich  bezeichnet  (Gruchots  Beiträge  zur  Erläuterung  des 
Deutschen  Rechts,  Bd.  48,  S.  Q29  ff.,  933  unten).  Hat  der  Berechtigte  durch 
eigene  Schuld  den  Ersatzanspruch  gegen  den  vor  dem  Beamten  Haftenden 
verloren,  so  kann  er  sich  auf  diesen  Verlust  nicht  berufen,  um  die  zum 
Klagegrunde  gehörenden  Unmöglichkeiten  anderweitiger  Ersatzerlangung 
darzutun ;  die  Zulassung  einer  solchen  Begründung  würde  gegen  Treu  und 
Glauben  und  gegen  die  insbesondere  in  §§  157,  242  B.  G.  B.  zum  Aus- 
drucke gebrachten,  aber  allgemein  gültigen  Grundsätze  verstoßen  (vgl. 
Entscheid,  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  Bd.  58,  S.  356  und  425).  Da 
es  sich  solchen  Falles  nicht  um  ein  bei  der  Entstehung  des  Schadens 
mi  t  w  i  r kend es  Versch u  lden  des  Beschädigten  handelt,  so  kommt  es 
nicht  auf  ein  gegenseitiges  Abwägen  der  Verschuldung  des  einen  und  des 
anderen  Teiles  im  Sinne  des  §  254  B.  G.  B.  an  ;  auch  wenn  das  Verschulden 
des  nur  fahrlässigen  Beamten  bei  der  Schadenverursachung  größer  ist  als 
das  des  Beschädigten  bei  der  Verwirkung  des  Ersatzanspruchs  gegen  den 
in  erster  Linie  Verantwortlichen,  entfällt  die  Ersatzpflicht  des  Beamten  ge- 
mäß §  839,  Abs.  1,  Satz  2. 

Im  vorliegenden  Falle  ist  nun  aber  die  Verjährung  des  Anspruchs  der 
Klägerin  gegen  den  Postfiskus  auf  eine,  das  Verschulden  des  Beklagten 
weit  überwiegende  Fahrlässigkeit  der  Klägerin  zurückzuführen.  Diese  hat 
die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  gröblich  außer  acht  gelassen,  indem 
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sie  dem  Arbeiter  Kaczmarek  in  N.  nicht  einmal  eine  nachträgliche  schrift- 
liche Anzeige  davon  machte,  daß  sie  auf  sein  angebliches  telegraphisches 
Ersuchen  durch  telegraphische  Postanweisung  Geld  an  ihn  postlagernd  H.  ge- 
schickt habe.  Wie  der  Sachverständige  K.  durch  seine  Bekundungen  außer 
allen  Zweifel  setzt,  gilt  es  insbesondere  im  Bankverkehre  für  eine  unbedingt 
gebotene  Sicherheitsmaßnahme,  in  Fällen  der  hier  vorliegenden  Art  sofort 
eine  schriftliche  Empfangsbestätigung  von  dem  Adressaten  der  Geldsendung 
einzufordern.  Hätte  die  Klägerin  dies  getan,  so  wäre  der  Betrug  lange 
vor  Ablauf  der  Verjährungsfrist  des  §  14  des  Postgesetzes  entdeckt  worden, 
und  jede  Veranlassung  weggefallen,  statt  des  Postfiskus  den  Beklagten  auf 
Schadensersatz  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Berufung  erweist  sich  sonach  als  begründet.« 


Beitrag  zur  Geschichte  der  ältesten  Posteinrichtungen 

in  Barby. 

Von  Postmeister  Zilling  in  Barby. 

Wie  alle  Herrschergeschlechter  des  Mittelalters  und  der  nachfolgenden 
Zeit,  so  unterhielten  auch  die  ehemaligen  Grafen  von  Barby,  deren  Ge- 
biet in  der  Blütezeit  ihrer  Dynastie  26920  magdeburgische  Morgen  oder 
rund  1  V5  Quadratmeilen  umfaßte,  mangels  eines  geordneten  staatlichen  Post- 
wesens eigene  Boten  zur  Vermittlung  ihres  gesamten  Nachrichtenverkehrs 
nach  und  von  auswärts.  Dies  war  für  das  Barbyer  Grafengeschlecht,  das 
im  Jahre  1497  vom  Kaiser  Maximilian  I.  in  den  »Reichsgrafenstand«  *)  er- 
hoben worden  war,  um  so  notwendiger,  als  es  sich  in  mehrere,  nicht 
unbedeutende,  räumlich  voneinander  getrennte  Seitenlinien  verzweigte  und 
in  Verbindungen,  politischen  und  sozialen,  zu  den  jeweiligen  deutschen 
Kaisern,  benachbarten  Ländern,  auswärtigen  Fürsten  und  geistlichen  Würden- 
trägern, bevorrechteten  Ständen,  größeren  Städten,  besonders  Magdeburg, 
Halle  (Saale)  und  Leipzig  stand.  Außerdem  konnte  die  Hauptresidenz 
Barby  mit  Rücksicht  auf  ihre  günstige  Lage  am  Elbstrom  auf  einen  zuver- 
lässigen Nachrichtendienst  nicht  verzichten. 

Ging  doch,  was  hierbei  von  ganz  besonderer  Bedeutung  war,  von  alters 
her  ein  Hauptwarenzug  auf  der  Elbe  von  Hamburg  über  Magdeburg  und 
Barby  nach  Dresden  und  von  da  weiter  die  Oberelbe  hinauf  nach  Böhmen 
und  umgekehrt**).  Dieser  damals  schon  sehr  rege  Schiffahrtsverkehr  aber 
lag,  wie  bekannt,  jahrhundertelang  in  den  schweren  Fesseln  von  allerlei 


*)  In  der  hierüber  vom  Kaiser  Maximilian  I.  ausgestellten  Urkunde  vom  I.  De- 
zember 1497  heißt  es  u.  a.:  »Und  damit  sich  der  vorgenannte  Graf  Burchart  und  seine 
ehelichen  Erben  Unser  Königlicher  Gnade  noch  mehr  und  völliger  zu  empfinden  und 
zu  genießen,  so  haben  Wir  ihnen  diese  besondere  Gnade  geihan ,  gegönnet  und  er- 
laubt, daß  sie  alle  jeglich  ihr  offene  und  beschlossene  Brieffe  mit 
rothem  Wachs  versiegeln,  verpetschaften,  und  sich  das  zu  allen  Ehren 
und  Würden  von  allen  Enden  gebrauchen  sollen  und  mögen«. 
**;  Archiv  1880,  S.  107  ff. 
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Gerechtsamen,  Elbzoll-  und  Umschlagsrechten  —  von  einem  eigentlichen 
»Stapel rechte«  wird  in  Barby  nicht  die  Rede  gewesen  sein  — ,  die  auch  den 
Grafen  von  Barby  zustanden  und  nach  ihrer  Eigenart  und  der  Art  und 
Weise  ihrer  Wahrnehmung  vermutlich  auch  eine  zeitweilige  Vermehrung  des 
Briefverkehrs  der  Grafen  zur  Folge  hatten. 

Aus  allen  diesen  Tatsachen  läßt  sich,  obgleich  urkundliche  Nachweise 
dafür  fehlen,  dennoch  unschwer  der  Schluß  ziehen,  daß  schon  in  früher 
Zeit  von  den  vielen  damals  bestehenden  Botenanstalten  die  eine  oder  andere 
in  Barby  festen  Kuß  gefaßt  und  vielleicht  sogar  ein  eigenes  Botenhaus  nach 
dem  damaligen  Begriffe  besessen  oder  doch  unter  den  landesherrlichen 
Schutz  der  Grafen  gestellt  hat.  Indes  liegt  auch  die  Vermutung  nahe, 
daß  die  Barbver  Grafen  bei  dem  Umfang  ihrer  auswärtigen  persönlichen 
und  geschäftlichen  Verbindungen  selbst  ein  solches  »Botenhaus«  aus  eigenen 
Mitteln  eingerichtet  und  unterhalten  haben. 

Später  ermöglichte,  was  als  wahrscheinlich  gilt,  die  Einrichtung  der  so- 
genannten » Dragoner  post« ,  die  vom  Großen  Kurfürsten  von  Branden- 
burg ins  Leben  gerufen  worden  war  und  zwischen  Berlin  und  Osnabrück 
und  Münster  verkehrte,  den  Barbver  Grafen  einen  weiteren  Nachrichtcn- 
anschluß.  Freilich  hatte  diese  Post  nach  Stephan,  Geschichte  der  Preußi- 
schen Post,  S.  13.  nur  Sendungen  in  Staatsangelegenheiten  zwischen  den 
einzelnen  deutschen  Höfen  und  den  zu  den  westfälischen  Friedensunterhand- 
lungen abgeordneten  Gesandten  zu  befördern.  Aber  es  war  ein  offenes  Ge- 
heimnis, daß  die  in  Eid  und  Pflicht  genommenen  »Postreuther«  Privatbrief- 
sendungen gegen  Bezahlung,  also  für  »ihre  eigene  Rechnung«  beförderten, 
soviel  sie  in  den  Nebentaschen  ihrer  Postfelleisen  unterzubringen  vermochten. 

Da  bei  der  damaligen  großen  Zahl  von  Analphabeten  immerhin  nur 
ein  kleiner  Kreis  Schriftkundiger  diesen  unerlaubten  Handlungen  preußi- 
scher »Postreiter«  Vorschub  leisten  konnte,  so  mag  es  dahingestellt  bleiben, 
ob  und  inwieweit  Barbver  Bürger  dabei  beteiligt  waren. 

Wie  oft  die  »Dragonerpost<c ,  die  vermutlich  in  Barby  die  Pferde 
wechselte,  die  reichsgräfliche  Residenz  berührte,  darüber  ist  nichts  zu  er- 
mitteln. Man  kann  aber  annehmen,  daß  dies  wöchentlich  zweimal  ge- 
schah*). 

Als  dann  vom  Jahre  1655  ab  der  Hauptkurs  dieser  Post  teilweise  verlegt 
wurde,  verlor  auch  Barby  die  Annehmlichkeit  der  bisherigen  postalischen 
Verbindung.  Erst  vom  Jahre  1681  ab,  als  der  Große  Kurfürst  »zur  Hebung 
der  commercien«  neben  dem  uralten  Botenkurse  von  Leipzig  über  Halle 
und  Magdeburg  nach  Hamburg  eine  »Geschwindpost«  hatte  einrichten  lassen, 
tritt  Barby  als  »Station«  dieser  Post  wieder  in  die  Erscheinung.  Freilich 
hat  diese  Station  nur  kurze  Zeit  bestanden.  Denn  obgleich  die  Geschwind- 
post sich  auch  mit  der  Beförderung  von  »Kaufmannsgütern«  befaßte,  so 
scheint  man  doch  bei  dem  geringen  Verkehr  in  Barby,  das  außerdem  voll- 
ständig abseits  von  der  großen  Verkehrsstraße  lag  und  daher  dem  in 
großen  Zügen  angelegten  Verkehrsplan  eigentlich  mehr  hinderlich  als 
förderlich  sein  mußte,  die  »Station«  sehr  bald  wieder  aufgehoben  zu  haben. 

Alte,  der  Vergangenheit  angehörende,  längst  vergessene  Einrichtungen, 
mit  denen  mancher  vielleicht  schon  für  immer  aufgeräumt  zu  haben  glaubte, 
traten  nun  wieder  in  Wirksamkeit.  Und  die  alten  Barbver  werden  froh 
gewesen  sein,  als  sie  endlich  wieder  einen  Vertreter  der  alten  Botenzunft 
in  ihren  Mauern  erblickten. 


*)  Später  gehörte  Barby  zu  den  Stationen  der  Brandenburg-preußischen  Staatspost. 
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Der  Verfasser  ist  in  der  Lage,  auf  Grund  amtlichen  Materials*),  das 
ihm  von  dem  Königlichen  Staatsarchiv  in  Magdeburg  bereitwilligst  zur 
Verfügung  gestellt  worden  ist ,  über  die  erste  dieser  sicher  verbürgten ,  vom 
Herzog  Heinrich  von  Sachsen  im  Jahre  1690  ins  Leben  gerufenen  Boten  - 
post  in  Barby  einige  interessante  Mitteilungen  zu  machen.  Zuvor  soll 
jedoch  aus  jener  Zeit  Barbys  geschichtliche  Vergangenheit  noch  einmal  kurz 
gestreift  werden,  da  dies  zum  besseren  Verständnisse  der  die  Einrichtung 
der  Botenpost  begleitenden  besonderen  Umstände  zweckmäßig  erscheint. 

Nach  dem  Tode  des  letzten  Grafen  von  Barby  im  Jahre  1650  fielen  die 
einzelnen  Teile  der  Grafschaft  an  ihre  Lehnsoberherren  zurück.  So  kam 
Barby  an  Kursachsen.  Als  dann  in  den  kursächsischen  Gebieten  sich  drei 
besondere  Herrschergeschlechter  bildeten,  wurde  Barby  der  Linie  Sachsen- 
Weißenfels  zugeteilt.  Durch  Herzog  Heinrich  von  Sachsen,  einen  Sohn  des 
Stifters  dieser  Linie,  des  Herzogs  August,  der  zugleich  Verweser  des  Erz- 
stifts  Magdeburg  war,  entstand  im  Jahre  1680  die  Nebenlinie  Sachsen- 
Barby,  die  indes  im  Jahre  1739  wieder  erlosch. 

Aus  Vorliebe  für  die  ihm  erb-  und  eigentümlich  zugefallene  Grafschaft 
erhob  Herzog  Heinrich  die  Stadt  Barby  von  1 68 1  ab  zu  seiner  Residenz. 
Er  erbaute  hier  in  den  Jahren  1687  bis  171 5  das  noch  heute  stehende  Schloß, 
in  dessen  Fürstengruft  er  gemäß  seinem  letzten  Willen  1728  beigesetzt 
worden  ist. 

Ungemein  reich  an  irdischen  Gütern,  erwies  sich  der  Herzog,  ungeachtet 
der  vielen  politischen  Probleme  der  damaligen  Zeit,  die  zu  lösen  waren, 
von  vornherein  nicht  nur  als  ein  außerordentlicher  Förderer  des  Kirchen- 
und  Schulwesens  und  anderer  öffentlicher  Anstalten  in  der  Grafschaft, 
sondern  er  trat  auch  mit  großem  Eifer  für  die  Hebung  von  Handel  und 
Wandel  und  für  alle  sonstigen  wirtschaftlichen  Interessen  seiner  Landes- 
kinder ein. 

Dieser  landesväterlichen  Fürsorge  ist  auch  die  Einrichtung  einer  geregelten 
Botenverbindung  zur  Vermittlung  des  brieflichen  Nachrichtenverkehrs  zu 
danken,  die  Herzog  Heinrich  im  Jahre  1690  von  Dessau**)  aus  anordnete. 
Die  Botenpost  sollte  allerdings  in  erster  Linie  dem  eigenen  Briefverkehr 
ihres  Begründers  und  seiner  Hofhaltung  eine  schnellere  und  günstigere 
Vermittlung  zwischen  den  Orten  Dessau,  Barby  und  Magdeburg  schaffen. 
Sie  ist  jedoch,  wie  aus  dem  hierauf  bezüglichen  Schriftwechsel  mit  Sicherheit 
hervorgeht,  auch  den  Zwecken  des  Publikums  dienstbar  gewesen,  vielleicht 
sogar  im  weitesten  Umfange. 

Der  Bote  ging  regelmäßig  wöchentlich  zweimal,  Montags  und  Freitags, 
von  Dessau  über  Barby  nach  Magdeburg,  und  auf  demselben  Wege,  gleich- 
falls zweimal  wöchentlich,  Dienstags  und  Sonnabends,  von  Magdeburg  über 
Barby  nach  Dessau  zurück. 

In  Barby  stand  die  Botenpost  unter  der  amtlichen  Aufsicht  des  herzog- 
lichen Rentenverwalters  Widemann,  der  nach  unseren  heutigen  Begriffen 
zugleich  der  Verwalter  der  Postanstalt  in  Barby  war.  Die  Botengänge 
besorgte  ein  früherer  Lakai  vom  herzoglichen  Hofe,  namens  Anton.  Als 
Besoldung  erhielt  dieser  jährlich  10  Taler  und  freie  Kleidung  nach  Art  der 
damaligen  Botenlivree. 

*    Barbysches  Postwesen,  betr.  de  anno  i6<»o  sequ. 
••)  Herzog  Heinrich  war  mit  einer  Tochter  des  Fürsten  Johann  Georg  II.  von 
Anhalt -Dessau  vermühlt;  infolgedessen  verlegte  er  sein  Hoflager  zeitweise  und  oft  auf 
eine  längere  Dauer  in  die  Hauptstadt  der  Askanier. 


Digitized  by  Google 


4o8  Beitrag  zur  Geschichte  der  ältesten  Posteinrichtungen  in  Barby. 

Die  über  die  Einrichtung  der  Botenpost  ausgefertigte,  vom  Herzog  am 
13.  März  1690  eigenhändig  vollzogene  Urkunde  lautet  wörtlich: 

»Von  Gottes  Gnaden  Wir  Heinrich,  Hertzog  zu  Sach- 
ßen,  Jülich  Cleve  und  Berg,  Landgraf  in  Thüringen,  Markgraf 
zu  Meißen,  auch  Ober-  und  Niederlausitz,  gefürsteter  Graf  zu 
Henneberg,  Domprobst  zu  Magdeburg,  Graf  zu  der  Mark,  Ra- 
vensberg und  Barby  pp. 

Lieber  Getrewer ;  Demnach  Wir  entschloßen ,  die  vorgeschlagene 
Einrichtung  der  laufenden  Bothen  von  hier  ab  über  Barby  auf  Mag- 
deburg, nunmehr  zu  bewerkstelligen,  und  damit  morgenden  Tages  den 
anfang  machen  zu  laßen ,  So  haben  Wir  zugleich  Dir  die  Abfertigung 
derselben  hiemit  anbefehlen  wollen .  wobey  Du  sorge  zu  tragen  haben 
wirst,  daß  bey  ankunfft  des  einen  Boten  der  andere  bereits  an  der 
Hand  sey,  und  ohne  den  geringsten  unnötigen  auffenthalt  abgefertiget 
werde;  Allermaßen  die  Verfaßung  alßo  gemacht,  daß  der  am  Montag 
und  Freytag  von  Barby  nach  Magdeburg  gehende  Bote  jedesmahl 
deßelben  Tages  wo  nicht  in,  doch  vor  der  Stadt  anlangen,  und  ent- 
weder noch  deßelben ,  oder  doch  des  folgenden  Tages  in  aller  Frühe, 
die  in  der  Post  vorhandene  Brieffe  bey  Überlieferung  derer,  so  Ihm 
mitgegeben  worden ,  zurücknehmen ,  und  dergestalt  zeitig  nach  Barby 
überbringen  soll ,  damit  sie  durch  den  Deßauischen  in  Barby  darauf 
wartenden  Boten,  bey  guter  Zeit  anhero  geliefert  werden  mögen. 
Wenn  auch  zwar  anfänglich  die  meinung  gewesen,  daß  Unser  Ampt- 
schreiber  der  Dohmprobstey  zu  Magdeburg  die  Briefe  auff  der  Post 
annehmen  u.  dem  Boten  zustellen  solte,  solches  aber  nachgehends 
nicht,  sondern  daß  der  Bote  selbst,  sowohl  die  mitbringenden  Briefe 
in  das  Posthauß  liefern,  als  auch  die  dort  vorhandenen  darauß  emp- 
fangen solle,  beliebet  worden,  So  hastu  den  Boten  darauf  gehörig  zu 
instruiren ,  und  dem  Amptschreiber  solches  zu  seiner  nachricht  zu  ver- 
melden. Und  weil  der  von  Uns  in  Barby  hiezu  bestellte  Bote  dieses 
mahl  sich  noch  schwerlich  wird  dergestalt  geschickt  und  eingerichtet 
haben,  daß  Er  die  reise  morgenden  Tages  thun  könne,  so  hastu  mit 
denen  ankommenden  Briefen  einen  anderen  Expreßen ;  nemlich  Unseren 
Cantzeley  Boten  zu  Barby  abzufertigen. 

Daran  geschiehet  Unser  Wille  und  Meinung. 

Gegeben  zu  Deßau,  d.  13.  Mart.  A.  1690 
(L.  S.)       Heinrich,  H.  z.  S.« 

P.  S. 

»Auch,  hochgeehrter  Herr  Renth Verwalter ;  wird  demselben  der 
Mann ,  welcher  sich  zu  dem  Bottenlauffen  von  Barby  nach  Magdeburg 
und  daß  er  zugleich  auff  die  Allee  (?)  die  aufsieht  haben  wolle,  an- 
gebotten,  bekand  sein,  und  ist  Sr.  Hochfürstl.  Durchl.  wille,  daß  dem- 
selben angesaget  werde,  daß  Hochgedachter  Se.  Hochfürstl.  Durchl. 
das  von  Ihm  begehrte  Jahrlohn,  nemlich  10  Thlr.  u.  ein  Kleid,  Ihm 
getzt  verwilligen ,  dagegen  Er  sich  fertig  halten  müße ,  mit  dem  botten- 
lauffen künfftigen  Montag  den  anfang  zu  machen. 

Weil  die  Fürstlichen  Briefe  von  hier  auf  Magdeburg  gestern  noch 
den  gewöhnlichen  weg  über  Hohenziatz  abgangen,  so  werden  morgen 
keine  Briefe  dorthin  zu  überbringen  sein,  und  wird  daher  der  Renth 
Verwalter  den  Cantzeleyboten  nur  so  bloß  abzufertigen  haben,  damit 
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er  die  in  Magdeburg  vorhandenen  Briefe  abholen,  und  mit  denselben 
dann  Sonnabend  dergestalt  frühzeitig  in  Barby  sein  könne,  damit  der 
Lackey  Anton,  welcher  darauf  in  Barby  warten  soll,  dieselben  bei 
guter  Zeit  hieher  liefern  möge.  Solte  der  Cantzeleibote  nicht  bey  der 
Hand  sein,  so  müßte  ein  ander  sicherer  Expreßer  beschaffet  werden. « 

(Ohne  Unterschrift). 

L'nscrm 

Reuth  Verwalter  und  lieben  getrewen 
Gottfried  Widemann 

Barby. 

Das.  was  den  Boten  der  damaligen  Zeit  nach  den  übereinstimmenden 
geschichtlichen  Uberlieferungen  leider  allgemein  eigen  war.  nämlich  der 
Mangel  an  Pflichttreue,  Gewissenhaftigkeit  und  Wahrhaftigkeit,  das  ist 
nach  dem  hierüber  vorhandenen  amtlichen  Schriftwechsel  auch  von  dem 
Barbyer  Boten  behauptet  worden.  Denn  nach  einem  »Extract  eines 
Schreibens  de  dato  Dessau  6./10  1710«  betitelten  Schriftstück  ohne  Unter- 
schrift und  Adresse  —  offenbar  ist  der  Verfasser  der  Postmeister  Adler 
in  Dessau  und  der  Empfänger  der  Hofrat  Pfau  in  Barby  —  heißt  es 
wörtlich  : 

»Und  Kan  ich  M.  Hochfürstl.  H.  nicht  verhalten,  daß  der  Barbysche 
Bothe  denen  Königl.  posten  ein  großes  abstielet,  der  Kerl  hatte  anfangs 
nichts,  ergo  fähret  er  ordentlich  seine  post  aus  Magdeburg  und  bauet 
große  Häuser,  und  nehme  ich  posttäglich  wahr,  daß  Er  M.  H.  in 
seinem  anvertrauten  PostAmbte  nicht  weniger  denn  den  hiesigen 
großen  abbruch  thut.  M.  Hf.  H.  observire  nur  die  Pk.  Briefe  so  von 
und  nach  Barby  gehen,  darin  sind  allemahl  Einschläge*),  und  ist  nicht 
zu  verantworten,  daß  vor  dergleichen  Barbysche  Briefe  nur  öd.**) 
berechnet  werden.  Dahingegen  der  Bote  von  Magdeburg  bis  Barbi 
sein  gleiches  und  6  d.  von  Barbi  bis  Zerbst  nimbt.  ich  finde  mich  ge- 
müßiget Sr  Hochreichsgräfl.  Exccll.  u.  Gnd.  davon  untertänigsten 
Bericht  abzustatten,  nicht  weniger  dem  Königl.  Post  Ambte  zu  Mag- 
deburg nachricht  zu  geben,  auf  diesen  Bothen  acht  geben  zu  lassen. 
Sr  Durchl.  der  Herzog  halte  ich  nur  einzig  und  allein  Dero  Briefe 
auß  Magdeb.  zu  holen  und  zubringen  aber  nicht  daß  er  das  Königl. 
Postlntereße  defraudiren  solle  alß  er  bis  Deßau  noch  ging,  habe  es 
leider  genugsam  erfahren  u.  auch  endlich  dahin  gebracht,  daß  er  nur 
biß  Zerbst  gehen  durfte.  Vielleicht  Kombt  Verordnung,  daß  ihm  das 
Handwerk  geleget  wird,  u.  zweifle  ich  keinesweges,  es  werde  Se.  Hoch- 
reichsgräfl: Exccll.  u.  Gnd.  an  Se.  Durchl.  den  Herzog  schreiben,  nicht 
weniger  an  das  PostAmbt  zu  Magdeburg,  Verordnung  ertheilen,  daß 
dieser  Bote  bei  Ankunft  u.  Abgang  auß  Magdeburg  werde  visitiret 
werden.  Welches  Ew.  WohlEdl.  nachrichtlich  communiciren  wollen 
und  daß  M.  H.  nur  in  seinem  quartier  anfragen  lassen  wolte,  würden 
Sie  mit  Verwunderung  erfahren,  daß  er  fast  alle  Magdeburger  cor- 
respondence  mit  Zerbst  an  sich  habe.« 

Die  hiemach  dem  Barbyer  Boten  zur  Last  gelegten,  von  diesem  allem 
Anscheine  nach  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesenen  und  in  Abrede  ge- 


* .1  Mit  diesen  »Einschlägen«  sind  jedenfalls  in  besonderen  Bunden  verwahrte  Briefe 
gemeint,  deren  Beförderung  dem  Boten  untersagt  war. 
**'  d.  ^  Pfennig. 
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stellten  Mißbräuche  wurden,  wie  es  scheint,  auf  Veranlassung  des  Herzogs 
alsbald  zum  Gegenstand  einer  eingehenden  Untersuchung  gemacht.  Hofrat 
Pfau  schreibt  darüber  unterm  i.  November  1710  an  den  Postmeister  Adler 
in  Dessau: 

»WohlEdler,  VielgeEhrtester 
Herr  Postmeister. 

Es  hat  eine  gleichmäßige  abschrifft  wie  hiebey  überkommet  der 
Hr.  Postmeister  in  Zerbst  hiesigen  Bothen  zugestellt,  welcher  nun  bey 
Seiner  Hochfürstl.  Durchl.  Klage  geführet,  daß  man  ihm  vor  einen  Lump 
und  Betrüger  halten  wolle;  Wie  nun  Seine  Hochf.  Durchl.  gerne 
sehen  möchten,  wenn  Wohll.  Postmeister  einige  Klagen  wieder  hiesigen 
Bothen  hette,  daß  selbige  übersendet  würden. 

Vernehmen  Sie  ihn  doch  hierüber  sehr  empfindlich,  auf  daß  man 
Ihm  das  Handwerk  lege  pp« 

Die  hierauf  von  dem  Postmeister  Adler  in  Dessau  an  den  Hofrat  Pfau 
in  Barby  abgesandte  umfangreiche  Erwiderung  ist  reich  an  interessanten 
Bildern,  die  mancherlei  Streiflichter  auf  Mißstände  werfen,  die  dem  ge- 
samten postmäßigen  Betrieb  im  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  anhafteten. 
Andernteils  ersieht  man  aber  auch  daraus,  zu  welchen  persönlichen  Reibereien 
und  Spitzfindigkeiten,  ja  zu  welchen  komischen  Nörgeleien  und  taktlosen 
Unarten  es  zwischen  den  jeweiligen  Postvorstehern  gekommen  ist,  Dinge, 
•die  dem  bereits  in  den  Anfängen  einer  planmäßig  fortschreitenden  Entwicklung 
begriffenen  Postwesen  allgemein  das  Gepräge  der  Halbheit  und  der  lokalen 
Sonderinteressen  aufdrückten. 

Daß  der  Postmeister  Adler  in  Dessau  trotz  seines  anscheinend  furcht- 
losen Vorgehens,  bestehende  Schäden  in  ihrer  ganzen  Breite  bloßzulegen, 
dabei  dennoch  von  gradezu  ängstlichen  Bedenken,  seine  eigene  Existenz 
möchte  möglicherweise  durch  diesen  Schritt  gefährdet  werden,  sich  nicht 
frei  machen  konnte,  kann  bei  den  verworrenen  Rechtsanschauungen  der 
damaligen  Zeit  nicht  wundernehmen. 

Wir  lassen  die  Adlersche  Schrift  ihrem  ganzen  Wortlaute  nach  hier 
folgen : 

»HochEdler  und  Vester 
Insonders  HochzuEhrcnder  Herr  HoffRath. 

Auß  Ew.  HochEdlen  an  mir  beliebt  abgelaßenen  habe  ich  ersehen, 
was  der  Bothe  wieder  mich  Klage  geführet,  wegen  des  an  Hrn.  Post- 
meister Junack  zu  Zerbst  abgelassenen  Brieffes ,  davon  derselbe  den 
Bothen  abschrifft  gegeben  u.  mir  ietzo  zugleich  mit  communiciret 
wirdt,  u.  ich  darauf  meine  antwort  ertheilen  solle,  habe  solchem 
auch  nicht  unterlasen  wollen  in  dienstl.  antwort  zu  melden.  Daß  ich 
nicht  in  abrede  sein  Kann,  daß  alß  ein  Verpflichteter  Diener  an  den 
Hrn.  Postmeister  Junacken  geschrieben,  weil  ich  wargenommen,  daß,  wenn 
der  gnädigste  Herr  Hoffr.  eine  Zeitlang  in  Oranienbaum  sich  aufge- 
halten, der  Bothe  dennoch  die  Bricffe  aus  den  Magdeb.  Postampte 
gefordert  u.  also  auf  Zerbst  gebracht  hatt.  Da  doch  dieselben  von 
Magdeb.  mit  der  Post  auf  Zerbst*)  bestellet  werden  Können,  davon 

*;  Auf  Grund  eines  zwischen  Preußen  und  Sachsen  abgeschlossenen  Vertrags  war 
vom  17.  Januar  1700  ab  ein  Postkurs  zwischen  Magdeburg  und  Wittenberg  mit  Wechsel 
in  Zerbst  eingerichtet.    Siehe  auch  Stephan,  Geschichte  der  Preußischen  Post,  S.  104. 
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dann  der  Bothe  das  Brieft'geldt  erstl.  Von  Magdeburg  bis  Barby  u. 
dann  von  Barby  bis  Zerbst  genommen,  da  ich  nun  dergl.  Brieffe  öfters 
gefunden,  so  hat  das  Zerbster  Postampt  allemahl  so  u.  so  viel  Post- 
geldt  als  frembt  porto  verlanget,  so  habe  die  Vorstellung  gethann. 
daß  vermöge  des  deshalb  ergangenen  Königl.  Befehls  die  Brieffe  an 
Ohrt  wo  Sie  zu  bestellen ,  berechnet  werden  müssen ;  Alßo  habe  ich 
alß  ein  Verpflichteter  Diener  an  den  Hrn.  Postmstr.  Junack  alß  auch 
einen  Verpflichteten  Diener  den  Königl.  Post  Intereße  zum  Besten  ge- 
schrieben nicht  darumb,  daß  Er  es  den  Bothen  sagen  oder  gar  die 
Brieffe  geben  solle,  sondern  den  Bothen  wegen  der  unterschleiffe  Ver- 
warnen, oder  dergl.  Brieffe  gar  nicht  von  Ihm  nehmen  solle;  Meine 
meinung  ist  auch  gantz  und  gar  nicht  dahin  gegangen ,  die  Sache  den 
Königl.  GeneralErbPostampte  also  vorzustellen,  daß  Sr  Hochfürstl. 
Durchl.  gar  untersaget  sein  solte,  der  commodite  zum  Besten  einen 
Bothen  zuhalten  u.  Sr.  Hochfürstl.  Durchl.  werde  den  Bothen  auch 
nicht  zulaßen,  den  Königl.  Postlntereße  in  geringsten  eingrieff  zu 
thun,  deswegen  dann  der  Bothe  ein  ansehnl.  Gehalt  von  Sr  Durchl. 
Jährl.  auch  genießet  u.  damit  zufrieden  sein  kann. 

Ew.  HochEdl.  erinnern  sich  nur,  daß  da  der  Bothe  noch  bis  Deßau 
und  Oranienbaum  gegangen,  ich  zum  öftern  bey  Sie  mich  beschweret, 
daß  Er  in  der  Stadt  hausiren  ging,  die  Brieffe  bestellete  und  wieder 
abforderte,  welches  Sr.  Durchl.  nicht  verlangen  würden,  sondern  Er 
nur  eintzig  u.  allein  die  Herrschaftl.  Brieffe  bringen  u.  mitnehmen 
solte,  ja  ich  habe  noch  den  Vorschlag  gethan,  zu  Berlin  die  Sache 
vorzustellen,  daß  die  Königl.  Post  von  Zerbst  über  Barby  auf  Magde- 
burg gefahren  werden  könte,  u.  dadurch  folglich  der  Kosten  was  der 
Bothe  Jährlich  beköhme  überhoben  werden  auch  Dero  Brieffe  allcmahl 
sicher  und  richtig  bestellet  werden. 

Woher  dieses  Kombt.  daß  mir  von  Hrn.  Junack  der  Boßen  gespielet 
wird  ,  umb  mich  dadurch  bey  der  gnädigsten  Herrschafft  in  ungnade 
u.  ungelegenheit  zubringen,  daß  Er  den  Bothen  copiam  des  Brieffes 
gegeben,  werden  Ew.  HochEdl.  erlauben  es  mit  anzuführen,  es  ge- 
schähe vorm  Jahre  daß  Ein  Beutel  geld  von  500  Thlr.  mit  der  post 
aus  Magdeb.  über  Zerbst  an  Hrn.  Bauer  den  Holländer  mitwochs  an 
Kahm,  davon  ich  abgefertigter  Post  Hrn.  Bauer  den  Brieff  nebst  den 
Post  Schein  zuschickte,  umb  den  Beutel  noch  des  Tages  abzuholen, 
ist  aber  nicht  geschehn ,  sondern  erst  Donnerstages  nach  abgegangener 
Post  nach  Zerbst  verbliebe,  der  Zerbster  Postilion  nimbt  den  Beutel- 
geld ohngefraget  wieder  auf  Zerbst  zurück,  alß  Hr.  Bauer  den  Beutel 
geld  will  holen  laßen,  war  Er  weg.  wie  ich  mich  darüber  entsetzet 
Kann  Ew.  HochEdl.  selbst  erachten,  ich  resolvirte  mir  gleich  mit 
meinen  Pferden  nach  Zerbst  zu  reisen,  alß  dahin  Kahm,  ging  gleich 
in  das  Postilions  Hauß  u.  fragte,  wo  Er  den  Beutel  geld  hingethan 
hatte,  antwortete  Er  Er  hätte  selbigen  an  den  Hrn.  Postmeister  ge- 
liefert. Da  ich  nun  die  nachricht  hatte,  daß  Er  dar  werc,  gab  mir 
zufrieden,  u.  ging  zum  Hrn.  Postmeister  welcher  aber  zu  Rathhause  bey 
der  Accise  war,  deßen  Diener  oder  Schreiber  gab  mir  auf  meine  an- 
frage eine  antwort  der  Beutel  geld  wäre  nicht  dar  u.  da  ich  Ihm 
sagte  der  Postilion  hette  Ihn  eingeliefert  blieb  Er  dennoch  dabey  Er 
were  nicht  mit  Kommen,  da  ich  ihme  aber  zuredete  mir  mit  dergl. 
Vexas  zu  Verschonen,  sagte  Er  entl.  Er  würde  sich  finden.  Darauf 
ich  wieder  bis  zu  des  Hrn.  Postmeisters  Hause  Lauff,  wegging  u.  meldete 
mich  nach  der  Mahlzeit  wieder,  da  dann  den  Hrn.  Postmeister  zu  Hause 
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fandt  u.  Ihm  erzehlete  wie  mir  deßen  Diener  oder  Schreiber  begegnet 
hatte,  hieß  er  Ihm  solches  dennoch  gut.  u.  sagte  Lachend  Er  hette 
mich  ein  wenig  vexiren  wollen.  Darauf  ich  Versetzte  daß  dieses 
Keine  gelegenhcit  were  einen  Ehrl.  Mann  zu  vexiren,  u.  wenn  es 
Hrn.  Junack  von  meinen  Leuten  geschehen  were,  würde  ich  solche 
Purschen  Leren  rechtschaffenen  Leuten  anders  zu  begegnen. 

Bis  hierher  nun  hat  dieser  allerhand  gelegenheit  gesuchet  sich 
gegen  mich  zu  revangiren.  Deswegen  Er  dann  dieser  gelegenheit  sich 
bedienet,  ich  muß  es  geschehen  laßen. 

Wenn  ich  aber  von  Sr  Hochfürstl.  Durchl.  mich  dieser  gnade 
versichere,  daß  mein  abgelaßenes  Schreiben  nicht  dahin  gangen  eher 
zu  verhindern  oder  disputieren  zu  machen  zu  Dero  commodite  einen 
Dothen  zu  halten,  sondern  einzig  u.  allein  den  Bothen  dahin  zu  ver- 
warnen, Keine  andere  als  Herrschaftl.  Brieffe  zu  bestellen,  welches 
auch  Se.  Hochfürstl.  Durchlaucht  nicht  anders  verlangen  werden. 
Ew.  HochEdl.  seind  auch  Sr  Durchl.  verpflichtet  Dero  Intereße  u. 
Bestes  zu  suchen  u.  zu  erhalten,  u.  da  in  solchen  Fällen  Briefte 
gewechselt  würden  an  einen  der  in  gleicher  Pflicht  stünde,  u.  dieser 
wolte  es  andern  wieder  communiciren  u.  entdecken,  ich  frage  wohl, 
ob  das  Pflichtmäßig  gethan  sey.  Ich  habe  bis  dato  nichts  nach  Berlin 
geschrieben,  Hr.  Junack  hat  mir  auch  nicht  geantwortet,  viel  weniger 
geschrieben ,  daß  Er  den  Brieff  den  Bothen  gegeben  hatte. 

Wenn  es  Se.  Hochfürstl.  Durchl.  mir  gnedigst  erlauben  wollen, 
will  Ich  diesen  casum  an  Se.  Hochreichsgräfl.  Excell.  den  graften  von 
Wartenberg  berichten,  u.  darüber  erkennen  laßen,  ich  wolte  mich  fest 
Versichert  halten,  daß  dieses  Hrn.  Junacken  nicht  werde  gut  geheißen 
werden. 

Bitte  demnach  gehorsambst  nebst  meiner  unterthänigsten  recom- 
mendation  Sr  Hochfürstl.  Durchl.  die  Sache  anders  vorzustellen,  alß 
Sie  mir  Vielleicht  ausgeleget  werden  will,  und  versichert  zu  sein,  daß 
da  ich  alle  gnade  von  Ihme  genoßen,  und  mich  noch  versichere,  ich 
also  nimmermehr  mich  unterstehen  werde,  wieder  Dero  Hochfürstl. 
Freyheit  etwas  zu  Klagen ,  und  da  ich  in  meinem  Schreiben  einen 
Fehler  begangen  hette,  Se.  Durchl.  mir  solches  gnädigst  pardoniren 
möchte. 

Ich  lebe  des  zuVcrsichtl.  Vertrauens  Ew.  HochEdl.  werden,  alß 
ein  Gönner  von  mir  Sr  Durchlaucht  diese  Sache  dergestalt  Vortragen, 
daß  Sie  ein  anderes  von  mir  judiciren  werden,  in  erwartung  einer 
gnädigsten  antwort  Verbleibe  ich  alstets 

Meines  HochzuEhrenden  Herrn  HoffRathes 
Ergebenster  Diener 

Deßau  d.  öten  Nov.  1710.  Friedrich  Adler.« 

Diese  ziemlich  umständlich -weitschweifige,  in  der  nüchternen  büreau- 
kratischen  Darstellungsform  jener  Zeit  abgefaßte  Rechtfertigungsschrift 
ergänzt  Adler  einige  Tage  später  noch  mit  folgendem  Nachwort: 

»HochEdler  u.  Vester 
HochzuEhrcndcr  Hr.  HoftRath  werthester  Gönner. 
Durch  dieses  habe  ich  Ew.  HochEdl.  mir  gehorsambst  versichern 
wollen,  mir  in  einer  Beliebigen  antwort  zu  benachrichtigen,  ob  von 
Ew.  HochEdl.  an  Hrn.  Postmeister  Junack  geschrieben  worden  copiam 
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des  Brieftes  zuschicken  oder  ob  Sie  der  Rothe  selbst  ohne  Ew. 
HochEdl.  Verlang  gehabt  u.  produciret. 

Sonsten  will  ich  nicht  zweiflet!  meine  abgelaßene  antwort  werden 
Ew.  HochEdl.  richtig  erhalten  u.  darauß  ersehen  haben,  aus  was 
uhrsache  mir  durch  diese  gelegenheit  der  Hrn.  Postmeister  Junack  also 
dienen  wolle,  will  aber  der  zu  Versieht  leben  Ew.  HochEdl.  alß  mein 
Gönner  werde  die  Sache  Sr  Hochfürstl.  Durchl.  also  vorgetragen 
haben,  daß  Se.  Durchl.  nicht  werde  ungnädig  aufnehmen.  Wie  denn 
auch  davon  Ew.  HochEdl.  geneigte  antwort  ausBitten  will,  womit 
ich  mich  zu  Ew.  HochEdl.  Wohlwollen  geneigtest  anderweit  bestens 
recommendire  u.  alstets  Verbleibe 

HochEdler  und  Vester 
HochzuEhrender  Hr.  Ho  ff  Rath 
Werthester  Gönner 
Ew.  Hoch  Edlen 

Dienstergebenster  Diener 

Deßaw  d  13t  Nov.  17 10.  Friedrich  Adler. 

Monsieur 

Monsieur  Pfau  Conseillicr  de  la  Cour 
et  des  Justices  de  son  Alt.  Seren. 
Monseigneur  le  Duc  Henry  de  Saxe- Barby  pp. 

a 

Franco.  Barby« 

Hiermit  schließen  die  über  die  Einrichtung  der  Dessau -Magdeburger 
Botenpost  vorhandenen  Urkunden.  Es  bleibt  daher  unaufgeklärt,  welchen 
Ausgang  die  gegen  den  Boten  des  genannten  Kurses  eingeleitete  Unter- 
suchung wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Ungehörigkeiten  genommen 
hat.  und  in  welcher  Weise  der  im  Zusammenhange  hiermit  entbrannte  per- 
sönliche Streit  zwischen  den  Postmeistern  in  Zerbst  und  Dessau  beigelegt 
worden  ist. 

Wie  lange  die  Botenpost  für  Barby  bestanden  hat,  darüber  schweigt  die 
heimatliche  Chronik.  Nirgends  ist  eine  Spur  derselben  vom  Jahre  17 10  ab 
wieder  zu  entdecken,  und  auch  über  andere  postalische  Einrichtungen  in 
Barby  fehlt  es  fast  bis  zur  Mitte  des  iS.  Jahrhunderts  an  jedem  geschicht- 
lichen Anhalt. 


Eisenbahnen  über  die  Pyrenäen. 

Frankreich  und  Spanien  sind  zur  Zeit,  wie  die  beigefügte  Skizze  ersehen 
läßt,  nur  durch  zwei  Schienenwege  miteinander  verbunden,  und  zwar  dort, 
wo  die  Pyrenäen  zum  Meere  abfallen.  Die  eine  dieser  Bahnen  führt  über 
Cerbere-Port  Bou  an  der  Mittelmeerküste,  die  andere  über  Hendaye-lrun 
an  der  Küste  des  Busens  von  Biscaya  entlang.    Der  Gedanke,  neben  diesen 
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beiden  Bahnen  weitere,  das  Gebirge  überschreitende  Bahnverbindungen  zu 
schaffen,  schien  bereits  vor  mehr  als  zwei  Jahrzehnten  seiner  Verwirklichung 
nahe  zu  sein,  denn  schon  im  Jahre  1885  wurde  zwischen  den  Regierungen 
Frankreichs  und  Spaniens  ein  Vertrag  abgeschlossen,  wonach  binnen  10  Jahren 
zwei  Bahnen  über  die  Pyrenäen,  die  eine  über  den  Col  de  Salau,  die  andere 
über  den  Somport,  hergestellt  werden  sollten.  Doch  wurde  dieser  Vertrag 
nicht  ratifiziert.  Später  wurden  die  Verhandlungen  mehrfach  wieder  auf- 
genommen, aber  erst  im  August  igo4  kam  ein  neuer  Vertrag  zustande,  der 
außer  den  früher  geplanten  Bahnen  noch  eine  dritte,  nämlich  eine  solche 
über  den  Col  de  Puymorens  und  den  Col  de  Tosas  vorsieht.  Nachdem  dieser 


Vertrag,  zu  dem  im  März  1905  noch  ein  Zusatzabkommen  abgeschlossen 
wurde,  inzwischen  von  den  gesetzgebenden  Körperschaften  beider  Länder  ge- 
nehmigt worden  ist,  hat  seine  Ratifikation  im  Januar  1907  stattgefunden, 
so  daß  seiner  Ausführung  nichts  mehr  im  Wege  steht. 

Die  östlichste  der  geplanten  Pyrenäen  -  Bahnen  ist  diejenige  von  Ax-les- 
Thermes  im  Departement  Ariege  nach  Ripoll.  Die  Bahn  wird  auf  franzö- 
sischem Gebiete  mittels  Tunnels  durch  den  Col  de  Puymorens  geführt 
werden  und  die  Grenze  in  der  Nähe  von  Puigcerda  und  Bourg- Madame 
überschreiten;  auf  spanischem  Gebiete  soll  sie  den  Col  de  Tosas  mittels 
Tunnels  durchqueren  und  von  Ripoll  aus  Anschluß  an  die  nach  Barcelona 
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führende  Bahn  finden.  Durch  die  neue  Bahn  wird  eine  ziemlich  gerade 
Verbindung  von  Bordeaux  über  Toulouse  nach  Barcelona  hergestellt ;  da- 
durch erhält  das  westliche  und  mittlere  Frankreich  eine  günstige  Verbin- 
dung mit  Catalonien  und  den  südlicher  gelegenen  Teilen  Spaniens,  vor  allem 
mit  Valencia  und  dem  als  Ausgangspunkt  von  Dampfschiffslinien  nach 
Algerien  wichtigen  Cartagena. 

Die  westlichste  der  drei  Bahnen  führt  von  Oloron  im  Departement 
Unter- Pyrenäen  durch  das  Aspe-Tal  zu  dem  an  der  Grenze  gelegenen 
Berge  Somport,  durchquert  diesen  mittels  Tunnels,  durchschreitet  das  Tal 
des  Rio -Aragon  und  das  des  Gallego  und  erreicht  in  Zuera  Anschluß  an 
die  Bahnen  nach  Zaragoza  und  Barcelona.  Durch  diese  Bahn,  die  mit 
geringen  Umwegen  eine  Verbindung  von  Bordeaux  nach  Zaragoza,  also 
zum  mittleren  Ebro,  herstellt,  wird  hauptsächlich  der  Verkehr  zwischen 
dem  westlichen  Frankreich  und  Aragonien  verbessert  und  beschleunigt. 

Die  dritte  (mittlere)  Bahn  entspringt  in  S.  Girons  im  Departement  Ariegc, 
durchschreitet  das  Tal  des  Salat,  führt  mittels  Tunnels  durch  den  an  der 
Grenze  liegenden  Col  de  Salau ,  tritt  dann  in  das  Tal  des  Noguera-Pallaresa 
ein  und  endigt  in  Sort,  um  hier  an  eine  neu  zu  erbauende  Bahn  anzu- 
schließen, die  von  Lerida,  einem  an  der  Strecke  Zaragoza-Zuera-Barcelona 
gelegenen  Eisenbahn  -  Knotenpunkt ,  in  nördlicher  Richtung  erbaut  werden 
soll.  Auch  diese  Bahn  wird  dazu  dienen,  den  Verkehr  des  westlichen  und 
mittleren  Frankreichs  mit  Catalonien  und  Aragonien  zu  erleichtern. 

Die  beiden  zuerst  genannten  Bahnen  sollen  spätestens  10  Jahre  nach 
der  Ratifikation  des  Vertrags ,  also  spätestens  im  Januar  1917,  dem  Betrieb 
übergeben  sein ;  für  die  dritte  Bahn  ist  ebenfalls  eine  längstens  zehnjährige 
Bauzeit  vorgesehen .  doch  rechnet  diese  erst  von  dem  Zeitpunkte  der  Fertig- 
stellung der  Bahn  Lerida- Sort  ab,  für  deren  Erbauung  der  spanischen  Re- 
gierung eine  zehnjährige  Frist  gegeben  ist.  Die  Bahn  durch  den  Col  de 
Salau  wird  danach  u.  U.  erst  Anfang  1927  in  Betrieb  genommen  werden. 
Alle  drei  Bahnen  werden  auf  gemeinschaftliche  Kosten  der  französischen 
und  der  spanischen  Regierung  hergestellt,  derart,  daß  jede  Regierung  die 
auf  ihr  Gebiet  entfallenden  Teilstrecken  zunächst  auf  eigene  Rechnung  erbaut, 
und  daß  sodann  der  Gesamtbetrag  der  Kosten  halbscheidlich  geteilt  wird. 
Die  Kosten  der  Unterhaltung  der  Bahnen  werden  später  gleichfalls  ge- 
meinschaftlich getragen  werden.  In  Frankreich  wird  die  Regierung,  wie 
sich  aus  den  Kammerverhandlungen  über  den  Vertrag  ergibt,  einen  wesent- 
lichen Teil  der  Kosten  der  Gesellschaft  du  Midi,  an  deren  Linien  die 
neuen  Bahnen  anschließen,  auferlegen.  In  gleicher  Weise  wird  in  Spanien 
verfahren  werden. 

Die  internationalen  Tunnel  durch  den  Somport  und  den  Col  de  Salau 
werden  nach  gemeinsamer  Feststellung  der  Tunnelführung ,  der  technischen 
Ausführung  der  Arbeiten  usw.  von  jeder  der  beiden  Regierungen  bis  zum 
Scheitelpunkte  des  Berges  hergestellt  werden.  Für  die  durch  den  Col  de 
Puvmorens  und  den  Col  de  Tosas  führende  Bahn  sind  zwei  internationale 
Bahnhöfe  vorgesehen,  die  durch  eine  französische  und  eine  spanische  Bahn 
verbunden  werden  sollen;  die  beiden  anderen  Bahnen  sollen  nur  je  einen 
internationalen  Bahnhof  erhalten,  und  zwar  die  Bahn  durch  den  Col  de 
Salau  auf  spanischem  Gebiete,  so  daß  der  Bahnbetrieb  im  Tunnel  Frankreich 
zufällt,  und  die  Bahn  durch  den  Somport  auf  französischem  Gebiete,  so 
daß  hier  Spanien  für  die  Aufrechterhaltung  des  Bahnverkehrs  im  Tunnel 
zu  sorgen  hat.  Für  beide  Tunnel  ist  elektrischer  Bahnbetrieb  vorgesehen. 
Im  übrigen  ist  es  jeder  Regierung  überlassen,   ob  sie  auf  ihrem  Gebiet 
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elektrischen  oder  Dampfbetrieb  anwenden  lassen  will;  n.  U.  kann  auch  ein 
Wechsel  der  Betriebsart  stattfinden. 

Zur  Überwachung  der  richtigen  und  pünktlichen  Ausführung  der  Ar- 
beiten sieht  der  Vertrag  die  Einsetzung  einer  internationalen  Kommission 
vor,  die  mindestens  einmal  im  Jahre  zusammentreten  soll.  Dieser  Kommission 
liegt  auch  die  Prüfung  der  Pläne  ob,  die  sich  auf  die  Herstellung  der 
internationalen  Tunnel  und  der  internationalen  Bahnhöfe  beziehen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

4 

Die  Entwicklung  des  K  iautschougebi  ets.  Die  kürzlich  dem 
Reichstage  vorgelegte  neue  Denkschrift  über  die  Entwicklung  des  Kiautschou- 
gebiets  in  der  Zeit  vom  Oktober  19,05  bis  zum  Oktober  1906  zeigt  wiederum 
einen  erfeulichen  wirtschaftlichen  Aufschwung  dieses  unseres  Schutzgebiets. 
Dies  beweisen  zunächst  die  Einnahmen,  die  von  I  001  170  Mark  auf 
1  37°  485  Mark  gestiegen  sind;  das  ist  eine  Zunahme  von  37  v.  H.,  die 
freilich  zum  Teil  auf  die  gesteigerten  Einnahmen  aus  dem  neuen  deutsch- 
chinesischen Zollabkommen  entfällt.  Aber  selbst  wenn  man  diese  durch 
zollpolitische  Maßnahmen  hervorgerufene  Steigerung  abrechnet,  bleibt  immer 
noch  eine  Zunahme  von  rund  15  v.  H.  übrig.  In  ähnlicher  Weise  ist  der 
Wert  des  gesamten  Handels  gestiegen.  Bemerkenswert  ist  auch  die  Zu- 
nahme des  Schiffsverkehrs  im  Hafen  von  Tsingtau  um  mehr  als  56  000  R.  T. . 
der  Verkehr  betrug  im  Berichtsjahre  bereits  476  046  R.  T.  Höchst  be- 
achtenswert ist  die  Steigerung  des  Verkehrs  auf  der  Schantungeisenbahn. 
die  sich  sowohl  in  der  Personen-  wie  noch  mehr  in  der  Güterbeförderung 
zeigt.  Die  erste  hob  sich  von  780228  auf  811  285  Personen,  die  letzte  von 
279  740  auf  377  649  R.  T.  Unter  den  beförderten  Gütern  nehmen  Stein- 
kohlen und  Steinkohlenkoks  weitaus  die  erste  Stelle  ein.  Ackerbau-  und 
Industrieerzeugnisse  wurden  weniger  versandt,  doch  auch  bei  ihnen  ist  eine 
erfreuliche  Steigerung  des  Verkehrs  festzustellen.  Die  Erzeugnisse  der 
Industrie  bestehen  in  der  Hauptsache  in  Töpfer-  und  Glaswaren  sowie  in 
Strohgeflechten ,  die  des  Ackerbaues  meist  in  Bohnen.  Auch  die  Einfuhr 
war  beträchtlich,  vornehmlich  in  Bau-,  Brenn-  und  Grubenholz,  daneben 
auch  in  Baumwollengarn,  Eisen,  Eisenwaren  und  Maschinen,  Papier,  Tuch 
und  Petroleum.  Unter  den  Maßnahmen,  die  seitens  der  deutschen  Ver- 
waltung zur  Hebung  des  Schutzgebiets  unternommen  worden  sind,  verdient 
besonders  der  Ausbau  des  Hafens  von  Tsingtau  hervorgehoben  zu  werden. 
Damit  ist  jetzt  schon  erreicht  worden ,  daß  dieser  Platz  an  bequemen  und 
sicheren  Lösch-  und  Ladeeinrichtungen  jeden  anderen  Hafen  Ostasiens 
übertrifft.  Schließlich  mag  noch  erwähnt  werden,  daß  die  Gesundheits- 
verhältnisse in  der  Kolonie  ausgezeichnet  waren.  Fälle  von  Pest  und 
Cholera,  die  in  anderen  Häfen  Ostasiens  ziemlich  häufig  gewesen  sind, 
kamen  überhaupt  nicht  vor. 
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Der  lateinische  Münzbund.*) 
Von  Ober-F  ostrat  Horstmann  in  Potsdam. 

Die  Frankenwährung  ist  eine  Schöpfung  der  französischen  Revolution. 
Das  Gesetz  vom  6.  Germinal  des  Jahres  XI  der  Republik  (28.  März  1803)**) 
bestimmte,  daß  5  g  Silber  von  1K),7I000  Feinheit  unter  dem  Namen  »Franc« 
die  Münzeinheit  bilden,  und  daß  Goldstücke  zu  20  und  40  Franken ,  eben- 
falls von  "°"/iooo  Feinheit,  geprägt  werden  sollten.  Dem  neuen  Münzsystem 
wurde  ein  Wertverhältnis  des  Silbers  zum  Golde  von  I  :  15,5  zu  Grunde 
gelegt,  wodurch  für  das  Zwanzigfrankstück  ein  Rauhgewicht  von  6.45101  g 
und  ein  Feingewicht  von  5.800  g  bedingt  war.  Dieses  Wertverhältnis 
war  bereits  durch  ein  Edikt  des  Königs  Ludwig  XVI.  vom  30.  Oktober 
1785  für  die  damalige  Livrewährung  vorgeschrieben  worden,  und  es  wurde 
vom  Corps  legislatif  beibehalten,  obgleich  es  zu  Anfang  des  vorigen  Jahr- 
hunderts den  Marktpreisen  nicht  genau  entsprach. 

Die  Vorzüge  der  Frankenwährung  —  zweckmäßige,  dezimale  Stückelung 
und  vorzügliche  Anpassung  an  das  metrische  Maß-  und  Gewichtsystem  — 
haben  ihr  im  Laufe  der  Zeit  Verbreitung  über  eine  Anzahl  anderer  Staaten 


*  Quellen: 

Ad.  Burckhardt-Bischoff,  die  lateinische  Münz -Convention  und  der  inter- 
nationale Bimetallismus,  Basel  1886; 
A.  Beaure,  Histoire  de  la  Politique  monetaire,  Paris  1899; 
Ottomar  Haupt,  Wahrungs-Politik  und  Münz-Statistik,  Berlin  18S4; 
Schanz,  Finanzarchiv; 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften; 
v.  Halle,  die  Weltwirtschaft,  Leipzig  und  Berlin  1900. 

Direction  des  monnaies  et  medailles,  Rapport  au  Ministre  des  Finances,  Paris 
(verschiedene  Jahrgänge^.  Diesem  Tabellenwerke  sind  die  statistischen 
Angaben  entnommen,  für  die  im  Texte  nicht  andere  Quellen  angeführt 
sind. 

*•)  Die  in  dem  Aufsatz  erwähnten  Gesetze,  Vertrage  usw.  sind  abgedruckt  im 
Rapport  au  Ministre  des  Finances,  Jahrgang  1900  und  folgende. 
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verschafft;  sie  gilt  gegenwärtig,  mit  verschiedener  Benennung  der  Münzen, 
in  Belgien,  Bulgarien.  Griechenland,  Italien,  Rumänien,  der  Schweiz,  Serbien. 
Spanien,  Tunis  und  Venezuela.  Luxemburg  hat  gesetzlich  die  Franken- 
währung, prägt  aber  kein  eigenes  Kurantgeld;  der  Bedarf  des  Großherzog- 
tums an  Münzen  wird  vielmehr  infolge  seiner  Zugehörigkeit  zum  deutschen 
Zollvereine  hauptsachlich  durch  deutsche  Münzen  gedeckt. 

Der  rege  Verkehr,  der  zwischen  den  wichtigsten  europäischen  Ländern 
der  Frankenwährung  herrschte,  zeitigte  den  Gedanken,  die  tatsächliche 
Übereinstimmung  ihrer  Währungen  zu  einer  vertragsmäßigen  zu  machen 
und  dadurch  den  Münzen  des  einen  Landes  freien  Umlauf  in  den  anderen 
Ländern  zu  verschaffen.  Zu  diesem  verkehrspolitischen  Beweggrunde  kam 
noch,  daß  die  Schwankungen  des  Wertverhältnisses  der  beiden  Edelmetalle  von 
Privatpersonen  in  einer  Weise  ausgenutzt  wurden .  die  den  wirtschaftlichen 
Interessen  der  Staaten  mit  Frankenwährung  zuwiderlief,  und  daß  die  Re- 
gierungen hofften,  dieser  unerwünschten  Erscheinung  besser  Herr  werden 
zu  können,  wenn  sich  die  Staaten  zu  einem  größeren  Münzbundc  vereinigten. 
Frankreich,  Belgien,  Italien  und  die  Schweiz  bildeten  daher  durch  Vertrag 
vom  23.  Dezember  1805  einen  völkerrechtlichen  Verein,  den  »lateinischen 
Münzbund«  (Union  monetaire  latine),  dem  im  Jahre  1868  auch  Griechen- 
land beitrat. 

Bevor  wir  auf  die  erwähnte  unerwünschte  Erscheinung,  auf  die  Be- 
stimmungen des  Vertrags  vom  23.  Dezember  1865  und  auf  die  Entwicklung 
des  Münzbundes  näher  eingehen,  ist  eine  Darlegung  erforderlich,  wie  sich 
seit  der  Schöpfung  der  Frankenwährung  der  Preis  des  Silbers  gestaltet  hat. 
weil  von  seinen  Schwankungen  die  Schicksale  des  Münzbundes  erheblich 
beeinflußt  worden  sind.  Zu  der  nachstehenden  Übersicht,  die  die  erforder- 
lichen Angaben  enthält,  ist  zu  bemerken,  daß  die  Preiszahlen  in  der  Spalte  2. 
wie  üblich,  den  Aufzeichnungen  der  Londoner  Börse  für  1  Unze  (31,1  g) 
Standardsilber,  d.  h.  Silber  von  37/40  Feinheit,  entsprechen,  und  daß  die 
Zahlen  über  das  Wertverhältnis  des  Goldes  zum  Silber  bedeuten,  wieviel- 
mal teurer  bei  den  angegebenen  Silberpreisen  die  Gewichtseinheit  des  Goldes 
als  diejenige  des  Silbers  ist. 

Zwischen  1820  und  1850  kommen  dem  Wertverhältnisse  15,5,  das  der  Fran- 
kenwährung zu  Grunde  gelegt  war,  und  dem  ein  Londoner  Preis  von 
00 13  /,,.  Pence  entspricht,  am  nächsten  die  Verhältnisse  der  Jahre  1820,  1830 
und  1840  mit  15/2,  entfernen  sich  von  ihm  am  meisten  die  Aufzeichnungen 
für  1833  und  1843  mit  15,9;.  Nachdem  1848  die  kalifornischen  und  1850 
die  australischen  Goldminen  erschlossen  worden  waren,  was  zu  einer  vorüber- 
gehenden Vernachlässigung  der  Silbergewinnung  führte,  trat  ein  Sinken  des 
Gold-  und  ein  Steigen  des  Silberpreises  ein.  Das  Wertverhältnis  sank  daher 
unter  15,5;  in  den  fünf  Jahren  von  1856  bis  1860  betrug  es  im  Durch- 
schnitte nur  noch  15,10.  Nicht  wesentlich  höher  war  es  im  Jahre  1865, 
dem  Jahre  der  Entstehung  des  Münzbundes,  nämlich  15,1*4.  Vom  Ende 
der  sechziger  Jahre,  namentlich  aber  vom  Jahre  1873  an,  begann  sich  eine 
erhebliche  Entwertung  des  Silbers  fühlbar  zu  machen,  die  mit  dem  Jahre  1893 
in  einen  förmlichen  Preissturz  überging,  wodurch  das  Silber  seines  angeb- 
lichen Wertes  um  mehr  als  die  Hälfte  beraubt  wurde.  Lcrov-Beaulieu  gibt 
im  Economiste  francais  zwei  Ursachen  des  Rückganges  des  Silberpreises  an: 
als  er>te  und  überwiegende,  daß  die  Silbergewinnung  dank  der  Erschließung 
neuer  Fundorte  und  dank  den  Fortschritten  der  metallurgischen  Technik  in 
ungeheurem  Maße  gestiegen  sei;  als  zweite,  daß  innerhalb  der  letzten 
dreißig  Jahre  die  Goldwährung  fast  überall  die  Silber-  oder  die  Doppel- 
währung verdrängt  habe. 
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Preis 
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btandard- 

des  Goldes 

kostet 

silber 

zum  Silber 

demnach 

M  L 

Mark 

"  

I 

2 

3 

1 

1801  bis  1810 

00  Vi« 

15,01 

I 

*/9 

181  1    -  1820 

»5-M 

1 80 

1821    -  1830 

- 

59'/* 

15, So 

1/7 

1 83 1    -    1 840 

597/8 

15.73 

177 

1841    -  1850 

59' 

IS.«.« 

1 70 

1851    -  1855 

IS-»« 

181 

1850   -  18O0 

0  I  °/8 

15.30 

182 

1801    -  1805 

I5-H 

181 

18OO   -  187a 

60  8 

_  _ 

15.50 

179 

I87I        -  1875 

0  l  r,  1 

58i-m« 

I5.W 

1870    -  IftfSO 

17.«« 

15° 

.00,             , ÜO - 
Iööl      -  Ioö;> 

5°  1« 

I  O.04 

150 

1 880 

45  « 

20,79 

134 

•  L>  C*  ~ 
1887 

447« 

21,13 

132 

1 888 

427  8 

22,07 

1  20 

1 88g 

42"/ ,6 

2  2,  ort 

120 

I  8gO 

,  —  11 
4/  |6 

19.77 

141 

133 

1891 

45  /in 

20,93 

1892 

™ ,  i 
397  4 

23.7- 

I  18 

l8<»3 

35  s 

26,52 

n  »5 

1 894 

283  , 

32...0 

t>0 

I09-, 

29  ,0 

3 1 

OO 

I  09O 

3°  j« 

30.59 

91 

189/ 

,,  „  •> 

34,20 

O  _ 

r>2 

1 8<  ).S 

2<>'7'i8 

35-°? 

1899 

-57'/ 

28V,c 

34.36 

81 

1900 

33-33 

igoi 

27,a',rt 

34/18 

1 902 

24'  ,„ 

39.2« 

1003 

-'4  ,,. 

38.00 

1904 

2<'Vs 

35-75 

78 

• 

(Vergl.  von  Halle,  die  Weltwirtschaft,  1.  Teil.  Seite  99.) 

Die  Silbergewinnung  ist  nach  der  Angabe  des  Direktors  der  amerikani- 
schen Münze  von  10979273  kg  im  fünfjährigen  Zeiträume  von  1876 
bis  1880  auf  26550612  kg  im  gleich  langen  Zeiträume  von  1900  bis  1004 
gestiegen. 

Die  Vorherrschaft  der  Goldwährung  begann,  als  Deutschland  im 
Jahre  1873  diese  Währung  einführte:  ihm  folgten  in  demselben  Jahre 
Schweden,  Norwegen  und  Dänemark,  die  sich  bald  darauf  zum  skandi- 
navischen Münzbunde  vereinigten;  ferner  1875  Holland  und  1877  Finn- 
land. 

Um  dem  durch  diese  währungspolitischen  Maßnahmen  beschleunigten 
Fallen    des    Silberpreises   entgegenzuwirken,    bestimmten    die  Vereinigten 
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Staaten  von  Amerika,  die  ebenfalls  im  Jahre  1873  offiziell  zur  Goldwährung 
übergegangen  waren,  durch  Gesetz  vom  28.  Februar  1878,  die  Bland  Bill, 
daß  monatlich  mindestens  zwei,  höchstens  vier  Millionen  Silberdollars  auf 
der  Grundlage  eines  Wertverhältnisses  von  1:16  ausgeprägt  werden  sollten.  Da 
jedoch  die  erwartete  Wirkung  der  Bill  ausblieb,  so  wurde  sie  durch  dieSherman 
Bill  vom  14.  Juli  1890  ersetzt,  wonach  an  die  Stelle  der  Prägungen  der 
Ankauf  von  monatlich  41/,,  Millionen  Unzen  Silber  zu  treten  hatte,  für  die 
eine  ihrem  Kaufpreise  gleichkommende  Summe  in  einer  besonderen  Art  von 
Noten   mit  gesetzlicher  Zahlungskraft  auszugeben  war.    Dieser  Massenauf- 
kauf des  Silbers  unterbrach   vorübergehend  das  Fallen  des  Silberpreises, 
wie  die  in  der  vorseitigen  Ubersicht  angegebenen  Zahlen  für  1890  und  1891 
erkennen  lassen.    Bald  aber  erlitt  das  weiße  Metall  einen  neuen  Preisrück- 
gang.   1892  entschlossen  sich  Österreich  und  Ungarn  zur  Einführung  der 
Goldwährung  an  Stelle  der  Silberwährung.    Wahrhaft  verhängnisvoll  für 
das  Silber  wurde  dann   das  Jahr  1893;  das  bedeutendste  Silberwährungs- 
land Indien  stellte  die  freie  Silberprägung  ein.    Nunmehr  sahen  sich  auch 
die  Vereinigten  Staaten,  um  weiteren  Verlusten  vorzubeugen,  genötigt,  die 
Silberankäufe  nach  der  Sherman  Bill  aufzugeben.    Damit  war  das  Schicksal 
des  Silbers  als  Wrährungsmctall  besiegelt,  und  der  Traum  der  Bimetallisten 
zerronnen ,  es  lasse  sich  ein  gewisses  Wertverhältnis  zwischen  Silber  und 
Gold  durch   staatliche  Maßnahmen  aufrechterhalten.    Die  meisten  Länder, 
wo   noch   die  Silber-  oder  Doppelwährung  geherrscht  hatte,  führten  nun 
die  Goldwährung  ein:  1897  Rußland  und  Japan,  1899  Indien,  1900  —  end- 
gültig —  die  Vereinigten  Staaten,  1901  Spanien.    England  war  bereits  1816 
gesetzlich  zur  Goldwährung  übergegangen,  nachdem  sie  daselbst  bereits  seit 
Jahren  tatsächlich  bestanden  hatte. 

Portugal  gehört  seit  dem  Jahre  1854  gesetzlich  zu  den  Goldwährungs- 
ländern; in  Wirklichkeit  steht  es  in  der  Papiergeldwirtschaft.  Seit  1892 
hat  es  keine  Goldmünzen  mehr  geprägt. 

Die  Türkei  ist  bereits  1844  zur  Goldwährung  übergegangen. 

Gegenwärtig  gilt  das  Silber  gesetzlich  als  Währungsmetall  nur  noch  in 
Mexiko,  Mittelamerika,  Südamerika  (Mehrzahl  der  Staaten),  Siam,  den  Straits 
Settlements  und  China. 

Die  im  vorstehenden  dargelegten  Schwankungen  des  Silberpreises  boten 
schon  in  den  ersten  zwei  Dritteln  des  vorigen  Jahrhunderts  den  Arbi- 
trageuren  Gelegenheit  zu  Gewinn  bringenden  Geschäften.  In  den  Jahren 
bis  etwa  1850,  in  denen  das  Wertverhältnis  des  Goldes  zum  Silber  über 
der  Parizahl  15,5  stand,  das  Silber  also  verhältnismäßig  billig  war,  ließen 
sie  in  den  Doppelwährungsländern  große  Massen  Silbermünzen  für  eigene 
Rechnung  prägen  und  in  Umlauf  setzen ;  dadurch  wurde  das  Gold  aus  dem 
Lande  getrieben.  Im  folgenden  Zeitabschnitt,  etwa  von  1850  bis  1866,  wo 
der  Preis  des  Silbers  verhältnismäßig  hoch,  der  des  Goldes  dagegen  ver- 
hältnismäßig niedrig  war,  trat  das  Umgekehrte  ein;  nunmehr  wurden  für 
Privatrechnung  große  Mengen  Goldmünzen  geprägt  und  dadurch  die  Silber- 
münzen ins  Ausland  gedrängt.  Diese  Störungen  des  normalen  Geldumlaufs, 
namentlich  aber  das  Verschwinden  der  Scheidemünzen  aus  dem  Verkehre 
seit  dem  Jahre  1850,  beunruhigten  die  Bevölkerung  erheblich,  erregten  die 
Aufmerksamkeit  der  französischen,  belgischen,  italienischen  und  schweize- 
rischen Regierung  und  legten  den  Gedanken  nahe,  durch  die  Gründung 
eines  Münzverbandes  den  Geldvcrhältnissen  größere  Beständigkeit  zu  ver- 
leihen. Dies  ist  der  bereits  oben  angedeutete  zweite  Grund,  der  zur  Ent- 
stehung des  lateinischen  Münzbundes  geführt  hat. 
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Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  am  23.  Dezember  1865  abgeschlossenen 
Vertrags  sind  folgende: 

»Frankreich,  Belgien,  Italien  und  die  Schweiz  .bilden  einen  Münz- 
bund und  stellen  gemeinsame  Bestimmungen  auf  in  Beziehung  auf 
Gewicht,  Gehalt,  Größe  und  Kurs  ihrer  Gold-  und  Silbermünzen. 

Es  dürfen  nur  Goldmünzen  in  Stücken  von  100,  50,  20,  10  und 
5  Franken  geprägt  werden.  Das  Gewicht  des  Zwanzigfrankstücks  wird 
auf  6,45101  g  uo0/,ol)0  fe»n  festgesetzt,  das  der  anderen  Goldmünzen  im 
gleichen  Verhältnisse.  Es  werden  Fünf  frankstücke  in  Silber  geprägt 
im  Gewichte  von  25  g  "07I(M>o  ^em- 

Die  Goldmünzen  und  die  silbernen  Fünffrankstücke  werden,  sofern 
sie  nicht  '/2  v.  H.  oder  I  v.  H.  ihres  Gewichts  verloren  haben,  ohne 
Unterschied  an  den  öffentlichen  Kassen  der  vier  Vertragstaaten  ange- 
nommen. 

Als    weitere   Silbermünzen    sollen   nur   geprägt   werden  Stücke 

zu  2,  I,  72  und  '/5  Frank  im  Gewichte  von  je  10,  5,  2.5  und  I  g 

e35/  fein 
/1000  Ie,n- 

Diese  Münzen  sollen  von  den  Regierungen,  die  sie  ausgegeben 
haben,  wieder  eingezogen  werden,  sobald  sie  entweder  völlig  abge- 
schliffen sind  oder  durch  Abnutzung  5  v.  H.  ihres  ursprünglichen 
Gewichts  verloren  haben. 

Die  Silbermünzen  von  2  Franken  und  darunter  sind  bei  Zahlungen 
zwischen  Privaten  desjenigen  Staates,  der  sie  ausgegeben  hat,  bis  zum 
Betrage  von  50  Franken  gesetzliches  Zahlungsmittel.  Der  Staat,  der 
sie  ausgegeben  hat,  wird  sie  an  seinen  Kassen  in  unbeschränkten  Be- 
trägen annehmen. 

Die  öffentlichen  Kassen  eines  jeden  der  vier  Staaten  werden  die 
von  den  übrigen  Vertragstaaten  ausgegebenen  Silberscheidemünzen 
bis  zum  Betrage  von  100  Franken  für  jede  einzelne  Zahlung  an- 
nehmen. 

Jede  Regierung  verpflichtet  sich,  die  von  ihr  ausgegebenen  Silber- 
scheidemünzen, die  ihr  von  anderen  Staaten  eingeliefert  werden,  gegen 
Kurantsilber-  oder  Goldmünzen  auszuwechseln.  Die  Verpflichtung 
<lauert  fort  zwei  Jahre  nach  Ablauf  des  Vertrags. 

Die  Ausgabe  der  Silberscheidemünzen  darf  für  jeden  Staat  den 
Betrag  von  6  Franken  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  nicht  über- 
steigen. Auf  Grundlage  der  neuesten  Volkszählungen  wird  sie  fest- 
gesetzt für 

Frankreich    auf  239  Millionen  Franken, 

Belgien  32 

Italien  -  141 

die  Schweiz  17         -  - 

Der  Vertrag  soll  bis  zum  1.  Januar  1880  dauern.  Wird  er  nicht 
ein  Jahr  vor  diesem  Zeitpunkte  gekündigt,  so  läuft  er  von  15  zu 
15  Jahren  weiter.« 

Griechenland  erhielt  im  Jahre  1868,  als  es  dem  Münzbunde  beitrat,  ein 
Scheidemünzen-Kontingent  von  12  Millionen. 

Bei  den  Verhandlungen ,  die  der  Abschließung  des  Vertrags  voraus- 
gegangen waren,  hatte  Belgien  mit  Unterstützung  von  Italien  und  der 
Schweiz  beantragt,  die  Goldwährung  zur  Grundlage  des  Bundes  zu  machen,  was 
bei  den  damaligen  Umständen  leicht  durchführbar  gewesen  wäre.   Der  Antrag 
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scheiterte  jedoch  an  dem  Widerstande  Frankreichs,  das  von  der  Doppel- 
währung nicht  ablassen  wollte. 

Das  Verhältnis  dreier  der  fünf  Vereinsstaaten  zum  Münzbunde  war  von 
vornherein  ein  eigenartiges,  nämlich  das  der  Schweiz,  Italiens  und  Griechen- 
lands. 

Die  Schweiz  besaß  zur  Zeit  der  Gründung  des  Münzbundes  keine  eige- 
nen Goldmünzen;  der  Bedarf  der  Eidgenossenschaft  an  solchen  wurde  viel- 
mehr ausschließlich  durch  Münzen  fremden  Gepräges  gedeckt,  die  dem 
Lande  trotz  ungünstiger  Handelsbilanz  infolge  des  regen  Fremdenverkehrs 
in  genügendem  Maße  zuflössen.  Erst  im  Jahre  1883  begann  die  Schweiz 
Goldmünzen  prägen  zu  lassen. 

Die  italienische  Regierung  hatte  sich  nach  der  Gründung  des  König- 
reichs Italien  im  Jahre  1861  eifrig  ans  Werk  gemacht,  die  alten  Landes- 
münzen einzuziehen  und  zu  Münzen  der  Frankenwährung  umzuprägen.  Es 
gelang  ihr  jedoch  nicht,  diese  im  Lande  festzuhalten;  die  infolge  der  starken 
Verschuldung  des  Staates  eingerissene  Papicrgeldwirtschaft  mit  Zwangskurs 
der  Staats-  und  Banknoten  sowie  die  ungünstige  Handelsbilanz  bewirkten 
es  vielmehr,  daß  die  neuen  Münzen,  sobald  sie  die  Prägestätte  verließen, 
nach  dem  Ausland  abflössen. 

In  Griechenland  lagen  die  Verhältnisse  ganz  ähnlich.  Auch  hier  kamen 
die  neugeprägten  Münzen  nicht  der  eigenen  Volkswirtschaft  zu  gute;  sie 
wurden  ebenfalls  durch  die  herrschende  Zettelwirtschaft  und  die  ungünstige 
Handelsbilanz  ins  Ausland  getrieben. 

Die  fortschreitende  Entwertung  des  Silbers  blieb  naturgemäß  nicht  ohne 
fühlbaren  Einfluß  auf  den  lateinischen  Münzbund.  Da  der  niedrige  Silber- 
preis die  Ausnriinzung  silberner  Fünf  frankstücke  zu  einem  einträglichen 
Geschäfte  machte,  und  zwar  zu  einem  um  so  einträglicheren,  je  tiefer  der 
Silberpreis  sank,  so  entfalteten  drei  der  fünf  Vereinsstaaten,  nämlich  Frank- 
reich,  Belgien  und  Italien,  eine  rege  Prägetätigkeit;  in  den  sieben  Jahren 
von  1867  bis  1873  münzten  sie  894  Millionen  in  silbernen  Fünf  frank- 
stücken.  wovon  allein  308  Millionen  auf  das  kritische  Jahr  1873  entfielen. 
Auch  die  Arbitrageure  ließen  sich  die  Gelegenheit  zu  reichem,  mühelosem 
Gewinne  nicht  entgehen.  Sie  kauften  nach  der  Einführung  der  Gold- 
währung in  Deutschland  (1873)  für  Gold  das  frei  werdende  deutsche  Silber, 
bezahlten  es  mit  Zwanzigfrankstücken  und  ließen  es  in  Paris  und  Prüssel 
mit  bedeutendem  Nutzen  zu  Fünf  frankstücken  ausmünzen.  Die  Zwanzig- 
frankstücke bildeten  dann  einen  Teil  des  Ticgelmaterials  für  die  neuen  deut- 
schen Goldmünzen. 

Durch  diese  Münztätigkeit  und  durch  das  oben  erwähnte  Abströmen 
des  Silbergeldes  aus  Italien  und  Griechenland  nach  den  übrigen  Vereins- 
ländern wurden  diese,  und  zwar  namentlich  Frankreich,  mit  Silbermünzen 
überschwemmt.  Bedenklich  war  dies  insofern,  als,  entsprechend  dem  so- 
genannten Greshamschcn  Gesetze:  »Schlechtes  Geld  vertreibt  gutes  Geld«, 
das  Gold  durch  das  Silber  ins  Ausland  getrieben  wurde,  und  als  im  Falle 
innerer  Unruhen,  kriegerischer  Verwicklungen  oder  Finanzkrisen  ein  großer 
Ansturm  des  Publikums  auf  die  öffentlichen  Kassen  zu  befürchten  war, 
um  den  Umtausch  der  minderwertigen,  teilweise  also  dem  Kreditgclde 
gleichstehenden  Silbermünzen   gegen    vollwertige  Goldmünzen  zu  erlangen. 

Daß  besonders  Frankreich  unter  der  Überschwemmung  mit  fremdem 
Silber  zu  leiden  hatte,  hing  damit  zusammen,  daß  die  Republik  schon  zu 
jener  Zeit  gegenüber  den  vier  anderen  Staaten  eine  aktive  Handelsbilanz 
hatte,  daß  sie  infolge  ihres  gewaltigen  Nationalvermögens  für  fremde  An- 
leihen  besonders   aufnahmefähig   war,  und  daß  sie  daher  alljährlich  große 
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Summen  an  Zinsen  vom  Ausland  empfing.  In  welchem  Maße  der 
französische  Silbervorrat  in  der  hier  i  11  Betracht  kommenden  Zeit  zuge- 
nommen hat,  lassen  die  folgenden  Zahlen  erkennen. 
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Den  Zahlen  in  der  letzten  Spalte  der  vorstehenden  Übersicht  würde  noch 
der  Wert  der  eigenen  Silbergewinnung  Frankreichs  hinzuzurechnen  sein. 
Diese  ist  jedoch  unbedeutend,  weil  Frankreich  keine  Silberminen  besitzt, 
und  es  sich  bei  der  eigenen  Erzeugung  nur  um  dasjenige  Silber  handelt, 
das  als  Nebenerzeugnis  bei  der  Verhüttung  von  Bleierzen  auftritt.  Jener 
Wert  kann  daher  hier  unberücksichtigt  gelassen  werden. 

Selbstverständlich  sind  die  obigen  Mengen  des  eingeführten  Barren- 
silbers nicht  sämtlich  der  Pariser  Münzstätte  zugeführt,  vielmehr  ist  ein 
nicht  unbeträchtlicher  Teil  davon  zu  industriellen  Zwecken  verbraucht 
worden.  Ottomar  Haupt  schätzt  diesen  Verbrauch  in  seinem  Werke 
»Währungs-  Politik  und  Münz- Statistik«  (S.  52)  für  die  dreizehn  Jahre 
von  1871  bis  1883  auf  221  Millionen  Franken,  was  einem  Jahresverbrauche 
von  17  Millionen  Franken  gleichkäme. 

Das  starke  Emporschnellen  des  Silbervorrats  seit  dem  Jahre  1873  erregte 
bei  der  französischen  Regierung  lebhaftes  Bedenken.  Hierauf  ist  es  zurück- 
zuführen, daß  die  Bank  von  Frankreich  im  Jahre  1873  beschloß,  fernerhin 
die  Annahme  von  Fünf  frankstücken  abzulehnen.  Eine  Verletzung  des  Ver- 
trags vom  23.  Dezember  1865  bedeutete  dies  nicht,  weil  die  Bank  von 
Frankreich  kein  Staatsunternehmen,  sondern  lediglich  eine  bevorrechtete 
Aktiengesellschaft  ist.  deren  Kassen  daher  nicht  als  öffentliche  im  Sinne 
jenes  Vertrags  anzusehen  sind. 

Belgien,  das  ebenfalls  an  einer  Überfülle  von  Silber  litt,  wandte  hier- 
gegen in  demselben  Jahre  ein  kräftiges  Mittel  an,  indem  es  den  Ankauf 
von  Silber  bei  der  Brüsseler  Prägestätte  und  die  Ausmünzung  silberner 
Fünffrankstücke  einstellte. 

In  den  Vereinsstaaten  gelangte  nun  mehr  und  mehr  die  Ansicht  zur 
Geltung,  daß  sich  die  Valuta  infolge  der  Silberentwertung  verschlechterte. 
Der   schweizerische  Bundesrat   erhob  warnend  die  Stimme   und   regte  die 
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Einberufung  einer  Konferenz  zur  Beratung  der  Sachlage  an,  die  dann  im 
Januar  1874  in  Paris  zusammentrat.  Während  sich  die  schweizerischen  Be- 
vollmächtigten hier  entschieden  für  die  Einführung  der  Goldwährung  aus- 
sprachen, hielten  die  übrigen  Bevollmächtigten  an  der  Einbildung  fest,  der 
Rückgang  des  Silberwerts  sei  lediglich  die  Folge  der  deutschen  Münz- 
reform und  daher  eine  vorübergehende  Erscheinung.  Nach  längerem  Ver- 
handeln einigte  man  sich  dann  dahin,  die  Kurantsilberprägung  für  1874 
auf  bestimmte  Kontingente  zu  beschränken.  In  gleicher  Weise  wurde  in 
den  Jahren  1875  bis  1878  verfahren.  Von  1879  ab  stellte  man  laut 
Beschlusses  der  Vereinskonferenz  von  1878  (s.  unten)  die  Prägung  der 
silbernen  Fünffrankstücke  gänzlich  ein,  mit  Ausnahme  eines  Kontingents 
von  20  Millionen  Franken,  das  Italien  bewilligt  wurde.  Auf  Betreiben 
Frankreichs  wurde  zwar  die  Wiederausprägung  der  silbernen  Fünf  frank- 
stücke vorbehalten,  falls  sie  von  den  Vereinsstaaten  einstimmig  beschlossen 
werden  sollte;  ein  solcher  Beschluß  ist  aber  bisher  nicht  gefaßt  worden. 

Die  Summe  der  Kurantsilber- Kontingente  betrug  im  Zeiträume  von  1874 
bis  187g 

für  Frankreich       216    Millionen  Franken, 

-  Belgien  43,2 

-  Griechenland  17 

-  Italien  193 

-  die  Schweiz       28.8   - 

zusammen    498     Millionen  Franken. 

Wirklich  ausgeprägt  wurden  indes  nur  467  Millionen,  weil  die  Schweiz 
in  folgerichtigem  Festhalten  an  ihrer  Anschauung,  daß  es  Zeit  sei,  zur 
Goldwährung  überzugehen,  auf  die  Ausprägung  der  ihr  von  1875  ab  zu- 
geteilten Kontingente  verzichtet  hatte. 

Der  Münzvertrag  von  1865  sollte  vom  1.  Januar  1880  ab  stillschweigend 
auf  15  Jahre  verlängert  werden,  wenn  er  nicht  spätestens  am  1.  Januar  187g 
von  einem  der  Vertragschließenden  gekündigt  würde.  Da  es  jedoch 
zweifellos  war,  daß  die  veränderten  Verhältnisse  eine  Änderung  der  Ver- 
tragsbestimmungen dringend  erforderten,  so  wurde  von  der  stillschweigenden 
Verlängerung  des  Münzvertrags  abgesehen,  und  im  Oktober  1878  eine 
Konferenz  nach  Paris  zur  Beratung  neuer  V  ereinbarungen  einberufen. 

Auf  dieser  Konferenz  befürworteten  Italien  und  die  Schweiz,  den 
Cours  legal  —  die  gesetzliche  Annahmepflicht  —  für  Vereins -Gold  -  und 
Silbermünzen,  der  in  den  beiden  Staaten  bereits  bestand,  auf  sämtliche 
Vertragstaaten  auszudehnen.  Frankreich  lehnte  diesen  Vorschlag  jedoch 
mit  Entschiedenheit  ab,  weil  den  Staatsangehörigen  die  Pflicht,  fremde 
Münzen  anzunehmen,  gesetzlich  nicht  auferlegt  werden  könne;  namentlich 
gelte  das  von  den  fremden  silbernen  Fünffrankstücken  und  Scheidemünzen, 
deren  Nennwert  nicht  ihrem  wirklichen  Werte  entspreche.  Um  den  übrigen 
Vertragstaaten  jedoch  entgegenzukommen ,  verpflichtete  sich  die  Bank  von 
Frankreich,  die  Gold-  und  Silbermünzen  sämtlicher  Vertragstaaten  an  ihren 
Kassen  entgegenzunehmen,  wenn  neue  Silberprägungen  nicht  mehr  statt- 
fänden, und  Italien  und  die  Schweiz  ihren  Cours  legal  beibehielten.  Die 
Nationalbank  in  Brüssel  —  eine  in  engen  Beziehungen  zum  Staate  stehende 
Aktiengesellschaft  —  übernahm  die  gleiche  Verpflichtung.  Auf  diese  W  eise 
wurde  der  ungehinderte  Umlauf  der  Münzen  in  den  Vereinsstaaten  ohne 
allgemeine  Einführung  des  Cours  legal  gesichert. 

Mit  einem  weiteren  schwierigen  Gegenstande  hatte  sich  die  Konferenz  von 
1878  zu  befassen,  nämlich  mit  der  sogenannten  Liquidationsklausel. 
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Aus  Italien,  wo,  wie  bereits  bemerkt,  eine  schlimme  Zettelwirtschaft  mit 
Notenzwangskurs  herrschte,  waren  die  Silbermünzen  durch  das  Papiergeld 
vertrieben  worden.  Ks  entstand  nun  die  Frage,  was  mit  den  in  den  übrigen 
Vereinsstaaten  umlautenden  italienischen  Silbermünzen  geschehen  sollte,  wenn 
der  Münzbund  aufgelöst  würde.  Nach  Italien  konnten  sie  wegen  der  dorti- 
gen Zettelwirtschaft  nicht  ohne  weiteres  zurückgeleitet  werden:  ebenso- 
wenig waren  die  anderen  Staaten  bereit,  sie  zu  übernehmen,  da  hiermit 
schon  nach  dem  damaligen  Silberpreis  ein  Verlust  von  15  bis  20  v.  H. 
verbunden  gewesen  wäre.  Frankreich  schlug  vor,  es  sollten  nach  der 
etwaigen  Auflösung  des  Vertrags  die  silbernen  Fünffrankstücke  gegenseitig 
ausgetauscht,  und  die  verbleibenden  Saldi  durch  Gold  oder  Wechsel  auf 
Paris  ausgeglichen  werden. 

Italien  widersprach  diesem  Vorschlage  jedoch,  indem  es  geltend  machte, 
im  Vertrage  vom  23.  Dezember  1865  hatten  sich  die  Vertragstaaten  lediglich 
zur  Rücknahme  der  von  ihnen  ausgegebenen  silbernen  Scheidemünzen,  nicht  aber 
der  Fünffrankstücke  verpflichtet,  die  damals  vollwertig  oder  gar  überwertig 
gewesen  wären.  In  die  Zettelwirtschaft  sei  Italien  infolge  höherer  Gewalt 
hineingeraten;  die  Wiederaufnahme  der  Barzahlung  werde  energisch  an- 
gestrebt. Die  vorgeschlagene  Liquidationsklauscl  richte  sich  hauptsächlich 
gegen  Italien  und  verletze  dessen  nationale  Würde.  Auf  die  Genehmigung 
einer  derartigen  Vertragsbestimmung  durch  das  italienische  Parlament  sei 
nicht  zu  rechnen. 

Im  Hinblick  auf  diese  Einwendungen  und  in  der  Voraussetzung ,  daß 
es  Italien  gelingen  würde,  die  Barzahlung  wieder  aufzunehmen,  ließ  man 
die  Liquidationsklausel  schließlich  fallen. 

Um  der  italienischen  Regierung  die  Außerkurssetzung  der  Papier- 
gcldabschnitte  unter  5  Franken  zu  erleichtern,  verpflichteten  sich  die  übrigen 
Staaten,  aus  ihrem  Geldumlaufe  die  italienischen  Scheidemünzen  zurück- 
zuziehen und  ihre  öffentlichen  Kassen  für  diese  Münzen  zu  sperren. 

Daß  die  Konferenz  von  1878  auch  beschloß,  die  Prägung  der  silbernen 
Fünffrankstücke  vorläufig  einzustellen,  ist  bereits  erwähnt  worden. 

Der  neue  Vertrag,  der,  abgesehen  von  vorstehenden  Änderungen,  mit 
dem  früheren  übereinstimmte,  wurde  am  5.  November  1878  auf  6  Jahre 
—  vom  1.  Januar  1880  bis  31.  Dezember  1885  —  mit  demnächstiger  still- 
schweigender Verlängerung  auf  jährliche  Fristen  abgeschlossen. 

Bei  den  Verhandlungen  spielte  das  Geldwesen  Griechenlands  keine  Rolle, 
■weil  die  Münzprägung  dieses  Landes  verschwindend  gering  war,  und  vom 
Umlaufe  fremder  V  ereinsmünzen  in  Griechenland  bei  der  hier  herrschenden 
Zettelwirtschaft  nicht  die  Rede  srin  konnte.  Der  Staat  hatte  nämlich  seit  dem 
Jahre  1808,  in  welchem  er  dem  Münzbunde  beigetreten  war,  bis  zum  Jahre  1878 
außer  Goldmünzen  im  Werte  von  1  Million  nur  die  geringfügige  Summe 
von  24  462  864  Franken  in  Silber  —  und  zwar  bei  der  Pariser  Münz- 
stätte —  ausprägen  lassen.  Hiervon  ist  der  größere  Teil  wohl  nach  den 
übrigen  Ländern  der  Balkanhalbinsel  und  nach  der  Levante  gewandert;  der 
kleinere  Teil  hat  jedoch  den  Weg  auch  nach  den  vier  anderen  Staaten  des 
lateinischen  Münzbundes  gefunden.  (Im  Jahre  1905  sollen  in  Griechenland 
nach  der  Angabc  der  Verwaltung  der  Münzen  und  Medaillen  in  Paris 
außer  einer  sehr  geringen  Anzahl  Fünf  frankstücke  nur  etwa  1,5,  Millionen 
Franken  in  Silbermünzen  umgelaufen  sein;  der  Münzdirektor  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  gibt  dagegen  den  Vorrat  Griechenlands  an  Silbermünzen 
wesentlich  höher,  nämlich  auf  1,9  Millionen  Dollars  an  —  ein  Beweis,  wie 
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schwierig  und  unzuverlässig  die  Schätzung  des  Münzvorrats  eines  Landes  ist. 
In  demselben  Jahre  haben  sich  nach  einer  Ermittlung  der  schweizerischen 
Regierung  unter  den  in  der  Schweiz  umlaufenden  »Münzen  der  anderen 
Vereinsstaaten  o,u  v.  H.  Goldmünzen  und  I  v.  H.  Silbermünzen* —  nach 
dem  Werte  —  griechischen  Ursprunges  befunden). 

Die  im  Vertrage  vom  5.  November  1878  enthaltene  Bestimmung,  die 
Ausprägung  der  silbernen  Kurantmünzen  einzustellen,  beseitigte  keineswegs 
die  Bedenken ,  die  sich  dem  schweizerischen  Bundesrate  wegen  der  fort- 
schreitenden Entwertung  des  Silbers  aufgedrängt  hatten.  Von  der  Schweiz 
waren  zwar  bis  dahin  Fünf  frankstücke  nur  im  Werte  von  etwa  8  Millionen 
ausgeprägt  worden;  es  lief  aber  Anfang  der  achtziger  Jahre  im  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft  mindestens  das  Zehnfache  dieses  Betrags  in  silbernen 
Kurantmünzen  der  übrigen  Vereinsstaaten  um.  Die  Frage,  was  aus  diesen 
Münzen  im  Falle  der  Auflösung  des  Münzbundes  werden  sollte,  drängte 
zur  Entscheidung.  Hierzu  kam.  daß  die  Schweiz  einen  Mangel  an  silbernen 
Scheidemünzen  empfand,  nachdem  sie  infolge  eines  Zusatzabkommens  zum 
Vertrage  von  1878  die  italienischen  Silbermünzen,  wovon  13  Millionen 
nach  der  Schweiz  gelangt  waren,  nach  Italien  zurückgesandt  hatte.  Der 
Bundesrat  kündigte  daher  im  Frühjahr  1884  den  Münzvertrag,  sprach  aber 
gleichzeitig  seine  Bereitwilligkeit  zu  neuen  Verhandlungen  aus. 

Auf  der  Konferenz,  die  infolge  dieser  Anregung  1885  wiederum  in  Paris 
zusammentrat,  wurde  zunächst  beschlossen,  daß  silberne  Kurantmünzen,  die 
durch  Abnutzung  mehr  als  1  v.  H.  ihres  Gewichts  verloren  hatten,  von 
dem  Staate,  der  sie  ausgegeben  hatte,  zurückgenommen  werden  sollten. 
Für  den  lateinischen  Münzbund  trat  hiernach  auch  bezüglich  des  Kurant- 
silbers  die  Anschauung  in  Kraft,  die  im  Artikel  10,  Abs.  2  des  deutschen 
Münzgesetzes  vom  9.  Juli  1873  ausgedrückt  ist,  daß  der  durch  Abnutzung 
von  Münzen  entstandene  Verlust  nicht  vom  Publikum,  sondern  vom  Staate 
zu  tragen  ist. 

Bei  der  Erörterung  der  Frage,  wie  der  Geldumlauf  von  der  übergroßen 
Menge  Kurantsilbers  zu  entlasten  sei,  verteidigten  die  schweizerischen  Be- 
vollmächtigten lebhaft  den  Standpunkt,  daß  kräftige  Maßregeln  zur  Ein- 
schränkung des  Silberumlaufs  ergriffen  werden  müßten;  namentlich  schlugen 
sie  vor,  Frankreich  und  Belgien  sollten  je  für  250  bis  300  und  100  bis 
150  Millionen  Fünf  frankstücke  aus  dem  Verkehre  ziehen  und  einschmelzen. 
Die  französischen  Bevollmächtigten  lehnten  dies  jedoch  ab,  weil  sie  noch 
immer  an  der  Ansicht  festhielten,  die  Entwertung  des  Silbers  sei  vorüber- 
gehend. Belgien  stimmte  zwar  dem  schweizerischen  Vorschlage  zu,  bemerkte 
aber,  daß  der  durch  die  Entmünzung  der  belgischen  Fünf  frankstücke  ent- 
stehende recht  erhebliche  Schaden  nicht  von  Belgien  allein  getragen  werden 
könne,  sondern  nach  einem  billigen  Verhältnis  auf  alle  Vertragstaaten  ver- 
teilt werden  müsse;  die  belgische  Münzstätte  habe  nämlich  nicht  nur  für 
das  Bedürfnis  des  eigenen  Landes,  sondern  für  das  aller  Vertragstaaten 
gearbeitet,  auch  habe  der  Staat  durch  die  Stempelung  der  Münzen  lediglich 
die  Gewähr  für  Gewicht  und  Feingehalt,  nicht  aber  die  Verpflichtung  über- 
nommen, den  durch  den  Rückgang  des  Silberpreises  entstandenen  Verlust 
zu  tragen.  Bei  dieser  eigenartigen  Begründung  war  außer  acht  gelassen, 
daß  der  Staat  den  silbernen  Fünf  frankstücken,  die  seit  dem  Ende  der  sech- 
ziger Jahre  in  immer  steigendem  Maße  unterwertig  ausgeprägt  worden 
waren,  gesetzliche  Zahlungskraft  gegeben  hatte,  wodurch  jeder  Gläubiger 
zur  Annahme  dieser  Münzen  verpflichtet  wurde,  ferner  daß  diese  Verpflich- 
tung vertragsmäßig  auch  für  die  öffentlichen  Kassen  der  übrigen  Vereins- 
staaten bestand,  und  daß  endlich  die  Brüsseler  Münzstätte  bei  Ausprägung; 
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der  fraglichen  Münzen  —  von  1866  bis  1876  im  Nennwerte  von 
350  497  720  Franken  —  einen  gewaltigen  Schlagschatz  erzielt  hatte,  der  bis 
1873  allerdings  zum  Teil  in  die  Taschen  der  Spekulanten  geflossen,  von  da 
ab  aber  ausschließlich  dem  Staate  zugute  gekommen  war. 

Da  sich  gegenüber  dem  schweizerischen  Vorschlag  außer  Frankreich 
auch  Italien  ablehnend  verhielt,  so  ließen  ihn  die  schweizerischen  Bevoll- 
mächtigten schließlich  fallen. 

In  welchem  Maße  Frankreich  zu  jener  Zeit  noch  unter  dem  Banne  des 
Bimetallismus  stand,  erhellt  daraus,  daß  dieser  Staat  das  Zugeständnis 
beanspruchte  und  nach  längerem  Verhandeln  auch  erlangte,  die  Prägung 
der  silbernen  Fünf  frankstücke  wieder  aufnehmen  zu  dürfen,  wenn  es  ihm 
gelingen  sollte,  mit  anderen  Staaten  einen  bimetallistischen  Verband  zu 
gründen  und  das  frühere  Wertverhältnis  der  beiden  Edelmetalle  von  1  :  15,5 
wieder  herzustellen. 

Den  wichtigsten  Beratungsgegenstand  der  Konferenz  bildete  wiederum 
die  Liquidationsklausel.  Während  diese  im  Jahre  1878  am  Wider- 
spruch Italiens  gescheitert  war,  wurde  sie  1885  aufs  lebhafteste  von 
Belgien  bekämpft.  Seine  Bevollmächtigten  betonten  einerseits  mit  vollem 
Rechte,  die  Verlegenheiten  des  Münzbundes  entsprängen  lediglich  daraus, 
daß  er  —  entgegen  dem  Willen  Belgiens  —  auf  der  Doppelwährung  auf- 
gebaut worden  wäre;  anderseits  machten  sie  auch  hier  denselben  völlig  un- 
begründeten Anspruch  geltend,  den  sie  bereits  bei  Erörterung  des  schweize- 
rischen Entmünzungsvorschlags  erhoben  hatten.  Da  die  anderen  Staaten 
diesen  Anspruch  selbstverständlich  nicht  anerkannten,  dagegen  die  Liquidations- 
klausel als  conditio  sine  qua  non  bezeichneten,  so  nahmen  die  belgischen 
Bevollmächtigten  vom  1.  August  1885  ab  an  den  Verhandlungen  nicht  mehr 
teil.  Die  übrigen  vier  Staaten  einigten  sich  über  die  Liquidationsklausel  im 
wesentlichen  nach  dem  Vorschlage  Frankreichs  vom  Jahre  1878. 

Dem  von  der  Schweiz  beklagten  Mangel  an  Scheidemünzen  wurde  da- 
durch abgeholfen,  daß  die  Kontingente  nach  Maßgabe  der  inzwischen  ein- 
getretenen Bevölkerungszunahme  erhöht  wurden,  und  zwar 
für  Frankreich     auf  264     Millionen  Franken, 

-  Griechenland  15 

-  Italien  -  202,4 

-  die  Schweiz  25  -  - 

Ein  Antrag  Griechenlands,  sein  Kontingent  an  Silberscheidemünzen  auf 
8  Franken  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  zu  bemessen,  fand  nicht  die  Zu- 
stimmung der  Konferenz. 

Von  den  weiteren  Abmachungen  sind  folgende  bemerkenswert.  Die 
Prägung  von  silbernen  Fünf  frankstücken  bleibt  vorläufig  eingestellt;  wird 
sie  von  einem  Staate  wieder  aufgenommen,  wozu  das  Einverständnis  der 
übrigen  Vertragstaaten  nötig  ist,  so  sollen  diese  berechtigt  sein,  ihm  seine 
F'üntfrankstücke  zur  Einlösung  gegen  Gold  oder  Sichtwechsel  zuzusenden. 

Die  Vereinsstaaten  sind  verpflichtet,  die  von  ihnen  ausgegebenen  Scheide- 
münzen zurückzunehmen ;  diese  Verpflichtung  bleibt  noch  ein  Jahr  —  statt 
zweier  Jahre,  wie  im  Vertrage  von  1865  vorgeschrieben  —  über  den  Ablauf 
des  Vertrags  hinaus  in  Kraft. 

Der  neue  Münzvertrag,  der  im  iibrigen  keine  wesentlichen  Abweichungen 
vom  früheren  enthielt,  wurde  am  6.  November  1885  von  Frankreich, 
Griechenland.  Italien  und  der  Schweiz  vollzogen ;  er  sollte  bis  zum  1.  Januar  1891 
in  Kraft  bleiben  und  dann  mit  einjährigen  Kündigungsfristen  verlängert 
werden.  Zur  Ausführung  der  Liquidationsklausel  trafen  die  vier  Staaten 
eine  besondere  Vereinbarung. 
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Nun  war  Belgien  in  eine  Zwangslage  versetzt.  Trat  es  endgültig  vom 
Vertrage  zurück,  so  hatte  dies  zur  Folge,  daß  die  von  ihm  in  gewaltiger 
Menge  geprägten  Silbermünzen  den  Cours  legal  und  den  Kassenkurs  in 
den  vier  anderen  Staaten  verloren  und  daher  nach  dem  Heimatlande  zurück- 
strömten. Der  eigene  Verkehr  dieses  Landes  konnte  sie  aber  unmöglich 
aufnehmen;  sie  mußten  daher  entweder  in  die  Banken  und  öffentlichen 
Kassen  wandern  und  hier  als  ertragloses  Kapital  gelagert  oder  zu 
Silberbarren  unigeschmolzen  und  mit  bedeutendem  Verluste  verkauft  werden. 
Hiernach  blieb  Belgien  nichts  übrig,  als  den  Vertrag  nachträglich  zu  unter- 
zeichnen,  was  am  12.  Dezember  1885  geschah.  Dabei  erhielt  es  ein 
Scheidemünzen-Kontingent  von  40. s  Millionen,  einschließlich  5  Millionen, 
die  aus  alten  Fünffrankstücken  geprägt  werden  sollten. 

Die  besondere  Ausführungs-Vereinbarung  zur  Liquidationsklausel  enthielt 
folgende  hauptsächliche  Vorschriften. 

Jeder  Staat  hat  bis  zum  1.  Oktober  des  Jahres,  das  auf  das  Erlöschen 
des  Münzvertrags  folgt,  die  silbernen  Fünffrankstücke  der  anderen  Vereins- 
staaten aus  dem  Verkehre  zu  ziehen  und  nach  dem  Heimatlande  zurückzu- 
senden. Am  nächstfolgenden  15.  Januar  soll  die  Rechnung  hierüber  ab- 
geschlossen werden.  Der  verbleibende  Überschuß  ist  dem  guthabenden 
Staate  in  Gold  oder  Wechseln  zu  vergüten,  und  zwar  kann  die  Rückzahlung 
mit  einer  kleinen  Zinsvergütung  in  dreimonatigen  Teilbeträgen,  längstens 
aber  in  fünf  Jahren  nach  dem  Erlöschen  des  Vertrags  geschehen.  Der 
Schweiz  und  Italien  wurde  folgende  Sonderbestimmung  zugestanden. 

Die  französische  Regierung  vergütet  die  ihr  aus  der  Schweiz  zurück- 
gesandten Fünf  frankstücke  in  gleichen  schweizerischen  Münzen  und  in  Gold- 
münzen; letzte  zum  Höchstbetrage  von  60  Millionen  Franken.  Italien 
vergütet  der  Schweiz  die  aus  dem  schweizerischen  Verkehre  zurückgezogenen 
italienischen  silbernen  Kurantmünzen  zu  zwei  Dritteln  in  schweizerischen 
Silberfünffrankstücken  und  Gold,  zu  einem  Drittel  in  Wechseln ;  die  Summe 
der  zu  leistenden  Rückzahlungen  soll  30  Millionen  Franken  nicht  übersteigen. 
Falls  daher  bei  Auflösung  des  Münzvertrags  in  der  Schweiz  italienische 
Fünffrankstücke  im  Werte  von  mehr  als  30  Millionen  umlaufen,  hat  der 
Mehrbetrag  keinen  Anspruch  auf  den  vertragmäßigen  Austausch;  er  ist  viel- 
mehr für  die  Rücksendung  nach  Italien  auf  den  Weg  des  Handels  und 
Bankgeschäfts  angewiesen. 

Belgien  verpflichtete  sich,  die  Hälfte  des  in  Frankreich  umlaufenden 
Überschusses  an  belgischen  Fünffrankstücken,  der  200  Millionen  nicht  über- 
steigen soll,  gegen  Gold  und  Wechsel  zu  übernehmen,  der  anderen  Hälfte 
aber  den  Rückfluß  nach  der  Heimat  auf  dem  Wege  des  Handels  und  der 
Arbitrage  dadurch  offen  zu  halten,  daß  es  in  fünf  Jahren  nach  der  Aut- 
lösung des  Münzbundes  von  jeder  Änderung  seines  Münzsystems,  wodurch 
der  Rückfluß  erschwert  werden  könnte,  absieht.  Der  von  Belgien  der 
Schweiz  zu  leistende  Saldo  soll  6  Millionen  nicht  übersteigen;  außerdem 
übernimmt  Belgien  gegenüber  der  Schweiz  die  gleiche  Verpflichtung  wie 
gegenüber  Frankreich. 

Um  Italien  die  Zahlung  seines  Saldos  an  Frankreich  zu  erleichtern, 
kamen  beide  Staaten  nachträglich  dahin  übercin,  daß  der  Meistbetrag  des 
von  ihnen  zu  zahlenden  Saldos  auf  200  Millionen  begrenzt  wurde. 

Die  durch  die  Liquidationsklausel  getroffenen  Abmachungen  können  für 
die  Schweiz  von  besonderem  Vorteile  werden,  weil  sie  selbst  nur  die  gering- 
fügige Summe  von  10  (.»30  000  Franken  in  Fünf  frankstücken  ausgeprägt  hat. 
und  weil  von  allen  in  der  Schweiz  umlaufenden  Fünf  frankstücken  nach  der 
Schätzung  vom  Jahre  1005  93  v.  H.  aus  den  übrigen  Vereinsstaaten  herrühren. 
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Bei  einer  etwaigen  Autlösung  des  Münzbundes  hat  sie  daher  von  den  übrigen 
Staaten  eine  beträchtliche  Herauszahlung  in  Gold,  die  auf  75  Millionen 
geschätzt  wird,  zu  beanspruchen. 

Der  Umstand,  daß  den  wichtigsten  Beratungs^egenstand  der  Konterenz 
von  1885  die  Liquidationsklausel  gebildet  hatte,  rief  damals  die  Ansicht 
hervor,  die  Auflösung  des  Münzbundes  stehe  bevor.  Diese  Ansicht  war 
jedoch  irrtümlich.  Der  Münzbund  hat  vielmehr  gerade  durch  das  Zustande- 
kommen der  Liquidationsklausel  an  Festigkeit  gewonnen.  Auf  den  späteren 
Konferenzen,  auf  denen  grundsätzliche  Fragen,  die  zu  einer  Auflösung  des 
Münzbundes  hätten  führen  können,  nicht  mehr  zu  beraten  waren,  spielten 
zunächst  die  Geldverhältnisse  Italiens  eine  wichtige  Rolle. 

Um  der  Papiergeldwirtschaft  ein  Fnde  zu  machen  und  die  Barzahlung 
wieder  aufnehmen  zu  können,  war  in  Italien  durch  Gesetz  vom  7.  April  18S1 
angeordnet  worden,  daß  die  Einfuhrzölle  in  Gold  oder  Fünffrankstücken  zu 
bezahlen  seien,  mit  der  Einschränkung,  daß  bei  jeder  Zahlung  ein  Betrag 
bis  zu  100  Franken  in  Silberscheidemünzen  entrichtet  werden  dürfe.  Ferner 
hatte  das  Königreich  zu  demselben  Zwecke  im  Jahre  1883  eine  Anleihe  von 
444  Millionen  Franken  in  Gold  und  von  200  Millionen  in  Silber  auf- 
genommen. Gleichwohl  trat  keine  Besserung  der  Geldverhältnisse  ein ; 
durch  die  erhebliche  Verschuldung  des  Landes  verschlimmerte  sich  die  Lage 
allmählich  immer  mehr.  Im  Jahre  1803  stand  der  Kurs  der  Wechsel  auf 
Paris  an  den  italienischen  Börsen  12  bis  14  v.  H.  über  Pari  (im  Jahre 
1894  stieg  er  sogar  auf  115,85);  hierdurch  wurde  das  Abströmen  des  harten 
Geldes  aus  Italien  in  bedenklichem  Maße  begünstigt.  Die  Arbitragcure 
sammelten  nämlich  in  Italien  die  silbernen  Münzen  und  sandten  sie  faß- 
weise nach  Frankreich;  für  die  hierdurch  entstandenen  Guthaben  kauften 
sie  in  Frankreich  Wechsel  auf  Paris,  die  sie  dann  wieder  mit  beträchtlichem 
Nutzen  an  den  italienischen  Börsen  weiter  begaben.  Infolgedessen  wurde 
das  südöstliche  Frankreich  mit  italienischen  Scheidemünzen  überschwemmt 
und  in  Italien  ein  empfindlicher  Mangel  an  solchen  hervorgerufen.  Die 
italienische  Regierung  suchte  diesem  durch  Ausgabe  von  Nickel-  und  Bronze- 
münzen sowie  von  kleineren  Papiergeldabschnitten  abzuhelfen;  als  indes 
der  erstrebte  Zweck  hierdurch  nicht  erreicht  wurde,  beschloß  sie  im  Ver- 
tragswege Maßregeln  zur  Zurückführung  ihrer  Silberscheidemünzen  aus  den 
übrigen  Vertragstaaten  zu  ergreifen.  Da  der  Versuch,  die  Sache  durch  ein 
Sonderabkommen  mit  Frankreich  zu  erledigen,  an  der  ablehnenden  Haltung 
dieses  Staates  scheiterte,  so  wurde  sie  vor  eine  Konferenz  des  Münzbundes 
gebracht,  die  am  9.  Oktober  1893  wiederum  in  Paris  zusammentrat  und  am 
15.  November  1803  folgenden  im  Auszuge  wiedergegebenen  Beschluß  faßte. 

Frankreich,  Belgien,  Griechenland  und  die  Schweiz  verpflichten  sich  von 
neuem,  die  italienischen  Silberscheidemünzen  aus  dem  Verkehre  zu  ziehen 
und  an  die  italienische  Regierung  abzuliefern.  Vier  Monate  nach  der 
Ratifikation  dieses  Abkommens  verlieren  die  italienischen  Silberscheide- 
münzen den  Kurs  an  den  öffentlichen  Kassen  der  übrigen  Vereinsstaaten. 
Italien  vergütet  den  Wert  der  ihm  zurückgelieferten  Scheidemünzen  zur 
einen  Hälfte  in  Gold,  zur  anderen  in  Wechseln.  Wenn  Italien  seine  Scheide- 
münzen zurückgenommen  hat,  ist  es  fernerhin  nicht  mehr  verpflichtet,  solche 
•  Münzen  von  den  öffentlichen  Kassen  der  übrigen  Staaten  zur  Einlösung 
anzunehmen.  Das  durch  den  Münzvertrag  festgesetzte  Kontingent  wird 
nicht  geändert.  Sobald  die  Verpflichtung  der  übrigen  Staaten,  die  italieni- 
schen Silberscheidemünzen  bei  ihren  Kassen  anzunehmen,  aufgehört  hat. 
ist  jeder  von  ihnen  berechtigt,  die  Einfuhr  dieser  Münzen  zu  verbieten. 
Anderseits  ist  Italien  befugt,  ein  Ausfuhrverbot  für  seine  Scheidemünzen 
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zu  erlassen.  Die  Silberscheidemünzen  der  übrigen  Staaten  behalten  in 
Italien  den  Kassenkurs ;  jedoch  kann  jeder  Staat  unter  den  Italien  auf- 
erlegten Bedingungen  die  Zurückführung  seiner  Scheidemünzen  verlangen. 
Italien  behält  sich  vor,  später  die  Wiederzulassung  seiner  Scheidemünzen 
bei  den  Kassen  der  übrigen  Staaten  zu  beanspruchen;  sie  kann  jedoch  nur 
durch  Einstimmigkeit  der  vier  anderen  Staaten  gewährt  werden. 

Bis  Ende  Februar  1895  wurden  im  ganzen  103  821  581  Franken  in  Silber- 
scheidemünzen nach  Italien  zurückgeführt;  für  die  den  anderen  Staaten  als 
Gegenwert  überwiesenen  Goldmünzen  und  Wechsel  mußte  die  italienische 
Regierung  115675204  Franken  in  Papierwährung  aufwenden,  was  also 
einen  Verlust  von  11,4  v.  H.  bedeutet  (Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften, Band  V,  S.  897). 

Durch  Gesetz  vom  22.  Juli  1894  verbot  Frankreich  die  Einfuhr  der 
italienischen  Silberscheidemünzen,  ohne  sie  jedoch  gleichzeitig  vom  Umlauf 
in  Frankreich  auszuschließen. 

Die  seit  Ende  1893  für  die  Gesundung  der  italienischen  Gcldverhältnisse  er- 
griffenen Maßregeln  erreichten  den  damit  beabsichtigten  Zweck  fast  voll- 
ständig, zumal  ihnen  günstige  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen  Lebens 
fördernd  an  die  Seite  traten:  beträchtliche  Zunahme  der  Ausfuhr  des 
Landes,  Abnahme  der  sich  im  Auslande  befindenden  italienischen  Schuld- 
titel ,  vermehrter  Geldzufluß  —  etwa  300  Millionen  jährlich  —  durch  den 
steigenden  Fremdenverkehr,  Geldsendungen  der  Auswanderer  —  etwa 
225  Millionen  jährlich  (vgl.  Bresciani,  die  Finanzen  Italiens,  im  Finanz- 
archiv von  Schanz.  22.  Jahrgang,  Bd.  II,  S.  117).  Der  Kurs  der  Wechsel 
auf  Paris  hat  sich  seit  seinem  ungünstigsten  Stande  im  Jahre  1894  fort- 
gesetzt günstiger  gestaltet;  im  Jahre  1903  ist  sein  Durchschnitt  auf  99.^8 
gesunken;  gegenwärtig  pendelt  er  mit  geringfügigen  Schwankungen  um 
das  Pari. 

Zwei  Mängel  bestehen  jedoch  zur  Zeit  noch  in  den  Geldverhnltnissen 
Italiens:  der  Umlauf  einer  übergroßen  Menge  Staatsnoten  und  die  Nicht- 
Verpflichtung  der  Banken,  ihre  Noten  gegen  bar  einzulösen. 

Durch  den  Münzvertrag  vom  23.  Dezember  1805  war  das  den  Vereins- 
staaten zugebilligte  Scheidemünzen  -  Kontingent  auf  6  Franken  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung  festgesetzt  worden ;  an  diesem  Maßstabe  hatte  man 
auch  bei  der  anderweitigen  Bemessung  der  Kontingente  im  Jahre  1885  fest- 
gehalten. Im  Laufe  der  Zeit,  und  zwar  namentlich  nachdem  die  italienischen 
Scheidemünzen  aus  dem  Verkehre  der  übrigen  Staaten  zurückgezogen  worden 
waren,  ergab  sich  jedoch  die  Notwendigkeit,  jenen  Maßstab  und  dem- 
entsprechend die  Kontingente  zu  vergrößern.  Eine  hierauf  bezügliche  Ver- 
einbarung, wodurch  der  Betrag  der  auszuprägenden  Scheidemünzen  um 
1  Frank  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  gesteigert  wurde,  kam  am  29.  Ok- 
tober 1897  zustande.  Dabei  wurde  auch  der  französische  Kolonialbesitz 
angemessen  berücksichtigt  und  das  Kontingent  Frankreichs  um  130  auf 
394  Millionen  erhöht.  Für  Belgien  betrug  die  Erhöhung  6,  für  Italien  30 
und  für  die  Schweiz  3  Millionen.  Um  der  Annahme  vorzubeugen,  daß 
diese  Kontingentserhöhung  in  der  Absicht  auf  finanziellen  Gewinn  be- 
schlossen sei ,  und  um  gleichzeitig  den  Vorrat  an  Kurantsilber  zu  ver- 
mindern, bestimmten  die  Vereinsstaaten ,  daß  die  neuen  Scheidemünzen  aus 
einzuziehenden  Fünf  frankstücken  geprägt  werden  sollten.  Der  Schweiz 
wurde  jedoch  gestattet,  ihre  3  Millionen  aus  Barrensilber  zu  münzen,  weil 
sie  nur  eine  geringe  Menge  Fünffrankstücke  besaß.  Ein  gleiches  Zu- 
geständnis wurde  auch  den  übrigen  Staaten  gemacht  mit  dem  Vorbehalte, 
daß  der  bei  der  Prägung  der  3  Millionen  aus  Barren  erzielte  Gewinn  einen 
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Grundstock  bilden  sollte,  um  den  Umlauf  der  Gold-  und  Silbermünzen  auf- 
recht zu  erhalten,  d.  h.  um  abgenutzte  Münzen  durch  neue  zu  ersetzen. 

Griechenland  verzichtete  auf  die  Prägung  neuer  Scheidemünzen  bis  zum 
Zustandekommen  einer  Vereinbarung  wegen  Zurückführung  seiner  Münzen 
in  die  Heimat. 

Im  übrigen  blieben  die  Bestimmungen  des  Vertrags  vom  6.  November 
1885  mit  den  Zusatzakten  vom  12.  Dezember  1885  und  vom  15.  November 
1893  in  Kraft. 

Obgleich  man  die  Erhöhung  der  Scheidemünzen -Kontingente  im  Jahre 
1897  nicht  des  Gewinns  halber  beschlossen  hatte,  war  ein  solcher  damit 
gleichwohl  verbunden.  Da  nämlich  die  umzuprägenden  Fünffrankstücke 
eine  Feinheit  von  900/1000  hatten,  die  daraus  herzustellenden  Scheidemünzen 
dagegen  nur  zu  835/1000  auszuprägen  waren,  so  bedurften  die  Münzstätten  — 
unter  Berücksichtigung  des  durch  den  jahrelangen  Umlauf  der  alten  Fünf- 
frankstücke eingetretenen  Metallverlustes  —  nur  einer  Summe  von  etwa 
9409500  Franken  in  Fünffrankstücken,  um  10  Millionen  Franken  in  Scheide- 
münzen herzustellen.  Die  hierfür  aufgewendeten  Prägekosten  betrugen  bei 
-der  Pariser  Münzstätte  rund  103  300  Franken.  Der  erzielte  Gewinn  belief 
sich  mithin  auf  etwa  4.9  v.  H.  der  Summe  der  geprägten  Scheidemünzen. 
Die  Prägung  der  3  Millionen  Franken  aus  Silberbarren  brachte  einen  Schlag- 
schatz von  mehr  als  1  700  000  Franken.  Endlich  floß  der  Pariser  Münz- 
stätte insofern  ein  besonderer  Vorteil  zu,  als  aus  den  älteren,  umzuprägenden 
Fünffrankstücken  noch  eine  nicht  unbeträchtliche  Menge  Gold  ausgeschieden 
wurde,  dessen  Wert  allein  im  Jahre  1904  43  359  Franken  betrug. 

Am  15.  November  1898  wurde  zu  Paris  von  den  Vereinsstaaten  ein 
Zusatzprotokoll  zum  Abkommen  vom  15.  November  1893  errichtet.  Hier- 
nach erklärte  Italien,  die  Ausfuhr  seiner  Scheidemünzen  aus  dem  König- 
reiche für  die  ganze  Dauer  des  Münzbundes  zu  verbieten  und  während  der 
ersten  fünf  Jahre  nach  der  etwaigen  Auflösung  des  Münzbundes  keine  Ände- 
rungen seines  Münzwesens  vorzunehmen,  wodurch  die  Rückwanderung  der 
italienischen  Scheidemünzen  im  Wege  des  Handels  oder  des  Wechselverkehrs 
beeinträchtigt  werden  könnte;  die  anderen  Staaten  befreiten  dagegen  Italien 
von  der  im  Vertrage  vom  6.  November  1885  ausgesprochenen  Verpflichtung, 
seine  Scheidemünzen  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Ablaufe  des  Vertrags 
zurückzunehmen,  es  sei  denn,  daß  es  nach  dem  1893  gemachten  Vorbehalte 
seine  Absicht  ausführte,  die  eigenen  Scheidemünzen  wieder  in  die  normalen 
Bedingungen  des  Münzvertrags  eintreten  zu  lassen. 

Den  übrigen  Staaten  wurde  ebenfalls  Befreiung  von  der  gleichen  Ver- 
pflichtung unter  denselben  Bedingungen  zugestanden. 

Trotz  der  von  den  Vertragstaaten  im  Jahre  1897  beschlossenen  Erhöhung 
■der  Scheidemünzen -Kontingente  hatte  die  Schweiz  nach  wenigen  Jahren 
wieder  mit  einem  Mangel  an  solchen  Münzen  zu  kämpfen.  Während  sich 
in  der  Staatskasse  am  Ende  der  Jahre  1898  und  1899  Scheidemünzen  im 
Werte  von  352000  und  482000  Franken  befunden  hatten,  war  dieser 
Vorrat  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1901  auf  40000  Franken  zusammen- 
geschmolzen, so  daß  der  Staat  nicht  immer  in  der  Lage  war,  den  Gesuchen 
des  Handelstandes  um  Uberweisung  von  Scheidemünzen  zu  entsprechen. 
Dies  führte  dazu,  daß  der  Schweiz  durch  Abkommen  vom  15.  November 
1902  eine  Erhöhung  des  Scheidemünzen -Kontingents  um  12  Millionen 
Franken  mit  der  Bedingung  bewilligt  wurde,  daß  der  bei  der  Prägung  der 
Münzen  erzielte  Schlagschatz  dem  Grundstocke  zur  Aufrechterhaltung  des 
Münzumlaufs  zugeführt  werden  sollte. 
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Die  Brüsseler  Münzstätte  stellte  im  Jahre  1901  Ermittlungen  darüber  an. 
in  welchem  Maße  die  Silbermünzen  durch  den  Umlauf  abgenutzt  würden. 
Da  das  Ergebnis  von  allgemeinem  Interesse  ist,  so  möge  es  hier  mitgeteilt 
werden.  Die  Ermittlungen  wurden  in  der  Weise  vorgenommen,  daß 
2(X)  (mx)  Fünf  frankstücke  jahrgangweise  geordnet  und  gewogen  wurden.  Es 
ergab  sich,  daß  die  Fünffrankstücke 

von  1876  verloren  hatten  0,13s  g  nach  25  Jahren, 

-  1871        -  -       0,151  -     -  30 

-  1867        -  -       0,171  -     -  34 

-  1848       -  -      o.2'.t  -     -  53 

-  1833       -  -      0,331  -     -     68      -  . 
Der  jährliche  Gewichtsverlust  betrug 

0.0055  g  bei  den  Stucken  von  1876. 
0,0053  -    -      -         -  -  1871, 

0,0052  -    -  -  -  1867, 

o,ooi<i  -    -      -         -  -  1848, 

O.oo-»S  -      -        -  -  -  1833. 

Das  Fortschreiten  der  Gewichtsabnahme  verlangsamt  sich  also  etwas  im 
Laufe  der  Zeit. 

Die  Schwierigkeiten,  die  das  Fortbestehen  des  lateinischen  Münzbundes 
in  den  achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Frage  gestellt  hatten, 
waren  hauptsächlich  aus  zwei  Mängeln  entsprungen:  erstens,  daß  die 
Franken  Währung,  die  die  Grundlage  des  Bundes  bildete,  als  Doppelwährung 
gestaltet  war,  zweitens,  daß  das  zweitgrößte  Land  des  Bundes,  Italien,  seit 
seiner  Gründung  unter  mißlichen  Geldverhältnissen  erheblich  zu  leiden  gehabt 
hatte.  Beide  Mängel  sind  jetzt  als  beseitigt  anzusehen.  Durch  die  Macht 
der  Umstände  hat  sich  die  Frankenwährung  aus  einer  Doppelwährung  in 
eine  —  allerdings  mit  einer  gewaltigen  Menge  Kurantsilbers  belastete  — 
hinkende  Goldwährung  verwandelt,  und  es  ist  Italien  gelungen,  seiner 
Valuta  zu  einer  erfreulichen  Gesundung  zu  verhelfen.  Das  Fortbestehen 
des  Münzbundes  dürfte  nunmehr  gesichert  sein,  zumal  er  durch  die  Kraft 
der  volkswirtschaftlichen  Interessen  seiner  Mitglieder  gestützt  wird. 

Der  zweite  gegenwärtig  bestehende  Münzbund,  der  skandinavische,  ist 
auf  der  Goldwährung  aufgebaut  worden.  Da  überdies  die  finanziellen  Ver- 
hältnisse der  drei  an  ihm  teilnehmenden  Staaten  —  Dänemark,  Schweden 
und  Norwegen  —  seit  seiner  Gründung  wohl  geordnet  gewesen  sind,  so 
sind  ihm  die  Schwierigkeiten  erspart  geblieben,  mit  denen  der  lateinische 
Münzbund  lange  zu  kämpfen  hatte. 

Ein  charakteristisches  Merkmal  unseres  Zeitalters  ist  das  Streben  der 
Staaten ,  sich  zu  großen  internationalen  Verbänden  mit  dem  Zwecke  der 
Förderung  wissenschaftlicher  oder  wirtschaftlicher  Interessen  zu  vereinigen. 
Solche  »völkerrechtlichen  Vcrwaltungsgemeinschaften  «  —  wie  sie  von 
Franz  v.  Liszt  in  seinem  »Völkerrecht«  genannt  werden  —  sind  die  inter- 
nationalen Vereinigungen  für  Maße  und  Gewichte,  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen, literarischen  und  künstlerischen  Eigentums,  zur  Unterdrückung  des 
Sklavenhandels,  zur  Veröffentlichung  von  Zolltarifen,  für  Erdmessung,  für 
Meereskunde,  für  den  Eisenbahnfrachtverkehr,  der  internationale  Telegraphen- 
vercin,  der  Weltpostverein  und  der  Funkentelegraphenverein.  Diesen  Ver- 
bindungen können  der  lateinische  und  der  skandinavische  Münzbund  angereiht 
werden,  obgleich  ihr  Geltungsbereich  ungleich  beschränkter  ist  als  der  der 
übrigen  Verwaltungsgemeinschaften.  Beide  Münzbünde  sind  jedoch  wahr- 
scheinlich die  Wurzeln  zur  Bildung  einer  neuen,  größeren  Vcrwaltungs- 
gemeinschaft,  deren  Ziel  es  sein  wird,  die  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  die 
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aus  der  Verschiedenheit  der  Münzsysteme  dem  internationalen  Verkehr  er- 
wachsen. Gebahnt  ist  der  Weg  hierzu,  weil  jetzt  fast  sämtliche  Staaten 
europäischer  Gesittung  als  VVährungsmetall  das  Gold  benutzen;  sie  können 
sich  dem  bezeichneten  Ziele  dadurch  nähern,  daß  sie  durch  völkerrechtlichen 
Vertrag  den  fremden  Goldmünzen  den  Kurs  bei  allen  öffentlichen  Kassen 
auf  Grund  der  festen  Münzparitäten  verleihen,  und  daß  sie  sich  verpflichten, 
die  von  ihnen  geprägten  Goldmünzen,  wenn  diese  das  Durchlaßgewicht  infolge 
gewöhnlicher  Abnutzung  nicht  mehr  erreichen,  vom  Auslande  zum  vollen 
Werte  zurückzunehmen.  Der  folgende  Schritt  wird  dann  darin  zu  bestehen 
haben,  daß  die  zahlreichen  noch  vorhandenen  Münzsysteme  zunächst  von 
den  Staaten  gleicher  wirtschaftlicher  Entwicklung  durch  ein  einheitliches 
System  ersetzt  werden.  Durch  die  werbende  Kraft,  die  solchen  verkehrs- 
politischen Vereinbarungen  stets  innewohnt,  werden  dann  auch  die  übrigen 
Staaten  nach  und  nach  genötigt  werden,  sich  dem  Währungsverband  an- 
zuschließen, womit  der  Gedanke  einer  Welteinheitsmünze  verwirklicht  werden 
wird. 

Deutschland  ist  beim  Zustandekommen  der  oben  genannten  Verwaltungs- 
gemeinschaften hervorragend  beteiligt  gewesen;  ihm  verdankt  die  Welt  die 
Schöpfung  des  Weltpostvereins  und  des  jüngsten  wichtigen  Verkehrsbundes, 
des  Funken  telegraphen  Vereins. 

Möge  es  unserem  Vaterlande  vergönnt  sein,  auch  auf  dem  Wege  zu  dem 
zwar  fernen,  aber  sicherlich  nicht  unerreichbaren  Ziele  der  Welteinheits- 
münze den  Weg  zu  weisen. 


Die  deutschen  Lehensposten  des  17.  bis  19.  Jahrhunderts.*) 
Von  Ober- Postinspektor  H.  Herzog  in  Berlin. 

Das  Lehenswesen  hat  in  der  deutschen  Geschichte  eine  wichtige  Rolle 
gespielt.  Der  Ursprung  des  Lehenswesens  besteht  darin,  daß  der  Kaiser 
und  die  höchsten  Landesfürsten  denen,  die  ihnen  Dienste  erwiesen  hatten, 
statt  des  Soldes  Besitzungen  auf  Lebenszeit  verliehen.  Später  wurden  die 
Lehen  erblich,  auch  kamen  Lehen  außer  an  Grundbesitz  auch  an  anderen 
Sachen  oder  Rechten  vor.  Zu  den  Lehen  der  letzten  Art  gehören  auch 
die  Postlehen.  Die  wichtigsten  Lehensposten  waren  diejenigen  des  Hauses 
Thum  und  Taxis.  Andere  Lehensposten,  die  längere  oder  kürzere  Zeit 
bestanden,  rinden  wir  in  Österreich.  Bayern.  Hannover,  Braunschweig  und 
Sachsen;  auch  Preußen  hat.  was  nicht  allgemein  bekannt  ist,  zu  Anfang  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  ein  Lehens- Post wesen  gehabt. 


*   Benutzte  Quellen: 

Matthias,  Darstellung  des  Postwesens  in  den  Königlich  Preußischen  Staaten, 
Berlin,  1812. 

Derselbe,  (her  Posten  und  Post -Regale,  Berlin,  1832. 

Vischer,  Allgemeine  geschichtliche  Zeittafel  des  Postwesens,  Tübingen,  1820. 

Das  deutsche  Postrecht  nach  der  bundesgesetzlichen  Bestimmung  (im 

Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des  Deutschen  Bundes  von  Dr.  v.  Linde), 

Gießen,  1857. 
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Die  ersten  Anfänge  der  Taxisschen  Posten  reichen  bis  ins  fünfzehnte 
Jahrhundert  zurück.    Urkundliche  Beweise  über  das  Bestehen  dieser  Posten 
liegen  aber  erst  aus  dem  sechzehnten  Jahrhundert  vor.    Gleich  zu  Beginn 
dieses  Jahrhunderts,  am  I.  März  1500,  ernannte  Philipp  der  Schöne  Franz 
von  Taxis  zum  »capitaine  et  maistre«  seiner  Posten.    Aus  dem  Jahre  1504 
ist  ein  Vertrag  zwischen  Philipp  dem  Schönen  und  Franz  von  Taxis  er- 
halten, wonach  letzter,  der  Hauptmeister  der  Posten  in  Frankreich,  Spanien. 
Deutschland ,  Geldern  und  sonst  sein  und  bleiben  sollte,  sich  zur  Anlegung 
bestimmter  Postanlagen   verpflichtete.     Nach  einem   unter  Karl  I.  abge- 
schlossenen Vertrage   von  15 16   sollten   die  Hauptpostmeister  Franz  und 
Johann  Baptista  von  Taxis  die  Posten  von  den  Niederlanden  nach  Spanien, 
Rom,  Neapel,  Deutschland  und  Frankreich  unterhalten.    Ein  am  14.  Juni 
1520  zu  Gent  ausgefertigter  Bestallungsbrief  Karls  I.  (V.)  ernannte  Johann 
Baptista  von  Taxis  zum  »chief  et  maistre  gencral  de  noz  postes  par  tous 
noz  royaumes,  pays  et  seigneuries«.    Dasselbe  Amt  wurde  1536  dem  Sohne 
Franz  des  Johann  Baptista  und,  nachdem  Franz  gestorben  war,  im  Jahre 
1543   dessen   Bruder   Leonhard  I.  übertragen.     Letzter  wurde  1563  von 
Ferdinand  I.  und  1505  von  Rudolf  II.  als  General -Oberst- Postmeister  im 
heiligen  Reiche  bestätigt.    Ein  1597  erschienenes  Mandat  Kaiser  Rudolphs 
enthielt  für  alle  Reichsstände  den  Befehl,  den  Reichsposten  als  einem  hoch- 
befragten Kaiserlichen  Regal  kein  Hindernis,  Eintrag  oder  Nachteil  zu  tun 
und  die  Metzgerposten  und  alles  Botenwesen  abzuschaffen.     Indes  waren 
die  Reichsstände  keineswegs  geneigt,  dem  ohne  Mitwirkung  der  Stände  er- 
lassenen Kaiserlichen  Befehle  Folge  zu  geben.    Mit  Einverständnis  der  Mit- 
fürsten schrieb  Herzog  Friedrich  von  Württemberg  im  Mai  1598  eigen- 
händig auf  das  Patent:   »Weil  es  keine  Schuldigkeit  ist,  darf  man  auch 
nicht  pariren,  wie  Wir  es  dann  auch  nicht  tun  werden,  oder  Ihre  Majestät 
für  die  Posten  bitten,  selbe  anders  wohin  zu  legen,  denn  wie  es  vor  alters 
gehalten  worden,  so  bleibt  es«. 

Die  angeführten  Daten  beweisen,  daß  sich  das  General -Postmeisteramt. 
wenn  es  auch  noch  nicht  erblich  war,  doch  bereits  im  festen  Besitze  des 
Hauses  Thum  und  Taxis  befand.  Als  erbliches  Lehen  wurde  das  Post- 
wesen dem  Hause  Taxis  im  Jahre  161 5  von  Kaiser  Matthias  verliehen. 
Dieser  erteilte  dem  Freiherrn  Lamoral  von  Thum  und  Taxis  die  reichs- 
gräfliche Würde  und  übertrug  ihm  und  seinen  ehelichen  männlichen  Nach- 
kommen durch  den  Lehensbrief  vom  27.  Juli  1615,  der  die  Grundlage  für 
die  spätere  Machtstellung  des  Hauses  Taxis  bildet,  das  General-Postmeister- 
amt über  die  Posten  im  Reiche  als  ein  männliches  Reichsregal  und  Lehen 
mit  dem  begleitenden  Gebot  an  alle  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten,  daß 
sie  die  von  Taxis  »nicht  hindern,  irren,  anfechten,  oder  beschweren,  sondern 
sie  dessen  geruhlig  freuen,  nutzen,  niessen  (genießen)  und  gebrauchen  lassen«. 


Vogtherr,  Wochenblatt  für  das  Transportwesen,  Jahrg.  1848  und  1849. 
Stephan,  Geschichte  der  Preußischen  Post  von  ihrem  Ursprünge  bis  auf 

die  Gegenwart,  Berlin,  1859. 
Amtsblatt  des  Königl.  Preuß.  Post-Departements,  Jahrg.  1867. 
Aufsatze  im  Archiv  für  Post  und  Telegraphie  über  die  Geschichte 

des   Postwesens  in   Baden   (Jahrg.  18891   sowie   in   Braunschweig  und 

Hannover  Jahrg.  1879  und  18S0!. 
Rübsam,  Johann  Baptista  von  Taxis,  1530  bis  1610.    Nebst  Anhang:  Aus 

der  Urzeit  der  Taxisschen  Posten  1505  bis  1520.  Freiburg  Breisg. ,  1889. 
Brunn  er,  Das  Postwesen  in  Bayern  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung 

von  den  Anfangen  bis  zur  Gegenwart,  München,  1900. 
Weber,  Post  und  Telegraphie  im  Königreiche  Württemberg,  Stuttgart,  1901. 
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Einige  Tage  vorher  hatte  Lamoral  durch  einen  Revers  für  sich  und  seine 
Nachfolger  im  Amte  versichern  und  angeloben  müssen,  daß  er  den  Erzbischof 
und  Kurfürsten  von  Mainz  und  dessen  Nachfolger  im  Erzkanzleramt  als  seinen 
Direktor,  Protektor  und  zweiten  Oberherrn  erkennen  und  ihm  gehorsamen, 
daß  er  neue  Kurse  einrichten,  alle  Kaiserlichen  Staffetten  und  den  Schrift- 
wechsel des  Kaisers,  dessen  Familie,  Hofstaats  und  der  Landesbehörden 
sowie  die  Briefe  der  Offiziere  und  Kaiserlichen  Räte  umsonst  befördern 
lassen,  auch  die  Postämter  im  Erzherzogtum  Österreich,  also  in  den  Kaiser- 
lichen Erblanden,  nicht  anfechten  und  beeinträchtigen  wolle.  Einige  Jahre 
später,  im  Jahre  162 1,  gab  Kaiser  Ferdinand  II.  dem  Hause  Thum  und 
Taxis  einen  Beweis  seines  Wohlwollens  dadurch,  daß  er  das  Postlehen  auf 
die  weibliche  Nachkommenschaft  des  Lamoral  von  Taxis  ausdehnte;  auch 
wurde  1623  eine  neue  scharfe  Verordnung  erlassen,  durch  die  den  städtischen, 
den  Metzger-  und  anderen  von  Taxis  nicht  angestellten  Boten  »die  Fort- 
führung der  Briefe  und  Sachen  zu  Roß  und  zu  Fuß,  und  das  Abwechßeln 
und  Posthörnleführen«  streng  untersagt  wurde. 

Trotz  aller  Begünstigungen  kam  das  Taxissche  Postwesen  zunächst  nicht 
recht  vorwärts.  Die  Postanstalten  rentierten  sich  nicht,  auch  waren  die  von 
dem  Grafen  von  Taxis  angestellten  ausländischen  Beamten  wenig  beliebt. 
Indes  wußte  Leonhard  von  Taxis,  Lamorals  Sohn  und  Nachfolger,  die  Wirren 
des  dreißigjährigen  Krieges  dazu  zu  benutzen,  seine  Posten  immer  weiter 
auszubauen.  Freilich  fehlte  es  von  Seiten  der  Reichsstände  nicht  an  Gegen- 
vorstellungen; u.  a.  wurde  im  Jahre  1637  vom  Kurfürsten -Kollegium  ein 
Reichsgutachten  dahin  abgegeben,  »daß  an  allen  denjenigen  Orten,  wo  keine 
ordinäre  (d.  h.  Taxissche)  Posten  durchgehen  oder  angestellt  seyn,  die  An- 
ordnung der  Reitenden  oder  Fußgehenden  Boten  billig  zuzulassen,  und 
den  Ständen  selbst,  durch  deren  Territoria  solche  Anordnung  zu  machen, 
kraft  ihrer  Regalien,  damit  sie  vom  Reiche  belehnet,  heimzustellen  sei«. 
Kaiser  Ferdinand  III.  erließ  jedoch,  erzürnt  über  das  Gutachten,  im  August 
1637  ein  noch  schärferes  Gebot,  daß  alle  anderen  als  die  Kaiserlichen  Posten 
sogleich  abzuschaffen  seien.  In  Süddeutschland  wußte  das  Taxissche  Post- 
wesen in  der  Tat  die  Beseitigung  aller  anderen  Posten  zu  erreichen.  Da- 
gegen ließen  sich  verschiedene  norddeutsche  Fürstenhäuser,  insbesondere 
diejenigen  von  Brandenburg  und  Sachsen,  durch  die  verschiedenen  Kaiser- 
lichen Edikte  nicht  beirren  sondern  richteten  eigene  Landesposten  ein.  Auf 
die  Einzelheiten  des  Streites  der  Reichsfürsten  mit  dem  Hause  Thum  und 
Taxis  näher  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Erwähnt  sei  nur,  daß 
Friedrich  Wilhelm,  Brandenburgs  großer  Kurfürst,  im  Jahre  1652  in  einem 
Schreiben  an  den  Kaiser  ausführte,  »daß  in  seinen  Landen  schon  von  seines 
Großvaters  Zeiten  her  Territorial-Postcn  gewesen  seien,  welches  dem  Grafen 
von  Taxis  wohl  deshalb  unbekannt  sein  möge,  weil  er  erst  vor  kurzer  Zeit 
die  Postverwaltung  über  sich  genommen.  Seine  eigene  Post  versehe  den 
Dienst  besser  als  irgend  eine  fremde.  Die  Disposition  über  das  Postwesen 
stände  ihm  kraft  seiner  Regalien  zu.  Ihm  gebühre  nicht,  sich  und  anderen 
Reichsständen  zum  Präjudiz  etwas  davon  abzugeben.  Seine  Majestät  habe 
ja  in  Ihren  Erblanden  auch  Ihre  eigene  Post«.  Auch  bei  der  Wahl  Kaiser 
Leopolds  (1658)  ließ  der  Große  Kurfürst  zu  Protokoll  erklären,  »daß  er  in 
seinen  Landen  niemandem  die  Disposition  über  die  Posten  zugestehe«.  Als 
dann  der  Kaiser  im  Dezember  1659  auf  Drängen  des  Grafen  Taxis  den 
Kurfürsten  von  Brandenburg  auffordern  ließ,  seine  Posten  aufzuheben  und 
die  Reichsposten  in  seinen  Landen  zuzulassen,  antwortete  dieser  im  April 
des  folgenden  Jahres  in  einem  geharnischten  ausführlichen  Schreiben;  und 
als  der  Graf  von  Taxis  in  seiner  Gegenschrift  u.  a.  anführte,  daß  die 
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Territorialposten  des  Kurfürsten  dem  gemeinen  Wesen  sehr  nachteilig  und 
ein  Eingriff,  Mißbrauch  und  schädliche  Neuerung  seien,  beschränkte  sich 
der  Große  Kurfürst  darauf,  den  Kaiser  ganz  untertänig  zu  ersuchen,  er 
möge  »die  hinlängliche  Verordnung  machen,  damit  hinfüro  dergleichen 
höchst  strafbare  injuriose  Schriften  nicht  angenommen  und  der  Graf  Taxis 
sich  in  seinen  Schranken  zu  halten  mit  Ernst  angewiesen  werde«.  Seitdem 
hat  weder  der  Kaiser  noch  das  Haus  Thum  und  Taxis  den  Großen  Kur- 
fürsten in  dieser  Sache  behelligt. 

Wenngleich  danach  das  Haus  Thum   und  Taxis  seinen  Wunsch,  die 
Ausübung  des  Postwesens  in  ganz  Deutschland  zu  erlangen,  nicht  zu  ver- 
wirklichen vermocht  hat,   so  hat  es  ihm  anderseits  nicht  an  Erfolgen  und 
Ehrungen  verschiedenster  Art  gefehlt.    So  erhob  Kaiser  Leopold  im  Jahre 
1695  den  Erb -Generalpostmeister  Eugen  Alexander  von  Thum  und  Taxis 
in  den  Rcichstürstenstand.    Unter  Kaiser  Karl  VII.  wurde  das  Reichs-Erb- 
Generalpostmeisteramt  im  Jahre  1744  zu  einem  Reichs -Thronlehen  erhoben, 
und  das  Haus  Thum  und  Taxis  erreichte  die  Reichsstandschaft  und  Anteil 
an  einer  Reichsgräf liehen  Kurialstimme.    Wenige  Jahre  danach,  1754,  erhielt 
das  Haus  Thum   und  Taxis   eine  Virilstimme  (Einzelstimme)   im  Reichs- 
fürstenrat und   wurde  trotz  des  Widerspruchs    der  meisten  altfürstlichen 
Häuser   in  das  Reichsfürsten  -  Kollegium  eingeführt.     Von  1770  bis  1790, 
schreibt  Matthias,  stand  das  Kaiserliche  Rcichspost-Gcneralat  noch  einmal 
—  im  dreißigjährigen  Kriege  zuerst  —  auf  dem  höchsten  Punkte  seines 
Ansehens  und  Einflusses,  seiner  Macht,  Wirksamkeit  und  Einkünfte.  Von 
allen  Kaisern  und  den  Reichsständen  im  Süden  und  Westen  Deutschlands, 
vor  allem  von  den  drei  geistlichen  Kurfürsten  beschützt,  aufrecht  erhalten 
und  kräftig  bevormundet,  durch  Mandate  des  Reichs- Hof rats  und  durch 
die  Rechtssprüche  und  Exekutionen  des  Reichs- Kammergerichts  von  jeher 
mächtig  und  gewaltsam  unterstützt,  übte  die  Familie  Thum  und  Taxis  ihr 
Erblehn  -  Postmonopol   in   ausgedehntestem  Maße  aus.     Sie  kannte  keine 
Grenzen  ihres  Postgebiets  und  schritt  überall  hin,  wo  kein  Mächtiger  die 
Anträge  ablehnte  oder  die  Fortschritte  hemmte. 

Nach  dem  Tode  Kaiser  Josephs  I.  (P'ebruar  1790)  wußten  sich  verschie- 
dene Reichsstände  der  Taxisschen  Posten  zu  entledigen;  infolge  des  Friedens 
zu  Lüneville  (1801)  verlor  Thum  und  Taxis  ferner  die  Ausübung  der  Post- 
gerechtsame  in  den  an  Frankreich  abgetretenen  Gebietsteilen  auf  dem  linken 
Rheinufer.  Durch  den  Reichs-Deputations-Hauptschluß  zu  Regensburg  vom 
25.  Februar  1803  wurde  sodann  für  das  Haus  Thum  und  Taxis  bestimmt: 
»Übrigens  wird  die  Erhaltung  der  Posten  des  Fürsten  von  Thum  und  Taxis, 
so  wie  sie  konstituiert  sind,  garantiert.  Demzufolge  sollen  die  gedachten 
Posten  in  dem  Zustand  erhalten  werden,  in  dem  sie  sich  ihrer  Ausdehnung 
und  Ausübung  nach  zur  Zeit  des  Lüneviller  Friedens  (1801)  befanden«. 

Durch  die  drei  Jahre  nach  dem  Reichs- Deputations- Hauptschluß  erfolgte 
Abdankung  Kaiser  Franz  II.  wurde  das  Heilige  Römische  Reich  deutscher 
Nation  aufgelöst;  es  konnte  daher  von  da  ab  von  Kaiserlichen  oder  Reichs- 
Posten  nicht  mehr  die  Rede  sein,  und  es  folgt  nunmehr  die  Zeit  der 
Taxisschen  Landesposten.  Die  Bemühungen  des  Hauses  Thum  und  Taxis, 
sich  seinen  durch  den  Reichs-Deputations-Hauptschluß  gewährleisteten  Besitz- 
stand durch  Verträge  mit  den  beteiligten  Regierungen  zu  sichern,  waren  im 
nördlichen  und  mittleren  Deutschland  im  allgemeinen  erfolgreich.  Es 
wurden  zwischen  den  in  Betracht  kommenden  Staaten  und  dem  Hause 
Taxis  teils  Postüberlassungsverträge  abgeschlossen,  wonach  die  Ausübung 
des  Postdiensles  vertraglich  dem  Hause  Taxis  übertragen  wurde,  meist  aber 
Postlehensverträge,  auf  Grund  deren  die  Familie  Thum  und  Taxis  die  Ver- 
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waltung  des  Postwesens  als  erbliches  Mann-Lehen  erhielt.  In  verschiedenen 
Gebieten,  z.  B.  in  beiden  Lippe  und  Waldeck,  traten  die  Taxisschen  Posten, 
nachdem  sie  zeitweilig  aufgehoben  gewesen  waren,  später,  dem  früheren 
Besitzstande  des  Hauses  Thum  und  Taxis  entsprechend,  wieder  ins  Leben. 
In  den  auf  Grund  'des  Reichs- Deputations -Hauptschlusses  an  Preußen  ge- 
kommenen Gebieten  waren  die  Taxisschen  Posten  sogleich  aufgehoben  und 
durch  Landesposten  ersetzt  worden. 

In  Süddeutschland  waren  die  Bemühungen  des  Hauses  Thum  und  Taxis 
um  Aufrechterhaltung  seiner  Posten  nicht  besonders  von  Erfolg  begleitet. 
Allerdings  erhielt  der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  die  bayerischen  Landes- 
posten vom  König  Max  Joseph  durch  Patent  vom  14.  Februar  1806  als 
ein  Erb-Thronlehen  verliehen;  ebenso  wurde  dem  Hause  Thum  und  Taxis 
die  Verwaltung  des  badischen  Postwesens  durch  großherzogliche  Verord- 
nung vom  25.  September  1806  als  Thronlehen  übertragen.  Aber  in  beiden 
Ländern  dauerte  das  Lehensverhältnis  nur  einige  Jahre.  In  Bayern  löste 
die  Regierung  ihr  Verhältnis  zum  Hause  Thum  und  Taxis  schon  im  Jahre 
1808,  indem  sie  die  Post  in  eigene  Verwaltung  nahm  und  die  Familie 
Taxis  durch  umfangreiche  Domänen  und  Zahlung  von  Geldsummen  ent- 
schädigte. In  Baden  richtete  die  Regierung  am  1.  August  181 1  eine  Staats- 
post unter  eigener  Verwaltung  ein,  nachdem  sie  dem  Fiirsten  von  Thum  und 
Taxis  eine  Jahresrente  ausgesetzt  hatte.  In  Württemberg  war  die  Thum 
und  Taxissche  Post  Anfang  1806  bald  nach  der  P'rhehung  des  Landes  zum 
Königreich  ohne  Entschädigung  aufgehoben  und  durch  eine  Staatspost 
ersetzt  worden. 

Bei  den  Verhandlungen  in  Wien  wegen  Neugestaltung  der  politischen 
Verhältnisse  in  Deutschland,  die  zur  Vereinbarung  der  deutschen  Bundes- 
akte vom  8.  Juni  18 15  führten,  wurden  auch  die  deutschen  Postverhältnisse 
eingehend  behandelt.  Bei  dieser  Gelegenheit  ist  auch  von  der  Möglichkeit 
einer  Abschaffung  der  Taxisschen  Posten  die  Rede  gewesen;  in  einem  von 
Preußen  vorgelegten  Entwürfe  der  Bundesakte  hieß  es:  »....wird  festge- 
setzt, daß.  wenn  zur  Zeit  der  wegen  Abfassung  der  organischen  Bundes- 
gesetze vorzunehmenden  Beratung  nicht  für  gut  befunden  werden  sollte, 
das  Taxissche  Postwesen  bestehen  zu  lassen,  dasselbe  dennoch  in  keinem 
Staate  abgeschafft  werden  könne,  ohne  Leistung  des  Ersatzes  des  daraus 
dem  Hause  Taxis  erweislich  zugehenden  Schadens  .  .  .  Der  endgültige 

Text  des  von  dem  Postwesen  handelnden  Art.  17  der  Bundesakte  be- 
stimmte jedoch:  »Das  Fürstliche  Haus  Thum  und  Taxis  bleibt  in  dem  durch 
den  Reichs  -  Deputations  -  Hauptschluß  vom  25.  Februar  1803  oder  durch 
spätere  Verträge  bestätigten  Besitz  und  Genuß  der  Posten  in  den  verschie- 
denen Bundesstaaten  solange,  als  nicht  etwa  durch  freie  Ubereinkunft  ander- 
weitige Verträge  abgeschlossen  werden  sollten.  In  jedem  Falle  werden 
demselben  in  Folge  des  Art.  13  des  erwähnten  Reichs -Deputations -Haupt- 
schlusses seine  auf  Belassung  der  Posten  oder  auf  eine  angemessene  Ent- 
schädigung gegründeten  Rechte  und  Ansprüche  versichert.  Dieses  soll  auch 
da  stattfinden,  wo  die  Aufhebung  der  Posten  seit  1803  gegen  den  Inhalt 
des  Reichs-Deputations-Hauptschlusses  geschehen  wäre,  insofern  diese  Ent- 
schädigung durch  Verträge  nicht  schon  festgesetzt  worden  ist«. 

Gemäß  diesem  Artikel  blieb  die  in  Bayern  und  Baden  gegen  Entschädigung 
erfolgte  Aufhebung  der  Taxisschen  Posten  aufrecht  erhalten.  In  Bayern 
wurde  über  die  früher  bereits  bewirkte  Abfindung  hinaus  durch  die  Ver- 
fassungsurkunde vom  Jahre  1818  die  Ebenbürtigkeit  der  Familie  Thum  und 
Taxis  anerkannt  und  ihr  ein  privilegierter  Gerichtsstand  gewährt,  auch  wurde 
dem  Haupte  der  Familie  Sitz  und  Stimme  in  der  bayerischen  Reichsratskammer 
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verliehen.  Seit  dem  Jahre  1830  gehört  der  Chef  des  Hauses,  der  übrigens  seit 
1899  den  bayerischen  Titel  eines  Herzogs  zu  Wörth  und  Donaustauf  führt,  als 
erblicher  Kron-Oberpostmeister  zu  den  Großbeamten  der  Bayerischen  Krone. 
Entschädigungsansprüche  hatte  das  Haus  Thum  und  Taxis  auf  Grund  des 
Art.  17  der  Hundesakte  hauptsächlich  gegen  Württemberg  und  Preußen  geltend 
zu  machen.    Die  Ansprüche  gegen  Preußen  wurden  durch  einen  Vertrag  vom 
Jahre  1816  geregelt,  wonach  das  Haus  Thum  und  Taxis  gegen  eine  Ent- 
schädigung von  Gütern  —  es  erhielt  die  Herrschaft  Krotoschin  in  Posen  — 
auf  seine  Posten  in  den  an  Preußen  gekommenen  Gebietsteilen  verzichtete. 
Auch  Württemberg  verhandelte   mit  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis 
zunächst  in  dem  Sinne,  daß  die  württembergische  Staatspost  erhalten  bleiben, 
und  dem  Hause  Taxis  eine  Entschädigung  gezahlt  werden  sollte.    Im  Jahre 
18 19  entschloß  sich  der  König  Wilhelm  1.  jedoch,  das  Postwesen  wieder 
durch  das  Haus  Thum  und  Taxis  verwalten  zu  lassen,  und  am  27.  Juli 
desselben  Jahres  kam   ein  Vertrag  zustande,   wonach   diesem  Hause  die 
Würde  eines  Erb-Landpostmeisters  mit  dem  nutzbaren  Eigentum  und  der 
Verwaltung  der  Posten  im  Königreiche  Württemberg  als  Erb- Mann -Thron- 
lehen verliehen  wurde.    Der  Vertrag  trat  am   1.  Oktober  1819  in  Kraft, 
nachdem  der  Chef  des  Hauses  Thum  und  Taxis  kurz  zuvor  zum  erblichen 
Mitgliede  der  Kammer  der  Standesherren  ernannt  worden  war.    Als  Lehens- 
kanon  hatte  der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  von  diesem  Zeitpunkt  ab 
jährlich  70000  Gulden  an  die  Staatskasse  zu  zahlen.    Zur  äußeren  Kenn- 
zeichnung des  landesherrlichen  Übereigentums  der  Posten  war  vorgeschrieben 
worden,   daß  sich  die  Taxisschen  Poststellen  innerhalb  Württembergs  als 
Königl.  Württembergische  Postämter  oder  Postexpeditionen  zu  bezeichnen 
hätten. 

In  den  stürmischen  Jahren  1848  und  1849  hat  sich  die  Nationalver- 
sammlung in  Frankfurt  eingehend  mit  der  Frage  der  Vereinheitlichung  des 
deutschen  Postwesens  beschäftigt;  wäre  dieser  Gedanke  verwirklicht  worden, 
so  hätten  natürlich  auch  die  Taxisschen  Posten  verschwinden  müssen.  In 
der  von  der  Nationalversammlung  beschlossenen  deutschen  Rcichsverfassung 
hieß  es  in  dem  vom  Pestwesen  handelnden  Abschnitt  VIII :  »Die  Reichs- 
gewalt hat  das  Recht  der  Gesetzgebung  und  die  Oberaufsicht  über  das 
Postwesen,  namentlich  über  Organisation,  Tarife.  Transit,  Portoteilung  und 
die  Verhältnisse  zwischen  den  einzelnen  Postverwaltungen.  Dieselbe  sorgt 
für  gleichmäßige  Anwendung  der  Gesetze  durch  Vollzugsverordnungen  und 
überwacht  deren  Durchführung  in  den  einzelnen  Staaten  durch  fortdauernde 

Kontrolle   Die  Reichsgewalt  hat  die  Befugnis,  insofern  es  ihr  nötig 

scheint,  das  deutsche  Postwesen  für  Rechnung  des  Reiches  in  Gemäßheit 
eines  Reichsgesetzes  zu  übernehmen,  vorbehaltlich  billiger  Entschädigung 
der  Beteiligten.«  Eine  solche  Entschädigung  hätte  im  Falle  der  Aufhebung 
der  Einzel -Postverwaltungen  auch  dem  Hause  Thum  und  Taxis  zuteil 
werden  müssen. 

Infolge  des  Scheiterns  der  politischen  Einheitsbestrebungen  der  Jahre 
1848  und  1849  konnte  damals  auch  eine  deutsche  Posteinheit  nicht  zustande 
kommen;  somit  blieben  auch  die  Taxisschen  Posten  bestehen.  Erwähnens- 
wert ist  aber,  daß  die  Beschlüsse  der  Nationalversammlung  in  anderer  Be- 
ziehung für  das  Haus  Taxis  von  Bedeutung  geworden  sind.  In  den  von 
der  Nationalversammlung  beschlossenen,  unterm  27.  Dezember  1848  vom 
Reichsverweser  bekannt  gegebenen  »Grundrechten  des  deutschen  Volkes« 
befand  sich  auch  die  Vorschrift :  »Aller  Lehensverband  ist  aufzuheben.  Das 
Nähere  über  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  haben  die  Gesetzgebungen 
der  Einzclstaaten  anzuordnen.«    Diese  Vorschrift  wurde  von  der  württem- 
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bergischen  Regierung,  die  wegen  vielfacher  Klagen  über  die  Unzulänglich- 
keit der  bestehenden  Posteinrichtungen  schon  vorher  den  Wunsch  gehegt 
hatte,  sich  der  Taxisschen  Posten  zu  entledigen,  dahin  ausgelegt,  daß  diese 
Posten  nunmehr  auch  ohne  Zustimmung  des  Hauses  Thum  und  Taxis  im 
Wege  der  Landesgesetzgebung  aufgehoben  werden  könnten.  Ein  Gesetz  in 
diesem  Sinne  wurde  auch  in  Württemberg  erlassen,  kam  aber  infolge  Ein- 
greifens des  Reichsministeriums  des  Innern,  das  sich  der  württembergischen 
Auslegung  nicht  anzuschließen  vermochte,  nicht  zustande.  Indes  ließ  die 
württembergische  Regierung  den  Gedanken  der  Aufhebung  der  Taxisschen 
Posten  nicht  wieder  fallen,  und  in  der  Tat  kam  am  22.  März  1851  mit  dem 
Hause  Thum  und  Taxis  ein  Vertrag  zustande,  wonach  die  württembergische 
Regierung  vom  1.  Juli  1851  ab  die  Verwaltung  des  Postwesens  wieder  selbst 
übernahm,  nachdem  das  Haus  Thum  und  Taxis  für  das  Aufgeben  des 
Lehensverhältnisses  mit  1300000  Gulden  abgefunden  worden  war. 

Alle  übrigen  Taxisschen  Posten,  gleichviel  ob  sie  auf  Grund  von  Post- 
lehensverträgen oder  auf  Grund  von  Postüberlassungsverträgen  unterhalten 
wurden,  kamen  demnächst  infolge  der  Ereignisse  des  Jahres  1866  in  Weg- 
fall. Unterm  28.  Januar  1867  schloß  Stephan  den  berühmten  Vertrag  ab, 
wonach  das  Haus  Thum  und  Taxis  gegen  eine  Entschädigung  von  3  Millionen 
Talern  »seine  gesamten  Postgerechtsame  in  sämtlichen  Staaten  und  Gebieten, 
in  denen  sich  seither  die  Posten  ganz  oder  teilweise  im  Besitz  und  Ge- 
nüsse des  Fürstlichen  Hauses  befunden  haben«,  vom  1 .  Juli  1867  ab  auf 
den  preußischen  Staat  übertrug.  Den  Titel  »Erb-General-Postmeister«  führt 
der  Chef  des  Hauses  Thum  und  Taxis  auch  heute  noch. 

Nächst  der  Thum  und  Taxisschen  Post  ist  die  älteste  Lehenspost  die- 
jenige des  Grafen  Paar  in  Österreich.    Es  ist  früher  erwähnt  worden,  daß 
Lamoral  von  Thum  und  Taxis,  der  vorher  Inhaber  des  Übrist- Hof  -  Post- 
amts in  Wien  gewesen  war,  im  Jahre  161 5  bei  seiner  Bestellung  als  erb- 
licher Reichs-General-Postmeister  im  Reiche  auf  die  Verwaltung  des  Post- 
wesens in  den  Kaiserlichen  Erblanden  verzichten  mußte.    An  Bemühungen 
des  Hauses  Taxis,  die  Postgerechtsame  in  Österreich  wieder  zu  erlangen, 
hat  es  nicht  gefehlt.    Doch  waren  diese  Bemühungen  ohne  Erfolg,  denn 
Kaiser  Ferdinand  II.  belehnte  im  Jahre  1627  den  Freiherrn  von  Paar,  der 
im   Jahre  1623   das  Kaiserliche  Hof -Postmeister- Amt   in  Österreich  für 
15000  Gulden   und  6  Kutschpferde  von  Hans  Jakob  von  Magno  gekauft 
hatte,  mit  der  Übrist-Hof-  und  Land-Postmeisterwürde  im  ganzen  Erzherzog- 
tum Österreich  und  in  den  Erb- Königreichen  Böhmen  und  Ungarn.  Im 
Jahre  1656  bestätigte  Ferdinand  III.  das  Erb-Postlehen  der  gräflichen  Familie 
von  Paar  als  Kaiserliche  Obristen  -  Hof  -  Postmeister  in  und  außerhalb  der 
Kaiserlichen  Erb- Königreiche  und  Lande;  es  waren  also  damals,  da  das 
Haus  Taxis  bereits  die  Erb-Belehnung  mit  dem  Postwesen  im  Reiche  besaß, 
eigentlich  zwei  Erb -General -Postmeister  in  Deutschland  vorhanden.  Bei 
dieser   Sachlage  kann   es   nicht   wundernehmen,   daß  es  an  Streitigkeiten 
zwischen  den  Familien  Taxis  und  Paar  über  das  Postwesen  nicht  gefehlt 
hat.  doch  hat  das  Haus  Taxis  die  Familie  Paar  nicht  aus  Österreich  zu 
verdrängen  vermocht.    Das  Erblehenrecht  des  Grafen  von  Paar  bestand  bis 
zum  Jahre  1720.   In  diesem  Jahre  wurde  mit  Genehmigung  Kaiser  Karls  VI. 
ein   Vergleich  mit  dem  Grafen  von  Paar  geschlossen,  wonach  dieser  gegen 
eine    Entschädigung   von  90000  Gulden   und   eine  jährliche  Pension  vom 
gleichen  Betrage  auf  seine  Postgerechtsame  verzichtete.    Der  Titel  eines  Erb- 
Ober-Hofpostmeisters  in  Österreich,  Böhmen  usw.   verblieb  dem  Chef  der 
gräflichen  (seit  1769  reichsfürstlichen)  Familie  Paar  und  wird  von  ihm  noch 
heute  geführt. 
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In  Bayern  versuchte  der  Kurfürst  Maximilian  II.  Emanuel  seine 
Landeshoheitsrechte  gegen  die  Ausbreitung  der  Taxisschen  Postgerecht- 
same geltend  zu  machen,  indem  er  im  Jahre  1 69 1  den  Hofratspräsidenten 
von  und  zu  Haimhausen  zum  erblichen  Oberpostmeister  in  Bayern  ernannte. 
Dieses  Vorgehen,  das  der  Kurfürst  mit  dem  Hinweis  auf  das  in  den  Kaiser- 
lichen Erblanden  und  in  anderen  deutschen  Staaten  (Sachsen,  Branden- 
burg usw.)  bestehende  Landespostwesen  begründete,  fand  von  seiten  des 
Hauses  Thum  und  Taxis  lebhaften  Widerstand  und  erregte  den  L'nwillen 
des  Kaisers,  der  dem  Kurfürsten  eröffnen  ließ:  »Er  habe  den  Grafen  von 
Paar  ebensogut  mit  dem  Postamt  belehnen  können  als  die  Familie  Taxis. 
Wenn  aber  ein  Rcichsstand  sich  solches  erlaube,  so  mache  derselbe  einen 
Übergriff  in  das  dem  Kaiser  reservierte  Postregal.  Seine  Majestät  seien 
überhaupt  entschlossen.  Sich  allen  Ernstes  gegen  die  Anmaßung  der  Stände 
bei  Ihrem  reservierten  kaiserlichen  Regale  zu  behaupten,  und  namentlich 
gegen  den  böhmischen  Vasallen  Grafen  von  Haimhausen  mit  gebührender 
Schärfe  zu  verfahren«.  Doch  ließ  sich  der  Kurfürst  durch  diese  und  andere 
kaiserliche  Befehle  nicht  beirren,  wies  vielmehr  im  Jahre  1701  seinen  Ge- 
heimen Rat  an,  das  Postwesen  in  Bayern  nach  dem  Beispiel  anderer  Kur- 
fürsten und  Stände  ohne  weiteren  Vorschub  so  einzurichten,  daß  der  Fürst 
von  Thum  und  Taxis  nichts  damit  zu  schaffen  habe.  Demzufolge  trat  in 
Bayern  am  1.  Februar  1701  eine  Kurfürstliche  Post  ins  Leben;  der  Erb- 
Oberpostmeister  Haimhausen  scheint  sein  Amt  infolge  der  Drohungen  des 
Kaisers  schon  vorher  aufgegeben  zu  haben.  Als  dann  der  spanische  Erb- 
folgekrieg ausbrach,  und  die  bayerischen  Lande  von  österreichischen  Truppen 
besetzt  wurden,  gingen  du-  Landesposten  in  Bayern  ein,  und  die  Taxisschen 
Posten  faßten  dort  wieder  büß. 

In  den  braunschweigischen  Landen  trat  ein  Lehens-Postinstitut  im  Jahre 
1678  ins  Leben;  in  diesem  Jahre  wurde  ein  Italiener  namens  Stechinelh. 
den  Herzog  Georg  Wilhelm  von  Braunschweig -Celle  auf  einer  Reise  nach 
Italien  kennen  und  schätzen  gelernt  hatte,  von  dem  braunschweigischen 
Gesamt-Fürstcnhause  mit  dem  Erb-General-Postrneisteramte  belehnt.  Einige 
Jahre  später,  1082.  verkaufte  Stechinelli  seine  Postgerechtsame  an  den  Grafen 
von  Platen- Hallermund .  der  daraufhin  die  Belehnung  als  Erb-Landespost- 
meister  für  sich  und  seine  männlichen  und  weiblichen  Nachkommen  erhielt. 
Neben  den  Lehensposten  bestanden  in  Braunschweig  -  Wolfenbüttel  aus 
früherer  Zeit  her  Taxissche  Posten;  später  einigten  sich  der  Graf  Platen 
und  das  Haus  Thum  und  Taxis  dahin,  daß  erster  die  fahrenden.  Thum 
und  Taxis  dagegen  die  reitenden  Posten  besorgen  solle.  In  Braunsen weig- 
Lüneburg-Cclle,  dem  späteren  Kurfürstentum  Hannover,  vermochte  sich  das 
Haus  Thum  und  Taxis  dagegen  nicht  zu  behaupten.  Zwar  erklärte  Kaiser 
Leopold  im  Jahre  Kx>S  dem  Kurfürsten  Ernst  August,  daß  er  kraft  kaiser- 
licher Macht  den  Grafen  von  Platen  degradieren  und  alle  nach  dem 
Hannoverschen  laufenden  Briefe  und  Pakete  an  den  Grenzen  zurückhalten 
lassen  werde,  wenn  nicht  die  Platenschen  Lehensposten  aufgehoben ,  und 
Reichsposten  an  ihre  Stelle  gesetzt  würden;  doch  blieb  es  beim  Drohen. 
Und  nachdem  der  Kurfürst  Georg  Ludwig  von  Hannover  17 14  als  Georg  I 
König  von  England  geworden  war,  hatte  der  Streit  zwischen  Thum  und 
Taxis  und  Hannover  überhaupt  ein  Ende.  Die  Aufhebung  des  Platenschen 
Lehenspostwesens  erfolgte  in  Hannover  1736  unter  Georg  II.  gegen  eine 
Entschädigung  von  450000  Talern  und  in  Braunschweig-Wolfenbüttel  un- 
gefähr zu  derselben  Zeit  unter  Herzog  Karl. 

In  Sachsen  wurde  unter  Kurfürst  Friedrich  August  im  Jahre  1698  das 
vordem  durch  den  Staat  verwaltete  Postwesen  dem  Generalmajor  (nachmals 
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General-Feldmarschall)  Geheimen  Rat  und  Kriegspräsidenten  Grafen  von 
Flemming  mit  der  Würde  eines  Erb  -  General  -  Postmeisters  verliehen.  Die 
ganze  Würde  enthielt  jedoch,  wie  Matthias  berichtet,  nur  eine  prunkende 
Hofcharge;  ihr  Inhaber  herrschte  nur  dem  Titel,  nicht  dem  Wesen  nach. 
Schon  1700  verkaufte  der  Graf  von  Flemming  das  Postwesen  um 
160  000  Taler  wieder  an  den  König,  behielt  sich  aber  außer  einer  Pension 
und  einigen  sonstigen  Vorteilen  den  General  -  Postmeister-Titel  vor.  Auf 
den  Titel  verzichtete  er  nicht  lange  danach  gegen  eine  Entschädigung  von 
200  000  Talern. 

In  Preußen  errichtete  Kurfürst  Friedrich  III.  am  15.  Juni  1700  ein 
General  -  Erb  -  Postmeister  -  Amt  für  die  gesamten  Kurbrandenburgisch- 
Preußischen  Lande  und  belehnte  mit  dieser  Würde  den  Grafen  von  Warten- 
berg, der  gleichzeitig  Premier-Minister  war  und  eine  Reihe  anderer  hoher 
Ämter  bekleidete.  Bei  der  Belchnung,  die  am  21.  Juni  1700  in  Gegenwart 
des  Kurfürsten  in  Oranienburg  erfolgte,  hatte  der  neue  Erb-General-Post- 
meister  eidlich  zu  geloben,  er  wolle  »absonderlich  Seiner  Kurfürstlichen 
Durchlauchtigkeit  hohes  Postregal  gebührend  beobachten,  dabei  Seiner 
Kurfürstlichen  Durchlauchtigkeit  Nutzen  und  die  Kommodität  des  Publici 
treulich  suchen,  wenn  von  andern,  Sie  seyen  wer  sie  wollen,  Seine  Kur- 
fürstliche. Durchlauchtigkeit  in  solchem  Ihrem  Postregal  einiger  Eingriff 
getan  werden  sollte,  solches  in  Zeiten  abkehren,  und  unter  Seiner  Kurfürst- 
lichen Durchlauchtigkeit  hohen  Autorität  alle  diensame  Mittel  dawider  zur 
Hand  nehmen,  daß  absonderlich  die  an  Seiner  Kurfürstlichen  Durchlauch- 
tigkeit einkommende  und  unter  dero  hohen  Namen  abgehende  Briefe  sicher, 
uncröffnet  und  schleunig  überkommen,  befördern,  daß  der  Ertrag  und 
Uberschuß  bei  dem  Postwesen  so  hoch  als  es  das  Publikum  nur  einiger 
Gestalt  erleiden  will,  gebracht,  solcher  Uberschuß  auch  gebührend  administriert 
und  berechnet  werde,  behörige  Obacht  tragen,  und  in  diesem  allen,  wie  auch 
sonst  sich  dergestalt  erweisen  und  besagtes  Kurfürstliches  Postregal  derart 
respicieren,  wie  es  einem  getreuen  sorgfältigen  General-Erb-Postmcister  ob- 
lieget und  gebühret«.  Nach  der  Erhebung  Preußens  zum  Königreiche  be- 
stätigte Friedrich  im  Oktober  1701  die  dem  Grafen  von  Wartenberg  ver- 
liehene Erbbelehnung.  Bei  dem  neuen  Amte  handelte  es  sich  mehr  um  ein  Hof- 
amt als  ein  Staatsamt;  die  Belehnung  erfolgte  aus  Rücksichten  der  Repräsen- 
tation und  zugleich  zur  Belohnung  der  von  dem  Grafen  bei  Erlangung  der 
Königswürde  geleisteten  erheblichen  Dienste.  Für  die  Entwicklung  des 
brandenburgisch-preußischen  Postwesens  ist  die  Belehnung  des  Grafen  von 
Wartenberg  ohne  Bedeutung  gewesen.  Der  Graf  selbst  hat  sich  nicht  viel 
um  die  Post  bekümmert,  anderseits  aber  dem  verdienstvollen  Postrat  Grabe, 
dem  Verfasser  der  preußischen  Postordnung  vom  Jahre  17 12,  freie  Hand 
in  seiner  Tätigkeit  gelassen.  Die  Aufhebung  der  preußischen  Lehenspost 
erfolgte  im  Jahre  171 1;  in  diesem  Jahre  wurde  der  Graf  von  Wartenberg 
entlassen  und  aller  seiner  Ämter  entsetzt,  doch  wurde  ihm  eine  jährliche 
Pension  von  24  000  Talern  bewilligt.  Die  Postämter  wurden  durch  einen 
Kabinettsbefehl  vom  7.  März  171 1  der  Verpflichtung  gegen  ihren  vormaligen 
Chef  enthoben.  Bei  der  in  Preußen  noch  jetzt  bestehenden  Würde  eines 
General-Erb-Land-Postmeisters  für  das  Herzogtum  Schlesien,  das  dem  Chef 
des  gräflichen  Hauses  von  Reichenberg- Goschütz  mit  bezug  auf  die  1741 
erfolgte  Verleihung  der  Würde  als  Generalpostmeister  in  Niederschlesien 
1752  verliehen  worden  ist,  handelt  es  sich  lediglich  um  ein  Hofamt. 

Nach  allem  ist  das  Lehenspostwesen  in  der  deutschen  Postgeschichte 
von  nicht  geringer  Bedeutung  gewesen.  Die  Lehensposten  Bayerns, 
Sachsens  und  Preußens  haben  freilich  nur  eine  sehr  kurze  Dauer  gehabt. 
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Im  Gegensatze  dazu  haben  die  Lehensposten  Braunschweigs  und  Hannovers 
beinahe  sechs  Jahrzehnte  bestanden,  und  in  Österreich  hat  die  Paarsche 
Lehenspost  nahezu  ein  Jahrhundert  lang  ihre  Wirksamkeit  ausgeübt.  Weit- 
aus am  wichtigsten  aber  war  das  Thum  und  Taxissche  Lehenspostwesen, 
dessen  Tätigkeit  sich  durch  drei  Jahrhunderte  erstreckt  hat.  Das  Post- 
wesen des  Hauses  Thum  und  Taxis  ist  häufig,  und  gewiß  vielfach  mit 
Recht,  angegriffen  worden.  Es  ist  auch  erklärlich,  daß  eine  Anstalt  wie 
die  Taxissche  Post,  die  als  ein  privates  Großunternehmen  in  erster  Linie 
die  Interessen  des  L'nternehmers  zu  berücksichtigen  hatte,  den  Bedürfnissen 
des  Verkehrs  nicht  immer  zu  folgen  vermocht  hat.  Anderseits  läßt  sich 
aber  nicht  verkennen,  daß  sich  das  Haus  Thum  und  Taxis  um  die  Ent- 
wicklung des  deutschen  Postwesens  große  Verdienste  erworben  hat.  Für 
die  Allgemeinheit  war  namentlich  wichtig,  daß  das  Vorhandensein  der 
Taxisschen  Post  das  Entstehen  zu  vieler  Einzelpostverwaltungen  verhindert 
hat;  die  deutschen  Postverhältnissc  wären  noch  zerrissener  gewesen  als 
sie  es  in  Wirklichkeit  waren,  wenn  alle  Staaten,  in  denen  das  Haus 
Thum  und  Taxis  die  Postgerechtsame  ausübte,  eigene  Landesposten  gehabt 
hätten.  Dieser  Gesichtspunkt  ist  in  einer  Denkschrift  des  preußischen 
General-Postmeisters  Seegebarth  über  die  auf  dem  Wiener  Kongreß  (1815) 
zu  regelnden  Postangelegenheiten  wie  folgt  hervorgehoben  worden.  »So 
sehr  man  in  früheren  Zeiten  gegen  das  Taxissche  Postwesen  wegen  dessen 
Anmaßungen,  statum  in  statu  zu  bilden,  geeifert  hat,  und  so  sehr  jeder 
mächtige  Landesfürst  es  sich  schuldig  bleibt,  das  Postregal  in  seinem  ganzen 
Lim  fang  auszuüben,  so  ist  doch  das  Taxissche  Postwesen  für  die  kleineren 
zersplitterten  Länder  sehr  heilsam.  Es  wird  daher  darauf  zu  dringen  sein, 
das  Taxissche  Postwesen  in  denselben  wieder  ganz  herzustellen,  weil  es 
nach  seinen  Verhältnissen  und  seiner  Erfahrung  am  geeignetsten  dazu  ist.« 

Nach  dem  Wiener  Kongresse  hat  die  Taxissche  Post  noch  mehr  als 
50  Jahre  bestanden.  Als  sie  dann  vom  1.  Juli  1867  ab  durch  den  Vertrag 
mit  Preußen  aufgehoben,  und  damit  das  deutsche  Lehenspostwesen  endgültig 
zu  Grabe  getragen  wurde,  führte  die  Denkschrift,  mit  der  der  Vertrag  dem 
preußischen  Landtage  vorgelegt  wurde,  aus,  daß  sich  die  Taxissche  Post 
bei  früher  nicht  zu  unterschätzenden  Verdiensten  um  das  deutsche  Post- 
wesen überlebt  habe.  »Eine  gesunde  Gestaltung  des  Postwesens  in 
Deutschland«,  hieß  es  in  der  Denkschrift  weiter,  »ferner  eine  wirksame 
Reform  der  auf  internationalen  Verträgen  beruhenden  Postverkehrsbeziehungen 
Deutschlands  mit  fremden  Staaten  ist  unausführbar,  bevor  nicht  die  Be- 
seitigung des  Thum  und  Taxisschen  Lehenspostwesens  erfolgt  ist.  Zweimal 
in  diesem  Jahrhundert,  in  wichtigen  Momenten  der  deutschen  Geschichte, 
ist  die  Erreichung  dieses  Zieles  vergeblich  erstrebt  worden,  1 81 5  und  1848. 
Die  folgenreichen  Ereignisse  des  Jahres  1866  haben  die  Verwirklichung 
auch  dieser,  unter  der  bisherigen  Zersplitterung  Deutschlands  rückständig 
gebliebenen  Frage  in  unsere  Zeit  gerückt.  Kaum  wird  von  irgend  einer 
Seite  die  Gemeinnützigkeit  des  zu  erreichenden  Zieles,  seine  Bedeutung  für 
die  Stärkung  der  Staatskraft,  sein  hoher  Wert  für  die  wirtschaftlichen 
Interessen  der  Nation  und  —  im  Hinblick  auf  die  bevorstehenden  vater- 
ländischen Entwicklungen  —  selbst  seine  historische  Notwendigkeit  in 
Zweifel  gezogen  werden.«  Daß  diese  Auffassung  berechtigt  gewesen  ist. 
beweist  die  glänzende  Entwicklung,  die  das  deutsche  Postwesen  seit  seiner 
Vereinheitlichung  in  der  Norddeutschen  Bundespost  und  später  der  Deutschen 
Reichspost  genommen  hat. 
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Unterwasser- Schallsignale. 

über  den  ersten  an  der  deutschen  Nordseeküste  ausgeführten  erfolg- 
reichen Versuch  mit  Unterwasser-Glockenschallsignalcn  haben  wir  im  Archiv 
1905,  S.  563,  kurz  berichtet.  Inzwischen  hat  diese  für  die  Sicherheit  der 
Seeschiffahrt  bedeutungsvolle  Signaleinrichtung  eine  weitere  Ausgestaltung 
und  ausgedehntere  Anwendung  gefunden.  Hierüber,  wie  über  die  Ent- 
wicklung der  Einrichtung  überhaupt  und  über  die  bei  ihrer  Anwendung 
gemachten  günstigen  Erfahrungen,  enthält  eine  vom  Kapitän  zur  See 
Schlieper  im  1.  Hefte  der  Marine- Rundschau  für  1907  veröffentlichte  Ab- 
handlung bemerkenswerte  Angaben.  Mit  Genehmigung  der  Schriftleitung 
der  Marine- Kundschau  bringen  wir  die  Abhandlung  hier  unverkürzt  zum 
Abdruck. 

Die  Tatsache,  daß  der  Schall  sich  durch  das  Wasser  schnell  und  vor 
allen  Dingen  gleichmäßig  fortbewegt,  ist  nicht  erst  in  neuester  Zeit  erkannt 
worden;  wohl  aber  dürfen  die  Nordamerikaner  das  Recht  für  sich  bean- 
spruchen ,  die  Signalmethode  durch  das  Wasser  vor  einigen  Jahren  in  aus- 
gedehnterem Maße  für  die  Navigierung  bei  Nebel  praktisch  angewandt  zu 
haben. 

In  Deutschland  fanden  bemerkenswerte  Untersuchungen  über  Schall- 
signale im  Wasser  schon  im  Jahre  1895  unter  Beteiligung  des  Marine- 
Baurats  Peck  (Reichs- Marine- Amt)  und  1900  seitens  des  Baurats  Körte 
(Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten)  statt,  die  einen  gewissen  Aufschluß 
über  das  Wesen  der  Schallfortpflanzung  erbrachten. 

Uber  die  amerikanische  Unterwasser -Schallsignalmethode  Mundy-Gray 
gelangten  im  Jahre  1901  die  ersten  Nachrichten  zu  uns,  im  Sommer  1904 
folgten  dann  besonders  eingehende  Berichte  von  Kapitänen  des  Norddeutschen 
Lloyd  über  praktische  Verwendung  des  Systems,  die  einen  allgemeinen 
Überblick  über  das  Wesen  und  die  Handhabung  dieses  neuen  Signalmittels 
gestatteten.  Die  Amerikaner  hatten  nämlich  inzwischen  auf  einer  Reihe 
von  Feuerschiffen  Unterwasser -Schallsignalstationen  errichtet,  die  von  ent- 
sprechend ausgerüsteten  Dampfern  der  Metropolitan- Dampfschiffsgesellschaft 
zur  Unterstützung  der  Navigierung  bei  Nebel  praktisch  ausgenutzt  wurden. 
Den  Berichterstattern  wurde  die  Schallsignalmethode  sowohl  gelegentlich 
einer  Fahrt  wie  auch  in  den  Werkstätten  der  Submarine- Signal -Company 
vorgeführt,  wodurch  sie  sich  persönlich  von  dem  Werte  derselben  überzeugen 
konnten. 

Die  Schallsignalmcthodc  basiert  nun  auf  folgendem.  Wird  irgend  ein 
Gegenstand  im  Wasser  zum  Ertönen  gebracht,  z.  B.  ein  Metallstück  durch 
Anschlag,  so  übertragen  sich  die  Schwingungen  dieses  Gegenstandes  auf 
das  umschließende  Wasser,  und  die  Schallwellen  ziehen  auch  ein  ihnen  be- 
gegnendes Hindernis,  z.  B.  eine  Schiffswand,  in  Mitleidenschaft.  Die  Bord- 
wand wieder  verursacht  Schallwellen  im  Schiffsinneren,  und  so  kann  man 
sich  vorstellen,  daß  das  menschliche  Ohr,  in  der  Nähe  der  schwingenden 
Bordwand  befindlich,  den  Ton  jenes  im  Wasser  angeschlagenen  Gegenstandes 
aufnimmt. 

Die  Amerikaner  haben  nun  als  Tonerzeuger  eine  Glocke  gewählt,  die, 
frei  im  Wasser  hängend,  durch  den  mittels  Dampfkraft,  Preßluft,  Elektri- 
zität oder  durch  die  Hand  angetriebenen  Klöppel  angeschlagen ,  bestimmte 
Signalzeichen  gibt.  Große  Schwierigkeiten  und  viele  Kosten  hat  es  ver- 
ursacht, die  zur  Erziclung  eines  klaren,  metallisch  reinen  Klanges  erforder- 
liche richtige  Glockenform  zu  finden,   bei  der  im  besonderen  der  wulstige 
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Rand  auffällt.  Auch  hat  es  vieler  Versuche  und  großer  Mühe  bedurft,  das 
Problem  einer  genauen  VVeiterleitung  auf  das  menschliche  Ohr  zu  lösen. 
Bei  der  Lösung  dieser  wichtigsten  Frage  hat  der  amerikanische  Unterneh- 
mungsgeist sich  große  Verdienste  erworben.  Denn  wenn  auch  die  Auf- 
nahme des  erzeugten  Tones  durch  die  Bordwand  selbst  oder  durch  über 
Bord  gehängte  Drähte  usw.  möglich  war,  so  war  diese  Weitergabe  doch  nur 
höchst  unvollkommen  und  für  die  praktische  Ausnutzung  im  Interesse 
der  allgemeinen  Schiffahrt  in  dieser  Form  nicht  zu  verwerten. 

Der  Schaffung  eines  geeigneten  Apparats  am  Schiffskörper  selbst,  der 
in  sinnreicher  Weise  den  Schall  auf  das  menschliche  Ohr  weiterzuleiten  ver- 
mag, ist  es  hauptsächlich  zu  verdanken,  daß  die  Unterwasser- Schallsignale 
zur  Zeit  bereits  eine  gewisse  Bedeutung  errungen  haben.  —  Die  Submarine- 
Signal -Company  in  Boston  verwendet  hierzu  die  sogenannten  Aufnehmer- 
tanks, die  zwischen  zwei  Spanten  ungefähr  3  bis  4  m  unter  der  Wasserlinie 
an  der  Innenseite  der  Bordwand  derartig  angebracht  sind,  daß  das  kcssel- 
förmige  Gehäuse,  mit  einer  Kochsalzlösung  gefüllt,  durch  nichtleitende 
Zwischenlagen  fest  gegen  die  Außenhaut  abgedichtet  ist.  Der  Tank  enthält 
ferner  in  seinem  Inneren  zwei  Mikrophone  (das  eine  als  Kontrolle),  die  zur 
Aufnahme  und  Verstärkung  der  von  der  Bordwand  an  die  Flüssigkeit  im 
Tank  weitergegebenen  Schallschwingungen  des  Wassers  bestimmt  sind. 

Die  Mikrophone  im  Tank  übertragen  die  aufgefangenen  Schallschwin- 
gungen mittels  Drahtleitungen  nach  dem  Empfängerapparate  des  Hörraums, 
welch  letzter  je  nach  der  Einrichtung  des  Schiffes,  möglichst  unbeeinflußt 
von  Außengeräuschen,  auf  der  Kommandobrücke  oder  sonstwo  an  Deck 
eingerichtet  ist.  Zwei  Telephone  stellen  den  Empfängerapparat  dar,  der  im 
allgemeinen  wie  ein  gewöhnlicher  Fernsprecher  benutzt  wird.  Ein  beson- 
derer Umschalter  ermöglicht  es,  daß  der  Empfänger  entweder  mit  dem 
Steuerbord-  oder  dem  Backbordtank  verbunden  wird  und  somit  abwechselnd 
die  entsprechenden  Schallschwingungen  aufzunehmen  vermag.  Der  Vorzug 
der  vorbeschriebenen  Tanks  besteht  darin ,  daß  die  eintreffenden  Schallwellen 
nur  in  geringem  Maße  geschwächt  oder  abgelenkt  werden,  und  daß  sie  durch  die 
oben  genannten  empfindlichen  Apparate  nach  dem  Beobachter  weitergeleitet 
werden  können.  Die  Tatsache,  daß  sie  dauernd  und  fest  mit  der  Bord- 
wand verbunden  sind  und  zur  Anstellung  von  Beobachtungen  nicht  erst 
vorbereitet  werden  müssen,  ist  ein  weiterer  Vorzug.  Die  Tanks  sind  gleich- 
sam zwei  Ohren,  die  man  von  innen  an  der  Bordwand  befestigt  hat.  Ge- 
rade für  dieses  Tankprinzip  hat  die  Submarine-Signal-Company  das  Patent 
erworben  und  es  für  Deutschland,  Belgien,  Holland  und  Rußland  an  den 
Norddeutschen  Lloyd  weiter  verkauft. 

Um  nun  kurz  die  Anstellung  der  Beobachtungen  zu  erläutern,  sei  das 
Folgende  bemerkt.  Glaubt  man  in  den  Bereich  der  Hörweite  der  in  Be- 
trieb gesetzten  Unterwasser- Schallsignalglocke  eines  Feuerschiffs  usw.  ge- 
kommen zu  sein,  so  schaltet  man  zunächst  den  Empfängerapparat  auf  den 
Tank  derjenigen  Seite,  auf  welcher  der  Signalgeber  vermutet  wird.  Der 
Beobachter  wird  meistens  zuerst  nur  ein  Sausen  vernehmen,  das  von  dem 
Bugwasser  oder  sonstigen  Nebengeräuschen  herrührt.  An  diese  muß  sich 
der  Neuling  erst  gewöhnen,  ehe  es  ihm  gelingt,  den  metallischen  Klang 
der  Unterwasser- Schallsignalglocke  herauszufinden.  Da  die  Richtung,  in 
welcher  die  Glocke  zu  gewärtigen  ist,  nicht  genau  bekannt  sein  kann,  be- 
darf es  beim  Beginne  der  Beobachtungen  eines  öfteren  Ruderlegens  und 
Umschaltens  so  lange,  bis  der  Glockenton  vernommen  wird.  Hier  sei 
gleich  hervorgehoben,  daß  die  Töne  am  besten  zu  hören  sind,  wenn  sich 
das  Unterwasser -Schallsignal  querab  oder  etwas  vorlicher  als  querab  des 
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beobachtenden  Schiffes  befindet.  Die  Stärke  des  Tones  nimmt  entsprechend 
der  Veränderung  der  Schallrichtung  zur  Kursrichtung  ab.  Bei  dem  zweiten 
Striche  von  der  Kielrichtung  verschwindet  er  meist  ganz.  Im  allgemeinen 
ist  anzunehmen,  daß  auf  größere  Entfernungen  der  Ton  nur  auf  einer 
Seite  wahrgenommen  wird,  während  in  größerer  Nähe,  je  nach  der  Lage 
der  Geberstation  zum  Kurse  des  Schiffes,  mit  dem  Aufnehmertank  der 
einen  Seite  auch  die  Schallwellen  einer  der  gegenüberliegenden  Seite  zuge- 


Fig.  i. 


/  Ä 


4     Günstigster  WinkeL 


M_j 


Mit  Steuerbord  -  Empfänger  Glocke  zuerst  gehört 
Schiff  dreht  nach  Steuerbord.    Töne  werden  stärker. 


kehrten  Signalstation  gehört  werden  können.  Um  nun  nach  zweifellosem 
Erkennen  des  Unterwasser -Schallsignals  auch  seine  Richtung  auszumachen, 
würde,  wenn  solches  z.  B.  mit  dem  Steuerbord -Empfänger  gelungen,  das 
Schiff  langsam  nach  Steuerbord  zu  drehen  sein.  Wird  der  Ton  stärker, 
so  ist  anzunehmen,  daß  beim  erstmaligen  Hören  das  Signal  etwas  achter- 
licher als  dwars  gelegen  hat  und  nun  beim  Weiterdrehen  in  eine  günstigere 
Lage  kommt  (Fig.  i).  Allmählich  wird  der  Ton  wieder  schwächer  werden, 
bis  er  gegebenenfalls   ganz   verschwindet.     Ergibt  jetzt  ein  Umschalten 

Fig.  2. 


Uni r Glocke, 


Schiff  dreht  weiter  nach  Steuerbord.   Ton  im  Steuerbord- Empfänger  Yerschwindet. 
Mit  Backbord -Empfänger  noch  nichts  zu  hören. 


des  Empfängers,  daß  an  Backbord  nichts  zu  hören  ist,  so  ist  anzunehmen, 
daß  der  Kurs,  den  das  Schiff  beim  Verschwinden  des  Signals  hatte,  auf 
ungefähr  2  Strich  genau  auf  die  Signalstation  zuführt  (Fig.  2).  Durch 
weiteres  Drehen  nach  Steuerbord  wird  das  Signal  schließlich  von  dem 
Backbord -Empfänger  gehört  werden.  Die  Mittellinie  des  toten  Sektors,  in 
dem  weder  mit  dem  Steuerbord-  noch  dem  Backbord -Empfänger  Töne 
hörbar  waren,  stellt,  theoretisch  genommen,  die  Richtungslinie  nach  dem 
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Signalgeber  dar  (Fig.  3).  Steuert  man  die  Signalstation  in  dieser  Richtungs- 
linie direkt  an,  so  wird  bei  näherer  Entfernung  der  Augenblick  kommen, 
in  welchem  man  sowohl  mit  dem  Steuerbord-  als  auch  Backbord-Empfänger 
die  Töne  hört,  nachdem  man  sich  vorher  zur  Kontrolle  durch  entsprechen- 
des Ausscheren  von  der  ungefähren  Lage  weiter  überzeugt  hat.  Man  hat 
also  vermittels  der  Umschalter  die  Möglichkeit,  aus  dem  Unterschiede  der 
größeren  oder  geringeren  Hörbarkeit  auf  die  Lage  des  Signalgebers  zum 
Schiffskursc  Schlüsse  zu  ziehen. 

Soweit  die  Theorie.  Nach  den  dargelegten  Grundsätzen  wird  sich  im 
allgemeinen  die  Ausmachung  des  Signals  und  seiner  Richtung  abspielen.  Das 
Maß  der  Obereinstimmung  der  Empfindlichkeit  der  beiden  Mikrophone  ist 
bestimmend  für  den  Grad  der  Genauigkeit ,  mit  dem  man  die  Richtungs- 
ermittlung vornehmen  kann.  Es  bedarf  ferner  keiner  besonderen  Ausfüh- 
rung, daß  gute  und  geschulte  Ohren  hier  wesentlich  für  den  Erfolg  von 
Bedeutung  sind;   nicht  minder  ist  es  der  gewählte  Ort  für  den  Hörraum, 


Auf  größere  Kntlcrnungen:  A  Ii  1)  toter  Sektor  —  nichts,  zu  hören. 
Auf  kleinere  Fiitferiiungeii:  Im  A  Ii  I)  -  Sektor  gleichmäßig  starkes  Hören 
sowohl  mit  Steuerbord-  als  mich  mit  Backbord  -  Empfänger. 


der  nach  Möglichkeit  von  Außengeräuschen  isoliert  werden  sollte,  genau 
so  wie  es  für  andere  Telephonräume  zu  geschehen  pflegt.  Des  weiteren  ist 
die  Wahl  des  Platzes  für  Anbringung  der  Tanks  von  Wichtigkeit.  Auf 
großen  Schiffen  liegen  die  Verhältnisse  insofern  günstiger,  als  die  im  Vor- 
schiff anzubringenden  Tanks  auch  bei  stark  stampfendem  Schifte  noch  so 
tief  liegen,  daß  die  betreffende  Stelle  der  Bordwand  genügend  vom  Wasser 
umspült  ist.  Auch  das  mehr  oder  weniger  störende  Geräusch  des  Bug- 
wassers tritt  naturgemäß  bei  großen  Schiffen  nicht  so  in  die  Erscheinung 
wie  bei  kleineren  Fahrzeugen .  deren  Bug  beim  starken  Arbeiten  zeitweise 
ganz  aus  dem  Wasser  herauskommt,  wodurch  dann  die  Schallaufnahme 
vorübergehend  gestört  werden  kann. 

Was  nun  die  ersten  bei  uns  in  Deutschland  vorgenommenen  praktischen 
Versuche  im  Interesse  der  allgemeinen  Schiffahrt  anlangt,  so  ist  zu  be- 
merken, daß  im  Jahre  1905  von  der  ausführenden  Fabrik  des  Norddeutschen 
Lloyd,   der   Norddeutschen  Maschinen-   und  Armaturen- Fabrik  (Bremen). 
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Unterwasser  -  Schallsignalglocken  auf  den  Feuerschiffen  »Außenweser«. 
»Elbe  I«  und  »Gabelsflach«  sowie  im  Herbst  1906  auf  »Außenjade«  ange- 
bracht worden  sind,  wahrend  eine  Reihe  größerer  Dampfer  unserer  Haupt- 
reedereien mit  Mikrophon-Empfängerapparaten  ausgerüstet  wurde.  Auf  den 
Feuerschiffen  » Außenwescr«,  »Elbe  I«  und  »Gabelsflach«  hängt  die  Unterwasscr- 
Schallsignalglocke  außenbords  an  einer  Kette,  ungefähr  6  m  tief  im  Wasser. 
Günstiger  erscheint  die  Aufhängung  der  Glocke  für  den  Nichtgebrauchsfall 
in  einem  durch  das  Schiff  gehenden  Schachte  und  ihr  Ausfahren  unter  den 
Kiel  erst  im  Gebrauchsfalle,  da  hierdurch  eine  ungestörte  Signalabgabe 
auch  bei  stärkerem  Arbeiten  des  Feuerschiffs  und  vor  allen  Dingen  bei 
Eisgang  gewährleistet  wird.  Auf  Feuerschiff  »Außenjade«  ist  die  Glocke 
in  dieser  Weise  aufgehängt,  auch  für  die  neuen  Feuerschifte  »Norderney«, 
»Amrum-Bank«  und  »Fehmarn -Belt«  sind  solche  Schächte  vorgesehen. 
Der  Klöppel  der  Glocke  wird  durch  Hand.  Dampfkraft,  Preßluft  oder 
elektrisch  betätigt.  Verschieden  gewählte  Tongruppen  geben  den  Feuer- 
schiffen die  betreffende  Kennung,  so  z.  B.  Gruppen  von  fünf  Schlägen  für 
»Weser« -Feuerschiff,  neun  für  »Außenjade«  usw. 

Die  Kapitäne  der  in  Frage  kommenden  Dampfer  haben,  in  dankens- 
werter Weise  den  Aufforderungen  in  den  »Nachrichten  für  Seefahrer«  fol- 
gend, eine  Reihe  von  Beobachtungen  angestellt,  die  über  die  Hörbarkeit, 
Möglichkeit  der  Richtungsbestimmung  und  sonstige  wünschenswerte  Daten 
Auskunft  geben. 

Zum  Schlüsse  seien  noch  kurze  Auszüge  aus  den  günstig  lautenden  Schiffs- 
berichten wiedergegeben. 

1.  Dampfer  »Deutschland«,  Hamburg- Amerika  Linie.  10.  August  1905, 
auf  der  Ausreise:  Bei  15  Seemeilen  Fahrt  hörte  er  Unterwasser-Schallsignal- 
glocke des  »Weser«  -  Feuerschiffs  auf  5  Seemeilen  4  Strich  an  Backbord, 
bis  die  Töne  bei  2 l/'a  Strich  Backbord  achtern  verschwanden.  Auf  1 1  ._,  See- 
meilen Abstand  wurde  auch  der  Schraubenschlag  eines  passierenden  Dampfers 
gehört. 

2.  Dampfer  »Amerika«,  Hamburg- Amerika  Linie,  11.  Oktober  1905, 
auslaufend:  Unterwasser- Schallsignalglocke  des  »Weser«  -  Feuerschiffs  auf 
6  3/4  Seemeilen  gehört. 

3.  Dampfer  »Kaiser  Wilhelm  II«.  Norddeutscher  Lloyd,  12.  März  1906. 
einlaufend:    Bei   etwa   14  Seemeilen   Fahrt,   dichtem  Nebel,   auf    10  See- 
meilen Unterwasser- Schallsignalglocke   mit   Steuerbord  -  Empfänger  gehört; 
1  Strich  nach  Steuerbord  Kurs  geändert,   dann   mit  Backbord- Empfänger 
gehört.    Richtungsermittlung  stimmte. 

4.  Dampfer  »Kaiser  Wilhelm  der  Große»  ,  Norddeutscher  Lloyd,  23.  Ok- 
tober 1906,  auslaufend,  mit  voller  Kraft:  Zuerst  auf  4,5  Seemeilen  Unterwasser- 
Schallsignalglocke  des  Feuerschiffs  »Außenjade«*),  kurz  darauf  diejenige 
vom  »Weser«  -  Feuerschiffe  gehört.  Bei  aufmerksamer  Beobachtung  keine 
Verwechslung  der  beiden  Signale. 

5.  Dampfer  »Kaiserin  Auguste  Viktoria«,  Hamburg- Amerika  Linie, 
6.  November  1906,  auslaufend :  Unterwasser-Schallsignalglocke  vom  »Weser«- 
Feuerschiff  auf  6'/.,  Seemeilen  deutlich  gehört,  Ton  verschwand  ungefähr 
6  Strich  achterlicher  als  dwars.  Glockentöne  vom  Feuerschiff  »Außenjade« 
auf  8  Seemeilen  besonders  gut. 

*;i  Feuerschiff  »Außenjade-   liegt  etwa  5  Seemeilen  vom   »Weser«  -  Feuerschiff 
entfernt. 
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6.  Dampfer  »Rhein«,  Norddeutscher  Lloyd.  3.  Oktober  1906,  auf  Heim- 
reise: Unterwasser- Schallsignalglocke  des  »Weser«  -  Feuerschiffs  1  Strich 
Backbord  voraus  deutlich  auf  6  Seemeilen  gehört. 

7.  Die  deutschen  und  dänischen  Postdampfer  der  Linie  Kiel-Korsör 
ermittelten  bei  voller  Fahrt  (etwa  15  Knoten)  eine  Hörweite  der  auf  Feuer- 
schiff »Gabelsflach«  befindlichen  Unterwasser -Schallsignalglocke  auf  1  bis 
2  Seemeilen,  und  zwar  ohne  Empfängerapparate,  lediglich  durch  Horchen 
aus  dem  Schiffsräume.  Die  Berichte  empfehlen,  bei  Anstellung  solcher  Be- 
obachtungen, wie  sie  seinerzeit  in  den  »Nachrichten  für  Seefahrer«  vor- 
geschlagen wurden,  das  Ohr  der  Bordwand  nicht  zu  nahe  zu  bringen. 
Auch  eine  allgemeine  Richtungsbestimmung  sei  möglich  gewesen. 

Inzwischen  sind  noch  weitere  Erfahrungen  bekannt  geworden,  die  auf 
Dampfern  des  Norddeutschen  Lloyd  im  Jahre  1907  mit  den  Unterwasser- 
Signalen  gemacht  worden  sind. 

Dem  Dampfer  »Rhein«  haben  bei  seiner  im  Mai  ausgeführten  Reise 
die  Unterwasser-Glockensignale  des  Nantucket-Feuerschiffs  wertvolle  Dienste 
geleistet.  Bei  der  Ansteuerung  des  Feuerschiffs  herrschte  dichter  Nebel, 
leichter  Südwind  und  mäßiger  Seegang.  Zuerst  wurden  die  Signale  an 
Steuerbord  voraus  gehört  und  sofort  deutlich  erkannt.  Durch  verschiedene 
Kursänderungen  konnte  der  Kapitän  alsdann  bis  auf  einen  Strich  genau 
die  Peilung  des  Feuerschiffs  feststellen.  Wie  sich  später  ergab,  betrug  die 
Entfernung  beim  ersten  Hören  ungefähr  6  Meilen.  Das  Nebelhorn  des 
Feuerschiffs  wurde  erst  auf  ungefähr  2  Meilen  gehört. 

Der  Kapitän  des  Dampfers  »Kaiser  Wilhelm  der  Große«  berichtet  von 
einer  Reise  nach  New  York   folgendes:    »Am   2.  März  6  Uhr  45  Minuten 
morgens  wurden  von  uns  die  Unterwasserglocken  des  »Fire  Island«-Feuer- 
schiffs  an  Steuerbord,  und  zwar  (wie  sich  später  herausstellte)  in  einem  Ab- 
stände von  12  Seemeilen  zuerst  gehört,  und  es  war  die  Charakteristik  so- 
fort   auszumachen.      Es   herrschte    dichter   Nebel.     Das   Schiff  machte 
6  Knoten  Fahrt;   der  Wind  war  Süd,   die  See  mäßig  bewegt.    Bis  dahin 
war  alle  zehn  Minuten  gelotet  worden,  und  wir  hätten  nach  diesen  Lotungen 
das  Feuerschiff   ungefähr  einen  Strich  an  Steuerbord  voraus  in  Sicht  be- 
kommen müssen.    Wie  sich  aber  später  herausstellte,  waren  die  Lotungen 
unzutreffend;   »Kaiser  Wilhelm  der  Große«  stand  ungefähr  12  Seemeilen 
südlicher.    Der  gesteuerte  Kurs   war  West  R./W.    Wir  drehten   nun  das 
Schiff  langsam  nach  Steuerbord,   um  so  das  Feuerschiff  recht  voraus  zu 
bringen.    Auf  Nord-Kurs  R./W.   hörten   wir  die   Unterwassersignale  auf 
beiden  Seiten,   also  jetzt  das  Feuerschiff  in  Peilung  recht  voraus.  Dieser 
Kurs   wurde  bis  zum  Passieren  beibehalten.    In  einem  Abstände  von  un- 
gefähr 5  Seemeilen   wurden  die  Signale  von  uns  nicht  mehr  gehört;  sie 
wurden  jedoch,  nachdem  das  Schiff  eine  Meile  gelaufen  war,  also  in  einem 
Abstände  von  ungefähr  4  Meilen  vom  Feuerschiffe,  wieder  klar  und  deut- 
lich wahrgenommen. 

Der  Apparat  arbeitete  gut,  so  daß  ich  behaupten  möchte,  daß  die 
Stärke  der  Schallwellen  im  Abstände  von  12  Seemeilen  ebenso  klar  und 
deutlich  war,  wie  in  unmittelbarer  Nähe  des  Feuerschiffs«. 


HERUM.     GEDRIÜK1   IN   OER  P I  ICIIMiHI  CKEREI. 
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Die  Beratungen   des   in  Rom   abgeschlossenen  Weltpost- 
vertrags und  seiner  Nebenabkommen  im  Reichstage. 

Dem  deutschen  Reichstage  sind  in  der  Sitzung  vom  11.  Mai  1907  der 
in  Rom  am  26.  Mai  1900  abgeschlossene  Weltpostvertrag  nebst  Schluß- 
protokoll sowie  die  zugehörigen  Nebenabkommen,  betreffend 

r.  den  Austausch  von  Briefen   und  Kästchen  mit  Wertangabe,  nebst 
Schlußprotokoll, 

2.  den  Postanweisungsdienst,  nebst  Schlußprotokoll, 

3.  den  Austausch  von  Postpaketen,  nebst  Schlußprotokoll, 

4.  den  Postauftragsdienst, 

5.  den  Postbezug  von  Zeitungen  und  Zeitschriften,  .  x 

nach  Zustimmung  des  Bundesrats  zur  verfassungsmäßigen  Beschlußnahme  * 
vorgelegt  worden.  — " 

Den  Vertragsurkunden  war  eine  erläuternde  Denkschrift  beigegeben.  * 
Da  im  Archiv  1906,  S.  433  ff.,  über  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse 
des  Postkongresses  in  Rom  eingehend  berichtet  worden  ist,  sollen  hier  nur 
die  Teile  der  Denkschrift,  Welche  die  beiden  wichtigsten  Fragen,  die 
Regelung  der  Transitentschädigungen  für  die  Briefpost  und  die  Ermäßigung 
des  internationalen  Briefportos,  behandeln,  wiedergegeben  werden. 

»Die  Lösung  der  ersten  Frage  —  so  heißt  es  in  der  DentecTinft  — 
war  schon  auf  dem  Kongreß  in  Washington  versucht  worden.  Dieser 
Kongreß  stand,  da  erst  kurz  vorher  (1896)  Gewichtsermittlungen  über  den 
Durchgangsbriefverkehr  stattgefunden  hatten,  unter  dem  frischen  Eindrucke 
der  mit  solchen  Ermittlungen  verbundenen  Belästigung  des  Dienstbetriebs 
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und  der  Schwierigkeit  einer  richtigen  Feststellung  der  Transitleistungen. 
Er  beschloß  daher,  von  neuen  Ermittlungen  abzusehen  und  die  Ergebnisse 
der  Zählung  vom  Jahre  1896  den  weiteren  Zahlungen,  die  fortschreitenden 
Ermäßigungen  unterliegen  sollten,  zugrunde  zu  legen.  Man  hoffte  auf 
diesem  Wege  zu  einer  Beseitigung  der  Vergütungen  für  den  Landtransit 
zu  gelangen  und  die  Entschädigungen  für  den  Seetransit,  auf  deren  Weg- 
fall wegen  der  entgegenstehenden  Verträge  mit  den  Schiffsgesellschaften  in 
absehbarer  Zeit  nicht  zu  rechnen  ist.  auf  ein  möglichst  geringes  Maß  herab- 
zusetzen. Inzwischen  hatten  sich  jedoch  die  Ansichten  vielfach  geändert. 
Auf  dem  Kongreß  in  Rom  zeigte  sich  die  Mehrzahl  der  Haupttransitländer 
nicht  geneigt,  auf  ihre  Einnahmen  aus  dem  Landtransit  zu  verzichten;  sie 
vertrat  sogar  den  Standpunkt,  daß  die  Vergütungen  den  Leistungen  der 
Verwaltungen  möglichst  genau  entsprechen  müßten.  Da  unter  diesen  Um- 
ständen die  Wiedereinführung  von  Transitermittlungen  nicht  zu  umgehen 
war,  kam  es  darauf  an,  dahin  zu  wirken,  daß  sie  nicht  zu  häufig  und  in 
den  einfachsten  Formen  vorgenommen  werden.  Dem  englischen  Vorschlag, 
eine  Zahlung  alle  drei  Jahre  stattfinden  zu  lassen,  setzte  Deutschland  nach- 
drücklichen Widerspruch  entgegen,  und  es  gelang  schließlich,  einen  Kongreß- 
beschluß herbeizuführen,  wonach  die  Ermittlungen  nur  alle  sechs  Jahre 
anzustellen  sind.  Ausnahmsweise  ist  der  russischen  und  der  japanischen 
Postverwaltung  das  Recht  eingeräumt  worden,  die  Erhebungen  über  die 
auf  der  sibirischen  Eisenbahn  und  der  japanischen  Eisenbahn  in  der  Mand- 
schurei beförderten  Briefsendungen  in  kürzeren  Zeiträumen  (alle  drei  Jahre) 
vorzunehmen,  da  sich  der  Umfang  des  Briefverkehrs  auf  diesen  Bahnen 
noch  nicht  übersehen  läßt. 

Auch  die  Bemühungen,  die  Transitcrmittlungen  möglichst  zu  verein- 
fachen, sind  von  Erfolg  begleitet  gewesen.  Bei  dem  sogenannten  ge- 
schlossenen Transit,  d.  h.  beim  Austausche  der  Briefsendungen  zwischen 
zwei  nicht  benachbarten  Postverwaltungen  in  Säcken  oder  Paketen,  die 
von  den  Zwischenverwaltungen  nicht  geöffnet  werden,  wird  nicht  mehr 
das  Reingewicht  der  Sendungen,  sondern  nur  noch  das  Rohgewicht  des 
Briefkartenschlusses  festgestellt,  wobei  für  den  Verpackungsstoff  und  die 
nichttransitpflichtigcn  Sendungen  (Postanweisungen,  Antwortteile  der  Post- 
karten mit  Antwort,  portofreie  Sendungen  usw.)  10  v.  H.  abgezogen 
werden.  Die  in  offenem  Transit  zwischen  zwei  nicht  benachbarten  Post- 
verwaltungen ausgetauschten  Briefsendungen,  d.  h.  Sendungen,  die  in 
Kartenschlüsse  auf  ein  Zwischenland  aufgenommen  werden,  sollen  nicht 
mehr  getrennt  nach  Bestimmungsländern  gewogen  werden ,  sondern  es  findet 
eine  Vergütung  für  die  einzelne  Sendung  nach  einem  festen  Satze  ohne 
Rücksicht  auf  Bestimmungsland  und  Gewicht  statt. 

Die  Herabsetzung  der  Transitvergütungen  für  Briefsendungen,  die  auf 
dem  Kongreß  in  Washington  begonnen  war,  ist  vom  Kongreß  in  Rom 
fortgesetzt  worden.  Beim  Landtransit  bis  zu  3000  km  und  beim  See- 
transit bis  zu  300  Seemeilen  Entfernung  sind  fortan  statt  1  Franken 
70  Centimen  für  das  Kilogramm  Briefe  und  Postkarten  und  21  '/4  Centimen 
für  das  Kilogramm  Drucksachen.  Warenproben  und  Geschäftspapiere  nur 
I  Franken  50  Centimen  und  20  Centimen  zu  vergüten.  Die  Sätze  für  den 
Seetransit  auf  weitere  Entfernung  sind  von  5  und  10  Franken  für  das 
Kilogramm  Briefe  und  Postkarten  auf  4  und  8  Franken  herabgesetzt 
worden.  Für  den  Landtransit  ist  außerdem  eine  Abstufung  der  Vergütungs- 
sätze nach  der  Entfernung ,  wie  dies  bereits  beim  Seetransit  der  Fall  ist, 
vorgenommen  worden,  um  die  Zahl  der  sogenannten  außergewöhnlichen 
Verbindungen  (Artikel  4,  §  5  des  neuen  Weltpostvertrags),  für  welche  die 
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Transitsätze  der  freien  Vereinbarung  zwischen  den  beteiligten  Verwaltungen 
unterliegen ,  zu  verringern  und  neuen  Anträgen  auf  Einreihung  von  Post- 
verbindungen in  die  Zahl  der  außergewöhnlichen  Verbindungen  vorzubeugen. 
Derartige  Antrage  lagen  von  Canada  für  die  canadischen  Pacificbahnen, 
von  Rußland  für  die  sibirische  Eisenbahn,  von  Argentinien  für  die  Post- 
beförderung über  die  Anden  und  von  Costa  Rica  für  die  Eisenbahn  von 
Port  Limon  nach  Punta  Arenas  vor.  Die  Einführung  eines  Stufentarifs 
für  den  Landtransit  hat  zur  Folge  gehabt,  daß  sich  die  Sätze  für  die  Post- 
beförderung auf  den  Pacihcbahnen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
von  6  auf  3  Franken  für  das  Kilogramm  Briefe  und  Postkarten,  und  von 
2  Franken  auf  40  Centimen  für  das  Kilogramm  Drucksachen,  Warenproben 
und  Geschäftspapiere  ermäßigen;  die  oben  erwähnten  Anträge  von  Canada  usw. 
wurden  mit  großer  Mehrheit  abgelehnt. 

Nachdem  die  Vergütung  für  die  in  offenem  Transit  beförderten  Brief- 
sendungen nicht  mehr  nach  dem  Gewichte,  sondern  nach  der  Stückzahl  erfolgt, 
waren  neue  Vergütungssätze  für  diese  Sendungen  vorzusehen.  England 
hatte  eine  Vergütung  von  10  Centimen  für  jeden  Brief  und  von  5  Centimen 
für  jede  sonstige  Briefsendung  vorgeschlagen:  doch  ist  es  im  Laufe  der 
Verhandlungen  gelungen,  die  Sätze  auf  o  und  2 '    Centimen  zu  ermäßigen. 

In  dem  Bestreben ,  die  Vergütung  geringer  Transitleistungen  soviel  als 
möglich  zu  beseitigen  und  die  Abrechnung  über  die  Transitvergütungen  zu 
vereinfachen,  hat  der  Kongreß  beschlossen,  daß  alle  aus  der  Abrechnung 
zwischen  zwei  Verwaltungen  sich  ergebenden  Ausgleichbeträge  bis  zu 
1000  Franken  unberücksichtigt  bleiben  sollen. 

Die  Ermäßigung  des  Briefportos  —  die  zweite  Hauptfrage,  die  den 
Kongreß  beschäftigte  —  war  vom  Publikum  seit  langen  Jahren  mit  Nach- 
druck erstrebt  worden.  Den  Bestrebungen  konnte  eine  gewisse  Berechtigung 
insofern  nicht  abgesprochen  werden,  als  das  Porto  seit  dem  Pariser  Post- 
kongreß (1878)  unverändert  geblieben  war,  während  die  Transitentschädigungen 
seitdem  nicht  unerhebliche  Ermäßigungen  erfahren  hatten.  Vorbereitet  war 
die  Verbilligung  des  Vereinsbriefportos  dadurch ,  daß  fast  alle  europäischen 
Länder  im  Verkehr  mit  ihren  Kolonien  das  Inlandsbriefporto  eingeführt 
hatten,  und  auch  ein  großer  Teil  des  sonstigen  Auslandsbriefverkehrs  auf 
Grund  von  Sonderverträgen  ermäßigten  Sätzen  unterlag.  Für  den  Kongreß 
in  Rom  hatte  Deutschland  zusammen  mit  mehreren  anderen  Ländern  die 
Erhöhung  der  Gewichtsstufe  für  Briefe  von  15  auf  20  g  vorgeschlagen. 
Dieser  Vorschlag  wurde  angenommen.  Damit  ist  die  wünschenswerte  Uber- 
einstimmung der  ersten  Gewichtsstufe  für  den  inneren  deutschen  und  den 
Auslandsbriefverkehr  erreicht  worden.  Es  lagen  aber  noch  zahlreiche  weiter- 
gehende Anträge  vor.  Mit  Rücksicht  auf  den  zu  erwartenden  großen  Ein- 
nahmeausfall wurde  von  der  Herabsetzung  des  Portos  für  den  einfachen 
Gewichtssatz  abgesehen.  Dagegen  fand  ein  Vorschlag  Annahme,  der  das  Porto 
für  die  das  einfache  Briefgewicht  übersteigenden  Briefe  bei  den  höheren 
Gewichtsstufen  von  25  auf  15  Centimen  für  je  20  g  herabsetzt.  Diese  doppelte 
Portoermäßigung  erschien  einigen  Ländern  zu  weitgehend.  Um  die  Bedenken, 
die  sie  geltend  machten,  zu  beseitigen,  wurde  in  das  Schlußprotokoll  die 
Bestimmung  aufgenommen,  daß  die  Verwaltungen,  die  aus  Rücksicht  auf 
ihren  inneren  Verkehr  oder  aus  einem  anderen  Grunde  die  Erhöhung  der 
Gewichtsstufe  von  15  auf  20  g  und  die  Herabsetzung  des  Portos  für  die 
höheren  Gewichtsstufen  von  25  auf  15  Centimen  nicht  annehmen  können, 
berechtigt  sind,  die  Anwendung  der  beiden  Bestimmungen  oder  der  einen 
oder  anderen  von  ihnen  vorläufig  auszusetzen.  Es  ist  indes  nicht  anzu- 
nehmen, daß  viele  Länder  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  machen  werden.« 
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Die  erste  Beratung  der  Vertragsurkunden  im  Reichstage  wurde  durch 
folgende  Rede  des  Staatssekretärs  des  Rcichs-Postamts  eingeleitet: 

»Meine  Herren!    Mit  einigen  wenigen  Worten  möchte  ich  Ihnen  die  An- 
nahme der  Vorlage  empfehlen.     Der  Weltpostverein   umfaßte  bei  seiner 
Gründung  im  Jahre  1874  22  Staaten  mit  40  Millionen  Quadratkilometern 
und  350  Millionen  Einwohnern  und  erstreckte  sich  hauptsächlich  auf  die 
Staaten  Europas,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Ägypten.  Am 
26.  Mai  vorigen  Jahres  wurde  der  neue  Vertrag  in  Rom  unterzeichnet.  Bis 
dahin  war  der  Verein  angewachsen  auf  72  stimmberechtigte  Mitglieder,  um- 
faßte 113  Millionen  Quadratkilometer  mit  1150  Millionen  Einwohnern.  Wir 
können  also  heute  sagen,  daß  der  Verein  mit  Ausnahme  des  Inneren  von 
China  und  Marokko  und  von  einigen  Distrikten  Zentralafrikas  die  ganze 
zivilisierte  Welt  umfaßt.    Entsprechend  dieser  Entwicklung  ist  der  Verkehr 
auch  ganz  immens  angewachsen.     Gegenwärtig  werden  im  Weltpostverein 
im  Jahre  31  Milliarden  Briefsendungen  befördert  und  4  Milliarden  andere 
Sendungen.    Allein  in  Postanweisungen  wird  ein  Betrag  von  30  Milliarden 
Franken  jährlich  umgesetzt.    Die  Organisation  des  Vereins,  wie  sie  seiner- 
zeit im  Jahre  1874  getroffen  wurde,  hat  sich  durchaus  bewährt,  so  daß  man 
sich   bei   allen  Kongressen   darauf  beschränken  konnte,   weitere  Verkehrs- 
verbesserungen und  -erleichterungen  zu  treffen.    Dies  ist  auch  in  Rom  ge- 
schehen, und  ich  freue  mich,  anführen  zu  können,  daß  es  gelungen  ist,  auf 
dem  Gebiete  der  Taxermäßigungen  etwas  zu  erreichen.    Es  ist  ja  ein  alter, 
langgehegter  Wunsch,  die  seit  33  Jahren  bestehende  Brieftaxe  verbilligt  zu 
sehen.    Besonders  unangenehm  wurde  es  empfunden,   daß  die  Taxe  sich 
nach  der  Schwere  des  Briefes  immer  mit  je  15  Gramm  um  den  einfachen 
Portosatz  von  20  Pfennig  erhöhte,   so  daß  schwerere  Briefe,  abweichend 
von  unserem  Verkehr  im  Inneren,  sehr  teuer  wurden;   wie  ja  neulich  hier 
ausgeführt  wurde,  waren  bei  Nachsendling  eines  Briefes  nach  dem  Ausland 
anstatt  der  20  Pfennig,  die  für  das  Inland  genügten,  5  Franken  zu  zahlen 
gewesen. 

Es  ist  nun  gelungen,  nach  zwei  Richtungen  eine  Ermäßigung  zu  erzielen. 
Erstens  hat  Deutschland  durchgesetzt,  daß  die  Gewichtsstufe  von  20  Gramm, 
die  wir  im  Inneren  haben,  auch  für  den  ganzen  Verein  an  Stelle  der  bis- 
herigen von  15  Gramm  angenommen  wurde.  Im  weiteren  ist  erreicht 
worden,  daß  für  schwerere  Briefe,  für  Briefe  über  20  Gramm,  die  Brieftaxe 
sich  nicht  mehr  um  je  20  Pfennig,  sondern  für  Deutschland  nur  um  je 
10  Pfennig  erhöht,  also  daß  die  Taxe  für  das  Briefgewicht  über  20  Gramm 
um  die  Hälfte  sich  ermäßigt.  Im  weiteren  sind  für  Postanweisungen  Tarif- 
ermäßigungen eingetreten  und  auch  für  Geldbriefe.  Das  war  hauptsächlich 
dadurch  zu  erreichen,  daß  Einigkeit  darüber  bestand,  die  Gebühren  für  den 
Land-  oder  Seetransit  weiter  zu  ermäßigen. 

Von  den  weiteren  Verkehrserleichterungen  möchte  ich  die  Schaffung 
eines  Coupons  für  eine  zur  Antwort  zu  benutzende  Briefmarke  anführen, 
sowie  die  Bestimmung,  daß,  entsprechend  den  Beschlüssen  der  Haager 
Konferenz,  für  Kriegsgefangene  Portofreiheit  zugestanden  ist. 

Das  wären  die  hauptsächlichsten  Errungenschaften  des  Kongresses,  und 
ich  darf  hoffen,  daß  der  Reichstag  dem  Vertrag  und  den  Nebenabkommen 
zustimmen  wird.« 

Eine  Besprechung  fand  nicht  statt.  Die  Frage,  die  den  Reichstag  am 
lebhaftesten  interessierte,  die  Ermäßigung  des  internationalen  Briefportos, 
war  erst  kurz  vorher  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom  27.  April  ein- 
gehend erörtert  worden.  In  dieser  Sitzung  hatte  namens  der  drei  links- 
liberalen Parteien  der  Abgeordnete  Kaempf.  der  auch  in  seiner  Eigenschaft 
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als  Vorsitzender  des  deutschen  Handelstags  seit  langem  für  eine  möglichst 
weitgehende  Herabsetzung  des  internationalen  Briefportos  eintritt,  die  von 
dem  Postkongreß  in  Rom  angenommene  Ermäßigung  als  eine  »Abschlag- 
zahlung« mit  Freuden  begrüßt. 

Der  Reichstag  trat,  da  ein  Antrag  auf  Überweisung  der  Vorlage  an 
eine  Kommission  nicht  gestellt  war,  sogleich  in  die  zweite  Beratung  ein. 
Hierbei  sowie  bei  der  dritten  Lesung  am  13.  Mai  wurden  der  neue  Welt- 
postvertrag und  seine  Nebenabkommen  ohne  Erörterung  unverändert  an- 
genommen. 


Zur  Neuordnung  der  Königlich  Bayerischen  Post- 
und  Telegraphenverwaltung. 

Aus  Anlaß  der  zum  1.  April  1907  durchgeführten  Neuordnung  des 
bayerischen  Verkehrswesens,  über  die  wir  vor  kurzem  (S.  212)  berichtet 
haben,  hat  das  Staatsministerium  für  Vcrkchrsangclegenheitcn  im  Amtsblatte 
der  Königlich  Bayerischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  eine  Verfügung 
erlassen,  in  der  darauf  hingewiesen  wird,  daß  durch  die  neue  Verwaltungs- 
ordnung eine  Dezentralisierung  und  Vereinfachung  der  Verwaltungsgeschätte 
und  damit  eine  Verminderung  des  Schreibwerks,  eine  Beschleunigung  und  Ver- 
einfachung des  Geschäftsganges  und  eine  Herabdrückung  des  Verwaltungs- 
aufwandes ermöglicht,  zugleich  aber  auch  infolge  der  Erhöhung  der  Selb- 
ständigkeit und  Verantwortlichkeit  der  Organe  des  Verwaltungsdienstes  der 
wirtschaftliche  Erfolg  mehr  als  bisher  gewährleistet  werden  solle.  Die  Er- 
höhung der  Selbständigkeit  und  Verantwortlichkeit  der  Verwaltungsorgane 
findet  ihren  Ausdruck  insbesondere  in  der  Übertragung  umfangreicher  und 
wichtiger  Zuständigkeiten  an  die  Ober- Postdirektionen .  in  der  Zuweisung 
weitgehender  Zcichnungsbefugnissc  an  die  Referenten,  denen  Bureaubeamte 
mit  scharf  voneinander  abgegrenzten  Geschäftsaufgaben  unmittelbar  unter- 
stellt sind,  und  in  der  Schaffung  der  eine  Art  Mittelglied  zwischen  dem 
Ministerium  und  den  Direktionen  bildenden,  selbständig  nebeneinander 
stehenden  Ämter.  Die  Ober-Postdirektionen  sollen  in  ihren  Bezirken  die 
gesamte  Verwaltung  führen,  soweit  nicht  ausdrücklich  anderen  Dienststellen 
Zuständigkeiten  eingeräumt  sind.  Beschränkt  sind  die  Befugnisse  der  Ober- 
Postdirektionen  durch  die  Zuständigkeiten  des  Verkehrsministeriums  nur  in 
besonders  wichtigen  und  grundsätzlichen  Fragen  und  durch  die  Zuständig- 
keiten der  Ämter  insoweit,  als  es  sich  um  Geschäfte  handelt,  die  zweck- 
mäßiger und  wirtschaftlicher  für  das  ganze  Verwaltungsgebiet  einheitlich 
behandelt  werden.  Nähere  Einzelheiten  über  die  Abgrenzung  des  Geschäfts- 
kreises des  Ministeriums,  der  Ämter  und  der  Direktionen  sind  in  der 
unterm  21.  März  erlassenen  »Zuständigkeitsordnung  für  die  Verkehrsver- 
waltung« enthalten. 

Dem  Staatsministerium  für  Verkehrsangelegenheiten  ist  im 
allgemeinen  vorbehalten:  Die  Führung  der  seinen  Geschäftsbereich  be- 
rührenden Verhandlungen  mit  den  obersten  Vcrkehrsstellen  des  Reichs,  der 
Bundesstaaten  und  des  Auslandes ;  der  Erlaß  der  allgemeinen  Beförderungs- 
bestimmungen und  Anordnungen  für  das  Publikum ,  die  Festsetzung  der 
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Tarifsätze  und  der  Tarifvorschriften;  die  Feststellung  der  Ausgabenetats,  die 
Bewilligung  besonderer  Kredite,  die  einheitliche  Regelung  des  Etats-,  Kassen- 
und    Rechnungswesens;    der   Erlaß    einheitlicher   Geschäfts-    und  Dienst- 
anweisungen;  die   einheitliche   Regelung  der  Personalangelegenheiten  und 
der  grundsätzlichen   Fragen  technischer  Natur;   endlich  mit  einigen  Aus- 
nahmen die  Genehmigung  der  Vereinbarungen  mit  anderen  Verwaltungen 
über  Verkehrsverhältnisse.     Den  Ämtern  ist  die  Erledigung  bestimmter 
Geschäftsaufgaben  für  das  ganze  Verwaltungsgebiet  übertragen,  auch  haben 
sie   ihrem    Personal   gegenüber   in    Personalangelegenheitcn   die  sonst  den 
Dienstvorständen  obliegenden  Befugnisse  auszuüben,  soweit  nicht  das  Mi 
nisterium  zuständig  ist,  oder  die  Erledigung  einzelner  Geschäfte  im  Interesse 
der  Einheitlichkeit  dem  Personalamt  übertragen  ist.    Die  Zuständigkeit  der 
Ober-Postdirektionen  erstreckt  sich  im  allgemeinen  nur  auf  die  den 
eigenen  Bezirk  betreffenden  Angelegenheiten;  doch  sind  der  Obcr-Post- 
direktion  in  München  bestimmte  Obliegenheiten  und  Befugnisse  für  den 
ganzen   Bereich  der  bayerischen  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  über- 
tragen; ferner  nimmt  die  Ober-Postdirektion  in  Nürnberg  insofern 
eine  Sonderstellung  ein,  als  ihr  die  Verwaltung  des  Postmuseums  unter- 
stellt ist. 

Im  einzelnen  zeigen  die  für  Bayern  erlassenen  Zuständigkeitsvor- 
schriften manche  Ähnlichkeit  mit  den  für  den  Bereich  der  Reichs-Post  - 
und  Telegraphenverwaltung  bestehenden  gleichartigen  Bestimmungen.  Aller- 
dings bestehen  auch  manche  Verschiedenheiten,  schon  aus  dem  Grunde, 
weil  es  im  Reichs-Postgebiet,  abgesehen  vom  Postanweisungsamte ,  dem 
Telcgraphen-Versuchsamte,  der  Telegraphen-Apparatwerkstatt  und  der  Post- 
Versicherungkommission,  Behörden,  die  den  bayerischen  Ämtern  entsprechen, 
nicht  gibt. 

Auf  dem  Gebiete  des  Personal wesens  ist  das  Ministerium  für  Ver- 
kehrsangelegenheiten zuständig  für  die  Annahme  von  Anwärtern  für  den 
höheren  Dienst  und  die  Abhaltung  der  Prüfung  für  den  höheren  technischen 
Telegraphendienst;  ferner  hat  es  die  Angelegenheiten  zu  bearbeiten,  die  sich 
auf  die  Anstellung.  Versetzung,  Beförderung.  Gchaltsvorrückung,  Pen- 
sionierung, Wiedereinstellung  und  Entlassung  der  pragmatischen  Beamten 
(d.  h.  der  Beamten  bis  zum  Oberexpeditor  und  Oberrevisor  einschließlich 
abwärts)  beziehen.  Dem  Personalamte  liegt  ob:  die  Behandlung  der  Ge- 
suche um  Aufnahme  in  den  mittleren  Dienst,  die  Auswahl  unter  den  Be- 
werbern und  die  Zuweisung  der  einzuberufenden  Bewerber  an  die  Ober- 
Postdirektionen,  ferner  die  Verständigung  der  Ober-Postdirektionen  über 
Anstellung  und  Beförderung  von  Beamten  des  mittleren  nicht  pragmatischen 
Dienstes;  bezüglich  des  unteren  Personals  die  Vermittlung  des  Ausgleichs 
in  den  Anstellungs-  und  Beförderungsverhältnissen  zwischen  den  Ober- 
Postdirektionen;  sodann  die  Behandlung  der  Gesuche  der  Militäranwärter 
und  Gendarmerieangehörigen  um  Anstellung  im  mittleren  und  unteren  Post- 
und  Telegraphendienst  und  die  Überwachung  des  Vollzugs  der  Anordnungen, 
die  zur  Durchführung  der  grundsätzlichen  Bestimmungen  über  die  Be- 
setzung der  Stellen  mit  versorgungsberechtigten  Anwärtern  getroffen  sind; 
endlich  die  Anstellung  usw.  des  nicht  pragmatischen  Personals  bei  den 
Ämtern.  In  allen  anderen  auf  die  Annahme.  Anstellung,  Beförderung  usw. 
von  Beamten  und  Unterbcamten  bezüglichen  Angelegenheiten  sind  die  Ober- 
Postdirektionen  zuständig,  insbesondere  liegt  ihnen  die  Annahme  des  ge- 
samten Personals  für  den  niederen  Dienst  und  des  weiblichen  Personals  ob. 

Ober  die  Zuständigkeit  in  bestimmten  besonderen  Personal- 
angelegenheitcn   ist   eine   Reihe   von  Vorschriften    getroffen  worden, 
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von  denen  hier  die  wichtigsten  angeführt  seien.  Die  Bewilligung  von 
Urlaub  ist  Sache  des  Ministeriums,  wenn  es  sich  um  die  Beurlaubung 
der  Ober- Postdirektoren  oder  der  Vorstande  der  Ämter  handelt,  ferner  be- 
züglich aller  pragmatischen  Beamten ,  wenn  die  Erteilung  von  mehr  als 
6  Wochen  Urlaub  in  Frage  kommt.  In  allen  anderen  Fällen  können  die 
Ober-Postdirektionen  und  Ämter  selbständig  Urlaub  bewilligen.  Die  Er- 
laubnis zur  Verehelichung,  deren  in  Bayern  alle  Beamten  bedürfen, 
wird  bei  den  Beamten  des  Ministeriums  sowie  bei  allen  Beamten  bis  zum 
Rat  einschließlich  abwärts  vom  Ministerium,  sonst  vom  Personalamt  oder 
den  Ober-Postdirektionen  erteilt,  je  nachdem  es  sich  um  Beamte  der  Ämter 
oder  der  Bezirke  handelt.  In  Unterstützungssachen  ist  die  Behand- 
lung der  allgemeinen  Angelegenheiten  des  Staatsdiener- Unterstützungs-  und 
Funktionärfonds,  ferner  die  Verleihung  fortlaufender  Erziehungsbeiträge 
und  von  Freiplätzen  in  Erziehungsanstalten  an  Töchter  pragmatischer  Be- 
amten dem  Ministerium  vorbehalten.  Das  Personalamt  hat  über  Unter- 
stützungen jeder  Art  an  Beamte  der  Ämter,  sowie  über  solche  Unter- 
stützungen an  Beamte  der  Bezirke  zu  befinden,  die  nicht  aus  etatmäßigen 
Mitteln  der  Post-  und  Tclegraphenverwaltung  gezahlt  werden.  Unter- 
stützungen aus  etatmäßigen  Mitteln  können  die  Ober-Postdirektionen  innerhalb 
der  ihnen  zugewiesenen  Summen  selbständig  bewilligen.  Zur  Gewährung  von 
Geldauszeichnungcn  für  die  Abwendung  von  Gefahren  und  dergl.  sind 
bei  Beträgen  bis  100  Mark  die  Ober-Postdirektionen,  sonst  das  Ministerium 
zuständig.  Umzugskosten  werden  in  der  Regel  für  die  Beamten  der 
Ämter  vom  Personalamt  und  für  die  Beamten  der  Bezirke  von  den  Ober- 
Postdirektionen  festgesetzt.  Zur  Annahme  von  Geldgeschenken  und 
Belohnungen  für  dienstliche  Verrichtungen,  ferner  zur  Übernahme,  von 
Nebengeschäften  und  zur  Ausübung  eines  Gewerbebetriebs  haben  die 
Dienstvorstände,  für  die  Beamten  der  Bezirke  die  Ober-Postdirektionen,  die 
Genehmigung  zu  erteilen.  Die  Bestimmung  und  Einberufung  des  Feld- 
postpersonals  für  den  Mobilmachungsfall  ist  Sache  des  Personalamts. 
Die  Behandlung  der  auf  die  Unabkömmlichkeit  im  Mobilmachungsfalle 
bezüglichen  Geschäfte  liegt  jeder  Ober-Postdirektion  für  ihren  Bezirk  und 
der  Ober  Postdirektion  in  München  hinsichtlich  des  Personals  der  Ämter 
ob.  Was  die  Wohl  fahrt  sei  n  rieh  tun  gen  betrifft,  so  führt  das  Mi- 
nisterium die  Oberaufsicht  über  die  Betriebskrankenkasse  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltung;  auch  ist  ihm  die  Genehmigung  der  Vollzugsvor- 
schriften für  diese  Kasse  sowie  für  die  Unfall-  und  Invalidenversicherung, 
die  Errichtung  neuer  Stellen  für  Postvertrauensärzte,  die  Gewährung  von 
Unfallfürsorgerenten  und  ähnlichen  Bezügen,  wenn  kein  Rechtsanspruch  be- 
steht, endlich  die  Festsetzung  der  grundsätzlichen  Bedingungen  für  die  Ge- 
währung von  Darlehen  an  die  Baugenossenschaften  des  Personals  und  die 
Gewährung  solcher  Darlehen  vorbehalten.  Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten 
der  Aufsichts-  und  höheren  Verwaltungsbehörde  für  die  Betriebskranken- 
kasse der  Post-  und  Tclegraphenverwaltung  sind  der  Ober-Postdirektion  in 
München  übertragen.  Weiter  liegen  dem  für  die  gesamten  Verkchrsanstalten 
gemeinsamen  Versicherungsamt  ob:  die  Wahrnehmung  derjenigen  Ge- 
schäfte, die  die  Post-  und  Tclegraphenverwaltung  als  Betriebsunternehmerin 
nach  Gesetz  und  Statut  hinsichtlich  der  Betriebskrankenkasse  der  Verwaltung 
zu  erfüllen  hat;  die  Wahrnehmung  derjenigen  Geschäfte,  die  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  hinsichtlich  der  Invalidenversicherung  ihres  Personals 
zukommen,  und  die  Wahrnehmung  der  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der 
Ausführungsbehörde  im  Sinne  des  Unfallversicherungsgesetzes  für  den 
Bereich  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung. 
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Die  Einrichtung,  Aufhebung  und  Klasseneinteilung  der  Postanstalten 
gehört  zur  Zuständigkeit  des  Ministeriums.  Jedoch  haben  die  Ober-Post- 
direktionen über  die  Einrichtung  von  Posthilfstdlcn  zu  befinden;  auch  steht 
ihnen  die  Errichtung  von  Postanstalten  aus  besonderem  Anlaß  zu,  wenn 
sie  nicht  von  längerer  Dauer  sind,  und  die  entstehenden  Gesamtkosten  den 
Betrag  von  500  Mark  nicht  übersteigen.  Die  Errichtung  und  Aufhebung 
von  Te  leg  raphenanst  alten,  ferner  die  Errichtung  von  Ortsfern- 
sprechnetzen  und  Fernspre  ch- Yerbindungslcitungen  ist  ebenfalls 
dem  Ministerium  vorbehalten,  das  außerdem  den  Bereich  der  Bezirksfern- 
sprechnetze sowie  den  Sprechbereich  der  Ortsfernsprechnetze  und  öffent- 
lichen Sprechstellen  im  Verkehr  mit  außerdeutschen  Gebieten  festzusetzen 
hat.  Die  Bestimmung  über  die  Benutzung  von  öffentlichen  Telegraphen- 
anstalten mit  Fernsprechbetrieb  als  öffentliche  Sprcchstellen,  die  Errichtung 
öffentlicher  Sprechstellen  von  Gemeinden,  die  Festsetzung  des  Versorgungs- 
gebiets der  Ortsfernsprechnetze,  die  Behandlung  sämtlicher  Anträge  auf 
Anschluß  an  staatliche  Fernsprechnetze  und  auf  Schaffung  besonderer  Fern- 
sprecheinrichtungen,  endlich  die  Herstellung  der  Fernsprechteilnehmer- 
Verzeichnisse  sind  Sache  der  Ober-Postdirektionen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Tel egr a ph en-  und  Fernsprechbaues  ist  dein 
Ministerium  vorbehalten  die  Genehmigung  der  Entwürfe  für  oberirdische  Tele- 
graphen-  und  Fernsprech -Yerbindungslcitungen   an  vorhandenem  Gestänge 
im  Kostenbetrage  von  mehr  als  2000  Mark,  der  Entwürfe  zur  Erweiterung 
bestehender  Anlagen  im  Kostenbetrage  von  mehr  als  10000  Mark  und  der 
Entwürfe  zur  Änderung  bestehender  Anlagen  anläßlich  der  Verlegung  von 
Umschaltestellen   im  Kostenbetrage   von  mehr  als  2000  Mark.    Ferner  ist 
die  Genehmigung  des  Ministeriums  erforderlich,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
Einrichtungen  für  die  größeren  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
anstalten zu  vergeben;  auch  hat  das  Ministerium  die  grundsätzlichen  Be- 
dingungen, unter  denen  der  Errichtung  elektrischer  Starkstrom  an  lagen 
zugestimmt   werden   darf,   aufzustellen.    Das  Telegraphenkonstruktionsamt 
hat   die   Normalentwürfe   und   Normalanordnungen   für  telegraphen-  und 
fernsprechtechnische  Betriebseinrichtungen  auszuarbeiten,  neue  Apparate  und 
Systeme  zu  prüfen.  Preislisten  und  Bcdarfszusammenstellungen  zu  fertigen, 
Entwürfe   für  größere  Telegraphen-  und  Fernsprechanstalten  auszuarbeiten 
und   bei   der  Ausführung  mitzuwirken.    Es   hat   ferner  vorbehaltlich  der 
Genehmigung  des  Ministeriums  die  Lieferung  der  Baumaterialien.  Apparate, 
Batterien,   Kabel,    Drähte  u.  dgl.  zu  vergeben,   die  nötigen  Verträge  abzu- 
schließen  und   mit  den  Lieferern  abzurechnen,   die  gelieferten  Materialien 
abzunehmen   und   zu  verwalten,   die  von  den  Ober  -  Postdirektionen  einge- 
sandten Telegraphen-  und  Fernsprechapparate  zu  verwalten  und  instandzu- 
setzen, endlich  elektrotechnische  Versuche  vorzunehmen.    Sache  der  Ober- 
Postdircktionen    ist   es,   die  vom  Ministerium  genehmigten  Anlagen  auszu- 
führen und  für  die  Herstellung  der  nicht  der  Genehmigung  des  Ministeriums 
unterliegenden  AnIngen  Sorge   zu   tragen,   die  Entwürfe  für  Telegraphen- 
und   Fcrnsprechleitungen   aufzustellen,   die   Benutzung   fremden  Eigentums 
beim  Bau  solcher  Leitungen  zu  regeln  und  die  Genehmigung  zur  Benutzung 
staatlichen    Gestänges    für   Privatleitungen   oder   von   Privatgestängen  für 
staatliche  Leitungen   zu   erteilen.    Schließlich   haben  sie  auch  die  Gesuche 
von  Gemeinden    und   Privaten  um  Herstellung  nicht  konzessionspflichtiger 
Telegraphen-    und  Fcmsprechanlagen   durch  Personal  der  Post-  und  Tele- 
graphenverwaitung  zu  erledigen. 

Die  Anmietung  von  Dien  st  räumen  und  Dienstwohnungen  ist  bei 
einem  jährlichen  Mictspreise  von  mehr  als  3000  Mark  Sache  des  Ministe- 
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riums,  sonst  der  Ober- Postdirektionen.  Aufenthalts-  und  Ubernachtungs- 
räume  für  das  Bahnpostpersonal  können  ohne  Rücksicht  auf  den  Mietspreis 
von  den  Ober-Postdirektionen  angemietet  werden.  Zum  Abschlüsse  von  Ver- 
trägen über  Beleuchtung,  Reinigung  und  Heizung  von  Diensträumen  ein- 
schließlich der  Übernachtungsräume  bedarf  es  der  Genehmigung  des  Mini- 
steriums, wenn  die  Kosten  im  einzelnen  Falle  5000  Mark  übersteigen. 
Entwürfe  für  Bauwerke  sind  vom  Ministerium  zu  genehmigen,  wenn  der 
Kostenanschlag  über  den  Betrag  von  500m  Mark  hinausgeht.  Für  die 
Erwerbung  von  Grundeigentum  sind  die  Ober-Postdirektionen  zuständig; 
zur  Veräußerung  von  Grundeigentum  bedarf  es  dagegen  der  Genehmigung 
des  Ministeriums. 

Die  Behandlung  der  Rückbriefe,  der  unbestellbaren  und  unanbring- 
lichen  Postsendungen  und  Fundsachen  ist  den  Ober-Postdirektionen  über- 
lassen. Auch  haben  diese  den  Bestellungsdienst  und  die  B riefe in- 
sammlung  zu  regeln  sowie  über  die  Diensteinteilung  bei  den  äußeren 
Dienststellen  Bestimmung  zu  treffen.  Doch  ist  dem  Ministerium  der  Erlaß 
der  grundsätzlichen  Bestimmungen  über  Bestellungsdienst,  Briefkasten  und 
Schalterzeiten,  ferner  über  die  Schließfächer  vorbehalten.  Die  Regelung 
des  Postbeförderungsdienstes  ist  Sache  des  Ministeriums,  soweit  es 
sich  um  die  Neueinrichtung  oder  Vermehrung  von  Postkursen  auf  Eisen- 
bahnen oder  Dampfschiffen,  sowie  die  Umwandlung  und  Aufhebung  von 
Postfahrtverbindungen  jeder  Art  einschließlich  der  Motorwagenfahrten 
handelt.  Auch  erläßt  das  Ministerium  die  Vorschriften  über  den  Bau  und 
die  Einrichtung  der  Bahnpostwagen  und  über  die  Verwendung  der  drei- 
und  vierachsigen  Bahnpostwagen,  über  die  Bauart  der  sonstigen  Postfahr- 
zeuge und  über  die  Benutzung  von  Straßenbahnen  zu  Postzwecken.  Endlich 
ist  dem  Ministerium  die  Regelung  des  Kartenschluß  wechseis  mit  dem  Aus- 
land (ausgenommen  die  Schweiz),  die  Herstellung  der  Postkurskarten  für 
das  rechtsrheinische  Bayern  und  die  Errichtung  von  Posthaltercien  vorbe- 
halten. Alle  anderen  mit  dem  Postbeförderungsdienste  zusammenhängenden 
Angelegenheiten,  insbesondere  also  der  Kartenschlußwechsel  im  inneren 
Verkehre  Bayerns,  mit  den  anderen  deutschen  Postgebieten  und  mit  der 
Schweiz,  werden  durch  die  Ober-Postdirektioncn  geregelt. 

Auf  dem  Gebiete  des  Kassen-  und  Rechnungswesens  ist  dem 
Ministerium  die  Verfügung  über  Einsparungen  an  Etatsmitteln  und  Krediten, 
die  Aufstellung  der  Rechnungsnachweisungen,  der  Erlaß  der  allgemeinen 
Vorschriften  über  die  Auszahlung  und  Verrechnung  der  Unfall-.  Alters-,  In- 
validen- und  Krankenrenten,  ferner  die  Festsetzung  der  von  den  Versicherungs- 
anstalten zu  leistenden  Betriebsfonds  vorbehalten.  Dem  Revisionsamte  liegt 
ob  die  erste  Revision  der  von  den  Obcr-Postdirektionen  angefertigten  Rech- 
nungen, die  erstinstanzliche  Beantwortung  der  Revisionscrinnerungcn  und 
die  Behandlung  der  mit  der  Superrevision  zusammenhängenden  Geschäfte; 
weiter  die  Abrechnung  mit  der  Zentralstaatskasse,  die  Abrechnung  über  die 
von  den  Postbezirkskassen  für  Rechnung  der  Berufsgenossenschaften  usw. 
geleisteten  Zahlungen  sowie  die  Prüfung  und  Anweisung  der  Tagegelder 
und  Reisekosten  der  Beamten  des  Ministeriums  und  der  Ämter  sowie  der 
*  Ober-Postdirektoren.  Die  technische  Prüfung  von  Rechnungen  ist  Sache 
des  Telegraphenkonstruktionsamts.  Die  Verkehrskontrolle  hat  alle  Ein- 
nahmeübersichten einschließlich  der  Nachweisungen  über  den  Absatz  der 
Wertzeichen  zu  prüfen,  die  Abrechnung  mit  der  Reichs-Postverwaltung,  der 
württembergischen  Postverwaltung  und  fremden  Postverwaltungen  über  Post-, 
Telegraphen-  und  Fernsprechgebühren  usw.  zu.  bewirken,  die  Fernsprech- 
Hebelisten  zu  prüfen  und  richtig  zu  halten,  das  Telegrammaterial  zu  prüfen 
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und  aufzubewahren  und  endlich  mit  den  pfälzischen  Eisenbahnen  und 
sonstigen  Privateisenbahnen  über  Postbeförderungskosten  sowie  über  den 
Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr  abzurechnen.  Die  Abrechnung  mit 
der  Staatseisenbahn  -  Verwaltung  über  Postbeförderungskosten  und  sonstige 
Zahlungen  ist  der  Ober- Postdirektion  in  München  übertragen.  Das  ge- 
samte Postan  weisungs  -  Prüf  ungsgeschäft,  u.  a.  auch  die  Anfer- 
tigung und  Prüfung  der  Postanweisungs  -  Auszahlungsverzcichnisse  im 
Wechselverkehre,  wird  von  der  Postanweisungskontrolle  wahrgenommen. 
Dem  Ministerium  ist  jedoch  die  Festsetzung  der  Abschlagzahlungen  im 
Postanweisungsverkehrc  mit  dem  Reichs- Postgebiet  und  mit  Württemberg 
vorbehalten. 

In  Ersatzfällen  sind  im  allgemeinen  die  Ober-Postdirektioncn  sowohl 
für  die  Zahlung  der  Ersatzbeträge  wie  auch  für  die  Entscheidung  über  die 
Ersatzverbindlichkeit  des  Personals  zuständig;  sie  haben  auch  wegen  der 
Übernahme  uneinbringlicher  Ersatz-  und  Schuldbeträge  auf  die  Postkasse 
Bestimmung  zu  treffen.  Jedoch  ist  die  Entscheidung  des  Ministeriums 
erforderlich,  wenn  es  sich  bei  Entschädigungen,  Rechtsstreiten  und  Ver- 
gleichen um  einen  Wertbetrag  von  mehr  als  2000  Mark  handelt,  wenn  Er- 
satzleistungen aus  Billigkeitsrücksichteu  in  Frage  kommen,  oder  wenn  über 
Ersatzansprüche  für  Postsendungen  nach  Gebieten  fremder  Verwaltungen, 
die  eine  Ersatzpflicht  nicht  anerkennen,  zu  entscheiden  ist.  Für  die  Er- 
stattung von  Telegrammgebühren  ist,  außer  bei  Berichtigungstelegrammen, 
die  Verkehrskontrolle  zuständig,  wenn  es  sich  um  Telegramme  des  inter- 
nationalen Verkehrs  handelt. 

Dem  Verlagsamt  für  Post-  und  Gebührenmarken  liegt  die  Beschaffung 
und  Verwaltung  der  bayerischen  Postwertzeichen  und  die  Verwaltung 
der  fremden  Wertzeichen  (Wechselstempelmarken,  Versicherungsmarken 
usw.)  ob,  auch  hat  es  die  Anträge  auf  Anbringung  des  Postwertzeichen- 
stempels auf  Briefumschlägen,  Postkarten  usw.  zu  erledigen.  Der  Erlaß 
der  grundsätzlichen  Bestimmungen  über  die  Herstellung  der  Postwertzeichen 
ist  jedoch  dem  Ministerium  vorbehalten.  Die  Prüfung  der  Wertzeichen- 
beständc  des  Verlagsamts  ist  Sache  der  Vcrkehrskontrolle. 

Zum  Schlüsse  sei  erwähnt,  daß  aus  Anlaß  der  Neuordnung  der  Ver- 
kehrsverwaltung die  Ausgabe  des  Verordnungs-  und  Anzeigeblatts  für  die 
Königlich  Bayerischen  Verkehrsanstalten  und  des  Amtsblatts  der  K.  Bayer. 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  vom  1.  April  ab  eingestellt  worden  ist. 
An  Stelle  dieser  Blätter  traten  das  » Vcrkehrsministerialblatt  für  das  König- 
reich Bayern«  und  der  »Verkehrsarizeiger  der  K.  B.  Post-  und  Telegraphen- 
Verwaltung«  . 

Das  Verkehrsministerialblatt  wird  vom  Ministerium  für  Verkchrs- 
angelcgenheiten  herausgegeben.  Es  enthält  Bekanntmachungen  und  Ent- 
schließungen dieses  Ministeriums  und  solche  der  anderen  Ministerien,  die 
den  Geschäftskreis  der  Verkehrsverwaltung  berühren;  Bekanntmachungen 
und  Verfügungen  der  Ober-Postdirektionen  und  Eisenbahndirektionen,  deren 
Gültigkeit  sich  über  den  Direktionsbezirk  hinaus  erstreckt;  Bekanntmachungen 
und  Verfügungen  der  Amter  der  Verkehrsverwaltung;  endlich  Dienstnach- 
richten, die  das  pragmatische  und  das  statusmäßige  Personal  der  Verkehrs- 
verwaltung betreffen.  Das  Verkehrsministerialblatt  wird  in  einem  Haupt- 
blatt und  einer  Beilage  herausgegeben.  Letzte  ist  für  Verfügungen  und 
Mitteilungen  von  vorübergehender  Bedeutung  und  für  die  Personalnach- 
richten bestimmt.  Der  Verkehrsanzeiger  der  Post-  und  Tele- 
g r  a p  h e n  -  V e  r  w a  1 1  u  n  g  wird  vom  Verordnungsbureau  der  Postabteilung  des 
Verkehrsministeriums  herausgegeben.   Darin  werden  veröffentlicht:  die  Nach- 
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richten  über  Veränderungen  im  Stande  und  in  der  Klasseneinteilung  der 
bayerischen  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechanstalten,  über  die  Fahr- 
zeiten der  Landpostkurse,  über  die  Postbeförderung  auf  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffen  und  über  Änderungen  in  den  Postbestellbezirken.  Ferner 
werden  in  den  Verkehrsanzeiger  aufgenommen:  Mitteilungen  über  Ände- 
rungen und  Ergänzungen  der  Post-  und  Telegraphenordnungen,  über  die 
Tarife  im  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr,  über  die  Abfertigungs- 
vorschriften und  die  Leitung  der  Sendungen  nach  dein  Ausland,  endlich 
sonstige  auf  den  Postverkehr  sich  beziehende  Nachrichten  von  allgemeinem 
Interesse  für  das  Publikum.  Hinzugefügt  sei  noch.  daß  für  den  Bereich 
der  Bayerischen  Staatseisenbahn -Verwaltung  vom  Tarifamte  dieser  Verwal- 
tung ein  gleichartiger  Verkehrsanzeiger  herausgegeben  wird. 


Der  Bremer  Telegraphen  -  Verein. 
Von  Postrat  Weise  in  Bremen. 

Am  I.  Januar  1007  waren  60  Jahre  verflossen,  seitdem  die  durch  Elek- 
trizität betriebene  Telegrapheulinie  von  Bremen  nach  Bremerhaven  auf  rund 
on  km  F'ntfernung  dem  öffentlichen  Verkehre  zur  Benutzung  überwiesen 
wurde.  Die  Linie  ist  die  älteste  deutsche  elektrische  Telegt aphenanlage  von 
größerer  Ausdehnung;  denn  vor  ihrer  Inbetriebnahme  bestanden  in  Deutsch- 
land nur  zwei  gleiche  Anlagen  geringen  Um  langes ,  nämlich  die  von 
Fardely  m  Mannheim  längs  der  Taunu>hahn  zwischen  Kastel  und  Wies- 
baden erbaute  Versuchsstrecke,  die  eine  Lange  von  8  km  und  später 
nach  Anschließung  von  Biebrich  (1855)  eine  solche  von  11  km  hatte,  und 
die  für  bahndienstliehe  Zwecke  bestimmte  Linie  an  der  sächsisch-schlesischen 
Eisenbahn  zwischen  Dresden  und  Radeberg  von  rund  18  km. 

Bereits  1839  hatte  der  Kaufmann  J.  L.  Schmidt  in  Altona,  der  1836 
den  optischen  Telegraphen  zwischen  Hamburg  und  Cuxhaven  ins  Leben 
rief,  vom  Senate  der  Stadt  Bremen  die  ( Genehmigung  zur  Errichtung  einer 
optischen  Telegraphenlinie  Bremen  Bremerhaven  erwirkt.  Die  Aus 
führung  verzögerte  sich  jedoch,  weil  die  Regierungen  von  Hannover  und 
Oldenburg,  durch  deren  Gebiete  die  Linie  gehen  sollte,  erst  18.13  die  Er- 
laubnis zum  Betrieb  erteilten.  Die  optische  Linie  verlief,  die  Weser  zwei- 
mal kreuzend,  von  Bremen  über  Oslebshausen,  Vegesack,  Reckum.  Elsfleth. 
Brake,  Dedesdorf  nach  Bremerhaven  und  diente  in  der  Hauptsache  zur 
Übermittlung  der  Nachrichten  von  der  Ankunft  und  Abfahrt  der  Seeschiffe, 
daneben  auch  zum  sonstigen  Verkehre  der  Orte  Bremen,  Vegesack,  Brake 
und  Bremerhaven.  Der  Signalmast  hatte  drei  Flügel,  mit  deren  Hilfe 
512  verschiedene  Signale  sich  darstellen  ließen.  Die  Gebühr  war  fest- 
gesetzt für  Telegramme 

zwischen  Bremen  und  Bremerhaven  bis  12  Worte  auf  15  Grote.") 

von  13-18       -  -24 
-     19    -    24      -        -    30  - 

zwischen  Bremen  und  Vegesack  .  .    -    12  -    24  - 

von  13-30      -        -    3"     -  : 
für  Schiffsmcldungen  über  ankommende  Segelschiffe  auf  30  Grote,  Dampf - 

•    1  Taler  Gold       72  Grote,  1  Grote  =  4  Pf, 
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schiffe  aus  europäischen  Häfen  36  Grote,  aus  anderen  Häfen  1  Taler;  für 
abgehende  Schiffe  auf  die  Hälfte  dieser  Sätze. 

Der  geistige  Urheber  der  elektrischen  Telegraphenverbindung  zwischen 
Bremen  und  Bremerhaven  war  der  Schiffskapitän  J.  W.  Wendt  in  Bremen. 
In  der  Erwägung,  daß  der  vorhandene  optische  Telegraph  nur  am  Tage 
benutzbar    war    und    von   den    an    der   Küste    und    der  Wesermündung 
herrschenden  Nebeln  ungünstig  beeinflußt  wurde,  faßte  Wendt,  der  bereits 
1843  in  England  den  Betrieb  auf  der  elektrischen  Telegraphenlinie  London- 
Slough  kennen  gelernt  hatte,  den  Plan,  den  elektromagnetischen  Telegraphen 
zur  Abwicklung  des  Verkehrs  Bremen-Bremerhaven  nutzbar  zu  machen.  Seine 
Bemühungen,  die  Bauart  und  Wirkungsweise  der  auf  der  englischen  Linie 
verwendeten  Apparate  näher  kennen  zu  lernen  oder  die  Apparate  zu  einem  an- 
nehmbaren Preise  zu  kaufen,  waren  indes  vergeblich,  so  daß  sich  der  Verwirk- 
lichung des  Gedankens  von  vornherein  wesentliche  Schwierigkeiten  entgegen- 
stellten.   Es  gelang  ihm  jedoch,  unter  Beihilfe  des  Mechanikers  Brüggemann, 
zwei  Nadeltelegraphen  selbst  anzufertigen,  die  sich  an  die  bereits  bekannt 
gewordenen  Konstruktionen  anlehnten.     Im  Jahre  1844  fanden  die  ersten 
Versuche  statt.     Mittels   Kupferleitung  stellte  Wendt  im  Hause  Großen- 
straße  47  vom  Kontor  zur  ebenen  Erde  nach  der   Wohnung  im  zweiten 
Stocke  über  den  Hof  eine  Verbindung  zwischen  den  Apparaten  her  und 
erprobte  sie,  wobei  er  sich  der  Hilfe  des  späteren  Telegrapheninspektors 
Reimers  bediente.    Nach  den  ersten  Erfolgen  richtete  er  die  Versuchsstation 
in  zwei  aneinanderstoßenden  Zimmern  des  Museums  ein,  in  welchem  sich 
die  Kaufleute  Bremens  jeden  Mittag  vor  der  Börse  versammelten,  und  tele- 
graphierte eine  Zeitlang  täglich  von  12  bis  1  Uhr.     Die  Versuche  erregten 
großes   Aufsehen    und    erweckten    das    lebhafte   Interesse  einflußreicher 
Kaufleute.*) 

Infolge  dieser  überall  Anerkennung  findenden  Vorführungen  bildete 
sich  unter  dem  Vorsitze  des  Senators  J.  F.  W.  Iken  eine  Vereinigung, 
die  beim  Senat  am  29.  Oktober  1845  die  Genehmigung  für  die  Anlage  nach- 
suchte und  zugleich  bat,  das  an  die  hannoversche  Regierung  abgesandte  gleich- 
artige Gesuch  im  Interesse  des  gesamten  Handelstandes  zu  befürworten.  In 
der  Eingabe  wies  sie  auf  die  Wichtigkeit  eines  ununterbrochenen  raschen 
Nachrichtendienstes  zwischen  Bremen  und  seiner  aufblühenden  Hafenstadt 
Bremerhaven  hin.  Weder  durch  den  bestehenden  langsamen  Botendienst, 
noch  durch  den  optischen  Telegraphen,  der  in  der  Nacht  seinen  Verkehr 
einstellte  und  gerade  an  stürmischen,  nebligen  Herbst-  und  Frühjahrstagen, 
wenn  für  die  Schiffahrt  die  ungünstigsten  Verhältnisse  herrschten,  häufig 
versagte ,  könnte  dieser  Verkehr  gesichert  werden.  Die  Erfindung  von 
Gauß  und  von  Steinheil  wäre  schon  vielfach  mit  Erfolg  nutzbar  gemacht, 
wie  doch  bereits  in  England  sogar  eine  elektrische  Verbindung  auf  88  (engl.) 
Meilen  zwischen  London  und  Portsmouth  bestände;  eine  gleichartige  würde 
für  den  Bremer  Verkehr  von  größter  Wichtigkeit  werden.  Die  Anlage- 
kosten waren  auf  14000  Taler  berechnet,  die  Ausgaben  und  Einnahmen 
wie  folgt  veranschlagt: 

Verzinsung  des  Anlagekapitals  von  14  000  Talern  zu 

4  v.  H   560  Taler, 

Unterhaltung  der  Batterie   100 

Gehalt  für  2  Telcgraphisten  zu  200  und  175  Talern .  375 

    Seite   I  035  Taler. 

*i  Vergl.  Abhandlungen  des  naturwissenschaftlichen  Vereins  Bremen,  Bd.  VIII, 

1S82,  s.  18  tr. 
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Übertrag.  ...     1  035  Taler, 

Lohn  für  Gehilfen  und  Drucker   125 

Lohn  für  6  Telcgrammbesteller   180 

Lohn  für  2  Anruderer  (zur  Feststellung  der  Schiffs- 
namen usw.)   250 

Vergütung  für  die  »Aufpasser«  an  der  Linie   100 

Schreibmaterial,  Papier,  Druckkosten   87 

Miete,  Licht,  Feuerung  usw   140 


Insgesamt  jährliche  Ausgabe   1  917  Taler. 

Abonnementsgebühr  für  Schiffsmcldungen ,  berechnet 
nach  dem  Ertrage  des  optischen  Telegraphen  in 
den  Jahren  1844  und  1845   I  617  Taler, 

Zuschlag  von  der  Schiffs- Assekuranz- Kompagnie  für 
jedesmalige  sofortige  schriftliche  Anzeige  über 
Schiffsbewegungen   360 

Zunahme  des  Nachrichten  Verkehrs  über  Schiffe   360 

Telegrammeinnahme,  für  300  Tage  je  4  Anfragen  mit 

Antwort  und  3  sonstige  eilige  Nachrichten   1  000 


Insgesamt  jährliche  Einnahme.  ...    3  337  Taler. 

Der  hiernach  mit  1  420  Talern  berechnete  Uberschuß  sollte  in  Höhe  von 
420  Talern  einem  Reservefonds  zugeführt  werden,  so  daß  1  000  Taler,  d.  h. 
7  v.  H.  des  Anlagekapitals,  zur  Verteilung  blieben.     In  der  Berechnung 


sind  die  nicht  unerheblichen  Unterhaltungskosten  unberücksichtigt  geblieben. 
Daß  das  Unternehmen  trotzdem  gedieh,  ist  dem  Umstände  zuzuschreiben, 
daß  der  Verkehr  sich  wesentlich  höher  stellte,  als  veranschlagt  war.  Die 
englische  Gesellschaft,  welche  die  Herstellung  der  Anlage  zu  übernehmen 
bereit  war,  hatte  übrigens  den  Betrag  von  228  000  Talern  gefordert. 

Am  28.  November  1845  erteilte  die  hannoversche  Regierung  die  Genehmi- 
gung unter  nachfolgenden  Bedingungen.  Die  Unternehmer  haben  der  Regierung 
die  Mittel  zu  gewähren,  die  geeignet  sind,  einen  Mißbrauch  des  Telegraphen  zu 
verbotenen  politischen  und  sonstigen  rechtswidrigen  Zwecken  zu  verhindern. 
Die  Regierung  kann  das  Gestänge  zu  ihren  Zwecken  ohne  besondere  Ver- 
gütung benutzen.  Sie  beansprucht  Geheimhaltung  der  Telegramme  und 
Vereidigung  der  Angestellten.  Wenn  die  Umstände  es  erheischen,  kann  die 
Regierung  die  Außerbetriebsetzung  der  Anlage  verlangen.  Den  hannover- 
schen Untertanen  steht  das  Recht  auf  Benutzung  der  Anlage  zum  Nach- 
richtenaustausch unter  den  allgemeinen  Bedingungen  und  gegen  Zahlung 
der  Gebühren  zu.  Die  Außenlinie  muß  so  hergestellt  werden,  daß  sie  den 
Verkehr  auf  der  Straße  und  auf  den  zu  kreuzenden  Gewässern  nicht  stört. 
Der  Senat  der  Stadt  Bremen  erteilte  am  24.  Dezember  1845  die  Genehmigung, 
und  zwar  wie  hervorgehoben  wird,  nicht  als  eine  ausschließliche.  Die 
Einschränkung  mußte  schon  deshalb  gemacht  werden,  weil  die  Errichtung 
einer  optischen  Linie  zwischen  den  gleichen  Orten  bereits  dem  Kaufmanne 
Schmidt  zugestanden  worden  war.  Der  Betrieb  sollte  unter  Aufsicht  einer 
Senatsinspektion  stehen,  der  alle  »Korrespondenzprotokolle«  zur  Einsicht  vor- 
zulegen waren.  Für  den  dienstlichen  Verkehr  des  Senats  und  seiner  Behörden 
sollten  chiffrierte  Telegramme  zugelassen  werden.  Auch  der  Senat  bean- 
spruchte das  Recht  auf  Außerbetriebsetzung  der  Anlage  ohne  Gewährung 
einer  Entschädigung  und  stellte  hinsichtlich  der  Benutzung  des  Telegraphen 
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durch  das  Publikum  und  der  Art  der  Bauausführung-  Bedingungen  ähnlich 
wie  solche  von  der  hannnoverschen  Regierung  beansprucht  worden  waren. 

Die  Bedingungen  und  die  Krtragsaussichten  waren  nach  jeder  Richtung 
hin  günstig.  Die  freie  Vereinigung  wandelte  sich  daher  in  der  General- 
versammlung vom  7.  Mai  1S40  als  »Bremer  Telegraphen -Verein«  in  eine 
Aktiengesellschaft  um  mit  einem  .Stammkapitale  von  16  000  Talern .  das  in 
64  Aktien  zu  je  250  Talern  zerfiel.  Kapitän  Wcndt  wurde  nunmehr  mit 
der  Herrichtung  der  Gesamtanlage  betraut. 

Die  Linie  führte  von  der  Station  im  Museum  durch  die  Straßen  der 
Stadt,  den  damaligen  Bahnhof  kreuzend,  dann  auf  städtischem  Gebiet  in 
der  Xähe  der  Chaussee  nach  Burg,  oberirdisch  über  den  Lesumfluß  und 
dann  längs  der  Landstraße  nach  Geestemünde  und  Bremerhaven.  Als  Stütz- 
punkte wurden,  soweit  nicht  die  Leitung  über  die  Dächer  an  Haltern 
befestigt  werden  konnte,  in  Abständen  von  60  m  vierkantige  Pfähle  von 
12  bis  16  cm  Seitenlänge  aufgestellt,  deren  freies  Ende  0  m  über  den 
Erdboden  herausragte.  Sie  waren  in  einer  besonders  errichteten  Anstalt 
bei  Burgdamm  mit  fäulnishindernden  Stoffen  getränkt  worden.  Zum 
Schutze  gegen  Wittcrungseinflüsse  trugen  sie  ein  Schutzdach  aus  gal- 
vanisiertem Eisenblech  und  waren  weiß  gestrichen.  Nach  Bedarf  wurden 
neben  dem  Gestänge  Warnungstafeln  angebracht,  die  auf  den  Schutz  der 
Anlage  hinwiesen.  Schwierigkeit  verursachte  die  Beschaffung  des  Leiters, 
da  Fabriken,  die  Eisendraht  in  großen  Längen  herzustellen  in  der  Lage 
waren,  in  Deutschland  noch  nicht  bestanden.  Ein  Hüttenwerk  erbot  sich 
zur  Lieferung  des  Drahtes.  Er  wurde  zunächst  in  kleinen  Ringen,  deren 
Enden  verlötet  werden  mußten,  gezogen  und  darauf  mit  einem  Zinküberzuge 
versehen.  Der  Versuch  scheiterte;  bei  der  Verzinkung  schmolzen  die 
Lötstellen,  so  daß  die  Lieferung  eingestellt  werden  mußte.  Man  ent- 
schloß sich  nunmehr,  den  Bedarf  von  15  bis  16  Tonnen  bei  einer  englischen 
Firma  zu  decken  zum  Preise  von  33  1  15  sh  für  die  Tonne;  an  Zoll  waren 
an  Hannover  415  Taler.  an  Fracht  100  Taler  zu  zahlen.  Die  für  den 
Betrieb  der  Nadeltelegraphen  vorgesehene  Doppelleitung  wurde  durch  die 
Zopfenden  der  Pfähle  geführt  und  sollte  mittels  Porzellanösen  isoliert 
werden.  Beim  Ziehen  stellte  sich  heraus,  daß  die  Ösen  1,5  cm  Durchmesser 
hatten,  die  Bohrlöcher  aber  2  cm ,  so  daß  die  Ösen  nicht  zu  gebrauchen 
waren.  Die  Isolierung  erfolgte  daher  zunächst  mittels  Gummiumwicklung, 
die  später  durch  Isolierrohre  ersetzt  wurde.  Die  Drahtenden  erhielten 
Verbindung  durch  Muffen.  Durch  den  Geestefluß  zwischen  Geestemünde 
und  Bremerhaven  verlegte  man  ein  von  der  Firma  Geuns  &  Co.  in 
Harlem  gefertigtes  Kabel.  Es  bestand  aus  drei  je  2.s  mm  starken,  mit 
Gummi  clasticum  umwickelten  und  mit  Hanfgewebe  überzogenen  Kupfer- 
drähten und  wurde  durch  ein  aus  mehreren  Teilen  bestehendes,  mit 
Muffenverbindung  versehenes  Messingrohr  gezogen,  das  im  Geestebett  ein- 
gelagert und  durch  gabelförmige  Holzstücke  befestigt  war.  Anfangs  hielt 
das  Rohr  dicht,  doch  bald  stellten  sich,  wahrscheinlich  durch  schlep- 
pende Schiffsanker  verursacht,  Beschädigungen  heraus,  so  daß  das  Kabel 
Erdschluß  erhielt  und  durch  40  m  hoch  über  dem  Wasserspiegel  befindliche 
Luftleitungen  ersetzt  werden  mußte.  1S58  wurde  wieder  ein  Kabel  verlegt. 
Als  Batterien  dienten  Zink-Platmelemente.  Die  Erdleitungen  bestanden  aus 
Kupferstreifen. 

Als  Betriebsapparate  wurden  zunächst  Nadeltclegraphenapparate  verwendet. 
Das  erste  Modell,  ferner  sechs  Isolierringe,  die  Elemente  und  eine  Probe 
'!es  Leitungsdrahts  sind  1  S<S  1  in  der  elektrischen  Ausstellung  zu  Paris  vorge- 
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führt  worden.  Gegenwärtig  befinden  sie  sich  im  Besitze  des  Senats  der 
Stadt  Bremen. 

Ende  September  1846  war  das  Gestänge  mit  den  Leitungen  fertig. 
Der  Senat  forderte  durch  Bekanntmachung  vom  28.  September  1840  zum 
Schutze  der  Linie  öffentlich  auf;  jede  Beschädigung,  Erschütterung  der 
Pfähle  oder  anderweitige  Störung  sollte  durch  die  Polizeibehörde  mit  nach- 
drucklicher Geld-  oder  Gefängnisstrafe  geahndet.  Strafe  und  Name  des 
Täters  sollten  öffentlich  bekannt  gegeben,  und  die  Täter  außerdem  zum 
Schadensersatze  herangezogen .  bei  erschwerenden  Umständen  auch  straf- 
rechtlich verfolgt  werden. 

Am  ig.  November  1846  fand  der  erste  Probebetrieb  der  Anlage  statt. 
Die  Bremer  Weserzeitung  berichtet  hierüber:  »»Unser  elektromagnetischer 
Telegraph  zwischen  hiesiger  Stadt  und  Bremerhaven  hat  heute  um  12  Uhr 
mittags  seine  wundersame  Arbeit  begonnen.  Möge  diese  telegraphische 
Anlage  sich  zum  allgemeinen  Nutzen  stets  bewähren,  der  guten  Nach- 
richten viel,  der  schlimmen  so  wenig  als  möglich  bringen  und  so  zu 
Bremens  Flor  und  Gedeihen  mitwirken  und  beitragen  helfen.««  »Dieser 
hoffentlich  sich  erfüllende  Wunsch  sind  die  ersten  Zeilen  gewesen,  welche 
heute  zum  ersten  Male  die  Drahtleitung  zwischen  hier  und  Bremerhaven 
durch  die  staunenerregende  elektromagnetische  Kraft  nach  Bremerhaven 
hinübergetragen  hat.  Die  Ankunft  des  »Goethe«  auf  der  Weser  war  als- 
dann die  Nachricht,  welche  wir  dagegen  von  Bremerhaven  zurückerhielten.« 

Der  Senat  setzte  die  offizielle  Inbetriebnahme  auf  den  I.  Januar  1847 
fest;  die  Telegraphenbeamten  wurden  zuvor  durch  die  städtischen  Behörden  auf 
treue  Pflichterfüllung  und  Geheimhaltung  des  Telcgrammverkehrs  vereidigt. 
Das  erste  Betriebsjahr  ließ  sich  sehr  günstig  an;  6802  Schiffsberichte  mit 
1/7  073  Worten  und  3944  sonstige  Nachrichten  wurden  befördert.  Die 
Gebühr  für  Telegramme  betrug  bis  zu  10  Worten  24  Grote,  je  5  Worte 
mehr  8  Grote  Zuschlag;  Adresse  und  Unterschrift  waren  gebührenfrei. 
Dienststunden  hielten  die  Stationen  von  7  Uhr  früh  bis  g  Uhr  abends  ab. 
In  den  Tagesstunden  konnten  die  telegraphischen  Einrichtungen  gegen  eine 
Gebühr  von  24  Grote  besichtigt  werden.  Damit  auch  in  der  Nacht 
Meldungen,  namentlich  bei  Unfällen  und  in  Staatsangelegenheiten  befördert 
werden  konnten ,  war  in  Bremerhaven  ein  Wecker  in  der  Wohnung  des 
Vorstehers  angebracht.  Für  Wahrnehmung  des  Unfallmeldedienstes  erhielt 
der  Beamte  eine  jährliche  Vergütung  von  30  Talern.  In  Bremen  schlief 
einer  der  Beamten  neben  dem  Dienstzimmer. 

1849  wurden  an  Stelle  des  Nadeltelcgraphen  Morse- Reliefschreiber  ver- 
wendet, die  aus  New  York  bezogen  waren.  Diese  Betriebsänderung  hatte 
nicht  nur  eine  wesentliche  Erleichterung  und  Beschleunigung  des  Verkehrs 
zur  Folge,  sondern  ermöglichte  auch,  daß  der  zweite  Draht  an  der  Linie 
für  andere  Zwecke  benutzt  werden  konnte.  Hierzu  bot  sich  bald  Gelegenheit. 
Der  Hamburger  Tclegraphenvercin  hatte  184S  einen  elektrischen  Telegraphen 
zwischen  Hamburg  und  Cuxhaven  ins  Leben  gerufen.  Mit  Rücksicht 
hierauf  stellte  der  Bremer  Verein  184g  den  Antrag,  die  verfügbare  Leitung 
Bremen- Bremerhaven  bis  Cuxhaven  verlangern  zu  dürfen.  Die  Genehmi- 
gung der  beteiligten  Behörden  erfolgte,  so  daß  am  7.  August  1850  die  Ver- 
bindung Bremen -Cuxhaven  eröffnet  werden  konnte,  die  einen  Verkehr 
zwischen  Bremen  und  Bremerhaven  einerseits  und  Hamburg,  Harburg. 
Stade  und  Otterndorf  anderseits  ermöglichte.  Die  Telegrammgebühr  für 
Bremen  Hamburg  wurde  für  10  Worte  auf  1  Taler,  für  je  weitere  5  Worte 
auf  24  Grote  Zuschlag  festgesetzt. 
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Im  Interesse  eines  nachhaltigeren  Schutzes  des  wichtigen  Verkehrs- 
mittels gab  der  Senat  am  5.  Februar  1851  eine  Verordnung  heraus,  betreffend 
»Bestrafung  von  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Betriebs  der  Tele- 
graphen«.   Sie  bestimmte  im  wesentlichen  folgendes. 

1.  Wer  rechtswidrig  gegen  Telegraphenanstalten  des  Senats  Hand- 
lungen verübt,  die  die  Benutzung  der  Anstalten  zu  ihren  Zwecken  ver- 
hindern, stören  oder  beeinträchtigen,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
2  Jahren  bestraft.  Liegt  Fahrlässigkeit  vor,  so  kann  auf  Gefängnis 
bis  zu  3  Monaten  oder  gerichtlichen  Verweis  oder  Geldstrafe  erkannt 
werden. 

2.  Vorstehende  Bestimmung  gilt  auch  für  Anlagen,  die  zwar  nicht 
Eigentum  des  Senats,  aber  mit  dessen  Genehmigung  von  anderen  Per- 
sonen errichtet  und  als  solche  vom  Senate  durch  öffentliche  Bekannt- 
machung bezeichnet  sind. 

3.  Ist  im  weiteren  infolge  der  Handlungen,  die  eine  Störung  der 
Telegraphenlinie  hervorrufen  können,  Verlust  eines  Menschenlebens, 
Körperverletzung  oder  Beschädigung  oder  Störung  von  Sachen  ein- 
getreten, so  kommen  außerdem  die  Bestimmungen  der  Verordnung 
vom  26.  November  1849,  betreffend  Bestrafung  von  Verbrechen  gegen 
die  Sicherheit  des  Bahnbetriebs,  in  Anwendung. 

Ferner  werden  die  Strafen  gegen  Telegraphenbeamte  und  Vorsteher  von 
Privat -Telegraphenanlagen  festgesetzt,  ähnlich  wie  sie  jetzt  im  St.  G.  B. 
§§318  bis  320  enthalten  sind. 

Eine  einschneidende  Änderung  brachte  das  Jahr  1854  dem  Telegraphen- 
Verein.  Die  hannoversche  Regierung  sah  sich  genötigt,  alle  für  Privat- 
Telegraphenanstalten  erteilten  Genehmigungen  zum  1.  Juli  1854  zurückzu- 
ziehen. Um  den  Bestand  der  privaten  Linie  Bremen-Bremerhaven  zu  sichern, 
wurde  der  Senat  der  Stadt  Bremen  bei  der  Regierung  vorstellig.  Eine 
Einigung  wurde  durch  den  Staatsvertrag  vom  26.  Mai  1854  dahin  erzielt, 
daß  die  telegraphische  Verbindung  zwischen  Bremen  und  seinen  Hafen- 
orten über  hannoversches  Gebiet  ausschließlich  dem  Staate  Bremen  vor- 
behalten und  gesichert  blieb,  wogegen  der  hannoverschen  Regierung  gestattet 
wurde,  in  Bremen  und  Bremerhaven  eigene  hannoversche  Telegraphen- 
anstalten zu  errichten.  Der  Senat  in  Bremen  verzichtete  auf  den  ihm 
zugestandenen  Gebührenanteil  aus  dem  Betriebe  der  Telegraphenlinie  Bremen 
Wunstorf,  und  die  hannoversche  Regierung  verpflichtete  sich,  die  Linie 
Bremerhaven -Cuxhaven  gegen  Erstattung  des  Zeitwerts  zu  erwerben. 

Die  Vertragsbestimmungen  machten  eine  Änderung  der  Genehmigungs- 
bedingungen nötig,  die  dem  Bremer  Telegraphen -Verein  auferlegt  waren. 
Im  wesentlichen  wurden  ihm  nunmehr  folgende  Bedingungen  gestellt. 
Der  Verein  hat  sich  zur  telegraphischen  Anschließung  des  bremischen  Hafen- 
orts Vegesack  zu  verpflichten.  Telegramme  dürfen  ausschließlich  für  den 
inneren  bremischen  Verkehr,  also  nur  zwischen  Bremen  und  Bremerhaven, 
nach  Einrichtung  von  Vegesack  auch  für  Bremen -Vegesack  und  Vegesack- 
Bremerhaven  angenommen  werden.  Die  hannoversche  Regierung  erhält  das 
Recht,  die  Stangen  der  Telegraphenlinie  für  ihre  Leitungen  unentgeltlich  mit- 
zubenutzen und  die  Linie  Bremerhaven-Cuxhaven  zum  Zeitwerte  zu  übernehmen. 
Die  vom  Senat  und  dessen  Behörden  aufgegebenen  Telegramme  sind  für  die 
Hälfte  der  verordnungsmäßigen  Gebühren  zu  befördern.  Der  Senat  erhält  das 
Recht,  die  ganze  Anlage  gegen  Zahlung  einer  Entschädigung  zu  übernehmen, 
wenn  er  von  seinem  halbjährlichen  Kündigungsrechte  Gebrauch  macht. 
Auch  dem  Telegraphen -Vereine  steht  ein  halbjährliches  Kündigungsrecht  zu. 
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Der  Einnahmeausfall  war  infolge  der  übernommenen  Verpflichtungen 
nicht  unbeträchtlich.  Hatte  doch  die  Strecke  Bremerhaven -Cuxhaven  im 
Jahre  1853  allein  einen  Überschuß  von  15 14  Talern  erzielt;  die  Linie 
Bremen- Bremerhaven  hatte  1 177  Taler  Uberschuß.  Es  waren  befördert 
worden 

J*tt»  mit  Worten  Ein™hme 
gramme  Taler 

zwischen  Bremen  und  Bremerhaven   4080       50370  1291, 

Bremerhaven    -    Bremen  4'X)2       57  706  1428, 

Bremen  Hamburg 

  -  ^— —  1480       18  541  821, 

Bremerhaven  Cuxhaven 

Hamburg  Bremen 

Cuxhaven  Bremerhaven  939- 

Außerdem  waren  3307  angekommene  und  3172  abgehende  Schiffe  gemeldet 
worden. 

Den  neuen  Bedingungen  entsprechend  richtete  der  Telegraphen  -Verein 
im  Jahre  1855  die  Station  Vegesack  ein,  wobei  der  zweite  Draht,  der  in- 
folge Aufgabe  der  Verbindung  nach  Cuxhaven  verfügbar  geworden  war, 
auf  der  Strecke  Bremen -Burg  wieder  Verwendung  fand.  Aus  den  Ver- 
handlungen wegen  Führung  der  Leitung  längs  der  Staatsstraße  Burg- 
Vegesack  ist  als  Beweis  für  die  im  Publikum  verbreitete  Furcht  vor  einer 
durch  die  Anlage  erhöhten  Blitzgefahr  bemerkenswert,  daß  von  der  hannover- 
schen Behörde  vorgeschrieben  wurde,  in  der  Nähe  von  Gebäuden  mit 
Strohdächern  sollte  der  wagerechte  Abstand  des  Drahtes  vom  benachbarten 
Strohdache  der  halben  Höhe  der  tiefsten  Kante  des  Strohdachs  gleich 
sein,  oder  es  sollte  der  in  der  Nähe  von  Strohdächern  vorbei  führende 
Draht  im  Querschnitt  um  die  Hälfte  stärker  sein,  als  auf  den  übrigen 
Strecken.  Für  die  Bewachung  der  Linie  erhielt  das  Straßenpersonal  eine 
Vergütung  von  jährlich  15  Talern;  für  die  Strecke  Bremen- Bremerhaven 
wurden  für  jede  Meile  5  Taler  gezahlt.  Die  Gebühr  für  Telegramme  betrug 
zwischen  Bremen  und  Vegesack  bis  10  Worte  12  Grote,  je  5  Worte 

mehr  4  Grote  Zuschlag, 
zwischen   Vegesack   und   Bremerhaven    bis    10  Worte    24  Grote,  je 
5  Worte  mehr  8  Grote  Zuschlag. 
Adresse  und  Unterschrift  blieben  unberechnet. 

1859  wurden  die  Sätze  wesentlich  ermäßigt,  und  zwar 
zwischen  Bremen  und  Bremerhaven  bis  20  Worte  auf  20  Grote,  je 

10  Worte  mehr  10  Grote  Zuschlag, 
zwischen  Bremen  und  Vegesack  bis  20  Worte  auf  10  Grote,  je  10  Worte 

mehr  5  Grote  Zuschlag, 
zwischen  Vegesack  und   Bremerhaven  bis  20  Worte  auf  20  Grote,  je 
10  Worte  mehr  10  Grote  Zuschlag. 
Adresse  und  Unterschrift  waren  nunmehr  taxpflichtig.    Die  Gebühr  für  die 
Meldungen  über  die  Ankunft  der  Schiffe  beim  Leuchtturme  Hoherweg  an 
der  Wesermündung  oder  im  Hafen  von  Bremerhaven  betrug 
bei  Schiffen  unter  100  Last  Rauminhalt  24  Grote, 

von  100  bis  200    -  48  und 

über  2O0    -  -  1  Taler. 

Für  die  Anzeige  über  die  Abfahrt  eines  Schiffes  von  Bremerhaven  wurde 
die  Hälfte  dieser  Sätze  berechnet.  Abonnenten,  die  jährlich  im  voraus 
20  Taler  Telegrammabonnement  oder  mindestens  25  Taler  für  die  regel- 
mäßigen Schiffszettelmeldungcn  zahlten,  erhielten  50  v.  H.  Ermäßigung;  die- 
jenigen, welche  jährlich  10  oder  20  Taler  zahlten,  25  v.  H. 


Digitized  by  Google 


4Ö6 


Der  Bremer  Telegraphen -Verein. 


Vom  i.  Januar  1804  ab  wurde  der  Gebührentarif  für  die  drei  Stationen  in 
Übereinstimmung  mit  dem  des  deutsch -österreichischen  Telegraphen  verein« 
gebracht:  für  20  Worte  18  Grote,  je  10  Worte  mehr  y  Grote. 

Die  Beschränkung  des  Telegraphenverkehrs  auf  den  inneren  bremischen 
V erkehr,  wie  sie  aus  Anlaß  des  Vertrags  mit  Hannover  von  1854  bestand, 
wurde  i8(><>  aufgehoben,  nachdem  Hannover  in  Preußen  aufgegangen  war. 
Gleichzeitig  bewilligte  der  Telegraphen -Verein  den  preußischen  Staatstele- 
grammen eine  Gebührenermäßigung  von  50  v.  H.,  wie  solche  bereits  für  die 
bremischen  Staatstelegramme  bestand. 

Nach  der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  sollte  das  Telegraphen- 
wesen für  das  gesamte  Bundesgebiet  als  einheitliche  Staatsverkehrsanstalt 
eingerichtet  und  verwaltet  werden.  Demgemäß  war  die  Telegraphen- 
vcrwaltung  des  Norddeutschen  Bundes  bestrebt,  die  Telegraphenlinien  des 
Bremer  Telegraphen -Vereins  der  großen  Einheit  anzugliedern.  Das  Ergebnis 
der  Verhandlungen  war  der  Vertrag  vom  18.  Juni  1868.  Dieser  bestimmte 
folgendes. 

1.  Der  Bremer  Telegraphen -Verein  stellt  am  31.  Dezember  1808 
seine  Tätigkeit  ein.  Die  Bundes -Telegraphenverwaltung  übernimmt 
sowohl  die  Vermittlung  desjenigen  telegraphischen  Verkehrs,  zu 
dessen  Besorgung  der  Bremer  Telegraphen -Verein  bisher  berechtigt 
war,  als  auch  die  von  ihm  bewirkte  Vervielfältigung  der  von  den 
Bremer  Leuchttürmen,  von  Bremerhaven  und  anderen  Orten  eingehen- 
den Meldungen  über  aus-  und  eingehende  Schiffe  und  über  sonstige 
auf  den  Schiffsverkehr  bezügliche  Umstände  und  die  Abgabe  dieser 
Schiftszettel  im  Wege  des  Abonnements  gegen  Erhebung  eines  jähr- 
lich im  voraus  zu  zahlenden,  von  der  Telegraphenverwaltung  zu 
bestimmenden  Geldbetrags.  Eerner  wird  die  Bundesverwaltung,  wie 
bisher  der  Telegraphen -Verein ,  die  eingegangenen  Meldungen  über 
bestimmte  Schifte  gegen  Zahlung  der  tarifmäßigen  Telegrammgebühr 
den  beteiligten  Personen  sofort  nach  Eingang  der  Meldungen  in 
Telegrammform  zugehen  lassen. 

2.  Das  bewegliche  Eigentum,  namentlich  die  Apparate,  Inventarien, 
Leitungsmaterialicn,  die  Telegraphcnlinien  und  Leitungen,  die  zur 
Verbindung  der  Stationen  Bremen.  Vegesack  und  Bremerhaven  dienen, 
nebst  den  Zimmerleitungen  und  den  sonstigen  technischen  Einrichtungen 
überläßt  der  Bremer  Telegraphen -Verein  an  die  Bundes -Telegraphen- 
verwaltung. 

3.  Als  Fintschädigung  erhält  der  Verein  für  die  unter  2.  bezeich- 
neten Gegenstände  3  500  Taler. 

4.  Die  Bundes-Telegraphenverwaltung  tritt  am  I.  Januar  1860  in 
die  Verträge  wegen  Anmietung  der  Räume  für  die  Telegraphenstationen 
in  Bremen.  Vegesack  und  Bremerhaven  mit  allen  Pflichten  und 
Rechten.  in  die  übrigen  wegen  Herstellung,  Unterhaltung  und 
Beaufsichtigung  der  AnInge  und  in  die  bezüglich  des  Betriebs  ab- 
geschlossenen Verträge  und  in  die  daraus  hervorgehenden  Rechte  und 
Pflichten  tritt  die  Bundesverwaltung  nur  ein,  wenn  sie  bis  Ende  18öS 
nicht  das  Gegenteil  erklärt  bat. 

5.  Vom  Tage  der  Obergabe  an  erfolgen  alle  Einnahmen  und  Aus- 
gaben für  Rechnung  der  Bundes-Telegraphenverwaltung. 

b.  Die  Bundesverwaltung  übernimmt  die  in  Bremen  und  Bremer- 
haven angestellten  Beamten  als  Bundes-Telegraphenbeamte,  sofern  sie 
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sich  dazu  bereit  erklären,  unter  Gewährleistung  ihrer  bisherigen  Bezüge. 
Die  Regelung  der  Rangverhältnisse,  Feststellung  des  Dienstalters  und 
Anrechnung  der  Dienstzeit  bei  der  Pensionierung  behält  sich  die 
Bundes  -Telegraphen  Verwaltung  vor,  ebenso  die  Regelung  der  Dienst- 
verhältnisse des  in  Vegesack  angestellten  Beamten  und  der  Anruderer 
in  Bremerhaven.*) 

7.  Die  zu  übernehmenden  Beamten  haben  sich  mit  den  neuen 
Betriebsvorschriften  vertraut  zu  machen. 

8.  Sollte  die  Bundes-Telegraphenverwaltung  es  für  zweckmäßig 
halten,  die  vom  I.  Januar  1869  ab  zu  übernehmende  Leitung  zwischen 
Burg  und  Bremerhaven  an  das  vorhandene  Gestänge  längs  der  Eisen- 
bahn zu  verlegen,  so  wird  der  Bremer  Telegraphen-Verein  seine  Ein- 
willigung hierzu  geben.  (Die  Strecke  Bremen-Burg-Vegesack  war 
bereits  1802  an  die  Eisenbahn  verlegt  worden,  um  die  Leitung 
aus  dem  Bereiche  der  den  Betrieb  störenden  BaumanpHanzungen  zu 
bringen.) 


Das  sechzigjährige  Bestehen  der  Hamburg- Amerika  Linie. 

Die  »Hamburg- Amerikanische  Paketfahrt-  Aktien  -  Gesellschaft«,  die  seit 
dem  Jahre  1893,  unter  Beibehaltung  ihrer  altbewährten  Firma,  für  den  täg- 
lichen Verkehr  die  kürzere  und  heute  allgemein  gebräuchliche  Bezeichnung 
»Hamburg- Amerika  Linie«  angenommen  hat,  vollendete  am  27.  Mai  1907 
»las  sechste  Jahrzehnt  ihres  Besiehens.  Aus  kleinen  Anfängen  heraus  hat 
sie  sich  im  Laufe  der  Jahrzehnte  zu  einem  Unternehmen  von  gewaltiger 
Bedeutung  entwickelt  und  nimmt  heute  unter  allen  Schiffahrts-Gcsellschaften 
der  Welt  die  erste  Stelle  ein.  Die  Hamburg-Amerika  Linie  kann  den  Ruhm 
für  sich  in  Anspruch  nehmen,  die  älteste  der  bestehenden  deutschen  Dampf- 
schif  fahrts-Unternehmungen  mit  regelmäßigem  Linienbetriebe  zu  sein.  Am 
27.  Mai  1847  mit  einem  Aktienkapitale  von  nur  450000  Mark  gegründet, 
eröffnete  sie  ihren  Betrieb  mit  vier  Segelschiffen,  die  durchschnittlich  im 
Jahre  drei  Fahrten  von  Harnburg  nach  New  York  und  zurück  machten. 
Das  erste  Dampfschiff,  die  »Borussia«,  ein  eiserner  Schraubendampfer  von 
2026  R.  T.  Raumgehalt,  wurde  im  Jahre  1856  eingestellt.  1867  wurden  die 
letzten  beiden  Segelschiffe  verkauft,  und  von  da  ab  ausschließlich  Dampf- 
schiffe, deren  Zahl  inzwischen  auf  acht  gestiegen  war,  verwendet.  Neben 
der  Stammlinie  nach  New  York,  auf  der  die  Dampfer  wöchentlich  zwei 
regelmäßige  Fahrten  unterhielten,  wurden  die  er>ten  neuen  Linien  1867  nach 
Havana  und  New  Orleans  und  1870  nach  Westindien  eingerichtet.  Auf  den 
allgemeinen  Verkehrsaufschwung,  den  die  glückliche  Beendigung  des  Krieges 
von  1870,71  und  die  Gründung  des  neuen  Deutschen  Reichs  mit  sich 
gebracht  hatten,  folgten  leider  für  die  Gesellschaft  Jahre  eines  schweren 
Niederganges.  In  einem  Wettkampfe  der  Gründerjahre,  namentlich 
mit     der     »Deutschen    Transatlantischen    Dampfschiffahrts- Gesellschaft «, 

*  Die  Anruderer  hatten  Namen,  Nationalität  usw.  der  vor  Bremerhaven  er- 
scheinenden Schüfe  festzustellen  und  der  Station  zu  melden. 
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der  sogenannten  »Adler  Linie«,  geriet  das  Unternehmen  mehr  als  einmal  nahezu 
an  den  Rand  des  Verderbens.  Erst  vom  Jahre  1886  ab,  mit  dem  Eintritte 
des  heutigen  Generaldirektors  Albert  Ballin  in  die  Verwaltung  der  Gesell- 
schaft, begann  diese  sich  allmählich  von  den  schweren  Schicksalsschlägen 
der  vorhergegangenen  Jahre  zu  erholen.  Ein  neuer  Geist  der  Gesundung 
griff  Platz.  Mit  der  wachsenden  Unternehmungslust  nahmen  auch  die  Er- 
folge zu,  und  in  wenigen  Jahren  hatte  die  Gesellschaft  nicht  nur  ihren  alten 
Ruf  und  ihre  einstigen  Kräfte  wiedergewonnen,  sondern  den  Grund  gelegt 
zu  der  späteren  ungeahnten  Entfaltung,  die  sie  heute  zu  einer  der  bedeu- 
tendsten wirtschaftlichen  Unternehmungen  unseres  Vaterlandes  gemacht  hat. 

Die  Entwicklungsgeschichte  der  Hamburg- Amerika  Linie  bis  zum  Jahre 
1897  haben  wir  aus  Anlaß  ihres  fünfzigjährigen  Bestehens  an  der  Hand 
einer  damals  von  der  Gesellschaft  herausgegebenen  Festschrift  im  Jahrgange 
1897,  S.  439  ff.,  eingehend  dargestellt.  Durch  den  außerordentlich  hohen 
Aufschwung,  den  das  Unternehmen  gerade  in  dem  inzwischen  verflossenen 
zehnjährigen  Zeiträume  genommen  hat.  wurde  die  Gesellschaft  veranlaßt, 
dem  letzten  Abschnitte  ihrer  Geschichte  wiederum  eine  besondere  Fest- 
schrift zu  widmen.  Diesem  von  Kurt  Himer  verfaßten,  mit  zahlreichen 
Abbildungen  geschmückten  und  auch  sonst  geschmackvoll  ausgestatteten 
Druckwerke,  das  die  Bezeichnung:  »Die  Hamburg- Amerika  Linie  im  sechsten 
Jahrzehnt  ihrer  Entwicklung  1897 — 1907«  führt,  entnehmen  wir  die  nach- 
stehenden Einzelheiten. 

Im  Mai  des  Jahres  1897  hatte  die  Hamburg- Amerika  Linie  ein  Aktien- 
kapital von  45  Millionen  und  eine  Prioritätsschuld  von  13,8  Millionen  Mark. 
Ihre  Ozeanflotte  bestand  aus  69  Dampfern  von  291507  R.  T.  Brutto-Raum- 
gehalt  und  53  Millionen  Mark  Buchwert.  Ihr  gesellte  sich  eine  Hilfsflotte  von 
51  Flußdampfern,  Schleppern,  Leichtern  usw.  mit  rund  12000  R.  T.  Raum- 
gehalt hinzu.  Unter  ihren  Ozeanschiffen  ragten  vier  Schnelldampfer  a!> 
rascheste  Ozeanrenner  ihrer  Zeit  und  als  Luxusschifte  ersten  Ranges  hervor. 
Der  riesige  Doppelschraubendampfer  »Pennsylvania«  von  13333  R.  T.  Brutto- 
Raumgehalt  übertraf  mit  diesem  räumlichen  Umfange  die  Frachtdampfer 
aller  Nationen.  Außer  der  »Pennsylvania«  besaß  die  Gesellschaft  noch 
weitere  zwölf  Doppel>chraubendampfer.  Die  Besatzung  der  Ozeanflotte  be- 
stand aus  fast  4000  Personen.  Die  Gesellschaft  verfügte  über  ein  Haupt- 
vcrwaltungsgebäude  am  Dovenfleth  in  Hamburg,  über  ein  eigenes  Trocken- 
dock, Instandsetzungswerkstätten,  Auswandererbaracken,  ein  Ausrüstungs- 
magazin und  eine  Gepäck-  und  Personenhalle  im  Hamburger  Hafen.  Der 
Lösch-  und  Ladebetrieb  ihrer  Schiffe  spielte  sich  am  Petersenkai,  einer  aus- 
schließlich für  die  Zwecke  der  Gesellschaft  vom  Staate  gepachteten  Landungs- 
anlage von  mehr  als  I  km  Länge,  ab.  Auf  diesem  Kai  waren  52  Krane 
und  vier  große  Lagerschuppen  mit  zusammen  30750  qm  Lagerfläche  vor- 
handen. In  Stettin,  Havre ,  Montreal,  Hoboken  und  St.  Thomas  ge- 
hörten der  Gesellschaft  eigene  Landungsplätze,  Lager-  und  Kohlen- 
schuppen usw.  Mächtig  dehnte  sich  schon  damals  das  Netz  der  regelmäßigen 
überseeischen  Dampischiffsverbindungen  aus.  Es  verknüpfte  den  ganzen 
Norden  des  amerikanischen  Kontinents  von  Montreal  bis  Galveston  und  das 
ganze  Wirtschaftsgebiet  Westindiens,  Mittelamerikas,  Columbiens  und  Vene- 
zuelas mit  den  nordwesteuropäischen  Welthäfen,  über  New  York  und  Colon 
war  im  Durchfrachtverkehr  auch  die  Westküste  des  amerikanischen  Konti- 
nents, an  der  die  Gesellschaft  von  San  Franzisko  bis  Valparaiso  Agenturen 
in  37  Hafenplätzen  unterhielt,  an  das  Liniennetz  angeschlossen.  Im  Winter 
verkehrten  Schnelldampfer  der  Hamburg-Amerika  Linie  zwischen  New  York 
und  Genua.    Von  dem  letztgenannten  Hafen  aus  wurde  ferner  ein  Personen- 
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dienst  nach  dem  La  Plata  unterhalten.  Auf  diesen  Linien  führte  die  Ge- 
sellschaft 456  überseeische  Rundreisen  mit  ihren  eigenen  und  gecharterten 
Schiffen  aus.  Die  Zahl  der  beförderten  Reisenden  belief  sich  im  Jahre  1897 
auf  73089  Personen  und  die  Menge  der  beförderten  Ladung  auf  2,3  Millionen 
Kubikmeter.  Unter  den  Reisenden  befanden  sich  schon  damals  viele,  die 
lediglich  zu  ihrer  Erholung  über  See  fuhren;  denn  die  Hamburg-Amerika 
Linie  hatte  die  Pflege  der  »Seetouristik«  als  erste  und  eifrigste  in  ihr 
Programm  aufgenommen.  Dem  Personenverkehre  dienten  in  Europa 
allein  1300  Agenturen.  In  Berlin,  Frankfurt  (Main) ,  Dresden,  München, 
Hannover,  Leipzig,  Wien,  London,  Paris,  Neapel  und  New  York  unterhielt 
die  Gesellschaft  eigene  Bureaus.  Der  Gewinn,  den  das  Unternehmen  ab- 
warf, bezifferte  sich  auf  9,7  Millionen  Mark;  an  Dividenden  wurden 
2,7  Millionen  Mark  verteilt. 

Das  war  in  kurzen  Zügen  der  Zustand  des  Betriebsumfanges,  der  geschäft- 
lichen Lage  usw.,  mit  dem  die  Gesellschaft  in  das  sechste  Jahrzehnt  ihres 
Bestehens  eintrat.  Vergleicht  man  diese  an  sich  schon  gewaltigen  Zahlen 
mit  den  heutigen,  so  sieht  man  mit  Erstaunen,  daß  das  Arbeitsfeld  sowohl 
wie  die  Erfolge  des  Unternehmens  in  der  kurzen  Spanne  von  zehn  Jahren 
auf  das  Doppelte  und  Dreifache,  ja  teilweise  in  noch  erheblich  höherem 
Umfange  gewachsen  sind. 

Das  Aktienkapital  ist  von  45  Millionen  auf  125  Millionen  Mark  ge- 
stiegen. Die  Prioritätsanleihen  belaufen  sich  auf  rund  49  Millionen  Mark. 
Die  Zahl  der  Seedampfer  ist  von  69  auf  166,  ihr  Brutto-Raumgehalt  von 
2Qi  507  auf  912537  R.  T.  und  ihr  Buchwert  von  53  auf  105  Millionen 
Mark,  die  Zahl  der  Flußdampfer,  Schlepper  und  Leichter  von  51  Fahr- 
zeugen mit  12000  R.  T.  Brutto-Raumgehalt  auf  205  Fahrzeuge  mit 
44679  R.  T.  Brutto-Raumgehalt,  die  Zahl  der  beförderten  Reisenden  von 
73089  auf  431955  Personen  und  die  Menge  der  beförderten  Güter  von 
2,3  auf  6,3  Millionen  Kubikmeter  gestiegen.  Wie  sich  bei  dem  überseeischen 
Verkehre  die  Steigerung  auf  die  einzelnen  Jahre  verteilt,  ergibt  die  nach- 
folgende Zusammenstellung. 
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Die  Anlagen  am  Lande  sind  fast  durchweg  in  vergrößertem  Umfange 
völlig  neu  erstanden.  Das  Linicnnetz  hat  eine  gewaltige  Ausdehnung  er- 
fahren. Zu  den  Linien  von  Hamburg,  Stettin  und  Genua  nach  den  nord- 
amerikanischen Osthäfen,  der  Linie  Genua-La  Plata  und  den  westindisch- 
mexikanischen  Linien  sind  die  Linien  von  Hamburg.  New  York  und  Port- 
land nach  Ostasien,  die  ostasiatische  Küstenfahrt,  der  arabisch-persische 
Dienst,  das  gesamte  hamburgischc  Linicnnetz  nach  Brasilien  und  den 
La  Plata-Staaten  sowie  nach  der  Westküste  des  amerikanischen  Kontinents,  die 
Verbindungen  New  York-Brasilien  und  Kuba-Mexiko,  die  Linien  des  Atlas- 
dienstes zwischen  New  York  und  den  Ländern  des  Karaiben-Meeres.  die 
Ägypten-  und  Nil  fahrten,  zahlreiche  europäische  Linien  und  schließlich  der 
Afrikadienst  im  Laufe  der  letzten  zehn  Jahre  hinzugekommen.  Der  Jahres- 
gewinn des  Unternehmens  hat  sich  von  o,;  auf  37,3  Millionen  Mark  und 
der  zur  Dividendenverteilung  verwendete  Betrag  von  2,7  auf  10.1  Millionen 
Mark  erhöht.  Alle  diese  Angaben  lassen  zur  Genüge  erkennen,  wie  außer 
ordentlich  sich  die  Grenzen  des  Betriebs  bei  der  Hamburg- Amerika  Linie 
im  letzten  Jahrzehnt  erweitert  halten,  und  wie  groß  der  Aufschwung  und 
die  Lrfolge  des  Unternehmens  gewesen  sind. 

Die  erste  Stelle  im  Betriebe  der  Hamburg-Amerika  Linie  nehmen  nach 
wie  vor  die  Linien  nach  Nordamerika  ein.  Ihre  Zahl  hat  sich  seit 
iS(>7  nicht  verändert.  Ks  werden  zwei  Linien  von  Hamburg  nach  New  York, 
eine  von  Stettin  über  Skandinavien  nach  New  York  und  Boston,  eine  von 
Genua  nach  New  York,  je  eine  von  Hamburg  nach  Boston,  Philadelphia. 
Baltimore,  New  Orleans.  Montreal  und  Halifax  sowie  eine  von  Galvestnn 
nach  Kopenhagen  und  Hamburg  unterhalten.  Änderungen  sind  nur  inso- 
fern eingetreten,  als  die  »Skandia  Linie«  von  Stettin  über  Skandinavien  heute 
gemeinschaftlich  mit  der  »Forencde  Dampskibs  Selskab«  in  Kopenhagen  be- 
trieben wird,  und  auf  der  Linie  zwischen  Genua. und  New  York  der  Schnell- 
dampferdienst, der  früher  nur  für  den  Kajütsreisendenverkehr  und  nur  im 
Winter  bestand,  durch  einen  regelmäßigen  Personen-  und  Frachtdampfer 
dienst,  der  auch  zur  regelmäßigen  Beförderung  von  Auswanderern  dient, 
ersetzt  worden  ist. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Krfolgc  der  Gesellschaft  auf  den 
nordamerikanischen  Linien  während  der  letzten  zehn  Jahre  war  namentlich 
die  von  ihr  befolgte  veränderte  Schiffspolitik.  Im  Jahre  1807  hatten  die  vier 
Schnelldampfer  der  Hamburg-Amerika  Linie  den  Höhepunkt  ihres  Ruhmes 
bereits  überschritten.  Ein  neueres  Schiff  des  Norddeutschen  Lloyd  über- 
flügelte ihre  Schnelligkeitsleistungcn.  Noch  einmal  stellte  die  Gesellschaft 
ein  Schiff  von  mächtig  vergrößertem  Umfang  und  so  hoher  Geschwindig- 
keit ein,  daß  auch  der  neue  Bremer  Nebenbuhler  dahinter  zurückbleiben 
mußte.  Dem  vom  Stettiner  Yulcan  erbauten  Schnelldampfer  »Deutschland«, 
der  Mitte  des  Jahres  iqoo  seine  erste  Fahrt  machte  und  mit  einer 
Länge  von  209  m  und  einem  Brutto  -  Raumgchalte  von  16200  R.  T.  alle 
seine  Vorgänger  weit  hinter  sich  ließ,  gelang  es.  die  kürzeste  Überfahrt 
zwischen  Amerika  und  Europa  in  5  Tagen  7  Stunden  38  Minuten  zu  bewerk- 
stelligen. Dann  aber  reifte  in  der  Gesellschaft  der  Gedanke,  den  Wettkampf 
im  Schnelldampferbau  aufzugellen  und  mit  neuen  Mitteln  sich  den  Reise- 
verkehr zu  erhalten.  Ließ  sich  die  ( )zcansehnelligkeit  mit  den  gegenwärtigen 
Mitteln  nicht  mehr  belangreich  steigern,  so  erschienen  umsomehr  die  Ein- 
richtungen für  die  Reisenden,  deren  bequeme  Unterbringung  und  Verpflegung 
der  Vervollkommnung  fähig.  Das  »Schiff  der  Zukunft«  mußte  ein  neues 
Luxusschiff  von  bis  dahin  nicht  gekannter  Geräumigkeit,  Schönheit  und 
Sicherheit  werden.     Aus  diesem  Gedanken  heraus  entstanden  der  in  England 
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erbaute  Dampfer  »Amerika«  und  der  vom  V'ulcan  erbaute  Dampfer 
»Kaiserin  Auguste  Viktoria«.  Der  eine  hat  einen  Brutto-Raumgehalt  von 
22250,  der  andere  gar  einen  solchen  von  24580  R.  T.  Die  »Kaiserin 
Auguste  Viktoria«  kann  einschließlich  ihres  Bedarfs  an  Kohlen,  Wasser 
und  Proviant  210000  Doppelzentner  Güter  und  nahezu  4000  Personen 
tragen.  Als  Auswandererschifte  haben  beide  Dampfer  eine  besondere 
neue  Hinrichtung  erhalten,  die  dritte  Kajüte,  die  um  ein  billiges  die 
gebildeteren  Elemente  der  Zwischendecker  von  den  Scharen  der  südost- 
europäischen Auswanderer  trennt,  sie  in  Kabinen  unterbringt  und  aus  be- 
sonderer Küche  verpflegt.  Als  KajütensehirYc  haben  sie  den  Palmengarten, 
den  Verkauf  frischer  Blumen,  den  elektrischen  Fahrstuhl,  das  elektrische 
Lichtbad  und  namentlich  mit  dem  sogenannten  »Ritz-Carlton  Restaurant« 
Pariser  Küche  und  Londoner  Hotclgroßartigkeit  auf  den  Ozean  gebracht. 
Ganz  augenfällig  ist  bei  diesen  Schilfen  der  Mehraufwand  für  das  Behagen 
der  Reisenden  gegen  alle  Dampfer  früherer  Zeiten.  Sieben  Stockwerke  sind 
mit  Gelassen  für  die  Reisenden  angefüllt,  die  Promenadendecke  haben  eine 
Breite  von  vier  bis  fünf  Metern,  die  Kabinen  sind  breit  und  hoch;  Säle,  in 
denen  500  und  mehr  Personen  gleichzeitig  bei  Tische  sitzen  können,  und 
geräumige  Treppenhäuser  vervollständigen  den  behaglichen  Eindruck.  Durch 
den  Bau  der  Dampfer  »Amerika«  und  »Kaiserin  Auguste  Viktoria«  hat  die 
Hamburg-Amerika  Linie  einen  neuen  Entwicklungsabschnitt  ihres  Ozean- 
verkehrs eingeleitet,  der  in  einer  Abkehr  von  der  einseitigen  Bevorzugung 
der  Schnelldampfcrart,  dagegen  in  einer  großartigen  Vervollkommnung  hin- 
sichtlich aller  l.Jnterkunfts-  und  Verpflegungsfragen  zum  Ausdrucke  kommt. 
Zwei  weitere  Dampfer  der  gleichen  Art  »President  Lincoln«  und  »President 
Graut«  befinden  sich  zur  Zeit  im  Bau. 

Auch  die  bezüglich  der  Linien  nach  Nordamerika  während  des  letzten 
Jahrzehnts   befolgte  Vertragspnlitik   der   Gesellschaft    war  außerordentlich 
beachtenswert.    Dem  auf  Anregung  der  Hamburg  -  Amerika  Linie  gegründeten 
»Nordatlantischen  Dampfcrlinicn- Verbände«  gehörten  1K97  außer  der  Ham- 
burg-Amerika Linie  der  Norddeutsche  Lloyd,  die  Holland-Amerika  Linie, 
die  belgische  Red  Star   Line  und  die   maßgebenden   britischen  Reedereien 
an.     Unter  den   Gesellschaften   bestanden  Abkommen   über  das  Zwischen- 
decks- und  Frachtgeschäft   und   über   die   im  Kajütsreisendenverkehr  inne- 
zuhaltenden Mindestpreise.    Im  Jahre  1903  wurden  diese  Abkommen  durch 
Vereinbarungen  über  die  Rückfahrkarten  ergänzt.    Heute  haben  Rückfahr- 
karten,  die   für  die  Hamburg-Amerika  Linie,   den  Norddeutschen  Lloyd 
und     acht    weitere    Linien    ausgestellt    worden    sind,    wechselseitig  zur 
Benutzung  der  Dampfer  aller  zehn  Linien  während  eines  Jahres  Gültig- 
keit.     In    weiteren    Kreisen    wurde    man    auf    die    Vertragspolitik  der 
Hamburg-Amerika    Linie    in    den    Jahren    190t    und    1902  aufmerksam, 
als     der    amerikanische    Bankier    J.  P.  Morgan    Anstalten    traf,  große 
bestehende    Reedereien     fremder    Nationen     in     seine    Abhängigkeit  zu 
bringen  und  zu  einem  einzigen  amerikanischen  Betrieb,   einem  Trust,  zu 
vereinigen.     Die   damals   in  Deutschland  aufgetretenen  Befürchtungen,  es 
könne  dem  Amerikaner  gelingen,   auch  die  großen  deutschen  Schiffahrts- 
L'nternehmungen   in   seine   Hand  zu   bringen,    zerstreuten   die  Hamburg- 
Amerika  Linie  und   der  Norddeutsche  Lloyd   durch   die  Veröffentlichung 
eines    von    ihnen    gemeinsam    mit    dem    Morgantrnst .    der  nachmaligen 
»Mercantile  Marine  Company«,  abgeschlossenen  Vertrags,  der  an  die  Stelle 
des   Wettbewerbes  zwischen  den  deutschen  Gesellschaften   und   dem  ameri- 
kanischen Trust  ein  Schutz-  und  Trutzbündnis  setzte.    Das  neue  Vertrags- 
verhältnis bewährte  sich  namentlich,   als  im  Jahre  1904  die  Cunard  Line 
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aus  dem  »Nordatlantischen  Dampferlinien -Verband«  ausschied  und  durch 
Bewerbung  um  eine  von  der  ungarischen  Regierung  ausgeschriebene  Sub- 
vention für  die  Einrichtung  eines  Dampferdienstes  zur  Auswanderer- 
beförderung zwischen  Fiume  und  New  York  der  Hamburg-Amerika  Linie 
einen  schweren  Wettkampf  aufnötigte.  Aber  auch  dieser  Kampf  dauerte 
nur  acht  Monate  und  wurde  im  Wege  der  gütlichen  Verständigung 
beigelegt. 

Die  Linien  nach  Westindien,  Mexiko,  Mittelamerika,  Vene- 
zuela und  Columbien  wurden  namentlich  durch  den  Ausbau  des  Mexiko- 
dienstes und  durch  die  Übernahme  des  sogenannten  »Atlas- Dienstes«  ver- 
vollkommnet. Die  Häfen  Mexikos  waren  auch  schon  früher,  aber  immer 
erst  in  zweiter  Linie  —  von  Westindien  aus  — ,  angelaufen  worden.  Im 
Jahre  1901  wurde  nunmehr  eine  der  beiden  bestehenden  Mexikolinien  in 
eine  unmittelbare  Verbindung  von  Hamburg  über  St.  Thomas  umgewandelt. 
1903  wurde  eine  zweite  unmittelbare  Frachtdampferverbindung  über 
St.  Thomas  nach  Mexiko  eingerichtet  und  im  gleichen  Jahre  außerdem  ein 
regelmäßiger  monatlicher  Schnelldienst  für  Kajüts-  und  Zwischendecks- 
verkehr von  Hamburg  über  Havana  nach  Mexiko  eröffnet.  Den  Verkehr 
zwischen  New  York  und  den  Häfen  Westindiens  und  Mittelamerikas  ver- 
mittelte früher  in  der  Hauptsache  die  englische  Atlas  Linie.  Diese  Linie 
mit  7  Dampfern  wurde  im  Jahre  1901  von  der  Hamburg-Amerika  Linie 
angekauft  und  in  kurzer  Zeit  so  ausgestaltet,  daß  heute  im  »Atlas- 
Dienste«  13  Dampfer  von  zusammen  43  (Xio  R.  T.  Brutto -Raumgehalt, 
d.  h.  fast  dem  dreifachen  Raumgehalte  des  Jahres  1901  ,  beschäftigt  sind. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  auch  der  im  Jahre  1906  neu  eingerichtete 
Dienst  nach  Colon  (Panama),  der  wöchentlich  über  Jamaica  meist  von 
den  großen  Dampfern  der  Prinzenklasse  unterhalten  wird.  Gegenwärtig 
bestehen  6  Linien  nach  Westindien ,  4  Linien  nach  Mexiko,  6  Linien  des 
»Atlas -Dienstes«  und  eine  Linie  zur  Verbindung  der  westindischen  Häfen 
untereinander. 

Nach  Südamerika  bestand  1897  nur  die  Linie  Genua -La  Plata.  In- 
zwischen sind  mehrere  neue  Verbindungen  hinzugekommen.  Im  Jahre  1900 
richtete  die  Hamburg-Amerika  Linie  eine  Schiffahrtsverbindung  zwischen 
Hamburg  und  dem  Amazonenstrome  nach  den  Häfen  Para  und  Manaos 
ein  und  übernahm  gleichzeitig  den  gesamten  Brasil-  und  La  Platadienst  der 
Hamburger  Reederei  A.  C.  de  Freitas  &  Co.  und  die  Linie  Antwerpen- 
La  Plata  der  Reederei  Gellatly,  Hankey  &  Co.  Damit  drang  sie  in  ein  Ge- 
biet ein,  das  bisher  in  der  Hauptsache  von  der  Hamburg-Südamerikanischen 
Dampfschiffahrts-Gesellschaft  beherrscht  wurde.  Mit  dieser  trat  die  Ham- 
burg-Amerika Linie  nunmehr  in  eine  engere  Betriebsgemeinschaft,  indem  sie 
sich  mit  ihr  dahin  einigte,  daß  am  Südamerikadienste  künftig  die  Hamburg- 
Südamerikanische  Dampfschiffahrts- Gesellschaft  zu  zwei  Dritteln,  sie  selbst 
aber  mit  einem  Drittel  beteiligt  sein  sollte.  Neuerdings  hat  sich  die  Gesellschaft 
entschlossen,  auch  eine  Verbindung  zwischen  New  York  und  Brasilien  zu 
unterhalten.  Damit  wird  sie  Fahrten  der  Dampfschiffs- Reederei  Union  A.  G. 
übernehmen,  an  denen  sie  1897  bereits  einmal  vorübergehend  teil  hatte. 
Mit  dieser  neuen  Linie  wird  die  Zahl  der  von  der  Gesellschaft  mit  Süd- 
amerika unterhaltenen  Verbindungen  sich  auf  sechs  erhöhen. 

Auf  die  Westküste  von  Amerika  ist  der  Betrieb  der  Gesellschaft  im 
Jahre  1900  ausgedehnt  worden.  In  eine  ähnliche  Betriebsgemeinschaft  wie 
mit  der  Hamburg-Südamerikanischen  Dampfschiffahrts-Gesellschaft  trat  die 
Hamburg- Amerika  Linie  in  diesem  Jahre  nämlich  auch  mit  der  Hamburger 
Dampfschiffahrts -Gesellschaft   »Kosmos«  ein.     Diese  bediente  seit  vielen 
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Jahren  die  Häfen  längs  der  Westküste  des  amerikanischen  Kontinents, 
namentlich  die  von  Chile,  Peru  und  Mittelamerika.  Nach  dem  Ein- 
tritte der  Hamburg-Amerika  Linie  in  diesen  Dienst  wurden  die  Reisen  bis 
nach  San  Francisko  und  weiter  bis  zu  den  Häfen  des  Puget  Sound  an  der 
Westküste  Canadas  ausgedehnt.  Der  Gesamt- Raumgehalt  der  von  der 
Hamburg- Amerika  Linie  an  der  amerikanischen  Westküste  im  sogenannten 
»Kosmos-Dienste«  beschäftigten  Schiffe  ist  in  den  sechs  Jahren  seit  1900 
von  1 1  300  auf  40  900  R.  T.  gestiegen.  Außerdem  verkehren  vier  große 
Dampfer  der  Gesellschaft  seit  dem  Jahre  1904  im  Dienste  der  Portland  and 
Asiatic  Steamship  Co.  von  Portland  (Oregon)  nach  China  und  Japan.  Für 
die  nächste  Zukunft  ist  eine  neue  Linie  von  der  Westküste  Mexikos  über 
den  Stillen  Ozean  nach  Ostasien  geplant. 

Die  asiatischen  Linien  der  Gesellschaft  sind  sämtlich  erst  im  letzten 
Jahrzehnt  entstanden.  Als  nach  der  Beendigung  des  japanisch- chinesischen 
Krieges  und  nach  der  Besetzung  Kiautschous  durch  Deutschland  die  Auf- 
schließung Chinas  für  den  fremden  Handel  einen  schnelleren  Fortgang 
nahm,  erschien  auch  die  Hamburg-Amerika  Linie  auf  dem  Schauplatz  und 
richtete  im  Januar  1898  einen  monatlichen  Frachtdampferdienst  von  Ham- 
burg über  Antwerpen,  Penang  und  Singapore  nach  Hongkong,  Schanghai, 
Yokohama  und  Kobe  und  bald  darauf  in  Gemeinschaft  mit  der  Firma 
Rob.  M.  Sloman  &  Co.  und  einer  englischen  Reederei  eine  Dampferverbin- 
dung von  New  York  durch  den  Suez-Kanal  nach  Ostasien  ein.  Um  für 
die  vorteilhafte  Ausgestaltung  der  Frachtlinie  von  Hamburg  freie  Bahn  zu 
gewinnen,  übernahm  die  Gesellschaft  eine  schon  seit  längerer  Zeit  be- 
stehende Wettbewerbslinie,  die  »Kingsin  Linie«  mit  13  Dampfern.  Im  Jahre  1900 
wurde  die  ostasiatische  Frachtlinie  ferner  mit  Genehmigung  des  Reichs  mit 
der  bis  dahin  vom  Norddeutschen  Lloyd  allein  unterhaltenen  Reichspost- 
dampferlinie  nach  Ostasien  verschmolzen.  Diese  Betriebsgemeinschaft  war 
aber  nur  von  kurzer  Dauer.  Schwierigkeiten,  die  sich  daraus  ergaben,  daß 
jede  Reederei  zur  Ergänzung  ihres  Dienstes  über  das  Schiffsmatcrial  der 
anderen  verfügen  mußte,  und  die  darin  bestanden,  daß  infolgedessen  der 
Raumgehalt  der  Schiffe  nicht  immer  zweckmäßig  ausgenutzt  werden  konnte, 
führten  schon  im  Oktober  1903  wieder  zur  Aufhebung  der  Gemeinschaft. 
Man  kam  überein,  daß  der  Norddeutsche  Lloyd  den  Reichspostdienst  und 
die  Hamburg- Amerika  Linie  den  Frachtdienst  wieder  wie  früher  je  für  sich 
allein  und  auf  eigene  Rechnung  betreiben  sollten.  Die  Teilbeträge  der 
Reichssubvention,  die  der  Hamburg-Amerika  Linie  in  den  Jahren  von  1900 
bis  1903  für  ihre  Beteiligung  an  der  Reichspostdampferlinie  nach  Ostasien  zu- 
fielen, waren  die  einzigen  staatlichen  Subventionsgelder,  die  sie  jemals  für  die 
Unterhaltung  eines  regelmäßigen  Dampferdienstes  bezogen  hat.  Im  Anschluß 
an  die  Frachtdampferlinie  richtete  die  Hamburg -Amerika  Linie  von  1901  ab 
mehrere  ostasiatische  Küsten  fahrten  ein,  darunter  die  Postlinie  Schanghai- 
Tsingtau-Tschifu-Tientsin.  Auf  dieser  verkehren  gegenwärtig  fünf  neue 
I'ersonendampfer,  von  denen  zwei,  die  Doppelschraubendampfer  »Admiral 
von  Tirpitz«  und  »Staatssekretär  Kraetke«,  je  2000  R.  T.  Brutto-Raumgehalt 
haben.  In  die  Hauptlinie,  die  ursprüngliche  Frachtfahrt  von  Hamburg, 
sind  seit  1904  neue  Dampferarten  eingestellt  worden,  mit  denen  jetzt  auch 
ein  regelmäßiger  monatlicher  Personendienst  nach  Ostasien  unterhalten  wird. 
Zur  Bequemlichkeit  der  Reisenden  wurde  1906  die  Einrichtung  getroffen, 
daß  diese  Dampfer  auch  Neapel  anlaufen;  hierdurch  wird  den  Reisenden 
der  Umweg  rings  um  den  Westen  des  europäischen  Kontinents  erspart. 

Eine  bemerkenswerte  Erweiterung  ihrer  Verbindungen  nach  Asien  hat 
die  Hamburg- Amerika  Linie  dadurch  vorgenommen,  daß  sie  im  Juli  1906 


Digitized  by  Google 


474 


Das  sechzigjährige  Bestehen  der  Hamburg-Amerika  Linie. 


eine  neue  monatliche  Dampferlinie  für  Personen-  und  Frachtgutbeförderung 
von  Hamburg  nach  Arabien  und  Persicn,  die  auch  die  Häfen  des  Sudan 
anläuft,  einrichtete  und  damit  der  deutschen  Schiffahrt  ein  von  ihr  bisher 
überhaupt  noch  nicht  berührtes  Gebiet  erschloß. 

Außer  durch  die  soeben  erwähnte  Verbindung  nach  den  Häfen  de> 
Sudan  hat  die  Gesellschaft  den  afrikanischen  Erdteil  in  allerneuester 
Zeit  in  noch  erheblich  weiterem  Umfang  in  ihr  Verkehrsnetz  einbezogen. 
Im  März  1907  wurde  mit  der  »Woermann  Linie«  in  Hamburg  ein  Abkommen 
getroffen,  nach  dem  sich  die  Hamburg-Amerika  Linie  künftig  an  allen 
Fahrten  der  Woermann  Linie,  namentlich  auch  an  denen  nach  Deutsch-Süd- 
westafrika, beteiligen  wird.  Acht  Dampfer  der  anderen  Reederei  gehen  in 
ihren  Besitz  über,  neue  Dampfer  werden  in  Auftrag  gegeben  und  das  Aktien- 
kapital soll  zur  Bestreitung  dieser  Ausgaben  um  weitere  5  Millionen  Mark 
erhöht  werden. 

Im  letzten  Jahrzehnte  sind  auch  verschiedene  kleinere  Dampferlinien 
zwischen  europäischen  Häfen  entstanden,  so  im  Jahre  1900  eine  Ver- 
bindung von  Narvik  und  Lulea  nach  Emden  und  Rotterdam,  1902  ein 
regelmäßiger  Eilschleppdienst  von  Hamburg  über  See  nach  Rotterdam  und 
den  Rhein  hinauf  bis  Köln  und  1905  eine  Linie  von  Libau  nach  Kopen- 
hagen und  Antwerpen.  Eine  ähnliche  Eilschleppverbindung  wie  nach 
Rotterdam  und  der  Rheinprovinz  soll  in  nächster  Zeit  auch  von  Hamburg 
nach  dem  Dortmund-Emskanal  eingerichtet  werden. 

Allgemein  bekannt  ist  die  bahnbrechende  Tätigkeit  der  Hamburg-Amerika 
Linie  auf  dem  Gebiete  der  Einrichtung  von  Vergnügungsfahrten,  deren 
Zahl  sich  von  3  im  Jahre  1897  auf  gegenwärtig  20  bis  30  jährlich  erhöht  hat. 
Am  meisten  beliebt  sind  die  Orient-,  Westindien-  und  Nordlandreisen. 
Der  prächtigste  Vergnügungsdampfer,  die  im  Jahre  1900  eigens  für  diesen 
Zweck  erbaute  Lustjacht  »Prinzessin  Viktoria  Luise«,  ist  leider  vor  kurzem 
bei  dem  furchtbaren  Erdbeben  auf  Jamaica  vor  Kingston  zu  Grunde  ge- 
gangen. Seit  1902  werden  auch  regelmäßig  während  der  Hauptverkehrs- 
zeit im  Winter  Fahrten  längs  der  Riviera  von  Genua  über  San  Remo  und 
Monaco  nach  Nizza  unterhalten.  Mit  dem  1.  Januar  1905  richtete  die 
Hamburg-Amerika  Linie  als  neuen  Betriebszweig  ferner  ihren  Seebäder- 
dienst  nach  Helgoland  und  Sylt  ein.  Zu  diesem  Zwecke  übernahm  sie 
von  dem  genannten  Zeitpunkt  ab  die  Hamburger  »Nordsee  Linie«  mit  allen 
Schiffen  und  Betriebseinrichtungen.  Gegen  Ende  des  Jahres  1905  wurde  in 
den  Scebäderdienst  als  erstes  und  bis  jetzt  einziges  Schiff  dieser  Art  in  der 
deutschen  Handelsmarine  ein  Turbinen  -  Schnelldampfer,  der  vom  Vulcan 
in  Stettin  erbaute  »Kaiser«,  eingestellt.  Zum  Seebäderdienste  kam  ein  Jahr 
später  der  Ägyptendienst,  der  durch  den  neuen  Vergnügungsdampfer 
»üceana«  besorgt  wird.  Die  Ägypten-Schnell  fahrten  haben  von  Januar  bis 
April  unmittelbaren  Anschluß  an  einen  unter  dem  Namen  »Ägyptenexpreß« 
verkehrenden  Luxuszug  der  Hamburg-Amerika  Linie  von  Berlin  nach  Neapel. 
Zur  besseren  Ausgestaltung  des  Vcrgnügungs-  usw.  Verkehrs  hat  die  Gesell- 
schaft sich  1005  auch  das  bekannte  früher  Stangensche  Reisebureau,  das 
größte  und  älteste  deutsche  Unternehmen  dieser  Art,  angegliedert. 

Der  gewaltige  Verkehrszuwachs  machte  auch  eine  bedeutende  Erweiterung 
der  Betriebsanlagen  am  Lande  erforderlich.  An  die  Stelle  des  Ver- 
waltungsgebäudes am  Dovenfleth  in  Hamburg  ist  1903  ein  umfangreicher 
Neubau  an  der  Binnenalster  getreten,  der  aber  voraussichtlich  in  nächster 
Zeit  schon  wieder  erweitert  werden  muß.  Der  Lösch-  und  Ladebetrieb  ist 
ebenfalls  im  Jahre  1903  vom  Petersenkai  nach  den  vom  hamburgischen 
Staate  erbauten   neuen  Hafenanlagen   am   südlichen   Elbufer  (Kuhwärder) 
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verlegt  worden.  Von  großem  Vorteile  sind  die  neuen  Hafenplätze  insofern, 
als  sie  so  weit  elbabwärts  liegen,  daß  die  Dampfer  der  Gesellschaft  nicht 
mehr,  wie  früher,  den  ganzen  Hamburger  Hafen  mit  seinem  Gewirre  von 
großen  und  kleinen  Schiffen  zu  durchfahren  brauchen.  Auf  dem  Kuh- 
wärder  stehen  der  Hamburg- Amerika  Linie  zwei  Hafenbecken  von  je  10  m 
Tiefe  bei  Hochwasser  und  von  zusammen  535  000  qm  Wasserfläche,  der 
Kaiser-Wilhelm-Hafen  und  der  Ellcrholzhafen.  zur  Verfügung.  Als  Liege- 
plätze für  die  Dampfer  sind  vier  Kais  von  zusammen  3,1  km  Länge  vor- 
handen. Zu  ihnen  gehören  22  km  Eisenbahngleise.  119  fahrbare  elektrische 
Krane  von  je  3000  kg,  18  elektrische  Wandkrane  von  je  2560  kg  und  3 
elektrische  Riesenkrane  von  75000,  20000  und  10000  kg  Tragkraft.  An 
den  Kais  erheben  sich  sieben  Doppelhallen,  die  als  Lagerschuppen  für  die 
ankommenden  und  zu  verladenden  Güter  dienen  und  eine  Lagerfläche  von 
zusammen  137  500  qm  darbieten  ;  das  ist  ein  Drittel  des  gesamten  über- 
dachten Laderaums,  den  der  ganze  Hamburger  Hafen  bereit  hält.  Die 
Pacht  für  diese  Anlagen,  die  ebenfalls  demnächst  wieder  erweitert  werden 
sollen,  beläuft  sich  auf  I  350000  Mark  jährlich. 

Für  den  Auswandererverkehr  hat  die  Hamburg- Amerika  Linie  im 
Jahre  1901  auf  der  Elbinsel  Veddel  ein  neues  Unterkunftsheim  im  größten 
Maßstab  eingerichtet.  Empfangshallen.  Verwaltungsräume,  Badesäle .  Des- 
infektionsräume, allgemeine  und  besondere  jüdische  Speisesäle,  Schlafsäle  für 
ledige  Männer,  ledige  Frauen  und  Familien,  Verkaufsläden  usw.  sind  inmitten 
freundlicher  Gartenanlagen  um  eine  protestantische  und  eine  katholische  Kirche, 
einen  jüdischen  Betsaal  und  ein  Musikzelt  herum  im  Kreise  angeordnet. 
Das  Ganze  macht  den  Eindruck  eines  kleinen  Gemeinwesens  mit  Straßen 
und  Plätzen.  Es  bedeckte  anfänglich  eine  Fläche  von  25  000  qm,  die  in- 
zwischen um  weitere  27  200  qm  vergrößert  worden  ist.  Im  Laufe  des 
Jahres  1902  beherbergte  das  Unterkunftsheim  102000  Auswanderer. 

Auch  die  Hafen-  und  Landungsanlagen  der  Hamburg-Amerika  Linie  in 
Hoboken  und  St.  Thomas  haben  im  letzten  Jahrzehnt  eine  wesentliche  Er- 
weiterung erfahren.  Zu  den  Hafenstädten,  in  denen  die  Gesellschaft  eigene 
Betriebsanlagen  unterhält,  sind  1900  Emden  und  1901  Hongkong,  Hankau 
und  Schanghai  neu  hinzugetreten.  Der  Wert  aller  Gebäude  und  Anlagen 
der  Gesellschaft  am  Lande,  einschließlich  der  Ausstattungsgegenstände, 
Geräte  usw.,  ist  von  1897  bis  1907  von  4,4  auf  1 8,5  Millionen  Mark  ange- 
wachsen. 

In  Diensten  der  Hamburg-Amerika  Linie  stehen  heute  durchschnittlich 
19  000  Personen,  7(xx)  an  Land  und  12000  (gegen  4000  im  Jahre  1897) 
an  Bord  der  Schiffe.  Eigene  Bureaus  hat  die  Gesellschaft  in  39  Städten 
Europas,  in  Deutschland,  England,  Frankreich,  Belgien,  der  Schweiz,  Italien, 
Österreich  und  Dänemark,  eingerichtet.  Das  Bureau  in  Berlin  arbeitet  mit 
einem  Personale  von  150  Köpfen,  dasjenige  in  New  York  beschäftigt 
130  Personen.  Ein  umfangreiches  Netz  von  Agenturen  (1300  in  luiropa, 
3000  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  Canada  und  Mexiko,  80 
in  den  Hafenplätzen  Westindiens  und  längs  der  Westküste  Amerikas  von 
San  Francisko  bis  Valparaiso  usw.)  ist  über  die  ganze  bewohnte  Erde  aus- 
gedehnt. 

Während  der  gesamte  Hamburger  Überseehandel  in  den  letzten  zehn 
Jahren  um  50  v.  H.  zugenommen  hat,  stellte  sich  der  Aufschwung  der 
Hamburg-Amerika  Linie  in  ihren  Beförderungsleistungen  auf  rund  150  v.  H. 
Heute  machen  die  Ozeandampfer  der  Gesellschaft  80  v.  H.  der  gesamten 
Hamburger  Seedampferflotte  aus.  Das  Durchschnittsalter  ihrer  Schiffe  ist 
mit  7'/2  Jahren   seit   langer  Zeit  ein   sehr  niedriges.    Auf  eine  rechtzeitige 
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Verjüngung  ihres  Schiffparkes  hat  die  Gesellschaft  von  jeher  ihr  besonderes 
Augenmerk  gerichtet.  Bereitwillig  hat  die  Hamburg-Amerika  Linie  jeder- 
zeit ihre  Mittel  für  nationale  Aufgaben  zur  Verfügung  gestellt.  An  den 
Truppenbeförderungen  nach  China  und  den  afrikanischen  Tropen  war  sie 
lebhaft  beteiligt.  Im  Jahre  1905  hat  sie  sogar  einen  eigenen  Dampfer  für 
Truppenbeförderungen,  den  Poppelschraubendampfer  »Borussia«,  erbauen 
lassen,  obgleich  keineswegs  immer  Gelegenheit  zu  seiner  Beschäftigung  vor- 
handen ist.  Auch  für  Lazarettschiffübungen  des  Roten  Kreuzes  stellt  sie 
regelmäßig  Dampfermaterial.  Während  der  ostasiatischen  Wirren  rüstete 
sie  ihren  Dampfer  »Savoia«  freiwillig  als  Lazarettschiff  aus  und  stellte  ihn 
der  Militärverwaltung  zur  Verfügung.  Für  den  Kriegsfall  sind  mehrere 
ihrer  Dampfer  als  Hilfskreuzer  bestimmt.  Auch  wissenschaftlichen  Zwecken 
ist  die  Gesellschaft  im  letzten  Jahrzehnte  dienstbar  gewesen,  indem  sie  für  die 
Südseeexpedition  im  Jahre  1898  ihren  Dampfer  »Valdivia«  ausrüstete  und 
für  die  Südpolarexpedition  im  Jahre  1901  den  Kapitän  und  zwei  Offiziere 
für  das  Expeditionsschiff  »Gauß«  stellte. 

Zu  den  Wohlfahrtsein  rieht  ungen  der  Hamburg- Amerika  Linie  ist 
im  Jahre  1906  eine  Arbeiterhilfskasse  neu  hinzugetreten.  Das  Vermögen 
der  Invaliden-,  Wittwen-  und  Waisenpensionskasse  erhöhte  sich  seit  dem 
Jahre  1897  von  1090447  Mark  auf  3  844  164  Mark.  Alles  in  allem  zahlte 
die  Gesellschaft  im  Jahre  1906  mehr  als  eine  Million  Mark  zugunsten  ihrer 
Angestellten. 

Es  ist  ein  gewaltiges  Unternehmen,  dessen  kraftvolles  Anwachsen,  dessen 
Einrichtung  und  Umfang  in  der  Festschrift  eingehend  dargestellt  wird. 
Möge  es  in  seiner  mächtigen  Entwicklung  zum  Segen  des  deutschen  Handels 
und  Verkehrs  und  zum  Ruhme  des  deutschen  Namens  und  Vaterlandes  auch 
in  künftigen  Jahrzehnten  ungehindert  fortschreiten. 

Zahlreiche  Ehrungen  sind  der  Hamburg-Amerika  Linie  an  ihrem  stolzen 
Gedenktage  zuteil  geworden.  Blumenspenden,  Glückwunschschreiben,  Tele- 
gramme und  andere  Kundgebungen  sind  ihr  von  Behörden,  Privat- 
unternehmungen und  Privatpersonen,  darunter  von  den  Staatssekretären  des 
Reichs- Marincamts  und  des  Reichs -Postamts,  in  großer  Zahl  zugegangen. 
Seine  Majestät  der  Kaiser  gab  seiner  Anerkennung  für  das  Unternehmen 
durch  Ordensverleihungen  und  Auszeichnungen  an  die  älteren  Beamten  und 
namentlich  auch  an  viele  Arbeiter  der  Gesellschaft  Ausdruck. 


Die  Wirkungen  der  Elektrizität,  der  Röntgen-  und  Radium- 
strahlen auf  die  Pflanzen. 

Dem  im  Erscheinen  begriffenen  umfangreichen  Werke  »Das  Leben  der 
Pflanze«  von  R.  H.  France  (Verlag  Kosmos,  Gesellschaft  der  Naturfreunde 
in  Stuttgart)  entnehmen  wir  folgende  Angaben,  die  für  jeden  Naturfreund 
von  größtem  Interesse  sein  dürften. 

Die  Entdeckung  der  elektrischen  Energie  liegt  schon  so  weit  zurück,  daß 
sich  das  Andenken  der  Pfadfinder  fast  im  Nebelgrau  der  Sage  verliert, 
aber  noch  fehlt  es  an  systematischer  Erforschung  elektrischer  Wirkungen 
auf  die  Pflanzenwelt.    Was  man  weiß,  ist  »Gelegenheitswissenschaft«,  zu- 
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sammengetragen  von  Liebhabern,  Praktikern  und  —  Physikern.  Erst  in  aller- 
neuester  Zeit  nimmt  das  Interesse  dafür  auch  unter  den  Physiologen  zu. 

Mehrere,  zum  Teil  schon  über  hundert  Jahre  zurückliegende  Be- 
obachtungen über  die  Einwirkung  der  Elektrizität  auf  das  Wachstum  der 
Pflanzen  veranlaßten  in  neuester  Zeit  den  Professor  der  Physik  an  der 
Universität  Helsingfors  Selim  Lemström,  der  Frage  näher  zu  treten.  In 
seinem  Werke  über  die  Elektrokultur  geht  er  davon  aus,  daß  die  Flora 
Lapplands  und  Spitzbergens  kräftiger  entwickelt  ist,  als  es  der  nördlichen 
Lage  dieser  Gegenden  entspricht.  Da  nun  gerade  dort  starke  atmosphärische 
Elektrizität  vorhanden  ist.  die  sich  in  Nordlichtern  und  magnetischen  Stürmen 
kundgibt,  so  folgerte  er,  daß  sie  die  Pflanzenentwicklung  vorteilhaft  beein- 
flusse. Er  glaubt  sogar,  die  wechselnden  Ernteerträge  Finnlands  mit  der 
wechselnden  Anzahl  der  Sonnenflecke  und  Nordlichter  in  Einklang  bringen 
zu  können,  und  sucht  dies  damit  zu  beweisen,  daß  er  durch  Einleitung 
eines  elektrischen  Stromes  bei  den  meisten  Kulturpflanzen  bedeutende  Mehr- 
erträgnisse erhielt.  Er  stellt  sich  die  Wirkung  des  Stromes  auf  die  Ent- 
wicklung so  vor,  daß  dadurch  Sauerstoff,  Stickstoff,  Kohlensäure  usw.  zu- 
geführt und  das  Aufsteigen  der  Nährsäfte  gefördert  wird. 

France  steht  dieser  Sache  zweifelnd  gegenüber.  Was  ist  an  ihr  das 
Zweifellose?  Nach  seiner  Ansicht  ist  die  Möglichkeit  von  Elektrizitäts- 
wirkungen nicht  abzuweisen.  Die  Physiologie  gesteht  zu,  daß  in  lebenden 
Pflanzenorganen  elektrische  Ströme  vorhanden  sind,  weil  in  ihnen  Spannungs- 
unterschiede bestehen.  Außerdem  ist  ja  auch  zwischen  Erdboden  und  Atmo- 
sphäre eine  wechselnde  Spannungsverschiedenheit  da,  die  elektrische  Aus- 
gleichungen zwischen  beiden,  also  elektrische  Ströme  in  den  vom  Erdboden 
in  die  Atmosphäre  reichenden  Pflanzen  bedingt.  Unsicher  ist  nur,  ob  diese 
Ströme  merklich  auf  den  Verlauf  der  Lebensvorgänge  einwirken,  und  hier 
muß  der  Zweifel  einsetzen  und  so  lange  andauern,  bis  die  Ergebnisse  ge- 
nauer Versuche  vorliegen.  An  Interesse  für  die  Frage  fehlt  es  nicht;  dies 
geht  schon  daraus  hervor,  daß  im  französischen  Ackerbauministerium  in 
dieser  Angelegenheit  Beratungen  stattfinden,  und  die  Sitzungsberichte  manches 
von  Belang  darüber  enthalten. 

Die  nüchterne  Wissenschaft  kennt  aber  bisher  nur  Elektrizitätseinwirkungen 
auf  die  Pflanze,  die  leider  für  den  Menschen  nicht  von  Nutzen  sind,  sondern 
oft  genug  empfindlichen  Schaden  verursachen.  Das  ist  der  Blitzschlag,  der 
in  das  Antlitz  unserer  Wälder  tiefe  Furchen  gräbt.  Es  ist  nämlich  ein 
Irrtum,  zu  glauben,  daß  der  Blitz  stets  die  Bäume  zersplittere,  die  er  trifft; 
im  Gegenteil  kommen  auf  einen  zerrissenen  und  gesprengten  Stamm  in  jedem 
Walde  hundert,  denen  man  äußerlich  gar  nichts  oder  nur  mit  fachmännischem 
Auge  etwas  anmerkt,  und  die  doch  durch  die  Elektrizitätsentladungen  emp- 
findlich geschädigt  sind. 

Es  gibt  da  an  den  Bäumen  eigentümliche  Blitzwunden,  die  sogar  ein 
gewiegter  Forstmann  für  Käferlöcher  oder  Frostwunden  halten  würde.  Da 
die  lebende  Rinde  der  Bäume  ein  sehr  guter  Elektrizitätsleiter  ist,  so  wird 
sie  bei  allen  schwächeren  Entladungen  vorzugsweise  als  Leitungsbahn  benutzt 
und  erhält  hierbei  jene  seltsamen  Rinnen,  Risse,  Aufschlitzungen  und 
Furchen,  die  oft  genug  der  Ausgangspunkt  für  Käferfraß  und  Baumkrank- 
heiten werden.  So  geht  alljährlich  ein  gar  nicht  unerheblicher  Teil  der 
Waldbäume  durch  diese  üble  Art  des  »Elektrisierens«  zugrunde.  Keine 
Holzart  bleibt  verschont,  dagegen  werden  einige  (Eichen  und  Pyramiden- 
pappeln) besonders  bevorzugt  vom  himmlischen  Feuer.  Doch  liegt  die 
Ursache  davon  außerhalb  der  Holzart  und  in  der  Regel  darin,  daß  die 
genannten  Bäume   die  höchsten   in   einer  bestimmten  Gegend   sind.  Da- 
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gegen  ist  es  zweifellos,  daß.  wenn  ein  Baum  schon  einmal  vom  Blitze  ge- 
troffen wurde,  es  in  seiner  Nähe  nicht  mehr  recht  geheuer  ist.  Denn 
merkwürdigerweise  schlägt  der  Blitz  sehr  oft  wiederholt  in  denselben  Baum 
ein,  was  sich  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  damit  erklären  läßt,  daß  solche 
Bäume  mit  ihren  Wurzeln  in  das  Grundwasser  reichen  oder  auf  quelligem 
Boden  stehen.  In  allerneucster  Zeit  wurde  man  auch  darauf  aufmerksam, 
daß  die  Luftelektrizität  doch  einigen  Einfluß  auf  den  Pflanzenwuchs  hat. 

Im  Jahre  1903  trat  in  der  Umgebung  von  München  in  den  weiten 
Wäldern  zwischen  den  Flüßchen  Anger  und  Würm,  aber  auch  in  den 
fränkischen  Forsten  eine  Erkrankung  der  Fichten,  Kiefern  und  Lärchen  in 
großem  Maßstab  auf.  Die  Baumwipfel  dorrten  ab,  ein  Vorgang,  den  man 
»Gipfeldürre«  nennt.  Gewöhnlich  ist  an  einem  solchen  Baume  das  oberste 
Drittel  der  Krone  getötet,  gebräunt  und  dürr  geworden.  Untersucht  man 
den  Stamm,  so  findet  man  an  ihm  noch  einige  Meter  unterhalb  des  ver- 
dorrten Kronenteils  Spuren  von  V  erletzungen,  zahlreiche  Risse  in  der  Rinde 
und  stellenweise  abgestorbene  Rinden-  und  Holzteile.  Sonst  sind  die  grünen 
Äste  sowie  der  Stamm  und  die  Wurzel  vollkommen  gesund.  Da  sich  die 
Knospen  an  dem  dürren  Gipfel  stets  noch  im  Winterzustande  befanden,  so 
konnte  daraus  geschlossen  werden,  daß  die  Beschädigungen  auch  zur  Winters- 
zeit erfolgten. 

So  ist  es  auch.  Es  sind  die  Flächenblitze  der  Wintergewitter,  die 
gerade  die  schönsten,  einsam  auf  Felskuppcn  und  Gratrücken  stehenden  oder 
aus  dem  geschlossenen  Walde  hervorragenden  Nadelbäume  derart  am  Leben 
bedrohen.  Daß  es  so  und  nicht  anders  ist,  ging  aus  den  Versuchen  des 
Prof.  Freiherrn  v.  Tubeuf  hervor,  bei  denen  er  im  Laboratorium  die  Wir- 
kung dieses  blassen  Aufleuchtens  nachahmte,  das  manchmal  den  grauen 
Winterhimmel  für  eine  Sekunde  erhellt.  Eingetopfte  Versuchspflanzen 
überschüttete  er  mittels  eines  Induktors  während  einiger  Sekunden  mit  zahl- 
reichen schwachen  Funken.  Schon  nach  einigen  Wochen  traten  alle 
charakteristischen  Erscheinungen  der  Gipfeldürre  und  die  erwähnten  Rißwunden 
ein.  Aus  diesen  Wunden  treten  dann  in  der  Natur  Terpentintropfen  aus, 
deren  Geruch  die  Borkenkäfer  anlockt.  Die  Wunde  bietet  eine  willkommene 
Eingangspforte,  und  so  siechen  manche  der  prächtigsten  Waldriesen  aus 
früher  unbegreiflicher,  nun  aber  wohlverständlicher  Ursache  dahin. 

Dahin  gehört  auch  eine  Erscheinung,  die  von  jeher  das  größte  Interesse 
der  Pflanzenfreunde  erregte,  nämlich  das  heimliche  Irrlichterieren  und 
Leuchten  mancher  Blumen  in  stillen,  warmen  Sommernächten.  Linnes 
Tochter  sah  dieses  zauberische  Licht  an  einem  Juliabend  (1762)  in  Upsala  an 
den  Blüten  der  Kapuzinerkresse.  Nach  ihrer  Erzählung  konnte  man  bei 
längerem  Betrachten  der  Blumen  bemerken,  wie  bald  die  eine,  bald  die 
andere  jählings  aufflimmerte  oder  erglänzte.  Der  Sohn  Linnes,  selbst  Pro- 
fessor der  Botanik,  bemerkte  es  ebenfalls  an  der  Kapuzinerkresse,  andere 
Forscher  an  Ringelblumen,  Lilien,  Totenblumen  und  namentlich  bei  Mohn- 
blumen. Besonders  häutig  beobachtete  man  das  blitzartige  Leuchten  in 
Schweden,  und  dies  deutet  darauf  hin,  daß  es  sich  dabei  wohl  um  eine  physi- 
kalische und  nicht  um  eine  Lebenserscheinung  handelte.  Nicht  nur  in  lauen 
Sommernächten  zuckte  dieses  Flämmchen  auf,  die  Lichter  wanderten  auch 
auf  das  Gebirge  mit.  Im  dichten  Bergnebel  erstrahlten  Blumen  (Matricaria 
inodora)  in  blendend  weißem,  phosphoreszierendem  Scheine;  überall,  und 
manchmal  minutenlang,  brannte  das  blaue  Phosphorlicht  auf  den  Blumen 
und  reizte  so  immer  wieder  zum  Nachforschen  —  bis  das  Wichtelmännchen, 
das  die  Natur  so  prächtig  zu  illuminieren  verstand,  ertappt  war.  Prof. 
Molisch  in  Prag  hat  in  seinem  Buche  über  die  leuchtenden  Pflanzen  die 
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natürliche  Erklärung  der  Erscheinung  gegeben.  Es  ist  »B  üschel  1  i  ch  t«, 
nichts  anderes  als  das  Elmsfeuer,  eine  stille,  aber  leuchtende  elektrische 
Ausgleichung.    Im  Laboratorium  kann  man  es  nachmachen. 

Freiherr  von  Tubeuf  hat  Eschen ,  Lärchen  und  Fichten  als  Versuchs- 
pflanzen mittels  einer  Influenzmaschine  elektrisch  geladen.  Brachte  er  einen 
an  dem  anderen  Konduktor  der  Maschine  befestigten  Draht  in  ihre  Nähe, 
so  strömte  die  Elektrizität  sichtbar  aus,  und  zwar  die  positive  in  Form 
eines  Lichtbüschels,  die  negative  als  reizende  kleine  Lichtperlen  an  den 
Spitzen  der  Nadeln.  Und  was  das  Wunderbarste  an  diesem  herrlichen 
Glimmlicht  ist:  die  stillen  Entladungen  schädigen  die  Pflanzen  ganz  und  gar 
nicht,  was  zwar  nicht  ausschließt,  daß  die  Elmsfeuer  der  Natur,  tausendmal 
kräftiger  als  der  schwache  Funke  im  Laboratorium,  doch  ein  Kränkeln  der 
Pflanzen,  die  von  ihnen  geschmückt  werden,  nach  sich  ziehen. 

Durch  diese  Forschungen  sind  wir  um  einen  schönen  Wahn  ärmer,  aber 
um  eine  gute  Erklärung  reicher  geworden. 

Bekannt  ist,  daß  die  Röntgenstrahlen  u.  a.  eine  tiefreichende  physio- 
logische Wirkung  ausüben,  so  daß  manchmal  nach  der  Bestrahlung  Ver- 
brennungen der  Haut,  Ausfallen  der  Haare,  ja  sogar  Verkrüpplungen,  bei- 
spielsweise der  Finger,  eintreten.  Hierdurch  angeregt,  hat  Max  Körnickc 
die  Wirkung  der  Röntgenstrahlen  auf  das  Pflanzcnleben  geprüft,  wobei  sich 
eine  beträchtliche  Verminderung  der  Wachstumskraft  ergab. 

Das  war  nur  eine  Merkwürdigkeit  von  geringem  praktischen  Werte,  da 
in  der  Natur  die  Pflanzen  nicht  den  Röntgenstrahlen  ausgesetzt  sind.  Ihren 
eigentlichen  Hintergrund  fanden  aber  solche  Forschungen,  als  man  sie  auch 
auf  die  anderen  neuentdeckten  Strahlungen,  namentlich  auf  die  des  Radiums, 
ausdehnte,  und  es  sich  ergab,  daß  sich  dann  dieselbe  Wirkung  einstellte.  Wir 
wissen  aber,  daß  Luft,  Wasser,  Erde  in  verschiedenem  Maße  radioaktiv 
sind,  und  damit  gelangte  die  Frage  aus  dem  Bereiche  der  rein  wissenschaft- 
lichen Erörterungen  zur  greifbaren  Wirklichkeit  der  Lebenstatsachen.  Vor- 
läufig kennt  man  nur  Einzelheiten,  noch  nicht  allgemeine  Gesetze. 

Sowohl  Becquerel  als  auch  das  Ehepaar  Curie  begannen  mit  Versuchen 
über  die  Wirkung  des  Radiums  auf  Pflanzen  und  fanden,  daß  Keime  durch 
kräftige  Bestrahlung  zum  Absterben  gebracht  werden.  Etwas  sehr  über- 
raschendes lieferten  Versuche  mit  Schimmelpilzen.  Sie  bestehen  bekannt- 
lich aus  langen  Fäden,  die  mit  lebender  Masse  erfüllt  sind;  diese  über- 
lieferte sich  aber  nicht  widerstandslos  dem  Tode,  mit  dem  die  rätselhaften 
Strahlen  alles  Leben  bedrohen.  Gleich  zu  Beginn  der  Radiumeinwirkung 
zog  sich  der  Inhalt  der  Pilzfäden  zu  dichten  Kugeln  zusammen,  die  als- 
bald eine  Schutzhülle  ausschieden,  sich  gewissermaßen  einkapselten,  um 
hinter  diesem  Bollwerke  bessere  Zeiten  abzuwarten.  Die  Pflanze  geriet  in 
einen  Zustand  der  Starrheit,  sie  setzte  ihre  Lebenstätigkeit  aus,  erwachte 
aber  sofort  aus  dem  Scheintode,  sobald  die  verderbenbringende  Glasröhre 
entfernt  wurde. 

Ähnliche  Ergebnisse  wurden  in  dem  Leipziger  Institut  von  Prof.  Pfeffer 
erhalten.  Man  verwendete  keimreifen  Samen  von  Bohnen  und  Mohn  und 
brachte  an  dem  Samen  kleine  Glasröhrchen  mit  10  Milligramm  radioaktiver 
Masse  so  an,  daß  zunächst  die  Wurzelspitze  der  Bestrahlung  ausgesetzt 
war.  Die  Pflanzen  wuchsen  nun  in  der  Erde  aus,  aber  sie  waren  in  ihrem 
Wachstume  gehemmt,  und  zwar  nicht  nur  so  wie  das  Licht  sie  hemmt, 
sondern  weit  wirksamer.  France  bringt  dazu  ein  interessantes  Bild,  welches 
zeigt,  wie  die  Keimlinge  und  jungen  Pflänzchen  durch  die  Radiumstrahlen 
ganz  verkrüppelt  sind,  während  die  ohne  solche  Schädigung  entwickelten 
Pflanzen  in  der  gleichen  Zeit  sie  um  das  Fünf-  bis  Zehnfache  übertrafen. 
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Die  in  so  merkwürdiger  Weise  auf  einer  niederen  Stufe  der  Entwicklung 
zurückgehaltenen  Pflanzen  waren  aber  völlig  lebenskräftig  und  setzten  das 
Wachstum  nach  Beendigung  des  Versuchs  ohne  weitere  Schädigung  fort. 

Unter  Umständen  wirkt  das  Radium,  wie  Prof.  Molisch  in  Prag  ge- 
funden hat,  wie  das  Licht.  Wenn  das  Radiumpräparat  mit  Zinkblende 
gemischt  wird,  dann  beginnt  die  Zinkblende  stark  zu  phosphoreszieren: 
wie  ein  Feuerwerk  sieht  es  sich  an,  und  es  entsteht  ein  Funkeln  und 
Glitzern  und  Hin-  und  Herschießen  von  winzigen  Sternschnuppen,  die  auf- 
leuchten und  wieder  verschwinden.  Das  Radiumlicht  bleibt  auf  die  zarten 
Keimlinge  von  Wicken,  Linsen  u.  a.  nicht  ohne  Wirkung;  unter  sonst 
günstigen  Bedingungen  wachsen  sie  rasch  jenem  trügerischen  Irrlichtscheine 
zu  und  legen  so  Zeugnis  ab  für  die  engen  Beziehungen,  die  zwischen 
dieser  rätselhaften  Naturkraft  und  dem  Pflanzenleben  bestehen. 

Da  außerdem  durch  die  Wolfenbüttelcr  Professoren  Elster  und  Geitel 
festgestellt  worden  ist,  daß  die  Bodenluft  und  durch  ihre  Vermittlung  auch 
die  Atmosphäre  in  sehr  verschiedener  Weise  radioaktiv  sind ,  und  da  der 
englische  Physiker  S.  J.  Allan  gefunden  hat,  daß  die  Radioaktivität  der 
Luft  bei  kaltem,  klarem,  windigem  Wetter  am  größten,  bei  warmer  und 
trüber  Witterung  dagegen  am  geringsten  ist,  so  kann  wohl  kaum  bezweifelt 
werden,  daß  diese  ständige,  nur  in  ihrer  Stärke  wechselnde  Wirkung  der 
in  Boden,  Wasser  und  Luft  vorhandenen  Radioaktivität,  die  die  Lebe- 
wesen umspült,  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Lebenserscheinungen  bleibt,  be- 
sonders da  wir  nun  wissen,  wie  zerstörend  und  schädlich  das  Radium 
für  das  Leben  ist.  Durch  diese  Ausführungen  wird  uns  sogar  nahe  gelegt, 
den  Umstand,  daß  die  Radioaktivität  stets  dort  am  größten  ist,  wo  die 
Pflanze  nur  recht  kümmerlich  gedeiht,  nämlich  in  der  Trockenheit  und  Kälte, 
mit  der  durch  die  Versuche  festgestellten  hemmenden  Wirkung  des  Radiums 
in  Zusammenhang  zu  bringen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Altonas  Seehandcl  ist  in  kräftiger  Entwicklung  begriffen.  Das 
Gewicht  seiner  Waren-Ein-  und  -Ausfuhr  ist  im  Jahre  1906  auf  10937000 
Doppelzentner  (Dz.  t  gestiegen  und  hat  damit  die  im  Vorjahre  beförderte 
Gütermenge  um  1  <  96  000  Dz.  oder  11  v.  H.  übertrofTen.  Die  Einfuhr  be- 
trug mehr  als  siebci  Achtel  des  Gesamtverkehrs;  es  wurden  9  585  000  Dz. 
ein-  und  nur  1  352  000  Dz.  ausgeführt.  Einfuhr  wie  Ausfuhr  gingen  zu 
einem  großen  Teile  über  Hamburg;  von  der  Einfuhr  wurden  im  Verkehr 
über  Hamburg  2,58  Millionen  Dz.  angeschrieben,  während  von  der  Ausfuhr 
762  000  Dz.  den  Umweg  über  die  Nachbarstadt  nahmen.  Ohne  Umweg 
kamen  und  gingen  zumeist  die  Güter  aus  und  nach  deutschen  Häfen, 
Großbritannien  und  den  drei  skandinavischen  Reichen;  der  mittelbare  Ver- 
kehr überwog  dagegen  beim  Güteraustausche  mit  Rußland  und  dem  übrigen 
Europa  sowie  mit  Amerika  und  den  anderen  außereuropäischen  Erdteilen. 
Nahezu  die  Hälfte  der  Einfuhr  entfällt  auf  Kohlen,  an  zweiter  Stelle  stehen 
landwirtschaftliche  Erzeugnisse;  für  die  Ausfuhr  stellen  Landwirtschaft  und 
landwirtschaftliche  Nebengewerbe  die  größten  Warenmengen. 
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Literatur:  Benischke,  Dr.  Gustav,  Die  wissenschaftlichen  Grundlagen  der  Elektro- 
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Das  bremische  Postwesen  bis  zur  Gründung 
des  Norddeutschen  Bundes. 

Von  Postrat  Weise  in  Bremen. 

Mit  dem  Aufblühen  des  Handels  in  den  Städten  und  der  damit  im 
Zusammenhange  stehenden  Ausdehnung  des  Briefverkehrs  im  Mittelalter 
ergab  sich  für  die  Stadtverwaltungen  die  Notwendigkeit,  die  Beförderung 
der  Briefe  zwischen  den  Handelsplätzen  durch  öffentliche  Einrichtungen 
sicher  zu  stellen.  So  schuf  die  deutsche  Hansa  regelmäßige  Botenposten, 
die  im  Laufe  der  Jahrhunderte  die  größte  Bedeutung  erlangten  und  sich 
durch  Pünktlichkeit  und  genaue  Innehaltung  der  Beförderungszeiten  aus- 
zeichneten. Im  16.  Jahrhundert  unterhielt  die  Hansa  vier  Hauptbotenzüge: 
1.  von  Hamburg  über  Lübeck.  Rostock,  Stettin,  Danzig  und  Königsberg 
nach  Riga;  2.  von  Hamburg  über  Bremen  nach  Amsterdam  und  über  Celle, 
Braunschweig  nach  Nürnberg;  3.  von  Nürnberg  nach  Wien.  Leipzig,  Breslau, 
Salzburg  und  Stuttgart  sowie  4.  von  Cöln  nach  dem  südwestlichen  Deutsch- 
land und  der  Schweiz.  Die  Botenposten  der  Hansa  traten  nach  der  Grün- 
dung der  Thum  und  Taxisschen  Post  mit  dieser  in  Verbindung  und  wurden 
hierbei  in  Kurse  mit  Post-  und  Güterwagen  umgewandelt;  nebenher  blieben 
nur  noch  Botenposten  zu  Pferde  als  reitende  Posten  bestehen. 

Nachdem  das  Botenwesen  größeren  L'mfang  und  eine  gewisse  Regel- 
mäßigkeit angenommen  hatte,  übertrug  der  Rat  der  Hansestadt  Bremen  die 
Ausübung  der  Postdienstgeschäfte  für  die  Stadt  einem  Postmeister  gegen 
geringe  Vergütung  und  überließ  ihm.   den  Verkehr,   wie  es  sein  Vorteil 
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erheischte,  auszudehnen.  Als  erster  stadtbremischcr  Postmeister  wird  Hein- 
rich Meyerhof  genannt.  Eine  Abschrift  der  Verpflichtungsverhandlung  aus 
dem  Jahre  1640  ist  vorhanden;  sie  hat  folgenden  Wortlaut: 

»1.  Wenn  einige  Boten  ankommen,  daß  ich  alsdann  selbst,  sofern 
nicht  Leibesschwachheit  daran  behindert,  mich  in  deren  Herberge  als- 
bald verfüge,  die  Briefe  von  ihnen  abfordern  und  solche  in  continenti 
in  der  Person  selbst  und  nicht  durch  mein  Gesinde  bestellen  solle, 
damit  einem  jeden,  er  sei,  wer  er  wolle,  seine  Briefe  recht  zu  Händen 
kommen  mögen. 

2.  Wofern  die  Boten  einige  Gelder  oder  Kaufmannswaren  bei  sich 
haben,  so  an  diesem  Orte  bleiben  sollen,  daß  ich  alsdann  von  den 
Boten  mich  gleichfalls  zu  den  Kaufleuten,  denen  solche  Gelder  oder 
Waren  angehörig,  verfügen  und  dieselben  in  ihre  Gewahrsam  ein- 
liefern, auch  alsbald  in  ein  gewisses  Buch  registrieren  und  verzeichnen 
solle,  welcher  Person  und  unter  welcher  Nummer  und  Bezeichnung 
dieselbe,  eingeliefert. 

3.  Daß  ich  allen  den  Kaufleuten,  so  gewöhnlich  bei  allen  Boten 
zu  schreiben  pflegen,  zuvor  die  Ankunft  der  Boten  und  wann  sie 
wieder  verreisen  wollen,  notifiziere,  die  Briefe  fleißig  zusammensammele 
und  in  der  Person  demjenigen  Boten,  welcher  zuerst  seine  Reise  tun 
will,  treulich  überantworte,  auch  keine  Briefe  liegen  lassen  solle,  bis 
etwa  der  folgende  Bote  (welchem  ich  vielleicht  mehr  denn  dem  ersten 
würde  gewogen  sein)  anlange  und  reisen  würde. 

4.  Wenn  einige  Gelder  bei  Kaufleuten  vorhanden,  so  sie  wollen 
absenden,  und  ich  davon  Bericht  bekomme,  daß  ich  alsdann  den  Boten 
persönlich  zu  den  Kaufleutcn  bringe,  das  Zeichen  und  die  Nummer 
wie  auch  des  Boten  Name  in  mein  Buch  richtig  verzeichnen  solie. 
damit  also,  wenn  etwa  die  Gelder  und  Güter  unterschlagen  oder  ver- 
loren würden,  ich  dann  gute  Nachricht,  Bericht  und  Zeugnis  tun  und 
geben  könne. 

5.  Daß  ich  anders  keine  Ämter  als  dieses  (womit  ich  dann  genug- 
sam zu  schaffen)  zu  verwalten  annehme  und,  wenn  ich  in  diesem 
meinen  Amte  etwas  zu  verrichten  ausgegangen ,  im  Hause  gute  An- 
ordnung lassen  solle,  daß  alle  Briefe,  so  inzwischen  gebracht  werden, 
getreulich  angenommen  und  verwahrt  werden  mögen. 

6.  Daß  ich  mich  allen  Untcrschleifs  und  Ausschaltung  der  Gelder 
und  Briefe  gänzlich  enthalte,  sondern  dieselben,  sie  gehen  an,  wohin 
sie  wollen,  getreu,  fleißig  und  richtig  bestellen  und  dabei  meinen 
Dienst  fleißig  in  Acht  habe  und  dem  einen  sowohl  als  dem  anderen 
ohne  einigen  Unterschied  zu  Dienst  sei. 

7.  Auch  mit  der  alten  Taxe  der  Briefe  und  was  sonst  dieserhalb 
bisher  gebräuchlich  gewesen,  vertraut  sein  und  dagegen  niemand  über- 
vorteile. 

8.  Nicht  allein  dieses  alles  also  festiglich  zu  halten  mit  einem 
leiblichen  Eid  schwöre  und  angelobe,  sondern  auch  noch  darüber  und 
für  alle  Getreulichkeit  auf  2000  Reichstalcr  genügsame  Bürgschaft  dar- 
stellen und  verschaffen  solle.« 

Als  erste  von  der  Stadt  Bremen  eingerichtete  Botenpost  wird  urkundlich 
1608  die  Post  für  Briefe  und  Gelder  zwischen  Bremen  und  Braunschweig 
und  den  Lüneburger  Landen  aufgeführt.  Drei  Boten,  Claus  Lürsen,  Ties 
Becker  und  Hans  Köhler,  die  in  Bremen  wohnten  und  Bürger  waren, 
wurden  für  die  Post  vom  Rate  vereidigt;  jeder  mußte  400  Taler  Kaution 
stellen.     Freitags  ging  die  Post  von  Bremen  ab   und   traf  Sonntags  in 
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Braunschweig  ein:  die  Rückkehr  erfolgte  Montags,  die  Ankunft  in  Bremen 
Mittwochs.     Die  Boten  erhielten   für  jeden  Brief  2  Mariengroschen*),  für 
je  loo  Taler  Wertinhalt  eines  Geldhriefs  10  Mariengroschen.     Neben  den 
Botenposten  entwickelten  sich  auch  die  Fahrposten  von  Bremen  aus;  das 
Jahr  ihrer  Einrichtung  ist  aus  den  Urkunden  nicht  ersichtlich,    fällt  aber 
in  die  erste  Hälfte  des   17.  Jahrhunderts;  denn  in  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1652  werden  bereits  Veränderungen  im  Gange  befindlicher  Fahrposten 
von  Bremen  nach  Amsterdam   und  von  Bremen  nach  Hamburg  angeführt. 
1674  wurde  eine  Post  von  Bremen  nach  Naerden  (Holland)  ins  Leben  gerufen. 
Der  öffentlichen  Bekanntmachung  war  zum  Schlüsse  die  Mahnung  beigefügt: 
»Einer  sage  es  dem  andern«.     Diese  Post  scheint  eine  Unternehmung  des 
Postmeisters  in  Naerden  gewesen  zu  sein,  wie  denn  die  bremische  Bekannt- 
machung offenbar  aus  dem  Holländischen  übersetzt  ist.    Die  holländische 
Unternehmung  hat  indes  nicht  lange  bestanden,  sondern  wurde  durch  bremischen 
Wettbewerb  bald  verdrängt.     1676  gaben   »Bürgermeister  und    Raht  der 
heiligen  Reichs-Statt  Bremen«  bekannt,  daß  es  dem  Bürger  Chr.  Daniel  Koch 
erlaubt  wäre,  wöchentlich  zweimal  Postfuhren  nach  Hamburg  und  Harburg 
über  Zeven  durch  das  Herzogtum  Bremen  zu  betreiben  und  eine  zweite 
Post   wöchentlich   zweimal  von    Bremen   über  Linge   nach   Zwollc  einzu- 
richten,  wobei   von   der   Behörde  noch  besonders  hervorgehoben  wurde, 
daß  die  Neuerung  allen  nach  Hamburg  oder  den  Niederlanden  fahrenden 
Personen  eine   »große  Komtnodvtät  und  Bequemlichkeit«   sein  werde.  Die 
Hamburger  Posten  verkehrten  in  der  ersten  Zeit  über  Zeven  und  Bremer- 
vörde,  von  1685  ab  über  Üttersberg,  bis  sie  endlich  nach  Inbetriebnahme 
der  Eisenbahn  ganz  aufgehoben   wurden.     1692  wurde  die  Erlaubnis  zur 
Einstellung  eines  regelmäßig  laufenden  Fuhrwerkes  von  Bremen  nach  Ham- 
burg erteilt,  dem  Unternehmer  alter  nicht  gestattet.  Briefe  zu  befördern. 
1693   wurde  eine  Post   Bremen -Wesel  eingelegt,  die  wöchentlich  einmal 
verkehrte,  und  1704  eine  Post  Bremen -Osnabrück.    In  dem  über  die  Ein- 
richtung dieser  Post  abgeschlossenen  Vertrage  war  bestimmt  worden,  daß 
die  beiden  Unternehmer,  die  sich  unterwegs  in  Vechta  ablösten,  »einander 
alles,  was  auf  dem  Postwagen   vorkommt,  getreulich  zu  überliefern,  zu 
dem  Ende  von  Osnabrück  nach  Bremen  und  von  Bremen  nach  Osnabrück 
einander  allemal  eine  richtige  Liste  oder  Karte  zu  senden,  und  was  unter- 
wegs an  Passagieren,  Geldern  und  Paketen  und  sonst  noch  dazu  kommt, 
aufrichtig  unter  der  empfangenen  Liste  oder  Karte  jedesmal   zu  notieren 
haben«. 

Aus  Anlaß  der  Zunahme  des  Reiseverkehrs  sah  sich  »der  Ehrenfeste  Raht 
der  Stadt  Bremen«  veranlaßt,  am  1.  März  1653  eine  »Bremische  Fuhr-  und 
Wagenordnung«  für  das  Ordonnanzfuhrwesen  (das  spätere  Extrapostwesen) 
mit  den  Nachbarorten  herauszugeben,  die  im  ersten  Punkte  bestimmte,  daß 
ein  »Bört«  gehalten  werden  sollte.  Jeder  bremische  Bürger  hatte  das  Recht, 
sich  an  dem  Bört  zu  beteiligen,  d.  h.  sich  nach  gehöriger  schriftlicher  An- 
meldung zu  verpflichten,  die  vorkommenden  Fuhren  zu  übernehmen.  Die 
Bewerber  ■ —  zuerst  waren  es  I4,  die  Zahl  vermehrte  sich  aber  bald  —  wurden 


*]  Bis  zur  Einführung  der  deutschen  Reichswiihrung  im  Jahre  1872  bestand  im 
bremischen  Staate  Goldwährung  nach  Taler  Gold,  Groten  und  Schwären;  1  Taler  Gold 
=  72  Grote,  1  Grote  5  Schwären.  Gemünzt  wurden  ganze,  halbe,  viertel  Reichstaler, 
ein  24- Grotenstück  (doppeltes  Kopfstück,  spater  Markstück  genannt,  ,  ein  12-Groten- 
stück  (Kopfstück  ,  6,  4,  3,  2,  1  und  [/.,  Grote  sowie  1  Schwären.  Ks  hatten  Wert 
1  Louisdor  und  1  Friedrichsdor  =  5  Taler  Gold  zu  72  Groten,  1  Gutegroschen  —  3  Grote, 
1  Mariengroschen  =  2  Grote,  1  Grote  =  4  Pfennig. 
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vorgemerkt  und  der  Reihe  nach  durch  den  Wagenmeister,  der  bei  jeder 
Fuhre  von  jedem  Reisenden  und  vom  Fuhrmanne  je  2  Grote  als  Entschädigung 
für  seine  Mühe  erhielt,  zu  den  Fuhren  aufgefordert.  Nur  die  eingeschriebenen 
Bürger  waren  berechtigt,  die  Fuhren  zu  dem  Satze,  der  amtlich  festgesetzt 
war,  auszuführen.  Erschien  der  Fuhrmann  für  die  angemeldete  Fahrt  nicht, 
so  wurde  er  an  die  letzte  Stelle  der  Liste  gesetzt;  außerdem  waren  steigende 
Strafen  vorgesehen.  Hei  der  dritten  Versäumnis  sollte  der  Bürger  in  der  Liste 
überhaupt  gestrichen  werden,  falls  er  nicht  vorzog,  10  Taler  Strafe  zu  zahlen. 
In  der  Ordnung  war  auch  die  Trinkgelderfragc  erörtert,  und  folgendes  be- 
stimmt: »Da  sich  jemand  der  Fuhrleute  verkühnen  sollte,  einem  reisenden 
Mann  über  die  gesetzte  Gebühr  mit  Abforderung  eines  Biergeldes  oder  dergl. 
beschwerlich  zu  fallen,  soll  derselbe,  nachdem  davon  Bericht  eingekommen, 
dem  V  erbrechen  gemäß  ernstlich  dafür  angesehen  werden«.  Im  Jahre  1740 
wurde  aus  Anlaß  wiederholter  Verletzung  des  Börts  eine  neue  Bekannt- 
machung erlassen,  in  der  die  Bestimmungen  unter  Hinweis  auf  die  Strafen 
nochmals  eingeschärft  wurden.  In  der  Trinkgelderfragc  herrschte  jetzt 
schon  eine  fiir  die  Fuhrleute  wohlwollendere  Auffassung,  indem  verfügt 
wurde,  »daß  die  Fuhrleute  mit  der  Abforderung  des  Biergeldes  oder  dergl. 
nicht  beschwerlich  lallen,  sondern  mit  dem  zufrieden  sein  sollen,  was  ihnen 
freiwillig  gereicht  werde«.  Am  7.  August  1801  ward  eine  erneute  Ver- 
ordnung über  das  Postfuhrwesen  erlassen,  die  sehr  ausführlich  alle  Einzel- 
heiten berücksichtigt  und  unter  anderem  auch  die  Trinkgelderfrage  in  der 
Art  regelt,  die  noch  jetzt  gilt. 

Interessant  ist  eine  Verordnung  des  Rates  der  Stadt  von  1734  über  den 
Schalterverkehr: 

»Demnach  ein  Hoch -Edler,  Hoch  weiser  Rath  mit  besonderem 
Mißvergnügen  vernehmen  müssen,  daß  einige  Kauffmanns-Diencr  und 
Pursche  in  den  Post-Häusern,  wenn  sie  Briefe  bringen  oder  daher 
abholen,  ein  solches  Lermen,  Geschrey  und  unanständige  Possen  an- 
richten, daß  nicht  allein  die  Vorbeigehenden  daran  geärgert,  sondern 
auch  die  Post- Bediente  in  ihrem  Ampt  gäntzlich  gestöhret  und  ge- 
hindert werden ,  sothanen  Unwesen  aber  nicht  länger  zuzusehen :  Als 
will  vorgedachter  Hoch -Edler,  Hochweiser  Rath  allen  denenjenigen, 
welche  die  Briefe  abholen ,  ernstlich  erinnert  und  anbefohlen  haben, 
sich  in  denen  Post  -  Häusern  stille  und  hescheidentlich  aufzuführen, 
die  Austhcilung  der  Briefe  ruhig  abzuwarten,  und  wann  solche  ge- 
schehen, sich  alsofort  wieder  weg-  und  zu  Hause  zu  begeben; 
Wicdrigenfalls  die  Übertretter  mit  schwerer  des  Herrn  Camerarii 
Straffe  beleget,  und.  dem  Befinden  nach,  aus  denen  Post- Häusern 
hcrausgehohlet  und  in  HafTt  gezogen  werden  sollen.  Wonach  ein 
jeder  sich  zu  richten.« 

Dem  Postamte  der  Stadt  Bremen  erstand  im  Jahre  1640  der  erste  Wett- 
bewerb durch  Einrichtung  der  »Kaiserlichen  Reichs  -  Post«  des  Fürsten  von 
Thum  und  Taxis,  als  dessen  erster  Postmeister  für  Bremen  Daniel  Garlitz 
genannt  wird.  Es  ist  bekannt,  daß  die  meisten  Reichsstände  und  Städte 
mißgünstig  auf  die  Taxisschen  Posten  sahen,  weil  die  Stände  diesen  die 
Einnahme  nicht  gönnten  und  eine  Schmälcrung  ihrer  Machtbefugnisse  und 
Gerechtsame  in  dem  von  Taxis  ausgeübten  1 'ostbetrieb  erblickten.  Auch 
das  Verhalten  der  Taxisschen  Beamten  gegen  die  Behörden  an  ihrem  Amts- 
sitze wurde  lebhaft  getadelt:  sie  hatten  sich  der  Staatsgewalt  widersetzt  und 
ernannten  keine  andere  Gerichtsbarkeit  an  als  die  ihres  Vorgesetzten.  Die 
de  utschen  Kaiser  erließen  zwar  wiederholt  Verordnungen ,  in  denen  die  Aus- 
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Übung  des  Taxisschen  Postbetriebs  als  ein  »kaiserlich  hochbefreites«  Regal 
bezeichnet  und  die  Aufhebung  der  bestehenden  Boten-  und  Metzgerposten 
als  »dem  Kaiserlichen  Regal  höchst  zuwider«  verlangt  wurde.  Die  Verord- 
nungen erzielten  aber  nur  in  wenigen  Fällen  eine  Wirkung;  der  größte  Teil 
der  Reichsstände  verwahrte  sich  gegen  die  vom  Kaiser  vertretene  und  an- 
geordnete Rechtsauf fassung.  So  haben  auch  die  niedersächsischen  Stände, 
denen  sich  Bremen  anschloß,  in  dem  Beschlüsse  vom  17.  Juni  1662  aus- 
geführt, daß  das  Postwesen  mit  zu  den  ständischen  Regalien  gehöre,  worin 
der  Kaiser  sie  nicht  wider  die  Reichs- Konstitutionen,  vornehmlich  die  von 
1542.  kränken  werde:  1615  sei  zwar  Taxis  mit  dem  Postwesen  beliehen, 
die  Kurfürsten  und  Stände  seien  aber  vorher  nicht  gehört  worden.  Ihre 
Ansicht  bestärke  auch  der  von  Taxis  an  Kaiser  Ferdinand  III.  ausgestellte 
Revers  vom  Jahre  1Ö47,  worin  die  österreichischen  Erblandc  von  dem 
Regal  ausgeschlossen  seien;  folglich  seien  auch  alle  übrigen  Länder  des 
Reichs  auszuschließen.  Das  Kurfürstliche  Kolleg  habe  1637  sein  Gutachten 
dahin  abgegeben,  daß  den  Ständen  durch  ihre  territoria  kraft  ihrer  Lehens- 
posten-Regalien Anordnungen  wegen  des  Postwesens  zu  treffen  frei  stehe. 
Vordem  seien  im  niedersächsischen  Kreise  keine  Taxisschen  Posten  gewesen, 
sondern  die  Stände  hätten  darüber  verordnet;  der  Kaiser  solle  sie  gegen 
die  Machinationen  des  Fürsten  von  Taxis  schützen  und  nicht  zugeben,  daß 
er  Postkaleschen  halte  und  auch  bei  der  Post  bestellte  Leute  aller  obrigkeit- 
lichen Gewalt  entziehe.  Erneut  beschwerten  sich  die  Stände  1664  darüber, 
daß  Taxis  die  Posten  der  Stände  zu  hindern  und  zu  hemmen  trachte ,  die 
Briefe  hinterhalte.  auch  wohl  gar  abnehme  und  »durch  seine  Leute  der 
Fuhrwerks-Nahrung  (den  Fuhrleuten,  so  sich  davon  nähren,  zum  äußersten 
Schaden)  gebrauche«.  Sie  besäßen  kraft  der  landesfürstlichen  Hoheit  das 
Postrecht  in  ihren  Landen.  Würde  Taxis  mit  seinen  Turbationen  fort- 
fahren, so  wäre  es  den  Ständen  nicht  zu  verdenken,  daß  sie  sich  wider  ihn 
in  der  Possession  ihres  Postregals  auf  zulässige  \\7eise  gebührend  schützten 
und  vertätigten. 

Der  Rat  der  Stadt  Bremen  faßte  seinen  Standpunkt  nochmals  in  einer 
LJrkunde  vom  Jahre  1688,  wie  folgt,  zusammen:  »Das  taxissche  Postregal 
besteht  nicht  in  colligendo  et  distribuendo  litteras,  sondern  in  dem  jure  et 
potestate  constituendi  et  erigendi  postas  per  Universum  imperium.  Ersteres 
wird  in  der  Stadt  vom  Senat  private  zu  exerzieren  dem  Herrn  von  Vrintz*) 
nicht  gestattet,  denn  schon  ab  immemoriali  tempore  ist  das  Botenwesen 
bei  dieser  Stadt  als  einem  Mitglied  der  Hanse  gewesen  und  dieses  Recht 
ist  1688  bestätigt  worden.  Alle  Stände  des  Römischen  Reichs  haben  das 
Recht  ausgeübt,  gehende,  reitende,  auch  mit  Land-  und  anderen  Kaleschen 
oder  Wagen  fahrende  Boten  anzuordnen  und  ist  das  Halten  der  Boten  in 
den  Städten  in  beständiger  Übung  gewesen.  Die  Kaiser  haben  auch  das 
Botenwesen  in  den  Städten  in  ihren  Postpatenten  genehmigt.  Matthias  hat 
1616  und  Ferdinand  II.  1636  erklärt,  daß  zu  Nürnberg  und  anderen 
Städten  jedem  Bürger,  Einwohner  und  Fremden  frei  sein  solle,  seine  Briefe 
auf  die  kaiserliche  Post  zu  geben  oder  sie  der  Stadt  nach  Belieben  anzu- 
vertrauen.« 

Trotz  aller  Befehle  und  Gegenäußerungen  blieb  doch  alles  beim  alten. 
Der  1731  erneut  entbrannte  Streit  wegen  der  Einstellung  eines  wöchentlich 
einmal  verkehrenden  Postwagens  zwischen  Bremen  und  Münster  verlief  zu- 
gunsten der  Stadt  Bremen.  Fürst  Taxis  wandte  sich  beschwerdeführend  an 
den  Kaiser,  indem  er  anführte,  daß  dieses  Unternehmen  ein  offenbar  höchst 


•J  Dem  damaligen  Taxisschen  Postmeister. 


Digitized  by  Google 


4-         Das  bremische  Postwesen  bis  zur  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes. 

strafbarer  Eingriff  in  das  dem  Kaiser  vorbehaltene  Postregal  sei  und  sicher 
den  Verfall  der  im  niedersächsischen  Kreise  befindlichen  und  ohnehin 
schon  ziemlich  »delaborierten«  Reichspost  nach  sich  ziehen  werde,  und  bat, 
das  Unternehmen  unter  Anwendung  der  angedrohten  Strafen  zu  unter- 
drücken, auch  Kur -Hannover,  durch  dessen  Gebiet  die  Post  laufen  sollte, 
entsprechend  anzuweisen.  Unterm  16.  April  1 73 1  wurde  »denen  Ehrsamen 
Unsern  und  des  Reichs  lieben  Burgermeister  und  Rath  Unserer  und  des 
Reichs  ohnmittclbaren  freyen  Reichs-Statt-Brchmen«  ein  kaiserlicher  Erlaß 
zugefertigt  des  Inhalts,  daß  der  Kaiser  es  dem  Rate  nicht  zugetraut  hätte, 
gegen  den  Inhalt  der  kaiserlichen  Wahlkapitulationen  zu  handeln  und  das 
kaiserliche  Postregal  zu  verletzen.  Da  der  Kaiser  aber  nicht  gewillt  sei, 
eine  Schmälerung  des  Postregals  in  irgend  einer  Weise  zuzulassen,  so  befehle 
er  unter  Androhung  der  in  den  General-Post-Regalen  festgesetzten  Strafen, 
von  der  Errichtung  des  Postkurses  abzustehen  und  dem  Stadt-Botenmeister 
solches  Werk  ernstlich  zu  verbieten.  Binnen  zwei  Monaten  sollte  der  Rat 
»untertänigst  über  die  gehorsamste  Befolgung  dieses  ernstlichen  Befehls« 
berichten.  Welche  Schritte  Bremeti  unternahm,  ist  nicht  mehr  festzustellen; 
die  Post  wurde  eingerichtet.  Der  von  Taxis  befürchtete  Verfall  der  Reichs- 
post ist  hierdurch  nicht  herbeigeführt  worden. 

Benachbarte  Staaten,  in  denen  das  Postregal  an  Taxis  nicht  übertragen 
war  oder  aber  von  ihm  nicht  ausgeübt  wurde,  weil  ein  Vorteil  nicht  erreichbar 
schien,  errichteten  nach  und  nach  gleichfalls  eigene  Postwesen  und  benutzten 
günstige  Gelegenheiten,  um  auch  in  den  Hansestädten  für  ihren  Post- 
verkehr eigene  Postämter  zu  begründen.  So  geschah  es  in  Bremen  im 
Jahre  1709  durch  Hannover  auf  Grund  eines  kurfürstlichen  Besitztums 
im  Stadtgebiete,  nachdem  ein  Versuch  im  Jahre  1683  infolge  Einspruchs 
des  Rates  aufgegeben  worden  war.  Von  1709  bis  1736  verwaltete  der  von 
der  Stadt  angestellte  Postmeister  gleichzeitig  das  hannoversche  Postamt, 
welches  die  Bezeichnung:  »Königlich  Großbrittanisches  und  Churfürstlich- 
Braunschweig-  Lüneburgsches  Postamt«  trug.  Dieses  Postamt  gewann  in 
Bremen  einen  rechtlichen  Anspruch  erst  1803  bei  dem  Übe  rgange  der  in 
Bremen  befindlichen  Besitzungen  Hannovers  an  die  Stadt.  In  dem  Vertrage 
war  festgesetzt,  daß  das  Postgebäude  nebst  den  darin  betriebenen  Post- 
geschäften gegen  eine  Mietsentschädigung  bei  Hannover  verbleiben  sollte. 
Diese  Postgeschäfte  sind  nicht  näher  bestimmt  worden,  und  wenn  auch  an- 
genommen wurde,  daß  sie  sich  auf  das  Königreich  (damals  Kurfürstentum) 
Hannover  allein  erstreckten,  so  sind  doch  immer  von  diesem  Postamt  aus 
Briefe  nach  Mecklenburg,  Holstein  und  dem  Norden  angenommen  worden, 
so  daß  es  mit  dem  stadtbremischen  in  Wettbewerb  stand. 

In  den  Akten  aus  dem  Jahre  1787  befindet  sich  ein  interessantes 
Schriftstück,  das  der  damalige  kurfürstliche  Ober-Postmeister  Anthony  ver- 
öffentlichte. Es  wird  nachstehend  abgedruckt,  auch  als  Beleg  für  den  Kanzlei- 
stil der  guten  alten  Zeit.  Zum  besseren  Verständnisse  sei  folgendes  voraus- 
geschickt. Der  Briefbcstcller  Friedrich  Bchr,  der  den  erkrankten  Wagenmeister 
zu  Neujahr  vertreten  mußte,  hat,  weil  er  kurz  darauf  starb,  die  ihm  noch  zu- 
stehenden Bestellgelder  nicht  einziehen  können.  Der  Ober-Postmeister  bittet, 
diese  Beträge  freiwillig  im  Interesse  der  Erben  abzuliefern.  Das  Schrift- 
stück lautet: 

»Da  es  Herkommens,  daß  viele  Herren  Gelehrte  und  Kaufleute  in 
hiesiger  Altstadt  statt  des  einen  Groten  Bestellungsgeld  für  jeden  un- 
beschwerten Brief  (wodurch  der  Briefbesteller  beim  hiesigen  Kgl. 
Großbr.  und  Churfürstl.  Postamt  hauptsächlich  sein  Auskommen  finden 
muß),  nachdem  sie  mehr  oder  weniger  Correspond  haben,  diesem  nicht 
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jedesmahl,  sondern  zu  Freymarkt  und  Neujahrsvergütung  thun ,  jetzo 
aber  die  Fatalität  eingetreten,  daß  zu  Neujahr  der  Kgl.  Post -Wagen- 
meister krank  geworden,  wodurch  er  auch  dessen  Distrikt  mit  zu  be- 
sorgen übernehmen  und  dadurcli  den  größten  Theil  seines  Neujahr- 
geldes einzufordern  versäumen  müssen,  hiernächst  aber,  und  da  der 
Wagenmeister  noch  nicht  einst  wiederhergestellet  war,  sich  selbst  zu 
Bette  legen  müssen  und  am  11.  Tage  am  hitzigen  Fieber  verstorben 
ist,  in  der  Krankheit  selbst  aber  noch  über  sein  noch  rückständiges 
Neujahrgeld  gejammert:   das  vorgefundene  Namensverzeichniß ,  auch 
die   Sache  selbst  nicht  von   der  Beschaffenheit  ist,  daß  man  daraus 
Rechnungen  formieren  kann,  überhin  ich  zu  meinem  großen  Vergnügen 
vernommen  habe,  daß  besonders  die  Herren  Kaufleute  mit  des  ver- 
storbenen Briefbestellers,  Friedrich  Behrs,  Betragen  und  Accuratesse 
zufrieden  gewesen:  so  wähle  ich  hierdurch  die  Auskunft,  gesammte 
Herrn,  welche  bisher  gewohnt  gewesen  für  Bestellung  der  Hannover- 
schen Anzeigen.  Zeitungen  oder  auch  der  Hannover-  und  Hessischen 
Briefe  vorgedachten  Briefbesteller  ein  Ncujahrgeld  zu  geben,  solches 
aber  aus  vorangeführten  Gründen  a.  c.  zu  berichtigen  noch  nicht  Ge- 
legenheit haben   können,   ganz  ergebenst   zu   ersuchen,  Endesunter- 
schriebenem dasjenige,  was  sie  dem  Verstorbenen  zugedacht,  in  dieser 
Woche  gütigst  zuschicken  zu   lassen,  sintemahl  dieses  sehr  zur  Er- 
quickung  seines  zurückgelassenen  alten  Vaters  dienen  kann.« 
Oldenburg,  das  keinen  Besitz   in  Bremen  hatte  und  keine  Gelegenheit 
fand,  ein   eigenes  Postamt  im  Stadtgebiete  zu   errichten,  betrieb  dennoch 
sein    Postwesen    in    Bremen    bald   durch    private   Übereinkunft  mit  dem 
bremischen  Postmeister,  bald  heimlich  mit  dem  Taxisschen  Postmeister  oder 
mit  Hilfe  der  Unterbeamten.  Von  Zeit  zu  Zeit  schritt  der  Rat  gegen  dieses 
Verfahren  ein,   ohne  daß  gründliche  Abhilfe  geschaffen  werden  konnte. 
Erst  181 7  wurde  ein  Übereinkommen  über  die  Fortdauer  der  oldenburgischen 
Fahrposten  auf  Bremer  Gebiet  abgeschlossen  und  183 1  ein  Nachtrag,  wo- 
durch die  Zahlung  einer  Abfindungssumme  seitens  Oldenburgs  an  Bremen 
für  Wahrnehmung  der  oldenburgischen  Postgeschäfte  vereinbart  wurde. 

Die  preußische  Postvcr waltung  hat  schon  im  18.  Jahrhundert  ein  Post- 
amt in  Bremen  eingerichtet,  dem  auch  das  städtische  Botenwesen  unterstellt 
war.  Von  1727  bis  1823  war  es  mit  der  Taxisschen  Post  verbunden.  Am 
12.  Dezember  1823  schloß  der  Staat  Bremen  mit  Preußen  einen  Vertrag, 
wonach  die  preußischen  Postgeschäfte  in  Bremen  an  das  Stadtpostamt  über- 
zugehen hatten.  Bremen  verkaufte  dagegen  die  bremische  Post  über  Ham- 
burg nach  Ostpreußen,  Rußland  und  Polen  sowie  nach  Mecklenburg- Strelitz 
für  100  Taler  Gold  jährlich  an  Preußen  und  bedang  sich  x/a  Anteil  an  dem 
Porto  aus  für  alle  mit  der  preußischen  Post  nach  Bremen  beförderten  Briefe 
sowie  50  Taler  Vergütung  an  den  bremischen  Postmeister  und  zur  Be- 
streitung kleiner  Bedürfnisse  den  Verdienst  am  Vertriebe  derjenigen  Zeitungen, 
die  auf  dem  Kurse  über  Minden  bezogen  wurden.  Außerdem  verpflichtete 
sich  Bremen,  das  Porto  für  Preußen  in  Gold  statt  wie  bisher  in  Kurant 
(also  für  1  guten  Groschen  3  Grote)  erheben  zu  lassen,  und  genehmigte,  daß 
zum  preußischen  Porto  der  Briefe  von  und  nach  Bremen  3  Grote  besonders 
als  hannoversches  Transitporto  zugeschlagen  wurden.  Dadurch ,  daß  Gold 
für  Kurant  gezahlt  werden  mußte,  hatte  in  Wirklichkeit  das  Bremer 
Publikum  und  nicht  die  preußische  Verwaltung  den  Anteil  von  V«  zu  zahlen, 
da  das  Goldagio  ungefähr  den  gleichen  Betrag  ausmachte.  So  ungünstig 
sich  hiernach  die  Vertragsbestimmungen  für  das  Bremer  Publikum  gestal- 
teten,  so  konnte  anderseits  der  Vertragsabschluß  mit  Preußen  nicht  ver- 


Digitized  by  Google 


488       Das  bremische  Postwesen  bis  zur  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes. 

mieden  werden,  weil  sonst  Thum  und  Taxis  sich  der  Sache  bemächtigt 
haben  würde. 

Auch  Schweden,  das  infolge  des  dreißigjährigen  Krieges  festen  Fuß  auf 
deutschem  Gebiete  gefaßt  hatte  und  noch  bis  1808  ein  eigenes  Postamt  in 
Hamburg  unterhielt,  hatte  in  Bremen  eine  Annahme-  und  Ausgabe- 
stelle für  Briefe  eingerichtet.  Hierüber  handelt  eine  Bekanntmachung  vom 
4.  Dezember  1 741 ,  in  der  »Ihrer  Majestät  in  Schweden  Fürstlich  Hessisches 
Ober-Postamt  in  Cassel«  veröffentlicht,  »daß  die  wieder  eingelegte  reitende 
Post  bei  dem  hierzu  bestellten  Postkommissar  Osterwald  in  Bremen  an- 
langen und  von  selbigem  dergestalt  ordentlich  expedieret  werde,  daß  ein 
jeder  Correspondent  über  kurz  oder  lang  sogar  von  einem  simplen  Brief 
Red  und  Antwort  haben  kann«. 

Über  den  Stand  der  Bremen  berührenden  Postkurse  im  Jahre  1804  gibt 
die  in  Buchform  herausgegebene  »Verbesserte  Post -Taxa  von  Briefen  bei 
dem  Kaiserlichen  Reichs -Postamt  zu  Bremen«  Auskunft.  Hiernach  ver- 
kehrten die  Kaiserliche  Reichs-Post,  Richtung  Hannover,  Braunschweig,  die 
Kaiserlich  Westfälische  Post,  Richtung  Osnabrück,  die  hannoversche  reitende 
Post.  Richtung  Hannover,  die  oldenburgische  Post.  Richtung  Oldenburg, 
wöchentlich  zweimal,  die  preußische  Post,  Richtung  Ostpreußen,  Rußland, 
Richtung  Cleve  und  Richtung  Minden,  Berlin  je  einmal  wöchentlich. 

Es  ist  auffallend,  jedoch  durch  den  Wettbewerb  erklärlich,  daß  die 
von  der  Stadt  Bremen  unterhaltenen  Kurse  in  der  Bekanntmachung  nicht 
aufgeführt  werden.  Die  beiden  Taxisschen  Kurse  und  die  reitende  Post 
beförderten  keine  Gelder.  Alle  Portobeträge  mußten  bei  dem  Reichspost- 
amt in  hannoverschem  Kasscngelde  (den  Louisdor  zu  4a/3  Reichstalern  ge- 
rechnet) gezahlt  werden.  An  Gebühren  wurden  z.  B.  erhoben  nach  Han- 
nover 3,  Frankfurt  (Main)  9.  Leipzig  10.  Berlin  12,  Breslau  22 '/2,  Mantua  24. 
Memel  33  Grote. 

Einer  vollständigen  Auflösung  ging  die  stadtbremische  Post  durch  die 
Napoleonischen  Kriege  im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  entgegen.  Napo- 
leon hatte  nach  dem  Preßburger  Frieden  die  Grafschaften  Cleve,  Jülich  und 
Berg  an  seinen  General  Murat  verschenkt,  der  als  Prinz  Joachim,  Groß- 
herzog von  Berg,  sich  die  Ausdehnung  seiner  Postkurse  und  -anstalten  be- 
sonders angelegen  sein  ließ.  Ihm  wurde  vertragsmäßig  (29.  November  1800) 
die  Einrichtung  eines  besonderen  Postamts  im  Stadtgebiete  von  Bremen  ge- 
stattet, wobei  dem  Senat  eine  Entschädigung  für  den  Gebührenausfall  in 
der  Voraussetzung  zugestanden  wurde,  daß  Bremen  seine  Postkurse  nach 
Hamburg  nicht  vermehrte,  und  daß  die  vom  Großherzog  angelegten  vier 
Kurse  Bremen  -  Hamburg  nicht  auf  zwei  vermindert  oder  aufgehoben 
werden  würden.  Das  Stadtpostamt  sollte  vornehmlich  die  Kurse  zwischen 
Holland  und  dem  Norden  betreiben.  Nach  der  Niederwerfung  Preußens 
steigerten  sich  die  Ansprüche  des  Großherzogs.  Am  14.  Februar  1807 
machte  der  Ober-Postamtsdirektor  bekannt,  daß  alle  Briefe,  die  bisher  von 
den  preußischen,  Taxisschen,  hannoverschen  und  hessischen  Posten  befördert 
worden  waren,  vom  15.  Februar  ab  allein  vom  Großherzoglichen  Postamt 
(an  der  Domshaide)  angenommen  werden  würden.  Am  13.  April  1807  trat 
Hannover  seinen  Postbetrieb  vollständig  an  Berg  ab,  und  das  einzige  noch  be- 
stehende bremische  Stadtpostamt  wurde  vom  1.  August  1808  ab  aufgehoben. 
Der  am  4.  Juni  vollzogene,  am  8.  Juli  1808  bestätigte  Vertrag,  der  bezeich- 
nender Weise  nur  in  französischer  Sprache  abgefaßt  ist  —  der  Vertrag  von 
180O  war  noch  in  französischer  und  in  deutscher  Sprache  aufgesetzt  — ,  hat 
im  wesentlichen  folgenden  Inhalt. 
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Da  Se.  Kaiserl.  und  Kgl.  Hoheit  der  Prinz  Joachim,  Großherzog 
von  Berg,  dem  Senate  der  Stadt  Bremen  den  Vorschlag  gemacht  hat, 
ihm  den  Betrieb  der  Stadt- Briefpost  abzutreten,  so  hat  der  Senat  sich 
beeilt,  diesem  Vorschlage  beizutreten,  um  Sr.  K.  K.  Hoheit  einen  Beweis 
seiner  Ergebenheit  und  seines  Wunsches,  ihm  gefällig  zu  sein,  zu 
geben. 

Art.  1.  Die  Stadt  Bremen  tritt  Sr.  K.  K.  Hoheit  das  ausschließ- 
liche Recht  ab,  ein  Postamt  in  dieser  Stadt  zu  halten,  durch  welches 
alle  Briefposten  geleitet  werden.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  die 
Stadt  bei  Abtretung  ihrer  Rechte  es  keineswegs  auf  sich  nimmt,  alles 
das  zu  gewährleisten,  was  von  der  Einwilligung  fremder  Staaten  ab- 
hängt. Se.  K.  K.  Hoheit  verpflichtet  sich  vielmehr  allein  und  persönlich 
zu  allen  Unterhandlungen  in  dieser  Hinsicht  sowie  zur  Erfüllung  aller 
jetzt  bestehenden  Verbindlichkeiten,  die  durch  Verträge,  Übereinkommen 
oder  Verabredungen  vor  dem  1.  November  1807  bestätigt  worden 
sind,  vorausgesetzt,  daß  diese  Vereinbarungen  keine  Eingriffe  in  das 
ausschließende,  durch  gegenwärtigen  Vertrag  abgetretene  Recht  auf 
den  Postbetrieb  enthalten. 

Art.  2.  Die  Stadt  tritt  das  obenerwähnte  Recht  an  Se.  Hoheit  auf 
24  Jahre  und  6  Monate  ab,  vom  1.  Juli  1808  an  gerechnet.  Wird 
gegenwärtiger  Vertrag  nicht  vor  dem  1.  Januar  1833  erneuert,  so 
tritt  die  Stadt  wieder  in  alle  gegenwärtig  abgetretenen  Rechte  ein. 

Art.  3.  Se.  Hoheit  zahlt  der  Stadt  für  die  gänzliche  Abtretung 
ihrer  Post  während  der  genannten  Zeit  jährlich  eine  Summe  von 
4000  Talern  in  Bremer  Münze  (5  Taler  für  einen  vollwichtigen 
Friedrichsdor);  diese  Summe  wird  von  den  Einkünften  des  Großherzog- 
lichen Postamts  einbezogen  werden  und  ist  vierteljährlich  zahlbar.  Sie 
soll  pünktlich  14  Tage  nach  Ablauf  eines  Vierteljahrs  von  dem 
Direktor  der  Großherzogl.  Posten  nach  Anweisung  des  Senats  gezahlt 
werden. 

Art.  4.  Die  Bediensteten  der  Großherzoglichen  Posten  sollen  das 
Bürgerrecht  erwerben;  sie  sind  der  bürgerlichen  und  strafgerichtlichen 
Rechtsprechung  und  der  Polizeigewalt  der  Stadt  unterworfen,  ausge- 
nommen in  Postnngelegenheiten ,  hinsichtlich  deren  sie  nur  Sr.  Hoheit 
unterstchen.  Sic  sind  verpflichtet,  dieselben  Abgaben  wie  die  Bremer 
Bürger  von  den  Liegenschaften  zu  zahlen,  die  sie  in  der  Stadt  oder 
im  Bremer  Gebiete  besitzen  sollten.  Hinsichtlich  der  persönlichen  Ab- 
gaben, welcher  Art  sie  auch  seien,  oder  welche  Benennung  sie  auch 
führen,  sollen  von  den  genannten  Angestellten  erhoben  werden  bei 
einer  Einnahme  bis  zu  200  Talern  '/2  °/o  •  von  J0°  5°°  Talern 
1  %  und  über  500  Taler  3  °/0  jährlich.  Die  Oktrois  und  Akzise  sind 
in  diesen  persönlichen  Abgaben  nicht  enthalten.  Diese  Bestimmung 
ist  nicht  auf  die  Personen  anwendbar,  die  bereits  vor  dem  Eintritt  in 
den  Dienst  Sr.  Hoheit  Bürger  oder  Söhne  von  Bürgern  Bremens  sein 
sollten. 

Art.  5  betrifft  Befreiung  von  Einquartierungslasten. 

Art.  6  betrifft  das  Verbot  für  die  Beamten,  Handel  zu  treiben, 
diplomatische  Stellungen  anzunehmen,  Konsuln  oder  Handelsagenten 
einer  fremden  Macht  zu  werden. 

Art.  7  setzt  Portofreiheit  für  den  Schriftwechsel  des  Senats  und 
seiner  Mitglieder,  die  mit  politischen  Aufträgen  Befassung  hatten,  hin- 
sichtlich des  Bereichs  der  Großherzogl.  Posten  fest. 
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Art.  8.  Das  Briefporto  im  Bereiche  der  gegenwärtig  abgetretenen 
Posten  darf  ohne  Mitwirkung  und  Bestätigung  des  Senats  nicht  er- 
höht werden.  Hinsichtlich  der  Posten,  die  gegenwärtig  von  dem 
Großherzogl.  Postamte  befördert  werden,  soll  der  Tarif  für  die  Briefe 
beibehalten  werden,  der  vor  Errichtung  dieses  Postamts  in  der  Stadt 
bestanden  hat,  ausgenommen  die  Erhöhungen,  die  von  fremden 
Verwaltungen  auf  Grund  besonderer  Vereinbarung  gefordert  werden 
sollten. 

Art.  9  betrifft  Regelung  des  Portos,  des  Postenganges  und  der 
Briefausgabe. 

Art.  10  regelt  die  Einsetzung  einer  Senatskommission,  die  gemein- 
schaftlich mit  der  Großherzogl.  Verwaltung  Beschwerden  des  Publikums 
und  postalische  Änderungen  erledigen  soll. 

Art.  n  sichert  den  Schutz  des  bremischen  Briefverkehrs  zu:  das 
Postamt  soll  möglichst  in  der  Mitte  der  Stadt,  nie  aber  in  der  Neu- 
stadt liegen. 

Art.  12  betrifft  die  Briefabholung  und  Zahlung  der  Portobeträge. 

Art.  13.  Die  Großherzogl.  Verwaltung  übernimmt  die  Beamten  der 
Stadtpost,  soweit  sie  dazu  bereit  und  befähigt  sind,  ausgenommen 
den  Postmeister  (Heymann). 

Art.  14.  Die  Stadt  behält  den  Betrieb  der  gegenwärtig  bestehenden 
fahrenden  Posten.  Sollte  Se.  Hoheit  Unterhandlungen  wegen  Einrich- 
tung einer  Fahrpost  von  Hamburg  nach  Frankreich  einleiten,  so  ver- 
pflichtet sich  der  Senat,  dies  zu  unterstützen  und  die  Post  frei  von 
Abgaben  durch  sein  Gebiet  verkehren  zu  lassen. 

Auf  Grund  dieses  Vertrags  machte  die  Großherzogliche  Postverwaltung 
bekannt,  daß  alle  Briefe  vom  1.  August  1S08  ab  ausschließlich  bei  dem 
Postamt  an  der  Domshaide  aufzuliefern  wären,  das  auch  die  Ausgabe 
und  Bestellung  aller  für  Bremen  bestimmten  Briefe  und  Zeitungen  be- 
sorgte. 

Die  Freiheitskriege  machten  der  französischen  Herrlichkeit  ein  Finde  und 
mit  ihr  dem  französischen  Postwesen  in  der  Hansestadt  Bremen.  Das  Stadt- 
postamt, das  Taxisschc  Postamt  und  das  hannoversche  Postamt  traten 
wieder  in  Tätigkeit.  Am  6.  Oktober  18 13  hatte  die  hannoversche  Linie 
nach  Nienburg  an  der  Weser  mit  Anschluß  an  die  Post  Nienburg-Hannover 
ihren  Betrieb  wieder  aufgenommen.  Am  14.  November  1813  wurden,  wie 
der  Senat  in  Bremen  bekannt  gab,  »nach  erteilter  Erlaubnis  der  höchsten 
Militärbehörde«  die  bremischen  fahrenden  Posten  wieder  abgelassen,  und 
zwar  auf  den  Kursen  nach  Oldenburg,  nach  Celle  und  Hannover  sowie 
über  Osnabrück  nach  Minden. 

Während  im  17.  und  18.  Jahrhundert  das  stadtbremische  Postwesen  infolge 
des  starken  Wettbewerbes  durch  die  Taxissche  und  die  hannoversche  Post- 
anstalt gering  entwickelt  war  und  fast  ausschließlich  diejenigen  Posten 
pflegte,  die  noch  nicht  von  den  anderen  Postverwaltungen  in  Besitz  ge- 
nommen waren,  trat  im  19.  Jahrhundert  das  Streben  in  den  Vordergrund, 
das  eigene  Postrietz,  dem  wachsenden  Verkehr  entsprechend,  mit  Nach- 
druck auszugestalten,  den  durch  die  fremden  Verwaltungen  geschaffenen 
unbequemen  Wettbewerb  zu  beseitigen  und  durch  Verträge  die  rechtlichen 
Verhältnisse  festzulegen.  Am  4.  6.  Februar  181 5  wurde  auf  Betreiben 
des  äußerst  rührigen  bremischen  Postdirektors  Wichclhausen  eine  Verein- 
barung mit  Hamburg  geschlossen,  wodurch  Bremen  dem  Vertrage  zwischen 
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Hamburg  und  Hannover  über  die  Beförderung  hamburgischer  Briefsen- 
dungen nach  Holland  über  Bremen  durch  hannoversche  Posten  und  ferner  der 
>»Hannover-Hamburgschen  Kommunion -Fahrpost«  zwischen  Hamburg  und 
Bremen  beitrat.  Die  bremische  Postverwaltung  erhielt  den  halben  Anteil 
am  Rohertrage  der  Brief post  zwischen  Bremen  und  Hamburg;  letztes 
zahlte  an  Hannover  die  Beförderungskosten  mit  1  guten  Groschen  Kassen- 
geld für  das  Lot,  wozu  Bremen  i  Groten  Gold  für  das  Lot,  also  nicht  ein- 
mal V3  der  Kosten  beizutragen  hatte,  während  es  nur  die  Verpflichtung 
übernahm,  hamburgischc  Pakete  nach  und  von  Holland  durch  Bremen 
transitfrei  gehen  zu  lassen.  Außerdem  wurde  es  Bremen  gestattet,  mit 
dieser  Post  Pakete  nach  Holland  zu  befördern,  wobei  es  sich  unmittelbar 
über  die  Abrechnungen  mit  den  Postinteressenten  in  Amsterdam  zu  ver- 
ständigen hatte.  Der  Vertrag  mit  Hamburg  wurde  auf  vier  Jahre  abge- 
schlossen ;  eine  Kündigungsfrist  war  nicht  vorgesehen.  Die  Verständigung 
mit  Amsterdam  kam  bald  zustande,  so  daß  der  Verkehr  auf  Grund  des 
Hamburger  Vertrags  aufgenommen  werden  konnte. 

Am  14.  Dezember  1818  wurde  ein  Ubereinkommen  mit  Hannover  ab- 
geschlossen, nach  welchem  es  dem  Stadtpostamte  gestattet  wurde,  Bricf- 
pakete  mit  den  hannoverschen  Posten  über  Cuxhaven  nach  England  zu 
senden  und  von  dort  her  zu  empfangen;  Hannover  erhielt  3/4  und  Bremen 
V4  des  Portos,  während  Hannover  allein  die  Beförderung  übernahm.  Han- 
nover konnte  gemäß  dieser  Übereinkunft  Briefe  für  England  annehmen  und 
verteilen;  tatsächlich  hat  es  jedoch  nur  wenig  Briefe  erhalten,  da  es  dem 
bremischen  Postdirektor  gelang,  einen  direkten  Kartenschluß  mit  der  eng- 
lischen Postverwaltung  zu  vereinbaren.  Immerhin  stand  Bremens  Brief- 
austausch mit  England  auf  nicht  allzu  sicherem  Boden,  da  das  hannoversche 
Postamt  hinsichtlich  der  Annahme  und  Ausgabe  der  englischen  Briefsen- 
dungen gleiche  Rechte  wie  das  bremische  Stadtpostamt  besaß. 

Die  Berechtigung  des  Taxisschen  Reichspostamts  in  Bremen  wurde  durch 
den  Wiener  Kongreß  (181 5)  und  die  Bundesakte  festgestellt  nach  dem  Be- 
sitzstände zur  Zeit  des  Luneviller  Friedens  (1801).  Die  Rcichspost  betrieb 
damals  einen  Postkurs  über  Cassel  nach  dem  »Reiche«,  nach  den  österreichi- 
schen Niederlanden  und  nach  Frankreich.  Da  Bremen  Mitglied  des  Bundes 
wurde,  mußte  es  diese  Posten  als  zu  Recht  bestehend  ansehen.  Bremen 
hat  aber  niemals  ein  ausschließendes  Recht  des  Taxisschen  Postamts  auf 
diese  Kurse  anerkannt.  Dagegen  wußte  sich  der  Fürst  von  Thum  und 
Taxis  durch  einen  unkündbaren  Vertrag  mit  Hannover  den  Postverkehr 
Bremens  auf  den  fürstlichen  Postkursen  in  südlicher  Richtung  über  Minden 
und  Cassel  zu  sichern,  so  daß  es  Bremen  unmöglich  gemacht  wurde,  in  Wett- 
bewerb mit  Taxis  Briefe  in  dieser  Richtung  abzusenden  oder  zu  empfangen. 
Da  ferner  Taxis  Postämter  in  Hamburg  und  Lübeck  besaß  und  von  Han- 
nover das  Recht  erwirkt  hatte,  Brief pakete  zwischen  diesen  Postämtern 
zu  wechseln,  so  beschäftigte  sich  das  Taxissche  Postamt  auch  mit  der  An- 
nahme und  Verteilung  von  Briefen  von  und  nach  Hamburg  und  den  hinter- 
liegenden Ländern.  Obgleich  der  Senat  in  Bremen  diesen  Verkehr  wieder- 
holt untersagt  hat,  ist  er  wahrscheinlich  doch  nicht  ganz  unterblieben.  Auch 
Briefe  nach  England  sowie  nach  und  aus  überseeischen  Ländern  auf  dem 
Wege  über  Belgien  und  Frankreich  besorgte  Taxis  von  Bremen  aus.  Nach 
Lage  der  Rechtsverhältnisse  konnte  Bremen  auf  den  Taxisschen  Linien 
nichts  Wesentliches  erreichen. 

Mit  dem  Jahre  1846,  als  eine  geregelte  Dampfschiffahrt  zwischen  New 
York  und  Bremen  in  Frage  kam,  eröffnete  sich  dem  bremischen  Postwesen 
Aussicht  auf  neuen  Aufschwung.    In  dem  Staatsvertrage  vom  11.  Januar 
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1827.  die  Anlegung  Bremerhavens  betreffend,  war  der  Abschluß  einer  Über- 
einkunft  für  den  Postverkehr  zwischen  Bremen  und  seiner  Hafenstadt 
Bremerhaven  vorbehalten ;  allein  ungeachtet  vieler  Versuche,  mit  Hannover 
darüber  zu  einer  Verständigung  zu  kommen,  blieb  die  Angelegenheit 
19  Jahre  hindurch  unerledigt,  und  der  Brief-  und  Paketverkehr  mußte  fort- 
während im  Privatwege  durch  Kahnschiffer  und  Dampf schifTskapitäne  gegen 
ein  Trinkgeld  vermittelt  werden.  Die  Sache  war  um  so  schwieriger,  als 
Hannover  und  Oldenburg  die  Hoheit  über  die  Weser  zwischen  Vegesack 
und  Bremerhaven  beanspruchten  und  mithin  einen  postmäßigen  Verkehr 
Bremens  auf  der  Weser  als  einen  Eingriff  in  ihre  Hoheitsrechte  ansahen. 
Auch  die  Verbindung  auf  dem  Landwege  war  ohne  Einwilligung  von 
Hannover,  dessen  Gebiet  zu  durchkreuzen  war,  nicht  durchzuführen. 

Da  Bremen  Unterhandlungen  mit  der  Regierung  in  Washington  wegen 
einer  Postverbindung  zwischen  Bremerhaven  und  New  York  begonnen  hatte, 
die  Wichtigkeit  der  Verhandlungen  für  Hannover  und  ganz  Deutschland 
aber  von  der  hannoverschen  Regierung  anerkannt  wurde,  diese  auch  ein- 
sah, daß  der  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nur  unter 
der  Bedingung  zustande  kommen  konnte,  daß  Bremen  ein  eigenes  Postamt 
in  Bremerhaven  besaß:  so  kam  nach  längerer  Verhandlung  die  Postüberein- 
kunft vom  28.  Februar  1846  zum  Abschlüsse,  wodurch  das  bremische  Post- 
wesen nicht  nur  eine  bedeutend  veränderte  Gestalt  annahm,  sondern  auch 
eine  wichtige  Stellung  dem  übrigen  Deutschland  gegenüber  erhielt. 

Nach  dieser  Übereinkunft  sollte  in  Bremerhaven  ein  gemeinschaftliches, 
hannover-bremisches  Postamt  errichtet  werden  mit  zwei  »Komptoirs«,  einem 
hannoverschen  und  einem  bremischen.  Das  erste  sollte  den  Postverkehr 
vermitteln  mit  dem  Königreiche  Hannover  und  nach  denjenigen  Ländern, 
wohin  Bremen  keine  Postkurse  hatte;  das  letzte  sollte  den  Postverkehr 
seewärts  sowie  mit  Bremen  und  über  Bremen  hinaus  mit  denjenigen 
Ländern  besorgen ,  nach  denen  Bremen  Postkurse  unterhielt.  Die  durch  die 
preußischen  und  die  Taxisschen  Posten  nach  Bremen  gelangenden ,  für 
Bremerhaven  bestimmten  Briefe  sollten  endlich  durch  das  städtische  Post- 
amt in  Bremen  befördert  werden.  Bremen  verpflichtete  sich  in  der  Uber- 
einkunft, alle  seewärts  ankommenden  Briefe,  die  nicht  mit  bremischen 
Postkursen  zu  versenden  waren,  an  die  hannoverschen  Posten  abzuliefern, 
Hannover  dagegen ,  eine  jeden  Abend  aus  Bremen  nach  Bremerhaven  und 
umgekehrt  abgehende  Fahrpost  zu  unterhalten,  mit  der  Bremen  seine  Brief- 
schaften gegen  eine  Transitgebühr  versenden  konnte.  Da  die  Postverwal- 
tungen von  Preußen  und  von  Taxis  in  den  Hafenorten  Bremens  keine 
Postrechte  hatten,  so  ist  bei  der  Abfassung  der  Übereinkunft  mit  großer 
Vorsicht  darauf  gehalten  worden,  daß  von  den  genannten  Verwaltungen 
keinerlei  Ansprüche  —  namentlich  nicht  auf  die  Beförderung  ankommender 
Seebriefe  —  erhoben  werden  konnten.  Diese  Seebriefe  wurden  daher  als 
beim  Postamte  in  Bremerhaven  eingetroffene  Briefe  angesehen. 

Fast  gleichzeitig  mit  dieser  Übereinkunft  kam  ein  Vertrag  mit  dem 
Postmaster  General  zu  Washington  über  eine  Postverbindung  zwischen  New 
York  und  Bremen  zustande.  Sie  wurde  am  29.  März/26.  Juni  1847  ab- 
geschlossen und  bildete  nicht  nur  für  Bremen,  sondern  auch  für  ganz 
Deutschland  ein  wichtiges  und  folgenreiches  Ereignis. 

Der  First  Assistant  Postmaster  General  erschien  bei  der  ersten  Reise 
des  Dampfschiffs  »Washington«  in  Bremen  und  erklärte,  er  sei  beauftragt 
worden,  einen  Postvertrag  mit  »Germany«  abzuschließen.  Es  wurde  ihm 
bedeutet,  daß  das  sehr  schwierig  wäre,  da  Deutschland  aus  17  verschiedenen 
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Postgebieten  bestände,  die  sämtlich  voneinander,  unabhängig  seien.  Er  meinte, 
das  sei  ein  »humbug«,  er  könne  sich  darum  nicht  kümmern,  denn  er 
sei  abgeschickt,  einen  Vertrag  nur  mit  »Germany«  zu  schließen,  und 
dürfe  nicht  wieder  zurückreisen,  ohne  ihn  abgeschlossen  zu  haben. 
Unter  diesen  Umständen  war  es  nicht  leicht,  einen  Vertrag  aufzustellen 
und  eine  passende  Form  für  ihn  zu  finden.  Der  kaufmännische  Sinn 
der  Bremer  fand  jedoch  bald  eine  Lösung,  indem  vorgeschlagen  wurde,  daß 
die  bremische  Postverwaltung  eine  Art  Agentur  in  Europa  für  den  Post- 
master General  in  Washington  übernehmen  und  sich  ihrerseits  mit  den 
anderen  deutschen  Postverwaltungen  weiter  in  Benehmen  setzen  solle.  Der 
Vertrag  wurde  daher  mit  Bremen  allein  geschlossen,  sollte  aber  für  den 
Brief  verkehr  aus  und  nach  allen  deutschen  und  europäischen  Staaten  gelten, 
die  sich  ihm  anschließen  würden.  Beide  Teile  waren  darüber  einig,  die  Be- 
dingungen müßten  derart  gestellt  werden,  daß  es  im  Interesse  aller  läge,  sie 
auch  zu  erfüllen.  Es  wurde  vertragsmäßig  das  Seeporto  festgesetzt  auf  24  cts. 
für  einen  Brief  bis  zum  Gewichte  von  einer  halben  Unze,  das  »uniform 
postage«  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  5  cts.  für  die  Entfer- 
nung bis  zu  300  engl.  Meilen  von  New  York  aus  und  auf  10  cts.  für  größere 
Entfernungen.  Das  deutsche  »uniform  postage«  betrug  12  cts.  für  ganz 
Deutschland  mit  Ausnahme  von  Hannover,  Oldenburg  und  Hamburg;  ferner 
wurde  festgesetzt,  daß  Briefe  in  beiden  Richtungen  frankiert  oder  un- 
frankiert versandt  werden  könnten.  Der  bremischen  Verwaltung  wurde  für 
ihre  Bemühungen  bei  den  Vermittlungen  eine  Einkassierungsgebühr  zuge- 
sichert. Es  kam  nun  darauf  an,  die  übrigen  deutschen  Postverwaltungen  zur 
Annahme  des  »uniform  postage«  von  12  cts.  an  Stelle  der  bestehenden  Tarif- 
sätze nach  Maßgabe  der  Entfernungen  zu  bewegen.  Nachdem  der  Vertrag 
mit  dem  First  Assistant  vereinbart  und  unterzeichnet  worden  war,  wurde 
daher  an  alle  deutschen  Postverwaltungen  gleichzeitig  der  Antrag  gerichtet, 
dieser  Tariffestsetzung  beizutreten.  Da  alle  Verwaltungen  das  Vorteilhafte 
des  Vorschlags  einsahen,  traten  sie  bei  mit  Ausnahme  von  Österreich, 
das  mehr  Transitporto  an  Sachsen ,  Preußen  und  Hannover  zu  zahlen 
hatte,  als  die  Portotaxe  betrug.  Auf  diese  Weise  kam  der  Vertrag  für  fast 
ganz  Deutschland  zustande,  und  Bremen  war  plötzlich  Amerika  gegenüber 
der  Vertreter  Deutschlands  geworden,  hatte  mithin  eine  postalische  Stellung 
erlangt,  die  seiner  Wichtigkeit  in  der  Handelswelt  entsprach.  Der  Ver- 
trag würde  ohne  Zweifel  eine  weitere  Ausdehnung  erlangt  haben,  wenn 
nicht  die  Ereignisse  im  Frühjahr  1848  dergleichen  Bestrebungen  ein  Ziel 
gesteckt  hätten. 

Das  Jahr  1850  brachte  tief  einschneidende  Änderungen  in  den  postalischen 
Verhältnissen  Bremens.  Bestimmend  hierfür  war  zunächst  der  zwischen 
Österreich  und  Preußen  am  5.  April  1850  abgeschlossene  Vertrag  zum 
Zwecke  der  Gründung  eines  deutsch -österreichischen  Postvereins,  der  zwi- 
schen den  Vereinsstaaten  einen  nach  gleichen  Grundsätzen  geregelten  und 
gleichmäßiger  Portoberechnung  unterliegenden  Wechselverkehr  ermöglichte. 
Dem  Vertrage  traten  in  kurzer  Frist  die  bedeutendsten  deutschen  Post- 
verwaltungen bei.  Infolge  dieser  Vereinbarung  und  teilweise  schon  vorher 
war  ein  verändertes  Expeditionsverfahren  bei  den  preußischen  Posten  ein- 
geführt worden,  bei  dem  sich  der  Anteil  Bremens  an  der  preußischen 
Post  nach  dem  Vertrage  vom  12.  Dezember  1823  nicht  mehr  ermitteln 
ließ.  Es  wurden  daher  im  November  1850  Verhandlungen  in  Berlin  ange- 
knüpft, die  diese  Frage  regeln  sollten.  Zugleich  wurden  Besprechungen 
wegen  des  Anschlusses  von  Bremen  an  den  deutsch -österreichischen  Post- 
verein, wegen   der  Befugnisse  der  verschiedenen  in  Bremen  bestehenden 
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Postämter  und  über  die  Portoerhebung  eingeleitet.  Die  Verhandlungen 
konnten  indes  nicht  zu  einem  befriedigenden  Abschlüsse  gelangen,  bevor  sich 
nicht  Bremen  mit  Hannover  sowie  mit  Thum  und  Taxis  auseinandergesetzt 
hatte. 

Ferner  kam  in  Betracht,  daß  Preußen  am  2.  August  1850  einen  Ver- 
trag mit  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  geschlossen  hatte,  nach  welchem 
dieser  an  Preußen  den  Postbetrieb  zwischen  den  Hansestädten  Hamburg 
und  Bremen  einerseits  und  dem  Königreiche  Sachsen,  Sachsen- Altenburg, 
Österreich  und  der  Levante  über  Triest  anderseits  abtrat,  während  Preußen 
einige  andere  Gebiete,  deren  Postverkehr  es  bisher  in  den  Hansestädten  in 
Wettbewerb  mit  Taxis  vermittelt  hatte,  an  diesen  überließ.  Es  ergab  sich, 
daß  der  Rechtsanspruch  Bremens,  in  Wettbewerb  mit  Taxis  Briefe  nach 
Ländern  zu  versenden,  die  nicht  dem  eigentlichen  Machtbereiche  von  Taxis 
angehörten,  hiermit  rund  abgeschnitten  war,  und  daß  bei  den  Grundsätzen 
des  Postvereins  hinsichtlich  der  Höhe  der  Portosätze  und  deren  Verteilung 
auch  nicht  die  geringste  Aussicht  bestand,  einen  solchen  Postbetrieb  während 
des  Bestehens  des  Postvereins  zu  erhalten.  Bremen  versuchte  allerdings, 
einen  Rechtsanspruch  geltend  zu  machen;  ihm  wurde  aber  entgegengehalten, 
daß  Taxis  einen  bedeutenden  und  kostspieligen  Beförderungsdienst  unterhalte, 
nicht  aber  Bremen,  und  daß  es  daher  ebenso  unbillig  wie  ungerecht  sein 
würde,  wenn  Bremen  den  Vorteil  von  dem  Briefverkehr  an  sich  nehmen, 
andere  aber  die  Kosten  tragen  lassen  wollte. 

Unter  diesen  LTmständen  konnte  es  sich  für  Bremen  nur  um  die  Frage 
handeln,  was  bei  diesem  Stande  der  Dinge  für  das  bremische  Postwesen 
übrig  bliebe,  und  wie  es  sich  verwerten  ließe.  Unter  Berücksichtigung  der 
im  Postvereinsvertrag  aufgestellten  Grundsätze  ergaben  sich  für  Bremen  die 
folgenden  handelspolitischen  und  postalischen  Gesichtspunkte. 

1.  Bremen  mußte  danach  trachten,  mit  den  Seestaaten,  mit  denen 
es  Sendungen  wechselte,  in  unmittelbarem  Kartenschlusse  zu  bleiben. 

2.  Bremen  mußte  versuchen,  die  Vereinstaxen  nicht  nur  für  den 
Postvereinsverkehr  angewendet  zu  sehen,  sondern  auch  für  den  Ver- 
kehr mit  denjenigen  Staaten  und  Verwaltungen,  die  ein  eigenes 
Postamt  in  Bremen  unterhielten  und  daher  nach  dem  Postvereins- 
vertrag für  den  inneren  Verkehr  nicht  an  die  Vereinstaxe  gebunden 
waren.  Es  mußte  daher  zu  erwirken  suchen,  daß  diese  Postämter  keine 
höheren  als  die  Vereinstaxen  in  Bremen  erheben  durften. 

3.  Endlich  mußte  Bremen  zu  erwirken  suchen,  daß  (gegen  die 
Anerkennung  des  ausschließlichen  Rechtes  der  fremden  in  Bremen 
bestehenden  Postanstalten  auf  die  Vermittlung  des  Verkehrs  mit  den 
ihnen  zugewiesenen  Gebieten)  diese  Verwaltungen  ihrerseits  Bremen  den 
ausschließlichen  Betrieb  der  Posten  mit  denjenigen  Ländern  gewähr- 
leisteten, wohin  und  woher  Bremen  —  wenn  auch  in  Wettbewerb  mit 
anderen  —  bisher  den  Verkehr  durch  das  städtische  Postamt  besorgte. 

In  diesem  Sinne  wurden  zunächst  mit  Hannover  Verhandlungen  ange- 
knüpft, die  zu  der  Übereinkunft  vom  23.  April  185 1  führten.  Nach 
dieser  Ubereinkunft  verzichtete  Bremen  auf  die  Kommunion  -  Fahrpost 
zwischen  Hamburg  und  Bremen,  die  in  den  letzten  Jahren  etwa  650  Taler 
eingebracht  hatte,  und  überließ  sie  ganz  an  Hannover,  das  sich  dagegen  ver- 
pflichtete, bei  dieser  Fahrpost  keine  höhere  als  die  inländische  hannoversche 
Taxe  zur  Anwendung  zu  bringen,  auf  die  Transitgebühr  für  die  Briefpakete 
zwischen  Bremen  und  Bremerhaven,  die  jährlich  etwa  1 100  Taler  betrug, 
zu  verzichten  und  eine  unmittelbare  Postverbindung  zwischen  Bremen  und 
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Vegesack  auf  dem  Landweg  ohne  Beanspruchung  einer  Transitgebühr  zu 
genehmigen. 

Bremen  gelangte  durch  diesen  Vertrag  in  den  Besitz  eines  selbständigen 
eigenen  Postwesens  zwischen  der  Stadt  und  ihren  Harenorten  Bremer- 
haven und  Vegesack  und  konnte  für  diesen  Verkehr  inländisches  Porto 
erheben,  da  alle  Transitgebühren  weggefallen  waren.  Nachdem  dieser  Schritt 
durchgeführt  war.  wurden  die  Verhandlungen  mit  Hannover  für  den  An- 
schluß Bremens  an  den  Postverein  eröffnet,  und  am  15.  November  1851 
wurde  ein  Vertrag  zu  Berlin  unterzeichnet,  der  sich  an  die  V ertrage 
zwischen  Preußen  und  Taxis  anschloß. 

Schwieriger  war  es,  ein  Einverständnis  mit  Thum  und  Taxis  zu  er- 
wirken, weil  diesem  dabei  angesonnen  wurde,  auf  verschiedene,  teils  mit, 
teils  ohne  Wettbewerb  betriebene  Kurse  zu  verzichten,  ohne  daß  ihm  ähn- 
liche Zugeständnisse  gemacht  werden  konnten  wie  Hannover.  Trotz  der 
Schwierigkeiten  gelang  es,  am  15.  November  1851  einen  Vertrag  zwischen 
Bremen  und  Taxis  abzuschließen,  der  die  postalischen  Beziehungen  genau 
regelte.  Durch  diese  Übereinkunft  wurden  dem  stadtbremischen  Postamte 
nicht  nur  sämtliche  Postkurse  gesichert,  sondern  auch  der  Betrieb  des 
über  See  gehenden  Verkehrs,  der  bisher  über  Belgien  und  Frankreich  ge- 
leitet wurde,  überlassen. 

Am  5.  November  1851  kam  ein  Vertrag  mit  Oldenburg  zustande,  bei 
dem  indes  die  Frage,  ob  die  Post  zwischen  Bremen  und  Oldenburg  eine  rein 
oldenburgische  sei  oder  nicht,  ungelöst  blieb.  Bremen  erhielt  eine  gegen 
früher  wesentlich  erhöhte  Abfindungssumme  und  freien  Transit  seiner  Brief- 
sendungen nach  Holland  bis  zu  einem  Höchstgewichtsatze  von  1  Pfund 
für  den  Tag. 

Endlich  wurde  am  14.  November  1851  der  Vertrag  mit  Preußen  abge- 
schlossen, der  nicht  nur  den  Anschluß  Bremens  an  den  Postverein,  sondern 
auch  die  Verhältnisse  der  preußischen  Post  in  Bremen  und  die  zu  erhebenden 
Transitgebühren  regelte. 

Durch  diese  Verträge  wurde  dem  Staate  Bremen  das  eigene  Postwesen 
gewährleistet  und  gegen  Eingriffe  anderer  gesichert,  der  Willkür  anderer 
Postverwaltungen  bei  Festsetzung  ihrer  in  Bremen  anzuwendenden  Tarife 
ein  Ende  gemacht,  und  eine  Porto-  und  Transitgebühr  nach  allen  Rich- 
tungen vertragsmäßig  festgesetzt.  Das  Werk  der  Umgestaltung  des  selb- 
ständigen bremischen  Postwesens  war  damit  abgeschlossen.  Einen  äußeren 
Abschluß  fand  es  durch  den  Beitritt  des  bremischen  Freistaats  zu  dem 
revidierten  deutsch  -  österreichischen  Postvereinsvertrage,  der  am  5.  De- 
zember 1851  am  Schlüsse  der  ersten  deutschen  Postkonferenz  von  allen 
deutschen  Postverwaltungen.  Holstein  und  Lauenburg  ausgenommen,  unter- 
zeichnet wurde. 

Im  Jahre  1855  gab  Bremen  Briefmarken  zu  3.  5  und  7  Groten  sowie  zu 
5  Silbergroschen  heraus.  Sie  waren  zum  Teil  gedruckt,  zum  Teil  lito- 
graphiert,  von  viereckiger  Form  mit  dem  Bremer  Schlüssel  als  Wappen- 
schild in  der  Mitte.  Die  Marke  zu  3  Gr.  war  blau,  die  zu  5  Gr.  rosa 
(nur  für  den  Verkehr  Bremen-Hamburg  bestimmt),  die  zu  7  Gr.  gelb  (für 
den  Verkehr  Bremen-Lübeck),  die  zu  5  Sgr.  grün.  1861  trat  noch  eine 
orangefarbene  zu  2  Gr.  und  eine  weiße  zu  10  Gr.  hinzu.  Außerdem  gab  es 
noch  Briefumschläge  ohne  Wertangabe.  Die  alten  Stempel  sind  leider 
vernichtet  worden. 

Die  Landes -Postverwaltung  von  Bremen,  die  zuletzt  262  qkm«  und  drei 
Postämter  (Bremen.  Bremerhaven,  Vegesack)  mit  13  Beamten  und  26  Unter- 
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beamten  umfaßte,  bestand  bis  zur  Errichtung  der  Norddeutschen  Postver- 
waltung; diese  trat  in  Ausführung  der  Bundesverfassung  am  I.  Januar  1868 
in  Wirksamkeit.  Die  verschiedenen  deutschen  Postämter  in  den  Hanse- 
städten ,  also  auch  in  Bremen ,  wurden  zu  je  einem  gemeinsamen  Bundes- 
postamt vereinigt  und  die  ausländischen  Postämter  beseitigt. 


Verbesserungen  im  italienischen  Post- 
und  Telegraphendienste. 

Der  italienischen  Regierung  ist  vom  Parlament  (Deputiertenkammer  und 
Senat)  ein  außerordentlicher  Kredit  von  25  Millionen  Lire  für  Erweiterung 
und  Verbesserung  des  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechdienstes  bewilligt 
worden.  Dem  in  Nr.  77  des  italienischen  Reichs-Gesetzblatts  vom  1.  April  1907 
veröffentlichten  Gesetz  und  den  auf  die  Angelegenheit  bezüglichen  Druck- 
sachen der  Kammer  und  des  Senats  entnehmen  wir  folgendes. 

Die  bewilligten  25  Millionen  sollen  verwendet  werden  zum  Bau  von 
Bahnpostwagen,  zur  Erneuerung  und  Ergänzung  des  Bestandes  an  Brief- 
beuteln und  Briefkasten,  zur  Schaffung  von  Rohrpostanlagen  in  Rom, 
Neapel  und  Mailand,  zur  Verbesserung  des  Telegraphennetzes  und  zur  Ein- 
richtung von  Funkenstationen,  zur  Erweiterung  des  Fernsprechnetzes  sowie 
zur  Einrichtung  einer  höheren  Schule  für  Post  und  Telegraphie  und  zur 
Schaffung  geeigneter  Diensträume  für  Post  und  Telegraphie  in  Mailand 
und  Neapel. 

Die  Kosten  hierfür  verteilen  sich,  wie  folgt,  auf  die  nächsten  vier 
Rechnungsjahre: 

1 907/08   11  369  000  Lire, 

190809   8481000  - 

1909/10   3706000 

1 9 1 0/ 11   1  444  000    -  . 

1.  Bahnpostwagen. 

Es  sollen  gebaut  werden  25  Wagen  zu  3  Achsen  (12.50  m  lang,  für 
Beamtenbahnposten)  zum  Preise  von  je  34000  Lire  und  10  Wagen  zu 
2  Achsen  (für  Schaftnerbahnposten)  zum  Preise  von  je  20000  Lire.  Lnter 
Hinzurechnung  der  Kosten  von  je  2500  Lire  für  den  Umbau  von  20  Wagen 
für  Beamtenbahnposten.  die  den  Anforderungen  nicht  mehr  entsprechen  und 
deshalb  hauptsächlich  für  die  Paketbeförderung  (Schaffnerbahnposten)  aus- 
genutzt werden  sollen ,  ergibt  sich  alsdann  eine  Gesamtausgabe  von 
I  1 00  000  Lire.  Nach  Durchführung  dieser  Maßregeln  werden  vorhanden 
sein  210  Wagen  für  Beamtenbahnposten  und  226  Wagen  für  Schaffner- 
bahnposten. 

2.    Briefbeutel  und  Briefkasten. 

Dem  insbesondere  auf  großen  Postämtern  herrschenden  Mangel  an 
Briefbeuteln  soll  abgeholfen  werden  durch  Beschaffung  von  200000  Stück- 
Beuteln   in   vier  verschiedenen  Größen   zum  Preise  von  65  Ccntesimi  bis 
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3  Lire  45  Centesimi  für  das  Stück.  Gesamtausgabe  350  000  Lire.  Für  neue 
Briefkasten  sind  200  000  Lire  vorgesehen. 

3.  Rohrpostanlagen. 

Die  Herstellung  von  Rohrpostanlagen,  zunächst  in  mäßigem  Umfange 
mit  einer  Gesamtausgabe  von  1  Million  Lire,  wird  in  drei  Städten  (Rom, 
Neapel  und  Mailand)  erfolgen,  deren  stetig  steigende  Entwicklung  die  Ein- 
führung dieses  in  Italien  bisher  nicht  vorhandenen  Verkehrsmittels  er- 
fordert. 

4.    Verbesserung  des  Telegraphennetzes  und  Einrichtung 

von  Funkenstationen. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  ist  das  Telegraphen  netz  so  gut  wie 
unverändert  geblieben.  Zwar  sind  zahlreiche  neue  Telegraphcnanstalten  ent- 
standen ;  diese  sind  jedoch  stets  in  die  schon  vorhandenen  Leitungen  ein- 
geschaltet worden.  Die  Leitungen  sind  deshalb  durchweg  überlastet.  Da 
der  Verkehr  überdies  ständig  steigt,  muß  in  durchgreifender  Weise  Ab- 
hilfe geschaffen  werden.  Von  den  zahlreichen  zu  diesem  Zwecke  geplanten 
Maßnahmen,  für  die  an  Kosten  12  500  000  Lire  vorgesehen  sind,  seien  fol- 
gende hervorgehoben :  Vermehrung  der  unmittelbaren  Leitungen  zwischen  den 
großen  Städten  unter  Verwendung  von  Bronzedraht  zu  3  mm  für  große 
Entfernungen  und  von  Eisendraht  zu  4,^  mm  für  kürzere  Strecken;  Ersatz 
langer  Leitungen  aus  Eisendraht  durch  Bronzedrahtleitungen;  Legung  neuer 
Kabel  zwischen  dem  Festland  und  den  italienischen  Inseln.  Ferner  werden 
zahlreiche  neue  Nebenlinien  unter  Verwendung  von  Eisendraht  zu  3,17  mm 
geschaffen  werden. 

Um  die  Telegraphenverbindungen  so  gut  wie  möglich  auszunutzen,  wer- 
den für  zahlreiche  Leitungen  leistungsfähigere  Betriebsweisen  (Morse  duplex, 
Hughes,  Hughes  duplex,  Baudot  duplex,  Baudot  quadruplex  und  Rowland) 
eingeführt  werden. 

Drei  in  Neapel,  Palermo  und  Cagliari  einzurichtende  Funkenstationen 
nach  dem  System  Marconi  sind  für  den  Verkehr  zwischen  dem  Festlande, 
Sizilien  und  Sardinien  bestimmt.    Kosten  90  000  Lire. 

5.    Erweiterung  des  Fernsprechnetzes. 

Bei  dem  vorliegenden  Gesetze  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um  die 
Vermehrung  der  Fernlinien,  die  sich  infolge  einengender  gesetzlicher  Be- 
stimmungen nur  langsam  entwickelt  haben.  Im  Jahre  1902  bestanden 
34  von  Gesellschaften  erbaute  Fernleitungen  mit  einer  Gesamtlänge  von 
1099  km;  daneben  gab  es  225  km  Staatsleitungen.  Das  Jahr  1903  brachte 
ein  Gesetz,  das  den  Bau  eines  Netzes  staatlicher  Fernleitungen  vorsah  und  es 
ermöglichte,  daß  wenigstens  die  wichtigsten  Städte  des  Landes  durch  Fern- 
leitungen verbunden  wurden.  Der  Verkehr  auf  diesen  Linien  ist  schon 
jetzt  so  gestiegen,  daß  die  vorhandenen  Leitungen  nicht  mehr  genügen. 
Ihre  Zahl  soll  deshalb  vermehrt  werden.  Ferner  sollen  durch  die  Legung 
von  Leitungen  aus  Bronzedraht  von  4  und  5  mm  Durchmesser,  die  eine 
gute  Verständigung  auf  große  Entfernungen  gewährleisten,  die  V  erbindungen 
zwischen  Rom,  Florenz,  Bologna,  Venedig,  Mailand,  Turin,  Genua.  Neapel 
und  Palermo  verbessert  werden. 

Außerdem  sollen  alle  wichtigeren  Orte  an  das  Fcrnlcitungsnctz  an- 
geschlossen werden. 

Da  die  Privatgesellschaften  Orts -Fernsprecheinrichtungen  nur  dort 
schufen,   wo  deren  Anlage  zweifellos  einen  Nutzen  erwarten  ließ,  sind 
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viele  große  Orte,  die  nicht  Industriestädte  sind  (darunter  Orte  von  mehr 
als  40  000  Einwohnern),  noch  ohne  Orts- Fernsprechanlagen.  Hier  will  das 
Gesetz  Abhilfe  schaffen,  indem  es  die  Mittel  zur  Schaffung  staatlicher  Orts- 
Fernsprecheinrichtungen  in  17  Orten  vorsieht.  Insgesamt  sind  8200000  Lire 
für  die  Erweiterung  des  staatlichen  Fernsprechnetzes  ausgeworfen. 

6.    Höhere  Schule  für  Post  und  Telegraphie. 

Das  zu  schaffende  »Istituto  Superiore  Postale  e  Telegrafico«  in  Rom 
ist  dazu  bestimmt,  den  Beamten  der  höheren  Laufbahn  der  Post,  der  Tele- 
graphie und  des  Fernsprechwesens  die  Erlangung  einer  höheren  Fachbildung 
zu  ermöglichen.  Ferner  hat  das  Institut  die  neu  einzuführenden  Apparate 
auf  ihre  Brauchbarkeit  zu  prüfen,  das  von  den  Fabriken  zu  liefernde  neue 
Material  abzunehmen,  Vorschläge  zu  technischen  Verbesserungen  zu  begut- 
achten usw.  Ein  geeignetes  Gebäude  ist  bereits  vorhanden.  An  Kosten  für 
die  Einrichtung  sind  200000  Lire  vorgesehen. 

Alle  weiteren  Einzelheiten,  insbesondere  die  Grundsätze  über  die  Aus- 
wahl der  Lehrkräfte,  die  Lehrpläne,  die  Dauer  der  Kurse,  die  Zulassung 
der  Beamten  und  sonstiger  Hörer  zu  den  Kursen,  werden  durch  ein  be- 
sonderes, durch  königliche  Verordnung  zu  genehmigendes  Reglement  fest- 
gesetzt werden. 

7.    Diensträume  in  Mailand  und  Neapel. 

In  Mailand  muß  das  erst  kürzlich  fertiggestellte  Gebäude  des  Haupt- 
Post-  und  Telegraphenamts,  das  für  den  unablässig  steigenden  Verkehr 
schon  wieder  viel  zu  klein  geworden  ist,  vergrößert  werden.  Kosten 
hierfür  q(>o  000  Lire. 

In  Neapel  wird  auf  dem  Bahnhof  ein  neues  Dienstgebäude  für  Post 
und  Telegraphie  errichtet  werden,  wofür  400  000  Lire  ausgeworfen  sind. 

Aus  den  Kammerdrucksachen  und  neueren  Zeitungsnachrichten  ergibt 
sich  ferner,  daß  die  italienische  Verwaltung  eine  Herabsetzung  der  Tele- 
grammgebühren plant. 

Die  Telegrammgebühren,  die  jetzt  1  Lira  Grundtaxe  (für  15  Worte) 
und  10  Centesimi  für  jedes  weitere  Wort  betragen,  sollen  auf  50  Centesimi 
Grundtaxe  (für  10  Worte)  und  5  Centesimi  für  jedes  weitere  Wort  ermäßigt 
werden. 

Bereits  zur  Durchführung  gelangt  ist  die  Verstaatlichung  des  größeren 
Teiles  der  bisher  im  Besitze  von  Privatgesellschaften  gewesenen  Orts -Fern- 
sprechanlagen und  Fernlinien.  Verstaatlicht  worden  sind  die  Fernsprech- 
einrichtungen in  Rom,  Mailand,  Verona,  Venedig,  Turin,  Genua,  Florenz, 
Neapel.  Palermo  und  vielen  kleineren  Städten.  Das  Personal  der  Gesell- 
schaften ist  in  den  Staatsdienst  übernommen  worden. 
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Zeitsignaldienst  Hamburg -Horta. 

Bei  der  Kabelstation  der  Deutsch-Atlantischen  Telegraphengesellschaft  in 
Horta  auf  den  Azoren  ist  im  Herbst  1906  auf  Kosten  des  Reichs  eine 
astronomische  Präzisionspendeluhr  aufgestellt  worden ,  deren  Stand  gegen 
mittlere  Greenwicher  Zeit  durch  telegraphische  Vergleichung  mit  der  Normal- 
uhr der  Sternwarte  in  Hamburg  bestimmt  wird.  Die  Einrichtung  bezweckt,  den 
die  Insel  Fayal  passierenden  Schiffen  Gelegenheit  zu  geben,  ihre  Chronometer 
mit  der  genauen  Greenwicher  Zeit  zu  vergleichen.  Dies  ist  von  hohem  Werte 
in  den  in  der  Nähe  der  Azoren  oft  vorhandenen  großen  windstillen  Ge- 
bieten, wo  die  Längenbestimmung  an  Bord  infolge  starker  Kimmtiefen- 
änderung sehr  unsicher  wird.  Daß  ein  Bedürfnis  der  transatlantischen 
Schiffahrt  für  die  jetzt  geschaffene  Einrichtung  vorhanden  war,  erhellt  daraus, 
daß  im  Laufe  der  letzten  Jahre  zu  wiederholten  Malen  von  Schiffen  im 
Hafen  von  Horta  an  die  Hamburger  Sternwarte  das  Ersuchen  um  Über- 
mittlung eines  genauen  Zeitsignals  gerichtet  worden  war.  In  diesen  Fällen 
wurde  der  Austausch  der  Signale  zwischen  Hamburg  und  Horta  in  der 
Weise  bewerkstelligt,  daß  eine  Leitung  Hamburg- Emden  in  Hamburg  mit 
der  Sternwarte  verbunden  und  in  Emden  zu  einem  Galvanoskop  geführt 
wurde,  das  sich  neben  der  Taste  des  zum  Betriebe  des  deutsch-atlantischen 
Kabels  dienenden  Rekorderapparats  befand.  Ein  Beamter  in  Emden  beob- 
achtete zu  der  vorher  festgesetzten  Zeit  die  Nadel  des  Galvanoskops  und 
gab  genau  von  ihrer  ersten  Ablenkung  ab  bis  zur  Unterbrechung  des  Stromes 
und  dem  dadurch  bewirkten  Zurückschnellen  der  Nadel  abwechselnd  positive 
und  negative  Zeichen  in  das  Kabel  nach  Horta.  Mit  diesem  Verfahren 
wurden,  wie  sich  durch  spätere  Feststellungen  ergab,  durchaus  befriedigende 
Ergebnisse  erzielt.  Deshalb  ist  auch  daran  festgehalten  worden,  das  nun- 
mehr regelmäßig  von  Hamburg  nach  Horta  zu  übermittelnde  Uhrenzeichen 
usw.  in  Emden  mittels  Hand  weitergeben  zu  lassen.  Gegen  die  von  der 
Sternwarte  ursprünglich  gewünschte  Herstellung  einer  Relaisübertragung  in 
Emden  sprach  insbesondere  der  Umstand ,  daß  bei  jeder  Signalgebung  in 
Emden  und  in  Horta  die  Sendekondensatoren  und  künstlichen  Kabel  hätten 
abgeschaltet  werden  müssen;  dies  wäre  umständlich  gewesen  und  hätte 
zudem  leicht  eine  Fehlerquelle  für  den  Betrieb  der  deutsch-atlantischen  Kabel 
abgeben  können.  Außerdem  kam  in  Betracht,  daß  die  Dauer  der  Über- 
mittlung durch  Relais  von  deren  Einstellung,  der  Batteriestärke  und  der 
Stärke  der  Erdströme  abhängt  und  keineswegs  immer  gleichmäßig  ist. 

Für  die  Abwicklung  des  Zeitsignaldienstes  Hamburg- Horta  bestehen 
im  einzelnen  folgende  Bestimmungen.  Die  Ausführung  der  nötigen  Lei- 
tungsverbindungen und  die  Übermittlung  der  Signale  erfolgt  regelmäßig 
jeden  Montag  in  der  Zeit  von  g°  bis  9-°  vormittags  (M.  E.  Z.).  Nachdem 
das  Amt  Emden  und  die  Sternwarte  in  Hamburg  ihre  Apparate  eingestellt 
haben,  und  ferner  die  Kabelstation  in  Horta  sich  zum  Empfange  bereit  ge- 
meldet hat,  wird  von  der  Sternwarte  in  der  auf  den  letzten  Zeichenwechsel 
folgenden  Minute  bei  der  20.  Sekunde  der  genau  nach  mittlerer  Greenwicher 
Zeit  gehenden  Hamburger  Normaluhr  ein  Ankündigungswirbel  und  demnächst 
von  den  Sekunden  30  bis  60  ein  Dauersignal  gegeben,  dessen  Anfang  und  Ende 
in  Horta  nach  den  dabei  beobachteten  Zeiten  im  Uhr-Tagebuche  vermerkt 
werden,  also  etwa:  »September  27.  Anfang  8  Uhr  3  Min.  16,5  Sek.,  Ende 
8  Uhr  3  Min.  46,5  Sek.«  Nunmehr  sendet  die  Kabelstation  ihrerseits  ein  Zeit- 
signal.  Zu  diesem  Zwecke  übermittelt  sie  zunächst  einen  von  den  Pendeluhr- 
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Sekunden  15  bis  25  dauernden  Ankündigungswirbel  und  verbindet  dann 
sogleich  die  mit  Kontakten  für  die  Sekunden  o,  5,  15,  25,  35,  45  und  55 
versebene  Pendeluhr  durch  eine  Relaisübertragung  mit  dem  deutsch-atlanti- 
schen Kabel.  Es  erfolgen  nun  selbsttätig  bei  den  Sekunden  35,  45,  55,  0, 
5,  15,  25  und  35  acht,  je  eine  Sekunde  dauernde  Signale.  Dann  wird  die 
Uhr  wieder  vom  Kabel  abgeschaltet,  und  Horta  meldet  die  Schlußsekunde 
des  Hamburger  Zeitsignals  und  die  volle  Uhrminute  der  von  Horta 
selbst  gegebenen  »o«  -Sekunde  in  der  Form:  »Zeichen  gut;  46,5  Sekunden; 
Minute  »0«.  Die  Sternwarte  antwortet  z.  F.  folgendes:  »Zeichen  gut;  46,5  Sek.; 
Signal  6  Minuten  ist  13,9  Sekunden  zu  spät«.  Der  Wortlaut  dieser  Mit- 
teilung wird  von  Horta  wiederholt,  worauf  der  Signal  Wechsel  durch  die 
Meldung  »verstanden«  beendigt  wird.  Enthält  die  Meldung  von  Hamburg 
oder  Horta  die  Angabe  »schlechte  Zeichen«,  so  ist  die  Signalabgabe  zu 
wiederholen.  Das  Ergebnis  der  Uhrenvergleichung  wird  in  Horta  in  dem 
Uhr -Tagebuche  vermerkt;  in  dieses  werden  auch  alle  Anweisungen  der 
Sternwarte  über  Änderung  der  auf  dem  Pendelteller  liegenden  Gewichte, 
über  Einhängen  der  Hilfspendel  usw.  eingetragen. 

In  der  ersten  Woche  nach  Aufstellung  der  Pendeluhr  in  Horta  ist,  um 
deren  Einregulierung  zu  ermöglichen,  die  Hamburger  Sternwarte  täglich  mit 
der  Kabclstation  in  Verbindung  gesetzt  worden.  Seitdem  wird  der  Zeit- 
signaldienst in  der  vorgeschriebenen  Weise  ausgeführt,  er  hat  sich  durch- 
weg glatt  abgewickelt. 


Schwedische  Postanstalten  in  Deutschland  zur  Zeit  des 

dreißigjährigen  Krieges. 

Der  vor  einigen  Monaten  jäh  aus  dem  Leben  geschiedene  schwedische 
Gcneralpostdirektor  E.  von  Krusenstjerna  war  ein  eifriger  Förderer  der 
Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  Geschichte  des  schwedischen  Postwesens. 
In  den  letzten  Jahren  seiner  Amtsführung  ist  eine  Reihe  von  Schriften  und 
Büchern  über  die  Entstehung  und  Entwicklung  von  Einrichtungen  der 
schwedischen  Post  erschienen,  deren  Herausgabe  —  wie  die  Verfasser  in 
den  Vorworten  ihrer  Werke  übereinstimmend  hervorheben  —  zum  nicht  ge- 
ringen Teile  durch  das  von  dem  Verewigten  betätigte  Entgegenkommen 
ermöglicht  worden  ist.  Den  Schluß  dieser  Reihe  bildet  der  erste,  den  Zeit- 
raum von  1620  bis  1642  umfassende  Band  des  Werkes  »Schwedens  öffent- 
liches Postwesen.  Ein  Versuch  zu  einer  schwedischen  Postgeschichte  von 
Teodor  Holm,  Postmeister  in  Liljeholmen«.*)  Ein  kurzer  Abriß  der  Geschichte 
des  schwedischen  Postwesens  ist  bereits  aus  Anlaß  der  Einweihung  des 
Zentralpostgebäudes  in  Stockholm  im  Archiv  1905,  S.  329  ff.  u.  S.  356fr. 
veröffentlicht  worden.    Das  Buch  des  Postmeisters  Holm  beschäftigt  sich 


*)  Sveriges  Allm3nna  Postväsen.  Ett  försök  tili  Svensk  Posthistoria,  af  Teodor 
Holm,  Postmastare  i  Lilieholmen,  1.  1620—1642,  Stockholm,  P.  A.  Norstedt  &  Söner: 
Pris  3  Kronor.  —  Das  Erscheinen  des  zweiten  Bandes,  der  den  Zeitraum  von  1043 
bis  1677  umfassen  wird,  ist  in  einiger  Zeit  zu  erwarten. 
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dagegen  mit  der  Entstehung  des  schwedischen  Postamts  in  Hamburg  sowie 
mit  der  Wirksamkeit  dieses  Amtes  und  der  schwedischen  Feldpostanstalten 
in  Deutschland  zur  Zeit  des  dreißigjährigen  Krieges.  Aus  dem  reichen 
Inhalte  des  Buches  sei  folgendes  hervorgehoben. 

Als  Schweden  unter  Gustav  Adolf  II.  auf  die  europäische  Politik  Ein- 
fluß gewann,  ergab  sich  für  die  Regierung  sehr  bald  das  Bedürfnis,  über 
die  Vorgänge  auf  dem  Kontinent  regelmäßig  und  zuverlässig  unterrichtet 
zu  sein.  Sie  stellte  daher  in  den  in  Betracht  kommenden  Orten  Kund- 
schafter an,  die  zu  bestimmten  Zeiten  an  den  König  oder  an  den  Reichs- 
kanzler Axel  Oxenstjerna  »Korrespondenzbriefe«  zu  senden  hatten,  d.  h. 
schriftliche  Mitteilungen  über  die  ihnen  bekannt  gewordenen  und  für  die 
schwedische  Regierung  wichtigen  Begebenheiten.  Als  Stützpunkt  für  die 
Verbindung  mit  diesen  Korrespondenten  wurde  die  Stadt  Hamburg  aus- 
ersehen, die  dafür  geeignet  war  wie  kaum  ein  zweiter  Ort.  Sie  lag  an 
einer  der  großen  Welthandelsstraßen  und  war  schon  damals  ein  Mittelpunkt 
des  Geldmarkts;  in  ihr  strömten  die  Nachrichten  der  politischen  und  kommer- 
ziellen Welt  zusammen,  und  von  ihr  gingen  einmal  wöchentlich  Posten  und 
Boten  nach  Italien,  Spanien,  Frankreich,  England.  Österreich  und  Ungarn. 
Insbesondere  aber  war  die  Lage  Hamburgs  für  die  Wahrnehmung  der 
schwedischen  Interessen  in  Deutschland  ausgezeichnet;  auf  der  einen  Seite 
lag  Holstein,  Lauenburg  und  Mecklenburg,  auf  der  anderen  Seite  Bremen 
und  die  Lüneburgischen  Staaten,  der  für  Norddeutschland  so  wichtige 
niedersächsische  Kreis  breitete  sich  also  rings  um  die  Stadt  aus.  Die 
Beförderung  der  »Korrespondenzbriefe«  geschah  durch  Boten,  die  geloben 
mußten,  »die  anvertrauten  Briefe  heimlich  zu  halten  und  sie  in  der  fest- 
gesetzten Zeit  an  den  Bestimmungsort  zu  bringen,  sie  auch  keinem  Menschen 
zu  offenbaren,  weder  für  große  Versprechungen  noch  bei  Androhung  von 
Feindseligkeiten«. 

Schon  nach  wenigen  Jahren  erwies  sich  indes  dieser  Botendienst  als 
unzulänglich,  und  es  entstand  die  Frage,  ob  nicht  für  die  Zwecke  des  aus- 
ländischen Dienstes  der  Regierung  »eine  besondere  neue  Posteinrichtung« 
zwischen  der  schwedischen  Grenze  bei  Markaryd  einerseits  und  Hamburg 
nebst  den  darüber  hinausgelegenen  Orten  anderseits  einzurichten  sein 
möchte.  Der  Reichskanzler  forderte  unterm  3.  Januar  1620  den  schwedischen 
Korrespondenten  in  Hamburg,  einen  Holländer  namens  Leenart  van  Sorgen, 
zum  gutachtlichen  Berichte  darüber  auf,  und  dieser  äußerte  sich  in  einem 
in  deutscher  Sprache  abgefaßten  Briefe  vom  21.  Februar  1620  sehr  ein- 
gehend über  den  Plan,  den  er  »löblich«  fand.  Er  war  der  Ansicht,  daß  es 
nicht  erforderlich  sei,  die  Postverbindung  über  Hamburg  hinaus  auszudehnen, 
»weil  von  hie  wochentleich  precise  posten  vnd  botten  abgehen  nach  Italia, 
Hispania,  Vrancreich,  Engclant,  vndt  durch  gansch  Teutslant,  biß  in  Bohemen, 
Sclesien,  Ööstereich  vndt  Hungarien,  damit  alle  brieven  gansch  sicher  können 
expediert  werden«.  Mit  dieser  »precisen  post«  ist  zweifellos  die  Thum 
und  Taxissche  Post  gemeint,  die  einige  Jahre  früher  ihr  Netz  bis  Hamburg 
ausgedehnt  hatte.  Uber  die  »Ordnung«  der  geplanten  Post  schrieb  van  Sorgen: 
»sie  soll  mihr  dunken  am  besten  tho  sijn  eben  die  selbige  wie  man  in 
Italia,  Teutschlant,  Vrancreich  vndt  Hispania  gebraucht,  daß  man  die 
ordonieren  von  einander  5,  6  oder  7  mailen,  nach  gelegenheijt  des  oorths, 
vndt  man  schicket  de  brieven  forth  in  eine  valisia  verschlossen,  die  wurden 
durch  ein  frisch  pfeert  vndt  frisch  man  von  der  eine  post  an  der  and:e 
gebracht  vndt  also  über  nacht  vndt  tag  expediert,  wurden  auch  die  posten 
gelccht  auß  de  Steueren,  damit  deß  nachtes  die  verschloßenen  Stetteren 
kein  impedimentum  sollen  geben,  vndt  ist  gewiß,  wann  eß  richtigh  geordnet 
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ist,  vndt  geburleich  fortgehet,  sollen  in  5  taghen  de  brieffen  von  hie  an  deß 
Sweedischen  reichs  grentzen  seijn,  ist  aber  auf?  dusse  post  keine  sichre 
rechnung  Zu  machen,  wie  anderwegen,  weil  daß  wasser  driemahl  passieren 
müssen,  welches  durch  ongewitter,  eijß  vndt  anders  mehr  kan  impediert 
werden«.  Weiter  machte  er  darauf  aufmerksam,  daß  die  Post  nicht 
ohne  das  Einverständnis  des  Königs  von  Dänemark  und  des  Herzogs  von 
Holstein  eingerichtet  werden  könne,  und  regte  an,  die  geplante  Postverbin- 
dung auch  zur  Beförderung  von  Privatbriefen  nutzbar  zu  machen.  »Mocht 
auch  gern  wissen«,  schrieb  er,  »ob  eß  seijnc  ko.  M:t.  genediges  wolgefallen 
mochte  seijn,  daß  die  Kauffleute  hie  vndt  zu  Amsterdam,  soo  ihre  negotia 
haben  in  das  koningreich  Schweden,  ihnen  von  ditto  post  auch  sollen  deinen, 
vndt  ob  die  brieffe  auff  nieköpingh,  norcöpingh,  zurcöpingh,  Teigen  vndt 
Stockholm  sicher  sollen  besteh  werden.« 

Wie  diese  Ausführungen  von  dem  König  und  dem  Reichskanzler  auf- 
genommen worden  sind,  kann  nicht  mehr  festgestellt  werden.  Sicher  ist 
aber,  daß  vom  21.  Juli  1620  ab  die  schwedische  Regierung  durch  ihren 
Residenten  in  Hamburg  —  Leenart  van  Sorgen  war  inzwischen  zu  dieser 
Stellung  aufgerückt  —  einen  Postmeister  daselbst  besoldete,  sicher  ist  ferner, 
daß  vom  28.  Juli  1620  ab  eine  schwedische  Post  zwischen  Hamburg  und 
Stockholm  wöchentlich  einmal  verkehrte,  und  daß  diese  Post  vom  gleichen 
Tage  ab  zur  Beförderung  von  Privatbriefen  benutzt  werden  konnte.  Auch 
steht  fest,  daß  Gustav  Adolf  eine  Erlaubnis  des  Königs  von  Dänemark 
wegen  Durchführung  der  schwedischen  Post  durch  sein  Land  nicht  nach- 
gesucht hat;  ob  mit  dem  Herzoge  von  Holstein  darüber  Verhandlungen 
gepflogen  worden  sind,  kann  nicht  mehr  festgestellt  werden.  Zwischen 
Schweden  und  Dänemark  sind  später  über  die  Frage  Streitigkeiten  entstanden, 
deren  Erörterung  über  den  Rahmen  dieser  Besprechung  hinausgehen  würde. 

Der  erste  schwedische  Postmeister  in  Hamburg,  Hans  Jacob  Kleinhans 
mit  Namen,  war  zugleich  Vorsteher  des  Thum  und  Taxisschen  Postamts 
daselbst.  Die  Übernahme  der  schwedischen  Postdienstgeschäfte  bedeutete 
für  ihn  keine  große  Mehrbelastung,  denn  die  Zahl  der  im  ersten  Jahre  des 
Bestehens  der  neuen  Postverbindung  in  Hamburg  aufgelieferten  Privatbriefc 
nach  Stockholm  belief  sich  nur  auf  200  Stück.  Es  scheint,  daß  Leenart  van 
Sorgen,  als  an  ihn  der  Auftrag  erging,  sich  zur  Frage  der  Einrichtung  einer 
schwedischen  Postvcrhindung  Hamburg- Stockholm  gutachtlich  zu  äußern, 
den  Rat  des  Vorstehers  der  Thum  und  Taxisschen  Postanstalt  in  Hamburg 
eingeholt  und  mit  ihm  zugleich  für  den  Fall  der  Verwirklichung  des  Planes 
wegen  der  Wahrnehmung  der  schwedischen  Postdienstgeschäfte  Verabredung 
getroffen  hat.  Eine  Bestallung  der  schwedischen  Regierung  erhielt  Klein- 
hans nicht;  er  war  lediglich  Beauftragter  des  Residenten,  von  dem  er  auch 
seine  Besoldung  empfing.  Der  Resident  führte  die  Oberaufsicht  über  das 
Postwesen,  und  er  leistete  auch  Vorschüsse  zur  Bestreitung  der  Kosten  für 
die  Aufrechterhaltung  des  Postenganges.  Diese  Vorschüsse  wuchsen  mit- 
unter zu  bedeutenden  Summen  an,  und  es  war  nicht  immer  leicht,  sie  von 
der  schwedischen  Regierung  zurückzuerhalten.  Leenart  van  Sorgen  war 
kein  geduldiger  Gläubiger;  er  ließ,  um  einen  Druck  auf  die  Regierung 
auszuüben,  die  Post  von  Juli  bis  Oktober  1622  nur  einmal  im  Monate  ver- 
kehren. Das  half  ;  seine  Ansprüche  wurden  befriedigt,  und  vom  November 
i(>22  ab  ging  die  Post  wieder  wöchentlich  einmal.  Da  van  Sorgen  aber 
auch  in  der  Folgezeit  sich  als  unbequemer  Mahner  erwies,  so  wurde  er  1625 
abgelöst.  Sein  Nachfolger  Anders  Svensson,  der  bis  dahin  schwedischer 
Agent  in  Dänemark  gewesen  war,  zeigte  mehr  Langmut  in  Geldangelegen- 
heiten; als  er  1630  starb,  belicf  sich  die  Summe  der  von  ihm  geleisteten 
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ungedeckten  Vorschüsse  auf  mehr  als  7000  Reichstaler  —  eine  für  damalige 
Verhältnisse  bedeutende  Summe.  Es  darf  nicht  befremden,  wenn  die  Schnellig- 
keit der  Nachrichtenübermittlung  sehr  bald  zu  wünschen  übrig  ließ.  So 
geht  z.  B.  aus  einem  Briefe  des  schwedischen  Reichsrats  an  Svenssons 
Nachfolger,  Johann  Adler- Salvius,  hervor,  daß  die  Nachricht  von  dem  am 
16.  November  1632  erfolgten  Tode  Gustav  Adolfs  erst  Mitte  Dezember 
desselben  Jahres  nach  Schweden  gelangt  war. 

In  der  Person  des  schwedischen  Postmeisters  in  Hamburg  ist  unter 
Leenart  van  Sorgen  und  Anders  Svensson  kein  Wechsel  eingetreten.  Unter 
Adler -Salvius  hat  Andreas  Wechel.  der  vorher  schwedischer  Postmeister  in 
Leipzig  gewesen  war,  eine  Zeitlang  die  Postdienstgeschäfte  wahrgenommen. 
Als  dieser  1636  als  Organisator  des  Postwesens  nach  Schweden  berufen 
wurde,  ging  das  Amt  an  den  »amanuensis«  des  Residenten,  Balthasar  Schör- 
ling,  über.  Zwischen  ihm  und  dem  obengenannten  Andreas  Wechel,  dem  die 
Regierung  die  Portoeinnahme  des  Postamts  in  Stockholm  als  Dienst- 
einkommen zugewiesen  hatte,  war  über  den  Bezug  des  Portos  für  Privat- 
briefe zwischen  Stockholm  und  Hamburg  vereinbart  worden,  daß  die  Hälfte 
des  Portos  bei  der  Einlieferung  der  Sendungen  vom  Absender,  die  andere 
Hälfte  bei  der  Aushändigung  vom  Empfänger  eingezogen  werden  sollte, 
und  daß  jeder  behalten  sollte,  was  er  einnahm.  Als  nun  Schörling  1639 
starb,  ging  die  Witwe  und  Amtsnachfolgerin  des  inzwischen  gleichfalls  ver- 
storbenen Andreas  Wechel  dazu  über,  die  Gebühr  für  Briefe  nach  Hamburg 
für  die  ganze  Strecke  zu  erheben,  so  daß  der  Nachfolger  Schörlings, 
H.  Schute  mit  Namen,  des  auf  ihn  entfallenden  Anteils  verlustig  ging. 
Schute  war  aber  durchaus  nicht  der  Mann,  sich  dies  gutwillig  gefallen  zu 
lassen;  er  richtete  eine  Beschwerde  nach  der  anderen  an  die  schwedische 
Regierung,  wobei  er  von  seinem  nächsten  Vorgesetzten,  dem  Residenten 
Adler- Salvius ,  nachdrücklich  unterstützt  wurde.  Die  Regierung  stellte  sich 
zunächst  völlig  auf  die  Seite  der  Witwe  Wechel.  Die  wiederholten  Ein- 
gaben des  Postmeisters  und  die  eindringlichen  Vorstellungen  des  Residenten, 
der  auf  »die  Wechclsche«  gar  nicht  gut  zu  sprechen  war,  scheinen  dann 
aber  doch  den  Anlaß  gegeben  zu  haben,  daß  Gese  Wechel  1642  unter  Ge- 
währung einer  Pension  den  Abschied  erhielt.  Ihr  Nachfolger  Johann  Beier, 
ein  geborener  Berliner,  schaffte  durch  Erlaß  einer  Verordnung  über  die 
Brieftaxen  und  den  Frankierungszwang  die  Streitfrage  aus  der  Welt. 

Nicht  minder  schwierig  gestaltete  sich  die  Durchführung  des  um  1640 
an  die  Hamburger  Postboten  ergangenen  Verbots  der  Mitnahme  sogenannter 
»Dänenbriefc«.  Mit  diesen  hatte  es  folgende  Bewandtnis.  In  Dänemark 
war  zu  jener  Zeit  das  Postwesen  noch  wenig  entwickelt;  es  scheint  nur 
eine  Art  Botenwesen  bestanden  zu  haben,  bei  dem  das  Publikum  wegen 
Beförderung  seiner  Briefe  mit  dem  Boten  unmittelbar  in  Verbindung  treten 
mußte.  Bei  den  Hamburger  Boten,  denen  die  Beförderung  der  Post  nach 
Schweden  oblag,  hatte  sich  nun  die  Gepflogenheit  herausgebildet,  vom 
Publikum  Briefe  nach  den  dänischen  Orten,  die  sie  auf  ihrer  Reise  berührten, 
entgegenzunehmen  und  zu  befördern.  Uber  die  Höhe  des  Botenlohns,  den 
sie  als  Nebeneinnahme  für  sich  behielten,  einigten  sie  sich  mit  den  Auftrag- 
gebern. Als  um  1640  Dänemark  anfing,  sein  Postwesen  zu  ordnen,  hielt 
es  die  schwedische  Regierung,  die  eine  Trübung  ihrer  guten  Beziehungen 
zu  Dänemark  vermeiden  wollte,  für  angebracht,  dieses  Verfahren  abzustellen. 
Sie  erteilte  daher  ihrem  Residenten  in  Hamburg  den  Auftrag,  das  Verbot 
den  Postboten  strengstens  einzuschärfen  und  seine  Durchführung  zu  über- 
wachen. Adler- Salvius  war  davon  wenig  erbaut;  er  fürchtete  wohl  nicht 
mit  Unrecht,  daß  die  Boten  nach  dem  Wegfalle  der  Nebeneinnahmen  mit 
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höheren  Anforderungen  für  die  Besorgung  der  schwedischen  Post  hervor- 
treten würden.    Zudem  setzte  er  starke  Zweifel  in  die  Durchführbarkeit  des 
Verbots;  »ich  habe  oft  versucht«,  schrieb  er  unterm  2.  Januar  1641,  »die 
Mitnahme  von  .Dänenbriefen'  abzustellen,  aber  tun  die  Boten  es  nicht  offen, 
so  geschieht  es  heimlich,   setze  ich  die  einen  ab,  so  sind  die  successores 
ebenso,  strafe  ich  jemand  in  particulari,  indem  ich  ihn  einige  Reisen  über- 
schlagen lasse  und  lasse  andere  reisen,  wie  ich  oft  getan  habe,  so  lassen 
sie  es  vor  den  Augen  bleiben,   aber  heimlich  tun  sie  es  doch!  Andere 
Strafen  habe  ich  nicht  —  es  sind  Hamburger  Bürger!«    Im  übrigen  war 
er  der  Ansicht,  daß  es  sich  nur  um  wenige  Briefe  handeln  könne,  da  der 
König  von  Dänemark  seinen  Untertanen  verboten  habe,  mit  den  Hamburgern 
Handel  zu  treiben,  und  da  alles  Hamburger  Gut  in  Dänemark  für  einzieh- 
bar erklärt  worden  sei.    Auf  eine  erneute  Aufforderung  der  schwedischen 
Regierung  wurden  dann  aber  doch  die  Boten  in  Hamburg  und  Helsingör 
genau  überwacht,  so  daß  sie  nur  schwer  Gelegenheit  zur  Ausübung  ihrer 
Nebengeschäfte  fanden.    Um  nun  der  Nebeneinnahme  nicht  verlustig  zu 
gehen,  ließen  sie  sich  auch  von  der  dänischen  Regierung  als  Postboten  an- 
stellen, so  daß  sie  danach  in  aller  Öffentlichkeit  ihre  Gepflogenheiten  fort- 
setzen konnten.    Mit  diesem  Auswege  war  aber  die  schwedische  Regierung 
keineswegs   einverstanden,   sie   beauftragte   vielmehr  Adler -Salvius,  »das 
Mißverhältnis«  abzustellen.    Dieser  muß  schließlich  wohl  Mittel  und  Wege 
gefunden   haben,   dem  Befehle   seiner  Regierung  Geltung  zu  verschaffen, 
denn  in  der  Folgezeit  wird  die  »Dänenbrief- Angelegenheit«  nicht  mehr  er- 
wähnt.   Die  Boten  indes  scheinen  des  schwedischen  Dienstes  überdrüssig 
geworden  zu  sein,  denn  Adler- Salvius  schrieb  unterm  6.  Februar  1641  an 
den  Reichskanzler  Axel  Oxenstjerna:   »Unsere  Boten  danken  meistens  ab; 
diejenigen,  welche  bleiben,  fordern  für  jede  Reise  fünfzig  Reichstaler  statt 
der  bisherigen  fünfzehn«. 

*  * 
* 

Aus  dem  im  Eingang  erwähnten  Aufsatz  im  Archiv  1905  ist  bekannt, 
daß  in  den  Jahren  163 1  bis  1635  und  1642  bis  1650  in  Leipzig  ein 
schwedisches  Postamt  bestanden  hat,  dessen  Aufgabe  es  war,  die  Ver- 
bindung zwischen  dem  in  Deutschland  kämpfenden  schwedischen  Heere 
und  dem  Heimatland  aufrechtzuerhalten.  Daneben  hat,  wie  wir  aus  dem 
Buche  Holms  erfahren,  im  südwestlichen  Deutschland  1632  ein  wohl- 
geordnetes Netz  schwedischer  Feldpostanstalten  bestanden,  das  einem  gewissen 
Johann  von  den  Birghden  unterstellt  war,  der  seinen  Sitz  in  Frankfurt 
(Main)  hatte.  In  den  Briefen  v.  d.  Birghdens  an  den  Reichskanzler  Axel 
Oxenstjerna  geschieht  eines  Johann  Adam  Freij  und  eines  Hans  Jacob  Salz- 
mann Erwähnung,  von  denen  der  erste  schwedischer  Postverweser  in  Mainz, 
der  letzte  schwedischer  Postverwaltcr  in  Speyer  war.  Mit  seinen  Unter- 
gebenen scheint  v.  d.  Birghden  nicht  gerade  glimpflich  umgegangen  zu  sein, 
denn  der  Feldpostmeister  Johann  Schneidler  von  Stuttgart  klagt  dem  Reichs- 
kanzler, daß  er  mit  dem  Genannten  »wegen  zugefugte  Real  Injurien  in 
ein  Schwere  action  und  Process  gerathen«.  Schließlich  wird  noch  eine 
schwedische  Posteinrichtung  erwähnt,  deren  Sitz  in  Augsburg  gewesen 
ist.  Im  schwedischen  Reichsarchive  findet  sich  nämlich  ein  »summarisches 
verzaichnis  der  Currierj,  Staffeten  und  Staatsbrieff.  so  von  Königl.  Schwe- 
dischen Oberpostambt  zu  Augsburg  in  selbiger  Cron  Dienst  geführt,  geliefert 
und  die  Unkosten  dafür  vom  gedachten  Ambt,  vermög  darüber  gehaltener 
büchern,  ausgeleget  worden«.   Dieses  Verzeichnis  bezieht  sich  auf  die  Jahre 
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1633  und  1634  und  trägt  die  Unterschrift  »Der  Kön.  M:ts  und  Cron 
Schweden  gewester  Ober -Postmeister  zu  Augsburg  Daniel  von  und  zu 
Honolden«.  Ob  es  sich  dabei  um  eine  öffentliche  Posteinrichtung  oder  um 
einen  zu  Regierungszwecken  eingerichteten  Dienst  gehandelt  hat,  kann  nicht 
mehr  festgestellt  werden.  Alle  diese  Posteinrichtungen  fielen  der  Auflösung 
anheim,  sobald  die  schwedischen  Truppen  sich  von  den  betreffenden  Orten 
zurückzogen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Postbeförderung  von  Liverpool  nach  Hongkong.  Diebritische 
Postverwaltung  hat  mit  der  Canadian  Pacific  Railway  Company,  die  bereits 
seit  dem  Jahre  i8gi  auf  Grund  von  Verträgen  einen  Teil  der  englischen 
Post  zwischen  Halifax  (Quebec)  und  Hongkong  über  Vancouver  befördert, 
wegen  einer  vierwöchentlichen  Besorgung  des  Postdienstes  zwischen  Liverpool 
und  Hongkong  über  Vancouver  unterm  2.  Februar  i<)°7  einen  neuen  Sub- 
ventionsvertrag abgeschlossen,  der  rückwirkend  vom  7.  April  1906  bis  zum 
6.  April  H)o8  in  Kraft  bleiben  soll. 

Der  Weg  über  die  Canada  Pacific-Bahn  nach  dem  »Fernen  Osten«  bietet 
auch  jetzt  noch  für  die  Post  nach  Hongkong  keine  Vorteile  gegenüber  der 
Suezkanal  -  Linie ;  dagegen  bringt  er  u.  U.  eine  Beschleunigung  des  Post- 
beförderungsdienstes nach  und  von  Schanghai  und  bildet  einen  vorteilhaften 
und  zuverlässigen  Beförderungsweg  für  den  Postverkehr  mit  Japan  und 
Kiautschou.  Auch  die  englische  Post  nach  China  und  Hongkong  wird  nur 
dann  über  Canada  geleitet,  wenn  dieser  Weg  vom  Publikum  auf  den  Sen- 
dungen besonders  vorgeschrieben  ist. 

Während  der  erste  Subventionsvertrag  vom  Jahre  18S0  regierungsseitig 
dem  britischen  Parlament  weniger  aus  postalischen  Rücksichten  als  haupt- 
sächlich deshalb  zur  Annahme  empfohlen  wurde,  weil  die  canadische  Linie 
als  eine  ausschließlich  über  britisches  Gebiet  gehende  Militärstraße  von  den 
Militär-  und  Marinebehörden  für  außerordentlich  wichtig  erklärt  wurde, 
ist  dieser  Standpunkt  bei  Einbringung  der  neuen  Subventionsvorlage  weder 
vom  Marine-  noch  vom  Kriegsamte  vertreten  worden.  Vielmehr  hat  die 
Postverwaltung  die  von  der  Admiralität  bisher  jährlich  gezahlte  Hilfskreuzer- 
vergütung von  7312  £  auf  ihren  Fonds  übernehmen  müssen.  Im  House 
of  Lords  begegnete  die  Annahme  der  Vorlage  insofern  zunächst  Bedenken, 
als  dieses  einerseits  der  Ansicht  war,  daß  Subventionen  nur  für  Post-  und 
Marinezwecke  und  nicht  aus  handelspolitischen  Erwägungen  zur  Ermunte- 
rung und  Hebung  des  Handels  gewährt  werden  sollten ,  und  anderseits  in 
Übereinstimmung  mit  dem  im  Berichte  des  Select  Committee  on  Stcamship 
Subsidies  von  iqo2  ausgesprochenen  Grundsätze  der  Anschauung  Ausdruck 
gab,  daß  ein  allgemeines  System  der  Subventionierung,  sofern  es  sich  auf 
anderer  Grundlage  als  auf  wirklichen  Leistungen  aufbaut,  kostspielig  und 
unzweckmäßig  sei.  Wenn  trotz  dieser  Bedenken  der  neue  Vertrag  auf 
die  kurze  Zeit  von  2  Jahren  als  eine  vorläufige  Maßnahme  abgeschlossen 
wurde,  so  geschah  dies  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die  wesentliche 
Beschleunigung  des  Postbeförderungsdienstes. 


Digitized  by  Google 


5oö 


Kleine  Mitteilungen. 


Die  Gesellschaft  hat  sich  nämlich  verpflichtet,  eine  vierwöchentliche 
Postbeförderung  in  beiden  Richtungen  von  Liverpool  über  Vancouver  nach 
Hongkong  (etwa  15000  km)  im  Sommer  in  29  V«,  und  im  Winter  in 
30 '/3  Tagen  auszuführen,  wahrend  nach  den  beiden  früheren  Verträgen  die 
Beförderungszeit  allein  von  Quebec  nach  Hongkong  28'  2  Tage  im  Sommer 
und  3o1:2  Tage  im  Winter  betrug.  Die  Uberfahrtszeit  von  Liverpool  nach 
Hongkong  wird  daher  gegen  früher  von  40  auf  ungefähr  30  Tage  ab- 
gekürzt. Diese  Fahrtbeschlcunigung  wird  hauptsächlich  dadurch  erreicht, 
daß  die  Schnelldampfer  der  Gesellschaft  von  den  Endstationen  der  Eisen- 
bahn am  Atlantischen  und  Stillen  Ozean  im  unmittelbaren  Anschluß  an 
den  unter  dem  Namen  »Ovcrseas  Limited«  bekannten  transkontinentalen 
Sonderzug  der  Canada  Pacific-Bahn  abgefertigt  werden.  Außerdem  ist  der 
transatlantische  Dienst  zwischen  Liverpool  und  den  canadischen  Häfen  seit 
Juli  1006  durch  Einstellung  der  beiden  13  500  R.  T.  großen  Doppelschrauben- 
Schnelldampfer  »Empress  of  Britain«  und  »Empress  of  Ircland«  von  je 
18  000  Pferdekräften  bedeutend  verbessert  worden.  Die  genannten  Dampfer 
legen  die  Strecke  von  Liverpool  nach  Quebec  und  St.  John  3  bis  4  Tage 
schneller  zurück  als  die  sonst  auf  diesem  Wege  benutzten  Anschlußdampfer 
der  Allan  Line. 

Als  Häfen  auf  der  atlantischen  Seite  Canadas  sind  im  Vertrage  vor- 
gesehen Halifax  und  St.  John  im  Winter  sowie  Quebec  und  Rimouski  im 
Sommer  je  nach  Lage  der  Schiffahrt  im  St.  Lorenz  -  Golfe.  Wegen  der 
zeitweise  schwierigen  Fahrtverhältnisse  in  diesem  Golfe  haben  die  canadischen 
Schnelldampfer  je  nach  der  Jahreszeit  drei  verschiedene  transatlantische 
Linien  innezuhalten,  nämlich 

1.  die  Winterlinie  von  Liverpool  nach  St.  John  (2721  Seemeilen)  an 
Cape  Race  und  Sable  Island  vorbei,  die  befahren  wird  von  Dezember  bis 
April,  wenn  der  St.  Lorenz-Golf  durch  Eis  gesperrt  ist; 

2.  die  Frühjahrslinie  von  Liverpool  nach  Quebec  (2800  Seemeilen), 
südlich  von  Ncu-Fundland  in  den  St.  Lorenz-Golf  durch  die  Cabot-Straße, 
die  Neu-Fundland  von  Cape  Breton  trennt;  dieser  Weg  wird  von  Mai  bis 
etwa  Mitte  Juli  benutzt,  solange  die  Belle-Islc-Straße  noch  nicht  frei  von 
Eis  ist; 

3.  die  im  Vergleich  zu  Linie  2  kürzere  Linie  (2661  Seemeilen)  nach 
Quebec  durch  die  Belle-Islc-Straße  im  Norden  von  Neu-Fundland,  die  von 
Mitte  Juli  bis  Ende  November  befahren  wird. 

Die  Beförderungszeiten  der  Post  zwischen  Liverpool  und  Vancouver 
betragen  auf  diesen  Strecken  im  Sommer  io'/o  und  im  Winter  1 1 '/a  Tage. 
Die  im  Stillen  Ozean  zwischen  Vancouver  und"  Hongkong  über  Yokohama 
und  Schanghai  verkehrenden  Schnelldampfer  der  Gesellschaft,  die  soge- 
nannten Empress-Dampfer,  von  je  6000  R.T.  und  einer  Geschwindigkeit  von 
10  Knoten,  gebrauchen  zur  Zurücklegung  der  Fahrt  nach  Yokohama  12, 
Schanghai  16  und  Hongkong  19  Tage. 

Als  Entgelt  für  ihre  Leistungen  im  Postbeförderungsdienst  erhält  die 
Gesellschaft  eine  jährliche  Subvention  von  60000  £,  zu  der  die  canadische 
Regierung  15000!'  beizutragen  hat.  Die  Strafe  für  Verspätungen  ist  auf 
100  1  für  je  12  Stunden  festgesetzt;  in  den  neuen  Vertrag  ist  die  er- 
leichternde Bestimmung  aufgenommen  worden,  daß  Abzüge  nicht  stattfinden 
dürfen,  wenn  die  Verspätungen  eine  Folge  von  Umständen  sind,  die  von 
der  Gesellschaft  bei  Anwendung  der  gehörigen  Sorgfalt  nicht  zu  vermeiden 
waren. 
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Elektrischer  Eisenbahnbetrieb  in  Schweden.  Der  Versuch  mit 
elektrischen  Zügen,  der  vor  ungefähr  Jahrestrist  auf  der  Strecke  Stockholm— 
Järfva  begann,  ist  unlängst  zum  Abschlüsse  gekommen.  Nunmehr  soll,  wie 
die  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  mitteilt,  in 
nächster  Zeit  auf  dieser  Linie  ein  regelmäßiger  elektrischer  Betrieb  beginnen. 
Zu  Anfang  werden  in  den  Nahverkehr  zwischen  den  beiden  Orten  zwei 
elektrische  Züge  eingestellt  werden,  wovon  der  eine  durch  Lokomotiven, 
der  andere  durch  Triebwagen  gezogen  wird.  Der  Preis  der  Fahrkarten  ist 
für  elektrische  und  gewöhnliche  Züge  gleich.  Die  neuen  Züge  werden  durch 
Elektrizität  erleuchtet  und  erwärmt,  auch  treibt  der  elektrische  Strom  einen 
Apparat,  der  Druckluft  zum  Bremsen  und  Signalgebcn  liefert.  An  einer 
der  Lokomotiven  ist  eine  Vorrichtung  angebracht,  durch  welche  die  Geschwin- 
digkeit des  Zuges  und  ihre  Zu-  oder  Abnahme  angezeigt  werden.  Nach  den 
bisher  gemachten  Erfahrungen  läßt  sich  erwarten,  daß  Betriebsstörungen  nicht 
eintreten  werden.  Abweichend  von  den  elektrischen  Eisenbahnen  in  anderen 
Ländern  ist  zum  Betriebe  Einphascmvechselstrom  gewählt  worden,  gegen  den 
sich  anfangs  lebhafter  Widerspruch  erhoben  hatte,  der  aber  alle  Erwartungen 
übertraf.  Mit  der  Strecke  Stockholm-Järfva  ist  der  erste  Schritt  zur  geplanten 
Einführung  des  elektrischen  Betriebs  für  das  schwedische  Staatsbahnnetz  getan 
worden.  Zunächst  sucht  sich  der  Staat  durch  Erwerbung  von  Wasserfällen 
die  nötige  Triebkraft  zu  sichern,  um  dadurch  die  Einfuhr  von  Kohlen  für  die 
Staatsbahnen  entbehrlich  zu  machen.  Für  die  Erwerbung  solcher  Wasserfälle 
sind  vom  vorjährigen  Reichstage  zunächst  5000000  Kr.  bewilligt  worden. 
Angekauft  wurden  bisher  die  Motalafälle  im  Motalastrome.  der  den  Ab- 
lauf für  den  Wetternsee  bildet,  für  2  352  000  Kr.,  ferner  derKarsefall  im 
Laganflusse  für  1  271  qoo  Kr.  und  der  Svartäwasser fall  im  Svartä, 
einem  Nebenflusse  des  Motala  für  325  000  Kr.  Der  Svartätall,  der  an  der 
Einmündung  des  Svarta  in  den  Roxensee  liegt,  ist  hauptsächlich  dazu 
bestimmt,  die  der  Stadt  Norrköping  vom  Staate  vertragsmäßig  zu  liefernde 
elektrische  Kraft  zu  erzeugen;  seine  Erwerbung  ermöglicht,  die  Motalafälle 
ausschließlich  für  den  elektrischen  Eisenbahnbetrieb  vorzubehalten.  Neuer- 
dings ist  noch  die  Erwerbung  des  im  Stockholmer  Län  liegenden  Hammarby- 
falls  in  Aussicht  genommen  worden,  der  600 000  Kr.  kosten  soll.  Einige 
andere  Wasserfälle  besitzt  der  Staat  schon  von  früher  her,  nämlich  die 
Trollhättaf  älle  nördlich  von  Gotenburg  und  den  El  f  karleby  fall  im 
Län  Upsala.  Ein  vom  Chef  der  Eisenbahnabteilung  für  elektrischen  Betrieb, 
Ingenieur  Robert  Dahlander,  ausgearbeiteter  Plan  ergibt,  in  wie  großem 
Umfange  Schweden  den  elektrischen  Eisenbahnbetrieb  einzuführen  beab- 
sichtigt. Der  Plan  umfaßt  das  Staatsbahnnetz  der  ganzen  südlichen  Hälfte 
Schwedens  von  Bollnäs  ab  und  reicht  somit  etwa  zwei  Breitengrade  nörd- 
lich über  Stockholm  hinaus.  Für  dieses  Gebiet  sind  als  Kraftquellen 
folgende  Wasserfälle  bestimmt:  1.  der  Karsefall  für  die  Staatsbahnen  süd- 
lich von  Falkenberg  und  Stockaryd.  Leitungen  werden  vom  Wasserfall 
aus  nach  Laholm  und  Ousby  geführt  werden;  2.  die  Trollhättafälle  für  die 
Bahnen  Falkenberg-Näßjö  und  Sköfde-Karlsborg  mit  Leitungen  nach  Goten- 
burg und  Falköping;  3.  die  Motalafälle  für  die  Bahnen  Stockarvd-Gnesta, 
Mjölby-Hallsberg  mit  Leitungen  nach  Linköping  und  Karlsborg;  4.  der 
Hammarbyfall  für  die  Bahnen  Laxä-Katrineholm  und  Hallsberg-Frövi  mit 
Leitungen  nach  Ervalla;  5.  die  Elfkarlcbyfälle  für  die  Bahnen  Gnesta-Stock- 
holm-Bollnäs.  Krylbo-Frövi,  Kilafors-Söderhamie  mit  Leitungen  nach 
Storvik  und  Upsala.  Die  Linien  Laxä-Charlottenberg,  Örebro-Svarta  und 
die  sogen.  Längsbahn  im  Bohuslän  an  der  Westküste  sind  aus  bestimmten 
Gründen  noch  nicht  in  den  Plan  aufgenommen  worden.    Die  Anlagekosten 
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für  die  Kraftstationen  und  die  Leitungen  werden  auf  insgesamt  60656000  Kr., 
die  jährlichen  Betriebskosten  einschließlich  Verwaltung  und  Mehrkosten  für 
elektrische  Lokomotiven  usw.  auf  5  843  560  Kr.  berechnet,  üen  Ausgaben 
stehen  indes  Ersparnisse  gegenüber,  die  hauptsächlich  auf  dem  Wegfalle  des 
Kohlenbedarfs  beruhen.  Nach  dem  Steinkohlenpreise  der  letzten  10  Jahre 
berechnet,  wird  sich  die  Ersparnis  hieraus  allein  auf  etwas  mehr  als 
4000000  Kr.  stellen.  Weitere  Ersparnisse  werden  sich  ergeben  durch 
geringeren  Aufwand  für  Instandsetzungen  an  Lokomotiven,  für  Beleuchtung 
der  Züge  und  Stationen  usw.  Da  die  jetzigen  Zugbeförderungskosten  sich 
auf  6296000  Kr.  belaufen,  ergibt  sich  zugunsten  des  elektrischen  Betriebs 
ein  Unterschied  von  452440  Kr.  jährlich.  Noch  größer  wird  aber  der 
Gewinn  werden  durch  die  bei  dem  elektrischen  Betriebe  zu  erwartende 
Verkehrszunahme.  Der  schwedische  Plan,  bei  dem  es  sich  um  ein  Bahn- 
netz von  nicht  weniger  als  2000  km  handelt,  ist  der  größte  dieser  Art,  der  bis 
jetzt  bekannt  geworden  ist.  Nach  den  Berechnungen  läßt  sich  annehmen, 
daß  der  elektrische  Betrieb  wenigstens  für  das  südliche  Schweden  wirtschaft- 
lich vorteilhaft  sein  wird,  abgesehen  von  dem  Gewinne,  der  in  der  Aus- 
nutzung der  eigenen  Hilfsquellen  liegt. 


Über  die  Eröffnung  der  »Mexikanischen  Isthmuslinie«  haben 
wir  im  laufenden  Jahrgange,  S.  ig  1  ff.  eine  kurze  Mitteilung  gebracht. 
Nachstehende  weitere  Angaben  entnehmen  wir  einer  im  »Prometheus« 
Nr.  913  vom  17.  April  1907  aus  »The  Engincer«  Nr.  2666  vom  1.  Februar 
d.  J.  auszugsweise  wiedergegebenen  Beschreibung  der  Eisenbahn  und  der 
Hafenanlagen.  Die  Hauptbahn  hat  eine  Länge  von  309  km,  die  zu  ihr 
gehörende  Zweigbahn  von  Juile  nach  San  Juan  ist  28  km  lang.  In 
Santa  Lucretia,  126  km  von  Coatzacoalcos,  mündet  die  Eisenbahn  von 
Vera  Cruz  und  Mexiko  und  bei  San  Gcronimo,  km  260,  die  Panamerika- 
Eisenbahn  ein,  die  Nord-  und  Südamerika  über  Guatemala  verbinden  wird. 
Während  das  Küstenland  am  Atlantischen  Ozean  im  allgemeinen  flach  ver- 
läuft, fällt  es  zum  Stillen  Ozean  in  schroffen,  vielfach  zerrissenen  Hängen 
ab.  Die  Eisenbahn  steigt  indes  selbst  bei  Überschreitung  des  Küstengebirges 
nur  bis  zu  275  m  hinauf  und  hat  keine  größere  Steigung  als  1  :  48  zu 
überwinden.  Nur  im  Chiveta  -  Passe  bei  km  230  ist  eine  Krümmung  von 
100  m,  sonst  nirgends  eine  unter  150  m  Halbmesser  vorhanden.  Die 
größte  Brücke  der  Bahn  hat  201  m  Länge;  sie  führt  bei  Santa  Lucretia 
über  den  Jaltepecfluß  und  hat  fünf  Öffnungen  von  je  33, a  m  und  zwei  von 
je  16.5  m  Weite.  Die  anderen  Brücken  sind  erheblich  kürzer  und  gehen 
nicht  über  Verhältnisse  hinaus,  wie  sie  der  Bahnbau  in  bergigem  Gelände 
überall  zu  überwinden  hat.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  Tunneln.  Das 
Gleis  hat  die  Vollspur  von  i,n  m  und  ist  zum  größeren  Teile  mit  Schienen 
von  36  kg/m  ausgeführt. 

Die  im  Betriebe  befindlichen  Lokomotiven  sind  sämtlich  für  ölfeuerung 
eingerichtet,  die  um  30  v.  H.  billiger  zu  stehen  kommt  als  Kohlen-  oder 
Holzfeuerung.  Zum  Zwecke  der  Ölversorgung  ist  in  Coatzacoalcos  ein 
Vorrats-Ölbehälter  erbaut  worden,  der  6810000  1  faßt;  eine  Anzahl  kleinerer 
Ölbehälter  ist  über  die  ganze  Bahnstrecke  verteilt.  Man  hat  berechnet,  daß 
die  Tonne  Erachtgut  von  Schiff  zu  Schiff  einschließlich  der  zweimaligen 
Umladung  in  den  beiden  Endhäfen  für  12  Mark  (Schilling)  wird  betordert 
werden  können,  und  daß  bei  diesem  Preise  die  Bahn  auch  nach  Eröffnung 
des  Panamakanals  ihr  Bestehen  finden  und  den  dazu  erforderlichen  Fracht- 
verkehr haben  wird. 
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Bei  der  Anlage  des  Außenhafens  von  Salina  Cruz,  dem  es  an  natür- 
lichem Schutze  gegen  Stürme  fehlt,  waren  umfangreiche  Dammbauten  er- 
forderlich. Ein  Damm  von  70  m  Kronenbreite  trennt  den  Außenhafen  vom 
Innenhafen,  der  ein  Becken  von  1000  m  Länge,  220  m  Breite  und  10  m 
Wassertiefe  bildet.  Der  Ausbau  des  Hafens  von  Coatzacoalcos  war  ver- 
hältnismäßig einfacher,  da  die  Mündung  des  gleichnamigen  Flusses  einen 
natürlichen  Hafen  bildet;  hier  handelte  es  sich  hauptsächlich  darum,  eine 
die  Hafeneinfahrt  sperrende  Sandbank  von  etwa  4  m  Wassertiefe  zu  be- 
seitigen und  neue  Sandablagcrungen  an  dieser  Stelle  zu  verhindern. 

Beide  Häfen  sind  mit  den  erforderlichen  Eisenbahngleisen,  Speichern, 
Kranen  und  sonstigen  Ladevorrichtungen  ausgestattet,  die  ein  schnelles  Um- 
laden der  Frachtgüter  aus  den  Schiffen  in  die  Eisenbahnwagen  oder  die 
Speicher  und  umgekehrt  ermöglichen. 


LITERATUR. 

Die  wissenschaftlichen  Grundlagen  der  Elektrotechnik.  Von 
Dr.  Gustav  Benischke.  Zweite  erweiterte  Auflage.  580  Seiten 
mit  489  Abbildungen.  Verlag  von  Julius  Springer,  Berlin  IQ07. 
Preis  geh.  12  Mark,  geb.  13  Mark  50  Pf. 

Die  außerordentliche  Entwicklung  der  Elektrotechnik  im  allgemeinen 
sowohl  als  der  Telegraphentechnik  im  besonderen  während  des  letzten 
Jahrzehnts  nötigt  den  Telegraphenbeamten  zu  immer  erneuten  Studien,  sei 
es  um  sich  mit  neu  eingeführten  Apparaten,  Schaltungen  und  Betriebsweisen 
bekannt  zu  machen,  sei  es  um  durch  Eindringen  in  die  wissenschaftlichen 
Grundlagen  das  rechte  Verständnis  der  technischen  Neuerungen  zu  ge- 
winnen. Vergangen  sind  die  Zeiten,  da  zur  Beurteilung  der  im  Telcgraphen- 
betriebe  vorkommenden  elektrischen  Erscheinungen  die  Kenntnis  der  Grund- 
lehren über  Elektrostatik,  Dynamik  der  Gleichströme  und  Elektromagnetismus 
sowie  einiger  Sätze  über  die  elektrische  Induktion  genügte.  Die  heutige 
Fernsprechtechnik  verlangt  genaue  Bekanntschaft  mit  den  Gesetzen  der 
Wechselströme;  die  verschiedenen  Betriebsarten  der  Kabeltelegraphie  sowie 
der  Mehrfach-  und  Schnelltelegraphie  sind  nicht  ohne  Kenntnis  der  durch 
Selbstinduktion  und  Kapazität  hervorgerufenen  veränderlichen  Stromzustände 
wirklich  zu  verstehen;  die  drahtlose  Telegraphic  und  Tclcphonie  erheischen 
das  Studium  der  elektromagnetischen  Schwingungen,  und  die  stetig  zu- 
nehmende Verwendung  von  Starkstrom  bei  den  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechämtern regt  zu  tieferem  Eindringen  in  das  Gebiet  der  Erzeugung  und 
Verteilung  von  Starkströmen  sowie  in  die  Theorie  der  Elektromotoren  und 
Transformatoren  an.  Bei  derartigen  Studien  ist  es  von  besonderem  Vorteil, 
ein  Handbuch  zu  benutzen,  das  den  wissenschaftlichen  Stoff  kurz,  klar  und 
übersichtlich  vorträgt.  Als  ein  Werk  dieser  Art  kann  das  vorliegende  Buch 
von  Benischke  bezeichnet  werden. 

Es  stellt  die  zweite  Auflage  des  vor  mehr  als  10  Jahren  von  demselben 
Verfasser  herausgegebenen  Buches  »Magnetismus  und  Elektrizität  mit  Rück- 
sicht auf  die  Bedürfnisse  der  Praxis«  dar,  hat  aber  in  der  neuen  Bear- 
beitung eine  so  wesentliche  Erweiterung  erfahren,  daß  der  Umfang  auf 
mehr  als  das  Doppelte  angewachsen  ist.    In  den  ersten  8  Kapiteln  sind  in 
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mustergültiger  Weise  die  allgemeinen  Grundgesetze  über  Magnetismus  und 
Elektrizität  (Kraftfelder,  Potential),  die  Grundgesetze  der  Elektrostatik  und 
der  strömenden  Elektrizität,  ferner  die  elektrolytischen  Vorgänge,  die 
magnetischen,  elektrodynamischen  und  induzierenden  Wirkungen  des  Stromes 
behandelt.  Dann  folgen  in  weiteren  3  Kapiteln  die  Gesetze  des  einfachen 
Wechselstroms,  der  gegenseitigen  Induktion  zweier  Stromkreise  (Trans- 
formator) und  der  Kapazitätserscheinungen.  Das  Kapitel  über  nicht- 
stationäre Stromzustände  gibt  namentlich  über  die  elektrischen  Schwingungen 
und  andere  Erscheinungen  Aufschluß,  auf  denen  die  drahtlose  Telegraphie 
beruht.  Den  zusammengesetzten  Wellcnformen,  den  mehrphasigen  Wechsel- 
strömen und  den  Erscheinungen  beim  Durchgange  der  Elektrizität  durch 
Nichtleiter  sind  weitere  Kapitel  gewidmet.  Aus  dem  Inhalte  des  letzt- 
genannten Abschnitts  seien  die  Kathoden-,  Röntgen-  und  Radiumstrahlen, 
die  Elektroncnthcorie,  Funkencntladung  und  der  elektrische  Lichtbogen  an- 
geführt. Die  beiden  letzten  Abschnitte  behandeln  die  Grundlagen  der  Meß- 
technik, wobei  sowohl  die  Meßinstrumente  als  auch  die  gebräuchlichen  Meß- 
verfahren kurz  beschrieben  sind,  und  das  absolute  Maßsystem. 

Der  Elektrotechniker  findet  in  dem  Buche  wissenschaftliche  Aufklärung 
über  alle  Fragen,  die  ihm  in  seinem  Berufe  aufstoßen  können,  soweit  eine 
solche  nach  dem  heutigen  Stande  überhaupt  möglich  ist.  Zur  Förderung 
des  Verständnisses  dienen  neben  den  gut  ausgeführten  Abbildungen  eine 
größere  Anzahl  von  Zahlentafeln  und  Schaulinien  sowie  viele  Zahlenbei- 
spiele. Das  Werk  setzt  beim  Leser  mathematische  Kenntnisse,  auch 
solche  in  der  höheren  Mathematik  voraus;  die  Formeln  werden  jedoch 
durchweg  in  möglichst  einfacher,  leicht  verständlicher  Weise  abgeleitet,  so 
daß  der  einigermaßen  mathematisch  geschulte  Leser  ohne  Schwierigkeit  zu 
folgen  vermag. 


Unser  Kolonial  wesen  und  seine  wirtschaftliche  Bedeutung 
von  Chr.  Grotewold.  Ernst  Heinrich  Moritzsche  Verlagsbuch- 
handlung, Stuttgart  1907.  Broschiert  1  Mark  50  Pf.,  gebunden 
2  Mark.    248  Seiten. 

Die  Absichten,  die  den  Verfasser  bei  Veröffentlichung  dieses  Bändchens  ge- 
leitet haben,  gipfeln,  wie  es  im  Vorworte  heißt,  in  dem  Wunsche,  weitere 
Kreise  unseres  Volkes  über  den  wirklichen  Wert  unserer  Kolonien  aufzu- 
klären und  einer  praktischen  und  wirtschaftlich  nützlichen  Kolonialpolitik 
Freunde  zu  erwerben  —  nicht  im  Sinne  einer  »uferlosen«  Kolonial- 
schwärmerei, sondern  sine  ira  et  studio  auf  Grund  einer  sachlichen  Würdigung 
der  Tatsachen,  wie  sich  diese  aus  dem  vorhandenen  amtlichen  und  literarischen 
Material  sowie  aus  persönlichen  Informationen  ergeben  haben.  Das  Buch 
will  also  in  erster  Linie  belehrend  und  aufklärend  wirken.  In  der  Tat  ver- 
mittelt es  in  anregender  Weise  die  Kenntnis  unserer  Kolonien  und  stellt  uns 
ihren  Wert  und  ihre  Entwicklungsmöglichkeit  vor  Augen. 

Der  allgemeine  Teil  des  Buches  bespricht  in  knappem,  aber  aus- 
reichendem Umfange  die  geschichtliche  Entwicklung,  den  Zweck  und  die 
Arten  der  Kolonien  im  allgemeinen,  geht  dann  auf  die  Vorgeschichte  der 
deutschen  Kolonialpolitik  über,  behandelt  das  Staatsrecht  und  die  Ver- 
waltung der  deutschen  Schutzgebiete,  die  Bedeutung  unserer  Kolonien  für 
die  deutsche  Volkswirtschaft,  die  wirtschaftliche  Nutzbarmachung  der  Schutz- 
gebiete und  endigt  mit  einer  Darstellung  der  Verbindung  der  Schutzgebiete 
mit  dem  Deutschen  Reiche  und  dem  Weltverkehre. 
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Der  zweite,  besondere  Teil  behandelt  unsere  Kolonien  im  einzelnen. 
Jedem  Schutzgebiet  ist  ein  Abschnitt  gewidmet,  in  dem  nach  einem  kurzen 
Rückblick  auf  die  Geschichte  der  Erwerbung  die  geographischen,  ethno- 
graphischen und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes  eingehend  zur 
Darstellung  gelangen.  Wo  die  eigene  Erfahrung  des  Verfassers  nicht  aus- 
reicht, ist  auf  zuverlässige  Quellen  zurückgegangen,  so  daß"  in  den  Ab- 
schnitten alles  Wissenswerte  vereinigt  ist,  und  das  Buch  ein  bequemes  Mittel 
darbietet,  sich  über  unsere  Kolonien  rasch  und  eingehend  zu  unterrichten. 
Die  gute  Erzählung  wird  belebt  durch  eine  große  Anzahl  gelungener  und 
charakteristischer  Abbildungen.  Als  ein  Vorzug  muß  es  betrachtet  werden, 
daß  der  Text  nicht  mit  statistischen  Angaben  belastet  ist.  Diese  Angaben 
sind  vielmehr  in  einem  besonderen  Abschnitt  übersichtlich  zusammengestellt. 
Im  letzten  Abschnitte  findet  sich,  was  wir  mit  besonderer  Anerkennung 
hervorheben  mochten ,  eine  mit  Abbildungen  versehene  Schilderung  der 
wichtigsten  Erzeugnisse  unserer  Kolonien. 

Der  reiche  Inhalt  empfiehlt  das  Buch  zur  weitesten  Verbreitung. 

Als  Ergänzung  zum  Texte  des  Grotewoldschen  Buches  ist  im  Verlage  von 
Ernst  Heinrich  Moritz  in  Stuttgart  ein  sechs  Karten  umfassender  Wirt- 
schafts-Atlas unserer  Kolonien  erschienen.  Bearbeitet  von  Sprigade 
und  W.  Moisel,  herausgegeben  vom  kolonial-wirtschaftlichen  Komitee.  Preis 
in  Mappe  2  Mark. 

Der  Atlas  enthält  eine  vollständige  kartographische  Darstellung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  und  der  Verkehrswege  in  unseren  Schutzgebieten. 
Die  vorhandenen  Kulturen  und  nutzbaren  Bodenschätze  sind  durch  ver- 
schiedenfarbige Zeichen  anschaulich  bezeichnet,  während  die  dem  Verkehre 
dienenden  Verbindungen  in  roten  und  schwarzen  Linien  dargestellt  sind. 
Der  Atlas  gibt  z.  B.  Aufschluß,  wo  Kaffee  gepflanzt  wird,  wo  Kautschuk 
vorkommt,  Baumwolle  gedeiht.  Weiter  ist  das  Vorkommen  abbauwürdiger 
Mineralien  angedeutet.  Bei  Südwestafrika  interessieren  besonders  die  Ab- 
grenzung der  Gebiete  der  einzelnen  großen  Landgesellschaften  und  die 
Andeutung  der  wirtschaftlichen  Möglichkeiten. 

Die  Kartcnbilder  sind  klar  und  gewähren  einen  raschen  Überblick. 
Die  Ausführung  verdient  volle  Anerkennung. 


Jahrbuch  der  Naturwissenschaften  1900  bis  1907.  Enthaltend 
die  hervorragendsten  Fortschritte  auf  den  Gebieten:  Physik;  Chemie 
und  chemische  Technologie;  Astronomie  und  mathematische  Geo- 
graphie; Meteorologie  und  physikalische  Geographie;  Zoologie; 
Botanik;  Mineralogie  und  Geologie;  Forst-  und  Landwirtschaft; 
Anthropologie,  Ethnologie  und  Urgeschichte;  Gesundheitspflege. 
Medizin  und  Physiologie;  Länder-  und  Völkerkunde;  angewandte 
Mechanik;  Industrie  und  industrielle  Technik.  —  22.  Jahrgang. 
Linter  Mitwirkung  von  Fachmännern  herausgegeben  von  Dr.  Max 
Wildermann.  Mit  42  in  den  Text  gedruckten  Abbildungen. 
Freiburg  1907,  Herdersche  Verlagshandlung.  Preis  <>  Mark,  in 
Leinwand  geb.  7  Mark. 

Das  Jahrbuch  ist  für  alle,  die  sich  auf  dem  weiten  Gebiete  der  Natur- 
wissenschaften unterrichtet  halten  und  mit  dem  geistigen  Leben  ihrer  Zeit 
fortschreiten  wollen,  ein  wertvolles  Hilfsmittel  geworden,  das  man  kaum 
noch  entbehren  möchte.  Es  hält  sich  frei  von  allen  theoretischen  Erörte- 
rungen und  sucht  den  Leser  in  klarer,   leicht  faßlicher  Darstellung,  ohne 
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sich  in  Einzelheiten  zu  verlieren,  mit  allen  naturwissenschaftlichen  Ent- 
deckungen und  Erscheinungen  von  Bedeutung  bekannt  zu  machen.  Der 
vorliegende  Band  zeichnet  sich  wie  seine  Vorganger  durch  große  Reich- 
haltigkeit des  Stoffes  aus  und  gibt  in  einer  Reihe  von  kleinen,  in  sich  ab- 
geschlossenen Aufsätzen  eine  Übersicht  über  die  bemerkenswertesten 
Forschungsergebnisse  usw.  des  verflossenen  Jahres.  Aus  der  Fülle  des 
Gebotenen  können  wir  im  folgenden  nur  einiges  herausheben. 

Bei  Besprechung  der  Forschungen  und  Fortschritte  im  Fernsprech- 
wesen werden  die  Versuche  angeführt,  die  die  englische  Telcgraphen- 
vcrwaltung  angestellt  hat,  um  die  Entfernungen  zu  ermitteln,  bis  auf  welche 
man  in  verschiedenen  Arten  von  Fernsprech -Verbindungsleitungen  eine  aus- 
reichende Sprechverständigung  von  Teilnehmer  zu  Teilnehmer  erzielen  kann. 
Dabei  wurde  u.  a.  rechnerisch  ermittelt  und  durch  praktische  Versuche  be- 
stätigt, daß  die  obere  Grenze  der  Sprechverständigung  in  einer  Erdkabel- 
Doppelleitung  von  mm  Kupferdraht  mit  einer  Kapazität  von  o,o?5  Mikro- 
farad und  einer  Selbstinduktion  von  0.0006  Henry  für  1  km  Doppelleitung 
bei  102  km  liegt,  während  in  oberirdischen  Leitungen  aus  2.sv  und  4..».j  mm 
Kupferdraht  auf  rund  1000  km  und  1730  km  noch  hinreichende  Verständi- 
gung möglich  ist.  Sodann  wird  das  Mikrophon  Adams- Randall  be- 
schrieben, ein  Mikrophon  mit  4  bis  12  veränderlichen  Kontakten,  von  denen 
jeder  seine  eigene  Batterie  hat.  Die  Kontakte  sind  sämtlich  auf  einer  als 
schwingende  Membran  dienenden,  nicht  zu  dünnen  Eisenplatte  von  10  bis 
14  cm  Durchmesser  befestigt;  jeder  Kontakt  erhält  den  Strom  einer  Batterie 
von  vier  Elementen,  der  die  primäre  Wicklung  einer  Induktionsspule  durch- 
fließt, während  alle  sekundären  Umwindungen  mit  der  Leitung  verbunden 
sind.  Mit  Hilfe  dieses  Mikrophons  soll  es  erst  möglich  geworden  sein, 
den  Verkehr  auf  der  rund  1800  km  langen  Fernsprechverbindung  zwischen 
Chicago  und  New  Orleans  durchzuführen. 

Die  Mitteilungen  über  Funkentelegraphie  werden  eingeleitet  durch 
eine  Abhandlung  über  die  Art,  in  der  die  elektrischen  Wellen  auf  den 
Kohärer  oder  Fritter  einwirken.  Weiter  werden  besprochen  die  gerichtete 
drahtlose  Tclcgraphie,  eine  von  Rodet  vorgeschlagene  Verbindung  gewöhn- 
licher mit  drahtloser  Telegraphie  und  das  Poulsensche  Verfahren  zur  Er- 
zeugung ungedämpfter  elektrischer  Schwingungen.  Hierauf  folgen  Angaben 
über  Anwendungen  der  Funkentelegraphie  in  der  Praxis;  am  Schlüsse  des 
Abschnitts  werden  die  Hauptbestimmungen  des  Berliner  internationalen 
Funkentclcgraphenvertrags  wiedergegeben. 

Von  allgemeinerem  Interesse  ist  der  Abschnitt  über  angewandte  Mechanik, 
worin  die  neueren  Verbesserungen  an  Dampf-  und  anderen  Motoren.  Luft- 
ballons und  Flugmaschinen,  die  Elektrisierung  von  Dampfbahnen  und 
Ähnliches  behandelt  werden.  Nicht  unerwähnt  lassen  wollen  wir  schließlich 
die  fesselnden  Mitteilungen,  die  sich  mit  den  in  das  Grenzgebiet  zwischen 
Licht  und  Elektrizität  fallenden  Kanal-.  Kathoden-,  Röntgen-  und  Becquerel- 
strahlen  beschäftigen.  Der  vorliegende  Jahrgang  wird  dem  Buche  zweifellos 
viele  neue  Freunde  verschaffen. 
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Die  neuen  Reiehsgesetze  über  die  Pensionierung  und  die 

Hinterbliebenenfürsorge. 

Von  Postinspektor  Schumach  in  Berlin. 

Das  Inkrafttreten  der  Reichsgesetze  vom  31.  Mai  1906  über  die  Pen- 
sionierung der  Offiziere  und  die  Versorgung  der  Personen  der  Unterklassen 
des  Reichsheers  usw.  (Reichs -Gesetzbl.  1906,  S.  565)  hatte  eine  entsprechende 
Änderung  der  Pensionsverhältnisse  der  Reichsbeamten  nahegelegt.  Zwar  be- 
gegnete bei  der  Finanzlage  des  Reichs  eine  weitere  Steigerung  der  Pensions- 
last schweren  Bedenken;  die  Reichsregierung  erachtete  es  aber  für  ein 
Gebot  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit,  den  Beamten  dieselben  Vorteile  auf 
dem  Gebiete  des  Pensionswesens  zu  gewähren,  die  nunmehr  die  Offiziere 
genossen.  Es  wurde  daher  alsbald  mit  den  Vorarbeiten  zu  einer  Abände- 
rung des  Reichsbeamtengesetzes  begonnen,  und  damit  zugleich  einem  Wunsche 
des  Reichstags  entsprochen,  der  bei  Beratung  der  Militärpensionsgesetze  am 
22.  Mai  1906  beschlossen  hatte, 

»die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen ,  tunlichst  bald  einen 
Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen  die  Verbesserungen  der 
Militärpensionsgesetze  in  entsprechender  Weise  den  Reichsbeamten 
zugewendet  werden«. 

Da  mit  Rücksicht  auf  die  allgemeine  Steigerung  der  Kosten  des  Lebens- 
unterhalts auch  eine  erhöhte  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Beamten 
und  Militärpersonen  besonders  dringlich  erschien,  wurden  gleichzeitig  Ent- 
würfe eines  Beamtenhinterbliebcnengesctzes  und  eines  Militärhinterbliebcnen- 
gesetzes  in  Angriff  genommen. 
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Bei  den  vielfachen  Berührungspunkten  zwischen  den  Reichsbeamten  und 
den  preußischen  Beamten,  und  da  häufig  ein  Austausch  der  Beamten 
zwischen  dem  Reiche  und  Preußen  stattfindet,  war  es  unerläßlich,  bei 
Vorbereitung  der  Gesetzentwürfe  für  tunlichste  Übereinstimmung  mit  der 
von  der  preußischen  Regierung  gleichzeitig  vorbereiteten  Gesetzesvorlage  zu 
sorgen.  Wenn  die  Einbringung  der  Vorlage  beim  Reichstage  später  erfolgt 
ist  als  in  Preußen,  so  liegt  der  Grund  dafür  einerseits  darin,  daß  es  sich 
im  Reiche  um  ein  erheblich  umfangreicheres  Gebiet  der  Gesetzgebung  ge- 
handelt hat,  und  anderseits  in  dem  Umstände,  daß  im  Reiche  verfassungsmäßig 
zunächst  die  Beratung  und  Beschlußfassung  über  die  Gesetzentwürfe  im 
Bundesrate  vorausgehen  mußte.  Die  Verzögerung  hat  übrigens  den  Vorteil 
gehabt,  daß  die  bei  Beratung  der  preußischen  Vorlage  beschlossenen  Ver- 
besserungen auch  in  die  Reichsgesetzc  haben  aufgenommen  werden  können. 

In  Preußen  sind  die  Entwürfe 

1.  eines  Gesetzes,  betreffend  Abänderungen  des  Pensionsgesetzes  vom 
27.  März  1872  (Gesetzsamml.  1872,  S.  268)  und  der  Gesetze  vom 
31.  März  1882  (Gesetzsamml.  1882,  S.  133),  vom  20.  März  1890 
(Gesetzsamml.  1890,  S.  43)  und  vom  25.  April  1896  (Gesetzsamml. 
1896,  S.  87), 

2.  eines  Gesetzes  wegen  Abänderung  des  Gesetzes,  betreffend  die  Für- 
sorge für  die  Witwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten, 
vom  20.  Mai  1882  (Gesetzsamml.  1882,  S.  298)  und  des  Gesetzes 
vom  1.  Juni  1897  (Gesetzsamml.  1897,  S.  169) 

dem  Herrenhaide  unterm  8.  März  1907  zugegangen. 

Die  Hauptänderungen  gegenüber  dem  bisherigen  Rechtszustande  waren 
folgende. 

Das  Mindestruhegehalt  wurde  von  16/(.0  auf  20/flo  des  pensionsfähigen 
Diensteinkommens  erhöht;  die  jährliche  Steigerung  um  '/,50  wurde  nur  bis 
zum  vollendeten  30.  Dienstjahre  beibehalten,  von  da  ab  aber  auf  '/im  er- 
mäßigt, so  daß  die  Höchstpension  von  45/«o  nacn  w'e  vor  >n  4°  Jahren 
erreicht  wird.  Die  Militärdienstzeit  —  nicht  auch  die  Zivildienstzeit  —  sollte 
schon  vom  Beginne  des  18.  statt  bisher  21.  Lebensjahrs  anrechnungsfähig 
sein.  Die  Zeit,  während  der  ein  Beamter  vor  seiner  Anstellung  ununter- 
brochen im  privatrechtlichen  Vertragsverhältnis  eines  Dienstverpflichteten 
dem  Staate  Dienste  geleistet  hatte,  sollte  unter  gewissen  Bedingungen  ange- 
rechnet werden  können.  Beim  Tode  eines  Pensionärs  war  das  Ruhegehalt 
künftig  für  ein  Gnadenvierteljahr  statt  für  einen  Gnadenmonat  zu  zahlen. 
Die  Bestimmungen  über  Ruhen ,  Kürzung  und  Wiedcrgewährung  von 
Pensionen  wurden  in  einzelnen  Punkten  geändert  und  auf  pensionierte 
Beamte  ausgedehnt,  die  in  Kommunaldienste  traten.  Rückwirkende  Kraft 
sollte  das  Gesetz  nur  für  Kriegsteilnehmer  haben;  an  sonstige  Altpensionäre 
sollten  unter  bestimmten  Voraussetzungen  Beihilfen  gezahlt  werden  können. 

Der  Mindestsatz  des  Witwengeldes  wurde  von  216  Mark  auf  300  Mark 
aufgebessert,  und  damit  zugleich  eine  Erhöhung  des  Mindestwaisengelde> 
erzielt.  An  Stelle  der  bisherigen  Höchstbeträge  des  Witwengeldes  von 
3000  Mark  für  Minister  und  Beamte  der  ersten  Rangklasse,  2500  Mark 
für  Beamte  der  zweiten  und  dritten  Rangklasse  und  2000  Mark  für  die 
übrigen  Beamten  traten  nur  zwei  Stufen,  und  zwar  5000  Mark  für  Minister 
und  Beamte  der  ersten  Rangklasse  und  3500  Mark  für  alle  übrigen  Be- 
amten. Den  Hinterbliebenen  der  nicht  etatmäßig  angestellten  Beamten,  auch 
der  im  Ruhestande  verstorbenen,  sollte  künftig  ebenfalls  Witwen-  und 
Waisengeld  bewilligt  werden  können. 
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Das  Herrenhaus  nahm  die  Entwürfe  bis  auf  zwei  mehr  die  Form 
treffende  Änderungen  unverändert  an.  Im  Abgeordnetenhause  wurden  die 
Entwürfe  nach  eingehender  Beratung  in  der  Budgetkommission  mit  folgenden 
beiden  wesentlichen  Verbesserungen  am  2.  Mai  1907  in  dritter  Lesung  ver- 
abschiedet. Erstens  soll  künftig  die  gesamte  Dienstzeit  —  nicht  nur  die 
Militärdienstzeit  —  vom  Beginne  des  18.  Lebensjahrs  ab  in  Anrechnung 
kommen,  und  zweitens  sollen  sämtliche  Pensionen,  auch  die  früher  bewilligten, 
vierteljährlich  gezahlt  werden.  Die  Gesetze  sind  in  der  vom  Abgeordneten- 
hause beschlossenen  Fassung,  der  auch  das  Herrenhaus  zugestimmt  hatte, 
unterm  27.  Mai  1907  in  der  Preußischen  Gesetzsammlung  (S.  95  ff.)  ver- 
kündet worden. 

Dem  Reichstage  wurden  die  Entwürfe 

1.  eines  Gesetzes,   betreffend  Änderungen  des  Reichsbeamtengesetzes 
vom  31.  März  1873, 

2.  eines  Beamtenhinterbliebenengesetzes  und 

3.  eines  Militärhinterbliebenengesetzes 

unterm  24.  April  1907  vorgelegt. 

Der  Entwurf  des  Gesetzes,  betreffend  Änderungen  des  Reichsbeamten- 
gesetzes, bestand  aus  drei  Artikeln.  Artikel  1  enthielt  die  gegenüber  den 
bestehenden  Gesetzen  vorgesehenen  Änderungen;  Artikel  2  traf  Bestimmung 
über  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens,  den  Umfang  der  Rückwirkung 
für  Kriegsteilnehmer  und  die  Gewährung  von  Beihilfen  an  nicht  unter 
das  neue  Gesetz  fallende  pensionierte  Beamte;  Artikel  3  endlich  ermäch- 
tigte den  Reichskanzler,  den  Text  des  Reichsbeamtengesetzes  unter  Be- 
rücksichtigung der  durch  bestehende  Gesetze  und  durch  den  vorliegenden 
Gesetzentwurf  bedingten  Änderungen  unter  der  Uberschrift  »Reichs- 
beamtengesetz« im  Reichs-Gesetzblatte  bekannt  zu  machen.  Die  eigentlichen 
Gesetzesänderungen  schlössen  sich  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  an  die 
Bestimmungen  der  preußischen  Vorlage  an,  außerdem  betrafen  sie  einzelne 
Bestimmungen,  deren  anderweitige  Regelung  sich  bei  Ausführung  des 
Reichsbeamtengesetzes  als  zweckmäßig  gezeigt  hatte,  und  sollten  schließlich 
die  bei  Auslegung  einiger  Vorschriften  aufgetauchten  Zweifel  beseitigen. 

Der  Entwurf  des  Beamtenhinterbliebenengesetzes  sah  eine  einheitliche 
Regelung  für  die  Hinterbliebenen  aller  Reichsbeamten  in  einem  neuen  Ge- 
setz unter  Aufhebung  sämtlicher  bestehenden  Gesetze  über  die  Hinterbliebenen- 
versorgung der  Reichsbeamten  vor.  Die  Notwendigkeit  hierzu  hatte  sich 
daraus  ergeben,  daß  es  sich  bei  Aufstellung  des  Entwurfes  eines  Militär- 
hinterbliebenengesetzes als  wünschenswert  erwiesen  hatte,  die  Vorschriften 
über  die  Hinterbliebenen  der  Heeres-  und  Marinebcamten  —  abgesehen  von 
der  Kriegsversorgung  —  auszusondern  und  in  den  vorliegenden  Entwurf 
einzubeziehen,  was  keinen  Schwierigkeiten  begegnete,  da  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  die  Versorgung  der  Hinterbliebenen  von  Heeres-  und  Zivil- 
beamten die  gleiche  sein  muß.  Auch  noch  aus  einem  anderen  Grunde 
empfahl  sich  die  einheitliche  Neuregelung.  Sowohl  das  Gesetz,  betreffend 
die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Reichsbeamten  der  Zivilver- 
waltung, vom  20.  April  1881  (Reichs- Gesetzbl.  1881,  S.  85)  als  auch  das 
Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Ange- 
hörigen des  Reichsheers  und  der  Kaiserlichen  Marine,  vom  17.  Juni  1887 
(Reichs-Gesetzbl.  1887,  S.  237)  verpflichteten  die  Beamten  und  Offiziere  zur 
Zahlung  von  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  an  die  Reichskasse  und  ge- 
wahrten nur  den  Hinterbliebenen  der  zur  Entrichtung  solcher  Beiträge  Ver- 
pflichteten einen  Anspruch  auf  Witwen-  und  Waiscngeld.    Obgleich  diese 
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Beiträge  bereits  durch  das  Reichsgesetz  vom  5.  März  1888  (Reichs -Gesetzbl. 
1888,  S.  65)  aufgehoben  worden  waren,  mußte  bisher  dennoch  in  jedem 
Falle  geprüft  werden,  ob  der  Verstorbene  zur  Entrichtung  solcher  Beiträge 
verpflichtet  gewesen  wäre,  wenn  diese  Verpflichtung  noch  fortbestände.  Es 
erschien  daher  an  der  Zeit,  unter  Aufhebung  der  angezogenen  Gesetze  den 
Anspruch  auf  Witwen-  und  Waisengeld  unmittelbar  auf  eine  tatsächliche 
Grundlage  zu  stellen,  d.  i.  auf  den  Pensionsanspruch  des  Verstorbenen.  Ab- 
gesehen hiervon  brachte  der  Entwurf  gegenüber  dem  geltenden  Rechte  in  der 
Hauptsache  dieselben  Änderungen  wie  die  preußische  Novelle,  zog  einige 
Folgerungen  aus  dem  Entwürfe,  betreffend  Änderungen  des  Reichsbeamten- 
gesetzes, und  beseitigte  Zweifel,  die  bei  der  Ausführung  der  bisherigen 
Gesetze  entstanden  waren.  Im  allgemeinen  hielt  er  das  geltende  Recht  in- 
haltlich aufrecht. 

Auch  der  Entwurf  des  Militärhinterbliebencngesetzes  stellte  eine  voll- 
ständig neue  Fassung  des  gesamten  Stoffes  dar  und  vereinigte  alle  Vor- 
schriften über  die  Fürsorge  für  die  Angehörigen  des  Reichsheers  und  der 
Kaiserlichen  Marine,  die  bisher  in  sechs  teilweise  schon  früher  aufgehobenen 
Gesetzen  zerstreut  waren.  Für  Beamte  kommen  nur  die  im  ersten  Teile, 
Abschnitt  II ,  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Kriegsversorgung  in  Be- 
tracht, die  eine  gleichmäßige  Regelung  für  alle  Beteiligten  bringen. 

Bei  der  ersten  Lesung  der  drei  Entwürfe  im  Reichstag  am  29.  April  1907 
wurden  diese,  nachdem  sich  die  Parteien  kurz  und  im  allgemeinen  zustimmend 
geäußert  hatten,  an  eine  Kommission  von  21  Mitgliedern  verwiesen.  Die 
Kommission  erstattete  nach  eingehender  zweimaliger  Beratung  unterm  Ii.  Mai 
1907  —  über  die  drei  Vorlagen  getrennt  —  schriftlich  Bericht,  und  am 
13.  Mai  1907  fand  die  zweite  Lesung  im  Reichstage  statt. 

Wenngleich  in  der  Kommission  wie  im  Plenum  allseitig  anerkannt  wurde, 
daß  die  drei  Gesetzentwürfe  im  Vergleiche  zu  den  bisherigen  Bestimmungen 
zahlreiche  und  wesentliche  Fortschritte  enthielten,  so  wurde  doch  auch 
mehrfach  dem  Bedauern  Ausdruck  gegeben,  daß  das  warme  Herz,  das  die 
Mitglieder  aller  Parteien  für  die  Beamten  und  deren  Hinterbliebene  besäßen, 
zuweilen  hinter  dem  kühl  rechnenden  Kopfe  und  hinter  den  Interessen  der 
Reichsfinanzen  hätte  zurückstehen  müssen,  so  daß  nicht  alle  Wünsche  hätten 
erfüllt  werden  können.  Über  einzelne  Vorschriften  ist  denn  auch  ein  leb- 
hafter Meinungskampf  ausgefochten  worden ,  der  mehrfach  mit  Verbesse- 
rungen der  Regierungsvorlagen,  vielfach  aber  auch  mit  Zurückziehung  oder 
Ablehnung  der  gestellten  Anträge  geendet  hat.  Schließlich  sind  jedoch 
alle  drei  Vorlagen  auch  bei  der  dritten  Lesung  in  der  von  der  Kommission 
beschlossenen  Fassung  angenommen  worden.  Die  Gesetze  sind  unterm 
17.  Mai  1907  im  Reichs -Gesetzblatte  (S.  201  ff.)  verkündet  worden. 

Im  einzelnen  ist  über  die  verschiedenen  Vorschriften  der  beiden  ersten 
Gesetze,  ihre  Begründung  und  die  daran  in  der  Kommission  und  im  Plenum 
geknüpften  Erörterungen  folgendes  zu  bemerken. 

I.  Gesetz,  betreffend  Änderungen  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  Marz  1873. 

a)  Artikel  1. 

Im  §  7  wird  der  Anspruch  auf  das  Gnadenvierteljahr  neben  der  Witwe 
nicht  nur  den  ehelichen,  sondern  auch  den  legitimierten  Abkömmlingen  zu- 
gestanden. Die  Bedeutung  des  Begriffs  Besoldung  wird  an  dieser  Stelle 
dahin  erläutert,  daß  hierzu  außer  dem  Gehalt  auch  die  sonstigen  aus  Reichs- 
fonds gewährten  Diensteinkünfte  gehören.  Nur  die  zur  Bestreitung  von 
Dienstaufwandskosten  bestimmten  Einkünfte  scheiden  aus.  und  von  den  zur 
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Repräsentation  bestimmten  Bezügen  werden  20  v.  II.  in  Abzug  gebracht. 
Die  Kürzung  ist  hier  ebenso  hoch  bemessen  wie  im  §  27  für  die  auf  Warte- 
geld gesetzten  Beamten  während  des  ersten  Vierteljahrs  des  einstweiligen 
Ruhestandes.  Eine  Gewährung  höherer  Bezüge  wird  nicht  für  gerechtfertigt 
erachtet,  zumal  die  Hinterbliebenen  nach  dem  Tode  des  Ernährers  natur- 
gemäß ein  zurückgezogenes  Leben  führen  werden.  Anderseits  ist  der  Abzug 
eines  höheren  Teilbetrags  nicht  ratsam  erschienen,  weil  aus  den  Gnadengebühr- 
nissen  auch  die  Beerdigungskosten  zu  bestreiten  sind,  und  die  Zahlung  den 
Hinterbliebenen  den  Übergang  in  die  neuen  Verhältnisse  erleichtern  soll. 

Neu  aufgenommen  ist  die  Bestimmung,  daß  den  Hinterbliebenen  eines 
Beamten,  welcher  nicht  mit  der  Wahrnehmung  einer  im  Besoldungsetat  auf- 
geführten Stelle  betraut  gewesen  ist,  das  Gnadenvicrtcljahr  von  der  vorge- 
setzten Dienstbehörde  bewilligt  werden  kann.  Ein  Anspruch  ist  in  diesem 
Falle  nicht  zugestanden  worden,  weil  die  Verhältnisse  der  nicht  etatmäßig 
angestellten  Beamten  zu  verschieden  liegen.  Ein  Bedürfnis  wird  nach  der 
Begründung  nur  für  die  Hinterbliebenen  von  dauernd  beschäftigten  Beamten 
anzuerkennen  sein,  und  die  Entscheidung,  ob  diese  Voraussetzung  vorliegt, 
nur  von  Fall  zu  Fall  getroffen  werden  können.  Meistens  wird  die  prüfende 
Behörde  zu  einem  richtigen  Ergebnisse  gelangen,  wenn  sie  die  Gewährung 
davon  abhängig  macht,  ob  dem  Beamten,  falls  er  in  den  Ruhestand  ver- 
setzt worden  wäre,  eine  Pension  bewilligt  worden  sein  würde. 

Daß  das  Gnadenvierteljahr  im  voraus  in  einer  Summe  gezahlt  werden 
soll,  war  bisher  für  die  Reichsbeamten  gesetzlich  nicht  vorgeschrieben, 
entspricht  aber  der  Übung  in  vielen  Verwaltungszweigen. 

Im  §  8  wird  der  Kreis  derjenigen  Hinterbliebenen,  die  im  Falle  der  Be- 
dürftigkeit mit  dein  Gnadenvierteljahre  bedacht  werden  können,  auf  alle 
Verwandten  aufsteigender  Linie  ausgedehnt.  Diese  Vorschrift  schließt 
sich  an  das  Unfallfürsorgegesetz  vom  18.  Juni  1901  (Reichs -Gesetzbl.  1901, 
S.  211)  und  an  das  Üffizierpensionsgesetz  an.  Im  weiteren  wird  im  §  8 
bestimmt  zum  Ausdrucke  gebracht,  daß  es  zur  Bewilligung  genügt,  wenn 
der  Verstorbene  überwiegend  der  Ernährer  des  hinterblicbenen  Ver- 
wandten gewesen  ist,  und  daß,  wenn  der  Nachlaß  nicht  ausreicht,  um 
die  Kosten  der  letzten  Krankheit  oder  der  Beerdigung  zu  decken,  das 
Gnadenvierteljahr  nur  soweit  gewährt  werden  darf,  als  die  Kosten  aus 
dem  Nachlasse  nicht  bestritten  werden  können. 

Neu  ist  der  Zusatz,  daß  die  oberste  Reichsbehörde  die  Befugnis  zur  Ge- 
währung des  Gnadenvierteljahrs  auf  andere  Behörden  übertragen  kann, 
was  damit  begründet  wird,  daß  die  obersten  Reichsbehörden  von  Entschei- 
dungen entlastet  werden  sollen,  die  andere  Stellen  infolge  ihrer  genauen 
Kenntnis  der  einschlägigen  persönlichen  und  örtlichen  Verhältnisse  ebenso 
sachgemäß  treffen  werden. 

Die  im  §  25  enthaltene  Aufzählung  derjenigen  Stellen,  deren  Inhaber 
einstweilen  in  den  Ruhestand  versetzt  werden  können,  entspricht  insofern 
nicht  mehr  den  inzwischen  veränderten  Verhältnissen,  als  namentlich  von 
dem  ehemaligen  Reichskanzleramt  eine  Reihe  oberster  Reichsbehörden  ab- 
gezweigt worden  ist,  und  das  Rcichskanzleramt  als  solches  zu  bestehen 
aufgehört  hat.  Um  die  in  der  staatsrechtlichen  Literatur  über  diesen  Para- 
graphen entstandenen  Zweifel  zu  beseitigen,  sind  für  die  in  Frage  kommen- 
den Beamten  die  jetzigen  Amtsbezeichnungen  eingesetzt,  und  zugleich  ein- 
zelne Beamte  in  der  Reichskanzlei  und  bei  der  Kaiserlichen  Marine  in  den 
Kreis  einbezogen  worden. 

Das  Wartegeld  beträgt  nach  §  26  künftig  allgemein  drei  Vierteile  des 
bei    Berechnung  der    Pension   zugrunde   zu    legenden  Diensteinkommens, 
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höchstens  jedoch  12000  Mark.  Nur  wenn  der  Beamte  zur  Zeit  seiner  einst- 
weiligen Versetzung  in  den  Ruhestand  bereits  eine  höhere  Pension  erdient 
hat,  erhält  er  ein  Wartegeld  in  Höhe  dieser  Pension.  Hiernach  ist  die 
Festsetzung  eines  Mindestwartegeldes  von  150  Talern  aufgehoben  worden, 
und  zwar  weil  jetzt  auch  die  niedrigsten  Gehälter  so  hoch  sind,  daß  drei 
Vierteile  davon  450  Mark  übersteigen.  Die  Heraufsetzung  des  Höchst- 
betrags von  3000  Talern  auf  12000  Mark  findet  ihre  Begründung  einer- 
seits in  den  inzwischen  wesentlich  erhöhten  Gehältern  und  Pensionen, 
anderseits  in  dem  Umstände,  daß  nach  Aufhebung  der  Nr.  6  des  §  42  des 
Reichsbeamtengesetzes  durch  das  Reichsgesetz  vom  22.  April  1905  (Reichs- 
Gesetzbl.  1905,  S.  316)  das  Gehalt  in  voller  Höhe  bei  Berechnung  der 
Pension  in  Ansatz  kommt.  Beachtenswert  ist,  daß  bei  Berechnung  des 
Wartegeldes  wie  bei  der  Pension  nur  der  Durchschnitt  des  Wohnungs- 
geldzuschusses in  Ansatz  kommt,  während  früher  der  volle  tarifmäßige  Be- 
trag angerechnet  wurde.  Die  Vollanrechnung  war  bisher  nicht  zu  umgehen, 
da  der  Wohnungsgeldzuschuß  nach  §  8  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1873 
(Reichs -Gesetzbl.  1873,  S.  1O6)  zwar  bei  der  Pensionierung  mit  dem  Durch- 
schnitte zu  berechnen  war,  in  allen  anderen  Beziehungen  aber  als  Bestand- 
teil der  Besoldung  zu  gelten  hatte,  also  auch  bei  Festsetzung  des  Warte- 
geldes, bei  der  das  Gehalt  die  Grundlage  bildete. 

Arn  Schlüsse  des  §27  ist  ein  Zusatz  hinzugetreten,  nach  welchem  vom 
Zeitpunkte  der  einstweiligen  Versetzung  in  den  Ruhestand  bis  zum  Beginne 
der  Zahlung  des  Wartegcldcs  dem  Beamten  die  zur  Bestreitung  von  Dienst- 
aufwandskosten gewährten  Einkünfte  nicht  zustehen,  und  von  den  zur  Be- 
streitung von  Repräsentationskosten  gewährten  Einkünften  zwanzig  vom 
Hundert  in  Abzug  kommen.  Als  Beginn  der  Einbehaltung  und  der  Kürzung 
ist  hierbei  der  Tag  zu  verstehen,  an  welchem  die  amtliche  Tätigkeit  einge- 
stellt worden  ist.  Funktions-,  Stellen-  und  Teuerungszulagen  sowie  die  Orts- 
zulagen der  Auslandsbeamten  dienen  zur  Bestreitung  des  persönlichen  Unter- 
halts der  Beamten  und  ihrer  Familien  und  sind  deshalb  in  der  Ubergangszeit 
fortzuzahlen.  Dagegen  können  Teile  des  Diensteinkommens,  die  lediglich  zur 
Bestreitung  amtlicher  Auslagen  bestimmt  sind,  nicht  fortgezahlt  werden,  so- 
bald der  Beamte  solche  Auslagen  nicht  mehr  zu  machen  hat.  Die  Fort- 
gewährung eines  Teiles  der  Repräsentationsgelder  für  die  Ubergangszeit, 
obwohl  die  mit  der  Amtsführung  verbundene  Repräsentation  aufgehört  hnt. 
erscheint  im  Hinblick  auf  die  erheblichen  Kosten,  die  mit  der  Auflösung 
des  für  die  besonderen  Zwecke  eingerichteten  Haushalts  verbunden  sind, 
gerechtfertigt. 

^er  §  3°  ist  dahin  geändert  worden,  daß  nunmehr  die  Vorschriften 
über  das  Ruhen  des  Wartcgeldes  bei  Wiederanstellung  oder  Beschäftigung 
sowie  über  den  Zeitpunkt  der  Einziehung,  Kürzung  und  Wiedergewährung 
des  Wartcgeldes  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen  über  die  Pension 
im  §  57,  Nr.  2  und  im  §  00  übereinstimmen. 

Der  Wortlaut  des  §  35  ist  jetzt  folgender: 

»Der  Reichskanzler  und  die  Staatssekretäre  können  jederzeit  ihre 
Entlassung  erhalten  und  fordern.    Auch  ohne  eingetretene  Dienst- 
unfähigkeit  erhalten    sie   Pension,    wenn    sie   entweder  ihr  Amt 
mindestens  zwei  Jahre  bekleidet  oder  sich  mindestens  zehn  Jahre 
im  Dienste  befunden  haben.» 
Die  Bestimmungen  des  §  35  finden  also  auf  sämtliche  Staatssekretäre 
ohne  Unterschied  Anwendung.    In  der  Literatur  war  dies  bezweifelt  worden, 
und  zwar  wohl  mit  Unrecht,  da  der  frühere  Wortlaut,  der  nur  den  Reichs- 
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kanzler,  den  Präsidenten  des  Reichskanzleramts,  den  Chef  der  Kaiserlichen 
Admiralität  und  den  Staatssekretär  im  Auswärtigen  Amte  aufführte,  nur 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Reiehsbeamten- 
gesetzes  gerecht  werden  konnte,  sicherlich  aber  nicht  bezweckte,  die 
Chefs  der  obersten  Reichsbehörden,  die  später  an  die  Stelle  des  Chefs 
der  Kaiserlichen  Admiralität  und  an  die  Stelle  des  Präsidenten  des  Reichs- 
kanzleramts getreten  sind,  auszuschließen.  Auch  eine  andere  staatsrechtliche 
Streitfrage  wird  durch  die  neue  Fassung  beseitigt.  Mit  Rücksicht  darauf, 
daß  §  35  das  besondere  Pensionsrecht  erst  mit  dem  Ablaufe  von  zwei 
Jahren  Dienstzeit  in  dem  betreffenden  Amte  beginnen  läßt,  und  das  Pen- 
sionsrecht des  §  34  unbedingt  die  Dienstunfähigkeit  zur  Voraussetzung  hat, 
wurde  mehrfach  die  Auffassung  vertreten,  daß  ein  Beamter,  der  vor  Ablauf 
von  zwei  Jahren  gemäß  §  35  aus  seinem  Amte  ohne  Dienstunfähigkeit 
scheiden  muß,  keinen  Anspruch  auf  Pension  besitze,  sollte  er  auch  eine 
längere  als  zehnjährige  Gesamtdienstzeit  im  Reichs-  oder  Staatsdienste  zu- 
rückgelegt haben.  Wenn  auch  nach  der  Entstehungsgeschichte  des  §  35 
eine  derartige  Auslegung  nicht  beabsichtigt  gewesen  ist ,  so  ist  doch  die 
jetzige  zweifelsfreie  Fassung  vorzuziehen.  Daß  auch  bei  Anwendung  des 
§  35  die  Berechnung  der  Dienstzeit  nach  Maßgabe  der  Vorschriften  in  den 
§§  45  bis  52  des  Gesetzes  zu  erfolgen  hat,  ist  in  der  Begründung  besonders 
zum  Ausdrucke  gebracht. 

Die  wichtigste  Änderung,  die  für  zahlreiche  Beamte  einen  erheblichen 
finanziellen  Vorteil  enthält,  bringt  §41,  welcher  lautet: 

»Die  Pension  beträgt  bei  vollendeter  zehnjähriger  oder  kürzerer 
Dienstzeit  ;',.„  und  steigt  nach  vollendetem  zehnten  Dienstjahrc  mit 
jedem  weiter  zurückgelegten  Dienstjahre  bis  zum  vollendeten  dreißig- 
sten Dienstjahr  um  1  ,.,o  un('  von  ^a  a^  um  Vi 20  des  m  den  §§  42 
bis  44  bestimmten  Diensteinkommens. 

Uber  den  Betrag  von  ,5/,.0  dieses  Einkommens  hinaus  findet  eine 
Steigerung  nicht  statt. 

In  dem  im  §  39  erwähnten  Falle  beträgt  die  Pension  höchstens 
20/,,o  des  vorbezeichneten  Diensteinkommens. 

Der  Jahresbetrag  der  Pension  ist  nach  oben  so  abzurunden,  daß 
bei  Teilung  durch  drei  sich  volle  Markbeträge  ergeben.« 

Hiernach  wird  also  die  Mindestpension  von  '/,  (|:'/00)  auf  '/.,  (a%0)  des  Dienst- 
einkommens erhöht,  und  diese  Erhöhung  um  5;,l0  bleibt  bis  nach  Vollendung  des 
dreißigstens  Dienstjahres  unverkürzt  bestehen,  so  daß  Beamte,  die  frühzeitig 
pensioniert  werden  müssen,  künftig  eine  um  y(l0  erhöhte  Pension  beziehen 
werden.  Damit  ist  unter  Anpassung  an  die  anders  gearteten  Verhältnisse  der 
Beamten  die  Folgerung  aus  §  6  des  Oftizierpensionsgesetzes  gezogen.  Nach 
diesem  beträgt  die  Pension  bei  vollendeter  zehnjähriger  oder  kürzerer  Dienst- 
zeit jährlich  -°/60  und  steigt  nach  vollendetem  zehnten  Dienstjahre  mit  jedem 
weiteren  Dienstjahr  um  '',i0,  im  ganzen  bis  45/fi0  des  zuletzt  bezogenen  pensions- 
fähigen  Diensteinkommens,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  in  Stellen  mit  dem 
Diensteinkommen  vom  Regimentskommandeur  einschließlich  aufwärts  die 
Pension  nach  dem  dreißigsten  Dienstjahre  nur  um  '/l20  mit  jedem  weiteren 
Dienstjahre  steigt.  Die  Übertragung  der  Vorschrift  auf  die  Beamten  kann,  wie 
in  der  Begründung  ausgeführt  wird,  nicht  dahin  führen,  daß  alle  Beamten 
mit  einem  niedrigeren  Diensteinkommen  als  demjenigen  der  Regimentskom- 
mandeure durchgängig  bis  zur  Erreichung  der  Höchstpension  jährlich  um  xfm 
aufsteigen,  so  daß  sie  die  Höchstpension  schon  mit  35  Dienstjahren  er- 
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reichen,   während  das  Aufsteigen  um  '/]20  in  den  letzten  zehn  Jahren  vor 
Erreichung  der  Höchstpension,  und  die  Erreichung  der  Höchstpension  nach 
40  Dienstjahren  sich  nur  auf  die  Beamten  mit  einem  höheren  Dienstein- 
kommen  beschränken  würden.    Jener  Vorschrift  in  dem  Offizierpensions- 
gesetze  liegt  die  Absicht  zugrunde.   Offizieren   vorgerückten  Lebensalters 
noch  die  Möglichkeit  zu  eröffnen,  die  Höchstpension  ihrer  Dienststelle  ganz 
oder   wenigstens  annähernd   zu   erdienen,   bevor  sie  in  einem  Dienstalter 
zwischen  30  und  35  Jahren  genötigt  sind,  ihren  Beruf  aufzugeben.  Ein 
solches  besonderes  Bedürfnis  ist  für  die  Beamten,  die  in  der  Regel  weit 
länger  als  Offiziere  im  Dienste  verbleiben  können,   nicht  hervorgetreten. 
Die   Vorteile,    die   aus   der  bezeichneten   Vergünstigung   für  Angehörige 
des   Offizierstandes   erwachsen   können,   finden  in  der  den   Beamten  sich 
regelmäßig  bietenden  Möglichkeit,  durch  längeres  Verbleiben  im  Dienste 
zu  höheren  Pensionsbezügen  zu  gelangen,  ihren  Ausgleich.    Dazu  kommt, 
daß    die   Übertragung  jener   Vorschrift   des   Offizierpensionsgesetzes  auf 
die    Beamten    zu    einer    für   die    Verhältnisse   des    Beamtenstandes  nicht 
passenden  Verschiedenheit    in    der    Bemessung   der    Pensionssätze  führen 
würde.    Es  würde  namentlich  im  Hinblick  auf  die  Laufbahn  der  höheren 
Beamten  der  inneren  Begründung  entbehren,  die  Erreichung  der  Höchst- 
pension davon  abhängig  zu  machen,  ob  das  pensionsfähige  Diensteinkommen 
hinter  den  Bezügen  eines  Regimentskommandeurs  zurückbleibt  oder  nicht. 
Überdies  muß  die  künftig  schon  nach  30  Dienstjahren  erworbene  Pension 
von  4%0  —  2/3  des  pensionsfähigen  Diensteinkommens  im  allgemeinen  be- 
reits als  so  auskömmlich  gelten,   daß  zu  einer  schnelleren  Erreichung  der 
Höchstpension  kein  begründeter  Anlaß  vorliegt.   Bei  Gewährung  der  Höchst- 
pension  nach   fünfunddreißigjähriger  Dienstzeit   würde  vielmehr  die  uner- 
wünschte Folge  eintreten  können,  daß  manche  Beamte  vorzeitig  ihre  Ver- 
setzung in  den   Ruhestand   erstreben.      In   der   Kommission   wurde  dem 
entgegengehalten,  daß  das  langsame  Steigen  vom  30.  Dienstjahr  ab  für  die 
Beamten  innerlich  doch  nicht  so  begründet  sei  wie  für  die  höheren  Offiziere, 
deren  frühzeitigen  Abgang  man  hierdurch  verhindern  wollte,  und  daß  daher 
die  Frage  entstände,  ob  man  die  Beamten  nicht  durchweg  um  '/«o  steigen 
lassen  solle,  so  daß  sie  allgemein  die  Höchstpension  schon  nach  35  Dienst- 
jahren  erreichen   würden.    Auch   wurde   betont,    daß  namentlich    für  die 
höheren  Beamten  eine  derartige  Regelung  weit  größere  praktische  Bedeutung 
haben  würde  als  die  Anrechnung  der  gesamten  Dienstzeit  vom  Beginne  des 
18.  Lebensjahrs  ab,   wie  dies,  dem  Vorgehen  Preußens  entsprechend,  für 
§  48  in   Aussicht  genommen   war.    Nachdem  indessen  Vertreter  der  ver- 
bündeten Regierungen  nochmals  die  Gründe  für  den  in  der  Vorlage  einge- 
nommenen Standpunkt  geltend  gemacht  hatten,  wurde  von  der  Stellung  eines 
Änderungsantrags  im  Hinblicke  darauf  abgesehen,  daß  die  erwähnte,  weiter 
unten  näher  erörterte  Änderung  des  §  48  einen  gewissen  Ausgleich  schafft. 

Im  weiteren  war  in  der  Kommission  beantragt  worden,  im  §  41  folgen- 
den 3.  Absatz  einzuschalten: 

»Die  Pension  kann  bis  zu  600  Mark  erhöht  werden,  wenn  der 
Pensionär  fremder  Pflege  und  Wartung  bedürftig  ist.« 

Als  ein  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  sich  gegen  den  Antrag 
wandte  und  dazu  bemerkte,  daß  der  Antrag  keinen  Rechtsanspruch  gewähren 
wolle,  sondern  gewissermaßen  auf  einen  Unterstützungsanspruch  hinauslaufe, 
wurde  angeregt,  das  Wort  »kann«  durch  »muß«  zu  ersetzen.  Hiergegen 
wurde  aber  seitens  eines  Regierungsvertreters  geltend  gemacht,  daß  dann  unter 
Umstanden  die  ordentlichen  Gerichte  über  diese  Frage  die  Entscheidung  zu 
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treffen  haben  würden,  was  das  Vertrauensverhältnis  zwischen  Behörden  und 
Pensionierten  untergrabe.  Schließlich  gab  der  V  ertreter  des  keichs-Schatzamts 
die  bestimmte  Erklärung  ab.  daß  an  der  bisherigen  wohlwollenden  Praxis  der 
Gewährung  von  Unterstützungen  neben  der  Pension  im  Bedürfnisfalle  fest- 
gehalten werden  solle,  und  daß  das  Schatzamt  bestrebt  sein  werde,  den  Ab- 
sichten, die  der  Antrag  verfolge,  auch  im  Falle  der  Nichtannahme,  soweit 
die  Verhältnisse  es  irgend  gestatteten,  durch  gnadenweise  zu  bewilligende 
Zuwendungen  gerecht  zu  werden.  Angesichts  dieser  bestimmten  Erklärung 
wurde  der  Antrag  zurückgezogen. 

Gleichfalls  zurückgezogen  wurde  ein  Antrag,  der  lautete: 

»Wenn  Beamte  infolge  eines  im  Dienste  erlittenen  Unfalls 
dauernd  dienstunfähig  und  völlig  erwerbsunfähig  werden,  erhalten 
sie  als  Pension  o62'a  v.  H.  ihres  jährlichen  Diensteinkommens,  soweit 
ihnen  nicht  nach  anderweiter  reichsgesetzlicher  Vorschrift  ein  höherer 
Betrag  zusteht.« 

Bei  Erörterung  dieser  Frage  wurde  seitens  der  verbündeten  Regierungen 
zwar  anerkannt,  daß  eine  gewisse  unterschiedliche  Behandlung  der  Beamten, 
soweit  sie  in  der  Unfallversicherung  nicht  unterliegenden  Betrieben  zu 
Schaden  kämen,  gegenüber  den  Arbeitern  vorliege.  Die  Folgen  des  An- 
trags könnten  aber  nach  keiner  Richtung  hin  übersehen  werden.  Zudem 
stelle  der  Antrag  eine  Durchbrechung  des  ganzen  Pensionswesens  dar.  das 
auf  Leistung  und  Gegenleistung  begründet  sei;  der  Grund  der  Dienstunfähig- 
keit spiele  sonst  für  die  Gewährung  der  Pension  keine  Rolle.  §  41  wurde 
unverändert  angenommen. 

Eine  vollständig  neue  Fassung  hat  §  42  erhalten.  Inhaltlich  bringt  er 
fast  nichts  Neues.  Die  Änderungen  verfolgen  vielmehr  in  der  Hauptsache 
den  Zweck,  das  Verständnis  der  Bestimmungen  zu  erleichtern.  Zweifel  zu 
beseitigen  und  in  klarer,  übersichtlicher  Form  sämtliche  pensions fähigen  Ge- 
buhrnisse aufzuzählen.  Für  weitere  Kreise  von  Interesse  ist  die  Bestimmung, 
daß  Funktions-,  Stellen-,  Teuerungs-  und  andere  Zulagen,  sofern  im  Reichs- 
haushalts-Etat  nicht  anders  bestimmt  ist.  dann  zur  Anrechnung  kommen, 
wenn  sie  unter  den  Besoldungstiteln  ausgebracht  sind.  Erwähnenswert  ist 
ferner,  daß,  wie  in  der  Begründung  besonders  zum  Ausdrucke  kommt,  die 
höchsten  Reichsbeamten,  die  im  Range  höher  stehen  als  die  unter  I2  des 
Tarifs  zum  VVohnungsgeldzuschußgcsetze  vom  30.  Juni  1 873  Aufgeführten, 
die  also  keinen  Wohnungsgeldzuschuß  beziehen,  Anspruch  auf  Anrechnung 
des  Wertes  einer  freien  Dienstwohnung  nur  dann  haben,  wenn  der  Etat 
ausdrücklich  solchen  Wert  als  anrechnungsfähig  bezeichnet. 

Eine  Streitfrage,  die  namentlich  wegen  der  Verhältnisse  der  Posthilfs- 
boten auch  für  die  Post-  und  Telegraphcnverwaltung  von  Wichtigkeit  war, 
wird  durch  folgenden  Zusatz  zu  §45  beseitigt: 

»Unberücksichtigt  bleibt  diejenige  Zeit,  in  welcher  der  Beamte 
ohne  bleibende  Verleihung  einer  etatmäßigen  Stelle  nur  in  der  im 
§  38  angegebenen  Weise  beschäftigt  gewesen  ist.  Die  Zeit  unent- 
geltlicher Beschäftigung  wird  nur  insoweit  berücksichtigt,  als  die 
Beschäftigung  zur  Erreichung  eines  mit  einem  Diensteinkommen 
aus  der  Reichskasse  verbundenen  Amtes  bestimmt  war.« 

In  der  Begründung  wird  hierzu  folgendes  ausgeführt.  Aus  der  Bestim- 
mung,  daß  die  Dienstzeit  vom  Tage  der  ersten  eidlichen  Verpflichtung  für 
den  Reichsdienst  gerechnet  wird,  ist  hergeleitet  worden,  daß  ein  Reichs- 
beamter, sobald  er  eidlich  als  solcher  verpflichtet  ist.  Anspruch  auf  Anrech- 
nung jeglicher  Dienstzeit  besitze,  gleichviel,  ob  er  hauptamtlich  oder  nur 
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nebenamtlich  beschäftigt  worden  ist,  und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihm 
ein  Entgelt  für  seine  Dienste  gewährt  wurde  oder  nicht.  Wenngleich 
Reichsbeamte  nach  §  38  des  Reichsbeamtengesetzes  durch  nebenbei  oder 
vorübergehend  ihnen  übertragene  Geschäfte  keinen  Anspruch  auf  Pension 
erwerben,  so  soll  eine  frühere  Tätigkeit  dieser  Art  doch  zum  Erwerb  oder  zur 
Erhöhung  einer  Pension  Veranlassung  geben,  wenn  die  Beamten  zur  Zeit  ihrer 
Pensionierung  in  ein  mit  Pensionsberechtigung  verbundenes  Amt  eingerückt 
waren.  Diese  Anschauung  fand  durch  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
in  Zivilsachen  Bd.  41,  S.  110  und  Bd.  47,  S.  283  Unterstützung.  Sie  steht  aber 
mit  der  ständigen  Übung  in  Preußen  sowohl  wie  im  Reiche  im  Widerspruch 
und  entbehrt  auch  der  inneren  Berechtigung.  Wer  in  der  Pension  nur  einen 
gewissermaßen  zurückgehalteneu  Teil  des  Diensteinkommens  erblickt,  wird 
nicht  im  Zweifel  sein,  daß  eine  Tätigkeit,  die  ohne  Entgelt  oder  gegen  Be- 
zahlung von  Einzelleistungen  ausgeübt  wird,  auf  die  Pension  ohne  Einfluß 
bleiben  muß.  Aber  auch  derjenige,  der  die  Pensionsberechtigung  aus  der  Ver- 
pflichtung des  Reichs  oder  des  Staates,  dauernd  für  seine  Beamten  zu  sorgen, 
ableitet,  wird  anerkennen  müssen,  daß  solche  Verpflichtung  nur  da  bestehen 
kann,  wo  der  Beamte  seine  ganze  Persönlichkeit  in  den  Dienst  des  Reichs  oder 
des  Staates  gestellt  hat  und  dafür  seinen  Lebensunterhalt  vom  Reiche  oder 
vom  Staate  erhält.  Eine  unentgeltliche  Beschäftigung  kann  der  entgeltlichen 
nur  insoweit  gleichgeachtet  werden ,  als  sie  entsprechend  den  organischen 
Einrichtungen  der  Verwaltung  auf  die  Erreichung  einer  Dienststelle  gerichtet 
ist,  deren  Inhaber  ein  Diensteinkommen  vom  Reiche  beziehen.  Hierher  ge- 
hört namentlich  die  Beschäftigung  im  Vorbereitungsdienst  und  als  unbesol- 
deter geprüfter  Beamter  bis  zur  Übernahme  in  ein  dauerndes  Diätariats- 
verhältnis  oder  bis  zur  Anstellung.  Im  allgemeinen  wird  davon  auszugehen 
sein,  daß  eine  Tätigkeit,  die  nicht  zu  einem  Pensionsanspruche  führt,  auch 
nicht  zur  Erhöhung  von  Pensionsansprüchen  geeignet  ist.  Wenn  Post- 
beamte durch  dreißigjährige  ausschließliche  Beamtentätigkeit  nur  die  gleiche 
Pension  erwerben  sollten  wie  andere,  die  nur  10  Jahre  im  Postdienste  ge- 
standen haben,  aber  20  Jahre  vorher  eine  Stunde  täglich  aushilfsweise  zur 
Briefbestellung  herangezogen  wurden,  nachdem  sie  mit  Rücksicht  auf  das 
Briefgeheimnis  vereidigt  worden  waren,  so  müßte  dies  eine  Quelle  berech- 
tigter Verstimmung  sein.  Das  Reichsgericht  hat  seine  früheren  Ausfüh- 
rungen in  einer  späteren  Entscheidung  (Bd.  51,  S.  290)  wesentlich  einge- 
schränkt. Immerhin  bleiben  noch  manche  Zweifel  übrig,  die  durch  eine 
unzweideutige  Bestimmung  zu  beseitigen  sich  empfiehlt.  Hervorzuheben  ist 
hier  noch,  daß  die  Zeit  einer  nebenamtlichen  Beschäftigung  im  Sinne  des 
§  44  des  Reichsbeamtengesetzes,  d.  h.  also  die  Verwaltung  einer  etatmäßigen 
Stelle  im  Nebenamte,  bei  der  Pensionierung  anzurechnen  ist,  da  eine  der- 
artige Beschäftigung  einen  Anspruch  auf  Pension  begründet. 

Von  erheblicher  Tragweite  für  zahlreiche  Beamte  ist  die  Änderung  des 
Absatzes  1  im  §  48,  der  schließlich  folgende  in  der  Kommission  vorge- 
schlagene Passung  erhalten  hat: 

»Die  Dienstzeit,  welche  vor  den  Beginn  des  achtzehnten  Lebens- 
jahrs fällt,  bleibt  außer  Berechnung.« 
In  der  Vorlage  hatte  der  Satz  gelautet: 

»Die  Zivildienstzeit,  welche  vor  den  Beginn  des  einundzwanzig- 
sten Lebensjahrs  fällt,  bleibt  außer  Berechnung,  desgleichen  die  vor 
den  Beginn  des  achtzehnten  Lebensjahrs  fallende  Militärdienstzeit.» 
In   diesem   L'mfange   war   im  Entwurf  eine  Änderung   des  bisherigen 
Rechtszustandes,  der  die  Anrechnung  der  Dienstzeit  allgemein  erst  mit  denn 
Beginne  des  21.  Lebensjahrs  gestattete,  mit  Rücksicht  auf  §  14  des  Otnzier- 
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pensionsgcsetzes  und  §5  des  Mannschaf tsversorgungsgesetzes  für  erforderlich 
erachtet  worden.  Denn  da  nach  diesen  Bestimmungen  die  Militärdienstzeit 
vom  Beginne  des  18.  Lebensjahrs  anzurechnen  ist,  so  ergab  sich  die  Folge,  daß 
Militärpersonen.  die  in  den  Zivildienst  übertraten,  ihren  bereits  erworbenen 
Anspruch  auf  Anrechnung  der  Dienstzeit  zum  Teil  einbüßten.  Nicht  ein- 
wandfrei erschien  ferner  die  Tatsache,  daß  die  in  Erfüllung  der  Wehrpflicht 
von  den  Zivilbeamten  abgeleistete  Dienstzeit  angerechnet  wurde,  wenn  sie 
nach  dem  Beginne  des  21.  Lebensjahrs  lag,  von  der  Anrechnung  aber  aus- 
geschlossen blieb,  wenn  sie  vor  diesen  Zeitpunkt  fiel.  Die  Kommission  war 
indessen  der  Ansicht,  daß  der  Entwurf  in  der  Gleichstellung  der  Zivil- 
beamten mit  den  Militärpersonen  nicht  weit  genug  ginge,  und  daß,  nach- 
dem im  preußischen  Abgeordnetenhaus  einheitlich  das  18.  Lebensjahr  als  der 
früheste  Beginn  der  pensionsfähigen  Dienstzeit  bezeichnet  worden  war,  selbst- 
verständlich auch  das  Reichsbeamtengesetz  eine  gleichlautende  Entscheidung 
treffen  müßte.  Zwar  wurde  zugegeben,  daß  von  einer  solchen  Festsetzung 
in  erster  Linie  die  mittleren  und  unteren  Beamten  Vorteil  haben  würden, 
da  die  höheren  Beamten  nur  selten  so  frühzeitig  in  den  Dienst  treten; 
anderseits  wurde  aber  betont,  daß  den  mittleren  und  unteren  Beamten  diese 
Wohltat  sehr  zu  gönnen  wäre,  da  ihre  Pension  in  der  Regel  erheblich  ge- 
ringer sei  als  die  der  höheren  Beamten,  besonders  dann,  wenn  die  Dienst- 
unfähigkeit schon  in  frühen  Lebensjahren  eintrete.  Es  wurde  daher,  nach- 
dem schließlich  die  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  zugestimmt 
hatten,  einstimmig  beschlossen,  daß  die  Dienstzeit  ohne  Unterschied  vom 
Beginne  des  18.  Lebensjahrs  an  gerechnet  werden  soll. 

Die  Änderung  des  Absatzes  2  im  §  48,  wonach  künftig  die  Militärdienst- 
zeit im  Kriegsfall  ohne  Rücksicht  auf  das  Lebensalter  vom  Beginne  des 
Krieges  —  beim  Eintritt  in  den  Militärdienst  während  des  Krieges  vom 
Tage  des  Eintritts  ab  —  nicht  nur  bis  zum  Ende  des  Krieges,  sondern  in 
ihrem  ganzen  Umfang  angerechnet  wird,  überträgt  eine  durch  das  Offizier- 
pensionsgesetz im  §  14  für  Offiziere  und  im  §  32  Absatz  5  für  die  Heeres- 
beamten getroffene  Bestimmung  auf  alle  Beamten. 

Auch  die  neue  Fassung  der  Vorschriften  über  die  Anrechnung  von 
Kriegsjahren  im  §  40  bezweckt  die  Herstellung  einer  Ubereinstimmung  des 
Reichsbeamtengesetzes  mit  dem  Offizierpensionsgesetze.  Wenn  im  Reichs- 
beamtengesetze noch  besonders  die  Kriege,  an  denen  ein  Beamter  in  der 
bewaffneten  Macht  eines  Bundesstaats  teilgenommen  hat,  erwähnt  sind,  so 
ist  damit  keine  inhaltliche  Abweichung  vom  Oftizicrpensionsgesetze,  sondern 
lediglich  eine  ausdrückliche  Klarstellung  beabsichtigt,  da  sich  unter  den 
Beamten  noch  Teilnehmer  an  den  Kriegen  vor  1870  befinden. 

Die  Vorschriften  über  die  Doppelrechnung  der  in  außereuropäischen 
Ländern  zugebrachten  Dienstzeit  (§  51)  sind  auf  alle  Beamten  ausgedehnt 
worden.  Das  Bedürfnis  hierzu  ist  namentlich  auch  infolge  der  ostasiatischen 
Expedition  hervorgetreten.  Der  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1903 
( Reichs-Gesetzbl.  1903,  S.  241)  dem  §  51  angefügte  dritte  Absatz,  der  dessen 
Bestimmungen  auf  Lost-  und  Telegraphenbeamte  ausdehnte,  ist  als  entbehrlich 
nunmehr  wieder  in  Wegfall  gekommen. 

Zu  den  Bestimmungen,  die  in  das  Reichsbeamtengesetz  aufgenommen 
worden  sind,  um  das  Pensionsrecht  im  Reiche  nicht  ungünstiger  zu  ge- 
stalten als  in  Preußen,  gehört  ein  Zusatz  zum  §  52,  der  die  Nr.  4  erhalten 
hat.  Danach  kann  künftig  mit  Genehmigung  des  Bundesrats  die  Zeit  an- 
gerechnet werden,  während  welcher  ein  Beamter  vor  seiner  Anstellung  un- 
unterbrochen im  privatrechtlichen  Vertragsverhältnis  eines  Dienstverpflichteten 
dem  Reiche  oder  einem  Bundesstaate  gegen  unmittelbare   Bezahlung  aus 
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der  Reichs-  oder  Staatskasse  Dienste  geleistet  hat,  insofern  er  mit  Aussicht 
auf  dauernde  Verwendung  ständig  und  hauptsächlich  mit  den  Dienstver- 
richtungen eines  Beamten  betraut  gewesen  ist,  und  diese  Beschäftigung  zu 
seiner  Anstellung  geführt  hat.  Derartige  Verhältnisse  bestehen  vornehmlich 
bei  der  preußischen  Eisenbahnverwaltung,  kommen  aber  auch  bei  der 
Reichseiscnbahn-Verwaltung  und  bei  den  technischen  Instituten  der  Militär- 
verwaltung sowie  in  anderen  Verwaltungszweigen  vor.  Auf  Telegraphen- 
arbeiter rindet  die  Vorschrift  keine  Anwendung,  da  diese  nicht  mit  den 
Dienstverrichtungen  eines  Beamten  betraut  sind.  Immerhin  beseitigt  die 
Vorschrift  da.  wo  sie  Platz  greift,  die  bisher  bestehende  Härte,  daß  bei  der 
Pensionierung  von  Beamten  die  frühere,  nicht  im  Beamtenverhältnisse  zuge- 
brachte Beschäftigungszeit  außer  Betracht  blieb,  auch  wenn  diese  Verwen- 
dung mit  Aussicht  auf  dauernde,  gleiche  und  ähnliche  Beschäftigung  er- 
folgt war  und  tatsächlich  zur  Anstellung  als  Beamter  geführt  hatte.  Ein 
allgemeiner  Rechtsanspruch  auf  die  Anrechnung  hat  nicht  gewährt  werden 
können,  weil  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen  und 
Beamtcngruppen  zu  verschieden  liegen ,  und  die  Entscheidung  darüber,  ob  es 
sich  um  eine  der  Beamtentätigkeit  gleichartige  Beschäftigung  handelt,  sich 
zur  richterlichen  Nachprüfung  nicht  eignet.  Da  die  Bediensteten  zu  jener 
Zeit  überdies  oft  höhere  Einkünfte  als  die  gleichartigen  Beamten  be- 
zogen oder  sogar  Versorgungsansprüche  gegen  Arbeiterpensionskassen  er- 
worben haben,  könnte  die  unbeschränkte  Anrechnung  solcher  Zeiträume  zu 
ungerechtfertigten  Bevorzugungen  führen. 

Von  weittragender  Bedeutung  ist  die  auf  Antrag  der  Kommission  ge- 
troffene Änderung  des  §  56,  nach  der  künftig  die  Pension  der  Reichs- 
beamten vierteljährlich  statt  monatlich  im  voraus  zu  zahlen  ist.  Damit  ist 
eine  vom  Abgeordnetenhause  beschlossene  Änderung  des  preußischen  Pensions- 
gesetzes auch  in  das  Rcichsrecht  übergegangen.  Vielen  Pensionären,  an  die 
gerade  am  Ersten  des  Vierteljahrs  erhöhte  Anforderungen  für  Mietzah- 
lung usw.  herantreten,  wird  damit  eine  sehr  erwünschte  Erleichterung  ihrer 
Wirtschaftsführung  gewährt.  Die  Regierung  hat  ihre  Zustimmung  in  der 
Erwägung  erteilt,  daß  mit  der  weiter  unten  erörterten  Einführung  des 
Gnadenvierteljahrs  für  die  Hinterbliebenen  der  Hauptgrund  für  die  monatliche 
Zahlung  weggefallen  ist,  da  nur  beim  Tode  von  kinderlosen  Witwern  und 
Junggesellen  eine  Einbuße  für  die  Reichskasse  entstehen  kann.  Auch  wurde 
betont,  daß  die  Verwaltung  keine  Verantwortung  mehr  dafür  trage,  ob  die 
Pensionäre  sich  mit  ihrem  Gelde  standesgemäß  einrichten.  Anders  sei  dies 
bei  den  Beamten,  und  es  müsse  der  Vorbehalt  gemacht  werden,  daß  etwa 
einsetzende  Bestrebungen,  nun  auch  für  die  Beamten  die  vierteljährliche 
Auszahlung  des  Gehalts  allgemein  einzuführen,  im  Reichstage  keine  Unter- 
stützung fänden.  Auf  die  Bemerkung  eines  Kommissionsmitglieds,  daß 
die  Festlegung  großer  Barbestände  durch  die  Gehalts-  und  Pensionszahlungen 
unwirtschaftlich  sei,  und  daß  überhaupt  zu  viel  Bargeld  in  den  Schubladen 
der  Beamten  und  Privaten  im  Deutschen  Reiche  zurückgehalten  werde, 
wurde  erwidert,  daß  nach  Möglichkeit  seit  Jahren  im  Reiche  darauf  hin- 
gewirkt werde,  die  Zahlungen  auf  dem  Girowege  oder  in  Papier  erfolgen 
zu  lassen. 

Die  Vorschriften  über  das  Ruhen,  die  Kürzung,  die  Wiedergewährung 
und  die  Neufestsetzung  der  Pension  bei  einer  Wiederanstellung  oder  Be- 
schäftigung im  Reichs-  und  Staatsdienste  sowie  beim  Aufhören  einer  der- 
artigen Tätigkeit  haben  seinerzeit  im  Offizierpensionsgesetze  mehrfache  Ände- 
rungen erfahren.  Das  preußische  Pensionsgesetz  ist  diesem  Vorgehen  gefolgt, 
und  auch  im  Reichsbeamtengesetze  sind  nunmehr  die  §§57  bis  60  entsprechend 
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geändert  worden,  da  die  Erwägungen,  die  zur  Änderung  der  Militär- 
pensionsgesetze geführt  haben,  auch  für  das  Beamtenpensionsrecht  maß- 
gebend sind.  Als  Reichs-  oder  Staatsdienst  im  Sinne  des  §  57.  2  gilt  künftig 
neben  dem  Militärdienste  jede  Anstellung  oder  Beschäftigung  als  Beamter 
oder  in  der  Eigenschaft  eines  Beamten  im  Reichs-,  Staats-  oder  Kommunal- 
dienste, bei  den  Versicherungsanstalten  für  die  Invalidenversicherung,  bei 
ständischen  oder  solchen  Instituten,  die  ganz  oder  zum  Teil  aus  Mitteln 
des  Reichs ,  eines  Bundesstaats  oder  einer  Gemeinde  unterhalten  werden. 
Bei  Berechnung  des  früheren  und  des  neuen  Diensteinkommens  sind  die- 
jenigen Beträge,  die  für  die  Bestreitung  von  Dienstaufwands-  oder  Re- 
präsentationskosten sowie  zur  Entschädigung  für  außergewöhnliche  Teue- 
rungsverhältnisse gewährt  werden,  und  die  Ortszulagen  der  Auslandsbeamten 
nicht  in  Ansatz  zu  bringen;  die  Dienstwohnung  ist  mit  dem  pensionsfähigen 
oder  sonst  hierfür  festgesetzten  Werte,  der  Wohnungsgeldzuschuß  oder  eine 
entsprechende  Zulage  mit  dem  pensionsfähigen  Betrag  oder,  sofern  er  nicht 
pensionsfähig  ist,  mit  dem  Durchschnittssatz  anzurechnen.  Ist  jedoch  bei 
dem  neuen  Diensteinkommen  der  wirkliche  Betrag  des  Wohnungsgeldzu- 
schusses oder  der  Zulage  geringer,  so  ist  nur  dieser  anzurechnen.  Etwaige 
mit  der  Dienstwohnung  verbundene  Bezüge,  wie  Feuerungs-,  Erleuchtungs- 
material und  dergl.,  sind  wie  die  Dienstwohnung  selbst,  also  mit  dem  bei 
der  Pensionierung  anzurechnenden  Betrag  anzusetzen. 

Nach  bisherigem  Rechte  fiel,  wenn  ein  pensionierter  Reichsbeamter  in 
den  Reichsdienst  wieder  eingetreten  war  und  in  diesem  eine  Pension  er- 
dient hatte,  mit  der  Gewährung  der  neu  berechneten  Pension  bis  auf  Höhe 
ihres  Betrags  das  Recht  auf  den  Bezug  der  früheren  Pension  weg  (§  58). 
Erdiente  jedoch  ein  pensionierter  Reichsbeamter  in  einer  neuen  Stellung 
des  Staatsdienstes  eine  Pension,  so  wurde  neben  dieser  die  Reichspension 
insoweit  fortgezahlt,  als  beide  Pensionen  zusammen  den  Betrag  des  Dienst- 
einkommens nicht  überschritten,  das  der  Beamte  vor  der  Pensionierung  zu- 
letzt im  Reichsdienste  bezogen  hatte  (§  59  in  Verbindung  mit  §  57,  2).  In 
F'reußen  bestand  eine  derartige  verschiedene  Behandlung  des  Reichs-  und 
Staatsdienstes  nicht.  Da  sie  auch  für  das  Reich  sachlich  nicht  begründet 
schien,  zumal  das  Ruhen  der  Pension  bei  Wiederanstellung  im  Staatsdienste 
nicht  anders  geregelt  ist  als  bei  Wiederanstellung  im  Reichsdienste,  so  ist 
für  beide  Fälle  jetzt  im  §  58  und  im  §  59  ein  übereinstimmendes  Verfahren 
vorgeschrieben,  und  dieses  durch  Bezugnahme  im  §  59  auf  §  57,  2  zugleich 
auf  die  im  Kommunaldienst  usw.  erdienten  Pensionen  ausgedehnt  worden. 
Das  Verfahren  enthält  gleichzeitig  eine  Verbesserung  gegen  den  früheren 
Rechtszustand.  Die  bisherige  Bestimmung,  daß  mit  Gewährung  einer  neu 
erdienten  Reichspension  bis  auf  Höhe  dieses  Betrags  das  Recht  auf  den 
Bezug  der  früheren  Reichspension  wegfiel,  konnte  zu  Härten  führen. 
War  der  Pensionär  in  eine  Stelle  eingetreten,  die  mit  einem  niedrigeren 
Gehalt  als  die  früher  bekleidete  ausgestattet  war,  so  vermochte  er  sich  unter 
Umständen  trotz  längerer  Dienstzeit  keine  höhere  Pension  zu  erdienen.  Es 
soll  deshalb  künftig  die  alte  Pension  neben  einer  neu  erdienten  nur  insoweit 
gekürzt  werden,  als  sie  zuzüglich  der  neuen  Pension  denjenigen  Betrag  über- 
schreitet, welcher  sich  für  die  Gesamtdienstzeit  aus  dem  der  alten  Pension 
zugrunde  gelegten  pensionsfähigen  Diensteinkommen  ergibt. 

Über  den  Zeitpunkt,  zu  dem  die  Pensionsgebührnisse  zu  kürzen  oder 
wieder  zu  gewähren  sind,  trifft  §60  in  sachlicher  Ubereinstimmung  mit 
§  25  des  Offizierpensionsgesetzes  folgende  veränderte  Festsetzung: 

»Die  Einziehung  oder  Kürzung  der  Pension  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen in  den  §§  57  bis  59  tritt  mit  dem  Ende  des  Monats 
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ein ,  in  welchem  das  eine  solche  Veränderung:  bedingende  Ereignis 
sich  zugetragen  hat;  tritt  dieses  Ereignis  am  ersten  Tage  eines 
Monats  ein,  so  hört  die  Zahlung  mit  dem  Beginne  dieses  Monats  auf. 

Bei  vorübergehender  Wiederbeschäftigung  gegen  Tagegelder  oder 
eine  andere  Entschädigung  beginnt  die  Einziehung  oder  Kürzung 
mit  dem  Ablaufe  von  sechs  Monaten,  vom  ersten  Tage  des  Monats 
der  Beschäftigung  ab  gerechnet. 

Die  VViedergewährung  der  Pension  hebt  mit  dem  Beginne  des 
Monats  an,  in  welchem  das  eine  solche  Veränderung  bedingende 
Ereignis  sich  zugetragen  hat.« 
Einen  Fortschritt  bringt  §  6g,  der  in  Übereinstimmung  mit  §  27  des 
Offizierpensionsgesetzes  für  die  Hinterbliebenen  von  Pensionären  beim  Tode 
ihres  Ernährers  die  Gewährung  eines  Gnadenvierteljahrs  anstatt  eines  Gnaden- 
monats vorsieht.  Im  übrigen  sind  die  Voraussetzungen,  unter  denen  ein 
Anspruch  auf  das  Gnadenvierteljahr  zugestanden  wird,  oder  die  Zahlung 
erfolgen  kann,  den  veränderten  Bestimmungen  in  den  §§  7  und  8  angepaßt 
worden.  Der  auf  Veranlassung  der  Kommission  aufgenommene  Zusatz, 
nach  welchem  der  vor  dem  Tode  eines  Pensionärs  fällig  gewordene  Betrag 
der  Pension  auf  die  Bezüge  für  das  Gnadenvierteljahr  anzurechnen  ist,  dient 
lediglich  zur  Klarstellung  und  entspricht  der  beim  Tode  aktiver  Beamten  stets 
beobachteten  Übung.  Hervorzuheben  ist,  daß  die  oberste  Reichsbehörde  auch 
die  ihr  zustehenden  Befugnisse  zur  Gewährung  des  Gnadenvicrteljahrs  an  die 
Hinterbliebenen  von  Pensionären  auf  andere  Behörden  übertragen  kann. 

Die  Neufeststellung  des  Wortlauts  des  Reichsbeamtengesetzes  ist  dann 
noch  auf  Anregung  aus  der  Kommission  zum  Anlasse  genommen  worden, 
veraltete  und  durch  die  spätere  Gesetzgebung  überholte  Bestimmungen  aus 
den  §§  152  und  154  zu  entfernen.    §  152  lautet  künftig: 

»In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  durch  Klage 
oder  Widerklage  ein  Anspruch  auf  Grund  der  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  geltend  gemacht  ist.  wird  die  Verhandlung  und  Entschei- 
dung  letzter   Instanz   im  Sinne   des  §  8  des  Einführungsgesetzes 
zum  Gerichtsverfassungsgesetze  dem  Reichsgerichte  zugewiesen.«» 
Im  §  154,  der  die  Rechtsstreitigkeiten  über  Vermögensansprüche  gegen 
Reichsbeamte  wegen  Überschreitung  ihrer  amtlichen  Befugnisse  usw.  behan- 
delt, hat  der  zweite  Absatz  den  Wortlaut  erhalten:   »Die  Vorschrift  des 
§152  findet  entsprechende  Anwendung.« 

b)  Artikel  2. 

Das  Gesetz  ist  mit  Wirkung  vom  1.  April  1907  in  Kraft  getreten.  Alle 
Beamten,  die  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  in  den  Ruhestand  getreten  sind,  jedoch 
ausschließlich  der  Kriegsteilnehmer,  haben  daher  an  den  durch  das  Gesetz 
geschaffenen  Verbesserungen  keinen  Anteil.  Auch  die  Pensionäre,  deren 
Übertritt  in  den  Ruhestand  am  1.  April  selbst  erfolgt  ist,  fallen  noch  nicht 
unter  das  Gesetz,  da  sie  an  diesem  Tage  nicht  mehr  aktive  Beamte  waren, 
und  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Reiche  und  seinen  Beamten  mit 
dem  Ausscheiden  aus  dem  Dienste  aufgehoben  ist. 

Tn  der  Kommission  und  im  Plenum  haben  über  den  Zeitpunkt  des  In- 
krafttretens umfangreiche  Erörterungen  stattgefunden.  Es  wurde  betont, 
daß  die  Verteuerung  des  Lebensunterhalts  für  die  Altpensionäre  gerade  so 
in  Betracht  käme  wie  für  die  später  zu  pensionierenden  Beamten,  und  daß 
daher  eine  allgemeine  Rückwirkung  des  Gesetzes  in  seinem  vollen  Umfange 
gerechtfertigt  sei.  Mit  Rücksicht  darauf  jedoch,  daß  auch  die  Militär- 
pensionsgesetze nur  eine   beschränkte  rückwirkende  Kraft   haben,  ist  von 
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einem  Festhalten  dieses  Standpunkts  abgesehen  worden.  Nachdrücklich 
wurde  dagegen  in  der  Kommission  ein  Antrag  vertreten,  nach  dem  das 
Gesetz  bereits  mit  Wirkung  vom  I.  Juli  1906  in  Kraft  treten  sollte.  Zur 
Begründung  wurde  ausgeführt,  daß  die  am  31.  Mai  1906  vollzogenen,  am 
1.  Juli  1906  in  Kraft  getretenen  Militärpensionsgesetzc  auch  schon  von 
einem  erheblich  früheren  Tage  ab,  dem  1.  April  1905.  Geltung  erhalten 
hätten,  und  daß  den  Reichsbeamten  die  Vorteile  des  Üftizierpensionsgesetzes 
in  entsprechender  Weise  zugewendet  werden  sollten.  Von  anderer  Seite 
wurde  aus  denselben  Gründen  sogar  die  Zurückdatierung  des  Gesetzes  auf 
den  I.  April  1905  gewünscht.  Von  Vertretern  der  verbündeten  Regierungen 
wurde  hiergegen  geltend  gemacht,  daß  bisher  eine  derartige  Rückwirkung 
nur  festgesetzt  worden ,  wenn  die  rechtzeitige  Verabschiedung  der  Gesetze 
wegen  besonderer  Umstände  unmöglich  gewesen  sei.  und  die  Vorlegung  der 
Gesetze  schon  bestimmte  Hoffnungen  erweckt  habe,  wie  dies  bei  den  Militär- 
pensionsgesetzen zuträfe,  die  vom  Reichstage  wegen  Schlusses  der  Tagung 
nicht  rechtzeitig  hätten  verabschiedet  werden  können.  Zu  erwägen  sei 
ferner  die  Rückwirkung  des  Gesetzes  auf  die  Bundesstaaten  und  Ge- 
meinden. Die  Belastung  aus  diesem  Gesetze  sei  erheblich  erhöht  worden 
durch  den  Beschluß  der  Kommission,  betreffend  das  18.  Lebensjahr.  Die 
Lasten  fielen  in  Form  der  Matrikularbeiträge  auf  die  Bundesstaaten,  von 
denen  die  mittleren  und  kleineren  gehindert  werden  würden,  für  ihre 
eigenen  Beamten  besser  zu  sorgen,  wenn  sie  noch  höhere  Mittel  für 
die  Reichsbeamten  aufbringen  müßten.  Nach  dem  preußischen  Kommunal- 
beamtengesetze fänden  die  Bestimmungen  des  preußischen  Gesetzes  ex  lege 
Anwendung  auf  die  Kommunen,  deren  Finanzen  überhaupt  schon  stark 
belastet  seien.  Man  müsse  auch  Rücksicht  nehmen  auf  die  Kommunen 
und  dürfe  nicht  über  das  notwendige  Maß  hinausgehen.  Mit  Rücksicht  auf 
diese  Ausführungen  sowie  im  Hinblick  auf  die  im  Gesetze  vorgesehene  Rück- 
wirkung für  Kriegsteilnehmer  und  die  am  Schlüsse  des  Artikels  2  gewährte 
Ermächtigung  zur  Zahlung  von  Beihilten  an  eine  Anzahl  anderer  Altpensionäre 
wurde  unter  Ablehnung  des  erwähnten  Antrags  der  Festsetzung  des  Zeit- 
punkts des  Inkrafttretens  auf  den  1.  April  1907  vom  Reichstage  zugestimmt. 

Die  besonderen  Festsetzungen  des  Artikels  2  über  die  Kriegsteilnehmer 
lauten  folgendermaßen : 

»Von  diesem  Zeitpunkt  ab  (1.  April  1907)  erhalten  auch  die 
bereits  vorher  pensionierten  Beamten,  sofern  sie  an  einem  der  von 
deutschen  Staaten  vor  1871  oder  von  dem  Deutschen  Reiche  ge- 
führten Kriege  teilgenommen  haben,   nach  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  unter  Zugrundelegung  des  vor  dem  Ausscheiden  bezogenen 
und  nach  den  damaligen  Bestimmungen  anzurechnenden  pensions- 
fähigen Diensteinkommens  festzustellende  Pcnsionsgebührnissc.  Unter 
der  gleichen  Voraussetzung  können  die  auf  Grund  des  §  37  zweiter 
Halbsatz  und  des  §39  bewilligten  Gebührnissc  bis  zu  der  aus  den  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  sich  ergebenden  Höchstgrenze  erhöht  werden. 
Neben  den  erhöhten  Gebührnissen  wird  die  Verstümmelungszulage 
auf  Grund  der  Militärpensionsgesetze  nur  in  den  Grenzen  des  §  32 
Absatz  8  des  Üftizierpensionsgesetzes  vom  31.  Mai  1900  gewährt«. 
Die  Bestimmung  stellt  eine  Abweichung  von   dem   in   allen  früheren 
Pensionsgesetzen  und,  von  dieser  Ausnahme  abgesehen,  auch  in  dem  vor- 
liegenden Gesetze  vertretenen  Standpunkte  der  Nichtrückwirkung  neuer  Pcn- 
sionsbestimmungen  auf  die  Altpensionäre  dar.     Sie   folgt  dem  Vorgange 
der  neuen  Militärpensionsgesetze  und  ist  zu  einem  Gebote  der  Gerechtig- 
keit geworden,  nachdem  das  Ofhzicrpensionsgesetz  im  §  42,  letzter  Absatz 
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die  erhöhten  Pensionsgebührnissc,  die  in  Zukunft  das  Reichsbeamtengesetz 
allen  Beamten  bringt,  bereits  denjenigen  Altpensionären  aus  der  Militärver- 
waltung zugewendet  hat,  die  als  Heeresbeamte  oder  als  Anwärter  auf  eine 
Beamtenstellung  in  der  Heeresverwaltung  an  einem  Kriege  teilgenommen 
haben.  Denn  —  so  sagt  die  Begründung  —  die  Tätigkeit,  welche  Beamte 
als  aktive  Soldaten  im  Kriege  ausgeübt  haben,  kann  nicht  geringer  bewertet 
werden  als  die  Tätigkeit  derjenigen,  die  dem  Heere  als  Beamte  in  das 
Feld  gefolgt  sind.  Mit  Absicht  und  in  Anlehnung  an  §  41  Nr.  1  und  2 
des  Offizierpensionsgesetzes  spricht  das  Gesetz  von  der  anderweitigen  Fest- 
setzung der  Pensionsgebührnisse  und  nicht  der  Pension,  um  zum 
Ausdrucke  zu  bringen,  daß  nur  den  neuen  Vorschriften  über  den  Betrag  der 
Pension  (§41).  nicht  auch  allen  sonstigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  eine  teil- 
weise rückwirkende  Kraft  gegeben  werden  soll.  Dies  ist  auch  in  der  Begründung 
des  Gesetzes  noch  besonders  zum  Ausdruck  gekommen.  Der  Begriff  »Kriegs- 
teilnehmer« findet  sich  schon  in  anderen  Gesetzen.  Für  seine  Auslegung 
gewähren  die  Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrats  vom  24.  August  1905 
über  die  Gewährung  von  Beihilfen  an  Kriegsteilnehmer  (Zentralbl.  für  das 
Deutsche  Reich  1905.  S.  101)  einen  Anhalt;  in  diesen  Vorschriften  ist  zwar 
nur  von  Unteroffizieren  und  Mannschaften  die  Rede,  sie  sollen  aber  sinngemäß 
auch  auf  Offiziere.  Feldpostbeamte,  Feldpostillione  usw.  Anwendung  finden. 
Im  allgemeinen  sind  alle  diejenigen  Personen  als  Kriegsteilnehmer  anzusehen, 
die  in  einem  von  deutschen  Staaten  geführten  Kriege  zu  kriegerischen  Zwecken 
die  feindliche  Grenze  überschritten  haben.  Unter  den  Begriff  fallen  nicht 
die  Beamten,  die  als  frühere  Angehörige  der  dänischen,  schleswig-holsteini- 
schen oder  französischen  Armee  an  einem  Kriege  teilgenommen  haben.  Ihnen 
können  aber  nach  dem  Gesetz  —  entsprechend  dem  Vorgehen  in  ähnlichen 
Fällen  —  Beihilfen  bis  zur  Höhe  der  anderen  Kriegsteilnehmern  gewordenen 
Vergünstigungen  bewilligt  werden.  Damit  auch  diejenigen  Altpensionäre,  die 
hiernach  von  den  Wohltaten  des  neuen  Gesetzes  ausgeschlossen  sind,  berück- 
sichtigt werden  können,  bestimmt  Artikel  2,  daß  ihnen,  soweit  ihr  jährliches 
Gesamteinkommen  die  nach  dem  neuen  Gesetze  zustehenden  Gebührnisse 
nicht  erreicht  und  unter  3000  Mark  bleibt,  im  Falle  der  Bedürftigkeit  eine 
Beihilfe  in  den  Grenzen  desjenigen  Betrags  gewährt  werden  kann,  der  er- 
forderlich ist,  um  ihnen  ein  Gesamteinkommen  zu  verschaffen,  das  der  nach 
der  Vorschrift  des  §  41  unter  Zugrundelegung  ihres  vor  dem  Ausscheiden 
bezogenen  und  nach  den  bisherigen  Gesetzen  anzurechnenden  pensionsfähigen 
Diensteinkommens  berechneten  Pension  gleichkommt.  In  Wirklichkeit  wer- 
den demnach  die  Vorteile  aus  diesem  Gesetze  nur  denjenigen  versagt  bleiben, 
die  ihrer  nicht  bedürfen,  und  die  sich  schon  ganz  oder  zum  Teil  aus  anderen 
Quellen  -  Erwerb,  Rente,  Vermögen  usw.  —  im  Besitz  eines  Einkommens  be- 
finden, wie  es  künftig  den  Neupensionären  zusteht.  Wo  über  die  im  Gesetze 
gezogenen  Grenzen  hinaus  noch  ein  Unterstützungsbedürfnis  vorhanden  ist, 
werden  natürlich  nach  wie  vor  die  Unterstützungsmittel  in  Anspruch  zu 
nehmen  sein. 

Die  Vorschriften  über  Kürzung  und  Wiedergewährung  der  Pension  im 
Falle  des  Erwerbes  oder  des  Verlustes  eines  neuen  Diensteinkommens  finden 
vom  1.  April  1907  ab  auf  alle  bereits  pensionierten  Beamten,  die  Vorschriften 
über  die  Kürzung  der  Pension  im  Falle  des  Erwerbes  einer  weiteren  Pension 
auf  alle  bereits  pensionierten  Beamten,  die  vom  1.  April  1907  ab  aus 
der  neuen  Stelle  ausscheiden.  Anwendung.  Bei  Festsetzung  der  Kürzungs- 
grenzc  in  Anwendung  der  58  und  59  auf  die  Altpensionäre  muß  der 
Pensionsbetrag,  welcher  sich  für  die  Gesamtdienstzeit  aus  dem  der  alten 
Pension  zugrunde  gelegten  pensionsfähigen  Diensteinkommen  ergibt,  unter 


Digitized  by  Google 


Die  neuen  Reichsgesetze  über  die  Pensionierung  usw. 


Berücksichtigung  der  neuen  Skala  des  §  41  berechnet  werden.  Wesentlich 
ist  die  Rückwirkung  hier  u.  a.  für  die  im  Staats-  oder  Kommunaldienste 
wieder  angestellten  Pensionäre.  Notwendig  ist  sie  deshalb,  weil  sonst  diese 
Altpcnsionäre,  soweit  sie  Kriegsteilnehmer  gewesen  sind,  nicht  nur  durch  das 
neue  Gesetz  Vorteile  erlangen,  sondern  auch  noch  diejenigen  Vorteile  des 
alten  Gesetzes  behalten  würden,  die  den  neu  zu  pensionierenden  Beamten 
nicht  mehr  zuteil  werden.  Tatsächlichen  Schaden  verhindert  die  Vorschrift, 
daß  der  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  den  bereits  pensionierten  Beamten 
zu  zahlende  Betrag  nicht  hinter  demjenigen  zurückbleiben  darf,  der  ihnen 
nach  dem  bisher  geltenden  Rechte  zusteht. 

Auch  die  neuen  Vorschriften  über  die  Gewährung  des  Gnadenvierteljahrs 
finden  mit  dieser  Einschränkung  auf  die  Hinterbliebenen  der  seit  dem 
1.  April  1907  verstorbenen  Beamten  Anwendung.  Daß  den  Hinterbliebenen 
der  seit  dem  1.  April  iqo~  verstorbenen  Pensionäre  statt  der  Bezüge  für 
einen  Gnadenmonat  nachträglich  solche  für  ein  Gnadenvierteljahr  zu  zahlen 
sind,  ist  im  Artikel  2  besonders  erwähnt.  Durch  einen  von  der  Kommission 
veranlaßten  Zusatz  ist  noch  bestimmt,  daß  künftig  alle  Pensionszahlungen 
vierteljährlich  zu  erfolgen  haben. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  einstweilig  in  den  Ruhestand  versetzten  Be- 
amten richten  sich  hinsichtlich  des  Wartegeldes  nach  den  zur  Zeit  der  Ver- 
setzung gültigen  Bestimmungen.  Für  diese  Beamten  ist  eine  Rückwirkung 
des  Gesetzes  nicht  für  erforderlich  erachtet  worden. 

c)  Artikel  3. 

Die  dem  Reichskanzler  erteilte  Ermächtigung,  den  Text  des  Reichs- 
beamtengesetzes, wie  er  sich  aus  den  inzwischen  und  durch  das  neue  Gesetz 
festgesetzten  Änderungen  ergibt,  durch  das  Reichs -Gesetzblatt  bekannt  zu 
machen ,  stützt  sich  auf  entsprechende  Vorgänge  und  empfiehlt  sich  wegen 
der  nicht  geringen  Zahl  der  seit  der  ersten  Bekanntmachung  in  Kraft  ge- 
tretenen Änderungen.  Daß  in  der  neuen  Bekanntmachung  die  jetzt  übliche 
Rechtschreibung  und  Zeichensetzung  anzuwenden  ist,  versteht  sich  auch  ohne 
besondere  Hervorhebung  im  Gesetze  von  selbst.  Aus  rein  redaktionellen 
Gründen  ist  auf  Anregung  aus  der  Kommission  die  Bestimmung  getroffen 
worden,  daß  bei  der  neuen  Bekanntmachung  auch  die  inzwischen  in  der 
Behördenorganisation  eingetretenen  Änderungen  zu  berücksichtigen  sind. 
Künftig  sollen  dann,  soweit  in  Rcichsgesetzen  oder  Landesgesetzen  auf 
Vorschriften  des  Reichsbeamtengesetzes  verwiesen  ist,  die  entsprechenden  Vor- 
schriften des  vom  Reichskanzler  bekannt  gemachten  Textes  an  die  Stelle  der 
alten  treten.  Die  »Bekanntmachung,  betreffend  die  Fassung  des  Reichsbeamten- 
gesetzes« ist  unterm  18.  Mai  1907  (Reichs-Gesetzbl.  1907,  S.  245  ff.)  erfolgt. 

Von  Interesse  ist,  daß  der  Reichstag  mit  Rücksicht  auf  eine  Reihe  von 
der  Regierung  zugegebener  Mängel  des  Reichsbeamtengesetzes  namentlich 
auf  dem  Gebiete  des  Disziplinarverfahrens  folgende  Resolution  beschlossen  hat: 
»die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  tunlichst  bald  einen 
Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen  eine  umfassende  Revision 
des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873  herbeigeführt  wird«. 

Schließlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  in  der  Kommission  angeregt 
worden  ist,  statt  »Pension«  und  »Pensionierung«  im  Gesetze  zu  schreiben 
»Ruhegehalt«  und  »Ruhestand«.  Der  Antrag  wurde  aber  mit  Rücksicht 
auf  die  Fassung  des  Offizierpensionsgesetzes  zurückgezogen.       (Schluß  folgt.» 
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Die  geplante  Erweiterung  des  Kaiser- Wilhelm-Kanals. 

Der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  März  1886  (Rcichs-Gesetzbl.  1886. 
S.  58  ff.)  geschaffene  und  am  20.  Juni  1 805  eröffnete  Kaiser-Wilhelm-Kanal 
hat  die  an  seine  Herstellung:  geknüpften  Erwartungen  in  hohem  Maße  er- 
füllt. Über  die  Entstehungsgeschichte  und  den  Betriebsumfang  des  Kanals 
haben  wir  fortlaufend,  zuletzt  im  Jahrg.  1905.  S.  597  und  598  aus  Anlaß 
seines  zehnjährigen  Bestehens,  ausführliche  Mitteilungen  gebracht.  Wir 
können  uns  daher  hier  darauf  beschränken,  diejenigen  Tatsachen  kurz  zu- 
sammenzufassen, die  für  die  später  folgenden  Erörterungen  von  besonderer 
Bedeutung  sind. 

Der  die  Ostsee  mit  der  Xordsee  verbindende  Kaiser-Wilhelm-Kanal  ist 
an  die  Stelle  des  alten,  im  Auftrage  des  dänischen  Königs  Christian  VII. 
erbauten  Eiderkanals  getreten,  der  bei  einer  Wassertiefe  von  3,5  m  nur  sehr 
kleinen  Schiffen  die  Durchfahrt  gestattete.  Der  Bau  erfolgte  in  den  Jahren 
1887  bis  1895  und  erforderte  einen  Kostenaufwand  von  156  Millionen 
Mark.  Das  Kanalprofil  weist  bei  9  m  Tiefe  eine  Sohlenbreite  von  22  m,  eine 
Spiegelbreite  von  67  m  und  einen  wasserführenden  Querschnitt  von  413  qm 
auf.  Die  ganze  Länge  des  Kanals  beträgt  99  km.  Er  beginnt  an  der  Elbe 
3  km  stromaufwärts  von  Brunsbüttel,  führt  über  den  Kudensee  und  die 
25  m  hohe  Wasserscheide  zwischen  Elbe  und  Eider  bei  Grünenthal  zum 
Eiderbette,  folgt  dann  dem  Laufe  der  Untereider  bis  Rendsburg  und  geht 
jenseits  von  Rendsburg,  einige  Krümmungen  der  Übereider  abschneidend, 
durch  die  Obereiderscen  nach  der  Westseite  der  Kieler  Bucht,  in  die  er  bei 
Holtenau  einmündet.  An  bedeutenderen  Anlagen  sind  vorhanden:  je  eine 
Schleuse  zur  Ausgleichung  der  Flutschwankungen  an  den  beiden  Enden 
des  Kanals  bei  Brunsbüttel  und  Holtenau ,  zwei  Eisenbahnhochbrücken,  und 
zwar  eine  bei  Grünenthal  für  die  Linie  Neumünster-Heide  und  eine  bei 
Levensau  für  die  Linie  Kiel- Flensburg ,  je  eine  Eisenbahndrehbrücke  bei 
Taterpfahl  für  die  Linie  Elmshorn-Tondern  und  bei  Rendsburg-Osterrönfeld 
für  die  Linie  Neumünster-Schleswig,  eine  Straßendrehbrücke  bei  Rendsburg 
im  Zuge  der  Straße  von  Rendsburg  nach  Hohenwestedt  und  eine  Ponton- 
brücke bei  Holtenau  im  Zuge  der  Straße  Kiel-Holtenau. 

Der  Verkehr  im  Kanäle  hat  sich  im  Laufe  der  Jahre  sehr  günstig  ent- 
wickelt. In  der  Begründung  zu  dem  Entwürfe  des  Gesetzes  von  1886 
war  die  Zahl  der  im  Kanäle  voraussichtlich  jährlich  verkehrenden  Schiffe 
auf  18000  geschätzt  worden  (Archiv  1886.  S.  692).  Tatsächlich  benutzten 
den  Kanal  im  ersten  vollen  Jahre  seines  Bestehens  (1896)  19  660  Schiffe 
mit  1  848458  R.  T.  Netto-Raumgehalt.  Inzwischen  hat  sich  der  Schiffs- 
verkehr im  Kanäle  hinsichtlich  der  Zahl  der  Schiffe  ungefähr  um  zwei  Drittel 
gehoben,  hinsichtlich  des  Raumgehalts  aber  mehr  als  verdreifacht.  Es 
verkehrten : 

1002:  32010  Schiffe  mit  4573834  R.  T.  Netto-Raumgehalt, 
1903:  3203S       -        -    4090287  - 

1904:  32O23       -        -    5  270477  .... 
1005:  33  Uz       -•      -    5  700  949  " 

Dem  Anwachsen  des  Schiffsverkehrs  entsprechend  haben  sich  auch  die 
finanziellen  Ergebnisse  andauernd  gebessert.  Die  Gesamteinnahmen  betrugen 
im  Rechnungsjahre  189O  nur  1  016  855  Mark,  dagegen 
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im  Rechnungsjahre  1002:  2281764  Mark, 

IQ03 :  2  481  682  -  . 

1004:  2  650  720  -  . 

1005  :  2  872  869  -  , 

so  daß  allein  in  den  Jahren  von  1002  bis  1005  eine  Steigerung'  um 
591  105  Mark  oder  25.9  v.  H.  eingetreten  ist.  Iiis  zum  Jahre  1902  fanden 
die  fortdauernden  Betriebsausgaben,  auch  abgesehen  von  den  einmaligen 
Aufwendungen  für  Beschaffung  von  Schleppdampfern,  für  Errichtung  von 
Wasserschöpfwerken,  für  den  Bau  von  Beamtenwohnhäusern  usw.,  keine 
volle  Deckung  in  den  Betriebseinnahmen.  Vom  Jahre  1903  ab  sind  da- 
gegen regelmäßig  steigende  Uberschüsse  erzielt  worden.    Diese  beliefen  sich 

im  Rechnungsjahre  I9"3  auf:    57  824  Mark, 

i<K>4    -     202  622 
1905     -     310505     -  . 

Die  Festsetzung  des  Gebührentarifs  für  die  Benutzung  des  Kaiser- 
Wilhelm -Kanals  ist  durch  §  3  des  Gesetzes  vom  16.  März  1886  weiterer 
gesetzlicher  Regelung  vorbehalten,  bisher  aber  regelmäßig,  zuietzt  durch 
Gesetz  vom  20.  Mai  1902  (Reichs-Gesetzbl.  1002,  S.  107  fr.),  —  und  zwar 
jedesmal  für  mehrjährige  Fristen  —  dem  Kaiser  im  Einvernehmen  mit 
dem  Bundesrat  überlassen  worden.  Dieser  Weg  wurde  gewählt,  weil 
man  befürchtete,  daß  den  Tarifsätzen  bei  einer  Festlegung  im  Gesetze 
selbst  die  im  Interesse  sowohl  des  Verkehrs  wie  der  finanziellen  Er- 
gebnisse wünschenswerte  Beweglichkeit  genommen  werden  würde.  Ander- 
seits erhält  der  Reichstag  durch  die  geringe  Dauer  der  Fristen,  für  die  die 
Ermächtigung  erteilt  wird,  jedesmal  bei  den  Verhandlungen  über  eine 
Verlängerung  der  Frist  Gelegenheit,  die  bei  der  Tarifgestaltung  in 
Anwendung  gebrachten  Grundsatze  zu  prüfen  und  etwaige  Änderungen 
in  Anregung  zu  bringen.  Da  die  Frist,  für  die  letztmalig  die  Er- 
mächtigung erteilt  worden  war,  am  30.  September  igoj  abläuft,  ist 
vor  etlichen  Monaten  ein  neues  Gesetz  verabschiedet  worden,  durch 
das  die  der  Verwaltung  erteilte  Ermächtigung  abermals  auf  fünf  Jahre, 
d.  h.  bis  zum  30.  September  1912,  verlängert  worden  ist.  Daß  sich  das 
bei  der  Tariffestsetzung  eingeschlagene  Verfahren  bisher  gut  bewährt  hat, 
wurde  nicht  nur  bei  den  Reichstagsverhandlungen  über  die  neue  Frist- 
verlängerung allseitig  anerkannt,  sondern  dürfte  auch  aus  den  vorher  an- 
gegebenen Zahlen  über  die  Hebung  des  Schiffsverkehrs  im  Kanal  und  über 
die  günstige  Entwicklung  der  finanziellen  Ergebnisse  zur  Genüge  hervorgehen. 

Der  Kanal  ist  nunmehr  fast  an  der  Grenze  seiner  Leistungsfähigkeit 
angelangt.  Es  ist  daher  eine  wesentliche  Vergrößerung  des  Kanals  in 
Aussicht  genommen,  und  zu  diesem  Zwecke  in  einen  dritten  Ergänzungsetat 
zum  Reichshaushalts-Etat  für  das  Rechnungsjahr  1907  eine  erste  Rate  von 
15  Millionen  Mark  eingestellt  worden.  Über  die  Gründe,  die  die  Ver- 
größerung des  Kanals  erforderlich  machen,  und  über  Art  und  Umfang 
der  geplanten  Erweiterungsarbeiten  entnehmen  wir  der  dem  Entwürfe  zum 
Ergänzungsetat  beigegebenen  Denkschrift  die  nachstellenden  Einzelheiten. 

A.  Cründe  für  die  Erweiterung. 

Der  Kaiser -Wilhelm-Kanal  verfolgt  in  erster  Linie  den  Zweck,  den 
Schiffen  der  deutschen  Kriegsflotte  die  Durchfahrt  und  damit  eine  Ver- 
einigung und  ein  Zusammenwirken  der  an  der  Ostsee  und  an  der  Nordsee 
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stationierten  Teile  der  Flotte  in  jedem  der  beiden  Meere  zu  ermöglichen 
und  eine  wirksame  Verteidigung  der  deutschen  Seeküsten  mit  den  vor- 
handenen Kräften  zu  gewahrleisten.  Auf  der  anderen  Seite  soll  er  der 
Förderung  der  Handelsschiffahrt  dienen,  indem  er  den  Weg  zwischen  der 
Nord-  und  der  Ostsee  abkürzt  und  die  nicht  ungefährliche  Fahrt  um  das 
Kap  Skagen  entbehrlich  macht. 

Hei  den  Vorarbeiten  für  den  ersten  Entwurf  in  den  Jahren  1880  bis 
1886  glaubte  man  für  den  Kanalverkehr  auf  absehbare  Zeit  mit  Schiffen 
von  höchstens  145  m  Länge,  22  m  Breite  und  8,<  m  Tiefgang  rechnen  zu 
müssen.  Handelsdampfer  von  größeren  Abmessungen  wurden  für  den 
Verkehr  zwischen  Nord-  und  Ostsee  und  demgemäß  für  die  Kanaldurch- 
fahrt nicht  in  Betracht  gezogen.  Man  bestimmte  demnach  die  Schleusen 
zu  einer  Länge  von  150m,  zu  einer  Breite  von  25  m  und  zu  einer  Tiefe 
von  10  m  in  Brunsbüttel  und  o,<>  m  in  Holtenau.  Die  Maße  des  Kanal- 
profils sind  bereits  oben  angegeben.  Diese  Größenabmessungen  waren 
zunächst  auch  ausreichend.  Seit  1004  hat  man  nun  die  Beobachtung 
machen  müssen,  daß  Schiffe  mit  einem  Tiefgange  von  8  m  und  darüber 
den  Kanal  nur  noch  in  geringerer  Zahl  aufgesucht  haben,  anscheinend 
deshalb,  weil  die  Durchfahrt  für  sie  beschwerlicher  wird.  Die  starke  Zu- 
nahme des  Verkehrs  beginnt  nämlich,  die  Schnelligkeit  der  Durchfahrt  zu 
beeinträchtigen,  und  für  die  Aufrechterhaltung  der  Sicherheit  werden  die 
gegenwärtigen  Abmessungen  zu  eng.  Die  Gesamtzahl  der  in  Weichen,  vor 
Drehbrücken  oder  sonstwie  im  Kanal  angehaltenen  Seeschiffe  ist  fortgesetzt 
im  Steigen  begriffen.  Dabei  ist  das  Warten  vor  den  Drehbrücken,  nament- 
lich für  größere  Schiffe  und  bei  Nacht  und  schlechtem  Wetter,  mit  nicht 
unerheblichen  Gefahren  verknüpft.  Die  schwersten  Dalben,  die  kräftigsten 
Leitwerke  würden  durch  die  Wucht  eines  nur  mittelgroßen  anfahrenden 
Dampfers  zersplittern.  Selbst  die  starken  Pfeiler  der  Eisenbahnbrücken 
halten,  wie  ein  Unglücksfall  an  der  Eisenbahndrehbrücke  bei  Rendsburg 
im  Jahre  1006  gezeigt  hat,  vor  dem  Anpralle  nicht  stand.  Hieraus  geht 
schon  für  den  gegenwärtigen  Verkehr  hervor,  daß  die  derzeitigen  Ein- 
richtungen des  Kanals  zur  Bewältigung  des  Verkehrs  auf  die  Dauer  nicht 
mehr  ausreichen. 

Dazu  kommt  nun  aber  noch,  daß  seit  der  Erbauung  des  Kanals  der 
Schiffsbau  eine  ungeahnte  Entwicklung  genommen  hat.  Die  Größenverhält- 
nisse der  Schiffe  sind  fortdauernd  gewachsen  und  übertreffen  nach  Länge. 
Breite  und  Tiefe  schon  jetzt  weit  die  früheren  Annahmen.  Namentlich 
hat.  was  für  den  Kanal  besonders  in  Betracht  kommt,  der  Tiefgang  der 
Schiffe  ständig  zugenommen.  In  den  letzten  Jahren  ist  ein  geradezu 
sprunghaftes  Emporschnellen  des  Deplacements  sowohl  bei  den  Kriegs- 
schiffen wie  bei  den  Handelsschiffen  zu  verzeichnen  gewesen.  Der  Wett- 
kampf der  Staaten.  Reedereien  und  Handelsgesellschaften  hat  im  Vereine 
mit  den  Fortschritten  der  Technik  zu  Schiffsgrößen  geführt,  die  früher 
kaum  für  möglich  gehalten  wurden.  Welche  gewaltigen  Abmessungen  die 
großen  Ozeandampfer  der  Neuzeit  besitzen,  ist  unsern  Lesern  aus  den  Auf- 
sätzen über  den  Norddeutschen  Lloyd  in  Bremen  und  über  den  Vulcan  in 
Stettin-Bredow  in  den  Nrn.  0  und  7  des  laufenden  Jahrgangs  hinreichend 
bekannt.  Dabei  dauert  diese  Bewegung  im  Schiffsbau  noch  fort,  und 
alle  Anzeichen  sprechen  dafür,  daß  sie  auch  weiterhin  anhalten  wird. 

Die  großen  Schnelldampfer  nehmen  schon  jetzt  eine  Grundfläche  ein. 
die  größer  ist  als  eine  Schleusenkammer  des  Kanals  in  ihrer  gegenwärtigen 
Gestalt.  Die  bis  zum  Jahre  1005  einschließlich  gebauten  Linienschiffe  der 
Klassen  »Braunschweig«  und  .»Deutschland«  stehen  mit  ihren  Abmessungen 
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gerade  an  der  Grenze,  die  noch  eine  Durchfahrt  durch  den  Kanal  gestattet. 
Alle  Neubauten  von  Linienschiffen  und  großen  Kreuzern  der  Rechnungsjahre 
iqoö  und  1007  können  dagegen  nicht  mehr  durchgebracht  werden.  Bei 
der  unbestrittenen  hohen  strategischen  Bedeutung  des  Kaiser  -  Wilhelm- 
Kanals  muß  aber  der  Flotte  auch  in  Zukunft  die  Möglichkeit  einer  sicheren 
und  schnellen  Durchfahrt  für  alle  Schiffe  erhalten  bleiben.  Außerdem  ist 
es  von  Wichtigkeit,  daß  der  Kanal  für  die  im  Kriegsfall  als  Hilfs- 
schiffe ausersehenen  Handelsschiffe  benutzbar  ist.  Da  für  diesen  Zweck- 
gerade  die  größten  und  schnellsten  unserer  Handclsdampfer  herangezogen 
werden  müssen,  ist  es  nicht  mehr  angängig,  bei  den  Abmessungen  des 
Kanals  die  Größenverhältnisse  der  großen  Ozeandampfer  unberücksichtigt 
zu  lassen,  obwohl  diese  für  den  Handelsverkehr  zwischen  Nord-  und  Ostsee 
an  sich  nicht  in  Betracht  kommen. 

Aber  nicht  nur  die  Zwecke  der  Kriegsmarine,  sondern  auch  die  Rück- 
sichten auf  die  den  Nord  -  Ostseeverkehr  vermittelnde  Handelsflotte  machen 
eine  Vergrößerung  des  Kaiser-Wilhelm-Kanals  notwendig  und  außerordentlich 
dringlich.  Der  überhandnehmende  Aufenthalt  in  den  Weichen  und  vor 
den  Drehbrücken,  die  mehr  und  mehr  zunehmende  Erschwerung  der  Durch- 
fahrt und  andere  aus  dem  bisherigen  Profile  sich  ergebende  Hindernisse 
fangen  an.  den  durch  den  Kanal  fahrenden  Handelsschiffen  derartig  hinderlich 
zu  werden,  daß  durchgreifende  Verbesserungen  unaufschieblich  erscheinen. 

B.  Art  und  Umfang  der  geplanten  Erweiterungsarbeiten. 

Bei  den  Vorarbeiten  für  den  Entwurf  zu  dem  Erweiterungsbau  ist 
man  in  erster  Linie  davon  ausgegangen .  daß  der  Kanal  künftig  nicht  nur 
für  die  größten  Schiffe  der  Kriegsflotte  ausreichen .  sondern  auch  den 
größten  Handelsschiffen  die  Durchfahrt  gestatten  müsse,  und  daß  durch 
die  jetzt  auszuführende  Vergrößerung  ein  Werk  zu  schaffen  sei,  das  allen 
nach  menschlicher  Voraussicht  für  die  Zukunft  zu  erwartenden  Fortschritten 
des  Schiffsbaues  zu  genügen  habe.  Dies  gilt  namentlich  für  solche  Bau- 
werke, deren  spätere  Erweiterung  ausgeschlossen  ist,  also  besonders  für 
die  Schleusen  und  für  die  Brücken.  Im  einzelnen  sind  die  nachstehenden 
Erweiterungsarbeiten  geplant. 

Die  bisherige  Kanal linic  soll,  um  die  Kosten  nicht  allzusehr  zu 
steigern,  im  allgemeinen  beibehalten  werden.  Nur  auf  zwei  Strecken,  in 
den  Obereidersecn  und  auf  der  Strecke  zwischen  Levensau  und  Holtenau, 
ist  zur  Beseitigung  gefährlicher  Krümmungen  die  Herstellung  neuer  Linien 
vorgesehen.  Diese  Linicnverlegungen  sind  unvermeidlich.  Die  Linie  in  den 
Obereiderseen  hat  seit  Bestehen  des  Kanals  Mängel  aufgewiesen.  Die 
hohe  Lage  der  Ufer  beeinträchtigt  in  der  Krümmung  die  Übersicht  über  die 
Strecke,  so  daß  es  schwierig  ist,  die  Fahrt  entgegenkommender  Dampfer 
zu  beurteilen.  Ebenso  ungünstig  ist  die  Strecke  zwischen  der  Levensauer 
Brücke  und  der  Holtenauer  Schleuse.  Durch  die  dort  vorhandenen  scharfen 
Krümmungen  von  nur  1200m  Halbmesser  können  die  neueren  langen  Dampfer 
nicht  mit  Sicherheit  hindurchgebracht  werden.  Rücksichten  auf  die  Sicher- 
heit des  Schiffsverkehrs  erheischen  dringend  die  Beseitigung  solcher 
Krümmungen.  Die  kleinsten  Krümmungen  sollen  nach  dem  Erweiterungsplan 
einen  Halbmesser  von  1800  m  erhalten.  Außerdem  wird  beabsichtigt,  auf 
beiden  Seiten  der  Levensauer  Brücke,  deren  Durchfahrtprofil  für  große 
Dampfer  nur  38  m  breit  ist.  der  Kanalstrecke  einen  geradlinigen  Verlauf 
zu  geben.  Auch  soll  den  vom  Westen  anlaufenden  Schiffen  ein  freier 
Uberblick  über  den  Holtenauer  Binnenhafen  und  seine  Schleusen  ermöglicht 
werden. 
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Das  Kanalprofil  wird  nach  dem  Entwurf  eine  Tiefe  von  Ii  m 
(bisher  g  m)  unter  Kanalmittclwasser  und  in  dieser  Tiefe  eine  Sohlenbreite 
von  44  m  (bisher  22  m)  erhalten.  Dadurch  wird  die  Spiegelbreite  von  0; 
auf  101,7;  m  und  der  wasserführende  Querschnitt  von  413  auf  825  qm  er- 
höht werden.  Bei  diesen  Abmessungen  können  auch  die  vorhandenen  beiden 
Hochbrücken  in  Grünenthal  und  Levensau  trotz  ihrer  geringen  Fundament- 
tiefe stehen  bleiben.  Sollte  spater  eine  nochmalige  Vergrößerung  not- 
wendig werden,  so  kann  das  Kanalprofil  ohne  Schwierigkeiten  und  ohne 
erhebliche  Mehrkosten  bis  auf  13,5  und  14  m  weiter  vertieft  werden.  In 
diesem  Falle  müßten  jedoch  die  beiden  Hochbrücken  durch  neue  ersetzt 
werden. 

Die  Ausweichen  im  Kanäle  sollen  zur  Sicherung  und  Beschleunigung 
des  Schiffsverkehrs  erheblich  vermehrt  und  in  Zwischenräumen  von  etwa 
10  zu  10  km  angelegt  werden.  Diese  Anordnung  der  Ausweichen  bildet 
nach  den  im  Kanalvcrkehre  gemachten  Erfahrungen  das  zur  Erleichterung 
der  Schiffahrt  unbedingt  notwendige  Mindestmaß  und  bleibt  hinter  anderen 
Seekanälen  noch  weit  zurück.  So  betragen  z.  B.  die  Entfernungen  zwischen 
den  Ausweichen  am  Sue/.kanale  nur  etwa  je  5  km.  Von  den  Ausweichen 
werden  vier  zu  Wendestellen  ausgebaut  werden.  Die  Wendestellen  sollen 
einer  in  den  Kanal  eingelaufenen  Flotte  die  Möglichkeit  gewähren,  in  kurzer 
Zeit  zum  Ausgangspunkte  zurückzukehren.  Das  Vorhandensein  mehrerer 
Wendestcllen  hat  sich  schon  seit  Inbetriebnahme  des  Kanals  als  dringend 
nötig  herausgestellt.  Es  sind  deshalb  schon  aus  laufenden  Mitteln  einzelne 
Weichen  zu  Wcndestellen  ausgebaut  worden.  Diese  genügen  jedoch  auf  die 
Dauer  weder  nach  der  Zahl  noch  nach  den  Abmessungen.  In  gewöhnlichen 
Weichen  wird  die  Sohlenbreite  134  m,  die  Wasserspiegclbreite  190  m  be- 
tragen. Diese  Abmessungen  werden  in  den  zu  Wendestellen  ausgebauten 
Weichen  bei  1100  m  Länge  auf  104  m  Sohlenbrcite  und  220  m  Wasser- 
spiegelbreite steigen.  Daran  soll  sich  alsdann  ein  Wendekreis  von  300  m 
Durchmesser  in  der  Sohle  anschließen. 

Die  Schleusen  in  Brunsbüttel  und  Holtenau  sollen,  um  Schiffen 
bis  zu  300  m  Länge  und  entsprechender  Breite  die  Durchfahrt  zu  gestatten, 
eine  Länge  zwischen  den  Toren  von  330  m  (bisher  150  in),  eine  Breite  von 
45  m  (bisher  25  m)  und  eine  Tiefe  unter  mittlerem  Kanalwasserstande  — 
gleich  mittlerem  Ostseewasserstande  —  von  13,77  m  (bisher  10  und  9.«.  nn 
erhalten.  Die  Schleusen  werden  also  selbst  bei  verhältnismäßig  niederem 
Wasserstande  noch  eine  Tiefe  von  12  m  haben.  Diese  Tiefe  wird  dem 
voraussichtlichen  Bedürfnisse  der  größten  Kriegs-  und  Handelsschiffe  ge- 
nügen. Die  neuen  Seeschleusen  werden  durch  die  angegebenen  Abmessungen 
auch  für  die  Schiffsbauwerften  an  der  Ostsee  Bedeutung  gewinnen,  weil 
der  Kaiser -Wilhelm  -  Kanal  mit  seinen  vergrößerten  Schleusen  die  Uber- 
fuhrung  der  großen  Dampfer  nach  der  Nordsee  erleichtern  wird. 

Die  Eisen  bahn  hoch  brücken  bei  Grünen  thal  und  Levensau, 
die  in  42  m  Höhe  über  dem  mittleren  Kanalwasserstand  ein  Durchfahrt- 
profil  von  74  m  Breite  in  Grüncnthal  und  von  38  m  Breite  in  Levensau 
frei  lassen,  sollen  unverändert  bleiben.  Nur  werden,  um  das  neue  Kanal- 
profil von  44  m  Breite  in  der  Sohle  unter  den  Brücken  durchführen  zu 
können,  die  Kanalböschungen  steiler  als  jetzt  angelegt  werden.  Dies  ist 
ohne  Benachteiligung  der  Sicherheit  der  Brückenfundamente  durch  sach- 
gemäße Befestigung  der  Böschungen  möglich. 

Die  Eisenbahndrehbrücken  bei  Taterpfahl  und  Rendsburg 
und  die  Pontonbrücke  bei  Holtenau  sollen  durch  drei  neue  Hoch- 
brücken ersetzt  werden.    Die  Eisenbahnüberführungen  bei  Taterpfahl  und 
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Rendsburg  erfolgen  zur  Zeit  durch  Drehbrücken,  für  welche  die  Eisenbahn- 
vcrwaltung  das  Vorwegerecht  besitzt.  Eine  solche  Art  der  Verkehrs- 
kreuzung entspricht  nicht  mehr  den  heutigen  im  Verkehre  maßgebenden 
Anschauungen.  Wo  sich  zwei  wichtige  Verkehrswege  kreuzen,  muß  die 
Kreuzung  so  ausgeführt  werden,  daß  gegenseitige  Störungen  ausgeschlossen 
sind.  Die  Drehbrucken  bei  Taterpfahl  und  Rendsburg  haben  seit  Inbetrieb- 
nahme des  Kanals  fortgesetzt  die  (Juelle  von  Übelständen  verschiedenster 
Art  gebildet,  die  mit  dem  Anwachsen  des  Verkehrs  auf  dem  Kanäle  sowohl 
wie  auf  den  Eisenbahnen  unerträglich  zu  werden  drohen.  Häufig  müssen 
Schiffe  vor  den  Drehbrücken  eine  halbe  Stunde  und  länger  warten,  was 
nicht  nur  einen  meist  nicht  wieder  einzubringenden  Zeitverlust  bedeutet, 
sondern  auch,  wie  schon  vorher  erörtert  worden  ist.  beträchtliche  Gefahren 
in  sich  birgt.  An  die  neuen  Eisenbahnhochbrücken  müssen  sich  auf  beiden 
Seiten  längere  Rampen  anschließen.  Die  Höhenlage  der  Rampen  bedingt 
auf  der  Linie  Elmshorn- Tondern  (bei  Taterpfahl)  die  Verlegung  der  Bahn- 
höfe St.  Margarethen  und  Eddelak.  Auf  der  Linie  Neumünster-Schleswig 
(bei  Rendsburg)  muß  der  Bahnhof  Üstcrrönfeld  eingehen,  weil  dort  die 
Rampenhöhe  30  m  betragen  wird. 

Die  Beibehaltung  der  Pontonbrücke  bei  Holtenau  ist  schon  deshalb  nicht 
möglich,  weil  die  Wasserfläche  des  erweiterten  Kanals  zu  breit  sein  würde. 
Auch  eine  Drehbrücke  kann  hier  nicht  in  Erage  kommen,  weil  der  lebhafte 
Verkehr  der  Schifte  vor  der  Schleuse  zu  stundenlangen  Unterbrechungen 
des  Landverkehrs  führen  müßte.  Da  ferner  die  örtlichen  Verhältnisse  so 
günstig  sind,  daß  die  Kosten  einer  Hochbrücke  die  einer  Drehbrücke  nicht 
wesentlich  übersteigen  werden,  ist  für  diese  Stelle  ebenfalls  eine  Hochbrücke 
gewählt  worden. 

Die  Fundamente  der  neuen  drei  Hochbrücken  werden  von  vornherein  in 
solche  Tiefe  gelegt  werden,  daß  sie  auch  bei  einer  weiteren  Vertiefung  des 
Kanalprohls  auf  13.5  bis  14  m  noch  ausreichen,  ohne  daß  —  wie  bei  den 
jetzt  vorhandenen  Hochbrücken  —  ein  Umbau  erforderlich  wird. 

Die  Straßendrehbrücke  bei  Rendsburg,  die  zugleich  zur  Auf- 
nahme der  Kleinbahn  Rendsburg  Hohenwcstedt  dient,  bildet  ein  geringeres 
Verkehrshindernis  für  den  Kanalbetrieb,  da  hier  das  Vorwegerecht  dem 
SchifTsverkehre  zusteht.  Eine  Hochbrücke  würde  an  dieser  Stelle  großen 
Konstruktionsschwierigkeiten  begegnen,  weil  die  Brückenbahn  etwa  43  m 
über  dem  Kanal  und  35  m  über  dem  Gelände  liegen  müßte,  und  dadurch  die 
Ausbildung  langer,  den  Personen-  und  Fuhrwerksverkehr  sehr  erschwerender 
Zufahrtrampen  erforderlich  werden  würde.  Es  ist  daher  hier  an  Stelle  der 
bisherigen  Straßendrehbrücke  eine  neue  Drehbrücke  vorgesehen. 

Die  Käh  ran  lagen  am  Kanäle  bedürfen  dringend  der  Verbesserung, 
um  den  Wünschen  der  Anwohner  zu  genügen.  Bei  Brunsbüttel  ist  die 
Errichtung  einer  Dampf  fähre  beabsichtigt.  Außerdem  ist  dort  zur  Be- 
schleunigung und  Erleichterung  der  Personenbeförderung  die  Einstellung 
einer  Motorbarkasse  in  Aussicht  genommen.  Auch  bei  den  übrigen  Fähren 
sollen  die  nach  Lage  der  örtlichen  Verhältnisse  und  nach  Maßgabe  des 
Verkehrs  erforderlichen  Verbesserungen  durchgeführt  werden. 

Infolge  der  Kanalverbreiterung  müssen  zahlreiche  kleinere  Bauwerke 
am  Kanäle  verändert  werden.  U.  a.  sind  im  ganzen  dreizehn  Schiftahrts- 
oder  Entwässerungsschleusen  zu  beseitigen  und  durch  neue  Bauwerke  in 
der  künftigen  Uferlinie  zu  ersetzen,  sowie  sieben  Lösch-  und  Ladeplätze 
zurückzulegen.  Der  Schleusenneubau  bei  Brunsbuttel  bedingt  die  Verlegung 
einer  Anzahl  der  dort  vom  Reiche  und  vom  Spar-  und  Bauvereine  des 
Kaiser -Wilhelm  -  Kanals  erbauten  Familienhäuser  für  Beamte  und  Arbeiter 
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der  Kanalverwaltung.  Außerdem  bedürfen  die  Beleuchtungsanlage  (vgl. 
Archiv  1804,  S.  348.  und  1805.  S.  408  ff.),  die  Wasserleitung  und  die  Werft 
in  Saatsee  baulicher  V  eränderungen.  In  Holtenau  ist  infolge  des  Schleusen- 
neubaues der  Kohlcnhof  der  Kaiserlichen  Marine  teilweise  zu  verlegen  und 
neu  auszubauen. 

Der  Kanal  hat  seit  seiner  Anlegung  auch  der  Entwässerung  an- 
liegender Grundstücke  gedient.  Dazu  mußte  der  Kanalwasserstand  zeitweilig 
gesenkt  werden.  Die  hierbei  zutage  getretenen  Mißstände  haben  den 
Wunsch  nahegelegt,  die  Entwässerung  der  Niederungen  am  Kanäle  dem- 
nächst so  einzurichten,  daß  sie  von  der  Hohe  des  Kanalwasserspicgels 
unabhängig  wird,  und  daß  eine  Senkung  des  Wasserspiegels  zu  landwirt- 
schaftlichen Zwecken  künftig  nicht  mehr  nötig  ist.  Daneben  sind  auch 
sonstige  Verbesserungen  auf  dem  Gebiete  der  Landesmelioration  beab- 
sichtigt. 

Der  Stadt  Kiel  soll  Gelegenheit  gegeben  werden,  westlich  von  der  neu 
zu  erbauenden  Hochbrücke  bei  Holtenau  einen  Handelshafen  für  den 
nördlichen  Stadtteil  anzulegen,  Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  hierüber 
seitens  des  Reichs  mit  der  Stadt  zu  führenden  Unterhandlungen  zu  einem 
für  beide  Teile  annehmbaren  Ergebnisse  gelangen,  ist  in  Aussicht  genommen, 
der  Stadt  bei  Anlegung  des  Hafens  durch  Übernahme  der  Kosten  für  die 
Erdarbeiten  auf  Keichsmittel  entgegenzukommen. 

Die  Bauausführung,  für  die  auf  eine  Zeit  von  7  bis  8  Jahren  ge- 
rechnet wird,  soll  so  erfolgen,  daß  während  des  Baues  Betriebsunter- 
brechungen nach  Möglichkeit  vermieden  werden.  Die  Gesamtkosten  sind 
auf  223  Millionen  Mark  veranschlagt,  also  auf  07  Millionen  Mark  höher 
als  die  Kosten  der  erstmaligen  Herstellung  des  Kanals.  Wie  sich  die  An- 
lagekosten auf  die  einzelnen  Arbeiten  usw.  verteilen,  ergibt  sich  aus  der 
nachfolgenden  Zusammenstellung.  Dabei  sind  vergleichsweise  den  be- 
treffenden Zahlen  diejenigen  Beträge,  die  für  die  gleichartigen  Zwecke 
bei  dem  ersten  Ausbau  des  Kanals  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1886  er- 
forderlich waren,  in  Klammern  hinzugefügt.  Es  sollen  aufgewendet 
werden  für: 


I. 

Grunderwerb  und  Nutzungs- 

I  I  20O  (HU)  M. 

( 

()  900  000  M.), 

2. 

Erd-  und  Baggerarbeiten... 

7980«  »ODO  - 

70900000  -  ). 

3- 

Befestigung   der   Ufer  und 

4  700  noo  - 

( 

7  200  000  -  \ 

4- 

Hafen  -    und  Schleusenbau- 

68  750  000  - 

( 

36  250  OOO  -  1. 

5- 

Eisenbahn-     und  Straßen- 

kreuzungen und  Fähren.... 

36000000  - 

1 

6  700  000  -  ), 

0. 

(100000  - 

( 

1  300  000  -  ). 

7- 

Werkstätten    und  Betriebs- 

mittel   

I  500  000  - 

2  250  OOO  -  >. 

8. 

2000000  - 

( 

I  OOO  OOO   -  1. 

0. 

Bau  Verwaltung.  Arbeiterwohl- 

fahrtseinrichtungen und  Ins- 

20500000  -  1. 

17550000  - 

( 

zusammen  .... 

223  OOO  noo  M. 

(156  000  000  M.i. 

Es  sind  nicht  weniger  als  09  750  000  cbm  Boden,  gegen  64  (xx>  000  cbm 
beim  ursprünglichen  Kanalbau,  auszuheben.  Die  für  die  Kanalerweiterung 
anzukaufenden    Grundstücke    haben    einen    Flächeninhalt    von  zusammen 
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2300  ha;  durchschnittlich  werden  voraussichtlich  4000  Mark  für  ein  Hektar 
gezahlt  werden  müssen.  Schon  aus  diesen  Zahlen  kann  man  ungefähr 
darauf  schließen,  welch  gewaltiges  Unternehmen  mit  der  geplanten  Er- 
weiterung des  Kaiser- Wilhelm  -  Kanals  in  Angriff  genommen  wird,  und 
welche  erhebliche  Arbeit  schon  jetzt  durch  die  Vorarbeiten,  die  Auf- 
stellung der  Anschläge,  die  Ausarbeitung  der  Baupläne  usw.,  geleistet 
worden  ist. 

Der  für  das  Rechnungsjahr  1907  bewilligte  erste  Betrag  von  15  Millionen 
Mark  soll  in  der  Hauptsache  für  Zwecke  des  Grunderwerbs  und  für 
Nutzungsentschädigungen,  für  den  Ersatz  der  Eamilicnhäuser  usw.,  sowie 
für  Ausarbeitung  der  Einzelentwürfe  und  sonstige  Vorbereitungen ,  ein- 
schließlich der  Einrichtungen  zur  Fürsorge  für  die  Arbeiter,  verwendet 
werden. 

Die  nach  Vollendung  der  Kanalerweitcrung  eintretende  Erhöhung  der 
laufenden  Betriebsausgaben  wird  nach  überschläglicher  Schätzung  den  Betrag 
von  400000  Mark  nicht  übersteigen.  Diese  Summe  würde  also  schon  in 
den  gegenwärtigen  Uberschüssen  der  Betriebseinnahmen  über  die  fort- 
dauernden Betriebsausgaben  ungefähr  Deckung  finden. 

Bei  der  ersten  und  zweiten  Lesung  des  die  Kanalerweiterung  betreffenden 
Ergänzungsetats  am  2.  und  7.  Mai  herrschte  im  Reichstage  allseitige  Uber- 
einstimmung darüber,  daß  die  geplante  Bauausführung  trotz  der  bedeutenden 
Kosten  unabweisbar  notwendig  sei.  Von  einer  Seite  wurde  lebhaft  ein  anderer 
Plan,  nämlich  der  Bau  eines  in  Eckernförde  auslaufenden  Parallclkanals  nach 
dem  Entwürfe  von  Hermann  Petersen-Möhlhorst,  empfohlen.  Auch  in  den 
Beratungen  der  Kommission  für  den  Reichshaushalts- Etat  nahmen  die  Er- 
örterungen über  diesen  Plan  einen  breiten  Raum  ein.  Nachdem  aber  darauf 
hingewiesen  worden  war,  daß  es  sich  bei  diesem  Plane  keineswegs  um 
etwas  Neues  handle,  vielmehr  alle  darin  enthaltenen  Gesichtspunkte  schon 
vor  dem  Jahre  1886  eingehend  geprüft  worden  seien,  daß  es  ferner  als  ein 
Grundmangcl  anzusehen  sei,  wenn  der  Kanal  nicht  bei  Kiel,  sondern  bei 
Eckernförde  endige,  und  daß  schließlich  die  Ausführung  teurer  werden 
würde,  als  die  Ausgestaltung  des  Kaiser- Wilhelm-Kanals  nach  der  Vorlage, 
nahm  man  von  weiteren  Erörterungen  darüber  Abstand.  Ferner  wurde 
die  Frage  aufgeworfen,  ob  nicht  Veranlassung  vorliege,  von  einzelnen 
Bundesstaaten,  und  zwar  von  Preußen  oder  Hamburg,  besondere  Beitrags- 
leistungen zu  den  Kosten  des  Erweiterungsbaues  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Bei  der  erstmaligen  Bauausführung  war  nämlich  von  Preußen  im  Jahre  1886 
im  voraus  zu  den  Herstellungskosten  ein  Beitrag  von  50  Millionen  Mark 
unter  Verzicht  auf  jede  Verzinsung  gezahlt  worden,  so  daß  damals  auf 
das  Reich  nur  100  Millionen  Mark  Kosten  entfielen.  Man  kam  aber  zu 
dem  Ergebnisse,  daß  jetzt  die  Heranziehung  eines  der  beiden  Bundesstaaten 
zu  den  Kosten  des  geplanten  Erweiterungsbaues  in  keiner  Weise  gerecht- 
fertigt erscheinen  könne .  weil  die  Verbesserungen .  die  erreicht  werden 
sollten,  weder  durch  das  Interesse  von  Preußen  noch  von  Hamburg  gefordert 
würden. 

Schließlich  wurden  noch  von  verschiedenen  Seiten  Wünsche  dahin  aus- 
gesprochen, daß  bei  den  bevorstehenden  Arbeiten  in  erster  Linie  die 
heimische,  möglichst  auch  die  süddeutsche  Industrie  und  die  deutsche 
Arbeiterschaft  berücksichtigt,  und  bei  der  Ausführung  des  Unternehmens 
besonderer  Wert  auf  die  Förderung  sozialpolitischer  Einrichtungen  ge- 
legt werden  möchte.  Diesen  Wünschen  sicherte  der  Vertreter  der  ver- 
bündeten Regierungen  bereitwilligst  Erfüllung  zu,  indem  er  u.  a.  ausführte. 
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es  sei  ein  berechtigter  Anspruch,  an  dem  großen  nationalen  Werke,  das 
jetzt  in  Angriff  genommen  werden  solle,  zunächst  und  vorzugsweise  die 
deutsche  Industrie  und  die  deutsche  Arbeitskraft  zu  beteiligen,  und  es 
werde  ferner  eine  der  vornehmsten  Aufgaben  der  Behörden  sein,  die  bei 
dem  Werke  zusammenströmenden  großen  Arbeitcrmassen  angemessen  unter- 
zubringen, ihre  Lohnverhältnisse  gerecht  zu  regeln,  für  die  Erhaltung  ihrer 
Gesundheit,  für  ihre  Wohlfahrt  in  Krankheitsfällen  zu  sorgen  und  sie 
während  ihrer  Arbeitsleistung  vor  den  Gefahren  des  Betriebs  zu  schützen. 

Möge  das  Unternehmen,  das  nach  Umfang  und  Kostenaufwand  nicht 
erheblich  hinter  der  ersten  Anlage  zurückbleibt,  ohne  Störungen  zu  Ende 
geführt  werden,  möge  der  Kanal  nach  der  Erweiterung  in  erhöhtem  Matie 
zum  Blühen  und  Gedeihen  unserer  Ostseehäfen  beitragen  und  unserem 
Yatcrlande  zum  Segen  gereichen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  Eisenbahnen  der  Erde  am  Schlüsse  des  Jahres  1905. 
Nach  einer  im  »Archiv  für  Eisenbahnwesen«,  wie  alljährlich,  veröffent- 
lichten Zusammenstellung  über  die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  der 
Erde  war  der  Gesamtumfang  der  Eisenbahnen  der  Erde  am  Ende  des 
Jahres  1905  auf  905695  km  gestiegen,  gegen  886313  km  am  Ende  des 
Jahres  um »4  (vgl.  Archiv  1906,  S.  430  431).  Die  Bautätigkeit  war  geringer  als 
im  Jahre  1904;  denn  der  Zuwachs  an  neuen  Eisenbahnen  betrug  nur 
20150  km  oder  über  5000  km  weniger  als  im  Vorjahre.  Die  Bautätigkeit 
blieb  im  Vergleiche  zum  Jahre  1904  mit  mehr  als  2000  km  namentlich 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zurück.  Starke  Fortschritte 
im  Eisenbahnbau  haben  dagegen  besonders  China.  Japan.  Korea  und 
Ostindien  aufzuweisen.  In  Europa  wurden  nicht  ganz  4000  km  neuer 
Eisenbahnen  eröffnet,  davon  in  Deutschland  (ji^  km  (in  Preußen  allein 
718  km).  in  Osterreich  -  Ungarn  750  km.  in  Frankreich  093  km,  in  Groß- 
britannien und  Irland  dagegen  nur  150  km.  In  bezug  auf  Afrika  ist  die 
erfreuliche  Tatsache  hervorzuheben,  daß  die  Bahnen  der  deutschen  Kolonien 
sich  von  888  auf  1351  km,  also  um  463  km,  vermehrt  haben,  hauptsächlich 
durch  den  Bau  der  Otavibahn  in  Deutsch -Südwestafrika. 

Von  den  fünf  Erdteilen  besitzt  nach  wie  vor  die  meisten  Eisenbahnen 
Amerika,  dessen  Netz  460196  km,  darunter  in  den  Vereinigten  Staaten 
einschließlich  Alaska  351503  km,  umfaßt.  In  Europa  sind  309303  km. 
in  Asien  81  421  km.  in  Australien  2800g  km  und  m  Afrika  26616  km 
Eisenbahnen  vorhanden.  Auch  in  der  Reihenfolge  der  einzelnen,  am  besten  mit 
Eisenbahnen  ausgestatteten  Länder  hat  sich  im  Jahre  1005  nichts  geändert. 
Auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  ihren  351  503  km  folgen  in 
ziemlich  weitem  Abstände  Deutschland  mit  56477  km.  das  europäische 
Rußland  mit  54074  km,  Frankreich  mit  46466  km,  Britisch-Ostindien  mit 
40045  km.  Österreich  -  Ungarn  mit  39018  km,  Großbritannien  und  Irland 
mit  3'»  447  km,  Uanada  mit  33  147  km.  Argentinien  mit  19  071  km,  Mexiko 
mit  10678km.    Brasilien  mit  16805  km.    Italien  mit  16284km,  Spanien 
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mit  14430  km  und  Schweden  mit  12084  km.  Die  übrigen  Länder  besitzen 
weniger  als  10  000  km  Kisenbahnen. 

Nach  dem  Verhältnisse  des  Eisenbahnnetzes  zum  Flächeninhalte  des 
Landes  steht  Belgien  mit  24/.  km  Kisenbahnlänge  auf  je  100  qkm  Flächen- 
inhalt immer  noch  an  der  Spitze.  Es  schließen  sich  an  Sachsen  mit 
19,11  km,  Baden  mit  14,3  km,  Elsaß-Lothringen  mit  13,-1  km.  Großbritannien 
und  Irland  mit  Ii,*  km,  die  Schweiz  mit  10,1  km,  Württemberg  mit 
10.:  km,  Bayern  mit  t>,«(  km  und  Preußen  mit  9,*  km  auf  je  100  qkm.  In 
den  Ländern  der  außereuropäischen  Erdteile  stellt  sich  dieses  Verhältnis 
wesentlich  ungünstiger,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  einschließ- 
lich Alaska  z.  B.  nur  auf  3.*  km  und  ohne  Berücksichtigung  Alaskas  auf 
4,5  km  für  je  100  qkm. 

Im  Verhältnisse  zur  Bevölkerungszahl  besitzt  die  meisten  Eisenbahnen 
die  sehr  dünn  bevölkerte  australische  Kolonie  Queensland,  in  der  auf  je 
10  000  Einwohner  105,,,  km  Eisenbahnlänge  entfallen.  Auch  bei  den  übrigen 
australischen  Kolonien  ist  dieses  Verhältnis  wegen  ihrer  geringen  Be- 
völkerungsdichtigkeit sehr  günstig.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
kommen  auf  je  10000  Einwohner  44,7  km  Eisenbahnen.  Lnter  den 
europäischen  Staaten  nimmt  in  dieser  Beziehung  Schweden  mit  24,')  km  den 
ersten  Platz  ein.  In  Deutschland  entfallen  auf  je  10  000  Einwohner  10  km 
Kisenbahnlänge,  in  Frankreich  11. <>  km,  in  Großbritannien  und  Irland  8,s  km, 
in  Belgien  10,5  km  usw. 

Die  Anlagekosten  der  Eisenbahnen  werden  im  »Archiv  für  Eisenbahn- 
wesen« auf  rund  208000  Mark  durchschnittlich  für  1  km  in  Europa  und 
rund  151  000  Mark  durchschnittlich  für  1  km  in  den  übrigen  Erdteilen 
geschätzt.  Nach  dieser  Berechnung  würde  das  Anlagekapital  aller  Eisen- 
bahnen der  Erde  am  Schlüsse  des  Jahres  1005  rund  182  Milliarden  Mark 
(02  Milliarden  in  Europa  und  00  Milliarden  in  den  übrigen  Erdteilen) 
betragen  gegen  rund  178  Milliarden  Mark  (<jo  Milliarden  in  Europa  und 
88  Milliarden  in  den  übrigen  Erdteilen)  am  Ende  des  Jahres  1904.  Es 
dürften  also  nicht  weniger  als  4  Milliarden  Mark,  und  zwar  je  zur  Hälfte 
in  Europa  und  in  den  übrigen  Erdteilen,  im  Jahre  1905  in  dem  Ausbau 
des  Eisenbahnnetzes  und  der  Herstellung  neuer  Eisenbahnen  angelegt 
worden  sein. 


Der  Seeverkehr  in  den  deutschen  Hafenplätzen  im  Jahre  IQ05. 
Im  ganzen  deutschen  Küstengebiete  sind  im  Jahre  1905  198887  Handels- 
schiffe mit  einem  Raumgchalte  von  48  405  743  R.  T.  angekommen  und  ab- 
gegangen, gegen  das  Vorjahr  7978  Schiffe  oder  4.2  v.  H.  und  3  632  732  R.  T. 
oder  8,1  v.  H.  mehr.  Im  Jahre  1875  hatte  die  Zahl  aller  in  deutschen  Häfen 
ein-  und  ausgelaufenen  Handelsschiffe  87558  mit  12  722  710  R.  T.  Raum- 
gehalt betragen;  in  dreißig  Jahren  hat  also  die  Schiffszahl  um  127,1  v-  W  >  t'er 
Raumgehalt  sogar  um  280,5  v.  H.  zugenommen.  Diese  bedeutende  Ver- 
kehrssteigerung ist  hauptsächlich  durch  die  immer  reger  sich  entfaltende 
Tätigkeit  der  Dampfschiffahrt  herbeigeführt  worden.  Während  im  Jahre 
1875  !7  l&9  Dampfer  mit  einem  Raumgehalte  von  7  182  061  R.  T.  im  deut- 
schen Küstengebiet  ein-  und  ausliefen,  stieg  deren  Zahl  im  Jahre  1905  auf 
124475  TO'1  420Ö7209R.T.  Raumgehalt.  Der  Dampferverkehr  hat  sich 
also  in  dreißig  Jahren  der  Schiffszahl  nach  mehr  als  versiebenfacht,  dem 
Raumgehalte  nach  beinahe  versechsfacht.  Der  Segclschiffsverkehr,  der  sich 
im  Jahre  1875  auf  zusammen  70  369  Schiffe  mit  einem  Raumgehalte  von 
5  540  649  R.  T.  belaufen  hatte,  umfaßte  im  Jahre  1905  74  412  Schiffe  mit 
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5  738  534  R  T-  Raumgehalt,  oder  4043  Schiffe  mit  IQ7885R.  T.  Raum- 
gehalt mehr. 

Von  der  Gesamtzahl  der  in  deutschen  Hafenplätzen  im  Jahre  1905  an- 
gekommenen und  abgegangenen  Schiffe  gehörten  151  575  oder  76,3  v.  H. 
mit  27  795  537  R.  T..  das  sind  57,4  v.  H.  des  Gesamtraumgehalts,  der  deut- 
schen Flagge  an.  von  den  Dampfern  97385  Schiffe  oder  78.2  v.  H.  mit 
23  838  187  R.  T.,  d.  s.  55,9  v.  H.  des  Gesamtraumgehalts  aller  angekommenen 
und  abgegangenen  Dampfer. 


Die  Erzeugung  von  Stickstoffdünger  mittels  Elektrizität.  Der 
hoch  gesteigerte  Landwirtschaftsbetrieb  der  Gegenwart  fordert,  daß  dem  Boden 
die  durch  rasch  aufeinander  folgende  Ernten  entzogenen  Nährstoffe  künst- 
lich wieder  zugeführt  werden.  Besonders  wichtig  ist  die  Ergänzung  des 
StickstofTgehalts  durch  die  Stickstoffdüngung.  Der  Stickstoff  findet  sich 
gebunden  in  den  natürlichen  Salpetcrlagern,  die  sich  in  früheren  Abschnitten 
der  Weltschöpfung  in  der  Erdrinde  aufgespeichert  haben.  Die  bedeutendsten 
dieser  Lager  sind  die  Salpetcrgruben  in  Chile.  Diese  werden  jedoch  in  ab- 
sehbarer Zeit  —  nach  der  Schätzung  maßgebender  Kreise  in  etwa  40  Jahren 
—  ausgebeutet  sein,  und  es  tritt  daher  die  Notwendigkeit  hervor,  den  von 
Jahr  zu  Jahr  steigenden  Bedarf  der  Landwirtschaft  an  Stickstoff  auf  andere 
Weise  zu  decken.  Der  Weltverbrauch  an  Chilisalpeter  ist  seit  etwa  50  Jahren 
sehr  rasch  gestiegen;  er  betrug  im  Jahre  1850  etwa  30000  t,  im  Jahre  1870 
etwa  150000  t.  im  Jahre  1800  rund  800000  t  und  im  Jahre  1906  schon 
mehr  als  1500000  t.  Von  den  europäischen  Staaten  steht  jetzt  Deutsch- 
land mit  einem  Jahresverbrauchc  von  etwa  500  000  t  im  Werte  von  mehr 
als  00  Millionen  Mark  an  der  Spitze  aller  Salpeterverbraucher.  Diese 
Zahlen  beweisen,  daß  gerade  für  uns  die  ausreichende  und  billige  Be- 
schaffung stickstoffhaltiger  Düngemittel  eine  Frage  von  außerordentlicher 
volkswirtschaftlicher  Bedeutung  ist.  Stickstoff  ist  in  der  Atmosphäre  in 
unerschöpflicher  Menge  vorhanden,  und  schon  seit  Jahren  hat  die  Chemie 
ihre  Tätigkeit  darauf  gerichtet,  billige  Verfahren  zu  erfinden,  durch  die 
dieser  Stickstoff  der  Luft  entzogen  und  in  einer  für  landwirtschaftliche 
Zwecke  brauchbaren  Form  gebunden  werden  kann.  Die  in  dieser  Richtung 
angestellten  Versuche  haben  neuerdings  praktische  Erfolge  gehabt.  Am 
weitesten  ausgebildet  sind  heute  die  nachstehend  geschilderten  beiden  Ver- 
fahren, die  auf  verschiedenem  Wege  die  gestellte  Aufgabe  in  brauchbarer 
Weise  lösen,  allerdings  auch  beide  vom  Vorhandensein  billiger  und  erheb- 
licher Elektrizitätsmengen  abhängen. 

Das  eine,  das  sogenannte  Birkelandsche  Verfahren,  ist  von  dem  Pro- 
fessor der  Physik  Birkeland  in  Kristiania  in  Verbindung  mit  dem 
norwegischen  Diplomingenieur  Eyde  ausgearbeitet  worden.  Zwischen  zwei 
durch  Wasser  gekühlten  Elektroden  aus  Kupfer  wird  ein  Wechselstrom- 
Lichtbogen  von  5000  Volt  Spannung  erzeugt,  der  unter  der  Einwirkung 
eines  kräftigen  Magnetfeldes  die  Form  einer  Scheibe  von  etwa  1  m  Durch- 
messer annimmt.  Diese  Flammenscheibe  ist  in  einen  flachen  Ofen  aus 
feuerfestem  Tone  eingeschlossen.  Durch  den  Ofen  wird  ein  kräftiger  Luft- 
strom geleitet,  wobei  ein  Teil  des  in  der  Luft  enthaltenen  Stickstoff-« 
zu  Stickoxyd  verbrannt  wird.  Die  aus  dem  Ofen  heraustretende  heiße  Luft 
besteht  aus  unverbrauchtem  Sauerstoff  und  Stickstoff  sowie  aus  etwa  zwei 
Teilen  Stickoxyd.  Das  gasförmige  Stickoxyd  verbindet  sich  mit  dem  über- 
schüssigen Sauerstoff  allmählich  zu  l  "ntersalpetersäure  und  geht  bei  Zu- 
führung von  heißem  Wasser  in  Salpetersäure  über.    Hierbei  werden  weitere 
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Mengen  Stickoxyd  frei,  die  ebenfalls  zu  Salpetersäure  umgewandelt  werden. 
Der  ganze  Vorgang  vollzieht  sich  in  einer  Reihe  von  Räumen  für  Oxydation, 
Absorption  usw.  Um  die  so  erhaltene  fünfzigprozentige  Salpetersäure  für 
landwirtschaftliche  Zwecke  geeignet  zu  machen,  wird  sie  mit  Kalkstein  zu 
Kalksalpetcrlauge  neutralisiert  und  zur  festen  Masse  eingedampft,  die  als 
Kalkstickstoff  ohne  weiteres  zur  Düngung  benutzt  werden  kann.  Ein  nach 
diesem  Verfahren  in  Notodden  eingerichteter  Betrieb  arbeitet  mit  gutem 
Er  folge.  Trotzdem  höchstens  3  v.  H.  der  aufgewendeten  elektrischen  Energie 
zur  Stickoxyd-  und  Salpetersäurebildung  ausgenutzt  werden,  vermag  das 
geschaffene  Düngemittel  doch  mit  dem  Chilisalpeter  auch  in  finanzieller  Hin- 
sicht in  Wettbewerb  zu  treten. 

Das  zweite  Verfahren  ist  von  der  A.  G.  Siemens  &  Halske  in 
Berlin  ausgebildet  worden.  Der  Stickstoff  wird  hier  aus  der  Luft  haupt- 
sächlich dadurch  gewonnen,  daß  die  Luft  nach  dem  Lindeschen  Ver- 
fahren in  den  flüssigen  Zustand  übergeführt  und  durch  Destillation  in 
Sauerstoff  und  Stickstoff  zerlegt  wird.  Der  Stickstoff  wird  sodann  in 
eine  mit  Kalziumkarbidpulver  gefüllte,  erhitzte  Retorte  geleitet  und  ver- 
bindet sich  mit  dem  Kalziumkarbid  zu  Kalkstickstoff.  Dieser  ist  für 
den  landwirtschaftlichen  Betrieb  gebrauchsfertig.  Das  Verfahren  der 
Verbindung  des  Stickstoffs  mit  Kalziumkarbid  wird  das  »Franksche  Ver- 
fahren« genannt,  weil  Professor  Frank  in  Charlottenburg  zuerst  darauf 
hingewiesen  hat,  daß  der  Stickstoff  die  Eigenschaft  besitzt,  sich  mit  den 
Karbiden  alkalischer  Erden  zu  verbinden.  Da  nun  Kalziumkarbid  in 
größeren  Mengen  zu  billigem  Preise  bekanntlich  nur  im  elektrischen  Licht- 
bogen hergestellt  werden  kann,  so  ist  auch  das  Franksche  Verfahren  an  die 
Nähe  größerer  Wasserkraftwerke  gebunden,  die  elektrischen  Strom  zu 
billigem  Preise  zu  erzeugen  vermögen.  Eine  derartige  Kalkstickstoff-Fabrik 
ist  in  Italien  bereits  im  Betriebe;  weitere  Anlagen  sind  in  mehreren 
Ländern,  darunter  in  Deutschland,  in  Aussicht  genommen. 

Wenn  auch  in  den  nächsten  Jahren  der  neue  Industriezweig  noch 
keinen  erheblichen  Umfang  annehmen  wird,  so  ist  doch  die  Anlage  von 
Stickstoffdünger-Fabriken  keineswegs  als  verfrüht  zu  bezeichnen;  denn  so- 
bald die  Chilisalpeterlager  erschöpft  sein  werden,  muß  die  chemische  In- 
dustrie in  der  Lage  sein,  ungeheuere  Mengen  von  Kalkstickstoff  zu  billigen 
Preisen  auf  den  Markt  zu  bringen.  Die  bis  dahin  verfügbare  Zeit  soll 
dazu  ausgenutzt  werden,  um  im  praktischen  Betriebe  die  heutige  Hcr- 
stellungswcise  noch  zu  vervollkommnen  und  wirtschaftlicher  zu  gestalten. 


Die  Polar-  Ural  ei  senbahn.  In  Rußland  ist,  wie  der  »Export« 
meldet,  wieder  der  alte  Plan  aufgetaucht,  die  Petschoramündung  mit  dem 
Ob  durch  eine  Eisenbahn  zu  verbinden  und  damit  den  unsicheren  Schiff- 
fahrtsweg durch  das  Karische  Meer  entbehrlich  zu  machen.  Ingenieur 
Knorrc,  ein  in  Rußland  bekannter  Unternehmer  für  Brücken-  und  sonstige 
große  Bauten,  hat  die  Erlaubnis  zur  Ausführung  der  Bahn  erhalten,  so  daß 
nun  Aussicht  auf  Verwirklichung  dieses  für  die  handelspolitische  Entwick- 
lung Sibiriens  wichtigen  Eisenbahnplans  besteht. 

Der  Seeweg  nach  Sibirien  wurde  Jahrzehnte  hindurch  von  vielen  Han- 
delsunternchmungen  benutzt;  seine  Benutzung  ging  aber  seit  i8i)<)  zurück, 
und  iqoi  hörten  die  Dampferfahrten  auf  diesem  Wege  ganz  auf.  Zum 
Teil  trug  die  Schuld  hieran  die  damals  eingetretene  Veränderung  der  russi- 
schen Zollpolitik,  durch  welche  Waren,  die  bis  dahin  an  der  Eismeerküste 
Sibiriens  zollfrei  eingeführt  werden  konnten,  mit  Zoll  belegt  wurden.  Eine 


Digitized  by  Google 


542 


Literatur. 


im  Jahre  1905  auf  Veranlassung  des  russischen  Yerkehrsministers  ausge- 
rüstete Fahrt  nach  dem  Jenissei,  zu  der  die  Vorbereitungen  in  Hamburg 
beendet  worden  waren,  nahm  zwar  einen  befriedigenden  Verlauf.  Dennoch 
bleibt  die  Tatsache  bestehen,  daß  das  Karische  Meer  für  die  Schiffahrt  zeit- 
weise sehr  schwierige  Verhältnisse  bietet.  Diese  Verhältnisse  in  Verbindung 
mit  den  hohen  Seeversicherungskosten  erschweren  natürlich  in  hohem  Grade 
die  Benutzung  des  Seewegs  nach  Sibirien.  Wesentlich  anders  werden  sich 
die  Verhältnisse  gestalten,  wenn  das  Karische  Meer  vermieden  werden  kann, 
und  dies  wird  durch  die  geplante  »Polar-Uralcisenbahn«  bezweckt,  die  gleich- 
zeitig durch  Umgehung  der  Jalmal-  oder  Samojcdenhalbinsel  den  Weg  zum 
Ob  um  2000  Werst  oder  ungefähr  um  ebensoviele  Kilometer  (2134)  ab- 
kürzen wird.  Von  einer  geeigneten  Bucht  an  der  Petschoramündung  aus 
soll  die  Bahn  mitten  durch  die  Tundra  gehen,  die  Gebirgskette  des  Ural 
überschreiten  und  an  der  linken  Seite  des  Ob  unweit  von  Obdorsk  enden. 
Die  Strecke  ist  ungefähr  400  Werst  lang.  Zweifellos  wird  die  Bahn 
das  richtige  Mittel  sein,  den  westlichen  und  mittleren  Teilen  Sibiriens 
die  erstrebte  billigere  Verbindung  nach  außen  zu  verschaffen.  Nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  läßt  sich  die  Seeverbindung  nach  dem  Petschora- 
gebiet  etwa  vier  Monate  im  Jahre  aufrecht  erhalten,  und  der  Verkehr  auf 
dem  Ob  und  seinem  mächtigen  Nebenfluß  Irtisch,  die  beide  bis  tief  nach 
Sibirien  hinein  schiffbar  sind,  ist  noch  länger  möglich.  Auf  dem  oberen 
Laufe  beider  Flüsse,  in  den  großen  Getreidegebieten,  die  für  die  Ausfuhr 
auf  dem  neuen  Wege  in  Betracht  kommen,  dauert  die  Schiffahrt  6'/2  Mo- 
nate und  länger.  Alle  am  Ob  und  am  Irtisch  liegenden  Handelsmittel- 
punkte, wie  Tobolsk,  Pawlodar.  Semipalatinsk,  Tomsk,  Barnaul,  das  südlich 
von  der  sibirischen  Eisenbahn  liegt,  u.a.m.  mit  ihrem  bedeutenden  Hinter- 
lande würden  auf  diese  Weise  eine  bequeme  Verbindung  mit  dem  Ausland 
erhalten.  Der  Flußweg  von  Barnaul  bis  Obdorsk  ist  3000  Werst  lang.  Ein 
kräftiger  Dampfer,  der  drei  Leichter  mit  je  80000  Pud  Fracht  im  Schlepptau 
hat,  kann  die  Reise  stromabwärts  in  12.  stromaufwärts  in  15  Tagen  zurück- 
legen, so  daß  sich  während  der  Schiffahrtszeit  hin  und  zurück  fünf  Reisen 
zwischen  dem  südlichen  Sibirien  und  der  neuen  Bahn  ausführen  ließen.  Von 
der  Petschoramündung  bis  Hamburg  ist  der  Seeweg  ungefähr  8000  Werst 
lang.  An  beiden  Endpunkten  der  Polar-Uraleisenbahn  sind  Hafenanlagen 
geplant,  mit  denen  zusammen  der  Bahnbau  etwa  40  Millionen  Rubel  er- 
fordern würde. 
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Das  Werk  behandelt  die  elektrischen,  magnetischen  und  photometrischen 
Meßverfahren  der  Stark-  und  Schwachstromtechnik:  es  will  dem  in  der 
Praxis  stehenden  Ingenieur  ein  Hand-  und  Nachschlagebuch  bei  seinen 
Arbeiten,  dem  Studierenden  ein  Hilfsbuch  für  die  Übungen  im  elektro- 
technischen Laboratorium  bieten.  Von  einer  Beschreibung  der  Meß- 
instrumente, soweit  <ie  allgemeiner  bekannt  sind,  ist  abgesehen.  Dafür 
hat  der  Verfasser  um  so  eingehender  die  bei  der  Ausführung  der  Messungen 
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sich  abspielenden  Vorgänge  nicht  nur  durch  mathematische  Formeln,  son- 
dern auch  durch  Hilfsvorstellungen  und  Beispiele  aus  der  Mechanik  und 
Hydraulik  zu  erläutern  sich  bemüht.  Sämtliche  Meßschaltungen  sind  durch 
übersichtliche  Stromlaufskizzen  veranschaulicht. 

Der  i.  Abschnitt  des  Werkes  behandelt  46  verschiedene  elektrische 
Meßmethoden.  Neben  den  aus  dem  Telegraphenbetriebe  bekannten  Ver- 
fahren zur  Bestimmung  von  Leitungs-  und  Isolationswiderständen,  von 
Stromstärken,  Spannungen  und  Kapazitäten  finden  wir  die  vorzugsweise  in 
Laboratorien  gebräuchlichen  Methoden  zur  Vergleichung  von  elektromoto- 
rischen Kräften  und  Induktionskoeffizienten ,  ferner  die  dem  Starkstrom- 
techniker geläufigen  Messungen  zur  Feststellung  elektrischer  Leistungen, 
zur  Prüfung  von  Elektrizitätszählern  und  zur  Ermittlung  von  Stromstärke, 
Spannung  und  Isolationswiderstand  in  Starkstromnetzen. 

Die  in  den  folgenden  vier  Abschnitten  beschriebenen  magnetischen 
Messungen  an  den  zum  Bau  elektrischer  Maschinen  verwendeten  Eisen- 
sorten, ferner  die  Messungen  zur  Prüfung  von  Gleichstrom-  und  Wechsel- 
strommaschinen und  zur  Aufnahme  der  charakteristischen  Kurven  solcher 
Maschinen,  endlich  die  Photometrie  elektrischer  Lichtquellen  sind  zwar 
hauptsächlich  für  den  Starkstromtechniker  von  Bedeutung,  gewinnen  indes 
auch  für  den  Telegraphenbeamten  mehr  und  mehr  an  Interesse,  seitdem 
die  Verwendung  von  Starkstrom  in  Postdienstgebäuden  zur  Beleuchtung, 
zum  Laden  von  Sammlerbatterien  und  zum  Antriebe  von  Maschinen  immer 
weiter  fortschreitet.  Den  Tclegraphenbeamten .  die  sich  in  der  Meßkunde 
über  die  Grenzen  ihres  Sondergebiets  hinaus  unterrichten  wollen,  kann  das 
leicht  verständlich  geschriebene  und  gut  ausgestattete  Buch  empfohlen 
werden. 


I.  Postes,  Telegraphes,  Telephones  par  F.  Le  Bourgeois. 
Lektor  an  der  Handelshochschule  zu  Cöln.  Frei  bürg  (Breis- 
gau), J.  Bielefelds  Verlag,  1907.    Preis  geb.  3  Mark  50  Pf. 

IL  S.  D.  Waddy.  The  English  Echo.  Unterhaltungen  über  alle 
Gebiete  des  modernen  Lebens  in  englischer  Sprache.  25.  Auflage, 
neubearbeitet  von  John  Charles  Limschou.  Stuttgart,  Ver- 
lag von  Wilhelm  Violet,  11)07.    Preis  geb.  1  Mark  80  Pf. 

Die  Kenntnis  fremder  Sprachen  ist  in  unserer  Zeit,  in  der  sich  die 
internationalen  Beziehungen  immer  mehr  erweitern,  wichtiger  als  je:  das 
gilt  im  besonderen  für  die  Verkehrsbeamten,  für  die  in  erster  Linie 
die  Kenntnis  des  Französischen  wichtig,  ja  in  vielen  Fällen  unentbehrlich 
ist,  denen  aber  auch  die  Kenntnis  des  Englischen  von  großem  Nutzen 
ist.  Um  Hilfsbücher  für  die  Erlernung  der  beiden  Sprachen  handelt  es 
sich  bei  den  vorliegenden  Büchern. 

Das  Werkchen  von  Le  Bourgeois  wendet  sich  hauptsächlich  an  die 
Post-  und  Tclegraphenbeamten,  denen  es  die  Erlernung  der  französischen 
Fachausdrücke  erleichtern  will;  ferner  will  es  Nichtfachleuten,  insbesondere 
Reisenden,  einen  Einblick  in  den  Betrieb  der  Post-,  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechanstalten ermöglichen  und  dadurch  dazu  beitragen,  daß  die  Dienste, 
die  die  Verkehrsanstalten  der  Allgemeinheit  leisten,  vom  Publikum  aus- 
reichend gewürdigt  werden.  Im  einzelnen  wird  nach  einem  geschichtlichen 
"Überblick  über  die  Entwicklung  jedes  der  drei  Verkehrsmittel  deren  haupt- 
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sächlichste  Anwendung  eingehend  erläutert;  der  Text  lehnt  sich  soviel  als 
möglich  an  die  internationalen  Verträge  und  bei  Angelegenheiten,  die  in 
den  Verträgen  nicht  behandelt  sind  (z.  B.  Kastenleerung,  Bestellungsdienst 
und  dergl.).  meist  an  die  Vorschriften  der  französischen  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung an.  Besondere  Abschnitte  sind  dem  Postwesen  in  Frank- 
reich, Deutschland,  Belgien  und  der  Schweiz  gewidmet;  ein  Anhang  gibt 
die  wichtigsten  Ergebnisse  des  Postkongresses  in  Rom  und  der  Berliner  inter- 
nationalen Konferenz  für  Funkentelegraphie  wieder;  den  Schluß  bildet  ein 
französisch  -  deutsches  Verzeichnis  technischer  Ausdrücke.  Die  Post-  und 
Telegraphenbeamten  können  aus  dem  vorliegenden  Buche  ohne  große  Mühe 
eine  eingehende  Kenntnis  der  für  gewöhnlich  zu  benutzenden  Fachausdrücke 
gewinnen.  Sachlich  ist  an  dem  Werkchen,  abgesehen  davon,  daß  die  ge- 
schichtlichen Angaben  ziemlich  lückenhaft  sind,  kaum  etwas  auszusetzen. 
Nur  wird  es  von  den  Lesern  des  Buches  als  störend  empfunden  werden, 
daß  der  das  Postwesen  betreffende  Text  in  Anlehnung  an  die  jetzigen, 
zum  T.  Oktober  1907  großenteils  außer  Kraft  tretenden  Vorschriften  abge- 
faßt ist. 

The  English  Echo  wendet  sich  an  einen  weiteren  Kreis.  Es  will 
denen,  die  die  englische  Sprache  bereits  einigermaßen  beherrschen,  in  kurzen, 
in  mustergültigem  Englisch  geschriebenen  Plaudereien  die  Möglichkeit  ge- 
währen, sich  einen  reichen  Schatz  von  englischen  Ausdrücken  und  Rede- 
wendungen anzueignen  und  zugleich  das  Leben  und  Treiben  in  England 
kennen  zu  lernen.  Zu  dem  Zwecke  sind  in  den  Plaudereien  die  ver- 
schiedensten Gebiete  des  täglichen  Lebens,  auch  alle  bemerkenswerten  Er- 
rungenschaften auf  technischem  und  sozialem  Gebiete,  berücksichtigt.  Mit 
den  Verkehrseinrichtungen  Englands  befassen  sich  verschiedene  Abschnitte, 
die  »Postangelegcnheiten«,  »Am  Fernsprecher«,  »Im  Omnibus«  usw.  über- 
schrieben sind.  Aus  den  Anlagen  des  Buches  sind  die  Übersichten  über 
die  englischen  Münz-  und  Gewichtsverhältnisse  sowie  ein  Ausschnitt  aus 
einem  englischen  Eisenbahn  -  Fahrplane  hervorzuheben;  Ausschnitte  aus 
Zeitungen  mit  allerlei  Erläuterungen  sollen  das  Lesen  der  englischen  Zeitungen 
erleichtern.  Daß  das  Werkchen,  dem  ein  ziemlich  ausführliches  englisch- 
deutsches  Wörterverzeichnis  beigegeben  ist,  bereits  in  25.  Auflage  erscheint, 
ist  der  beste  Beweis  für  seinen  trefflichen  Inhalt. 


ULKUS.     «HKICKT  IN  DER  HF.ICHSDRl  CKtREl. 
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Die  neuen  Reichsgesetze  über  die  Pensionierung  und 
die  Hinterbliebenenfürsorge. 

Von  Postinspektor  Sc  hu  mach  in  Berlin. 

iSchlllLv» 

II.  Beamtenhinterbliebenengesetz. 

Der  Kreis  der  Hinterbliebenen,  denen  nach  §  1  Anspruch  auf  Witwen- 
oder Waisengeld  zustellt,  bleibt  im  allgemeinen  unverändert.  Neu  hinzuge- 
treten sind  nur  die  für  ehelich  erklärten  Kinder,  die  gemäß  §  1736  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs,  ebenso  wie  die  durch  nachfolgende  Ehe  legiti- 
mierten Kinder,  die  rechtliche  Stellung  ehelicher  Kinder  haben.  Hierdurch 
wird  die  Übereinstimmung  mit  dem  Ofü/.ierpensionsgesetz  (§  27)  und  dem 
Mannschaftsversorgungsgesctze  30)  sowie  mit  den  neuen  7  und  Og  des 
Reichsbeamtengesetzes  herbeigeführt. 

§2  handelt  von  der  Hohe  des  Witwengeldes,  das.  entsprechend  dem 
geltenden  Rechte,  auf  vierzig  vom  Hundert  des  Ruhegehalts  festgesetzt 
ist.  Infolgedessen  bewirkt  die  Hinautsetzung  der  Anfangspension  von 
1  '  auf  -*7r,o  des  Diensteinkommens  (§  41  des  Gesetzes,  betreffend  Ände- 
rungen des  Reichsbeamtengesetzes)  auch  eine  Verbesserung  des  Anfangs- 
witwcngeldes  um  ein  Drittel:  in  ähnlicher  Weise  hat  die  veränderte  Steige- 
rung der  Pension  eine  entsprechende  Erhöhung  de*  Witwengeldes,  nament- 
lich für  die  Witwen  derjenigen  Beamten  zur  Folge,  die  beim  Tode  noch 
nicht  30  Dienstjahre  vollendet  hatten.  Diese  Wirkung  der  Pensions- 
erhöhung würde  aber  nicht  zur  Geltung  kommen  bei  denjenigen  Witwen- 
bezügen, die  bei  Zugrundelegung  der  neuen  Pensionsabstufung  noch  unter 
dem  Mindestbetrage  (bisher  2 16  Mark)  zurückbleiben.  Gerade  das  Mindest- 
witwengeld ist  aber  im  Hinblick  auf  die  in  den  letzten  Jahren  eingetretene 
Verteuerung  des  gesamten  Lebensunterhalts  besonders  dringend  einer  Auf- 
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besscrung  bedürftig.  Die  Erhöhung  des  Mindestbetrags  von  216  Mark  um 
ein  Drittel  würde  288  Mark  ergeben;  §2  geht  aber  darüber  noch  etwas  hinau- 
und  setzt  das  Mindestwitwengeld  auf  300  Mark  fest.  Dieser  Satz  erfüllt 
die  weitestgehenden  der  aus  Beamtenkreisen  laut  gewordenen  Wünsche  und 
entspricht  dem  gleichzeitig  für  Preußen  festgesetzten  und  dem  für  Hamburg 
bereits  bestehenden  Mindcstbetragc.  Alle  anderen  Staaten,  die  ein  Mindest- 
witwengeld festgesetzt  haben,  bleiben  damit  hinter  300  Mark  zurück,  so 
daß  das  Reich  nunmehr,  wie  18^7  mit  der  Erhöhung  auf  216  Mark,  in  der 
Fürsorge  für  die  Witwen  früh  verstorbener  Unterbeamten  wieder  in  erster 
Reihe  steht.  Trotzdem  ist  bei  den  Verhandlungen  des  Reichstags  mehrfach 
zum  Ausdrucke  gekommen,  daß  man  einer  weiteren  Erhöhung  des  Mindest- 
betrags gern  zugestimmt  hätte.  Ein  entsprechender  Antrag  ist  indes  von 
keiner  Seite  gestellt  worden,  weil  einerseits  die  höhere  Bemessung  er- 
hebliche Mehrkosten  verursachen  würde,  anderseits  auch  Preußen  nach 
eingehender  Erörterung  der  Frage  über  300  Mark  nicht  hinausgegangen  ist. 
und  weil  schließlich  auch  hervorgehoben  wurde,  daß  es  staatsrechtlich  beim 
Witwengelde  ebenso  wenig  wie  bei  Pensionen  notwendig  sei,  ein  wirkliches 
Existenzminimum  zu  geben,  da  viele  Witwen  und  Pensionäre  aus  anderen 
Einnahmen  und  aus  eigener  Tätigkeit  Nebcncinkünftc  bezögen. 

Mit  der  Aufbesserung  des  Mindestwitwengeldes  war  folgerichtig  eine 
Erhöhung  des  zulässigen  Höchstbetrags  zu  verbinden,  um  bei  den  seit  1807 
eingetretenen  Preissteigerungen  den  Witwen  der  höheren  Beamten  unter 
billiger  Berücksichtigung  ihrer  bisherigen  Lebensverhältnisse  und  der  Dienst- 
stellung des  verstorbenen  Ehegatten  eine  der  früheren  einigermaßen  ent- 
sprechende Lebenshaltung  zu  ermöglichen.  Der  Gesetzentwurf  sah  wie  in 
Preußen  für  die  Witwen  der  höchsten  Beamten  einschließlich  derjenigen, 
welche  den  Wohnungsgeldziischuß  der  Tarifklasse  I  beziehen,  5000  Mark  (bisher 
3000  Mark),  für  die  übrigen  Beamten  3500  Mark  (bisher  2500  und  2000  Mark  \ 
als  Höchstgrenze  vor.  Auf  Antrag  aus  der  Kommission  ist  die  Zwischen- 
stufe von  3500  Mark  beseitigt  worden.  Zur  Begründung  war  darauf  hin- 
gewiesen worden,  daß  namentlich  die  Witwen  der  Zivilmitglicder  beim 
Reichsmilitärgerichte,  der  Senatspräsidenten  beim  Reichsgericht  und  der 
Reichsgerichtsrätc  bei  Aufrechtcrhaltung  der  Stufe  von  3500  Mark  eine  er- 
hebliche Kürzung  ihrer  Bezüge  erleiden  würden.  Beim  Militär  wäre  der 
Kreis  der  Witwen,  für  die  eine  entsprechende  Herabsetzung  des  Witwen- 
geldes auf  Grund  der  gleichen  Bestimmung  im  Militärhintcrbliebcnengesetz 
in  Frage  käme,  erheblich  kleiner,  da  alle  Offiziere  bis  zum  Brigadekomman- 
deur einschließlich  abwärts  zur  Tarifklasse  I  des  Wohnungsgcldzuschuß- 
gesetzes  gehörten.  Mit  Rücksicht  auf  das  Ansehen  der  beiden  höchsten 
Gerichtshöfe  wäre  eine  gleichmäßige  Behandlung  geboten.  Der  Einwand 
seitens  der  Regierung,  daß  bei  den  Witwen  der  Minister  und  der  in  der 
Rangstufe  folgenden  Beamten  die  Minderung  der  Bezüge  5000  Mark  er- 
reiche, wurde  nicht  anerkannt,  und  auch  die  Bezugnahme  auf  Preußen 
hatte  keinen  Erfolg.  Das  Beamtenhinterbliebenengesetz,  dem  dann  auch 
das  Militärhintcrbliebcnengesetz  gefolgt  ist,  kennt  also  nunmehr,  abweichend 
von  der  für  Preußen  getroffenen  Festsetzung,  nur  eine  Höchstgrenze  des 
Witwengeldes,  nämlich  5000  Mark. 

Bei  Berechnung  des  Witwengeldes  bleiben  die  Vcrstümmelungszulage  und 
die  Altcrszulage  (§§  1 1 ,  1 3,  32  des  Offizierpensionsgesetzes)  stets,  die  Kricgs- 
zulngc,  Pensionserhöhung  und  Tropenzulage  (§§  12,  32;  §§49.  50;  06. 
67;  §72  Nr.  8  ebenda)  in  dem  Falle  außer  Betracht,  daß  die  Witwe  zu 
einer  Kriegsversorgung  berechtigt  ist.  Die  Bestimmung  entspricht  dem 
bisher  geltenden  Rechte. 
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Neu  sind  folgende  beiden  Absätze  im  §  2: 

»War  der  Verstorbene  als  Pensionär  wieder  in  den  Reichsdienst 
eingetreten,  so  wird  der  Berechnung  des  Witwengeldes  derjenige 
Betrag  zugrunde  gelegt,  den  der  Verstorbene  an  neuer  und  alter 
Pension  bezogen  hat  oder  hätte  beziehen  können. 

War  der  Verstorbene  als  Pensionär  außerhalb  des  Reichsdienstes 
in  eine  der  im  §  57  Nr.  2  des  Reichsbeamtengesetzes  bezeichneten 
Stellen  eingetreten,  so  wird  der  Berechnung  des  Witwengeldes  die 
festgesetzte  Reichspension  im  vollen  Betrage  zugrunde  gelegt.« 
Bisher  war  es  nicht  zweifelsfrei,  welche  Bezüge  einer  Witwe  zustanden, 
deren  verstorbener    Ehegatte    nach    seiner    Pensionierung   wieder    in  den 
Reichs-  oder  Staatsdienst  eingetreten  war  und  hier  eine  neue  Pension  er- 
dient hatte.     Per  Absicht   des  Gesetzes    hat   es   wohl   nicht  entsprochen, 
Witwengeld   doppelt   zu   gewähren,    jedoch    ist   diese  Absicht   früher  im 
Wortlaute   nicht   klar  zum  Ausdrucke  gekommen.     Die   neue  Vorschrift 
schließt   sich    für  den   Fall,    daß   der  Verstorbene   als   Pensionär  wieder 
in    den    Reichsdienst   getreten    war,   dem  neuen  §  58  Abs.  2  des  Reichs- 
beamtengesetzes an.    §  59  ebenda   regelt   zwar  den  Fall,  daß  ein  Reichs- 
pensionär wieder  in  den   unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsdienst  tritt 
und  dort  eine  Pension  erdient,  in  gleicher  Weise  wie  den  Fall  des  Wieder- 
eintritts in  den  Reichsdienst.   Hinsichtlich  der  Hinterbliebenenbezüge  müssen 
beide  Fälle  aber  verschieden   behandelt  werden,  da   es   möglich   ist,  daß 
Witwengelder  und  namentlich  auch  Waisengelder  von  einem  Staate  oder  einer 
Gemeinde  nicht  innerhalb  des  gleichen  Zeitraums  gezahlt  werden  wie  vom 
Reiche  oder  nicht,  wie  im  Reiche,  stets  in  gleicher  Höhe.   Bei  Berechnung 
des  Witwengeldes  soll  daher  künftig  die  Reichspension  auch  insoweit  be- 
rücksichtigt werden ,   als  sie   nach    dem   neuen  §  59  des  Reichsbeamten- 
gesetzes an  den  Pensionär  nicht  zur  Zahlung  gefangt  ist  oder  hätte  ge- 
langen können.    Als  Ausgleich  ist  in  den  §  15  Ziffer  2  des  Beamtenhinter- 
hliebcnengesetzes  die  Bestimmung   aufgenommen  worden,   daß   das  Recht 
auf  den  Bezug  des  Witwen-  und  Waisengeldes  neben  einem  Hintcrbliebenen- 
bezug   aus  Mitteln  eines  Staates,   einer  Gemeinde  usw.  insoweit  ruht,  als 
Witwen-   oder  Waisengeld   unter   Hinzurechnung  des  Bezugs   den  Betrag 
überschreitet,  der  dem  Hinterbliebenen  in  dem  Falle  hätte  gewährt  werden 
dürfen,  daß  der  Verstorbene  im  Rcichsdienste  statt  im  Staatsdienste  usw. 
wieder  angestellt  gewesen  wäre.    Solange  die  Hinterbliebcnenbezüge  in  un- 
veränderter Höhe  aus  Reichs-  und  Staatsmitteln  gezahlt  werden ,   ist  die 
Regelung  demnach  die  gleiche  wie  bei  den  Bezügen  von  Hinterbliebenen 
derjenigen  Beamten ,   die  zwei  Reichspensionen  bezogen  haben  oder  hätten 
beziehen  können.    Wenn  aber  in  den  Bezügen  eines  Hinterbliebenen  aus 
Staats-  oder  Gemeindemitteln  eine  Änderung  eintritt,   so  ist  Vorsorge  ge- 
troffen, daß  der  Hinterbliebene  keinen  Schaden  erleidet. 

Hinzugetreten    ist    die   früher   nur   für  die   Berechnung    der  Pension 
gültige   Bestimmung,  daß  der  Jahresbetrag  des  Witwengeldes  nach  oben 
so  abzurunden  ist,  daß  bei  der  Teilung  durch  drei  sich  volle  Markbeträge 
ergeben.    Dieselbe  Abrundung  hat  nach  §  3  künftig  auch  bei  Festsetzung  des 
Waisengeldes  zu  geschehen.    Im  übrigen  gewährt  §  3  Waisengeld  in  dem- 
selben Teilbetrage  des  Witwengeldes  wie  §9  des  Gesetzes  vom  20.  April  1881 
( Reichs-Gesetzbl.  1881,  S.  85),  d.  h.  ein  Fünftel  des  Witwengeldes  für  jedes 
Kind,  dessen  Mutter  noch  lebt  und  zur  Zeit  des  Todes  des  Verstorbenen 
zum  Bezüge  von  Witwengeld  berechtigt  war,  dagegen  ein  Drittel  des  Witwen- 
geldes für  jedes  Kind,  dessen  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  zur  Zeit  des 
Todes  des  Verstorbenen  zum  Bezüge  von  Witwengeld  nicht  berechtigt  war. 

35* 
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Die  §§  4  und  5  geben  die  in  den  §§  10  und  11  des  Gesetzes  vom 
20.  April  1881  enthaltenen  Kürzungsbestimmungen  sachlich  unverändert 
wieder.  Witwen-  und  Waisengeld  dürfen  daher  auch  künftig  weder  einzeln 
noch  zusammen  den  Betrag  der  Pension  übersteigen,  zu  welcher  der  Ver- 
storbene berechtigt  gewesen  ist  oder  berechtigt  gewesen  sein  würde,  wenn  er 
am  Todestag  in  den  Ruhestand  versetzt  worden  wäre.  Ergibt  sich  an  Witv.cn- 
und  Waisengeld  zusammen  ein  höherer  Betrag,  so  werden  die  einzelnen 
Sätze  in  gleichem  Verhältnisse  gekürzt  (§  4).  Die  Bestimmung  ist  insofern 
berechtigt,  als  es  nicht  wohl  angängig  ist,  den  Hinterbliebenen  mehr  zu  ge- 
währen, als  dem  Verstorbenen  für  seinen  eigenen  Unterhalt  und  den  seiner  An- 
gehörigen zusammen  zur  Verfügung  stand  oder  hätte  bewilligt  werden  können. 

Nach  dem  Ausscheiden  eines  Witwen-  oder  Waisengeldberechtigten  er- 
höht sich  das  Witwen-  oder  Waisengeld  der  verbleibenden  Berechtigten  von 
dem  Beginne  des  folgenden  Monats  an  insoweit,  als  sie  sich  noch  nicht  im 
vollen  Genüsse  der  ihnen  nach  §§  2  bis  4  gebührenden  Beträge  befinden 
(§  5).  Unter  dem  Ausscheiden  eines  Berechtigten  sind  entsprechend  dem 
bisherigen  Rechte  nur  die  im  §  14  geregelten  Fälle  des  Erlöschens  eines 
Anspruchs  auf  den  Bezug  zu  verstehen ;  das  bloße  Ruhen  eines  Bezugs  kann 
ein  Anwachsen  nicht  zur  Folge  haben. 

§  6  bestimmt  über  die  Kürzung  des  Witwengeldes  bei  einem  gewissen 
Altersunterschiede  der  Ehegatten.  Die  Regierungsvorlage  hatte  das  bisher 
geltende  Recht  (§  12  des  Gesetzes  vom  20.  April  1881  in  Verbindung  mit 
Artikel  IV  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1897  —  Reichs- Gesetzbl.  1897. 
S.  455  — )  unverändert  gelassen  und  dies  damit  begründet,  daß  die  junge 
Witwe  eines  alten  Beamten  den  Vorzug  einer  verhältnismäßig  hohen 
Pension  genießt,  und  daß  sie  ferner  die  Reichskasse  erheblich  länger  be- 
lastet, als  wenn  sie  in  einem  dem  Lebensalter  des  Mannes  entsprechenden 
Alter  stände.  In  der  Kommission  wurde  jedoch  geltend  gemacht,  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  brächten  es  oft  mit  sich,  daß  manche  Beamte  erst 
in  höherem  Lebensalter  sich  verheiraten  könnten,  und  daß  dann  der  Alters- 
unterschied zwischen  den  Ehegatten  mehr  als  15  Jahre  betrage.  Es  liege 
eine  große  Härte  darin,  daß  der  für  jedes  Jahr  des  Altersunterschieds  von 
mehr  als  15  bis  zu  25  Jahren  um  '/.,,,  gekürzte  Betrag  des  Witwengeldes 
nur  um  1  20  fur  Jcdcs  Jalir'  das  die  ^he  länger  als  5  Jahre  gedauert  habe, 
wieder  erhöht  werden  solle.  Wenn  eine  Ehe  länger  als  5  Jahre  bestanden 
habe,  so  sei  im  allgemeinen  nicht  anzunehmen,  daß  sie  geschlos>cn  worden 
sei,  um  Witwengeld  zu  erschleichen.  Es  wurde  daher  beantragt,  die 
Steigerung  statt  auf  l/20  auf  '/,„  zu  bemessen,  so  daß  im  ungünstigsten 
Falle  das  regelmäßige  Witwengeld  nicht  mehr  nach  fünfzehnjähriger,  sondern 
schon  nach  zehnjähriger  Ehe  erreicht  werden  könne.  Obwohl  ein  Vertreter 
der  verbündeten  Regierungen  ein  Bedürfnis  zu  der  Änderung  nicht  aner- 
kennen konnte  und  auf  Preußen  verwies,  welches  das  bisherige  Recht 
bestehen  gelassen  habe,  wurde  der  Antrag  mit  großer  Mehrheit  angenommen 
§6  hat  daher  folgende  Fassung  erhalten: 

»War  die  Witwe  mehr  als  15  Jahre  jünger  als  der  Verstorbene, 
so  wird  das  nach  Maßgabe  der  2,  4  berechnete  Witwengeld  für 
jedes  angefangene  Jahr  des  Altersunterschieds  über  15  bis  ein- 
schließlich 25  Jahre  um  '/._>,>  gekürzt.  Nach  fünfjähriger  Dauer  der 
Ehe  wird  für  jedes  angefangene  Jahr  ihrer  weiteren  Dauer  dem 
gekürzten  Betrage  '/10  des  berechneten  Witwengeldes  so  lange  hinzu- 
gesetzt, bis  der  volle  Betrag  wieder  erreicht  ist. 

Auf  den  nach  §  3  zu  berechnenden  Betrag  des  Waisengeldes  ist 
diese  Kürzung  des  Witwengeldes  ohne  Einfluß.« 


Digitized  by  Google 


Die  neuen  Reichsgesetze  über  die  Pensionierung  usw 


549 


Eine  für  die  Hinterbliebenen  günstige  Regelung  erfahren  die  Fälle  des 
Zusammentreffens  mehrerer  Kürzungsbestimmungen  durch  die  neu  auf- 
genommene Vorschrift  des  §  7.  Liegen  nämlich  die  Voraussetzungen  einer 
Kürzung  sowohl  nach  §  4  (geringes  Ruhegehalt  des  Verstorbenen)  als  auch 
nach  §  6  (Altersunterschied  der  Ehegatten)  vor,  so  ist  zunächst  das  Witwen- 
und  Waisengeld  nach  §  4  und  erst  dann  das  Witwengeld  nach  §  6  zu 
kürzen ,  demnächst  aber  der  gemäß  §  6  gekürzte  Betrag  des  Witwengeldes 
dem  nach  §  4  gekürzten  Waiscngelde  bis  zur  Erreichung  des  vollen  Betrags 
zuzusetzen.  Bei  den  gekürzten  Bezügen  an  Witwen-  und  Waisengeld  ist 
die  Abrundung  auf  eine  durch  drei  teilbare  Marksumme  nicht  vorgesehen; 
diese  tritt  also  nur  bei  Festsetzung  der  Bezüge  auf  Grund  der  §§  2  und  3  ein. 

§  8  ersetzt  mit  geringen  Änderungen  im  Ausdrucke  den  §  13  des  Ge- 
setzes vom  20.  April  1881.  Ausgeschlossen  vom  Anspruch  auf  Witwengeld 
bleibt  sonach  die  Witwe,  wenn  die  Ehe  mit  dem  verstorbenen  Beamten 
innerhalb  dreier  Monate  vor  seinem  Ableben  geschlossen  worden,  und  die 
Eheschließung  zu  dem  Zwecke  erfolgt  ist,  der  Witwe  den  Bezug  des 
Witwengeldes  zu  verschaffen;  ebenso  bleibt  der  Witwe  und  den  hinter- 
bliebencn  Kindern  eines  ausgeschiedenen  Beamten  aus  solcher  Ehe,  die  erst 
nach  der  Versetzung  des  Beamten  in  den  Ruhestand  geschlossen  worden  ist, 
der  Anspruch  auf  Witwen-  und  Waisengeld  versagt.  Von  einer  besonderen 
Vorschrift  für  den  Fall,  daß  die  Ehe  des  Beamten  rechtskräftig  geschieden 
ist,  ist  abgesehen  worden,  weil  mit  der  Scheidung  die  bisherige  Ehefrau 
aufgehört  hat,  Ehefrau  zu  sein,  und  deshalb  nicht  Witwe  des  Verstorbenen 
werden  kann,  so  daß  die  Zahlung  von  Witwengeld  unzweifelhaft  ausge- 
schlossen ist.  Ebenso  liegen  die  Verhältnisse,  wenn  die  eheliche  Gemein- 
schaft gemäß  §  1575  Satz  1  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  aufgehoben  ist, 
da  nach  §  1586  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  mit  der  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  vorbehaltlich  der  dort  bezeichneten  Ausnahmen  die  mit 
der  Scheidung  verbundenen  Wirkungen  eintreten. 

Der  Witwe  und  den  ehelichen  oder  legitimierten  Kindern  eines  Beamten, 
dem ,  wenn  er  am  Todestag  in  den  Ruhestand  versetzt  worden  wäre, 
auf  Grund  des  §  39  des  Reichsbearntengesetzes  eine  lebenslängliche  Pension 
hätte  bewilligt  werden  dürfen,  kann  Witwen-  und  Waisengeld  bis  zu  der  in 
den  §§  2  bis  7  angegebenen  Höhe  durch  den  Reichskanzler  bewilligt  werden 
9).  Die  Bestimmung  ergänzt  den  §  1  des  neuen  Gesetzes ,  wonach  den 
Witwen  und  Waisen  von  ausgeschiedenen  Beamten,  die  auf  Grund  des 
^39  des  Reichsbeamtengesetzes  lebenslängliche  Pension  aus  der  Reichs- 
kasse zu  beziehen  hatten,  Anspruch  auf  Witwen-  und  Waisengcld 
zusteht.  Auch  für  die  Bewilligung  auf  Grund  des  §  9  ist  Vorbedingung, 
daß  die  Pension  lebenslänglich  hätte  bewilligt  werden  dürfen.  Das 
Militärhinterbliebenengcsetz  (§  9)  geht  in  dieser  Beziehung  weiter  und 
erteilt  der  obersten  Militärverwaltungsbehörde  des  Kontingents  die  Be- 
rechtigung, der  Witwe  und  den  Waisen  eines  Offiziers,  dem,  wenn  er 
am  Todestage  verabschiedet  worden  wäre,  auf  Grund  des  §  7  Abs.  2  des 
Offizierpensionsgesetzes  eine  Pension  hätte  bewilligt  werden  können,  sowie 
der  Witwe  und  den  Waisen  eines  verabschiedeten  Offiziers,  der  am  Todes- 
tag eine  nicht  lebenslängliche  Pension  zu  beziehen  hatte,  Witwen-  und 
Waisengeld  zu  bewilligen. 

Die  Beseitigung  einer  besonderen  Härte  des  bisherigen  Rechtes  bezweckt 
der  neu  aufgenommene  §  10,  welcher  lautet: 

»Der  Witwe  und  den  ehelichen  oder  legitimierten  Kindern  eines 
Beamten ,  welcher  unter  dem  Vorbehalte  des  Widerrufs  oder  der 
Kündigung  angestellt  gewesen  ist,  ohne  eine  in  den  Besoldungs- 
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Etats  aufgeführte.  Stelle  bekleidet  zu  haben,  kann  Witwen-  und 
Waisengeld  durch  den  Reichskanzler  in  den  Grenzen  derjenigen  Be- 
träge bewilligt  werden,  welche  ihnen  zustehen  würden,  wenn  der 
Verstorbene  eine  in  den  Besoldungs- Etats  aufgeführte  Stelle  be- 
kleidet gehabt  hätte. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Witwe  und  die  ehelichen  oder  legiti- 
mierten Kinder  eines  ausgeschiedenen  Beamten,  welchem  auf  Grund 
des  §  37  des   Reichsbeamtengesetzes  eine  lebenslängliche  Pension 
bewilligt  worden  war,  ohne  daß  er  eine  in  den  Besoldungs- Etats 
aufgeführte  Stelle  bekleidet  hatte.« 
Bisher  konnten  zwar  die  unter  dem  Vorbehalte  des  Widerrufs  oder  der 
Kündigung  angestellten  Beamten,   die  eine  im  Besoldungsetat  aufgeführte 
Stelle  nicht  bekleideten.  Pension  erhalten;  zur  Gewährung  von  Witwen-  und 
Waisengeld   an   ihre   Hinterbliebenen    fehlte   aber  jede    Möglichkeit.  Der 
§  10   füllt  daher  eine  von  den  Beteiligten  schwer  empfundene  Lücke  aus 
Auch   hier   wird   an   dem   Grundsatze    festgehalten,    daß    nur   von  einer 
lebenslänglichen  Pension  Hinterbliebcnenbezüge  gewährt  werden  dürfen. 

Die  Vorschrift  des  §  14  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  20.  April  1881,  wo- 
nach die  Anrechnung  gewisser  Zeiten,  die  bei  der  Versetzung  eines  Beamten 
in  den  Ruhestand  nach  §§  50,  52  des  Reichsbeamtengesetzes  berücksichtigt 
werden  können,  auch  bei  Festsetzung  der  Bezüge  für  die  Hinterbliebenen 
eines  im  Dienste  verstorbenen  Beamten  durch  den  Reichskanzler  zugelassen 
werden  darf,  ist  als  §  1 1  in  das  neue  Gesetz  übergegangen. 

Die  §§  12  und  13  ersetzen  die  §§15  und  16  des  Gesetzes  vom  20.  April 
188 1 .  Die  Zahlung  des  Witwen-  und  Waisengeldes  beginnt  mit  dem  Ab- 
laufe der  Zeit,  für  welche  Gnadengebührnisse  gewährt  worden  sind,  oder, 
wenn  solche  nicht  zur  Zahlung  kommen,  mit  dem  auf  den  Sterbetag  fol- 
genden Tage,  für  Waisen  jedoch,  die  nach  dem  Tode  ihres  Vaters  geboren 
sind,  nicht  früher  als  mit  dem  Tage  ihrer  Geburt  (§  12).  Die  neu  hinzu- 
getretenen Vorschriften  über  den  Anfang  der  Zahlung,  wenn  keine  Gnaden- 
gebührnisse gewährt  werden,  und  wenn  ein  Kind  erst  nach  dem  Tode  des 
Vaters  geboren  wird,  beseitigen  eine  Lücke  des  bisherigen  Rechts.  Auch 
ohne  besondere  Hervorhebung  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  in  den 
Fällen  der  9  und  10  diejenige  Stelle,  der  die  Bewilligung  der  Hinter- 
bliebenenbezüge zusteht,  auch  über  den  Beginn  der  Zahlung  zu  bestimmen  hat. 

Nach  §  13  wird  das  Witwen-  und  Waisengeld  monatlich  im  voraus  ge- 
zahlt. Von  der  Einführung  der  für  die  Pensionen  festgesetzten  vierteljähr- 
lichen Zahlung  ist,  wie  in  der  Kommission  zum  Ausdrucke  kam.  abgesehen 
worden  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  über  das  Erlöschen  der  Be- 
zugsberechtigung (§  14),  und  weil  die  monatliche  Zahlung  den  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  Empfänger  mehr  entspricht.  Die  Festsetzung  des 
Witwen-  und  Waisengeides  und  die  Bestimmung  darüber,  an  wen  die 
Zahlung  zu  leisten  ist,  erfolgt  durch  die  oberste  Reichsbehörde,  die  inde* 
diese  Befugnisse  auf  andere  Behörden  übertragen  kann. 

Die  Bestimmung  im  §  17  des  Gesetzes  vom  20.  April  1 881 .  daß  Witwen  - 
und  Waisengeld  weder  abgetreten,  noch  verpfändet  oder  sonst  übertragen 
werden  kann,  ist  im  neuen  Gesetz  als  entbehrlich  weggelassen  worden,  da 
die  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  (§  400  und  §  1274  Abs.  2)  sowie  in  der 
Zivilprozeßordnung  (§  850  Nr.  7)  gegebenen  Vorschriften  für  zweckent- 
sprechend und  ausreichend  erachtet  worden  sind. 

Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Witwen-  und  Waisengeldes  erlischt: 
1.  für  jeden  Berechtigten  mit  dem  Ablaufe  des  Monats,   in  welchem 
er  sich  verheiratet  oder  stirbt: 
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2.  für  jede  Waise  außerdem  mit  dem  Ablaufe  des  Monats,  in  welchem 
sie  das  18.  Lebensjahr  vollendet. 

Diese  Fassung  des  §  14  ist  die  wörtliche  Wiedergabe  des  §  18  im  Ge- 
setze vom  20.  April  1881.  Die  Anregung  eines  Kommissionsmitglieds,  das 
Waisengeld  über  das  18.  Lebensjahr  hinaus  zu  gewähren,  wenn  es  sich  um 
körperlich  gebrechliche  und  geistig  minderwertige  Kinder  handelt,  oder 
wenn  ein  angetangenes  Studium  fortgesetzt  oder  vollendet  werden  muß, 
hat  keinen  Erfolg  gehabt.  Hin  Vertreter  des  Reichsschatzamts  führte  viel- 
mehr aus,  daß  die  Fälle  der  Fürsorge  für  Waisen  über  das  18.  Lebens- 
jahr hinaus  eine  große  Rolle  hei  der  Verwendung  der  Unterstützungs- 
mittel spielen.  Der  Kaiser  habe  dem  Reichsschatzamte  hierin  sehr  weit- 
gehende Befugnisse  gegeben.  In  großem  Umfange  würden  diese  Mittel 
für  die  Ausbildung  von  Kindern  verwendet.  Auch  bei  körperlichen  Leiden 
der  Waisen  würden  Unterstützungen  über  die  Altersgrenze  hinaus  gewahrt. 
Feste  Regeln  für  die  Bewilligungen  ließen  sich  aber  nicht  aufstellen.  Das 
werde  wie  bisher  dem  verständigen  Ermessen  der  Behörden  überlassen 
bleiben  müssen  und  können. 

Die  §§  15  bis  17  enthalten  die  Bestimmungen  über  das  Ruhen  des 
Rechtes  auf  den  Bezug  des  Witwen-  und  Waisengeldes.  Bis  auf  die  Nr.  1 
im  §  15,  die  in  verbesserter  Fassung  den  §  19  des  Gesetzes  vom  20.  April 
1  SS  1  wiedergibt,  sind  die  Vorschriften  neu.    §  15  lautet: 

»Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Witwen-  und  Waisengcldes  ruht: 

1.  solange  der  Berechtigte  nicht  Reichsangehöriger  ist; 

2.  neben  einer  Versorgung,  welche  einem  I  Iinterblielrenen  aus  einer 
außerhalb  des  Reichsdienstes  erfolgten  Wiedcranstellung  oder 
Beschäftigung  des  Verstorbenen  in  einer  der  im  §  57  Nr.  2  des 
Reichsbeamtengesetzes  bezeichneten  Stellen  zusteht,  insoweit  das 
Witwen-  oder  Waisengeld  unter  Hinzurechnung  jener  anderweiten 
Versorgung  den  Betrag  überschreitet,  den  der  Hinterbliebene 
nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  unter  Zugrundelegung 
desjenigen  Betrags  zu  beziehen  hätte,  welcher  dem  Verstorbenen 
gemäß  §  50  des  Reichsbeamtengesetzes  zu  zahlen  gewesen  ist 
oder  zu  zahlen  gewesen  wäre; 

3.  bei  Anstellung  oder  Beschäftigung  als  Beamter  oder  in  der  Eigen- 
schaft eines  Beamten  im  Reichs-  oder  Staatsdienst  im  Sinne  des 
§  57  Nr.  <2  des  Reichsbeamtengesetzes,  wenn  das  Diensteinkommen 
einer  Witwe  2000  Mark,  das  einer  Waise  1000  Mark  übersteigt, 
und  zwar  in  der  Höhe  des  Mehrbetrags.  Bei  Berechnung  des 
Diensteinkommens  findet  §  57  Nr.  2  Abs.  2  des  Reichsbeamten- 
gesetzes Anwendung.« 

Der  Zweck  und  die  Wirkung  der  Ziffer  2  sind  bereits  bei  §  2  erörtert 
worden.  Die  von  Ziffer  3  getroffenen  Fälle  sind  zur  Zeit  noch  selten. 
Preußen  hat  infolgedessen  eine  derartige  Vorschrift  nicht  aufgenommen. 
Da  im  Reiche  jedoch  die  gesamte  Hinterbliebenenversorgung  eine  Neurege- 
lung erfährt,  ist  eine  Bestimmung  über  diese  Fälle  umsomehr  für  zweck- 
mäßig erachtet  worden,  als  die  Verwendung  von  Frauen  in  Beamtenstel- 
lungen immer  noch  zunimmt.  Ihre  sachliche  Begründung  findet  die  Vor- 
schrift in  der  Erwägung,  daß  es  weder  erforderlich  erscheint,  noch  der 
Billigkeit  entspricht,  Flinterbliebencnbezüge  auch  dort  zu  gewähren,  wo  in 
anderer  Weise  aus  öffentlichen  Mitteln  für  die  Hinterbliebenen  gesorgt 
wird.  Die  Kürzungsgrenzen  sind  so  gezogen,  daß  die  Vorschrift  zunächst 
wohl  nur  ganz  ausnahmsweise  Anwendung  finden  wird. 
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Da  das  Witwengeld  neben  einem  Diensteinkommen  zu  ruhen  hat,  so 
ergibt  sich  folgerichtig  dns  Gleiche,  wenn  die  Witwe  in  den  Genuß  einer 
selbsterdienten  Pension  tritt.  Für  diesen  Fall  ist  mit  Rücksicht  daran!, 
daß  der  Höchstbetrag  der  Pension  sich  auf  drei  Viertel  des  Dicnsteinkoni- 
mens  beläuft,  die  Festsetzung  einer  entsprechend  niedrigeren  Kürzungs- 
grenze berechtigt.  Waisen  kommen  nicht  in  Betracht,  da  sie  niemals  wäh- 
rend des  Bezugs  von  Waisengeld  eine  Pension  erdienen  werden.  §  16  be- 
stimmt daher  folgendes: 

»Das  Recht  auf  den  Bezug  des  Witwengeldes  ruht  neben  einer 
im  Reichs-  oder  Staatsdienst  im  Sinne  des  §  57  Nr.  2  des  Reichs- 
beamtengesetzes erdienten  Pension  über  1500  Mark  in  Höhe  des 
Mehrbetrages.« 

Der  Beginn  des  Ruhens  von  Hinterbliebenenbezügen  und  der  Beginn 
der  Wiedergewährung  ist  durch  §  17,  dem  neuen  §60  des  Reichsbeamten- 
gesetzes entsprechend,  geregelt  worden.  Tritt  das  Ruhen  des  Rechtes  auf  den 
Bezug  von  Witwen-  und  Waisengeld  im  Laufe  eines  Monats  ein,  so  hört  die 
Zahlung  mit  dem  Ende  des  Monats,  tritt  es  am  ersten  Tage  eines  Monats 
ein,  mit  dem  Beginne  des  Monats  auf.  Bei  vorübergehender  Beschäftigung 
gegen  Tagegelder  oder  eine  andere  Entschädigung  beginnt  das  Ruhen  des 
Rechtes  auf  den  Bezug  von  Witwen-  und  Waisengeld  mit  dem  Ablaufe 
von  sechs  Monaten,  vom  ersten  Tage  des  Monats  der  Beschäftigung  an 
gerechnet.  Lebt  das  Recht  auf  den  Bezug  von  Witwen-  und  Waisengelei 
wieder  auf,  so  hebt  die  Zahlung  mit  dem  Beginne  des  Monats  wieder  an. 

Den  Angehörigen  eines  Heeres-  oder  Marinebeamten,  der  infolge  eine» 
Feldzugs  oder  infolge  des  Linterganges  oder  der  Vcrschollcnheit  eines 
Schiffes  der  Kaiserlichen  Marine  vermißt  wurde,  konnte  nach  bisherigem 
Rechte  (§  24  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887  —  Reichs -Gesetzbl.  1887. 
S.  237  — )  schon  vor  der  Todeserklärung  Witwen-  und  Waisengeld  ge- 
währt werden,  falls  das  Ableben  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen 
war.  Zweifellos  können  aber  die  Angehörigen  eines  unter  anderen  l'm- 
ständen  Vermißten  nicht  minder  in  Not  geraten,  wenn  sie  auf  die  Zahlung 
von  Witwen-  und  Waisengcld  warten  sollen,  bis  der  Verschollene  für  tot 
erklärt  worden  ist,  was  trotz  der  erleichternden  Vorschriften  der  §§  15 
bis  17  B.G.B,  jahrelang  dauern  kann.  §  18  dehnt  daher  die  Bestimmung 
auf  die  Hinterbliebenen  aller  aus  irgendwelchen  Gründen  verschollenen 
Beamten  aus.  Die  Entscheidung  darüber,  mit  welchem  Tage  die  Zahlung 
der  Hinterbliebcncnbezüge  beginnt,  trifft  die  oberste  Reichsbehörde.  Sache 
der  Verwaltung  wird  es  natürlich  sein,  im  Einzelfalle  dafür  zu  sorgen,  daß 
der  Fiskus  bei  etwaiger  Rückkehr  des  Vermißten  oder  bei  späterer  Todes- 
erklärung keinen  Schaden  durch  Überhebung  von  Witwen-  und  Waisengeld 
erleidet. 

Für  die  Entscheidung  über  Ansprüche  aus  diesem  Gesetze  sind  nach 
§  iq  die  Landgerichte  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes 
ausschließlich  zuständig.  Eine  besondere  Bestimmung  hierüber  ist  not- 
wendig, weil  §  70  Abs.  2  Ziffer  I  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  sich  nur 
auf  Klagen  bezieht,  die  auf  Grund  des  Reichsbeamtengesetzes  gegen  den 
Fiskus  erhoben  werden,  und  weil  von  den  Ansprüchen  der  Hinterbliebenen 
nur  die  auf  Bezüge  für  das  Gnadenvierteljahr  unter  dieses  Gesetz  fallen. 

Eine  Rückwirkung  des  Gesetzes  war  im  Entwurf  auch  für  Hinter- 
bliebene von  Kriegsteilnehmern  nicht  vorgesehen.  Die  Aufnahme  des  fol- 
genden §  20  ist  erst  durch  Anträge  aus  der  Kommission  veranlaßt  worden. 

»Vom  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ab  erhalten  die  Witwen 
und    die    Kinder    von    denjenigen   bereits    verstorbenen  Beamten. 


Digitized  by  Google 


Die  neuen  Reichsgesetze  über  die  Pensionierung  usw. 


553 


welche  an  einem  der  von  deutschen  Staaten  vor  1 87 1  oder  von 
dem  Deutschen  Reiche  geführten  Kriege  teilgenommen  hatten,  so- 
fern ihnen  nach  den  früheren  Gesetzen  Witwen-  und  Waisengeld 
zusteht,  und  die  Ehe  schon  zur  Zeit  des  Krieges  bestanden  hat, 
Witwen-  und  Waisengeld  in  demjenigen  Betrage,  der  ihnen  zu  be- 
willigen gewesen  sein  würde,  wenn  bei  der  Berechnung  der  Pension 
des  Verstorbenen  Artikel  1  Nr.  X  des  Gesetzes,  betreffend  Ände- 
rung des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873,  zur  Anwen- 
dung gekommen  wäre.« 

Der  Kommissionsantrag  war  zunächst  erheblich  weiter  gegangen  und 
hatte  Rückwirkung  für  die  Hinterbliebenen  aller  Kriegsteilnehmer  gewünscht. 
Zur  Begründung  war  ausgeführt  worden,  daß  dies  die  einfache  Folgerung 
aus  der  für  die  Pensionen  der  Kriegsteilnehmer  beschlossenen  Rückwirkung 
sei.  Gerade  bei  den  bereits  gestorbenen  Kriegsteilnehmern  liege  die  An- 
nahme nahe,  daß  das  Ableben  durch  die  Strapazen  des  Krieges  mit  veran- 
laßt oder  beschleunigt  worden  sei.  Es  würde  unbillig  sein,  ihren  Witwen 
nicht  auch  diejenigen  Wohltaten  des  neuen  Gesetzes  zufließen  zu  lassen,  die 
jene  Witwen,  deren  Männer  als  Kriegsteilnehmer  heute  noch  im  Ruhe- 
stande leben,  später  ohne  weiteres  erhalten.  Ein  Vertreter  der  verbündeten 
Regierungen  bemerkte  jedoch  hiergegen,  daß  er  wegen  der  weiteren  Kon- 
sequenzen vor  der  Annahme  des  Antrags  warnen  müsse.  Er  könne  keinen 
ausreichenden  Grund  für  die  in  Vorschlag  gebrachte  Rückwirkung  aner- 
kennen. Höchstens  würden  die  Witwen  besondere  Berücksichtigung  ver- 
dienen, die  seinerzeit  als  junge  Frauen  und  Mütter  zu  Hause  in  schwerer 
Sorge  um  das  Schicksal  ihres  Gatten  gestanden  hätten.  Unter  Bezugnahme 
auf  diese  Ausführungen  wurde  dann  von  einem  Kommissionsmitgliede  be- 
antragt, die  Rückwirkung  nur  unter  der  Voraussetzung  eintreten  zu  lassen, 
daß  die  Ehe  schon  zur  Zeit  des  Krieges  bestanden  hat.  Diesem  Antrage 
wurde  regierungsseitig  zugestimmt. 

Auch  die  §§  21  und  22  verdanken  ihre  Entstehung  der  Anregung  von 
.Kommissionsmitgliedern.  §  21  bestimmt,  daß  die  Bezüge  der  Hinter- 
bliebenen von  Beamten,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ver- 
storben   sind,  von   diesem  Zeitpunkt   ab   nur   nach   den  Vorschriften  der 

15  bis  17  dieses  Gesetzes  ruhen  sollen,  und  bezweckt,  schon  jetzt  gleiche 
Kürzungsbestimmungen  für  alle  Hinterbliebenen  zu  schaffen,  um  nicht  die 
Ungleichheiten  noch  viele  Jahre  fortdauern  zu  lassen.  Schädigungen  der 
Hinterbliebenen  der  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  verstorbenen 
Beamten  in  dieser  oder  in  anderer  Beziehung  verhindert  §  22,  wonach  der 
solchen  Hinterbliebenen  zu  zahlende  Betrag  an  Versorgungsgebührnissen 
nicht  hinter  demjenigen  zurückbleiben  darf,  der  ihnen  nach  den  früheren 
Gesetzen  zusteht. 

über  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes  bestimmt  §  23  wie  folgt: 

»Dieses  Gesetz  tritt  mit  Wirkung  vom  1.  April  1907  in  Kraft. 

Außer  Kraft  treten  alsdann: 

1.  das  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen 
der  Reichsbeamten  der  Zivilverwaltung,  vom  20.  April  1881. 

2.  das  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge  fur  die  Witwen  und  Waisen 
von  Angehörigen  des  Reichsheeres  und  der  Kaiserlichen  Marine, 
vom  17.  Juni  1887.  soweit  es  die  Beamten  des  Reichsheeres  und 
der  Kaiserlichen  Marine  sowie  deren  Hinterbliebene  betrifft, 

3.  das  Gesetz,  betreffend  den  Erlaß  der  Witwen-  und  Waisengeld- 
beiträge von  Angehörigen  der  Reichszivilverwaltung,  des  Reichs- 
Archiv  f.  F'ost  u.  Telegr.   18.   1907.  30 
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heeres  und  der  Kaiserlichen  Marine,  vom  5.  März  1888,  soweit 
es  die  Beamten  betrifft, 
4.  das   Gesetz   wegen   anderweiter   Bemessung   der  Witwen-  und 
Waisengelder  vom  17.  Mai  1897,  soweit  es  die  Hinterbliebenen 
von  Beamten  betrifft. 

Die  unter  der  Herrschaft  der  vorstehend  aufgeführten  Gesetze 
erklärten  und  nicht  rechtsgültig  widerrufenen  Verzichte  auf  W itwen- 
und  Waisengcld  behalten  auch  mit  Bezug  auf  dieses  Gesetz  ihre 
Wirksamkeit.« 

Die  Hinterbliebenen  der  vor  dem  1.  April  1907  verstorbenen  Beamten 
unterstehen  somit,  soweit  nicht  §  20  oder  21  dieses  Gesetzes  auf  sie  zu- 
treffen, auch  in  Zukunft  lediglich  dem  Rechte,  das  zur  Zeit  des  Todes  des 
Beamten  galt.  Auch  §  20  wendet  nur  diejenigen  Vorteile  den  Hinter- 
bliebenen verstorbener  Kriegsteilnehmer  zu.  die  diesen  selbst,  wenn  sie 
noch  am  Leben  wären,  aus  dem  neuen  §  41  des  Reichsbeamtengesetzes 
durch  Erhöhung  der  Anfangspension  auf  20  «0  usw-  zufließen  würden.  Alle 
anderen  Verbesserungen  des  Beamtenhinterbliebenengesetzes  sowohl  wie  des 
Reichsbeamtengesetzes  haben  selbst  für  die  beschränkte  Zahl  der  Hinter- 
bliebenen von  Kriegsteilnehmern  keine  Rückwirkung. 

Hervorzuheben  ist  aus  der  Begründung  des  Gesetzes  noch,  daß  den 
nicht  unter  das  Gesetz  fallenden  Hinterbliebenen,  soweit  ein  Bedürfnis  vor- 
liegt, unter  Inanspruchnahme  der  erforderlichenfalls  zu  verstärkenden 
Unterstützungsmittel  geholfen  werden  soll.  Da  eine  solche  Verstärkung  im 
laufenden  Rechnungsjahre  nicht  mehr  tunlich  ist,  so  werden  die  vorhan- 
denen Unterstützungsmittel  ausnahmsweise  in  der  Voraussetzung  über- 
schritten werden  dürfen,  daß  die  gesetzgebenden  Körperschaften  hierzu 
nachträglich  ihre  Genehmigung  erteilen  werden.  Die  Einstellung  be- 
sonderer Mittel  ist  für  das  Rechnungsjahr  1908  in  Aussicht  genommen. 

Der  letzte  Paragraph  (24)  des  Gesetzes  enthält  besondere,  infolge  der 
staatsrechtlichen  Stellung  Bayerns  zum  Reiche  notwendige  Bestimmungen 
über  die  Anwendung  des  Gesetzes  in  diesem  Bundesstaat  auf  die  Hinter-, 
bliehenen  von  Heeresbeamten  usw. 

Die  beiden  neuen  Gesetze  bedeuten  einen  wesentlichen  Fortschritt  in  der 
Fürsorge  des  Reichs  für  seine  durch  Alter  und  Krankheit  dienstunfähig 
gewordenen  Beamten  sowie  für  die  Hinterbliebenen  verstorbener  Beamten 
und  Pensionäre.  Die  durch  die  vielfachen  Verbesserungen  der  Bezüge  ent- 
stehenden Mehrkosten  sind  beim  Reichsbeamtengesetzc  für  das  erste  Jahr 
auf  1  731  000  Mark,  im  Höhepunkte  der  Belastung  auf  4450000  Mark 
und  beim  Beamtenhintcrbliebenengcsetz  im  ersten  Jahre  auf  68000  Mark, 
im  Höhepunkte  der  Belastung  auf  I  305  000  Mark  veranschlagt  worden. 
Dabei  sind  die  vom  Reichstage  beschlossenen  Verbesserungen  der  Re- 
gierungsvorlagen noch  nicht  in  Betracht  gezogen  worden.  Die  volle  Be- 
lastung der  Reichskasse  wird  sich  überdies  —  ganz  abgesehen  von  dem 
steten  Anwachsen  des  gewaltigen  Beamtenheers  —  erst  zeigen,  wenn  die 
in  Aussicht  genommene  Aufbesserung  des  Gehalts  und  des  Wohnungsgeld- 
zuschusses für  die  Reichsbeamten  durchgeführt  sein  wird.  Dann  werden 
aber  auch  die  Vorteile  der  Gesetze  so  klar  in  die  Erscheinung  treten,  daß 
der  im  Reichstage  wiederholt  zum  Ausdrucke  gekommene  Wunsch,  die 
Gesetze  möchten  zur  Hebung  und  Erhaltung  der  Zufriedenheit  und 
Arbeitsfreudigkeit  der  Beamten  beitragen,  sicher  in  Erfüllung  gehen  wird. 
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Von  Geh.  Ober-Postrat  Halke  in  Niederlößnitz  bei  Kötzschenbroda. 

Schon  im  Gesetze  vom  4.  Dezember  1871,  betreffend  die  Ausprägung  von 
Reichsgoldmünzen,  war  die  Ausprägung  von  groben  Silbermünzen,  mit  Aus- 
nahme von  Denkmünzen,  untersagt,  und  die  Einziehung  der  bisherigen  groben 
Silbermünzen  vorgesehen.  Im  Artikel  3  §§  2  und  3  des  Münzgesetzes  vom 
9.  Juli  1873,  durch  das  die  Münzverfassung  Deutschlands  auf  der  Grund- 
lage der  Goldwährung  und  Markrechnung  ihre  endgültige  Regelung  erfahren 
hat,  wurde  das  den  Reichssilbermünzen  zu  gebende  Gepräge  ein  für  allemal 
festgesetzt,  und  damit  die  Ermächtigung  der  Landesherren  zur  Ausprägung 
von  Denkmünzen  aufgehoben.  Wenn  auch  durch  das  Gesetz  vom  I.  Juni 
1900  diese  Befugnis  den  Landesherren  wieder  zuerkannt  wurde,  so  be- 
zieht sie  sich  doch  nunmehr  auf  die  Fünfmarkstücke  und  Zweimarkstücke; 
es  waren  daher  die  Siegestaler  von  1871  und  der  zum  Andenken  an  die 
goldene  Hochzeit  des  sächsischen  Königspaars  (Johann  und  Amalie)  im 
Jahre  1872  geprägte  Doppeltaler  die  letzten  Taler-  und  Doppeltalerstücke, 
die  in  Deutschland  hergestellt  wurden. 

Durch  das  Reichsmünzgesetz  vom  Q.Juli  1903  wurde  ferner  bestimmt, 
daß  die  Anordnung  der  Außerkurssetzung  der  Landesmünzen  durch  den 
Bundesrat  zu  erfolgen  habe,  und  zugleich  festgesetzt,  zu  welchem  Betrag 
in  der  Markrechnung  die  bisherigen  Landessilber-  und  Kupfermünzen  bis 
zu  ihrer  Außerkurssetzung  anzunehmen  waren.     Während  es  gelang,  die 
Zweitalerstücke  und  die  kleinen  Silbermünzen  sowie  die  Kupfermünzen  in 
verhältnismäßig  kurzer  Zeit  einzuziehen,  stieß  die  Außerkurssetzung  des  Talers 
wegen  des  in  den  letzten  Jahrzehnten  eingetretenen  außerordentlichen  Sinkens 
des  Silberpreises,  der  sich  erst  neuerdings  wieder  etwas  gehoben  hat,  auf 
so  erhebliche  Schwierigkeiten,  daß  die  Einziehung  nur  langsam  vor  sich  gehen 
und  bis  jetzt  nicht  durchgeführt  werden  konnte.  Der  Taler.  dessen  Wert  seiner- 
zeit auf  3  Mark  Reichswährung  festgesetzt  wurde,  gilt  daher  noch  heute  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel.    Nachdem  indes  durch  das  Gesetz  vom  I.  Juni  1900 
der  Betrag  der  zu  prägenden  Rcichssilbermünzen  von  10  auf  15  Mark  für 
den  Kopf  der  Bevölkerung  erhöht,  und  zugleich  bestimmt  worden  ist,  daß 
zu  den  durch  die  Erhöhung  des  Kopfteils  vermehrten  Neuprägungen  nur 
Uandessilbermünzen ,   also   die  noch  umlaufenden  Taler,  verwendet  werden 
dürfen,  hat  deren  Einziehung  einen  schnelleren  Gang  genommen.  Nunmehr 
ist  laut  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  27.  Juni  1907  die  Außer- 
kurssetzung der  noch  umlaufenden  Eintalerstücke  deutschen  Geprägs  vom 
Bundesrate  beschlossen,   und  die  Frist,  bis  zu  der  sie   bei   den  Reichs- 
vi nd  Landeskassen  eingelöst  werden,  auf  den  30.  September  1908  festgesetzt 
worden.    An  diesem  Tage  haben  wir  also  Abschied  zu  nehmen  von  einer 
uns  lieb  gewordenen  Münze,  die  vier  Jahrhunderte  Deutschland  beherrscht 
hat;   es   dürfte  daher  nicht   ungerechtfertigt  sein,  jetzt  einen  Rückblick 
auf  die  Entstehungsgeschichte  des  Talers  und  die  Schicksale  zu  werfen,  die 
er  während  seines  langen  Lebens  erfahren  hat. 

Die  Entstehung  des  Talers  fällt  in  die  Zeit,  die  den  Übergang  des 
AI ittelalters  in  die  Neuzeit  bildet,  also  gegen  das  Ende  des  15.  und  den 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts.  Er  ist  hiernach  gewissermaßen  als  ein  Merk- 
stein zwischen  dem  Münzwesen  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  zu  be- 
trachten. Während  des  größten  Teiles  des  Mittelalters  wurden,  das  ost- 
römische Reich  und  das  Reich  der  Araber  ausgenommen,  überall  nur  kleine 
geringwertige  Silbermünzen  geschlagen.    In  den  genannten  Reichen  prägte 
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man  jedoch  schon  früh  neben  kleinen  Silbermünzen  und  Kupfermünzen  auch 
Goldmünzen.  In  Deutschland  und  im  westlichen  Europa  begann  man  er?>t 
im  13.  Jahrhundert  mit  der  Goldprägung  und  in  Frankreich  zu  ungefähr 
derselben  Zeit  mit  der  Herstellung  größerer  Silberstücke,  der  sogenannten 
Tournosen,  während  in  Böhmen  im  Jahre  1300  die  ersten  Groschen  ge- 
prägt wurden,  die  ebenso  wie  die  Tournosen  das  Zwölffache  der  bisher 
gangbaren  Denare  und  Pfennige  darstellten.  Aber  auch  diese  größeren 
Silbermünzen  genügten  nicht  lange  dem  steigenden  Verkehrsbedürfnisse.  Da 
wurde  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts,  und  zwar  merkwürdigerweise  in 
einem  Lande,  das  in  bezug  auf  Handel  und  Verkehr  unter  den  übrigen 
Ländern  Europas  keineswegs  eine  hervorragende  Stelle  einnahm,  nämlich  in 
Tirol,  vorn  Erzherzoge  Sigismund  ein  silbernes  Großstück  geprägt,  das 
später  Tal  er  genannt  wurde.  Die  ersten  Tiroler  Taler  zeigen  auf  der 
Vorderseite  den  Erzherzog  in  ganzer  Figur,  stehend  und  mit  dem  Herzogs- 
hute bedeckt.  In  der  Rechten  hält  er  das  Zepter,  während  die  Linke  an 
den  Griff  des  Schwertes  gelegt  ist.  Im  Felde  befinden  sich  ein  den  öster- 
reichischen Schild  haltender  Löwe  und  ein  Helm.  Die  Umschrift  lautet 
(in  gotischer,  sogenannter  Mönchsschrift)  S1GISMVNDVS  ARCHIDVX 
AVSTRIE.  Auf  der  Rückseite  ist  ein  Turnierritter  auf  galoppierendem 
Pferde  dargestellt,  umgeben  von  16  Wappenschilden.  Daneben  wurden 
von  Sigismund  ähnliche  Halbtaler  sowie  Dicktaler  geschlagen,  d.s. 
Münzen,  die  den  Wert  des  Talers  haben,  aber  mit  kleineren  Stempeln  ge- 
prägt und  infolgedessen  entsprechend  dicker  sind  als  die  gewöhnlichen 
Taler.  Das  Gepräge  der  Tiroler  Halbtaler  und  Dicktaler  unterscheidet  sich  von 
den  Ganzstücken  in  der  Hauptsache  nur  dadurch,  daß  sie  auf  der  Vorder- 
seite den  Erzherzog  statt  in  ganzer  Figur  bloß  im  Brustbilde  zeigen.  Die 
älteste  Jahreszahl,  die  auf  den  Talern  vorkommt,  ist  i486,  auf  den  Dick- 
talern  und  Halbtalern  1484.  doch  ist  aus  diesem  Umstände  keineswegs  mit 
Sicherheit  zu  schließen,  daß  man  genau  in  diesen  Jahren  mit  der  Taler- 
prägung begonnen  hat,  da  der  Gebrauch,  die  Münzen  mit  Jahreszahlen  zu 
versehen,  überhaupt  erst  im  1 5.  Jahrhundert  aufkam. 

Der  Taler  wurde  in  anderen  Ländern  sehr  bald  nachgeprägt,  denn  schon 
mit  dem  Jahre  1500  finden  wir  ihn  außer  in  Tirol  auch  in  Hessen,  Sachsen, 
Bern,  in  den  Dreiwaldstädten ,  Savoyen .  Ungarn,  Spanien  und  wohl  auch 
in  Böhmen  usw.    Von   diesen   ältesten  Talern.    die   gleichwie   die  ältesten 
(Wiegen-)  Drucke   von  den   Münzkundigen  Inkunabeln   oder  nach  der 
auf  ihnen  vorkommenden  Schrift  häutig  auch   M  önchssc h  ri  f  t  ta  1  er  ge- 
nannt werden,  sind,  abgesehen  von  den  nicht  gerade  seltenen  Tiroler  Talern, 
nur  verhältnismäßig  wenige  auf  uns  gekommen,  sie  scheinen  also  nicht  in 
großer  Zahl  geprägt  worden  zu  sein.    Weitere  und  zugleich  schnelle  Aus- 
breitung  fand  die  Talerprägung  mit  dem  Anfange  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts, da  zu  dieser  Zeit  teils  infolge  Erschließung  neuer  Silbergruben, 
teils    infolge   erhöhter   Ausbeutung   der   bereits   vorhandenen   Gruben  des 
sächsischen  Erzgebirges  eine  so  große  Menge  Silber  gewonnen  wurde,  daß 
man  es  in  den  bisher  gangbaren  kleinen  Stucken  nicht  mehr  zu  vermünzen 
vermochte.     Man   nannte  die  neue  Münze,  die  2  Lot  schwer  und  13  Lot 
fein   und  nach  dem  damaligen  Kurse  des  Goldes  dem  geringhaltigen  Gold- 
gulden im  Werte  völlig  gieich  war.  ursprünglich  Güldengroschen,  weil 
man  bisher  keine  größeren  Silbermünzen  als  Grosehen  kannte.    Die  Gülden- 
groschen, später  auch  mit  dem  Namen  Güldiner  bezeichnet,  wurden  bald  in 
solcher  Menge  geprägt,   daß  sie  die  umlautenden  Goldgulden  überwogen. 
Dies  war  namentlich  der  Fall,  als  die  auf  der  Südseite  des  Erzgebirges  an- 
sässigen Grafen  Schlick  damit  begannen,  die  aus  den  reichen  Joachimsthalcr 
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Bergwerken  gewonnene  große  Silberausbeute  zu  vermünzen.  Die  von  ihnen 
geprägten  Stücke  waren  2  Lot  schwer,  doch  von  etwas  weniger  feinem 
Silber  als  die  bisherigen  Güldengroschen ,  etwa  vierzehnlötig.  Sie  wurden 
wegen  des  geringeren  Gehalts  und  des  damit  verbundenen  größeren  Gewinns 
von  anderen  Münzherren  gern  nachgeprägt  und  zur  Unterscheidung  von  den 
älteren  Güldengroschen  nach  der  Münzstätte  Joachimsthal  Joachimstaler 
(Güldengroschen)  genannt,  woraus  später  die  Abkürzung  Tal  er  entstand. 
Die  ältesten  Joachimstaler,  die  im  Jahre  1 5 1  q  geprägt  wurden,  tragen  keine 
Jahreszahl.  Auf  der  Hauptseite  befindet  sich  wegen  des  Lehnsverhältnisses 
der  Grafen  Schlick  zu  den  Königen  von  Böhmen  der  böhmische,  zwei- 
schwänzige  Löwe  mit  der  Umschrift  LVDOVICVS  PREM;  «.vi  D{ei)  GRACIA 
Rfex)  BO | hemiae!.  Auf  der  Rückseite  ist  der  heilige  Joachim  dargestellt, 
und  zu  seinen  Füßen  das  Gräflich  Schlicksche  Wappen;  die  Umschrift  lautet 
AR(ma)  DOMIfworimtJ  SlA(ckorum*  STE( [fanij  ET  FRA (trum)  CO  f'mj/wm..' 
[)(cj  B;\issano).  Zu  den  ältesten  Talern  gehören  ferner  die  von  Kurfürst 
Friedrich  dem  Weisen  in  Gemeinschaft  mit  den  Herzögen  Georg  und  Johann 
von  Sachsen  geprägten  K 1  a  pp  m  ü  t  ze  n  t  a  1  c  r ,  so  genannt  nach  der  eigen- 
tümlichen Kopfbedeckung,  welche  die  im  Brustbilde  dargestellten  beiden 
Herzöge  nach  der  Mode  der  damaligen  Zeit  tragen,  ferner  diejenigen  von 
Kaiser  Maximilian  I.  (1493  bis  151 9) ,  teils  mit,  teils  ohne  Jahreszahl,  die 
sich  durch  Schönheit  des  Stempelschnitts  und  der  Prägung  auszeichnen. 
Weiterhin  wurden  in  Solothurn  1501,  in  Salzburg  1504,  in  Württemberg 
1507,  in  Bremen  und  Thann  151 1.  in  Zürich  1512.  in  Cleve  1 5 1 3 ,  in 
Luzern  15  iS,  in  Trient  1520,  in  Brandenburg  unter  Joachim  I.  und  in 
Mansfeld  1521.  in  Mainz  und  Osnabrück  1524,  in  Magdeburg,  Schwarzburg 
und  Livland  1525  die  ersten  Taler  geprägt,  während  sie  in  Braunschweig 
sowie  in  den  Erzbistümern  Trier  und  Cöln  erst  verhältnismäßig  spät  er- 
schienen. Dagegen  sind  von  der  Stadt  Cöln  schon  frühzeitig  Taler,  die 
sogenannten  Ursulatal  er,  geprägt  worden,  die  zu  den  interessantesten 
Städtctalern  gehören,  aber  keine  Jahreszahl  tragen.  Sie  zeigen  auf  der 
einen  Seite  die  Bildnisse  der  heiligen  drei  Könige  mit  der  Umschrift  (in 
gotischen  Buchstaben)  IASPAR  MELCHIOR  ET  BALTASAR  und  das 
Wappen  der  Stadt  (drei  Kronen)*),  darunter  die  Worte  O  FELIf.v1  COLON,  ia  '. 
Auf  der  Rückseite  ist  die  heilige  Ursula  dargestellt,  wie  sie  begleitet  von 
ihrem  Vater  und  dem  Papste  Cvriacus  mit  ihren  I  1  000  Jungfrauen  zu  Schiff 
den  Rhein  herabfährt  nach  Cöln,  wo  sie  nach  der  Legende  mit  ihren  Be- 
gleiterinnen den  Märtvrertod  fand.  Die  Umschrift  der  Rückseite  lautet 
S  A  N  G  VI  E  (sanguin  e)  Ül{c)  ROSEO  REGNA  VICERE  S  VF  ER  NA. 

Im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  fand  in  Deutschland,  begünstigt  durch 
die  immer  reicher  werdenden  Erträge  der  Bergwerke,  namentlich  aber  in- 
folge der  gewaltigen  Zufuhr  von  Silber  aus  Amerika,  eine  sehr  umfang- 
reiche Talerprägung  statt.  Es  wurden  nicht  nur  einfache  Taler,  sondern 
auch  anderthalbfache  Taler,  Doppeltaler,  drei-  und  vierfache  und  (in  Braun- 
schweig) selbst  zehnfache  Taler,  die  sogenannten  Juliuslöser,  sowie  daneben 
Halbtaler  und  Viertel  (Orte  genannt)  geschlagen.  Die  übrigen  europäischen 
Länder  folgten  bald,  die  außereuropäischen  Länder  naturgemäß  später. 
Deutschland  in  der  Annahme  eines  silbernen  Großstücks  und  leiteten  zum 
Teil  sogar  die  Benennung  von  dem  deutschen  Worte  Taler  ab.  So  finden 
wir  ihn  neben  dem  Skudo  in  Italien  wieder  als  Tallero,  in  Skandinavien 
als  Dal  er,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  als  Dollar. 

*)  Später  traten  zu  dem  Wappen  der  Stadt  noch  elf,  die  heiligen  1 1  000  Jung- 
frauen andeutende  Flämmchen. 
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Durch  die  Reichsmünzordnung  Kaiser  Karls  V.  vom  Jahre  1524,  die 
nach  dem  Orte  ihres  Entstehens  den  Namen  Esslinger  Münzordnung 
erhielt,  wurde  bestimmt,  daß  der  Güldengroschen  oder  Taler  zu  15  Lot  fein 
und  zu  8  Stück  auf  die  rauhe  Mark,  also  zum  Gewichte  von  2  Lot  =  1  Unze 
(weshalb  diese  Taler  auch  Unciales  genannt  wurden),  ausgebracht  werden 
sollte.  Durch  die  Reichsmünzordnung  von  1 5 5 1  wurde  der  Taler  zu 
72  Kreuzern  angesetzt,  und  zugleich  bestimmt,  daß  die  eine  Seite  des  Talers 
den  Reichsadler  tragen  sollte,  während  die  andere  Seite  dem  Bildnis  oder 
dem  Wappen  des  Münzherrn  vorbehalten  blieb.  Daneben  kam  der  soge- 
nannte Gul  dental  er  auf,  d.  i.  ein  silbernes  Großstück,  das  zu  60  Kreuzern 
ausgebracht  wurde.  Bei  den  Talern  sollte  daher  die  Zahl  72 ,  bei  den 
Guldcntalern  die  Zahl  60  auf  der  Brust  des  Reichsadlers  oder  im  Reichs- 
apfel angegeben  werden,  doch  wurden  nicht  nur  obige  Wertzahlen,  sondern 
auch  die  kaiserlichen  Hoheitszeichen  von  den  Münzherren  auf  den  von 
ihnen  geschlagenen  Münzen  oft  weggelassen. 

Im  Jahre  1566  wurde  der  Taler  zur  gesetzlichen  Reichssilbermünze  er- 
hoben, gleichzeitig  aber  auf  66  Kreuzer  herabgesetzt.  Daß  die  Wert- 
bestimmung in  den  Reichsmürizordnungen  nach  Kreuzern  erfolgte,  erklart 
sich  daraus,  daß  die  Kreuzerrechnung  inzwischen  in  Süddeutschland  und 
Österreich  allgemein  gebräuchlich  geworden  war.  Während  indes  im 
Süden  die  Rechnung  nach  Kreuzern  und  Gulden  dauernd  beibehalten  wurde, 
gab  man  in  Norddeutschland  diese  Rechnungsweise  auf.  Man  teilte  dort 
den  Taler  in  Groschen  und  rechnete  zu  verschiedenen  Zeiten  und  in  ver- 
schiedenen Gegenden  je  nach  dem  Gehalt  und  Gewichte  des  Groschens  deren 
20,  21,  24,  25,  30,  32,  36  und  48  auf  den  gemünzten  Taler.  Leider  trat 
infolge  der  großen  Zahl  der  münzberechtigten  Herren  und  Städte  und 
infolge  ihrer  Habsucht  schon  mit  dem  17.  Jahrhundert  eine  große  Ver- 
schlechterung des  Münzwesens  ein.  Der  gute  Taler  wurde  immer  seltener 
ausgemünzt,  und  an  seiner  Stelle  Deutschland  mit  Unmassen  von  immer 
geringhaltiger  werdenden  Scheidemünzen  überschwemmt.  Dies  führte  dazu, 
einer  bestimmten  Zahl  von  Groschen  die  Bezeichnung  Taler  beizulegen,  und 
es  entstand  hieraus  ein  Zähltaler,  dessen  Wert  also  von  dem  veränder- 
lichen Werte  der  auf  ihn  gerechneten  Groschen  abhängig  war  und  sich  im 
gleichen  Maße  wie  die  immer  schlechter  werdende  Scheidemünze  verringerte. 
Zum  Unterschiede  vom  Zähltaler  erhielt  dann  der  zum  gesetzlichen  Werte 
ausgemünzte  Taler  die  Bezeichnung:  Taler  in  speeie  (»in  Gestalt«  eines 
Talers),  Speziestaler,  und  es  kam  vor,  daß  letzter  infolge  der  Ver- 
schlechterung der  Scheidemünze  oft  das  Drei-,  Vier-,  sogar  das  Zehnfache 
des  Zähltalers  galt,  indem  man  statt  beispielsweise  24  oder  36  Groschen,  die 
er  ursprünglich  enthalten  sollte,  deren  bis  240  und  360  auf  den  Speziestaler 
rechnete. 

Ihre  grüßte  Höhe  erreichten  die  Münzwirren  gegen  Beginn  des  dreißig- 
jährigen Krieges,  zur  sogenannten  Kipper-  und  Wipperzeit  (1621 
und  1622).  Auch  die  Taler  und  andere  größere  Silberstücke  entgingen  zu 
dieser  Zeit  nicht  der  Verfälschung.  Obgleich  man  wohl  einsah,  daß  gegen 
das  herrschende  Münzunwesen  ernstlich  eingeschritten  werden  mußte,  war 
es  doch  wegen  der  W  irren  des  dreißigjährigen  Krieges  nicht  möglich,  hierin 
eine  nachhaltige  und  dauernde  Besserung  zu  schaffen.  Unter  den  in 
dieser  Zeit  von  Reichs  wegen  getroffenen  vielfachen  Anordnungen  ist  nur 
die  vom  Jahre  1623  von  Wichtigkeit.  Nach  dieser  wurde  zwar  der 
durch  die  Reichsmünzordnungen  festgestellte  Speziestalcr ,  der  im  ganzen 
Reiche  Geltung  hatte  und  deshalb  sowie  im  Gegensatze  zu  den  auf  Grund 
von   Sondermünzvcrträgen   einzelner  deutscher   Fürsten  geprägten  Talern 
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nunmehr  den  Namen  Reichstaler  führte,  in  Süddeutschland  zu  90  Kreuzern 
oder  1 '/._,  Gulden,  in  Norddeutschland  zu  24  Groschen  gerechnet.  Da  jedoch 
die  Einführung  eines  allgemein  gültigen  Reichsmünzfußes  nicht  gelang,  so 
suchten  die  einzelnen  Staaten  durch  Verträge  untereinander  gegen  die  eigen- 
mächtige Herabsetzung  des  Münzfußes  seitens  anderer  Münzberechtigter 
sich  zu  sichern.  So  schlössen  die  Kurfürsten  von  Brandenburg  und  Sachsen 
im  Jahre  1667  zu  Kloster  Zinna  einen  Münzvertrag,  dem  später  auch 
Braunschweig  beitrat,  und  in  dem  man  sich  verpflichtete,  io2/3  Taler  oder 
i5:,/4  Gulden  aus  der  feinen  Mark  zu  schlagen.  Dieser  Vertrag  war  auch 
insofern  von  Wichtigkeit,  als  durch  ihn  der  nach  dem  neuen  Fuße  geprägte 
Gulden  in  ganz  Norddeutschland  eine  Zeit  lang  allgemeine  Verbreitung 
fand.  Im  Jahre  1690  einigten  sich  jedoch  die  genannten  Staaten  zu  Leipzig 
uber  einen  neuen  Münzfuß,  nach  dem  die  feine  Mark  zu  12  Talern  oder 
18  Gulden  ausgebracht  wurde.  Dieser  Fuß  wurde  zwar  später  auch  von 
anderen  deutschen  Staaten  angenommen  und  1738  sogar  zum  Reichsmünzfuß 
erhoben,  gelangte  aber  doch  nicht  zur  allgemeinen  Geltung. 

In  Preußen   wurde   unter   Friedrich  dem  Großen   1750  der   14  Taler- 
(21  Gulden-)  oder  Graumannsche  Fuß  eingeführt,  so  genannt  nach  dem 
holländischen  Kaufmann  Philipp  Graumann ,   den  Friedrich  zum  Gcneral- 
Münzdirektor  ernannt  hatte.    Während  der  Drangsale  des  siebenjährigen 
Krieges  war  Friedrich  zwar  gezwungen,  von  diesem  Fuße  abzuweichen  und 
sehr  geringhaltige   Münzen   schlagen   zu   lassen,   doch   wurde  nach  dem 
Hubertusburger  Frieden   die   schlechte  Münze  eingezogen,   und  der  Grau- 
mannsche Fuß  in  Preußen  wieder  hergestellt.   Daneben  bestanden  in  Deutsch- 
land oder  folgten  aufeinander  noch   verschiedene  Münzfüße,   so   der  alte 
Leipziger  Fuß,  der  Konventions-  oder  20  Gulden  f  uß,  der  24  Gulden- 
fuß,  der  dänische   (lübische)  Fuß   und   der  24'/..,  Gulden  fuß,  den 
Bayern,  Württemberg,  Baden,  das  Großherzogtum  Hessen  und  Frankfurt 
am  Main  im  Jahre  1837  annahmen.     Im  Jahre  1838  schlössen  sämtliche 
Staaten  des  Zollvereins  einen  weiteren  Münzvertrag,  nach  dem  in  Nord- 
deutschland der  14  Taler-,  in  Süddeutschland  der  247.,  Gulden  f  uß  auf 
bestimmten  Grundlagen,  und  außerdem  als  Vereinsmünze  das  Zweitaler-  oder 
3 1/>  Guldenstück   eingeführt  wurde.     Diesem  Vertrage   folgte  die  Münz- 
konvention vom  24.  Januar  1857  zwischen  den  Staaten  des  deutschen 
Zollvereins  einer-  und  Österreich  und  Liechtenstein  anderseits.   Durch  diese 
wurde  statt  der  bisher  üblichen  Mark  ein  neues  Münzgewicht,   das  Zoll- 
pfund von  500  Gramm  geschaffen,  und  für  Norddeutschland  der  30  Taler-, 
für  Österreich  der  45  Gulden-  und  für  Süddeutschland  der  52l/2  Gulden- 
fuß eingeführt.   Außerdem  wurde  neben  dem  Zweitalerstück  auch  das  Ein- 
talerstück  im   Werte   von    i1/,  Gulden  österreichischer   oder   i3/4  Gulden 
süddeutscher  Währung  zur  Vereins  münze   erhoben.     Diese  Vereinstaler 
(deutschen  Geprägs)  sind  diejenigen  Taler.  von  denen  sich  ein  Rest  noch 
jetzt  im  Umlaufe  befindet,  und  die  nach  dem  eingangs  erwähnten  Bundesrats- 
heschlusse  nunmehr  zur  Einziehung  gelangen. 

Was  das  Gepräge  der  Taler  anlangt,  so  war  es  sehr  verschiedenartig 
und  im  Laufe  der  Zeit  häufigen  Wandlungen  unterworfen.  Während  bei 
den  Münzen  der  übrigen  europäischen  Staaten  eine  gewisse  Gleichmäßigkeit 
oder  Ähnlichkeit  der  Münztypen  herrscht,  finden  wir  bei  den  deutschen 
Talern  schon  im  16.  Jahrhundert  eine  allmählich  zunehmende  Verschieden- 
artigkeit und  einen  häufigen  Wechsel  im  Gepräge,  hervorgerufen  teils  durch 
die  Verschiedenartigkeit  der  fortwährend  entstehenden  und  nebeneinander 
gültigen  Münzfüße,  teils  durch  die  große  Zahl  der  Münzberechtigten,  deren 
jeder  seine  Münzen  durch  besondere  Typen  und  Bilder  kenntlich  machte. 
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Dabei  ist  jedoch,  namentlich  im  16.  Jahrhundert  unter  dem  Einflüsse  der 
Renaissance  sowie  infolge  Vervollkommnung  der  Münzkunst  eine  allgemeine 
V  erbesserung  des  Geprägs  bemerkbar.  Auch  bot  sich,  nachdem  die  silbernen 
Großstücke  zur  Einführung  gelangt  waren,  den  Stempelschneidern  Gelegen- 
heit, ihre  Arbeit  künstlerischer  auszuführen  und  namentlich  dem  Bildnisse 
des  Münzherrn  mehr  Sorgfalt  zu  widmen.  Es  finden  sich  daher,  besonders 
unter  den  österreichischen,  sächsischen,  brandenburgischen  und  braun- 
schweigischen  Talern,  wie  auch  unter  den  Städtemünzen  des  16.  Jahrhunderts, 
zahlreiche  Stücke,  die  Kunstwert  besitzen.  Als  während  des  dreißigjährigen 
Krieges  die  deutsche  Kunst  von  der  unmittelbar  vorher  erreichten  Höhe 
herabsank,  wurde  natürlich  auch  dem  Gepräge  der  Taler  nicht  mehr  die 
frühere  Sorgfalt  gewidmet,  und  es  finden  sich  namentlich  aus  der  Kipper- 
und Wipperzeit  zahlreiche  Münzen,  die  nicht  nur  durch  ihren  schlechten 
Gehalt  sich  unrühmlich  auszeichnen,  sondern  denen  man  auch  auf  den  ersten 
Blick  ansieht,  mit  welcher  Eile  und  Nachlässigkeit  sie  geprägt  worden  sind. 

Gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts,  als  Deutschland  sich  von  den  Folgen 
des  dreißigjährigen  Krieges  allmählich  zu  erholen  begann,  verbesserte  sich 
mit  dem  Gehalt  auch  das  Gepräge  der  Münzen.  So  widmete  namentlich 
der  kunstsinnige  Kurfürst  Friedrich  III.  von  Brandenburg,  der  nachmalige 
erste  König  von  Preußen,  der  Münzkunst  seine  Aufmerksamkeit.  Die 
unter  ihm  geschlagenen  Taler  und  Gulden  zeichnen  sich  sogar  durch 
Schönheit  des  Stcmpelschnitts  vor  den  gleichartigen  Münzen  seines  Nach- 
folgers, des  sparsamen  Königs  Friedrich  Wilhelm  I.,  vorteilhaft  aus.  Ebenso 
finden  sich  unter  den  Münzen  der  Zeitgenossen  Friedrichs  III.,  der  Kaiser 
Leopold  I.  und  Karl  VI.,  sowie  der  Kurfürsten  von  Sachsen  und  anderer 
deutscher  Fürsten  viele  Taler  von  schönem  Gepräge. 

Im  übrigen  bieten  die  deutschen  Taler  des  16.,  17.  und  18.  Jahrhunderts 
nicht  bloß  wegen  der  bereits  oben  erwähnten,  aus  der  großen  Zahl  der 
münzberechtigten  weltlichen  und  geistlichen  Fürsten ,  Herren  und  Städte 
sich  ergebenden  Mannigfaltigkeit  der  Prägungen,  sondern  auch  vom  allge- 
meinen historischen  und  kunstgcschichtlichen  Standpunkte  viel  Anziehendes. 
Zunächst  boten  die  Bildnisse,  Wappen  und  Hoheitszeichen  der  Münz- 
berechtigten sowie  die  Schutzheiligen  der  Länder  und  Städte  Veranlassung 
zu  den  verschiedenartigen  Bildern,  die  den  Talern  aufgeprägt  wurden, 
und  nach  denen  sie  auch  häufig  besondere  Namen  erhielten.  Es  sei  hier 
nur  an  die  Orden  st  a  ler.  z.  B.  an  den  des  Königs  Friedrich  I.  von 
Preußen  mit  der  Kette  des  Schwarzen  Adlerordens  und  der  Aufschrift 
Suttm  cuujue,  an  die  Wildemannstaler  und  die  vielen  Kroncntaler 
erinnert,  ferner  an  die  bekannten  St.  Georgtaler,  die  Andreastaler 
und  die  zahlreichen  Marientaler.  Die  Mannigfaltigkeit  der  Prägung 
wurde  dadurch  noch  erhöht,  daß  vielfach  der  Gebrauch  bestand,  wichtige 
geschichtliche  Ereignisse  und  auch  minder  wichtige  Begebenheiten  auf  den 
Talern  zu  verewigen.  Aus  der  großen  Zahl  derartiger  Gedächtnistalcr 
seien  hier  nur  erwähnt:  die  zahlreichen  Vermähl  ungs-,  Huldigungs-, 
Krönungs-,  Jubiläums-  und  Sterbetaler,  die  auf  die  Vermählung. 
Huldigung  und  Krönung,  auf  Regierungsjubiläen  und  den  Tod  fürstlicher 
Münzherren  geprägt  wurden ;  die  auf  Eroberung  fester  Plätze  und  er- 
fochtene  Siege,  z.  B.  auf  den  Sieg  des  Großen  Kurfürsten  bei  Fehrbellm 
im  Jahre  1675  geprägten  Taler;  die  Vikariatstaler,  die  von  den  Kur- 
fürsten von  Sachsen  während  des  von  ihnen  versehenen  Reichsvikariats 
geprägt  wurden;  die  Sedisvakanz-  oder  Ka  p  i  te  1 1  a  le  r ,  die  während 
der  Dauer  der  Erledigung  münzberechtigter  Erzbistümer,  Bistümer  und 
Abteien  von  den  zuständigen  geistlichen  Kollegien  geschlagen  wurden;  die 
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in  Erinnerung  an  die  Pest,  von  der  Deutschland  in  den  früheren  Jahr- 
hunderten vielfach  heimgesucht  wurde,  geprägten,  allerdings  mehr  den  C  harakter 
von  Schaumünzen  tragenden  Pesttaler;  die  sogenannten  Pfaffen-  oder 
Pfaf  fen  fein  dta  ler,  die  der  bekannte  Parteigänger  im  dreißigjährigen 
Kriege,  Herzog  Christian  von  Braunschweig- Lüneburg  im  Jahre  1622  ans 
Kirchensilber  prägen  ließ,  und  die  durch  ihre  Aufschrift  Gottes  Freund 
der  Pfaffen  Feind  den  politischen  Standpunkt  dieses  Parteigängers 
kennzeichnen;  die  Glockentaler,  die  Herzog  August  von  Braunschweig- 
Wolfenbüttel  auf  die  im  Jahre  1643  erfolgte  Räumung  Wolfenbüttels  seitens 
der  Kaiserlichen  prägen  ließ,  und  die  als  Zeichen  des  Friedens  eine  Glocke 
tragen;  ferner  die  Reihe  von  Talern,  die  von  anderen  braunschweigischen 
Fürsten  aus  besonderer  Veranlassung  geschlagen  wurden  und  nach  diesen 
oder  nach  ihrem  Gepräge  besondere  Namen  tragen  (Li  c h 1 1  a  1  c  r,  Lügen- 
taler,  Wahrheitstaler,  Brillentalcr .  Wespentalcr.  Schiffs-  oder 
Reisetaler,  Aloetaler);  die  für  den  Handel  mit  dem  Auslande  ge- 
prägten Taler.  von  denen  namentlich  die  von  der  Kaiserin  Maria  Theresia 
(1740  bis  1780)  geprägten  und  nach  ihr  benannten  M  aria-Theresientaler 
zu  erwähnen  sind.  Diese  erlangten  als  Handelsmünze  in  der  Levante  und 
im  nordöstlichen  Afrika,  woselbst  sie  noch  heute  als  Zahlungsmittel  dienen, 
weite  Verbreitung  und  wurden  daher  nach  dem  Tode  der  Kaiserin  bis  in 
die  neueste  Zeit  noch  vielfach  nachgeprägt.  Auch  König  Friedrich  II.  von 
Preußen  ließ  in  den  Jahren  1766  und  17Ö7  für  den  Handel  mit  der  Levante 
Taler  nach  dem  Muster  des  beliebten  Maria -Thercsientalers  schlagen,  doch 
trugen  diese  statt  des  Brustbildes  der  Kaiserin  sein  eigenes  Brustbild  und 
statt  des  österreichischen  den  preußischen  Adler.  Auch  wurden  unter 
Friedrich  II.  für  den  Handel  nach  den  Ostseeprovinzen  Taler  nach  dem 
dort  beliebten  Fuße  der  A  1  b er t u st a  1  e r ,  und  von  der  Königlich  Preußisch- 
Asiatischen  Kompagnie  in  Finden  im  Jahre  1 751  für  den  Handel  mit  Ost- 
asien besondere  talerähnliche  Münzen,  Piaster,  geschlagen,  die  auf  der 
einen  Seite  das  Brustbild  des  Königs,  auf  der  anderen  den  preußischen 
Adler  und  darunter  das  von  einem  wilden  Manne  und  einem  Chinesen  ge- 
haltene Kompagniewappen  (einen  Dreimaster  mit  vollen  Segeln)  zeigen. 
Kontributionstalcr  genannte  Münzen  wurden  im  Jahre  1794  während 
der  Besetzung  Triers  durch  die  Franzosen  eigens  zu  dem  Zwecke  geprägt, 
um  die  der  Stadt  auferlegte  Kriegssteuer  zu  zahlen.  Wegen  Mangels 
an  barem  Gelde  verwandte  man  dazu  von  den  Bürgern  freiwillig  beige- 
steuertes Silber  und  selbst  Kirchengefäße,  wie  die  Umschrift  iX  VasIs 
arof.ntkIs  In  VsVM  patrIu.  sIni:  CknsIbVs  DatIs  a  CLi.ro  et  pkIVatIs 
zeigt.  Die  in  größerer  hervortretender  Schrift  geschriebenen  Buchstaben, 
als  römische  Zahlen  gelesen  und  zusammengezählt,  ergeben  gleichzeitig  die 
Jahreszahl,  ein  Gebrauch,  dem  wir  im  18.  Jahrhundert  bei  Gedächtnis- 
inschriften vielfach  begegnen. 

Aus  der  Neuzeit  sei  noch  der  bayerischen  Geschichtstaler  gedacht, 
die  unter  König  Ludwig  I.  und  Maximilian  IL  zur  Erinnerung  an  das 
Land  betreffende  wichtige  Ereignisse  sowie  auf  die  Errichtung  von  Denk- 
mälern, Monumentalbauten  und  auf  öffentliche  Verkehrseinrichtungen,  z.  B. 
auf  die  Vollendung  des  Ludwigskanals  und  die  Eröffnung  der  ersten  deut- 
schen Eisenbahn  Nürnberg- Fürth,  geprägt,  sowie  der  bekannten  Doppel- 
Mulden  und  Taler,  die  im  vorigen  Jahrhundert  von  der  früheren  freien 
Reichsstadt  Frankfurt  auf  die  Gründung  des  deutschen  Parlaments,  auf 
den  Reichsverweser  Erzherzog  Johann,  die  Schillerfeier,  das  erste  deutsche 
Bundesschießen,  den  Fürstentag  (1863)  usw.  geschlagen  wurden.  Schließ- 
lich seien  noch  die  Nottaler  und  Belagerungsrnü  nzen  erwähnt,  die 
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bei  eintretendem  Geldmangel  zum  einstweiligen  Gebrauche  bald  aus  edlem, 
bald  aus  unedlem  Metalle,  zum  Teil  in  viereckiger  Form  (als  sogenannte 
Klippen)  hergestellt  wurden,  sowie  die  Bergwerks-  oder  Bergsegens- 
taler, von  denen  die  preußischen  mit  der  Aufschrift  Segen  des  Mans- 
felder  Bergbaues  und  die  sächsischen  mit  den  das  Wappen  haltenden 
Bergknappen  der  neuesten  Zeit  angehören. 

Bis  in  das  18.  Jahrhundert  war  es  nicht  üblich,  die  Taler  mit  der  Auf- 
schrift Taler  oder  Reichstaler  zu  versehen.  Aus  der  Größe  und  Schwere 
der  Stücke  entnahm  jedermann  von  selbst,  daß  er  es  mit  einem  Taler  zu 
tun  hatte.  In  Preußen  finden  wir  erst  auf  den  Talern  Friedrichs  des  Großen 
die  gedachte  Bezeichnung,  und  zwar  lautete  sie  auffallenderweise  »Ein 
Reichsthaler«,  obgleich  sie  nicht  nach  dem  Reichsmünzfuße,  sondern 
nach  dem  von  Friedrich  in  Preußen  eingeführten  14  Talerfuß  ausgebracht 
waren. 

Was  die  Einteilung  des  Talers  anlangt,  so  wurden  im  ersten  Drittel  des 
vorigen  Jahrhunderts  auf  den  aus  dem  alten  Speziestaler  abgeleiteten  Reichs- 
taler und  auch  auf  den  nach  dem  14  Talerfuße  geprägten  Taler  24  Groschen 
zu  12  Pfennigen  gerechnet.  Im  Jahre  1821  wurde  in  Preußen  die  Ein- 
teilung des  Talers  in  30  Silbergroschen  eingeführt.  Später  folgten  die 
übrigen  Staaten  mit  Talerwährung  dieser  Einteilung.  Während  jedoch  in 
Preußen  der  Silbergroschen  in  12  Pfennige  zerfiel,  wurde  in  Sachsen, 
Sachsen- Altenburg  und  Gotha  der  Groschen,  der  dort  den  Namen  Neu- 
groschen erhielt,  in  10  Pfennige  geteilt. 

Erfahrungsgemäß  gewöhnt  sich  das  Volk  sehr  schwer  und  nur  allmäh- 
lich an  neue  Einrichtungen,  mögen  sie  auch  noch  so  tief  in  das  gewöhn- 
liche Leben  eingreifen.  Dies  gilt  namentlich  vom  Maß-,  Gewichts-  und 
Münzwesen.  Noch  heute  bemißt  in  vielen  Teilen  Deutschlands  der  Bauer 
seinen  Landbesitz  nicht  nach  Hektaren  und  Aren,  sondern  nach  Scheffeln, 
Morgen,  Ackern,  Hufen  und  Tagwerken.  Die  Hausfrau  kauft  ihre  Fleisch- 
waren nicht  nach  Kilogrammen  und  Grammen  ein,  sondern  nach  Pfunden, 
halben  und  viertel  Pfunden.  Der  einfache  Mann  rechnet  nicht  nach  Mark 
und  Pfennigen,  sondern  nach  Talern  und  Silber-  oder  Neugroschen;  sogar 
die  Rechnung  nach  den  alten  Groschen,  deren  24  auf  den  Taler  gingen, 
und  die  zum  Unterschiede  von  jenen  Gutegroschen  genannt  werden, 
ist  in  manchen  Gegenden,  z.  B.  in  Schlesien,  noch  üblich,  obgleich  das 
heutige  Geschlecht  einen  solchen  Groschen  nicht  mehr  gesehen  hat.  So 
wird  auch,  selbst  wenn  der  letzte  Taler  aus  dem  Verkehre  längst  ver- 
schwunden sein  wird,  nicht  nur  die  Erinnerung  an  diese  beliebte  ehrwürdige 
Münze,  sondern  auch  die  Gewohnheit,  in  Talern  zu  rechnen  oder  wenigstens 
zu  denken,  noch  lange  Zeit  fortdauern.  Sollte  man  aber,  eine  Frage,  die 
erst  unlängst  im  Reichstag  erörtert  worden  ist,  noch  zur  Prägung  eines 
Dreimarkstücks  gelangen ,  so  wird  dieses  im  Volksmunde  sicher  wieder 
Taler  genannt  werden. 
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für  verwaiste  Töchter  von  Reichs -Post-  und  Telegraphen- 
beamten. 

»Im  Kalenderjahre  1906  fortlaufende  Beiträge  in  Höhe  von  182089  M., 
Zahl  der  Spender  123  131,  gezahlte  Unterstützungen  147067  M.  und  Ver- 
mehrung des  Kapitalvermögens  um  93266  M.  auf  1  181  312  M.  mit 
366469  M.  Unterbeamtenanteil«,  das  sind  die  erfreulichen  Nachrichten,  mit 
denen  der  Verwaltungsbericht  des  Töchterhorts  für  1906  beginnt. 

Die  Einnahme  hat  betragen: 

,rr,f:  mithin  iqo6 

'9°5  mehr  '  weniger 

a)  an  fortlaufen- 
den Beiträgen.  182  089  M.  82  Pf.       167  560  M.  23  Pf.  14  529  M.  59  Pf-  — 

b)  an  einmaligen 

Spenden    14  612  -    42  -  8072  -   64  -  6339  -    78  -  — 

c    an  besonderen 

Zuwendungen.     6789  -  44  -  9935  -   25  -  —  3  145  M.  81  Pf. 

Spenden  zu- 
sammen   203  491  M.  68  Pf.       183  568  M.  12  Pf.      21  069  M.  37  Pf.    3  145  M.  81  Pf. 

dj    an  Zinsen   44°29  -   33  -         40  27(1  -   82  -         3732  -    31  -  —  


im  ganzen..  247521  M.    1  Pf.      225  844  M.  94  Pf.       24821  M.  88  Pf.    3  145  M.  81  Pf. 

21  076  M.  7  Pf. 


Fortlaufende  Beiträge  sind  im  Berichtsjahre  von  123  131  Personen 
geleistet  worden,  und  zwar  von  50805  Beamten  100829  M.  und  von 
72  326  Unterbeamten  81  260  M..  zusammen  182089  M.,  gegen  167  560  M. 
im  Jahre  1905.  Eine  gleich  beträchtliche  Steigerung  des  Jahresbetrags  — 
um  14529  M.  —  war  noch  nicht  zu  verzeichnen.  Der  Zugang  an  Spendern 
(-f-  9 '33)  umfaßt  4035  Beamte  und  5098  Unterbeamte.  Die  Beteiligung 
geht  diesmal  in  einzelnen  Bezirken  bei  den  Beamten,  ohne  Hilfstellen- 
Inhaber,  bis  zu  87,5  v.  H.,  bei  den  Unterbeamten  sogar  bis  94,2  v.  H.  der 
Gesamtzahl.  Im  Gesamtdurchschnitt  ist  die  Beteiligung  gegen  das  Vorjahr 
gestiegen    bei    den   Beamten   auf  00,9  v.  H.,    bei   den   Unterbeamten  auf 

64.8  v,  H.  Von  den  Reichs-Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechanstalten 
(ohne  Hilf  stellen)  waren  im  Jahre  1906  mit  fortlaufenden  Beiträgen  beteiligt 

83.9  v.  H.  gegen  82,1  v.  H.  im  Vorjahre. 

Die  bei  den  Bezirksausschüssen  aufgekommenen  einmaligen  Spenden 
ergeben  zusammen  mit  den  beim  Hauptausschuß  unmittelbar  vereinnahmten 
besonderen  Zuwendungen  für  1906  den  ansehnlichen  Betrag  von 
21  401  M.,  das  sind  3393  M.  mehr  als  im  Jahre  1905. 

Die  Gesamteinnahme  an  Beiträgen  usw.  seit  1890  bis  Ende  1906 
ergibt  sich  aus  nachstehender  Übersicht. 
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Bis  Ende  1 8q  i ,  ein- 
schließlich des  Kapital- 
Grundstocks   

Kalenderjahr  1802   

,893 


18.4 
18g  5 
i8qö 
1897 
1898 
1899 
1900 

IQOt 
Uj02 
I903 
»9°4 
I9O5 

loob 


Fortlaufende 
Beitrage 

Mark 

45812 

74  254 

»5  455 
87919 

92  307 

96  428 

99  180 

101  710 

106  281 
113  277  60 
123420  54 

«35874  3« 
146628  42 

155704  17 

107  Mo  23 
182080  82 


Einmalige 
Beiträge 


Pf. 
98 
40 
1 

53 
52 

i 

i 


Mark 
124  790 

13  »37 
4130 

540b 

4268 


Pf. 

77 
32 
35 


Besondere 

Zu- 
wendungen 
Mark  Pf. 


Zusammen 


6  336  66 


.331 

5.33" 
6731 
598/ 
6993 
6940 

7  QQl 

&3'4 

8  072 

14  612 


64 

49 
1 1 

53 

2Q 

45 

P 
04 

42 


5836 

7  >07 

3  9*3 

& 

4  '30 
3319 

4987 

0314 
9838 
4746 
11787 

§?3 


27 

53^ 

28 

94 
20 

2 

4' 
81 

83 


25 
44 


Mark 
170603 

87  39' 
95421 

100493 

100499 

IO9068 

109  156 

III  l 78 

1  iö  332 

124  252 

136  728 

152  Ö53 

159  36b 

175  806 

185  >68 

203  491 


Pf. 

75 
72 

% 

5* 
27 

24 


40 

18 
88 

43 

89 
12 

68 


In  i6',a  Jahren:    1813905    86  2340S1 


90025    26     313801a  ai. 


324  106  M.  35  Pf. 

Von  diesen  2  138  012  M.  21  Pf.  sind  von  Unterbeamten  oder  für  Unter- 
beamte gespendet  807940  M.  45  Pf.,  das  sind  37,79  v.  H. 

Der  Summe  von   2138012  M.  21  Pf. 

treten  hinzu  die  Zinsen  mit   361  993   -    55  - 

die  Kursgewinne  mit   8248   -     10  - 

Die  Gesamt-Bruttoeinnahme  bis  Ende  1906  stellt 
sich  also  auf   2  508  253  M.  86  Pf. 

Mehr  als  2- .  Millionen  Mark  von  dieser  Summe  verdankt  der  Töchter- 
hort den  seit  Mitte  1890  zum  gemeinnützigen  Werke  vereinigten  Ange- 
hörigen der  Reichs -Post-  und  Telegraphen -Verwaltung.  Und  die  fort- 
laufenden Heiträge  von  mehr  als  i4/5  Millionen  Mark,  die  den  Schwerpunkt 
bilden,  sind  nicht  von  kleineren  Kreisen  durch  hohe  Einzelspenden  auf- 
gebracht, sondern  unter  freiwilligem  Zusammenschlüsse  von  Hunderttausenden 
zu  regelmäßigen,  den  bescheidenen  Mitteln  angepaßten  Gaben.  Diese  be- 
trugen für  das  Jahr  1906  im  monatlichen  Durchschnitte  bei  den  Beamten 
if)'/2  Pf.,  bei  den  Unterbeamten  9'/3  Pf. 

An  Unterstützungen  sind  im  Berichtsjahr  in  2791  Fällen  147067  M. 
gewährt  worden,  1 1  807  M.  mehr  als  im  Vorjahre.    Es  entfielen 


auf  Beamten- 
waisen 

Mark  Pt. 

von  den  2  533  einmaligen  Unterstützungen  88t  mit  43916  80 
238  fortlaufenden        -  150    -    27625  83 


auf  Unterbeamten- 
waisen 

Mark  Pf 

1  652  mit  61  464  75 
108    -    14060  — 


von  zus.  2791  Unterstützungen   1031  mit  71  542    63     1  760  mit  75  524  75. 

Von  den  2533  einmaligen  Unterstützungen  mit  insgesamt  105  381  M. 
haben  die  Bezirksausschüsse  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  2000  in  Gesamt- 
hohe von  79393  M.  bewilligt,  nämlich  721  Unterstützungen  mit  34355  M 
an  Beamtentöchter  und  1279  mit  45038  M.  an  Unterbeamtentöchter.  Unter 
den  aus  der  Hauptkasse  gezahlten  533  einmaligen  Unterstützungen  im  Ge- 
samtbetrage von  25  988  M.  waren  160  mit  9561  M.   für  Beamtentöchter 
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und  373  mit  1Ö427  M.  für  Töchter  von  Unterbeamten.  Auf  Töchter  im 
Alter  von  mehr  als  18  Jahren  kamen  von  den  25988  M.  im  ganzen 
5393  M.  Bei  diesen  Bewilligungen  des  Hauptausschusses  handelt  es  sich 
vornehmlich  um  Beihilfen  zum  Seminarbesuche,  zu  sonstigen  Ausbildungs- 
zwecken, zu  Badereisen,  zur  Unterbringung  in  Heilanstalten,  überhaupt  um 
Fälle,  in  denen  ein  Ringreifen  mit  höheren  Betragen  nötig  ist.  als  den 
Bezirksausschüssen  in  der  Regel  zur  Verfügung  stehen.  Für  die  Bewilli- 
gungen an  noch  nicht  18  Jahre  alte  Waisen  ist  allein  der  HauptausschuÜ 
zuständig;  er  hat  zu  dem  Zwecke  im  Berichtsjahre  20595  M.  aulgewendet, 
davon  1765  M.  für  Beihilfen  zu  den  Kosten  der  Einsegnung  oder  der  ersten 
Kommunion  und  8503  M.  zur  Unterbringung  schwächlicher  Kinder  in 
Sommerpflege.  Mit  Hilfe  dieser  Mittel  haben  im  Jahre  1906  entsendet 
werden  können 

Waisen  Waisen  • 

von  Beamten      von  Unterbeamten       im  banzen 

in  Ferienkolonien   11  83  <>4 

in  Solbäder   o  23  20 

an  die  See   8  15  23 

in  sonstige  Sommerprlege  3  1  4 

zusammen....  28  122  150. 

Seit  1894  sind  vom  Töchterhort  248  Beamten-  und  1001  Unterbeamten- 
waisen, zusammen  1240  Kinder,  in  Sommerpflege  gegeben  worden,  unter 
Aufwendung  eines  Gesamtbetrags  von  65  976  M..  nämlich  13  959  M.  für 
Beamtenwaisen  und  52017  M.  oder  78. s  v.  II.  für  Waisen  von  Unter- 
beamten. Die  regelmäßige  Zahlung  eines  Zuschusses  von  je  10  M.  zur 
Ausrüstung  hat  sich  als  besonders  nützlich  erwiesen.  Welche  Wichtigkeit 
seitens  der  Stiftungsverwaltung  der  Frage  der  Sommerprlege,  namentlich 
in  Rücksicht  auf  die  Hebung  der  künftigen  Erwcrbsfahigkeit  der  Waisen, 
beigemessen  wird,  geht  schon  aus  früheren  Jahresberichten  hervor.  Es  ist 
denn  auch  ermöglicht  worden,  im  Jahre  1907  für  diesen  Zweck  einen  Be- 
trag von  9100  M.  bereit  zu  stellen.  Außerdem  werden  die  Bezirksausschüsse 
sich  angelegen  sein  lassen,  noch  auf  andere  Art,  durch  Rat  und  Fürwort, 
die  Aufnahme  bedürftiger  Waisen  in  Ferienkolonien  und  Kinderheilstätten 
möglichst  zu  fördern.  Der  HauptausschuÜ  seinerseits  wird,  zunächst  ver- 
suchsweise und  innerhalb  der  verfügbaren  Mittel,  den  Ausrüstungszuschuß 
von  je  10  M.  auch  den  nicht  für  Rechnung  des  Töchterhorts  in  Sommer- 
pflege gegebenen  Kindern  gewähren. 

Fortlaufende  Unterstützungen  werden  vom  Töchterhort,  um  die 
dauernde  Zahlung  zu  sichern,  nur  insoweit  bewilligt,  als  sie  im  Zinsertrage 
des  beim  Hauptausschusse  verwalteten  Kapitalvermögens  Deckung  finden. 
Die  Gesamtsumme  dieser  Unterstützungen  durfte  deshalb  im  Berichtsjahre 
rund  42  000  M.  nicht  überschreiten;  tatsächlich  sind  für  1906  an  258  Emp- 
fängerinnen im  ganzen  41  085  M.  fortlaufende  Unterstützungen  gezahlt 
worden.  Die  davon  an  Unterbeamtenwaisen  gelangten  14000  M.  ent- 
sprechen dem  auf  den  besonderen  Kapital fonds  für  Untcrbcamte  insgesamt 
entfallenden  Zinsenanteil  von  13  317  M.  Die  ungedeckten  rund  740  M. 
sind  inzwischen  durch  vermehrte  Zinscinnahmen  aufgebracht  worden.  Die 
Bewilligung  der  ersten  fortlaufenden  Unterstützungen  aus  dem  Töchter- 
hort ist  vom  1.  Februar  1893  ab  erfolgt.  Seit  dieser  Zeit  sind  fortlaufende 
Unterstützungen  überhaupt  bewilligt  worden  (bis  8.  Juni  1907)  an  201  Be- 
amtenwaisen und  an  141  Unterbeamtenwaisen,  zusammen  an  342  Waisen. 
JHI ei mgc fallen  sind  83  Bewilligungen,   so  daß  gegenwärtig  noch  259  fort- 
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laufende  Unterstützungen  gezahlt  werden,  150  an  Beamten waisen  und  109 
an  Waisen  von  Unterbeamten.  Die  älteste  der  Empfängerinnen  ist  über 
86,  die  jüngste  (geistesschwach  und  völlig  erwerbsunfähig)  bald  20  Jahre 
alt.  Die  vorhandenen  259  Empfängerinnen  erfordern  eine  Jahresausgabe 
von  44010  M.  Vorgemerkt  sind  für  fortlaufende  Unterstützungen  noch 
9  bedürftige  verwaiste  Töchter  von  Unterbeamten.  Ihre  Berücksichtigung 
wird  erfolgen,  sobald  die  erforderlichen  Mittel  (Zinsen)  zur  Verfügung 
stehen;  inzwischen  empfangen  sie  aus  der  Hauptkasse  halbjährlich  ein- 
malige Zuwendungen  von  60  bis  zu  90  M. 

Die  bis  Ende  1906  überhaupt  aus  Töchterhortmitteln  erfolgten 
Bewilligungen  stellen  sich  auf  1  232  387  M.  76  Pf. ,  davon  an  Unter- 
beamtenwaisen 613  047  M.  30  Pf.     Gezahlt  sind  in  den  einzelnen  Jahren: 


1891  (vorbereit.  Ausschuß) 

1892  (      -        bis  2./ n.) 

3-  'i  1.  bis  31..' 12  

«s93  

1*04  



18116  

j  ^17  





1  <><*>.  

I  MO  i  

M|')'i  

i'i'W  



".^ 

hlO<)  

Im  ganzen   204365    15     323156    15       704866   46    1232387  76. 

Vom  Gesamtbetrage  der  Unterstützungen  haben  empfangen  die  Be- 
amtentöchter 619  341  M.,  das  sind  50,^0  v.  H.  (darunter  Töchter  vom  Ober- 
Postpraktikanten ,  Inspektor  usw.  aufwärts  99  629  M.  oder  8,09  V.  H.).  die 
Unterbeamtcntöchtcr  613047  M. ,  das  sind  49,74  V.  H.  Vom  Gesamtbetrage 
der  Spenden  bis  Ende  1906  (2  138  012  M.)  rühren  von  Unterbeamten  her 
oder  sind  für  diese  geleistet  807940  M.,  das  sind  37,79  v.  H. 

Eine  Vergleichung  der  Verhältniszahlen  —  49,7»  v.  H.  der  Unter- 
stützungen, 37.79  v.  Ii.  der  Spenden  —  beweist  die  dauernde  außergewöhn- 
liche, über  das  satzungsmäßig  Gewährleistete  weit  hinausgehende  Berück- 
sichtigung der  Unterbeamtentöchter.  Im  Berichtsjahre  mußten  nach  §  5 
der  Satzungen  zu  Unterstützungen  an  Unterbeamtenwaisen  mindestens 
60850  M.  verwendet  werden;  tatsächlich  sind  aber  an  Unterbeamtenwaisen 
gezahlt  worden  75524  M. ,  so  daß  also  im  Jahre  1906  aus  den  nicht  für 
l'nterbeamtcntöchter  bestimmten  Mitteln  noch  8674  M.  zugeschossen  worden 
sind.  Die  auf  solche  Art  bis  Ende  1906  gewährten  Zuschüsse  zugunsten 
von  Unterbeamtenwaisen  betragen  insgesamt  mehr  als  77  000  M.  Die  in 
den  Satzungen  vorgesehene  Fürsorge  für  die  Unterbeamtenwaisen  (Zu- 
lassung von  Bewilligungen  aus  Beamtenbeiträgen  an  Unterbeamten töchter. 
nicht  aber  umgekehrt)  ist  also  reichlich  betätigt  worden.  Daß  solche  Für- 
sorge, wie  die  stetig  wachsende  Mitarbeit  der  Unterbeamten  erkennen  läßt. 


auf  Anweisung  von 
des  Hauptausschusses  den  Bezirks- 
einmalige   fortlaufende  ausschüssen 
Unterstützungen  (einmalig; 
Mark      Pf.         Mark  Pf.  Mark  Pf. 
3  302    40          —  —  —  — 
3928    75          -  -  - 
999    -          -  15521  - 
4053    50         Ö025  —  28Q71  79 

4433    —        9  080  —  34738  — 

6450   —       «0145  —  36711  75 

8905   —       '4  53°  27  38083 

8  375    —       18170  83  40808 

10060   60       19920  84  42212 

14874    30      20259  '7  42761  — 

1 5  254   80       22  824  20  4s  978  QO 

1 5  826   60      2  5  980  85  48  226  80 

16527    35       28585     3  54855  50 

18907    00       31709  98  bo  i«o  50 

21465    35       35  <H  626*52  57 

>       38824  09  72861  50 

41685  83  79392 


3$ 


zusammen 

Mark 

Pf. 

3  302 

40 

3  92S 

75 

10  5  20 

3<i  650 

29 

48  251 

53  3«' 

75 

62418 

*7 

07  354 

33 

73°94 

-4 

77  894 

47 

84057 

90 

00034 

U 

8 

1 10  452 

8 

135  199 

«47  o«>7 
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von  den  Beteiligten  auch  gewürdigt  wird,  fördert  nicht  allein  den  Töchter- 
hort, sondern  auch  das  treue  Zusammenwirken  von  Beamten  und  Unter- 
beamten auf  anderen  Gebieten. 

Beim  Töchterhort  nehmen  alle  Mitglieder  des  Hauptausschusses  und 
der  Bezirksausschüsse  sowie  die  Vertrauensmänner  die  Geschäfte  unent- 
geltlich wahr.  Es  sind  daher  auch  im  Berichtsjahre  nur  355  M.  persönliche 
Kosten  (für  Hilfeleistungen  und  Botendienste)  erwachsen.  Dazu  treten  an 
sächlichen  Ausgaben  beim  Hauptausschusse  1241  M.,  bei  den  Bezirks- 
ausschüssen 1325  M.  und  bei  den  Vertrauensmännern  40  M.,  so  daß  sich 
die  Verwaltungskosten  für  1906  auf  2961  M.  stellen. 

Abermals  erheblich  zugenommen  (um  93  266  M.)  hat  das  Kapital- 
vermögen. Das  Anwachsen  in  den  einzelnen  Jahren  ist  aus  den  nach- 
stehenden Zahlen  ersichtlich. 


Kapitalgrundstock  (gesammelt  bis  20.  Oktober  1890)  

bis  Ende  Mark  Pf. 

1892                       Zugang  117792  17,  mithin  Kapital  Ende  1892 

1893   -  62267  91  -         -         -  1893 

1894   -  50269  16  1894 

1895   -  64065  69  -  1895 

189O   -  so  806  30  -         -  i8q6 

««97   "  55  3*9  5ö  -         -  »897 

1898   -  53  »57  <>i  -         -         -  1898 

«899   -  5;>446  78  1809 

1900   -  62528  32  1900 

1901   -  64958  59  -  1901 

<9°2   -  74  973  43  "         "  '9°2 

■  9°3   -  7°  735  60  -         -         -  1903 

1004   -  80227  71  -         -         -  1904 

1905   -  80248  41  1005 

1906   -  93-66  71  -          -  1906 


Mark 

109089 

226881 
28q  149 

3484«S 
412484 

472  380 
527  770 
580  927 

636  374 
698  902 
7O3  861 
J38  834 
915  570 
I  001  708 
l  088  046 
l  181  31a 


ff. 
28 


45 
36 

5» 
21 
60 
18 

79 

£7 
89 

48 
9' 
5« 
22 

63 
94. 


An  Zinsen  bringt  das  jetzige  Kapital  im  Durchschnitte  3,83  v.  H.  Vom 
Gesamtbetrage  sind  860  500  M.  in  Hypotheken  angelegt.  Werden  dem  beim 
Hauptausschusse  verwalteten  Kapitalvermögen  die  bei  den  Bezirksausschüssen 
verbliebenen  Bestände  mit  34806  M.  hinzugerechnet,  so  ergibt  sich  für 
Ende  1906  ein  Gesamt-Stiftungskapital  von  1216118M. 

Die  Neuwahlen  für  den  Hauptausschuß  auf  die  Amtsdauer  1907 
bis  191 1  haben  satzungsgemäß  im  Herbste  1906  durch  die  42  Bezirks- 
ausschüsse stattgefunden.  Das  Ergebnis  war  die  Wiederwahl  sämtlicher 
bisherigen  Mitglieder. 

Der  Verwaltungsbericht  schließt  mit  dem  Hinweis  auf  das  von  den 
Beamten  und  Unterbeamten  der  Reichs-Post-  und  Telegraphen -Verwaltung 
in  gemeinsamer  Arbeit  Erreichte  voll  froher  Hoffnung  auf  die  weitere 
günstige  Entwicklung  des  Töchterhorts. 
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Die  Verkehrsverhaltnisse  von  Costa  Rica 
und  die  United  Fruit  Company. 

Von  Postsekretär  G.  Rentiert  in  Dresden. 

Über  die  Verkehrsverhältnisse  der  Republik  Costa  Rica,  die  seit  dem 
I.Januar  1883  dem  Weltpostverein  angehört,  ist  bereits  im  Archiv  1884,  S.  306 
und  1900,  S.  49c)  berichtet  worden.  Ein  in  den  Heften  2  und  4  der  Berichte 
über  Handel  und  Industrie.  Hand  IX.  veröffentlichter  Bericht  des  Kais. 
Konsulats  in  San  Jose  de  Costa  Rica  läßt  erkennen  ,  welchen  großen  Ein- 
fluß auf  die  Entwicklung  des  Landes  im  allgemeinen,  auf  seine  Verkehrs- 
verhältnisse und  seine  wirtschaftliche  Lage  im  besonderen  die  LTnited  Fruit 
Company  gewonnen  hat. 

Diese  Gesellschaft,  die  seit  1899  durch  den  Zusammenschluß  verschie- 
dener Unternehmungen,  wie  der  Boston  Fruit  Co  und  der  dem  eigentlichen 
Gründer  Minhor  Kcith  gehörenden  Tropical  Trading  and  Transport  Co  als 
ein  großer  landwirtschaftlicher  Trust  entstanden  ist  und  ihren  Sitz  in  Boston 
hat.  betreibt  nicht  nur.  gemäß  ihrem  eigentlichen  Gründungszwecke,  den 
Bananenbau  und  die  Bananenausfuhr,  sondern  beeinflußt  und  beherrscht  auch 
die  Verkehrsmittel .  wie  den  Post-  und  Bahnverkehr  des  Landes  und  die 
Schiffahrt,  besitzt  den  einzigen  großen  Hafen  des  Landes,  Puerto  Limon. 
und  regelt  die  Währungsverhältnissc  sowie  die  Ein-  und  Ausfuhr  der 
Republik. 

Die  United  Fruit  Company  befaßt  sich,  wie  schon  ihr  Name  andeutet, 
hauptsächlich  mit  dem  Anbau  und  dem  Versande  der  nur  in  den  Tropen 
gedeihenden  Bananenfrucht,  die  bis  vor  kurzem  in  Deutschland  fast  unbe- 
kannt war,  jetzt  aber  infolge  der  eifrigen  Tätigkeit  der  Gesellschaft  anfängt, 
im  Haushalte  der  Kulturvölker  von  Bedeutung  zu  werden. 

In  den  neuesten  deutschen  Kochbüchern  sind  der  Banane  bereits  beson- 
dere Kapitel  gewidmet  mit  allerlei  Anweisungen,  in  welcher  Weise  die 
Banane  oder  Paradiesfeige  für  den  Tisch  zubereitet  werden  kann.  Noch 
mehr  Beachtung  rindet  die  Frucht  im  amerikanischen  Haushalte. 

Die  Bananen,  die  Früchte  der  Musa,  einer  sehr  großen  baumartigen  Staude, 
die  im  reifen  Zustande  fast  ihren  gesamten  Stärkegehalt  in  Zucker  um- 
wandeln, sind  nahrhafter  als  die  Brotfrucht.  Ein  Stamm  der  Musa  tragt 
mehrmals  im  Jahre  bis  40  kg  Früchte,  so  daß  von  einer  Staude  eine  jähr- 
liche Ernte  von  100  kg  erwartet  werden  kann.  An  Güte  und  Größe  über- 
treffen die  in  Costa  Rica  geernteten  Bananen  alle  anderen. 

Die  United  Fruit  Company,  die  mit  einem  Kapitale  von  84  Millionen 
Mark  arbeitet,  hat  fast  die  ganze  Bananeneiufuhr  nach  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  —  jährlich  über  30  Millionen  Trauben  oder  Büschel  — 
und  die  neuerdings  mit  Erfolg  betriebene  Ausfuhr  dieser  Frucht  nach  Eng- 
land in  der  Hand.  Sie  führt  aber  auch  noch  andere  Südfrüchte,  wie  Apfel- 
sinen, Ananas  und  Kokosnüsse,  in  großen  Mengen  in  Nordamerika  ein  und 
besitzt  bedeutende  Zuckerrohrpflanzungen  sowie  eine  Zuckerfabrik  in  Baues 
auf  Cuba. 

In  Costa  Rica  liegt  die  gesamte  Bananenausfuhr  in  den  Händen  der 
Gesellschaft.  Der  Verkaufspreis  beträgt  gegen  2  Mark  für  das  Stück.  In 
einem  Jahre  werden  über  0  Millionen  Trauben,  davon  I  Million  allein  nach 
England,  ausgeführt.   Die  Gesellschaft  baut  die  Banane  teils  selbst  an,  teils 
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nimmt  sie  die  Früchte  den  unabhängigen  Pflanzern  ab,  die  sich  verpflichten, 
ihre  ganze  Ernte  der  Gesellschaft  zu  einem  festgesetzten  Preise  zu  über- 
lassen. 

Es  ist  ein  gemeinsamer  Grundsatz  aller  großen  amerikanischen  Trusts, 
sich  auf  dem  Wege  von  der  Erzeugung  bis  zum  Absatz  ihrer  Waren  mög- 
lichst unabhängig  von  aller  fremden  Vermittlung  zu  machen.  So  bleiben 
auch  die  Bananen  von  der  Pflanzung  in  Costa  Rica  bis  zum  Absatzort  in 
den  Händen  der  United  Fruit  Company.  Die  Tochtergesellschaft,  die  »Fruit 
Dispatch  Co«,  mit  ihren  unzähligen  Zweigniederlassungen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  führt  die  Banane  in  jährlich  30000  Wagenladungen 
den  inländischen  Verbrauchern  zu  und  erstreckt  ihre  Tätigkeit  bis  zum 
Stillen  Ozean.  Um  die  Banane  im  Winter  vor  dem  Erfrieren  zu  schützen, 
sind  in  Springsficld  (Missouri)  und  in  Cairo  (Illinois)  große  Warenhäuser 
erbaut  worden,  die  40  und  80  Bahnwagenladungen  fassen. 

In  Costa  Rica  unterhält  die  United  Fruit  Company  einen  Viehbestand 
von  über  10000  Stück  Rindvieh,  3000  Pferden,  Maultieren  und  Eseln,  um 
das  ihr  gehörende  Land  gut  zu  verwerten.  Ihren  Geschäftsbetrieb,  besonders 
die  Ausfuhr  von  Bananen,  hat  die  United  Fruit  Company  auf  sieben  ver- 
schiedene Gebiete  verteilt,  wodurch  sie  am  besten  vor  politischen,  wirtschaft- 
lichen und  elementaren  Störungen  gesichert  ist.  Außer  dem  Hafen  Puerto 
Limön  besitzt  sie  noch  drei  Stationen  in  Westindien,  zwei  in  Mittelamerika 
und  eine  Station  in  Südamerika. 

Von  den  jetzt  in  Costa  Rica  bestehenden  Bahnlinien  mit  einer  Länge 
von  473  km  gehört  die  385  km  lange,  auf  der  atlantischen  Seite  gelegene 
Bahn  der  Northern  Railroad,  die  ebenfalls  der  United  Fruit  Company  an- 
gegliedert ist,  während  die  Bahn  zum  Stillen  Ozeane  mit  88  km  Länge  von 
der  Regierung  verwaltet  wird. 

In  der  Republik  gibt  es  —  nach  Monthly  Bulletin  of  the  International 
Lkireau  of  the  American  Republics,  das  unter  dem  Titel  »das  lateinische 
Amerika  im  Jahre  1905«  im  10.  Hefte.  Band  IX,  der  obenerwähnten  Berichte 
veröffentlicht  worden  ist  —  folgende  Eisenbahnlinien  und  Hauptfahrstraßen. 
1.  Die  217  km  lange  Eisenbahnlinie  von  Puerto  Limön  an  der  atlantischen 
Küste  nach  San  Jose,  der  Hauptstadt  des  Landes,  einschließlich  der  Neben- 
strecke von  La  Junta  nach  Jimencz,  am  westlichen  Abhänge,  von  wo  eine 
Eisenbahnlinie  unmittelbar  nach  Nicaragua  geplant  ist;  2.  die  227  km  lange 
Eisenbahn  von  Puerto  Limon  nach  dem  Banano-Flusse  und  von  dort  nach, 
den  nördlichen  Banana- Feldern ;  3.  eine  Eisenbahn  von  21  km  Länge  nach 
dem  inneren  Hochlande,  die  die  wichtigsten  Städte  mit  der  Hauptstadt  ver- 
bindet; 4.  die  Eisenbahnstrecke  von  San  Jose  nach  Santo  Domingo,  nahe 
der  pazifischen  Küste  (6b  km)  und  5.  die  Linie  von  Esparta  nach  Punta 
Arenas,  dem  Hafen  an  der  pazifischen  Küste  (22  km).  Nach  Fertigstellung 
der  Verbindung  zwischen  den  Strecken  San  Jose -Santo  Domingo  und 
Esparta-Punta  Arenas  (vgl.  Archiv  1907,  S.  30)  wird  die  Hauptstadt  mit 
beiden  Ozeanen  durch  eine  Eisenbahn  verbunden  sein.  Eine  72  km  lange 
Fahrstraße  führt  von  der  pazifischen  Küste  nach  Alajuela  und  verbindet  die 
Hauptstadt  mit  Punta  Arenas. 

Der  zehnjährige  Wettkampf,  der  zwischen  den  beiden  in  Costa  Rica  be- 
stehenden Eisenbahngesellschaften,  der  englischen  Costa  Rica-Bahngesellschaft 
und  der  amerikanischen  Northern  Railroad,  geführt  worden  war,  endete  im 
Jahre  1905  damit,  daß  der  letzten  gegen  eine  der  englischen  Gesellschaft  zu 
zahlende  jährliche  Pachtsumme  von  131000  t,  die  bis  149  100  1  im  Jahre 
191  1  steigen  soll,  der  alleinige  Bahnbetrieb  überlassen  wurde. 
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Zu  den  Schiffahrtsunternehmungen  der  United  Fruit  Company  zählen 
zwei  unter  englischer  Flagge  fahrende  Linien ,  die  Belize  Royal  Mail  and 
Central  American  Steamship  Co  und  die  Tropica!  Fruit  Steamship  Co  ;  auch  die 
Reederei  Eiders  &  Fyffes  in  Manchester,  die  die  gesamte  Bananenausfuhr  nach 
England  vermittelt,  steht  mit  ihr  in  Verbindung.  Außerdem  hat  die  United 
Fruit  Company  eine  ganze  Flotte  anderer  Dampfer  verschiedener  Nationen, 
nämlich  deutsche,  norwegische,  englische  und  amerikanische,  auf  Jahre  hinaus  ge- 
chartert, um  die  Bananen  von  ihren  Herkunftsländern  nach  den  Absatzgebieten 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  bringen.  Die  deutsche  Atlas-Linie 
befördert  mit  samtlichen  Schiffen  Bananen  von  Costa  Rica  nach  New  York. 
Uber  iooo  Schiffe  jährlich  —  während  der  Hauptbetriebszeit  wöchentlich 
40  und  mehr  —  treffen  in  den  nordamerikanischen  Häfen  ein;  1200  Schi  Ii  e 
aller  Art  und  der  verschiedensten  Nationalitäten  mit  einem  Raumgehalte 
von  1  500000  Reg.-Tonnen  besuchten  im  Jahre  1905  die  Häfen  von  Costa 
Rica.  Puerto  Limön.  die  Eingangspforte  der  Republik  an  der  atlantischen 
Küste,  befindet  sich,  wie  erwähnt,  in  den  Händen  der  United  Fruit  Company, 
die  auch  die  beiden  zu  den  Bahnlinien  gehörenden  Hafendämme  beherrscht: 
drei  Viertel  des  Hafen  Verkehrs  stehen  im  Dienste  der  Gesellschaft.  Puerto 
Limön  ist  mit  einem  Verkehre  von  jährlich  600000  Tonneu  der  belebteste 
Ländeplatz  von  Mittelamerika  zwischen  Colon  und  Vera  Cruz. 

Außer  mehr  als  0  Millionen  Büscheln  oder  Trauben  von  Bananen,  von 
denen  jede  Traube  so  viel  Schiffsraum  wie  ein  Sack  Kaffee  einnimmt, 
werden  von  Costa  Rica  jährlich  noch  beinahe  300  000  Sack  Kaffee  ausge- 
führt. Die  Ausfuhr  von  Bananen  erreichte  im  Jahre  1905  den  Wert  von 
5  Millionen  Colones  (1  Colon  ---  1,7.'  Mark). 

Minder  bedeutend  ist  die  Ausfuhr  von  Kautschuk;  sie  beträgt  jährlich 
etwa  70  t.  Der  Kautschuk  wird  von  wildwachsenden  Bäumen  gewonnen; 
Anpflanzungen  sind  nur  in  geringem  Umfang  angelegt  worden,  obgleich 
Boden  und  Klima  von  Costa  Rica  sich  sehr  gut  dafür  eignen. 

Der  gesamte  Po  st  verkehr  von  Costa  Rica  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  mit  Europa  wird  von  der  United  Fruit  Company  ver- 
mittelt. Die  Post  kommt  und  geht  einmal  wöchentlich  über  New  Orleans 
oder  Mobile  auf  den  Bananenschiffen  der  Gesellschaft,  und  ebenso  oft  wird 
sie  auf  dem  Atlasdampfer  nach  New  York  befördert,  zugleich  mit  der  für 
den  dortigen  Markt  bestimmten  Bananenfracht. 

Die  Einnahmen  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  stellten  sich  im 
Rechnungsjahre  1904/5  auf  188  359.59  Colones,  während  sie  im  Haushaltsplane 
nur  mit  1 80  000  Colones  angesetzt  waren.  Die  wirkliche  Einnahme  erreichte 
im  Jahre  vorher  182937  und  im  Jahre  1902/3  158688  Colones. 

Eine  bedeutende  Steigerung  zeigten  die  Einnahmen  aus  der  Postpaket- 
beförderung, die  sich  auf  91  189  Colones  beliefen. 

Die  160  km  lange  Fernsprechanlage  zwischen  Limön  und  San  Jose  wird 
von  der  United  Fruit  Company  unterhalten. 

Die  Gesellschaft  besitzt  Hotels.  Krankenhäuser  und  große  Warenhäuser 
für  den  Bedarf  ihrer  Angestellten.  Ein  neues  Krankenhaus  wurde  von  ihr 
im  Jahre  1905  mit  117  Betten  eröffnet. 

Während  Costa  Rica  früher  eine  passive  Handelsbilanz  hatte,  da  der 
Erlös  des  Kaffees  nicht  hinreichte,  den  Bedarf  des  Landes  an  ausländischen 
Waren  zu  decken,  hat  sich  das  Verhältnis  der  Einfuhr  zur  Ausfuhr  jetzt 
infolge  der  bedeutenden  Bananenausfuhr  vollständig  geändert. 

Die  1900  in  Costa  Rica  eingeführte  Goldwährung  hat  bis  heute  behauptet 
werden  können.  Dieser  Erfolg  ist  wiederum  hauptsächlich  der  United  Fruit 
Company  zu  verdanken,  da  sie  die  unabhängigen  Pflanzer  und  die  Neger- 
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arbeitet-,  deren  Einwanderung  zu  neun  Zehnteln  auf  Rechnung  der  Gesell- 
schaft kommt,  in  amerikanischem  Golde  bezahlt.  Die  Staatseinnahmen  von 
Costa  Rica  betragen  jährlich  rund  12  Millionen  Mark,  während  die  Ein- 
nahmen der  Gesellschaft  allein  60  Millionen  Mark  ausmachen.  Die  United 
Fruit  Company  hat  den  einst  unwegsamen  und  unbewohnten  Urwald  durch 
ihre  Tätigkeit  der  Kultur  erschlossen  und  das  Land  dem  Weltverkehr  an- 
gegliedert. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Vom  Bau  des  Rhe  i  n  -  W  es  er  -  Kanal  s.  In  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  Preußens  ist  während  der  letzten  Tagung  ein  Gesetz,  be- 
treffend den  erweiterten  Grunderwerb  am  Rhein  -  Weser  -  Kanäle ,  verab- 
schiedet worden.  Bei  der  Ausarbeitung  der  allgemeinen  Entwürfe  für 
den  Rhein  -  Weser  -  Kanal  war  auch  der  Erwerb  von  solchen  Grund- 
stücken in  der  Nähe  des  Kanalunternehmens  mit  vorgesehen  worden, 
die  zu  dem  Bau  selbst  und  seinen  Nebenanlagen  nicht  dauernd  ge- 
braucht werden.  Zu  diesem  Zwecke  hatte  sich  der  Staat  durch  §  16  des  • 
Wasserstraßengesetzes  vom  1.  April  1905  (Gesetzsamml.  1905.  S.  170) 
das  Enteignungsrecht  für  alle  Grundstücke  am  Kanäle  verleihen  lassen, 
die  zu  beiden  Seiten  bis  zu  1  km  von  der  Kanalmittcllinic  entfernt  liegen 
(Archiv  1905,  S.  587).  Diese  Abweichung  von  den  seither  bei  staat- 
lichen Bauten  beobachteten  Grundsätzen  sollte  dem  Staate  freie  Hand 
bei  der  Ausführung  des  Kanals  sichern  und  etwaige  ungünstige  Ein- 
flüsse der  Privatspekulation  verhindern.  Gleichzeitig  sollte  der  Allgemein- 
heit mittelbar  der  Vorteil  gesichert  werden,  daß  diese  an  der  Wertsteige- 
rung von  Grund  und  Boden,  die  erfahrungsmäßig  bei  großen  öffent- 
lichen Bauten  eintritt,  mit  teilnimmt.  Schließlich  war  beabsichtigt,  au^ 
dem  erweiterten  Grunderwerbc  Flächen  für  Wohlfahrtzwccke  zu  verwenden» 
soweit  deren  Ziele  mit  dem  Kanalunternehmen  in  Verbindung  stehen,  und 
es  sich  um  die  Fürsorge  für  Arbeiter  und  gering  besoldete  Beamte  der 
Bauverwaltung  handelt. 

Zur  Erreichung  der  bezeichneten  Ziele  sind  mit  den  übrigen  Baumitteln 
bereitgestellt  worden  : 

1.  für  den  Rhein-Herne-Kanal   5983000  Mark 

2.  für  den  Lippeseitenkanal 

a)  von  Wesel  bis  zum  Dortmund -Ems -Kanal 

bei  Datteln   — 

b)  von  Datteln  bis  Hamm    365  000 

c)  von  Hamm  bis  Lippstadt   190000 

3.  für  den  Dortmund-Ems-Kanal   — 

4.  für  den  Ems-Weser-Kanal   176000 

zusammen....    6714000  Mark. 

(Wegen  der  einzelnen   Kanallinien  vgl.   den   Aufsatz   über  die  neuen 
Wasserstraßen  in  Preußen,  Archiv  1905,  S.  576  ff.) 
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Am  Rhein-Herne-Kanal  ist  mit  dem  erweiterten  Grunderwerb  im  um- 
fassenden Maße  bereits  begonnen  worden.  Mit  der  für  dieses  Kanalstück 
zur  Verfügung  stehenden  Summe  von  5083000  Mark  waren  am  I.  Januar 
1007  Grundstücke  zum  Preise  von  4  023  000  Mark  erworben;  es  sind  auf 
einer  Strecke  von  38  km  Flächen  von  insgesamt  353  ha  in  die  Hand  des 
Staates  übergegangen,  und  zwar  durchweg  freihändig.  An  den  anderen 
Kanalstreckcn  ist  mit  dem  erweiterten  Grunderwerbe  noch  nicht  vorgegangen 
worden. 

Die  gemachten  praktischen  Erfahrungen  lassen  es  nach  der  dem  Entwürfe 
des  neuen  Gesetzes  beigegebenen  Begründung  erwünscht  erscheinen,  in  dem 
industriell  stark  entwickelten  rheinisch -westfälischen  Kohlengebiet,  in  dem 
für  die  nächste  Zeit  mit  einer  erheblichen  Steigerung  der  Bodenwerte  ge- 
rechnet werden  muß.  noch  mehr  Flächen  anzukaufen,  als  ursprünglich  be- 
absichtigt war.  Nach  überschläglichen  Berechnungen  werden  für  den  Erwerb 
von  Grund  und  Boden  neben  den  Kanallinien  noch  weitere  16000000  Mark 
erforderlich  sein,  zu  deren  Aufwendung  das  neue  Gesetz  die  verfassungs- 
mäßige Handhabe  bieten  soll.  Wie  die  Verteilung  dieser  Summen  auf  die 
einzelnen  Kanalstrecken  geplant  ist.  ergibt  sich  aus  der  nachstehenden 
Ubersicht. 


K  a  n  a  1  s  t  r  e  c  k  e 

Länge 

Anzu- 
kaufende 
Flache 
ha 

Kosten 

Im 
Anschlage 
sind 
vor- 
gesehen 

Aus  den 
Anschlag- 
mitteln 

sind 
erspart 

Mithin 
sind 
noch 
er- 
forderlich 

km 

rund 

Mark 

Mark 

Mark 

M.rk 

38,o 

700 

I  1  749  OOO 

5  983000 

1  960OOO 

3  806000 

Lippeseitenkanal 

a1  von  Wesel  bis  zum 
Dortmund- Ems- Ka- 
näle bei  Datteln .... 

64,0 

b)  von     Datteln  bis 

c)  von     Hamm  bis 

3'V 

3^ 

400 

? 

2  525  OOO 
I9OOOO 

365  OOO 

1 90  000 

m 

2  160000 

Dortmund-Ems-Kanal  .  .  . 

100,0 

So 

490000 

490  OOO 

Ems- Weser- Kanal  

203,- 

qq8 

9  258  500 

1 76  OOO 

9 082  500 

Summe.  . . . 

480,, 

z  178 

24  212  3OO 

6  714000 

I  960OOO 

•5  538500 

hierzu  zur  Abrundung  

4Ö1  500 

mithin  zusammen  

16  000  000. 

Es  wird  also  angenommen,  daß  durchschnittlich  11  117  Mark  für  1  ha 
Grunderwerb  aufzuwenden  sind.  Am  teuersten  ist  der  Grund  und  Boden 
am  Rhein  -  Herne  -  Kanäle  mit  16  7S4  Mark  durchschnittlich  für  1  ha  ver- 
anschlagt (gegen  nur  «»277  Mark  für  1  ha  am  Ems-VVeser-Kanalc,  6313  Mark 
für  1  ha  am  Lippescitcnkanale  von  Datteln  bis  Hamm  und  6122  Mark  für 
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I  ha  am  Dortniund-Ems-Kanale).  Für  den  Lippeseitenkanal  von  Wesel  bis 
zum  Dortmund-Kms-Kanale  bei  Datteln  und  von  Hamm  bis  Lippstadt  sind 
in  dem  Gesetze  neue,  besondere  Mittel  nicht  vorgesehen.  Die  Entwurfs- 
arbeiten bezüglich  dieser  Strecken  gestatten  noch  keinen  Uberblick,  an 
welchen  Stellen  und  in  welchem  L'mfangc  hier  mit  Erwerbungen  von  Grund 
und  Boden  vorzugehen  sein  möchte. 

Der  §  2  des  Gesetzes  hält  den  beteiligten  öffentlichen  Verhänden. 
nämlich  der  Rheinprovinz,  den  Provinzen  Westfalen  und  Hannover  sowie 
der  freien  Hansestadt  Bremen,  die  Möglichkeit  offen,  an  den  nunmehrigen 
Mehraufwendungen  der  Staatsregierung  und  den  davon  zu  erwartenden 
wirtschaftlichen  Vorteilen  teilzunehmen,  sofern  sie  in  gleicher  Weise  wie 
beim  Hauptunternehmen  einen  Teil  des  Risikos  derart  mit  tragen,  daß  sie 
die  Verzinsung  und  Amortisation  eines  Drittels  der  Kosten  des  erweiterten 
Grunderwerbs  gewährleisten  und  sämtlich  bis  zum  i.  Juli  1909  überein- 
stimmende Beschlüsse  nach  dieser  Richtung  fassen.  Beschließen  die  Ver- 
bände die  Beteiligung  an  dem  Grunderwerbc,  so  sollen  die  Erlöse  aus  der 
etwaigen  Wiederveräußerung  der  Grundstücke  und  die  laufenden  Einnahmen 
aus  diesen,  wie  Pachten,  Miete  und  sonstige  Erträge,  in  gleicher  Weise, 
wie  dies  durch  §  7  des  Wasserstraßengesetzes  für  das  Hauptunternehmen 
vorgesehen  war,  vom  Baukapital  abgesetzt  werden. 

Für  den  Fall,  daß  es  nicht  gelingt,  die  weiter  zu  erwerbenden  Grund- 
stücke freihändig  anzukaufen,  soll  dem  Staate  nach  §4  des  Gesetzes 
das  Enteignungsrecht  in  demselben  Umfange,  wie  durch  §  16  des  Wasser- 
straßengesetzes, d.  h.  mit  der  Maßgabe  verliehen  werden,  daß  die  Einleitung 
des  Zwangsverfahrens  spätestens  bis  zum  I.  Juli  1909  zu  beantragen  ist. 
Nur  hinsichtlich  des  Grunderwerbs  an  der  auszubauenden  Lippeschiffahrts- 
straße von  Wesel  bis  zum  Dortmund  -  Ems  -  Kanäle  bei  Datteln  und  von 
Hamm  bis  Lippstadt  ist  eine  Verlängerung  dieser  Frist  bis  zum  1.  Juli  191 S 
vorgesehen,  weil  nach  dem  bereits  oben  berührten  Stande  der  Entwurfs- 
arbeiten für  den  Lippeseitenkanal,  abgesehen  von  der  Strecke  Datteln-Hamm, 
angenommen  werden  muß,  daß  hier  der  Grunderwerb  nicht  vor  dem  ge- 
nannten Zeitpunkte  durchgeführt  sein  kann. 


Eisenbahn  von  Miami  (Florida)  nach  Key  West.  Die  Halb- 
insel Florida  findet  eine  Fortsetzung  in  einer  langgestreckten  Gruppe  flacher 
Inseln,  den  geringen  Resten  des  Festlandes  aus  der  Zeit,  als  der  Golf  von 
Mexiko,  bevor  eine  Sturmflut  ihn  unter  Wasser  setzte,  noch  einen  Teil  von 
Nordamerika  bildete.  Auf  der  südwestlichsten  Insel  der  >•  Florida  Kcys<t 
genannten  Inselgruppe  liegt  das  berühmte  Seebad  Key  West,  der  Sommer- 
aufenthalt der  Milliardäre  von  New  York.  Der  südlichste  Hafen  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  bis  zu  dem  eine  Eisenbahn  führt,  war 
bisher  Miami  auf  Florida;  von  hier  aus  stellten  die  Dampfer  der  Peninsular 
&  Occidental-Dampf Schiffahrtsgesellschaft  eine  regelmäßige  Verbindung  nach 
Key  West  und  nach  Havanna  her. 

Um  für  Key  West  eine  bequemere  und  schnellere  Reiseverbindung  zu 
schallen,  wurde  1904  mit  der  Ausführung  des  lange  erwogenen  Planes  be- 
gonnen, die  Florida  -  Ostküstenbahn  von  ihrem  bisherigen  Endpunkte,  dem 
45  km  landeinwärts  von  Miami  liegenden  Homestead,  zunächst  bis  zur 
äußersten  Südspitze  von  Florida  und  dann  über  jene  Inselgruppe  bis  nach 
Key  West  weiterzuführen.     Die  gesamte  Entfernung  von  Homestead  nach 
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Key  West  beträgt  126  engl.  Meilen  (202  km),  und  etwa  auf  der  Hälfte 
dieser  Strecke  kommt  die  Bahn  auf  trockenen  Boden  zu  liegen,  während 
auf  der  anderen  Hälfte  ihr  Unterbau  durch  Dammschüttungen  und  Brücken- 
bauten hergestellt  werden  muß.  Die  Baukosten  werden  sich  voraussichtlich 
auf  40  bis  48  Millionen  Mark  stellen;  als  Bauzeit  waren  ursprünglich 
drei  Jahre  in  Aussicht  genommen.  Die  Bauarbeiten  sind  inzwischen  kräftig 
gefördert  worden;  man  nimmt  an,  daß  schon  nach  Jahresfrist  die  erste 
Strecke  der  Bahn  bis  Kev  Largo,  der  größten  Insel  der  Florida  Keys,  mit 
Arbeitszügen  wird  befahren  werden  können,  und  hofft,  innerhalb  zweier 
Jahre  die  Arbeiten  von  Osten  und  Westen  her  soweit  fertigzustellen,  daß 
die  Mccrcseisenbahn  für  den  Personenverkehr  eröffnet  werden  kann.  Indes 
wird  dann  die  breite  Lücke  zwischen  den  Inseln  Boot  Key  und  Bahia 
Honda  (11  km)  einstweilen  durch  eine  Fährverbindung  ausgefüllt  werden 
müssen. 

Die  neue  Bahn  wird  auch  für  den  Verkehr  über  Key  West  hinaus  von 
großer  Bedeutung  werden.  Während  Miami  von  Havanna  zu  Wasser 
240  engl.  Meilen  (300  km)  entfernt  ist,  beträgt  die  Entfernung  von  Key 
West  nach  Havanna  nur  90  engl-  Meilen  ( 144  km).  Dazu  kommt,  daß  der 
Hafen  von  Miami  wegen  seiner  geringen  Wassertiefe  nur  für  flachgehende 
Dampfer  zugänglich  ist.  der  Hafen  von  Key  West  aber  das  Anlegen  großer 
und  schnell  fahrender  Dampfer  gestattet,  die  eine  rasche  und  bequeme 
Ober  fahrt  ermöglichen.  Es  ist  zu  erwarten,  daß  die  Bahn  nach  ihrer  Voll- 
endung einen  lebhaften  Personen-  und  Güterverkehr  an  sich  ziehen  wird. 
(Zeitg.  des  Ver.  Deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen  1005,  S.  1330,  und  1907. 
S.  613.) 

Nachstehende  Angaben  über  Einzelheiten  der  Bauausführung  entnehmen 
wir  einem  Aufsatze  von  Arthur  Boedecker  in  Nr.  909  des  »Prometheus« 
vom  20.  März  1907. 

Der  erste  Teil,  die  Strecke  von  Homestead  bis  zur  Südküste  Floridas, 
war  verhältnismäßig  leicht  zu  bauen.  Das  durchquerte  Land  war  meistens 
Mangrovesumpf ;  dem  Bahnuntergrunde  wurde  durch  Sand  und  Kleinschlag, 
stellenweise  auch  durch  Pfahlrost  die  nötige  Festigkeit  gegeben.  Vom 
Küstenrande  führt  die  Linie  über  einen  3  km  breiten  Meeresarm  nach 
Key  Largo.  Zur  Überschreitung  des  Meeresarmes  wurde  eine  mächtige 
Brücke  gebaut,  die  indes  weniger  durch  ihre  Höhe  als  durch  ihre  Länge 
beachtenswert  ist.  Die  Spannung  zwischen  den  einzelnen  Pfeilern  beträgt 
rund  60  m:  die  Pfeiler  sind  in  Eisenbeton  ausgeführt.  Die  Brückenjoche 
wurden  fertig  zusammengesetzt  an  die  Verwendungsstelle  geschafft,  dann 
einzeln  auf  die  Pfeiler  gelegt  und  miteinander  verbunden.  Von  Key  Largo 
folgt  die  neue  Linie  der  in  südwestlicher  Richtung  sich  hinziehenden  Insel- 
gruppe, deren  einzelne  Teile  durch  nur  einige  Kilometer  breite  Meeresarme 
voneinander  getrennt  sind.  Die  Wassertiefe  ist  sehr  gering;  sie  schwankt 
zwischen  3  und  8  m.  Die  Gesamtlänge  der  zu  überbrückenden  Wasser- 
flächen betragt  etwa  45  km;  die  Brücken  zwischen  den  einzelnen  Inseln  be- 
stehen aus  eisernen  Jochen  auf  gemauerten  Pfeilern.  Soweit  die  Meeres- 
tiefe nicht  über  4  m  hinausgeht,  wird  die  Verbindung  zwischen  den  Inseln 
durch  Erdanschuttungen  hergestellt. 

Die  Bruckenbogen  haben  durchweg  80  m  Spannweite;  ihre  Pfeiler  sind 
in  Eisenbeton  ausgeführt  in  der  Weise,  daß  in  den  sandigen  Meeresgrund 
eingerammte,  mit  Zement  ausgegossene  Stahlwellen  das  eiserne  Gerüst  des 
Pfeilers  tragen,  das  mit  Bruchstein  und  Beton  ausgefüllt  und  umkleidet  ist. 
Die^c    Bauart   ist   von   außerordentlicher  Standfestigkeit    und   hat   in  den 
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letzten  Jahren  nicht  nur  in  Amerika,  sondern  auch  in  der  alten  Welt  große 
Verbreitung  gefunden. 

Von  der  Gesamtlänge  der  im  Bau  begriffenen  Linie  liegen  nur  35  km 
auf  dem  Festlande,  wahrend  der  Rest  teils  auf  die  Inseln,  teils  auf  die 
zwischenliegenden  Meeresarmc  entfällt. 


Der  Hafen  von  Tsingtau  wurde  wahrend  der  Zeit  vom  Oktober  10,05 
bis  September  iq<>6  von  insgesamt  424  Dampfern  mit  475  8K4  R.  T.  Raum- 
gehalt aufgesucht.  Unter  diesen  führten  die  meisten,  nämlich  255  Dampfer, 
die  deutsche  Flagge,  243  davon  außerdem  die  Hausflagge  der  Hamburg- 
Amerika  Linie.  Nächst  der  deutschen  Flagge  war  die  englische  mit 
93  Schiffen  am  meisten  vertreten.  Ks  folgten  die  japanische  Flagge  mit  31 
und  die  norwegische  mit  27  Dampfern.  Ferner  wurden  7  chinesische, 
5  russische,  3  amerikanische  und  3  schwedische  Dampfer  abgefertigt.  Gegen- 
über der  gleichen  Zeit  des  Vorjahrs  hat  sowohl  die  Zahl  der  Dampfer  als 
ihr  Raumgehalt  erheblich  zugenommen.  Denn  vom  Oktober  1904  bis  Sep- 
tember 1005  hatten  nur  405  Dampfer  mit  410355  R.  T.  Raumgchalt  Tsingtau 
angelaufen.  Von  diesen  hatten  237  die  deutsche.  102  die  englische,  50  die 
norwegische,  (>  die  chinesische,  5  die  japanische  und  je  1  die  russische,  die 
amerikanische,  die  dänische,  die  koreanische  und  die  französische  Flagge 
geführt.  Die  Vermehrung  entfällt  also  in  der  Hauptsache  auf  die  deutschen 
und  die  japanischen  Dampfer,  während  namentlich  die  Zahl  der  englischen 
und  norwegischen  Schiffe  abgenommen  hat. 

Der  Segelschiffsverkchr  war  nur  gering.  Im  Jahre  1005/06  hat  nur  ein 
Segelschiff  mit  762  R.  T.  Raumgehalt,  gegen  8  Segler  mit  10  162  R.  T. 
Raumgehalt  im  gleichen  Zeiträume  1004  05,  den  Hafen  von  Tsingtau  auf- 
gesucht. 


LITERATUR. 

Neuere  el  ek  t  roph  ysi  ka  1  i  sehe  Erscheinungen.  Von  Ernst 
Ruhm  er.  Zweite  durchgesehene  und  ergänzte  Auflage.  Teil  I. 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Telegraphie  und  Telephonie. 
213  Seiten  mit  215  Textfiguren.  Berlin  1007.  Verlag  der  Admi- 
nistration der  Fachzeitschrift  »Der  Mechaniker«  (F.  &  M.  Harrwitz). 
Preis  ungebunden  4  Mark. 

Die  rege  Erfindertätigkeit ,  die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  auf  dem 
Gebiete  der  Telegraphie  und  des  Fernsprechwesens  zu  verzeichnen  ist,  hat 
eine  solche  Fülle  neuer  Apparatformen  hervorgebracht,  daß  es  für  den 
Fachmann  wie  für  den  Laien  von  großem  Werte  ist,  die  wichtigsten  dieser 
neuen  Erscheinungen  in  einem  besonderen  Werke  zusammengefaßt  zu 
finden.  Das  uns  vorliegende  Buch  kommt  diesem  Bedürfnis  entgegen.  Es 
bringt  eine  Reihe  von  Aufsätzen,  die  sich  mit  der  Anwendung  des  Schwach- 
stroms und  den  hierzu  benutzten  neueren  Apparaten  beschäftigen.  Von  den 
213  Seiten  des  Werkes  sind  141  der  Telegraphie.  die  übrigen  dem  Fern- 
sprechwesen gewidmet. 
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Der  Verfasser  beginnt  seine  Ausführungen  mit  den  Schnelltelegraphen 
von  Wheatstone,  Delany,  Pollak -Virag ,  Crehore  und  Squier,  Murray  und 
Siemens  &  Halske,   von   denen  der  letzte  besonders  eingehend  beschrieben 
wird.     In  bezug  auf  den  Murrayapparat  ist  den  Angaben  hinzuzufügen, 
daß   der   früher  zweireihig  gelochte  Sendestreifen  bei  der  neuesten  Aus- 
führungsform nur  noch  eine  Lochreihe,  wie  der  Empfangsstreifen,  enthält 
und   genau   mit  diesem  übereinstimmt.     Im  folgenden  Abschnitte  werden 
die    Mehrfachtelegraphen    von    Mercadier,    Meyer,    Delany,    Baudot  und 
Rowland  behandelt.     Hieran  schließen  sich  allgemeine  Bemerkungen  über 
die  Kabeltclegraphie  und  eine  Beschreibung  der  zum  Betriebe  längerer  See- 
kabel dienenden  Rekorder  von  Thomson  und  Muirhcad.    Von  den  Fern- 
druckerapparaten,  die   nach   dem  Vorgange   der  Vereinigten    Staaten  von 
Amerika  neuerdings  auch  in  Huropa  mehr  und  mehr  in  Aufnahme  kommen, 
sind  die  von  Siemens  &  Halske  und  von  Steljes  beschrieben.   Den  Beschluß 
des  der  Telegraphie  vorbehaltenen   Teiles  macht  eine  Abhandlung  über 
Telautographen  und  Kopicrtelegraphen ,   die  vielen  manches  Neue  bringen 
wird.     Neben   den    Apparaten   der   deutschen   Erfinder   Gruhn   und  Korn 
haben  diejenigen  von  Cerobotani,  Gray  und  Ritchie  besondere  Berücksichti- 
gung gefunden. 

Die  zweite  Unterabteilung  des  Buches  beschäftigt  sich  nach  allgemeinen 
Darlegungen  über  Fernsprecher  und  Mikrophon  zunächst  mit  den  soge- 
nannten »Lautsprechern« .  d.  h.  den  Einrichtungen  zur  Hervorbringung 
möglichst  hoher  Schallstärken  durch  den  Empfangsapparat.  Das  Lautsprechen 
wird  erzielt  durch  eine  besondere  Konstruktion  von  Mikrophon  und  Fern- 
sprecher sowie  durch  besondere  Schaltung  und  Betriebsweise.  Es  folgt  so- 
dann ein  Abschnitt  mit  interessanten  Mitteilungen  über  Musikübertragung. 
Operntelephone  und  Lauschanlagen .  über  die  sich  bisher  nur  zerstreute  An- 
gaben finden;  u.  a.  werden  auch  die  Einrichtungen  der  Budapester  Telephon- 
zeitung  ausführlich  erläutert.  Im  weiteren  Verlaufe  wird  eine  Darstellung 
des  Poulsenschen  Telegraphons  und  der  Pupinschen  Erfindung  zur  Ver- 
besserung des  Fernsprechverkehrs  auf  weite  Entfernungen  gegeben.  Zum 
Schlüsse  werden  der  automatische  Umschalter  von  West  und  das  Selbst- 
anschlußsystem von  Strowger  besprochen. 

.  Die  knappe,  leichtverständliche  Darstellung,  die  auf  alles  überflüssige 
Beiwerk  verzichtet,  mitunter  in  der  Beschränkung  vielleicht  auch  etwas 
zu  weit  geht,  erleichtert  das  Studium  des  Werkes  in  hohem  Maße.  Bei 
der  Reichhaltigheit  des  Stoffes  und  dem  mäßigen  Preise  darf  erwartet 
werden,  daß  sich  auch  die  neue  Auflage  zahlreiche  Freunde  erwerben  wird. 
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Das  deutsch- niederländische  Kabel  netz  in  Ostasien. 

Für  den  telegraphischen  Nachrichtenaustausch  ttnt  (  )stasien  waren  bis  zum 
Jahre  I0"i  lediglich  die  über  Indien  und  Sibirien  führenden  Linien  vorhanden; 
eine  unmittelbare  Verbindung-  ()stasieu>  mit  Amerika  durch  den  Stillen  Ozean 
fehlte  noch.  Aber  bereits  hatte  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
nach  der  Erwerbung  der  Philippinen  das  Bedürfnis  für  eine  solche  Pinie 
fühlbar  gemacht  und  zur  Gründung  der  Commercial  Pacific  Table  Company 
geführt;  diese  wollte  ein  Kabel  San  Francisco-  Honolulu  Midway-Guam- 
Manila  bauen  und  hatte  auch  dessen  Verlängerung  nach  China  und  Japan 
in  ihren  Plan  aufgenommen.  Die  Vorbereitungen  für  die  Herstellung 
der  ersten  Teilstrecke  San  Francisco-1  lonolulu  wurden  schnell  in  Angriff 
genommen,  so  daß  kein  Zweifel  über  die  Durchfuhrung  fies  großen 
Planes  bestand.  Hiermit  eröffnete  sich  für  die  Staaten,  die  ebenfalls  Be- 
sitzungen in  Ostasien  haben  und  nicht  wie  Großbritannien  über  eigene 
Kabel  verfügen,  die  ersehnte  Aussicht,  über  einen  neuen,  von  den  bis- 
herigen Linien  unabhängigen  Kabelweg  eine  telegraphische  Verbindung 
zwischen  Mutterland  und  Kolonien  zu  gewinnen.  Insbesondere  kamen 
dabei  die  Niederlande  und  Deutschland  in  Betracht,  jene  für  den  großen 
wertvollen  Besitz  im  Sundaarchipel  und  dieses  für  die  Karolinen  sowie 
für  das  aufblühende  Kiautschougcbict.  Die  beiderseitigen  Interessen  standen 
einander  nirgends  im  Wege,  ihre  Übereinstimmung  wies  im  Gegenteil 
auf  ein  gemeinsames  Vorgehen  hin.    So  wurden  Verhandlungen  zwischen 
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der  deutschen  und  der  niederländischen  Regierung  eingeleitet,  und  bald  kam 
der  Staatsvertrag  vom  24.  Juli  iqoi  zustande,  der  die  Grundlage  für  die 
Herstellung  und  den  Betrieb  des  deutsch  -  niederländischen  Kabelnetzes  in 
Ostasien  bildet.  Der  Zweck  war,  den  deutschen  und  den  niederländischen 
Kolonialbesitz  in  Asien  an  das  amerikanische  Pacifickabel  anzuschließen  und 
damit  einen  neuen  Beförderungsweg  über  Amerika  und  die  deutsch- 
atlantische  Kabellinie  (via  Azoren)  mit  Europa  zu  gewinnen,  daneben  aber 
auch  eine  unmittelbare  Verbindung  Niederländiseh-Indiens  mit  den  Linien 
der  Großen   Nordischen  Telcgraphengesellschaft  über  Sibirien  zu  schaffen. 

In  dem  Vertrage  verpflichtete  sich  zunächst  die  niederländische  Regierung, 
die  damals  im  Bau  begriffene  unterseeische  und  oberirdische  Telegraphen- 
linie von  Landangan  auf  der  Insel  Java  nach  Bandjcrmasin  und  Balikpapan 
auf  der  Insel  Borneo  durch  ein  Kabel  von  Balikpapan  nach  Menado  auf 
der  Insel  Celebes  zu  verlängern.  Beide  Regierungen  übernahmen  es  dann, 
gemeinschaftlich  für  eine  Kabelverbindung  von  Menado  über  die  deutsche 
Karolineninsel  Jap  nach  der  amerikanischen  Ladroneninsel  Guam,  dem 
Anschlußpunkt  an  das  amerikanische  Pacifickabel,  sowie  für  eine  Ab- 
zweigung nach  Schanghai  zu  sorgen.  Die  Kabellinien  zwischen  Menado.  Jap, 
Guam  und  Schanghai  sollten  durch  eine  deutsch -niederländische  Gesell- 
schaft hergestellt  und  betrieben  werden,  deren  Verwaltung  der  gemeinsamen 
Aufsicht  der  beiden  Regierungen  unterliegt.  Sie  kamen  überein,  eine  jede 
innerhalb  ihres  Hoheitsgebiets  der  Gesellschaft  auf  die  Dauer  von  40  Jahren 
das  Landungsrecht  für  die  erforderlichen  Kabel  und  die  Befugnis  zu  deren 
Betriebe  zu  erteilen.  Jede  Regierung  behielt  sich  aber  das  Recht  vor,  in 
ihrem  Hoheitsgebiete,  wenn  sie  es  für  nötig  erachten  sollte,  jederzeit  die 
Bedienung  der  Apparate  der  Gesellschaft  durch  eigene  Beamte  bewirken  zu 
lassen.  Da  anzunehmen  war,  daß  die  Kabeleinnahmen  der  Gesellschaft  zu- 
nächst nicht  so  hoch  sein  würden,  daß  daraus  allein  eine  ausreichende  Kr- 
tragsfähigkeit  des  Unternehmens  erzielt  werden  könnte,  so  wurden  in  dem 
Vertrage  Verabredungen  über  die  an  die  Gesellschaft  zu  zahlenden  staatlichen 
Beihilfen  getroffen.  Ferner  verpflichtete  sich  die  niederländische  Regierung, 
der  Gesellschaft,  wenn  diese  in  Zukunft  telegraphische  Verbindungen  von 
Niederländisch-Indicn  in  westlicher  Richtung  herzustellen  wünscht,  zu  dem 
Zwecke  das  Landungsrecht  zu  erteilen  und  auf  Verlangen  die  Legung  von 
Kabeln,  die  für  den  Durchgangsverkehr  bestimmt  sind,  zu  gestatten  sowie  die 
erforderlichen  Landleitungen  zu  vermieten.  Schließlich  wurden  noch  die  zur 
Erhaltung  des  nationalen  Charakters  des  Unternehmens  nötigen  Bestimmungen 
über  die  Aufsichtsrechte  gegenüber  der  Gesellschaft,  über  die  Zusammen- 
setzung des  Aufsichtsrats  und  des  Vorstandes  sowie  die  End-  und  Durch- 
gangsgebühren vereinbart.  Zum  Ausgangspunkte  der  Abzweigung  nach 
Schanghai  wurde  in  späteren  Verhandlungen  Jap  bestimmt,  weil  die 
ursprünglich  dafür  in  Aussicht  genommenen  Palauinseln  sich  bei  der  Aus- 
kundung  als  ungeeignet  erwiesen  hatten. 

Deutscherseits  hatte  sich  die  Firma  Feiten  &  Guilleaume  in  Mülheim 
(Rhein)  und  niederländischerseits  der  Hauptmann  J.  J.  le  Roy  als  Vertreter 
einer  niederländischen  Finanzgruppe  bereit  gefunden,  die  zum  Zustande- 
kommen des  Unternehmens  nötige  Verständigung  mit  den  fremden  Kabel  - 
gesellschaftcn  herbeizuführen  sowie  die  technischen  und  finanziellen  Vor- 
bereitungen zu  treffen.  Sie  erhielten  zu  dem  Zwecke  von  jeder  der  beiden 
Regierungen  eine  Vorkonzession,  die  ihnen  bei  den  Unterhandlungen  ai> 
Vollmacht  zu  dienen  hatte. 

Der  Verwirklichung  des  Planes  stellten  sich  zunächst  sehr  bedeutende 
Schwierigkeiten   entgegen;  griff  doch   das  neue  Unternehmen   tief  in  die 


Digitized  by  Google 


Das  deutsch-niederländische  Kabelnetz  in  Ostasien. 


579 


Interessen  der  Kabelgcsellschaften  ein,  die  bisher  den  Telegrammverkehr 
mit  dem  fernen  Osten  allein  vermittelt  hatten  und  zum  Teil  Monopolrechte 
geltend  machten,  zumal  auch  der  gleichzeitige  Hinzutritt  des  amerikanischen 
Pacifickabels  zu  einer  Neuregelung  der  gesamten  Tax-  und  Betriebsverhält- 
nisse nötigte.  Es  bedurfte  langwieriger  Auseinandersetzungen  und  zäher 
Ausdauer  seitens  der  deutsch  -  niederländischen  Unterhändler  und  der  hinter 
ihnen  stehenden  Staatsverwaltungen,  des  Reichs- Postamts  und  des  nieder- 
ländischen Kolonialministeriums,  bis  alle  Hindernisse  aus  dem  Wege  ge- 
räumt, und  Sicherheit  dafür  geschaffen  waren,  daß  der  von  dem  neuen  Kahel- 
netz  ausgehende  Verkehr  zu  annehmbaren  Bedingungen  über  die  Anschluß- 
linien weitergeleitet,  und  daß  dem  Kabelnetz  auch  entsprechend  seiner  geo- 
graphischen Lage  Verkehr  zugeführt  werden  würde.  In  gleicher  Weise  mußte 
mit  der  Commercial  Pacific  Cable  Company  wegen  der  Angliederung  an  das 
Pacifickabel  und  mit  der  Commercial  Cable  Company  wegen  der  Leitung  des 
Verkehrs  über  die  amerikanischen  Landlinien  im  Anschluß  an  die  deutsch- 
niederländische  Linie  eine  Einigung  erzielt  werden.  Auch  galt  es,  für  Guam 
das  Landungsrecht  der  amerikanischen  und  für  Schanghai  das  der  chinesi- 
schen Regierung  zu  erwirken. 

Erst  im  Juli  1904  waren  die  Vorbereitungen  so  weit  gediehen,  daß  die 
deutsche  und  die  niederländische  Regierung  ihre  Vorkonzession  in  eine  end- 
gültige umwandeln  konnten.  Beide  Konzessionen  stimmen  im  wesentlichen 
überein,  die  Hauptpunkte  sind  folgende. 

1.  Die  Unternehmer  erhalten  die  Erlaubnis  zur  Auslegung  und  zum 

Betriebe  der  Kabel  Menado-Jap  und  Jap-C  .  sowie  das  Landungsrecht 

Schanghai 

in  Menado  und  auf  Jap  für  die  Dauer  von  40  Jahren  vom  Beginne  des 
Kabelbetriebs  ab. 

2.  Sie  haben  die  Verpflichtung,  in  Menado,  auf  Jap  und  in  Schanghai 
eigene  Stationen  zu  errichten  sowie  die  Kabel  dort  einzuführen.  In  Schanghai 
erfolgt  die  Einführung  in  das  deutsche  Postgebäude,  in  Menado  in  das  Ge- 
bäude des  niederländisch-indischen  Regierungs  -Telegraphenamts.  In  beiden 
Gebäuden  werden  geeignete  Räumlichkeiten  mietweise  zur  Verfügung  ge- 
stellt. 

3.  Die  Annahme  und  Bestellung  der  Telegramme  innerhalb  des 
deutschen  und  des  niederländischen  Hoheitsgebiets  ist  Sache  der  Re- 
gierungen. 

4.  Die  Sprechgeschwindigkeit  der  nach  den  bewahrtesten  Grundsätzen 
herzustellenden  Kabel  soll  bei  Rekorderbetrieb  in  der  Minute  mindestens 
25  Wörter,  das  Wort  zu  5  Buchstaben  gerechnet,  betragen.  Im  übrigen 
werden  die  elektrischen  Eigenschaften  der  Kabel  im  Einverständnisse  mit 
den  Unternehmern  von  beiden  Regierungen  festgesetzt. 

5.  Die  Unternehmer  halten  die  Kabellinien  tortdauernd  in  gutem  Zu- 
stande zu  halten  und  im  Ealle  von  Störungen  für  die  Bereitstellung  gleich- 
wertiger Ersatzwege  ohne  Taxerhöhung  zu  sorgen. 

6.  Auf  die  unter  die  Konzession  fallenden  Linien  findet  der  Inter- 
nationale Telegraphenvertrag  nebst  der  jeweils  gültigen  Ausführungs-Über- 
einkunft Anwendung. 

7.  Die  Unternehmer  erhalten  auf  die  Dauer  von  20  Jahren  von  der 
Betriebseröffnung  ihrer  Linie  ab  eine  jährliche  Beihilfe  von  I  900000  Mark. 
Hiervon  zahlen  die  deutsche  Regierung  1  525000  Mark  und  die  niederländische 
375  000  Mark  jährlich.  Auf  die  Jahresbeihilfe  kommen  alljährlich  die  Ein- 
nahmen aus  den  auf  sämtliche  unterstützte  Kabel  entfallenden  Kabelanteilen 
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mit  90  v.  H.  in  Anrechnung,  und  zwar  werden  sie  zwischen  beiden  Re- 
gierungen im  Verhältnisse  des  von  ihnen  übernommenen  Anteils  an  der  Ge- 
samtbcihilfe  geteilt. 

8.  Die  Festsetzung  der  Tarife,  der  Abschluß  von  solchen  Verträgen 
mit  anderen  Tclegraphenunternehmungen .  welche  die  Leitung  der  Tele- 
gramme und  die  Tarife  betreffen,  sowie  der  Abschluß  von  allen  Ver- 
trägen mit  anderen  Regierungen  unterliegen  der  Genehmigung  der  konzessio- 
nierenden Regierungen. 

9.  Regierungstelegramme  beider  Regierungen  genießen  auf  den  Linien 
der  l'nternehmer  eine  Gebührenermäßigung  von  50  v.  H. 

10.  Die  l'nternehmer  sind  verpflichtet,  binnen  Jahresfrist  nach  Er- 
teilung der  Konzession  alle  Rechte  und  Pflichten  aus  dieser  an  eine  von 
ihnen  mit  deutschem  und  niederländischem  Kapitale  zu  begründende  Aktien- 
gesellschaft zu  übertragen,  deren  Satzungen  der  Genehmigung  der  kon- 
zessionierenden Regierungen  unterliegen. 

11.  Die  Leitung  der  Gesellschaft  erfolgt  durch  zwei  Direktoren,  von 
denen  einer  ausschließlich  die  deutsche,  der  andere  ausschließlich  die  nieder- 
ländische Staatsangehörigkeit  besitzt.  Die  Ernennung  des  deutschen  Direk- 
tors unterliegt  der  Bestätigung  der  deutschen,  die  des  niederländischen 
Direktors  der  Bestätigung  der  niederländischen  Regierung.  Von  den  Auf- 
sichtsratsmitgliedern müssen  mindestens  zwei  Drittel  ausschließlich  die 
deutsche  oder  ausschließlich  die  niederländische  Staatsangehörigkeit  besitzen, 
und  zwar  müssen  wenigstens  ein  Viertel  sämtlicher  Mitglieder  ausschließlich 
deutsche  und  ein  Viertel  ausschließlich  niederländische  Staatsangehörige 
sein.  Die  beiden  Regierungen  lassen  sich  bei  der  Gesellschaft  durch  je 
einen  mit  besonderen  Rechten  ausgestatteten  Kommissar  vertreten.  Die 
Kommissare  sind  zu  allen  Sitzungen  des  Aufsichtsrats  und  zu  allen 
Generalversammlungen  einzuladen.  Die  Vorsteher  der  Stationen  müssen 
ausschließlich  die  deutsche  oder  die  niederländische  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzen. 

Inzwischen  hatte  auch  eine  Auskundung  der  Linien  zwischen  Menado. 
Jap,  Guam  und  Schanghai  durch  den  von  der  niederländischen  Regierung 
zur  Verfügung  gestellten  Dampfer  »>Edi«  stattgefunden;  dabei  war  durch 
Lotungen  festgestellt  worden,  daß  mit  Ausnahme  einer  ungewöhnlich 
tiefen  Stelle  bei  den  Liukiu-Inseln  besondere  technische  Schwierigkeiten  nicht 
vorlagen. 

Nachdem  die  finanziellen  Vorbereitungen  ebenfalls  abgeschlossen  waren, 
trat  durch  notariellen  Gesellschaf  tsvertrag  vom  ig.  Juli  1904  die  Deutsch- 
Niederländische  Tclegraphengesellschaft  mit  dem  Sitze  in  Cöln  als  Aktien- 
gesellschaft ins  Leben.  An  der  Gründung  waren  unter  Führung  der 
Dresdner  Bank  der  SchaafThausensche  Bankverein,  die  Firma  Feiten  & 
Guilleaume,  die  Diskontogesellschaft,  die  Darmstädter  Bank.  S.  Bleichröder, 
die  Amsterdamsche  Bank  und  sonstige  angeschene  deutsche  und  holländische 
Firmen  beteiligt.  Damit  waren  der  Ausführung  der  neuen  Telegraphen- 
verbindungen alle  Wege  geebnet.  Die  Gesellschaft  übertrug  die  Anfertigung 
und  Legung  der  Kabel  durch  besonderen  Vertrag  in  Generalunternehmung 
den  Norddeutschen  Seekabelwerken  in  Nordenham,  die  bei  Herstellung  des 
zweiten  deutsch-atlantischen  Kabels  Emden-Azoren-Ncw  York  bereits  ihre 
Leistungsfähigkeit  für  Unternehmungen  großen  Stiles  dargetan  hatten.  Man 
entschloß  sich,  die  neuen  Kabel  auf  zwei  Fahrten  zu  legen.  Auf  der 
ersten  Reise  sollten  die  Teilstrecken  Menado- Jap  und  Jap-Guam  sowie  das 
Küstenkabel  bei  Schanghai,  auf  der  zweiten  Reise  der  Rest  der  Strecke 
Schanghai-Jap  fertiggestellt  werden.    Daneben  galt  es.  auf  Jap  ein  Stations- 
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gebäude  und  Wohnräume  für  die  Unterbringung  des  Personals  zu  bauen 
sowie  alle  sonstigen  Einrichtungen  zu  treffen,  die  der  längere  Aufent- 
halt der  Heamten  auf  der  einsamen  Insel  im  Stillen  Ozean  bedingt.  Ferner 
mußten  in  Menado,  Jap  und  Schanghai  Tanks  aus  Eisen  angelegt  werden, 
in  denen  die  für  Störungsfälle  erforderlichen  Kabelersatzstücke  zum  Schutze 
vor  den  Einwirkungen  der  Tropensonne  ständig  unter  Wasser  gehalten 
werden  können.  Es  erschien  zweckmäßig,  die  Dienst-  und  Wohngebäude 
aus  Eisenwerk  mit  Betonwänden  aufzuführen.  Für  die  Dacheindeckung 
wurde  Schiefer,  für  alle  Gegenstände  aus  Holz,  also  für  die  Dachbalken, 
Verschalungen  usw.  Djatiholz.  eine  besonders  gute  Art  Teakholz,  gewählt, 
das  die  weißen  Ameisen  nicht  angreifen.  Da  es  auf  Jap  an  allen  Bau- 
stoffen und  auch  an  brauchbaren  Arbeitern  mangelt,  erübrigte  nur,  alles 
bis  ins  kleinste  in  Deutschland  und  Holland  zu  beschatten,  soweit  wie 
möglich  für  die  Verwendung  vorzurichten  und  nach  Jap  zu  verschiffen. 
Die  Gesellschaft  mietete  hierzu  den  Dampfer  »Gladestrv«,  der  am  18.  De- 
zember 1904  Rotterdam  verließ  und  seine  Ladung  nebst  1600  Tonnen 
Kohlen  fiir  den  Kabeldampfer  »Stephan«  nach  Jap  brachte. 

Der  Kabeldampfer  selbst  folgte  am  8.  Januar  1905.  Er  hatte  das 
Kabel  Mcnado-Jap  Guam  sowie  das  Küstenkabcl  für  Schanghai  —  zu- 
sammen 4300  Tonnen  an  Bord.  Um  auf  der  Reise  durch  die  Tropen 
die  Temperatur  im  Schiffe  und  vor  allem  in  den  Kabeltanks  so  niedrig  zu 
halten,  daß  der  kostbare  Inhalt  keinen  Schaden  leiden  konnte,  wurde  das 
Schiff  mit  einer  größeren  Anzahl  von  Hilfslüftern  (Luftsäcken)  versehen 
Immerhin  war  es  nicht  zu  vermeiden,  daß  in  einem  der  Tanks  vorübergehend 
die  Temperatur  auf  34  C.  stieg.  Der  Dampfer  langte  am  25.  Februar  in 
Menado  an.  traf  liier  die  nötigen  Vorbereitungen  zur  Einrichtung  der  Kabel- 
station und  ergänzte  dann  auf  der  Fahrt  von  Menado  nach  Jap  noch  die 
Lotungen,  die  das  niederländische  Kriegsschiff  »Edi«,  wie  bereits  erwähnt, 
früher  vorgenommen  hatte.  Am  S  Marz  erreichte  der  Dampfer  Jap.  Da 
das  Stationshaus  noch  nicht  fertiggestellt  war.  so  mußte  die  Betriebsstellc 
einstweilen  in  einem  75  m  seitwärts  gelegenen  Gebäude  L'nterkunft  finden. 

Nach  Übernahme  der  Kohlen  und  Reinigung  der  Kessel  begann  am 
23.  Marz  die  Auslegung  des  Kabels  Jap-Guam.  Das  Wetter  blieb  durch- 
weg klar  und  die  See  ruhig.  Im  Durchschnitte  wurden  täglich  180  See- 
meilen ausgelegt.  So  erreichte  der  Kabeldampfer  am  26.  März  Guam. 
bojte  das  Kabel  4  Seemeilen  westlich  der  Insel  in  1300  Faden  Tiefe  auf 
und  lief  in  den  Hafen  San  Luis  d'Apra  ein.  um  von  hier  aus  das  Land- 
kabel und  das  Küstenkabel  auszulegen. 

Die  Station  der  Commereial  Pacific  Cable  Company  auf  Guam.  in  die 
das  Kabel  gemäß  der  von  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  erteilten  Landungserlaubnis  einzuführen  war,  lic^t  bei  dem  Orte 
Soumayc  am  Rande  eines  steinigen  Bergrückens  etwa  200  m  von  der  Küste. 
Die  Gebäude  sind  in  Eisenwerk  mit  Betonwänden  errichtet.  Um  die  Wände 
widerstandsfähiger  gegen  die  auf  der  Insel  häufig  vorkommenden  Erschütte- 
rungen durch  Erdbeben  zu  machen,  ist  in  die  Betonfüllungen  Gitterwerk 
aus  Bambusstäben  eingelegt.  Die  Gebäude  sind  geräumig  und  zweckent- 
sprechend eingerichtet. 

Am  28.  März  wurde  das  Landkabcl  eingebettet.  Bei  der  Verlegung  des 
Küstenkabels  ergab  sich  ein  mehrtägiger  Aufenthalt,  da  die  mit  vielen 
Korallenriffen  durchsetzten  Gewässer  große  Vorsicht  erheischten,  und  die 
Kabellage  einige  Male  geändert  werden  mußte,  um  eine  Kreuzung  mit  dem 
Pacitickabel  zu  vermeiden.  Am  7.  April  1005  erschien  der  »Stephan« 
wieder  vor  Jap  und  fuhr  in  den  Tomillhafen  ein,  wo  er  das  Vorratskabel 
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in  die  inzwischen  hcrgcrichtcten  Tanks  überführte  und  seinen  Kohlenvorrat 
ergänzte.  Hieran  schloß  sich  die  Legung  des  Kabels  nach  Menado.  Sie  ging 
in  der  Zeit  vom  17.  bis  24.  April  ohne  Fährnisse  vor  sich.  Am  26.  April  war 
in  Menado  die  Verbindung  mit  der  Küste  hergestellt,  worauf  auch  hier 
das  Löschen  der  Vorratskabel  erfolgte.  Am  27.  April  konnte  auf  der  ge- 
samten Strecke  Menado- Jap-Guam  der  Betrieb  aufgenommen  werden.  Das 
Eiland  Jap  war  damit  nach  zwei  Seiten  hin  an  das  Wclttelegraphcnnctz 
angeschlossen. 

Der  Kabeldampfer  verließ  am  f.  Mai  Menado  und  erreichte  nach 
zwölftägiger  Fahrt  die  Höhe  von  Schanghai.  Unterwegs  hatte  er  die 
für  das  Kabel  Schanghai -  Jap  bereits  vorgenommenen  Lotungen  zu  er- 
gänzen.   Während  zwischen  Menado,  Jap  und  Guam  das  Kabel   im  all- 


Ansicht  von  Jap  mit  den  Gebäuden  der  Deutsch- Niederländischen  Telcgraphengeseli>..haft. 


gemeinen  3700  bis  5500  m  tief  liegt,  und  der  Meeresboden  nur  einmal  bis 
auf  6430  m  abfällt,  hatte  zwischen  Schanghai  und  Jap  auf  einer  60  See- 
meilen langen  Strecke  südöstlich  der  Liukiu- Inseln  bereits  die  »Edi«  Tiefen 
von  6000  m  bis  7300  m  gelotet.  Die  Messungen  der  »Edi«  ließen  auf  das 
Vorhandensein  einer  breiten  Rinne  schließen,  die  den  Meeresgrund  in  der 
Richtung  von  Nordosten  nach  Südwesten  durchfurcht.  In  derartig  große 
Tiefen  war  bisher  noch  kein  Unterseekabel  versenkt  worden,  und  es  erschien 
ratsam,  der  gefährlichen  Tiefe  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Der  »Stephan« 
stellte  aber  fest,  daß  die  Rinne  sich  zu  weit  nach  Norden  und  Süden 
erstreckt,  als  daß  man  mit  dem  Kabel  hätte  ausweichen  können.  Ihre 
größte  Tiefe  beträgt  7460  m.  Zwischen  der  Rinne  und  Jap  schwankt  die 
Tiefe  meist  in  den  Grenzen  von  4600  und  6000  m.  Nach  der  chinesischen 
Küste  zu  wird  das  Meer  flach. 
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Mit  der  Auslegung  von  114  Seemeilen  Küstenkabel  für  die  Strecke 
Schanghai  -  Jap  bei  Wusung  vollendete  der  »Stephan«  am  23.  Mai  1905 
die  ihm  für  die  erste  Reise  nach  Ostasien  gestellten  Aufgaben.  Er  traf 
nach  etwas  mehr  als  sechsmonatiger  Abwesenheit  am  11.  Juli  1905  wohl- 
behalten in  Nordenham  wieder  ein. 

Die  Seekabelwerke  hatten  hier  mittlerweile  mit  den  Vorbereitungen  für 
die  zweite  Fahrt  begonnen  und  die  Anfertigung  des  Kabels  emsig  ge- 
fördert. Die  Lotungsergebnisse  zwischen  Jap  und  Schanghai  nötigten  zu 
besonderen  Vorsichtsmaßregeln,  damit  das  Kabel  den  sehr  beträchtlichen 
Zug  ohne  Schaden  aushalten  konnte,  der  bei  der  Versenkung  auf  den 
Meeresgrund  und  bei  etwaigen  späteren  Hebungen  im  Falle  von  Instand- 
setzungen zu  erwarten  war.  Für  die  Kabelschutzdrähte  in  den  größten 
Tiefen  kam  daher  Stahl  von  besonders  hoher  Zugfestigkeit  zur  Ver- 
wendung. Auch  wurde  die  technische  Einrichtung  des  Kabeldampfers  auf 
Grund  der  bei  der  ersten  Fahrt  gewonnenen  Erfahrungen  den  Erforder- 
nissen näher  angepaßt.  Selbstverständlich  konnte  die  Auslegung  in  solche 
Tiefen  nur  bei  gutem  Wetter  vorgenommen  werden.  Ursprünglich  hatte 
man  sie  für  Dezember  1905  geplant,  um  vor  den  Taifunen  sicher  zu  sein. 
Nach  den  Erkundigungen,  die  bei  dem  Aufenthalte  des  »Stephan«  in 
Schanghai  eingezogen  worden  waren,  lagen  die  Wetteraussichten  aber  für 
den  Dezember  insofern  nicht  günstig,  als  um  diese  Zeit  in  der  Regel  der 
Nordostmonsun  weht,  und  zwar  oft  in  solcher  Stärke,  daß  eine  Kabel- 
legung  unmöglich  ist.  Weitere  Anfragen  der  Seekabelwerkc  bei  Stern- 
warten, meteorologischen  Stationen  usw.  ergaben  seltsamerweise,  daß 
eigentlich  kein  Monat  in  jenen  Gewässern  zur  Kabellegung  recht  tauge. 
Von  sachverständiger  Seite  wurde  dringend  geraten,  mit  der  Legung  bis 
zum  Mai  1906  zu  warten.  Anderseits  ließen  aber  die  Wetterberichte  er- 
kennen, daß  der  Monat  Oktober  für  den  beabsichtigten  Zweck  nicht  un- 
geeignet sei ,  wenn  es  gelänge,  die  Legung  noch  vor  dem  Eintritte  des 
Nordostmonsuns  zu  vollenden.  Auch  sprachen  gewichtige  finanzielle  Gründe 
dafür,  das  Werk  möglichst  rasch  zu  Ende  zu  führen.  Nach  reiflicher  Erwägung 
aller  Umstände  wurde  beschlossen,  die  Legung  noch  im  Oktober  1905  zu 
wagen  und  demgemäß  die  Anfertigung  des  Kabels  zu  beschleunigen. 

Am  23.  August  1905  war  das  letzte  Stück  Kabel  an  Bord  des  »Stephan« 
verladen,  und  am  folgenden  Tage  fuhr  der  Dampfer  abermals  dem  fernen 
Osten  zu.  Seine  Gesamtladung  betrug  diesmal  4360  Tonnen.  Nach  sehr 
rascher  Fahrt  erreichte  er  am  7.  Oktober  Wusung.  Hier  wurden,  da 
sich  das  Wetter  gut  anließ,  sofort  die  letzten  Vorbereitungen  für  die 
Kabellegung  getroffen,  Maschinen  und  Kessel  gereinigt,  und  Kohlen  ein- 
genommen. Am  12.  Oktober  bereits  ging  der  »Stephan«  wieder  in  See, 
am  13.  nahm  er  vor  der  Jangtsemündung  die  Verspleißung  des  daselbst 
aufgebojten  Küstenkabels  mit  dem  mitgebrachten  Tiefseekabel  vor  und  be- 
gann dann  die  Legung  in  der  Richtung  nach  Jap  zu.  Mit  größter 
Spannung  verfolgten  nun  alle  Beteiligten  zu  Hause  und  im  fernen  Osten 
den  Verlauf  der  Dinge.  Zum  Glück  ließen  Wind  und  Wetter  nicht 
im  Stich.  Die  täglich  vom  Kabeldampfer  im  Reichspostamt  einlaufenden 
Meldungen  über  den  Fortgang  der  Arbeiten  trugen  sämtlich  in  erfreulicher 
Wiederkehr  den  Vermerk:  »Wetter  günstig«.  So  vollzog  sich  das  Ablaufen 
und  Versenken  des  Kabels  ohne  jeden  Aufenthalt  und  unliebsamen 
Zwischenfall.  Im  Durchschnitte  legte  das  Schiff  täglich  156  Seemeilen 
zurück.  Die  größte  Tagesleistung  betrug  199  Seemeilen.  Das  Kabel  war 
so  in  die  Tanks  gelagert  worden,  daß  die  beim  Wechsel  nötige  Ver- 
spleißung schon  vor  völliger  Räumung  des  leer  laufenden  Behälters  aus- 
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geführt  werden  konnte,  und  jeder  Zeitverlust  sowie  jedes  gefährliche 
Anhalten  unterwegs  erspart  blieb.  Auch  die  Legung  über  die  gefürchtetc 
Tiefe  südöstlich  der  Liukiu-Inseln  machte  keine  Schwierigkeiten.  Beim 
Uberschreiten  der  Rinne  setzte  der  stärkere  Zug  erst  ein,  als  das  Schiff 
20  Seemeilen  in  dem  tiefen  Wasser  zurückgelegt  hatte.  Schon  am  24.  Ok- 
tober langte  der  »Stephan«  vor  Jap  an  und  befestigte  das  Tiefseekabel  • 
5  Seemeilen  vom  Eingange  zum  Tomillhafen  an  einer  Boje.  Am  25.  Oktober 
fand  —  vom  Ufer  aus  —  die  Legung  des  Küstenkabels  statt. 

Den  Ingenieuren  des  Kabelschiffs  hatte  es  eine  große  Beruhigung 
gewährt,  daß  die  Wetterbeobachtungen  der  Sternwarte  Zikawei  bei  Schanghai 
täglich  dem  durch  das  bereits  ausgelegte  Kabel  mit  Wusung  in  Ver- 
bindung stehenden  Dampfer  mitgeteilt  werden  konnten;  sie  lauteten,  wie 
bereits  erwähnt,  stets  günstig.    Erst  als  die  Hauptarbeit  getan  war,  und 


Die  zur  KnbclMation  der  Deutsch-Niederiindiichetl  TelegraphengcscIKchaii  auf  Jap 
gehörenden  llcamtcnwohnh.iuscr,  vom  Meeic  aus  gesehen. 

der  »Stephan«  von  Jap  zum  Endspleiß  auslief,  meldete  Zikawei  eine  De- 
pression ostlich  der  Philippinen.  Kurz  nachdem  der  letzte  Spleiß  gefertigt, 
und  das  Schiff  in  den  Tomillhafen  zurückgekehrt  war,  kam  heftiger  Wind 
und  starke  Dünung  auf.  In  den  nächsten  Tagen  steigerte  sich  der  Wind 
so,  daß  das  im  Hafen  am  Kohlcnplatze  vor  vier  seitlich  ausgebrachten 
Ankern  liegende  Schiff  beinahe  an  das  Ufer  gedrückt  worden  wäre,  und 
daß  die  Kohlenübernahmc  in  größter  Eile  nach  Kappen  von  drei  Ankern 
abgebrochen  werden  mußte.  Mit  diesem  Unwetter  setzte  der  gefürchtete 
Monsun  orkanartig  ein;  dem  Kabel  konnte  er  aber  keinen  Schaden  mehr 
zufügen,  es  lag  sicher  auf  dem  Boden  des  Meeres  in  Tiefen,  in  die  selbst 
die  stärkste  Wellenbewegung  nicht  vordringt.  Inzwischen  war  auch  das 
neue  Stationshaus  auf  Jap  fertig  geworden;  es  konnte  noch  während  der 
Anwesenheit   des   Kabcldampfers   bezogen   werden.     Die  beigegebenen  vier 
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Bilder  veranschaulichen  die  Lage  der  Station  und  die  Anordnung  der  Bau- 
lichkeiten. Von  Jap  kehrte  der  Dampfer  nach  Wusung  zurück,  um  da- 
selbst das  bei  der  Legung  übrig  gebliebene  Vorratskabel  zu  löschen,  und 
fuhr  dann  wieder  nach  Nordenham,  wo  er  am  19.  Dezember  vor  Anker 
ging.    Er  hatte  zu  der  zweiten  Reise  nicht  ganz  vier  Monate  gebraucht. 

Während  das  Anlanden  der  Kabel  in  Jap,  Guam  und  Menado  und  ihre 
Einführung  in  die  Betriebsräume  sich  verhältnismäßig  einfach  gestalteten, 
verursachten  die  örtlichen  Verhaltnisse  bei  Schanghai  mancherlei  Schwierig- 
keiten. Schanghai  liegt  bekanntlich  landeinwärts  am  schiffbaren  Wusung- 
flusse, der  sich  unmittelbar  neben  dem  Jangtse  in  den  Ozean  ergießt.  Es 
galt  nicht  allein,  mit  dem  Kabel  den  Ankergrund  der  zahlreichen,  die 
Jangtsemündung  und  den  VYusungfluß  belebenden  Schiffe  zu  vermeiden; 
auch  auf  die  Nachbarschaft  der  anderen,  von  Tsingtau,  Tschifu,  Gutzlaff, 
Foochovv  und  Amoy  in  Schanghai  einmündenden  Unterseekabel  mußte 
Rücksicht  genommen  werden.  Bevor  das  Kabel  Jap-Schanghai  die  Kabel- 
station in  Schanghai  erreicht,  ist  es  gleich  den  übrigen  Kabeln  in  eine  auf  dem 
rechten  Ufer  des  Wusungflusses  stehende  Kabelhütte  eingeführt,  von  wo 
es  in  weitem  Bogen  den  Fluß  kreuzt  und  zu  dem  auf  dem  linken  Ufer 
neben  der  Tankanlage  erbauten  Kabelhause  gelangt.  Das  Kabelhaus  ist 
ein  einstöckiges  Gebäude  und  enthält  außer  dem  Meßzimmer  die  Wohnung 
des  Tankwärters.  Es  ist  mit  der  Kabelstation  in  Schanghai  durch  zwei  zwei- 
adrige Kabel  von  rund  8  Seemeilen  Länge  verbunden.  Ein  Kabel  ist  mit  einer 
Ader  an  das  Seekabel  angeschaltet,  während  die  andere  im  Wusungfluß 
geerdete  Ader  von  der  Station  als  Betriebserde  benutzt  wird.  Das  zweite 
Kabel  liegt  für  etwaige  Störungsfälle  bereit  und  dient  außerdem  zum  Ver- 
kehr der  Station  in  Schanghai  mit  dem  Kabelhaus  in  Wusung. 

In  Schanghai  sind  die  Betriebsräume  der  Deutsch  -  Niederländischen 
Telegraphengesellschaft  in  dem  neu  errichteten  reichseigenen  Postgebäude 
untergebracht.  Im  Erdgeschosse  befindet  sich ,  von  den  Postschaltern  voll- 
ständig getrennt,  die  Annahmestelle  der  Gesellschaft.  Das  Arbeitszimmer  des 
Vorstehers,  das  Batterie-  und  das  Botenzimmer  liegen  im  zweiten  Geschosse. 
Annahmestelle  und  Betriebsräume  sind  durch  einen  Aufzug  verbunden. 

Der  Betrieb  auf  den  neuen  Kabeln  wickelt  sich  glatt  und  regelmäßig 
ab.  In  Schanghai  traten  anfänglich  geringe  Störungen  auf,  die  zwar  im 
allgemeinen  den  ■  Betrieb  nicht  beeinträchtigten,  sich  aber  fühlbar  machten, 
wenn  mit  der  vollen  vertragsmäßigen  Geschwindigkeit  gearbeitet  werden 
sollte;  bei  der  eingehenden  Untersuchung  der  Erscheinung  wurde  fest- 
gestellt, daß  sie  weniger  auf  Induktion  als  auf  Stromübergang  aus  den 
Erdplatten  der  Nachbarkabel  zurückzuführen  war.  Inzwischen  ist  es  durch 
eine  besondere  Schaltung  gelungen,  dieser  Störungen  Herr  zu  werden. 

So  langwierig  und  umständlich  sich  die  Vorbereitungen  zu  dem  Unter- 
nehmen gestaltet  hatten,  so  rasch  und  glatt  ist  die  Ausführung  selbst  von 
statten  gegangen.  Die  glückliche  Vollendung  des  Werkes  ist  ein  bedeut- 
samer Schritt  vorwärts  zu  dem  Ziele,  den  deutschen  Handel  für  seinen 
überseeischen  Telcgrammverkehr  von  fremden  Linien  möglichst  unabhängig 
zu  machen.  Das  kommt  auch  in  dem  Telegramm  zum  Ausdrucke,  das  Seine 
Majestät  der  Kaiser  dem  Staatssekretär  des  Reichs- Postamts  auf  die  Mel- 
dung von  der  Fertigstellung  der  letzten  Teilstrecke  zu  übersenden  geruhte: 

»Erfreut  durch  die  Meldung  über  die  Legung  des  Kabels  Schanghai- 
Jap  spreche  ich  Ihnen  für  Ihre  erfolgreichen  Bemühungen  um  den  Aus- 
bau des  deutschen  Kabclnetzes  meine  volle  Anerkennung  aus. 

Wilhelm  I.  R.« 

Archiv  f.  I'cist  11.  Telegr.    19.     U107.  ;S 
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Für  die  junge  deutsche  Seekabelindustrie,  welche  die  ihr  gestellte 
schwierige  Aufgabe  aus  eigener  Kraft  und  mit  eigenen  Mitteln  muster- 
gültig gelöst  hat.  bedeutet  das  Gelingen  des  Werkes  einen  großen  Erfolg. 
Die  Norddeutschen  Seekabelwerke  haben  sich,  wie  auch  maßgebende 
Stimmen  im  Ausland  anerkennen ,  nach  jeder  Richtung  hin  den  an  sie 
gestellten  hohen  Anforderungen  gewachsen  gezeigt.  Die  Kabel  sind  mit 
peinlichster  Sorgfalt  hergestellt.  Ihre  elektrische  Beschaffenheit  ist  ein- 
wandfrei. Selbst  der  gewaltige,  700  Atmosphären  übersteigende  Druck, 
der  an  der  tiefsten  Stelle  auf  dem  Kabel  lastet,  hat  diesem  nichts  anzu- 
haben vermocht.  Was  Kabelingenieure,  SchifFsoffiziere  und  Mannschaften 
auf  den  beiden  Lcgungsreisen  geleistet  haben,  verdient  volles  Lob. 

In  bezug  auf  die  Tarife  im  Verkehr  mit  Ostasien  sind  leider  nicht  alle 


Die  zur  KabehUiiion  der  heuisch-Nicderl&ndischen  TcIcgraphengcscHschoft  auf  Jap 
gehörenden  Bcamtenwohnhauser,  seitwärts  vom  Lande  aus  gesehen. 


Wünsche  in  Erfüllung  gegangen,  die  sich  an  die  Herstellung  des  ameri- 
kanischen Pacifickabcls  und  der  deutsch-niederländischen  Kabellinie  geknüpft 
hatten.  Zwischen  Ostasien  und  Amerika  sind  allerdings  die  Wortgebühren 
verbilligt  worden.  Wenn  man  aber  gehofft  hatte,  die  Eröffnung  des  neuen 
Weges  werde  auch  im  Verkehr  zwischen  Europa  und  Ostasien  eine  Yer- 
billigung  der  Gebühren  herbeiführen,  oder  der  neue  Weg  werde  wenigstens 
zu  den  gleichen  Gebühren  benutzbar  sein,  so  hat  sich  schließlich  selbst  die 
volle  Gleichstellung  als  unmöglich  erwiesen.  Z.  B.  ist  die  Wortgebühr  für 
gewöhnliche  Telegramme  zwischen  Europa  und  China  auf  dem  Wege  über 
Amerika  um  1  Frc.  90  Cts..  d.  i.  um  die  Wortgebühr  zwischen  Europa 
und  San  Francisco  teurer  als  auf  dem  Wege  über  Indien  oder  Sibirien. 
Infolgedessen  bevorzugt  das  Publikum  im  gewöhnlichen  Telegrammverkehr 
Europas  mit  Ostasien   nach   wie   vor  die  alten  Wege.    In  zwei  Punkten 
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jedoch  haben  die  Tarif  Vereinbarungen  für  Deutschland  und  die  Nieder- 
lande wertvolle  Zugeständnisse  gebracht.  Erstens  ist  erreicht  worden ,  daß 
im  Falle  des  gleichzeitigen  Versagens  der  älteren  Wege  infolge  Unter- 
brechung oder  Sperrung  für  Codetelegramme  oder  Einrichtung  der  Zensur 
auch  über  Amerika  die  gleichen  Gebühren  Platz  greifen,  wie  sie  für  die  Be- 
förderung über  Indien  oder  Rußland  gelten.  Zum  andern  haben  die  deutschen 
und  niederländischen  Regierungstelegramme  im  Verkehr  zwischen  Deutsch- 
land und  den  Niederlanden  einerseits  sowie  China,  Jap,  Niederländisch-Indien 
und  Japan  anderseits  eine  erhebliche  Vcrbilligung  erfahren.  Z.  B.  beläuft  sich 
die  Wortgebühr  für  derartige  Telegramme  nach  Tsingtau  auf  dem  neuen 
Wege  über  Amerika  (via  Emden  Azoren  Commcrcial  Pacific  Jap)  auf  3  Frcs. 
70  Cts.,  während  die  Worttaxe  für  gewöhnliche  Telegramme  via  Indien 
oder  Sibirien  5  Frcs.  50  Cts.  beträgt.  Da  mit  den  Kaiserlichen  Ver- 
tretungen in  Ostasien  zahlreiche  Staatstelegramme  auszuwechseln  sind,  ist, 
abgesehen  von  der  besseren  Sicherstellung  des  telegraphischen  Dienstes, 
eine  beträchtliche  Ersparnis  für  die  Reichskasse  zu  verzeichnen. 

Der  Deutsch-Niederländischen  Telegraphengesellschaft  ist  das  schnelle 
und  glückliche  Gelingen  der  Kabellegung  von  wesentlichem  Nutzen  ge- 
wesen. Sie  hat  ihr  gesamtes  Netz  nicht  allein  früher,  als  vorgesehen  war. 
in  Betrieb  nehmen  können,  sondern  ist  auch  entsprechend  zeitiger  in  den 
Genuß  der  vollen  staatlichen  Beihilfen  getreten.  Ferner  ist  ein  sehr  reich- 
licher Kabelvorrat  bei  der  Legung  übrig  geblieben,  so  daß  voraussichtlich 
auf  längere  Zeit  Kosten  für  Beschaffung  von  Kabeln  zu  Instandsetzungs- 
zwecken nicht  erwachsen  werden.  Wegen  der  Beteiligung  am  Verkehr 
und  den  sich  daraus  ergebenden  Einnahmen  sind  günstige  V  erträge  mit  den 
übrigen  Gesellschaften  auf  20  Jahre  abgeschlossen  worden.  Die  rasche 
Wiederherstellung  der  Kabel  in  Störungsfällen  ist  dadurch  sichergestellt, 
daß  die  Große  Nordische  Telegraphengcsellschaft,  die  in  jenen  Gewässern 
mehrere  Kabeldampfer  unterhält,  gegen  Zahlung  einer  jährlichen  Pausch- 
summe von  10  000  t  es  zunächst  auf  10  Jahre  vertragsmäßig  übernommen 
hat,  die  Instandsetzungen  innerhalb  bestimmter,  kurz  bemessener  Frist  aus- 
zuführen, wobei  die  deutsch -niederländische  Gesellschaft  das  nötige  Er- 
satzkabel zu  liefern  hat.  Dem  Reichs-Postamt  gegenüber  hat  sich  die  Ge- 
sellschaft durch  Vertrag  verpflichtet,  durch  jährliche  Rückstellung  von 
2'/2  v.  H.  des  Aktienkapitals  einen  Erneuerungsfonds  anzusammeln  und 
Ersparnisse  an  den  für  die  Kabel  -  Instandhaltung  bestimmten  festen 
Summen  in  einem  besonderen  Unterhaltungsfonds  zinsbar  anzulegen.  So- 
mit erscheint  die  finanzielle  Lage  der  Gesellschaft,  deren  Anlagekapital 
141/,  Millionen  Mark  —  7  Millionen  in  Aktien  und  der  Rest  in  vier- 
prozentigen,  innerhalb  20  Jahre  zu  tilgenden  Schuldverschreibungen  —  be- 
trägt, derart  gefestigt,  daß  sie  die  für  ihre  Entwicklung  gehegten  Er- 
wartungen zu  erfüllen  in  der  Lage  ist. 

Zum  Schluße  werden  noch  einige  Angaben  über  die  technische  Beschaffen- 
heit der  Kabel  von  Interesse  sein.  Das  Kabel  Menado-Jap-Guam  ist 
1639  Seemeilen  oder  3035  km.  das  Kabel  Schanghai-Jap  1779  Seemeilen 
oder  3295  km  lang.  Das  Kabel  Schanghai-Jap  besitzt,  der  größeren 
Betriebslänge  entsprechend,  einen  erheblich  stärkeren  Kupfer-  und  Gutta- 
perchaquerschnitt als  das  erstgenannte  Kabel,  in  dem  die  Station  Jap  fast 
den  gesamten  Verkehr  umarbeitet.  Beim  Kabel  Menado-Jap-Guam  wird 
der  Leiter  aus  einer  Litze  von  7  Kupferdrähten  mit  o.sö  mm  Durchmesser 
gebildet.  Das  Gewicht  der  fertigen  Kupferlitzc  beträgt  36, r,-()  kg  für  das 
Kilometer  oder  150  englische  Pfund  für  die  Seemeile,  der  mittlere  Kupfer- 
widerstand  für   die   Seemeile   bei    einer  Temperatur  von   75°  Fahrenheit 
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höchstens  8,00  internationale  Ohm.  Beim  Kabel  Schanghai-Jap  besteht  der 
Leiter  aus  einem  2,13mm  starken,  kreisrunden  Kupferdrahte ,  der  mit 
12  Kupierdrähten  von  je  0,71  mm  Durchmesser  umsponnen  ist.  Das  Ge- 
wicht der  fertigen  Kupferlitze  beträgt  73,36  kg  für  das  Kilometer  oder 
300  englische  Pfund  für  die  Seemeile,  der  mittlere  Kupferwiderstand  für 
die  Seemeile  bei  75 0  Fahrenheit  höchstens  4,015  internationale  Ohm.  Die 
Zwischenräume  zwischen  den  einzelnen  Kupferdrähten  sind  bei  beiden 
Kabeln  mit  Chatterton  Compound  ausgefüllt.  Die  Isolierhülle  besteht  aus 
mindestens  drei  Schichten  bester  Guttapercha,  die  mit  Schichten  von 
Chatterton  Compound  abwechseln.  Das  Gewicht  der  Isolierhülle  stellt  sich 
beim  Kabel  Menado-Jap-Guam  auf  36.679  kg  für  das  Kilometer  oder 
150  englische   Pfund   für  die   Seemeile,   beim   Kabel  Schanghai-Jap  auf 
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58,68  kg  für  das  Kilometer  oder  240  englische  Pfund  für  die  Seemeile. 
Nach  den  Bestimmungen  des  Lieferungsvertrags  mußte  der  Aderprüfung  in 
jedem  Falle  ein  Wasserbad  von  mindestens  24  Stunden  Dauer  möglichst  bei 
750  Fahrenheit  vorangehen.  Bei  dieser  Temperatur  durfte  der  Isolations- 
widerstand nach  einer  Elektrisierung  von  einer  Minute  Dauer  nicht  unter 
400  Megohm  für  die  Seemeile  sinken.  Die  durchschnittliche  Ladungs- 
kapazitat  sollte  beim  Kabel  Menado-Jap-Guam  0,355  Mikrofarad  und  beim 
Kabel  Schanghai-Jap  0,38^  Mikrofarad  für  die  Seemeile  nicht  überschreiten. 
Jede  Ader  mußte  in  der  Fabrik  mindestens  '/u  Stunde  einen  hydraulischen 
Druck  von  wenigstens  600  Atmosphären  in  einem  hierzu  geeigneten  Preß- 
zylinder aushalten.  Die  an  den  Küsten  oder  in  Flachwasser  auszulegenden 
Kabeladern  tragen  zum  Schutze  gegen  Bohrwürmer  eine  Nhessingband- 
bcwicklung.     Diese  besteht  im  einzelnen  aus  einem  tannierten  Nesselband. 
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einem  spiralförmig  aufgebrachten  Messingbande  von  0,102  mm  Stärke  mit 
hinreichender  Überlappung  und  einem  mit  Ozokerit  getränkten  Nessel- 
bande. Die  fertigen  Ädern  sind  mit  Jutegarn  umsponnen,  das  vorher  in 
Katechu  (Tannin)  oder  in  eine  sonstige,  der  Ader  nicht  schädliche  Schutz- 
masse getaucht  worden  ist.  Das  Jutegarn  ist  in  solcher  Menge  naß  auf- 
gebracht, daß  die  Bewehrungsdrähte  sich  nicht  allzu  dicht  aneinander  legen 
können,  weil  sonst  die  Geschmeidigkeit  des  Kabels  leiden  würde.  Zahl  und 
Stärke  der  Schutzdrähte  sind  verschieden ,  je  nachdem  die  Kabel  an  der 
Küste,  im  flachen  Wasser  oder  in  der  Tiefsee  Verwendung  gefunden  haben. 
Beim  Kabel  Menado-Jap-Guam  sind  zu  unterscheiden 

a)  leichtes  Tiefseekabel  mit    10  verzinkten  Stahldrähten  von  2,1  mm 
Durchmesser, 

b)  schweres  Tiefseekabel  mit  16  verzinkten  Stahldrähten  von  2,4  mm 
Durchmesser, 

c)  schweres  Tiefseekabel  mit   16  verzinkten  Stahldrähten  von  3,1  mm 
Durchmesser, 

d)  leichtes  Zwischenkabel  mit  10  verzinkten  Eisendrähten  von  5,1  mm 
Durchmesser, 

e)  schweres  Zwischenkabel  mit  10  verzinkten  Eisendrähten  von  7,1  mm 
Durchmesser, 

f)  Küstenkabel   mit    14  verzinkten   Eisendrähten  von  7,0  mm  Durch- 
messer. 

Die  Bewehrung  des  Küstenkabels  umschließt  ein  Kabel  von  der  Type 
des  leichten  Zwischenkabels.  Die  Typen  a  bis  e  haben  demnach  eine  ein- 
fache Bewehrung,  während  die  Type  f  eine  doppelte  Bewehrung  besitzt. 
Hauptsächlich  hat  Type  b  Verwendung  gefunden. 

Auf  der  Strecke  Schanghai  Jap  ist  diese  Type  dagegen  nicht  vertreten. 
Es  kommen  hinzu 

g)  leichtes  Tiefseekabel  mit   17  verzinkten  Stahldrähten  von  2,1  mm 
Durchmesser, 

h)  leichtes  Zwischenkabel  mit  12  verzinkten  Eisendrähten  von  5,1  mm 
Durchmesser. 

Die  Bewehrung  des  Küstenkabels  entspricht  auch  hier  derjenigen  unter  f. 
Nur  umschließt  sie  ein  Kabel  der  Type  h.  Hauptsächlich  ist  Type  g  ver- 
wendet. 

Das  zweiadrige  Landkabel  ist  mit  24  verzinkten  Eisendrähten  von 
3.5  mm  Durchmesser  bewehrt.  Die  Stahldrähte  des  leichten  Tiefseekabels 
sind  einzeln  mit  Band  bewickelt  und  compoundiert.  Während  für  die 
Bruchfestigkeit  der  eisernen  Bewehrungsdrähte  je  nach  ihrer  Stärke  40  bis 
47  kg  auf  das  Quadratmillimeter  verlangt  worden  sind,  schwankt  sie  bei  den 
Stahldrähten  zwischen  1 10  und  150  kg  auf  das  Quadratmillimcter.  Für  das 
durch  die  tiefe  Rinne  südöstlich  der  Liukiu  -  Inseln  ausgelegte  leichte  Tief- 
seekabel sind  sogar  Stahldrähte  mit  einer  Bruchfestigkeit  von  180  kg  auf 
das  Quadratmillimeter  gewählt  worden. 

Die  äußere  Bekleidung  der  Typen  a,  b  und  g  besteht  aus  zwei  präpa- 
rierten Hcssiansbändern ,  die  spiralförmig  in  entgegengesetzter  Richtung 
um  das  Kabel  gelegt  sind  und  mit  drei  Lagen  Clark  Compound  ab- 
wechseln. Bei  den  übrigen  Kabeln  wird  die  Bekleidung  durch  zwei  Lagen 
Jutegarn  gebildet,  die  mit  reinem,  präparierten  Teer  getränkt,  ebenfalls  in 
entgegengesetzten  Windungen  auf  das  Kabel  aufgewickelt  sind  und  mit 
zwei  Lagen  Clark  Compound  abwechseln.  Mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
wendung der  Kabel  in  den  Tropen  mußte  für  die  äußere  Bekleidung  harter 
Compound  gewählt  werden. 
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Wie  seinerzeit  die  Lesung  der  deutsch-atlantischen  Kabel,  so  hat  auch  die 
Herstellung:  des  deutsch-niederländischen  Kabelnetzes  zur  Bereicherung  der 
Meereskunde  beigetragen.  Das  gesamte  Material,  das  bei  den  Lotungen 
des  niederländischen  Vermessungsschiffs  »Edi«  und  des  Kabeldampfers 
»Stephan«  im  westlichen  Stillen  Ozean  gewonnen  worden  war,  hat  bei  der 
Deutschen  Seewarte  in  Hamburg  durch  Prof.  Dr.  Schott  und  Dr.  P.  Perlewitz 
eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  erfahren.  Das  interessante  Ergebnis  ist 
in  dem  Archiv  der  Deutschen  Seewarte  Jahrgang  1906,  Heft  2  veröffentlicht. 
Außerdem  hat  Prof.  Schott  die  Strombeobachtungen  der  »Edi«  zum  Gegen- 
stand einer  weiteren  Veröffentlichung  in  den  »Analen  für  Hydrographie« 
gemacht.  Auf  diese  Weise  haben  die  Lotungen  der  beiden  Schiffe,  wie  im 
Beihefte  zur  Marine-Rundschau  (Juli -Heft  1907)  besonders  hervorgehoben 
wird,  in  praktischer  und  wissenschaftlicher  Hinsicht  dazu  verwertet  werden 
können,  Deutschlands  Anteil  an  der  geographischen  Erforschung  der  Meere 
zu  erweitern. 


Dia  Münchener  Botenordnung  aus  dem  Jahre  1565. 
Von  Postassessor  Korzendorfer  in  München. 

Uber  das  Botenwesen  der  deutschen  Städte  im  Mittelalter  fehlt  eine 
abschließende  Darstellung.  Die  zahlreichen  Gesamt-  und  Einzeldarstellungen 
der  Postgeschichte  streifen  das  Botenwesen  nur  mehr  oder  weniger  und  be- 
gnügen sich  meist  mit  dem  Abdruck  oder  auch  nur  mit  der  Erwähnung 
der  bis  jetzt  veröffentlichten  Botenordnungen  verschiedener  deutscher  Städte. 
Und  doch  wäre  eine  Feststellung  über  das  erste  nachweisbare  Auftreten 
der  städtischen  Boten  (im  12.  Jahrhundert),  über  die  Ausbreitung  und  Blute 
des  Botenwesens  bis  zu  der  Zeit,  in  der  ihm  durch  die  Taxissche  Post 
nach  und  nach  der  Lebensfaden  abgeschnitten  wurde,  von  großem  Werte. 
Eine  solche  Darstellung  würde  durch  die  Veröffentlichung  der  in  den 
städtischen  Archiven  allenthalben  noch  schlummernden  Akten  über  das  Boten- 
wesen und  das  Verkehrswesen  überhaupt  wesentlich  vorbereitet  werden. 
In  den  früheren  Jahrgängen  des  Archivs  sind  zahlreiche  Aufsätze  und  Ur- 
kunden, insbesondere  von  Löpcr  veröffentlicht  worden.*)  Es  ist  eine  dank- 
bare und  nicht  uninteressante  Arbeit,  nach  dieser  Richtung  die  Archive  in 
den  Städten  zu  studieren. 

In  dem  Stadtarchiv  in  München  finden  sich  leider  nur  wenige  Akten 
über  das  Verkehrswesen.  Aus  diesen  Urkunden  ergibt  sich,  daß  außer 
den  in  einer  Zunft  vereinten  Boten  noch  drei  andere  Zünfte  sich  mit 
der  Beförderung  von  Briefen,  Personen  und  Waren  beschäftigt  haben: 
die  Flö Bleute,  die  außer  den  Flößen  und  den  darauf  verfrachteten  Waren 
auch  Briefe  auf  der  Isar  nach  München  und  weiter  bis  zur  Donau, 
nach  Wien  usw.  beförderten;  die  Lehenrößler,  die  außer  Personen  auch 
Briefe  zur  Beförderung  mit  ihren  Rossen  übernahmen  und  darob  mit  den 
Boten  mancherlei  Händel  vor  dem  Rate  auszufechten  hatten;  die  Trocken - 
lader.  welche  die  ankommenden  und  abgehenden  Kaufmannsgüter  in  der 
Stadt  verluden. 


*   Vergl.  auch  Archiv  i.joy,  S.  481:  Das  bremische  Postwesen  bis  zur  Gründung 
des  Norddeutschen  Bundes. 
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Nachfolgend  soll  zunächst  die  im  Jahre  1565  vom  Rate  der  Stadt 
München  erlassene  Botenordnung  veröffentlicht  werden. 

Sie  läßt  erkennen,  daß  in  dieser  Zeit  die  Boten  noch  zu  Fuß  gingen; 
fahrende  und  reitende  Boten,  die  es  nach  verschiedenen  Stellen  in  den 
Ratsprotokollen  später  gegeben  hat,  waren  noch  nicht  vorhanden.  Sie 
mußten  sich  zweimal  im  Jahre  auf  Georgi  (24.  April)  und  auf  Michaeli 
(2Q.  September)  beim  Rate  der  Stadt  vorstellen,  dort  wurden  sie  in  das 
Botenbuch  eingetragen,  vier  oder  auch  acht  aus  ihrer  Mitte  zu  »Vierern« 
gewählt,  die  über  die  Boten  und  das  Botenwesen  überhaupt  zu  wachen 
hatten  (in  anderen  Städten  wurden  Ratsherren  zu  Verordneten  über  das 
Botenwesen  bestimmt).  Unterwegs  hatten  die  Boten  blau-weiße  Büchsen, 
in  denen  die  Jiricfe  verwahrt  waren,  zu  tragen;  es  gab  gewöhnliche  und 
amtlich  versiegelte  Briefe.  Die  Boten  mußten  sich  nach  Frteilung  des  Auftrags 
sofort  auf  den  Weg  machen,  es  hätte  denn  der  Auftraggeber  erlaubt,  daß 
sich  der  Bote  noch  andere  Aufträge  sammele.  Der  Botenlohn  bemaß  sich 
nach  der  Länge  des  Weges:  die  Meile  vier  Kreuzer;  nur  für  Länder,  in 
denen  die  Meile  länger  war,  sollte  der  Bote  anderen  Lohn  fordern  können. 
Mußte  der  Bote  außer  Briefen  Gepäck  tragen,  so  erhielt  er  für  jedes  Pfund 
und  jede  Meile  einen  Pfennig.  Für  gewisse  Strecken  bestanden  von  altcrsher 
bestimmte  Taxen.  In  diesem  Falle  konnte  der  Bote  wählen,  ob  er  für  die 
Meile  vier  Kreuzer  (—  I  Batzen)  oder  die  bestimmte  Taxe  verlangen  wollte. 

Von  bestimmten  Botengängen  und  Fahrten,  wie  sie  später  von  und  nach 
größeren  Städten  zu  bestimmten  Zeiten  eingeführt  wurden,  wie  der  Venediger 
Bote  von  Augsburg,  oder  davon,  daß  der  eine  Bote  in  einer  bestimmten 
Stadt  zu  einer  bestimmten  Zeit  auf  einen  anderen  warten  mußte,  wie  z.  B. 
in  Leipzig,  wo  der  Brcslauer  Bote  den  Hamburger  abzuwarten  hatte  (IÖ35), 
ist  noch  keine  Rede.  Auch  eine  Bürgschaft  wurde  damals  von  den  Boten 
noch  nicht  gefordert.  Nach  einer  späteren  Urkunde  (H>77)  hatte  der  fahrende 
ordinari  Salzburger  Bote  in  München  1000  fl.  Bürgschaft  zu  leisten.  Die 
spätere  Botenordnung  und  die  zur  abgedruckten  Botenordnung  erlassenen 
Zusätze  sind  —  wenigstens  im  Stadtarchive  —  nicht  zu  finden. 

Poten-Ordnung,  Mit  der  fuerstlichen  Herrn  Camer  Räth  guet- 
achten  vnnd  wo  Ige  fallen,  durch  ai  neu  fürsichtigen  Wey  sen  Rath 
alhie  zu  München  also  au  fge  rieht  den  Achten  Marty  Anno  etc. 
Im  f  im  f  f  zchenh  u  nder  t  f  im  f  f  un  n  d  sec  h  t  zi  gi  st  tcn. 
Erstlich  sollen  all  hieige  Potcn,  so  vmbs  Potenlohn  lauffen,  vnnd  sich 
desselben  behelffen  wollen,  alle  Halbe  Jar,  nach  sanet  Jörgen  vnnd  sännet 
Michaalis  tag  mit  Tau  ff  vnd  Zuvnamcn  auch  wo  ain  Jedweder  zeherbeg 
ist,  in  ain  ordentlich  Register  aufzaichnet  vnnd  eingeschriben  werden,  damit 
man  sy  vnd  Ir  yeden  in  sounderhait  zu  hoff  vnnd  heraussen  desto  richtiger 
zu  finden  wisse. 

Zum  Anndcrn,  so  sollen  aintweder  vnnder  Inen  zu  vierern  (vier  ain  Jahr) 
oder  ob  dennselben  muehe  zuvil,  acht  gesetzt  vnnd  mit  Inen  zu  halben 
Jarn  abgevechselt  Verden  (dieselben  sollen  beuelich  haben.  Auf  die  Anndcrn 
Poten  Im  mitgesellen  zu  sehen)  vnnd  so  sich  ainer  verwidern  wurde,  des 
Ausschickhens.  die  Leuth  beschwärrt,  oder  ain  merers  nähm  (weder  Ima 
die  Ordnung  zuclässt.  oder  auch  sonst  vnverantwortlich  vnnd  der  Ordnung 
zu  wider  handlet,  den  sollen  Sy  von  stundan  anzaigen,  das  man  den  oder 
dieselben  darumb  straffen  mög,  mit  aufhebung  des  Potenlauffens,  versagung 
der  stat,  oder  in  annder  weg  (nach  glegenhaidt  des  verprechenns). 

3.  Item  dieselben  vieren  sollen  auch  schuldig  sein,  wann  ainer  zu  Inen 
khombt.  vnnd  gern  Poten  haben  vnnd  ausschickhen  wollt,  dem  oder  denn- 
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selben,  dieselben  ze  zeigen  vnnd  ze  weisen  wo  man  Poten  anhaimbs  zu 
hauss  und  herberg  finde. 

4.  Alle  hieig  poten  so  in  obgemallts  Register  ainkhomen,  die  sollen  die 
gewondlichen  Puxen  (Püxen)  haben  mit  Blab  vnd  Weis  wie  hivuor  auch 
gewesen,  Vnnd  wann  ainer  von  Hoff  ausgeschickht  wiert,  so  soll  er  die 
Puxen  am  Großzoll  nemen,  vnnd  darnach  so  er  haimbkhumbt,  von  stundan 
wider  anndwortten,  vnnd  sonsten  die  Blab  vnnd  wisse  Puxel  tragen,  doch 
wann  einer  von  der  Burgerschafft  ainen  Potten  schickht  vnd  gern  ain  ge- 
siglte  Puxen  haben  wolt.  der  soll  am  Großzoll  eine  begern  lassen,  die  wirdt 
Ime  mitgethailt  Verden. 

5.  Es  sollen  auch  järlich  nit  allain  die  Vierer  sonnder  auch  alle  annderc 
Poten  für  Rath  gefordert  werden  vnnd  angloben.  der  Ordnung  threulich 
nachzekhomen. 

6.  Zum  sechsten  so  sollen  auch  die  Vierer  auf  die  frembden  Poten  vnd 
anndere  so  nit  abgeschrieben  seyn,  vnnd  der  Stat  Puxen  nit  haben,  vleißig 
aufsehen  vnnd  so  ainen  erfarn  dennselben  anzaigen,  vnnd  für  den  herrn 
Burgermaister  bringen,  damit  er  gestrafft  und  Ime  das  potenlauffen  auf- 
gebebt werde,  dann  man  zu  Sumers  vnnd  Wintters  Zeiten,  kheinen  anndern 
befurdern  solle,  dann  die  hieigen  Poten.  Entgegen  ist  Inen  auch  mit  ernst 
eingepunden,  vund  seyen  schuldig,  sovol  im  bösen  Wetter,  im  Regen,  windt. 
vnnd  annderen  vngewittcr  vnnd  wann  der  Weg  böß  ist  zelauffen  vnnd  sich 
schickhen  zlassen  als  wann  der  weg  gar  guet  ist;  Wellicher  sich  darüber 
muetwilliger  weis  verpergen  vnnd  nit  finden  lassen,  vnnd  nit  gern  wolt. 
vnnd  doch  nit  Khrankhait  oder  ehehaft  Ursachen  hat,  das  er  sich  pillig 
verwidern  möcbt.  den  sollen  die  vierer  ainem  ersamen  Rath  anzaigen.  der 
soll  der  pillichheit  vnnd  notturfTt  nach  darumb  gestrafft  werden. 

7.  Item  wann  sich  auch  ain  Pot  des  holtzhackhens  tagwerchs  oder 
annderer  Arbaitt  neben  dem  Pottenlauffen  behelffcn  wolt.  der  soll  sich,  so 
er  geschickht  werden  will,  die  Arbaitt  nit  verhindern  lassen.  Sonnder  willig 
geen,  vnnd  die  potschafft  vleissig  verrichten. 

8.  Item  ob  Anissen  (?)  Gclcgenhait  nit  war.  den  Poten  wissen  zelasscn. 
wohin  er  Ine  schickh.  biß  er  Ime  die  Brieff  gibt,  So  soll  pot  nichts  minder 
schuldig  sein.  Ime  die  Raiß  zuezesagen. 

9.  Item  wann  auch  dem  Pot  von  ainem  die  brieff  empfächt.  So  soll 
pot  schuldig  sein,  allßpaldt  zegeen,  vnnd  darüber  nit  etlich  tag  vnnd  nächs 
hynnen  bleiben,  vnnd  vmb  annder  brieff  vnnd  drinkhgeld  vmblauffen.  bey 
Rathsstraft.  Er  hat  dann  von  dem,  So  Ine  schickhen  will,  bcvilligung. 
das  er  ainen  oder  mer  tag  allhie  woll  bleiben  möcht,  vmb  das  sein  sach 
nit  Eyllentt  wäre. 

10.  Hinfürm  sollen  auch  yederzeit,  ainer  oder  zwen  Poten  zu  hoff 
auf  dem  Stain,  bei  der  Khirchen  Sumers-Zeit,  vnnd  im  Wintter  in  der 
Turnitz  Vnnd  herfornen  in  der  Stat  bey  der  Drinckhstuben  auch  ainer  oder 
zwen  aufwarten,  damit  man  sy  zefinden  wiß. 

11.  Item  wellicher  Pot  von  aim  die  brieff  empfächt  oder  die  Raißs  an- 
nimbt,  der  soll  khainen  anndern  mer  bestellen,  Es  geschehe  dann  mit  des 
Herrn  guetem  willen,  der  Ine  schickht. 

Der  Poten  Lon. 

12.  Item  den  Poten  soll  hinfuorn  von  der  meil  Inn  oder  außer  Landts 
gegeben  werden  vier  Khreitzer.  Es  wäre  dann  in  ainer  gegent,  darin  die 
meiln  so  lanng,  alls  Schweitz.  Elsaß.  Vierttemberg,  soll  man  Inen  nach 
billichen  Dingen  entgegenghen. 
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13.  Wann  ein  Pot  warten  inueß,  Soll  Ime  von  ani  yeden  ganntzen  tag 
wartgellt  gegeben  werden  sechs  Khrcutzer. 

14.  Wann  man  ainem  Voten  neben  der  Brieff,  etwaß  zutragen  aufgeben 
will,  Soll  man  von  ainem  Pfundt,  auf  ain  yeder  meil  weg  geben  ain  pfening. 
man  schickhs  allßdann  nachent  oder  vorr. 

15.  Item  wann  ainer  will,  das  der  Pot  eillcndts  gee,  vnnd  tag  vnnd 
nacht  laufte,  bißan  das  orth  dahin  er  geschickht  wierdt,  oder  wider  haim 
khumbt,  der  soll  ain  merers  zegeben,  vnnd  mit  dem  Potten  vber  den  orden- 
lichen Lon  des  Patzens  von  der  meil  nach  gelegenheit  abzekhomen  schuldig  sein. 

16.  Item  wann  ain  frembder  oder  ainer  ausser  des  Furstenthumbs 
bayrn  angsessen,  allhie  ainen  Poten  dingen  vnnd  verschickhen  will,  dauon 
soll  pot  von  der  meil  fünft"  Khreutzer  nemen  mögen. 

17.  Item  als  es  an  etliche  orth  ausser  Lanndts  bishvor  am  fürstlichen 
Großzoll  von  alten  Jaren  gwiß  vnnd  bestimbte  Besoldungen  gehabt,  die 
man  den  Poten  geben.  So  man  ainen  von  holY  aus  an  dieselben  orth  ge- 
schickht, wie  hernach  verzaichnet  zefinden,  an  wellicher  Lon  oder  Tax  den 
Poten  ye  zuweillen  zurgehth  vber  den  Patzen  von  der  meil,  auch  etwo  ab- 
geth  auff  etliche  orth,  Soll  es  derhnlbcn  hin  furo  in  der  Poten  wal  stehen, 
ob  sy  den  Patzen  von  der  meil  oder  aber  das  Allt  taxirt  Potenlohn  nemen 
wellen. 


Yerzaichnis  der 

Geen  Amburg 
Ahalfing  in  Schwaben 
Anspach 

Wyenn  in  Österreich 
Wurms 
Viertzburg 
Kssling  [(Aßling?)] 
Frfurdt 

(unleserlich) 
Frannckhfurdt 
Neumarkht 
Nürnberg 

Offen  in  Ungarn 
Porkhsperg  (?) 
Prevsach 
Prag 

Margraff  Paden 

Pfortzham 

Plessenburg 

Bötl 

Rom 

Stuetgart 

Speyr 

Straßburg 

Schär 

Salmars  weil 

Tryendt 

Yberling 

Veldkhirchen 


genanten  Lauft  auf  bestimtten  Lohn, 
am  Pfundt 
ain  Pfundt 
ain  Pfundt 
vier  Gulden 

drei  Gulden  zween  Schilling  dreyzehen  Pfening 
zwen   Gulden  drey  Schilling  funfzehen  Pfening 
zween  Gulden 
vier  gülden 
vier  Gulden 

drei  gülden,  drey  Schilling  funfzehen  Pfening. 
Ain  Pfundt  Pfening 

Ain    gülden   zween    Schilling  vierundzwaintzig 

Pfening 
Acht  gülden 

zwen  gülden  drey  Schilling   funfzehen  Pfening 
drey  gülden  drey  Schilling   funfzehen  Pfening 
fünft*  gülden, 
drey  gülden 

zwen  gülden  drey  Schilling  funfzehen  Pfening 

drey  gülden 

vier  gülden 

zwelft  gülden 

zween  gülden 

drey  Gulden 

drey  gülden  drey   Schilling  funfzehen  Pfening 
Ain  Pfundt  Pfening 
zwen  gülden 
drey  Gulden 
zwen  gülden 

ain    gülden    zeen    Schilling  sibenvndzwaintzig 
Pfening  ein  halber 
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Blatta 


Zell  am  Vndersee 


zwen  gülden 

zwen  gülden  vier  Khreitzer 


Haidiburg 

Hanaw 

Innspruckh 

Khunigsberg  bey  Strasburg 

Khostnitz 

Khässel  in  Hessen 

Khöln 

Lintz 

Mimpclgart 
M  ainz 


Bulch  oder  Cleue 
Blatz 


vier  gülden 
sehen  gülden 
sihen  gülden 
drey  Gulden 


drey  gülden  vier  Schilling  dreyzehen  Pfening 
Ain  gülden  sechs  khreitzer 
vier  gülden 

ain  gülden  zwen  Schilling  zehen  Pfening 


Fünft  gülden 
Acht  gülden 
zwen  gülden 
vier  gülden 


drey  gülden  vier  Schilling  sechzehn  Pfening. 


Ein  neues  Bahnunternehmen  in  Hamburg. 
Von  Postinspektor  Lensing  in  Alienstein. 


Mit  der  Ende  iqo6  erfolgten  Eröffnung  des  Hauptbahnhofs  in 
Haniburg  und  dem  damit  im  Zusammenhange  stehenden  Ausbau  der 
Strecke  Blankenese -Ohlsdorf  zu  einer  elektrischen  Vollbahn  ist  die  Ver- 
besserung der  Verkehrsverhaltnisse  in  Hamburg  einen  bedeutenden  Schritt 
vorwärts  gekommen.  Inzwischen  ist  eine  neue  Bahnanlage  in  Angriff  ge- 
nommen worden,  die  aller  Voraussicht  nach  von  noch  größerer  Bedeutung 
für  den  Stadt-  und  Vorortverkehr  der  Großstadt  sein  wird.  Geplant  ist 
die  Herstellung  einer  elektrischen  Stadt-  und  Vorortbahn  nach  dem  System 
der  Stand-  und  Untergrundbahnen,  die  als  Ringbahn  durch  die  Altstadt 
und  die  Stadtteile  St.  Georg,  Hohenfelde,  Barmbeck,  Winterhude,  Eppendorf. 
Harvestehude,  Roterbaum,  St.  Pauli  und  die  Neustadt  zur  Altstadt  geführt 
werden  soll,  nebst  Zweiglinien  nach  Eimsbüttel.  Rotenburgsort  und 
Ohlsdorf.  Die  Vorlage  des  Senats  hat  bereits  im  Jahre  1905  die 
Genehmigung  der  Bürgerschaft  erhalten.  Mit  den  Bauarbeiten  ist  schon  an 
verschiedenen  Stellen  der  Stadt  begonnen  worden.  Die  Bahn  soll  durch- 
weg zweigleisig  gebaut  werden  und  überall  so  hoch  über  oder  so  tief  unter 
Geländehöhe  zu  liegen  kommen,  daß  der  Straßenverkehr  ungehindert  unter 
oder  über  der  Bahn  stattfinden  kann.  Soweit  als  möglich,  wird  sie  auf 
Dammschüttungen  oder  in  offenen  Erdeinschnitten  hergestellt  werden;  nur  da. 
wo  diese  Bauart  nicht  durchführbar  ist,  sind  Überbrückungen  oder  Tunnel 
in  Aussicht  genommen.  Die  Straßenunterführungen  sollen  eine  lichte  Höhe 
von  mindestens  4>M>  rn  erhalten.  Als  Spurweite  sind  1435  mm  angenommen. 
Die  Entfernung  zwischen  den  Gleisen  beträgt  auf  den  offenen  Strecken,  d.  h. 
auf  Dämmen.  Überbrückungen  und  in  Einschnitten,  3,1  m  in  der  Geraden. 
Für  das  Bahnpcrsoual  sind  beiderseits  neben  den  Gleisen  Gehwege  vorgesehen. 
Auf  den  Tunnelstrecken  ist  die  Gleisentfernung  zu  3,0  m  angenommen,  uml 
nur  ein  Gehweg  von  1  m  Breite  zwischen  den  Gleisen  vorgesehen.  Die  Breite 
der  Wagen  kann  2,«.  m  betragen.  Der  Bahnkörper  wird  in  den  als  Erdbau 
auszuführenden  Strecken  (>.«  m.  auf  Uberbrückungen  7,5,  m  und  im  Tunnel 
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0,7  m  breit,  in  Schienenunterkante  gemessen,  angelegt.  Die  Haltestellen 
erhalten  Bahnsteige  von  60  m  Länge  und  0,8  m  Hohe  über  Schienenober- 
kante; sie  sollen  durch  leichte  Hallen  aus  Eisen  und  Glas  überdacht  werden. 
Die  Straßenüberführungen  werden  mit  wasserdichter  und  möglichst  geräusch- 
dämpfender Decke  versehen. 

Der  Bau  der  Bahnanlagen  soll  für  Rechnung  des  Hamburger  Staates 
gemeinschaftlich  durch  Siemens  &  Halske  A.  G.  und  die  Allgemeine  Elek- 
trizitäts  -  Gesellschaft  erfolgen.  Beide  Gesellschaften  haften  dem  Staate 
Hamburg  gegenüber  in  allen  den  Bau  der  Stadt-  und  Vorortbahn  be- 
treffenden Angelegenheiten  als  Gesamtschuldner.  Alle  für  den  Bau  er- 
forderlichen Grundflächen  werden  den  Unternehmern  vom  Staate  rechtzeitig 
vor  Beginn  der  einzelnen  Bauarbeiten  überwiesen.  Die  Gesellschaften  sind 
verpflichtet,  die  Hauptlinien  innerhalb  fünf  voller  Baujahre  und  die  Neben- 
linien innerhalb  weiterer  fünf  Jahre  fertig  zu  stellen,  so  daß  die  Gesamt- 
anlagen nach  zehn  Jahren  dem  Betrieb  übergeben  werden  können.  Die 
Anschlagssumme  ist  auf  rund  41  Millionen  Mark  festgestellt  worden. 

Der  Betrieb  soll  auf  Grund  eines  öffentlichen  Anbietungsverfahretif 
verpachtet  werden.  Die  Konzession  wird  einer  Gesellschaft  erteilt  werden, 
die  den  Namen  »Hamburger  Stadt-  und  Vorortbahn  A.  G.«  führt,  mit 
einem  Kapitale  von  mindestens  15  Millionen  Mark  ausgestattet  ist  und  ihren 
Sitz  in  Hamburg  hat.  Die  Beschaffung  der  Betriebsmittel,  der  elektrischen 
Leitungen  und  der  Kraftwerke,  die  Herstellung  der  Gebäude  und  die  Ein- 
richtung der  Betriebsbahnhöfe,  der  Werkstätten,  einschließlich  der  Gleise  und 
dergl.,  ist  Sache  des  Betriebsunternehmers.  In  den  Bedingungen  für  die  Er- 
teilung der  Genehmigung  zum  Betriebe  der  Bahn  sind  Vorschriften  über  Art 
und  Verteilung  des  elektrischen  Stromes  nicht  enthalten.  Dieser  kann  entweder 
vom  Betricbsunternchmcr  in  eigenen  elektrischen  Kraftwerken  erzeugt  und 
mit  eigenen  Leitungen  verteilt  oder  von  den  Hamburgischen  Elektrizitäts- 
werken entnommen  werden.  Die  Gesellschaft  hat  die  gesamten  Bahnanlagen 
dauernd  betriebsfähig  zu  unterhalten  und  auf  eigene  Kosten  für  deren  Be- 
leuchtung und  Reinigung  zu  sorgen.  Der  Staat  Hamburg  erhält  einen  be- 
stimmten Anteil  an  der  Fahrgeldeinnahme,  außerdem  einen  Teil  des  jähr- 
lichen Uberschusses,  der  sich  bei  dem  Unternehmen  nach  Verteilung  einer 
zu  bestimmenden  Dividende  an  die  Aktionäre  in  jedem  einzelnen  Geschäfts- 
jahr ergeben  wird.  Die  Dauer  der  Betriebsüberlassung  beträgt  40  Jahre. 
Der  Staat  hat  sich  indes  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf  des  20.  Betriebs- 
jahrs den  Betrieb  zu  übernehmen  und  das  Eigentum  der  Bahngesellschaft 
mit  allem  Zubehör  zu  erwerben.  Dieses  Recht  kann  mit  dem  Beginne  des 
21.  Geschäftsjahrs  des  Unternehmens,  später  aber  nur  von  5  zu  5  Jahren 
ausgeübt  werden.  Die  Absicht,  die  Bahn  zu  übernehmen,  hat  der  Staat 
zwei  volle  Jahre  vorher  der  Gesellschaft  zu  erklären.  Der  Erwerb  regelt  sich 
nach  folgenden  Grundsätzen. 

Der  Wertberechnung  zugrunde  gelegt  wird  der  jährliche  Reinertrag,  der 
im  Durchschnitte  der  letzten  fünf  vollen  Geschäftsjahre  vor  dem  Uber- 
nahmetag, ausschließlich  der  beiden  schlechtesten  Geschäftsjahre,  als  Divi- 
dende an  die  Aktionäre  zur  Verteilung  gelangt  ist.  Dem  so  festgestellten 
Reinertrage  werden  die  in  den  entsprechenden  Jahren  zur  Tilgung  des 
Aktienkapitals  und  der  Schulden,  zu  Verbesserungen  oder  zur  Geschäfts 
erweiterung  sowie  die  zur  Bildung  von  Erneucrungs-  und  Reservefonds 
verwendeten  Beträge  hinzugerechnet.  Als  Uberlassungspreis  wird  vom 
Staate  der  fünfundzwanzigfache  Betrag  des  so  ermittelten  durchschnittlichen 
Jahreseinkommens,  mindestens  aber  der  volle  Betrag  des  Aktienkapitals  ge- 
zahlt.   Der  Staat  übernimmt  die  Passiva  des  Unternehmens,  sclbstverständ- 
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lieh  mit  Ausnahme  des  Aktienkapitals,  wogegen  auf  ihn  alle  vorhandenen 
Aktiva,  einschließlich  des  Aktientilgungsfonds,  des  Erneuerungsfonds  und 
des  gesetzlichen  Reservefonds  sowie  etwa  vorhandene  außerordentliche 
Reserven  übergehen.  Der  Staat  tritt  mit  der  Erwerbung  des  Eigentums  der 
Betriebsgescllschaft  in  alle  laufenden  Verträge,  besonders  auch  in  die  Ver- 
träge mit  den  Beamten  und  Arbeitern  ein;  ein  etwa  vorhandener  Pensions- 
fonds fällt  dem  Staate  zu. 

Hinsichtlich  der  Benutzung  der  neuen  Bahn  für  den  Postverkehr  wird 
der  Hamburger  Senat  dem  Betriebsunternehmer  die  im  §  42  des  preußischen 
Kleinbahngesetzes.  Ziffer  1   und  3  bezeichneten  Verpflichtungen  auferlegen 


Der  ehemalige  Hof- Poststall  und  die  Kurier-  und 
Extrapoststation  in  Weimar. 

Von  Postsekretär  a.  D.  H.  Habbicht  in  Eisenach. 

Auf  dem  Platze,  den  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Weimar  seit 
dem  Jahre  1878  der  grußartige  Bau  des  Großherzoglichen  Marstalls  ein- 
nimmt, hat  lange  Zeit  das  uralte  herrschaftliche  »Vorwerk«  gestanden,  dessen 
letzter  Rest,  der  alte  Marstall,  um  die  Mitte  der  siebziger  Jahre  des  vergangenen 
Jahrhunderts  verschwunden  ist.  Neben  diesem  Vorwerke  stand  auch  das 
im  Jahre  1387  erbaute  »Lorenz- Hospital« ,  einst  »der  reiche  Spittel«  ge- 
nannt. Gänzlich  verfallen,  war  dieses  Krankenhaus  schon  in  den  dreißiger 
Jahren  eingegangen. 

In  den  weitläufigen  Gebäuden,  die  einen  geräumigen  Hof  umschlossen, 
war  nachweislich  bereits  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts,  jedenfalls  aber 
schon  früher,  das  zahlreiche  Pferde-  und  Wagenmaterial  für  den  Hof  des 
Landesfürsten  untergebracht.  Als  »Hof-Poststall«  wurden  die  Gebäude 
nach  dem  Ableben  des  Hofjägermeisters  und  Herzogl.  Sachs. -Weimarischen 
Postmeisters  Anton  Georg  Hauptmann  1803  eingerichtet;  die  Ställe,  die  mehr 
als  80  Pferde  aufnehmen  konnten,  waren  aber  bereits  1816  dem  Einstürze 
nahe  und  mußten  nebst  den  Gebäuden  der  Postexpedition  abgebrochen  werden. 

Nachdem  auf  Grund  des  Vertrags  vom  24.  April  18 16  zwischen  der  Groß- 
herzogl.  Kammer  und  dem  Besitzer  des  damaligen  Alexander-Gasthofs  (jetzigen 
Hotels  zum  »Russischen  Hofe«  am  Karlsplatze)  Christian  Heinrich  Gottlieb 
Schönherr,  das  Postamt  und  der  Hof-Poststall  in  diesem  Gasthofe  gegen  eine 
jährliche  Miete  von  150  Talern  auf  sechs  Jahre  untergebracht  worden  waren, 
konnte  mit  der  Niederlegung  der  alten  Vorwerksgebäude  und  der  Aufführung 
der  notwendigen  Neubauten  begonnen  werden.  Diese  bestanden  in  einem 
längs  der  jetzigen  Marstallstraße  errichteten  Bau  für  die  Ställe  der  Hof- 
pferde,  den  gegenüber  —  nach  dem  Kegelplatze  zu  —  eingerichteten  Ställen 
für  die  Postpferde,  in  der  Kurier-  und  Extrapost -Expedition  (Marstall- 
und  Gerberstraßenecke)  und  in  Nebengebäuden  für  Dienst-  und  Gebrauchs- 
räume des  zahlreichen  Personals. 

Am  25.  Juni  1822  wurden  Hof -Poststall  und  Kurier-  und  Extrapost- 
station aus  dem  Alexander  -  Gasthof  in  die  neuen  Gebäude  verlegt.  Das 
Postamt  dagegen  blieb  bis  1834  in  den  alten  Räumen,  obgleich  diese  Tren- 
nung der  beiden  Betriebe  ihre  Bedenken  hatte. 
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Der  Pferdebestand  des  Poststalls  war  zuzeiten  recht  ansehnlich,  da  bis  zum 
1.  Juli  1 8 1 5  auch  das  vormalige  Kursächsische,  spatere  Königlich.  Sächsische 
Postamt  im  Gasthofe  zum  »Erbprinzen«  (am  Markte)  die  nötigen  Pferde 
für  seine  fahrenden  und  reitenden  Posten  beim  Hofstallamte  bestellte.  Wie 
erheblich  der  Bedarf  an  Pferden  zuweilen  war,  erhellt  u.  a.  daraus,  daß  im 
Jahre  1803  einmal  innerhalb  24  Stunden  27  Extraposten  und  im  Jahre  1840 
einmal  80  Pferde  gestellt  werden  mußten. 

Nur  durch  die  günstige  Verbindung  des  Poststalls  mit  der  anstoßenden 
Extrapoststation  und  allerdings  auch  durch  oft  rücksichtslose,  aber  not- 
wendige Inanspruchnahme  des  Pferdebestandes  der  Kammergüter  in  Ober- 
weimar. Tiefurt  und  Gaberndorf  ist  es  möglich  gewesen,  Leistungen,  wie 
die  FortschafFung  des  Gefolges  Napoleons  und  anderer  Fürstlichkeiten  in 
den  Jahren  1806/08,  wozu  2cx>  und  mehr  Pferde  erforderlich  waren,  ord- 
nungsmäßig zu  bewältigen.  Napoleon  brauchte  für  seine  Person  allein 
8  Pferde,  der  König  von  Westfalen  14  Pferde,  der  Großsiegelbewahrer 
8  Pferde,  ebensoviel  der  Kaiserliche  Reisepostmeister  Boudin,  jeder  Marschall 
6  Pferde. 

Zu  den  Briefposten  und  Estafetten  wurden  im  Allstcdtcr  Gestüte  gezogene 
oder  auf  dem  Buttstädter  Roßmarkt  erworbene  Rappen  verwendet.  Den 
Reisen  hoher  Herrschaften  dienten  indes  auch  sogenannte  Harmeline  (Falben), 
deren  im  November  1806  7  Stück  im  Holsteinschen  gekauft  wurden. 

Nachdem  vom  1.  Januar  1804  ab  die  Kursächsische  Post,  die  bis  dahin, 
ihren  Kurs  von  Leipzig  über  Eckartsberga,  Buttelstedt  und  Erfurt  ge- 
nommen hatte,  infolge  der  Fertigstellung  der  neuen  Kunststraße  über  Stadt- 
sulza und  Oberroßla  über  Weimar  geleitet  worden  war,  mußte  die  bisherige 
Posthalterei  in  Buttelstedt  (Postmeister  Lüttich)  die  bei  ihr  entbehrlich 
gewordenen  Pferde  und  Postillione  nach  Weimar  abgeben;  sie  gewann 
indes  von  1806  ab  infolge  der  Kriegsereignisse  wieder  an  Bedeutung 
und  stand  damals,  wie  der  ganze  Postbetrieb  zwischen  Leipzig  und  Erfurt,  unter 
der  Leitung  eines  Kaiserlich  Französischen  Oberstallmeisters  in  Erfurt;  in 
Buttelstedt,  wo  im  Jahre  1808  noch  18  Postpferde  für  den  Kurierdienst  zu 
unterhalten  waren,  nahm  der  Kaiserlich  Französische  Postdirektor  Guyot 
(bis  15.  Juni)  die  Postgeschäfte  wahr.  Reichte  der  Pferdebestand  des  Hof- 
stallamts in  Weimar  und  der  der  Kammergüter  nicht  aus,  um  die  oft 
täglich  nötigen  Aushilfspferde  nach  Buttelstedt  zu  senden,  so  wurden 
Bürgerpferde  in  Anspruch  genommen,  und  damit  dem  verantwortlichen 
Hofstallamte  keine  Verlegenheiten  erwüchsen,  war  es,  bei  Strafe  von 
20  Talern.  Privatfuhrleuten  und  Händlern  verboten,  Reisende  zu  befördern. 

Die  Oberaufsicht  über  den  Poststall  führte  der  Hof-  oder  Oberstall- 
meister; die  Geschäfte  der  F.xtrapost-Flxpedition  waren  einem  Expedienten , 
vom  Jahre  1816  ab  dem  ausgeschiedenen  Kamrnerrevisor,  Hofpostmeistcr 
Johann  Friedrich  Böttner,  später  dessen  Sohne,  dem  Hofpostsekretar  Johann 
Gottfried  Böttner,  übertragen,  die  auch  als  nächste  Vorgesetzte  des  Stall- 
personals galten.  Böttner  hatte  Dienstwohnung,  die  er  aber  sehr  häutig  mit 
den  eintreffenden  Kurieren  hoher  und  höchster  Herrschaften*)  teilen  mußte. 


*)  Der  Briefwechsel  des  Kaisers  Nicolaus  I.  von  Rußland  mit  seiner  Schwester,, 
der  nachmaligen  Großherzogin  Großfürstin  Maria  Pawlowna,  Gemahlin  des  Großherzogs 
Carl  Friedrich,  wurde  ausschließlich  durch  Kuriere  befördert.  II  a  gingen  auch  die 
Estafetten  von  Berlin  nach  Coblenz,  z.  B.  den  25  August  1845,  und  nach  Stolzenfels 
über  Weimar.  Diese  Estafetten  wurden  mittels  einspännigen  •  Kärrnchens  ■  befördert. 
In  Weimar  war  Postillions-  und  Pferdewechsel. 
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Die  Postillione,  die  zahlreichen  Hilfspostillione  abgerechnet,  8  bis  12  Mann 
stark,  bekamen  6  Taler  monatliche  Löhnung  und  freie  Dienstkleidung.  Diese 
bestand  (nach  einer  Verordnung  vom  27.  September  1800)  in  einem  Stallkittel, 
einer  gelben  Jacke,  dem  runden  Hute  mit  breiter  Tresse,  dem  gelben  Rocke, 
gelblederner  ungarischer  Hose,  einem  Paar  Schlappstiefel,  einem  Armbande  mit 
silbernem  Schilde,  dem  sogenannten  Roquelaur  (gewöhnlich  »Rockelorchen« 
genannt,  einer  Art  Reitmantel)  und  —  zur  Gala  —  dem  dreieckigen  Hute  mit 
schmaler  silberner  Tresse. 

Mit  dieser  Uniform  waren  die  Weimarer  so  verwachsen,  daß.  als  im 
Jahre  1838  auf  Anordnung  der  Thum-  und  Taxisschen  General  -  Post- 
direktion in  Frankfurt  eine  einheitliche  Postillionsuniform  mit  dunkel- 
blauer Grundfarbe  eingeführt  werden  sollte,  der  Ober- Stallmeister 
v.  Bielcke  in  seinem  auf  Allerhöchsten  Befehl  abgegebenen  Gutachten  sich 
also  aussprach: 

»Ich  habe  immer  gefunden,  daß  ein  Wcimanscher  Postillion  noch 
am  besten  aussieht.   Gewiß  freut  sich  jeder  Wcimaraner,  wenn  er  von 
größeren  Reisen  zurückkehrt,  wenn  er  schon  von  weitem  den  VVeima- 
rischen  Postillion  erblickt.« 
In  der  angestrebten  Änderung  sah  v.  Bielcke  eine  gewisse  »Eitelkeit« 
der  Generaldirektion;  er  nennt  sie  sogar  eine  Anmaßung  und  legt  ihr  die 
Absicht  bei ,   »die  einzelnen  zu  verwischen«.    Sein  Sträuben  half  ihm  aber 
nichts.    Am  1.  August  1845  trat  an  Stelle  des  gelben  Rockes  das  dunkel- 
blaue Kollett  mit  gelben  Aufschlägen  und  Vorstößen,  und  der  grautuchenc 
Mantel  verdrängte  das  liebe  »Rockelorchen«,  auch  der  Dreimaster  kam  in 
Wegfall. 

Bei  der  Plünderung  der  Stadt  Weimar  durch  die  Franzosen  nach  der 
unglücklichen  Schlacht  bei  Jena  am  14.  Oktober  1806  war  auch  der  Post- 
stall nicht  verschont  geblieben,  und  den  Postillionen  ein  großer  Teil  ihrer 
Kleidungsstücke  fortgeschleppt  worden. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Postillione  und  Pferde  führte  der 
Wagenmeister,  eine  der  wichtigsten  Personen  des  Hof  -  Poststalls.  Grobe 
Dienstvergehen  der  Postillione,  wie  unstatthafter  Wortwechsel  mit  einem 
Postkondukteur,  wurden  vom  Hofmarschallamt  oft  mit  Arrest  bis  zu 
6  Tagen,  der  in  der  Hauptwache  abzubüßen  war,  bestraft.  Schwerere  Ver- 
gehen wurden  mit  Körperstrafen  (Durchpeitschen)  geahndet,  die  gegen  eine 
anständige  Geldentschädigung  und  eine  Flasche  Wein  von  einem  hierzu  be- 
fehligten Unteroffizier  und  einem  oder  zwei  Soldaten  im  Poststalle  voll- 
zogen wurden. 

Über  die  Beschaffenheit  und  die  Anzahl  der  zum  ehemaligen  Hof-Post- 
stalle gehörenden  Fuhrwerke  geben  die  Akten  des  Hofstallamts  leider  wenig 
Aufschluß.  Nur  der  Packerei  -  Beiwagen  wird  gedacht,  die  bis  zum  Jahre 
1819  in  offenen  Leiterwagen  bestanden,  und  an  deren  Stelle  laut  Verord- 
nung des  Frbgroßherzogs  Carl  Friedrich  (im  Auftrage  des  Großherzogs  Carl 
August)  Wagen  mit  Korbgeflecht  und  Decken  angeschafft  werden  sollten, 
wie  solche  bei  der  Taxisschen  Postverwaltung  bereits  üblich  waren. 

Die  Kinnahme  der  Hof  -  Poststallkasse  bestand  in 

1.  den  Kxtrapostgeldern, 

2.  dem  Pcrsonengcldc  der  gewöhnlichen  Posten, 

3.  den  Abgaben  von  den  Haudercrn, 

4.  dem  Monturgclde  von  der  Herzoglichen  Kammer, 

5.  87  Talern  12  Sgr.  Rittgeldern  vom  Königreiche  Preußen  für  Stellung 
von  4  Pferden  nach  Erfurt  zur  Beförderung  des  Postwagens  nach 
Weimar. 
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6.  260  Talern  und  100  Talern  von  Kursachsen  für  den  Kurfürstl.  Sachs. 
Postwagen  von  Erfurt  nach  Weimar  und  von  Weimar  nach 
Eckartsberga  (bis  I .  Juli  1S1O). 

Die  Leistungen  der  Kurier-  und  Extrapost- Expedition  sind  mehrmals 
geregelt  worden,  so  durch  die  Postordnung  vom  20.  November  1819,  durch 
Reglement  vom  24.  April  1838  und  durch  Verordnung  vom  22.  August 
1845,  während  die  des  Hof  -  Poststalls  durch  Vertrag  vom  12.  Dezember 
1818  mit  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  und  durch  den  Fahrt-  und 
Rittkontrakt  vom  22.  Juni  18 19  festgesetzt  waren. 

Den  Abschluß  der  Verträge  bewirkte  nach  dem  Übergange  der  Groß- 
herzogl.  Sachs.- Weimarischen  Posten  an  den  Fürsten  von  Thum  und 
Taxis  der  »Großherzogl.  Sachs.  Fürstl.  Thum  und  Taxissche  Postmeister- 
Adjunkt«  Graf  von  Westerhold,  der  als  Bevollmächtigter  des  General-Post- 
dircktors  Alexander  Freiherrn  von  Vrints- Herberich  sich  in  den  Jahren  181 7 
und  1818  in  Weimar  aufhielt.  Hierbei  trat  die  Großherzogliche  Ober- 
Postinspektion  als  vermittelnde  Behörde  ein. 

Mit  der  Eröffnung  der  Thüringer  Eisenbahn  (1846/47)  mußte  der  Be- 
trieb des  Hof -Poststalls  wesentlich  eingeschränkt  werden.  Da  die  großen 
Posten  nach  Altenburg,  Rudolstadt  usw.,  mit  denen  täglich  Hunderte  von 
Personen  befördert  worden  waren  —  z.  B.  während  der  Jenaer  Universitäts- 
feier (13.  bis  15.  August  1858)  360  Personen  von  Weimar  nach  Jena  und 
121  Personen  nach  Berka  •'— ,  spater  von  auswärtigen  Posthaltereien  bedient 
wurden,  genügten  für  die  wenigen  Fahrten  nach  dem  Bahnhof  und  die 
kurzen  Postlinien  nach  Blankenhain  usw.  im  Jahre  1849  schon  19  Pferde. 
Im  Jahre  1852  wurden  nur  noch  26  Pferde  im  Hof-Poststall  unterhalten. 

Mit  dem  1.  Oktober  1855  hörte  der  Hof-Poststall  und  die  Kurier-  und 
Extrapost -Expedition  auf.  Ihr  letzter  Expedient,  der  ehemalige  Bereiter 
Müller,  wurde  mit  Pension  in  den  Ruhestand  versetzt.  Die  Fürstl.  Thum 
und  Taxissche  Postverwaltung  übertrug  einem  Privatunternehmer  (Brock- 
mann) das  Postfuhrgeschäft,  für  das  der  bisherige  Poststall  einige  Jahre 
mietweise  überlassen  wurde. 

Seit  1857  finden  wir  auf  dem  Platze  des  alten  Vorwerks  und  des  nach- 
maligen Poststalls  den  »Großherzoglichen  Marstall«. 

Solange  Weimar  noch  Station  für  alles  Postfuhrwerk  (bis  1887)  war.  hatten 
die  Posthalter  immer  noch  eine  größere  Anzahl  von  Pferden  und  Postillionen 
(1862  noch  20  bis  22  Pferde  und  7  Postillione)  zu  unterhalten.  Nachdem 
infolge  Eröffnung  der  Eisenbahnen  nach  Kranichfeld  und  Rastenberg  am 
24.  Juni  1887  die  letzte  Post  nach  Buttelstedt  aus  dem  Posthofe  zu  Weimar 
hinausgefahren,  und  am  1.  Oktober  1887  die  Station  in  eine  solche  für 
Bahnhofs-  und  Paketbestell  fahrten  umgewandelt  worden  war,  wanderten 
die  bis  dahin  sorgsam  aufbewahrten,  aber  schon  viele  Jahre  nicht  mehr 
gebrauchten  Kurier-  und  Estafettentaschen  an  den  Sitz  der  vorgesetzten 
Ober- Postdirektion. 

Nur  die  im  Dienst  ergrauten  Beamten  wären  noch  zuletzt  imstande  ge- 
wesen, eine  Estafette  ordnungsmäßig  abzufertigen  und  einen  Estafettenpaß 
sowie  eine  die  zu  befördernden  Briefe,  Telegramme  usw.  nachweisende 
»Correspondenz-Charte«  auszufertigen,  wie  sie  in  einem  aus  den  postamtlichen 
Akten  stammenden,  vollständig  ausgefülltem  Exemplare  zum  bleibenden 
Andenken  an  die  »gute  alte  Zeit«  der  »Chronik  des  Kaiserlichen  Postamts 
in  Weimar«  beigefügt  ist. 
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KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  Battakländer  auf  Sumatra.  In  der  Maisitzung  der  Gesell- 
schaft für  Erdkunde  in  Herlin  hielt  der  Geologe  und  Vulkanforscher 
Professor  Dr.  W.  Volz  aus  Breslau  einen  sehr  interessanten  Vortrag 
»Über  die  ßattakländer  Zentral-Sumatras  auf  Grund  eigener 
Reisen  und  Forschungen«,  aus  dessen  Inhalte  wir  nach  einem  Berichte 
des  Deutschen  Reichsanzeigers  und  Königlich  Preußischen-  Staatsanzeigers 
(Jahrg.  1007,  Nr.  112)  das  Nachstehende  wiedergeben. 

Die  Entstehung  der  Insel  Sumatra  ist  ebenso  wie  die  der  anderen 
Sundainseln  wahrscheinlich  zurückzuführen  auf  eine  Zerrung  des  ostasiatischen 
Kontinentalrandes,  die  durch  das  Streben  des  Vorlandes,  zurückzuweichen, 
d.  h.  langsam  ins  Meer  zu  versinken ,  veranlaßt  wurde.  Das  alte  Grund- 
gebirge erreicht  im  Norden  von  Sumatra  noch  Höhen  von  2500  m,  im 
Süden  gehen  die  größten  Erhebungen  nicht  über  2000  m  hinaus.  Mit  der 
Abnahme  der  Bedeutung  des  alten  Grundgebirges  wächst  die  Zunahme  der 
Zahl  junger  Vulkane.  Der  Süden  der  Insel  ist  daher  erheblich  vulkan- 
reicher als  der  Norden.  Die  Vulkanzone  durchquert  auch  die  in  Zentral- 
Sumatra  liegenden  Battakländer.  Die  Battaker  bewohnen  das  Gebiet  zwischen 
dem  q8.  und  100.  Meridian  östlicher  Länge  von  Greenwich;  sie  stellen  am 
reinsten  die  alte  heidnische  Bevölkerung  der  Insel  und  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  einen  Gegensatz  zu  den  Mischvölkern  dar,  die  jetzt  außer  ihnen 
auf  der  Insel  heimisch  sind,  den  Gajoern  und  Alassern  im  Nordwesten  sowie 
den  Mandhelingern  im  Südosten.  Sie  zerfallen  in  die  beiden  Stammes- 
gruppen der  Karo-  und  Timor-Battaker  einerseits  und  der  Toba-  und  Pakpak- 
Battaker  anderseits.  Das  von  ihnen  bewohnte  Gebiet  entspricht  mit  45  000  qkm 
annähernd  der  Größe  Böhmens;  zwei  Drittel  davon  nimmt  die  an  zweiter 
Stelle  genannte  Stammesgruppe  ein,  allerdings  bei  sehr  geringer  Bevölkerungs- 
dichte. Die  Gesamtzahl  der  Battaker  beläuft  sich  auf  wenig  mehr  als 
650000  Seelen,  wovon  mehr  als  die  Hälfte  auf  die  erste,  und  nur  der 
kleinere  Teil  auf  die  zweite  Stammesgruppe  zu  rechnen  sind. 

Es  erscheint  befremdlich,  daß  Sumatra  erst  so  spät  erforscht  worden  und 
verhältnismäßig  noch  so  unbekannt  ist.  Der  Grund  liegt  darin,  daß  Holland 
sich  lange  Zeit  auf  die  Erschließung  Javas  beschränkte,  und  daß  es  auch 
zu  klein  und  nicht  mächtig  genug  war,  seinen  großen  Kolonialbesitz  ent- 
sprechend zu  entwickeln  und  zu  verwerten.  Bis  zur  Reise  des  deutschen 
Forschers  Junghuhn  im  Jahre  1840  waren  die  Battaker  so  gut  wie  unbe- 
kannt, obwohl  Hcrodot  sie  bereits  als  »Padaioi«  benennt,  und  auch  später 
arabische  und  europäische  Schriftsteller  ihrer  Erwähnung  tun.  Nach  184« ► 
erfolgte  eine  erste  europäische  Niederlassung  in  Sumatra,  die  der  Rheinischen 
Mission;  doch  blieb  die  Kenntnis  des  Landes  noch  lange  Zeit  auf  den 
äußersten  Süden  und  Südosten  der  Insel  beschränkt.  1870  drangen  die 
ersten  Europaer  bis  zum  Tobasee  vor;  in  den  achtziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  machten  uns  andere  Forscher  mit  den  östlichen  Karo- 
und  den  Timorländern  bekannt.  Spärliche  Kunde  besaßen  wir  dagegen 
bisher  immer  noch  von  den  westlichen  Karo-  und  den  Pakpakländern. 
Erst  in  den  letzten  Jahren  wurde  der  größte  Teil  der  Battakländer  dem 
holländischen  Gouvernement  einverleibt;  bedeutende  Strecken  davon  sind 
heute  noch  unabhängig.  Alle  diese  unerforschten  Gebiete  hat  der  Vor- 
tragende, der  mit  Unterstützung  der  Akademie  der  Wissenschaften  mehrere 
Jahn-  auf  Sumatra  gelebt  hat,  in  den  Jahren  1905  und  1906  in  drei 
größeren  Unternehmungen  zusammen  sechs  Monate  lang  bereist. 
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60. 


Professor  Dr.  Volz  teilte  zahlreiche  fesselnde  Einzelheiten  aus  seinen 
Beobachtungen  und  Erfahrungen  mit,  indem  er  zunächst  die  äußere  Kultur 
der  Battaker  —  Hausbau,  Dorfanlage.  Kleidung.  Bewaffnung  —  und  so- 
dann die  innere  Kultur  —  Stellung  von  Mann  und  Frau,  staatliche  Ein- 
teilung. Kannibalismus,  Religion.  Kunst,  Handel  und  Verkehr  —  eingehend 
schilderte. 

Für  den  Hausbau  dient  bis  zu  700  m  Meereshöhe  als  Baumaterial 
Bambus,  im  Hochlande  Holz.  Merkwürdig  sind  die  aus  Bambus  kunst- 
voll errichteten  hohen,  spitzen  Dacher.  die  nach  vorn  in  die  Straßenseite 
der  Dörfer  überhängen.  Jedes  Wohnhaus  enthält  sechs  bis  acht  Feuer- 
stellen und  bietet  ehensovielen  Familien  Unterkunft.  In  dem  unbewohn- 
baren spitzen  Dachgiebel  hat  der  hölzerne  Hausgötze  seineu  Standplatz. 
Die  Rücksicht  auf  ihn  verhindert  jede  Änderung  in  der  Art  der  Häuser- 
anlage. Bei  den  Karo  bilden  die  Wohnhäuser  einen  Kranz  um  das  Ge- 
meindehaus herum,  um  den  sich  ein  äußerer  Kranz  von  Reishäuschen  zur 
Aufbewahrung  der  Vorräte  anschließt.  Die  Fakpak  umgeben  ihre  Häuser 
auch  noch  mit  Bambuspalisaden.  Die  Battaker  tragen  ausnahmslos  K 1  e  i  d  u  ng, 
deren  Stoffe  von  ihnen  selbst  gewebt  und  gefärbt  sind.  Die  Männer  der  ver- 
schiedenen Stämme  unterscheiden  sich  in  ihren  Gewändern  höchstens  durch 
die  Farbe,  die  blau  oder  rot  ist;  dagegen  haben  sich  Trachtenverschiedenheiten 
bei  den  Frauen  herausgebildet.  Die  Karoweiber  tragen  zum  Unterkleide 
Brusttuch  und  Kopftuch,  die  Toba-  und  Pakpakweiber  begnügen  sich  mit 
dem  Unterkleide.  Die  Bewaffnung  der  Manner  besteht  im  Westen  in 
kräftigen  Schwertern  mit  Spaltgriff,  im  Osten  in  viel  leichteren,  säbel- 
artigen Schwertern  und  außerdem  überall  in  Dolchen.  Zum  Fernkampfe 
dient  —  einzig  in  seiner  Art  auf  der  Erde  —  das  Blasrohr,  wohl  die  älteste 
Fernwaffe  der  Menschheit  überhaupt. 

Die  Battaker  teilen  sich  in  Margas  oder  Geschlechter  ein,  die  bei  allen 
vier  Stämmen  auf  fünf  Urgeschlechtcr  zurückgeführt  werden.  Die  Margas 
wohnen  bunt  vermischt  durcheinander.  Niemand  darf  in  seiner  eigenen 
Marga  heiraten.  Mit  den  Margas  eng  verbunden  ist  die  staatliche  Ein- 
richtung. Die  Einteilung  in  Stände  scheint  sich  aber  erst  später  ein- 
gebürgert zu  haben.  Man  unterscheidet,  namentlich  bei  den  Toba.  Freie 
und  Sklaven.  Die  Freien  zerfallen  wieder  in  Adel  und  Bürger,  der  Adel  in 
Regierungsberechtigte  und  nicht  dazu  Berechtigte.  Der  höchste  Ehrgeiz  bei 
den  Toba  ist,  Radjah  (oberster  Häuptling)  zu  werden.  Im  Gegensatze  zu 
den  Toba  sind  die  Karo  demokratisch  und  beachten  die  Standesunterschiede 
nicht.     Selbst  der  Dorfhäuptling  braucht  nicht  von  Adel  zu  sein. 

Über  Handel  und  Verkehr  der  Battakländer  ist  noch  wenig  zu  sagen. 
Der  Verkehr  vollzieht  sich  ausschließlich  auf  engen  Fußpfaden,  die  für 
Lasttieie  unbetretbar  sind.  Die  jetzt  nur  geringe  Ausfuhr  von  Busch- 
erzeugnissen, wie  Guttapercha  und  Benzoe.  sowie  von  Vieh  kann  leicht  eine 
große  Entwicklung  erfahren.  Jedenfalls  gehört  die  Insel  zu  den  zukunfts- 
reichsten Ländern  der  Erde. 


Die  Entwicklung  der  Welthandelsflotte  im  Jahre  1900.  Das 
unter  dem  Namen  »Nauticus«  bekannte  Jahrbuch  für  Deutschlands  Sec- 
interessen  bringt  in  seinem  neuesten,  vor  kurzem  erschienenen  Jahrgange 
wieder  eine  interessante  zusammenfassende  Obersicht  über  die  letztjährige 
Entwicklung  und  den  gegenwärtigen  Stand  der  Welthandelsflotte.  Danach 
st  der  Nettoraunigehalt  der  gesamten  Handelsflotten  der  Welt  —  wenn  man 
•  lie  Dampfer  von  mehr  als  100  und  die  Segelschiffe  von  mehr  als  50  R.  T. 
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Nettoraumgehalt  berücksichtigt  —  im  vergangenen  Jahre  von  25. 42  auf 
26,48  Millionen  R.  T.,  also  um  rund  eine  Million  R.  T.  gewachsen.  Dieses 
Ergebnis  ist  ausschließlich  durch  die  gewaltige  Zunahme  des  Tonnengehalts 
der  Dampfer  herbeigeführt  worden,  der  von  17.80  auf  18,93  Millionen  R.  T. 
gestiegen  ist,  während  gleichzeitig  der  Gesamtraumgchalt  der  Segelschiffe 
von  7,62  auf  7,55  Millionen  R.  T.  zurückging.  Das  Verhältnis  zwischen 
Dampfer-  und  Segelschifftonnengehalt,  die  in  der  Mitte  der  neunziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  ungefähr  den  gleichen  Umfang  hatten,  stellt  sich 
nunmehr  auf  5:2.  Da  im  allgemeinen  die  Leistungsfähigkeit  der  Dampfer- 
tonnen dreimal  so  hoch  zu  veranschlagen  ist  wie  die  der  Seglertonnen,  wächst 
die  Beförderungsfähigkeit  der  Welthandelsflotte  infolge  der  zunehmenden 
Verdrängung  der  Segelschiffe  durch  die  Dampfer  noch  erheblich  stärker, 
als  dies  aus  der  Angabe  der  Zunahme  ihres  Nettoraumgehalts  ersichtlich  ist. 

An  der  aufsteigenden  Entwicklung  haben  außer  Spanien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  alle  Hauptschiffahrtsländer,  allerdings  in 
recht  verschiedenem  Umfange,  teilgenommen.  Die  Leistungsfähigkeit  der 
spanischen  Flotte  ist  um  2,9  v.  H.  zurückgegangen,  die  der  amerikanischen 
unverändert  geblieben.  Die  verhältnismäßig  größte  Zunahme  weist  die 
japanische  Handelsflotte  auf;  ihre  Leistungsfähigkeit  ist  um  12,5  v.  H.  ge- 
wachsen. Die  deutsche  Flotte  steht  mit  einer  um  11,4  v.  H.  erhöhten 
Leistungsfähigkeit  an  zweiter  Stelle.  Dann  folgen  nach  dem  Grade 
der  Steigerung  ihrer  Leistungsfähigkeit  die  russische  Handelsflotte  mit 
7,j  v.  H.,  die  italienische  mit  7,1  v.  H.,  die  norwegische  mit  6.9  v.  H..  die 
schwedische  und  die  niederländische  mit  je  5,5  v.  H.,  die  englische  mit 
4,8  v.  H.  usw. 

Ungefähr  der  fünfundzwanzigste  Teil  des  gesamten  vorhandenen  Dampfer- 
tonnengehalts entfiel  auf  die  Schiffe  mit  einem  Bruttoraumgehalte  von  mehr 
als  10000  R.T.  Solcher  Riesenschiffe  waren  am  Schlüsse  des  Jahres  1906 
103  vorhanden;  davon  gehörten  an  der  Handelsflotte 

von  England   54  Dampfer  von  mehr  als  10000  R.T.  Bruttoraumgehalt. 

-  Deutschland  26 
den  Vereinig- 
ten Staaten 

von  Amerika  11-  - 

-  Holland   5       -        -       -  - 

-  Frankreich  ...     3-  - 

Dänemark  ...2-  .... 

-  Belgien    1        -         -       -  - 

-  Rußland   1   -  

zusammen  .  .  .  103  Schiffe  von  mehr  als  10000  R.  T.  Bruttoraumgehalt. 

Deutschland  steht  also  mit  seinem  Besitze  großer  Handelsdampfer  an 
zweiter  Stelle.  Die  26  Riesendampfer  der  deutschen  Kauffahrteiflotte 
fuhren  mit  Ausnahme  eines  einzigen  Schiffes,  das  der  Schichau-Werft  in 
Elbing  gehörte,  unter  den  Hausflaggen  der  Hamburg- Amerika  Linie  und 
des  Norddeutschen  Lloyd.  Die  größten  dieser  Meergewaltigen  waren  die 
Dampfer  »Kaiserin  Auguste  Viktoria«  und  »Amerika«  der  Hamburg- 
Amerika  Linie  mit  24600  und  22200  R.T.  Bruttoraumgehalt.  Der  erst- 
genannte Dampfer  war  das  größte  überhaupt  im  Jahre  1906  auf  der  Welt 
vorhandene  Handelsschiff.  Die  nächstgrößten  deutschen  Dampfer  waren 
die  beiden  schnellsten  aller  Ozeanschiffe,  der  Dampfer  »Kaiser  Wilhelm  II.« 
des   Norddeutschen   Lloyd  mit  einem   Bruttoraumgehalte  von  19400  und 
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die  »Deutschland«  der  Hamburg- Amerika  Linie  mit  einem  Bruttoraumgehaltc 
von  ib  500  R.  T.  7  weitere  Schiffe,  und  zwar  4  von  der  Hamburg- Amerika 
Linie  und  3  vom  Norddeutschen  Lloyd  hatten  einen  Bruttoraumgehalt  von 
mehr  als  13000  R.  T.  Dieser  beachtenswerte  Bestand  Deutschlands  an 
größten  Schiffen  wird  in  nächster  Zeit  noch  erheblich  verstärkt  werden, 
denn  zu  Anfang  des  Jahres  1907  waren  für  Rechnung  der  Hamburg- 
Amerika  Linie  ein  Dampfer  von  29  700,  zwei  Dampfer  von  je  18  120  sowie 
zwei  Dampfer  von  je  17000  R.  T.  Bruttoraumgehalt  in  Auftrag  gegeben, 
während  für  Rechnung  des  Norddeutschen  Lloyd  ein  Schnelldampfer  von 
20000,  zwei  Dampfer  von  je  17000  und  ein  Dampfer  von  etwa 
27  000  R.  T.  Bruttoraumgehalt  gebaut  wurden.  Einige  dieser  Neubauten 
sind  inzwischen  bereits  fertiggestellt  worden. 

Von  den  54  englischen  Dampfern  mit  einem  Bruttoraumgehalte  von 
mehr  als  10000  R.  T.  fuhren  21  unter  der  Flagge  der  White  Star  Line. 
Die  der  genannten  Gesellschaft  gehörenden  Dampfer  »Adriatic«  und  »Baltic« 
mit  24  000  und  23  900  R.  T.  Bruttoraumgehalt  nehmen  hier  die  beiden 
ersten  Stellen  ein.  Drei  der  englischen  Riesendampfer,  die  »Carmania« 
(19500  R.  T.)  der  Cunard  Line  sowie  die  Dampfer  »Victorian«  (10600 
R.  T.)  und  »Virginian«  (10800  R.  T.)  der  Allan  Line,  sind  Turbinen- 
Schiffe.  Der  größte  amerikanische  Handelsdampfer,  die  »Minnesota«,  mißt 
21 1  7<  >n  R.  T. 


Der  Plan  einer  neuen,  elektrisch  zu  betreibenden  staatlichen 
Stadtbahn  in  Berlin  zur  Verbindung  des  Wannsee  -  Bahnho  fs 
mit  dem  Stettiner  Bahnhof,  über  den  bisher  nur  wenige  Angaben  in 
die  Öffentlichkeit  gedrungen  sind,  beschäftigte  neuerdings  die  Verkehrs- 
deputation des  Berliner  Magistrats.  Der  Plan  ist  von  der  Eisenbahn- 
verwaltung in  Gemeinschaft  mit  der  Firma  Siemens  &  Halskc  ausgearbeitet 
worden  und  wurde  dem  Magistrate  vorläufig  zur  Einverständniserklärung 
vorgelegt,  weil  städtische  Straßen  in  einer  Länge  von  etwa  3  km  in  An- 
spruch genommen  werden  müssen.  Es  handelt  sich,  wie  die  »Deutsche 
Bauzeitung«  mitteilt  (Jahrg.  1907,  Nr.  53),  um  eine  zweigleisige,  als  Voll- 
bahn herzustellende  Unterpflasterbahn  in  der  Richtung  von  Südwesten  nach 
Norden.  Vom  Wannsce-Bahnhof  ausgehend,  soll  sie  durch  die  Königgrätzer 
Straße,  am  Reichtagsufer  entlang,  unter  der  Spree  hindurch  und  durch 
die  Artillerie-  und  Borsigstraße  zum  Stettiner  Bahnhofe  verlaufen.  Unter 
dem  Vorplatze  dieses  Bahnhofs  wird  sich  der  Tunnel  in  zwei  eingleisige 
Tunnel  gabeln,  in  denen  die  Gleise  mittels  Rampen  hochgeführt  werden, 
bis  sie  die  Höhe  der  Gleise  des  Stettiner  Vorort- Bahnhofs  erreichen.  Am 
W'annsee- Bahnhofe  würde  natürlich  der  Abstieg  unter  den  Potsdamer 
Platz  ebenfalls  mit  einer  Rampe  erfolgen  müssen,  die  an  der  Brücke  über 
den  Landwehrkanal  nach  Überschreitung  der  Königin- Augusta- Straße  be- 
ginnen soll.  Eine  weitere  Senkung  der  Bahn  wird  unter  der  Spree  er- 
forderlich. Zwischen  dem  tiefsten  Punkte  hier  und  dem  höchsten  Punkte 
im  Anschluß  an  die  Wannseebahn  würde  sich  ein  Höhen -Unterschied  von 
17,65  m  ergeben.  Die  größten  Steigungen  sollen  1  :  30  betragen,  wie  bei 
der  Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn.  Die  neue  Verbindungsbahn  würde 
eine  gesamte  Baulänge  von  4250  m  haben,  wovon  3850m  im  Tunnel  liegen 
würden.  Längs  des  Reichstagsufers  ist  dabei  ein  nach  der  Spree  sich 
öffnender  Tunnel  gedacht. 

Der  jetzige  Wannsee- Bahnhof  soll  als  Endbahnhof  erhalten  bleiben,  von 
dem   aus  besondere  Schnellzüge  abgelassen  werden  können.    Für  den  ge- 
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wohnlichen  Vorortverkehr  sollen  dann  an  der  Dennewitzstraße  und  unter 
dem  Potsdamer  Platze  neue  Haltestellen  geschaffen  werden.  Am  Branden- 
burger Tore,  an  der  Weidendammbrücke  und  an  der  Elsasser  Straße  sind 
weitere  Haltestellen  vorgesehen.  Auch  der  Yorortbahnhof  des  Stettiner 
Bahnhofs  bleibt  als  Endbahnhof  für  bestimmte  Züge  bestehen.  Nur  die 
beiden  äußeren  Gleise  werden  von  der  Verbindungsbahn  in  Anspruch  ge- 
nommen werden.  Es  wird  durch  diese  Anordnung  ein  durchlaufender 
Verkehr  von  der  Wannseebahn  (Potsdam)  durch  die  Stadt  zum  Stettiner 
Bahnhof  und  weiterhin  nach  dem  Bahnhofe  Gesundbrunnen  und  nach  den 
nördlichen  Vororten  Tegel.  Oranienburg,  Bernau  usw.  möglich,  in  gleicher 
Weise,  wie  sich  jetzt  der  Vorortverkehr  auf  der  Stadtbahn  vollzieht,  während 
für  den  inneren  Verkehr  —  zwischen  Gesundbrunnen  und  Wannsee-Bahnhof  — 
eine  verstärkte  Zugfolge  eingerichtet  werden  kann. 

Die  neue  Verbindungsbahn  würde  also,  wie  die  »Deutsche  Bauzeitung« 
hervorhebt,  ein  außerordentlich  wichtiges  Glied  in  dem  Verkehrsnetze  der 
Rcichshauptstadt  bilden,  und  es  kann  nur  der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben 
werden,  daß  die  Verwirklichung  des  Planes,  der  allerdings  aufs,  engste 
mit  der  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  auf  der  Stadtbahn  und  den 
Vorortbahnen  verknüpft  ist.  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  erfolgen  werde. 


Verwendung  des  Kreisels  i  m  E  i  s  e  n  bah  n  bet  r  i  ebe.  Die  Tatsache, 
daß  die  Achse  eines  sich  drehenden  Kreisels  ein  ungewöhnlich  hohes  Be- 
harrungsvermögen besitzt,  der  man  früher  keine  besondere  Beachtung  ge- 
schenkt hatte,  scheint  in  letzter  Zeit  für  die  Technik  immer  mehr  Bedeutuni; 
zu  gewinnen.  Wir  haben  unsern  Lesern  erst  kurzlich  (Archiv  1900,  S.  717 ff.) 
von  den  Versuchen  des  Konsuls  Schlick  in  Bremen  berichtet,  die  darauf 
abzielen,  durch  den  Einhau  eines  Kreisels  in  den  Schiffskörper  die  Eigen- 
schaften der  Krcisclachsc  zur  Verhinderung  der  Schlingerbewegungen  der 
Schiffe  nutzbar  zu  machen.  Neuerdings  hat  nun  die  Zeitschrift  »Reclam's 
l'niversurn«  (Jahrg.  i<)<>7.  Heft  30,  S.  1X49  ff.)  einen  Aufsat/  veröffentlicht: 
»Die  Kreiselbahn  der  Zukunft.  Ein  Ausblick  auf  dem  Gebiete  des  Bahn- 
wesens« von  Dr.  Albert  Xcuburger,  wonach  ein  englischer  Ingenieur. 
Louis  Brennan,  bemerkenswerte  Versuche  angestellt  hat,  um  aus  den 
Eigenschaften  der  Kreiselachse  auch  für  den  Eisenbahnbetrieb  Vorteil  zu 
ziehen. 

Brennan  hofft,  durch  Verwendung  der  Kreiselwirkung  »Einschienen- 
bahnen« herstellen  zu  können,  d.  h.  Bahnen,  deren  Wagen  sich  nur  auf 
einer  Schiene  fortbewegen.  Zu  diesem  Zwecke  schlägt  er  vor,  in  gleicher 
Weise,  wie  Schlick  «lies  bei  den  Schiffen  versucht  hat,  auch  in  die  Eisen- 
bahnwagen Kreisel  einzubauen,  die  durch  einen  Motor  in  sehr  rasche 
Drehungen  versetzt  werden.  Wird  die  Achse  des  Kreisels  mit  dem  Eisen- 
bahnwagen fest  verbunden,  so  geht  das  Beharrungsvermögen  der  Kreisel 
achsc  auf  den  Wagen  über.  Gleichgewichtsverschiebungen  wurden  alsdann 
den  Wagen  nicht  mehr  aus  seiner  Lage  bringen  können:  es  wäre  nicht 
mehr  notig.  den  Wagen  seitlich  gleichmäßig  zu  unterstutzen,  ihn  auf  zwei 
Schienen  zu  stellen,  vielmehr  wurde  eine  einzige,  unter  der  Mitte  dos 
Wagens  verlaufende  Schiene  ausreichen. 

Brennan  hat  zunächst  nur  eine  Probeanlage  im  verkleinerten  Maßstäbe 
hergestellt.  Bei  dieser  konnte  sich  der  Versuchswagen,  der  für  einen 
Knaben  Platz  bot.  mit  großer  Geschwindigkeit  über  ein  durch  die  Luft 
gespanntes  Drahtseil  fortbewegen.  Der  Kreisel  ist  von  Brennan  so  ange- 
bracht worden,   daß   er   sich    in   einem  luftleeren  Räume  dreht.  Dadurch 


Digitized  by  Google 


Kleine  Mitteilungen. 


G05 


soll  erreicht  werden,  daß  die  Kraft,  die  zum  Antriebe  des  Kreisels  nötig 
ist.  möglichst  gering  bemessen  werden  kann,  weil  der  Widerstand  der  Luft, 
der  sich  sonst  geltend  machen  würde,  ausgeschaltet  wird.  Es  genügt  also 
schon  ein  ganz  schwacher  Motor,  um  den  Kreisel  in  außerordentlich  rasche 
Bewegung  zu  versetzen.  Sobald  der  Kreisel  sich  dreht,  wird  der  Wagen 
derart  unempfindlich  gegen  alle  äußeren  Einflüsse,  gegen  Stöße,  Schwankun- 
gen, Veränderungen  des  Uleichgewichts  usw.,  daß  er  ohne  Gefahr  auf  einer 
einzigen  Schiene  laufen  kann.  Ein  besonderer  Vorzug  der  mit  Kreisel  ver- 
sehenen Einschienenwagen  würde  noch  darin  bestehen,  daß  die  Wagen 
wegen  ihres  gleichmaßigen  Ganges  selbst  scharfe  Krümmungen  ohne  Ver- 
minderung der  Geschwindigkeit  zu  durchfahren  vermochten  ,  und  daß  auch 
der  Bahnkot  per  weit  einfacher  als  bei  den  jetzt  üblichen  Eisenbahnen  her- 
gestellt werden  konnte,  weil  die  sonst  unvermeidlichen  Erschütterungen 
durch  den  Einfluß  der  Kreiselwirkung  wegfallen,  hie  Vorteile  einer  solchen 
»Einschienenbahn«  lägen  auf  der  Ii  and;  sie  wurden  namentlich  in  der 
geringeren  Material  -  Beanspruchung,  in  der  wohlfeileren  Herstellung  des 
Bahnkörpers,  in  der  Möglichkeit  einer  Erhöhung  der  Eahrgeschwindigkeit 
und  in  dem  ruhigen  Gange  der  Eisenhahnwagen  bestehen. 

Die  Versuchsanlage  Brennaus  soll  den  Erwartungen  vi, 11  entsprochen 
haben.  Ob  die  Ergebnisse  auch  bei  größerem  Betriebe  befriedigen  werden, 
laßt  sich  noch  nicht  absehen.  Es  erscheint  aber  wohl  möglich,  daß  der  Elan, 
die  Kreiselwirkung  auch  für  den  Eisenbahnbetrieb  nutzbar  zu  machen, 
für  die  Zukunft  von  Bedeutung  sein  wird. 


Überseeisch e  A  u s  w  a n d e  r  u n g  u n d  Reis e  v e r  k e h  r  ü  b er  H  a  in  bürg 
im  ersten  Half) jähre  I <}<>-.  her  über  Hamburg  nach  überseeischen 
Ländern  gehende  Auswanderer-  und  Reiseverkehr  scheint  in  diesem  Jahre 
einen  außerordentlich  großen  l'mfang  annehmen  zu  wollen.  Nach  der 
kürzlich  veröffentlichten  Halbjahrsstatistik  dieses  Verkehrs  haben  in  der 
Zeit  vom  i.  Januar  bis  30.  Juni  io°7  nicht  weniger  als  112000  Per- 
sonen von  Hamburg  aus  die  Eahrt  nach  überseeischen  Reisezielen  ange- 
treten. Diese  Zitier  geht  weit  über  die  in  allen  früheren  Jahren  erreichten 
hinaus.  Eür  den  gleichen  sechsmonatigen  Zeitraum  hatten  bisher  die  Jahre 
1003  und  iqoO  mit  8(>  000  und  85000  Personen  die  Höchstziffern  in  der 
Hamburger  Auswandererstatistik  aufzuweisen.  Die  Steigerung  gegenüber 
dem  Verkehre  des  Vorjahrs  beträgt  ^i,.s  v.  H.  An  dieser  ungewöhnlichen 
Aufwärtsbewegung  ist  erfreulicherweise  die  Zahl  der  deutschen  Auswanderer 
nicht  beteiligt,  sie  ist  sogar  verhältnismäßig  zurückgegangen.  Denn  von 
den  gesamten  über  Hamburg  abgereisten  Auswanderern  waren  Deutsche 
im  ersten  Halbjahre  H>o0  Ii  v.  H.  (0500  Personen),  im  Jahre  1007  da- 
gegen nur  qv.  H.  (10  100  Personen). 


Ein  schweizerisches  Postmuseum.  Vor  kurzem  ist  in  Bern  im 
neuen  Postgebäude  ein  schweizerisches  Postmuseum  eröffnet  worden,  das 
zu  bestimmten  Tagesstunden  vom  Publikum  unentgeltlich  besichtigt  werden 
kann.  Die  ausgestellten  Gegenstände  sind  eingeteilt  in  solche,  die  sich  auf 
das  Postwesen  der  Römerzeit  (cursus  publicus),  auf  das  Verkehrswesen  im 
14.  bis  17.  Jahrhunderte  (das  Botenwesen),  auf  das  Postwesen  im  18.  Jahr- 
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hundert,  im  Zeitalter  der  Helvetik  (1798 — 1802),  auf  das  kantonale  Post- 
wesen von  1803  bis  1848  und  auf  das  eidgenössische  Postwesen  von  1848 
bis  auf  den  heutigen  Tag  beziehen.  Eine  besondere  Abteilung  ist  der 
Feldpost  vorbehalten.  Ferner  ist  eine  Sammlung  von  Entwürfen  aus  dem 
allgemeinen  Brief markenwettbewerbe  von  1901 ,  von  schweizerischen  und 
kantonalen  Postwertzeichen  und  von  amtlichen  Probedrucken  zu  solchen 
Postwertzeichen  ausgestellt. 


LITERATUR. 

Elektrische  Fernphotographie  und  Ähnliches.  Von  Arthur 
Korn,  a.  o.  Professor  an  der  Universität  München.  Mit  21  Figuren 
im  Text  und  1  Tafel.  Zweite  Auflage.  Leipzig,  Verlag  von 
S.  Hirzel,  1907.    Preis  2  Mark. 

Der  Verfasser,  einer  der  bekanntesten  und  erfolgreichsten  Forscher  und 
Erfinder  auf  dem  Gebiete  der  Fernphotographie,  hat  seit  der  im  Jahre  1904 
erfolgten  Herausgabe  der  1.  Auflage  des  Werkchens  wichtige  Fortschritte 
in  der  Vervollkommnung  seiner  früheren  Verfahren  durch  Einführung  neuer 
Apparate  gemacht.  Die  hierüber  in  der  »Physikalischen  Zeitschrift«  er- 
schienenen einzelnen  Veröffentlichungen  sind  in  der  vorliegenden  2.  Auf- 
lage in  Zusammenhang  mit  den  früheren  Abhandlungen  gebracht.  Nach 
einer  geschichtlichen  Einleitung,  in  der  die  Grundzüge  und  die  Ent- 
wicklung der  elektrischen  Fernphotographie  behandelt  werden,  beschreibt 
der  Verfasser  eine  Vorrichtung  für  die  Geschwindigkeitsregelung  und 
Erzeugung  des  Gleichlaufs  zweier  auf  verschiedenen  Stationen  befindlicher 
Apparatsystemc  und  knüpft  hieran  die  Darstellung  der  früheren  Verfahren 
der  Fernphotographie  und  Telautographie.  In  den  folgenden  Kapiteln 
sind  die  neuen  Apparate,  nämlich  das  als  Lichtrelais  ausgebildete  Saiten- 
galvanometer und  der  Selenkompensator  beschrieben,  mit  deren  Hilfe  Korn 
die  neuerdings  erreichten  wichtigen  Verbesserungen  in  der  Übertragung  von 
Bildern  und  Handschriften  erzielt  hat.  Durch  das  Lichtrelais  werden  die 
vom  Sender  ausgehenden  und  mittels  einer  Selenzelle  hervorgerufenen 
Schwankungen  des  elektrischen  Stromes  an  der  Empfangsstelle  in  Ände- 
rungen der  durch  eine  konstante  Lichtquelle  erfolgenden  Belichtung  einer 
zweiten  Selenzelle  und  eines  photographischen  Films  umgesetzt.  Die  zweite 
Selenzelle  in  V  erbindung  mit  einem  besonderen  Lichtrelais  bildet  den  Selen- 
kompensator und  hat  die  Aufgabe,  die  infolge  der  Trägheit  der  Selenzelle 
des  Senders  entstehenden  Fehler  auszugleichen.  Die  unter  Benutzung  dieser 
beiden  Vorrichtungen  für  die  Praxis  der  Fernphotographie  und  Telauto- 
graphie anzuwendenden  Schaltungsweiscn  sind  eingehend  behandelt  und 
durch  Zeichnungen  näher  erläutert. 

In  einem  Nachworte  gibt  der  Verfasser  einen  Uberblick  über  die  An- 
wendungsmöglichkeit  der  elektrischen  Fernphotographie  und  der  Telauto- 
graphie und  spricht  die  zuversichtliche  Erwartung  aus,  daß  die  in  Kürze 
zu  erwartende  praktische  Einführung  seiner  Verfahren  weitere  Verbesse- 
rungen im  Gefolge  haben  werde. 
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Das  aus  berufener  Feder  stammende  Werk  zählt  zweifellos  zu  den 
interessantesten  Veröffentlichungen  über  den  in  wissenschaftlichen  Zeit- 
schriften neuerdings  vielfach  behandelten  Gegenstand  und  kann  deshalb  dem 
Studium  unserer  Leser  bestens  empfohlen  werden. 


Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  drahtlosen  Tele- 
graphie  IV.  Von  Ingenieur  Adolf  Prasch,  k.  k.  Regierungsrat 
und  Eisenbahnoberinspektor  a.  D..  Neudegg,  Krain.  X.  Hand,  i.bis 
7.  Heft  der  Sammlung  elektrotechnischer  Vorträge,  herausgegeben 
von  Prof.  Dr.  Ernst  Voit,  Stuttgart.  Verlag  von  Ferdinand 
Enke,  Stuttgart,  190t).  Preis  geh.  8  Mark  40  Pf.  (268  Seiten, 
164  Abbildungen). 

Der  vorliegende  Band  IV  der  »Fortschritte«  führt  die  im  Archiv  1904, 
S.  685,  und  1906,  S.  303,  besprochenen  gleichartigen  Werke  desselben  Ver- 
fassers weiter.  Er  enthält  folgende  Abschnitte:  Einleitung;  Theorie  und 
physikalisch -theoretische  Untersuchungen;  Untersuchung  über  den  Einfluß 
der  Erde  bei  der  drahtlosen  Telegraphie;  Abstimmung  und  Resonanzver- 
suche; Meßmethoden,  Meßgeräte  und  Meßergebnisse;  Wellenanzeiger  und 
Untersuchung  über  deren  Wirkung;  Neuerungen  und  Verbesserungen  an 
den  Einrichtungen  für  drahtlose  Telegraphie;  drahtlose  Telephonie  und 
sonstige  Verwertung  der  Wellenentsendung;  Erfahrungen  im  Betriebe;  Schluß- 
bemerkungen. In  diesen  Abschnitten  stellt  Adolf  Prasch  eine  Auslese 
aus  der  Literatur  über  die  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  elektrischen 
Wellcntclcgraphie  aus  den  Jahren  1905  und  1906  zusammen.  Die  ein- 
schlägigen Veröffentlichungen  werden  im  Auszug  oder  mit  den  Worten 
der  Verfasser  wiedergegeben  und  meist  ohne  kritische  Bemerkungen  anein- 
ander gereiht.  Denjenigen  Lesern,  die  sich  mit  der  drahtlosen  Telegraphie 
eingehend  beschäftigen,  wird  es  sehr  willkommen  sein,  den  wesentlichen 
Inhalt  der  Veröffentlichungen  aus  der  zeitgenössischen  Literatur  mit  Quellen- 
angabe in  bequemer  Form  vereint  zu  finden. 

Als  ein  Mangel  der  Zusammenstellung  erscheint  das  Fehlen  einer  Inhalts- 
übersicht,  die  bei  dem  vorliegenden  Buche  umsomehr  am  Platze  wäre,  als 
der  Stoff  wohl  nicht  immer  so  geordnet  werden  konnte,  daß  man  alle  den- 
selben Gegenstand  behandelnden  Aufsätze  beisammen  findet.  So  ist  z.  B. 
bei  der  Besprechung  einer  neuen  Theorie  über  die  Wirkung  des  Fritters 
von  K.  E.  Guthe  auch  eine  bekannte  Theorie  von  Lüdge  erwähnt  (S.  4) 
und  als  unzulänglich  bezeichnet  worden.  An  anderer  Stelle  (S.  61)  werden 
die  Theorie  von  Lodge  und  ihre  Erweiterungen  unter  der  Uberschritt  »Ent- 
ladungen über  sehr  kurze  Funkenstrecken«  ausführlicher  behandelt,  indem 
zugleich  die  zum  Beweise  ihrer  Richtigkeit  angestellten  Versuche  angegeben 
werden.  Eine  Inhaltsübersicht  würde  auf  die  beiden  Abhandlungen  ohne 
weiteres  aufmerksam  machen  und  zum  Vergleiche  zwischen  beiden  anregen. 

Grundsätzlich  Neues  ist,  wie  der  Verfasser  selbst  sagt,  nicht  viel  zu 
verzeichnen  gewesen.  Aus  der  reichen  PYillc  der  zusammengestellten  Neue- 
rungen seien  erwähnt  die  Abhandlungen  über  die  Theorie  ungedämpfter 
Schwingungen,  den  Schwingungsvorgang  bei  Vernachlässigung  der  Dämpfung, 
L.  Mandelstamms  Theorie  des  Braunschen  Senders.  G.  Seibts  Vergleich 
der  Sender  für  drahtlose  Telegraphie  mit  direkter  und  induktiver  Koppelung, 
Theorie  und  Praxis  in  der  drahtlosen  Telegraphie  nach  J.  Zenneck,  die 
Gesetze  der  elektrischen  Durchschläge,  Entladungen  über  sehr  kurze  Funken- 
strecken; ferner  das  Kapitel  »Untersuchungen  über  den  Einfluß  der  Erde 
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hei  der  drahtlosen  Telcgraphie« ,  das  aher  leider  noch  keinen  Beitrag  zur 
einwandfreien  Erklärung  der  Mitwirkung  der  Krde  bringen  kann;  dann  das 
folgende  Kapitel  über  Abstimmung*-  und  Resonanzversuche,  das  fast  ganz 
mit  den  in  der  Elektrotechnischen  Zeitschrift  1005  veröffentlichten  Arbeiten 
Slabys  über  die  Abstimmung  funkentelegraphischer  Sender  ausgefüllt  wird. 
I  ntcr  den  Meßmethoden  ist  die  interessante  Bestimmung  von  Selbstinduktions- 
koeffizienten mit  Hilfe  der  Wage  nach  Beukert  (Abstoßung  zweier  Spulen.» 
aufgeführt;  mitgeteilt  sind  ferner  die  Arbeiten  von  Drude,  Slaby,  Gehrke 
über  Wellenmesser,  die  Eichungen  des  Slaby  sehen  Meßstabs  mit  Hilfe 
der  Le  eher  sehen  Drähte  behandeln.  Neue  Wellenanzeiger  sind  in  großer 
Zahl  aufgeführt;  es  sind  darunter  viele  Abarten  der  bekannten  Detektoren, 
aber  auch  neue  Apparate,  die  unter  Benutzung  bekannter  Erscheinungen 
gebaut  sind.  Bemerkenswert  sind  ferner  der  Lichthogcnunterbrccher  von 
Ruhmer  und  die  Versuche  zur  Richtung  der  Wellen.  Aufgeführt  ist  das 
System  von  Braun,  das  Antennendreieck  und  das  System  von  A  r  t  o  m  .  der 
die  kreisförmige  und  elliptische  Polarisation  der  Wellen  für  ihre  Lenkung 
in  bestimmte  Richtung  ausnutzt.  Die  Versuche  Marconis  sind  noch  nicht 
aufgenommen.  Hingehend  sind  die  Neuerungen  der  Gesellschaft  für  draht- 
lose Teiegraphie,  System  Telefunken  behandelt.  Sehr  kurz  ist  das  Kapitel 
über  Erfahrungen  im  Betriebe;  verläßliche  Berichte  über  solche  Erfahrungen 
sind  in  der  Literatur  zur  Zeit  noch  selten. 


BEHUN.     <iFl>BeCKT  IN  DER  RElC.HSDRl'CKEIin. 
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Nr.  20.  BERLIN,  OKTOBER.  1907. 


INHALT:  Die  neuen  Fernverkehrseinrichtungen  des  Haupt-Fernsprechamts  in  Berlin, 
S.  609.  —  Der  Turbinenschnelldampfer  »Lusitania«  der  Cunard-Linie,  S.  6^9.  — 
Post  und  Universität,  S.  632. 

Kleine  Mittellungen:  Schiffsverkehr  im  Suezkanale,  S.  637.  —  Die  Straßenbahnen  und 
straßenbahnühnlichen  Kleinbahnen  in  Preußen,  S.  637. 


Die  neuen  Fernverkehrseinriehtungen  des  Haupt- 
Fernsprechamts  in  Berlin. 

Von  Ober -Postinspektor  Berger  in  Berlin. 

Der  Fernsprechverkehr  von  Berlin  nebst  Vor-  und  Nachbarorten  mit 
anderen  Fernsprechnetzen  wird  von  der  Fernverkehrsstelle  des  Haupt-Fern- 
sprechamts in  der  Französischen  Straße  vermittelt.  Bei  dieser  Betriebs- 
stelle —  im  folgenden  kurz  Fernamt  genannt  —  sind  jetzt  rund  180 
doppeldrähtige  Fernleitungen  eingeführt,  gegen  80  im  Jahre  1901.  Jähr- 
lich treten  20  bis  30  neue  Leitungen  hinzu.  Der  Bestand  an  Fernleitungen 
wird  sich  also  schon  in  wenigen  Jahren  verdoppelt  haben.  Zur  Zeit  steht 
Berlin  mit  etwa  200  der  größten  deutschen  und  ausländischen  Fernsprech- 
netze durch  Fernleitungen  in  unmittelbarer  Verbindung.  Außerdem  können 
mittelbar  noch  etwa  2000  deutsche  und  ausländische  Orte  mit  dem  Berliner 
Netze  in  Sprechbeziehung  treten. 

Der  Verkehrsumfang  des  Berliner  Fernamts  ist  seit  dem  Jahre  i8<)i 
von  täglich  2500  mindestens  drei  Minuten  langen  Gesprächen  auf  täglich 
rund  12000  Gespräche  in  der  Gegenwart  gestiegen.  Ein  weiteres  schnelles 
Steigen  des  Fernverkehrs  ist  deutlich  erkennbar. 

Die  Fernverbindungen  sind  früher  an  zwei  verschiedenen  und  auch 
räumlich  getrennten  Umschalteeinrichtungen  ausgeführt  worden,  wovon 
die  eine  aus  dem  Jahre  1898,  die  andere  aus  dem  Jahre  1901  stammte. 
Obwohl  im  Laufe  der  Zeit  manche  Erweiterungen  und  Verbesserungen 
daran  vorgenommen  worden  sind,  konnten  sie  den  Anforderungen  des 
heutigen  Fernverkehrs  doch  schließlich  nicht  mehr  angepaßt  werden; 
sie  sind  darum  durch  eine  neue,  von  der  Firma  Siemens  &  Halske 
erbaute  einheitliche  Fernamtseinrichtung  ersetzt  worden,  deren  Inbetrieb- 
nahme am  27.  November  1906  stattgefunden  hat.  In  diese  Umwand- 
lung ist  auch  das  Meldeamt  einbezogen  worden,  bei  dem  jetzt  werktäglich 

Archiv  f.  Post  u.  Telegr.    20.    11,07.  30 
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über  5000  Fernverbindungen  (gegen  2fx>o  im  Jahre  1901)  von  Teilnehmern 
des  Berliner  Netzes  angemeldet  werden.  Ferner  haben  besondere  Ein- 
richtungen für  den  Nacht-Fernverkehr  geschaffen  werden  müssen,  der  eben- 
falls andauernd  steigt.  Endlich  lag  es  im  Bedürfnisse,  die  vom  Meldeamt 
ausgestellten  Gesprächs-Anmeldeblätter  den  Arbeitsplätzen  des  Fernamts  mit 
einer  größeren  Geschwindigkeit  zuzuführen,  als  sie  bei  einer  Beförderung 
durch  Saalboten  erreicht  werden  kann;  ebenso  war  es  nötig,  die  an  den 
Fernamts-Arbeitsplätzen  erledigten  Anmeldeblätter  recht  schnell  einer  Prüf- 


Fig.  1. 


Der  Hauptumschalter  {Außenansicht). 


und  Sammelstelle  zu  überweisen.  Für  diese  beiden  Zwecke  ist  eine  Rohr- 
post vorgesehen  worden,  deren  Bedienung  so  einfach  ist,  daß  die  früher 
durch  das  Austragen  und  Zurückholen  der  Blätter  entstandenen  Zeitverluste 
völlig  überwunden  sind.  Diese  Rohrpostanlage  ist  von  der  Firma  Z wie- 
tusch &  Co.  in  Charlottenburg  entworfen  und  ausgeführt  worden. 

Die  gesamte  lrern-  und  Meldcamtseinrichtung  ist  im  obersten  Stocke 
des  Dienstgebäudes  in  der  Französischen  Straße  in  einem  neu  gebauten 
Saale   mit  Oberlicht  untergebracht.    Die  Umschalter  sind  in  Schrankform 
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ausgeführt  und  in  vier  Längsreihen  so  aufgestellt,  daß  eine  Reihe  für  sich 
von  dem  Meldeamt  und  den  Nachtumschaltern  gebildet  wird,  und  die 
drei  übrigen  Umschalterreihen  den  Tages- Fernleitungsdienst  vermitteln. 
Ein  Hauptumschalter,  ein  Relaisgestell  und  der  Rohrpostverteiler  vervoll- 
ständigen die  Saaleinrichtung.  Die  Kraftanlage  der  Rohrpost  ist  in  einem 
anderen  Räume  untergebracht.  Von  der  Errichtung  einer  der  Neuzeit  ent- 
sprechenden Batterieanlage  soll  bis  zur  Umwandlung  der  zum  Haupt -Fern- 
sprechamte gehörenden  Orts-Vermittelungsanstalt  abgesehen  werden. 

Sämtliche  Fernleitungen  sind  von  einem  außerhalb  des  Saales  stehenden 
Blitzableitergestelle  mit  kurzen  Kabeln  an  den  Hauptumschalter  und  von  da 


Gruppt  J-  S 

Zw 

"  

Der  Hauptumschalter. 

aus  an  die  Arbeitsplätze  der  Fernschränke  geführt.  Um  jede  Fernleitung 
mit  jeder  anderen  zusammenschalten  zu  können,  sind  die  Arbeitsplätze  der 
Fernschränke  untereinander  durch  Fernverbindungsleitungen  verbunden. 
Damit  ferner  jede  Beamtin  mit  jeder  anderen  in  dienstlichen  Sprechverkehr 
treten  kann,  stehen  den  Arbeitsplätzen  besondere  Dienstleitungen  zur  Ver- 
fügung. 

Die  gesamte  Fernamtseinrichtung  ist  auf  den  Betrieb  von  50c»  Fern- 
leitungen berechnet,  vorläufig  aber  mit  42  Fernschränken  für  den  Tages- 
dienst, 13  Meldeschränken,  1  Vertcilerschrank  und  4  Nachtfernschränken 
für  den  Betrieb  von  252  Fernleitungen  eingerichtet  worden. 

31»' 
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Der  Hauptumschalter. 

Fig.  I  zeigt  die  Außenansicht  des  in  Schrankform  gebauten  Haupt- 
umschalters, dessen  Höhe  1750  mm  und  dessen  Breite  3492  mm  beträgt. 
Das  senkrechte,  die  Vorderseite  des  Schrankoberteils  bildende  Klinkenfeld  ist 
in  acht  Gruppen  geteilt  und  enthält  die  Klinken  für  je  288  Fern-  und 
Dienstleitungen,  unter  diesen  die  Klinken  für  144  Doppelsprechschaltungen 
und  im  unteren  Teile  vier  Reihen  Klinken  für  Messungen,  Prüfungen  usw. 
Auf  der  vorspringenden  Platte  des  Unterteils  sind  4  Universal- Meßinstrumente 
und  die  Stöpsel  zur  Ausführung  der  Messungen  und  Umschaltungen  an- 
geordnet. Die  Abfrageapparate  der  am  Umschalter  tätigen  Beamten  werden 
vorn  am  Stöpselbrett  in  Klinkenbuchsen  mit  Doppelstöpseln  angeschlossen. 
Uber  jeder  Abteilung  des  Klinkenfeldes  sind  zwei  Ohmmeter  angebracht. 
Im  Innern  des  Schrankunterteils  befindet  sich  ein  eisernes  Verteilergestell 
mit  den  nötigen  Hartgummileisten  und  Lötösenstiften. 

Jede  Ader  einer  Fernleitung  ist  am  Klinkenumschalter  über  drei  un- 
mittelbar untereinander  angeordnete  Klinken  mit  je  einem  Unterbrechungs- 
kontakte geführt  (Fig.  2);  für  die  drei  Adern  der  zugehörigen  Dienstleitung 
sind  drei  gemeinsame  Klinken  mit  doppeltem  Unterbrechungskontakte  vor- 
gesehen. Die  Klinken  werden  in  Leitungs-  und  Apparatklinken  unter- 
schieden und  sind  gruppenweise  derart  zusammengefaßt,  daß  die  obere 
Reihe  von  den  Leitungsklinken  L,  die  mittlere  von  den  Apparatklinken  für 
den  Tagesdienst  At  und  die  untere  von  den  Apparatklinken  für  den  Nacht- 
dienst .4,,  gebildet  wird.  Die  Klinken  sind  nebeneinander  zu  je  18  in 
Hartgummistreifen  eingesetzt;  je  drei  untereinander  liegende  Streifen  ent- 
halten die  Klinken  für  zwei  Arbeitsplätze  an  den  Fernschränken.  Unter 
den  Streifen  mit  Fern-  und  Dienstleitungsklinken  liegen  außer  den  Klinken- 
streifen für  die  Doppelsprcchschaltungen  noch  einige  Klinkenstreifen  für  die 
Verbindungen  zwischen  den  einzelnen  Feldern  (Arbeitsplätzen)  des  Haupt- 
umschalters. 

Zur  Ausführung  der  Messungen  und  Untersuchungen  dienen  folgende 
Teile: 

a)  16  Stöpselsysteme,  bestehend  aus  zwei  einfachen  Stöpseln  a  und  b 
(Fig.  3.4)  und  einem  Doppelstöpsel  ab,  je  an  1600  mm  langer  Schnur. 
Durch  diese  Stöpselsystemc  können  die  Fernleitungen  mit  den  Klinken  für 
besondere  Zwecke  verbunden  werden. 

b)  16  Schnursysteme  nach  der  durch  Fig.  3/?  erläuterten  Anordnung  zum 
Einschalten  der  über  dem  Klinkenfelde  atigebrachten  Galvanoskope  G;  jedes 
System  besteht  aus  zwei  einfachen  Stöpseln  (1  und  2)  an  doppeladriger, 
1600  mm  langer  Schnur.  Soll  ein  einzelner  Zweig  einer  Fernleitung  unter- 
sucht werden,  so  wird  Stöpsel  I  in  die  Leitungsklinke  eingeführt.  Sind 
beide  Zweige  gleichzeitig  zu  prüfen,  dann  ist  Stöpsel  I  in  die  eine.  Stöpsel  2 
in  die  andere  Leitungsklinke  zu  stecken.  Um  einen  der  beiden  Zweige  an 
Erde  zu  legen,  ist  Stöpsel  2  in  die  Leitungsklinkc  einzusetzen. 

c)  4  Universal-Meßinstrumcnte,  hierzu  gehören: 

d)  4  Stöpselsysteme  nach  Fig.  3  C,  jedes  bestehend  aus  zwei  einfachen 
Stöpseln  1  und  Ii  an  einadrigen  Schnüren  und  einem  Doppelstöpsel  III  an 
doppeladriger,  zum  Meßinstrumente  führender  Schnur.  Stöpsel  I  und  II 
dienen  zum  Messen  der  Fernleitungen  von  den  Leitungsklinken  aus. 
Stöpsel  III  zum  Messen  von  den  besonderen  Klinken  aus. 

e)  S  Anrufsysteme  nach  Fig.  3  D,  bestehend  aus  einem  Anrufrelais  A\ 
einer  Anruflampe  /..  einer  Ausschaltetaste  T,  einem  Zwillingsstöpsel  a-b  und 
einem  1  .u jppelst«  »psel  a  b.  Der  Zwillingsstöpsel  a-b  ist  für  die  Fernleitungs- 
klinken, der  Doppelstöpsel  a!b  für  die  besonderen  Klinken  bestimmt. 
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Schaltung  des  Abfragesystems  zum  Hauptumschalter. 
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f)  8  Anrufsysteme  nach  Fig.  3  Dl  mit  zwei  parallel  geschalteten  Zwillings- 
stöpseln, sonst  wie  3  D.  zum  Empfange  des  Anrufs  in  zwei  zusammenge- 
schalteten Fernleitungen. 

g)  7  Abfragesysteme  nach  der  aus  sich  selbst  verständlichen  Fig.  4. 
Zum  Umlegen  der  Fern-  und  Dienstleitungen  auf  andere  Arbeitsplätze 

sind  außerdem  40  Stöpselschnursysteme  vorhanden  mit  je  zwei  Zwillings- 
stöpseln und  zwei  dreiteiligen  Stöpseln  an  fünfadriger,  2  m  langer  Schnur. 

Die  Umschaltung  der  Fern-  und  Dienstleitungen  auf  die  Tages-  und  die 
Nachtdienstplätze  geschieht  mit  dreiteiligen  isolierten  Stöpseln ,  durch  die 
die  Federn  der  Klinken  voneinander  getrennt  werden.  Diese  Trennstöpsel 
dienen  auch  zur  Abschaltung  der  Leitungen  bei  Untersuchungen.  Zur  Ein- 
schaltung der  Tagesdienstplätze  werden  die  Stöpsel  in  die  unteren,  zur  Ein- 
schaltung der  Nachtarbeitsplätze  in  die  mittleren  Reihen  der  einzelnen 
Klinkengruppen  eingesetzt. 


Fig. 
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Stöpselbrett  der  Fernschrünke. 

Die  Fernschränke. 

Die  Umschalter  für  den  Tages-Fernleitungsdienst ,  die  Fernschränke, 
haben  je  zwei  Arbeitsplätze,  von  denen  jeder  für  die  Bedienung  von  drei 
Fernleitungen  eingerichtet  ist.  Die  Schränke  sind  mit  poliertem  Nußbaum- 
holze verkleidet,  ihre  Höhe  beträgt  1,50  m,  ihre  Länge  1,27  m,  die  Tiefe  des 
Schrankoberteils  o,,t,  m.  Die  in  Höhe  von  o,77  m  über  dem  Fußboden  vor- 
springende Tischplatte  ist  0,55  m  breit. 

Das  Klinkenfeld  ist  siebenteilig;  es  enthält  in  Vielfachschaltung  die 
Klinken  der  Dienst-  und  Fernklinkenleitungen  und  die  Klinken  der  zu  den 
Ortsvermittlungsanstaltcn  führenden  Ortsverbindungsleitungen.  Im  untersten 
Teile  des  Klinkenfeldes  sind  für  jedes  Fcrnleitungssvstcm  drei  Signallampen 
untergebracht:  eine  weiße  Anruflampe  für  die  Fernleitung,  eine  grüne  für 
die  der  Fernleitung  zugeordnete  Dienstleitung  und  eine  rote  Schlußzeichen- 
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Fig  6. 

Fernsehrank. 


Schaltung  der  Fernschranke. 
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lampe  für  die  Fernklinkenleitung.  Ferner  sind  hier  für  jeden  Arbeitsplatz 
eine  weiße  Platzlampe  und  eine  rote  Rufstromkontrollampe  vorgesehen. 

Vor  dem  Klinkenfelde  sind  in  die  zugleich  als  Schreibpult  dienende 
Platte  die  übrigen  zur  Ausführung  der  Verbindungen  erforderlichen  Appa- 
rate eingebaut;  es  sind  dies:  die  Fernleitungsstöpsel  (FS  in  Fig.  5)  nebst 
Schlußzeichenlampen  (SL),  Übertragerumschalter  (UH)  und  Doppelruftasten 
(S,  L),  zwei  durch  einen  Stöpselwähler  (AH)  umschaltbare  Abfragestöpsel 
(ASX  und  ASt),  ein  Mithörschalter  //,  .',  30  Dienstleitungstasten  (DT)  in 
zwei  Gruppen  zu  je  15  angeordnet,  durch  die  die  Fernbeamtin  mit  den  ver- 
schiedenen Ortsvermittlungsanstalten  in  Verbindung  treten  kann.  Zur  Kon- 
trolle der  Gesprächsdauer  sind  ferner  für  jeden  Arbeitsplatz  zwei  Sechs- 
minutenuhren vorhanden.  Zwischen  den  beiden  Arbeitsplätzen  jedes 
Schrankes  ist  ein  Rohrpost-Sender  und  Empfänger  eingebaut. 

Die  Schaltung  der  Fernschränke,  wie  sie  in  Fig.  6  dargestellt  ist,  ent- 
spricht der  im  Archiv,  S.  301  ff.  veröffentlichten.  Es  genügt  darum,  die  bei 
den  einzelnen  Betriebsvorgängen  entstehenden  Schaltungen  kurz  schematisch 
anzugeben. 

I.  Verbindung  einer  Fernleitung  mit  einer  Teilnehmerleitung. 

1.  Anruf  des  Fernamts.  Das  Fernamt  wird  in  der  Fernleitung 
angerufen.  Relais  FR  spricht  an  und  schaltet  die  Hilfsrelais  HR  und  PR 
ein;  die  Lampen  FL  und  PL  leuchten  auf. 

Stromlauf :  Fig.  7. 

Nach  Aufhören  des  Rufstroms  geht  der  Anker  von  FR  in  die  Ruhelage 
zurück,  doch  bleibt  der  Stromkreis  über  den  Anker  des  Halterelais  HR  ge- 
schlossen. Das  Platzrelais  PR  schaltet  seinerseits  die  Platzkontrollampe  PL 
ein. 

2.  Abfragen.  Durch  Einführen  des  Abfragestöpsels  AS1  in  die  Ab- 
frageklinke Ka  verbindet  sich  die  Beamtin  des  Fernplatzes  mit  der  rufenden 
Leitung;  die  Lampen  FL  und  PL  erlöschen. 

Durch  den  Abfragestöpsel  wird  Feder  1  der  Abfrageklinke  von  2  und 
Feder  5  von  6  abgehoben,  dadurch  Relais  FR  abgeschaltet,  und  der  Strom- 
kreis über  die  beiden  Hilfsrelais  HR  und  PR  unterbrochen.  Gleichzeitig 
wird  die  Fernleitung  über  den  Übertrager  Fe,  Feder  3,  4  der  Klinke  Ka 
und  den  Abfragestöpsel  mit  dem  Abfragesystem  der  Beamtin  verbunden. 
Stromlauf:  Fig.  8. 

3.  Herstellen  der  Verbindung.  Zur  Einleitung  des  verlangten 
Ferngesprächs  setzt  sich  die  Beamtin  des  Fernamts  durch  Drücken  einer 
Diensttaste  DT  mit  dem  Vorschalteplatze  des  in  Frage  kommenden  Ortsamts 
in  Verbindung  und  teilt  der  Beamtin  die  Nummer  des  gewünschten  Teil- 
nehmers mit.  Stromlauf:  Fig.  9.  Die  Beamtin  am  Vorschalteplatze  führt 
die  Verbindung  aus  und  meldet  die  Nummer  der  zu  benutzenden  Ortsver- 
bindungsleitung nach  dem  Fernplatze  zurück.  Die  Fernamtsbeamtin  ruft 
den  Teilnehmer  selbst  an,  führt  dazu  den  zweiten  Abfragestöpsel  AS- 
in  die  Ortsverbindungsklinke  KO\  legt  den  Stöpselwähler  AH  um  und 
verbindet  sich  so  mit  dem  Teilnehmer.  Wenn  dieser  sich  nicht  sofort 
meldet,  so  kann  ihn  die  Fernbeamtin  durch  Umlegen  des  Schalters  H 1 
nochmals  anrufen.  Stromlauf:  Fig.  10.  Sobald  sich  der  Teilnehmer  ge- 
meldet hat,  wird  der  Fernstöpsel  FS  in  die  Verbindungsklinke  KO1  ge- 
steckt, und  der  Übertrager  Ue  zur  Speisung  der  Ortsstelle  durch  Umlegen 
des  Schalters  l'H  an  Batterie  gelegt.  Die  Fernleitung  ist  jetzt  mit  dem 
Teilnehmer  verbunden.    Stromlauf:  Fig.  Ii. 
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Anruf  in  der  Fernleitung;  die  Anruflampc  FL 
und  die  Kontrollampe  PL  leuchten. 

Fig.  9. 
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Das  Fernamt  ist  über  eine  Diensdeitung 
mit  dem  Vorschalteplatze  des  Ortsamts  verbunden. 

Fig.  11. 


Das  Fernamt  fragt  ab. 


Fig.  10. 
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Das  Fernamt  ist  über  eine  Ortsverbindungs- 
leitung mit  dem  Teilnehmer  verbunden. 

Fig.  12. 


Die  Fernleitung  ist  mit  dem  Teilnehmer  verbunden.         Das  Fernamt  ist  zum  Mithören  eingeschaltet. 


Fig.  13. 
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Zwei  an  verschiedenen  Arbeitsplätzen  angeschlossene 
Fernleitungen  sind  über  eine  Fernverbindungsleitung 

verbunden. 
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Stöpsel  AS'2  bleibt  zunächst  in  Klinke  ATO1  stecken,  das  Abfragesystem 
der  Beamtin  liegt  dadurch  parallel  zu  der  bestehenden  Verbindung,  so  daß 
sie  sich  von  dem  Zustandekommen  des  Gesprächs  überzeugen  kann.  Strom- 
lauf: Fig.  12.  Hat  das  Gespräch  begonnen,  so  wird  AS-  nebst  .45'  zu- 
rückgenommen und  damit  das  Abfragesystem  ausgeschaltet. 

Hängt  der  Teilnehmer  seinen  Fernhörer  an  den  Hakenumschalter  zurück, 
so  leuchtet  auf  dem  Fernplatze  die  Schlußlampe  SL.  FS  wird  aus  KOl 
entfernt,  dadurch  erlischt  SL,  gleichzeitig  erscheint  am  Vorschalteplatze  des 
Ortsamts  das  Schlußzeichen,  worauf  auch  hier  die  Verbindung  getrennt 
wird. 

II.  Verbindung  zweier  Fernleitungen  im  Durchgangsverkehre. 

Zur  Verbindung  von  zwei  an  verschiedenen  Arbeitsplätzen  (I  und  II) 
des  Fernamts  angeschlossenen  Fernleitungen  (i  und  2)  wird  wie  folgt  ver- 
fahren. 

1.  Anruf  des  Fernamts.  Auf  Anruf  in  Leitung  1  Abfragen  wie 
unter  I.  1  und  2  beschrieben. 

2.  Ausführung  der  Verbindung.  Die  Beamtin  setzt  den  zweiten 
Abfragestöpsel  AS'  in  die  Vielfachklinke  Kd  der  der  verlangten  Leitung 
zugeordneten  Dienstleitung  und  ruft  dadurch  den  Arbeitsplatz  II  an;  die 
Dienstlampe  DL  dieses  Platzes  leuchtet  auf. 

Die  zweite  Fernbeamtin  stöpselt  die  Dienstabfrageklinke  mit  ihrem  Ab- 
fragestöpsel AS1 ;  Lampe  DL  erlischt;  die  Arbeitsplätze  I  und  II  sind  jetzt 
miteinander  verbunden. 

Ist  die  verlangte  Fernleitung  (2)  frei,  so  wird  auf  Platz  I  der  Fern- 
stöpsel FS  in  die  Klinke  Kf1  der  zur  Leitung  2  gehörenden  Fernklinken- 
leitung  gesteckt,  während  gleichzeitig  auf  Platz  II  die  Beamtin  den 
Stöpsel  FS  der  Leitung  2  in  die  Fernklinke  Kf1  einführt  und  darauf  den 
zweiten  Fernort  durch  Drücken  der  Taste  L  anruft.  Ist  das  Gespräch  zu- 
stande gekommen,  so  werden  an  beiden  Plätzen  die  Ubertragerumschalter  VH 
in  Durchgangsstellung  gelegt,  und  damit  die  Übertrager  ausgeschaltet;  die 
Abfragestöpsel  werden  herausgezogen  (Fig.  13). 

Nach  Beendigung  des  Gesprächs  erscheint  auf  Platz  I  das  Schluß- 
zeichen, indem  Lampe  FL  und  die  Platzlampe  PL  aufleuchten;  daraufhin 
wird  Stöpsel  FS  aus  Klinke  Kf1  herausgenommen,  wodurch  auch  der 
zweite  Arbeitsplatz  das  Schlußzeichen  durch  Aufleuchten  der  Lampe  SL1 
erhält.  Nunmehr  wird  auch  auf  Platz  II  der  Stöpsel  FS  aus  der  Fern- 
klinke Kf1  gezogen. 

Die  Meldeschränke  und  der  Verteilerschrank. 

Zur  Entgegennahme  der  Anmeldungen  auf  die  von  Teilnehmern  des 
Berliner  Netzes  verlangten  Fernverbindungen  dient  das  aus  13  Schränken 
mit  je  zwei  Arbeitsplätzen  bestehende  Meldeamt.  Die  äußere  Ansicht 
dieser  Schränke  zeigt  Fig.  14.  Die  Außenmaße  entsprechen  denen  der 
Fernschränkc.  Die  einzelnen  Plätze  werden  an  einem  besonderen  Verteiler- 
schranke mit  den  von  den  verschiedenen  Ortsämtern  kommenden  Melde- 
leitungen verbunden.  Das  Klinkenfeld  enthält  26  Streifen  mit  je  10  Dienst- 
leitungsklinken zum  Verkehr  innerhalb  des  Amtes.  Die  weitere  Ausrüstung 
jedes  Arbeitsplatzes  besteht  aus  einer  Anruflampe  unter  den  Dienstleitungs- 
klinken ,  einem  Hebelumschalter  zum  Einschalten  des  Beamtensprechsatzes 
und  einem  Stöpsel  für  die  Dienstleitungsklinkcn.  Zwischen  den  beiden 
Arbeitsplätzen  jedes  Schrankes  ist  in  der  Tischplatte  ein  Rohrpostsender 
eingebaut. 
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An  dem  Verteilerschrank,  in  Fig.  15  vorn  sichtbar,  sind  die  von  den 
Berliner  Ämtern  kommenden  Meldeleitungen,  zur  Zeit  90,  auf  Anruflampe 
und  Klinke  gelegt.  Der  Schrank  besitzt  ebenfalls  zwei  Arbeitsplätze,  jedem 
sind  45  Meldeleitungen  zugewiesen.  Lampen  und  Klinken  sind  in  je 
18  fünfteiligen  Streifen  in  der  Vorderfläche  des  Schrankoberteils  unter- 
gebracht; die  Streifen  sind  in  zwei  Gruppen  zu  je  drei  Reihen  angeordnet, 
zwischen  den  beiden  Gruppen  sind  die  Platzkontrollampen  eingebaut. 


Fig.  14. 


Ansicht  der  Meldeschränke. 


Zur  Verbindung  der  Meldeleitungen  mit  den  Meldeplätzen  dienen 
36  Stöpsel,  je  18  an  jedem  Platze.  Zu  jedem  Verbindungsstöpsel  gehören 
drei  Signallampen:  eine  grüne  Überwachungslampe,  eine  weiße  Besetzt- 
anzeigelampe und  eine  rote  Schlußlampe.  Die  Lampen  sind  vor  den  Ver- 
bindungsstöpseln in  drei  Reihen  zu  je  6  sechsteiligen  Streifen  angeordnet. 

Die  Schaltung  der  Verteiler-  und  Meldeplätze  ist  in  Fig.  16  dargestellt. 

Zur  Anmeldung  eines  Ferngesprächs  ruft  der  Teilnehmer  in  üblicher 
Weise  das  Ortsamt  an;  die  Beamtin  fragt  ab,  verbindet  den  Teilnehmer 

40* 

Digitized  by  Googl 


Ö20   Die  neuen  Fernverkehrseinrichtungen  des  Haupt-Fernsprechamts  in  Berlin. 

über  eine  freie  Meldeleitung'  mit  dem  Verteilungsamt  und  ruft  mit  dem 
Sprechumschalter  in  die  Meldeleitung.  Auf  dem  Verteilungsamte  wird  das 
Anrufrelais  AR  betätigt,  Lampe  AL  und  die  Platzkontrollampe  PL  leuchten 
auf.    Stromweg:  Fig.  17. 

Die  Beamtin  des  Verteilungsamts  steckt  einen  freien  Stöpsel  VSt  in  die 
Verbindungsklinke  VK  und  verbindet  dadurch  den  Teilnehmer  mit  einem 
unbeschäftigten  Arbeitsplatze  des  Meldeamts.    An  diesem  leuchtet  die  An- 


Fig.  15. 


Ansicht  des  Verteilerschrankes  und  der  Nachtfernschranke. 


ruflampe  AL  auf,  desgleichen  leuchtet  im  Verteilungsamte  die  Über- 
wachungslampe ÜL,  wogegen  daselbst  die  Anruflampe  und  die  Platzlampe 
erlöschen.    Strom  weg:  Fig.  18. 

Sobald  am  Arbeitsplätze  des  Meldeamts  die  Ruflampe  AL  aufleuchtet, 
legt  die  Beamtin  den  Sprechumschalter  H  um  und  verbindet  sich  dadurch 
mit  dem  Teilnehmer.  Beim  Umlegen  des  Schalters  erlöschen  die  Lampen 
AL  und  UL,  dagegen  leuchtet  jetzt  die  Besetztlampc  BL  im  Verteilungsamte. 
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Fig.  tu 

Verteilerschrank  Meldeschrank 


! 


Schaltung  für  Verteilcrschrank  und  Meldeschrank 
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Die  Beamtin  am  Meldetische  nimmt  die  Gesprächsanmeldung  entgegen, 
füllt  den  Anmeldezettcl  aus,  legt  ihn  in  den  Sender  der  Rohrpost,  von  wo 
er  selbsttätig  nach  der  Verteüerstelle  befördert  wird,  und  benachrichtigt 
den  Teilnehmer,  daß  er  zur  Ausführung  der  Verbindung  angerufen  werden 
würde.  Hierauf  legt  die  Beamtin  ihren  Hebelumschalter  H  in  die  Ruhe- 
lage zurück,   und  die  Schlußlampe  SL  am  Verteilungsplatze  leuchtet  auf, 


Fig.  17. 


Anruf  des  Verteilungsamts 

Der  Teilnehmer  ist  durch  seine  Vermittlungs- 
anstalt mit  dem  Verteilerschrankc  verbunden; 
Anruf lampe  AL  und  Platzlampe  PL  leuchten. 


während  BL  erlischt.  Stöpsel  VSt  wird  aus  der  Klinke  VK  herausgezogen, 
dadurch  erscheint  am  Arbeitsplatze  des  Ortsamts  das  Schlußzeichen,  worauf 
auch  hier  die  Verbindung  getrennt  wird. 

Nach  Trennung  der  Verbindung  durch  Herausnahme  des  Stöpsels  VSt 
wird  auch  Kontakt  e  des  Umschalters  U  durch  das  Stöpselgewicht  geöffnet, 
infolgedessen  erlischt  Lampe  SL;  Relais  HR  wird  stromlos,  sein  Anker 
fällt  ab  und  schließt  Kontakt  4. 


Fig.  .8. 


Anruf  des  Meldeamts. 

Am  Vertcilerschranke  ist  der  Teilnehmer  mit  einem 
Meldeplatze  verbunden;  am  Meldeplatze  leuchtet 
die  Anruf  lampe  .1 L,  am  Verteilerschranke  die  Übcr- 
wachungslampe  f  'L. 


Wünscht  jedoch  der  Teilnehmer  zu  wissen,  wann  die  von  ihm  ange- 
meldete Verbindung  hergestellt  werden  kann,  oder  bittet  er  um  eine  andere, 
erst  vom  Fernamt  einzuholende  Auskunft,  so  kann  sich  die  Beamtin  des 
Meldeamts  mit  dem  in  Frage  kommenden  Fernplatze  zwecks  Rückfrage  in 
Verbindung  setzen,  indem  sie  den  Stöpsel  DSt  in  die  Klinke  Kd  der  zur 
gewünschten  Fernleitung  gehörenden  Dienstleitung  steckt.  Hierdurch  leuchtet 
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Fig-  19- 

Nachtfernschrank. 


Schaltung  der  Nachtfernschränke. 
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Fig.  20. 
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am  Fernplatze  die  Dienstlampe  DL  auf  (Fig.  6),  die  Fernbeamtin  steckt 
einen  Abfragestöpsel  in  die  Dienstabfrageklinke  und  ist  dadurch  mit  dem 
Meldeplatze  verbunden.  Die  Lampe  DL  am  Fernplatz  erlischt,  gleichzeitig 
erscheint  die  Dienstleitung  an  den  übrigen  Plätzen  dadurch  als  besetzt,  daß 
beim  Einführen  eines  Stöpsels  in  eine  Dienstleitungsklinke  die  Beamtin  das 
Gespräch  der  beiden  anderen  bereits  im  Verkehr  stehenden  Beamtinnen 
mitanhört.  Der  Umschalter  4  ist  während  der  Rückfrage  in  die  Ruhe- 
stellung umgelegt;  dadurch  erscheint  am  Vertcilerplatze  das  Schlußzeichen 
(SL),  gleichzeitig  aber  wird  am  Mcldeplatze  beim  Anheben  des  Stöpsels 
Kontakt  e1  des  Schalters  Ul  geschlossen,  infolgedessen  brennt  auch  die 
Besctztlampe  BL  im  Verteilungsamte  weiter.  Die  beiden  Beamtinnen  stehen 
jetzt  über  die  Dienstleitung  in  unmittelbarer  Verbindung,  die  nach  Erledi- 
gung der  Rückfrage  durch  Herausziehen  des  Stöpsels  getrennt  wird. 

Während  des  Nachtdienstes  wird  der  Verteilerschrank  als  Meldeschrank 
verwendet.  Er  ist  zu  diesem  Zwecke  noch  mit  einem  Abfrageapparat  und 
einem  unter  den  beiden  Kontrollampen  eingebauten  Abfragestöpsel  ausge- 
rüstet. 

Die  Nachtfernschränke. 

Während  der  Nacht  werden  die  Fernverbindungen  an  4  Nachtfern- 
schränken  ausgeführt  (Fig.  15).  Jeder  Schrank  hat  2  Arbeitsplätze,  deren 
jedem  30  Fernleitungen  zur  Bedienung  zugewiesen  werden  können.  Dem- 
entsprechend ist  auch  die  Zahl  der  Lampen,  Klinken,  Schalter  usw.  wesent- 
lich größer  als  bei  den  Fernschränken  (Fig.  20,  Stöpselbrett  der  Nachtfern- 
schränke). 

Die  Schaltung  der  Nachtarbeitsplätze  ist  durch  Fig.  19  erläutert. 

Die  zur  Ausführung  der  Verbindungen  dienenden  Stöpselsysteme  nebst 
Ubertragereinrichtung,  Ruftasten  und  Schlußzeichen  sind  in  Ruhe  von  der 
Fernleitung  vollständig  getrennt  und  können  deshalb  für  jede  an  einem 
Arbeitsplatz  angeschlossene  Leitung  verwendet  werden. 

Von  den  beiden  Stöpseln  St  F  und  StO  dient  der  erste  zum  Stöpseln 
der  Klinke  FV;  er  verbindet  die  Fernleitung  über  Taste  L  und  den  Schal- 
ter UH  mit  der  primären  Wicklung  des  Übertragers  Ue;  Stöpsel  StO  ist 
über  Taste  S  und  Schalter  UH  mit  der  sekundären  Übertragerwicklung 
verbunden  und  wird  zur  Verbindung  der  Fernleitung  mit  dem  Ortsteil- 
nehmer in  die  Klinke  der  Ortsverbindungsleitung  eingeführt. 

Zur  Ausführung  einer  Durchgangsverbindung  wird  der  Stöpsel  StO  in 
die  Klinke  FV  der  verlangten  Leitung  gesetzt,  wenn  diese  an  demselben 
Platze  angeschlossen  ist,  andernfalls  erfolgt  die  Verbindung  durch  Stöpseln 
der  Klinke  K/N'  der  Fcrnklinkenleitung.  Durch  Umlegen  des  Ubertrager- 
umschalters UH  in  die  Durchgangslage  werden  die  beiden  Stöpsel  ohne 
Übertrager  unmittelbar  miteinander  verbunden. 

Im  übrigen  entspricht  die  Schaltung  der  der  Tagesdienstplätze.  Hierzu 
tritt  jedoch  die  Ausrüstung  für  den  Meldeamtsdienst,  bestehend  aus  dem 
Umschalter  H,  der  Anruf lampe  AL  nebst  den  Relais  HR  und  HR1,  weil 
diese  Schränke  am  Tage  zur  Vermehrung  der  Arbeitsplätze  des  Meldeamts 
dienen  sollen. 

Die  Rohrpost 

Die  von  der  Telephon-Apparat-Fabrik  E.  Zwietusch  &  Co.  in  Charlotten- 
burg ausgeführte  »Flachrohrpost«  ist  so  angeordnet  (vgl.  Fig.  21),  daß 
die  Gesprächsblätter  von  den  Meldeschränken  aus  mit  Saugluft  zunächst 
einer  Leitstelle  zugeführt  und  von  da  aus  mit  Druckluft  den  einzelnen 
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Arbeitsplätzen  der  Fernschränke  zur  Bearbeitung  zugewiesen  werden.  Nach 
Erledigung  der  Gespräche  gelangen  die  Blätter  durch  Saugluft  nach  einer 
Sammelstelle,  wo  sie  auf  die  richtige  Erledigung  hin  geprüft  und  zu  Ab- 
rechnungszwecken geordnet  werden.  Für  je  zwei  nebeneinander  liegende 
Arbeitsplätze  ist  ein  Sende-  und  ein  Empfangsapparat  vorgesehen. 

Die  aus  gezogenem  Messing  bestehenden  Rohre  haben  rechteckigen 
Querschnitt  bei  einer  lichten  Weite  von  10  x70  mm;  die  Wandstärke  der 
Rohre  beträgt  1,2  mm.  Die  Gesprächsblätter  (Fig.  22)  sind  etwas  schmaler  als 
die  Rohre  und  werden  vor  dem 

Einlegen  längs  einer  eingedrückten  Fig.  22. 

Faltlinie  so  umgefaltet,  daß  sich 
das  umgebogene  Ende  des  Blattes 
leicht  gegen  die  Rohrwandung 
spreizt.  Das  Blatt  wird  von  dem 
Luftstrome  mitgeführt  und  legt  in 
der  Sekunde  einen  Weg  von  etwa 
10  m  zurück.  Die  dauernd  im 
ganzen  Rohrsystem  strömende 
Druck-  und  Saugluft  wird  durch 
ein  Rootsches  Gebläse  erzeugt, 
das  seines  Geräusches  wegen  in 
einem  anderen  Räume  aufgestellt 
ist  ;  zum  Antriebe  dient  ein  Elektro- 
motor von  3,5  PS. 

Die  Sende-  und  Empfangsappa- 
rate für  Druckluftbetrieb  sind  von 
denen  für  Saugluftbetrieb  wesent- 
lich verschieden.  Bei  den  Druck- 
luftapparaten gehört  zu  jedem 
Sender  ein  Empfänger,  an  einen 
Saugluftempfänger  hingegen  sind 
bis  zu  17  Sender  angeschlossen. 
Einen  Sender  für  Druckluft  und 
den  zugehörigen  Empfänger  stellt 
Fig.  23  dar.  Beide  Apparate  stehen 
durch  eine  elektrische  Leitung 
(vgl.  Fig.  24)  in  gegenseitiger  Ab- 
hängigkeit. 

Der  Druckluftsender  besteht  aus 
zwei  nebeneinander  liegenden  Roh- 
ren Ri  und  R.2.  Rt  dient  zur  Zu- 
führung der  Druckluft,  die  durch 
eine  innen  liegende,  in  der  Zeich- 
nung dargestellte  Klappe  A",  in 
das    Rohr  Rl    übertreten  kann. 

Für  gewöhnlich  ist  die  Klappe  A'j  geschlossen,  so  daß  keine  Druckluft  in 
das  Rohr  R,  tritt. 

Das  Gesprächsblatt  wird  durch  die  in  der  Zeichnung  angegebene  Öff- 
nung eingeschoben,  wobei  sich  die  leicht  bewegliche  Klappe  A'2  nach  innen 
öffnet.  Durch  Drücken  des  Knopfes  T}  wird  die  mit  der  Druckluftleitung 
in  Verbindung  stehende  Klappe  A',  geöffnet,  Klappe  A'2  schließt  sich  selbst- 
tätig, und  gleichzeitig  wird  der  elektrische  Stromkreis  über  Widerstand  H", 
Kontakte  U...   Magnet  M  und  Kontakte  L\  geschlossen.    Der  Magnet  hält 
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den  Anker  .4  so  lange  fest,  und  die  Druckluft  strömt  infolgedessen  so  lange 
durch  die  geöffnete  Klappe  A.'p  bis  der  Zettel  unter  der  Einwirkung  der 
Druckluft  den  Yorsprung  V  an  der  Empfangsstelle  im  Vorbeistreichen 
hochhebt  und  den  Kontakt  L \  für  einen  kurzen  Zeitteil  unterbricht.  Für 
den  Fall,  daß  der  Knopf  7',  versehentlich  gedrückt  worden  ist,  wird  das 
Absperren  der  Druckluft  und  das  Unterbrechen  des  so  geschlossenen  Strom- 


Fig.  23.  Fig.  24. 


kreises  durch  Betätigung  des  Druckknopfes  T2  bewirkt,  indem  die  Kontakt- 
federn voneinander  abgehoben  werden. 

Die  Anordnung  der  Druckluftsender  in  der  wagerechten  Platte  des  Ver- 
teilertisches zeigt  die  Fig.  25,  auf  der  gleichzeitig  der  nachstehend  be- 
schriebene Saugluftempfänger  sichtbar  ist. 

Die  Rohrleitungen  sind,  soweit  als  irgend  möglich,  unterhalb  des  Fuß- 
bodens geführt  worden. 
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Die  Druckluftempfänger  sind  im  sogenannten  Spiegel  der  Fernschränke 
senkrecht  zum  Stöpselbrett  angeordnet,  wie  dies  in  Fig.  26  dargestellt  ist. 
Die  Druckluft  tritt  hinter  der  Schrankwand  in  die  Atmosphäre  aus,  so  daß 
eine  Belästigung  des  Personals  nicht  stattfindet,  während  das  Gesprächs- 
blatt durch  die  gitterartige  Drahtführung  auf  dem  Stüpselbrette  niedergelegt 
wird. 

Der  Saugluftsender  (Fig.  25)  besteht  aus  einem  auf  das  Saugleitungs- 
rohr aufgesetzten  Kasten,  der  durch  einen  mit  einem  Fingerloche  ver- 
sehenen Verschlußdeckel  zugedeckt  wird.  Der  Deckel  schneidet  gerade  mit 
der  Fläche  des  Stöpselbrettes  ab.  Durch  Emporheben  dieses  Deckels  wird 
eine  luftdicht  schließende,  im  Innern  gelegene 
Klappe  geöffnet,  und  der  auf  eine  schiefe  Fläche 
gelegte  Zettel  weggesaugt. 

Am  Ende  jeder  Saugleitung  ist  eine  verstellbare 
Düse  angebracht,  durch  die  die  Höbe  des  Vakuums 
und  die  Luftgeschwindigkeit  im  Saugrohre  beein- 
flußt wird.  Gleichzeitig  wird  die  angesaugte  Luft 
zwecks  Reinigung  von  Staub  und  Feuchtigkeit 
durch  ein  Filter  hindurchgeführt. 

Zum  Empfangen  der  mit  Saugluft  beförderten 
Zettel  dient  der  in  Fig.  27  schematisch  dargestellte 
luftdicht  geschlossene  Apparat,  der  sogenannte 
Saugluft- Empfänger.  Er  besteht  aus  zwei  luft- 
dicht eingepaßten  Walzen,  die  durch  einen  kleinen 
Elektromotor  mit  einem  Schneckengetriebe  dauernd 
in  einander  entgegengesetztem  Sinne  in  Umdrehung 
versetzt  werden.  Die  Walzen  sind  federnd  auf- 
einander gepreßt  und  so  dicht  an  der  Unterseite 
des  Gehäuses  eingepaßt,  daß  keine  Luft  von  außen 
in   das   Gehäuse  eindringt.    Die  Gesprächsblätter 

werden  durch  das  Saugrohr  von  oben  her  unmittelbar  bis  an  den  durch 
die  Walzen  gebildeten  Schlitz  herangeführt  und  von  diesen  ohne  Zutun 
des  Personals  herausgewalzt;  die  Vorrichtung  arbeitet  vollständig  ge- 
räuschlos. 

Der  Betrieb  der  Rohrpost  hat  sich  bisher  in  allen  ihren  Teilen  zufrieden- 
stellend abgewickelt  und  sehr  zur  Beschleunigung  des  Fernverkehrs,  zur 
Verminderung  des  Saalgeräusches  und  zur  Erhöhung  der  im  Fernamts- 
betriebe durchaus  nötigen  Ruhe  beigetragen. 

Diese  gesamte,  dem  Haupt-Fernsprechamt  in  Berlin  unterstellte  Fernamts- 
einrichtung hat  vom  ersten  Tage  an  völlig  zuverlässig  gearbeitet,  was  um- 
somehr  hervorgehoben  zu  werden  verdient,  als  zur  Abwicklung  des  Berliner 
Fernverkehrs  die  Mithilfe  aller  Vermittlungsanstalten  des  Berliner  Orts-, 
Vororts-  und  Nachbarortsnetzes  nötig  ist.  Zugleich  ist  dieses  gute  Betriebs- 
ergebnis ein  schönes  Zeugnis  für  die  Leistungsfähigkeit  der  bei  der  Ein- 
richtung beteiligten  beiden  Firmen. 
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Der  Turbinenschnelldampfer  „Lusitania"  der  Cunard-Linie. 

Die  Zahl  der  »Ozeanrenner«,  die  den  Verkehr  auf  der  Weltstraße 
zwischen  den  nordeuropäischen  Häfen  und  New  York  vermitteln,  ist  kürz- 
lich durch  ein  stolzes  Schiff,  den  Turbinenschnelldampfer  »Lusitania« 
der  Cunard-Linie  in  Liverpool  vermehrt  worden,  ein  Schiff,  das  alle  anderen 
an  Größe  weit  hinter  sich  läßt  und  auch  in  bezug  auf  Schnelligkeit  in  der 
ersten  Reihe  stehen  soll.  Wie  unseren  Lesern  aus  der  Mitteilung  im  Archiv 
1905,  S.  786,  bekannt  ist,  hat  die  Cunard-Linie  den  Dampfer  zusammen  mit 
einem  zweiten,  der  »Mauretania« ,  die  in  nächster  Zeit  in  Dienst  gestellt 
werden  wird,  auf  Grund  eines  Vertrags  mit  der  englischen  Regierung  in 
Bau  gegeben.  Durch  dieses  Abkommen  hat  sich  die  Schiffahrtsgesellschaft 
verpflichtet,  die  beiden  Dampfer  der  englischen  Admiralität  im  Falle  eines 
Krieges  als  Hilfskreuzer  zur  Verfügung  zu  stellen.  Ferner  ist  darin  be- 
stimmt, daß  die  beiden  Schiffe  in  regelmäßiger  Fahrt  eine  Geschwindigkeit 
von  243/4  Seemeilen  in  der  Stunde  entwickeln  müssen,  die  innerhalb  eines 
Jahres  nach  der  Indienststellung  auf  einer  Reise  nach  New  York  nachzu- 
weisen ist;  bei  den  Probefahrten  sind  sogar  25 '/4  Seemeilen  zu  leisten. 
Als  Gegenleistung  hat  die  englische  Regierung  die  Bausumme  gegen  die 
mäßige  Verzinsung  von  23/4  v.  H.  vorgeschossen  und  leistet  außerdem  eine 
beträchtliche  jährliche  Beihilfe. 

Da  die  mit  den  Kolbendampfmaschinen  der  neueren  Schnelldampfer  er- 
zielten Ergebnisse  es  als  ausgeschlossen  erscheinen  ließen,  daß  die  vertrag- 
mäßige Schnelligkeit  mit  Maschinen  solcher  Art  erreicht  werden  würde,  entschied 
sich  die  Cunard-Linie  auf  einstimmigen  Vorschlag  der  zur  Prüfung  der 
Frage  eingesetzten  Kommission  und  auf  Grund  der  günstigen  Erfahrungen 
mit  ihrem,  allerdings  wesentlich  kleineren  Turbinendampfer  »Carmania«  für 
die  Verwendung  der  Dampfturbine. 

Uber  die  Größenverhältnisse  und  die  Einrichtung  der  »Lusitania« 
mögen  einige  Angaben  folgen,  die  sich  auf  Mitteilungen  im  »Scientific 
American«  und  »Engineering«  stützen.  Das  Schiff  ist  auf  der  Werft 
von  John  Brown  &  Co.,  Clydebank  erbaut  und  im  Frühjahre  1906 
vom  Stapel  gelassen  worden.  Dem  eigentlichen  Bau  gingen  eingehende 
Versuche  mit  einem  eigens  entworfenen  Modelle  voraus,  die  den  Zweck 
hatten,  die  günstigste  Form  für  den  Schiffskörper  zu  finden.  Mit  welch 
riesenhaften  Abmessungen  wir  es  bei  dem  neuen  Schnelldampfer  zu  tun 
haben,  geht  schon  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  das  für  den  Stapellauf 
fertige  Schiff  ein  Gewicht  von  etwa  16000  Tonnen  besaß.  Es  hat  eine 
größte  Länge  von  785  Fuß  (239,2  m),  eine  größte  Breite  von  88  Fuß 
(26,8  m),  eine  Raumtiefe  von  60  Fuß  (18,4  m)  und  einen  Tiefgang  von 
mehr  als  33  Fuß  (10,2  m);  zwischen  den  Loten  mißt  es  760  Fuß  (231,6  m) 
und  vom  Kiel  bis  zur  Spitze  des  Steuerhauses  rund  100  Fuß  (30  m),  eine 
Höhe,  welche  die  eines  mittleren  vierstöckigen  Hauses  fast  um  die  Hälfte 
übertrifft.  Die  Wasserverdrängung  beträgt  38  000  Tonnen,  der  Bruttoraum- 
gehalt  32  500  R.  T.  Ein  Vergleich  mit  den  bislang  größten  Schnelldampfern, 
dem  »Kaiser  Wilhelm  II.«  und  der  kürzlich  in  den  Schnelldampferdienst 
eingereihten  »Kronprinzessin  Cecilie«  des  Norddeutschen  Lloyd  zeigt,  daß  die 
»Lusitania«  sie  wesentlich  an  Größe  übertrifft,  z.  B.  um  rund  24  m  in  der 
Länge,  4,8  m  in  der  Breite  und  um  1 1  000  bis  12000  Tonnen  in  der  Wasserver- 
drängung. Sie  besitzt  zwei  vollständige  Böden,  die  1,5  m  Abstand  vonein- 
ander haben,  und  neun  Decks.  Durch  1 5  Querschotten  ist  der  Schiffsrumpf 
in  175  wasserdichte  Abteilungen  zerlegt.    Mittels  einer  selbsttätig  wirkenden 
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hydraulischen  Schließeinrichtung  können  sämtliche  Verbindungstüren  in  den 
Schotten  bei  einem  Zusammenstoß  oder  bei  sonst  drohender  Gefahr  von 
der  Kommandobrücke  und  von  verschiedenen  anderen,  über  das  Schiff  ver- 
teilten Punkten  gleichzeitig  geschlossen  werden. 

Bei  voller  Besatzung  vermag  der  Dampfer  540  Reisende  I.  Klasse,  460 
IL  Klasse  und  1200  III.  Klasse  über  den  Ozean  zu  tragen;  mit  Einrechnung 
der  etwa  800  Mann  zählenden  Besatzung  finden  daher  rund  3000  Personen 
auf  dem  Schiffe  Unterkunft,  also  mehr  als  die  Bevölkerungsziffer  mancher 
Kleinstadt  beträgt.  Von  der  Schiffsmannschaft  wird  ungefähr  die  Hälfte 
durch  den  Dienst  an  den  Maschinen  in  Anspruch  genommen.  Für  das 
Wohlbefinden  und  die  Bequemlichkeit  der  Fahrgäste  ist  in  weitgehendem 
Maße  gesorgt;  besonders  zeichnen  sich  die  Kajüten  durch  Geräumigkeit 
aus.  Ihre  lichte  Höhe  beträgt  im  allgemeinen  23/4  m,  die  der  Speisesäle 
und  sonstigen  Prunkräumc  3,3  m.  Die  Räume  erhalten  durch  1200  Fenster 
und  Seitenlichtcr  reichliche  natürliche  Beleuchtung;  für  die  künstliche  Be- 
leuchtung ist  eine  ausgedehnte  elektrische  Beleuchtungsanlage  vorgesehen, 
die  5000  Glühlampen  und  insgesamt  etwa  320  km  Zuführungsdrähte  enthält; 
die  Hauptleitungen  bestehen  aus  fast  4  cm  starken  Kabeln.  Ferner  sind 
acht  elektrisch  betriebene  Aufzüge  vorhanden,  von  denen  zwei  dem  Ge- 
brauche der  Fahrgäste  dienen,  während  die  sechs  anderen  zur  Beförderung 
der  Post  und  Güter  sowie  zu  ähnlichen  Zwecken  bestimmt  sind.  Für  den 
Telegraphenverkehr  mit  dem  Lande  und  mit  anderen  Schiffen  befindet  sich 
eine  Marconistation  für  drahtlose  Telegraphie  an  Bord,  auch  verfügt  der 
Dampfer  über  ein  weit  verzweigtes  Fernsprechnetz. 

Wenn  schon  die  gewaltigen  Abmessungen  des  Riesendampfers  und  die 
im  vorstehenden  beschriebenen  Einrichtungen  Bewunderung  erregen,  so  gilt 
dies  in  noch  höherem  Grade  für  die  Kessel-  und  Maschinenanlagen,  die 
alles  in  dieser  Beziehung  bisher  Dagewesene  in  den  Schatten  stellen.  Hält 
man  sich  vor  Augen,  daß  die  Maschinenleistung  der  neueren  Schnelldampfer 
bis  jetzt  über  38000  bis  40000  indizierte  Pferdekräfte  nicht  hinausging, 
daß  die  Maschinen  der  »Lusitania«  zur  Erreichung  der  vertraglich  fest- 
gelegten Schnelligkeit  aber  für  68000  bis  70000  Pferdekräfte  berechnet 
werden  mußten,  und  daß  es  sich  gleichzeitig  um  die  Ersetzung  der 
Kolbendampfmaschine  durch  die  Dampfturbine  handelte,  so  kann  man  sich 
ungefähr  eine  Vorstellung  von  der  Schwierigkeit  der  den  Erbauern  ge- 
stellten Aufgabe  machen.  Der  Dampf,  der  den  Riesenmaschinen  zuzuführen 
ist,  wird  in  23.  in  vier  Abteilungen  untergebrachten  Zwillings-  und  zwei 
Einfach- Zylinderkesseln  mit  zusammen  192  Feuerungen  erzeugt;  die 
Zwillingskessel  haben  5,25  m  im  Durchmesser  und  eine  Länge  von  6,4  m. 
Die  Rostflächc  mißt  insgesamt  rund  370  qm.  und  die  Heizfläche  rund 
14800  qm.  Der  tägliche  Kohlenverbrauch  wird  auf  etwa  1 100  Tonnen  ge- 
schätzt, also  auf  etwa  400  Tonnen  mehr,  als  der  des  vorerwähnten  Lloyd- 
dampfers beträgt.  Um  den  V  erbrennungsvorgang  in  den  Feuerungen  mög- 
lichst zu  unterstützen,  wird  den  Rosten  durch  große,  elektrisch  angetriebene 
Lüfter  künstlich  Luft  zugeführt.  Im  Verhältnisse  zur  Größe  der  Kessel- 
anlage steht  auch  die  der  vier  Schornsteine  des  Dampfers.  Sie  sind,  um 
den  Luftwiderstand  bei  schneller  Fahrt  möglichst  gering  zu  halten,  von 
elliptischem  Querschnitt  und  messen  in  der  Richtung  der  größeren  Achse 
über  7  m,  in  der  der  kleineren  etwa  5,5  m;  zwei  Eisenbahnzüge  könnten  durch 
die  Schornsteine  nebeneinander  hindurchfahren,  ohne  sich  oder  die  Wände 
irgendwo  zu  berühren. 

Die  Maschinenanlage  der  »Lusitania«  besteht  aus  Dampfturbinen  nach 
dem  System  Parsons.  und  zwar  sind  für  die  Vorwärtsbewegung  vier  Tur- 
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binen  vorhanden,  von  denen  je  eine  Hochdruck-  und  eine  Niederdruckturbine 
auf  jeder  Seite  des  Dampfers  liegen;  beide  Abteilungen  sind  vollständig 
voneinander  getrennt,  so  daß  selbst  bei  völliger  Außerbetriebsetzung  einer 
Abteilung  die  Fahrt,  wenn  auch  mit  verminderter  Geschwindigkeit,  auf- 
rechterhalten werden  kann.  Damit  die  Kessel  und  Maschinen  der  Ein- 
wirkung äußerer  Störungen  möglichst  entzogen  werden,  sind  die  Kohlen- 
bunker, die  7000  Tonnen  Kohlen  zu  fassen  vermögen,  so  angeordnet,  daß 
sie  die  Maschinenräume  usw.  zu  beiden  Seiten  nach  außen  abschließen. 
Jede  der  vier  Turbinen  treibt  eine  dreiflügelige  Schraube  von  etwa  5,2  m 
Durchmesser  und  einem  Gewichte  von  20  Tonnen.  Ein  Paar  der  Schrauben 
liegt  beiderseits  des  Steuerruders,  ein  zweites,  äußeres  Paar  etwa  23  m 
weiter  vorn.  Die  beiden  äußeren  Schrauben,  die  nach  innen  schlagen, 
werden  durch  die  Hochdruckturbinen,  die  beiden  inneren,  nach  außen 
schlagenden  Schrauben  durch  die  Niederdruckturbinen  angetrieben.  Bei 
voller  Fahrt  machen  die  vier  Schrauben  wellen  in  der  Minute  je  188  bis  190 
Umdrehungen.  Für  die  Fahrt  nach  rückwärts  ist  auf  den  hinteren  Enden 
der  beiden  von  den  Niederdruckturbinen  angetriebenen  Wellen  je  eine  be- 
sondere Turbine  angebracht,  die  bei  der  Fahrt  voraus  leer  mitläuft.  Das 
Gehäuse  jeder  der  Hochdruckturbinen  hat  mehr  als  7,5  m  Länge  und  einen 
größten  inneren  Durchmesser  von  rund  3  m.  Noch  erstaunlichere  Ab- 
messungen weisen  die  Niederdruckturbinen  auf  ;  sie  messen  mit  Einrechnung 
der  auf  ihren  Wellen  unmittelbar  hinter  ihnen  anschließenden  Turbinen  für 
die  Rückwärtsfahrt  nicht  weniger  als  27  m  in  der  Länge,  während  die 
größte  lichte  Weite  des  Gehäuses  rund  5  m  beträgt;  das  Gewicht  beläuft 
sich  auf  rund  430  Tonnen,  wovon  mehr  als  200  Tonnen  auf  die  umlaufenden 
Teile,  die  sogenannten  Rotoren,  entfallen.  Die  Gesamtzahl  der  in  allen 
Turbinen  angebrachten  Schaufeln  beträgt  etwa  3000000;  ihre  Größe  wächst 
von  wenigen  Zentimetern  an  den  Punkten  des  stärksten  Dampfdrucks  bis 
zu  etwa  55  Zentimetern  auf  der  Seite  des  niedrigeren  Druckes. 

Das  Steuerruder,  das  zwei  Vorgelege  hat,  eins  davon  unter  der  Wasser- 
linie, wiegt  nahe  an  65  Tonnen;  der  Ruderkopf  hat  einen  Durchmesser  von 
über  60  cm.  Jeder  der  drei  Anker  des  Riesenschiffs  besitzt  das  ansehnliche 
Gewicht  von  10  Tonnen;  die  zugehörigen  Ankerketten  sind  zusammen  rund 
550  m  lang  und  bestehen  aus  handgeschmiedeten,  60  cm  langen  und  0.5  cm 
starken  Gliedern. 

Die  Probefahrten  haben  im  Laufe  des  Sommers  stattgefunden  und 
sollen  in  jeder  Beziehung  zur  Zufriedenheit  ausgefallen  sein.  Bei  der  Meilen- 
fahrt wurden  26  Seemeilen,  bei  der  zweitägigen,  über  eine  Strecke  von 
1200  Seemeilen  führenden  Vollkraftfahrt  25  '/4  Seemeilen  für  die  Stunde 
erreicht;  auch  der  Kohlenverbrauch  soll  der  Vorausberechnung  entsprochen 
haben.  In  den  darüber  veröffentlichten  Berichten  werden  ferner  die  gute 
Manövrierfähigkeit  des  Dampfers  und  der  ruhige,  von  Erschütterungen 
freie  Lauf  hervorgehoben.  Anfang  September  hat  die  »Lusitania«  ihre 
von  weiten  Kreisen  mit  größter  Spannung  erwartete  erste  Ozeanreise  von 
Liverpool  nach  New  York  angetreten.  Die  auf  dieser  Reise  erzielte  Durch- 
schnittsgeschwindigkeit betrug  23,01  Seemeilen  in  der  Stunde,  und  die  beste 
Leistung  an  einem  Tage  593  Seemeilen,  was  einer  Stundengeschwindigkeit 
von  24,7  Seemeilen  entspricht.  Die  Rekordfahrten  der  beiden  schnellsten 
deutschen  Schiffe  »Kaiser  Wilhelm  II.«  und  »Deutschland«  mit  der  stünd- 
lichen Durchschnittsgeschwindigkeit  von  23,58  und  23,51  Seemeilen  sind  also 
nicht  übertroffen  worden;  der  Ruhm,  die  schnellsten  Reisen  über  den  Ozean 
ausgeführt  zu  haben,  verbleibt  daher  vorläufig  noch  diesen  Dampfern.  Auf 
den  ersten  Blick  scheint  das  Ergebnis  denjenigen  Recht  geben  zu  wollen, 
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die  daran  zweifelten,  daß  die  im  Vertrage  festgelegte  Schnelligkeit  für  die 
ganze  Ozeanstrecke  durchgehalten  werden  würde.  Zieht  man  jedoch  in 
Betracht,  daß  die  Maschinen  sich  erst  einlaufen  müssen,  und  die  Mannschaft 
mit  ihnen  noch  nicht  genau  vertraut  ist,  so  liegt  es  sehr  wohl  im  Bereiche 
der  Möglichkeit,  daß  die  gewährleistete  Schnelligkeit  unter  günstigen  Wasser- 
und  Windverhältnissen  noch  erreicht  werden  wird.  Wie  dem  aber  auch  sei, 
jedenfalls  hat  das  Schiff  schon  den  vollen  Beweis  für  seine  große  Leistungs- 
fähigkeit erbracht  und  kann  mit  Recht  als  ein  Meisterwerk  der  Schiffsbau- 
kunst  bezeichnet  werden,  auf  das  Besitzerin  und  bauausführende  Firma  mit 
berechtigtem  Stolze  blicken  können. 


Post  und  Universität 
Bibliographische  Studie  von  Postsekretär  G.  Rennert  in  Dresden. 

Als  im  Jahre  1224  durch  Friedrich  II.  die  erste  Reichshochschule  zu 
Neapel  errichtet  worden  war,  also  zu  einer  Zeit,  in  der  man  an  geordnete 
Posten  und  ähnliche  Einrichtungen  noch  nicht  dachte,  wurden  den  dorthin 
kommenden  Studenten  Schutz  und  allerlei  Rechte  versprochen,  und  Boten 
mußten  es  überallhin  verkünden,  daß  den  dem  Studium  in  Neapel  ob- 
liegenden Schülern,  die  ihr  Vaterland  verlassen  hatten,  und  auch  ihren 
Boten  jeder  Schutz  auf  der  Reise  und  in  Neapel  gewährt  würde. 

Die  Studierenden  konnten  mit  ihren  Angehörigen  in  der  Heimat  nur 
durch  Vermittlung  besonderer  Boten  in  Briefwechsel  treten.  Dies  führte 
mit  der  Zeit  zur  Einrichtung  eigener  Botenanstalten  an  den  Universitäten. 

Über  Universitäts  -  Botenanstalten  im  allgemeinen  und  über  die 
Boten  der  Pariser  Universität  im  besonderen  hat  die  Union  postale  in 
den  Jahrgängen  1884  und  1879  eingehende  Mitteilungen  gebracht;  ferner 
hat  über  die  Pariser  und  Heidelberger  Universitätsboten  von  Kirchenheim 
berichtet  in  seinem  Aufsatze  »Die  Universitätsbotenanstalten  des  Mittel- 
alters« in  der  Festschrift  zur  fünfhundertjährigen  Stiftungsfeier  der 
Universität  Heidelberg;  von  diesem  interessanten  Aufsatze  gibt  auch  das 
Archiv  1886,  S.  545  ff .  Kunde.  Dem  auf  S.  128  der  Festschrift  geäußerten 
Wunsche  des  letztgenannten  Verfassers,  daß  von  vorhandenen,  die  Boten- 
anstalten an  den  einzelnen  Universitäten  betreffenden  Urkunden  seitens 
der  Universitäten  Abschriften  genommen  und  dem  Reichs  -  Postamt  über- 
mittelt werden  möchten,  um  eine  Vereinigung  aller  Mitteilungen  und 
Belege  über  die  Universitäts  -  Botenanstalten  zu  erzielen,  scheint  man  nicht 
in   der  erwarteten   Weise  nachgekommen   zu   sein ;   denn   in  der  großen 


Bibliographie  der  deutschen  Universitäten  von  Willi.  Erman  und  Ewald 
Horn  (3  Bde.  1904,  Berlin)  ist  bei  den  Schriften  über  jene  wichtige  Ver- 
kehrseinrichtung des  Mittelalters  neben  einigen  anderen  Autoren  nur 
noch  Johann  Peter  Ludwig  angegeben.  In  dessen  »Gesamten  Kleinen  Q 
Tcutschen  SchrifTten«  *)  vom  Jahre  1705  (Halle  im  Magdeburgischen)  ist 
S.  91  im  3.  Stücke  »Vom  Missbrauch  der  Zeitungena  der  Anstalt  »der  L, 
Universitäts-Bothen«  wie  folgt  Erwähnung  getan:  »Dahero  gewisse  Nationen,  Kj 

  W 

*  Kgl.  üffentl.  Bibliothek  Dresden.    Miscell.  401.  ff,r 
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wenn  sie  auf  einer  Universität  viel  Landes  Kinder  gehabt  /  gewisse  und 
eigene  Universitäts- Bothen  mit  nicht  geringem  Kosten  weil  anders  keine 
Gelegenheit  war  /  gehalten  haben  /  die  auch  eben  so  lange  noch  nicht  ab- 
kommen sind;  also  hat  man  damahls  auch  die  correspondentzen  anstehen 
lassen  müssen  /  weil  es  nicht  eines  privat  Mannes  Thun  gewesen  alle 
Wochen  einen  Bothen  nach  Pariß  zuschicken  /  der  mitbrächte  /  was  da- 
selbst neues  passire.  Welches  in  der  That  vor  dem  Auffkommen  der 
ordinaire  Posten  große  Herren  thun  musten  /  so  offt  nemlich  Ihnen  daran 
gelegen  war  /  von  einem  Staat  und  dessen  führenden  conduite  stätige  Nach- 
richt einzunehmen.  Und  daß  zu  Ausgang  des  vorigen  und  Anfang  des 
jetzigen  seculi  es  also  mühesam  und  kostbahr  mit  dergleichen  Dingen  ge- 
wesen /  kan  man  aus  Langueti  Epistolis  die  er  nicht  anders  als  durch 
eigene  Boten  fortbringen  können  /  un  den  gantzer  30.  Jahr  währenden 
Krieg  /  der  auch  nicht  änderst  zugelassen  /  genugsam  ersehen.  So  bald  aber 
nach  der  Hand  Teutschland  hinter  das  arcanum  der  Posten  kommen  ;  wie 
dabey  einem  großen  Herrn  seine  führende  Correspondentz  Frembde  gleich- 
sam bezahlen  müssen ;  so  ist  das  hin  und  her  schreiben  von  neuen  Zeitungen 
angegangen  u.  s.  f.« 

Wie  ferner  Alfred  Karll  in  einem  »Die  Reformation  und  die  Wittenberger 
Universitätsboten«  betitelten,  im  Heft  1,  Bd.  IV  des  Archivs  für  Kultur- 
geschichte veröffentlichten  interessanten  Aufsatze  näher  ausführt,  läßt  sich 
aus  Hamburger  Quellen  nachweisen,  daß  auch  bei  der  Universität  Wittenberg, 
ebenso  wie  bei  ihren  Schwestern  Paris  und  Heidelberg,  im  engen  Zusammen- 
hange mit  der  alma  mater  Verkehrseinrichtungen  zur  Beförderung  von 
Briefen,  Päckereien  und  Personen  bestanden  haben. 

Die  Listen  Hamburger  Studierender  in  Wittenberg  aus  damaliger  Zeit 
sind  umfangreich,  und  die  Kämmerei  -  Rechnungen  Hamburgs  aus  dem 
16.  Jahrhunderte  geben  uns  Kunde,  wie  die  den  Verkehr  der  Hamburger 
Studenten  Wittenbergs  mit  der  Heimat  vermittelnden  Universitätsboten  die 
fehlenden  Posteinrichtungen  ersetzten.  Wenn  die  Wittenberger  Läufer,  die 
nuntii  oder  nunetii,  in  den  Rechnungen  auch  nicht  ausdrücklich  als  Univer- 
sitätsboten bezeichnet  sind,  so  darf  das  nicht  auffallen,  weil  die  Kämmerer 
von  Hamburg  den  Eintragungen  in  den  Ausgabebüchern  selten  unnötige 
Vermerke  hinzusetzten.  Da  seit  1422  auch  der  Kurfürst  von  Sachsen 
nicht  mehr  in  Wittenberg  Hof  hielt,  so  kann  als  unmittelbare  oder  mittel- 
bare Gründerin  der  Verkchrsanstalt  der  Boten  überhaupt  nur  die  Universität 
in  Frage  kommen.  Groß  ist  die  Zahl  der  verschiedenen  Aufträge,  zu 
deren  Ausführung  die  Wittenberger  Boten  vom  Hamburger  Senat  oder  den 
Eltern  der  Musensöhne  benutzt  wurden.  In  Karl  Koppmanns  Kämmerei- 
Rechnungen  der  Stadt  Hamburg  (Hamburg  1883)  finden  sich  im  Bd.  V, 
S.  360  und  S.  200  und  Bd.  VI,  S.  327  usw.  die  Nachweise  eines  regen 
Briefwechsels  der  Stadt  mit  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  und  mit  Luther. 

So  erscheint  im  Jahre  1528:  4  U  16  ß  nunetio  ad  dominum  Johannem 
electorem  imperii  et  ad  doctorem  Lutter  in  Wittenberge. 

Sechs  Jahre  früher  finden  wir  bei  den  Hamburger  Senatsboten  das 
heutige  Giroverfahren:  1522  cursori  versus  Nuremberge  ad  Romanam 
curiam  per  banchum  transcribendum  5  ß.  6  ß. 

Ein  junger  Hamburger,  namens  Franz  Timmermann,  der  wegen  seiner 
Leistungen  in  der  Malerei  auf  Kosten  des  Senats  zum  Meister  Lucas 
Kranach  nach  Wittenberg  gegeben  wurde,  trat  die  Reise  in  Begleitung  eines 
Wittenberger  Universitätsboten  an,  wofür  der  Bote  außer  der  Vergütung 
für  die  Reise  noch  ein  Trinkgeld  vom  Senat  erhielt:  1538  12  ß  pro  biba- 
libus  cuidam  tabellario  Wittenbergensi ,  cum  quo  proficiscebatur  Franciscus 
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Timmermann  ad  magistrum  Lucam  Cranach  pictorem,  quem  senatus  desti- 
navit  apud  eundem. 

Im  Jahre  darauf  folgte  für  den  Senat  ein  Gemälde  des  Künstlers  durch 
einen  Wittenherger  Boten,  namens  Nikolaus  Härder,  der  wiederum  eine  Geld- 
summe des  Senats,  3  6  19  ß,  zur  Beschaffung  eines  Kleidungsstücks  für  den 
jungen  Maler  mit  zurücknahm. 

Auch  größere  Geldsummen  wurden  den  Boten  anvertraut,  wie  aus  dem 
Trinkgcldvermcrke  für  den  Boten  hervorgeht,  der  einen  Betrag  für  die 
Söhne  des  Dr.  Reifsteck,  die  hei  Melanchthon  ihren  Studien  oblagen,  mit- 
nahm: 1539  6  ß  cuidam  tabellario  Wittenbergensi  pro  bibalibus,  qui  tulit 
Stipendium  doctoris  Friderici  Reif  steck  ad  Wittenbergam  ad  dominum 
Philippum  Melanchthon  ad  usum  filiorum  doctoris  Friderici. 

In  den  Annalen  der  Universität  zu  Wittenberg,  von  Joh.  Christian 
Aug.  Grohmann  (Meißen  1801),  sind  die  Universitätsboten  im  2.  Teile,  S.  224 
erwähnt:  »des  Bothen  Weibe  solle  bei  Festlichkeiten  zu  Ehren  einen  neuen 
Doktor  usw.  nichts  mehr  vom  Essen  und  Trinken  abgefolgct,  sondern 
sonsten  am  Gelde  ein  gewisses,  darüber  man  sich  zu  vergleichen,  ihnen 
abgestattet  werden«.  Die  »Geleitsbedienten«,  die  nach  einem  Befehle  des 
Kurfürsten  von  1085  als  »membra  academica  sich  ansehen  dürfen,  alsofort 
beym  Rectore  Magnifico  schriftlich  einkommen  sollen  und  sich  dann  dem 
Foro  Academico  in  Klagsachen  unterwerfen«  dürfen,  sind  sicherlich  die 
Boten  der  Universität  gewesen  (S.  40  ebenda). 

Einen  lebhaften  Verkehr  und  rege  Beziehungen  unterhielt  die  Witten- 
berger Universität  und  ihre  Botenanstalt  mit  der  im  Jahre  1576  errichteten 
Julius-Karl-Universität  zu  Helmstedt.  Von  argen  Belästigungen,  die  sich 
die  Studenten  dieser  1810  aufgehobenen  Hochschule  der  Post  gegenüber 
erlaubten,  gibt  uns  ein  Erlaß  des  Prorectors  Kenntnis,  der  sich  in  einem 
in  der  Königl.  Bibliothek  zu  Berlin  (Ay  30102,  Hist.  litt.  Universit.  1833) 
verwahrten  Bande  gedruckt  vorfindet,  und  der,  ohne  Jahr  und  Datum  in 
Helmstedt  gedruckt,  von  Erman  und  Horn  in  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
verlegt  wird,  während  er  nach  Richard  Schlicht  (Nr.  21,  Jahrgang  1897. 
S.  163  des  Braunschweigischen  Magazins)  vom  II.  Mai  1797  stammt. 

Dieser  im  folgenden  wörtlich  wiedergegebene  Erlaß  interessiert  uns  des- 
halb besonders,  weil  nach  seinem  Inhalte  die  Mittwochs  und  Sonnabends 
in  Helmstedt  angekommenen  Briefe  für  die  Studenten,  wenn  diese  sie  am 
anderen  Morgen  nicht  abholten,  durch  einen  besonders  bestellten  und  ver- 
eidigten Briefträger  den  Musensöhnen  unentgeltlich  überbracht  wurden. 

Der  Erlaß  lautet: 

»Wir  Prorector  und  Professores  der  Julius- Carl  -  Universitaet 
allhie.  fügen  Unscrn  Civibus  academicis,  wie  auch  allen  unter 
Unserer  Jurisdiction  stehenden  hiemit  zu  wissen:  Wie  wir  mit 
vielen  Mißfallen  vernehmen  müssen,  daß  denen  vielfältig  ergangenen, 
und  oft  wiederholten  öffentlichen  Verbothen  ohngeachtet,  bei  Ankunfft 
der  hiesigen  Posten  verschiedener  Unfug  ausgeübet,  indem  diese  nicht 
allein  außerhalb  der  Stadt  zu  Pferde  und  zu  Fusse  eingeholet.  und 
unter  heftigen  Schreyen  und  Ruffen  auf  der  Gaße  bis  ans  Post- 
haus begleitet,  sondern  auch  zu  grossester  Beschwerde  derer  An- 
kommenden ins  Posthaus  eingedrungen,  die  Passagiers  turbiret, 
auch  bey  Ablesung  der  Post  -  Charte  und  Abfoderung  der  Briefe 
allerhand  wieder  die  Ehrbarkeit  und  gute  Sitten  laufende  Hand- 
lungen vorgenommen  werden.  Wann  nun  Unsers  gnädigsten 
Herzogs  Hochfürstl.   Durchlaucht  dergleichen  Unwesen  durchaus 
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abgeschaltet  wissen  wollen,  und  zu  Beybehaltung  der  öffentlichen 
Ruhe,  durch  ein  besonders  gnädigstes  Rescript  die  heilsame  Ver- 
fügung gemacht,  daß  hinkünftig  in  den  hiesigen  Posthause  bey 
Ankunft  der  Posten  die  Post  -  Charte  nicht  des  Mittwochens  und 
Sonnabend  Abends,  sondern  erst  des  folgenden  Morgens  um  8  Uhr 
ausgehänget,  und  eben  benannte  Abende  kein  Brief  ausgegeben, 
vielmehr  gleich fals  des  andern  Morgens  nach  ausgehängter  Post- 
Charte verabfolget;  die  alsdann  nicht  abgefoderten  Briefe  aber 
durch  einen  dazu  besonders  bestehen  und  beeydigten  Briefträger 
ohnentgeldlich  bestellet  werden  sollen  ;  als  wird  solches  allen  Civibus 
aendemicis  und  andern  unter  Unser  Jurisdiction  stehenden,  damit 
sich  keiner  mit  der  Unwissenheit  entschuldigen  möge,  Kraft  dieses 
öffentlichen  Anschlages  kund  gethan ,  und  zugleich  auf  Höchst- 
gedachtc  Unsers  gnädigsten  Herrn  Durchlaucht  Speciellen  Befehl 
das  Gehen  nach  der  Post  am  Mittwochen  und  Sonnabend  Abend, 
das  Singen  und  Lermen  bey  Ankunft  der  Post,  auch  das  Entgegen- 
reiten und  Gehen  dieser  Post,  in  und  ausser  der  Stadt  hiemit 
gänzlich  und  auf  das  Nachdrücklichste  untersaget,  mit  der  ernst- 
lichen Bedeutung,  daß  wer  gegen  dieses  Ycrboth  zu  handeln  sie  Ii 
gelüsten  lässet ,  das  erstemal  mit  dem  Carcer,  der  Remotion  aus 
dem  Convictorio ,  und  zum  zweytenmalc  mit  der  Relegation  ohne 
alles  Nachsehen  bestraffet  werden  solle. 

Da  auf  die  Übertreter  genaue  Kundschafft  gelegt  werden  soll, 
so  tragen  wir  zu  Unsern  Civibus  das  feste  Vertrauen,  sie  werden 
samt  und  sonders  Serenissimi  gnädigsten  Willen  unterthänigst  zu 
befolgen,  und  Unsern  väterlichen  und  wohlgemeinten  Ermahnungen 
zu  gehorchen,  wie  rechtschaffenen  und  wohlgesitteten  Studiosis  zu- 
kömt,  nicht  unterlassen,  sich  für  Schaden  fleißig  hüten,  und  durch 
Ausübung  aller  Ehrbarkeit  und  anständigen  Sitten  Einheimischen 
und  Auswärtigen  ein  löbliches  Heyspiel  der  Tugend  seyn.« 

Gegeben  Helmstedt. 

(o.  J.  o.  D.)  L  g 

Die  von  Braunschweig  Mittwochs  und  Sonnabends  morgens  \29  Uhr 
abgehende  geschwindfahrende  Post  über  Königslutter  traf  demnach  in 
Helmstedt  an  demselben  Tage  abends  ein,  was  sich  auch  in  den  ver- 
schiedenen Ausgaben  von  1709  bis  1 741  (der  IX.  verbesserten  Ausfertigung) 
der  »vornehmsten  Europäischen  Reisen  und  57  accuraten  Post  und  Botcn- 
Chartcn«  (Hamburg  bei  Christin  Herold)  bestätigt  findet. 

Die  verschiedenen  in  früherer  Zeit  erlassenen  Schuldgesetze  lassen  er- 
kennen, daß  auch  die  Posteinrichtungen  davon  in  Mitleidenschaft  gezogen 
wurden.  So  findet  sich  im  Jahre  1586  in  Rehtmeiers  Braunschweigisch- 
Lüneburgischer  Chronik,  Tom.  II,  S.  1061  eine  Angabe,  daß  der  »gute  und 
fromme  Fürst,  Herzog  Julius  von  Braunschweig  fast  täglich  geplaget 
wurde,  daß  tägliche  Klagen  einliefen ,  daß  sie  (die  Leute  und  Studenten) 
für  andrer  Leute  Schulden  arretieret  und  beschweret  würden,  über  Bier- 
und  Mumme  -  Schulden  viele  und  hohe  Beträge  eingeklagt  werden  mußten, 
daß  dan  im  Thor  alhie  alle  angebrachte  Briefe,  sie  kamen  her,  wo  sie 
wollten,  numeriret  und  von  wenn  sie  abgeschicket ,  verzeichnet  werden 
mußten«  usw. 

Nach  Theod.  Muther  (Zur  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  und  der 
Universitäten  in  Deutschland,  Jena  1876,  S.  252  fr.)  und  auch  nach  Denifle 
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(Universitäten  des  Mittelalters)  waren  die  meisten  älteren  deutschen  Hoch- 
schulen mit  kirchlichen  Stiftungen ,  Pfarreien .  Pfründen  und  Präbenden 
verbunden,  so  daß  die  Annahme,  die  Universitätsboten  seien  sehr  oft  die 
Nachfolger  von  Boten  der  geistlichen  Orden  gewesen,  nicht  von  der  Hand 
zu  weisen  ist. 

Eine  bisher  unbekannte  und  schöne  Abbildung  eines  Geldboten,  der 
gleichsam  als  Retter  in  der  Not  zu  schwelgenden  Studenten  in  der  Tracht 
des  16.  Jahrhunderts  kommt,  findet  sich  in  dem  überaus  seltenen  Werke 
»Speculum  Cornelianum«  vom  Jahre  1608,  Straßburg  bei  Jacobum  von  der 
Heyden,  als  Bild  12  vor.  Ein  Exemplar  dieses  im  Jahre  1879  in  nur 
50  Exemplaren  neu  gedruckten  Bilderwerkes  findet  sich  in   der  Königl. 


Bibliothek  zu  Berlin  (Nr.  8070).  Es  enthält  120  Tafeln  und  5  Blatt  Text 
nebst  dem  Stammbuch  eines  Junggesellen. 

Das  Bild  des  Geldboten  mit  der  Unterschrift: 

»Ite  proeul  curae:  cum  spes  longinqua  vagatur 
Aureus  apparet  saepius  ille  deus: 
Traws  wer  da  will:  botz  wie  gar  offt 
Komet  der  Peci  Bots  unverhofft.« 

(s.  Abbildung)  zeigt  uns  den  Geldbotcn  seinen  Brief  vorweisend,  den  Spieß 
—  das  damalige  Botenzeichen  —  über  der  Schulter  und  die  Bestelltasche 
umgehängt.  Dieses  Bild  dürfte  als  Gegenstück  zu  dem  im  Reichs-Post- 
museum  (Katalog- Nr.  4,  S.  Iii)  befindlichen,  der  Nachbildung  eines  Geld- 
postboten in  dem  Stamm-  und  Wappenbuche  (Cöln  1615),  von  Interesse  sein. 

Auch  hinsichtlich  der  Bespannung  und  des  Wagenbaues,  der  Ausrüstung 
der  Zug-  und  Lasttiere  des  16.  Jahrhunderts  ist  das  Speculum  Cornelianum 
(Erlebnisse  des  Studenten  Cornelius)  von  nicht  geringer  Bedeutung;  dies 
zeigt  z.  B.  das  47.  Bild,  das  »eine  Schlittenfahrt  des  Studenten  mit  einer 
Jungfrau«  darstellt. 
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Schiffsverkehr  im  Suezkanale.  Nach  der  vom  ägyptischen  Finanz- 
ministerium in  Kairo  herausgegebenen  Statistik  der  Schiffahrt  im  Suezkanale 
während  des  Jahres  1906  haben  in  diesem  Zeitraum  insgesamt  3975  Schiffe 
mit  einem  Tonnengehalte  von  18809169  Brutto  -  R.  T.  den  Kanal  durch- 
fahren. Die  Gesamtzahl  der  Reisenden  einschl.  Militär  betrug  135  752. 
Unter  den  Schiffen  befanden  sich  07  Kriegs-  oder  Militärtransportfahrzeuge 
mit  rund  416000  Brutto-R.T.  Die  Beteiligung  der  verschiedenen  Länder 
an  dem  übrigen  Verkehr  ist  aus  der  nachstehenden  Zusammenstellung  er- 
sichtlich, in  der  zur  Vergleichung  auch  die  Zahlen  des  Jahres  1905  an- 
gegeben sind. 


1905 

1906 

Land 

Schilfe 

RT. 

SchiiTc 

R.T. 

Brutto 

Brutto 

2  420 

II  1 63  283 

2  294 

11  335  34i 

594 

2  9°4  534 

583 

3  (>°7  436 

-'57 

1  242  004 

25I 

1  245317 

213 

708  294 

20O 

785  357 

13° 

633  318 

I44 

669  082 

Rußland   

37 

1 22  788 

I03 

404  184 

82 

274  390 

79 

263  350 

00 

156  547 

57 

108  918 

87 

162  605 

44 

73  534 

^3 

72  385 

38 

139927 

35 

190  500 

26 

105  766 

28 

1 14  628 

8 

22  271 

7 

25  594 

12 

21  067 

6 

7  283 

Vereinigte     Staaten  von 

5 

14  180 

s 

I9(\S5 

3 

4  103 

4 

2983 

Zusammen .... 

3  </>9 

I7M  435 

3878 

18393  069. 

Die  Straßenbahnen  und  Straßen  bahn  ähnlichen  Kleinbahnen 
in  Preußen.  Auf  Veranlassung  des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten 
haben  im  Mai  1906  eingehende  Ermittlungen  über  sämtliche  im  Königreiche 
Preußen  vorhandenen  Straßenbahnen  und  straßenbahnähnlichen  Kleinbahnen 
stattgefunden.  Die  Ergebnisse  dieser  Erhebungen  werden  jetzt  vom  König- 
lichen Statistischen  Landesamt  im  zweiten  Hefte  des  Jahrgangs  1907  seiner 
Zeitschrift  bekannt  gegeben.  Hiernach  waren  in  Preußen  im  Monate  Mai  1906 
135  Straßenbahnen  und  straßenbahnähnliche  Kleinbahnen  mit  2540,99  km 
Gleislänge  und  mit  einem  Gesamtpersonale  von  33869  Köpfen  im  Betriebe. 
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Nach  ihrer  räumlichen  Verteilung  entfielen : 


ijeinepsgieise 

Personal 

auf  den  Regierungsbezirk 

utineDc 

iDoppdgleisc 

(ausschließlich  der  in 
leitender  Stellung 

einfach  gerechnet) 

belindliclien  Personen) 

Stiickz.ilil 

km 

Köpfe 

3 

52,60 

628 

I 

10,90 

52 

— 

— 

- — 

2 

44.43 

412 

3 

13,28 

8l 

Stadtkreis  Berlin  

6 

377.» 

II  O98 

12 

74-93 

529 

5 

39.'« 

232 

Stettin   

1 

20, 0; 

471 

1 

5,00 

45 

1 

13.30 

277 

1 

I  1 .75 

86 

5 

78.48 

1  410 

3 

34.00 

189 

— 

— 

5 

62,84 

677 

5 

42.52 

378 

3 

32,37 

202 

9 

238,98 

3  936 

1 

162,21 

1  334 

1 

2,57 

28 

— 



— 

1 

125 

1 

4.9« 

32 

1 

3> 7* 

15 

Münster  (Westf.)  

3 

2(),59 

243 

Minden  (Westf.)  

3 

2Ö/M 

165 

10 

275.59 

1  837 

3 

28,03 

312 

10 

I08,io 

2  066 

2 

3/>'9 

327 

20 

408,40 

3  700 

Cöln 

« 

1  vy  ,öo 

2  064 

2 

40,05 

299 

3 

69,19 

342 

135 

2  540.99 

33  680 

dazu  Personen  in  leitender  Stel- 

lung insgesamt  

- 

189 

Zusammen .  .  . 

135 

2  540,99 

33  860. 

Als  bemerkenswert  mag  aus  dieser  Übersicht  hervorgehoben  werden, 
daß  in  den  Regierungsbezirken  Allenstein,  Köslin,  Oppeln,  Lüneburg  und 
Sigmaringen  gar  keine  und  in  10  Regierungsbezirken  nur  je  eine  Straßen- 
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bahn  vorhanden  ist.  Die  meisten  Betriebe  hat  der  Regierungsbezirk  Düssel- 
dorf; dann  folgen  die  Bezirke  Potsdam,  Arnsberg  und  Wiesbaden.  Auch 
hinsichtlich  der  Länge  der  Betriebsgleise  steht  der  Regierungsbezirk 
Düsseldorf  an  erster  Stelle  und  übertrifft  den  nächstfolgenden  Bezirk,  den 
Stadtkreis  Berlin ,  noch  um  rund  90  km.  Hinsichtlich  der  im  Betriebe 
beschäftigten  Personen  aber  kann  sich  kein  anderer  Bezirk  auch  nur  an- 
nähernd mit  dem  Stadtkreise  Berlin  vergleichen,  der  mit  einem  Personale 
von  mehr  als  1 1  000  Köpfen  fast  den  dritten  Teil  aller  im  Straßenbahn- 
betriebe tätigen  Personen  stellt. 

Der  Straßenbahnbetrieb  ist  einer  der  jüngsten  Zweige  des  Verkehrs- 
gewerbes und  dient  auf  verhältnismäßig  beschränktem  Gebiete  der  Massen- 
beförderung von  Personen  und  teilweise  auch  von  Gütern.  Es  ist  naheliegend, 
daß  das  außerordentlich  schnelle  Wachstum  der  Großstädte,  die  nach  der 
letzten  Volkszählung  von  1905  in  Preußen  20  v.  H.  der  Gesamtbevölkerung 
ausmachen,  auch  die  Entwicklung  der  Straßenbahnen  ganz  besonders 
begünstigt  hat,  weil  jede  starke  städtische  oder  industrielle  Bevölkerungs- 
anhäufung den  geeigneten  Boden  für  ihre  Entstehung  und  Rentabilität  schafft. 
Legt  man  die  Ziffern  der  letzten  Volkszählung  zugrunde,  so  entfielen: 


Straßenbahn- 
usw. 
Betriebe 

Stückzahl 

im  Straßenbahn-  usw.  Betriebe 
beschäftigte  Personen 

insRc-amt 

mithin  durch- 
schnittlich auf  je 
einen  Betrieb 

auf  die  Großstädte  mit  mehr 

als  100000  Einwohnern  ... 

38 

27  634 

727.31 

auf  die  Mittelstädte  mit  mehr 

als  20000  bis  100000  Ein- 

56 

4  119 

73.56 

auf    die    Kleinstädte    bis  zu 

17 

564 

33.'*- 

24 

1  552 

64.67 

Zusammen.  .  . 

135 

33  869 

250,88. 

Nimmt  man  die  Zahl  der  Angestellten  als  Maßstab  für  die  Größe  der 
Straßenbahnbetriebe,  so  ergibt  sich,  daß  die  in  den  Großstädten  vorhandenen 
Betriebe  die  übrigen  an  Bedeutung  weit  übertreffen. 

Der  elektrische  Betrieb  dehnt  sich  auf  Kosten  der  Dampf-  und 
namentlich  der  Pferdebetriebe  immer  mehr  aus.  Im  Jahre  1901  waren  in 
Preußen  noch  24  Bahnen  von  162,8  km  Länge  vorhanden,  die  ausschließlich 
mit  Pferden  betrieben  wurden;  1906  dagegen  waren  es  nur  noch  20  Betriebe 
von  90,82  km  Länge.  Vom  Hundert  der  Gesamtlänge  der  im  Betriebe 
befindlichen  Straßenbahnen  entfielen  auf  den  elektrischen  Betrieb  93,4  km, 
auf  den  Dampfbetrieb  3.7  km,  auf  in  anderer  Weise  betriebene  Unter- 
nehmungen 2,9  km. 

Was  die  Eigentumsformen  der  Straßenbahnbetriebe  anbetrifft,  so 
überwiegt  infolge  der  bedeutenden  Anlagekapitalien  das  Gesellschaftsunter- 
nehmen, insbesondere  die  Aktiengesellschaft.  Auch  die  Kommunalverbände 
sind  stark  beteiligt,   während  das  Privateigentum   fast  ganz  zurücktritt. 
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Von  der  Gesamtzahl  der  Straßenbahnen  befanden  sich  im  Eigen 
turne  von: 


elektrisch 
betriebene 

Stück 

mit  Dampf 
betriebene 

Stück 

in  anderer 

Weise 
betriebene 

Stück 

insgesamt 

Stück 

62 

9 

8 

79 

4 

2  • 

I 

7 

34 

4 

6 

44 

1 

4 

5 

Zusammen .  .  . 

IOI 

15 

19 

•35- 

Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  von  den  in  Preußen  am  31.  März  1906 
vorhandenen  oder  genehmigten  Straßenbahnen  97  ausschließlich  für  die 
Personenbeförderung,  4  ausschließlich  für  die  Güterbeförderung 
und  56  gleichzeitig  für  die  Personen-  und  Güterbeförderung  be- 
stimmt waren. 
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Wohnungen  von  Postamts  Vorstehern 
an  kleineren  Orten. 

Seit  dem  1.  April  1907  werden  die  in  den  Posthäusern  befindlichen 
Wohnungen  der  Vorsteher  der  mittleren  und  kleineren  Postämter  in  den 
meisten  Fällen  als  Dienstwohnungen  behandelt.  Damit  ist  für  viele  Post- 
amtsvorsteher ein  schon  seit  langer  Zeit  gehegter  Wunsch  erfüllt  worden. 

Zur  Durchführung  dieser  Maßnahme  mußte  das  übliche  Verfahren  bei  der 
Beschaffung  von  Postdienst-  und  Wohnräumen  an  kleinen  Orten  aufgegeben 
werden.  Vordem  wurden  die  Diensträume  bei  den  Postämtern  II.  in  der  Regel 
und  bei  den  Postämtern  III.  grundsätzlich  von  den  Amtsvorstehern  beschafft. 
Diese  Einrichtung  rührte  aus  der  Zeit  her,  als  der  Postverkehr  wenig  entwickelt, 
und  in  kleineren  Orten  die  Verwaltung  der  Postämter  meist  Ortseingesessenen 
(Posthaltern,  Kaufleuten,  Beamten  im  Nebenamt  usw.)  übertragen  war,  die 
gegen  Gewährung  einer  Vergütung  ein  oder  mehrere  geeignete  Zimmer 
ihrer  Wohnung  für  Postzwecke  zur  Verfügung  stellten.  Der  Betrieb  be- 
durfte damals  keiner  ausgedehnten  und  besonders  eingerichteten  Räumlich- 
keiten; außerdem  stellte  man  in  gesundheitlicher  Beziehung  keine  großen 
Ansprüche  an  die  Diensträume.  Auch  als  später  infolge  der  stetigen  Zu- 
nahme des  Verkehrs  die  aus  den  Ortseinwohnern  genommenen  Vorsteher 
nicht  mehr  imstande  waren,  den  erhöhten  Anforderungen  des  Postdienstes 
gerecht  zu  werden ,  und  an  ihre  Stelle  Fachbeamte  traten ,  blieb  die  Sorge 
für  die  Beschaffung  und  Unterhaltung  der  Diensträume  den  Vorstehern  der 
Postämter  weiter  überlassen.     Da  die   Fachbeamten    in   ihren  Amtsorten 
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nur  in  den  seltensten  Fällen  eigene  Häuser  besaßen,  so  mußten  sie  die 
für  den  Dienst  und  zu  Wohnzwecken  für  sich  erforderlichen  Räume  an- 
mieten. Dies  geschah  in  der  Regel  in  demselben  Hause,  was  mit  Rück- 
sicht auf  die  Dienstbereitschaft  der  Beamten  beim  Gange  der  Posten  in  der 
Nachtzeit,  die  Beaufsichtigung  des  Personals,  die  Sicherheit  der  Post- 
sendungen und  der  Wertbestände  usw.  im  Interesse  der  Postverwaltung 
lag,  also  aus  dienstlichen  Rücksichten  erwünscht,  oft  sogar  notwendig 
war.  Von  der  aufzuwendenden  Gesamtmiete  wurde  ihnen  ein  Teil  in  Form 
einer  aus  der  Postkasse  gewährten  Pauschvergütung  für  Hergäbe  und  Unter- 
haltung der  Diensträume  erstattet,  der  Rest  war  als  Miete  für  ihre  Wohnung 
anzusehen. 

Im  Laufe  der  Jahre  haben  sich  die  Verhältnisse  vollständig  geändert. 
Die  rege  Tätigkeit  auf  allen  Gebieten  des  geistigen  und  wirtschaftlichen 
Lebens  hat  in  Verbindung  mit  den  eingetretenen  Verkehrsverbesserungen 
und  Verkehrserleichterungen  eine  erhebliche  Zunahme  der  Postdienstgeschäfte 
auch  in  den  kleineren  Postorten  hervorgerufen.  Es  sei  nur  hingewiesen 
auf  die  Erweiterung  des  Bestelldienstes,  besonders  nach  dem  flachen  Lande, 
auf  die  gewaltige  Ausdehnung,  welche  die  Telegraphie  seit  ihrer  Vereinigung 
mit  der  Post,  namentlich  seit  Einrichtung  des  Fernsprechdienstes,  erfahren 
hat,  und  auf  die  umfangreichen  Geschäfte  der  Post  im  Dienste  der  sozialen 
Fürsorge  —  alles  Betriebszweige,  die  sich  in  ihren  Wirkungen  nicht  nur 
bei  den  großen,  sondern  bei  allen  Postämtern  bemerkbar  gemacht  haben. 
Zur  Bewältigung  der  gesteigerten  Aufgaben  war  es  notwendig,  das  Personal 
zu  verstärken,  die  Diensträume  zu  erweitern  und  zweckentsprechend  ein- 
zurichten; es  machte  sich  fast  überall  das  Bedürfnis  geltend  nach  Be- 
schaffung getrennter  Räume  für  die  Abfertigung  des  Publikums  an  den 
Schaltern,  für  die  Annahme  und  Weiterbeförderung  der  eingelieferten  und 
für  die  Bearbeitung  der  angekommenen  Sendungen ,  in  neuerer  Zeit  auch 
für  den  Telegraphen-  und  besonders  für  den  Fernsprechbetrieb.  Dabei  war 
auf  ausreichende  Größe  und  Umfang,  sowie  im  Interesse  einer  glatten  Ab- 
wicklung des  ineinandergreifenden  Betriebs  auf  günstige  Lage  der  Dienst- 
räume zu  einander  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen;  ihre  Bereitstellung  in 
vorhandenen  Häusern  war  oft  unmöglich  und  gelingt  jetzt  selbst  in  kleineren 
Orten  nur  noch  selten.  Es  mußte  deshalb  dazu  übergegangen  werden,  durch 
Unternehmer  geeignete  Häuser  bauen  zu  lassen,  in  denen  von  vornherein 
zugleich  eine  Wohnung  für  den  Amtsvorsteher  vorgesehen  wurde.  Auch 
in  diesen  Fällen  wurde  die  Anmietung  der  für  Postzwecke  errichteten 
Häuser  den  Amtsvorstehern  überlassen,  die  nach  wie  vor  für  die  Hergabe 
der  Diensträume  eine  Pausch Vergütung  bezogen. 

Von  diesem  allgemein  geübten  Mietverfahren  wurde  in  der  Regel  nur 
in  drei  Fällen  abgewichen.  Zunächst  waren  es  die  in  Eisenbahndienst  - 
gebäuden  auf  Grund  des  Eisenbahnpostgesetzes  vom  20.  Dezember  1875 
für  Postzwecke  zur  Verfügung  gestellten  Dienst-  und  Wohnräume,  die  für 
unmittelbare  Rechnung  der  Postkasse  angemietet  wurden;  die  Wohnräume 
wurden  den  Postamtsvorstehern  als  Dienstwohnung  zugeteilt.  Diese  Ab- 
weichung war  im  Eisenbahnpostgesetze  begründet.  Eine  unmittelbare  An- 
mietung von  Diensträumen  für  Rechnung  der  Postkasse  fand  ferner  statt, 
wenn  die  Postamtsvorstehcr  selbst  Häuser  für  Postzwecke  bauten.  Eine 
mittelbare  Anmietung  durch  die  Vorsteher  war  in  solchen  Fällen  nicht  an- 
gängig, da  die  Hauseigentümer  nicht  Vermieter  und  Mieter  in  einer  Person 
sein  konnten;  es  mußte  also  die  Postverwaltung  als  Mieterin  für  die  Dienst- 
räume auftreten.  Endlich  trat  bei  eigens  für  Postzwecke  errichteten  Miet- 
postgebäuden, die  sich  nach  Gestalt  und  Anlage  als  öffentliche  Gebäude 
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kennzeichneten,  und  wo  nach  der  Höhe  der  Miete  und  nach  der  Zeitdauer 
des  Vertrags  das  Mietverhältnis  keinen  wirklich  privaten  Charakter  mehr 
trug,  an  Stelle  der  mittelharen  Anmietung  durch  die  Postamtsvorsteher  die 
unmittelbare  für  Rechnung  der  Postkasse.  Dieses  Verfahren  war  infolge 
einer  Anregung  des  Reichstags  1884  eingeführt  worden,  wonach  die  größeren 
Postmiethäuser  einschließlich  der  Wohnräume  für  unmittelbare  Rechnung 
des  Reichs  angemietet  und  im  Etat  der  Reichs- Postverwaltung  namentlich 
aufgeführt  werden  sollten. 

Hiernach  bestanden  bei  den  Postämtern  II.  und  III.  drei  Arten  von 
Mietverhältnissen.  In  dem  einen  Falle  hatte  der  Amtsvorsteher  die  Dienst- 
und Wohnräume  für  eigene  Rechnung  anzumieten  und  die  Diensträume 
gegen  eine  aus  der  Postkasse  zu  zahlende  Pauschvergütung  herzugeben, 
während  er  die  Wohnung  als  Mietwohnung  unter  Bezug  des  gesetzlichen 
Wohnungsgeldzuschusses  behielt;  im  zweiten  Falle  wurden  die  Dienst-  und 
Wohnräume  für  Rechnung  der  Postkasse  angemietet,  und  die  Wohnungen 
den  Amtsvorstehern  als  Dienstwohnung  überlassen;  im  dritten  Falle,  wenn 
der  Amtsvorsteher  Eigentümer  des  Posthauses  war,  wurden  nur  die  Dienst- 
räume für  unmittelbare  Rechnung  der  Postkasse  gemietet,  während  die 
Wohnung  dem  Vermieter  verblieb,  und  dieser  Anspruch  auf  den  gesetzlichen 
Wohnungsgeldzuschuß  hatte. 

Das  in  den  Grundzügen  vorstehend  dargelegte  Mietverfahren  war  bis- 
lang beibehalten  worden,  weil  es  eine  Vereinfachung  in  der  geschäftlichen 
Behandlung  der  Mietangelegenheiten,  namentlich  eine  Erleichterung  im 
Kassen-  und  Rechnungswesen  in  sich  schloß.  Im  Laufe  der  Zeit  hatten 
sich  indes  bei  der  mittelbaren  Anmietung  durch  die  Postamtsvorsteher 
mancherlei  Unzuträglichkeiten  und  Härten  herausgestellt. 

Zunächst  machte  die  Festsetzung  des  Mietwertes  der  Vorsteherwohnungen 
Schwierigkeiten.  Seitens  der  Verwaltung  war  als  Grundsatz  aufgestellt, 
daß  die  Gesamtmiete  für  die  Dienst-  und  Wohnräume  nach  dem  wirk- 
lichen Mietwerte  beider  unter  Berücksichtigung  des  Raumumfanges  und  der 
sonstigen  besonderen  Verhältnisse  angemessen  zu  verteilen  sei.  Es  sollten 
für  die  Wohnung  der  Wert  der  Hof-  und  etwaiger  Gartenbenutzung  sowie 
sonstige  besondere  Vorteile  berücksichtigt  werden.  Für  die  Diensträume 
anderseits  war  zu  beachten,  daß  ihre  Erdgeschoßlage  gegenüber  der  Woh- 
nung im  Obergeschosse  wertvoller  war,  ihre  Einrichtung  einen  verhältnis- 
mäßig größeren  Kostenaufwand  verursachte,  sie  selbst  einem  erheblich 
größeren  Verschleiß  unterworfen  waren,  ihre  Instandhaltung  in  der  Haupt- 
sache dem  Vermieter  oblag,  während  dies  für  die  Wohnung  in  der  Regel 
Sache  des  Wohnungsinhabers  war,  und  endlich,  daß  die  Diensträume  nach 
dem  Aufhören  des  Mietverhältnisses  zur  anderweitigen  Benutzung  meistens 
eines  Umbaues  bedurften ,  während  ein  solcher  bei  den  Wohnräumen  nicht 
erforderlich  war.  Daraus  ergab  sich,  daß  auf  die  Diensträume  durchweg 
der  weitaus  größere  Teil  der  Gesamtmiete  gerechnet  werden  mußte.  Hier- 
bei immer  die  richtige  Grenze  zu  finden,  war  schwer. 

Das  früher  geübte  Mietverfahren  hatte  sich  ferner  überlebt,  indem 
mit  den  wachsenden  Anforderungen  des  Betriebs  die  Aufsichtsbehörde  sich 
immer  mehr  die  Entscheidung  über  die  Zweckmäßigkeit  und  Zulänglichkeit 
der  Diensträume  sowie  über  die  Höhe  der  Miete  vorbehalten  mußte,  der 
Amtsvorsteher  also  bei  der  Anmietung  in  Wirklichkeit  nur  eine  Mittelsperson 
zwischen  der  Postverwaltung  und  dem  Eigentümer  des  Hauses  wurde.  Ihn 
beim  Mieten  frei  und  unabhängig  ganz  nach  seinem  persönlichen  Ermessen 
gewähren  zu  lassen ,  war  nicht  angängig  und  würde  ihm  in  der  Regel 
Schwierigkeiten   bereitet   haben,    da   es    ihm    meistens    an    der  nötigen 
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Erfahrung  fehlte.  Ein  Mitbestimmungsrecht  mußte  sich  die  Aufsichtsbehörde 
schon  deshalb  sichern ,  weil  sie  durch  die  Mietverträge  finanziell  am  meisten 
in  Anspruch  genommen  wurde,  insofern  sie  den  größeren  Teil  der  Gesamt- 
miete in  Form  der  dem  Vorsteher  für  Hergabe  und  Unterhaltung  der 
Diensträume  zu  gewährenden  Pauschvergütung  trug.  Dazu  kam,  daß  es 
sowohl  im  Verwaltungs-  als  auch  im  allgemeinen  Verkehrsinteresse  lag. 
möglichst  langfristige  Mietverträge  abzuschließen,  weil  jede  Verlegung  der 
Diensträume  störend  in  die  Gewöhnung  des  Verkehrs  eingreift  und  Kosten 
verursacht,  die  u.  U.,  besonders  bei  Verlegung  von  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechstellen, beträchtlich  werden  können.  Zu  solchen  langfristigen  Ver- 
trägen aber  konnte  sich  ein  Amtsvorsteher,  der  nicht  darüber  zu  bestimmen 
hatte,  wie  lange  er  am  Orte  bleiben  würde,  nur  verstehen,  wenn  er  lediglich 
nach  den  Weisungen  der  Verwaltung  handelte  und  von  ihr  gestützt  wurde. 

Auch  sonst  ließ  sich  der  Unterschied  in  den  Mietverhältnissen  der 
Wohnräume  billigerweise  auf  die  Dauer  nicht  mehr  aufrecht  erhalten.  Die- 
selben Gründe,  die  dafür  sprechen,  den  Vorstehern  größerer  Ämter  eine 
Dienstwohnung  zuzuweisen  —  wirksame  Beaufsichtigung  des  Post-  und 
Telegraphenbetriebs,  Eingreifen  bei  außergewöhnlichen  Vorkommnissen,  beim 
Fehlen  oder  Abhandenkommen  von  Postsendungen  oder  Postgeldern,  bei 
Anschlußversäumnissen  wichtiger  Posten,  bei  Störungen  oder  Unterbrechungen 
im  Telegraphen  -  und  Fernsprechbetriebe ,  Sicherung  der  Postsendungen 
und  Wertbestände  usw.  — ,  bestanden  hinsichtlich  der  Vorsteher  kleinerer 
Ämter  in  verstärktem  Maße,  weil  bei  diesen  Ämtern  das  nachgeordnete 
Beamtenpersonal  und  teilweise  auch  das  Unterbeamtenpersonal  in  vielen 
Fällen  aus  jüngeren  Personen  besteht,  die  der  Anleitung  und  Beaufsichtigung 
bei  Erledigung  der  Dienstgeschäfte  bedürfen  und  infolge  unzulänglicher  Er- 
fahrung oder  aus  Mangel  an  Autorität  außergewöhnlichen  Vorkommnissen 
oft  nicht  gewachsen  sind.  Der  Amtsvorsteher  muß  daher  gewärtig  sein, 
jederzeit  —  bei  Tag  und  Nacht  —  einzugreifen,  was  nur  möglich  ist.  wenn 
er  im  Posthause  wohnt.  Zu  berücksichtigen  ist  überdies ,  daß  auch  bei 
kleineren  Postämtern,  wenn  nicht  der  Amtsvorsteher  im  Posthause  Wohnung 
hätte,  Wachtdienst  einzurichten  wäre,  und  zur  Wahrnehmung  des  Unfall- 
meldedienstes während  der  Nachtzeit  ein  besonderer  Beamter  zur  Verfügung 
stehen  müßte  ,  was  öfter  nur  unter  Verstärkung  des  Personals  möglich  wäre. 
Endlich  ist  die  zweckmäßige  Vorschrift,  wonach  der  Amtsvorsteher  bei 
kleineren  Ämtern  die  Bar-  und  sonstigen  Wertbestände  während  der  Nacht 
in  seinem  Schlafzimmer  aufbewahren  soll,  nicht  durchführbar,  wenn  sich 
seine  Wohnung  in  einem  anderen  Hause  befindet.  Aus  diesen  Erwägungen 
sollten  die  Amtsvorsteher  möglichst  ihre  Wohnung  in  demselben  Hause 
mieten,  wo  die  Postdiensträumc  untergebracht  waren.  Hierin  lag  bei  dem 
früheren  Mietverfahren  eine  Härte.  Die  Postverwaltung  muß  im  Interesse 
des  Publikums  darauf  bedacht  sein,  daß  das  Postamt  im  verkehrsreichsten 
Teile  des  Ortes  liegt;  die  Vorsteher  wurden  somit  dienstlich  veranlaßt, 
u.  U.  eine  ihren  Verhältnissen  oder  ihren  Neigungen  weniger  zusagende 
Wohnung  in  einem  Ortsteil  zu  mieten,  wo  die  Mieten  besonders  hoch 
waren. 

In  Würdigung  dieser  Umstände  ist  mit  dem  I.  April  1907  das  bisherige 
Mietverfahren  grundsätzlich  aufgegeben  worden:  sämtliche  Amtsvorsteher- 
wohnungen sind  seitdem,  soweit  sie  sich  zu  Dienstwohnungen  eignen,  unmittel- 
bar angemietet  und  den  Inhabern  als  Dienstwohnung  überwiesen  worden. 
Naturgemäß  ließ  sich  diese  Neuerung  nicht  auf  alle  Wohnungen  mit  einem 
Schlage  ausdehnen.  Ausgeschlossen  mußten  diejenigen  werden,  welche  nach 
ihrem  Umfange  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Raumausdehnung  der 
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Dienstwohnungen  nicht  entsprachen  oder  sich  wegen  ihrer  minderwertigen 
Beschaffenheit  nicht  zu  Dienstwohnungen  eigneten.  Nach  diesen  Grund- 
sätzen dürfen  an  Dienstwohnungsräumen  für  Postmeister  bis  zu  5  Zimmern 
mit  Nebengelaß,  für  Postverwalter  bis  zu  4  Zimmern  mit  Nebengelaß 
überwiesen  werden.  Jedes  Zimmer  kann  im  Durchschnitte  bis  zu  25  qm 
groß  sein.  Eine  Überschreitung  des  Durchschnittsmaßes  ist  nur  gestattet, 
wenn  dies  mit  Rücksicht  auf  die  Abmessungen  der  Fensterachsen  oder 
auf  die  Zimmertiefen  infolge  der  sonstigen  Bestimmung  des  Gebäudes 
zu  Dienstzwecken  nicht  zu  umgehen  ist.  Wenn  sonst  lästige  und  un ver- 
hältnismäßige Weitläufigkeiten  und  Schwierigkeiten  entstehen  würden,  kann 
über  unerhebliche  Uberschreitungen  des  Durchschnittsmaßes  hinweggesehen 
werden.  Die  angegebene  Zimmerzahl  bedeutet  die  höchste  zulässige  Ge- 
samtzahl der  zu  einer  Dienstwohnung  gehörenden,  zu  Wohn-,  Schlaf-  oder 
Gesellschaftszwecken  geeigneten  Räume  und  umfaßt  zugleich  die  etwa  in 
anderen  Geschossen  gelegenen  Zimmer  und  Kammern.  Eine  Kammer 
zählt  dabei  als  ein  halbes  Zimmer.  Unter  Kammern  werden  im  allge- 
meinen kleine  Räume  mit  oder  ohne  Heizvorrichtungen  zu  verstehen  sein, 
die,  sofern  sie  zum  dauernden  Aufenthalte  für  Menschen  bestimmt  sind,  in 
ihrem  kubischen  Inhalte  die  in  gesundheitlicher  Beziehung  von  der  Ört- 
lichen Baupolizeibehörde  vorgeschriebenen  Mindestmaße  haben.  Zu  den 
Nebengelassen  werden  Küchen,  Keller-  und  Bodenräume,  Aborte.  Räume 
für  die  Bedienung,  Speisekammern  und  Baderäume  nebst  Badeeinrichtungen, 
ferner  Bescngelasse  usw.  gerechnet.  Bei  ländlicher  Lage  können  Stall-  und 
Futtergelasse  gewährt  werden. 

Den  vorbezeichneten  Anforderungen  an  die  Raumausdehnung  mußten 
auch  die  neu  einzurichtenden  Dienstwohnungen  entsprechen.  Bei  der 
großen  Verschiedenartigkeit  der  Verhältnisse  war  es  natürlich,  daß  im  Inter- 
esse einer  möglichst  großen  Einheitlichkeit  über  geringe  Abweichungen  hin- 
weggesehen wurde. 

Auf  die  in  Dienstwohnungen  umgewandelten  Amtsvorsteherwohnungen 
kommen  ohne  Ausnahme  die  »Vorschriften  über  Dienstwohnungen  der 
Reichsbeamten«  zur  Anwendung.  Namentlich  gilt  dies  auch  hinsichtlich 
der  Verwendungsbeschränkungen,  wonach  kein  Inhaber  einer  Dienstwohnung 
ohne  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  berechtigt  ist,  ihren  Gebrauch  ganz 
oder  teilweise  einem  anderen  zu  überlassen,  insbesondere  sie  zu  vermieten 
(§13  a.a.O.).  Hiernach  ist  beispielsweise  eine  Untervermietung  von  Dienst- 
wohnungsräumen an  Kurgäste  usw.  ohne  besondere  Genehmigung  der  Ober- 
Postdifektion  unzulässig;  eine  solche  Genehmigung  darf  nur  in  besonders 
begründeten  Ausnahmefällen  erteilt  werden. 

Zur  Durchführung  der  Neuerung  war  es  weiter  erforderlich,  daß  da,  wo 
die  Wohnungen  als  normalmäßig  zu  betrachten  waren,  vom  1.  April  1907  ab 
die  Dienst-  und  Wohnräume  für  unmittelbare  Rechnung  der  Postkasse  an- 
gemietet wurden.  Die  Pauschvergütungen  für  Hergabe  der  Diensträume 
sind  daher  in  diesen  Fällen  weggefallen,  und  die  Reichs-Postverwaltung 
ist  überall  als  unmittelbare  Mieterin  der  Dienst-  und  Wohnräume  mit  den 
Hauseigentümern  in  ein  Vertragsverhältnis  getreten.  Bei  den  getroffenen 
Vereinbarungen  ist  daran  festgehalten  worden,  daß  die  Neuerung  Anlaß  zu 
allgemeinen  Mietsteigerungen  nicht  geben  durfte.  Eine  Erhöhung  der  Mieten 
ist  nur  für  Verpflichtungen  zugestanden  worden,  die  der  Vermieter  für  In- 
standhaltung der  Wohnräume  über  den  mit  dem  Amtsvorsteher  abgeschlossenen 
Vertrag  hinaus  neu  übernommen  hat.  Dies  gründet  sich  darauf,  daß  die 
Inhaber  von  Dienstwohnungen  nach  den  erwähnten  »Vorschriften  über 
Dienstwohnungen  von  Reichsbeamten«  in  manchen  Punkten  wegen  Unter- 
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haltung  der  Räume  günstiger  gestellt  sind,  als  die  Inhaber  von  Miet- 
wohnungen (vgl.  §§  16,  18  und  27  a.  a.  O  ). 

Auf  diejenigen  Fälle,  in  denen  die  Posthäuser  den  Amtsvorstehern  selbst 
gehören,  also  früher  nur  die  Diensträume  für  unmittelbare  Rechnung  der 
Postkasse  angemietet  waren,  ist  das  neue  Verfahren,  soweit  die  Wohnungen 
sich  zu  Dienstwohnungen  eigneten,  ebenfalls  ausgedehnt  worden.  Dadurch 
ist  ein  etwas  eigenartiges  Verhältnis  entstanden:  die  Reichs-Postverwaltung 
hat  den  Hauseigentümern  die  Wohnungen  abgemietet  und  sie  ihnen  dann 
als  Dienstwohnung  gegen  Einbehaltung  des  gesetzlichen  Wohnungsgeld- 
zuschusses überwiesen.  Trotz  der  Bedenken,  die  gegen  ein  derartiges  Ver- 
fahren erhoben  werden  könnten,  hat  die  Reichs-Postverwaltung  sich  doch 
entschlossen,  auch  diese  Fälle  in  den  Rahmen  der  Neuerung  mit  hinein- 
zuziehen, um  den  erstrebten  Zweck,  die  Beseitigung  der  Ungleichheiten 
in  der  früheren  Behandlung  der  Amtsvorstcherwohnungen .  möglichst  allge- 
mein zu  erreichen.  Dabei  konnte  der  Umstand  allein,  daß  die  Häuser  den 
Amtsvorstehern  als  Eigentum  gehörten,  billigerweise  keine  Ausnahme  recht- 
fertigen; denn  die  Amtsvorsteher  sind  in  ihrer  Eigenschaft  als  Posthausbesitzer 
von  jeher  als  außerhalb  der  Verwaltung  stehende  Privatpersonen  angesehen 
worden. 

Unter  Erwägung  und  Berücksichtigung  dieser  Umstände  und  nach  ein- 
gehender Prüfung  aller  Verhältnisse  sind  zum  1.  April  1907  im  ganzen 
2832  Amtsvorsteher- Mietwohnungen  als  Dienstwohnungen  neu  überwiesen 
worden,  darunter  388  Wohnungen  für  Postmeister  und  2444  Wohnungen 
für  Postverwalter.  Verblieben  sind  vorläufig  noch  17  Mietwohnungen  bei 
Postämtern  II.  und  273  Mietwohnungen  bei  Postämtern  III.,  im  ganzen  290. 
Hiernach  sind  von  den  Wohnungen  90,71  v.  H.  in  Dienstwohnungen  um- 
gewandelt worden. 

Für  die  meisten  Amtsvorsteher  bedeutet  die  Neuerung  eine  finanzielle 
Verbesserung  insofern,  als  der  Beitrag,  den  sie  über  den  Wohnungsgeld- 
zuschuß hinaus  zur  Miete  für  ihre  Wohnungen  zahlen  mußten,  nunmehr 
weggefallen  ist.  Soweit  die  früheren  Wohnungsmieten  sich  mit  dem 
Wohnungsgeldzuschussc  deckten,  sind  unmittelbare  finanzielle  Änderungen 
für  die  Beteiligten  nicht  eingetreten.  Eine  kleine  Anzahl  von  Vorstehern, 
deren  früherer  Mietaufwand  für  ihre  Wohnungen  hinter  dem  Wohnungs- 
geldzuschusse  zurückblieb,  erleidet  in  der  Höhe  dieses  Unterschiedes  eine 
finanzielle  Einbuße.  Die  für  das  Reich  entstehenden  Mehrausgaben  an 
Miete  und  Unterhaltungskosten  werden  zum  größten  Teile  durch  Einbe- 
haltung des  Wohnungsgeldzuschusses  der  neuen  Dienstwohnungsinhaber 
gedeckt. 

Mit  einer  verhältnismäßig  geringen  Mehrausgabe  sind  Härten  und  Un- 
gleichmäßigkciten  beseitigt  worden,  die  seit  Jahren  in  den  Kreisen  der 
beteiligten  Amtsvorsteher  eine  Quelle  der  Unzufriedenheit  gewesen  sind. 
Zu  hoffen  und  zu  wünschen  bleibt  nur,  daß  diese  Vorteile  auch  denjenigen 
Vorstehern  bald  zuteil  werden,  deren  Wohnungen  noch  nicht  in  Dienst- 
wohnungen haben  umgewandelt  werden  können. 
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Der  schweizerische  Bundesrat  hat  der  Rundesversammlung  im  Februar 
1907  den  Entwurf  zu  einem  »Bundesgesetz,  betreffend  das  schweizerische 
Postwesen«,  vorgelegt,  das  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Post- 
regal, die  Posttaxen  und  die  Organisation  der  Postverwaltung,  die  jetzt  in 
drei  Gesetzen  und  zwei  Nachtragsgesetzen  enthalten  sind,  einheitlich  zu- 
sammenfügen und  zugleich  die  wichtigsten  Vorschriften  über  den  Post-Scheck- 
und  Giroverkehr,  die  bisher  im  wesentlichen  durch  Verordnung  des  Bundes- 
rats festgesetzt  waren ,  umfassen  soll.  Indes  beschränkt  sich  der  Gesetz- 
entwurf nicht  auf  eine  Zusammenfassung  des  geltenden  Rechtes,  sondern  es 
sind  zugleich  zahlreiche  Änderungen  bestehender  Gesetzesbestimmungen  vor- 
gesehen, die  den  Zweck  haben,  Erleichterungen  im  Postverkehre  zu  schafTen 
und  diesen  den  heutigen  Bedürfnissen  entsprechend  auszugestalten. 

Dem  ersten  Abschnitte  des  Gesetzentwurfs,  der  den  Umfang  des  Post- 
betriebs  behandelt,  ist  zu  entnehmen,  daß  sich  die  Tätigkeit  der  schweize- 
rischen Post,  abgesehen  von  dem  Post-Scheck-  und  Giroverkehr,  im  all- 
gemeinen auf  dieselben  Dienstzweige  erstreckt  wie  die  der  deutschen 
Reichspost.  Doch  haben  die  schweizerischen  Postanstalten  mit  dem  Ab- 
satz anderer  Wertzeichen  als  der  Postwertzeichen  keine  Befassung,  auch 
haben  sie  keine  Rentenzahlungen  zu  leisten.  Neu  ist  die  Bestimmung, 
daß  die  Postverwaltung  neue  Dienstzweige,  die  sich  für  ihren  Betrieb 
eignen,  nach  den  vom  Bundesrate  zu  erlassenden  Vorschriften  übernehmen 
kann,  ohne  daß  es  eines  besonderen  Gesetzes  bedarf.  Dieser  Festsetzung 
liegt  der  Gedanke  zugrunde,  daß  es  für  die  weitere  Entwicklung  des  Ver- 
kehrswesens förderlich  sei,  wenn  nicht  für  jede  kleinere  Einrichtung,  deren 
Übernahme  durch  die  Verwaltung  als  zweckmäßig  und  nützlich  befunden 
wird,  der  mühsame  und  zeitraubende  Gesetzgebungsapparat  in  Bewegung 
gesetzt  werden  müsse. 

Das  Po  st  r  egal  soll  nach  dem  Gesetzentwurf  eine  Einschränkung  dahin 
erfahren,  daß  Zeitungen  nicht  mehr  unter  den  Postzwang  fallen.  Das 
ausschließliche  Recht  der  Beförderung  von  Zeitungen  war  der  schweize- 
rischen Postverwaltung  erst  durch  das  Postregalgesetz  von  1894  zuerkannt 
worden;  doch  bestimmte  dieses  Gesetz  bereits,  »daß  das  Postregal  auf 
schweizerische  und  ausländische  Zeitschriften  nicht  Anwendung  zu  finden 
habe,  ferner  nicht  auf  schweizerische  Zeitungen,  die  der  Verleger  durch 
besonders  bestellte  Personen  oder  Organe  vertragen,  verbreiten  oder  ver- 
kaufen läßt«.  Somit  fielen  bisher  nur  ausländische  Zeitungen  unter 
<ias  Postregal;  für  diese  aber  bleibt  auch  nach  dem  Gesetzentwurf  eine 
Art  Postzwang  bestehen,  da  der  Bundesrat  ermächtigt  sein  soll,  auf 
ausländische  Zeitungen ,  von  denen  eine  größere  Anzahl  Exemplare 
derselben  Nummer  auf  andere  Weise  als  mit  der  Briefpost  in  die 
Schweiz  eingeführt  wird,  die  Gebühr  der  Drucksachen  für  jedes  Exemplar 
anzuwenden.  Im  übrigen  soll  sich  das  Postregal  auch  künftig  auf  die 
regelmäßige  Beförderung  von  Personen ,  die  Beförderung  von  Personen 
mit  Extraposten ,  die  Beförderung  von  verschlossenen  Briefen  und  von 
Karten  mit  schriftlichen  Mitteilungen  (Postkarten)  und  die  Beförderung 
verschlossener  Sendungen  jeder  Art  bis  zum  Gewichte  von  5  kg  er- 
strecken. Das  Verbot,  mehrere  postzwangspflichtige  Gegenstände,  die  für 
verschiedene  Personen  bestimmt  sind,  zu  einer  Sendung  zu  vereinigen,  wird 
auf  unverschlossene  Briefsendungen  und  Paketpostgegenstände  ausgedehnt, 
soweit  mit  dem  Zusammenpacken  eine  Umgehung  der  Postgebühren  bezweckt 
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wird.  Ausgenommen  vom  Postregal  sollen,  wie  bisher,  sein:  die  Beförde- 
rung von  Personen  mittels  der  Bundesbahnen  und  anderer  amtlich  genehmigter 
Verkehrsmittel,  die  Beförderung  des  dienstlichen  Schriftwechsels  der  anderen 
Verkehrsanstalten  durch  deren  eigenes  Personal,  die  Beförderung  post- 
zwangspflichtiger  Gegenstände  durch  den  Eigentümer  selbst  oder  durch  eine 
besonders  dazu  bestellte  Person,  endlich  die  Beförderung  postzwangspflich- 
tiger  Gegenstände  aus  Gefälligkeit,  also  ohne  Bezahlung;  doch  dürfen  Per- 
sonen im  Dienste  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten  und  anderer  vom  Bunde 
genehmigter  Beförderungsunternehmungen  Beförderungen  aus  Gefälligkeit 
nicht  übernehmen.  Zur  Erleichterung  der  Wareneinfuhr  vom  Ausland  ent- 
hält der  Gesetzentwurf  in  Ubereinstimmung  mit  einem  im  Jahre  1898  ge- 
faßten Bundesratsbeschlusse  die  Festsetzung,  daß  verschlossene  Sendungen 
bis  5  kg,  die  mit  der  Eisenbahn  oder  auf  anderem  Wege  vom  Ausland  ein- 
gehen und  für  eine  und  dieselbe  Person  bestimmt  sind,  nicht  unter  das 
Postregal  fallen ,  wenn  sie  aus  einer  Anzahl  nach  Form  und  Inhalt  zu- 
sammengehörender Gegenstände  in  nicht  adressierten  oder  einzig  mit  den 
Firmenzeichen,  Marken  oder  der  gleichlautenden  Adresse  des  Empfängers 
der  Gesamtsendung  versehenen  Kistchen,  Fäßchen,  Kübeln,  Paketen  und 
dergl.  bestehen. 

Die  Unverletzlichkeit  des  Postgeheimnisses  ist  in  der  Schweiz  ge- 
währleistet. Indes  kann  die  Postverwaltung  auf  schriftliches  Ersuchen  einer 
zuständigen  Gerichts-  oder  Polizeibehörde  die  Einsichtnahme  oder  Ausliefe- 
rung von  Postsendungen  oder  Postscheckgeldern  sowie  die  Auskunftsertei- 
lung über  den  Postverkehr  zwischen  bestimmten  Personen  verfügen.  Zum 
Zwecke  der  Verwendung  in  Privatbeleidigungssachen  braucht  die  Postver- 
waltung keine  Akten  herauszugeben;  doch  ist  der  obersten  Postbehörde 
vorbehalten,  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  untersuchen  und  zu  entscheiden, 
ob  genügende  Gründe  für  die  Auslieferung  solcher  Akten  vorliegen. 

Die  Vorschriften  über  unanbringliche  Postsendungen  sollen  dahin 
geändert  werden,  daß  diese  Sendungen  behufs  Ermittlung  des  Absenders 
oder  Empfängers  sowie  zur  Feststellung,  ob  sie  wertvolle  Gegenstände  ent- 
halten, monatlich  wenigstens  einmal  (bisher  nur  jährlich  einmal)  durch  drei 
Beamte  untersucht  und  erforderlichenfalls  geöffnet  werden  sollen.  Ferner 
soll  bei  den  unanbringlichen  Einschreib-,  Paket-  und  Wertsendungen  sowie 
Reisegepäckstücken  von  der  öffentlichen  Ankündigung,  die  bisher  der  Unter- 
suchung vorausgehen  mußte,  abgesehen  werden.  Durch  diese  Neuerungen 
soll  eine  Vereinfachung  der  mit  der  Behandlung  der  unanbringlichen  Sen- 
dungen verbundenen  Geschäfte  erzielt  und  zugleich  eine  schnellere  Rück- 
gabe derjenigen  Sendungen,  bei  denen  die  Ermittlung  des  Empfängers  oder 
Absenders  gelingt,  ermöglicht  werden.  Die  in  unanbringlichen  Sendungen 
enthaltenen  Wertsachen  sollen  auch  künftig  jährlich  wenigstens  einmal  ver- 
kauft werden.  Für  die  Verkaufserlöse  und  die  in  unanbringlichen  Sen- 
dungen etwa  vorgefundenen  Barbeträge  sieht  der  Gesetzentwurf  eine  Auf- 
bewahrungsfrist von  drei  (bisher  fünf)  Jahren  vor.  Die  Abkürzung  der 
Frist  erschien  angängig,  weil  die  längere  Aufbewahrung  nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  keinen  nennenswerten  Erfolg  gehabt  hat.  Neu  ist  ferner  die 
Bestimmung,  daß  die  Postverwaltung,  wenn  gesundheitliche  Rücksichten  es 
erfordern,  den  Inhalt  unanbringlicher  Postsendungen  sofort  vernichten  darf. 

Der  Abschnitt  des  Entwurfs  »Taxen  und  Gebühren«  behandelt  zuerst 
die  Gebührensätze  für  die  Personenbeförderung.  Diese  Gebühren  sollen 
innerhalb  bestimmter  Höchstsätze  vom  Bundesrate  festgesetzt  werden.  Für 
I'ostkurse  von  nur  örtlicher  Bedeutung  sollen  die  Gebühren  möglichst  niedrig 
gehalten  werden;  anderseits  sind  für  Alpenstraßen  und  andere  Straßen,  auf 
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denen  der  Betrieb  besondere  Schwierigkeiten  bietet  oder  mit  bedeutenden 
Kosten  verbunden  ist,  erhöhte  Sätze  vorgesehen.  Zeitkarten  und  Rückfahr- 
karten werden  zu  ermäßigten  Preisen  ausgegeben.  Reisegepäck  wird  auf 
Alpenstraßen  bis  10  kg  und  auf  anderen  Straßen  bis  15  kg  unentgeltlich  be- 
fordert. Die  Vorschriften  und  Gebühren  für  die  Extrapostbeförderung 
sollen  durch  ein  vom  Bundesrate  zu  erlabendes  Reglement  festgesetzt  werden. 

Für  gewöhnliche  Briefsendungen  sieht  der  Gesetzentwurf  folgende 
Gebühren  vor: 

a)  für  verschlossene  Briefe  bis  250  g,  ebenso  für  verschlossene 
Schriftpakete,  Geschäftspapierc  und  kleine  Pakete  bis  250  g,  sofern 
der  Absender  nicht  ausdrücklich  die  Beförderung  mit  der  Paketpost 
verlangt  hat:  10  R  (Rappen);  die  Gebühr  ermäßigt  sich  jedoch  auf 
5  R.  wenn  die  Beförderung  innerhalb  eines  Umkreises  von  10  km. 
in  gerader  Linie  von  Postanstalt  zu  Postanstalt  gemessen,  statt- 
findet ; 

b)  für  unverschlossene  Briefe,  Schriftpakete.  Geschäftspapiere 
und  kleine  Pakete  mit  Ausnahme  der  Drucksachen-  und  Zeitungs- 
sendungen  bis  250  g  5  R,  bei  höherem  Gewichte  bis  500  g   10  R; 

c)  für  einfache  Postkarten  5  R,  für  solche  mit  Antwort  10  R; 

d)  für  Drucksachen  bis  50  g  2  R,  über  50  bis  250  g  5  R,  über 
250  bis  500  g  10  R.  Frankierte  Drucksachen,  die  zur  regel- 
mäßigen Versendung  vorausbcstellt  sind,  z.  B.  Sendungen  aus  Büche- 
reien und  dergl..  genießen  bis  zum  Gewichte  von  2  kg  eine  er- 
mäßigte Gebühr,  die  für  den  Hin-  und  Rückweg  zusammen  15  R 
beträgt; 

e)  für  vorausbestellte  Zeitungen  und  Zeitschriften  :,/4  R  für 
jedes  Exemplar  bis  zum  Gewichte  von  75  g  und  3 14  R  für  jede 
weiteren  75  g. 

Danach  sind  gegenüber  dem  jetzigen  Tarife  für  Briefsendungen  zwei  wich- 
tige Neuerungen  vorgesehen,  nämlich  einmal  die  Zulassung  unver- 
schlossener Briefe  gegen  ermäßigte  Gebühr  und  außerdem  eine  Herabsetzung 
der  Gebühr  für  Zeitungssendungen. 

Für  vorausbestclltc  Zeitungen  und  Zeitschriften  ist  jetzt,  gleich- 
viel ob  die  Zeitungen  und  Zeitschriften  durch  Vermittlung  der  Post  oder 
unmittelbar  beim  Verleger  bestellt  worden  sind,  eine  Gebühr  von  1  R  für 
jedes  Exemplar  und  je  75  g  zu  entrichten.  Die  Ermäßigung  dieser  Gebühr 
auf  :,/4  R  für  jedes  Exemplar  und  je  75  g  bedeutet  für  die  schweizerische 
Postverwaltung,  da  1900  in  der  Schweiz  1 59,8  M  illionen  Zeitungssendungen 
befördert  worden  sind,  einen  Ausfall  von  rund  400  000  Fr.  im  Jahre.  Die 
Herabsetzung  der  Zeitungsgebühr  war  von  der  Bundesversammlung  schon 
1897  angeregt,  vom  Bundesrat  aber  abgelehnt  worden.  Nachdem  die  Frage 
seitdem  durch  die  eidgenössischen  Räte  wiederholt  erörtert  worden  war, 
hat  sich  der  Bundesrat  eleu  immer  lebhafter  hervorgetretenen  Wünschen 
nicht  länger  verschließen  zu  dürfen  -geglaubt;  doch  wird  der  ausdrückliche 
Vorbehalt  gemacht,  daß  die  Herabsetzung  der  Zeitungsgebühr  nur  annehmbar 
sei,  wenn  die  Beschränkung  der  Portofreiheiten,  von  der  später  die  Rede 
sein  wird,  in  dem  beantragten  Umfange  genehmigt  werde.  Übrigens  ist  die 
geplante  Herabsetzung  der  schweizerischen  Gebühr  für  Zeitungssendungen  auch 
für  die  aus  anderen  Ländern  nach  der  Schweiz  versandten  Zeitungen  und 
Zeitschriften  wichtig,  da  diese  in  der  Schweiz  derselben  Gebühr  wie  inländische 
Zeitungssendungen  unterliegen.  Erwähnung  verdient  noch,  daß  die  Gebühr 
für  Zeitungssendungen  bei  Zeitungen,  die  in  der  Schweiz  erscheinen  und  im 
Wege  der  Vorausbestellung  vertrieben  werden,  nicht  für  jede  einzelne  Sendung 
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entrichtet  zu  werden  braucht,  sondern  in  längeren  Zwischenräumen,  jeden- 
falls aber  alle  Vierteljahre,  gezahlt  werden  kann.  Eine  Abrundung  der 
Zeitungsgebühr  (auf  volle  5  K)  findet  in  solchem  Falle  nur  bei  jedesmaliger 
Ausrechnung  der  Gesamtgebühr  statt.  Für  fremde  Drucksachen,  die  einer 
vorausbestellten  Zeitung  oder  Zeitschrift  beigefügt  sind,  ebenso  für  Zeitungen, 
die  nicht  auf  Grund  einer  Vorausbestellung  versandt  werden,  kommt  die  ge- 
wöhnliche Drucksachengebühr  zur  Erhebung.  Unter  »fremden  Drucksachen« 
sind  dabei  alle  Beilagen  zu  verstehen,  die  nicht  eigentliche  Bestandteile  des 
Zeitungsblatts  bilden  und  nicht  lediglich  zur  Ergänzung,  Erläuterung  oder 
Illustrierung  des  Blattes  dienen  oder  nicht  wenigstens  im  regelmäßigen 
Bezug  inbegriffen  sind. 

Die  Anwendung  der  der  bisherigen  Warenprobengebühr  entsprechenden 
neuen  Gebühr  für  unverschlossene  Briefe  usw.  ist  davon  abhängig,  daß 
der  Inhalt  der  Sendungen  keinen  Verkaufswert  hat;  die  Sendungen  müssen 
sich  zur  Beförderung  mit  der  Briefpost  eignen  und  so  beschaffen  sein,  daß  ihr 
Inhalt  leicht  geprüft  werden  kann.  Die  schweizerische  Postverwaltung  will 
mit  der  Neuerung,  wie  es  in  der  den  Gesetzentwurf  begleitenden  Botschaft 
heißt,  »eine  Erleichterung  für  den  allgemeinen  Verkehr  bieten,  wie  sie 
unseres  Wissens  von  keiner  ausländischen  Postverwaltung  zugestanden  ist«. 
Die  finanzielle  Wirkung  der  Neuerung  auf  die  Erträgnisse  der  Postverwal- 
tung läßt  sich,  wie  in  der  Botschaft  weiter  ausgeführt  wird,  schwer  ab- 
schätzen, da  es  sich  zum  Teil  um  eine  neue  Gattung  von  Sendungen 
handelt.  Die  Postverwaltung  nimmt  unter  Zugrundelegung  der  Verkehrs- 
zahlen des  Jahres  1905  an,  daß  6  500  000  Sendungen,  die  bisher  dem  Satze 
von  10  R  unterlegen  haben  (d.  h.  der  zehnte  Teil  der  Briefe),  nach  Ein- 
führung der  neuen  Gebühr  zum  Satze  von  5  R  zu  befördern  sein  werden, 
und  daß  für  1  200  000  Sendungen  im  Gewichte  von  250  bis  500  g,  für  die 
bisher  die  Paketgebühr  (15  R)  zu  entrichten  war,  die  ermäßigte  Gebühr  von 
10  R  zu  erheben  sein  wird.  Der  Ausfall  würde  also  385  000  Fr.  für  ein 
Jahr  betragen.  Dieser  Berechnung  liegt  die  Annahme  zugrunde,  daß  der 
größere  Teil  des  auf  Familienangelegenheiten  bezüglichen  Schriftwechsels 
nach  wie  vor  in  geschlossenen  Briefen,  eine  große  Zahl  von  amtlichen  und 
geschäftlichen  Briefen  aber  unverschlossen  zur  .Versendung  gelangen 
werde.  Im  übrigen  wird  in  der  Botschaft  hervorgehoben,  die  Neuerung 
werde  der  schweizerischen  Geschäftswelt  den  wesentlichen  Vorteil  gewähren, 
daß  den  Mustersendungen  unverschlossene  schriftliche  Mitteilungen  ohne 
Gebührenerhöhung  würden  beigefügt  werden  können.  Die  Postverwaltung 
rechnet  damit,  daß  sich  die  Versendung  von  unverschlossenen  Briefen  wegen 
der  niedrigen  Gebühr  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  einbürgern,  und  daß  sich 
dementsprechend  der  Einnahmeausfall  der  Verwaltung  erhöhen  werde.  Mit 
Rücksicht  hierauf  wird  die  Einführung  auch  dieser  Gebührenermäßigung  aus- 
drücklich an  den  Vorbehalt  geknüpft,  daß  die  in  dem  Gesetzentwurfe  vor- 
gesehene Einschränkung  der  Portofreiheiten  die  Billigung  der  Bundes- 
versammlung findet. 

Unfrankierte  und  ungenügend  frankierte  Postkarten,  Waren- 
proben und  Drucksachen  sind  in  der  Schweiz  bis  jetzt  nicht  zur  Post- 
beförderung zugelassen;  die  Folge  davon  ist,  daß  zahlreiche  Sendungen 
dieser  Art  wegen  fehlender  oder  nicht  ausreichender  Frankierung  unan- 
bringlich  werden.  Bezüglich  der  Postkarten  hat  die  Postverwaltung  die  in 
den  bestehenden  Vorschriften  liegende  Härte  dadurch  zu  mildern  versucht, 
daß  sie  den  Absender  durch  Anfrage  beim  Empfänger  ermitteln  läßt 
und  ihn  dann  zur  nachträglichen  Frankierung  auffordert.  Indes  ist  dies 
Verfahren  recht  umständlich,   auch  gelingt  die  Ermittlung  des  Absenders 
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nicht  immer.  Um  hierin  Abhilfe  zu  schaffen,  sieht  der  Gesetzentwurf  vor, 
daß  Briefsendungen  jeder  Art  unfrankiert  und  teilweise  frankiert  sollen  ver- 
sandt werden  dürfen;  nur  hei  den  Drucksachensendungen,  die  einer  be- 
sonders niedrigen  Mindestgebühr  unterliegen,  wird  wenigstens  teilweise  Fran- 
kierung verlangt.  Die  Gebühr  unfrankierter  Briefsendungen  soll  das  Doppelte 
der  Gebühr  für  frankierte  Sendungen  derselben  Art  betragen.  Unzureichend 
frankierte  Briefsendungen  sollen,  wie  es  bisher  schon  bei  unzureichend 
frankierten  Briefen  geschah,  gegen  Erhebung  des  fehlenden  Frankos,  also 
ohne  Zuschlag,  an  die  Empfanger  ausgehändigt  werden. 

Als  Paketpostgegenstände  (bisher  Fahrpostgegenstände  genannt) 
sind  nach  dem  Gesetzentwurf  alle  Sendungen  mit  Wertangabe  sowie  die- 
jenigen Sendungen  ohne  Wertangabe  im  Gewichte  von  mehr  als  250  g  an- 
zusehen, die  sich  nicht  zur  Beförderung  mit  der  Briefpost  eignen.  Zu  den 
Paketpostgegenständen  gehören  danach  in  der  Schweiz  auch  die  Briefe  mit 
Wertangabe.  Eine  Änderung  der  Gebühr  für  Paketpostgegenstände  ist  nicht 
in  Aussicht  genommen.  Diese  soll  daher  auch  nach  dem  neuen  Postgesetze 
betragen:  für  Sendungen  ohne  Wertangabe  bis  500  g  15  R;  über  500  g 
bis  2'/.,  kg  25  R;  über  2lj.,  bis  5  kg  40  R;  über  5  bis  10  kg  70  R;  über 
10  bis  15  kg  1  Fr.;  über  15  bis  20  kg  1  Fr.  50  R ;  über  20  kg  je  nach  der 
Entfernung  (bis  100,  über  100  bis  200,  über  200  bis  300  und  über  300  km) 
30,  60,  90  und  120  R  für  je  5  kg.  Für  Sendungen  mit  Wertangabe  tritt 
eine  Versicherungsgebühr  hinzu,  die  vom  Bundesrate  festzusetzen  ist,  bei 
Sendungen  bis  1000  Fr.  aber  nicht  mehr  als  3  R  für  je  100  Fr.  betragen 
darf.  Für  unfrankierte  Paketpostgegenstände  soll  künftig  allgemein  eine 
Zuschlaggebühr  von  10  R  zur  Erhebung  kommen,  während  diese  Gebühr 
jetzt  je  nach  dem  Gewichte  15  bis  50  R  beträgt.  Die  Herabsetzung  der 
Zuschlaggebühr  wird  eine  Mindereinnahme  von  18000  Fr.  nach  sich  ziehen; 
anderseits  wird  aber  infolge  der  Neuerung  eine  erwünschte  Verminderung 
der  Zahl  der  Nachnahmepakete  eintreten.  Da  nämlich  die  jetzige  Gebühr 
für  frankierte  Nachnahmepakete,  auf  die  ein  niedriger  Betrag  einzuziehen 
ist,  um  5  bis  40  R  hinter  der  Gebühr  für  gleich  schwere  unfrankierte  Pakete 
zurückbleibt,  so  sind  Pakete,  für  die  der  Empfänger  das  Porto  zahlen 
sollte ,  häufig  frankiert  unter  Nachnahme  des  verauslagten  Frankos  abge- 
sandt worden.  Die  Post  hatte  in  solchen  Fällen  bei  geringerer  Portoein- 
nahme eine  vermehrte  Leistung  auszuführen.  Durch  Annahme  einer 
einheitlichen  Zuschlaggebühr  von  10  R  soll  dieses  Mißverhältnis  beseitigt 
werden. 

Für  den  Nachnahmedienst  ist  eine  Reihe  wesentlicher  Änderungen  vor- 
gesehen. Wichtig  ist  namentlich,  daß  der  Meistbetrag  der  Nachnahme, 
der  jetzt  bei  Briefsendungen  50  Fr.  und  bei  anderen  Sendungen  300  Fr. 
ausmacht,  allgemein  auf  1000  Fr.  festgesetzt  werden  soll;  ferner  ist  zu  er- 
wähnen, daß  künftig  auch  Einschreibsendungen  unter  Nachnahme  sollen  ver- 
sandt werden  dürfen.  Die  Nachnahmegebühr,  die  jetzt  10  R  für  je  10  Fr. 
beträgt,  soll  nach  dem  Gesetzentwurf  auf  höchstens  10  R  für  je  10  Fr. 
festgesetzt  werden  dürfen.  In  Ausführung  dieser  neuen  Bestimmung  ist 
eine  Herabsetzung  der  Gebühr  für  Nachnahmen  über  50  Ft.  dahin  in  Aus- 
sicht genommen,  daß  für  Nachnahmen  über  50  bis  100  Fr.  eine  Gebühr  von 
60  R  und  für  jede  weiteren  100  Fr.  eine  solche  von  10  R  für  je  100  Fr. 
berechnet  werden  soll.  Im  übrigen  sieht  der  Gesetzentwurf  die  Ermäch- 
tigung für  den  Bundesrat  vor.  »für  die  Nachnahmegebühr  nach  Gutfinden 
das  System  der  Postanweisungstaxe  mit  einer  festen  Einzugsgebühr  für  jede 
Sendung  zur  Anwendung  zu  bringen«.  Einstweilen  ist  die  Anwendung 
dieses  Gebührensystems  noch  nicht  beabsichtigt.    Die  Postanweisungs- 
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gebühr  selbst  soll  keine  Änderung  erfahren;  sie  beträgt  bis  20  Fr.  15  R. 
über  20  bis  100  Fr.  20  R,  über  100  bis  200  Fr.  30  R,  über  200  bis  300  Fr. 
40  R  und  für  jede  weiteren  100  Fr.  10  R  mehr.  Die  Beförderungsgebühr 
für  Postauftragssendungen  (in  der  Schweiz  Einzugsmandate  genannt) 
ist  zur  Zeit  für  Beträge  bis  20  Fr.  auf  15  R  und  für  höhere  Beträge  auf 
30  R  festgesetzt;  künftig  soll,  entsprechend  den  Vorschriften  für  den  inter- 
nationalen Verkehr,  bei  der  Auflieferung  die  Gebühr  für  einen  Einschreib- 
brief erhoben  werden.  Das  bedeutet,  da  das  schweizerische  Briefporto  im 
Orts-  und  Nachbarortsverkehre  (bis  10  km)  5  R.  sonst  10  R,  und  die  Ein- 
schreibgebühr 10  R  beträgt,  für  alle  Postaufträge  über  20  Fr.,  also  für  den 
überwiegenden  Teil  der  Postauftragssendungen ,  eine  Ermäßigung  und  nur 
für  Postaufträge  außerhalb  des  Orts-  und  Nachbarortsverkehrs  bis  20  Fr. 
eine  Erhöhung  der  bei  der  Auflieferung  zu  entrichtenden  Gebühr.  Der 
infolge  der  Gebührenänderung  zu  erwartende  Einnahmeausfall  von  rund 
85  000  Fr.  wird  indes  in  der  Hauptsache  dadurch  aufgewogen,  daß  von  dem 
eingezogenen  Betrag  außer  der  Postanweisungsgebühr  künftig  auch  eine  Ein- 
ziehungsgebühr von  10  R  für  jede  Sendung  abgezogen  werden  soll. 

Für  den  Post-Scheck  -  und  Giroverkehr  sind  in  dem  Gesetze  folgende 
Gebühren  vorgesehen:  für  Einzahlungen  5  R  für  je  100  Fr. ;  für  Uber- 
tragungen  von  einem  Konto  auf  ein  anderes  10  R  ohne  Rücksicht  auf  die 
Höhe  des  Betrags;  für  Auszahlungen  5  R  für  je  400  Fr.,  wenn  die  Aus- 
zahlung am  Schalter  eines  Scheckbureaus  bewirkt  wird,  und  dieselbe  Gebühr 
zuzüglich  einer  vom  Betrag  unabhängigen  Gebühr  von  5  R,  wenn  die 
Auszahlung  bei  einer  Postanstalt  erfolgt.  Diese  Sätze,  die  schon  seit  einiger 
Zeit  gelten,  sind,  soweit  es  sich  um  Übertragungen  auf  ein  anderes  Konto 
und  um  Auszahlungen  handelt,  niedriger  als  die  ursprünglich  festgesetzten 
Gebühren,  die  wir  seinerzeit  (Archiv  1906.  S.  136)  mitgeteilt  haben.  Die 
Verzinsung  der  Guthaben,  die  zur  Zeit  i,s  v.  H.  beträgt,  soll  nach  dem 
Gesetzentwurfe  bis  zu  2  v.  H.  betragen  dürfen. 

Die  Gebühren  für  Abholungsfächer  sollen,  den  bestehenden  Vor- 
schriften entsprechend,  höchstens  1  Fr.  50  R  für  den  Monat  betragen 
dürfen;  für  sogenannte  Doppelfächer  soll  jedoch  ein  Zuschlag  bis  zu  1  Fr. 
hinzutreten.  Gebühren  für  Bestellung  der  Sendungen  in  die 
Wohnungen  der  Flmpfänger  sollen,  wie  bisher,  nur  für  Sendungen  von 
mehr  als  5  kg  Gewicht  oder  mehr  als  1000  FY.  Wertangabe,  Lagerge- 
bühren nur  für  Paketpostgegenstände  und  Reisegepäckstücke  erhoben 
werden  dürfen;  auch  bleibt  es  dabei,  daß  die  Festsetzung  dieser  Gebühren, 
ebenso  die  Festsetzung  der  Eilbestellgebühren  und  der  näheren  Bedingungen 
für  den  Eilbestelldienst,  dem  Bundesrat  überlassen  ist. 

Das  Portofreiheitswesen  soll  nach  dem  Gesetzentwurf  erheblich 
eingeschränkt  werden.  Auf  Portofreiheit  haben  in  der  Schweiz  zur  Zeit 
Anspruch:  die  Mitglieder  der  Bundesversammlung  oder  ihrer  Kommissionen, 
wenn  sie  sich  am  Sitzungsortc  befinden;  die  Behörden  und  Beamten  der  Eid- 
genossenschaft, der  Kantone.  Bezirke  und  Kreise  sowie  die  Aufsichtsbehörden 
der  öffentlichen  Schulen  für  den  ein-  und  ausgehenden  Schriftwechsel,  so- 
weit es  sich  um  Amtssachen  handelt;  die  Gemeindebehörden,  Pfarrämter. 
Kirchenvorstände  und  Zivilstandsbeamten  für  die  untereinander  und  mit  den 
Oberbehörden  in  Amtssachen  zu  wechselnden  Schriftstücke;  das  im  eid- 
genössischen Dienste  stehende  Militär;  portofrei  sind  endlich  Sendungen 
für  Arme  und  an  Arme,  wenn  sie  von  zuständiger  Behörde  als  Amtssache 
bezeichnet  sind.  In  allen  diesen  Fällen  erstreckt  sich  die  Portofreiheit  auf 
gewöhnliche  Postsendungen  bis  2  kg  und  auf  Geldsendungen.  Im  übrigen 
ist  der  Bundesrat  ermächtigt,  für  besondere  Zwecke  wohltätiger  oder  gc- 
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meinnütziger  Art  Portofreiheit  zu  gewähren.  Diese  zahlreichen  Porto- 
freiheiten haben  im  Laufe  der  Zeit  zu  so  vielen  Unzuträglichkeiten  ge- 
führt, daß  die  den  Gesetzentwurf  begleitende  Botschaft  das  Porto- 
freiheitswesen als  »eine  wahre  Last  für  die  Postverwaltung«  bezeichnet. 
Das  gilt  in  erster  Linie  von  den  auf  besonderen  Bewilligungen  beruhenden 
Portofreiheiten.  Uber  diese  lesen  wir  in  der  Botschaft:  »Aus  dem  von 
der  Oberpostdirektion  aufgestellten  Verzeichnis  der  Spczialbewilligungen 
ergibt  sich,  daß  im  Laufe  der  Zeit  an  494  Vereine,  Anstalten  und  In- 
stitutionen Portofreiheit  bewilligt  worden  ist.  Von  diesen  haben  27  ver- 
schiedene Institutionen  zusammen  367  Sektionen,  Sektionskomitees  usw.  in  den 
einzelnen  Kantonen  oder  Gebieten  der  Schweiz.  In  dieser  Zahl  sind  die 
Institutionen  nicht  einbegriffen,  denen  nur  vorübergehend  Portofreiheit  be- 
willigt worden  ist  (Bundes-  und  Weltausstellungen,  Volksabstimmungen  usw.), 
ferner  nicht  die  Portofreiheitsbewilligungen  zugunsten  von  Brandbeschädigten, 
Wasserbeschädigten  usw.  Bei  dieser  großen  Zahl  von  Spezialbewilligungen. 
deren  Zahl  sich  fortdauernd  und  in  steigendem  Maße  vermehrt  -  —  es 
vergeht  kaum  eine  Woche,  wo  nicht  ein  oder  mehrere  Gesuche  um  Be- 
willigung der  Portofreiheit  vorliegen  ist  eine  richtige  Kontrolle  über 
die  Inanspruchnahme  der  Portofreiheit  nicht  mehr  möglich,  und  es  ist  da- 
mit den  Mißbräuchen  Tür  und  Tor  geöffnet.  Die  Poststellen  finden  sich 
in  der  Materie  nicht  mehr  zurecht,  und  in  ihrer  Unsicherheit  wagen  sie  es 
nicht,  die  Benutzung  der  Portofreiheit  zu  beanstanden,  auch  wenn  sie 
Zweifel  über  die  Berechtigung  zur  Inanspruchnahme  derselben  haben.«  Aber 
auch  die  Portofreiheiten  der  Staats-  und  Gemeindebehörden  erschweren  den 
Postdienst  erheblich,  weil  sich  der  Umfang  des  portofrei  zu  befördernden 
amtlichen  Schriftwechsels  immer  weiter  ausdehnt;  als  besonders  lästig  wird 
es  empfunden,  daß  die  Portofreiheit  für  zahlreiche  Einrichtungen  des  Staates 
benutzt  wird,  »bei  denen  dieser  auf  Erwerb  ausgeht  und  in  vielen  Fällen 
mit  dem  Privatbetriebe  direkt  in  Konkurrenz  tritt«;  ferner  wird  darüber 
geklagt,  daß  die  Staats-  und  Gemeindebehörden  »sich  je  länger  je  weniger 
an  die  vom  Bundesrat  erlassene  Vorschrift  halten,  wonach  die  Korrespondenz 
zwischen  Amtsstellen  unter  sich  oder  zwischen  Amtsstcllen  und  Dritten, 
welche  das  Interesse  von  Privaten  betrifft,  der  Taxe  unterworfen  sein  sollen, 
auch  wenn  sie  von  Amts  wegen  stattfindet«.  Die  Beseitigung  oder  Ein- 
schränkung der  zahlreichen  Portofreiheiten  ist  wiederholt,  bisher  freilich 
vergeblich,  versucht  worden.  Neuerdings  scheint  aber  »in  den  eidgenössischen 
Räten  selbst  die  Uberzeugung  Platz  gegriffen  zu  haben,  daß  der  jetzige  Zu- 
stand unhaltbar  geworden  sei  und  daher  nicht  mehr  länger  geduldet  werden 
könne«;  deshalb  schlägt  der  Bundesrat  in  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf 
eine  Einschränkung  des  Portofreiheitswesens  dahin  vor,  daß  nur  noch 

a)  die  im  eidgenössischen  Dienste  stehenden  Militärs  mit  Ausschluß  der 
Militärbehörden  und  Beamten  für  die  ein-  und  ausgehenden  ge- 
wöhnlichen Briefsendungen  bis  zum  Gewichte  von  2  kg, 

b)  die  Behörden  und  Dienststellen  der  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
verwaltung für  alle  zur  Postbeförderung  geeigneten  Gegenstände 
sowie  für  Telegramme  und  Gespräche  mittels  Fernsprechers,  die 
sie  unter  sich  im  Dienstverkehr  auswechseln, 

Befreiung  von  den  Postgebühren  genießen  sollen.  Ferner  soll  der  Bundesrat 
die  Befugnis  behalten,  für  die  Beförderung  sogenannter  Liebesgaben  zur 
Linderung  von  Notständen  und  für  den  zu  diesem  Zwecke  unterhaltenen 
Briefpostverkehr  zeitweise  Portofreiheit  zu  gewähren.  Eine  so  erhebliche 
Einschränkung  der  Portofreiheiten  würde  natürlich  auf  die  Posteinnahmen 
nicht  ohne  Einfluß  bleiben.    Im  Jahre  1905  hat  die  schweizerische  Postver- 


Digitized  by  Google 


Entwurf  zu  einem  neuen  schweizerischen  Postgesetze. 


waltung  nahezu  22  Millionen  portofreie  Sendungen  zu  befördern  gehabt, 
für  die  bei  Anwendung  der  gewöhnlichen  Gebührensätze  1.5  Millionen  Fr.  auf- 
gekommen wären.  In  dieser  Summe  ist  für  Sendungen  der  Bundesbehörden 
der  Betrag  von  '/._,  Million  Fr.  enthalten,  der  nach  Abschaffung  der  Porto- 
freiheiten nur  eine  scheinbare  Einnahme  für  die  Bundeskasse  bilden  würde; 
ferner  nimmt  die  Botschaft  an,  daß  das  Porto  für  die  Sendungen,  die  nach 
Abschaffung  der  Portofreiheiten  nicht  mehr  mit  der  Post  zur  Versendung 
kommen  würden,  rund  200000  Fr.  betragen  dürfte.  Die  Gesamteinnahme 
der  Bundeskasse  aus  den  bisher  portofrei  beförderten  Sendungen  würde  sich 
also  auf  etwa  800000  Fr.  im  Jahre  stellen  und  würde  mit  der  Zunahme  der 
Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Sendungen  im  Laufe  der  Zeit  weiter  an- 
wachsen. Zur  Zahlung  einer  Entschädigung  für  Aufhebung  der  ver- 
schiedenen Portofreiheiten  würde  nach  der  Ansicht  des  Bundesrats  eine 
rechtliche  Verpflichtung  nicht  vorliegen;  doch  erschien  es  aus  Billigkeits- 
gründen nicht  angezeigt,  die  bisherigen  Vorrechte  ohne  Entgelt  wegfallen 
zu  lassen.  Deshalb  ist  in  den  Gesetzentwurf  eine  Bestimmung  aufgenommen 
worden,  wonach  den  Kantonen  für  sich  und  für  ihre  Bezirke,  Kreise.  Ge- 
meinden, Wohltätigkeitsanstalten  usw.  aus  der  Postkasse  fortlaufend  ein 
fester  Betrag  von  jährlich  insgesamt  500  000  Fr.  gezahlt  werden  soll.  Die 
Verteilung  des  Betrags  auf  die  Kantone  soll  nach  der  Bevölkerungsziffer 
stattfinden;  danach  würde  der  Kanton  Bern  mit  8889  t  Fr.  den  höchsten 
Betrag  und  Nidwaiden  mit  1971  Fr.  den  geringsten  Betrag  zu  erhalten 
haben.  Abgesehen  von  dieser  Entschädigung  würde  die  Einführung  der 
ermäßigten  Gebühr  für  unverschlossene  Briefe,  von  der  oben  die  Rede  war. 
dazu  beitragen,  die  Aufhebung  der  Portofreiheit  für  die  beteiligten  Behörden 
und  Anstalten  weniger  fühlbar  zu  machen.  Dieselbe  Absicht  liegt  auch  der 
in  dem  Gesetzentwurf  enthaltenen  neuen  Bestimmung  zugrunde,  daß  für 
unfrankierte  Briefsendungen,  die  von  Behörden  und  Amtsstcllen  der  Eidge- 
nossenschaft, der  Kantone,  Bezirke.  Kreise  und  Gemeinden  ausgehen  und 
als  Amtssache  bezeichnet  sind ,  die  gleichen  Gebühren  wie  für  frankierte 
Sendungen  (also  kein  Zuschlag)  erhoben  werden  sollen. 

Alle  Gebühren  für  Brief-  und  Paketpostsendungen  sollen,  wie  bisher,  im 
allgemeinen  mittels  der  von  der  Postverwaltung  ausgegebenen  Wertzeichen 
verrechnet  werden;  doch  enthält  der  Gesetzentwurf  die  neue  Vorschrift, 
daß  »sich  die  Verwaltung  die  Posttaxen  bei  gleichzeitiger  Aufgabe  einer 
großen  Zahl  gleichartiger  Bricfpostgcgcnständc  durch  den  nämlichen  Ver- 
sender auch  in  bar  entrichten  lassen  kann«.  Die  Anwendung  dieser  Aus- 
nahmevorschrift  soll  nur  den  wichtigsten  Poststellen,  wo  öfter  Massenauf- 
lieferungen von  Briefsendungen  vorkommen,  gestattet  werden.  Sache  der 
Postverwaltung  soll  es  sein,  die  zur  Verhütung  von  Mißbräuchen  und 
Portohinterziehungen  erforderlichen  Vorschriften  zu  erlassen.  Aus  der 
»Transportordnung  der  Posten«  ist  in  den  Gesetzentwurf  die  Bestimmung 
übernommen  worden,  daß  der  Bundesrat  den  W  i  eder  Verkäufern  von 
Postwertzeichen  eine  mäßige  Entschädigung  bewilligen  kann. 

Bezüglich  des  Rechtes  der  Absender,  ihre  Postsendungen  zurück- 
zuziehen oder  deren  Aufschrift  ändern  zu  lassen,  ist  die  Aufrecht- 
erhaltung der  bisherigen  Beschränkung  vorgesehen,  wonach  der  Verfügung 
des  Absenders  nur  mit  Zustimmung  des  Empfängers  entsprochen  werden 
darf,  wenn  dieser  die  Aushändigung  der  Sendung  verlangt  hat  oder  ihm 
die  Sendung  nach  deren  Ankunft  am  Bestimmungsorte  gemeldet  worden 
ist.  Diese  Beschränkung  bezieht  sich  auch  auf  Sendungen,  die  aus  anderen 
Ländern  nach  der  Schweiz  versandt  werden.  Zur  Festsetzung  einer  »mäßigen« 
Gebühr  für  Ruckforderungs-  und  Adreßänderungsanträge  sowie  für  Nach- 
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frageschreiben  ist  der  Bundesrat  befugt.  Demgegenüber  ist  die  Gebühr  für 
Rückscheine  im  Gesetze  selbst  mit  20  R  angesetzt.  Für  die  Erteilung  eines 
Einlieferungsscheins  für  eine  gewöhnliche  Paketpostsendung  ist,  wie  bisher,  die 
Erhebung  einer  Gebühr  von  5  R  oder,  wenn  die  Bescheinigung  in  einem 
Empfangscheinbuch  erteilt  wird,  von  3  R  für  jede  Sendung  vorgesehen; 
dazu  ist  zu  bemerken,  daß  eine  solche  Einlieferungsbescheinigung  nur  auf 
Verlangen  des  Absenders  ausgefertigt  wird.  Dem  Kantonsstempel  dürfen 
Scheine,  Schecks.  Rechnungen  u.dgl..  die  im  Postverkehre  von  der  Ver- 
waltung oder  von  Privaten  ausgestellt  werden,  nicht  unterworfen  werden. 

Eine  besonders  wichtige  neue  Bestimmung  des  Gesetzentwurfs  geht  da- 
hin, daß  die  im  Gesetze  festgesetzten  Gebühren  als  Höchst- 
sätze zu  betrachten  sind,  die  nicht  überschritten  werden  dürfen,  daß 
der  Bundesrat  aber  ermächtigt  ist,  einzelne  dieser  Gebühren  unter  Kennt- 
nisgabe an  die  Bundesversammlung  herabzusetzen.  Erhöhungen  der  Post- 
gebühren würden  danach  auch  künftig  nur  im  Wege  des  Gesetzes,  Gebühren- 
herabsetzungen aber  auf  dem  minder  weitläufigen  und  minder  zeitraubenden 
Wege  der  Verordnung  eingeführt  werden  können.  In  der  den  Gesetz- 
entwurf begleitenden  Botschaft  wird  dazu  bemerkt,  man  dürfe  dem  Bundes- 
rate dieses  Recht  um  so  mehr  überlassen,  als  er  in  erster  Linie  über  gesunde 
Verhältnisse  im  Staatshaushalte  zu  wachen  habe  und  jedenfalls  nicht  in 
Versuchung  kommen  werde,  Gebührenherabsetzungen  zu  beschließen,  die  das 
finanzielle  Gleichgewicht  in  der  Verwaltung  erschüttern  oder  gefährden 
müßten.  Übrigens  übe  der  Bundesrat  dieses  Recht  bereits  bezüglich  der 
Gebühren  für  den  Personenverkehr  der  Post  aus,  auch  bestehe  ein  Vorgang 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens,  da  das  Bundesgesetz  über  das  Tarif- 
wesen der  schweizerischen  Bundesbahnen  die  Bestimmung  enthalte,  daß  die 
im  Gesetz  angegebenen  Sätze  für  den  Personen-,  Gepäck-  und  Güterverkehr 
nicht  überschritten  werden  dürften. 

Die  Festsetzungen  des  Gesetzentwurfs  über  die  Organisation  der 
Post  Verwaltung  sind  gegenüber  dem  bestehenden  Organisationsgesetze, 
das  sich  in  vieler  Beziehung  überlebt  hat,  teils  vereinfacht,  teils  ergänzt 
worden;  zum  Muster  hat  der  Entwurf  eines  Bundesgesetzes  über  die  Organi- 
sation der  schweizerischen  Tclegraphenverwaltung  gedient,  wie  er  aus 
der  Beschlußfassung  des  Nationalrats  vom  3.  November  1903  hervor- 
gegangen ist. 

Nach  dem  Gesetzentwurfe  bleibt  der  Bundesrat  oberste  leitende  Be- 
hörde im  Postwesen;  die  unmittelbare  Oberaufsicht  über  das  Postwesen  ist 
dem  Post-  und  Eisenbahn- Departement  des  Bundesrats  übertragen. 
Postunterhandlungen  mit  dem  Auslande  sind,  soweit  es  sich  um  die  allge- 
meinen Postverträge  (den  Weltpostvcrtrag  nebst  Nebenabkommen)  handelt, 
vom  Bundesrate  zu  führen,  und  die  Verträge  unterliegen  der  Beschluß- 
fassung der  Bundesversammlung.  Dagegen  können  die  auf  Grund  der  all- 
gemeinen Postverträge  mit  anderen  Staaten  abgeschlossenen  besonderen  Über- 
einkommen ohne  Mitwirkung  der  Bundesversammlung  vom  Bundesrat  end- 
gültig genehmigt  werden.  Die  oberste  Verwaltung  der  Post  ist  der  Ober- 
postdirektion  übertragen,  an  deren  Spitze  der  Oberpostdirektor  steht. 
Die  Oberpostdirektion  soll,  wie  bisher,  in  vier  Abteilungen  zerfallen,  das 
Oberpostinspcktorat,  das  Postkursinspektorat,  die  Verkehrskontrolle  und  das 
Postscheckinspektorat.  Das  Oberpostinspektorat,  an  dessen  Spitze  der 
Oberpostinspektor,  der  ständige  Vertreter  des  Oberpostdirektors,  steht,  ist 
die  am  meisten  belastete  Abteilung.  Es  soll  künftig  in  zwei  Unterabteilungen, 
nämlich  »Kanzlei,  Personelles  und  Lokale«  und  »Tarifbureau  und  Rekla- 
mationen«, zerfallen;  als  selbständige  Dienststellen  der  zweiten  Unterabteilung 
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sollen  die  Materialienverwaltung  und  die  Wertzeichenkontrolle,  die  schon 
jetzt  besondere  Geschäftszweige  bilden ,  bestehen  bleiben.  Bei  dem  vom 
Postkursinspektor  geleiteten  Postkursinspektor at  soll  die  bisherige  Ein- 
teilung in  ein  Kursbureau  und  ein  Trainbureau,  von  denen  das  erste  die 
Postfuhr-  und  Postkursangelegenheiten,  das  letzte  die  mit  der  Beschaffung 
des  Fuhrmaterials,  der  Bahnpostwagen  usw.  zusammenhängenden  Angelegen- 
heiten zu  bearbeiten  hat,  keine  Änderung  erfahren.  Bei  der  Verkehrs- 
kontrolle,  der  der  Überpostkontrolleur  vorsteht,  sollen  künftig  zwei  Unter- 
abteilungen, das  Abrechnungsbureau  und  das  Postanweisungsbureau,  errichtet 
werden.  Dem  Postanweisungsbureau  soll  obliegen:  die  Prüfung  der  Ein- 
zahlung»- und  Auszahlungsrechnungen  der  Poststellen  im  internationalen 
I'ostanweisungsvcrkehrc,  die  Aufstellung  der  Einzelrechnungen  für  das  Aus- 
land, die  Prüfung  der  vom  Ausland  aufgestellten  Einzelrechnungen  und  die 
Behandlung  der  Nachfragen  im  internationalen  Postverkehr,  endlich  die 
Prüfung  der  in  die  Betriebsrechnung  der  Postverwaltung  fallenden  Posten  des 
Scheck-  und  Giroverkehrs;  das  Abrechnungsbureau  soll  die  sonstige  Rech- 
nungsprüfung besorgen,  die  Rechnungsabschlüsse  der  Verwaltung  aufstellen 
und  die  Abrechnungen  sowie  den  Zahlungsausgleich  im  Verkehre  mit  dem 
Auslande  bewirken.  Das  Postscheckinspektorat,  dessen  Leiter  der  Post- 
scheckinspektor ist,  soll  nach  wie  vor  die  Zentralstelle  für  den  Post-Scheck- 
und  Giroverkehr  bilden. 

Die  Einteilung  des  Postgebiets  in  Kreise  und  die  Übertragung 
der  Kreisverwaltungen  an  Kreispostdirektionen  soll  beibehalten  werden; 
doch  soll  die  Zahl  und  Begrenzung  der  Kreise,  die  bisher  gesetzlich  fest- 
gelegt war.  künftig  vom  Bundesrate  bestimmt  werden  und  nach  Bedürfnis 
geändert  werden  dürfen.  Einstweilen  soll  die  jetzige  Einteilung  des  Post- 
gebiets in  elf  Postkreise,  die  seit  1849  besteht  und  sich  im  allgemeinen  be- 
währt hat,  beibehalten  werden.  Jede  Kreispostdirektion  soll,  wie  bisher,  in 
drei  Abteilungen:  Kanzlei.  Kasse  und  Kontrolle,  zerfallen. 

Die  Einteilung  der  Postanstal  ten  in  Bureaus  I.,  II.  und  III.  Klasse, 
rechnungspflichtige  und  nicht  rechnungspflichtige  Ablagen  sowie  Agenturen 
wird  beibehalten.  Bureaus  I.  Klasse  sollen,  wie  bisher,  diejenigen  sein,  die 
sich  an  den  Sitzen  der  Kreispostdirektionen  befinden ;  ihre  Oberleitung  ist 
den  Kreispostdirektoren  übertragen.  Bureaus  II.  Klasse  sind  solche  an 
anderen  verkehrsreichen  Orten  errichtete  Postanstalten,  denen  außer  dem 
Vorstande  ständig  wenigstens  ein  festbesoldeter  Beamter  zugeteilt  ist;  zu 
den  Bureaus  III.  Klasse  zählen  alle  Postanstalten  mit  nur  einem  festbesol- 
deten Beamten.  Ablagen  werden  an  Orten  mit  minder  bedeutendem  Ver- 
kehr errichtet.  Agenturen  endlich  sind  ausschließlich  die  auf  fremdem  Ge- 
biete von  der  schweizerischen  Postverwaltung  unterhaltenen  Poststellen. 
Neu  ist  die  in  dem  Gesetzentwurfe  vorgesehene  Festsetzung,  daß  die  Dienst- 
zweige der  Post,  der  Telegraphie  und  des  Fernsprechwesens  bei  den  Bureaus 
II.  und  III.  Klasse,  wenn  nicht  besondere  Gründe  entgegenstehen,  zu  einer 
Anstalt  vereinigt  oder  wenigstens  in  demselben  Gebäude  untergebracht  wer- 
den sollen.  Zur  Vermeidung  von  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  der 
Postverwaltung  und  der  Tclegraphenvcrwaltung  ist  eine  Vorschrift  dahin 
aufgenommen  worden,  daß  das  Post-  und  Eisenbahn- Departement  de> 
Bundesrats  zu  entscheiden  hat.  wenn  sich  die  beiden  Verwaltungen  über 
Fragen,  die  das  Personal  oder  die  Diensträume  vereinigter  Anstalten  betreffen, 
nicht  einigen  können. 

über  die  Besoldungen  des  Personals  enthält  der  Gesetzentwurf 
für  die  Beamten  der  obersten  Postverwaltung  und  der  Kreisverwaltungen 
nur  allgemeine  Angaben,  die  sich  auf  die  Zuteilung  des  Personals  zu  den 


Digitized  by  Google 


Entwurf  zu  einem  neuen  schweizerischen  Postgesetze. 


<>57 


verschiedenen  (sieben)  Besoldungsklassen  beziehen;  die  für  die  einzelnen 
Klassen  geltenden  Gehaltssätze  sind  nicht  angegeben.  Für  die  Beamten  der 
Postanstalten  sind  in  dem  Gesetzentwurfe  zwar  die  Mindest-  und  die  Meist- 
gehaltssätze aufgeführt;  doch  wird  in  der  den  Entwurf  begleitenden  Bot- 
schaft mit  bezug  auf  zahlreiche  an  den  Bundesrat  und  die  Bundesversamm- 
lung gerichtete  Eingaben  wegen  Gewährung  von  Teuerungszulagen  und 
Besoldungserhöhungen  die  Einbringung  einer  besonderen  Vorlage,  die  sich 
auf  die  Besoldungen  nicht  nur  der  Postbeamten,  sondern  auch  der  übrigen 
Bundesbeamten  beziehen  soll,  in  Aussicht  gestellt.  Die  dienstlichen  Ver- 
hältnisse des  Personals  sollen  eine  Änderung  nicht  erfahren;  es  bleibt 
also  dabei,  daß  die  Beamten  und  Unterbcamten  nicht  in  unserem  Sinne  an- 
gestellt, sondern  gewählt  werden,  und  zwar  die  Beamten  jedesmal  für  eine 
dreijährige  Amtsdauer,  die  Angestellten  (Unterbeamten)  auf  unbestimmte 
Zeit.  Die  bisher  nur  in  den  Ernennungsverfügungen  enthaltene  Festsetzung, 
daß  das  festangestellte  Personal  seinen  Austritt  aus  dem  Dienste  nur  auf 
Grund  dreimonatiger  Kündigung  bewirken  dürfe,  soll  in  das  Gesetz  über- 
nommen werden.  Die  neue  Bestimmung,  daß  der  Bundesrat  die  Wahl  unter- 
geordneter Beamten,  wie  bisher  schon  die  der  Angestellten,  dem  Post-  und 
Eisenbahn- Departement  oder  der  Oberpostdirektion  übertragen  kann,  hat  den 
Zweck,  den  Bundesrat  von  unwichtigen  Geschäften  zu  entlasten.  Hinsicht- 
lich der  Kautionspflicht  des  Postpersonals  bestimmt  der  Gesetzentwurf, 
daß  der  Bundesrat  die  Beamten  der  Postverwaltung  bezeichnen  soll,  welche 
für  den  ihnen  anvertrauten  Geldverkehr  Sicherheit  zu  leisten  haben.  Damit 
wird  die  Kautionspflicht  (Bürgschaftstellung)  für  die  Unterbcamten  allge- 
mein aufgehoben  und  zugleich  die  Möglichkeit  geschaffen,  daß  ein  Teil  der 
Beamten  von  der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsstellung  entbunden  werden 
kann.  Es  sollen  künftig  nur  noch  die  eigentlichen  Kassenbeamten  Sicher- 
heit leisten.  Ein  Anspruch  auf  Ruhegehalt  im  Falle  der  Dienstunfähig- 
keit oder  auf  Versorgung  der  Hinterbliebenen  im  Falle  des  Todes 
wird  dem  schweizerischen  Postpersonal  auch  künftig  nicht  zustehen. 

Die  Haftpflicht  der  schweizerischen  Postverwaltung  geht  in  mehr- 
facher Beziehung  weiter  als  die  der  deutschen  Post;  Änderungen  hierin 
sollen  nach  dem  Gesetzentwurfe  nicht  eintreten.  Die  wichtigsten  Ab- 
weichungen der  deutschen  und  der  schweizerischen  Haftpflichtbestimmungen 
sind  die,  daß  in  der  Schweiz  für  verlorene,  beschädigte  oder  beraubte 
Pakete  ohne  Wertangabe  eine  Entschädigung  von  15  Fr.  für  jedes  Kilo- 
gramm gezahlt  wird,  ferner,  daß  die  schweizerische  Postverwaltung  für 
postmäßige  Verspätung  (verspätete  Aushändigung)  von  Einschreib-,  Paket- 
und  Wertsendungen  sowie  Postanweisungsbeträgen  eine  Entschädigung  von 
15  Fr.  zahlt,  wenn  die  Verspätung  mehr  als  24  Stunden  beträgt.  Schadens- 
ersatzansprüche wegen  Postsendungen  verjähren  in  der  Schweiz  erst  nach 
Jahresfrist.  Ausgeschlossen  ist  die  Ersatzpflicht  der  schweizerischen  Post- 
verwaltung u.  a.  dann,  wenn  sie  nachweist,  daß  weder  sie  noch  eine  andere 
von  ihr  mit  der  Beförderung  beauftragte  Verkehrsanstalt  den  Schaden  ver- 
schuldet hat.  Alle  Entschädigungen  sollen  unverzüglich  nach  stattgefun- 
dener amtlicher  Feststellung  des  Verlustes,  der  Beschädigung,  Beraubung 
oder  Verspätung  gezahlt  werden.  Verzögert  sich  die  Ersatzleistung  um 
mehr  als  vier  Wochen  nach  der  ordentlichen  Lieferfrist,  so  ist  die  Post- 
verwaltung zur  Zahlung  eines  jährlichen  Verzugszinses  von  5  v.  H.  ver- 
pflichtet. 

Verletzungen  des  Postgesetzes  sollen  künftig  mit  Geldbuße  bis 
500  Fr.,  im  Wiederholungsfalle  bis  2000  Fr.  belegt  werden.  Als  Gesetzes - 
Verletzungen  gelten  außer  der  verbotwidrigen  Beförderung  postzwangspflich- 
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tiger  Sachen,  der  unbefugten  Benutzung  eines  Portofreiheitsvermerkes  und 
dem  unbefugten  Mitfahren  im  rostwagen  auch  die  Aufgabe  von  Gegen- 
ständen, deren  Beförderung  mit  der  Post  verboten  ist,  das  verbotwidrige 
Zusammenpacken  von  Sendungen  an  verschiedene  Personen,  die  Verwendung 
bereits  benutzter  Postwertzeichen,  die  Beifügung  von  unzulässigen  schrift- 
lichen Mitteilungen  zu  Drucksachen  und  überhaupt  die  absichtliche  Um- 
gehung von  Postgebühren.  Die  Bußen  werden  im  Verwaltungswege  durch  das 
Post-  und  Eisenbahn  -  Departement  ausgesprochen;  doch  kann  dieses  seine 
Strafbefugnis  bis  zum  Betrage  von  100  Fr.  an  die  ihm  unterstellten  Post- 
behörden abtreten.  Will  sich  der  Übertreter  dem  Straferkenntnisse  nicht 
unterwerfen,  so  wird  die  Sache  dem  Gerichte  zur  Beurteilung  überwiesen. 
Von  allen  rechtskräftigen  Bußen  fließt  ein  Drittel  demjenigen  zu .  der  die 
Gesetzesverletzung  zur  Anzeige  gebracht  hat.  Der  Rest  wird  zur  Postkasse 
verrechnet. 
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Blankenese-Ohlsdorf. 

Durch  die  Ende  1906  erfolgte  Inbetriebnahme  des  Hauptbahnhofs  in 
Hamburg  haben  die  dortigen  Verkehrsverhältnisse  die  seit  langen  Jahren  er- 
strebte Verbesserung  und  Erleichterung  erfahren.  Allerdings  waren  auch 
die  bisherigen  Zustände  auf  diesem  Gebiete  geradezu  unhaltbar  geworden. 
Die  Unzulänglichkeit  der  Bahnanlagen  lag  in  der  Hauptsache  daran,  daß 
seinerzeit  die  in  Hamburg  einmündenden  Eisenbahnen  unabhängig  voneinander 
und  mit  getrennten  Endbahnhöfen  angelegt  worden  waren,  die  zwar  zum 
Teil  durch  Gleise  unter  sich  verbunden  waren,  jedoch  fast  ausschließlich 
dem  Güterverkehre  dienten.  Daraus  ergaben  sich  besonders  für  durchreisende 
Personen  große  Unbequemlichkeiten,  weil  sie  für  ihre  Beförderung  und  die 
ihres  Gepäcks  von  dem  einen  Bahnhofe  zum  andern  selbst  sorgen  mußten. 

Die  Verhandlungen  zwischen  dem  preußischen  Eisenbahnministerium 
und  dem  hamburgischen  Senate  wegen  Verbesserung  der  Eisenbahnverhält- 
nisse in  Hamburg  wurden  im  Jahre  1887  eingeleitet,  zogen  sich  aber  sehr 
lange  hin.  Erst  Ende  Dezember  1898  kam  ein  Vertrag  zwischen  einer 
Kommission  des  hamburgischen  Senats,  der  Eisenbahndirektion  Altona 
und  der  Direktion  der  Lübeck -Büchener  Eisenbahn  zustande,  der  von 
der  parlamentarischen  Vertretung  der  beiden  Staaten  und  einer  Haupt- 
versammlung der  Lübcck-Büchener  Eisenbahn-Gesellschaft  genehmigt  wurde. 
Die  Umwandlung  der  Bahnanlagen  in  Hamburg  schloß  sich  eng  an  die  be- 
reits im  Jahre  1889  begonnene  Neugestaltung  der  Eisenbahnanlagen  auf 
Altonacr  Gebiet  an.  Die  Niveauübergänge  auf  der  Hamburg-Altonaer  Ver- 
bindungsbahn wurden  beseitigt,  die  Verbindungsbahn  viergleisig  ausgebaut, 
und  zwei  dieser  Gleise  für  den  Stadt-  und  Vorortsverkehr  bestimmt.  Neue 
Stadtbahnhöfe  wurden  am  Dammtor  und  an  der  Schanzenstraße  errichtet.  Das 
ganze  Werk  hat  seinen  Abschluß  mit  der  Fertigstellung  des  Hauptbahnhofs 
gefu nden. 

Der  Hauptbahnhof  Hamburg  ist  Eigentum  der  preußischen  Staats- 
eiscnbahn -Verwaltung,   der  größere  Teil  des  Grund  und  Bodens,  auf  dem 
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er  errichtet  ist.  gehört  dem  hamburgischen  Staate.  Die  Kosten  der  ganzen 
Umgestaltung  auf  hamburgischem  Gebiete  haben  rund  39  Millionen  Mark 
betragen. 

Ursprünglich  hatte  man  geglaubt,  den  Hauptbahnhof  schon  Ende  1903 
in  Betrieb  nehmen  zu  können.  Die  Erledigung  samtlicher  Hauarbeiten  hat 
indes  volle  3  Jahre  länger  gedauert,  als  angenommen  war. 

Gleichzeitig  mit  der  Eröffnung  des  I lauptbahnhofs  sind  die  Bahnhöfe 
Hamburg-Klostertor.  Lippcltstraüe  und  Lübecker  Bahnhof  für  den  Personen-, 
Gepäck-  und  Expreßgutverkehr  geschlossen  worden;  der  Hannoversche 
Bahnhof,  der  zunächst  beibehalten  und  weiter  zur  Abfertigung  der  Personen- 
züge für  die  Richtungen  nach  Hannover.  Cöln  und  Cuxhaven  benutzt  wurde, 
ist  am  1.  Oktober  1907  für  den  öffentlichen  Verkehr  geschlossen  worden. 

Eür  den  Haupthahnhof  wurde  im  Jahre  1900  ein  Wettbewerb  unter 
deutschen  Architekten  ausgeschrieben,  worauf  19  Entwürfe  eingingen.  Die 
beiden  ersten  Preise  von  je  8000  Mark  wurden  dem  Eisenbahn-Bauinspcktor 
Möller  in  Altona  und  den  Architekten  Reinhardt  &  Süßengut  in  Charlotten- 
burg zuerkannt.  Auf  Befehl  S.  M.  des  Kaisers  wurde  der  Plan  des 
Bauinspektors  Möller  von  Reinhardt  &  Süßengut  überarbeitet  und  zu  der 
architektonischen  Stattlichkeit  entwickelt,  in  der  sich  das  fertige  Riesen- 
gebäude zeigt.  Für  den  Betrieb  ist  es  von  größtem  Vorteile,  daß  es  möglich 
wurde,  den  Hauptbahnhof  mit  durchgehender  Schienenführung  anzulegen. 
Jeder  Zug  kann  den  Bahnhof  in  der  Fahrrichtung,  in  der  er  gekommen 
ist,  wieder  verlassen,  so  daß  also  weder  ein  Umstellen  der  Lokomotive,  noch 
eine  Kreuzung  der  Gleise  erforderlich  ist.  Die  Gleise  liegen  6  m  tiefer 
als  die  Straßenkrone.  Der  ganze  Bahnhof  ist  wie  auf  einem  6  m  hohen 
Unterbau  quer  über  die  Schienen  gestellt ;  deshalb  erscheint  der  ganze  Bau, 
besonders  die  große  Halle,  von  der  Straße  aus  gesehen  etwas  gedrückt. 
Das  Empfangsgebäude  ist  ein  großartiger  Massivbau  mit  Tuff steinarchitektur 
auf  einem  Sockel  von  schwedischem  Granit.  Deutsche  Renaissance  mit 
Kunst  formen  aus  Danzig  und  anderen  nordischen  Seestädten  ist  der  Form- 
gebung zugrunde  gelegt  worden.  An  den  beiden  äußeren  Ecken  des  Ge- 
bäudes erhebt  sich  je  ein  Tuffsteinturm  von  44  m  Höhe,  von  einem  eisernen, 
kupferbekleideten  Turmhelme  gekrönt;  beide  Türme  sind  mit  weithin  sicht- 
baren Uhren  von  etwa  }  m  Durchmesser  ausgestattet.  Den  beiden  Haupt- 
eingängen sind  eiserne  Überdachungen  vorgelagert,  die  Schutz  gegen  Regen 
gewähren;  das  westliche  Schutzdach  ist  so  weit  ausgedehnt,  daß  die 
Droschken  darunter  fahren  können.  Beim  Betreten  des  Bahnhofs  von  der 
Westseite  aus  gelangt  man  zunächst  in  die  26  m  breite  und  30  m  lange 
Eingangshalle,  in  der  sich  rechts  die  Fahrkartenausgabe,  links  die  Gepäck- 
annahme befindet.  Nach  Durchschreiten  der  Eingangshalle  kommt  man  in 
die  24  m  breite  und  im  Scheitel  etwa  28  m  hohe  sogenannte  Verbindungs-  < 
halle.  In  dieser  befinden  sich  links  die  Wartesäle,  die  eine  Grundfläche 
von  500  qm  haben.  Zwischen  den  Wartesälen  liegt  ein  besonderes  Zimmer 
als  Warteraum  für  hochgestellte  Persönlichkeiten.  An  die  Wartesäle  schließen 
sich  zu  beiden  Seiten  Bedürfnisanstalten  mit  Wasch-  und  Frisierräumen, 
ein  Postraum  und  eine  Wechslerstube  an.  Verkaufstände  für  Zeitungen, 
Zigarren,  Blumen,  Obst  usw.  liegen  teils  zwischen,  teils  vor  diesen 
Räumen  in  der  Halle.  Aus  der  Verbindungshalle  gelangt  man  in  die 
Ausgangshalle,  in  der  sich  links  die  Gepäckausgabe ,  rechts  die  Räume 
für  das  Handgepäck  befinden,  und  von  da  rechts  durch  einen  breiten 
Seitengang  zur  Stadtbahn  -  Eingangshalle ,  von  der  eine  Treppe  auf  den 
Stadtbahnsteig  führt.  An  jedem  Ende  der  Verbindungshalle  ist  eine  Uhr 
mit  zwei  Zifferblättern   etwa  6m  hoch  aufgestellt,  so   daß  sie  von  allen 
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Punkten  deutlich  sichtbar  ist.  Den  Glanzpunkt  der  Anlage  bildet  der  Warte- 
saal i.  und  2.  Klasse;  wesentlich  einfacher,  jedoch  recht  wirkungsvoll  ist 
der  Wartesaal  3.  und  4.  Klasse  gehalten.  Die  innere  Ausgestaltung  des^ 
Empfangsgebäudes  hat  einen  neuartigen  Charakter.  Zum  ersten  Male  tritt 
hier  in  den  Innenräumen  die  Eisenkonstruktion  ästhetisch  in  die  Erschei- 
nung. So  sind  in  den  Wartesälen  die  Bogenbinder  wie  die  eisernen  Wand- 
und  Deckenträger  durch  richtig  gewählten  Farbenanstrich  zu  angenehmer 
Belebung  der  Wand-  und  Deckenflächen  benutzt.  Das  Gleiche  gilt  von  den 
schweren  eisernen  Torrahmen  in  den  Gepäckhallen  und  den  mächtigen  Bogen- 
bindern  der  Haupteingangs-  und  der  Ausgnngshalle.  Die  ausgedehnte  Ver- 
wendung des  Eisens  war  dadurch  bedingt ,  daß  eine  vollkommene  Stand- 
festigkeit erreicht  werden  sollte,  und  massive  Wände  vermieden  werden 
mußten,  um  die  das  ganze  Gebäude  tragende  eiserne  Decke  nicht  unnötig 
zu  belasten.  Die  Eisenkonstruktionen  des  Gebäudes  sind  von  der  Firma 
Hein,  Lehmann  &  Co.  in  Düsseldorf  geliefert  und  aufgestellt  worden.  Auch 
die  Turmhelme  und  Vorhallendächer  rühren  von  dieser  Firma  her.  Die 
Gepäckhalle  ist  mit  praktischen  Gepäckbeförderungsmaschinen  versehen,  von 
denen  besonders  2  Gepäckrollbahnen  zu  nennen  sind.  Sie  bestehen  aus 
einem  ununterbrochen  laufenden  breiten  Bande  auf  eisernen  Walzen,  das 
durch  elektrische  Kraft  bewegt  wird  und  die  Gepäckstücke  von  den  Bahn- 
steigen in  die  Gepäckausgabe  befördert.  Die  Heizung  des  ganzen  Gebäudes 
erfolgt  durch  eine  Niederdruckdampfanlage,  die  Elektrizität  für  die  Be- 
leuchtung wird  vom  Kraftwerke  der  Eisenbahn  in  Altona  geliefert.  Die 
Baukosten  des  Empfangsgebäudes  mit  Ausschluß  der  Hallen  haben  rund 
3  Millionen  Mark  betragen. 

Die  Aufstellung  der  Eisenkonstruktion  der  die  Bahnsteige  überspannen- 
den Haupthallen  erfolgte  durch  die  Firma  A.  G.  für  Brückenbau  Flcnder 
in  Benrath.  Die  oben  erwähnte  Verbindungshalle  bildet  den  vordersten,  ins 
Empfangsgebäude  hineinragenden  Teil  der  Haupthalle.  Nach  Süden  schließt 
sich  ein  weiterer  Teil  der  Haupthalle  an,  der  die  Zugänge  zu  den  mittleren 
Bahnsteigen  überspannt.  Der  mittlere  und  südliche  Teil  des  Hauptbahnhofs 
besteht  aus  der  von  acht  einfachen  und  zwei  Doppelbogen  in  neun  Felder 
geteilten  Mittelhalle  und  den  links  und  rechts  sich  daran  anschließenden 
Seitenhallen.  Die  Länge  der  von  Eisenkonstruktion  überdeckten  Fläche, 
die  etwa  i8  3ooqm  groß  ist.  beträgt  auf  der  Ostseite  178,  auf  der  West- 
seite 167  m.  Der  große  Hauptbogen  hat  eine  Spannweite  von  rund  73  m 
bei  einer  Höhe  von  34  m.  Diese  Maße  überschreiten  die  der  meisten 
bisher  in  Deutschland  ausgeführten  Hallenbogen  ganz  beträchtlich.  Eine 
weitere  Spannung  haben  nur  einige  Bahnhöfe  in  England,  Frankreich  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Die  Länge  jeder  Seitenhalle  beträgt 
20  m,  die  Breite  der  westlichen  14,  der  östlichen  16  m.  In  der  Haupt- 
halle wie  in  den  Seitenhallen  ist  für  reichliches  Licht  gesorgt.  Die  ver- 
glasten Flächen  sind  1 1  400  qm  groß.  Die  Mittelhalle  ist  mit  Wellblech 
eingedeckt,  während  die  Seitcnhallen  ein  feuersicheres  Pappdach  mit  Holz- 
verschalung haben.  Die  Haupthalle  ist  in  der  Mittelachse  173  m  lang.  Das 
Gesamtgewicht  der  Eisenkonstruktion  beträgt  rund  3500  t  oder  3  5<x)Doo  kg. 
Die  Kosten  der  Hallen  haben  rund  1  500000  Mark  betragen. 

Zugleich  mit  der  Eröffnung  des  Hauptbahnhofs  ist  auch  die  neue  Eisen - 
bahnstrecke  Hamburg  (Hauptbahnhof) -Ohlsdorf  dem  Betrieb  übergeben 
worden.  Der  Bahnkörper  dieser  Linie,  die  hauptsächlich  zur  Verbindung 
der  inneren  Stadt  mit  den  nordöstlichen  Vororten  und  dem  bei  Ohlsdorf 
gelegenen  Zcntralfriedhofc  dient,  ist  von  vornherein  für  den  elektrischen 
Betrieb  eingerichtet  worden;  zunächst  hat  die  Bahn  jedoch  Dampfbetrieb 
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erhalten.  Nachdem  die  Bauarbeiten  für  den  elektrischen  Zugbetrieb  im 
Laufe  dieses  Jahres  auch  auf  der  Anschlußstrecke  Hamburg-Blankenese  be- 
endet worden  waren,  konnte  am  I.  Oktober  mit  der  Einführung  des  elek- 
trischen Betriebs  stufenweise  begonnen  werden.  Im  Interesse  einer  unge- 
störten Abwicklung  des  Verkehrs  wurden  zunächst  nur  einzelne  Dampf- 
züge durch  elektrische  Züge  ersetzt.  Nach  einer  Woche  wurden  die  elek- 
trischen Züge  in  größerer  Anzahl  eingestellt  und  demnächst  in  der  dritten 
Stufe  nochmals  --  immer  unter  Wegfall  der  entsprechenden  Dampfzüge 
und  unter  Beibehaltung  des  alten  Fahrplans  —  vermehrt.  In  der  vierten 
Stufe  werden  neue  Züge  mit  verkürzten  Fahr-  und  Aufenthaltszeiten  ein- 
gelegt werden.  Wann  der  elektrische  Betrieb  in  vollem  Umfange  zur  An- 
wendung gelangen  wird,  steht  noch  nicht  fest.  Beabsichtigt  wird,  die  Zug- 
folge alsdann  zwischen  Altona  und  Hasselbrook  auf  5  Minuten,  zwischen 
Blankenese-Altona  und  Hasselbrook-Ohlsdorf  —  dem  jeweiligen  Verkehrs- 
bedürfnis entsprechend  —  auf  10  oder  20  Minuten  festzusetzen.  Die  Auf- 
enthaltszeiten sollen  auf  dem  Hauptbahnhof  Altona  1  Minute,  auf  den 
übrigen  Zwischenstationen  bis  '/,,  Minute  betragen;  die  Fahrzeiten  zwischen 
Blankenese  und  Ohlsdorf  werden  um  14  Minuten  verkürzt  werden. 

Die  Züge  führen  Abteile  2.  und  3.  Klasse.  Für  samtliche  Abteile  beider 
Klassen  ist  das  Rauchverbot  eingeführt,  weil  hierdurch  erfahrungsmäßig 
eine  gleichmäßigere  Besetzung  der  Abteile  erzielt  wird.  Besondere  Gepäck- 
wagen sind  nicht  vorhanden.  Reisegepäck  und  Kxpreßgut  werden  nur 
zwischen  Blankenese  und  Hamburg,  und  zwar  in  Personenabteilen  befördert, 
die  durch  Hochklappen  der  Sitze  hergestellt  werden.  Die  elektrischen  Züge 
werden  postseitig  nur  zur  Brietbeutelbctörderung  benutzt,  die  Schaffner- 
bahnposten  ,  die  gegenwärtig  zwischen  Hamburg  und  Blankenese  verkehren, 
nach  Durchführung  des  elektrischen  Betriebs  in  Güterzüge  verlegt  werden. 
Letzte  werden  nach  wie  vor  Dampfbetrieb  erhalten.  Die  Züge  bestehen 
aus  Triebwagen ,  von  denen  immer  je  zwei  zusammengekuppelt  eine  selb- 
ständig fahrende  Zugeinheit  von  28  m  Länge  bilden:  während  der  verkehrs- 
reicheren Stunden  werden  Züge  aus  zwei  oder  mehr  Betriebseinheiten  ge- 
bildet. Die  für  den  ersten  Bedarf  angeschafften  50  Triebwagen  sind  von 
der  Waggonfabrik  Breslau  und  von  der  Eisenbahnwagen-  und  Maschinen- 
fabrik van  der  Zypen  und  Charlicr  in  Cöln- Deutz  gebaut,  die  elektrische 
Einrichtung  ist  von  der  Allgemeinen  Elektrizitäts-Gesellschaft  in  Berlin  be- 
sorgt worden.  Die  Motoren  dieser  Wagen  verleihen  bei  115  P.S.  den  Zügen 
eine  Fahrgeschwindigkeit  von  50  km  in  der  Stunde.  Neuerdings  sind  sechs 
weitere  Triebwagen  von  den  Siemens  -  Schlickert- Werken  in  Berlin  geliefert 
worden,  deren  Motoren  je  125  P.S.  besitzen.  Für  die  Bahn  ist  ein  be- 
sonderes Kraftwerk  auf  Altonaer  Gebiet  mit  einem  Kostenaufwande  von 
31/.,  Millionen  Mark  errichtet  worden;  ein  massives  Bauwerk  von  gewaltigen 
Abmessungen,  das  mit  allen  technischen  Errungenschaften  der  Neuzeit  aus- 
gestattet ist  und  den  elektrischen  Strom  für  die  ganze,  27  km  lange  Strecke 
Blankenese-Ohlsdorf  liefert.  Der  Betrieb  der  Dynamos  erfolgt  durch  sechs 
Dampfturbinen,  die  von  der  Firma  Sinell  in  Berlin  geliefert  worden  sind. 
Der  Betriebstrom  —  einphasiger  Wechselstrom  —  wird  mit  6300  Volt 
Spannung  der  Strecke  von  Blankenese  bis  Hasselbrook  unmittelbar  zugeführt. 
Für  die  Teilstrecke  von  Hasselbrook  bis  Ohlsdorf  wird  der  Strom  in  einer 
besonderen  Leitung  mit  30000  Volt  Spannung  nach  dem  neuen  Bahnhofe 
Hamburg-Barmbeck  geführt,  und  die  Spannung  dort  auf  6300  Volt  herab- 
gesetzt. Die  Hochspannungsleitung  ist  über  unbebautes  Gebiet  im  Norden 
um  die  Stadt  herumgeführt,  da  sich  ihrer  Anlage  im  Zuge  der  Bahnlinie 
unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegenstellten. 
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Die  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  auf  der  genannten  Strecke 
ist  von  großer  Bedeutung  für  das  Verkehrsleben  Hamburgs.  Die  Zug- 
folge, die  früher  auf  der  Verbindungsbahn  bestand,  war  für  die  Stunden  des 
stärksten  Verkehrs  bei  weitern  nicht  ausreichend.  Die  Anhäufung  größerer 
Menschenmengen  auf  den  Bahnsteigen  und  der  unerwünschte  Zwang  längeren 
Wartens  im  Falle  der  Versäumung  eines  Zuges  bildeten  Erschwernisse,  die 
sich  in  dem  großstädtischen  Betriebe  von  Tag  zu  Tag  mehr  fühlbar  machten. 
Daher  war  eine  raschere  Zugfolge  dringend  geboten.  Eine  Besserung  in 
den  Verhältnissen  ist  bereits  eingetreten,  nachdem  mit  Eröffnung  des  Haupt- 
bahnhofs für  die  Strecke  Blankenese-Ohlsdorf  ein  neuer  Fahrplan  in  Kraft 
getreten  ist ,  der  eine  erhebliche  Vermehrung  der  Züge  gebracht  hat.  Die 
noch  bestehenden  Übelstände  werden  sich  jedoch  erst  mit  der  Durchführung 
der  neuen  Betriebsweise  vollständig  beseitigen  lassen.  Die  Umgestaltung 
der  Verkehrsverhältnissc  wird  auch  die  Weiterentwicklung  der  an  der  Bahn 
liegenden  Vororte  und  Nachbargemeinden  Hamburgs  begünstigen,  große  Ge- 
biete für  die  Bebauung  aufschließen  und  somit  nicht  unwesentlich  zur 
Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  minderbegüterten  Bevölkerungs- 
schichten beitragen. 


Stenotelegraphie. 

In  der  Zeitschrift  »The  Electrician«  vom  io.  Mai  1907  wird  ein  neues 
Telegraphicrsystcm  beschrieben,  das  auf  stenographischer  Grundlage  beruht 
und  als  »Stenotelegraphie«  bezeichnet  wird.  Das  Verfahren  ist  Eigentum 
der  Stenotelcgraphy-Co.  in  London  ;  sein  Erfinder  ist  A.  C.  Baronio. 

Der  Gedanke,  die  Grundzüge  der  Stenographie  auf  die  tclegraphischen 
Schriftzeichen  anzuwenden  und  durch  eine  telegraphische  Kurzschrift  eine 
größere  Schnelligkeit  in  der  Abwicklung  des  Telegrammverkehrs  und  gleich- 
zeitig eine  bessere  Ausnutzung  der  Telegraphenleitungen  herbeizuführen,  hat 
ohne  Zweifel  etwas  Bestechendes.  Es  hat  auch  an  Versuchen  in  dieser 
Richtung  nicht  gefehlt.  Schon  in  den  Jahren  1870  bis  1873  stellte  die 
deutsche  Telegraphenverwaltung  Versuche  mit  einem  von  dem  Telegraphen- 
direktor Jaite  erfundenen  Telegraphicrsystcm  an,  bei  dem  in  großem  Um- 
fange von  Kürzungen  (Sigcln) ,  wie  sie  in  der  Stenographie  üblich  sind, 
Gebrauch  gemacht  wurde.  Jaite  hatte  für  seinen  Apparat  ein  besonderes 
Zeichcnalphabet  aufgestellt  und  bildete  die  Sigel  in  einfacher  Weise  durch 
Zusammensetzung  geeigneter  Buchstabenzeichen.  Die  Versuche  wurden  nach 
längerer  Unterbrechung  mit  abgeänderten  und  verbesserten  Apparaten  im 
Jahre  1 89 1  wieder  aufgenommen.  Dabei  zeigte  sich  jedoch  unter  anderem, 
daß  bei  Anwendung  der  Jaiteschen  Kurzschrift  eine  größere  Schnelligkeit  der 
Übermittlung  nur  auf  Kosten  ihrer  Sicherheit  und  Genauigkeit  erzielt  werden 
konnte.  Da  auch  andere  gewichtige  Gründe  gegen  die  Einführung  des  Jaite- 
Apparats  sprachen,  wurden  die  Versuche  im  Jahre  1892  endgültig  eingestellt. 

Nicht  viel  besser  scheint  es  einem  »Stenotelegraphen«  ergangen  zu  sein, 
mit  dem  die  franzosische  Telegraphenverwaltung  im  Jahre  1886  nach 
Mitteilungen  Pariser  Tageszeitungen  Versuche  anstellte  (vgl.  Archiv  1886. 
S.  407  ff).  Dieser  von  dem  Ingenieur  Cassagnes  entworfene  Apparat  be- 
ruhte darauf,  daß  an  Stelle  von  Buchstabenzeichen  Lautzeichen  übermittelt 
wurden.     Die  Lautzeichen   wurden   unter  Benutzung  einer  Klaviatur  von 
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20  Tasten,  die  mit  ebensovielen  Lautstempcln  in  Verbindung  standen,  abtele- 
graphiert  und  am  fernen  Orte  durch  ähnliche  Lautstempel  aufgenommen. 
Obwohl  die  Versuche  nach  den  Zeitungsmeldungen  zunächst  günstige  Er- 
gebnisse geliefert  haben  sollen,  hat  man  später  von  dem  Stenotelegraphen 
nichts  mehr  gehört. 

Das  neue  in  »The  Electrician«  beschriebene  stenographische  System  ist 
für  den  Betrieb  von  Seekabeln  bestimmt.  Längere  Seekabel  können  wegen 
der  verzögernden  Wirkung  ihrer  Ladungsfähigkeit  nur  mit  sehr  empfind- 
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liehen  Apparaten  und  mit  Strömen  wechselnder  Polarität  —  z.  B.  positiven 
für  die  Punkte  und  negativen  für  die  Striche  des  Morsealphabets  —  be- 
trieben werden.  Als  Geber  werden  vorzugsweise  selbsttätige  Sender  benutzt, 
die  mit  Hilfe  eines  gelochten  Papierstreifens  Wechselströme  entsenden. 
Die  Empfangsapparate,  Heberschreiber  (Siphon  Recorder),  geben  die  tele- 
graphischen Zeichen  auf  ihren  Papierstreifen  in  Form  einer  Wellenlinie 
wieder,  die  für  die  positiven  Ströme  —  Punkte  —  eine  Ablenkung  von 
der  Mittellinie  nach  oben,  für  die  negativen  Ströme  —  Striche  —  eine  Ab- 
lenkung nach  unten  zeigt. 
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Die  Stenotelegraphie  Baronios  beruht  nun  auf  einer  Abänderung  der 
telegraphischen  Zeichen  derart,  daß  die  Zahl  der  Stromstöße  zur  Über- 
mittlung der  Buchstaben  und  Wörter  möglichst  vermindert  wird.  Dies  wird 
in  der  Weise  erreicht,  daß  bestimmte  Zeichen  nicht  durch  besotidere  Strom- 
stöße, sondern  durch  Verstärkung  der  zur  Darstellung  anderer  Zeichen 
dienenden  Ströme  ausgedrückt  werden.  Den  verschieden  starken  Strömen 
entsprechen  auf  dem  Empfangsstreifen  verschieden  starke  Wellen.  Die  bei 
der  Stenotelegraphic  entstehende  Wellenlinie  enthält  also  außer  den  drei 
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Elementen  der  gewöhnlichen  Recorderschrift  —  einfacher  Wellenberg,  ein- 
faches Wellental  und  Mittellinie  • —  noch  zwei  weitere,  nämlich  die  den 
stärkeren  Stromstößen  entsprechenden  stärkeren  Wellenberge  und  Wellen- 
täler. Das  Einschalten  der  stärkeren  Batterie  im  gegebenen  Augenblicke 
wird  durch  eine  besondere  Lochreihe  bewirkt,  die  sich  am  unteren  Rande 
des  Lochstreifens  für  den  Wheatstone- Sender  befindet,  und  die  gleichzeitig 
mit  den  Zeichen  gestanzt  wird,  auf  die  die  Batterieverstärkung  gelegt  werden 
soll.  Auf  dieser  Grundlage  baut  sich  das  neue  Telegraphiersystem  in  fol- 
gender Weise  auf. 

Im    Morsealphabete    werden   zunächst   die  Zeichen   für  o  (  )  und 

/  f — ),  für  1/  (•  • — )  und  n  ( — •).  für  y  ( — •  )  und  m  (  )  mitein- 
ander vertauscht.  Damit  sind  sämtliche  Vokale  durch  je  ein  oder  zwei 
Elemcntarzeichen  der  Morseschrift,  sämtliche  Konsonanten  durch  je  drei 
oder  vier  solcher  Zeichen  ausgedrückt.  Die  vorhin  erwähnte  Batteriever- 
starkung  wird  nun  dazu  benutzt,  um  die  Vokale  auf  die  ihnen  vorangehenden 
Konsonanten  sozusagen  aufzusetzen,  wie  es  in  ähnlicher  Weise  in  der 
Stenographie  geschieht.  Anfangsvokale  sowie  die  nicht  unmittelbar  auf 
einen  Konsonanten  folgenden  Vokale  können  natürlich  nicht  aufgesetzt 
werden.  Wird  die  Batterieverstärkung  auf  das  erste  Elementarzeichen  des 
Konsonanten  gelegt,  so  deutet  sie  den  Vokal  a  an;  auf  dem  zweiten 
Zeichen  bedeutet  sie  e,  auf  dem  dritten  /,  auf  dem  ersten  und  zweiten 
o.  auf  dem  ersten  und  dritten  u  und  auf  dem  zweiten  und  dritten  y. 
Die  umstehenden  Fig.  1  und  2  zeigen  das  Wort  »vocabulary«  auf  dem 
Lochstreifen  und  dem  Empfangsstreifen  der  bisherigen  Art.  Fig.  3  und  4 
d.is  gleiche  Wort  auf  den  nach  dem  neuen  Verfahren  hergestellten  Streifen. 
Ein  Vergleich  läßt  ohne  weiteres  den  erheblichen  Zeitgewinn  erkennen,  der 
durch  das  neue  Telegraphiersystem  zu  erzielen  ist. 

Der  Gewinn  wird  natürlich  am  größten  sein,  wenn  Worte  übermittelt 
werden,  in  denen  immer  Konsonanten  und  Vokale  miteinander  abwechseln. 
Hierauf  baut  nun  Baronio  einen  weitergehenden  Plan.  Er  bildet  aus  den 
fünf  Elementen  seiner  Steno  -  Recorderschrift  ein  Alphabet,  in  dem  jeder 
Buchstabe  aus  zwei  Elementen  besteht.  Bei  der  telegraphischen  Über- 
mittlung eines  Wortes  brauchen  dann  die  einzelnen  Buchstaben  nicht  durch 
Zwischenräume  voneinander  getrennt  zu  werden.  Jedem  der  abgekürzten 
Buchstabenzeichen  gibt  er  außerdem  die  Bedeutung  einer  Silbe,  bestehend 
aus  einem  Vokal  und  einem  der  Konsonanten  Ii,  S,  jY.  T  und  bildet  sodann 
Codewörter  aus  je  fünf  solcher  Silben.  Jedes  dieser  Codewörter  kann  dann 
mit  zehn  Elementarzeichen  (Zeiteinheiten)  übermittelt  werden,  während  gegen- 
wartig dazu  —  mit  den  Buchstabenzwischenräumen  -  etwa  40  Zeiteinheiten 
erforderlich  sind. 

In  der  eigenartigen  Gleichförmigkeit  der  Zusammensetzung  seiner  Code- 
wörter erblickt  der  Erfinder  noch  besondere  Vorteile.  Sie  vereinfacht  nicht 
nur  die  mechanische  Arbeit  der  telegraphischen  Übermittlung,  sondern  auch 
die  Tätigkeit  des  Beamten  bei  der  Vorbereitung  des  Lochstreifens;  sie 
erleichtert  ferner  die  Übersetzung  der  Recorderschrift  beim  Empfangsamt 
und  bietet  eine  gewisse  Sicherheit  gegen  Fehler. 

Die  neue  Erfindung  soll  der  Telcgraphcnkonferenz  in  Lissabon  (1908) 
vorgeführt  werden. 
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Tripolitanien  und  seine  Verkehrsverhältnisse. 
Von  Postsekretär  G.  Rennert  in  Dresden. 

Tripolitanien  ist,  obwohl  es  gleichsam  vor  den  Toren  Europas  liegt, 
zur  Zeit  noch  eines  der  am  wenigsten  bekannten  Länder  des  dunklen  Erd- 
teils. Eine  ausführliche  Beschreibung  von  Tripolitanien  ist  neuerdings  von 
Moritz  Schanz  in  seinen  im  Heft  8,  II.  Reihe,  der  BTätter  »Angewandte 
Geographie«*)  veröffentlichten  Aufsätzen  über  Algerien,  Tunesien  und  Tripoli- 
tanien gegeben  worden.  Seine  Schilderungen  der  Verkehrsverhältnisse  Tripoli- 
taniens  sind  geeignet,  die  hierüber  im  Archiv  1879,  S.  165  gebrachte  Mit- 
teilung in  wünschenswerter  Weise  zu  ergänzen. 

Für  uns  Deutsche  ist  Tripolitanien  besonders  beachtenswert,  weil  es  für 
eine  große  Anzahl  von  deutschen  Afrikaforschern  der  Ausgangspunkt  ihrer 
Reisen  ins  Innere  von  Afrika  geworden  ist.  Es  seien  hier  nur  die  Namen 
Vogel,  Barth,  Overweg,  Gerh.  Rohlfs,  Nachtigal,  Schweinfurth,  Quedenfeldt 
und  Hugo  Grothe  genannt. 

Das  eigentliche  Tripolitanien,  das  Land  zwischen  der  großen  und 
kleinen  Syrte,  wurde  schon  ums  Jahr  800  v.  Chr.  von  den  Phöniziern  be- 
siedelt. Über  900  Jahre  später  wurde  es  römische  Provinz,  die  »Provincia 
Tripolitania«.  Reste  römischer  Kastelle,  Brücken,  Brunnen  und  Wasser- 
leitungen aus  jener  Zeit  sind  noch  in  großer  Zahl  vorhanden.  In  der 
Stadt  Tripolis  finden  wir  einen  zu  Ehren  Marc  Aurels  errichteten,  noch 
gut  erhaltenen  Triumphbogen. 

Später  von  den  Vandalen  erobert,  wechselte  das  Land  mannigfach  seinen 
Besitzer;  Araber,  Marokkaner,  Sizilianer,  Spanier  und  die  Türken  folgten 
einander,  bis  es  1835  endgültig  von  der  Pforte  als  Provinz  in  Beschlag  ge- 
nommen wurde.  Erst  in  neuerer  Zeit  hat  sich  die  Türkei  etwas  mehr 
um  ihre  Provinz  Tripolitanien  gekümmert  und  hat  durch  Verbesserungen 
der  Militärmacht,  des  Gerichts-  und  des  Polizei wesens  dem  Unwetter  vor- 
zubeugen gesucht,  das  seit  1899  über  Tripolitanien  heraufzuziehen  drohte, 
nämlich  als  Frankreich,  England  und  Italien  an  eine  Teilung  des  Hinter- 
landes von  Tripolitanien  dachten.  Da  die  benachbarten  drei  Atlasländer 
Tunesien,  Algerien  und  Marokko  schon  zum  größten  Teile  dem  französischen 
Einfluß  unterlegen  sind,  so  hat  Frankreich  sich  auch  in  Tripolitanien  die 
für  den  Karawanenhandel  nach  dem  Tsadsee  wichtigen  Oasen  Ghat  im 
Süden  und  weiter  nördlich  Ghadames  für  die  Zukunft  gesichert. 

Tripolitanien  besteht  aus  der  nordöstlich  gelegenen  Halbinsel  Barka  mit 
der  Hauptstadt  Bengasi  oder  Benghazi,  aus  dem  eigentlichen  Tripolitanien 
zwischen  großer  und  kleiner  Syrte  mit  der  Hauptstadt  Tripolis  und  aus 
dem  südlichen  Oasengebiete  Fessan,  dessen  Hauptstadt  Mursuk  ist.  Es  ist 
über  1  Million  Quadratkilometer  groß,  besitzt  also  die  doppelte  Größe  von 
Deutschland,  hat  aber  nach  türkischer  oberflächlicher  Zählung  nur  wenig 
über  1  Million  Einwohner,  so  daß  auf  beinahe  jedes  Quadratkilometer  ein 
Bewohner  kommt;  davon  wohnen  über  900  000  in  Tripolitanien  und 
Barka,  ein  Drittel  allein  in  Tripolis,  und  120000  in  Fessan.  Von  den 
Einwohnern  sind  20000  Nichtmohammedaner,  nämlich  15  000  Juden  und 
5000  Europäer  und  Kopten.  Die  übrige  Bevölkerung  besteht  aus  Arabern, 
Berbern  und  gegen  50000  Türken;   diese  sind  meist  Beamte  und  Militärs- 

*   Herausgegeben  von  Prof.  Dove,  Jena  bei  Gebauer-Schwetschke,  Halle  iSl. 
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und  halten  sich  von  den  Eingeborenen  fern.  Die  aus  dem  Hinter- 
Jande,  namentlich  von  Bornu  und  dem  Tsadsee  eingeführten  Neger  er- 
reichen die  gleiche  Zahl  wie  die  Türken.  Die  Juden,  die  in  Tripolitanien 
wenig  bedrückt  werden,  teilen  sich  mit  den  über  4000  Köpfe  zählenden 
Maltesern  in  den  Warcnhandel.  Obgleich  nur  gegen  600  Italiener  in  Tripoli- 
tanien wohnen,  ist  doch  dank  den  von  Italien  dort  unterhaltenen  Regierungs- 
schulcn  —  in  Tripolis  sogar  eine  Realschule  —  mit  35  staatlich  besoldeten 
Lehrkräften  die  italienische  Sprache  die  Umgangs-  und  Verkehrssprache 
in  Tripolis  und  Bengasi.  Durch  diese  Schulen  werden  der  italienischen 
Sprache  jährlich  fast  600  Kinder,  davon  80  v.  H.  Juden,  zugeführt  und  als 
Vorkämpfer  für  italienischen  Einfluß  und  Handel  gewonnen.  In  französischer 
Sprache  unterrichten  in  Tripolis  französische  Ordensgesellschaften  und  eine 
von  der  Pariser  Alliancc  israelite  unterhaltene  Schule. 

Italien,  Frankreich  und  England  sind  durch  Berufskonsuln  vertreten, 
Deutschland  leider  nur  durch  einen  italienischen  Großkaufmann,  der  kein 
Wort  Deutsch  spricht. 

Tripolitanien,  das  ein  gesundes  Klima  von  kontinentalem  Charakter 
hat,  wäre  sehr  leicht  einer  größeren  wirtschaftlichen  Entwicklung  entgegen- 
zufahren; besonders  im  Süden,  in  den  Tälern  des  über  800  m  hohen  Hoch- 
landes von  Dschcbel  Ghurian  und  an  der  Grenze  von  Tripolis  und  Fessan, 
wo  sich  die  900  m  hohen  Schwarzen  Berge  (Dschebel  Soda)  hinziehen,  ist 
das  Land  sehr  fruchtbar. 

Der  tripolitanische  Araber  ist  im  allgemeinen  ein  schlechter  Ackerbauer, 
auch  seine  Viehzucht  ist  unbedeutend.  In  Barka,  das  sehr  fruchtbaren 
Ackerboden  hat,  ist  kaum  der  zwanzigste  Teil  des  Landes  bearbeitet.  Der 
Grundbesitzer  verpachtet  das  Land  und  läßt  es  vom  Pächter  bewirtschaften. 
Die  Hälfte  des  Pachtguts  muß  mit  Dattelpalmen  und  Olivenbäumen  be- 
pflanzt werden,  deren  Ertrag  der  Besitzer  zur  Hälfte  fordert,  während  der 
Ertrag  aus  dem  mit  Gemüse  oder  Getreide  bebauten  anderen  Teile  dem 
Pächter  ungeteilt  verbleibt.  Diese  Einrichtung,  die  so  weit  geht,  daß  der 
Pächter  bei  Aufführung  von  Bauten  oder  Anlegung  von  Brunnen  alles 
doppelt  anlegen  muß,  damit  er  nach  Ablauf  der  Pachtjahre  dem  Besitzer 
die  eine  Hälfte  Land  als  fertige  Gutswirtschaft  zurückgeben  kann,  während 
<lie  andere  sein  Eigentum  wird,  nennt  man  Mrarsa.  Zur  Ausfuhr  kommt 
an  Getreide  besonders  Gerste  für  Brauzwecke,  die  nach  England  geht; 
Mehl  muß  dagegen  fast  immer  noch  eingeführt  werden.  Rinder  werden  nur 
ah  der  Küste  gezüchtet.  Berühmt  ist  die  Pferdezucht  Barkas.  Das  wich- 
tigste Haustier  ist  das  Kamel,  besonders  das  von  Dschebel  Soda,  das  größer 
und  ruhiger  ist  als  andere  und  reichlich  Wolle  trägt.  Die  Wolle  bildet, 
ebenso  wie  das  Kamel  selbst,  einen  Hauptausfuhrartikel  nach  den  Nil- 
ländern. Hergestellt  werden  Wollstoffe,  Teppiche,  Flechtwaren  und  Leder- 
waren, auch  besteht  ein  blühender  Handel  mit  wohlriechenden  Essenzen. 
In  Tripolis  wurde  1901  eine  Industrieschule  eröffnet. 

Der  Tabakbau,  der  noch  wenig  betrieben  wird ,  bietet  in  Tripolitanien 
gute  Aussichten  ;  auch  Baumwolle  und  Indigo  würden  vortrefflich  gedeihen. 
Außer  Apfelsinen.  Zitronen,  Feigen  und  sonstigen  Südfrüchten  wird  be- 
sonders die  Dattel  fr  ucht  geerntet.  Die  Dattelpalme  bildet  den  Haupt- 
reichtum des  Landes;  sie  ist  in  mehr  als  8  Millionen  Stück  vorhanden  und 
findet  sich  besonders  in  Fessan.  Sehr  gut  gedeiht  auch  der  Maulbeerbaum, 
indes  fehlt  noch  die  gewinnbringende  Seidenraupenzucht. 

Die  bedeutendste  Ausfuhr  findet  in  Haifa-Gras  statt,  das  ausschließ- 
lich für  England  gekauft  und  zur  Papiererzeugung  verwendet  wird.  Die 
Kartoffel,  die  in  Tripolitanien  im  Januar  und  Februar  reif  wird,  geht 
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nach  Malta,  von  wo  sie  dann  als  echte  Maltakartoffel  nach  dem  europäischen 
Festlande  versandt  wird. 

Die  Gewinnung  des  Salzes  und  des  Natrons  ist  Regierungs- 
monopol; das  Natron  wird  in  den  zwei  großen  Natronseen  bei  Mursuk,  das 
Salz  an  vielen  Orten,  auch  in  Seen,  in  bedeutenden  Mengen  gewonnen. 
Schwefel  findet  sich  an  der  großen  Syrte.  Die  Beduinen  bringen  das 
Natron  auf  Kamelen  für  niedrigste  Entlohnung  nach  Tripolis,  sammeln  es 
aber  auch  heimlich  selbst  und  schmuggeln  größere  Massen  nach  Tunis 
hinüber.  Frankreich  läßt  es,  wie  viele  andere  Erzeugnisse,  in  Tunesien 
zollfrei  einführen  und  zieht  dadurch  den  Karawanenhandel  nach  der  tune- 
sischen Handelsstadt  Gabes. 

Auf  den  großen  Karawanenstraßen,  von  denen  später  die  Rede  ist, 
gelangen  die  Erzeugnisse  des  inneren  Afrikas  zur  Küste  und  in  den 
Handel.  Von  der  Sahara  und  dem  Sudan  kommen  Elfenbein,  das  nach 
London  weitergeht,  und  Straußenfedern,  die  nach  Paris  ihren  Weg  finden; 
Sklaven  werden  in  einer  Zahl  von  fast  3000  Seelen  jährlich,  obgleich 
der  Sklavenhandel  verboten  ist,  ebenfalls  nach  Tripolis  eingeführt.  Groß 
ist  auch  die  Einfuhr  von  Kolonial-  und  europäischen  Waren;  z.  B. 
gehen  Kaffee,  Tee.  Zucker,  Baumwollwaren  Pulver,  Waffen,  Spiegel,  Perlen, 
Glaswaren,  Amulette,  unechte  Steine  usw.  über  Tripolis  bis  ins  Innere 
Afrikas. 

Obgleich  Deutschland  bei  der  Einfuhr  nur  schwach  vertreten  ist,  so 
sind  doch  viele,  und  zwar  fast  ein  Drittel,  der  eingeführten  Waren  deutschen 
Ursprunges;  indes  ist  die  Einfuhr  aus  Deutschland  in  den  letzten  Jahren 
zurückgegangen,  und  die  aus  Italien  hat  zugenommen.  Dies  hat  seinen 
Grund  darin,  daß  in  Tripolis  kein  deutsches  Handelshaus  vorhanden,  die 
deutsche  Industrie  vielmehr  nur  auf  die  zweifelhaften  einheimischen  Kom- 
missionäre angewiesen  ist. 

Zeitungen  erscheinen  in  Tripolitanien  noch  nicht;  auch  die  Verkehrs- 
verhältnisse lassen  noch  viel  zu  wünschen  übrig. 

In  der  Stadt  Tripolis  besteht  eine  italienische,  eine  französische  und 
eine  türkische  Postanstalt,  ferner  ist  seit  1901  in  der  Küstenstadt  Bengasi, 
die  bisher  nur  eine  unter  türkischer  Verwaltung  stehende  Briefpost  besaß, 
eine  italienische  Postagentur  mit  Geldbrief-,  Postanweisungs-,  Postauftrags-, 
Nachnahme-  und  Paketverkehr,  wie  in  Tripolis,  eingerichtet  worden.  Weitere 
Postanstalten  gibt  es  in  dem  großen  Gebiete  nicht. 

Eine  regelmäßige  Kamelpost  verkehrt  wöchentlich  die  Küste  entlang, 
eine  andere,  ebenfalls  wöchentliche,  von  Tripolis  nach  Mursuk  im  Lande 
Fessan;  diese  Strecke  wird  in  18  Tagen  zurückgelegt.  Daneben  werden 
schnellfüßige  Boten  je  nach  Bedarf  verwandt. 

Der  Telegraph  verbindet  Tripolitanien  durch  ein  Kabel  der  Eastern 
Telegraph  Co.  von  Tripolis  aus  mit  Malta  und  schließt  es  somit  auch 
an  den  Weltverkehr  an;  ferner  ist  Tripolis  mit  Ghadames  und  außerdem 
mit  den  Militärstationen  an  der  Küste,  westlich  bis  nahe  an  die  tunesische 
Grenze  und  östlich  bis  Misrata,  telegraphisch  verbunden.  Von  da  aus 
soll  die  Linie  bis  Bengasi  fortgeführt  werden.  Das  Kabel,  das  diese  Stadt 
früher  mit  Malta  und  mit  Alexandrien  verband,  ist  1872  eingezogen  worden, 
weil  die  Pforte  der  englischen  Gesellschaft  den  Zuschuß  entzog. 

Eisenbahnen  sind  in  Tripolitanien  noch  nicht  vorhanden;  es  be- 
steht nur  eine  6  km  lange  Schienenbahn,  die  Steine  aus  den  Brüchen 
von  Tweihad  zum  Hafenbau  nach  Bengasi  bringt.  Die  Ausführung  einer 
großen  tripolitanischen  Bahn  von  Tripolis  nach  Kairo  soll  bei  der  Pforte 
in  Erwägung  sein.    Der  Bau  einiger  kleinen  Bahnen,  z.  B.  von  Tripolis 
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über  Suara  nach  Ghadames  und  von  Tripolis  über  Sokna  nach  Mursuk, 
würde  genügen,  um  den  Handel  Tripolitaniens  mit  Zentralafrika  zu  sichern 
und  zu  heben. 

Groß  ist  die  Anzahl  der  bedeutenden  Karawanenstraßen,  die  Tri- 
polis mit  den  Handelsmittelpunkten ,  wie  z.  B.  mit  Ghadames,  Ghat,  Mursuk 
u.  a.,  verbinden.  Von  Tripolis  führen  solche  über  Ghat  nach  Air  und 
weiter  nach  Kano,  das  ist  eine  Strecke  von  2400  km  Länge,  die  in  137 Tagen 
zurückgelegt  wird.  Nach  dem  Tsadsee  führt  eine  Straße  von  Tripolis  über 
Mursuk  und  Gatron.  Die  für  Europäer  beschwerlichste  und  daher  wenig 
bekannte  Straße  geht  von  Tripolis  über  Kufra  nach  Wadai. 

Wichtige  Straßen  gehen  auch  von  Ghadames  aus,  nach  Timbuktu  eine 
solche  unmittelbar  und  eine  über  In  Salah,  ferner  eine  Straße  über  Ghat 
in  das  Land  Sokoto.  Ein  2000  km  langer  Weg,  der  etwa  95  Tage  in 
Anspruch  nimmt,  geht  von  Bengasi  über  Kufra  nach  Abeschr,  der  Haupt- 
stadt Wadais. 

Von  Tripolis  nach  Mursuk  führen  zwei  Straßen;  die  längere  über  Soknaf 
die  30  Tagereisen  erfordert,  wird  wegen  ihrer  besseren  Wasserverhältnisse 
als  Poststraße  benutzt,  die  kürzere  Straße  (20  Tagereisen)  geht  über  den 
Dschebel  Ghurian  und  Misda.  Mit  der  Führung  der  Karawanen,  die  immer 
mehrere  Monate  unterwegs  sind,  und  mit  deren  Entsendung  sich  arabische 
und  berberische  Kaufleute,  aber  auch  einige  jüdische  und  alteingesessene 
europäische  Handelshäuser  befassen,  wird  ein,  in  der  Regel  arabischer, 
Karawanen führer  betraut,  der  häufig  auch  Kaution  stellt;  es  werden  Züge 
von  100  bis  1000  Kamelen  ausgerüstet,  von  denen  der  vierte  Teil  zum 
Tragen  der  Lebensmittel  und  der  Wasserschläuche  gebraucht  wird.  Der 
Handel  ist  einträglich;  die  Waren  werden  unterwegs  an  Kleinhändler  teils 
gegen  bar,  teils  gegen  Tauschwaren  verkauft.  Eingetauscht  werden  besonders 
Elfenbein,  Goldstaub,  Felle  und  Straußenfedern. 

Der  Frachtpreis  wird  nach  Kantar  berechnet;  ein  kräftiges  Kamel 
trägt  3  bis  4  Kantar.  Die  Fracht  zwischen  Tripolis  und  Kano  (2400  km) 
berechnet  sich  für  die  Tonne  auf  etwa  550  Mark. 

Verbindung  zur  See  erhält  Tripolitanien  durch  die  Schiffe  der 
Navigazione  Generale  Italiana  (Florio  und  Rubattino),  die  von  der  italienischen 
Regierung  unterstützt  wird,  wöchentlich  einmal  vön  Tunis  über  Gabes, 
Djerba  (s.  Reichs  -  Kursbuch,  562) ,  ferner  zweimal  wöchentlich  von  Genua 
über  Malta  nach  Tripolis.  Eine  Zwciglinic  geht  seit  1899  von  Malta  zwei- 
wöchentlich über  Tripolis,  Misrata,  Bengasi,  Derna  nach  Kanea  und  zurück. 
Ferner  läßt  die  französische  Comp.  Navigation  Mixte  (Touache  in  Marseille) 
ihre  Dampfer  einmal  wöchentlich  über  Tunis  nach  Tripolis  fahren.  Be- 
dauerlicherweise und  zum  Schaden  für  den  deutschen  Handel  fährt  die 
Deutsche  Levante-Linie,  deren  Schiffe  früher  Tripolis  anliefen,  jetzt  nicht 
mehr  dorthin.  Eine  türkische  Dampfergesellschaft  unterhält  eine  unregel- 
mäßige Verbindung  zwischen  Constantinopel ,  Kandia,  Bengasi  und  Tripolis. 
Griechische  Schwammfischer  und  englische  Haifa-  und  Kohlenboote  vervoll- 
ständigen den  Schiffsverkehr  an  der  tripolitanischen  Küste. 

An  Hafen  platzen  kommen  für  den  ausländischen  Handel  in  Tripolitanien 
nur  Tripolis,  Bengasi,  Derna  und  Tobruk  in  Betracht. 

Von  Münzen  ist  außer  der  türkischen  Goldlira  die  häufiger  anzutreffende 
urolic  türkische  Silbermünze,  der  Medschidie,  zu  etwa  3'/*  Mark  und  der 
Mariatheresiataler  zu  r'/4  Mark  im  Kurs.  Im  Sudanhandel  gelten  neben 
letztem  im  Westen  das  Mitkai  Goldstaub  (4,27  g  =  10  Mark)  und  in 
Sokoto.  Kano  und  Kuka  die  Kaurimuscheln ,  von  denen  2500  bis  3000  aut 
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ein  Fünffrankstück  gehen,  als  Zahlungsmittel.  In  der  Sahara  und  im  Sudan 
finden  auch  französische  Louisdor  Eingang.  Auch  wird  tunesisches  Gold 
und  Silbergeld  französischer  Währung,  das  auf  einer  Seite  französische, 
auf  der  anderen  arabische  Inschrift  trägt,   in  Tripolis  gern  angenommen. 

Das  Land  verfügt  über  so  viele  Hilfsquellen,  daß  es  unter  zielbewußter 
Verwaltung  sich  zu  schöner  Blüte  entwickeln  und  auch  für  die  europäischen 
Staaten,  insbesondere  für  Deutschland,  als  Absatzgebiet  eine  größere  Bedeu- 
tung erlangen  könnte. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Die  verkehrsreichsten  deutschen  Seehäfen.  Das  unter  dem 
Namen  »Nauticus«  allgemein  bekannte  Jahrbuch  für  Deutschlands  See- 
interessen veröffentlicht  in  seinem  neuesten  Jahrgange,  wie  schon  in 
früheren  Jahren,  wiederum  eine  interessante  Zusammenstellung  über  den 
Seeverkehr  in  den  bedeutenderen  deutschen  Häfen,  dieses  Mal  für  das 
Jahr  1905.  Als  bedeutendere  deutsche  Seehäfen  sind  diejenigen  ange- 
sehen worden,  bei  denen  der  Gesamt  -  Nettoraumgehalt  der  im  Seeverkehr 
ein-  oder  ausgegangenen  Schiffe  mindestens  100000  R.  T.  betragen  hat. 
Solche  Häfen  sind  nach  der  Zusammenstellung  in  Deutschland  26  vor- 
handen. Von  ihnen  liegen  11  an  der  Nordsee,  12  an  der  Ostsee  und  3  im 
Mittellaufe  des  Rheinstroms. 

Nach  dem  Umfange  dieses  Seeschiffverkehrs  steht  Hamburg  allen 
anderen  deutschen  Häfen  weit  voran.  Im  Jahre  1905  gingen  13  758  Schiffe 
mit  10,3  Millionen  R.T.  Nettoraumgehalt  von  Hamburg  ab.  Nächst  Hamburg 
hatte  den  höchsten  Verkehr  unter  den  deutschen  Seehäfen  im  Jahre  1905 
Bremerhaven  mit  2071  ausgegangenen  Seeschiffen  von  1,88  Millionen  R.T. 
Nettoraumgehalt  aufzuweisen.  Die  dritte  Stelle  —  nach  dem  Raumgehalte 
der  abgegangenen  Schiffe  berechnet —  kommt  einem  Ostseehafen,  Stettin, 
zu,  dessen  ausgehender  Seeverkehr  sich  auf  4678  Schiffe  mit  i.t;  Millionen 
R.T.  Nettoraumgehalt  belief.  Bremen,  für  sich  allein  betrachtet,  steht 
erst  an  vierter  Stelle.  Es  fuhren  im  Jahre  1905  aus  Bremen  selbst  nur 
2508  Seeschiffe  mit  1,17  Millionen  R.T.  Nettoraumgehalt  ab.  Billigerweise 
wird  man  aber  den  Seeverkehr  Bremens  und  Bremerhavens  zusammenzählen 
müssen ,  so  daß  Bremen  hinter  Hamburg  die  zweite  Stelle  einnehmen 
würde.  Die  Zahl  der  deutschen  Seeschiffhäfen,  für  die  der  Tonnengehalt 
der  ausgehenden  Seeschiffe  mehr  als  1  Million  R.T.  betrug,  ist  mit  den 
genannten  vier  Hafenstädten  erschöpft.  Annähernd  wurde  1  Million  R.  T. 
nur  noch  von  Rostock  mit  987900  R.T.  erreicht.  Es  folgen  sodann 
der  Reihe  nach  Neufahrwasser  (Dan zig)  mit  741000,  Lübeck  mit 
604400,  Kiel  mit  601  100,  Königsberg  (Pr.)  mit  582200,  Emden  mit 
475400,  Cuxhaven  mit  460000,  Geestemünde  mit  441300,  Altona 
(Elbe)  mit  390400,  Swinemünde  mit  272  ooo,  Brake,  Memel  und 
Kratzwieck  mit  je  über  200000  und  Flensburg,  Wilhelmshaven, 
Cöln,  Wismar,  Düsseldorf,  Nordenham  und  Pillau  mit  je  über 
100000  R.T.  Nettoraumgehalt  der  ausgegangenen  Seeschiffe.  Die  Häfen 
Duisburg  und  Blumenthal  —  in  der  Nähe  von  Vegesack  an  der  Weser 
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—  blieben  mit  78  000  und  1 1  000  R.  T.  hinsichtlich  des  ausgehenden  Ver- 
kehrs zwar  unter  der  Grenze  von  100  000  R.  T.,  weil  die  im  Binnenverkehr 
abgegangenen  Seeschiffe  bei  den  Anschreibungen  für  den  Seeverkehr  nicht 
mitgezahlt  worden  sind;  der  Ncttoraumgehalt  der  angekommenen  Schiffe 
betrug  indes  auch  bei  diesen  beiden  Häfen  mehr  als  je  100000  R.  T. 


Die  neue  deutsche  Dampferlinie  nach  den  Hafen  des  Per- 
sischen Golfes,  die  von  der  Hamburg-Amerika  Linie  seit  dem  vergangenen 
Jahre  unterhalten  wird  (vgl.  Archiv  1907,  S.  474  »Das  sechzigjährige  Be- 
stehen der  Hamburg -Amerika  Linie«),  hat  sich  nach  einem  im  »Deutschen 
Reichsanzeiger  und  Königlich  Preußischen  Staatsanzeiger«  (Jahrgang  1907, 
Nr.  193)  veröffentlichten  Berichte  des  Kaiserlichen  Konsulats  in  Bagdad 
über  das  Verkehrswesen  des  Konsulatsbezirks  im  Jahre  1906  von  vorn- 
herein ausgezeichnet  bewährt,  obgleich  die  drei  britischen  Frachtdampfer- 
gesellschaften, durch  die  bis  dahin  der  unmittelbare  Verkehr  zwischen  Eng- 
land und  den  Häfen  des  Persischen  Golfes  allein  versehen  wurde,  die  »Buck- 
nall  Steam  Navigation  Co.«,  die  »West-Hartlepool  Line«  und  die  »Anglo- 
Arabian  and  Persian  Gulf  Steam  Navigation  Co.«,  alles  aufgeboten  hatten, 
um  dem  Wettbewerbe  der  deutschen  Gesellschaft  zu  begegnen.  Das  erste 
Schiff  der  Hamburg -Amerika  Linie,  die  »Canadia«,  das  zu  Anfang  Sep- 
tember 1900  den  Hafen  von  Basra  anlief,  brachte  eine  die  Erwartungen  der 
Handclskreise  weit  übertreffende  Ladung  mit.  Für  die  Rückfahrt  lag  bereits 
bei  der  Ankunft  der  »Canadia«  die  volle  Fracht  in  Basra  bereit,  so  daß  für 
weitere  von  Bagdad  auszuführende  Waren  gar  kein  Platz  mehr  vorhanden 
war.  Auch  die  folgenden  Dampfer  der  neuen  Linie,  die  »Sicilia«  im  Monat 
Oktober,  die  »Savoya«  im  November  und  die  »Hungaria«  im  Dezember, 
trafen  vollbeladen  in  Basra  ein  und  hatten  auch  für  die  Rückfracht  die 
gleiche  Inanspruchnahme  aufzuweisen  wie  der  erste  Dampfer. 

Den  Grund  für  diesen  günstigen  Erfolg  des  neuen  deutschen  Verkehrs- 
unternehmens im  Persischen  Golfe  glaubt  das  Kaiserliche  Konsulat  zu  Bagdad 
einerseits  in  den  allgemeinen  Verhältnissen  des  Handels  und  Wandels  in 
jenen  Gebieten .  anderseits  in  der  richtigen  Wahl  der  Agenturen  suchen  zu 
sollen,  die  in  Bagdad  und  Basra.  den  beiden  mesopotamischen  Hauptorten, 
an  seit  längerer  Zeit  daselbst  ansässige  deutsche  Firmen  übertragen  worden 
sind. 

Die  Schiffe  der  Hamburg-Amerika  Linie  laufen  nach  der  Ausfahrt  von 
Hamburg  zunächst  Antwerpen  an.  Von  da  hat  sich  ein  lebhafter  Handel 
mit  belgischem  Zucker  entwickelt.  Geringere  Aussicht  scheint  das  Anlaufen 
von  Marseille  zu  bieten,  weil  sich  die  dortigen  großen  Zuckerraffinerien  auf 
Jahre  hinaus  durch  Abmachungen  mit  den  vorgenannten  englischen  Reedereien 
gebunden  haben.  Jedenfalls  hat  der  Wettbewerb  der  deutschen  Gesellschaft 
den  Erfolg  gehabt,  daß  die  englischen  Linien  ihre  Frachtsätze  für  die  Be- 
förderung von  Waren  zwischen  Basra  und  den  Hafenplätzen  F-uropas  erheb- 
lich herabgesetzt  haben.  Der  Konsulatsbericht  stellt  mit  Befriedigung  fest, 
daß  die  Neugründung  der  deutschen  Dampferlinie  von  der  gesamten  ein- 
heimischen Bevölkerung,  insbesondere  von  der  Handelswelt,  mit  großer 
Freude  begrüßt  worden  ist. 
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Die  Telegraphentechnik.  Ein  Leitfaden  für  Post-  und  Tele- 
graphenbeamte von  Dr.  Karl  Strecker,  Geh.  Postrat  und  Pro- 
fessor. Fünfte  vermehrte  Auflage.  Mit  375  Texthguren  und 
2  Tafeln.  Berlin,  Verlag  von  Julius  Springer.  1907.  Preis  geh. 
5  Mark,  geb.  6  Mark. 

Das  erst  1904  in  vierter  Auflage  erschienene  Buch  liegt  in  fünfter  Auf- 
lage vor.  Das  Werk  hat  sich  namentlich  seit  seinem  Erscheinen  in  der 
gegen  früher  erheblich  erweiterten  vierten  Auflage  der  besonderen  Wert- 
schätzung der  Fachgenossen  zu  erfreuen  gehabt.  Sein  umfassender  und 
doch  auf  das  Notwendige  beschränkter  Inhalt  sowie  seine  knappe,  nur 
das  Wesen  des  Gegenstandes  hervorhebende  Darstellung  machen  das  Werk 
auch  besonders  geeignet,  dem  Lernenden  eine  Übersicht  über  das  Wichtigste 
auf  dem  Gebiete  der  Telegraphen-  und  Fernsprechtechnik  zu  geben  und 
den  älteren  Beamten  als  Nachschlagewerk  zu  dienen. 

Die  eben  erwähnten  Zwecke  des  Buches  haben  auch  die  neue  Auflage  ver- 
anlaßt. Vor  allem  mußten  die  immer  mehr  Verbreitung  gewinnenden  neueren 
Einrichtungen  für  den  Telegraphen-  und  Fernsprechbetrieb  Aufnahme  finden. 
Dazu  gehören  namentlich  die  Zentralanrufschränke  für  Telegraphenleitungen 
und  das  Gegensprechen  mit  dem  Hughesapparat,  ferner  die  Fernsprechrclais, 
die  neueren  Vielfachumschalter  für  Zentralbatteriebetrieb  sowie  die  sonstigen 
Neuerungen  für  Fernsprechämter  und  Sprechstellen. 

Die  Gliederung  des  Stoffes  ist  im  wesentlichen  unverändert  geblieben; 
nach  Möglichkeit  sind  auch  für  die  Abbildungen  dieselben  Nummern  wie 
in  der  vorigen  Auflage  beibehalten  worden.  Dadurch  ist  die  Möglichkeit 
gegeben,  im  Unterrichte  neben  der  neuen  Auflage  die  ältere  weiterzuverwen- 
den.  Letzte  kann  überdies  durch  ein  besonders  herausgegebenes  Ergänzungs- 
heft vervollständigt  werden. 


Das  Problem  der  Schwingungserzeugung.    Von  Dr.  H.  Bark- 
hausen.   Leipzig  1907.    S.  Hirzel.    Preis  4  Mark. 

Als  allgemeine  Anweisung,  alle  überhaupt  möglichen  Methoden  zu  finden, 
um  in  einem  Stromsystem  einen  dauernden  Wechselstrom  zu  erzeugen,  wird 
am  Anfange  dieses  Buches  der  Satz  entwickelt,  daß,  falls  in  dem  System 
nur  konstante  elektromotorische  Kräfte  vorkommen,  der  Widerstand,  die 
Induktion  oder  die  Kapazität  notwendig  veränderlich  sein  muß. 

Von  diesem  umfassenden  Gesichtspunkt  aus  werden  das  Mikrophon  und 
die  mechanischen  Unterbrecher,  die  Dynamomaschinen  und  die  Influenz- 
maschinen eingehend  behandelt.  Beim  Mikrophon  wird  für  gute  Ver- 
ständigung die  Bedingung  abgeleitet,  daß  die  Stromschwankungen  dem 
mittleren  Strome  gegenüber  klein  sein  müssen;  auch  wird  eine  neue  Schal- 
tung angegeben,  die  dieser  Forderung  genügt. 

Der  Lichtbogen  ist  ein  Widerstand,  der  mit  wachsender  Stromstärke 
kleiner  wird  und  somit  einen  Wechselstrom  selbsttätig  verstärkt.  Dadurch 
ist  die  Möglichkeit  gegeben,  ihn  als  Wechselstromerzeuger  zu  behandeln. 
Die  Bedingungen ,  unter  denen  er  praktisch  brauchbar  wird ,  elektrische 
Schwingungen  dauernd  zu  unterhalten,  die  »Stabilitätsbedingungen«,  werden 
an  der  Hand  der  Charakteristikentheorie  erörtert. 
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Auf  Grund  eigener  Beobachtungen  unterscheidet  der  Verfasser  drei  grund- 
sätzlich verschiedene  Arten  von  Schwingungsvorgängen.  Bei  der  ersten 
löscht  der  Lichtbogen  nie  aus;  bei  der  zweiten  verlöscht  er  während  jeder 
Periode;  bei  der  dritten  tritt  eine  Rückzündung  in  der  dem  Gleichstrom 
entgegengesetzten  Richtung  ein. 

Das  Buch  bringt  sachlich  viel  Neues,  namentlich  über  den  Lichtbogen 
und  seine  Verwendung  zur  Erzeugung  schneller  Schwingungen,  aber  auch 
interessante  Erörterungen  über  den  Resonanzunterbrecher  und  die  Möglich- 
keit eines  Fernsprechrelais  sowie  über  mechanische  Schwingungen.  Es  wirkt 
besonders  anregend  durch  das  Bestreben,  in  leicht  verständlicher  Form  all- 
gemeine Gesichtspunkte  für  die  Behandlung  und  das  Verständnis  der  mannig- 
faltigsten Schwingungsvorgänge  zu  geben,  und  ist  reich  an  praktischen  Bei- 
spielen. 
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INHALT:  Feststellung  und  Kingrenzung  von  Fehlern  in  Zweileiter-Vielfachsystemen 
mit  ZentralbaUerie,  S.  67^.  —  Neuerungen  im  Postverkehre  der  deutschen  Kriegs- 
schiffe im  Auslande,  S.  683.  —  Seeunfall-Meldedienst  an  der  Wesermiindung,  S.  685. 

Kleine  Mitteilungen:  Der  Kap-Cod-Kanal,  S.68S. —  Lübecks  Handel  und  Schiffahrt  im 
Jahre  ujoii,  S.  »,89.  —  Kin  neuer  Klopferapparat,  S.  t.ic>o.  —  Der  neue  Seehafen 
von  Brügge,  S.  091. 

Literatur:  Halle,  Dr.  Krnst  von,  Die  Weltwirtschaft,  S.  Ö92.  —  Thomalen,  Dr.  Adolf, 
Kurzes  Lehrbuch  der  Llektrotechnik,  S.  O94.  —  Kohlrausch,  Dr.  F.  L.,  Einführung 
in  die  Differential-  und  Integralrechnung  nebst  Differentialgleichungen,  S.  695. 


Feststellung  und  Eingrenzung  von  Fehlern  in  Zweileiter- 
Vielfachsystemen  mit  Zentralbatterie. 


Bei  Vielfachumschaltern  mit  Zentralbattcrie  ist  es  zur  Erzielung  eines 
sicheren  und  geordneten  Betriebs  mehr  als  bei  anderen  Systemen  notwendig, 
daß  die  Außcr.lcitungcn  und  Amtseinrichtungen  aufs  sorgfältigste  instand- 
gehaltcn  werden.  Ihre  volle  Leistungsfähigkeit  können  Zentralbatterie- 
systeme  nur  dann  entwickeln,  wenn  fortgesetzt  für  eine  hohe  Isolation  der 
Stromwege  gesorgt  wird.  Da  meist  schon  geringe  Nebenschließungen 
hinreichen  würden,  die  Anruflampen  auf  dem  Amte  auch  bei  angehängtem 
Fernhörer  zum  Ansprechen  zu  bringen  und  dadurch  sogenannte  »Dauer- 
brenner« hervorzurufen,  werden  vor  der  Inbetriebnahme  neuer  Z.  B. -Ämter 
sämtliche  Außenleitungen  mehrmals  gemessen. 

Schadhaft  gewordene  Drahthüllen,  Kondensatoren  und  Polarisations- 
zellen sowie  Leitungsberührungen  usw.  rufen  in  Z.  B. -Systemen  täglich  eine 
Anzahl  von  Dauerbrennern  hervor  (in  Leipzig  bei  rund  1 1  000  Anschluß- 
leitungen durchschnittlich  10  Stück).  Hinsichtlich  derartiger  Störungen  kon- 
trolliert sich  das  System  selbst;  dank  der  hohen  Empfindlichkeit  der  Anruf- 
relais lassen  sich  insbesondere  die  ^-Leitungen  *)  frei  von  Nebenschließungen 


*)  Mit  a-  Leitung  wird  der  Ober  die  800  Ohm -Wicklung  des  Anrufrelais  an  dem 
negativen  Pole  der  Batterie  liegende  Leitungszweig  und  mit  b -Leitung  der  über  die 
150  Ohm-Wicklung  des  Anrufrelais  an  dem  geerdeten)  positiven  Pole  Hegende  Leitungs- 
zweig bezeichnet. 
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halten.  Auf  diese  Fehler,  die  sowohl  innerhalb  als  auch  außerhalb  des 
Amtes  liegen  können ,  soll  hier  nicht  näher  eingegangen  werden ;  von 
größerem  Interesse  sind  dagegen  Fehler,  die  nicht  so  leicht  zu  Tage  treten 
und  die,  falls  sie  nicht  beseitigt  werden,  allmählich  den  Betrieb  gefährden, 
nämlich  die  Fehler  in  den  /»-Leitungen.  Da  diese  an  dem  geerdeten  Pole 
der  Zentralbatterie  endigen,  wirken  Fehler  in  ihnen  nicht  unmittelbar  auf 
das  Anrufrelais  ein,  können  aber  zu  nachstehend  bezeichneten  Betriebs- 
störungen Veranlassung  geben. 

1.  Nebenschlüsse  der  /»- Leitungen  verursachen  beim  Wecken  in  einer 
solchen  Leitung  ein  Flattern  des  Anrufrelais  des  verlangten  Anschlusses,  weil 
der  verstärkte  Haltestrom  nicht  nur  über  die  150  Ohm-Wicklung  des  Anruf- 
relais, sondern  auch  über  den  Nebenschluß  einen  Weg  zur  Erde  findet.  Je 
größer  der  Nebenschluß,  um  so  mehr  Strom  wird  der  Haltewicklung  ent- 
zogen, und  um  so  stärker  flattert  das  Anrufrelais. 

2.  Ferner  kann  bei  starkem  Nebenschluß,  oder  wenn  gleichzeitig  mehrere 
Fehler  auftreten,  die  nach  der  Erde  zu  gelegene  Sicherung  der  Rufstrom- 
maschine durchschmelzen,  wodurch  eine  vorübergehende,  aber  sehr  störende 
Unterbrechung  des  Rufstroms  hervorgerufen  wird. 

3.  Berührungen  zwischen  /»- Leitungen  haben  vielfach  ein  Mitsprechen 
im  Gefolge. 

4.  Nebenschlüsse  in  den  /»-Leitungen  innerhalb  des  Amtes  und  Kurz- 
schlüsse in  den  Haltewicklungen  der  Anrufrelais  können  starkes  Mitsprechen 
veranlassen. 

5.  Sofern  die  Versorgung  der  Nebenstellen  mit  Mikrophonstrom  über 
die  /»-Leitung  eingeführt  wird,  müssen  Nebenschließungen  in  den  /»-Leitungen 
solcher  Anschlüsse  eine  schlechte  Verständigung  zwischen  den  Nebenstellen 
herbeiführen. 

Aus  diesen  Gründen  werden  beim  Fernsprechamt  in  Leipzig  regelmäßige 
Prüfungen  der  /»-Leitungen  sowohl  nach  außen,  als  auch  nach  innen  vor- 
genommen, die  jedesmal  eine  Anzahl  von  Fehlern  aufdecken.  Für  die 
beiden  Prüfungen  werden  zwei  verschiedene  Verfahren  angewendet. 

A.   Prüfung  der  /»-Leitungen  nach  außen. 

Da  die  Anrufrelais  infolge  ihrer  Empfindlichkeit  schon  bei  geringen 
Nebenschlüssen  ansprechen,  wird  zur  Prüfung,  ob  Fehler  in  den  /»-Leitungen 
nach  außen  vorhanden  sind,  ein  Anrufrelais  benutzt.  Die  Haltewicklung 
bleibt  isoliert,  dagegen  wird  an  das  eine  Ende  der  800  Ohm-Wicklung  die 
/»-Ader  eines  Vorschalteschrankstöpscls ,  an  das  andere  Ende  die  a-Ader 
eines  zweiten  Vorschalteschrankstöpscls  gelegt  (Fig.  ]).  Die  /»-Ader  des 
letzten  Stöpsels  erhält  Verbindung  über  eine  Klemme  mit  dem  Körper  des 
Relais,  die  a-Ader  über  eine  Klemme  mit  dem  einen  Ende  seiner  Anruf- 
lampc,  deren  anderes  Ende  an  die  unterste  Kontaktfeder  geführt  ist.  Um 
dem  Relais  den  erforderlichen  Strom  zu  liefern,  sind  an  eine  der  besonderen 
Klinken  Kb  die  beiden  Pole  der  Zentralbatterie  angelegt.  Zur  Inbetrieb- 
setzung der  Prüfeinrichtung  wird  der  Batteriestöpsel  52  in  die  Klinke  Kb 
eingesetzt,  alsdann  werden  mit  dem  Stöpsel  Sx  nacheinander  die  einzelnen 
Klinken  Kv  des  Vorschalteschranks  gestöpselt.  Beim  Einführen  des  Stöpsels 
in  diese  Klinken  zuckt  infolge  der  Berührung  mit  der  Hülse  der  Leitung, 
die  über  die  Haltewicklung  des  Relais  an  Erde  liegt,  jedesmal  das  Prüfrelais, 
und  die  Lampe  L  leuchtet  einen  Augenblick  auf;  das  Relais  kehrt  aber 
sogleich  in  seine  Ruheinge  zurück,  und  die  Lampe  erlischt  wieder,  wenn 
die  /»-Leitung  nach  außen  frei  von  Nebenschließungen  ist.  Sobald  sich 
jedoch  in  der  /»-Leitung  ein  Fehler  F  befindet,   fließt   aus  der  geerdeten 
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Z-Batterie  über  den  Stöpsel  S.2,  die  Anrufwicklung,  Stöpsel  S,,  Klinke  Kv, 
/>-  Feder,  /»-Leitung  und  Fehlerstelle  F  ein  Strom  zur  Erde.  Das  Relais 
spricht  an,  und  die  Lampe  L  leuchtet  auf,  solange  der  Stöpsel  in  der 
Klinke  steckt.  Bei  Benutzung  des  unteren  Relaiskontakts  ist  die  Prüf- 
einrichtung  derart  empfindlich,  daß  sie  hei  Nebenschließungen  von  rund 
4000  Ohm  noch  sicher  anspricht.  (Die  Verwendung  des  mittleren  Kontakt- 
stücks für  die  Verbindung  mit  der  Lampe  hat  sich  als  nicht  zweckmäßig 
erwiesen,  da  die  Einrichtung  dann  zu  empfindlich  wurde.) 

Die  Prüfung  wird  in  der  verkehrsschwachen  Zeit  durch  einen  Unter- 
beamten vorgenommen  und  erfordert  für  1000  Anschlußleitungen  etwa 
30  bis  40  Minuten.  Fehlerhafte  Leitungen  werden  in  ein  für  die  Amts- 
mechaniker bestimmtes  Merkbuch  eingetragen.  Bei  der  ersten  derartigen 
Prüfung  wurden  180  mit  Fehlern  behaftete  Leitungen  ermittelt.    Die  Fehler 


Hu.  1 


lagen  teils  im  Umschalteraume,  den  Kabelaufführungspunkten  (Kohlenblitz- 
ableitern), den  /»-Leitungen  und  den  Sprechstellen,  teils  waren  noch  von 
den  Einrichtungsarbeiten  her  Fehler  vorhanden,  die  darin  bestanden,  daß 
die  Verbindungen,  die  nach  außen  und  innen  führen,  an  den  Federn  der 
Vorschalteklinken  verwechselt  worden  waren.  (Die  zugehörenden  Anschlüsse 
konnten  seit  dem  Bestehen  des  neuen  Amtes  noch  kein  Ferngespräch  geführt 
haben,  andernfalls  hätten  diese  Fehler  schon  eher  zu  Tage  treten  müssen.) 
Bei  den  jetzt  alle  vier  Wochen  vorgenommenen  Prüfungen  werden  rund 
30  fehlerhafte  Leitungen  gefunden,  deren  Nebenschließungen  mit  wenigen 
Ausnahmen  außerhalb  des  Amtes  liegen. 

B.   Prüfung  der  /»-Leitungen  nach  innen. 

Zur  Untersuchung  der  /»-Leitungen  nach  innen  wird  ein  Batterieprüfer 
—  600  Ohm-Wicklung  ohne  Nebenschluß  — ,  der  in  die  Brücke  eines 
Wheatstoneschcn   Vierecks  geschaltet   ist,   benutzt   (Fig.  2).    Das  Viereck 
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besteht  aus  zwei  Manganindrahtwiderständen  von  300  Ohm.  einem  geerdeten 
Widerstände  von  155  Ohm  und  der  zu  untersuchenden  b -Ader  nebst 
1 50  Ohm-Wicklung  des  Anrufrelais  sowie  u.U.  einem  Nebenschlüsse.  Bei 
\  erwendung  einer  geerdeten  Batterie  von  etwa  8  Volt'  aus  guten  Trocken- 
elementen bewirkt  der  Strom  im  Ruhezustände  eine  Ablenkung  der  Nadel 
des  als  Spannungsmesscr  geschalteten  Batterieprüfers  von  28 0  nach  rechts. 
Die  Verbindung  der  I'rüfeinrichtung  mit  der  Batterie  wird  durch  Stöpsclung 
mit  dem  Stöpsel  .S",  in  eine  der  Klinken  für  besondere  Zwecke,  an  deren 
Feder  die  geerdete  Batterie  gelegt  ist.  bewirkt  ;  ebenso  wird  die  Verbindung 
des  Widerstandes  von  155  Ohm  mit  der  F.rde  durch  Einführung  des 
Stöpsels  S.:  in  eine  Erdklinke  hergestellt.  Wird  nun  am  Vorschalteschrank 
eine  Klinke,  deren  /'-Ader  nach  innen  ohne  Fehler  ist.  mit  dem  Stöpsel  S3 
gestöpselt,  so  kehrt  die  Nadel  des  Batterieprüfers  auf  Null  oder  nahezu 


Fig.  2. 


auf  Null  zurück,  weil  dann  im  Brückensystem  Gleichgewicht  herrscht. 
Wenn  dagegen  in  der  ^-Leitung  ein  Nebenschluß  F  vorhanden  ist,  so  tritt 
eine  mehr  oder  weniger  starke  Ablenkung  nach  links  ein;  die  Stärke  der 
Ablenkung  richtet  sich  nach  der  Größe  des  Nebenschlusses.  Beispielsweise 
betrug  die  Ablenkung  bei  einem  Nebenschlüsse  von  1000  Ohm  0,9°,  von 
500  Ohm  2°,  von  150  Ohm  5,0°,  von  50  Ohm  9.8°  von  I  Ohm  150. 
Nebenschlüsse,  die  auf  den  Betrieb  störend  einwirken  können,  werden  durch 
diese  F'inrichtung  sicher  angezeigt;  solche  unter  0,5°  Ablenkung  brauchen 
nicht  berücksichtigt  zu  werden,  da  der  Wert  des  Vergleichswiderstandes 
(155  Ohm)  nur  ein  Mittelwert  ist  —  die  Widerstandswerte  der  Halte- 
wicklungcn  einschließlich  Zuleitung  schwanken  von  146  bis  160  Ohm  und 
betragen  im  Durchschnitt  155  Ohm  — ,  mithin  bei  der  Gleichgewichtsgrenze 
stets  kleine  Unterschiede  auftreten. 
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Der  für  die  Prüfung  der  b-  Leitungen  nach  innen  benutzte  Stöpsel  .S*;! 
ist  von  besonderer  Bauart,  da  die  gewöhnlichen  Vorschalteschrankstüpsel  die 
Besetztanzeigeleitung  c  mit  einschalten  wurden,  für  die  Prüfung-  alter  nur 
eine  \  erbindung  mit  der  Klinkenhülse  erfolgen  darf.  Dies  wird  durch 
Einsetzung    eines    breiten    Hangummiringes    zwischen    Stöpselspitze  und 

big  3. 
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Stöpselhals  erreicht:  die  Zuführungen  zur  Stöpselspitze  und  zum  Ringe 
bleiben  frei,  so  daß  bei  der  Prüfung  gleichzeitig  die  Auüenleitungen  a  und  b 
isoliert  werden.  Bei  der  ersten  derartigen  Prüfung  wurden  27  Fehler 
ermittelt,   darunter  ein  Nebenschluß  einer  £-Ader,   während   die  anderen 
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Fehler  teils  in  Berührungen  der  Leitung  mit  der  Besetztanzeigeschiene, 
teils  in  Verwechslung  der  und  6-Adern  in  den  Klinken  des  Yorsehaltc- 
schrankes  bestanden.  Nach  Beseitigung  der  durch  die  Prüfungen  unter  A. 
und  B.  festgestellten  Fehler  ist  ein  Schnarren  der  Anrufrelais  nur  noch  in 
ganz  geringem  Umfange  vorhanden,  wie  es  von  den  Haupt-  und  Neben- 
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Stelleninhabern,  deren  Apparate  noch  mit  Induktoren  versehen  sind,  bei 
gedankenloser  Handhabung  des  Apparats  hervorgerufen  wird. 

C.   Eingrenzung  der  Kehler  innerhalb  des  Klinkensystems. 

Zur  Eingrenzung  der  Fehler  in  den  a-  und  Leitungen,  die  als  inner- 
halb des  Systems  liegend  ermittelt  worden  sind,  wird  seit  einiger  Zeit  eine 
neue  tragbare  Untersuchungseinrichtung  benutzt,  deren  Handhabung  leicht 
und  einfach  ist,  und  die  sichere  Ergebnisse  liefert,  ohne  daß  ein  Schneiden 
der  Kabel  erforderlich  ist. 

Die  Einrichtung  besteht  aus  einem  Stromanzeiger  (Milliamperemeterl 
von  niedrigem  Widerstand  (etwa  3  Ohm),  dessen  Klemmen  mit  einem  Orts- 
schrankstöpsel Sl  verbunden  sind,  und  einem  Zusatzkasten.  Dieser  ist  aus 
zwei  Stöpseln  S2  und  S.{,  zwei  Kurbel  Umschaltern  Va  und  zwei  Klinken  A', 
und  K.,  zusammengesetzt;   die  Schaltung  ist  aus  Fig.  3  ersichtlich. 

Bei  der  Eingrenzung  von  Störungen  in  den  Systemleitungen  bleibt  das 
Anruf  relais  nebst  Z-  Batterie  stets  an  die  Leitung  angeschaltet;  in  den 
meisten  Fallen  liefert  die  Z- Batterie  den  Strom  zur  Eingrenzung.  Im 
einzelnen  gestaltet  sich  diese  folgendermaßen. 

1.   a-  und  /»-Ader  derselben  Leitung  sind  in  Berührung  (Fig.  4). 

Obwohl  die  Isolierung  der  Außcnleitung  im  Vorschalteschranke  wegen 
der  Verwendung  von  Gleichstrom  zur  Eingrenzung  nicht  immer  unbedingt 
notwendig  ist  (der  Kondensator  oder  die  Polarisationszellen  der  Sprech- 
stellen verriegeln  den  Gleichstrom),  so  wird  sie  sich  für  alle  nachfolgenden 
Falle  dennoch  empfehlen.  Die  Isolierung  ist  stets  mit  einem  Holz-  oder 
Hartgummistöpsel  auszuführen. 

Stöpsel  St  des  Stromanzeigers  wird  in  Klinke  A.',  des  Zusatzkastens  ein- 
gesetzt und  Kurbclumschaltcr  a  nach  rechts,  Kurbelumschalter/»  nach  links 
gestellt;  alsdann  ist  einer  der  beiden  Stöppel  S.2  oder  Sa  des  Zusatzkastens  in 
die  Verbindungsklinke  des  Schrankes,  an  dem  die  Leitung  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  (bei  NichtVerwendung  des  Zwischenverteilers)  auf  Abfrageklinke 
liegt  oder  liegen  würde,  der  andere  in  die  des  nächsten  in  der  Richtung  nach 
den  Vorschaltcschränken  stehenden  Schrankes  einzusetzen,  danach  sind  beide 
Stöpsel  in  die  Verbindungsklinken  der  beiden  in  entgegengesetzter  Richtung 
stehenden  Nachbarschranke  zu  stecken.  (Die  Prüfung  unter  Mitverwendung 
der  Abfrageklinke  kann  zu  unsicheren  Ergebnissen  führen.)  Der  Fehler  liegt 
nach  derjenigen  Seite,  bei  deren  Stöpselung  der  Stromanzeiger  -4  einen  Aus- 
schlag anzeigt  Falls  der  Stromanzeiger,  da  das  Instrument  den  Nullpunkt 
nicht  in  der  Mitte  hat,  nach  der  falschen  Seite  ausschlagen  sollte,  wird  der 
Stöpsel  Sl  aus  der  Klinke  K,  in  die  Klinke  A'2  umgesteckt,  wodurch  die 
Stromrichtung  in  dem  Stromanzeiger  umgekehrt  wird.  (Hierzu  könnte  an 
Stelle  der  Klinken  auch  ein  Stromwender  benutzt  werden.)  Sollte  in  beiden 
Fällen  kein  Ausschlag  erfolgen,  dann  befindet  sich  der  Fehler  in  der 
Abfrageklinke  oder  in  der  Verbindungsklinke  des  Schrankes,  an  dem  die 
Leitung  auf  Anrufzeichen  liegt,  oder  im  Zwischenverteiler  oder  in  den 
Kabeln  nach  den  Nachbarschränken  usw. 

Angenommen,  die  Berührung  liege  im  Punkte  .1.  Alsdann  fließt  aus 
der  Z-  Batterie  Strom  nur  über  die  800  Ohm-Wicklung  des  Anrufrelais. 
Zwischenverteiler,  ö-Ader  bis  zum  Punkte  A,  Fehlerstelle,  ^Ader,  Zwischen- 
verteiler, Hülse  der  Abfrageklinke,  150  Ohm-Wicklung  des  Anrufrelais  und 
zurück  zur  Batterie.  Sobald  man  sich  mit  dem  Prüfsysjtcm  (Stöpsel  >\, 
und  S:i)  parallel  zu  dem  Kabclstück  cd  an  die  Federn  c  und  f  anschaltet, 
muß,  da  das  Kabelstück  von  Strom  durchflössen  ist,  infolge  des  geringen 
Widerstandes  des  Stromanzeigers   durch   das  Prüfsystem   ebenfalls  Strom 
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fließen ,  der  die  Nadel  des  Stromanzeigers  ablenkt.  Schaltet  man  sich 
dagegen  parallel  zu  g  h ,  so  tritt  kein  Ausschlag  ein ,  weil  das  Kabelstück 
g  h  nicht  von  Strom  durchflössen  wird;  das  Gleiche  ist  der  Fall  bei  Ein- 
schaltung zwischen  k  i.  Während  auf  der  Strecke  c  d  Strom  festgestellt 
wurde,  ist  keiner  vorhanden,  wenn  der  eine  Stöpsel  vor  die  Fehlerstelle 
oder  in  die  fehlerhafte  Klinke,  der  andere  Stöpsel  hinter  die  Fehlerstelle, 
z.  B.  in  c  und  1,  eingesetzt  wird.  Der  Fehler  ist  also  hiermit  zwischen  c 
und  1  eingegrenzt. 

Fig.  5. 


nach  dem 
letzten  Sehran, 


Trockenelem.  -==- 


In  ähnlicher  Weise  findet  die  Ermittlung  anderer  Arten  von  Fehlern 
statt. 

2.   Zwei  a-Adern  sind  in  Berührung  (Fig.  5). 

Isolierung  beider  Leitungen  am  Vorschalteschranke.  Kurbelumschalter  a 
nach  rechts,  b  nach  links.  An  eine  der  beiden  a-Leitungen  wird  eine  Erd- 
verbindung durch  Stöpselung  irgend  einer  Verbindungsklinke  angeschaltet, 
z.  B.  an  ax  in  D.  Der  Prüfstrom  fließt  dann  von  der  geerdeten  Z-Batterie 
über  die  800  Ohm-Wicklung  des  Anrufrelais  der  a-Leitung,  a-Ader,  Fehler- 
stelle, a'-Ader  und  D  zur  Erde.  Die  Eingrenzung  des  Fehlers  erfolgt  in 
Ader  a  wie  unter  1.  angegeben. 
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3.  Die  a-Leitung  hat  einen  Neben-  oder  Erdschluß,  z.  B.  in  F  (Fig.  4). 
Isolierung   der   Leitung   am   Vorschalteschranke.     Kurbelumschalter  a 

nach  rechts,  fr  nach  links.  Der  Prüf  Strom  fließt  von  der  geerdeten  Z-  Batterie 
über  die  800  Ohm-Wicklung  des  Anrufrelais,  a-Ader  und  F  zur  Erde. 
Eingrenzung  in  a  wie  unter  1. 

4.  Zwei  /»-Adern  sind  in  Berührung  (Fig.  5). 


Fig.  6. 


Isolierung  der  beiden  Leitungen  am  Vorschalteschranke.  Kurbelum- 
schalter a  nach  links,  fr  nach  rechts.  Da  die  fr-Leitungen  mit  dem  geerdeten 
Pole  der  Z-Batterie  in  Verbindung  stehen,  kann  diese  keinen  Strom  für 
Prüfzwecke  liefern.  Infolgedessen  wird  eine  geerdete  Hilfsbatterie  aus  zehn 
Trockenelementen,  die  dauernd  an  eine  freie  Klinke  für  besondere  Zwecke 


Fig.  7- 


 ©  ' 

gelegt  ist,  mit  der  b '-Ader  in  der  Abfrageklinke  durch  Stöpselung 
verbunden.  Der  Prüfstrom  nimmt  dann  seinen  Weg  aus  der  geerdeten 
Hilfsbatterie  über  die  fr'-Ader.  Fehlerstellc,  fr-Ader  und  150  Ohm-Wicklung 
des  Anrufrelais  zur  Erde  der  Z  Batterie.  (Zweigstrom  über  die  150  Ohm- 
Wicklung  des  Anrufrelais  der  Leitung  ax  fr1  zur  Erde  der  Z-  Batterie  ) 
Eingrenzung  in  Ader  fr  wie  unter  1. 
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5.  Eine  b  -  Ader  hat  einen  Neben-  oder  Erdschluß,  z.  B.  Ädert  in  H 
(Fig.  4)- 

Isolierung  der  Leitung  am  Vorschalteschranke.  Kurbelumschalter  b 
nach  rechts,  a  nach  links.  Anschaltung  der  Hilfsbatterie  durch  Stöpselung 
in  der  Abfrageklinke  der  Leitung.  Der  Prüf  ström  gelangt  von  der  geerdeten 
Hilfsbatterie  über  die  t-Ader  in  H  zur  Erde.  (Zweigstrom  über  die 
150  Ohm-Wicklung  des  Anrufrelais  zur  Erde  der  Z- Batterie.)  Eingrenzung 
wie  unter  I, 

6.  a-  und  t-Ader  einer  Leitung  sind  unterbrochen,  z.  B.  a  bei  K 
(Fig.  6). 

Isolierung  der  Leitung  am  Vorschalteschranke.  Werden  mit  dem 
Stöpsel  Sy  des  Stromanzeigers  (ohne  den  Zusatzkasten)  die  Verbindungs- 
klinken nacheinander  gestöpselt,  so  zeigt  das  Instrument  vor  der  Fehler- 


Fig.  8. 

12V  /?V 


stelle  von  der  Z- Batterie  aus  Strom  an,   hinter  der  Fehlerstelle  dagegen 
nicht  mehr. 

Die  beschriebene  Prüfeinrichtung  kann  noch  nach  Fig.  7  vereinfacht  werden. 
Zwei  Stöpsel  5,  und  S.2  würden  mit  einem  zweipoligen  Umschalter  für 
drei  Stellungen,  einer  Unterbrechungstaste  und  einem  Milliamperemeter  zu 
verbinden  sein,  das  möglichst  nur  2  bis  3  Ohm  Widerstand  hat,  wenn 
tunlich,  noch  die  Ablesung  von  Zehntelmilliampere  gestattet  und,  damit  es 
von  der  Stromrichtung  unabhängig  ist,  den  Nullpunkt  in  der  Mitte  der 
Skala  hat.  Die  Beschaffung  eines  solchen  Instruments  ist  ziemlich  schwierig, 
da  Milliamperemetcr  mit  hoher  Empfindlichkeit  in  der  Regel  auch  einen 
hohen  Widerstand  besitzen ,  Instrumente  mit  geringem  Widerstand  aber 
wegen  des  alsdann  erforderlichen  starken  Magnetfeldes  sehr  schwer  sind. 
Mit  einem  Milliamperemeter  von  Gans  &  Goldschmidt,  das  zwei  Meßbereiche 
(o  bis  4  Milliampere  und  o  bis  40  Milliampere)  besaß,  sind  günstige  Ergeb- 
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nisse  erzielt  worden,  und  zwar  wurde  der  kleinere  Meßbereich  für  die  Ein- 
grenzung von  Berührungen  und  Nebenschließungen,  der  größere  für  die 
Eingrenzung  von  Unterbrechungen  benutzt. 

Beim  Gebrauche  dieser  Prüfeinrichtung  mußte  die  Kurbel  des  zwei- 
poligen Umschalters  bei  Berührung  von  a-  und  £-Ader  derselben  Leitung 
auf  a!a],  bei  Neben-  oder  Erdschluß  der  a-Ader  auf  a(al,  bei  Neben-  oder 
Erdschluß  der  6-Ader  auf  bjb1,  bei  Berührung  zweier  a-Adern  auf  aja\  bei 
Berührung  zweier  b- Adern  auf  bjbx  und  bei  Unterbrechung  der  a-  oder  der 
£-Ader  auf  cjc1  stehen.  Die  Unterbrechungstaste  ist  erforderlich,  um  im 
Zweifel  leicht  feststellen  zu  können,  ob  die  Nadel  des  Instruments  über- 
haupt ausschlägt.  Auch  diese  Einrichtung  hat  sich  als  zweckmäßig  er- 
wiesen. 

D.   Prüfung  der  Drosselspulen. 

Die  Prüfeinrichtung  zur  Untersuchung  der  Schlußrelais  und  der  an  dem 
Mittelleiter  liegenden  Drosselspulen  zu  75  Ohm  besteht  aus  einem  Batterie- 
prüfer mit  einem  Nebenschlüsse  von  10  Ohm,  zwei  Umschaltern  V,  einer 
Systemklinke  Kl  und  einem  Stöpsel  S  für  Erdverbindungen  (Fig.  8).  Da  die 
Spannung  der  Z- Batterie  an  den  Klinken  und  Stöpseln  etwa  23  bis  25  Volt 
beträgt,  so  muß,  wenn  Schlußrelais  und  Drosselspule  desselben  Stöpsels 
fehlerfrei  sind,  ein  Batterieprüfer  (mit  eingeschaltetem  Nebenschluß)  etwa 
1 2 

=■--  -  0,072  A  anzeigen.    Die  erhaltenen  Werte  schwanken  nun 

80  +75+10 

zwischen  70  und  75  Milliampere.  Gibt  der  Batterieprüfer  aber  mehr  oder 
weniger  an,  so  ist  eine  der  Drosselspulen  fehlerhaft,  oder  es  sind  Neben- 
schließungen  zu  ihnen  vorhanden.  Bei  der  Prüfung  werden  die  Abfrage- 
und  Verbindungsstöpsel  nacheinander  in  die  Systemklinke  Kl  gesteckt,  und 
die  Ausschlagswerte  am  Batterieprüfer  abgelesen;  ergeben  sich  Abweichungen 
von  dem  Regel  werte,  so  wird  zunächst  Umschalter  1  nach  links  gestellt, 
und  somit  die  Schnurseite  des  Schlußzeichcnrelais  an  Erde  geschaltet.  Die 

2  A. 

Stromstärke  muß  bei  fehlerfreiem  Relais  usw.  0     ,        —  0,366  A  betragen, 

80  +  10 

sie  schwankt  zwischen  250  und  275  Milliampere.  Nachdem  Umschalter  1 
wieder  in  die  Regelstellung  gebracht  worden  ist,  wird  Umschalter  2  nach 
links  gelegt;  nunmehr  liegt  die  Schnurseite  der  Spule  zu  75  Ohm  an  Erde. 

1 2 

Die  Stromstärke   beträgt  bei   fehlerfreien  Spulen  =  o.m  A  und 

75  "r"  10 

schwankt  zwischen  130  und  150  Milliampere.  Alle  Abweichungen  von 
diesen  Regelwerten  zeigen  an,  daß  in  dem  Stromkreis  ein  Fehler  vor- 
handen ist. 

Bei  der  ersten  derartigen  Prüfung  wurden  drei  Fehler  ermittelt.  An 
einem  Arbeitsplätze  betrug  die  Stromstärke  in  der  Abfrage-  und  Verbindungs- 
schnur 130  statt  72  Milliampere.  Der  Fehler  bestand  darin,  daß  die  b- Lei- 
tung des  Verbindungstöpsels  mit  der  a-Leitung  eines  anderen  Stöpsels  in 
Berührung  war.  Im  Betriebe  hatte  sich  der  Fehler  noch  nicht  bemerkbar 
gemacht,  er  gab  aber  zu  Mitsprechen  Veranlassung.  Ferner  wurde  an  zwei 
weiteren  Arbeitsplätzen  je  eine  Schnur  gefunden ,  in  der  die  Stromstärke 
nur  30  statt  72  Milliampere  betrug.  Die  Ursache  lag  darin,  daß  die  Schluß- 
relais der  Schnüre  einen  Widerstand  von  300  statt  80  Ohm  besaßen.  In- 
folgedessen erhielten  die  mit  diesen  Schnüren  verbundenen  Teilnehmer  bis 
zur  Auswechslung  der  Relais  stets  einen  zu  schwachen  Mikrophonspeise- 
strom. 
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Zur  Messung  der  Zentralbatteriespannung  in  den  Klinken  rindet  ein 
Spannungsmesser  (Meßbereich  o  bis  3  Volt)  mit  einem  Vorschaltewider- 
stande  von  1 1  400  Ohm  (Meßbereich  infolgedessen  o  bis  60  Volt)  An- 
wendung. Aus  den  bei  diesen  Messungen  erhaltenen  Werten  lassen  sich 
bei  einiger  Übung  meist  Schlüsse  auf  die  Art  des  vorhandenen  Fehlers 
ziehen. 


Neuerungen  im  Postverkehre  der  deutschen  Kriegsschiffe 

im  Auslande. 

Für  die  auf  den  deutschen  Kriegsschiffen  im  Ausland  und  bei  dem 
deutschen  Marinelazarett  in  Yokohama  bestehenden  Marine- Schiffsposten 
ist  am  I.Oktober  1907  eine  neue  Dienstordnung  in  Kraft  getreten, 
der  wir  einige  Einzelheiten  von  allgemeinerem  Interesse  entnehmen  (vgl. 
Archiv  1903,  S.  183  fr.). 

Die  Portosätze  für  Briefsendungen  zwischen  Deutschland  und  den  deutschen 
Schutzgebieten  einerseits  und  den  deutschen  Kriegsschiffen  im  Ausland  ander- 
seits stimmen  nach  wie  vor  mit  den  im  wesentlichen  den  Sätzen  des  Inlands- 
verkehrs entsprechenden  Sätzen  des  deutschen  Kolonialverkehrs  überein;  die 
Portoermäßigung  für  Mannschaftsbriefe  von  20  bis  60  g  (Erhebung  eines 
Portos  von  10  statt  20  Pf.),  die  die  Reichspostverwaltung  gegen  Zahlung 
einer  Pauschvergütung  von  seiten  der  Marineverwaltung  gewährt,  bleibt 
bestehen.  Die  neue  Vorschrift,  daß  im  Verkehre  der  Kriegsschiffe  mit  Deutsch- 
land und  den  deutschen  Schutzgebieten  für  die  unfrankierten  und  nicht 
ausreichend  frankierten  portopflichtigen  Dienstbriefe  kein  Zuschlag- 
porto erhoben  werden  soll,  entspricht  der  für  den  deutschen  Kolonialverkehr 
schon  seit  einiger  Zeit  bestehenden  gleichartigen  Festsetzung.  Für  die  bei 
den  Marine-Schiffsposten  aufgelieferten  Briefsendungen  nach  anderen  Län- 
dern gelten  nach  der  neuen  Dienstordnung  durchweg  die  gleichen  Portosätze 
wie  für  die  in  Deutschland  aufgelieferten  Briefsendungen  nach  dem  Aus- 
lande. Demzufolge  findet  das  neue  Weltpostvereins- Briefporto  (20  Pf.  für 
die  ersten  20  g  und  10  Pf.  für  jede  folgenden  20  g)  auch  auf  Briefe  von 
den  deutschen  Kriegsschiffen  Anwendung;  ferner  unterliegen  Briefsendungen 
jeder  Art  von  den  Schiffen  nach  Luxemburg  sowie  nach  Österreich-Ungarn 
mit  Liechtenstein  und  Bosnien -Herzegowina  den  für  Briefsendungen  aus 
Deutschland  nach  diesen  Ländern  geltenden  ermäßigten  Portosätzen.  Brief- 
sendungen aus  fremden  Ländern  nach  den  deutschen  Kriegsschiffen  im 
Auslande  werden  zu  den  für  Briefsendungen  nach  Deutschland  bestehenden 
Sätzen  befördert,  wenn  sie  nach  Berlin  oder  dem  deutschen  Stationsorte 
der  Schiffe  gerichtet  sind;  die  bei  den  deutschen  Postanstalten  in  China, 
Marocco  und  der  Türkei  aufgelieferten  Sendungen  brauchen  jedoch  nicht 
in  dieser  Weise  adressiert  zu  sein. 

Einen  Austausch  von  Briefposten  unterhielten  die  Marine-Schiffs- 
posten bisher  nur  mit  dem  Marine-Postbureau  in  Berlin.  Hierin  ist  nach 
der  neuen  Dienstordnung  eine  wesentliche  Änderung  eingetreten:  ent- 
sprechend der  im  Art.  15  des  Wcltpostvertrags  von  Rom  enthaltenen 
Festsetzung  sind  die  Marine  -  Schiffsposten  zum  Austausche  von  Brief- 
posten mit  anderen  deutschen  Kriegsschiffen  im  Ausland  ermächtigt  wor- 
den; sodann  treten  in  der  Richtung  nach  den  Schiffen  Briefposten  von 
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den  Postämtern  in  Kiel  und  Wilhelmshaven  sowie  von  Postanstalten  in  den 
deutschen  Schutzgebieten  oder  deutschen  Postanstalten  im  Auslande  hinzu. 
Ein  Postenaustausch  der  Kriegsschiffe  untereinander  soll  nur  stattfinden, 
wenn  durch  Vermeidung  des  Umwegs  über  das  Marine  -  Postbureau  eine 
nennenswerte  Beschleunigung  in  der  Ubcrkunft  der  Sendungen  zu  erzielen 
ist.  In  die  Briefposten  auf  andere  Schiffe  werden  aufgenommen:  dienst- 
liche Briefsendungen,  vollständig  frankierte  private  Briefsendungen  und 
solche  den  Schiffen  vom  Marine-Postbureau  oder  einer  anderen  Postanstalt 
zugegangene,  mit  Porto  belastete  Sendungen,  die  nach  dem  anderen  Schiffe 
nachzusenden  sind.  Dagegen  sind  die  bei  der  Marine-Schiffspost  selbst  auf- 
gelieferten unfrankierten  oder  unzureichend  frankierten  Briefsendungen, 
ferner  solche  Sendungen,  die  wegen  Erschöpfung  des  Postwertzeichen- 
bestandes ausnahmsweise  nicht  mit  Freimarken  haben  frankiert  werden 
können,  von  der  Aufnahme  in  unmittelbare  Briefposten  auf  andere  Kriegs- 
schiffe ausgeschlossen,  weil  ohne  Mitwirkung  einer  Postanstalt  die  richtige 
Portoberechnung  für  diese  Sendungen  nicht  gesichert  sein  würde.  Die  Post- 
ämter in  Kiel  und  Wilhelmshaven  sollen  Briefposten  in  der  Regel  nur  auf  solche 
Schiffe  fertigen,  die  sich  in  europäischen  Gewässern  befinden  ;  die  Fertigung 
dieser  Posten  ist  vorgesehen,  damit  die  zahlreichen  in  den  beiden  Orten 
vorliegenden  Briefsendungen  für  die  zu  Übungen  oder  aus  anderem  Anlasse 
zeitweilig  in  fremden  Gewässern  weilenden  Kriegsschiffe  durch  den  Umweg 
über  Berlin  nicht  verzögert  werden.  Die  Postanstalten  in  den  Kolonien 
und  die  deutschen  Postanstaltcn  im  Auslände  sollen  Posten  auf  deutsche 
Kriegsschiffe  nur  im  Bedarfsfalle  fertigen. 

Damit  die  Postvcrwaltung  auch  nach  Einführung  der  neuen  Karten- 
schlüsse eine  Ubersicht  über  den  Umfang  des  Postaustausches  der  Marine- 
Schiffsposten  behält,  und  damit  ferner  den  Marine-Schiffsposten  die  Uber- 
wachung  des  richtigen  Einganges  der  ankommenden  Posten  und  die  Nume- 
rierung der  abgehenden  Briefposten  erleichtert  wird,  ist  in  der  neuen  Dienst- 
ordnung vorgeschrieben,  daß  die  Marine- Schiffsposten  einen  alljährlich  zu 
erneuernden  Nachweis  der  angekommenen  und  abgesandten  Briefposten  zu 
führen  haben ;  in  diesem  sind  für  die  angekommenen  Posten  Datum  der 
Ankunft,  Zugangsort,  Nummer  der  Brief  karte  und  Bezeichnung  der  ab- 
sendenden Stelle  und  für  die  abgesandten  Posten  Datum  des  Abganges, 
Abgangsort.  Nummer  der  Briefkarte  und  Bezeichnung  der  Empfangsstelle 
zu  vermerken.  Da  die  von  anderen  Stellen  als  dem  Marine-Postbureau 
abgesandten  Posten  auf  die  Kriegsschiffe  voraussichtlich  meist  in  unregel- 
mäßigen Zwischenräumen  zur  Absendung  kommen  werden,  ist  vorgesehen, 
daß  die  Marine  -  Schilfsposten  über  jede  derartige  Post  eine  Empfangsbe- 
stätigung abzusenden  haben;  die  Absendungsstcllcn  vermögen  also  die 
pünktliche  Beförderung  der  Posten  zu  überwachen  und  sind  in  der  Lage, 
bei  nicht  rechtzeitigem  Eingange  der  Empfangsbestätigung  ungesäumt  Nach- 
forschungen wegen  des  Verbleibs  der  Posten  anzustellen.  Die  zwischen 
Kriegsschiffen  untereinander  ausgetauschten  Briefposten  werden  mit  römi- 
schen Ziffern,  alle  anderen  mit  Marine  -  Schiffsposten  ausgetauschten  Brief- 
posten  mit  arabischen  Ziffern  numeriert;  bei  den  von  anderen  Postanstalten 
als  dem  Marine-Postbureau  abgesandten  Briefposten  wird  der  Nummer,  um 
Verwechslungen  zu  vermeiden,  der  Anfangs-  und  Endbuchstabe  des  Namens 
der  Postanstalt  hinzugefügt,  z.  B.  bei  Briefposten  aus  Kiel  »Nr.  2  Kl«. 

Eine  Vereinfachung  der  den  Marine- Schiffsposten  überwiesenen  Aus- 
rüstungen ist  durch  Wegfall  der  Paketwagen  nebst  Gewichten  erzielt  worden; 
die  Wagen  waren  entbehrlich,  da  die  früher  vorgeschriebene  Wiegung  aller 
von   den  Marine  -  Schiffsposten  abgesandten  Briefposten  schon  seit  längerer 
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Zeit  nicht  mehr  stattfindet.  Reicht  die  bei  jeder  Marine-Schiffspost  vor- 
handene Briefwage  zur  Feststellung  des  Gewichts  der  aufgelieferten  Sen- 
dungen ausnahmsweise  nicht  aus.  so  muß  zur  Ermittlung  des  Gewichts 
künftig  eine  andere  an  Bord  befindliche  Wage  (z.  B  eine  der  zum  Wiegen 
des  Proviants  dienenden  Wagen)  benutzt  werden.  Die  zur  Aufbewahrung 
der  Schiffspost- Ausstattungen  bestimmten  Kisten  haben  nach  Wegfall  der 
Paketwagen  leichter  und  handlicher  hergestellt  werden  können. 

Brief  pake  te  dürfen  von  den  Marine-Schiffsposten  —  entsprechend  der  in  der 
Vollzugsordnung  zum  Weltpostvertrage  von  Rom  enthaltenen  Bestimmung, 
wonach  die  Briefposten  des  überseeischen  Verkehrs  in  Beutel  verpackt  wer- 
den sollen  —  künftig  nur  abgesandt  werden  ,  wenn  Beutel  nicht  vorhanden 
sind;  doch  wird  dieser  Fall  voraussichtlich  selten  eintreten,  da  der  Bestand 
der  Marine -Schiffsposten  an  Briefbeuteln  vermehrt  worden  ist.  Der  Ver- 
schluß der  von  den  Marine-Schi ffsposten  gefertigten  Briefbcutel  ist  nach 
den  neuen  Vorschriften  nicht  mehr  mit  Siegellack,  sondern  mit  Plomben 
herzustellen.  Den  Anlaß  zu  dieser  Neuerung  hat  die  Erfahrung  gegeben, 
daß  die  Verwendung  von  Siegellack  zum  Verschließen  der  Beutel  nicht 
nur  in  den  Tropen,  sondern,  da  sich  der  Postraum  auf  den  Kriegsschiffen 
meist  unter  Deck  oder  in  der  Nähe  der  Schornsteinmäntel  befindet,  auch 
in  gemäßigten  Breiten  unzweckmäßig  ist. 


Seeunfall -Meldedienst  an  der  Wesermündung. 
Von  Postrat  Weise  in  Bremen. 

Das  Fahrwasser  an  der  Mündung  der  Weser  wird  von  einer  großen 
Zahl  Untiefen  und  Sandbänken  begrenzt,  die  leider  von  Jahr  zu  Jahr  ihre 
Opfer  fordern,  trotzdem  die  Fahrstraße  durch  Leuchttürme  und  sonstige 
Seezeichen  ausgiebig  bezeichnet  ist.  Sturm  und  Meereswogen  wirken  zu- 
sammen, die  Schiffe  von  ihrem  Kurse  auf  gefahrbringende  Stellen  zu  treiben 
oder  neue  Untiefen  zu  schaffen,  die  den  in  ihren  Bereich  gelangenden  Fahr- 
zeugen Verderben  bringen.  Zur  Hilfeleistung  in  Seenot  ist  für  den  Be- 
reich der  Weserleuchttürmc  Hoherwcg,  Rotersand,  Eversand  Oberfeuer  und 
Unterfeuer  sowie  Meyers  Legde  ein  umfassender  telegraphischer  Unfallmelde- 
dienst gleichzeitig  mit  der  Einrichtung  des  Telegraphenbetriebs  auf  den 
Leuchttürmen  ins  Leben  gerufen  worden. 

Die  Leuchtturmwärter,  denen  auch  die  Wahrnehmung  des  Telcgraphen- 
dienstes  obliegt,  sind  verpflichtet,  mit  jedem  in  Sicht  befindlichen  Schiffe, 
das  ein  optisches  oder  akustisches  Notsignal  gibt,  sofort  in  Signalverkehr 
zu  treten.  Die  Art  der  Notsignale  ist  durch  die  »Verordnung  zur  Ver- 
hütung des  Zusammenstoßens  der  Schiffe  auf  See«  vom  9.  Mai  1897  für 
Schiffe  deutscher  Herkunft  einheitlich  festgelegt.  Hiernach  haben  Fahr- 
zeuge, die  in  Not  sind  und  Hilfe  verlangen,  folgende  Signale  —  einzeln 
oder  gleichzeitig  —  zu  geben : 

1.  Kanonenschüsse  oder  andere  Knallsignale,  die  in  Zwischenräumen 
von  ungefähr  einer  Minute  Dauer  abgefeuert  werden; 

2.  das  Signal  NC  des  Internationalen  Signalbuchs; 

3.  das  Fernsignal,  bestehend  aus  einer  viereckigen  Flagge,  über  oder 
unter  der  ein  Ball  oder  etwas,   das  einem   Balle  ähnlich  sieht, 
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aufgeheißt  ist.  (Statt  der  Flagge  kann  auch  ein  Kegel  mit  der 
Spitze  nach  oben  gesetzt  werden); 

4.  Raketen  oder  Leuchtkugeln  von  beliebiger  Art  und  Farbe,  die  ein- 
zeln in  kurzen  Zeiträumen  abgefeuert  werden; 

5.  dauernde  Zeichen  mit  einem  Nebelsignalapparat. 

In  der  Nacht  treten  an  Stelle  der  Zeichen  unter  2.  und  3.  brennende 
Teeröltonnen  o.  dgl.  als  Flammensignale. 

Die  Unfallmeldungen  selbst  werden  zwischen  den  Leuchttürmen  und  dem 
Schiffe  durch  Flaggensignale  des  Internationalen  Signalbuchs  vermittelt,  so- 
weit die  Lichtverhältnisse  und  die  äußeren  Umstände  einen  derartigen  Ver- 
kehr zulassen. 

Sobald  die  Art  des  Unfalls  durch  Augenschein  (Fernrohr)  oder  durch 
Signale  festgestellt  ist,  haben  die  Leuchtturmwärter  eine  Meldung  an  das 
Telegraphenamt  in  Bremerhaven  abzulassen,  die,  soweit  angängig,  zu  ent- 
halten hat: 

a)  die  Angabe,  woher  das   Schiff  gekommen  ist,   und   wo  es  sich 
befindet, 

b)  die  Staatsangehörigkeit,  die  Gattung  und  den  Namen  des  Schiffes 
oder  das  Unterscheidungssignal, 

c)  den  Namen  des  Schiffsführers, 

d)  die  Art  und  Ursache  des  Unfalls  sowie  alle  nach  Lage  des  Falles 
wissenswerten  Verhältnisse. 

Ist  ein  Nachrichtenaustausch  nicht  möglich,  so  haben  die  Stationen  den 
Tatbestand  ohne  weiteres  nach  Bremerhaven  zu  melden ;  an  eine  Bergungs- 
gesellschaft wird  gleichzeitig  ein  besonderes  Telegramm  abgelassen,  wenn 
das  gestrandete  Schiff  dazu  auffordert  oder  wenn  eine  Bergungsgesellschaft 
ein  entsprechendes  Ubereinkommen  mit  der  Station  getroffen  hat.  Wenn 
es  möglich  sein  sollte,  unmittelbar  von  anderen  Leuchttürmen  aus  Hilfe 
zu  leisten  oder  in  deren  Nähe  befindlichen  Schiffen  dieserhalb  Nachrichten 
zu  geben,  so  haben  die  Telegraphenbetriebstellen  in  den  Leuchttürmen  sich 
gegenseitig,  n.  U.  durch  Vermittlung  von  Bremerhaven,  zu  verständigen. 
Treibende  Wracks  sind  nach  Art,  Kurs  usw.  dem  Telegraphenamte  zu  melden. 
Um  Unfällen  vorzubeugen,  haben  die  Anstalten  vorbeifahrende  Schiffe,  deren 
Kurs  gefährlich  scheint,  durch  das  Signal:  »Ihr  Kurs  ist  gefährlich«  zu 
warnen. 

Infolge  Ausbreitung  der  Funkentelegraphie  und  Ausrüstung  einer  großen 
Anzahl  von  Schiffen  mit  diesem  Verkehrsmittel  haben  auch  die  Stationen,  die 
mit  funkentclegraphischen  Apparaten  ausgerüstet  sind,  zum  Seeunfall-Melde- 
dienste  herangezogen  werden  können.  An  der  Wesermündung  kommen 
hierbei  in  Betracht  Leuchtschiff  Weser  und  Bremerhaven  Lloydhalle,  deren 
Apparate  eine  Reichweite  von  65  und  400  km  haben.  Die  Ausübung  des 
Meldedienstes  ist  in  ähnlicher  Weise  geregelt  wie  für  die  Leuchttürme. 
Als  funkentelegraphisches  Notzeichen  ist  das  Zeichen  •••  fest- 
gesetzt worden,  das  von  einem  Schiffe  in  Not  solange  wiederholt  wird, 
bis  die  übrigen  Stationen  ihren  funkentelegraphischen  Verkehr  einstellen. 
Sobald  die  beiden  genannten  Funkentelegraphenstationen  dieses  Notzeichen 
wahrnehmen,  haben  sie  zunächst  ihre  eigene  Korrespondenz  abzubrechen  und 
darauf  zu  achten,  ob  eine  bestimmte  Station  mit  ihrem  Rufzeichen  an- 
gerufen wird.  Ist  die*  der  Fall,  st)  warten  beide  Stationen  5  Minuten, 
ob  die  angerufene  Funkentdegraphenstation  antwortet.  Bejahendenfalls  ent- 
halten sich  »Weser«  und  »Lloydhalle«  der  Einmischung,  achten  aber,  um 
nötigenfalls  sofort  ihre  Vermittlung  anbieten  zu  können,  andauernd  darauf, 
ob  die  Verständigung  jener  Stationen  ausreichend  ist. 
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Falls  die  angerufene  Station  bis  zum  Ablauf  von  5  Minuten  nicht  ant- 
wortet, meldet  sich  zuerst  das  Leuchtschiff  Weser  und  dann  die  Lloydhalle 
bei  dem  in  Not  befindlichen  Schiffe.  Dies  hat  auch  sogleich  nach  Aufnahme 
des  Notzeichens  zu  geschehen,  wenn  keine  andere  Station  angerufen  wird. 
Meldet  sich  das  Leuchtschiff  Weser  nicht,  so  hat  die  Lloydhalle  allein  ein- 
zutreten. 

Beide  Stationen  haben  mit  allen  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln 
zu  versuchen,  mit  dem  in  Not  befindlichen  Schiffe  Verständigung  zu  er- 
zielen, um  Namen  und  Liegeort  des  Schiffes  festzustellen.  Die  vom  Schiffe 
herrührenden  Nachrichten  sind  von  beiden  Stationen  aufzunehmen,  also  auch 
von  der  einen  Station  mitzulesen ,  wenn  sie  für  die  andere  bestimmt  sind, 
um  zeitraubende  Wiederholungen  zu  vermeiden. 

Die  Unfallmeldungen,  die  nicht  Hilfe  von  einer  bestimmten  Stelle  fordern, 
sind  auf  dem  schnellsten  Wege  derjenigen  Rettungsstation  der  »Deutschen 
Gesellschaft  zur  Rettung  Schiffbrüchiger«  oder  derjenigen  Ortschaft  mit 
Seeschleppdampfer- Unternehmen  (für  die  Wesermündung  Bremerhaven)  zu- 
zustellen, die  am  günstigsten  gelegen  oder  am  besten  imstande  ist,  auf 
die  schnellste  Weise  Beistand  zu  leisten.  Besitzen  die  Orte  Funkentelegraphen- 
stationcn,  so  sind  die  Unfallmcldetelcgramme  unmittelbar  an  diese  abzu- 
setzen. Nachträglich  werden  auch  diese  Meldungen  unter  Hinzufügung  der 
bereits  veranlaßten  Maßnahmen,  z.  B.  »Funkentelegraphenstation  Helgoland 
benachrichtigt«  an  das  Telegraphenamt  Bremerhaven  befördert.  Alle  übrigen 
Meldungen  sind,  wie  es  auch  für  Meldungen  der  Leuchttürme  vorgeschrieben 
ist,  dem  Telegraphenamte  Bremerhaven  zur  weiteren  Veranlassung  zuzu- 
führen. 

Dem  in  Not  befindlichen  Schiffe  sollen  durch  Funkentelegramm  oder,  wenn 
angängig,  durch  Flaggensignale  die  getroffenen  Maßnahmen  über  die  Hilfe- 
leistung so  schnell  als  möglich  mitgeteilt  werden.  Die  Funkentelegraphen- 
stationen haben  daher  die  Verbindung  mit  dem  Schiffe,  wenn  nötig,  unter 
Einstellung  allen  übrigen  Verkehrs,  aufrechtzuerhalten,  müssen  jedoch  jede 
Mitteilung  oder  jedes  Versprechen  von  Hilfe  aus  eigener  Machtvollkommen- 
heit unterlassen;  ihre  Tätigkeit  in  dieser  Hinsicht  erstreckt  sich  nur  auf 
die  Beförderung  der  von  den  zuständigen  Stellen  (Inspektor  des  Lotsen- 
oder Rettungswesens  usw.)  ausgehenden  und  der  für  das  in  Not  be- 
findliche Schiff  bestimmten  Nachrichten.  Für  die  Station  Leuchtschiff 
Weser  ist  diese  Vorschrift  nur  insoweit  gültig,  als  nicht  deren  eigene 
Rettungsapparate  in  Wirksamkeit  treten.  Es  kann  unter  Umständen  in 
Frage  kommen,  die  nötige  Hilfe  auf  dem  schnellsten  Wege  durch  ein  in 
der  Nähe  befindliches  Schiff  zu  leisten.  Sofern  den  beiden  Stationen  be- 
kannt ist,  daß  ein  mit  Funkentelegrapheneinrichtung  ausgerüstetes  Handels- 
schiff (Lloyddampfer  usw.)  oder  Kriegsschiff  sich  in  der  Nähe  des  Hilfe 
verlangenden  Fahrzeugs  befindet,  ist  mit  allen  Mitteln  zu  versuchen,  die 
Unfallmeldung  an  dieses  Schiff  zu  befördern. 

Die  bei  dem  Telegraphenamte  Bremerhaven  eingehenden  Meldungen  über 
Unfälle,  treibende  Wracks  usw.  werden  vervielfältigt  und  gegen  Erhebung 
der  Telegrammgebühren  durch  Boten  an  bestimmte  Interessenten  bestellt  so- 
wie telegraphisch  an  die  benachbarten  Rettungsstationen  der  Deutschen  Ge- 
sellschaft zur  Rettung  Schiffbrüchiger  abgesandt,  deren  Sache  es  ist.  dem 
Schiffe  in  Not  die  erbetene  Hilfe  zu  leisten.  Die  Zahl  der  an  der 
deutschen  Nord-  und  Ostseeküste  verteilten  Rettungsstationen  beträgt  jetzt 
128;  davon  sind  60  als  Doppelstationen  mit  Boot  und  Raketenapparaten 
ausgerüstet,  51  als  Boots-  und  17  nur  als  Raketenstationen  eingerichtet. 
Für  die  Wesermündung  kommen  in   Betracht  die  Doppelstation  Helgo- 
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land  und  die  Bootsstationen  Bremerhaven,  Fedderwardersiel,  Wremertief 
und  Dorumertief.  Die  der  Gesellschaft  gehörenden  Rettungsgeräte  dürfen 
nur  zur  Rettung  von  Menschenleben,  nicht  zu  gewöhnlichen  Lotsendiensten 
und  Hilfeleistungen  oder  zur  Bergung  von  Gütern  benutzt  werden.  Zur 
beschleunigten  Übermittlung  aller  Unfallmeldungen  ist  ein  großer  Teil  der 
Wohnungen  der  Vormänner  mit  den  Orts- Postanstalten  oder  den  Leucht- 
türmen durch  unmittelbare  Fernsprcchleitungen  verbunden. 

Wenn  hiernach  auch  weitgehende  Maßnahmen  getroffen  sind,  um  einem 
Schiffe  in  Seenot  selbst  auf  offener  See  weit  von  der  Küste  Hilfe  zu  bringen, 
und  wenn  auch  dank  der  segensreichen  Tätigkeit  der  deutschen  Rettungs- 
gesellschaft von  Jahr  zu  Jahr  verbesserte  Rettungsapparate  eingestellt  werden, 
so  bleibt  leider  unter  Umständen  die  menschliche  Tatkraft  gegenüber  der 
elementaren  Gewalt  des  Meeres  ohnmächtig,  wie  es  u.  a.  die  Strandung  des 
englischen  Postdampfers  »Berlin«  bei  Hoek  van  Holland  am  21.  Februar 
1907  gezeigt  hat.  Standen  auch  Rettungsgeräte  jeder  Art,  Raketenapparate 
und  Rettungsboote  einschließlich  eines  Dampfrettungsboots  zur  Verfügung, 
so  gelang  es  den  todesmutigen  Rettungsmannschaften  doch  erst  34  Stunden 
nach  der  Strandung,  eine  dem  Sturme  standhaltende  Verbindung  mit  dem 
Wracke  herzustellen.  Mit  heldenmütigen  Anstrengungen  wurden  sodann 
die  wenigen  überlebenden  Schiffbrüchigen  gerettet.  Möge  es  dem  nie 
rastenden  Menschengeiste  bald  gelingen,  durch  weitere  Vervollkommnung 
und  Vermehrung  der  technischen  Hilfsmittel  den  Kampf  mit  den  entfesselten 
Naturkräften  erfolgreich  aufzunehmen  und  durchzuführen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Der  Kap  -  Cod  -  Kanal.  An  der  Ostküste  von  Nordamerika  wird 
demnächst  ein  neuer  Seekanal  entstehen,  der  für  die  amerikanische 
Küstenschifffahrt  Bedeutung  gewinnen  dürfte.  Zwischen  New  York  und 
Boston,  etwa  100  km  südlich  von  dem  zuletzt  genannten  Hafen,  erstreckt 
sich  eine  schmale,  fast  halbkreisförmige  Halbinsel  etwa  70  km  weit  nord- 
ostwärts  in  den  Atlantischen  Ozean  hinein.  Ihre  Nordspitze  trägt  den 
Namen  »Kap  Cod«.  Diese  Halbinsel,  die  mit  dem  Fcstlandc  nur  durch 
eine  schmale  Landzunge  verbunden  ist.  zwingt  den  Küstenverkehr  zwischen 
New  York  und  Boston  sowie  anderen  Hafenplätzen,  der  sich  auf  jährlich 
mehr  als  18  Millionen  Tonnen  beläuft,  einen  weiten  und  wegen  der  an  der 
Küste  der  Halbinsel  herrschenden  Stürme  oft  gefahrvollen  Umweg  zu 
machen.  Von  allen  Schiffsunfällen,  die  sich  an  der  nordamerikanischen  Ost- 
küste zwischen  Norfolk  und  Maine  ereignen,  entfallen  23  v.  H.  auf  die 
Umgebung  des  Kap  Cod.  Außerdem  leidet  die  Regelmäßigkeit  des  Schiffs- 
verkehrs sehr  unter  den  in  dieser  Gegend  häufig  auftretenden  Nebeln. 

Schon  seit  langen  Jahren  besteht  daher  der  Plan,  die  Halbinsel  an  ihrer 
Wurzel  durch  einen  Kanal  abzuschneiden.  Früher  widersetzten  sich  diesem 
Plane  die  großen  F.isenbahngesellschaften.  Seitdem  sie  aber  die  beteiligten 
Dampferlinien  ebenfalls  in  ihre  Hand  bekommen  haben  und  somit  den  auf 
dem  Landweg  etwa  verloren  gehenden  Verkehr  auf  dem  Wasserwege  wieder- 
gewinnen können,  sind  sie  zu  den  eifrigsten  Förderern  des  Planes  geworden. 
Nunmehr  scheint  die  Ausführung  des  Kanals  gesichert.     Der  Staat  Massa- 
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chusetts  hat  bereits  seinen  Bau  genehmigt.  Der  Vollendung  wird  innerhalb 
dreier  Jahre  entgegengesehen.  Wie  das  »Zcntralblatt  der  Bauverwaltung« 
(Jahrg.  1907,  Nr.  75)  mitteilt,  wird  der  Kanal  von  einer  Gesellschaft  her- 
gestellt werden,  an  deren  Spitze  die  Firma  Aug.  Belmont  &  Co.  steht.  Die 
auf  42  Millionen  Mark  veranschlagten  Kosten  sollen  durch  Erhebung  von 
Gebühren  gedeckt  werden.  Der  Kanal  wird  sich  in  fast  gerader  Linie  von 
der  auf  der  Südseite  der  Halbinsel  gelegenen  Buzzardbai  nordwärts  bis 
Sandwich  an  der  Barnstablebai  hinziehen  und  etwa  13  km  lang  werden. 
Dazu  kommen  noch  0,4  km  zu  baggernde  Fahrrinne  in  der  Buzzardbai. 
Der  Kanal  wird  eine  Mindesttiefe  von  7,^  m  bei  Niedrigwasser,  eine  Sohlen- 
breite  von  38  m ,  eine  Wasserspiegclbreite  von  75  bis  90  m  und  vier  er- 
weiterte Ausweichestcllen  von  mindestens  60  m  Sohlenbreitc  und  entsprechen- 
der Länge  erhalten.  Die  früher  beabsichtigt  gewesenen  Flutschleusen  sollen 
nicht  hergestellt  werden.  Der  Flutwechsel  beträgt  auf  der  Nordscitc  2..»  bis 
2,7  m,  auf  der  Südseite  1,2  bis  1,5  m.  Man  nimmt  daher  an,  dafi  die  ent- 
stehende Strömung  nicht  stark  genug  sein  wird,  um  den  Verkehr  zu  er- 
schweren oder  die  Ufer  zu  beschädigen. 

Der  Wasserweg  zwischen  New  York  und  Boston  wird  durch  den  Kanal 
um  mindestens  113  km  verkürzt  werden.  Ein  besonderer  Vorzug  des  Kanals 
neben  der  Wegabkürzung  wird  aber  in  der  Beseitigung  der  Gefahren  des 
bisherigen  Weges  bestehen.  Auch  wird  in  Zukunft  ein  großer  Teil  der 
Güter,  die  jetzt  von  und  nach  Boston  mit  der  Eisenbahn  befördert  werden, 
auf  dem  Wasserwege  bleiben.  Die  Kanalgcbühren  werden  erheblich  geringer 
sein  als  die  jetzt  durch  den  Umweg  um  das  Kap  entstehenden  Kosten. 
Die  Ertragsfähigkeit  des  Kanals  ist  durch  die  mit  den  Dampfergesellschaften 
abgeschlossenen  Verträge  schon  jetzt  gesichert. 


Lübecks  Handel  und  Schiffahrt  im  Jahre  1906.  Der  bemerkens- 
werte Aufschwung,  den  der  deutsche  Außenhandel  im  Jahre  1906  gegenüber 
dem  Vorjahr  aufzuweisen  hatte,  spiegelt  sich  auch  in  dem  Seeverkehre  der 
Freien  und  Hansestadt  Lübeck  wieder,  bei  dem  eine  erfreuliche  Zunahme 
zu  verzeichnen  war.  Die  Menge  der  auf  dem  Seewege  über  Lübeck  ein- 
und  ausgeführten  Waren  ist  von  1002000  t  im  Werte  von  289,6  Millionen 
Mark  im  Jahre  1905  auf  1006200  t  im  Werte  von  301/.  Millionen  Mark 
im  Jahre  1906  gestiegen. 

Dementsprechend  war  auch  der  Seeschiffsverkehr  im  Hafen  von  Lübeck 
1906  größer  als  im  Vorjahre.  Insbesondere  ist  die  Zahl  der  ein-  und  aus- 
gehenden Schiffe  gestiegen,  während  der  Raumgehalt  nur  im  Ausgange 
eine  Zunahme  aufweist.  Inj  Jahre  1906  kamen  an  2817  Schiffe  mit  einem 
Raumgehalte  von  608684  R.  T.  gegenüber  2784  Schiffen  mit  610797  R.  T. 
im  Jahre  1905;  dagegen  fuhren  aus  2836  Schiffe  mit  623027  R.  T.  gegen- 
über 2776  Schiffen  mit  610210R.T.  im  Vorjahre.  Von  dem  Schiffsräume 
der  angekommenen  Schiffe  waren  97,2  v.  H.  beladen,  während  der  Raum- 
gehalt der  abgegangenen  Seeschiffe  nur  zu  66,0  v.  H.  Ladung  auf  wies. 
Der  Verkehr  bcladener  Schiffe  stieg  in  der  gleichen  Weise  wie  der  Gesamt- 
verkehr. 

Von  den  sämtlichen  in  Lübeck  angekommenen  und  abgegangenen  Schiffen 
fuhren  2427  mit  einem  Raumgchaltc  von  456935  R.  T.  unter  deutscher 
Flagge.  Unter  ihnen  waren  die  in  Preußen  beheimateten  Schiffe  am  stärksten 
vertreten,  nämlich  mit  1 194  Schiffen  und  163708  R.  T.  Es  folgten  nach 
Zahl  und  Raumgehalt  die  in  Lübeck  beheimateten  Schiffe.  624  Dampfer 
mit  211  941  R.  T.    Die  Zahl  der  in  Mecklenburg  heimatberechtigten  Schiffe 
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betrug  446  mit  24  1 10  R.  T.  Raumgehalt.  Die  übrigen  an  das  Meer  grenzen- 
den deutschen  Staaten  waren  nur  in  geringem  Umfang  an  dem  lübeckischen 
Seeverkehre  beteiligt.  Unter  den  im  Hafen  von  Lübeck  verkehrenden 
fremden  Seeschiffen  nahm  nach  der  Nationalität  die  schwedische  Flagge 
die  erste  Stelle  ein.  Schwedische  Schiffe  kamen  1029  an  und  gingen  1043 
aus  mit  einem  Raumgehalte  von  zusammen  459364  R.  T.  In  weitem  Ab- 
stände folgen  die  danische  Flagge  mit  573  Schiffen  und  107732  R.  T., 
die  russische  mit  485  Schiffen  und  160  569  R.  T.  und  mit  noch  niedrigeren 
Zahlen  die  Flaggen  Norwegens,  Hollands.  Großbritanniens  und  Belgiens. 

Von  dem  Raumgehalt  aller  in  Lübeck  angekommenen  Seeschiffe  entfielen 
nur  18,6  v.  H.  auf  den  Verkehr  mit  deutschen  Häfen,  und  zwar  auf  den 
Verkehr  mit  mecklenburgischen  Häfen  0,7  v.  H.,  mit  schleswig-holsteini- 
schen Häfen  4,2  v.  H.  und  mit  anderen  preußischen  Häfen  13,7  v.  H; 
81.,  v.  H.  entfielen  auf  den  Verkehr  mit  ausländischen  Häfen.  An  diesem 
Verkehre  waren  russische  und  linnische  Häfen  mit  27  v.  H.,  schwedische 
mit  25,4  v.  H..  dänische  mit  17,4  v.  H.,  englische  mit  9,7  v.  H.  und  Häfen 
:mderer  Länder  Norwegens,  Hollands,  Belgiens  und  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  —  zusammen  mit  1..,  v.  H.  beteiligt. 


Fin  neuer  Klopferapparat.  Nach  einer  Mitteilung,  welche  »Elek- 
troteknisk  Tidsskrift«  über  das  Haupt  -  Telegraphenamt  in  Kopenhagen 
bringt,  werden  die  Leitungen  dieses  Amtes  fast  ausschließlich  mit  Morse-, 
Klopfer-  und  Whcatstoneapparaten  betrieben;  außerdem  wird  noch  der 
Typendrucker  von  Crecd  benutzt.  Hughcsapparate  kommen  wegen  des  Ge- 
räusches, das  sie  verursachen,  nicht  zur  Verwendung.  Zur  Aufnahme  der 
Telegramme  an  den  Klopferapparaten  dienen 
Schreibmaschinen.  Bemerkenswert  ist  eine  neue 
Form  des  Klopfers,  die  für  den  Gebrauch  an 
Schreibmaschinen  nach  Angaben  von  O.  Hen- 
richsen  entworfen  und  vor  einiger  Zeit  in  Be- 
nutzung genommen  worden  ist. 

Der  Klopfer  besteht  aus  einem  kleinen 
Relais,  das  in  einer  zylinderförmigen  Kapsel 
eingeschlossen  ist;  die  Kapsel  läuft,  wie  aus 
der  nebenstehenden  Zeichnung  hervorgeht,  nach 
der  einen  Seite  in  einen  Schalltrichter  aus.  An 
einem  mit  Fuß  versehenen  Ständer,  der  den  für 
elektrische  Tischlampen  benutzten  ähnelt,  sind 
Kapsel  und  Schalltrichter  derart  angebracht, 
daß  sie  sowohl  längs  des  Ständers  verschoben 
als  auch  nach  Belieben  um  ihn  gedreht  werden 
können.  Der  Apparat  wird  seitlich  von  der 
Schreibmaschine  auf  dem  diese  tragenden  Tische 
aufgestellt.  Der  Schalltrichter  ist  so  lang. 
daU  sich  seine  Öffnung  bei  passender  Einstellung  dicht  am  Ohre  des 
vor  <Jer  Schreibmaschine  sitzenden  Beamten  befindet.  Der  Ankerschlag 
des  Klopfers  und  damit  die  Lautstärke  der  Klopferzeichen  kann  von  dem 
Aufnahmebeamten  nach  Wunsch  geregelt  werden;  je  näher  der  Schalltrichter 
«lern  Ohre  gebracht  wird,  desto  leiser  kann  natürlich  der  Ankerschlag  sein. 
I  »adurch  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  die  auf  einem  bestimmten  Klopfer- 
apparat ankommenden  Zeichen  nur  von  dem  an  ihm  beschäftigten  Beamten 
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wahrgenommen  werden.  In  demselben  Räume  kann  daher  eine  größere 
Zahl  von  Klopferapparaten  aufgestellt  werden,  ohne  daß  es  besonderer  Vor- 
kehrungen zur  Abschließung  der  einzelnen  Apparate  voneinander  bedarf. 

Der  Ausbildungsgang  der  Klopferbeamten  ist  so  geregelt,  daß  sie  zu- 
nächst in  der  Bedienung  des  Klopfers  unterwiesen  werden  und  erst,  nach- 
dem sie  hinreichende  Übung  hierin  erlangt  und  sich  mit  den  Morse- 
zeichen gehörig  vertraut  gemacht  haben,  mit  den  Übungen  an  der  Schreib- 
maschine beginnen  dürfen. 


Der  neue  Seehafen  von  Brügge.  Zwischen  Blankenberghe  und 
Heyst  ist  ein  neuer  Seehafen  —  Zeebrügge  —  geschaffen  worden,  der  be- 
stimmt ist,  die  alte  Hansestadt  Brügge  einem  neuen  Aufschwung  entgegen- 
zuführen. Im  Laufe  dreier  Jahrhunderte,  seitdem  Brügge  durch  die  Ver- 
sandung des  Meeresarmes  Zwyn  seine  Verbindung  mit  dem  Meere  und 
damit  auch  seine  frühere  Bedeutung  als  eine  der  wichtigsten  See-  und 
Handelsstädte,  als  »Scckönigin  des  Nordensa  verloren  hatte,  waren  immer 
und  immer  wieder  Versuche  gemacht  worden,  das  Meer  von  neuem  an  die 
Stadt  heranzubringen,  aber  erst  durch  die  Wasserbaukunst  unserer  Zeit  hat 
der  alte  Traum  der  Bürger  von  Brügge,  ihre  Stadt  wieder  zur  Seestadt  werden 
zu  sehen,  der  Erfüllung  zugeführt  werden  können.  Durch  Gesetz  vom 
Ii.  Mai  1895  ist,  wie  wir  einem  Aufsatze  von  Alfred  Ruhemann  in 
Nr.  3344  der  Leipziger  »Illustrierten  Zeitung«  von  1907  entnehmen,  einer 
Gesellschaft  vom  Staate  die  Ermächtigung  erteilt  worden,  den  Hafen  von 
Brügge  auszubauen  sowie  einen  schiffbaren  Kanal  zur  Verbindung  dieses 
Hafens  mit  dem  Meere  und  einen  neuen  Küstenhafen  westlich  von  Heyst 
herzustellen.  Die  Gesellschaft  erhält  zugleich  auf  75  fahre  das  Recht  zum 
Betriebe  dieser  Anlagen.  Der  Bau  wurde  von  den  belgischen  Ingenieuren 
Cousin  und  Coiseau  ausgeführt;  am  1.  März  1007  waren  alle  Anlagen  vollendet. 
Die  Fertigstellung  war  ursprünglich  für  Ende  1005  in  Aussicht  genommen, 
erfuhr  jedoch  eine  Verzögerung  durch  eine  außergewöhnlich  große  Sturm- 
flut, die  am  31.  Dezember  1004  die  im  Bau  begriffene  Mole  des  neuen 
Seehafens  (Seebrügge)  schwer  beschädigte.  Die  Häfen  von  Brügge  und 
Seebrügge  konnten  indes  bereits  1905  und  1906  in  Betrieb  genommen 
werden.  Am  3.  Juni  1906  gelangte  der  erste  Personendampfer  »Duke  of 
Clarence«  durch  den  Scekanal  bis  nach  Brügge. 

Über  den  Seehafen  sei  im  Anschluß  an  die  Mitteilungen  im  Archiv  1905, 
S.  721,  noch  folgendes  angeführt.  Eine  2487  m  lange  Mole  ist  in  einem 
Viertelkreisbogen  in  das  Meer  hinausgebaut  worden  und  schützt  die  138  ha 
große  offene  Reede  gegen  die  vorherrschenden  nordwestlichen  Winde.  Die 
beiden  Mauern  dieser  Mole  liegen  74  m  voneinander  entfernt.  Beim  Bau 
wurden  gewaltige  Eisenkästen,  deren  Gewicht  3  bis  9'/.,  Millionen  Kilo- 
gramm betrug,  auf  den  Meeresboden  versenkt;  darüber  sind  drei  Reihen 
mächtiger  Steinblöcke  gelagert,  die  einzeln  55000  kg  wiegen.  Die  äußere, 
mit  einer  Brustwehr  versehene  Mauer,  die  als  Promenadenstraße  dient, 
ragt  noch  9  m  über  die  höchste  Flut  hinaus.  Der  Kanal,  der  die  Reede 
mit  dem  inneren  Hafen  von  Scebrügge  und  weiter  mit  dem  alten  Hafen 
von  Brügge  verbindet,  hat  eine  Länge  von  1 1  km,  eine  Breite  von  70  m, 
eine  Tiefe  von  8  m  und  ist  für  die  größten  Seeschiffe  fahrbar.  Die  Ein- 
wirkung von  Ebbe  und  Flut  wird  durch  eine  Seeschleusc  von  258  m  Länge 
und  22  m  Breite  ausgeglichen.  Hinter  dieser  Schleuse  liegen  die  Becken 
des  Binnenhafens  von  Seebrügge. 
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Die  gesamten  Anlagen  sind  im  Juli  1907  durch  den  König  der  Belgier 
mit  großen  Feierlichkeiten  eingeweiht  worden.  Aus  diesem  Anlasse  war  in 
Brügge  im  Gouverneurspalast  eine  Ausstellung  des  Ordens  vom  Goldenen 
Vlies  veranstaltet  worden,  der  am  10.  Januar  1429,  wenige  Jahrzehnte  vor 
der  im  Jahre  1470  heginnenden  Versandung  des  Zwyn  und  dem  damit 
hereinhrechenden  Untergange  der  See-  und  Handelsgeltung  der  Stadt  von 
Herzog  Philipp  dem  Guten  von  Brabant  gestiftet  worden  ist.  In  elf  Ab- 
teilungen waren  Seltenheiten  und  Kostbarkeiten,  die  die  Geschichte  des 
Ordens  berühren,  Wappenschilde  und  Bildnisse  der  Ordensgroßmeister  und 
Ritter.  Ordensabzeichen,  Trachten,  Waffen  und  Rüstungen,  Urkunden,  Hand- 
schriften. Siegel,  Münzen,  Druckwerke,  Wandteppiche  usw.  ausgestellt. 
Der  Kaiser  von  Osterreich  und  der  König  von  Spanien,  in  deren  Besitze 
sich  die  wertvollsten  Gegenstände  aus  den  ersten  anderthalb  Jahrhunderten 
der  Geschichte  des  Ordens  befinden,  hatten  für  die  Ausstellung  kostbare 
Andenken  an  die  Herzöge  Philipp  den  Guten  und  Karl  den  Kühnen,  an 
Kaiser  Maximilian  I.,  König  Philipp  I.  den  Schönen,  Kaiser  Karl  V.  und 
König  Philipp  II.  von  Spanien  zur  Verfügung  gestellt. 


LITERATUR. 

Die  Weltwirtschaft.  Ein  Jahr-  und  Lesebuch  in  Einzeldarstellungen, 
unter  Mitwirkung  zahlreicher  Fachleute  herausgegeben  von  Dr.  Ernst 
von  Halle,  Professor  an  der  Universität  Berlin.  Verlag  von 
B.  G.  Teubner  in  Leipzig  und  Berlin.  II.  Jahrgang  1907.  I.Teil: 
Internationale  Ubersichten  (VI  und  368  S.  Lex.  8).  Preis 
geh.  6  Mark,  geb.  6  Mark  80  Pf.,  Gesamtpreis  für  alle  drei  Teile 
geh.  12  Mark,  geb.  13  Mark  80  Pf.  II.  Teil:  Deutschland,  284  S.. 
geh.  4  Mark. 

Im  Archiv  1906,  S.  686  ff.,  und  1907,  S.  254  ff.,  sind  die  drei  Teile  des 
ersten  Jahrganges  dieses  neuartigen  Jahrbuchs  der  Weltwirtschaft  gewürdigt 
worden.  Inzwischen  sind  der  erste  und  zweite  Teil  des  Jahrganges  1907 
erschienen.  Der  Herausgeber  hat  die  im  Vorjahre  bewährte  Stoffeinteilung 
beibehalten  und  beabsichtigt  offenbar  auch  fernerhin,  alljährlich  im  ersten 
Teile,  »Internationale  Übersichten«,  einen  Überblick  über  die  wich- 
tigsten politischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ereignisse  und  Errungen- 
schaften aller  Kulturvölker  der  Welt  im  abgelaufenen  Jahre  zu  bitten, 
während  der  zweite  Teil,  »Deutschland«,  den  Entwicklungsgang  aller 
Zweige  des  deutschen  Wirtschaftslebens  darstellt,  und  der  dritte  Teil,  »Das 
Ausland«,  das  Gleiche  in  gedrängterer  Form  für  die  wichtigsten  Wirt- 
schaftsgebiete der  Erde  außerhalb  Deutschlands  behandelt. 

Der  erste  Teil.  »Internationale  Übersichten«,  wird  eröffnet  mit 
einem  Überblick  über  die  große  Politik  des  Jahres  1906  von  Dr.  Kurt 
Riegler- Berlin ,  der  u.  a.  eine  lichtvolle  Darstellung  der  Marocco -  Ange- 
legenheit und  der  Konferenz  von  Algeeiras  bietet  und  die  »Akaba -  Affäre«, 
den  panamerikanischen  Kongreß  und  die  amerikanisch -japanischen  Be- 
ziehungen besonders  hervorhebt.     Der  Überblick  über  die  internationale 
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Wirtschaftspolitik  (von  Dr.  E.  Roglu- -  Berlin  )  umfaßt  die  wich- 
tigsten Ereignisse  auf  diesem  Gebiet  in  allen  europaischen  Landern 
sowie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  Brasilien,  Japan  und 
Siam  und  schließt  mit  interessanten  Übersichten  über  die  Einwirkungen 
der  Handelsverträge  auf  die  Zolltarife  der  beteiligten  Lander.  L)r.  Waldemar 
Zimmermann- Berlin  bespricht  in  dem  Aufsätze  » Welt  Sozialpolitik« 
u.  a  den  internationalen  Arbeiterschutz  (  Abkommen  über  die  Zündholz- 
fabrikation und  die  gewerbliche  Nachtarbeit  der  Frauen)  und  den  (lang 
der  Sozialpolitik  in  Deutschland  und  den  wichtigsten  Staaten  der  Welt. 
Ks  folgen  Obersichten  über  die  W  e  1 1  p  r  o  d  u  k  t  i  o  n  an  landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen  und  industriellen  Rohstoffen  sowie  finanzwissenschaftliche 
Aufsatze  über  »Geldwesen  und  K  de  1  m  et  al  1  e  «  ,  das  »Bankwesen«, 
»die  Börsenlage  iooö«  und  den  »internationalen  Geld-  und 
Wechselmarkt  1005«.  Ausführlich  behandelt  A.  H.  Hirschberg-London 
den  Gang  des  Welthandels  in  den  H  a  u  p  t  h  a  nd  e  1  s  1  ä  n  de  rn  und  den 
Geschäftsgang  in  den  hauptsächlichsten  Welthandelswaren.  Dann 
kommt  der  Weltverkehr  zu  seinem  Rechte.  Dr.  Alfred  v.  d.  Leven, 
Wirkl.  Geh.  Ober-Rcg.  Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  schildert 
die  Fortschritte  des  Staa  t  s  bah  n  ged  an  k  cn  s .  die  Ausdehnung  dcrKisen- 
bahnen  auf  der  Erde  und  die  Kiscnbahnverhältnisse  der  einzelnen  Länder; 
Prof.  Dr.  Krnst  von  Halle  bringt  eine  Gesamtübersicht  über  Reederei  und 
Schiffahrt  sowie  über  die  Kntwicklung  der  Welthandelsflotte  und  des 
Schiffbaues,  der  Reederei  und  des  Frachtenmarktes,  während  Ober-Post- 
inspektor O.  Grosse  die  Krgebnissc  des  Wel  t  pos  t  ko  n  gre  s  ses  zu  Rom 
mitteilt,  über  W  e  1 1  tel  eg  raphie  und  -Tel  e p h  on  i e.  internationale  Funken- 
telegraphie  und  Yerk eh rs neuem ngen  viel  Wissenswertes  mitteilt.  Nach 
einem  Oberblick  über  das  Versicherungswesen  des  In-  und  Auslandes 
von  Prof.  Dr.  A.  Mancs  folgt  eine  Darstellung  der  »Finanzen  der  euro- 
päischen und  der  wichtigeren  außereuropäischen  Staaten«  aus 
der  Feder  des  Geh.  Ober-Finanzrats  Otto  Schwarz,  die  besonderes  Interesse 
in  Anspruch  nimmt.  Sehr  beachtenswert  ist  ferner  der  Bericht  über  »die 
Technik  im  Jahre  1905«  von  Prof.  Dr.  IL  Mehner- Berlin.  Wenn  sich 
eine  vollständige  Übersicht  über  dieses  gewaltige  Gebiet  bei  dem  verfügbaren 
Räume  verbietet,  so  ist  die  eingehende  Behandlung  einiger  Stichproben,  wie 
sie  der  Aufsatz  gibt,  um  so  interessanter,  zumal  er  durch  eine  Anzahl  dem 
Werke  beigegebener  Proben  von  natürlichen  Papierfasern  und  Holzgarnen 
aus  HolzzellstofF  (Natron-Cellulose)  sowie  durch  Abbildungen  über  die 
Ergebnisse  der  Bodenheizung  in  der  Garten-. und  Feldwirtschaft  an- 
schaulich gemacht  wird.  Besondere  Beachtung  wird  auch  der  Bericht 
über  das  Kunstgewerbe  von  Geh.  Reg. -Rat  Dr.  H.  Muthesius- Berlin 
finden,  der  über  die  Ergebnisse  der  Dresdener  Ausstellung,  die  als 
Leistung  ersten  Ranges  bewertet  wird ,  berichtet  und  im  Anschlüsse 
daran  die  wichtige  Frage  der  Neuorganisation  des  Kunstgewerbes 
behandelt.  Den  Schluß  des  Buches  bilden  ein  Aufsatz  über  A  rmen  wesen 
und  Armengesetzgebung  sowie  eine  wertvolle  Zusammenfassung  der 
wichtigsten  Grundlagen  des  Wirtschaftslebens. 

Der  zweite  Teil,  »Deutschland«,  gibt  einen  reichhaltigen  Bericht 
über  die  vielgestaltigen  Formen  des  deutschen  Wirtschaftslebens.  Er  enthält 
eine  Fundgrube  von  statistischem  und  sonstigem  Material  für  den  Finanz- 
mann, den  Landwirt,  den  Industriellen  und  den  Kaufmann,  aber  auch  für 
den  Gelehrten,  Schriftsteller,  Politiker,  Beamten  und  vor  allem  für  den  Ge- 
schäftsmann, der  sich  über  die  Lage  der  einzelnen  Sondergcbietc  unterrichten 
will.    Nach  einer  vom  Privatdozenten  Dr.  RolofT  erstatteten  Übersicht  über 
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die  innere  und  äußere  Wirtschaftspolitik  wird  die  im  Vorjahr 
etwas  zu  kurz  gekommene  Landwirtschaft  von  Dr.  VV.  v.  Altrock  ein- 
gehend behandelt.  Er  berichtet  über  den  Stand  des  Ackerbaues,  des 
Obst-,  Wein-  und  Gartenbaues,  über  Viehzucht,  Molkereiwesen,  landwirt- 
schaftliches Kreditwesen  u.  a.  m.  Besonders  ausführlich  ist  der  Abschnitt 
über  die  Industrien  ausgestaltet  worden,  an  dem  eine  ganze  Reihe  her- 
vorragender Handelskammersekretäre.  Generalsekretäre  industrieller  Verbände 
und  Herausgeber  von  Fachzeitschriften  mitgearbeitet  haben.  In  27  Aufsätzen 
werden  fast  alle  Industriezweige  behandelt;  hervorgehoben  seien  u.  a.  die 
Arbeiten  über  Bergbau,  Steine  und  Erden,  Metallindustrie,  Ma- 
schinen, Elektrotechnik,  Chemische  Industrie,  Textilindustrie, 
Papier-,  Leder-  und  Holzindustrie,  Nahrungs-  und  Genußmittel, 
Konfektion,  Buch-  und  Musik'alienhandel.  Einen  breiten  Raum 
nimmt  ein  die  Erörterung  des  Bauwesens  durch  Prof.  Andr.  Voigt -Frank- 
furt (Main),  der  die  Lage  des  Bauwesens  in  allen  Teilen  Deutschlands,  Bau- 
kapital und  Baukredit  sowie  die  Arbeiterbewegung  und  die  Arbeitslöhne 
im  Baugewerbe  bespricht  und  durch  statistische  Ubersichten  erläutert. 
Vom  deutschen  Verkehrswesen  sind  nur  die  Eisenbahnen  und 
die  Binnenschiffahrt  in  kurzen  Aufsätzen  berücksichtigt,  die  Seeschiff- 
fahrt, das  Post-  und  Telegraphenwesen  sind  nicht  erörtert  worden. 
Die  Bank-,  Kredit-  und  Gründungs  Verhältnisse  bespricht  F.  von 
Pritzbucr,  während  Dr.  W.  Zimmermann-Berlin  den  »Arbeitsmarkt«  be- 
handelt. Derselbe  Verfasser  hat  auch  einen  Aufsatz  über  Arbeiter-  und 
Angestelltenverbände  geschrieben,  er  nimmt  in  beiden  Arbeiten  etwas 
einseitig  Partei  für  die  Arbeitnehmer.  Zum  Schlüsse  berichtet  Dr.  W.  Borgius- 
Berlin  über  den  deutschen  Außenhandel  190b  und  den  Verkehr  mit 
den  wichtigsten  Auslandsmärkten. 


Kurzes  Lehrbuch  der  Elektrotechnik.  Von  Dr.  Adolf  Tho- 
mälen,  Elektroingenieur.  Dritte,  verbesserte  Auflage.  Mit  338 
in  den  Text  gedruckten  Figuren.  Berlin,  Verlag  von  Julius  Springer. 
1007.    Preis  geb.  12  Mark. 

Wie  die  Beherrschung  einer  Sprache  nicht  nur  die  bloße  Kenntnis  ihrer 
Grammatik,  sondern  vor  allem  deren  richtige  Anwendung  zur  Voraussetzung 
hat,  so  ist  auch  das  völlige  Erfassen  und  Durchdringen  der  vielgestaltigen 
Vorgänge  und  Erscheinungen  auf  dem  weiten  Gebiete  der  Elektrotechnik 
nur  demjenigen  möglich,  der  sich  die  Vorstellungen  und  Anschauungen, 
mit  deren  Hilfe  wir  uns  jene  Erscheinungen  erklären,  vollkommen  zu  eigen 
gemacht  hat.  Das  Ziel,  den  Leser  seines  Werkes  dahin  zu  führen,  hat  den 
Verfasser  bei  der  Anlage  geleitet;  und  dieses  Ziel  ist,  was  rückhaltlos  an- 
erkannt werden  muß,  erreicht  worden.  Von  den  grundlegenden  Vorstel- 
lungen ausgehend ,  entwickelt  der  Verfasser  die  verschiedenen  Gesetze  so 
anschaulich,  einfach  und  Schritt  für  Schritt  vorschreitend,  daß  man  ohne 
allzu  große  Mühe  zum  Verständnis  selbst  der  verwickeiteren  Vorgänge  ge- 
langt. Damit  auch  die  Praxis  zu  ihrem  Rechte  kommt,  wird  zugleich  an 
zahlreichen,  ihr  entnommenen  Beispielen  gezeigt,  wie  die  Gesetze  anzuwenden 
sind.  Da  eine  möglichst  knappe  Darstellung  das  Wesen  der  Sache  mei-t 
am  besten  trifft,  so  hat  der  Verfasser  in  der  vorliegenden  dritten  Auflage 
auf  Schärfe  und  Knappheit  des  Ausdrucks  noch  mehr  Gewicht  gelegt  als 
in   den   beiden    vorhergehenden   Ausgaben.     Als   besonderer   Vorzug  des 
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Werkes  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  es  der  graphischen  Ent- 
wicklung der  Wirkungsweise  der  elektrischen  Maschinen  einen  weiten  Platz 
einräumt.  Der  Inhalt  hat  gegen  früher  nicht  unwesentliche  Änderungen 
erfahren,  die  teils  durch  die  inzwischen  erzielten  Fortschritte,  teils  durch 
eine  andere  Behandlung  mehrerer  Abschnitte  notwendig  geworden  sind. 
Er  ist  so  reichhaltig,  daß  von  einer  auch  nur  kurzen  Anführung  der  in 
den  20  Kapiteln  des  Lehrbuchs  behandelten  Fragen  abgesehen  werden  muß. 
An  neuen  Abschnitten  sind,  wie  für  die  Besitzer  der  alteren  Auflagen  be- 
merkt werden  möge,  hinzugekommen  diejenigen  über  die  elektromotorischen 
Kräfte  des  Drehstrommotors  und  des  Kommutatormotors  sowie  über  die 
Vektordiagramme  des  Repulsionsmotors  und  des  Winter- Eichberg- Motors. 
Das  Werk,  das  binnen  vier  Jahren  drei  Auflagen  erlebt  hat,  berücksichtigt 
zwar  vorzugsweise  die  Bedürfnisse  der  Studierenden  der  Elektrotechnik, 
bietet  aber  auch  für  den  Telegraphenbeamten  soviel  Anregendes  und  Lehr- 
reiches, daß  es  allen  Fachgenossen,  die  sich  gründliche  Kenntnisse  in  der 
Elektrotechnik  erwerben  wollen,  auf  das  wärmste  empfohlen  werden  kann. 
Zum  richtigen  Verständnisse  genügt  die  Kenntnis  der  Anfangsgründe  der 
höheren  Mathematik. 


Einführung  in  die  Differential-  und  Integralrechnung  nebst 
Differentialgleichungen  von  Dr.  F.  L.  Kohl  rausch,  Dozent 
der  Ausbildungskurse  am  Kaiserlichen  Telegraphen -Versuchsamt 
Berlin.  Mit  100  Textfiguren  und  200  Aufgaben.  Berlin.  Verlag 
von  Julius  Springer,  1907.    Preis  6  Mark,  geb.  6.80  Mark. 

Das  vorliegende  Buch,  das  die  Anwendung  der  Differential-  und  Integral- 
rechnung auf  das  physikalisch-technische  Gebiet  unter  möglichster  Beschrän- 
kung der  rein*  mathematischen  Behandlung  in  den  Vordergrund  stellt,  ist 
hauptsächlich  für  die  Teilnehmer  an  den  Ausbildungskursen  des  Telegraphen- 
Versuchsamts  in  Berlin  bestimmt.  Es  war  als  Leitfaden  und  handliches  Nach- 
schlagewerk für  die  in  der  Praxis  des  Schwachstromtechnikers  wichtigen  Teile 
der  höheren  Mathematik  gedacht.  Aber  auch  Anfängern  soll  es  das  Ein- 
dringen in  diese  Wissenschaft  erleichtern.  Daher  haben  im  I.  Kapitel  des  ersten 
Teils  neben  der  Einteilung  der  Funktionstheorie  die  Grundlagen  der  ana- 
lytischen Geometrie  der  Ebene,  der  Koordinatenbegriff  und  die  graphische 
Darstellung  eine  ausführliche  Behandlung  erfahren.  Hieran  schließen  sich 
im  2.  Kapitel  die  Differentialrechnung  und  im  3.  Kapitel  die  Integralrechnung 
an.  Im  zweiten  Teile  werden  Differentialgleichungen  behandelt.  Den  Schluß 
des  Buches  bildet  eine  Zusammenstellung  von  trigonometrischen,  Differentia- 
tions-  und  Integrationsformeln. 

Der  Mitwirkung  von  Angehörigen  der  Reichs  -  Postverwaltung  wird  es 
zuzuschreiben  sein,  daß  das  Buch  zahlreiche,  gut  gewählte  und  gut  durch- 
geführte Beispiele  aus  der  Telegraphen-  und  Fernsprechtechnik  enthält,  wie 
Berechnung  des  Mindestkupferbedarfs  für  die  Lampenstromkreise  in  Viel- 
fachsystemen, Stromvcrlauf  in  Leitungen  mit  Widerstand  und  Selbst- 
induktion, Widerstand  einer  Tclcgraphenleitung  mit  gleichmäßig  verteilter 
Ableitung,  Thomson -Kirchhoffsche  Differentialgleichung  für  oszillatorische 
Entladungen.  Außerdem  ist  zur  Übung  eine  große  Zahl  von  Differentiations- 
und Integrationsaufgaben  aufgenommen. 

Die  grundlegenden  Lehrsätze  der  höheren  Mathematik  sind  übersichtlich 
und  ausführlich  behandelt.  Jedoch  ist  bei  der  Theorie  der  Maxima  und 
Minima  auf  S.  70  die  Angabe  zu  beanstanden,  daß  ein  Wendepunkt  in  einer 
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Kurve  dadurch  charakterisiert  sei,  daß  der  zweite  Differentialquotient  den 
Wert  o  habe.  In  dieser  allgemeinen  Fassung  ist  das  nicht  zutreffend.  Hin 
Wendepunkt  ist  dann  vorhanden,  wenn  der  zweite  Differentialquotient  gleich  o 
und  diejenige  höhere  Ableitung,  die  einen  von  o  verschiedenen  Wert  er- 
gibt, von  ungerader  Ordnung  ist. 

Bei  einer  Neuauflage  des  Werkes  würde  auf  die  Beseitigung  der  ver- 
hältnismäßig zahlreichen  Druckfehler  Bedacht  zu  nehmen  sein,  die  z.T.  sinn- 
entstellend wirken.  So  fehlt  z.  B.  auf  S.  185  in  der  Schlußgleichung  zwischen 
den  Winkelfunktionen  und  den  zugehörigen  Faktoren  der  Multiplikations- 
punkt, so  daß  diese  als  zu  den  Argumenten  gehörig  angeschen  werden 
können.  Der  Irrtum  wäre  ausgeschlossen,  wenn  die  Faktoren  in  der  üb- 
lichen Weise  ihren  Platz  vor  den  Winkelfunktionen  erhalten  hätten. 

Die  äußere  Ausstattung  des  Buches  ist  geschmackvoll,  nur  die  Figuren 
sind  durch  die  Verwendung  von  Klammern  bei  der  Bezeichnung  der  Linien 
teilweise  undeutlich  geworden.  Die  Anbringung  von  Maßpfeilen  und  Be- 
zcichnungsklammern  in  derselben  Figur  (z.  B.  Fig.  39,  48,  68)  ist  im  allge- 
meinen nicht  gebräuchlich. 

Der  Wert  des  Buches  als  Leitfaden  für  die  wichtigeren  Teile  der  höheren 
Mathematik  wird  durch  die  angedeuteten  Mängel  nicht  beeinträchtigt,  es 
kann  vielmehr  dem  Telcgraphentechniker  empfohlen  werden  und  wird  auch 
Studierenden  der  Universitäten  und  Hochschulen  gute  Dienste  leisten. 
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Deutsche  Wasserstraßen  und  Eisenbahnen  in  ihrer 
Bedeutung  für  den  Verkehr. 

Für  die  Entwicklung  des  deutschen  Verkehrswesens  hat  im  Laufe  der 
letzten  Jahrzehnte  zweifellos  die  Eisenbahn  den  Ausschlag  gegeben.  Die 
gewaltige  Ausdehnung  des  Schienennetzes  und  die  früher  unerreichte 
Schnelligkeit  in  der  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  haben  der 
Eisenbahn  naturgemäß  ein  so  großes  Ubergewicht  verliehen ,  daß  daneben 
alle  anderen  Verkehrsmittel,  namentlich  auch  die  Binnenschiffahrt,  eine 
Zeitlang  in  den  Hintergrund  gedrängt  wurden.  Neuerdings  macht  sich 
aber  immer  mehr  das  Bestreben  geltend,  neben  der  Eisenbahn  der  Binnen- 
schiffahrt als  nächstwichtigstem  Verkehrsmittel  wieder  die  gehörige  Geltung 
zu  verschaffen.  Uberall  bricht  sich  die  Überzeugung  Bahn,  daß  es  not- 
wendig sei,  nicht  nur  das  Eisenbahnnetz  zu  verdichten,  sondern  auch  die- 
jenigen Gegenden,  die  sich  bislang  einer  leistungsfähigen  natürlichen  oder 
künstlichen  Wasserstraße  nicht  erfreut  haben,  möglichst  an  den  Wasserver- 
kehr anzuschließen.  Dies  ist,  wie  der  Syndikus  der  Handelskammer  in 
Cassel,  Dr.  Metterhausen ,  in  einem  auf  der  letzten  Tagung  des  Zentral- 
vereins für  Hebung  der  deutschen  Fluß-  und  Kanalschi ffahrt  am  16.  Ok- 
tober 1907  in  Berlin  gehaltenen  Vortrage  hervorhob,  in  erster  Linie  den 
Fortschritten  der  Technik  zu  verdanken,  die  es  heute  ermöglichen,  den 
Verkehr  auf  Wasserstraßen  durch  Schiffshebewerke  und  durch  zweckmäßige 
Einrichtung  der  Schleusen  viel  leichter  zu  gestalten,  als  dies  früher 
angängig  erschien.  Die  auf  Grund  des  preußischen  Gesetzes  vom 
1.  April  1905  in  Angriff  genommenen  bedeutenden  Bauten  neuer  Wasser- 
straßen beweisen  am  besten,  welche  Wichtigkeit  der  Binnenschiffahrt  als 
Vermittlerin  des  Güterverkehrs  neuerdings  wieder  beigelegt  wird.  Unter 
diesen  Umständen  ist  eine  in  diesem  Jahre  von  Dr.  Thomas  Lenschau 
veröffentlichte  Arbeit:  »Deutsche  Wasserstraßen  und  Eisenbahnen 
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in  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr«*)  wohl  geeignet,  das  lebhafte 
Interesse,  namentlich  auch  der  Verkehrsbeamten,  zu  erregen.  Dr.  Lenschau 
gibt  zunächst  einen  klaren  und  erschöpfenden  Uberblick  über  die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  deutschen  Wasserstraßen  und  Eisenbahnen  und  unter- 
nimmt es  dann,  den  Wert  der  beiden  Verkehrsmittel  für  die  Allgemeinheit 
gegeneinander  abzuwägen.  Wir  bringen  mit  Zustimmung  des  Verlags  nach- 
stehend einen  kurzen  Auszug  aus  dem  fesselnden  Inhalte  des  Werkes. 

Die  Entwicklungsgeschichte  der  deutschen  Wasserstraßen 
greift  bis  in  die  ersten  Zeiten  des  Mittelalters  zurück.  Schon  Karl  der 
Große  hatte  erkannt,  daß  die  vorhandenen  Flußläufc  nur  dann  der  Binnen- 
schiffahrt in  größcrem  Umfange  nutzbar  gemacht  werden  könnten,  wenn  man 
sie  durch  Einbauten  verbessere  oder  getrennte  Flußgebiete  durch  Kanäle 
miteinander  verbinde.  Sein  Plan,  eine  künstliche  Wasserstraße  zwischen 
Main  und  Donau  zu  schaffen,  scheiterte  aber  daran,  daß  die  Hilfsmittel  der 
damaligen  Zeit  zur  Uberwindung  der  technischen  Schwierigkeiten  nicht  aus- 
reichten. Die  ersten  tatsächlichen  Versuche  zur  Verbesserung  deutscher 
Wasserstraßen  wurden  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  unternommen, 
indem  die  Saale  von  der  Unstrutmündung  abwärts  auf  einer  Strecke  von 
etwa  150km  durch  Schleusenembauten  schiffbar  gemacht  wurde;  in  den 
Jahren  von  1300  bis  1308  schuf  ferner  die  damals  in  ihrer  Blütezeit  stehende 
Hansestadt  Lübeck  durch  den  8  km  langen,  mit  9  Schleusen  ausgestatteten 
Delvenau- Kanal  die  erste  wirkliche  Verbindung  zwischen  zwei  getrennten 
Flußgebieten,  zwischen  dem  der  Elbe  und  dem  der  Trave. 

Lenschau  scheidet  die  Entwicklung  des  deutschen  Wasserstraßenbaues 
von  1300  ab  in  fünf  Zeitabschnitte.  In  die  sog.  »Vorperiode«  von 
1300  bis  1648  fallen  außer  den  schon  genannten  Arbeiten  an  der  Saale  und 
dem  Delvenau -Kanäle  nur  einige  weniger  bedeutende  Bauten.  In  den  fol- 
genden Zeitabschnitten  ist  es  dagegen  namentlich  die  zielbewußte  Politik  der 
Hohenzollern,  der  die  Ausführung  größerer  Kanalunternehmungen  zu  ver- 
danken ist.  Das  wichtigste  Wasserbauwerk  der  »ersten  Bauperiode« 
(1648  bis  1740)  war  der  von  dem  Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm  in  den 
Jahren  von  1662  bis  1608  erbaute  und  nach  ihm  benannte  Kanal  von  der 
Oder  zur  Spree.  Durch  dieses  hochbedeutsame  Unternehmen  wurde  eine 
neue  Verkehrsverbindung  in  der  Richtung  von  Südosten  nach  Nordwesten, 
von  der  schlesischen  Grenze  über  Oder,  Spree,  Havel  und  Elbe  nach  Ham- 
burg geschaffen,  und  damit  der  ganze  Südosten  Deutschlands  zum  Hinter- 
lande dieses  Nordseehafens  gemacht.  Der  Kanal  ist  in  den  Jahren  von  1887 
bis   180,1  den  Anforderungen  der  Neuzeit  entsprechend  umgebaut  worden. 

Auch  die  »zweite  Bauperiode«  (1740  bis  1806)  wird  in  der  Haupt- 
sache von  den  Unternehmungen  Friedrichs  des  Großen  ausgefüllt.  Dieser 
ließ  im  Jahre  1744  und  in  den  folgenden  Jahren  zur  Herstellung  eines 
unmittelbaren  Schiffahrtwegs  von  Berlin  nach  Stettin  zwischen  Havel 
und  Oder  den  Finow -Kanal  bauen,  der  auch  heute  noch  den  stärksten 
Verkehr  unter  allen  märkischen  Wasserstraßen  aufzuweisen  hat.  Es 
folgten  einige  kleinere  Kanalanlagcn ,  der  Klodnitz  -  Kanal  in  Ober- 
schlesien usw..  dann  aber  von  1773  b's  l7^2  noch  zwei  weitere  Kanal- 
unternehmungen von  großer  Bedeutung,  nämlich  der  Plauer  Kanal  zwischen 
Havel   und   Elbe,   der  den  Wasserweg  von  Berlin   nach  Magdeburg  um 

*)  Das  Werk  ist  im  Verlage  der  »Gebauer- Schwetschkc  Druckerei  und  Verlag 
m.b.H.«  in  Halle  (Saale.i  erschienen.  Es  umfaßt  176  Seiten  (8°)  Text,  15  Berech- 
nungstafeln, 6  Diagramme  (graphische  Darstellungen)  und  eine  Karte.  Der  Preis  be- 
tragt für  das  geheftete  Exemplar  3  Mark,  für  das  gebundene  Exemplar  4  Mark. 
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rund  130  km  verkürzte,  und  der  Bromberger  Kanal  zwischen  Netze  und  Brahe, 
<ler  das  Oder-  und  das  Weichselgebiet  miteinander  in  Verbindung  brachte. 

Im  übrigen  Deutschland  fand  das  Beispiel  der  Hohenzollernfürsten  nur 
geringe  Nachahmung.  Dagegen  wurden  in  der  zweiten  Bauperiode  von 
auswärtigen  Regierungen ,  die  damals  Stücke  deutschen  Bodens  besaßen, 
noch  zwei  größere  Unternehmungen  im  Wasserbau  ausgeführt.  Es  waren 
dies  der  1784  vollendete  alte  Eiderkanal  und  der  1783  in  Angriff  genom- 
mene Rhein- Rhone- Kanal. 

In  der  »dritten  Bauperiode«  (1806  bis  1871)  beschränkte  sich  die 
Bautätigkeit  in  Norddeutschland  im  wesentlichen  auf  die  Herstellung  kür- 
zerer Anschlußstrecken  und  den  Ausbau  der  vorhandenen  Wasserstraßen. 
Nachdem  der  Wiener  Kongreß  im  allgemeinen  die  Freiheit  der  Schiffahrt 
auf  deutschen  Strömen  anerkannt  hatte,  und  sodann  nacheinander  durch  die 
Rhein-,  die  Elb-,  die  Weser-  und  die  Donauschiffahrtsakte  einheitliche  Be- 
stimmungen über  die  Regelung  der  Schiffahrt  auf  den  größten  Strom- 
gebieten getroffen  worden  waren ,  wandten  die  Regierungen  ihr  Interesse 
vor  allem  der  Verbesserung  der  freien  Stromläufe  zu.  Unter  diesen  ist  die 
großartigste  zweifellos  die  von  1818  bis  1872  nach  den  Plänen  des  badischen 
Ingenieurs  Tulla  durchgeführte  Geradelegung  des  Rheins,  die  den  Strom- 
lauf um  72  km  verkürzte.  Später  wirkte,  wie  schon  im  Eingange  hervor- 
gehoben, auch  der  mit  Beginn  der  vierziger  Jahre  einsetzende  Bau 
der  großen  Eisenbahnlinien  hemmend  auf  die  weitere  Entwicklung  der 
Wasserstraßen  ein.  Besonders  zu  erwähnen  sind  aus  diesem  Zeitabschnitte 
nur  der  Elbmg- Oberländische  Kanal  (1844  bis  1860),  der  Spandauer  Schiff- 
fahrtskanal (1849  bis  1859)  und  der  an  die  Stelle  des  alten  Plauer  Kanals 
getretene  Ihle- Kanal  (1868  bis  1872),  der  seitdem  den  Hauptteil  des  Ver- 
kehrs mit  Magdeburg  an  sich  gezogen  hat. 

Dagegen  entstanden  in  diesem  Zeitabschnitt  in  Süddeutschland  einige 
bedeutendere  Kanalunternehmungen,  so  der  Ludwigs- Kanal  in  Bayern 
(1836  bis  1845),  durch  den  der  Plan  Karls  des  Großen  einer  Verbindung  vom 
Maine  zur  Donau  verwirklicht  wurde,  ferner  der  Rhein-Marne-Kanal  (1838 
bis  1853)  und  der  sich  an  diesen  anschließende  Saarkohlenkanal  (1862  bis  1866). 

In  der  letzten,  der  »vierten  Bauperiode«  (1871  bis  1905)  hat  der 
Wasserstraßenbau  wieder  einen  größeren  Aufschwung  genommen.  Neben 
zahlreichen  wichtigen  Flußkanalisierungcn .  u.  a.  der  Mainkanalisierung  bis 
Frankfurt  (1886).  und  dem  schon  erwähnten  Umbau  des  Oder- Spree -Kanals 
sind  namentlich  vier  bedeutende  Kanalunternehmungen  im  letzten  Jahrzehnte 
des  vorigen  Jahrhunderts  ihrer  Vollendung  entgegengeführt  worden.  Es 
sind  dies  die  Oderkanalisation  und  die  Schaffung  eines  Großschiffahrtwegs 
um  Breslau,  der  Dortmund  -  Ems- Kanal,  der  Kaiser- Wilhelm- Kanal  und  der 
Elbe -Trave- Kanal.  Durch  die  beiden  letzten  wurden  ältere,  für  den  heutigen 
Verkehr  nicht  mehr  ausreichende  Wasserstraßen  (Eider-  und  Del venau- Kanal) 
ersetzt  ;  die  beiden  ersten  aber  eröffneten  neue  Verkehrsstraßen,  die  aus  dem 
gewaltigen  Verkehrsbedürfnis  unserer  großen  Industriebezirke  in  Ober- 
schlesien und  Rheinland- Westfalen  hervorgegangen  waren. 

Die  Kanalisierung  der  oberen  Oder  von  Cosel  bis  Breslau  wurde  in  den 
Jahren  1892  bis  1897  mit  einem  Kostenauf  wände  von  etwas  über  22  Mil- 
lionen Mark  bewerkstelligt.  Der  Dortmund-Ems- Kanal  wurde  von  1892 
bis  1899  erbaut  und  erforderte  rund  80  Millionen  Mark.  Seine  Gesamt- 
länge von  Dortmund  bis  Emden  beträgt  269,7  km,  mit  Einschluß  des  Seiten- 
kanals nach  Herne  280,0  km.  Der  Kaiser- Wilhelm-  oder  Nord-Ostsee- 
Kanal  (1888  bis  1895).  der  allerdings  in  erster  Linie  dem  Sceverkehre, 
nicht  der  Binnenschiffahrt,  dient,  ist  zweifellos  das  großartigste  wasserwirt- 
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schaftliche  Unternehmen  Deutschlands.  Über  seine  Linienführung,  die  Bau- 
kosten usw.  sowie  über  die  in  diesem  Jahre  in  Angriff  genommene  Erwei- 
terung des  Kanals  haben  wir  erst  vor  kurzem  (Archiv  1907,  S.  530  ff.)  be- 
richtet. Der  Elbe -Trave- Kanal  (1895  bis  1900)  hat  eine  Gesamtlänge  von 
67,2  km.    Seine  Baukosten  beliefen  sich  auf  23 '/a  Millionen  Mark. 

Zu  erwähnen  sind  schließlich  noch  die  Kaiserfahrt  in  der  Odermündung 
(1875  bis  1880)  und  der  1891  vollendete  Königsberger  Seekanal,  eine  Fahrt- 
rinne von  der  Pregelmündung  durch  das  Frische  Haff,  die  aber  beide  mehr 
für  den  Seeverkehr  bestimmt  sind. 

Vergleicht  man  die  größeren  künstlichen  Wasserstraßen  Deutschlands 
nach  ihrer  Längenausdehnung,  so  kommt  man  zu  folgendem  Ergebnisse: 


Bezeichnung  der  Wasserstraßen 

Ge- 
grabener 
Kanal 
km 

Kanalisier- 
ter Fluß 

km 

oeen- 
strecken 

km 

Zusammen 

I. 

63.4 

63.4 

2. 

13.3 

54.o 

67,2 

3- 

36.5 

27,0 

10,1 

73.6 

4- 

55.7 

21,0 

0,4 

77.« 

5- 

Kaiser-Wilhelm- Kanal  

88.« 

10,5 

98.6 

6. 

104,5 

104.5 

7- 

Rhein -Rhone- Kanal  

132.3 

132,3 

8. 

136.4 

41,2 

J77.<> 

9- 

Dortmund  -  Ems  -  Kanal  

210,6 

70,0 

280,6. 

Insgesamt  gibt  Lenschau  die  Länge  der  deutschen  Wasserstraßen 
im  Jahre  1905,  indem  er  dabei  den  Berechnungen  des  Majors  a.  D.  Victor 
Kurs  folgt,  auf  15086,3km  an.   Diese  Zahl  gewinnt  er  auf  folgende  Weise: 


Benennung 

Ge- 
grabener 
Kanal 

km 

Kanalisier- 
ter Fluß 

km 

Seen- 
strecken 

Zusammen 
km 

A.  Künstliche  Wasserstraßen. 

2.  Erste  Bauperiode  (1648  bis  1740).., 

3.  Zweite  Bauperiode  (1740  bis  1806).'*) 

4.  Dritte  Bauperiode  (1806  bis  187 1 )  .) 

5.  Wasserstraßen  i.  d.  Reichslanden  bis  1871 

6.  Vierte  Bauperiode  (1871  bis  1905)  .... 

7.  Wasserstraßen  unbek.  Entstehungszeit.  . 

26,8 

96,3 
28l,o 

479.2 
367.3 

5 49- 2 
144.9 
569,1 

97.» 

252,o 
2IO,2 
205,2 

967.7 
IO,5 

793-7 
883.7 
29.2 

7.o 

1.4 

13.3 
164,4 

89,4 
2,7 
156,5 
160,3 

280,2 

319.* 
650,0 

I  536.3 

38o.5 
I  400.4 
I  188.9 

598,3 
104,8 

zusammen.  .  . 

davon  ab: 

nicht  mehr  benutzbare  künstliche  Wasser- 

2 6 I  1 ,6 

137,0 

3  359.=» 
167,5 

588,0 
17.2 

6558,8 
322,3 

mithin  künstliche  Wasserstraßen  1905  über- 

2  474.« 

3  I9I.7 

570,8 

6  236.5 

*   Mit  Ausnahme  der  Wasserstraßen  in  den  Reichslanden  [Elsaß  -  Lothringen  . 
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Ge- 

Kanalisier- 

Seen- 

Benennung 

grabener 
Kanal 

ter  Fluß 

strecken 

•~w 

Zusammen 

• 

km 

km 

km 

km 

B.  Natürliche  Wasserstraßen. 

— 

— 

— 

6710,9 

413.6 

1     Natiirl  irhf*    Haff-      A 11  Rentipf-  Aiißfn- 

i\ c&l  II 1 1 1  \.  1  IC     Halt   ,     rkuuwiiilti   1  iiuutii 

— 

— 

— 

I  725.3 

Natürliche  Wasserstraßen  1905  überhaupt 

8  849,8 

hierzu  Summe  A .  .  . 

6  236,5 

Gesamtlänge  der  deutschen  Schiffahrtstraßen 

15  086,3. 

Inzwischen  ist  durch  das  schon  erwähnte  Wasserstraßengesetz 
vom  1.  April  1905  eine  weitere  durchgreifende  Verbesserung  des  deut- 
schen Wasserstraßennetzes  beschlossen  worden.  Neben  dem  Rhein -Han- 
nover-Kanäle, der  in  Verbindung  mit  dem  Dortmund- Ems  -  Kanäle  für  den 
Rhein  zwei  neue  Ausfahrten  auf  deutschem  Gebiete  nach  Emden  und 
Bremen  hin  eröffnen  wird,  soll  eine  neue  große  Verbindungsstraße  im 
Osten,  der  Großschi  ff  ah  rt  weg  Berlin-Stettin,  geschaffen  werden.  Ferner 
soll  die  untere  Oder  ausgebaut  und  eine  Verbesserung  der  Verbindungen 
von  der  Oder  nach  dem  Osten  durchgeführt  werden.  Wegen  der  Einzel- 
heiten der  mit  dem  Wasserstraßengesetze  verfolgten  Pläne  können  wir 
auf  den  Aufsatz  über  dieses  Gesetz  (Archiv  1905,  S.  576  ff.)  verweisen. 
Im  Zusammenhange  mit  den  im  Wasserstraßengesetze  vorgesehenen  Ver- 
besserungen der  östlichen  Wasserstraßen  sei  nur  noch  kurz  des  16  km  langen, 
erst  kürzlich  eröffneten  Teltow -Kanals  gedacht,  dessen  Bedeutung  weniger 
in  der  räumlichen  Abkürzung  liegt,  als  in  der  durch  ihn  ermöglichten  Ent- 
lastung der  Berliner  Gewässer  und  in  der  Beschleunigung  des  Durchgangs- 
verkehrs auf  der  Spree-Oder- Wasserstraße,  der  auf  diese  Weise  den  unge- 
mein zeitraubenden  Umweg  durch  die  überfüllten  Wasserläufe  Berlins  ver- 
meiden kann. 

In  dem  deutschen  Wasserstraßennetze  spielen  die  freien  Ströme  eine 
ganz  bedeutende  Rolle.  Dies  erhellt  schon  aus  der  obigen  Zusammen- 
stellung. Machen  sie  doch  mit  Einschluß  der  Seen  nahezu  die  Hälfte  des 
ganzen  Wasserstraßennetzes  aus.  Nimmt  man  eine  Tiefe  von  2  m  bei 
Mittelwasser  als  untere  Grenze  für  eine  leistungsfähige  Binnenschiffahrt  an, 
so  entfallen  von  den  Wasserstraßen  mit  einer  Gesamtlänge  von  5661,5  km, 
bei  denen  dieses  Tiefenverhältnis  erreicht  wird,  auf  die  freien  Ströme 
3403,1  km  und  auf  die  Seen,  Haffe  usw.  1333,8  km,  das  sind  zusammen 
83,7  v.  H.  auf  die  freien  Wasserstraßen,  so  daß  nur  16,3  v.  H.  für  die  künst- 
lichen Wasserstraßen  bleiben. 

Die  klimatischen  Verhältnisse  sind  bei  den  westlichen  Strömen 
viel  günstiger  als  bei  den  östlichen.  In  Ostpreußen  beträgt  die  Be- 
schränkung durch  die  Eissperre  im  allgemeinen  135  bis  155  Tage,  im  Oder- 
und  Elbegebiete  45  bis  100,  auf  den  westlichen  Strömen  dagegen  nur  noch 
35  bis  50  Tage  jährlich.  Die  Rheinschiffahrt  hat  in  den  zehn  Jahren  von 
1886  bis  1895  durchschnittlich  nur  an  26'/-  Tagen  im  Winter  eingestellt 
werden  müssen.    Dazu  kommt,  daß  auf  den  östlichen  Flüssen  das  plötzliche 


Digitized  by  Google 


702 


Deutsche  Wasserstraßen  und  Eisenbahnen  usw. 


Einsetzen  des  Frühlingshochwassers  die  Schiffahrt  auf  ungefähr  weitere 
20  Tage  unmöglich  macht,  und  daß  auf  der  anderen  Seite  in  heißen 
Sommern  die  nutzbare  Wasserflache  infolge  mangelnder  Zuflüsse  auf  den 
östlichen  Strömen  viel  rascher  sinkt  als  auf  den  westlichen.  Dies  ist 
zum  Teil  darauf  zurückzuführen,  daß  die  jährliche  Niederschlagsmenge 
nach  dem  Osten  unseres  Vaterlandes  hin  allmählich  abnimmt;  sie  beträgt 
im  Rheingebiete  jährlich  700  bis  800  mm,  in  der  Mark  nur  noch  600  mm 
und  sinkt  in  Posen  sogar  auf  460  mm.  Nur  Ost-  und  Westpreußen 
weisen  infolge  der  Nähe  der  Ostsee  wieder  etwas  günstigere  Niederschlags- 
verhältnissc  auf. 

Wie  uns  ein  Blick  auf  die  beigefügte  Karte  lehrt,  zerfallen  die  deut- 
schen Wasserstraßen  in  zwei  scharf  voneinander  abgesonderte  Ge- 
biete, die  auch  nach  der  Ausführung  des  neuen  Gesetzes  von  1905  einer 
Verbindung  miteinander  entbehren  werden.  Der  Hauptstrang  des  westlichen 
Gebiets  ist  der  Rhein  mit  seinen  Nebenflüssen,  dem  durch  das  neue  Gesetz. 
Ems  und  Weser  angeschlossen  werden.  Ihm  gegenüber  steht  mit  wesent- 
lich ungünstigeren  Wasserverhältnissen  das  östliche  Netz,  zu  dem  alle 
übrigen  norddeutschen  Ströme  zusammengefaßt  sind,  und  das  seinen  Mittel- 
punkt in  Berlin,  dem  Kreuzungspunkte  zahlreicher  Wasserstraßen,  hat. 

Die  Entwicklungsgeschichte  der  deutschen  Eisenbahnen 
dürfen  wir  bei  unsern  Lesern  in  der  Hauptsache  als  bekannt  voraussetzen. 
Wir  beschränken  uns  daher  auf  eine  kurze  Zusammenfassung  der  wichtigsten 
Angaben.  Der  Eisenbahnbau  entwickelte  sich  naturgemäß  zuerst  am  leb- 
haftesten in  den  industriell  am  meisten  vorgeschrittenen  und  daher  am  dich- 
testen bevölkerten  Gegenden  Deutschlands.  Die  erste  größere  Fernbahnlinie 
war  die  1839  vollendete  Bahn  von  Leipzig  nach  Dresden.  Es  folgten  die 
Linien  Aachen-Cöln,  Leipzig-Magdeburg,  Berlin-Cöthen  (Anhalt)  (1841), 
Berlin-Stettin,  Berlin-Frankfurt  (Oder)  (1842),  Berlin-Hamburg,  Berlin- 
Breslau,  Berlin-(Potsdam)-Magdeburg  (1846)  usw.  Bei  der  Neuheit  der  Sache 
ließen  die  meisten  Regierungen  der  deutschen  Staaten  im  Eisenbahnbau  dem 
Privatkapitale  den  Vortritt.  Nur  die  süddeutschen  Staaten,  an  der 
Spitze  Baden,  nahmen  mehrfach  von  vornherein  den  Bahnbau  selbsttätig  in 
die  Hand.  Nach  Ablauf  des  ersten  Jahrzehnts  (1848)  waren  auf  dem  Ge- 
biete des  nachmaligen  Deutschen  Reichs,  also  mit  Einschluß  Elsaß-Lothringens, 
5155,7  km  Eisenbahnen  vorhanden,  und  zwar  3646,2  km  Privat-  und  nur 
1509,5  km  Staatsbahnen.  Das  reine  Privatbahnsystem  herrschte  vor  in 
Preußen,  Mecklenburg  und  größtenteils  auch  in  Sachsen,  das  aber  bereits 
im  Ubergange  zum  gemischten  Systeme  begriffen  war. 

Im  zweiten  Jahrzehnte,  von  1849  bis  1858,  vollzog  sich  in  den  größeren 
deutschen  Bundesstaaten,  namentlich  in  Preußen,  allgemein  der  Übergang 
zum  gemischten  Systeme.  Dies  hatte  seinen  Grund  einerseits  in  mili- 
tärischen Rücksichten,  die  einen  größeren  Einfluß  der  Staatsgewalt  auf  die 
Linienführung  der  Bahnen  erwünscht  erscheinen  ließen,  anderseits  darin,  daÜ 
das  Privatkapital  allmählich  dem  Bau  neuer  Bahnen  gegenüber  zurück- 
haltender wurde.  Von  dem  Gesamtzuwachs  an  Eisenbahnen  im  zweiten 
Jahrzehnte  (5031.4  km)  waren  2718,1  km  aus  Staats-  und  nur  noch  2313,3  km 
aus  Privatmitteln  gebaut  worden:  außerdem  waren  576,0  km  in  Staatseigen- 
tum und  1196  km  in  staatliche  Verwaltung  übergegangen.  In  Preußen 
allein  hatte  die  Regierung  Bahnen  von  032  km  Länge  aus  Staatsmitteln  ge- 
baut, von  376,1km  Länge  angekauft  und  von  1154.2  km  Länge  in  eigene 
Verwaltung  genommen,  während  durch  private  Bautätigkeit  trotz  der 
großen  Staatsgewährleistungen  nur  1171  km  Neubauten  fertiggestellt 
worden  waren. 
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Das  gemischte  System  blieb  auch  im  dritten  und  vierten  Jahrzehnte  der 
deutschen  Eisenbahnen  vorherrschend.  Der  Zuwachs  an  neuen  Linien  war 
in  diesen  beiden  Jahrzehnten  außerordentlich  groß.  Er  betrug  von  1859 
bis  1868:  7056,5  km  und  von  1869  bis  1878:  14218,1  km.  Von  dem  Zu- 
wachs entfielen  im  dritten  Jahrzehnte  3924.9  und  im  vierten  8623,9  km  auf 
Privatbauten,  auf  Staatsbauten  dagegen  in  den  gleichen  Zeitabschnitten  nur 
3131,6  und  5594, 2  km.  Die  Privatbautätigkeit  hatte  also  den  staatlichen 
Eisenbahnbau  sogar  wieder  überflügelt.  Dies  tritt  noch  deutlicher  hervor, 
wenn  man  die  preußischen  Verhältnisse  für  das  vierte  Jahrzehnt  allein  in 
Betracht  zieht.  Denn  von  dem  gesamten  Zuwachs  an  Eisenbahnen  in  Preußen 
während  dieses  Zeitraums  (8637,2  km)  entfielen  nur  2066,2  km  auf  Staats- 
bahnen, dagegen  6571  km  auf  Privatgesellschaften. 

Mit  dem  weiteren  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  machten  sich  immer  mehr 
die  Nachteile  des  gemischten  Systems  fühlbar,  die  dem  Wettbewerbe 
der  einzelnen  Privatbahngesellschaften  entsprangen  und  namentlich  in  der 
Buntscheckigkeit  der  Tarife  ihren  Ausdruck  fanden.  Waren  doch  1875 
nicht  weniger  als  1400  verschiedene  Gütertarife  in  Geltung.  Die  Ubelstände, 
die  sich  hieraus  ergaben,  beeinflußten  die  Regierungen  und  die  öffentliche 
Meinung  stark  zum  Vorteile  des  Staatsbahnsystems.  Von  mehreren 
Seiten  wurde  zunächst  der  Vorschlag  gemacht,  allgemein  das  Eigentum  an 
den  Eisenbahnen  auf  das  Reich  zu  übertragen.  Die  preußische  Regierung 
ließ  sich  sogar  1876  schon  vom  Landtage  die  Ermächtigung  geben,  alle 
preußischen  Staatsbahnen  gegen  entsprechende  Entschädigung  an  das  Reich 
abzutreten.  Allein  der  Reichseisenbahngedanke  stieß  in  den  Parla- 
menten der  Mittelstaaten,  die  jeder  Stärkung  der  Zentralgewalt  abgeneigt 
waren,  auf  starken  Widerstand  und  mußte  daher  wieder  fallen  gelassen 
werden.  Die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  einer  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen  brach  sich  jedoch  immer  mehr  Bahn,  und  so  kam  es, 
namentlich  nachdem  an  die  Spitze  des  preußischen  Ministeriums  der  öffent- 
lichen Arbeiten  1878  von  Maybach  getreten  war,  dahin,  daß  allmählich  die 
Eisenbahnen  in  den  Besitz  der  Bundesstaaten  übergingen.  Schon 
im  ersten  Jahre  nach  seinem  Amtsantritte  gelang  es  von  Maybach ,  einen 
Gesetzentwurf  wegen  des  Erwerbs  von  vier  großen  Privatbahngesellschaften, 
der  Magdeburg-Halberstädter,  Hannovcr-Altcnbekener,  Berlin-Stettiner  und 
Cöln- Mindener  Eisenbahn,  zur  Annahme  zu  bringen,  dem  kurz  darauf  (1880) 
der  Ankauf  der  Rheinischen,  der  Berlin -Potsdam- Magdeburger  und  der 
Homburger  Bahn  folgte.  Durch  diese  Erwerbungen  fielen  dem  Staate  ins- 
gesamt Linien  von  5028,7  km  Länge  zu.  Hierzu  traten  durch  erneute  An- 
käufe 1882  3144  km,  1884/85  nochmals  4565  km  und  bis  1890  weitere 
1050  km  hinzu.  Mit  diesem  Jahre  fand  die  Verstaatlichungsbewegung  in 
Preußen  vorläufig  ihren  Abschluß. 

Der  erste  Nutzen  der  Verstaatlichung  in  Preußen  zeigte  sich  darin, 
daß  die  Staatsbahnverwaltung  sogleich  mit  Nachdruck  den  bis  dahin 
von  den  Privatgesellschaften  fast  vollständig  vernachlässigten  Bau  von 
Nebenbahnen  in  die  Hand  nahm.  In  den  Jahren  von  1880  bis  1885 
wurden  im  ganzen  rund  3150  km  Nebenbahnen  in  Angriff  genommen,  davon 
allein  2100  km  im  Osten.  Den  nunmehr  in  dieser  Beziehung  von  allen 
Seiten  an  sie  herantretenden  Wünschen  vermochte  die  Regierung  indes  auf 
die  Dauer  nicht  zu  genügen.  Sie  versuchte  daher  durch  das  Gesetz  über 
Kleinbahnen  und  Privatanschlußbahnen  vom  28.  Juli  1892  auf 
diesem  Gebiete  die  Privatbautätigkeit  wieder  anzuregen.  Sehr  groß  ist  der 
Erfolg  des  genannten  Gesetzes  jedoch  nicht  gewesen. 
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Der  Verstaatlichungsgedanke  hatte  inzwischen  auch  in  den  anderen 
Bundesstaaten  Fortschritte  gemacht.  In  Preußen  setzte  die  Verstaatlichungs- 
bewegung nach  fünfjähriger  Pause  1895  mit  dem  Erwerbe  der  Werrabahn 
wieder  ein.  Besonders  zu  erwähnen  ist  der  1896  in  Gemeinschaft  mit  Hessen 
erfolgte  Ankauf  der  damals  größten  aller  deutschen  Privatbahnen,  der  hessi- 
schen Ludwigsbahn.  Mitte  ]</>3  gingen  dann  nach  längeren  Verhandlungen 
noch  die  Altdamm-Kolbcrger,  die  Dörtmund-Gronau-Enschcder,  die  Breslau- 
Warschauer,  die  Marienburg- Mtawkaer  und  die  Ostpreußischc  Südbahn  mit 
zusammen  rund  800  km  in  den  Besitz  des  preußischen  Staates  über. 

Nach  dem  Stande  vom  1.  Mai  1905  gehörten  von  sämtlichen  im 
Betriebe  befindlichen  Hauptbahnen  Deutschlands  mit  einer  Gesamtlänge  von 
33  375  km  nur  noch  852  km,  also  nicht  einmal  3  v.  H.,  Privatgesellschaften 
an.  Die  größten  unter  ihnen  waren  die  Lübeck- Büchener  und  Eutin- 
Lübecker  Bahn  (154  km)  und  die  vereinigten  Pfalzbahnen  (566  km).  In- 
zwischen ist  der  Ankauf  des  pfälzischen  Bahnnetzes  zum  1.  Januar  1909 
von  den  bayerischen  gesetzgebenden  Körperschaften  ebenfalls  beschlossen 
worden.  Bei  den  Nebenbahnen  standen  den  12668  km  Staatsbahnen  5112  km 
Privatbahnen,  das  sind  29  v.  H.  der  Gesamtlänge,  gegenüber.  Von  irgend- 
einem Einflüsse  der  Privatbahnen  auf  die  Gestaltung  des  Verkehrs  im  großen 


kann  hiernach  natürlich  nicht  mehr 


die 


Re 


de  sein. 


Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  in  den  einzelnen 
Landesteilcn  ergibt  sich  aus  der  nachstehenden  Zusammenstellung: 


Bezeichnung 

des 
Landesteils 


Ostpreußen  

Westpreußen  

Brandenburg   

Pommern   

Posen  

Schlesien  

Sachsen   

Schleswig-Holstein  . . . 

Hannover  

Westfalen  

Hessen-Nassau   

Rheinprovinz  

zus.  Preußen  . . 

hierzu : 

Bayern   

Sachsen   

Württemberg  

Baden   

Elsaß»  Lothringen  .... 

Hessen  

Mecklenburg  

übrige  Staaten  

zus.  Deutsches  Reich . 


Gesamtlange  der  vorhandenen  Eisenbahnen  in  km 

'<  1   "         t  1 

1848      1858       1868       1878       1888       1898  1903 


108,6 

86,«  , 

649.5  : 

397.7  I 
191,0  1 

357/ 
264,, 

'64,1 
280,» 


•03,» 

108,«. 

3*7»: 
1  032,4 

375.» 
7'4,5 

55«,' 
408,6 

7°4>s 


537.' 

*3-M 
1  129,1 

45»,' 
425.« 
«44»,: 
9'8„ 
624,9 

87i,s 

830,, 

734,* 
1  421,» 


924,5 

79  M 
2  207,. 

1  064,1 

1  018,; 

2  595.J 

•  773.' 
807,6 

1  805,, 

t  045,, 

1  000,0 

2488,. 


'  503.» 

«  3*4,5 

2  728,, 
1  469,. 

1  643,6 

3  '33/ 

2  ii  8,, 

1  181,1 

2  180/ 

2  '95,* 
1  421,4 

3  148,6 


2018,7 ; 
•  481,4 

3  5<*V 
'  73 «,7 
2049,9 

3  88 1 ,3 
2  700,4  | 

'  359»» 
2550,. 

2  373,' 
1  074,' 

3  635»8  i 


2321,, 

'  9'9,' 
3880,« 

2  008,7 

2099,5 

4004,4 

2  773,7 

«  414,« 

2  840,, 
2871,, 

>  759,* 

3  909,5 


3  144,.     5  923,5    9628,0   18  186,»  24048,0  .  28968,?   31  813,6 


459,» 
408,, 

122,) 

309,0 

'53,7 

59.» 
141,8 

357,? 


'  338,' 
674,? 
285,6 

39^,' 
400,4 

24V 

22Ö,S 


2  ÖOO,i 
988,. 

l\t,l 
682,0 

3*5.» 
30t.,, 

1  060,  < 


4  596,° 
1  952,. 

1  203,5 
l  123,c 
728,4 
348,» 

«  924.  S 


5  344,? 
2  134,» 

1  460,8 
1  401,6 

'  3 '9.» 


49; 


6  462,0 

2  408,6 
1  570,6 

'  739," 
1  592,6 

'  '34,* 
1  126,1 

3  224,6 


7046,, 

2  53i,8 

'  75°.« 
1  911,, 

1  683,, 

1  ?6ßJ, 

3  580,9 


5  155,7    10  181,5    17  124,)  ,  31  337,,  40007,7  48228,0  52814,.. 


Der  anregendste  Abschnitt  des  Lenschauschen  Werkes  ist  zweifellos  der- 
jenige, indem  er  die  Bedeutung  der  Wasserstraßen  und  der  Eisen- 
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bahnen  für  den  Verkehr  untersucht  und  ihren  Wert  für  die  Allgemein- 
heit vergleicht.  Aus  seinen  Ausführungen  ergibt  sich,  daß  der  Haupt- 
vorzug der  Wasserstraßen  von  jeher  in  der  Billigkeit  ihrer  Tarif- 
sätze bestand,  während  als  unbedingte  Vorzüge  der  Eisenbahn  sich 
von  vornherein  die  größere  Schnelligkeit,  die  Möglichkeit,  pünkt- 
lichere Lieferfristen  einzuhalten,  und  die  fast  zu  jeder  Zeit  unbe- 
hinderte Betriebsfähigkeit  geltend  machten. 

Als  in  den  vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Deutschland 
der  Bau  von  Eisenbahnen  in  stärkcrem  Umfang  einsetzte,  waren  die  tech- 
nischen Hilfsmittel,  die  der  Binnenschiffahrt  zur  Verfügung  standen,  noch 
wenig  entwickelt.  Die  Binnenschiffahrt  war  damals  im  Vergleiche  zu  heute 
noch  ein  sehr  langsames  Beförderungsmittel,  während  die  Eisenbahnen  in 
das  Vcrkehrslcben  eine  bis  dahin  unbekannte  Schnelligkeit  hineintrugen. 
Namentlich  infolge  dieses  Vorzugs  machte  sich  sofort  eine  bedeutende  Über- 
legenheit der  Eisenbahnen  gegenüber  den  Wasserstraßen  geltend,  zumal  jene 
sehr  bald  auch  solche  Gegenden  dem  Massenverkehre  zu  erschließen  ver- 
mochten, die  von  Wasserstraßen  überhaupt  nicht  berührt  wurden  und  daher 
bislang  auf  den  umständlichen  Verkehr  auf  den  Landstraßen  angewiesen 
waren.  In  raschem  Aufsteigen  gelang  es  den  Eisenbahnen,  nicht  nur  fast 
den  gesamten  Personenverkehr,  sondern  auch  den  größten  Teil  des  Güter- 
verkehrs an  sich  zu  ziehen..  Für  die  Entwicklung  des  Verkehrs  auf  den 
Eisenbahnen  war  es  aber  von  großer  Wichtigkeit .  daß  bei  dem  Bau  der 
ersten  Eisenbahnen  in  Deutschland  zahlreiche  Wasserstraßen  vorhanden  waren. 
Durch  die  Billigkeit  ihrer  Tarife  zwangen  nämlich  die  Wasserstraßen  auch 
die  Eisenbahnunternehmungen  bei  der  Tarifgestaltung  bestimmte  Grenzen 
einzuhalten.  Das  war  von  um  so  größerer  Bedeutung,  als  bei  der  Vor- 
herrschaft des  Privatbetriebs  auf  den  Eisenbahnen  andernfalls  eine  rein 
willkürliche  Tarifgestaltung  sicher  nicht  ausgeblieben  wäre.  Der  Dienst, 
den  auf  diese  Weise  die  Wasserstraßen  der  Allgemeinheit  lediglich  durch 
ihr  Vorhandensein  geleistet  haben ,  kann  nicht  hoch  genug  eingeschätzt 
werden.  Denn  der  gewaltige  Verkehrsaufschwung,  den  wir  in  dem  letzten 
halben  Jahrhundert  erlebt  haben,  beruht  wesentlich  mit  auf  der  gesunden 
Gestaltung  der  Tarifsätze  der  großen  Beförderungsanstalten. 

Neuerdings  nehmen  nun  die  Wasserstraßen  an  der  Bewältigung  des 
Güterverkehrs  wieder  in  steigendem  Maße  teil.  Der  Anteil  der 
Eisenbahnen  an  der  Gcsamtgütcrbeförderung  ist  durch  sie  langsam  wieder 
zurückgedrängt  worden-  Denn  es  betrug  die  Zahl  der  bei  der  Güter- 
beförderung geleisteten  Tonnenkilometer 

1S75  iqoo 

auf  den  Eisenbahnen   ic.mjoo  000  000         36  9,00  000  000 

auf  den  Wasserstraßen  ....     2  1)00  000  000         1 1  500  000  000. 

Von  der  Gesamtgüterbeförderung  entfielen  mithin  auf  die  Eisenbahnen 
1 S 7 5  7ö  v.  IL,  jijoo  aber  nur  noch  "0  v.  H.,  auf  die  Wasserstraßen  da- 
gegen 1S75  21  v.II.  und  1900  24  v.  IL 

Die  Gründe  für  die>es  langsame  Anwachsen  des  verhältnismäßigen  An- 
teils der  Wasserstraßen  an  der  Bewältigung  des  Gesamtgüterverkehrs  liegen 
darin,  daß  die  Binnenschiffahrt  sich  den  Eisenbahnen  an  Schnelligkeit  und 
Zuverlässigkeit  mehr  und  mehr  genähert  hat,  während  sie  diese  an  Billigkeit 
noch  immer  weit  hinter  sich  läßt.  Die  Erhöhung  der  Schnelligkeit 
und  Zuverlässigkeit  der  Binnenschiffahrt  ist  namentlich  auf  die  von 
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Jahr  zu  Jahr  größer  gewordene  Verwendung  der  Dampfkraft  zurückzu- 
führen.   Auf  den  deutschen  Binnenwasserstraßen  waren  in  Tätigkeit: 

1882...     Q4  Güterdampfer  mit  12359  t  Tragfähigkeit, 
dagegen  1892...   140  -  23689  t 

und  1902...  216  -  -  46054t 

Die  Anzahl  der  Güterdampfer  hat  sich  also  in  zwanzig  Jahren  mehr  als 
verdoppelt,  während  ihre  Tragfähigkeit  fast  auf  das  Vierfache  angewachsen 
ist.    Schlepp-  und  Kettendampfer  gab  es: 

1882   ...      241  mit    881  1  t  Tragfähigkeit, 
dagegen  1892  .  .  .     452    -    22  753  t 
und  1002   ...   1  038    -    64333  t 

also  1902  mehr  als  viermal  so  viel  als  vor  zwanzig  Jahren  mit  einer  auf 
das  Siebenundeinhalbfache  angewachsenen  Tragfähigkeit.  In  bezug  auf 
Schnelligkeit  und  pünktliche  Einhaltung  der  Lieferfristen  vermag  aber  selbst- 
verständlich der  Dampfbetrieb  ganz  erheblich  mehr  zu  leisten  als  der  Treidel- 
und  Segelbetrieb.  Auf  dem  Rheine  und  der  Elbe  liegen  die  Verhältnisse  heute 
tatsächlich  so,  daß  der  gewöhnliche  Schleppvcrkehr  mit  der  Erachtbeförderung 
der  Eisenbahnen,  der  Güterdampferverkehr  aber  mit  der  Eilgutbeförderung 
ganz  gut  wetteifern  kann.  Dazu  haben  allerdings  wesentlich  auch  die  vor- 
trefflichen neuen  Hafeneinrichtungen  mit  ihren  Ladebühnen,  Kranen,  Hebe- 
werken usw.  beigetragen ,  die  größtenteils  von  den  Städten  aus  eigenen 
Mitteln  erbaut  und  der  Schiffahrt  kostenlos  oder  gegen  geringes  Entgelt 
zur  Verfügung  gestellt  worden  sind. 

Daß  sich  die  Billigkeit  der  Tarifsätze  auf  den  Wasserstraßen 
nach  wie  vor  hat  aufrechterhalten  lassen,  ist  in  der  Hauptsache  der  Tätigkeit 
der  Regierungen  in  der  Verbesserung  der  Fahrtrinnen  und  dem  Ausbau  der 
Flüsse  zuzuschreiben,  die  die  Einstellung  immer  größerer  Schiffs- 
gefäße ermöglicht  hat. 

Während  von  1882  bis  1902  die  Zahl  *der  Fluß-,  Kanal-,  Haff-  und 
Küstenschiffe,  soweit  sie  nicht  durch  Dampf  betrieben  wurden,  von  17620 
auf  21686,  also  nur  um  rund  23  v.  H.  stieg,  hob  sich  gleichzeitig  die 
Tragfähigkeit  von  1625111t  auf  4732708t,  mithin  auf  rund  das 
Dreifache.  Das  Bestreben,  Schiffe  von  großem  Raumgehalte  zu  verwenden, 
tritt  noch  deutlicher  hervor,  wenn  man  die  Tragfähigkeit  der  einzelnen 
Fahrzeuge  in  Betracht  zieht.    Es  gab  Schiffe 

1SS7        1892       1897  1902 
bis    50t  Tragfähigkeit  ...  6934    7037    7024    6150  5607 
von       50  bis  100  t  -  ...  4643    3593    3412    2939  3299 

100  bis  150  t  -  ...  3  623    5  370    6  210    4  278     1  537 

1 50  bis  300  t  -  ...   1  733    2  067    2  824    4  539    6  668 

-    mehr  als  300t  -  ...     687    1  101     1698    2454  4575. 

Hiernach  sind  die  kleinen  Schiffe  im  Abnehmen  begriffen,  während  die 
Schiffskähne  von  mehr  als  150  t  Tragfähigkeit  eine  gegen  Ende  des  zwanzig- 
jährigen Zeitraums  immer  beschleunigtere  Zunahme  aufweisen.  Schon  jetzt 
bildet  das  600  t-  Schiff  auf  dem  Rheine,  das  400  t- Schi  ff  auf  der  Elbe  die 
Regel.  Die  neuen  Kanalpläne  rechnen  sogar  mit  einer  Durchschnittstrag- 
fähigkeit von  1000  t  auf  dem  Rheine  und  den  anschließenden  Wasserstraßen, 
und  von  600  t  auf  der  Elbe  usw.  Auf  dem  Niederrheine  bilden  Kähne  von 
1500  bis  2100  t  Tragfähigkeit  keine  Seltenheit. 

Das  größere  Schiff  ist  natürlich  das  wirtschaftlich  vorteilhaftere, 
so  daß  die  Vermehrung  der  großen  Kähne  schon  an  sich  eine  Verbilligung 
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der  Tarife  bedeutet.  Besonders  macht  sich  dies  aber  im  Vergleiche  mit 
den  Eisenbahnen  geltend.  Ein  einziger  Rheinschleppkahn  von  1500  t  be- 
fördert dieselbe  Gütermenge  wie  150  Güterwagen  zu  10  t  oder  wie  vier 
große  Güterzüge;  ein  Schleppdampfer,  der  drei  solche  Kähne  zieht,  ver- 
mag demnach  dieselbe  Last  zu  bewegen  wie  zwölf  große  Güterzüge. 
Dazu  kommt,  daß  das  Verhältnis  des  toten  Gewichts  zur  Ladung  sich  bei 
der  Wasserbeförderung  günstiger  stellt  als  auf  dem  Bahnwege.  Hei  Güter- 
wagen beträgt  das  Eigengewicht  in  der  Regel  40  bis  60  v.  H.  der  Belastung; 
das  Gewicht  der  Schiffskasten  macht  dagegen  höchstens  25  v.  H.  des  Lade- 
gewichts bei  voller  Ladung  aus.  Auch  die  Herstellungskosten  der  Schiffs- 
gefäße sind  verhältnismäßig  geringer.  Ein  Rheinschlcppkahn  von  1000  t 
kostet  etwa  55000,  ein  solcher  von  2000  t  etwa  00000  Mark,  das  sind 
45  bis  55  Mark  auf  die  Tonne  der  Tragfähigkeit.  Die  Herstellungskosten 
eines  10  t-Güterwagens  belaufen  sich  dagegen  auf  2400  Mark,  so  daß  für 
die  Tonne  der  Tragfähigkeit  ein  Betrag  von  240  Mark  oder  rund  das  Fünf- 
fache erforderlich  ist.  Bedenkt  man  ferner,  daß  der  Schleppkahn,  die 
Uferböschung  usw.  einer  viel  geringeren  Abnutzung  unterliegen  als  das 
rollende  Material  und  die  Fahrstraße  bei  den  Eisenbahnen,  so  ist  es  be- 
greiflich, daß  die  Wasserfrachten  sich  nicht  nur  an  sich  niedriger  stellen,  son- 
dern auch  in  viel  stärkerem  Maße  gesunken  sind  als  die  Eisenbahnfrachten. 


Auf  der  anderen  Seite  kommt  allerdings  in  Betracht,  daß  der  Wasser- 
weg im  allgemeinen  länger  ist  als  die  entsprechende  Bahnlänge. 
Zum  Beispiel  beträgt 


der 

der 

mithin  der 

Bahnwey 

Wasserweg 

Wasserweg 

zwischen 

rund 

rund 

mehr 

1 

km 

km 

v  H. 

Breslau  und 

Stettin   

•  •  350 

5OO 

43 

Breslau 

•  •  325 

4IO 

26 

Hamburg  - 

250 

30O 

20 

Hamburg 

•  •  470 

58O 

23* 

Hamburg 

Berlin  

•  •  285 

4OO 

43.4 

Rotterdam  - 

560 

7,5 

Ruhrort 

30O 

320 

t>.7 

Ruhrort 

35« 

9.4 

Emden 

270 

2.o. 

Wie  aus  dieser  Zusammenstellung  hervorgeht,  ist  der  Rhein  von  den 
deutschen  Strömen  den  Eisenbahnen  gegenüber  am  günstigsten  gestellt. 
Durch  die  an  beiden  Seiten  dicht  an  das  Flußbett  herantretenden  Gebirge 
wurden  die  Eisenbahnen  gezwungen,  dem  Stromlaufe  zu  folgen,  während 
bei  den  anderen  deutschen  Strömen  die  Beschaffenheit  der  norddeutschen 
Tiefebene  den  Eisenbahnen  ein  starkes  Abschneiden  der  Flußkrümmungen 
gestattete.  Im  allgemeinen  ist  der  Wasserweg  um  25  v.  H.  länger  zu  ver- 
anschlagen als  die  entsprechende  kürzeste  Eisenbahnverbindung.  Allein  der 
Frachtunterschied  ist  so  bedeutend,  daß  trotzdem  zahlreiche  Güter  dem 
Wasserwege  zugeführt  werden.  In  der  Hauptsache  sind  dies  die  schweren 
Massengüter.  Sobald  aber  nur  Gelegenheit  vorhanden  ist,  gehen  auch  zahl- 
reiche andere  Güter  auf  den  Wasserweg  über. 

Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  sind  zweifellos  in  einem  starken  Wett- 
kampfe begriffen.  Es  kann  der  Eisenbahnverwaltung  daher  nicht  verdacht 
werden,  daß  sie  durch  Einführung  von  Ausnahme-  und  Staffeltarifen  sich 
ihren  Anteil  am  Güterverkehre  zu  erhalten  sucht.  Dabei  kommt  der  Eisen- 
bahn ferner  zu  statten,  daß  die  den  Wasserstraßen  infolge  der  klimatischen 
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und  geographischen  Verhältnisse  anhaftenden  Unvollkommenheiten  niemals 
verschwinden  werden.  Verkehrsstockungen,  wie  sie  auf  den  Wasserstraßen 
durch  Vereisung  der  Ströme  oder  durch  große  Trockenheit  regelmäßig 
wiederkehren,  sind  bei  den  Eisenbahnen  nicht  zu  befürchten,  und  viele  ge- 
birgige Gegenden,  die  den  Eisenbahnen  noch  zugänglich  sind,  werden  die 
Segnungen  der  Wasserstraßen  wohl  für  immer  entbehren  müssen. 

Zum  Schlüsse  seiner  Erörterungen  über  die  Bedeutung  der  Wasserstraßen 
und  der  Eisenbahnen  für  den  Verkehr  weist  Lenschau  noch  auf  einen 
wesentlichen  Unterschied  in  der  Bewirtschaftung  der  beiden  Ver- 
kehrsmittel hin.  Bei  den  Eisenbahnen  besitzt  der  Staat  das  Betriebs- 
monopol, durch  das  in  erster  Linie  die  hohe  Ertragsfähigkeit  ermöglicht 
wird.  An  der  Binnenschiffahrt  sind  dagegen  zahlreiche  Schiffahrtgesell- 
schaften und  eine  ganze  Anzahl  Privatschiffer  beteiligt,  wodurch  der  Betrieb 
erschwert  und  die  Ertragsfähigkeit  vermindert  wird.  Lenschau  wendet  sich 
deshalb  der  Frage  zu,  ob  es  für  den  Staat  zweckmäßig  sei,  eine  Erhöhung 
seiner  Einnahmen  aus  dem  Schiffahrtsbetrieb  auf  den  Binnenwasserstraßen 
anzustreben.  Um  dies  zu  erreichen,  gäbe  es  zwei  Wege,  entweder  eine 
höhere  Belastung  der  Schiffahrt  durch  Schiffahrtsabgaben  oder 
aber  die  Verstaatlichung  des  Sch  i  f  f  ah  r  t  s  be  t  r  iebs.  Den  ersten  Weg 
bezeichnet  Lenschau  unter  Hinweis  auf  die  entgegenstehenden  Bestimmungen 
des  Artikels  54  der  Reichsverfassung  und  der  internationalen  Verträge  über 
die  Rhein-  und  Elbschiffahrt  als  ungangbar.  Eine  Verstaatlichung 
des  Schiffahrtsbetriebs,  wie  sie  teilweise  in  dem  Wasserstraßengesetze 
von  1905  für  die  neuen  künstlichen  Wasserstraßen  durch  das  Schlepp- 
m onopol  bereits  vorgesehen  ist,  hält  er  dagegen  unter  einer  bestimmten 
Einschränkung  für  zweckmäßig.  Durch  die  Vereinigung  des  Betriebs  in 
der  Hand  des  Staates  würde  eine  bessere  Ausnutzung  der  Betriebsmittel, 
eine  lohnendere  Gestaltung  des  Schleusenbetriebs  und  vor  allem  eine  große 
Ersparnis  an  bewegender  Kraft  erzielt  werden.  Auch  für  den  Verfrachter 
würde  sich  großer  Nutzen  ergeben,  weil  beim  Staatsbetrieb  überall  bestimmte 
Abfahrts-  und  Ankunftszeiten  eingehalten  werden  könnten,  und  außerdem 
an  die  Stelle  der  jetzt  je  nach  Angebot  und  Nachfrage  schwankenden 
Sätze  feststehende  Tarife  treten  würden.  Kurz,  alle  die  großen  Vor- 
teile, die  sich  aus  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  ergeben  haben, 
würden  auch  auf  dem  Gebiete  des  Wasserverkehrs  in  die  Erscheinung 
treten.  Lenschau  hat  nur  das  eine  Bedenken,  daß  der  Staat,  wie  dies 
gegenwärtig  schon  bei  den  Eisenbahnen  der  Fall  sei,  die  Uberschüsse  aus 
dem  Betriebe  der  Binnenschiffahrt  zu  einem  weiteren  ständigen  Stützpunkte 
seiner  Finanzwirtschaft  machen  könnte,  anstatt  sie  zu  Ermäßigungen  der 
Tarife  zu  verwenden.  Er  tritt  deshalb  dafür  ein,  daß  bei  einer  etwaigen 
Verstaatlichung  des  Schiffahrtsbetriebs  auf  den  Binnenwasserstraßen  eine 
gesetzliche  Bestimmung  getroffen  werde,  wonach  die  Gebühren  nicht  höher 
bemessen  werden  dürften,  als  es  zur  Deckung  der  Untcrhaltungs-  und  Be- 
triebskosten und  zu  eitler  angemessenen  Verzinsung  und  Tilgung  des  An- 
lage- und  Betriebskapitals  erforderlich  sei. 

In  den  beiden  letzten  Abschnitten  erörtert  Lenschau  die  Aussichten,  die 
für  die  Erweiterung  der  Wasserstraßen  und  für  die  Ausgestaltung 
des  Eisenbahnwesens  bestehen,  und  deren  Verwirklichung  nach  seiner 
Auffassung  im  Interesse  des  Verkehrs  dringend  erwünscht  ist.  Hinsichtlich 
der  Wasserstraßen  hält  er  es  für  unerläßlich,  das  westliche  und  das 
östliche  Wasserstraßennetz  miteinander  in  Verbindung  zu  bringen, 
und  zwar  sowohl  im  Norden  als  auch  im  Süden.  Im  Norden  sei  der  Weg 
durch  das  aus  dem  Wasserstraßengesetze  vorläufig  ausgeschaltete  Stück  des 
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Mittellandkanals  von  Hannover  zur  Elbe  vorgezeichnet,  im  Süden  komme 
eine  bessere  Main- Donau -Verbindung,  als  sie  der  Ludwigskanal  bietet, 
oder  eine  Neckar- Donau -Verbindung  in  Betracht.  Hinsichtlich  der  Eisen- 
bahnen tritt  er  lebhaft  für  die  Herbeiführung  einer  Reichseisenbahn- 
gemeinschaft ein.  deren  erste  Ansätze  in  der  vor  zehn  Jahren  begründeten 
preußisch -hessischen  Eisenbahngemeinschaft  zu  erblicken  seien,  und  deren 
weitere  Förderung  durch  die  1904  eingeleiteten  Beratungen  über  die  Be- 
triebsmittelgemeinschaft beabsichtigt  gewesen  sei.  Wenn  diese  Beratungen 
auch  einstweilen  nur  zu  einer  Güterwagengemeinschaft  unter  Ausschließung 
der  Gemeinschaft  für  die  Lokomotiven,  Personen-  und  Gepäckwagen  ge- 
führt hätten,  so  sei  doch  schon  damit  ein  wesentlicher  Schritt  zur  Ver- 
wirklichung des  Gedankens  der  Reichseisenbahngemeinschaft  getan. 


Zwei  Erkenntnisse  des  Reichsgerichts  über  die  Auslegung 

des  §  831  B.  G.  B. 

Am  13.  April  1901  stieß  der  Fabrikbesitzer  R.,  als  er  auf  einem  Zwei- 
rade von  der  W.  Straße  in  O.  in  die  K.  Straße  einbiegen  wollte,  mit  dem 
hinter  ihm  radfahrenden  jugendlichen  Telegrammbesteller  L.  zusammen. 
L.  befand  sich  in  der  Ausführung  der  Telegrammbestellung  und  benutzte 
dazu  ein  ihm  gehörendes  Zweirad,  dessen  Gebrauch  bei  Abtragung  der 
Telegramme  ihm  vom  Postamt  in  O.  gestattet  worden  war.  R.  kam  in- 
folge des  Zusammenstoßes  zu  Fall  und  erlitt  dadurch  eine  erhebliche 
Verletzung  am  Knie.  Seine  Wiederherstellung  erforderte  längere  Zeit, 
während  der  er  in  der  Ausübung  seines  Berufs  empfindlich  behindert  war. 
Für  den  entstandenen  Schaden  machte  R.  den  Reichs- Postfiskus  verant- 
wortlich, indem  er  der  Postverwaltung  Mangel  an  Sorgfalt  bei  der  Auswahl 
des  L.  vorwarf.  Die  Ober -Postdirektion  in  O.  bestritt  das  Vorliegen  einer 
culpa  in  eligendo  und  führte  dafür  folgendes  an. 

Eine  Anfrage  bei  der  Staatsanwaltschaft  habe  seinerzeit  ergeben,  daß 
L.  nicht  bestraft  gewesen  sei,   und  die  Polizeidirektion  habe  seine 
Unbescholtenheit  und  gute  Führung  bestätigt.    Der  mit  der  Vorprüfung 
betraute  Postsekretär  X.  habe  sich  überdies,  soviel  er  sich  erinnere, 
bei  dem  früheren  Dienstherrn  des  L.  nach  seiner  Führung  erkundigt 
und  nichts  Nachteiliges  erfahren.  —  Die  Anschaffung  von  Fahrrädern, 
das   Erlernen   und  die  vorschriftsmäßige  Benutzung  der  Räder  sei 
in  O.   lediglich   Privatsache  der  Telegrammbesteller.     Die  Aufsicht 
darüber,  daß  nicht  des  Fahrens  Unkundige  das  Rad  benutzen,  und 
daß  die  vorgeschriebenen  Vorsichtsmaßregeln  beobachtet  würden,  sei 
ausschließlich  Sache  der  Polizei.    Dabei  sei  die  Postverwaltung  selbst- 
verständlich stets  bereit,  die  Bestrebungen  der  Polizei  zu  unterstützen, 
und  habe  in  diesem  Sinne  auf  die  Kunde,  daß  Telegrammbesteller  zu 
rasch  gefahren  seien,  die  jungen  Leute  ermahnt  und  verwarnt. 
Als  dem  R.  seitens  der  Postvcrwaltung  auf  seine  Schadensersatzansprüche 
ein  ablehnender  Bescheid  erteilt  wurde,  beschritt  er  den  Klageweg.  Das 
Landgericht  in  O.  wies  die  Klage  ab,  indem  es  davon  ausging,  daß 
R.  den  Unfall  durch  eigenes  Verschulden  —  Unterlassen  des  Klingeins  beim 
Einbiegen  in  die  K.  Straße  —  verursacht  habe.    Auf  die  von  dem  Kläger 
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eingelegte  Berufung  kam  das  Übe  r- Lande  sger  ich  t  in  O.  ebenfalls 
zur  Abweisung  der  Klage.  Es  fand  zwar  in  der  dem  Kläger  von  L. 
durch  den  Zusammenstoß  der  Fahrräder  beigebrachten  Verletzung  eine  — 
zur  Begründung  einer  Ersatzpflicht  der  Postverwaltung  aus  §831  B.G.B.*) 
an  sich  ausreichende  —  objektiv  widerrechtliche  Schadenszufügung,  hielt 
aber  den  von  der  Postverwaltung  zur  Entlastung  von  der  ihr  vorgeworfenen 
culpa  in  eligendo  angetretenen  Beweis  für  geführt: 

»Für  die  Auswahl  eines  jugendlichen  Telegrammbestellers,  an  den 
außergewöhnliche  Anforderungen  nicht  zu  stellen  sind,   müssen  die 
üblichen  Erkundigungen   über  die  Person,   die   Einsicht  vorgelegter 
Zeugnisse  und  die   Einziehung  polizeilicher  Auskunft   für  genügend 
erachtet  werden.    Für  die  Auswahl  nTuß  die  im  Verkehr  erforderliche 
Sorgfalt  als  gewahrt  angesehen  werden,  wenn  die  üblichen  Ermitt- 
lungen   Nachteiliges  gegen  die   anzustellende  Person  nicht  ergeben 
haben.    Die  hiernach  erforderliche  Sorgfalt  hat  die  Beklagte  bei  der 
Auswahl  des  L.  beobachtet.  .  .  .    Eine  besondere  Prüfung  des  L.  hin- 
sichtlich seiner  Fähigkeit  im  Radfahren  und  seiner  Kenntnis  der  in 
Betracht  kommenden  polizeilichen  Vorschriften  für  Radfahrer  war  nicht 
erforderlich,  da  die  Beklagte  den  L.  nicht  als  Radfahrer  engagiert 
hat.    Wäre  dies  aber  auch  der  Fall  gewesen,  und  hätte  infolgedessen 
die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  bei  der  Auswahl  die  Prüfung 
der  Befähigung  des  L.  als  Radfahrer  nötig  gemacht,  so  wäre  voraus- 
sichtlich der  hier  in  Frage  kommende  Unfall  doch  nicht  vermieden 
worden,  denn  L.  war,  wie  aus  den  Zeugenaussagen,  insbesondere  aus 
dem  Umstände  zu  schließen  ist,  daß  er  bei  dem  Zusammenstoße  mit 
dem  Kläger  nicht  zu  Falle  kam,  gewiß  kein  schlechter  Radfahrer,  und 
seine  Kenntnis  der  Fahrordnung  würde  den  Unfall  nicht  verhindert 
haben,  wenn  er  sie  im  gegebenen  Falle  nicht  befolgt  hätte.« 
Das  Reichsgericht  VI.  Zivilsenat,  das  sich  demnächst  mit  der  An- 
gelegenheit zu  beschäftigen  hatte,  hob  durch  Erkenntnis  vom  7.  März 
1904  das  Urteil  des  Ober- Landesgerichts  auf  und  verwies  die  Sache 
zur  anderweitigen  Verhandlung  und  Entscheidung  an  das  Berufungsgericht 
zurück.    Diese  Entscheidung  wurde  im  wesentlichen  auf  folgende  Gründe 
gestützt : 

»Das  Berufungsgericht  hat  als  feststehend  angenommen,  daß  die 
Handlungen  des  L.  den  Unfall  verursacht  haben,  und  die  Klage  nur 
deshalb  abgewiesen,  weil  es  den  Entlastungsbeweis  des  Beklagten  als 
geführt  ansah.  Durch  die  letztere  Annahme  hat  es  aber  gegen  den 
§  831  B.G.  B.  verstoßen,  indem  es  es  mit  dem  vom  Beklagten  zu  erbrin- 
genden Beweise  zu  leicht  genommen  hat.  An  die  Spitze  stellt  es  das 
Prinzip,  es  seien  die  »üblichen«  Erkundigungen  über  die  Person,  die 
Einsicht  vorgelegter  Zeugnisse  und  die  Einziehung  polizeilicher  Aus- 
kunft zur  Wahrung  der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  für  aus- 
reichend zu  erachten,  und  erklärt  es  für  in  der  Regel  überflüssig,  beim 

•)  §831  B.G.  B.  bestimmt  in  dem  hier  allein  in  Betracht  kommenden  Absatz  1: 
»Wer  einen  anderen  zu  einer  Verrichtung  bestellt,  ist  zum  Ersätze  des 
Schadens  verpflichtet,  den  der  andere  in  Ausführung  der  Verrichtung  einem 
Dritten  widerrechtlich  zufügt.  Die  Ersatzpflicht  tritt  nicht  ein,  wenn  der 
Geschaftsherr  bei  der  Auswahl  der  bestellten  Person  und,  sofern  er  Vorrich- 
tungen oder  Gerätschaften  zu  beschaffen  oder  die  Ausführung  der  Verrichtung 
zu  leiten  hat,  bei  der  Beschaffung  oder  der  Leitung  die  im  Verkehr  erforder- 
liche Sorgfalt  beobachtet  oder  wenn  der  Schaden  auch  bei  Anwendung  dieser 
Sorgfalt  entstanden  sein  würde.« 
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Vorliegen  guter  schriftlicher  Zeugnisse  weitere  Erkundigungen  einzu- 
ziehen. Seihst  wenn  man  dies  als  richtig  gelten  lassen  wollte,  wäre 
damit  für  den  vorliegenden  Fall  kaum  etwas  gewonnen;  denn  das 
Oher-Landesgericht  hat  gar  nicht  festgestellt,  was  für  Zeugnisse 
über  L.  bei  seiner  Annahme  zum  Telegrammbesteller  vorlagen,  wie 
auch  der  als  Zeuge  vernommene  Postsekretär  X.  hierüber  gar  nichts 
ausgesagt  hat.  Noch  dazu  kann  aber  jener  Grundsatz  nicht  einmal 
gebilligt  werden:  denn  solange  nicht  das  Augenmerk  auch  darauf  ge- 
richtet war,  oh  die  vorgelegten  Zeugnisse  zeitlich  vollständige 
Auskunft  über  die  frühere  Betätigung  der  anzustellenden  Person  geben, 
könnte  die  erforderliche  Sorgfalt  nicht  für  beobachtet  gelten.  Nicht 
zu  billigen  sind  auch  die  Oründe,  aus  welchen  das  Berufungsgericht 
es  für  unschädlich  erklärt,  daß  von  Seiten  des  Beklagten  über  die 
Qualifikation  des  L.  zum  radfahrenden  Telegrammbesteller  keine  be- 
sonderen Nachforschungen  angestellt  wurden.  Denn  darauf,  daß  ihm 
das  Radfahren  nicht  zur  Pflicht  gemacht  wurde,  kommt  es  nicht  an, 
wenn  die  Ober-Postdirektion  wußte,  daß  er  voraussichtlich  in  der 
Art  der  Diensteinrichtungen  Anlaß  finden  werde,  die  Bestellung  der 
Telegramme  radelnd  auszuführen,  und  wenn  ferner  die  Unterlassung 
der  betreffenden  Nachforschungen  deshalb  für  jedenfalls  nicht  kausal 
erklärt  wird ,  weil  L.  tatsächlich  ein  guter  Radler  gewesen  sei ,  und 
weil  seine  etwaige  Kenntnis  der  einschlagenden  polizeilichen  Vor- 
schriften ihn  nicht  verhindert  haben  würde,  dieselben  zu  übertreten,  so 
ist  dabei  übersehen,  daß  es  sich  darum  handelte,  zu  erforschen,  ob  L. 
ein  für  das  Straßenpublikum  ungefährlicher,  also  auch  ein  gegen 
dasselbe  rücksichtsvoller  bz.  ein  zur  Beobachtung  der  Polizeivor- 
schriften geneigter  Radfahrer  sein  werde. 

Vielleicht  ließe  sich  nun  allerdings  sagen,  die  über- Postdirektion 
habe  die  Qualifikation  der  Bewerber  nicht  selbst  zu  prüfen  brauchen, 
sondern  habe  sich  auf  das  Urteil  des  von  ihr  mit  der  Auswahl  be- 
trauten Postsekretärs  X.  verlassen  dürfen;  aber  von  diesem  Standpunkt 
aus  wäre  dann  die  Behauptung  und  der  Nachweis  zu  vermissen,  daß 
X.  eine  zuverlässige  und  für  solche  Beurteilungen  geeignete  Persön- 
lichkeit gewesen  sei ,  da  sich  dies  nicht  bei  jedem  Postsekretär  von 
selbst  versteht.  Nur  wenn  feststünde,  daß  dem  X.  nur  günstige,  und 
zwar  zeitlich  und  sachlich  ausreichende  Zeugnisse  über  L.  vorgelegen 
haben,  dann  würde  es  wieder  nicht  darauf  ankommen,  daß  die  nötige 
Sorgfalt  des  Beklagten  bei  der  Auswahl  des  X.  noch  nicht  nach- 
gewiesen ist;  denn  dann  würde  allerdings  die  Sache  so  liegen,  daß 
auch  bei  Aufwendung  dieser  Sorgfalt  der  Schade  doch  eingetreten 
sein  würde,  da  auch  ein  einsichtiger  und  zuverlässiger  beauftragter 
Postsekretär  die  Annahme  des  L.  als  Telegrammbesteller  befürwortet 
haben  würde.« 

Bei  der  erneuten  Verhandlung  kam  das  Ober-Landesgericht 
in  O.  wiederum  zur  Abweisung  der  Klage.  In  den  Entscheidungs- 
gründen wird  u.  a.  ausgeführt: 

»Das  Ober-I^andesgericht  hat  geglaubt,  von  weiteren,  voraussichtlich 
ergebnislosen  Beweiserhebungen  darüber,  ob  der  Postsekretär  X.  bei 
Annahme  des  L.  die  vom  Reichsgericht  für  erforderlich  gehaltenen 
Nachforschungen  über  die  Qualifikation  des  L.  vorgenommen  habe, 
absehen  zu  können,  da  es  annimmt,  daß  die  Ober- Postdirektion  die 
Qualifikation  der  Telegrammbesteller  nicht  selbst  zu  prüfen  braucht, 
und  daß  eine  Haftpflicht  des  Beklagten  schon  dann  ausgeschlossen  ist. 
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wenn  der  von  dem  Beklagten  mit  der  Auswahl  der  Telcgrammbesteller 
betraute  Postsekretär  X.  eine  zuverlässige  und  für  solche  Beurteilungen 
geeignete  Persönlichkeit  war,  auf  dessen  Urteil  die  Ober-Postdirektion 
sich  verlassen  durfte. 

Nach  den  Aussagen  der  in  dieser  Richtung  vernommenen  Zeugen 
muß  aber  angenommen  werden,  daß  X.  eine  zuverlässige,  für  die 
Auswahl  der  Telegrammbestcller,  auch  der  radfahrenden,  geeignete 
Persönlichkeit  war.  Der  Postdirektor  K.,  der  den  Postsekretär  X. 
mit  der  Auswahl  der  Telegrammbesteller  betraut  hatte,  wenn  auch 
nicht  ausdrücklich,  weil  die  Auswahl  mit  zu  seinem  Amte  gehörte, 
bekundet,  daß  X.  ein  durchaus  zuverlässiger,  gewissenhafter  und  gründ- 
licher Beamter,  zwar  kein  Radfahrer,  aber  nach  des  Zeugen  Meinung 
besonders  mit  Rücksicht  darauf,  daß  er  schon  mehrere  Jahre  hindurch 
die  Annahme  und  Aufsicht  der  radfahrenden  Telegrammbesteller  hatte, 
ein  für  die  Beurteilung  der  Qualifikation  derselben  besonders  geeigneter 
Beamter  gewesen  sei.  .  .  .  Hiernach  muß  erkannt  werden,  daß  die 
Postvcrwaltung  bei  der  Beauftragung  des  X.  mit  der  Auswahl  der 
Telegrammbesteller  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet 
hat.  sowie  daß  sie  in  dieser  Beziehung  und  damit  auch  bezüglich  der 
Auswahl  des  L.  als  Tclegrammbesteller  kein  Verschulden  trifft.  Mehr 
als  der  den  X.  beauftragende  Postdirektor  erwogen  und  berücksichtigt 
hat,  um  X.  für  befähigt  und  zur  Erfüllung  des  Auftrags  geeignet 
halten  zu  dürfen,  kann  nicht  verlangt  werden,  insbesondere  nicht,  daß 
einem  mit  der  Auswahl  der  Telegrammbesteller  beauftragten,  gut 
vorgebildeten ,  als  gewissenhaft  und  zuverlässig  bekannten  Beamten 
für  die  Auswahl  der  radfahrenden  Telegrammbesteller  etwa  noch  be- 
sondere Anweisungen  für  diesen  Teil  seines  Dienstes  gegeben  werden.« 
Die  gegen  dieses  Urteil  eingelegte  Revision  wurde  vom  Reichs- 
gerichte durch  Erkenntnis  vom  28.  Mai  1906  verworfen.  In  den  Ent- 
scheidungsgründen heißt  es: 

»Zur  Beobachtung  der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  war  es 
nicht  nötig,  daß  der  verfassungsmäßig  berufene  Vertreter  des  Post- 
fiskus, sei  es  der  Ober- Postdirektor  oder  der  Postdirektor  in  O. ,  die 
Auswahl  des  Telegrammbestellers  unmittelbar  selbst  vornahm;  es 
genügte,  wenn  ein  hierzu  befähigter,  ganz  zuverlässiger  Postsekretär 
damit  betraut  wurde.  Die  tatsächliche  Feststellung,  daß  X.  diese 
Eigenschaften  besessen  habe,  gibt  zu  rechtlichen  Bedenken  keinen 
Anlaß.  Mit  Unrecht  hat  der  Kläger  darin  einen  Mangel  finden  wollen, 
daß  X.  selbst  kein  Radfahrer  war,  während  doch  vorauszusetzen  ge- 
wesen sei,  daß  L.  die  Telegrammbestellungen  mittels  Fahrrads  aus- 
führen werde.  Es  ist  nicht  abzusehen,  weshalb  nur  jemand,  der  selbst 
etwas  vom  Radfahren  versteht,  imstande  sein  sollte,  zu  beurteilen,  ob 
man  einen  gewissen  Andern  ohne  Gefahr  für  das  Publikum  auf  den 
Straßen  einer  Stadt  zu  Rad  umherfahren  lassen  könne,  zumal  da  es 
sich  hierbei  hauptsächlich  um  den  Charakter  und  das  Temperament 
dieses  Andern  handelt.« 
Durch  dieses  Urteil  ist  der  Rechtsstreit  endgültig  zugunsten  der  Reichs- 
Postverwaltung  entschieden  worden. 


Digitized  by  Google 


7'4 


Überlandbahnen. 


Überlandbahnen. 

Von  Dr.  A.  Serbin  in  Friedenau. 

Die  ganze  Erdteile  durchziehenden  Überlandbahnen  sind  Errungen- 
schaften der  Neuzeit;  wenn  man  von  Europa  absieht,  wurde  die  erste 
Überlandbahn  als  solche  in  Nordamerika  gebaut.  Es  spricht  nicht  wenig 
für  die  Kühnheit  und  den  Unternehmungsgeist  des  amerikanischen  Volkes, 
wie  auch  für  die  Lebenskraft  der  gemäßigten  Zone,  daß  das  amerikanische 
Festland  gerade  in  jenen  Breiten  in  Schienen  gefesselt  wurde,  wo  es  die 
bedeutendste  westöstliche  Ausdehnung  hat  und  sich  über  60  Grade,  also  ein 
Sechstel  des  Erdumfanges  erstreckt,  während  es  sehr  lange  gedauert  hat, 
bis  der  schmale  Landstreifen  Mittelamerikas  von  einer  Eisenbahn  durchquert 
wurde.  Gegenwärtig  gibt  es  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  fünf 
Uberlandbahnen.  Die  nördlichste  ist  die  Nordpazifikbahn,  the  Northern 
Pacific  Railroad.  Im  allgemeinen  unter  dem  47.  Breitengrade  laufend,  führt 
sie,  vom  Oberen  See  ausgehend,  durch  Minnesota,  Dacota,  Montana,  Idaho 
nach  der  am  Stillen  Ozeane  gelegenen  Stadt  Portland.  Der  Reihe  nach 
folgen  nun  südwärts  die  eigentliche  Pazifikbahn,  auf  diese  die  zuerst  nach 
ihr  im  Jahre  1881  eröffnete  Santa -Fe-  und  Südpazifikbahn,  ferner  die 
Atlantik-  und  Pazifikbahn  und  dann  die  eigentliche  Südpazifikbahn,  die  1883 
vollendet  wurde.  Zu  diesen  Pazifikbahnen  im  Gebiete  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  gesellt  sich  die  Canada-Pazifikbahn ,  Canadian  Pacific 
Railwav.  Sie  berührt  nirgends  das  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten,  durch- 
läuft gleichfalls  das  amerikanische  Festland  in  nordwestlicher  Richtung 
und  endigt  in  Vancouver.  Vermöge  ihrer  glücklichen  geographischen  Lage, 
vorzüglichen  technischen  Ausführung  und  mustergültigen  Betriebsleitung 
hat  sie  sich  schnell  eine  hervorragende  Stellung  unter  den  amerikanischen 
Uberlandbahnen  errungen.  Neuerdings  schickt  Canada  sich  an,  eine  zweite 
hoch  im  Norden  gelegene  Pazifikbahn  zu  bauen,  die  den  Atlantischen  mit 
dem  Stillen  Ozeane  verbinden  soll,  um  ein  ungeheueres,  zum  Teil  noch 
nicht  einmal  hinlänglich  erforschtes  Gebiet  für  die  Kultur  zu  gewinnen. 
Die  neue  Bahn,  die  von  der  Regierung  »National  Transcontinental  Railwav« 
genannt  werden,  im  Gcschäftsleben  aber  »Grand  Trunc  Pacific  Railwav« 
heißen  wird,  soll  in  drei  Abschnitte  eingeteilt  werden,  die  östliche,  die 
Prärie-  und  die  »Mountain  -  Sektion«.  Ihr  östlicher  Ausgangspunkt  ist 
Moneton.  Von  hier  soll  die  Bahn  durch  die  Provinz  Neu -Braunschweig 
nach  der  Hafenstadt  Quebec  führen.  Die  Strecke  von  Quebec  durch  die 
Provinzen  Quebec  und  Ontario  bis  nach  Winnipeg,  wo  der  östliche  Ab- 
schnitt endet,  geht  durch  ein  Gebiet,  das  bisher  so  gut  wie  gar  nicht 
von  Eisenbahnen  berührt  worden  ist,  aber  große  Strecken  sehr  frucht- 
baren Landes  und  einen  vorzüglichen  Waldbestand  besitzen  soll.  Der 
zweite  Abschnitt,  etwa  1250  Meilen  lang,  soll  von  Winnipeg  bis  zum 
Fuße  der  Rocky  Mountains  zum  Peace  River- Paß  gehen  und  führt  fast 
ausschließlich  durch  fruchtbares  Land.  Auf  dieser  Strecke  wird  Edmonton, 
heute  die  nördlichste  Eisenbahnstation  Amerikas  (von  der  Yukon  -  Bahn 
abgesehen),  eine  der  Hauptstationen  bilden.  Von  Edmonton  führt  die 
Bahn  durch  das  Peace  River-Tal  weiter,  dem  allgemein  eine  große  Zukunft 
als  Weizengebiet  vorausgesagt  wird.  Der  dritte  Abschnitt  beginnt  am 
Peace  River -Paß,  der  als  der  beste  Zugang  zu  den  Felsengebirgen  be- 
trachtet wird,  und  soll  in  fast  rein  westlicher  Richtung  die  Pazifikküste  bei 
Port  Simpson  erreichen.  Die  Gesamtlänge  der  Bahn  wird  auf  mehr  als 
3400  englische  Meilen  geschätzt. 
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Geplant  wird  bereits  seit  Jahren  die  Anlage  einer  panamerikanischen 
Bahn*),  d.h.  eines  16365  km  langen  ununterbrochenen  Schienenwegs,  der 
von  New  York  bis  Buenos  Aires  reichen  und  ein  ideelles  Band  um  das  ge- 
samte republikanische  Amerika  schlingen  soll.  Die  Unternehmergesellschaft, 
die  sich  zur  Ausführung  dieses  Planes  mit  einem  sehr  großen  Kapital  in 
der  kühnsten  aller  Spekulationsstädte,  in  Chicago,  gebildet  hat,  beabsichtigt 
zuerst  die  »Kontrolle«  über  eine  oder  mehrere  Eisenbahnlinien  zu  erwerben, 
welche  die  großen  Seen  im  Norden  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
mit  Mexiko  verbinden.  Nach  dem  Anschluß  an  das  mexikanische  Eisen- 
bahnnetz würde  die  neue  Linie  an  der  Südküste  Mexikos  beginnen  und, 
wie  das  »Geographical  Journal«  zu  berichten  weiß,  längs  der  pazifischen 
Küste  die  Republiken  Guatemala,  Salvador,  Honduras,  Nicaragua,  Costa 
Rica  durchqueren  und,  dem  Isthmus  von  Panama  folgend,  nach  Cartagena 
im  Staate  Columbia  weitergehen.  Cartagena  soll  der  Mittel-  und  Kreu- 
zungspunkt der  Eisenbahn  werden ,  von  dem  aus  eine  östliche  Linie  durch 
Venezuela,  Guyana  nach  Rio  de  Janeiro  führen  und  nach  Durchkreuzung  von 
ganz  Brasilien  in  Buenos  Aires  enden  soll,  während  die  westliche  Linie  längs 
der  pazifischen  Küste  über  Quito,  Lima  und  Valparaiso  nach  dem  Süden  ge- 
plant ist.  Die  Bahn  würde  sich  viele  hundert  Meilen  lang  in  einer  Höhe 
von  zehntausend  Fuß  über  dem  Meeresspiegel  hinziehen  und  wiederholt 
Pässe  kreuzen,  die  noch  viertausend  Fuß  höher  liegen. 

Außer  der  Hauptlinie  sind  zahlreiche  kürzere  und  längere  Nebenlinien 
vorgesehen,  die  entweder  bedeutende  Hafenplätze  oder  größere  im  Binnen- 
lande liegende  Städte  mit  der  Hauptlinie  verbinden  sollen.  Das  Riesen- 
unternehmen ist  in  den  letzten  Jahren  wesentlich  durch  den  Ausbau  des 
Eisenbahnnetzes  verschiedener  Staaten  vorbereitet  worden ,  so  hat  Mexiko 
seine  Bahnen  bis  an  die  Grenze  von  Guatemala  geführt.  Für  die  Hauptlinie 
von  Mexiko  nach  der  columbischen  Grenze  dürften  nur  wenige  kurze 
Strecken  viel  Zeit  und  Kapital  erfordern,  so  in  der  Südwestecke  des  Sees 
von  Nicaragua,  im  südlichen  Costa  Rica  und  fast  durch  das  ganze  Gebiet  des 
Staates  Panama.  Die  Ausführung  des  Planes  wäre  vielleicht  wünschens- 
wert; aber  abgesehen  davon,  daß  die  großen  Gebiete,  welche  die  neue 
Eisenbahn  durchkreuzen  soll,  zu  schwach  bevölkert  sind,  um  das  Unter- 
nehmen ertragsfähig  zu  machen,  ist  auch  der  Umstand  in  Erwägung  zu  ziehen, 
daß  der  verhältnismäßig  geringe  Ein-  und  Ausfuhrhandel  der  in  Frage 
kommenden  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten  viel  billiger  auf  dem 
Wasserwege  vermittelt  wird. 

Schließlich  darf  noch  eins  nicht  vergessen  werden.  Jeder,  der  mit 
der  Geographie  Mittelamerikas  nur  etwas  bekannt  ist,  weiß,  daß  die  Aus- 
führung einer  längeren ,  von  Norden  nach  Süden  führenden  Eisenbahn 
schon  deswegen  sehr  schwierig  wäre,  weil  es  bedenklich  ist,  in  dieser  Zone 
häufiger  Erdbeben  Tunnel  zu  bauen;  ohne  solche  aber  läßt  sich  die  Durch- 
kreuzung der  riesigen  Bergketten  nicht  bewerkstelligen.  Sicherlich  wird 
bis  zur  Verwirklichung  des  gewaltigen  Unternehmens  noch  manches  Jahr 
ins  Land  gehen.  Die  südamerikanischen  Regierungen  stellen  sich  im  allge- 
meinen ziemlich  ablehnend  zu  dem  Plane  einer  panamerikanischen  Bahn, 
doch  wird  der  Einfluß  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  es  wohl 
durchsetzen,  daß  der  Ausbau  der  einzelnen  Schienennetze  möglichst  so 
eingerichtet  wird,  daß  sie  später  als  Glieder  einer  durchgehenden  Linie 
benutzt  werden  können. 


*)  Vgl.  Archiv  1903,  S.418,  und  1904,  S.  397. 
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Trotz  der  nach  Süden  hin  immer  geringer  werdenden  Breite  des  süd- 
amerikanischen Festlandes  wird  dieser  Erdteil  noch  an  keiner  Stelle  von  einer 
Eisenbahnlinie  vollständig  durchquert.  Doch  besteht  jetzt  die  bestimmte 
Hoffnung,  daß  man  die  größten  Schwierigkeiten,  welche  die  Anden  einem 
derartigen  Eisenbahnbau  entgegensetzen,  bald  überwunden  haben  wird.  Wie 
nämlich  berichtet  wird,  wird  die  Andenbahn*),  die  Chile  mit  Argen- 
tinien, den  Stillen  mit  dem  Atlantischen  Ozeane  verbinden  soll,  wahrschein- 
lich im  Jahre  1908  vollendet  sein  und  dem  Verkehr  übergeben  werden 
können.  Während  man  jetzt,  um  von  Valparaiso  nach  Buenos  Aires  zu 
gelangen,  etwa  40  Stunden  braucht,  wird  sich  dann  diese  Reise  quer  durch 
den  Erdteil,  noch  dazu  im  bequemen  Luxuszuge,  bedeutend  schneller  be- 
werkstelligen lassen.  Die  Genehmigung  für  die  Andenbahn  wurde  im 
Jahre  1886  von  der  argentinischen  Regierung  erteilt.  Die  Ausführung  des 
Baues  begegnete  jedoch  großen  finanziellen  Schwierigkeiten,  und  im  Jahre 
1892  mußten  die  Arbeiten  eingestellt  werden.  Die  englische  Gesellschaft 
»Argentina  Great  Western  Company«  übernahm  später  die  Fortsetzung  des 
Baues,  und  ihr  ist  es  zu  danken,  daß  das  Werk  heute  nahe  vor  seiner 
Vollendung  steht.  Die  freundschaftlichen  Beziehungen,  die  seit  einiger  Zeit 
zwischen  Chile  und  Argentinien  bestehen,  lassen  eine  bessere  Verbindung 
zwischen  den  Hauptstädten  beider  Länder  als  eine  dringende  Notwendigkeit 
erscheinen. 

Der  Landweg  über  die  Anden  ist  während  des  Jahres  nur  fünf  Monate 
lang  brauchbar,  in  den  übrigen  sieben  Monaten  muß  der  große  Umweg  zur 
See  um  die  Südspitze  des  Erdteils  herum  eingeschlagen  werden,  der  zwi- 
schen Valparaiso  und  Buenos  Aires  zwölf  bis  vierzehn  Tage  in  Anspruch 
nimmt.  Auch  während  der  günstigen  Jahreszeit  ist  eine  Reise  zwischen  den 
beiden  Städten  sehr  umständlich,  da  die  Gebirgspfade  über  die  Anden  nur 
mit  Maultieren  benutzbar  sind.  Abgesehen  von  dem  internationalen  und 
politischen  Interesse  wird  die  Andenbahn  auch  wirtschaftlich  lohnend  sein. 
Es  gibt  außer  Vieh  eine  Reihe  von  Waren,  die  nur  in  dem  einen  von 
beiden  Ländern  erzeugt  werden  und  so  zum  Gegenstand  eines  lebhaften 
Handels  werden  können,  wenn  die  Möglichkeit  einer  leichten  und  billigen 
Beförderung  gegeben  ist.  Die  Andenbahn  wird  von  Mendoza  am  Fuße 
der  Anden  ausgehen  und  diese  in  einer  Höhe  von  4000  m  mittels  eines 
3  km  langen  Tunnels  durchqueren.  An  der  chilenischen  Abdachung  er- 
reicht sie  dann  Los  Andes  und  endet  am  Stillen  Ozeane. 

Uber  den  Bau  einer  den  schwarzen  Erdteil  von  Süden  nach  Norden 
durchziehenden  Überlandbahn,  der  Kap-Kairobahn,  ist  bereits  im  Archiv 
1907,  S.  370 1 371  berichtet  worden. 

Schließlich  möge  noch  auf  die  geplante  Uberlandbahn  in  Australien 
hingewiesen  werden ,  deren  Ausführung  eine  gänzliche  Umwälzung  der 
Verkehrsverhältnisse  dieses  Erdteils  zur  Folge  haben  würde.  Allerdings 
gilt  es  nicht  den  Bau  der  ganzen  Strecke,  da  die  Bahn  im  Süden  schon 
bis  Oodnadotta  (1088  km)  und  im  Norden  bis  Pine  Creek  (320  km)  im 
Betrieb  ist,  aber  beide  Strecken  sind  tote  Linien,  die  nicht  die  Betriebs- 
kosten einbringen.  Dazwischen  liegt  ein  in  Wahrheit  leerer  Raum  in  der 
Länge  von  fast  2000  km.  Der  sich  jetzt  seiner  Verwirklichung  nähernde 
Plan  ist  nicht  neu.  Er  tauchte  zum  ersten  Male  1872  auf,  damals  wie 
heute  sollte  eine  Privatgesellschaft  ihn  gegen  Landabtretung  übernehmen. 
Als  die  Gesellschaft  aber  800000  ha  verlangte,  ließ  man  den  Plan  fallen; 
dasselbe  Schicksal  hatte  er  im  Jahre  1873,  trotzdem  die  Gesellschaft  sich 


*)  Vgl.  Archiv  1901,  S.  646fr.,  1902,  S.  577,  und  1904,  S.  60. 
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damals  mit  der  Hälfte  Land  begnügen  wollte.  Dann  ruhte  der  Plan  lange 
Zeit.  Daß  die  Sache  jetzt  wieder  in  Fluß  gekommen,  und  eine  darauf  be- 
zügliche Vorlage  binnen  kurzer  Zeit  in  beiden  Häusern  des  Parlaments 
zur  Annahme  gelangt  ist,  hat  seine  besonderen  Ursachen.  Die  Fertig- 
stellung der  sibirischen  Bahn,  der  gewaltige  Aufschwung  des  ostasiatischen 
Handels  und  die  für  die  großen  Verkehrswege  ungünstige  Lage  der  mäch- 
tigen Handelsplätze  des  fünften  Erdteils  drängten  notwendig  dazu,  eine 
unmittelbare  schnelle  Verbindung  herzustellen.  Der  Weg  von  den  großen 
Handelsstädten  Australiens  nach  dem  Norden  wird  durch  die  Uberlandbahn 
um  volle  zwölf  - Tage  abgekürzt  werden. 

Eine  weitere  kräftige  Förderung  erhielt  der  Plan  durch  die  Kenntnis 
des  hohen  Wertes,  den  das  Nordterritorium,  Südaustraliens  weißer  Elefant 
(d.h.  ein  kostspieliger,  nichts  einbringender  Gegenstand),  als  Zugang  zum 
Indischen  Ozeane  besitzt.  Als  vor  etwa  vierzig  Jahren  die  Kolonie  Süd- 
australien sich  das  231  Millionen  ha  umfassende  Gebiet  angliederte,  war 
es  schwach  bevölkert  und  galt  als  ziemlich  wertlos.  Heute  ist  man  dank 
den  Forschungsreisen  von  David  Lindsay  Spencer,  Brown  und  namentlich 
unseres  Landsmanns  Winicke  anderer  Ansicht.  Von  der  Küste  aus  ziehen 
sich  meilenweite  Niederungen  nach  dem  Innern.  Hier  ist  der  Boden  außer- 
ordentlich reich.  Ströme  befruchten  die  Ländereien.  Hier  gedeihen  Zucker- 
rohr, Kaffee,  Reis,  Baumwolle,  Tapioka  und  hundert  andere  tropische  Er- 
zeugnisse in  üppiger  Fülle.  Hinter  diesen  Ebenen  liegen  reich  bewässerte 
Tafelländer,  wo  Hornvieh  und  Pferde  vorzüglich  gedeihen. 

Der  Hafen  der  Hauptstadt  Palmerston,  Port  Darwin,  ist  nicht  nur  der 
zweitbeste  Hafen  Australiens,  sondern  steht  auch  an  Schönheit  nur  hinter 
Port  Jackson  (Sydney)  zurück.  Von  hier  aus  können  fast  alle  Marktplätze 
des  Ostens  in  kurzer  Zeit  erreicht  werden,  besonders  das  wichtige  Manila. 
Die  ganze  Gegend  ist  reich  an  Metallen.  Gold  wurde  gefunden,  ferner 
Kupfer,  Zinn,  Silber.  Das  Meer  ist  reich  an  Perlmuscheln,  Trepang  und 
Fischen,  und  auf  den  Hochebenen  liefern  die  Schafherden,  die  in  den  saft- 
reichen Weidegründen  niemals  unter  der  Dürre  zu  leiden  haben ,  eine  aus- 
gezeichnete Wolle.  Aber  ein  seltsames  Verhängnis  liegt  auf  diesem  von 
der  Natur  so  mannigfach  ausgezeichneten  Teile  der  Kolonie,  und  alle  hier 
begonnenen  Unternehmungen  suchte  das  Unglück  heim.  Die  Hauptschuld 
daran  trugen  die  mangelhafte  Landverbindung  mit  dem  Süden  Australiens 
und  ferner  die  Forderung  der  herrschenden  Arbeiterpartei  nach  einem 
»weißen  Australien«.  Die  hier  lebenden  Asiaten  leisten  die  eigentliche  Arbeit 
und  sind  als  Gärtner,  Ruderer  und  Taucher  geradezu  unentbehrlich.  Der 
herrschende  Arbeiter  aber,  dem  sie  ihrer  Anspruchslosigkeit  und  Emsigkeit 
wegen  ein  Dorn  im  Auge  sind,  will  ihnen  das  Land  um  jeden  Preis  ver- 
schließen ,  mag  es  darüber  auch  zu  Grunde  gehen. 

Die  Schulden  dieses  so  wenig  bevölkerten  Landes  belaufen  sich  schon 
auf  verschiedene  Millionen  Mark.  So  war  es  denn  kein  Wunder,  daß  der 
Staat  schon  wiederholt  sich  dieses  kostspieligen  Besitzes  entäußern  wollte, 
natürlich  gegen  Zahlung  der  ausgelegten  Summe  und  Übernahme  der 
Schulden,  aber  niemand  wollte  ihn  haben.  Jetzt  nun  erscheint  der  bisher 
gering  geachtete  Besitz  in  einem  ganz  neuen  Lichte.  Mit  dem  Bau  der 
großen  Uberlandbahn  wird  sein  Wert  außerordentlich  steigen,  und  daraus 
allein  schon  wird  sich  das  Riesenunternehmen  bezahlt  machen.  Allerdings 
wird  man  die  Forderung  eines  weißen  Australiens  auf  die  Dauer  nicht  auf- 
rechterhalten können. 

Es  handelt  sich  bei  dem  Bau  der  australischen  Überlandbahn  noch  um 
eine  Strecke  von  2000  km,  welche  quer  durch  die  inneraustralische  Wüste 
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gehen  und  die  bereits  vorhandenen  Anfangsstrecken  verbinden  soll.  Das 
Innere  Australiens,  durch  das  die  Bahn  führen  soll,  ist  mit  wenigen  Aus- 
nahmen regenlose  Wüste.  Ihr  schlimmster  Teil  ist  der  Westen  zwischen 
dem  120.  und  130.  Längengrade.  Mit  der  Annäherung  an  den  140.  Grad 
wird  das  Land  etwas  frischer;  der  sandig  -  tonige  Hoden  ist  bedeckt  mit 
dem  sogenannten  Scrub,  dem  charakteristischen  australischen  Buschwalde. 
Fast  gänzlicher  Mangel  an  Quellen,  Regen,  fließendem  Wasser  und  Gras- 
land erschweren  die  Durchquerung  dieser  Wüste  außerordentlich. 

Zwar  setzt  sich  in  den  Tälern  der  größeren  Flüsse  grünender  Pflanzen- 
wuchs selbst  dann  noch  fort,  wenn  kein  Wasser  mehr  im  Flußbett  anzu- 
treffen ist;  je  weiter  man  aber  in  die  Wüste  eindringt,  desto  mehr  nimmt 
er  ab.  die  Flußläufe  schrumpfen  zu  kleinen  Fäden  zusammen,  die  Bäume 
verschwinden,  und  trockenes,  kahles  Felsland,  endlos  öde  Berg-  und  -Hügel- 
reihen  erscheinen  auf  der  wasserlosen  Fläche.  Den  ganzen  Erdteil  durch- 
zieht eine  1870  bis  1872  mit  einem  Kostenaufwande  von  sieben  Millionen 
Mark  errichtete  Telcgraphenlinie .  3000  km  lang,  zwischen  deren  einzelnen 
Stationen  die  Verbindung  durch  Kamele  aufrechterhalten  wird.  Damit 
waren  wenigstens  einige  Anhaltspunkte  für  Besiedclungsvcrsuche  gegeben. 
Missionare  haben  hier  in  entbehrungsreicher  Tätigkeit  die  ersten  Ansätze 
für  Kultur  und  Gesittung  geschaffen. 

Trotz  der  großen  Schwierigkeiten  wird  das  ungeheuere  Unternehmen  der 
Uberlandbahn  in  Angriff  genommen  werden.  Ungeachtet  der  geringen  Be- 
völkerung läßt  man  in  Australien  sich  nicht  abschrecken,  Verkehrspolitik 
im  großen  Maßstabe  zu  treiben,  wenn  die  wirtschaftlichen  Interessen  des 
Landes  sie  notwendig  erscheinen  lassen. 


LITERATUR 

Die  Luftschiffahrt  nach  ihrer  geschichtlichen  und  gegen- 
wärtigen Entwicklung.  Von  A.  Hildebrandt,  Hauptmann 
und  Lehrer  im  Königlich  Preußischen  Luftschiffer- Bataillon.  Mit 
einem  Titelbilde  (erste  Farbcnphotographie  vom  Ballon  aus,  von 
Prof.  Micthe),  230  Textabbildungen  und  einer  Tafel.  In  Leinwand 
gebunden  Preis  15  Mark.  Verlag  von  R.  Oldenbourg,  München  und 
Berlin  1907. 

Die  außerordentlichen  Fortschritte  der  Luftschiffahrt  in  den  letzten 
Monaten  —  die  glänzenden  Fahrten  zuerst  der  französischen,  dann  der 
deutschen  und  der  englischen  M ilitär- Lenkballons,  die  Erfolge  des  unermüd- 
lichen Grafen  Zeppelin  —  treten  klar  vor  Augen,  wenn  man  die  neuesten 
einschlägigen  Werke  durchliest.  Im  Archiv  1907,  S.  1 54  ist  das  Moedebecksche 
Buch:  «Die  Luftschiffahrt,  ihre  Vergangenheit  und  ihre  Zukunft«  besprochen 
worden.  Kurz  danach  gab  A.  Hildebrandt  das  oben  bezeichnete  Werk 
heraus.  In  beiden  Büchern  erscheinen  die  damaligen  —  nach  den  jetzigen 
Erfahrungen  als  bescheiden  anzusehenden  -  -  Leistungen  der  Luftschiffe  von 
Lebaudy.  Santos  -  Dumont  und  Parscval  als  die  glänzendsten  Erfolge  auf 
dem  Gebiete  der  Luftschiffahrt.  Wohl  werden  beide  Werke  auch  den  Ver- 
dienstin des  Grafen  Zeppelin  gerecht,  doch  sagt  Hildebrandt  (S.  76),  es  sei 
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sehr  schwer,  nach  den  geschilderten  Unfällen  des  Zeppelinschen  Luftschiffs 
ein  abschließendes  Urteil  über  die  Konstruktion  dieses  Fahrzeugs  zu  fällen. 
In  wenigen  Zeilen  konnte  allerdings  Hildebrandt  hierzu  selbst  bemerken, 
daß,  während  sich  das  Buch  im  Drucke  befinde,  vom  Bodensee  die  Kunde 
von  einem  vollen  Erfolge  des  dritten  Zeppelinschen  Ballons  einge- 
troffen sei. 

Trotzdem  nun  das  Hildebrandtsche  Buch  den  gewaltigen  Fortschritt  der 
Luftschiffahrt  im  Sommer  und  Herbst  1907  nicht  berücksichtigen  konnte,- 
ist  und  bleibt  es  für  jeden  Freund  dieser  interessanten  Wissenschaft  ein 
außerordentlich  wertvolles  Belehrungs-  und  Nachschlagewerk.  Gerade  die 
Erfolge  der  jüngsten  Vergangenheit,  die  das  Interesse  für  die  Luftschiff- 
fahrt  in  die  weitesten,  selbst  in  die  bis  dahin  gleichgültig  gebliebenen  Kreise 
getragen  haben,  werden  dem  Buche  eine  große  Verbreitung  sichern.  Denn 
das  Werk  will  in  der  Hauptsache  nicht  den  neuesten  Stand  der  Ballonfahrten 
und  Erfolge  feststellen,  sondern  dem  Laien  eine  gründliche  Einführung  in  die 
Geschichte  der  Luftschiffahrt  vermitteln  und  ihn  über  alles,  was  mit  der  Luft- 
schifferei zusammenhängt,  unterrichten.  Darin  ist  das  Buch  bisher  das  einzige 
seiner  Art  geblieben.  Nach  einer  geschichtlichen  Darstellung  der  Uranfänge 
und  der  Fortschritte  der  Luftschiffahrt  seit  den  sagenhaften  Überlieferungen 
aus  dem  Altertum  und  nach  der  Darlegung  der  »Theorie  des  Ballon fahrens« 
geht  Hildebrandt  auf  die  Entwicklung  der  lenkbaren  Luftschiffe  ein  und 
lehrt  uns  unterscheiden  zwischen  Ballons,  Luftschiffen,  Flugmaschinen, 
Drachen  und  Fallschirmen.  Er  gibt  dann  einen  sehr  interessanten  Uberblick 
über  die  Entwicklung  der  M  i  I  i  tär- Luftschiffahrt  in  Frankreich.  Deutsch- 
land, England,  Österreich.  Rußland  und  anderen  Staaten  und  über  die  Ver- 
wendung des  Luftballons  im  Kriege  1870/71.  Diese  Gegenstände  sind 
zwar  schon  wiederholt,  aber  nicht  in  diesem  Zusammenhange  von  anderen 
Schriftstellern  behandelt  worden.  In  den  folgenden  Teilen  des  Buches  bietet 
Hildebrandt  aber  viele  neue  Tatsachen  und  Erfahrungen,  die  in  Verbindung 
mit  dem  ersten  Teile  das  Gesamtbild  von  der  Luftschiffahrt  erst  vervollständigen. 
Hildebrandt  beschreibt  anschaulich,  ohne  sich  dabei  in  technische  Einzelheiten 
zu  verlieren,  die  Gasbereitung,  den  Ballonbau  und  die  Ausrüstung  des 
Korbes  und  widmet  dann  dem  Sport  in  der  Luftschiffahrt  und  der 
wissenschaftlichen  Luftschiffahrt  einige  inhahreichc  Kapitel.  Ganz  neu 
und  von  besonderem  Interesse  sind  die  durch  zahlreiche  Abbildungen 
erläuterten  Mitteilungen  über  die  Bai  Ion  Photographie,  die  sich  zu 
einer  besonderen  Technik  entwickelt  hat.  Uberraschend  schön  wirkt  das 
Titelbild,  die  erste  in  natürlichen  Farben  gewonnene  Photographie  eines 
Teiles  von  Wilmersdorf  bei  Berlin  aus  einer  Höhe  von  850  m.  Da  gibt  es 
ferner  reichhaltiges  photographisches  Material  eigens  für  Ballonzwccke,  und 
aus  der  Erfahrung  gewonnene  Hilfsmittel  für  das  richtige  »Lesen  von  Ballon- 
photogrammen«; das  Photographieren  mit  Apparaten,  die  durch  Drachen 
und  Raketen  hochgeführt  werden,  und  die  Verwertung  der  aus  der  Vogel- 
schau gewonnenen  Photogramme  für  topographische  Zwecke  ist  eine  be- 
sondere Wissenschaft  geworden  und  wird  »  Photogrammetrie«  genannt. 
In  alle  diese  Dinge  weiht  Hildebrandt  uns  ein,  soweit  es  für  den  Laien  nötig 
und  interessant  ist. 

Ein  besonderes  Kapitel  ist  den  »Brieftauben  für  Ballonzwecke« 
gewidmet,  aus  dem  wir  u.  a.  auch  erfahren,  daß  schon  die  Pharaonen 
durch  Tauben  Nachrichten  vermittelten  und  Brutus  schon  43  v.  Chr. 
Militärbrieftauben  bei  der  Belagerung  von  Modena  verwendete,  während  I  167 
von  Bagdad  aus  eine  ständige  Brieftaubenpost  die  Hauptstädte  des  syrischen 
Reiches  unter  sich  und  mit  Ägypten  verband. 
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Die  Uberschrift  des  Schlußkapitels  »Luftschifferrecht«  mutet  uns 
zuerst  ganz  eigen  an;  aber  in  Anbetracht  der  zahlreichen  Unglücksfälle,  durch 
die  außer  den  beteiligten  Ballonführern  noch  andere  Menschen  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  worden  sind,  müssen  wir  dem  Verfasser  Recht  geben,  wenn 
er  mit  den  Worten  schließt:  »Wir  werden  ein  Landrecht,  ein  Seerecht  und 
ein  Luftrecht  besitzen.« 

Das  Buch  ist  für  die  Bücherei  des  Reichs-Postamts  angeschafft  worden. 


Gesamt-Reg ister  zur  deutschen  Juristen-Zeitung.  I.bisX.  Jahr- 
gang, 1896  bis  1905.  Bearbeitet  von  Rechtsanwalt  Arthur 
Schindler.    Berlin  1907.    Preis  geh.  4  Mark  80  Pf.    426  Seiten. 

Die  Bearbeitung  eines  Gesamtregisters  zu  den  gesamten,  in  den  ersten 
zehn  Jahrgängen  der  deutschen  Juristen  -  Zeitung  enthaltenen  Beiträgen,  ein- 
schließlich der  mitgeteilten  gerichtlichen  Entscheidungen  usw.  entspricht 
einem  dringenden  Bedürfnisse.  Es  ist  für  die  Praxis  überaus  wertvoll ,  daß 
das  in  der  Zeitschrift  verarbeitete  reichhaltige  und  für  die  juristische  Literatur 
bedeutende  Material  nunmehr  in  einem  Gesamtregister  übersichtlich  und 
leicht  auffindbar  zusammengestellt  worden  ist.  Das  Gesamtregister  besteht 
in  der  Hauptsache  aus  einem  alphabetischen  Sachregister.  Dieses  zeigt  eine 
weitgehende  Gliederung  und  ist  gründlich  und  sorgfältig  bearbeitet.  Unter 
den  einzelnen  Stichworten  sind  die  Beiträge  usw.  unter  kurzer  Wiedergabc 
ihres  Inhalts  aufgeführt.  Dem  Sachregister  folgt  ein  Gesetzesregister,  in 
dem  die  einzelnen  Beiträge  nach  der  Legalordnung,  aber  ohne  Angabe  ihres 
Inhalts,  vermerkt  sind.  Den  Schluß  des  Gesamtregisters  bildet  ein  Ver- 
zeichnis der  Mitarbeiter. 


HEKI  IN.     1,1  '.Kl  .  Kl    IN   Olli«  IIHl.HMlRl  l.KKUEI. 


Digitized  by  G 


RCHIV 


II  K 

POST  UND  TELEGRAPHIE. 

BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATT 

DES  REICHS  POSTAMTS. 

HHIAI  S(.K,h.ia  N    IM    ArriKACK    I.KS    K  Kli'lh  - I'IIS  I  AM  1  S. 

Nr.  24.  BERLIN,  DEZEMBER.  1907. 


INHALT:  Polarisation  und  Polarisationszellen,  S.  721.  —  Die  Petroleumindustrie, 
S.  737.  —  Ein  neuer  Handels-  und  Industriehafen  in  Frankfurt  (Main),  S.  746. 

Kleine  Mitteilungen:  Taxermäßigung  im  Verkehr  mit  den  deutschen  Postanstalten  in 
Marocco,  S.  750.  —  Wechsel  in  der  Person  des  Vizedirektors  des  Internationalen 
Bureaus  des  Weltpostvereins,  S.  750. 

Literatur:  Arendt,  O.,  Die  elektrische  Wellentelegraphie,  Einführung  in  die  Theorie 

und  Praxis,  S.  751. 


Polarisation  und  Polarisationszellen.*) 
Von  Telegrapheningenieur  Ambrosius  in  Leipzig. 

Die  bisher  erschienenen  Arbeiten  über  die  Theorie  der  galvanischen 
Polarisation  liefern  den  Beweis,  daß  noch  viel  fehlt,  um  eine  lückenlose 
<  iesamtdarstellung  dieses  Erscheinungsgebiets  geben  zu  können,  und  daß  in 
wesentlichen  Punkten  die  Meinungen  auseinandergehen.  Auch  die  experi- 
mentelle Behandlung  des  Stoffes  stößt  auf  eigentümliche  Schwierigkeiten. 
In  seinem  Lehrbuche  »Allgemeine  Chemie«  sagt  daher  W.  Ostwald  mit 
Recht:  »Bei  Messungen  im  Gebiete  der  Polarisation  ist  es  besonders  wichtig, 
sich  darüber  klar  zu  werden,  was  man  messen  will.«  Als  Beleg  hierfür  dienen 
die  verschiedenen  Werte,  die  für  den  Höchstbetrag  der  Polarisation  in  Schwefel- 
säure an  Platinelektroden  ermittelt  worden  sind.  Man  wird  nicht  fehlgehen, 
wenn  man  den  Mangel  an  Übereinstimmung  dieser  Ergebnisse  in  einer 
unscharfen  Begriffsbestimmung  der  zu  messenden  Größen  sucht. 

Im  folgenden  soll  eine  möglichst  einfache  Darstellung  der  mit  der  Po- 
larisation zusammenhängenden  Erscheinungen  gegeben  werden;  als  Führer 

*  Quellen: 

Prof.  Gustav  Wiedemann:  Die  Lehre  von  der  Elektrizität. 
Prof.  W.  Ostwald:  Allgemeine  Chemie. 
Dr.  H.  Danneel:  Elektrochemie. 

Dr.  O.  Wiedeburg:  Über  die  Gesetze  der  galvanischen  Polarisation  und 

Elektrolyse. 
Prof.  Dr.  Grätz:  Die  Elektrizität. 
Dr.  H.Starke:  Experimentelle  Elcktrizitätslehre. 
Prof.  Dr.  Le  Blanc:  Lehrbuch  der  Elektrochemie. 

Archiv  f.  Pom  u.  Telcgr.    2»    11^7  47 
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durch  dieses  wenig  begangene  Gebiet  dienen  in  der  Hauptsache  »Die  Lehre 
von  der  Elektrizität«  von  Gustav  Wiedemann,  das  bereits  angeführte  Lehr- 
buch von  Ostwald  und  das  »Lehrbuch  der  Elektrochemie«  von  Le  Blanc. 
Die  Ausführungen  sollen  sich  im  wesentlichen  auf  die  Erscheinungen  be- 
schränken ,  die  für  das  Verständnis  der  Wirkungsweise  der  in  der  Reichs- 
Telegraphenverwaltung  benutzten  Polarisationszellen  in  Frage  kommen;  nur 
hin  und  wieder  wird  ein  Abstecher  in  verwandte  Gebiete  unternommen 
werden. 

Einleitung. 

Der  durch  einen  Elektrolyten*)  fließende  galvanische  Strom  erleidet 
stets  eine  Änderung  seiner  Stärke;  die  Ursache  hierfür  bilden  hauptsächlich 
zwei  Umstände:  I.  an  der  einen  oder  andern  Elektrode  oder  an  der  Be- 
rührungsstclle  zweier  in  einen  Stromkreis  eingeschalteten  Elektrolyten  scheiden 
sich  Stoffe  ab.  die  einen  anderen  Widerstand  besitzen  als  der  Elektrolyt;  sie 
veranlassen  Erscheinungen ,  die  man  Übergangswiderstand  und  unipolare 
Leitung  nennt;  2.  aus  dem  Elektrolyten  scheiden  sich  durch  den  elektro- 
ly tischen  Vorgang  an  den  Elektroden  Stoffe  ab,  die  a)  elektromotorische 
Wirkungen  gegen  die  Elektroden  hervorrufen  oder  b)  die  Elektroden 
sekundär  derart  verändern,  daß  sie  andere  elektromotorische  Kräfte  ausüben 
als  vorher.  Beispiel  zu  a):  bei  der  Elektrolyse  von  schwefelsaurem  Natron 
(Na2  SOi)  wird  an  der  Kathode  Wasserstoff,  an  der  Anode  Sauerstoff  abge- 
schieden, die  beide  elektromotorisch  wirken;  Beispiel  zu  b):  bei  der  Elektrolyse 
von  verdünnter  Schwefelsäure  zwischen  Bleiplatten  bedeckt  sich  die  Kathode 
mit  Wasserstoff,  die  Anode  überzieht  sich  mit  Bleisuperoxyd;  hierdurch 
werden  die  beiden  Bleiplatten  gegeneinander  elektromotorisch  und  liefern 
einen  starken  sekundären  Strom.  Auch  wenn  bei  der  Elektrolyse  ohne 
Bildung  neuer  Stoffe  sich  die  Konzentration  der  Lösung  an  den  Elektroden 
ändert,  z.  B.  bei  der  Elektrolyse  von  Kupfervitriol  zwischen  Kupferelektroden, 
werden  die  Elektroden,  die  vorher  indifferent  waren,  gegeneinander  elektro- 
motorisch wirksam.  Man  hat  die  Erscheinungen  unter  2.  mit  dem  Ausdrucke 
Polarisation  zusammengefaßt. 

I.  Erscheinungen,  die  auf  Änderungen  des  Widerstandes  beruhen. 

a)  Übergangswiderstand.  Ein  Ubergangswiderstand  macht  sich  be- 
merkbar, wenn  eins  der  aus  dem  Elektrolyten  abgeschiedenen  Ionen  sehr 
schlecht  leitet,  z.  B.  bei  der  Elektrolyse  von  Schwefelkalium,  wobei  reiner, 
nicht  leitender  Schwefel  abgesondert  wird,  oder  wenn  eins  der  Ionen  sich 
mit  der  Elektrode  zu  einer  schlecht  leitenden  Schicht  verbindet.  Letztes 
tritt  beispielsweise  bei  der  Elektrolyse  von  verdünnter  Schwefelsäure  zwi- 
schen Kupferelektroden  ein;  die  Anode  bedeckt  sich  hierbei  allmählich  mit 
einer  dichten  Schicht  von  schwarzem  Kupferoxyd,  wodurch  der  Strom  eine 
sehr  bedeutende  Schwächung  erfährt.  Wird  diese  Schicht  beseitigt,  so  fließt 
auch  der  Strom  in  früherer  Stärke  durch  den  Elektrolyten,  bis  die  Bildung- 
neuen Kupferoxyds  ihn  wieder  nach  und  nach  schwächt. 

Auch  durch  eine  ungleich  schnelle  Wanderung  der  Ionen  kann  sich  ein 
Ubergangswiderstand  bilden,  da  sich  alsdann  die  Konzentration  der  elektro- 
lysierten  Lösung  an  den  Elektroden  ändert.    Im  Hinblick  auf  den  Umstand. 

*)  Die  Bedeutung  der  nachfolgend  gebrauchten  elektrochemischen  Bezeichnungen 
findet  man  in  dem  Aufsatze:  »Die  Entstehung  des  elektrischen  Stromes  in  den  Primär- 
elementen ■>,  Archiv  1904,  S.  463  ff.   (Vgl.  auch  Fig.  1.) 
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daß  in  diesen  Fallen  der  Widerstand  an  der  Stelle  entsteht,  wo  der  Strom  von 
der  Elektrode  in  den  Elektrolyten  übergeht,  hat  man  das  Wort  »Übergangs- 
widerstand« geprägt.  Seine  Größe  wird  bestimmt  durch  die  Natur  der 
abgeschiedenen  Stoffe  und  die  Dichtigkeit  ihrer  Ablagerung,  die  von  der 
Stromdichte  abhängig  ist. 

Interessante  Beobachtungen  hierüber  hat  Lohnstein  (1892)  angestellt.  Er 
erzeugte  durch  Schwingungen  der  Magnetnadel  eines  Multiplikators  ganz 
schwache  Induktionsströme  und  ließ  diese  durch  eine  Zelle  von  der  Zu- 
sammensetzung Zn\ Zn  SOK\  Zn  fließen,  die  nach  der  Berechnung  einen 
Widerstand  von  6  Ohm  besitzen  sollte.  Messungen  ergaben  aber,  daß  die 
Zelle  den  Strömen  einen  Widerstand  von  72  bis  270  Ohm  entgegensetzte. 
Irgendwelche  Veränderungen  an  den  Elektroden  waren  nicht  zu  beobachten, 
auch  trat  diese  Erscheinung  nur  bei  Anwendung  sehr  schwacher  Ströme  von 
kurzer  Dauer  auf;  länger  andauernde  oder  stärkere  Ströme  brachten  die 
Übergangswiderstände  zum  Verschwinden.  Ihr  Vorhandensein  wurde  ein- 
wandfrei durch  Messung  der  Stromschwächung  bei  Einschaltung  bekannter 
Widerstände  in  den  Schließungsbogen  nachgewiesen.  Wiedemann  bemerkt 
hierzu:  »Ob  diese  Übergangswiderstände  Änderungen  der  Flüssigkeit  oder 


der  Oberfläche  der  Elektroden  bei  ihrer  Berührung,  z.  B.  Änderung  der 
Kohäsion  der  letzten  oder  wahrscheinlicher  der  Bildung  von  Oxydschichten 
oder  einer  dünnen  Salzschicht  zuzuschreiben  sind,  ist  noch  nicht  zu  ent- 
scheiden.« Wir  werden  auf  diese  Erscheinungen  später  bei  der  Besprechung 
der  Wirksamkeit  der  Natronzellen  zurückkommen. 

b)  Unipolare  Leitung.  Wenn  man  ein  aus  Seife  geschnittenes  Prisma 
einerseits  mit  Erde,  anderseits  zunächst  mit  dem  negativen,  dann  mit  dem 
positiven  Pole  einer  Stromquelle  verbindet,  deren  anderer  Pol  ebenfalls  ge- 
erdet ist,  so  läßt  die  Seife  nur  die  negative,  nicht  aber  die  positive  Elek- 
trizität hindurch.  Man  bezeichnet  daher  die  Seife  als  unipolaren  Leiter. 
Ohm  erklärt  (1830)  diesen  Vorgang  folgendermaßen.  Der  elektrische  Strom 
zersetzt  die  Seife,  die  ein  Alkalisalz  der  Fettsäure  ist,  so,  daß  sich  am 
negativen  Pole  die  Fettsäure  ausscheidet.  Da  letzte  ein  sehr  schlecht  leiten- 
der Stoff  ist ,  hemmt  sie  den  Durchgang  der  Elektrizität  ganz  oder  teil- 
weise, gleichsam  als  ob  der  positive  Pol  mit  einer  dünnen  Firnisschicht 
überzogen  wäre. 

Ohm  hat  weiter  beobachtet,  daß  sich  bei  der  Elektrolyse  von  konzen- 
trierter Schwefelsäure  zwischen  Zink-,  Kupfer-  oder  Silberelektroden  an 
der  Anode  ein   in   konzentrierter  Schwefelsäure  unlöslicher  Überzug  von 
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schwefelsaurem  Zink-.  Kupfer-  oder  Silberoxyd  bildet,  der  sehr  schlecht 
leitet  und  das  weitere  Fließen  des  Stromes  verhindert.  Wird  der  Schwefel- 
säure etwas  Wasser  zugesetzt,  so  löst  sich  der  schlecht  leitende  Uberzug 
darin  auf.  und  der  Strom  wächst  allmählich  bis  zu  einem  Höchstwerte. 
Diese  Erscheinung  der  Unipolarität  wurde  aber  nicht  beobachtet,  wenn  die 
Anode  aus  Gold  oder  Platin  gefertigt  war,  da  sich  auf  diesen  Metallen 
keine  schlecht  leitenden  Salze  bilden  können.  Ohne  Einfluß  auf  die  Er- 
scheinung war  dagegen  die  Beschaffenheit  der  Kathode. 

II.  Polarisation. 

A.  Allgemeines. 

Wenn  man  eine  Primärbatterie  mit  einem  Voltameter  einige  Zeit  ver- 
bunden läßt  und  alsdann  das  Voltameter  von  der  Batterie  trennt,  indem 
man  es  gleichzeitig  durch  ein  Galvanoskop  kurz  schließt,  dann  zeigt  das 
Galvanoskop  an,  daß  die  Zersctzungszelle  einen  Strom,  den  Polarisations- 
strom, liefert.  Hat  man  die  Schaltung  so  eingerichtet,  daß  das  Galvanoskop 
sowohl  von  dem  Batteriestrom  als  auch  später  von  dem  Polarisationsstromc 
durchflössen  wird,  so  läßt  sich  beobachten,  daß  der  Polarisationsstrom  die 
Nadel  in  umgekehrter  Richtung  ablenkt  wie  der  Primärstrom,  daß  also  der 
erste  dem  letzten  entgegengerichtet  ist  (Fig.  2).  Um  einen  möglichst 
schnellen  Obergang  von  der  einen  Schaltung  zu  der  anderen  zu  erreichen, 
bedient  man  sich  nach  dem  Vorgange  Poggendorfs  einer  Wippe.  Andere 
Apparate,  die  man  zu  Präzisionsversuchen  benutzt,  gestatten  einen  Wechsel 
innerhalb  \,0,,00  Sekunden  (Versuche  von  Bartoli,  1880). 

Bei  der  Polarisation  unterscheidet  man  nach  ihrem  Grade  zwei  Haupt- 
fällc:  a)  der  Zustand  der  Elektrode  und  ihrer  Umgebung  wird  bei  Strom- 
durchgang nicht  wesentlich  verändert,  dann  tritt  auch  keine  Änderung 
des  Potentialunterschieds  zwischen  Elektrode  und  Elektrolyt  ein,  die  Elek- 
trode ist  unpolarisierbar;  j3)  der  Zustand  wird  wesentlich  verändert,  in- 
folgedessen entsteht  Polarisation,  der  Stromdurchgang  wird  erschwert,  und 
bei  Unterbrechung  erhält  man  einen  Polarisationsstrom. 

Hierbei  muß  aber  berücksichtigt  werden,  daß  streng  genommen  keine 
Elektrode  unpolarisierbar  ist,  auch  nicht,  wenn  die  Elektrode  aus  dem 
Metalle  des  Kations  besteht.  Selbst  in  diesem  Falle  werden  Konzentrations- 
änderungen der  Lösung  hervorgerufen,  die  elektromotorische  Kräfte  zur 
Folge  haben.  Da  diese  Kräfte  durch  Diffusion  und  Wärmeleitung  von 
selbst  verschwinden  und  durch  deren  Begünstigung  sowie  durch  Verrin- 
gerung der  Stromdichte  nach  Belieben  klein  im  Verhältnisse  zur  Strom- 
stärke zu  machen  sind,  werden  diese  Konzentrationsänderungen  als  nicht 
wesentlich  angesehen.  Gestaltet  sich  aber  der  Zustand  des  Elektrolyts  oder 
der  Elektrode  beim  Stromdurchgange  derart,  daß  eine  Änderung  des  Poten- 
tialunterschieds zwischen  beiden  eintritt,  auch  die  Änderungen  sich  nicht 
durch  Vorgänge,  die  von  der  Elektrizitätsbewegung  unabhängig  sind,  be- 
seitigen lassen,  so  sind  wesentliche  Änderungen  eingetreten. 

B.   Theorie  der  Polarisation. 

Die  Polarisation  ist  schon  seit  dem  Jahre  1802  bekannt.  Ritter  suchte 
sie  als  erster  zu  erklären;  er  nahm  an,  daß  sich  »auf  der  Oberfläche  der 
Metallelektroden  an  ihrer  Grenze  mit  den  schlechter  leitenden  Elektrolyten 
die  entgegengesetzten  Elektrizitäten  ansammeln  und  auch  nach  ihrer  Trennung 
von  der  erregenden  Säule  daselbst  verbleiben«.    De  la  Rive  (1825)  sprach 
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von  einem  Übergangswiderstande,  den  die  Elektrizität  bei  dem  Wechsel  vom 
festen  zum  flussigen  Leiter  und  umgekehrt  erfahre. 

In  neuerer  Zeit  nimmt  man  an,  daß  die  Polarisation  in  dem  Auftreten 
einer  neuen,  die  elektromotorische  Kraft  der  primären  Stromquelle  ver- 
mindernden elektromotorischen  Kraft  besteht,  keineswegs  aber  in  dem  eines 
neuen  Widerstandes,  des  sogenannten  Übergangswiderstandes;  natürlich  ist 
es  nicht  ausgeschlossen,  daß  dieser  sich  u.  lT.  neben  der  Polarisation  bilden 
kann. 

Nach  den  Ausführungen  Ostwalds  hat  man  sich  das  Wesen  der  Pola- 
risation folgendermaßen  vorzustellen.  Von  vornherein  besteht  zwischen  dem 
Elektrolyten  und  der  Elektrode  ein  mehr  oder  weniger  großer  Potentialunter- 
schied, der  eine  elektrische  Doppelschicht  hervorruft.  (Der  Begriff 
der  Doppelschicht  ist  von  Helmholtz  eingeführt  worden.)  Die  Ladung 
dieser  Doppelschicht  h.tt  ihren  Sitz  einerseits  im  Metall,  anderseits  im  Elek- 
trolyten ;  in  letztem  ist  sie  nach  dem  Gesetze  von  Earaday  nur  durch  eine 
Ansammlung  von  Ionen  denkbar.  Nimmt  man  zunächst  den  einfachsten 
Fall  an,  daß  sich  ein  Metall  in  der  Lösung  eines  seiner  Salze  befindet, 
so  »tritt  diese  Doppelschicht  als  Gleichgewichtszustand  auf  zwischen  dem 
Unterschiede  des  elektrolytischen  Lösungsdrucks«,  d.  i.  der  Lösungstension, 
»und  des  osmotischen  Gegendrucks  einerseits  und  der  elektrostatischen 
Anziehung  (oder  Abstoßung)  zwischen  der  Elektrode  und  dem  Kation 
anderseits«.  Erteilt  man  nun  dem  Metall  ein  höheres  Potential,  vergrößert 
man  also  den  Potentialunterschied  zwischen  Metall  und  Elektrolyt,  dann 
erleidet  das  Gleichgewicht  eine  Störung  dadurch,  daß  positiv  geladene  Ionen 
von  der  Elektrode  bis  zur  Wiederherstellung  des  Gleichgewichts  ausgehen. 
Nun  befindet  sich  nach  der  Voraussetzung  im  Elektrolyten  bereits  eine 
große  Anzahl  von  Kationen  derselben  Art,  so  daß  also  eine  wesentliche 
Konzentrationszunahme  hierdurch  nicht  stattfindet;  demgemäß  wird  der 
Strom  durch  den  Druck  der  an  die  Elektrode  angeschalteten  elektro- 
motorischen Kraft  sich  im  Elektrolyten  wie  in  einem  homogenen  Leiter 
bewegen.    Eine  nennenswerte  Polarisation  tritt  nicht  ein. 

Wird  das  Potential  der  Elektrode  erniedrigt,  so  läßt  sich  hierauf  die  gleiche 
Betrachtung  anwenden,  nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  jetzt  Kationen  aus 
der  Lösung  in  die  Elektrode  so  lange  übertreten,  bis  der  ursprüngliche, 
».natürliche«  Potentialunterschied  wieder  erreicht  ist. 

Andere  Ergebnisse  werden  dagegen  erhalten,  wenn  man  einen  Stoff  als 
Elektrode  verwendet,  der  von  dem  der  Kationen  verschieden  ist.  Wird  der 
Elektrode  wieder  ein  positives  Potential  mäßiger  Größe  zugeführt,  so  ent- 
steht eine  Doppelschicht,  die  an  der  im  Elektrolyten  gelegenen  Seite  aus 
Anionen  gebildet  wird;  diese  ordnen  sich  in  solcher  Dichte  an,  daß  ein 
Potentialsprung  die  Folge  ist.  Durch  einen  allmählich  eintretenden  Gleich- 
gewichtszustand wird  weiteren  Elektrizitätsbewegungen  ein  Ziel  gesetzt. 

Im  umgekehrten  Falle,  also  bei  Verminderung  des  positiven  Potentials 
der  Elektrode,  entfernen  sich  Anionen  von  der  Elektrode;  nach  dieser  ein- 
maligen Elektrizitätsbewegung  wird  wiederum  ein  Gleichgewichtszustand 
erreicht,  der  ebenfalls  das  Fließen  des  Stromes  verhindert.  Der  niedrigste 
Wert  des  Potentials  in  diesem  Falle  entspricht  dem  Potentialunterschiede 
zwischen  dem  Elektrolyten  und  dem  Metalle  des  Kations.  Sobald  man  das 
Potential  unter  diesen  Wert  ermäßigt,  hört  das  Abstoßen  der  Anionen  auf, 
und  die  Kationen  geben  ihre  Ladungen  an  die  Elektrode  ab,  wodurch  sie 
ihren  Ionenzustand  verlieren  und  sich  als  Metall  an  der  Elektrode  ab- 
scheiden.  Die  Elektrode  behält  von  diesem  Zeitpunkt  ab  denselben  Potential- 
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unterschied  gegen  den  Elektrolyten  bei;  man  bezeichnet  diesen  Wert  als 
Polarisationswert  bei  kathodischer  Polarisation. 

Hei  Benutzung  einer  Säure  an  Stelle  des  Metallsalzes  sind  diese  Be- 
trachtungen ebenfalls  anwendbar.  Der  Potentialunterschied  einer  Elektrode, 
die  mit  Wasserstoff  bedeckt  ist  und  unter  einem  gewissen  Drucke  steht, 
liefert  den  Gegenwert  der  Polarisation.  Wie  wir  später  sehen  werden, 
ist  der  Potentialunterschied  von  dem  Stoffe  der  Elektrode  unabhängig, 
sofern  diese  nicht  von  der  Säure  aufgelöst  wird. 

Beispielsweise  kann  man  sich  bei  Platin  in  verdünnter  Schwefelsäure 
den  Vorgang  so  vorstellen,  daß  an  der  negativen  Elektrode  einer  Zelle  die 
Kationen  der  Schwefelsaure,  also  der  Wasserstoff  (H.,  '.  und  an  der  posi- 
tiven Elektrode  die  Anioncn  S()i  sich  ansammeln  und  so  mit  den  ge- 
ladenen Elektroden  elektrische  Doppelschichten  bilden,  die  zwei  durch  den 
Widerstand  des  Elektrolyten  hintereinander  geschalteten  Kondensatoren  ver- 
gleichbar sind  (Fig.  3). 

In  dem  Maüc  wie  die  Stromdichte  allmählich  anwächst,  sammeln  sich 
mehr  Ionen  in  der  Doppclschicht  an.  Erreicht  der  dadurch  hervorgerufene 
Potentialunterschied  eine  bestimmte  Höhe,  so  findet  ein  Übergang  von 
Elektrizität  statt  in  derselben  Weise,  wie  in  einem  Kondensator  bei  einer 
bestimmten  Ladung  die  Isolierschicht  durchbrochen  wird,  und  ein  Ausgleich 
der  entgegengesetzten  Elektrizitäten  der  Belegungen  eintritt.  In  der  Zer- 
setzungszellc  werden  die  Ionen  bei  dem  bestimmten  Potentialunterschiede 
durch  entgegengesetzte  Ladungen  der  Elektroden  neutralisiert,  sie  werden 
also  unelektrisch,  geben  ihren  lonenzustand  auf  und  entweichen  unmittelbar 
als  Gase  oder  bewirken  sekundäre  Vorgänge,  wobei  ebenfalls  in  der  Regel 
Gase  entstehen.    In  dem  angenommenen  Falle  werden  H.2  und  0  frei. 

C.   Nachweis  der  Polarisation. 

Bei  dem  unter  A.  beschriebenen  grundlegenden  Versuche  beobachtet  man 
außer  der  Entstehung  des  Polarisationsstroms  eine  allmähliche  Verringerung 
der  anfangs  von  der  Primärbatterie  gelieferten  Stromstärke.  Die  Galvano- 
skopnadel schlägt  zuerst  weit  aus,  geht  dann  aber  langsam  zurück.  Man 
schrieb  dieses  Zurückgehen  der  Stromstärke  früher  einer  elektromotorischen 
Gegenkraft  zu,  die  durch  die  Veränderung  der  Konzentration  der  Schwefel- 
säure an  den  Elektroden  während  des  elektrolytischen  Vorganges  hervor- 
gerufen werden  sollte.  Die  Verminderung  der  Stromstärke  ist  aber  zu  er- 
heblich, als  daß  der  angeführte  Grund  die  alleinige  Ursache  sein  könnte. 
Durch  folgende  Versuche  wurde  die  frühere  Annahme  endgültig  wider- 
legt. 

Wenn  man  die  Elektroden  nach  erfolgter  Polarisation  abspült,  abtrocknet 
und  alsdann  in  neue  Schwefelsäure  taucht,  zeigen  sie  sich  trotzdem  polari- 
siert. Wird  eine  Platinelektrode,  die  mit  durch  Elektrolyse  erzeugtem 
Wasserstoff  bedeckt  ist,  einer  andern  reinen  Platinelektrode  gegenüber- 
gestellt, so  ist  die  erste  der  letzten  gegenüber  elcktropositiv ;  bei  Benutzung 
der  mit  elektrolytischem  Sauerstoff  bedeckten  Elektrode  zeigt  sich  diese 
elcktronegativ.  Dagegen  verhält  sich  eine  in  gewöhnlichen  Sauerstoff  ge- 
tauchte Platte  einer  reinen  gegenüber  nahezu  indifferent.  Dies  erklärt  sich 
daraus,  daß  »das  bei  der  Elektrolyse  abgeschiedene  Sauerstoffgas  in  statu 
nascendi  zu  dem  Platin  gelangt  und  ihm  deshalb  wesentlich  andere  Eigen- 
schaften erteilen  kann  als  gewöhnlicher  Sauerstoff«.  Den  Sitz  der  Polari- 
sation bilden  also  vorzugsweise  die  Elektroden. 
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Eine  Polarisation  tritt  auch  ein,  wenn  man  ein  Element  Zn  j  vcrd.  II,  S0t  j  Cu 
oder  ein  Kupferelement,  das  kein  Kupfervitriol  enthält,  schließt.  Das  Ion//a 
lagert  sich  dann  auf  der  C//-Elektrode  unter  Aufgabe  seiner  Ionenform 
ab  und  erzeugt  eine  der  ursprünglichen  Kraft  des  Elements  entgegenge- 
richtete elektromotorische  Kraft,  die  die  ursprüngliche  Kraft  bald  auf  ein 
Minimum  zurückführt.  Das  Anion  SO^  verbindet  sich  in  diesem  Falle  mit 
dem  Zink  der  Z/i-Elektrode. 

Einwirkungen,  durch  welche  die  an  den  Elektroden  haftenden  Gase  be- 
seitigt werden,  vernichten  auch  die  Polarisation.  Erhitzt  man  z.  B.  bei 
dem  vorstehend  angegebenen  Versuche  die  Elektroden  nach  dem  Heraus- 
heben aus  dem  Yoltamcter  und  vor  dem  Eintauchen  in  neue  Schwefelsäure, 
oder  senkt  man  die  mit  Sauerstoff  bedeckte  Elektrode  in  Wasserstoffgas 
oder  die  mit  Wasserstoff  bedeckte  Elektrode  in  Sauerstoff-,  Chlor-  oder 
Bromgas  ein,  so  vereinigen  sich  diese  Gase  miteinander,  und  es  tritt  nachher 
kein  Polarisationsstrom  auf.  Daß  tatsächlich  an  den  Elektroden  Wasser- 
stoff oder  Sauerstoff  angesammelt  war,  erkennt  man  an  der  Verminde- 
rung des  Volumens  der  Gase,  in  die  die  Elektroden  eingetaucht  wurden; 
mithin  muß  zwischen  jenen  Gasen  eine  chemische  Verbindung  eingetreten 
sein. 


D.   Messung  der  Polarisation. 

Um  die  Größe  der  elektromotorischen  Kraft  der  Polarisation  festzu- 
stellen, kann  man  sich  der  für  die  Messung  der  elektromotorischen  Kraft 
der  Primärelemente  gebräuchlichen  Verfahren,  z.  B.  der  von  Ohm  oder 
von  Wheatstonc  angegebenen ,  bedienen.  Letzter  bestimmt  den  Wider- 
stand (n'J  des  die  Polarisationszelle  enthaltenden  Stromkreises  und  multi- 
pliziert diesen  Wert  mit  der  Stärke  (i)  des  Stromes,  die  man  aus  der 
Galvanometerablenkung  ermittelt  hat:  wi  - c.  Da  die  so  vorgenommenen 
Bestimmungen  unter  der  Unbeständigkeit  des  Polarisationsstroms  zu  leiden 
haben,  ist  den  elektro metrischen  Methoden  der  Vorzug  zu  geben.  Am 
geeignetsten  für  diesen  Zweck  soll  nach  Ostwald  das  Elektrometer  von 
Lippmann  sein,  das  eine  ruhige  Einstellung  gewährleistet. 

Zweckmäßig  bedient  man  sich  nach  Le  Blanc  hierbei  nachstehender  An- 
ordnung. Eine  Polarisationszelle  PZ  (Eig.  4)  wird  einerseits  mit  einer 
Batterie  B  und  einem  schnell  arbeitenden  Stimmgabelunterbrecher  U,  ander- 
seits mit  einem  Kompensationselektromcter  E  und  einer  bekannten  elektro- 
motorischen Kraft  iV,  die  man  beliebig  ändern  kann,  verbunden.  Der 
Stimmgabelunterbrecher  schaltet  in  kurzen  Zwischenräumen  die  Polarisations- 
zelle abwechselnd  an  die  Batterie  Ii  und  an  das  Elektrometer  E  mit  der  be- 
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kannten  elektromotorischen  Kraft  Ar.  Hat  man  durch  fortgesetzte  Änderung 
von  Ar  erreicht,  daß  das  Elektrometer  in  Ruhe  bleibt,  so  ist  die  elektro- 
motorische Kraft  der  Polarisationszelle  gleich  der  von  Ar. 

Da  man  es  bei  den  Polarisationszellen  in  der  Regel  mit  zwei  Elektroden 
zu  tun  hat,  so  ist  früher  stets  das  Potential  beider  zusammen,  also  die 
Summe  der  Potentialunterschiede  jeder  Elektrode  gegen  den  Elektrolyten, 
ermittelt  worden.  Ostwald  hält  es  jedoch  für  geboten,  für  jede  Elektrode 
einzeln  den  Potentialunterschied  zwischen  ihr  und  dem  Elektrolyten  zu 
untersuchen. 

Hierzu  hat  Lc  Blanc  das  Fuchssche  Verfahren  in  folgender  Anordnung 
benutzt.  Der  zu  untersuchende  Elektrolyt  e  (Fig.  5)  wird  in  ein  Doppel- 
U-Rohr^  gefüllt.  Zwei  indifferente  Elektroden  a  und  b  werden  mit  einer 
Stromquelle  B  verbunden ;  in  den  dritten  Rohransatz  führt  man  das  mit 
Chlorkaliumlösung  gefüllte,  mit  einer  Normalelektrode  N  in  Verbindung 
stehende  Glasrohr  c,  während  der  bis  in  das  Quecksilber  der  Normal- 
elektrode hinabreichende  Platindraht  Pt  über  ein  Meßinstrument  M  an  b  an- 
geschlossen wird.  Kennt  man  den  Potentialunterschied  der  Normalelektrode, 
so  läßt  sich  hieraus  und  aus  der  Ablesung  an  M  der  zwischen  der  indiffe- 
renten Elektrode  b  und   dem   Elektrolyten  e  vorhandene  Potentialsprung 


H  Gummistopfrti 

Chlorkaliumlosung 

Quecksübcrchbritr 
HD  Quecksilber 


berechnen.  Die  Bestimmung  des  Potentialsprunges  zwischen  a  und  c  erfolgt 
in  gleicher  Weise. 

Obwohl  die  Grunderscheinungen  der  Polarisation  im  allgemeinen  einfach 
sind,  treten  doch  häufig  Nebenerscheinungen  auf,  durch  welche  die  Ergeb- 
nisse des  Versuchs  manchmal  unklar  oder  unrichtig  werden.  So  bilden  sich 
infolge  des  Stromdurchganges  an  den  Elektroden  mitunter  schlecht  leitende 
Uberzüge;  durch  fortgesetzte  Unterbrechungen  des  Stromes  sucht  man  diese 
zu  verhüten;  100  Wechsel  in  der  Sekunde  sollen  nach  Raoult  für  diesen 
Zweck  ausreichend  sein. 


F..    Maximum  der  Polarisation. 

Die  Bemühungen  der  Physiker,  welche  die  Erscheinungen  der  Polari- 
sation untersuchten,  waren  in  früherer  Zeit  darauf  gerichtet,  ein  Maximum 
der  Polarisation  festzustellen.  Je  mehr  man  sich  aber  mit  dieser  Frage  be- 
schäftigte, um  so  deutlicher  erkannte  man,  daß  ein  solches  im  eigentlichen 
Sinne  nicht  vorhanden  ist.  Die  nachstehend  genannten  Forscher  ermittelten 
für  das  Maximum  der  Polarisation  von  Platinclektroden  in  verdünnter 
Schwefelsäure  (die  elektromotorische  Kraft  eines  Daniell-Elements  (D)  =  I  ge- 
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setzt)  folgende  Werte:  Wheatstone  -  2,n  D.  Daniell  —  2,4g  D,  Hurt  =  2,s<i  D. 
Poggendorf  _ :  2,31  D,  Kaoült  =  2.^  D,  Gaugain  =  1^  D.  Bei  diesen 
Untersuchungen  gelangten  die  älteren  Physiker  zu  folgenden  weiteren  Er- 
gebnissen. 

Die  Grölie  der  elektromotorischen  Kraft  der  Polarisation  ist  in  einem  ge- 
wissen Grade  von  der  Größe  der  elektromotorischen  Kraft  des  polarisierenden 
Stromes  und  von  der  Stromdichte  abhängig. 

Wegen  der  Abhängigkeit  der  Polarisation  von  der  Stromstärke  kann  die 
elektromotorische  Kraft  der  Polarisation  niemals  gleich  der  der  polari- 
sierenden Stromquelle  werden,  naturgemäß  wird  sie  auch  deren  Größe  nicht 
übertreffen  können. 

Von  der  Größe  der  Elektroden  ist  die  elektromotorische  Kraft  der 
Polarisation  ebenfalls  abhängig;  mit  der  Verkleinerung  der  Elektroden,  also 
mit  der  Vergrößerung  der  Stromdichte  bei  sonst  gleichbleibender  Strom- 
stärke, nimmt  sie  bis  zu  einem  Maximum  zu ,  und  zwar  nach  den  Ermitt- 
lungen von  Crova  entsprechend  einer  logarithmischen  Kurve. 

Nacli  den  Untersuchungen  von  Lenz  ist  es  für  die  Polarisation  nahezu 
belanglos,  bis  zu  welcher  Tiefe  die  Elektroden  in  den  Elektrolyten  einge- 
senkt werden,  ebenso  ist  der  Abstand  der  Elektroden  ohne  nennenswerten 
Einfluß. 

Konzentrationsänderungen  der  verdünnten  Schwefelsäure  sollen  nach 
Gaugain  nur  geringen  Einfluß  auf  die  Größe  der  Polarisation  ausüben, 
diese  wird  bei  starker  Verdünnung  kleiner.  In  destilliertem  Wasser  fand  er 
sie  —  2,vs  D,  in  konzentrierter  Schwefelsäure  =  ±  1)  Auch  Lenz  hat  fest- 
gestellt, daß  die  Polarisation  mit  der  Konzentration  zunimmt,  er  vermutet 
aber,  daß  dies  außerdem  durch  eine  Vergrößerung  des  Obergangswider- 
standes.  der  durch  die  konzentrierte  Säure  an  der  Anode  hervorgerufen 
wird,  veranlaßt  sein  könnte. 

Im  übrigen  ist  der  Ubergangswiderstand  bei  der  Polarisation  von 
Platinelektroden  in  verdünnter  Schwefelsäure  bei  nicht  zu  starker  Konzen- 
tration der  Säure  nur  klein.  Um  die  Größe  des  Übergangswiderstandes  zu 
ermitteln ,  benutzten  Koch  und  Wüllner  Platinelektroden  von  <>,«, ,  3  und 
S  mm  Stärke  in  Lösungen  von  1  bis  42  v.  tL  Bei  den  mm  starken  Elek- 
troden sank  der  Obergangswiderstand  in  den  verschiedenen  Lösungen  von 
71Ö  auf  4<;,ü  Ohm,  bei  den  3  mm  dicken  Elektroden  von  1 74  auf  l_2  Ohm 
und  bei  den  5  mm  dicken  von  1 1 5  auf  ü  Ohm.  Durch  ein  einfaches  Ver- 
hältnis ließen  sich  diese  Änderungen  nicht  ausdrücken. 

Die  elektromotorische  Kraft  der  Polarisation  der  einen  Elektrode  hängt 
nicht  von  der  Natur  der  anderen  ab.  Wenn  der  Potentialunterschied  einer 
mit  Sauerstoff  bedeckten  Platinplatte  z.  B.  gleich  L08  ist,  so  behält  sie 
stets  diesen  Wert,  gleichviel  ob  ihr  eine  Platinplatte  oder  ein  anderes  Metall 
als  Kathode  gegenübergestellt  wird.  Durch  Zusammenzählen  der  elektro- 
motorischen Kräfte  beider  Elektroden  rindet  man  die  Gesamtpolarisation 
der  Zelle. 

Nach  Exner  ist  die  Reinheit  des  Wassers  von  großem  Einflüsse. 

Unter  Umständen  wird  selbst  bei  Platinelektroden  der  im  Wasser  ent- 
haltene atmosphärische  wie  auch  der  an  der  Anode  abgeschiedene  Sauer- 
stoff zur  Erzeugung  einer  Spur  von  Platinsulfat  Veranlassung  geben ;  dieses 
geht  in  Lösung  und  bewirkt  eine  Änderung  der  elektromotorischen  Kraft 
der  Polarisation.  Namentlich  bei  länger  andauerndem  Stromdurchgang,  und 
wenn  die  Elektroden  lange  Zeit  in  der  Säure  belassen  werden,  soll  dieser 
Vorgang  eintreten. 
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Infolge  der  verschiedenen  Oxydierbarkeit  werden  in  verdünnter  Schwefel- 
säure blankes  Platin,  platziertes  Platin,  Kupfer.  Eisen  und  Zink  absteigend 
schwächer  polarisiert  (Poggendorf). 

Alle  diese  Feststellungen  und  Versuche  sind  von  den  neueren  Forschern, 
insbesondere  von  den  Chemikern  Ostwald  und  Le  Blanc.  nicht  in  vollem 
Umfang  anerkannt  worden.  Sie  halten  es  für  zweckmäßiger,  nicht  ein 
Maximum  der  Polarisation  zu  suchen,  sondern  eher  ein  Minimum,  d.  h.  die- 
jenige elektromotorische  Kraft,  bei  der  eben  noch  eine  Zersetzung  des 
Elektrolyten  eintritt.  Bei  bestimmter  Konzentration,  Temperatur.  Elektrodcn- 
beschaffenheit  usw.  gibt  dies  den  elektrischen  und  chemischen  Potential- 
unterschied an,  der  zwischen  den  der  Elektrolyse  unterworfenen  Lösungen 
und  den  aus  ihnen  abgeschiedenen  Stoffen  entsteht.  Le  Blanc.  der  die  an- 
gewendeten Verfahren  verfeinerte  und  die  Grenze  des  regelmäßigen  Strom 
durchganges  mittels  eines  empfindlichen  Galvanometers  feststellte,  nannte 
diesen  Wert  »  Zersetzungs  wert  «. 

F.  Zersetzungswerte. 

Schaltet  man  an  eine  Zersetzungszelle  eine  kleine  elektromotorische  Kraft, 
so  beobachtet  man  an  einem  eingeschalteten  Galvanometer  einen  Stromstoß  : 


Uli  ':. 


nach  kurzer  Zeit  aber  kehrt  die  Nadel  fast  auf  Null  zurück.  (Die  Ursache, 
weshalb  sie  nicht  ganz  die  Nullagc  wieder  einnimmt,  liegt  in  sekundären 
Störungen ,  die  später  erörtert  werden  sollen.)  Sobald  jedoch  der  Zer- 
setzungswert des  Elektrolyten  erreicht  ist.  kehrt  die  Nadel  nicht  mehr  auf 
Null  zurück,  sondern  bleibt  abgelenkt. 

Für  Metall  ausscheidende  Lösungen  fand  Le  Blanc  z.  B.  folgende  Werte : 
Xn  SOA  =  Volt,  Ag  SO.,  n,7  Volt.  S'i  Cl2  ^  i.s5  Volt  ;  für  Säuren 
und  Basen  erhielt  er  mit  wenigen  Ausnahmen  einen  durchschnittlichen  Zer- 
setzungswert von  i/.-Volt.  und  zwar  für  H,  SOi  =  1,67  Volt,  HSO. 
■■■  1     Volt,  Sa  OH    -  l/>.,  Volt,  K  O  H  ^  I.07* Volt  usw. 

Piese  Werte  waren  für  alle  diejenigen  Säuren  und  Basen,  die  Wasser- 
stoff und  Sauerstoff  abscheiden,  unabhängig  von  der  Verdünnung. 

Zu  den  Elektroden  wurde  Platindraht  verwendet;  das  Material  aller  in- 
differenten Elektroden  (Platin.  Gold.  Kohle)  soll  keinen  Einfluß  auf  die  er- 
haltenen Werte  ausüben. 

Um  die  angegebenen  Werte,  soweit  sie  hier  Interesse  haben,  durch  Versuche 
nachzuweisen,  laßt  sich  folgende  Anordnung  benutzen.  Eine  Sammlerbatterie 
v<>n  zwei  Zellen  (Fig.  (>)  ist  durch  zwei  regulierbare  Starkstromwiderstände 
geschlossen.     Parallel  zu  dem  einen  von  ihnen  liegt  ein  Voltmeter  I"  und 
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pamllel  dazu  die  Zersetzungszelle  PZ  mit  davor  geschaltetem  Milliampere- 
metcr  A/.l.  Durch  Änderung  der  Widerstande  kann  an  den  Punkten  a 
und  b  eine  gewünschte  Spannung  erzielt  werden,  die  alsdann  ebenfalls  auf 
die  Zersctzungszelle  einwirkt.     Beispielsweise  erhalten  wir 


l .    für  Schwefelsäure 

angeschaltete 
Spannung 

an  MA  gemessene 
Stromstärke 

beobachtete  Gasentwicklung 

1.  n-  Volt 
1 ,8a 

2,  =o  - 
2.7o  - 

2.    für  Natro 

0,o  Milliampere 

O.ui.S 
0,050 
0,41« 

nlauge 

nicht  vorhanden 

hin  und  wieder  ein  Bläschen 

schwach 

lebhaft 

angeschaltete 
Spannung 

an  MA  gemessene 
Stromstarke 

beobachtete  Gasentwicklung 

I  />-  Volt 

2.211 
2.-0 

0.0  Milliampere 

0.0..S 
0,017 

nicht  vorhanden 
|  hin  und  wieder  ein  Bläschen. 

Den  Vorgang  vor,  bei  und  nach  Erreichung  des  Zersetzungswertes  er- 
klärt Le  Blanc  für  Metallsalzlösungen  ähnlich,  wie  wir  im  Abschnitt  II  B. 
die  Theorie  der  Polarisation  nach  Ostwald  dargestellt  haben.  Beim  Ein- 
tauchen einer  indifferenten  Elektrode  in  den  Elektrolyten  gibt  eine  geringe 
Menge  von  Kationen  ihren  lonenzustand  auf  und  schlägt  sich  auf  der 
Elektrode  als  Metall  nieder,  bis  zwischen  der  elektrostatischen  Anziehung 
der  Elektrode  und  dem  osmotischen  Drucke  der  Kationen  Gleichgewicht 
eingetreten  ist.  Hierdurch  ladet  sich  das  Metall  positiv,  der  Elektrolyt 
negativ.  Sobald  man  die  Elektrode  durch  Anschaltung  einer  kleinen  elektro- 
motorischen Kraft  zur  Kathode  macht,  wirkt  man  der  elektrostatischen  An- 
ziehung entgegen,  so  daß  sich  Ionen  in  größerer  Zahl  an  der  Kathode  aus- 
scheiden können.  Indem  hierdurch  die  Konzentration  des  niedergeschlagenen 
Metalls  zunimmt,  demgemäß  seine  »Lösungstension«*)  wächst  und  eine 
weitere  Ausscheidung  verhindert,  tritt  abermals  ein  Gleichgewichtszustand 
ein.  Man  wird  so  bei  allmählicher  Erhöhung  der  elektromotorischen  Kraft 
zu  einem  Punkte  gelangen ,  wo  das  niedergeschlagene  Metall  seine  höchste 
Konzentration  erlangt  hat,  so  daß  sich  die  Elektrode  nunmehr  wie  das  * 
Metall  des  Kations  verhält.  Jetzt  ist  der  Zersetzungswert  der  elektro- 
motorischen Kraft  erreicht;  denn  bei  weiterer  Stromsendung  durch  den 
Elektrolyten  scheidet  sich  fortgesetzt  Metall  aus.  sofern  nicht  Änderungen 
des  osmotischen  Druckes  der  Kationen  eintreten,  was  bei  Anwendung 
starker  Ströme  der  Fall  ist.     Dies  würde  eine  Verringerung  des  osmotischen 

*   NcuerJinus  sagt  man  dafür  auch:   1.  ii  mi  ngs  d  r  11  c  k. 
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Druckes  und  eine  Erhöhung  des  Potentialunterschieds  zwischen  Elektrode 
und  Elektrolyt  verursachen. 

Die  Ausscheidung  der  Kationen  hat  natürlich  auch  eine  Ausscheidung 
von  Anionen  an  der  Anode  zur  Folge,  die  sich  dort  ebenfalls  bis  zu  einer 
gewissen  Konzentration  ansammeln.  Sauerstoff  z.  H.  wird,  wenn  die  Lösung 
mit  ihm  gesattigt  ist.  und  er  an  der  Anode  den  höchsten  elektrolytischen 
Lösungsdruck.  welcher  der  weiteren  Zersetzung  entgegenwirkt,  erreicht  hat. 
als  neutrales  Gas  in  die  Luft  entweichen. 

Die  dauernde  Zersetzung  des  Elektrolyten  tritt  demnach  erst  ein.  wenn 
die  Konzentration  der  beiden  neutralen  Stoffe,  die  an  den  Elektroden 
ausgeschieden  werden,  ihren  höchsten  Grad  erreicht  hat. 

Verwickelter  sind  die  Vorgänge,  bei  denen  Gase  oder  gelöste  Stoffe  zur 
Ausscheidung  gelangen.  Da  man  sich  früher  fast  ausschließlich  mit  der- 
artigen Polarisationszellen  beschäftigte,  ist  man  erst  verhältnismäßig  spät  zu 
einem  Einblick  in  die  obwaltenden  Verhältnisse  gelangt. 

Bei  Benutzung  einer  Zersetzuugszelle ,  die  p  1  a  t  i  n  i  e  r  t  e .  mit  Wasserstoff 
oder  Sauerstoff  bedeckte  I'latinelektroden  unter  Atmosphärendruck  und 
Zimmertemperatur  in  verdünnter  Schwefelsäure  enthielt,  bekam  man  folgende 
Ergebnisse,  i.  Schaltete  man  an  die  Zelle  eine  elektromotorische  Kraft  an. 
die  kleiner  als  i.i-Volt  war.  so  bildete  sich  aus  dem  an  den  Elektroden 
haftenden  Wasserstoff  und  Sauerstoff  Wasser;  2.  bei  Anschaffung  einer 
elektromotorischen  Kraft  von  1,22  Volt  herrschte  Gleichgewicht,  und  3.  wenn 
dieser  Wert  überschritten  wurde,  trat  sichtbare  Wasserzersetzung  ein.  Unter 
einem  geringeren  Drucke  als  dem  der  Atmosphäre  nimmt  der  Wert  für  die 
Polarisation  der  Zelle  ab.  so  daß  schon  mit  einer  geringen  elektromotorischen 
Kraft  eine  Wasscrzersetzting  möglich  ist.  Steigert  man  dagegen  den  Druck, 
so  steigt  auch  die  elektromotorische  Kraft  der  Polarisation  der  Zelle,  und 
zwar  nach  mündlichen  Angaben  von  Professor  Le  Blanc  entsprechend  einer 
logarithmischen  Kurve.  Hieraus  ist  ersichtlich,  daß  die  zur  Zersetzung  des 
Wassers  erforderliche  Kraft  zwischen  Null  und  einem  gewissen  Höchst- 
werte schwanken  kann:  dieser  ist  abhängig  von  der  Größe  des  Druckes, 
d.  h.  von  der  Konzentration,  in  der  sich  die  an  den  Elektroden  haftenden 
Gase  befinden.  Unter  Atmosphärendruck  und  bei  Anwendung  platzierter 
Elektroden  findet  Wasserzersetzung  bei  einer  Spannung  von  1,23  Volt  statt, 
während  bei  blanken  Platinelektrodcn  zur  Erreichung  des  gleichen 
Zweckes  die  elektromotorische  Kraft  1.(7  Volt  betragen  muß.  Auffällig  ist. 
daß  bei  der  Zelle  mit  blanken  Platinelektroden  der  Zersetzungspunkt  ver- 
hältnismäßig hoch  liegt,  obwohl  nur  der  Partialdruck  der  Luft  zu  über- 
winden ist,  und  ferner,  daß  er  mit  der  Natur  der  indifferenten  Elektrode 
seinen  Wert  ändert  Im  folgenden  finden  diese  Erscheinungen  ihre  Er- 
klärung. 

Bei  Zellen  mit  platinierten  Elektroden  stehen  die  in  den  Elektroden 
und  die  in  dem  Elektrolyten  gelösten  Gasmengen  sowie  die  Gase,  die  den 
Elektroden  äußerlich  anhaften,  stets  in  einem  gewissen  Gleichgewichte  (beim 
Sauerstoffe  vermutet  man  die  Bildung  eines  Zwischenprodukts  mit  Wasser); 
nach  Anschaffung  einer  elektromotorischen  Kraft,  welche  die  der  Polari- 
sationszelle übersteigt,  z.  B.  i.tVolt.  findet  an  den  Elektroden  eine  Gasaus- 
scheidung statt,  wodurch  die  Konzentration  der  in  den  Elektroden  und  im 
Elektrolyten  gelöster)  Gase  eine  Steigerung  erfährt.  Elektroden  und  Flüssig- 
keit geben  aber  sehr  bald  den  Uberschuß  an  Gas  an  die  Luft  ab,  so  daß 
eine  Übersättigung  der  Flüssigkeit  vermieden  wird.  Die  Zersetzung  erfolgt 
also  immer  bei  gleichbleibender  Konzentration  der  Gase,  läßt  sich  mithin 
stets  mit  der  gleichet!  elektromotorischen  Kraft  erreichen. 
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Bei  luftdicht  verschlossenen  Zellen  kann  das  ausgeschiedene  (ias  nicht 
entweichen,  infolgedessen  treten  alsdann,  wie  wir  später  sehen  werden, 
;indcre.  verwickeitere  Verhaltnisse  ein. 

Die  Verhältnisse  liegen  dagegen  anders,  wenn  man  blanke  Platin- 
clektroden  benutzt,  weil  diese  für  Gas  sehr  wenig  aufnahmefähig  sind,  und 
somit  der  Vermittler  für  den  Ausgleich  zwischen  dem  in  der  Flüssigkeit 
gelösten  Gase  und  der  Umgebung  des  außerhalb  der  Flüssigkeit  befindlichen 
Teiles  der  Elektroden  fehlt.  Da  von  vornherein  in  dem  FJektrolyten  nur 
äußerst  wenig  Wasserstoff  und  Sauerstoff  sich  gelöst  vorfindet,  tritt  bald 
selbst  bei  einer  kleinen  elektromotorischen  Kraft  eine  ganz 
schwache  Zersetzung  des  Wassers  ein.  Jede  Erhöhung  der  ange- 
schalteten elektromotorischen  Kraft  bringt  eine  weitere  Zersetzung  des 
Wassers  hervor,  und  zwar  so  lange,  bis  die  Konzentration  der  Gase  oder 
eines  etwa  entstehenden  Zwischenprodukts  einen  Grad  erreicht  hat.  der  der 
angewendeten  elektromotorischen  Kraft  entsprechen  würde,  falls  das  Gas  sich 
an  platiniertcn  Elektroden  befände.  Hierauf  ist  das  Auftreten  eines 
Ladungsstroms  zurückzuführen,  der  aber,  wie  ein  eingeschaltetes  Galvano- 
meter nachweist,  bald  verschwindet.  Schließlich  nimmt  bei  weiterer  Steige- 
rung der  elektromotorischen  Kraft  die  Konzentration  der  Gase  so  zu,  daß 
dieselbe  Menge  Gas,  die  ausgeschieden  wird,  auch  entweicht;  der  Wider- 
stand, den  die  Blasenbildung  verursacht,  und  ein  anderer  »passiver  Wider- 
stand unbekannter  Natur,  der  sich  dem  Entweichen  des  Gases  entgegen- 
stellt«, sind  meist  nicht  unerheblich.  Nach  Erreichung  dieses  Zersetzungs- 
punktes, der  häufig  mit  einem  Sprunge  eintritt,  wird  das  Wasser  dauernd 
zersetzt,  ohne  daß  eine  weitere  Konzentration  des  gelösten  Gases  an  der 
Elektrode  und  in  der  Flüssigkeit  erfolgt.  Zersetzungspunkt  und  Bläschen- 
bildung fallen  aber  nicht  immer  zusammen;  häufig  ist  der  Zersetzungspunkt 
bereits  erreicht ,  während  Bläschen  noch  nicht  beobachtet  werden ,  sondern 
erst  später  auftreten.  Nach  Le  Blanc  sollen  dabei  »allerhand  Zufälligkeiten 
und  das  subjektive  Moment  stark  mitspielen.« 

Bevor  der  Zersetzungspunkt  erreicht  war.  konnte  man  selbst  bei  ver- 
hältnismäßig geringen  elektromotorischen  Kräften  an  einem  empfindlichen 
Galvanometer  einen  dauernden  Stromdurchgang  durch  die  Zelle  erkennen, 
der  mit  der  Zunahme  der  elektromotorischen  Kraft  an  Stärke  wuchs;  selbst 
beim  ersten  Anschalten  kehrte  die  Nadel  des  Galvanometers  nach  dem 
Ladungsstoße  nicht  ganz  auf  Null  zurück,  sondern  zeigte  einen  geringen 
Ausschlag  an.  Die  Ursache  dieser  Erscheinungen  ist  in  der  Diffusion 
innerhalb  der  Flüssigkeit  zu  suchen,  wodurch  Gas  von  den  Elektroden 
weggeführt,  und  die  Konzentration  an  ihnen  ununterbrochen  verringert 
wird.  Infolgedessen  kann  stets  eine  neue  Zersetzung  von  Wasser  erfolgen, 
was  das  Galvanometer  durch  die  Ablenkung  erkennen  läßt.  Diesen  Strom 
hat  man  als  »Reststrom«  bezeichnet. 

Bei  Anwendung  blanker  Platinelektroden  ist  der  Zersetzungspunkt  un- 
abhängig vom  Drucke.  Wenn  die  Elektroden  eine  solche  Menge  Gas 
aufgenommen  haben,  daß  sie  ebensoviel  an  die  Flüssigkeit  abgeben,  wie 
durch  die  Elektrolyse  ausgeschieden  wird,  ist  eben  der  Zersetzungspunkt 
erreicht.  Da  eine  Volumenänderung  hierbei  nicht  eintritt,  ist  auch  der 
äußere  Druck  ohne  Einfluß  auf  den  Vorgang;  wohl  aber  bestimmt  die 
Lösungsfähigkeit  der  Elektroden  für  das  ausgeschiedene  Gas  die  Lage  des 
Zersetzungspunktes;  ferner  hängt  es  von  der  Löslichkeit  des  Gases  in  der 
Flüssigkeit  ab,  ob  der  Punkt  der  Bläschenbildung  und  der  Zersetzungspunkt 
nahe  beieinander  oder  weiter  auseinander  liegen. 
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Bei  Feststellung  von  Zersetzungspunkten  an  Kathoden  aus  verschiedenem 
Stoffe  in  verdünnter  Schwefelsäure  wurden  vielfach  Verzögerungen 
in  d  c  r  Wa  s  s  e  r  s  t  o  f  f  a  h  s  c  h  e  i  d  u  n  g  beobachtet,  so  daß  dieAbschei- 
dung  erst  bei  einer  höheren  elektromotorischen  Kraft  eintrat, 
als  zu  erwarten  war;  man  hat  die  größten  Werte  solcher  sogenannten 
»Überspannungen«  bei  Metallen  gefunden,  welche  die  geringste  »Ok- 
klusionsfähigkcit«  besitzen,  z.B.  Blei,  Quecksilber.  Zur  Erreichung  einer 
sichtbaren  Gasentwicklung  war  die  elektromotorische  Kraft  mitunter  noch 
mehr  zu  erhöben.  Hie  gleichen  Ergebnisse  erhielt  man  bei  Anwendung  von 
Kali-  oder  Natronlauge. 

Auch  bei  Ermittlung  von  anodischen  Zersetzungspunkten  wurden  Uber- 
spannungen beobachtet,  dann  fiel  aber  mit  dem  Zersetzungspunkte  das  Auf- 
treten der  sichtbaren  Sauerstoffentwickluug  zusammen.  Wir  kommen  auf 
diese  Erscheinungen  noch  einmal  bei  Besprechung  der  Natronzellen  zurück. 

Mit  der  Zeit  rinden  Veränderungen,  meist  Verringerungen  der  Polari- 
sationswerte  statt ;  ebenso  sinken  diese  bei  Zunahme  der  Temperatur. 

G.   Einfluß  von  intermittierenden  und  Wechselströmen. 

Sendet  man  durch  ein  Voltameter,  das  Platinelektroden  in  verdünnter 
Schwefelsäure  enthält,  erst  einen  positiven  Strom  und  kehrt  dann  die 
Stromrichtung  um.  so  verbinden  sich  die  an  den  Elektroden  durch  den 
ersten  Strom  ausgeschiedenen  Gase  mit  den  neu  ausgeschiedenen  chemisch 
zu  Wasser.  Je  größer  die  Elektroden  sind,  um  so  stärker  tritt  diese  Wieder-  * 
Vereinigung  auf;  die  ausgeschiedene  Gasmenge  ist  also  proportional  der 
Stromdichtc. 

Das  Gleiche  findet  bei  Anwendung  von  Wechselströmen  statt.  Auch 
hier  ist  die  in  einer  gegebenen  Zeit  entwickelte  Menge  an  Knallgas  nicht 
der  Anzahl  der  Ströme  proportional .  denn  ein  Teil  der  nacheinander  an 
derselben  Elektrode  erzeugten  Gase  vereinigt  sich  stets  wieder.  Man  erhält 
um  so  weniger  Gas,  und  die  Wiedervereinigung  der  Gase  Sauerstoff  und 
Wasserstoff  zu  Wasser  ist  um  so  vollständiger,  je  geringer  die  Stromdichte 
ist.  und  je  schneller  die  Stromwechsel  aufeinander  folgen;  dies  rührt  daher, 
daß  die  abgeschiedenen  Gase  sich  zwischen  den  einzelnen  schnellen  Strom- 
wechseln wenig  von  der  Oberfläche  der  Elektroden  entfernen  können,  so 
daß  ein  neu  entstehendes  Gasteilchen  fast  immer  eine  Menge  des  andern 
Gases  vorfindet,  mit  dem  es  sich  zu  Wasser  verbinden  kann.  Durch  solche 
Ströme  wechselnder  Richtung  w  ird  wie  durch  gleichgerichtete  Ströme  eine  Po- 
larisation hervorgerufen,  diese  nimmt  aber  mit  Verkleinerung  der  Stromdichte 
und  Vermehrung  der  Stromwechsel  ab. 

Die  einen  Elektrolyten  durchfließenden  Wechselströme  erwärmen  die 
Flüssigkeit  ebenso  wie  einen  Draht  von  gleichem  Widerstande,  vorausgesetzt, 
daß  die  Ionen  sich  völlig  wieder  vereinigen.  Werden  Gase  frei,  dann  ist 
die  Erwärmung  geringer. 

Poggcndorf  hat  beobachtet,  daß  sich  beim  Durchgange  von  schnell  auf- 
einander folgenden  Strömen  derselben  Richtung  durch  ein  Platinelektroden 
und  verdünnte  Schwefelsäure  enthaltendes  Voltameter  die  Kathode  mit 
pulver  förmigem  Platin,  sogenanntem  Platinschwarz,  bedeckt.  Wie 
Poggcndorf  für  intermittierende  Ströme,  so  stellte  auch  de  la  Rivc  für 
Wechselströme  an  den  aus  Platinblech  bestehenden  Elektroden  eine  langsame 
Bildung  von  Platinschwarz  fest.  Diese  sogenannte  » Disgrcgation «  ist 
aber  nicht  an  das  Vorhandensein  von  Schwefelsäure  gebunden,  sondern  sie 
tritt  auch  in  Lösungen  von  Alkalien  usw.  auf.    Aus  den  Versuchen  Poggen- 
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dorts  folgt,  daß  die  Erscheinung  nicht  auf  abwechselnde  Oxydation  und 
Reduktion  der  Elektroden  allein,  sondern  auf  einem  Zerfalle  des  Metalls 
beruht,  dem  nicht  nur  unedle,  sondern  auch  edle  Metalle  (Platin  und  Gold) 
ausgesetzt  sind.  Wie  wir  später  sehen  werden,  bildet  sieh  an  den  Elektroden 
der  Natronzellen  ebenfalls  Platinschwarz. 

Bei  Anwendung  blanker  Platinelektroden  erzeugen  Ströme  von  niedriger 
Wechselzahl  nicht  unerhebliche  Mengen  von  Wasserstoff  und  Sauerstoff.  Je 
höher  die  Wechselzahl  ist,  um  so  weniger  Gas  erhält  man.  bis  bei  sehr 
hoher  Wechselzahl  die  Gasbildung  nahezu  gleich  Null  wird.  Wenn  die 
Elektroden  aber  platiniert,  d.  h.  mit  Platinschwarz  bedeckt  sind,  wodurch 
sie  umkehrbar  werden,  treten  keine  nennenswerten  Veränderungen  an  ihnen 
ein;  erzeugt  der  eine  Stromstoß  Wasserstoff,  der  nächstfolgende  Sauerstoff, 
so  vereinigen  sich  diese  Gase  bei  schnell  sich  folgenden  Wechselströmen 
sogleich  wieder  zu  Wasser;  nur  bei  langsamen  Wechseln,  wie  sie  etwa  durch 
Polwechslcr  oder  Rufmaschinen  mit  15  Perioden  in  der  Sekunde  erzeugt 
werden,  wird  ein  Teil  der  Gase  frei. 

Eine  Zelle,  deren  eine  Elektrode  aus  Aluminium  oder  Magnesium  ge- 
fertigt ist.  läßt,  falls  die  elektromotorische  Kraft  der  Wechselströme  nicht 
zu  groß  ist,  ähnlich  wie  die  Seife  (vgl.  den  Abschnitt  »Unipolare  Leitung«), 
nur  Ströme  einer  Richtung,  d.  h.  nur  immer  dieselbe  halbe  Periode  hindurch; 
dies  beruht  darauf,  daß  sich  auf  dem  Aluminium  oder  dem  Magnesium  ein 
stark  elektroncgativcs  Suboxyd  bildet.  Grätz  hat  diese  Eigenschaft  zur 
Herstellung  der  nach  ihm  benannten  Zellen  benutzt. 

H.   Chemischer  Vorgang  in  den  Polarisationszellen. 

Man  nahm  bisher  an,  daß  bei  einem  Stromdurchgange  durch  eine  Säure- 
zelle an  der  Kathode  der  Wasserstoff  und  an  der  Anode  der  Säure- 
rest -S  O,  der  Schwefelsäure  abgeschieden  würde;  da  letzter  nicht  für  sich 
allein  bestehen  kann,  sollte  er  sich  wieder  mit  Wasser  zu  Schwefelsäure 
verbinden  und  gleichzeitig  ein  Atom  Sauerstoff  abgeben  (S  0i  -f  H^O 
r  H2  SO,  -f  OJ.  so  daß  Wasserstoff  (H.2)  und  Sauerstoff  (OK  die  Teile 
des  Wassers,  frei  würden.  Ebenso  herrschte  die  Ansicht,  daß  bei  der 
Elektrolyse  von  Natronlauge  (Na  O  H  sich  das  Na  an  die  Kathode  und 
das  0  H  an  die  Anode  begäbe;  erstes,  das  im  Wasser  nicht  frei  bestehen 
kann,  sollte  auf  das  Wasser  einwirken  und  Natronlauge  sowie  freien  Wasser- 
stoff bilden  (Na  -f  H2  O  --  Na  O  II  +  ///,  das  OH  dagegen  sich  mit 
einem  gleichartigen  Molekül  zu  Wasser  vereinigen  und  ein  Atom  freien 
Sauerstoff  abgeben  (0  H  +  0  H  —  IL  O  +  O).  Auch  in  diesem  Falle 
würden  also  die  Bestandteile  des  Wassers  entstehen  ,  und  zwar  wie  vorher 
durch  sekundäre  Einflüsse. 

Ostwald  und  Le  Blanc  sind  indessen  der  Ansicht,  daß  die  Natur  keine 
Umwege  macht,  und  meinen,  wenn  die  Teile  des  Wassers  als  freie 
Gase  an  den  Elektroden  auftreten,  dann  sind  sie  auch  unmittelbar 
aus  dem  Wasser  als  solche  abgeschieden  worden.  Diese  Annahme 
setzt  voraus,  daß  z.  B.  in  verdünnter  Schwefelsäure  außer  den  H"-  und 
•S  0/- Ionen  auch  Ionen  von  dissoziiertem  Wasser  Hw  und  O")  vorhanden 
sind;  ja  sie  geht  noch  weiter  und  nimmt  neben  den  H1-  und  S  04"-Ionen 
der  Schwefelsäure  noch  //  S  04' -  Ionen  und  neben  den  //••-  und  Co- 
lonen des  Wassers  noch  O  //'-Ionen  an.  Da  der  Zersetzungswert  fast 
aller  Basen  und  Säuren,  wie  wir  gesehen  haben,  im  Mittel  1,07  Volt  be- 
trägt (der  Wert,  bei  dem  die  OH'-  Ionen  zur  Abscheidung  gelangen), 
so  liegt  keine  Veranlassung  vor,  etwa  bei  Natronlauge  eine  Abscheidung 
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des  Na,  bei  Kalilauge  eine  solche  des  A."  und  eine  Einwirkung  dieser 
auf  das  Wasser  anzunehmen.  Wäre  dies  der  Fall,  dann  würden  die  Zer- 
setzungswerte nicht  sämtlich  1,67  Volt  betragen,  sondern  verschieden,  und 
zwar  abhängig  von  dem  Kation  sein  und  ähnlich  wie  bei  den  metallaus- 
scheidenden Salzen  über  1.67  Volt  liegen.  Le  Blanc  hat  von  den  Vor- 
gängen folgende  Auffassung:  »Stromleitung  und  Ausscheidung  an  der  Elek- 
trode stehen  nicht  im  engen  Zusammenhang;  an  der  Stromleitung  beteiligen 
sich  sämtliche  vorhandene  Ionen,  an  der  Elektrode  werden  jedoch 
stets  die  Ionen  zuerst  ausgeschieden,  zu  deren  Ausscheidung 
die  geringste  Arbeitsleistung  erforderlich  ist,  und  so  kann  es 
kommen,  daß  Ionen,  die  an  der  Stromleitung  kaum  einen  meßbaren  Anteil 
haben,  bei  der  Zersetzung  an  den  Elektroden  eine  Hauptrolle  spielen,  sofern 
sie  nur  schnell  genug  nachgebildet  werden.« 

Hat  man  beispielsweise  ein  Gemisch  von  Kupfer-,  Silber-  und  Kadmium- 
salzen  und  elektrolvsiert  es  zwischen  Platinelektrodcn,  so  beteiligen  sich  an 
der  Stromleitung  Cu  \  Ag  ,  Cd"  und  H\  Zuerst  ausgeschieden,  und  zwar 
bereit«  bei  0,7  Volt,  wird  das  Silber;  genügen  die  vorhandenen  Silberionen 


für  die  Stromdichte  nicht  mehr,  so  kommt  das  Kupfer  an  die  Reihe,  da- 
nach das  Kadmium  und  zuletzt  der  Wasserstoff.  Diejenigen  Ionen,  die  am 
leichtesten  ihre  elektrischen  Ladungen  abgeben  können,  werden  (primär)  zu- 
erst ausgeschieden,  »die  andern  müssen  sich  gedulden,  bis  nach  Entfernung 
erster  die  Reihe  an  sie  kommt«.  Wollte  man  diese  Vorgänge  durch 
sekundäre  Einflüsse  erklären,  so  würde  man  zu  äußerst  verwickelten  Formeln 
gelangen. 

An  einer  für  verdünnte  Schwefelsäure  aufgenommenen  anodischen  Zer- 
setzungskurve (Fig.  7)  kann  man  mehrere  charakteristische  Punkte  beob- 
achten. Anschließend  an  den  schon  bei  geringer  elektromotorischer  Kraft 
dauernd  vorhandenen  Reststrom  setzt  bei  1,12  Volt  eine  Zunahme  der  Strom- 
stärke ein,  die  der  Abscheidung  der  0"-lonen  entspricht.  Da  die  0"-Ionen 
wegen  ihrer  sehr  geringen  Konzentration  bald  an  der  Elektrode  ver- 
braucht und  von  dem  Wasser  nicht  hinreichend  schnell  nachgeliefert  werden, 
ist  die  Stromzunahme  nur  unbedeutend.  Das  stärkere  Wachsen  beginnt  bei 
1.67  Volt,  wo  die  Entladung  der  O //'-Ionen  eintritt;  u.U.  findet  man  noch 
zwei  weitere  Knickpunktc  der  Kurve,  nämlich  bei  1,9  Volt,  wo  die  S  0%"~ 
Ioncn,  und  bei  2/.  Volt,  wo  die  //5  04'-Ioncn  ihre  Ladungen  abgeben. 
(Diese  Werte  sind  von  Nernst  und  seinen  Schülern  ermittelt  worden.) 
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Ähnliche  Ergebnisse  erhält  man  bei  der  Elektrolyse  von  Natronlauge.  Eine 
Spannung  bis  1,12  Volt  erzeugt  nur  den  sogenannten  Reststrom.  Bei  einer 
etwas  über  i,u  Volt  betragenden  elektromotorischen  Kraft  werden  dann  die 
0"-lonen  entladen ;  da  diese  sich  aber  hierdurch  in  der  Nähe  der  Elektrode 
derart  verringern,  daß  jetzt  der  Wert  der  zu  ihrer  Abscheidung  erforder- 
lichen Spannung  höher  als  1,69  Volt  liegt,  so  ist  der  zwischen  Li;  und 
TZ«»  Volt  erzeugte  Strom  sehr  gering;  erst  nach  Erhöhung  der  elektro- 
motorischen Kraft  auf  1,69  Volt  und  darüber  setzt  mit  der  Entladung  der 
<)  //'-Ionen  ein  stärkerer  Strom  ein.  Die  hierbei  auftretende  Sauer- 
stoffabscheidung  ist  auf  die  Reaktion  OH  -f-  OH  —  HJ)  -f  O  zurückzu- 
führen (Schluß  folgt' 


Die  Petroleumindustrie.*) 
Von  Postrat  Weise  in  Bremen. 

Rohes  Petroleum,  ein  Gemisch  verschiedenartiger  Kohlenwasserstoffe, 
befindet  sich  als  ein  dünn-  bis  dickflüssiger,  wasserheller  oder  gelb,  auch  dunkel- 
grün bis  schwarz  gefärbter  Körper  mit  blauer  Fluoreszenz  in  den  verschie- 
densten geologischen  Formationen,  und  zwar  meist  in  bituminösem  Ton- 
schiefer und  buntfarbigen  Tonen  in  Wechsellagerung  mit  Sandsteinen  und 
Konglomeraten.  Wie  die  Steinkohle  stellt  es  Zersetzungsrückstände  unter- 
gegangener Organismen  dar  und  bildet  als  Rest  einer  längst  verschollenen 
Flora  oder  Fauna  eine  biologische  Urkunde  von  hohem  Interesse.  Ob 
ausschließlich  Pflanzen  oder  ausschließlich  Tiere  oder  beide  gemeinschaftlich 
den  Urstoff  lieferten,  steht  nicht  unzweifelhaft  fest.  Wohl  aber  ist  die 
tierische  Mitwirkung  bei  dem  Entstehungsvorgange  durch  Versuche  nach- 
gewiesen worden :  es  gelang,  durch  Destillierung  von  Fischtran  bei  starkem 
Drucke  künstlich  einen  Stoff  zu  entwickeln,  der  die  Eigenschaften  des  Roh- 
petroleums zeigte.  Unerklärlich  blieb  jedoch  die  Tatsache,  daß  die  in  der 
Natur  gefundenen  Erdölsorten  durchweg  das  Vermögen  besitzen,  die  Schwin- 
gungsebene des  geradlinig  polarisierten  Lichtes  zu  drehen  .  während  Fetten, 
aus  denen  nach  der  Theorie  das  Petroleum  hervorgegangen  sein  soll,  diese 
Eigenschaft  nicht  innewohnt.  In  neuester  Zeit  wurde  jedoch  durch  Ver- 
suche der  Nachweis  geführt,  daß  bei  der  Verwesung  von  Eiweißkörpern 
erhebliche  Mengen  stark  optisch  aktiver,  die  Schwingungsebenen  des  Lichtes 
beeinflussender  Säuren  entstehen,  die  sich  zum  Teil  in  den  Fetten  und  Fett- 
säuren der  Tierkörper  und  Pflanzen  lösen,  so  daß  also  eine  Erklärung  für 
die  optische  Erscheinung  gegeben  ist.  Nach  der  jetzt  geltenden  Theorie 
haben  sich  durch  irgendwelche  Umstände  am  Meeresgrund  ungeheuere 
Mengen  von  Tierleibern,  Korallen,  Muscheln,  Krebstieren  usw.  oder  von 
Pflanzen  angesammelt  und  sind  verwest;   es  bildeten  sich  hierbei  optisch 
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aktive  Säuren,  welche  sich  in  den  noch  vorhandenen  Fetten  jener  Organismen 
auflösten.  Die  Reste  wurden  durch  Ablagerungsschichten  überdeckt;  durch 
deren  Druck  sowie  durch  die  Verwesungsgase  hei  erhöhter  Temperatur  ent- 
stand das  optisch  aktive  Erdöl. 

Das  Petroleum  entströmt  an  einzelnen  Stellen  ohne  künstliche  Nachhilfe 
dem  Erdreich,  in  der  Hauptsache  muß  es  aber  durch  Bohr-  und  Pump- 
werke den  unterirdischen  Lagern  entzogen  werden.  Petroleumquellen  sind 
von  alters  her  bekannt.  Die  von  Erdölgasen  gespeisten  heiligen  Feuer  der 
Feueranbeter  von  Baku  brannten  vor  Tausenden  von  Jahren  und  wurden 
erst  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  aus  religiösen  Gründen  von  der  russischen 
Regierung  gelöscht.  Herodot  schon  erwähnt  Erdöl(|uellen  von  Zakynthos 
(Zante);  im  Altertumc  wurde  das  bei  Agrigent  gefundene  Erdöl,  das  »sizi- 
lische  Ol«,  als  Petrolcion  in  Lampen  gebrannt;  zum  Teil  bildete  das  Natur 
erzeugnis  in  dieser  Zeit  schon  einen  Handclsgegenstand,  der  jedoch  nur  be- 
schränkte Verwertung  fand.  Auch  in  der  Neuen  Welt  hat  es  schon  vor 
Jahrhunderten  eine  Rolle  gespielt.  Im  ülgcbiete  von  Nordamerika  entdeckte 
man  vor  etwa  50  Jahren  runde  Schächte  bis  zu  9  m  Tiefe  und  2  m  Durch- 
messer, die  von  der  Sohle  bis  zu  Tage  ausgezimmert  und  so  tief  hinab- 
gesenkt waren,  daß  sie  eine  Petroleum  führende  Kluft  erreichten.  Man 
fand  sie  jetzt  mit  gestürztem  Erdreich  ausgefüllt  und  mit  Humus  bedeckt, 
in  welchem  sich  YVurzeln  meist  sehr  alter  Bäume  ausbreiteten.  Aus  dem 
Alter  des  bedeckenden  Pflanzenwuchses  konnte  man  schließen,  daß  diese 
frühen  bergmännischen  Unternehmungen  jedenfalls  vor  mehr  als  500  Jahren 
in  Betrieb  gewesen  sein  mußten.  In  einem  Schachte  fand  man  noch  einen 
wohlerhaltenen  Steigbaum,  d.  i.  einen  mit  tiefen  Kerben  versehenen  Stamm, 
der  zur  Bcfahrung,  vielleicht  auch  zur  Förderung  gedient  hat.  Die  Funde 
begründen  die  Annahme,  daß  bereits  vor  Einwanderung  der  Indianer  ein 
Volk  höherer  Kultur  jene  Gegenden  bewohnte,  das  den  Wert  des  Petroleums 
erkannt  und  zu  dessen  Gewinnung  besondere  Abteufungen  vorgenommen 
hatte. 

Die  unterirdischen  Petroleumschätze  sind  so  groß,  ihr  Vorkommen  ist 
so  häutig,  daß  sie  den  Menschen  nicht  unbemerkt  bleiben  konnten.  Man 
achtete  jedoch  das  Naturerzeugnis  nicht  gebührend,  da  man  seinen  Nutzen 
nicht  erkannte.  Das  nur  in  mäßigen  Mengen  auftretende  öl  wurde  vielfach 
als  eine  lästige  Gabe  empfunden,  die  nur  als  Wagenschmiere  oder  —  als 
Arznei  verwertbar  erschien.  Auf  größere  Mengen  stieß  man  erst  1829  in 
Kentucky  bei  der  Vornahme  von  Salzbohrungen.  Das  Erdöl  floß  wochen- 
lang reichlich  aus  dem  Bohrloche,  vereitelte  die  weiteren  Bohrversuche,  und 
als  sich  das  in  den  Cumberlandfluß  geleitete  öl  zufällig  entzündete,  brachte 
es  sogar  die  ganze  Gegend  in  Angst  und  Gefahr.  Die  Unternehmer  waren 
froh,  als  die  Quelle  versiegte.  Der  Gedanke,  das  öl  zu  Beleuchtungszwecken 
zu  verwenden,  konnte  sich  noch  nicht  Bahn  brechen. 

Dem  Lichtbedürfnisse  hatten  von  alters  her  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts in  der  Hauptsache  flache  Öllampen  genügt,  nur  reichere  Haus- 
haltungen und  Kirchen  bedienten  sich  der  Kerzen  aus  Talg,  Walrat  und 
Wachs.  Bezeichnend  für  die  Anspruchslosigkeit  unserer  Vorfahren  hin- 
sichtlich der  künstlichen  Lichtquelle  ist  Goethes  Vers  in  den  »Sprüchen  und 
Reimen« 

»WüfMc  nichr,  was  sie  Besseres  erfinden  konnten, 
Als  wenn  die  Lichter  ohne  Putzen  brennten.« 

Erst  mit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  setzte  ein  nachhaltiges  Streben  nach 
Verbesserung  der  Beleuchtung  ein.    Die  Entwicklung  der  Industrie  forderte 
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gebieterisch  einen  Wandel  in  den  Beleuchtungsquellen.  Während  sich  in 
der  Landwirtschaft  Tageswerk  mit  der  Tageslänge  deckte,  durfte  die  abend- 
liche Dunkelheit  der  Industrie  keine  Schranken  setzen,  wenn  anders  die 
industriellen  Anlagen  ertragfähig  sein  sollten.  Auch  die  Zunahme  de> 
Verkehrs,  die  Entwicklung  des  geistigen  und  des  geselligen  Lebens  verlangten 
bequeme,  reichliche  und  billige  Beleuchtung  für  die  Abend-  und  Nachtzeiten 
Die  Einführung  des  Glaszylinders,  des  Flach-  und  des  Runddochts,  des  Argand- 
brenners stellte  schon  wesentliche  Fortschritte  dar.  Neue  Brennstoffe,  neue 
Lampen  wurden  ersonnen;  Stearin,  Paraffinöl  (aus  Braunkohle  destilliert». 
Pflanzenole  (Terpentin)  kamen  in  Benutzung,  und  eine  lebhatte  Industrie 
entwickelte  sich,  die  erdige  Braunkohle,  bituminöse  Schiefer,  Erdwachs. 
Ozokerit,  Erdpech  zur  Erzeugung  von  Leuchtöl,  Solaröl ,  Photogen  und 
Paraffin  destillierte.  Aber  diese  Mittel  genügten  bei  weitem  nicht;  das  vor- 
liegende Bedürfnis  konnte  erst  durch  die  in  der  Mitte  des  ig.  Jahrhunderts 
ins  Leben  tretende  Petroleumindustric  befriedigt  werden. 

Fundstätten  des  Erdöls  sind  Amerika,  Rußland.  Galizien,  Rumänien  und 
auch  Deutschland,  denen  sich  in  neuester  Zeit  asiatische  Gebiete  (Sunda- 
inseln,  Japan)  anschließen.  Für  die  Gewinnung  kommen  vornehmlich  zwei 
Hauptgebiete  in  Betracht:  Pennsylvanien  mit  einigen  Nachbargebieten  und 
die  russische  Halbinsel  Apscheron,  die  sich  als  südöstliche  Ausläuferin  des 
Kaukasus  ins  Kaspisehe  Meer  erstreckt.  Die  ersten  größeren  Schöpfwerke 
errichtete  1855  die  Rock  Oil  Company  bei  Titusvillc  (Pennsylvanien);  sie 
vertrieb  den  Rohstoff  nach  den  zahlreichen  Raffinerien  Amerikas,  die  bisher 
Boghead-Kohle  aus  Schottland  zur  Herstellung  von  Schmierölen  bezogen 
hatten  und  sich  nunmehr  der  lohnenderen  Destillation  des  Erdöls  zuwendeten. 
Die  Schöpfwerke  konnten  aber  bald  der  Nachfrage  nicht  mehr  gerecht 
werden,  die  sich  infolge  Bereitung  von  Leuchtstoff  aus  dem  Erdöl  einstellte. 
Da  gelang  es  1850,  durch  Erbohrung  des  ersten  springenden  Ölbrunnens  in 
22  m  Tiefe  den  Rohstoff  in  reichlichen  Mengen  zu  fördern.  Als  die  Er- 
giebigkeit des  Fundes  bekannt  wurde,  begann  ein  wahres  Ölfieber;  Unter- 
nehmer. Spekulanten  und  Arbeiter  strömten  von  allen  Seiten  herbei,  um 
tunlichst  in  kürzester  Zeit  reich  zu  werden.  Städte  mit  vielen  tausend  Ein- 
wohnern entstanden  in  der  amerikanischen  Wildnis,  die  bisher  nur  wenige 
Indianer  ernährt  hatte.  Die  Indianer  wurden  mit  Gewalt  aus  der  Heimat 
vertrieben,  das  schöne,  waldige  Hügelland  verwandelte  sich  in  eine  Gegend 
voll  Ruß.  Qualm  und  Petroleumgeruch,  ausgestattet  mit  Schornsteinen, 
Bohrtürmen  und  Eisenbahngleisen. 

Das  nordamerikanische  ülgebiet  umfaßt  einen  30  bis  40  km  breiten 
Landstreifen,  der  vom  Ufer  des  Ontariosees  bis  zur  großen  Biegung  des 
Ohioflusses  bei  Cincinnati  am  Westabhange  des  Alleghanygebirges  verläuft. 
Die  bedeutendsten  Quellen  springen  in  Mecca  (Ohio),  Titusville,  Oil -City, 
Rouseville  und  M'Clintockville  (Pennsylvanien).  Sandlager  und  Schichten 
von  Sandstein  stellen  den  unterirdischen  Verlauf  eines  ehemaligen  Flußbetts 
oder  einer  Meeresbucht  dar.  In  Höhlungen  oder  im  Gestein  eingesprengt 
findet  sich  das  Rohöl,  dessen  große  Lager  zum  Teil  untereinander  in  Ver- 
bindung stehen.  Es  durchtränkt  die  ganze  Masse  der  Gesteine,  erfüllt  die 
Poren  und  feinen  Spalten  und  sammelt  sich  im  Grunde  von  Schächten  und 
Brunnen.  An  einzelnen  Stellen  tritt  die  ölführende  Schicht  frei  zutage, 
während  sie  anderwärts  erst  in  beträchtlichen  Tiefen  (bis  zu  800  m  und 
mehr)  angetroffen  wird.  Hat  der  Stahlbohrer  ölführendes  Erdreich  ange- 
schlagen, so  wird  ein  Torpedo  mit  Nitroglyzerin  (bis  zu  200  kg)  in  das 
Loch  eingelassen  und  zur  Explosion  gebracht,  wobei  das  Gestein  in  unge- 
heuerem Umfange  zerstört  wird,  und  die  zahllos  eingesprengten  Oltröpfchen 
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:>ich  vereinigen.  Je  nach  der  Mächtigkeit  des  öllagers  fließt  der  Brunneti 
entweder  von  selbst  (flowing  well),  oder  er  gibt  durch  Pumpen,  die  durch 
Dampf  getrieben  werden,  seinen  wertvollen  Inhalt  ab  (pumping  well).  Die 
Lebensdauer  eines  Brunnens  übersteigt  gewöhnlich  nicht  den  Zeitraum  von 
3  Jahren;  allerdings  sind  auch  einzelne  Quellen  20  Jahre  wirksam  geblieben. 
Weitere  amerikanische  ölgebiete  sind  in  Canada,  Kalifornien  und  in  Süd- 
amerika (Peru,  Argentinien  und  Bolivia)  erschlossen  worden. 

In  den  ersten  Jahren  wurde  das  öl  den  Raffinerien  in  Holzfässern  und 
Kisten  durch  Karren  auf  wegelosem  Lande  oder  in  kleinen  Flußbooten, 
später  mit  der  Eisenbahn  zugeführt.  So  billig  sich  das  Rohöl  bei  dem 
überreichen  Ertrage  der  ersten  Brunnen  stellte,  so  erheblich  verteuerte  es 
sich  durch  die  langsame  und  verlustreiche  Beförderung.  Auch  als  in  der 
Nähe  der  Fundstätten  Raffinerien  entstanden,  behielten  die  Beförderungskosten 
den  wichtigsten  Einfluß  auf  die  Preisgestaltung  des  Petroleums,  da  das  ül 
immer  noch  aus  den  weit  verstreuten  Brunnen  zusammengefahren  werden 
mußte.  Zur  Herabsetzung  der  Betriebskosten  schuf  man  daher  bald  ein 
Röhrennetz  nach  Art  der  Gas-  und  Wasserleitungen,  an  das  die  Wells  (öl- 
brunnen)  angeschlossen  wurden;  die  Röhren  führten  zu  Petroleumbehältern, 
die  im  ölgebiete  bei  den  Stationen  der  Eisenbahn  errichtet  wurden.  Der 
übliche  Röhrendurchmesser  beträgt  5,1  cm,  die  Rohre  liegen  ungeschützt 
auf  dem  Erdboden  und  sind  nur  bei  Straßen-  und  Bahnkreuzungen  versenkt. 
Flüsse  werden,  falls  Brücken  nicht  benutzbar  sind,  in  der  Weise  über- 
schritten, daß  ein  starkes  Drahtseil  über  das  Flußbett  gespannt,  und  daran 
der  Rohrstrang  aufgehängt  wird.  Ein  weiterer  Fortschritt  in  der  Ver- 
billigung  und  nachhaltigen  Ausnutzung  der  Bodenschätze  trat  ein,  als  man 
in  den  sechziger  Jahren  dazu  überging,  das  Rohöl  von  diesen  Behältern  aus 
mit  der  Bahn  nicht  mehr  in  Holzgefäßen,  sondern  in  eisernen  Zisternenwagen 
von  großem  Fassungsvermögen  zu  versenden.  Denkwürdig  und  von  tief 
einschneidender  Bedeutung  war  der  Plan  des  Generals  S.  D.  Karns,  das  Rohöl 
durch  Röhrenlcitungen  (pipe  lines)  unter  vollständiger  Ausschaltung  der  Eisen- 
bahnen von  den  Gruben  bis  zu  den  Raffinerien  zu  pumpen.  Nach  vielen 
Schwierigkeiten  wurde  1865  der  Plan  durchgeführt.  Der  Erfolg  war  so 
glänzend,  daß  die  alte  Art  der  Beförderung  völlig  aufgegeben  wurde;  das  ganze 
Ölgebiet  überzog  sich  bald  mit  vielen  pipe  lines.  Sehr  kräftige  Pumpen, 
die  in  den  Hauptlinien  eingeschaltet  sind,  treiben  das  öl  durch  die  Röhren, 
so  daß  sich  auch  erhebliche  Höhenunterschiede  überwinden  lassen.  Durch 
das  Vorgehen  der  von  Rockefeller  gegründeten  Standard  Oil  Company, 
die  gegenwärtig  den  amerikanischen  Markt  vollständig  beherrscht,  sind  in 
der  Neuzeit  alle  Einzellinien  zu  einigen  wenigen  großartigen  Netzen  ver- 
schmolzen worden  ;  im  ganzen  Ölgebiete  befinden  sich  32000  km,  zur  Küste 
führen  4300  km  Rohrleitung.  Rockefeller  verdankt  seine  großen  Erfolge 
der  Tatkraft,  mit  der  er  die  Frachtersparnisse  herbeigeführt  hat;  der  Sieg 
über  seine  Mitbewerber  ist  dem  Umstände  zuzuschreiben,  daß  er  den  Kampf 
mit  diesen  hauptsächlich  auf  dem  Gebiete  der  Beförderung  aufnahm,  auf 
dem  ihn  allerdings  die  Verhältnisse  des  gesamten  amerikanischen  Verkehrs- 
wesens wesentlich  unterstützten.  Die  Gesamtausbeute  im  amerikanischen 
Gebiet  ist  ganz  bedeutend.  Die  gewaltigen  Mengen  ungerechnet,  die  in  der 
Anfangszeit  wegen  mangelhafter  Beförderungs-  und  Absatzverhältnisse  oder 
wegen  ungenügender  Bohrverfahren  nutzlos  verloren  gegangen  sind,  wurden 
in  den  Jahren  1859  bis  1904  zusammen  1383  Millionen  Barrels  (zu  159  l) 
im  Werte  von  1363  Millonen  Dollar  gewonnen. 

Dem  amerikanischen  Markte  erwuchs  der  bedeutendste  Wettbewerb  durch 
die  russische  Pctroleumindustrie.  deren  Entstehung  ebenfalls  in  das  Jahr 
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1S59  fallt,  die  aber  erst  1N72  leistungsfähig  wurde.  Wie  die  Ölindustrie 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sich  unter  der  Kraft  eines  Mannes 

<  Rockefeller)  zu  beträchtlicher  Höhe  entwickelte,  so  wurde  auch  die 
Kußlands  durch  das  Genie  eines  Mannes,  des  Ingenieurs  L.  Nobel,  zur 
Entfaltung  gebracht.  Bis  1872  war  die  ülgewinnung  in  Rußland  Staats- 
monopol, das  ölführende  Gebiet  war  an  einen  Unternehmer  verpachtet,  der 
das  öl  in  brunnenartigen  Gruben  schöpfte.  Die  Fundstätten  (in  vollkommen 
vulkanischer  Gegend)  am  Südabhangc  des  Kaukasus,  insbesondere  auf  der 
Halbinsel  Apschcron  und  auf  der  an  der  Ostküste  des  Kaspischen  Meeres 
liegenden  Insel  Tscheleken .  sind  die  ergiebigsten,  die  bisher  auf  der 
Welt  gefunden  wurden,  weit  ergiebiger  als  die  amerikanischen.  Während 
in  Amerika  der  durchschnittliche  Jahresertrag  eines  Bohrlochs  2000  bis 
2500  Doppelzentner  (dz)  beträgt,  stellt  sich  dieser  in  Rußland  auf  70000  dz. 
Selbstfließende  Brunnen  sind  in  l'cnnsylvanien  sehr  selten  geworden,  da- 
gegen liefern  in  Baku  überreich  fließende  Springquellen  20  bis  33  v.  H. 
der  Jahresausbeute.  Wiederholt  traten  hier  Springqucllen  auf,  die  in 
30  m  hohem  Strahle  wochenlang  außerordentliche  Mengen  Öl  auswarfen, 
Bohrturme  und  Behälter  überfluteten.  Rme  Quelle  der  Gebr.  Nobel  forderte 
in  Ii  Stunden  13  Millionen  Kilogramm,  eine  zweite  in  24  Stunden  über 
M)  Millionen.  Die  Bohrlöcher  am  Kaukasus  sind  durchschnittlich  400  m 
tief,  während  man  in  I'ennsylvanien  schon  auf  mehr  als  das  Doppelte 
hinabgehen  muß.  Wie  reich  das  Gebiet  an  Kohlenwasserstoffen  ist.  ergibt 
sich  daraus,  daß  an  verschiedenen  Stellen  im  See  um  Baku  ein  farbloses 

<  ja»  ausströmt,  das  mit  wenig  leuchtender  Flamme  brennt.  Bei  Bohrungen 
wird  Gas  oft  mit  gewaltiger  Kraft  ausgetrieben,  wobei  Sand  und  Steine 
Hunderte  von  Metern  fortgeschleudert  werden.  Ähnliche  Rrscheinungen 
treten  auch  im  amerikanischen  ölgebiet  auf;  dort  sind  besondere  Rohr- 
leitungen zur  Verwertung  des  Gases  zu  Feucht-  und  Heizzwecken  herge- 
richtet worden. 

Der  Mittelpunkt  der  russischen  Industrie  liegt  in  Baku  .  der  schwarzen 
Stadt.  Von  hier  führen  Rohrleitungen  von  40  cm  Durchmesser  mehrere 
hundert  Kilometer  lang  nach  dem  Ausfuhrhafen  Batum  am  Schwarzen 
Meere,  zahlreiche  Rohrsträuge  führen  das  Öl  in  die  Fabriken. 

Fast  die  ganze  Rohölerzeugung  der  Rrde  fällt  in  annähernd  gleichen 
reden  den  amerikanischen  und  den  russischen  Gebieten  zu ;  von  insgesamt 
150  Millionen  Doppelzentnern  jährlich  kommen  je  etwas  über  70  Millionen 
auf  diese  ölbezirke.  Trotz  der  Mächtigkeit  der  öllager  hat  die  russische 
Industrie  der  amerikanischen  bisher  jedoch  keinen  wesentlichen  Abbruch  getan. 
In  Amerika  bestehen  unter  Leitung  der  Standard  (Jil  Company  muster- 
hafte Betriebseinrichtungen,  hochentwickelte  leistungsfähige  Raffinierung, 
günstige  Beförderungsverhältnisse,  Ausfuhrhäfen  erster  Ordnung.  In  Baku 
wird  die  Industrie  geschwächt  durch  mangelhafte  Absatzeinrichtungen,  un- 
günstige Arbeiterverhältnisse,  unzureichende  und  unzweckmäßige  Erdbehälter, 
die  noch  dazu  durch  Explosionen  und  gewaltige  Brände  gefährdet  sind. 
In  Betracht  kommt  ferner,  daß  das  russische  Rohöl  einen  verhältnismäßig 
geringen  Prozentsatz  Leuchtöl  besitzt,  dagegen  reich  an  schweren  hoch- 
siedenden Ölen  und  Rückständen  (Masut)  ist  und  in  einer  Gegend  gewonnen 
wird,  die  rings  auf  Hunderte  von  Kilometern  keine  Steinkohle  fördert. 
Die  nächstgelegencn  Kohlenflöze  des  Urals  harren  noch  der  Erschließung. 
Auf  diesen  Umständen  beruht  es.  daß  sich  die  russische  Industrie  seit 
Anfang  der  neunziger  Jahre  in  der  Hauptsache  auf  die  Masutfabrikation 
legt.  Die  Dampfer  des  Kaspischen.  des  Schwarzen  und  zum  Teil  auch  des 
Mittelländischen  Meeres,  der  Wolga  und  der  unteren  Donau,  ein  großer  Teil 
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der  russischen  Lokomotiven,  die  Eisenwerke  des  l:rals  verwenden  Masut  in 
größtem  Umfange.  Selbst  bei  den  Kriegsschiffen,  insbesondere  den  Torpedo- 
booten ist  man  zur  Heizung  mit  Masut  übergegangen,  dessen  Heizwert  den 
der  Steinkohlen  um  20  v.  H.  übertrifft. 

Das  ga  1  i zi sehe  ölgebiet  ist  das  ausgedehnteste;  es  umfaßt  20000  Qua- 
dratkilometer, an  Ergiebigkeit  (3  Millionen  Doppelzentner)  tritt  es  allerdings 
weit  zurück.  Bereits  1830  versuchte  der  Prager  Magistrat  den  Altstädter 
Ring  mit  galizischem  Leuchtöl  zu  beleuchten.  Die  Raffinicrung  war  jedoch 
ungenügend,  so  daß  der  Versuch  als  zu  gefährlich  aufgegeben  werden 
mußte.  Erst  1853  wurden  die  Versuche  mit  Petrolcumbeleuchtung  an  der 
Kaiser-Ferdinand-Nordbahn  mit  Erfolg  wieder  aufgenommen.  Die  galizische 
Industrie  blieb  in  ihrer  Entwicklung  zurück.  Hohe  Anlagckosten  —  die 
Bohrlöcher  haben  eine  Tiefe  von  o<><>  bis  noom  — ,  mangelhafte  Arbeits- 
kräfte und  Beförderungsverhältnisse  traten  erschwerend  entgegen,  so  daß 
es  dem  ausländischen  Wettbewerbe  leicht  wurde,  einzudringen  und  die  ein- 
heimische Industrie  lahmzulegen. 

Neben  den  genannten  ölbezirken  befinden  sich  noch  öllager  in  Rumä- 
nien, Sumatra,  Borneo  und  in  Deutschland,  die  sich  mit  einer  Gesamt- 
jahreslieferung von  je  rund  I  Million  Doppelzentner  am  Welthandel  be- 
teiligen. Von  diesen  Gebieten  hat  nur  das  deutsche  für  uns  weiter- 
gehendes Interesse,  ölführende  Schichten  finden  sich  im  Elsaß  (im  Illtale 
bei  Altkirch,  bei  Pechelbronn,  Lobsan,  Schwabweiler  und  Hagenau)  und  in 
der  hannoverschen  Mulde  in  einem  von  NW.  nach  SO.  sich  hinziehenden 
Landstriche,  beginnend  bei  Verden  (Aller)  und  endend  bei  Braunschweig, 
mit  den  Fundorten  Wietze  und  Stein  forde,  Hänigsen  bei  Burgdorf  und 
dem  Gebiete  bei  Edemissen  mit  Ölheim  (Lüneburger  Heide).  Geringe 
Mengen  werden  noch  bei  Tegernsee  gefördert.  Die  erstgenannten  Felder 
liefern  in  der  Hauptsache  Schmieröle  (bis  zu  64  v.  H.);  in  der  ersten  Zone 
(bis  100  m  tief)  beträgt  der  Gehalt  an  Leuchtöl  nur  6  v.  H. ;  in  der  zweiten 
Schicht  (bis  350  m)  werden  28  bis  35  v.  H.  Petroleum  gewonnen.  Die 
Elsässer  Industrie  reicht  bis  zum  ersten  Viertel  des  vorigen  Jahrhunderts 
zurück,  das  Hauptwerk  bilden  die  Pechelbronner  ölbergwerke,  die  jährlich 
über  200000  dz  Rohöl  fördern.  Schon  in  einer  Chronik  des  17.  Jahr- 
hunderts wird  erwähnt,  daß  man  in  der  Lüneburger  Heide  Wagenschmiere 
herstellte,  die  aus  ölhaltigem  Sande  durch  Auswaschung  mit  heißem 
Wasser  gewonnen  wurde.  Seit  langer  Zeit  war  bekannt,  daß  sich  an 
verschiedenen  Stellen  beim  Graben  von  Löchern  selbst  nahe  der  Erd- 
oberfläche eine  schmierige,  trübe,  wasserähnliche  Flüssigkeit  von  eigen- 
artigem Gerüche  bildete,  die  sich  immer  in  gleicher  Beschaffenheit  ersetzte, 
wenn  sie  ausgeschöpft  wurde.  Als  die  Kunde  von  den  reichen  Erdölquellen 
Amerikas  die  Welt  durcheilte,  ließ  die  hannoversche  Regierung  in  der  Nähe 
des  Ortes  Wietze,  der  in  dem  erdölhaltigen  Landstriche  liegt,  ein  Bohrloch 
abteufen.  Der  Erfolg  blieb  indes  aus.  Erst  als  man  1880  durch  Zufall 
eine  ergiebige  Petrolcumschicht  bei  dem  Örtchen  Ödessen,  das  in  ölheim 
umgetauft  wurde,  angrub,  und  als  1883  der  Bohrtechniker  Mohr  sogar 
eine  springende  Quelle  anbohrte,  die  in  einer  Stunde  bis  zu  1500  kg  Öl 
ergab,  entwickelte  sich  zu  beiden  Seiten  des  Flüßchens  Wietze  eine  fieber- 
hafte Tätigkeit,  die  bald  zu  den  gewagtesten  Unternehmungen  auswuchs. 
Der  Erfolg  der  Neubohrungen  war  ganz  verschieden;  während  an  der 
einen  Stelle  ein  meterhoher  Quell  dem  glücklichen  Bohrer  entgegensprang, 
fand  sein  kaum  ]o  Schritt  entfernt  sich  abmühender  Nachbar  keine  Spur 
des  Goldscgen  spendenden  Nasses.  Aber  nicht  allein  der  Umfang  der  För- 
derung, sondern  auch  die  Güte  des  Rohstoffs  war  ganz  verschieden.  Das 
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Rohöl  des  Bezirkes  wird  namentlich  zu  Motorenbctriebsöl  destilliert,  die 
Rückstände  werden  zu  Asphalt  verarbeitet,  der  bereits  steinende  Verwendung 
im  Auslande  gefunden  hat.  Die  Menge  des  in  dem  hannoverschen  Hecken 
gewonnenen  Petroleums  ist  jetzt  in  steter  Zunahme  begriffen.  Die  Förderung 
stellt  sich  auf  jährlich  600000  dz.  Die  Gesamtrohölausbeute  Deutschlands 
betrug 

i<S<So   13  090  dz  im  Werte  von      159000  Mark. 

1885   58150  -  471000 

iSf)(.   152200  -     -  1242000 

1895   170  510  -     -        -        -        062  OCX) 

1 1  )< m )   503750  -  3  720  000 

1005   788600  -     -       -       -  5207000 

Im  hannoverschen  Gebiet  arbeiten  ungefähr  25  Gesellschaften  mit  einem 
Kapitale  von  20  Millionen  Mark,  im  Elsässer  Gebiete  sind  alle  Werke  in 
den  Besitz  der  Deutschen  Tiefbohrgesellschaft  in  Nordhausen  übergegangen. 
Im  Halle  -  Zeitzer -Weißenfelscr  Braunkohlengebiete  wird  fast  ausschließlich 
Solaröl  aus  Braunkohlenteer  destilliert,  der  aus  bituminösen  Erden  ge- 
wonnen wird.  Als  Leuchtöl  hat  dieses  Erzeugnis  nur  einen  sehr  beschränkten 
Markt.  Erwähnt  mag  noch  werden,  daß  in  den  deutschen  afrikanischen 
Kolonien  in  letzter  Zeit  erfolgreiche  Bohrungen  nach  Petroleum  unter- 
nommen worden  sind.  Die  Kamerun- Bergwerksgesellschaft  hat  im  Hinter- 
lande von  Duala  mit  den  Arbeiten  begonnen,  auch  an  anderen  Stellen  in 
Kamerun  sind  weitere  Petroleum fundc  gemacht  worden. 

Das  Rohpctroleum  muß  zur  Gewinnung  seiner  wertvollen  Einzelbestand- 
teile einer  Destillation  unterworfen  werden.  Sehr  schwefelreichc,  übel- 
riechende Rohöle  (namentlich  aus  dem  Ohiogebietc)  werden  zuvor  mit 
gerösteten  Kupfererzen  behandelt  (Freshprozeß).  Die  Kohlenwasserstoffe, 
deren  Gemisch  das  Rohöl  darstellt,  und  die  nach  der  allgemeinen  chemischen 
Formel  Cn  II.,,  +  a  zusammengesetzt  sind,  sieden  bei  verschiedener  Temperatur, 
l'm  sie  zu  trennen,  wird  das  Erdöl  stufenweise  höheren  Hitzegraden  aus- 
gesetzt, wobei  die  Bestandteile  je  nach  ihrem  Siedepunkte  nacheinander 
entweichen.     Bei  dem  Destillationsvorgang  entstehen 

a)  leichtsiedende  flüchtige  öle,  deren  Siedepunkt  zwischen  40  und 
150  'C.  liegt:  Petroleumäther.  Gasolin,  Petroleumnaphtha  (  Be n zi  n  ) . 
Ligroi n,  Putzöl ; 

b)  Leuchtöl  (Kreosin).  Siedepunkt  150  bis  300 °.  spezifisches  Gewicht 
0.7s  bis  o.sr,; 

c)  hochsiedende  schwere  öle  (Siedepunkt  über  300 °) :  Schmieröl. 
Paraffinöl,  Paraffin,  Vaseline. 

Die  Rückstände  (Teere)  bilden  eine  schwarze,  zähflüssige  Masse,  in 
Rußland  Masut ,  in  Amerika  Tar  genannt. 

Von  den  verschiedenen  Destillationsverfahren  hat  sich  bisher  das  von 
Nobel  angegebene  »kontinuierliche  Destillationsverfahren«  am  meisten  be- 
währt. Eine  Anzahl  von  liegenden  zylindrischen  Kesseln ,  je  6  m  lang, 
steht  in  langer  Reihe  nebeneinander,  jeder  etwas  tiefer  als  der  vorher- 
gehende, so  daß  sich  vom  ersten  zum  letzten  ein  Höhenunterschied  von 
etwa  i.s  m  ergibt.  Jeder  Kessel  ist  mit  dem  benachbarten  durch  Rohre  ver- 
bunden. Das  öl  tritt  aus  dem  Rohbecken,  das,  sofern  nicht  unmittelbarer 
Rohranschluß  vorhanden  ist.  durch  die  Zisternenwagen  gefüllt  wird,  in 
den  obersten  Kessel  ein  und  fließt,  dem  Gefälle  folgend,  vom  obersten 
zum   untersten    der    Reihe    nach    durch    jeden    Kessel    hindurch.  Ventile 
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regeln  den  Abfluß.  Jeder  Kessel  wird  für  sich  andauernd  auf  eine  be- 
stimmte Temperatur  gebracht,  die  von  Kessel  zu  Kessel  sich  erhöht 
Das  Rohöl  macht  daher  jede  Temperatursteigerung  durch  und  gibt  hierbei 
in  jedem  Kessel  die  dem  Siedepunkt  entsprechenden  Bestandteile  als  Gas  ab. 
Die  Ein-  und  Abflußrohre  für  das  Rohöl  befinden  sich  am  Kesselboden, 
ein  drittes  Rohr  am  Deckel  bildet  den  Weg  für  das  entweichende  Gas. 
Das  Destillat  wird  zur  Abkühlung  durch  ein  im  Wasserbehälter  gelagerte* 
Rohrsystem  geleitet  und  gelangt  dann  nach  dem  Empfangskasten,  in 
welchem  die  Abscheidung  des  beim  Kochen  mitverdunsteten  Wassers  erfolgt. 
Der  Empfangskasten  hat  für  die  einzelnen  Destillationserzeugnisse  ver- 
schiedene Abteilungen,  aus  denen  diese  in  besondere  Behälter  abfließen. 
Die  hohe  Wärme  der  Enderzeugnisse  findet  nutzbringende  Verwendung;  die 
heißen  Rückstände  der  letzten  Kessel  werden  in  Schlangenröhren  durch  den 
ersten  Kessel  geleitet ,  so  daß  die  aufgespeicherte  Wärme  zur  Vorwärmung 
des  Rohöls  benutzt  wird.  Behufs  Reinigung  wird  dem  raffinierten  Leuchtöl 
in  bleiernen  Becken  Schwefelsäure  zugesetzt ,  die  nach  erfolgter  Einwirkung 
in  besonderen  Behältern  mit  Wasser  ausgewaschen  und  durch  Natronlauge 
neutralisiert  wird.  Die  überschüssige  Natronlauge  wird  wieder  durch  Wasser 
entfernt,  und  das  öl  endlich  in  flachen,  glasüberdeckten  Gefäßen  gebleicht. 
Nunmehr  ist  es  gebrauchsfähig.  Nach  den  für  Deutschland  gültigen  Be- 
stimmungen darf  nur  solches  Petroleum  im  Kleinhandel  vertrieben  werden, 
das  bei  einem  Barometerstande  von  760  mm  und  einer  Temperatur  von 
-f  21°  C.  noch  keine  entflammbaren  Dämpfe  aufsteigen  läßt.  Dieser  so- 
genannte »Testpunkt«  wurde  eingeführt,  um  zu  verhüten,  daß  Deutschland 
mit  minderwertigem  oder  leichter  explodierendem  öle  versorgt  werde.  Für 
den  Handel  wichtig  ist  die  Farbe,  die  ungefähr  den  Grad  der  Reinigung 
anzeigt.  Für  das  Lampenpetroleum  sind  vier  Gütestufen  gebräuchlich: 
»prime,  watcr,  supertine  und  Standard  white«.  Die  übrigen  Destillate  des 
Rohpetroleums  finden  von  Jahr  zu  Jahr  steigende  Verwendung,  so  nament- 
lich das  Benzin  infolge  Zunahme  des  Automobil  Verkehrs,  die  übrigen 
leichtflüssigen  Öle  in  Färbereien,  Wäschereien.  Gummifabriken,  die  schweren 
Bestandteile  .  namentlich  I'araffin  und  Schmieröle  von  der  gröbsten  bis  zur 
feinsten  Sorte .  in  der  chemischen  und  elektrischen  Technik.  Noch  ist 
die  Verwendbarkeit  des  Petroleums  keineswegs  begrenzt,  die  Reihe  der 
aus  Petroleum  oder  mit  dessen  Hilfe  zu  gewinnenden  Stoffe  nicht  ab- 
geschlossen. 

Bei  der  im  Vergleich  zum  Bedarfe  nur  geringen  Ergiebigkeit  der 
deutschen  öllager  ist  der  deutsche  Händler  mit  raffiniertem  Petroleum  auf 
die  Einfuhr  angewiesen.  Der  Bedarf  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ist 
von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  mit  jedem  Jahre  gestiegen:  er  betrug 
im  Durchschnitt 

t  866/70   1.87  kg.  1891/95  ....     14,82  kg. 

1871/75   3,75   -  1896.  iqoo  .  .     16,97  - 

1876/80   5,,o   -  1901    16,89  - 

1881/85   8,51     -  IQ02    16,87  - 

1886/00   1 1,61  -  1903    17.77 

Von  1003  ab  hat  er  sich  auf  annähernd  gleicher  Höhe  gehalten,  trotz 
dem  Leuchtgas.  Azetylen,  Spiritusglühlicht  und  elektrisches  Licht  in  scharfen 
Wettbewerb  traten.  Der  überwiegende  Teil  der  städtischen  und  ländlichen 
Bevölkerung  wird  noch  auf  Jahre  hinaus  auf  das  billige,  leicht  zu  ver- 
wendende Petroleum  angewiesen  sein.  Als  HeizstofF  wird  es  unzweifelhaft 
weitere  Verbreitung   linden,   sobald   die  Apparate  erst  genügend   vervoll  - 
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kommnet  sind.  Petmleummotore  haben  noch  eine  große  Zukunft,  da  sie 
billige  und  für  viele  Zwecke  vollkommen  ausreichende  Kraft  liefern. 

Tn  den  ersten  Jahren,  in  denen  allein  amerikanisches  Petroleum  in 
Betracht  kam,  wurden  Deutschland,  ferner  große  Teile  Österreichs  und  der 
Schweiz  fast  ausschließlich  von  Bremen  mit  Petroleum  versorgt:  die  Einfuhr 
über  Hamburg,  Stettin,  Königsberg  (Pr.)  und  Mannheim  trat  demgegenüber 
vollständig  zurück.  Als  die  Amerikaner  daran  dachten,  ihr  Erzeugnis  auf 
den  deutschen  Markt  zu  bringen,  stießen  sie  zunächst  auf  Schwierigkeiten. 
Niemand  wollte  sich  mit  dem  feuergefährlichen,  übelriechenden  Steinöle 
befassen.  Erst  nach  längerem  Zögern  entschloß  sich  das  Bremer  Einfuhr- 
haus F.  E.  Schütte,  im  Verein  mit  der  Geestemünder  Speditionsfirma 
W.  A.  Riedemann  den  Vertrieb  zu  übernehmen,  und  errichtete  1864  in 
Geestemünde  die  erste  größere  Faß- Petroleumniederlage.  Wegen  der  großen 
Feuergefährlichkeit  des  Petroleums  mußten  abgesonderte  Hafen-  und  Lager- 
einrichtungen geschaffen  werden.  Die  Stadt  Bremen  eröffnete  auf  Bremer- 
havener Gebiet  1870  einen  besonderen  Petroleumhafen,  der  1876  in  den 
Kaiserhafen  umgewandelt  wurde.  Die  Einfuhr  Bremens  an  Petroleum  er- 
reichte im  Jahre  1877  mit  2130000  dz  im  Werte  von  60  Millionen  Mark 
ihren  Höhepunkt.  Lagerräume  waren  in  Bremerhaven  und  Geestemünde 
für  600000  Barrels  (zu  150  kg  netto),  im  gegenüberliegenden  Oldenburger 
Hafen  Nordenham  für  300  000  Barrels  vorhanden.  Vom  Jahre  1878  ging 
Bremens  Petroleumhandel  wesentlich  zurück,  da  es  für  die  Beförderung 
landeinw.ärts  fast  ausschließlich  auf  Eisenbahnverbindungen  angewiesen  war, 
anderen  europäischen  Hafenorten,  wie  Hamburg,  Rotterdam.  Antwerpen, 
dagegen  weitgehende  Wasserstraßen  mit  ihren  billigen  Frachtsätzen  zur 
Verfügung  standen.  Die  auf  den  preußischen  Bahnen  bewilligte  Frachtermäßi- 
gung  steigerte  zwar  den  Absatz  Bremens  von  neuem,  er  sank  aber  wieder 
namentlich  infolge  des  Umstandes,  daß  Hamburg  1870  einen  besonderen 
Petroleumhafen  einrichtete,  von  dem  aus  sich  auf  dem  Wasserwege  weite 
Gebiete  versorgen  ließen.  1886  entfielen  auf  Bremen  nur  noch  1  Million 
Doppelzentner,  auf  Hamburg  1,4  Millionen.  Da  entschlossen  sich  Schütte  und 
Riedemann,  den  bisherigen  kostspieligen  Faßversand  (der  Wert  eines  eichenen 
Fasses  stellte  sich  auf  5,50  Mark)  aufzugeben;  sie  ließen  das  Segelschiff  Andro- 
meda  mit  eisernen  Behältern  zur  unmittelbaren  Aufnahme  von  Petroleum  aus- 
statten, und  als  das  Verfahren  sich  bewährte,  besondere  eiserne  Tankdampfer 
bauen,  die  voll  Petroleum  gepumpt  wurden.  Trotz  mancherlei  Schwierigkeiten 
glückte  das  Unternehmen.  Die  Dampfer  führten  jährlich  sieben  Reisen 
zwischen  Deutschland  und  Amerika  aus,  während  die  Segelschiffe  höchstens 
dreimal  den  Weg  zurücklegten.  In  Bremerhaven  wurden  eiserne  Zylinder 
von  10  m  Höhe  und  16  bis  20  m  Durchmesser  zur  Aufnahme  des  Leuchtöls 
erbaut  und  Zisternenwagen  zum  Bahnversand  eingeführt.  Diese  Neuerungen 
machten  sich  jedoch  bald  auch  andere  Firmen  zunutze,  so  daß  1891  Bremens 
Einfuhr  endgültig  von  der  Einfuhr  auf  dem  Rheine  und  der  Elbe  überholt 
wurde.  Gegenwärtig  versieht  die  von  der  Standard  Oil  Co.  gegründete 
Deutsch  -  Amerikanische  Petroleum  -  Gesellschaft  in  Hamburg,  welche  die 
größte  Zahl  der  Petroleumversandhäuser  in  sich  aufgenommen  hat,  ganz 
Deutschland  mit  Petroleum  des  Standard -Oil -Trustes. 

Wie  bereits  erwähnt,  wird  das  Petroleum  von  den  amerikanischen 
Raffinerien  mittels  Tankdampfers  nach  Deutschland  geschafft.  Diese  werden 
durch  Dampfpumpen  in  die  am  Lande  befindlichen  Tanks  (Blechzylinder) 
oder  in  die  Flußtankschiffe  und  Leichter  entleert.  Die  Schiffe  sind  zur 
Bezeichnung  ihrer  Feuergefährlichkeit  mit  roten  Fähnchen  beflaggt.  Das 
Petroleum  wird  stromaufwärts  geschafft  und  an  den  Umschlagsplätzen  der 
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Flüsse  in  Behälter  geleitet.  Derartige  große  Niederlagen  befinden  sich  an 
allen  Hauptumschlagsplätzcn,  von  denen  aus  erst  der  Bahnversand  beginnt. 
Die  zum  Schutze  gegen  Sonnenwärme  weiß  gestrichenen  Tankzylinder 
stehen  innerhalb  eines  Krdwalls,  der  beim  etwaigen  Bruche  eines  Zylinders 
die  Olmassen  autzunehmen  hat.  Niedrige,  zum  Teil  in  die  Erde  eingegrabene 
Schuppen  dienen  zur  Füllung  und  Lagerung  der  hölzernen  oder  eisernen 
Fässer.  Die  ganze  Anlage  ist  mit  einer  großen  Zahl  Blitzschutzvorrichtungen 
versehen. 

Der  Zwischenhandel  mit  den  Großhändlern  ist  gegenwärtig  fast  voll- 
standig  beseitigt,  nachdem  sich  die  Finfuhrfirmcn  entschlossen  haben, 
unmittelbar  an  die  Kleinhändler  zu  verkaufen.  Zu  dem  Zwecke  sind  überall 
auf  größeren  Eisenbahnstationen  von  den  Einfuhrfirmen  unterirdische  Tanks 
mit  einem  Fassungsvermögen  von  250  bis  500  dz  angelegt  worden,  in  die 
das  öl  aus  den  Zisternenwagen  durch  das  eigene  Gefälle  fließt.  Aus  diesen 
Tanks  wird  es  mit  Handpumpen  in  Straßentankwagen  von  1 500  bis  3000  1 
Inhalt  geschafft  und  den  einzelnen  Händlern  in  Mindestmengen  von  20  1 
zugeführt.  Diese  Art  des  Straßenwagenbetriebs  ist  (mit  Ausnahme  von 
Berlin)  im  ganzen  Deutschen  Reiche  von  den  Hauptfirmen  eingeführt;  ein 
weiterer  Schritt  wird  der  sein,  daß  die  Finfuhrfirmen  unter  Ausschaltung 
der  Kleinhändler  das  Petroleum  sogleich  an  die  Verbraucher  abgeben. 

Zur  Zeit  sind  es  in  der  Hauptsache  drei  Interessentengruppen,  die  den 
Weltmarkt  beherrschen  und  Gewinnung  des  Rohstoffs,  Raffinierung  und 
Vertrieb  bewirken,  nämlich 

1.  der  Standard -Oil- Trust  (Vereinigte  Staaten  von  Amerika). 

2.  die  Gruppe  Nobel  -  Rothschild  -  Mantaschew  (Rußland), 

3.  die  Interessengemeinschaft  Shell  Transport  and  Trading  Co.- 
Deutsche  Bank  -  Diskontogesellschaft  (Texas,  Rumänien,  asiatische 
Gewinnungsgcbietc). 


Ein  neuer  Handels-  und  Industriehafen  in  Frankfurt  (Main). 

Die  Stadtgemeinde  Frankfurt  (Main)  hat  neuerdings  ein  groß  angelegtes 
und  technisch  bedeutungsvolles  Unternehmen  in  die  Wege  geleitet,  das  be- 
stimmt ist.  dem  in  der  alten  Handelsstadt  zusammenströmenden  Verkehr 
eine  weitere  Ausdehnung  zu  ermöglichen  und  gleichzeitig  der  Industrie  die 
Ansiedelung  in  unmittelbarer  Nähe  der  Stadt  zu  erleichtern.  Es  handelt 
sich  um  den  Plan  einer  umfangreichen  Erweiterung  der  Hafcnanlagen  durch 
Schaffung  eines  neuen  Handels-  und  Industriehafens  im  Osten  der  Stadt. 

Seit  der  Eröffnung  der  Schiffahrt  auf  dem  kanalisierten  Maine  und  der 
Inbetriebnahme  des  Frankfurter  Westhafens  am  Ende  des  Jahres  1886  hat 
der  Handelsverkehr  im  Frankfurter  Hafen  einen  erfreulichen  Aufschwung 
genommen.  Vor  1886  war  Frankfurt  nur  ein  Zwischenhafen  für  die 
Mainschittahrt ,  die  sich  fast  ausschließlich  mit  der  Herbeischaffung  von 
Steinen  und  Holz  vom  Obermaine  her  befaßte.  Der  gesamte  Verkehr  im 
Frankfurter  Hafen  belief  sich  damals  auf  nur  156000  t  jährlich.  Nach 
der  Kanalisierung  des  Mainlaufs  von  Mainz  bis  Frankfurt  trat  letzte 
Stadt  in  die  Reihe  der  Rheinschi  ffahrtshäfen  ein.  Schon  1887  stieg 
der  Schiffsverkehr  auf  300000,  1880.  auf  578000  t  und  von  da  ab  mit 
geringen  Schwankungen  von  Jahr  zu  Jahr  stetig  weiter.  Im  Jahre  1905 
erreichte   er   einen    Umfang    von    iöooooo  t.     Der   Frankfurter  Hafen- 
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verkehr  hat  sich  mithin  in  dem  zwanzigjährigen  Zeiträume  seit  i88(>  mehr 
als  verzehnfacht.  Unter  den  53  Rheinhäfen  nimmt  Frankfurt  heute  die  sechste 
Stelle  und,  wenn  man  von  dem  vorwiegend  der  Kohlenindustrie  dienenden 
Hafen  Duisburg-Ruhrort  ahsieht,  die  fünfte  Stelle  ein.  Dabei  bleibt  es  in 
seinem  Verkehre  hinter  den  vor  ihm  stehenden  Häfen  mit  alleiniger  Aus- 
nahme Mannheims,  dessen  Verkehr  dreieinhalbmal  so  grob  ist,  nur  wenig 
zurück. 

Von  dem  Gesamtverkehr  im  Frankfurter  Hafen  entfallen  <jo  v.  H.  auf 
den  Verkehr  vom  und  zum  Rheine.  Dieses  Verhältnis  ist  seit  zwölf  Jahren 
fast  immer  das  gleiche  geblieben.  Der  Verkehr  mit  dem  Obermain  ist 
dagegen  heute  kaum  noch  von  Bedeutung.  Dies  wird  sich  jedoch  zweifel- 
los ändern,  sobald  die  Kanalisierung  weiter  mainaufwärts  geführt  wird. 
Die  vom  Rheine  kommenden  Güter  bestehen  zur  Hälfte  in  Steinkohle,  Koks 
u.  dgl.  Hiervon  bleiben  zwei  Drittel  in  Frankfurt  selbst,  während  ein 
Drittel  mit  der  Bahn  weitergeht.  An  zweiter  Stelle  ist  zu  erwähnen  das 
über  holländische  Häfen  eingeführte  ausländische  Getreide.  Diesen  Verkehr 
hat  sich  die  Stadt  Frankfurt  durch  ihre  gut  eingerichteten  Lagerhäuser  erst 
geschaffen.  An  dritter  Stelle  kommen  dann  Baumaterialien,  namentlich 
Sand,  Kies  und  Steine.  Der  Fingangsverkehr  im  Frankfurter  Hafen  ist 
erheblich  bedeutender  als  der  Ausgangsverkehr.  Der  letzte  machte  im 
Jahre  1005  noch  nicht  den  fünften  Teil  des  Gesamtverkehrs  aus.  Besonders 
hervorzuheben  ist  die  starke  Zunahme  des  Umschlagsverkehrs  zwischen 
Schiff  und  Bahn,  die  sicli  u.a.  daraus  ergibt,  daß  der  Fisenbabnverkehr 
in  den  Hafenbahnhöfen  von  269000  t  im  Jahre  1886  auf  747000  t  im 
Jahre  1005,  also  ungefähr  auf  das  Dreifache  gestiegen  ist. 

Zur  Bewältigung  des  Schiffsverkehrs  in  Frankfurt  stehen  zur  Zeit  die 
geschlossenen  Hafenanlagcn  am  Untermaine  nebst  deti  anschließenden  Fluß- 
ufern, die  aber  nicht  durchweg  hochwasserfrei  sind,  zur  Verfügung ;  hierzu 
kommen  die  Tiefkais,  die  am  Mainufer  innerhalb  der  Stadt  liegen.  Die 
gesamte  Uferlänge  der  Hafenanlagen,  Flußufer  und  Tiefkais  beläuft  sich 
auf  5.02  km,  wovon  nur  3,3  km  auf  das  eigentliche  Hafengebiet  entfallen. 
An  nutzbarer  Fläche  für  die  Lagerung  von  Gütern  sind  8,8  ha,  an  Wasser- 
fläche rund  7,5  ha  vorhanden.  Im  Verhältnisse  zu  dem  Umfange  des 
Verkehrs  sind  sowohl  die  Uferlänge  wie  die  Lagerflächc  erheblich  geringer 
als  in  anderen  Rheinhäfen.  Die  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  ist  nahezu 
erreicht.  Dazu  kommt  die  Notwendigkeit  der  Verlegung  des  jetzigen  Zoll- 
hafens, der  in  dem  geschlossenen  VVesthafen  untergebracht  werden  soll. 
Dieser  wird  dann  in  der  Hauptsache  nur  noch  für  zollpflichtige  Güter  und 
für  Getreide  in  Frage  kommen,  während  es  für  alle  anderen  nicht  zoll- 
pflichtigen Güter  an  ausreichendem  Platze  mangeln  wird.  Ein  weiterer 
Ausbau  der  vorhandenen  Uferstrecken  ist  aber  nur  in  sehr  geringem  Um- 
fange möglich. 

Bei  dieser  Sachlage  hat  sich  die  Frankfurter  Stadtverwaltung  ent- 
schlossen, den  unzureichenden  Verkehrsverhältnissen  im  Hafen  durch 
Schaffung  eines  in  großen  Abmessungen  anzulegenden,  völlig  neuen  weiteren 
Hafens  im  Osten  der  Stadt  abzuhelfen.  Für  den  neuen  Osthafen  ist  das 
Gelände  oberhalb  der  Stadt  zwischen  Main  und  Ostbahnhof  in  Aussicht 
genommen,  das  sich  bis  in  die  Gemarkung  von  Fechenheim  ausdehnt.  Die 
neue  Hafenanlage  soll  aber  nicht  nur  den  Zwecken  des  Handels,  sondern 
auch  denen  der  Industrie  nutzbar  gemacht  werden.  Für  die  Weiterentwick- 
lung der  Frankfurter  Industrie  fehlen  nämlich  geeignete,  gleichzeitig  am 
Wasser  und  an  der  Eisenbahn  gelegene  Plätze.  Man  befürchtet  daher, 
daß  ein  Abwandern  der  Industrie  eintreten  könnte,   und  dies  um  so  mehr, 
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wenn  erst  die  Mainkanalisierung  stromaufwärts  fortgesetzt  wird.  Hier  will 
das  neue  Unternehmen  rechtzeitig  vorbeugen  und  ausgedehnte  Plätze  teils 
unmittelbar  am  Wasser,  teils  in  dessen  nächster  Nähe  zur  Verfügung 
stellen.  Durch  solche  günstig  gelegenen  und  nicht  zu  teueren  Plätze  hofft 
man  weitere  industrielle  Unternehmungen  heranziehen  zu  können. 

Die  Pläne  für  die  neue  Hafenanlage  sind  von  dem  städtischen  Tief- 
bauamt  aufgestellt  und  von  hervorragenden  Sachverständigen  nachgeprüft 
und  gutgeheißen  worden.  Die  Stadtverordnetenversammlung  hat  dem  Plane 
im  ganzen  bereits  zugestimmt.  Die  neue  Anlage  wird  in  einen  Unterhafen 
von  etwa  2,5  km  Länge  und  einen  Oberhafen  von  etwa  1,25  km  Länge  zer- 
fallen. Der  Oberhafen  wird  für  die  stromaufwärts  kommenden  Schiffe  erst 
nach  Durchfahren  der  Offenbacher  Schleuse  zugänglich  sein.  Der  Unter- 
hafen ist  daher  für  den  allgemeinen  Handels-  und  Umschlagsverkehr,  für 
den  Kohlcnverkehr  und  einen  Teil  des  Industrieverkehrs  bestimmt,  der 
Oberhafen  dagegen  vorwiegend  für  die  Zwecke  solcher  Industriezweige,  bei 
denen  es  auf  den  durch  das  Durchfahren  einer  Schleuse  entstehenden  Zeit- 
verlust nicht  so  sehr  ankommt. 

Um  die  erforderliche  Kailänge  und  ausreichende,  mit  dem  Wasser  in 
Berührung  stehende  Lagerllächen  zu  gewinnen,  werden  die  Häfen  als  im 
Lande  liegende  Becken  ausgebildet  werden.  Der  Unterhafen  wird  aus  der 
Einfahrt,  einem  Vorhafen ,  der  gleichzeitig  als  Wendeplatz  dienen  und  daher 
einen  Durchmesser  von  150  m  erhalten  soll,  sowie  aus  zwei  unter  sich  und 
zum  Ufer  gleichlaufenden,  vom  Vorhafen  abzweigenden  Becken  bestehen. 
Durch  Ausbaggerung  der  ganzen,  zwischen  Einfahrt  und  Schiffahrtsrinne 
belegenen  Fläche  wird  außerdem  noch  ein  Hafen  im  offenen  Flusse  ge- 
wonnen werden.  Der  Oberhafen  soll  ein  Querbecken,  zwei  davon  ab- 
zweigende Hafenbecken  und  einen  am  Flusse  gelegenen  Floßhafen  erhalten. 

Das  neue  Hafengelände  soll  gleichzeitig  zur  Eindeichung  der  jetzt  nicht 
hochwasserfreien  östlichen  Stadtteile  herangezogen,  das  gesamte  Gebiet  der 
neuen  Hafcnanlagen  daher  hoch  wasserfrei  gelegt  werden.  Der  größere, 
östliche  Teil  hat  bereits  die  hierzu  erforderliche  Höhe:  der  kleinere,  west- 
liche Teil  wird  mit  dem  Aushube  der  Bagger  aus  den  Hafenbecken  aufgefüllt 
werden.  Die  Lücke  zwischen  dem  neuen  Hafen  und  dem  hohen  Teile  des 
Obermainufers  soll  durch  die  hochzulegende  Verbindungsbahn  geschlossen 
werden,  so  daß  also  der  Stadt  künftig  völliger  Hochwasserschutz  gewährt 
werden  würde. 

Was  die  Tiefenverhältnisse  der  neuen  Hafenanlagen  betrifft,  so  sollen 
unter  Zugrundelegung  eines  Tiefganges  der  Schiffe  von  2.3  m  im  allgemeinen 
die  Sohlen  der  Kunstbauten  und  der  Schiffahrtsrinne  2,5  m  unter  gestauten 
Wasserspiegel,  die  Sohlen  der  Becken  wegen  der  unvermeidlichen  Schlamm - 
ablagerung.  die  nur  von  Zeit  zu  Zeit  durch  Baggerung  beseitigt  werden 
kann,  2,7  m  und  schließlich  die  Fundamente  der  Kaimauern  usw.  so  tief 
gelegt  werden,  daß  später  eine  Ausbaggerung  bis  zu  3  m  Tiefe  unter 
Stromwasserspiegel  möglich  wird.  Der  Floßhafen,  der  natürlich  nur  geringe 
Tiefe  braucht,  wird  nur  50  cm  unter  Wasserspiegel  gelegt  werden. 

Für  den  Eisenbahnverkehr  soll  im  Anschluß  an  den  Rangierbahnhof 
des  Ostbahnhofs  ein  eigener  Hafenbahnhof  angelegt  werden ,  dessen  Gleise 
nach  Bedarf  ausgebaut  werden  können.  Im  übrigen  wird  nach  einem 
zwischen  der  Stadt-  und  der  Eisenbahnverwaltung  abgeschlossenen  Vertrag 
iiber  die  Verschiebung  und  Umgestaltung  des  Osthahnhofs  dieser  einen 
solchen  Ausbau  erfahren,  daß  er  den  Bedürfnissen  als  Anschlußbahnhof 
für  den  Hafen  in  vollem  Umfange  wird  genügen  können.  Mit  dem  übrigen 
Bahnnetze  steht  der  Ostbahnhof  zur  Zeit  allerdings  nur  nach  Osten  in  be- 
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quemer  Verbindung.  Nach  Westen  vermittelt  die  stadtische  Verbindungs- 
hahn wenigstens  den  Verkehr  mit  dem  Westhafen  und.  mit  dem  Umweg 
über  Griesheim,  auch  mit  dem  Haupt-  und  Rangierbahnhofe  der  Staatsbahn  im 
Westen.  Für  einen  stärkeren  Verkehr  wird  diese  Verbindung  indes  nicht 
mehr  ausreichen.  Geplant  sind  daher  weitere  Verbindungen  des  Üstbahnhofs 
mit  der  Station  Vilbel  der  Main -Weserbahn  im  Norden  und  im  Süden  mit 
dem  Bahnhof  in  Frankfurt-Sachsenhausen,  der  durch  eine  neue  Eisenbahn- 
brücke über  den  Main  erreicht  werden  soll.  Die  städtische  Verbindungsbahn 
würde  dann  später  nur  als  reine  städtische  Hafenbahn  zwischen  Ost-  und 
Westhafen  bestehen  bleiben. 

Für  den  Landverkehr  mit  den  neuen  Hafenanlagen  wird  die  Hanauer 
Landstraße,  die  nach  entsprechender  Verlegung  sich  in  ihrer  ganzen  Aus- 
dehnung am  Hafen  entlang  ziehen  und  auf  30  m  Breite  mit  15  m  Fahr- 
damm ausgebaut  werden  soll,  die  Hauptzufahrtstraße  abgeben,  von  der  die 
Straßen  in  das  Hafengebiet  abzweigen  werden.  Line  Hauptquerstraße 
soll  sich  über  das  ganze  Hafengebiet  hinweg  zwischen  Unter-  und  Ober- 
hafen bis  zum  Maine  ziehen  und  über  diesen  auf  einer  neuen  Brücke  bis 
zum  Anschluß  an  das  Straßennetz  der  gegenüberliegenden  Stadt  Orlenbach 
geführt  werden. 

Zur  Lieferung  der  Betriebskraft  für  die  maschinellen  Einrichtungen  des 
neuen  Hafens  ist  ein  eigenes  Elektrizitätswerk  mitten  im  Hafen  vorgesehen. 
Unter  Umständen  kann  für  dieses  Werk  das  Gefälle  des  Oftenbacher  Wehres 
von  2.1  m  mit  zur  Kraftgewinnung  herangezogen  werden.  Im  Zusammen- 
hange mit  dum  Kraftwerk  ist  eine  Müllverbrennungsanlage  geplant,  deren 
Abgase  zur  Heizung  der  Dampfkessel  Verwendung  finden  sollen. 

Der  neue  Hafen  wird  eine  gesamte  Wasserfläche  von  rund  46  ha  er- 
halten. Davon  sind  17.1  ha  für  den  Umschlags-  und  Handelsverkehr.  18,2  ha 
für  Industriezwecke  und  10,7  ha  für  den  Floßverkehr  bestimmt.  Für  den 
Umschlag  werden  14. 1  km  Uferlänge  hinzukommen,  so  daß  der  Frankfurter 
Hafen  unter  Umrechnung  der  jetzigen  Anlagen  künftig  rund  20  km  Kai- 
lange  besitzen  wird.  Damit  wird  er  sämtliche  anderen  Rheinhäfen  mit  Aus- 
nahme Mannheims,  das  33  km  Kailänge  besitzt,  hinter  sich  lassen. 

Die  Kosten  des  Gesamtunternehmens  sind  auf  57420000  Mark  veran- 
schlagt worden;  davon  sind  für  den  Erwerb  des  3  178900  qm  großen 
Geländes  22016000  Mark  und  für  Baukosten  35404000  Mark  vorgesehen. 
Für  die  Ertragfähigkeit  kommen  als  Einnahmen  in  erster  Linie  der  Erlös 
aus  dem  Verkaufe  von  Bau-  und  Industrieplätzen  und  das  Erträgnis  aus 
der  Verpachtung  von  Lagerplätzen  usw.  in  Betracht.  Ferner  sollen  nach 
dem  Vorbilde  von  Cöln,  Düsseldorf,  Crefeld  und  Mainz  in  Zukunft  in  dem 
gesamten  Hafengebiet  —  also  auch  im  Westhafen  —  sogenannte  Werft- 
gebühren erhoben  werden.  Den  größten  Teil  des  in  Betracht  kommenden 
Grund  und  Bodens  hat  sich  die  Stadtgemeindc  bereits  durch  allmählichen 
Ankauf  gesichert,  so  daß  in  dieser  Beziehung  Schwierigkeiten  für  die  Aus- 
führung des  Planes  nicht  zu  erwarten  sind.  Die  Bauzeit  ist  vorläufig  auf 
zweiundeinhalb  Jahre  angenommen  worden. 

Das  geplante  Unternehmen  wird  für  die  Stadt  Frankfurt  von  außer- 
ordentlicher Tragweite  sein.  Einerseits  liegt  seine  Bedeutung  in  der  Er- 
höhung der  Leistungsfähigkeit  des  Hafens,  in  der  Festhaltung  bestehender 
und  der  Heranziehung  neuer  Industrien  sowie  in  der  Erschließung  bisher 
unbenutzt  liegenden  Geländes  für  die  Bebauung  und  industrielle  Ausnutzung, 
anderseits  in  der  zu  erwartenden  wesentlichen  Verbesserung  der  Gesundheits- 
verhältnisse, die  bisher  sehr  darunter  zu  leiden  hatten,  daß  die  östlichen 
Stadtteile  des   Hochwasserschutzes  entbehrten   und  der  Überschwemmung 
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ausgesetzt  waren.  Dieser  Mißstand  wird  durch  die  neuen  Anlagen  beseitigt 
werden.  Den  großen  Aufwendungen  werden  mithin  voraussichtlich  auch 
beträchtliche  Vorteile  entsprechen,  und  man  darf  annehmen,  daß  die  an  das 
bedeutsame  Unternehmen  geknüpften  Erwartungen  im  vollen  Umfang  in 
Erfüllung  gehen  werden. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Ta  x  c  r  m  ii  ß  i  gung  im  Verkehr  mit  den  deutschen  Post  an  stalten 
in  Marocco.  Für  Briefsendungen  zwischen  Deutschland  und  den  deutschen 
Postanstalten  im  Auslande  galten  bisher  durchweg  die  Portosätze  des  Welt- 
postvereins. Seit  dem  15.  November  ist  hierin  eine  bemerkenswerte  Änderung 
eingetreten :  von  diesem  Tage  ab  unterliegen  Briefsendungen  aus  Deutsch- 
land nach  den  deutschen  Postanstalten  in  Marocco  den  Taxen  und  Ge- 
wichtsstufen des  inneren  deutschen  Verkehrs,  nur  mit  der  Ab- 
weichung, daß  Drucksachen,  Geschäftspapiere  und  zusammengepackte  Sen- 
dungen gegen  eine  Taxe  von  60  Pf.  bis  zum  Gewichte  von  2  kg  zugelassen 
sind;  in  der  Richtung  von  den  deutschen  Postanstalten  in  Marocco  nach 
Deutschland  werden  Taxen  von  gleicher  Höhe  in  der  maroccanischen  Landes- 
währung (Centimos)  erhoben.  Die  gleichen  ermäßigten  Portosätze  finden 
auch  im  Verkehr  der  deutschen  Schutzgebiete  mit  den  deutschen  Post- 
anstaltcn  in  Marocco  Anwendung. 

Die  neuen  Taxen  gründen  sich,  da  sowohl  Deutschland  und  die  deutschen 
Schutzgebiete  wie  die  deutschen  Postanstalten  in  Marocco  dem  Weltpost- 
verein angehören,  auf  Art.  21,  2  des  Weltpostvertrags,  der  »zur  Herab- 
setzung der  Gebühren  oder  jeder  anderen  Verbesserung  des  Postverkehrs« 
die  Gründung  engerer  Vereine  innerhalb  des  Weltpostvereins  zuläßt.  Ebenso 
wie  Deutschland  erhebt  die  französische  Postverwaltung  für  Briefsendungen 
zwischen  Frankreich  nebst  Algerien,  Tripolis  und  Tunis  einerseits  und  den 
franzosischen  Postanstalten  in  Marocco  anderseits  die  Taxen  des  inneren 
französischen  Verkehrs. 

Der  Briefverkehr  der  deutschen  Postanstalten  in  Marocco  hat  im 
Jahre  K)o0  in  der  Richtung  nach  dem  Reichspostgebiete  381  250  und  in 
umgekehrter  Richtung  75  110  Sendungen  ausgemacht.  Es  darf  angenommen 
werden,  daß  die  Taxherabsetzung,  die  von  den  beteiligten  Kreisen  gern 
willkommen  geheißen  worden  ist,  eine  Zunahme  des  deutsch -maroccanischen 
Briefverkehrs  zur  Folge  haben  und  dazu  beitragen  wird,  die  wirtschaftlichen 
Interessen  Deutschlands  in  Marocco  zu  fördern. 


Wechsel  in  der  Person  des  Vizedirektors  des  Internationalen 
Bureaus  des  Weltpostvereins.  Nach  mehr  als  einundfünfzigjähriger 
Dienstzeit  ist  mit  Ablauf  des  Monats  Oktober  der  Vizedirektor  des  Inter- 
nationalen Bureaus  des  Weltpostvereins  in  Bern,  Geheimer  Postrat  Galle, 
in  den  Ruhestand  getreten.  Der  Genannte  ist  aus  dem  deutschen  Postdienste 
hervorgegangen.  Er  ist  1856  in  den  Dienst  der  Königlich  Preußischen  Post- 
verwaltung aufgenommen  worden,  hat  im  Jahre  1874  die  höhere  Postverwal- 
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tungsprüfung  bestanden  und  ist  im  folgenden  Jahre  hei  Gründung  des  Inter- 
nationalen Bureaus  des  Weltpostvereins  als  zweiter  Sekretär  in  dessen  Dienste 
getreten.  Im  Jahre  1K79  wurde  er  zum  ersten  Sekretär  und  im  Jahre  1802 
zum  Vizedirektor  des  Internationalen  Bureaus  ernannt.  Die  Wirksamkeit 
Calles  ist  mit  der  Entwicklung  des  Weltpostvereins  unlöslich  verknüpft. 
Mit  Hingehung  und  Treue  hat  Galle  seine  reiche  Arbeitskraft  in  den  Dienst 
des  Internationalen  Bureaus  und  des  Weltpostvereins  überhaupt  gestellt. 
Große  Verdienste  hat  er  sich  durch  sein  umfassendes  Wissen  und  seine  Ge- 
schäftserfahrung insbesondere  hei  Gelegenheit  der  Weltpostkongresse  und 
internationalen  Postkonferenzen  erworben,  an  denen  er  seit  i8Sr>  regel- 
mäßig teilgenommen  hat.  An  der  wohlverdienten  Anerkennung  seines 
segensreichen  Wirkens  hat  es  Herrn  Galle  nicht  gefehlt:  der  schweizerische 
Bundesrat  und  die  Vercinsländcr  haben  ihm ,  namentlich  auch  bei  seinem 
fünfzigjährigen  Dienstjubiläum,  mannigfache  Ehrungen  erwiesen.  Von  der 
Regierung  seines  Vaterlandes  wurde  Galle  u.  a.  im  Jahre  1900  durch  Ver- 
leihung des  Charakters  als  Geheimer  Postrat  und  im  Jahre  1900  aus  Anlaß 
seines  Dienstjubiläums  durch  Verleihung  des  Roten  Adlerordens  zweiter 
Klasse  mit  Eichenlaub  geehrt.  Zu  seinem  Ruhesitze  hat  Galle  Wiesbaden 
erwählt.     Möge  er  sich  noch  lange  der  wohlverdienten  Muße  erfreuen. 

An  seiner  Statt  ist  von  dem  schweizerischen  Bundesrate  der  Abteilungs- 
dirigent bei  der  Ober-Postdircktion  in  Magdeburg.  Über -Postrat  Sieblist, 
zum  Vizedirektor  des  Internationalen  Bureaus  gewählt  worden. 
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Das  vorliegende  Buch  ist  der  2.  Band  des  Sammelwerkes  »Telegraphen- 
und  Fernsprechtechnik  in  Einzeldarstellungen«,  das  von  dem  Ober -Tele- 
grapheningenieur, Geheimen  Postrat  Karrass  herausgegeben  wird.  (Wegen 
des  1.  Bandes  dieser  Sammlung  vgl.  Archiv  1906.  S.  271.) 

Die  Literatur  iiber  die  elektrische  Wellcntelegraphie  ist  während  des  kurzen 
Zeitraums,  in  welchem  diese  eine  praktische  Bedeutung  erlangt  hat,  schon 
recht  umfangreich  geworden.  Abgesehen  von  den  Schriften,  die  einzelne 
Zweige  dieser  Wissenschaft  oder  technische  Neuerungen  zum  Gegenstände 
haben,  besitzen  wir  eine  Reihe  von  Werken,  die  zusammenfassende  Dar- 
stellungen des  ganzen  Gebiets  geben,  teils  von  rein  wissenschaftlichem 
Standpunkt  aus,  teils  unter  besonderer  Betonung  der  praktischen  Aus- 
führungsformen des  neuen  Verkehrsmittels.  Das  Arendtsche  Werk  hält  die 
glückliche  Mitte.  Es  behandelt  in  seinem  ersten  Teile  die  physikalischen 
Grundlagen  der  elektrischen  Wellcntelegraphie  und  im  zweiten,  etwas 
weniger  umfangreichen  Teile  die  Betriebscinrichtungcn. 

Den  ersten  Teil  baut  der  Verfasser  auf  einer  gedrängten,  aber  an- 
schaulichen  und    durch   gute   Abbildungen    unterstützten   Darstellung  der 
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Wechselst  romtcchnik  auf.  Er  beschreibt,  ohne  rechnerisch  zu  sehr  ins 
Einzelne  zu  gehen,  die  Art  der  Wechselstromerzeugung,  entwickelt  die  Be- 
griffe Periode,  Phase,  Frequenz,  bespricht  die  Meßinstrumente  für  Wechsel- 
strom und  behandelt  dann  eingehend  die  Bedeutung  von  Selbstinduktion 
und  Kapazität  im  Wechselstromkreise.  Der  Erläuterung  der  Maxwell- 
schen  Theorie  in  ihren  Grundzügen  ist  ein  kurzer  Abschnitt  gewidmet. 
Recht  klar  und  anschaulich  sind  die  nun  folgenden  Abschnitte  über  elektro- 
magnetische Schwingungen,  deren  Entstehen  zunächst  für  den  aus  Konden- 
sator und  Selbstinduktion  gebildeten  geschlossenen  Schwingungs- 
kreis erläutert  wird.  Im  Anschlüsse  hieran  werden  die  Begriffe  Eigen- 
schwingung, aufgezwungene  Schwingung,  Dämpfung  und  Resonanz  dem  Ver- 
ständnisse des  Lesers  erschlossen.  Sodann  wendet  sich  der  Verfasser  den  Vor- 
gängen beim  offenen  Oszillator  zu  und  zeigt  die  Unterschiede  zwischeti 
diesem  und  dem  Kondensatorkreise,  namentlich  hinsichtlich  der  Fernwirkung. 
In  einem  weiteren  Abschnitte  werden  die  bei  der  Koppelung  eines  ge- 
schlossenen Schwingungskreises  mit  einem  offenen  Oszillator  entstehenden 
Verhältnisse  beschrieben.  Der  technischen  Anwendung  der  bisher  erläuterten 
physikalischen  Vorgänge  auf  die  Einrichtung  von  Wellen messern  und  den 
Aufbau  der  Systeme  zur  elektrischen  Wellentelegraphie  sind  besondere  Ab- 
schnitte gewidmet.  Daß  der  Verfasser  sich  bei  der  Besprechung  der  Wellen- 
anzeiger auf  die  typischen  Vertreter  dieser  Apparatgattung  beschränkt, 
erscheint  bei  der  verwirrend  großen  Zahl  der  Vorschläge  und  Ausführungs- 
formen gerade  auf  diesem  Sondergebiete  nur  verdienstlich.  Ebenso  dien- 
lich ist  dem  Zwecke  des  Werkes,  daß  der  Verfasser  vermieden  hat,  auf 
alle  die  meist  recht  geringfügigen  Unterschiede  einzugehen,  die  den  in  den 
einzelnen  Ländern  gebräuchlichen  »Systemen«  der  drahtlosen  Telegraphie 
eigentümlich  sind.  Diese  Beschränkungen  des  Stoffes  kommen  der  Klarheit 
und  Übersichtlichkeit  des  Werkes  zugute.  Dies  gilt  in  gleichem  Maße  von 
dem  zweiten  Teile  des  Buches. 

Er  enthält  eine  Beschreibung  der  für  Stationen  der  drahtlosen  Telegraphie 
erforderlichen  Apparate  und  Einrichtungen.  Hierbei  legt  der  Verfasser 
Musterstationen  der  deutschen.  Gesellschaft  für  drahtlose  Telegraphie  zu- 
grunde und  geht  auf  die  Stationseinrichtungen  nach  anderen  Systemen  nur 
insoweit  ein.  als  sie  besonders  bemerkenswerte  Anordnungen  enthalten. 

Die  Anwendung  der  ungedämpften  elektrischen  Schwingungen, 
deren  Theorie  bereits  in  einem  besonderen  Abschnitt  am  Schlüsse  des  ersten 
Teiles  dargestellt  worden  ist,  wird  an  der  Hand  der  von  Poulsen  und  von 
der  Gesellschaft  Telefunken  getroffenen  Anordnungen  unter  kurzer  kritischer 
Würdigung  des  bis  jetzt  Erreichten  behandelt.  Auch  die  bisherigen  Versuche 
mit  drahtloser  Telegraphie  in  bestimmter  Richtung  werden  kurz  be- 
sprochen. Den  Schluß  des  zweiten  Teiles  bildet  der  Abdruck  der  amtlichen 
»Vorschrift  für  den  Gebrauch  der  Funkentelegraphie  im  öffentlichen  Verkehr«. 

Die  Schreibweise  des  Verfassers  ist  anschaulich  und  klar.  Die  alles 
Unwesentliche  ausscheidende,  Theorie  und  Praxis  gleichmäßig  berücksichti- 
gende Gruppierung  des  Stoffes  ist  geschickt  und  macht  das  Werk  geeignet, 
eine  Lücke  in  der  Literatur  des  behandelten  Gebiets  auszufüllen.  Es  kann 
jedem ,  der  sich  über  das  Wesen  der  elektrischen  Wellentelegraphie  unter- 
richten oder  erworbene  Kenntnisse  vertiefen  will,  warm  empfohlen  werden. 
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